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nu. Juſtizſachen. 
A. Civilrecht. 


4181. Fälle unzuläffiger Injurienklagen. 10. Zaunar 1803. 

Srieberihb Franz 20. Unfern ꝛc. Es ift verlefen und erwogen, was ihr 
unterm 17. November v. J. in der angemaßten Injurien-Sache bes leibeigenen Ta- 
gelöhnerse Schröder wider den von Bülow auf Teſſin vorgetragen habet, und geben 
Wir euch dagegen aus dem abfehriftlihen Beyfchluffe zu erſehen, mas ber benannte 
von Bülow wegen eures Berfahrens in dieſer Sache repräjentirt hat. 

So weit wir davon entfernet find, in mirflihen Juſtiz-Sachen temahlen Unfern 
Zandesgerichten über ihr Verfahren und ihre Erfenntniffe Vorſchriften zu machen, 
eben fo wenig können Wir Doch denfelben zulaſſen, daß fie, durch Aufbringung neuerer 
Grundfäge, in die einmahl im Lande bergebradten und verfaffungsmäßigen BVerbält- 
niſſe der Stände gegen einander eingreifen, und dadurch, Daß fie- diefe in einzelnen 
Fällen außer Act laffen, zu Abänderungen in ber Landes-Einrichtung die Bahn 
öffnen. Die berfömmliche Leibeigenfchaft und das daraus fließende anerkannte Derr- 
ſchafts⸗ und Correctionsrecht der Landbegüterten ftehet mit der Zulaſſung Aftimatori« 
ſcher und anderer Injurien⸗Klagen in offenbarem Widerfpruche, und die der Correction 
Unterworfenen können fi zwar über Mißbrauch ſolches Rechts und Exceß darin be= 
Hagen, auch dadurch gerichtliche Remedur, Ereitirung des Fiscals und Beſtrafung, den 
Umſtänden nad, veranlaſſen; nie aber durch die Ausübung bes Juris castıgandı. et 
corrıgendi an ſich felbft ſich eigentlich injuriiret halten, und bafür allein Genug- 
thuung wegen gefränfter Ehre verlangen. Dieß iſt fogar ausbrüdlich gefekliche Bor⸗ 
frift in L.7 Ss. 3 D. de inj. et fam. lib., und ihr- ſelbſt werdet ohne Zweifel 
darnach andern ähnlichen Fällen euch richten und z. B. einem Kinde, um eines 
vom Vater erhaltenen Scheltwortes halber, den Auftritt mit einer Injurien⸗-Klage 
nimmermehr zu Gute halten, als wodurch die ganze väterliche Gewalt zerſtöret 
werden würde. 

Wenn euch affe durch Unſer Nefeript vom 2. November 9. %. die Anerinne- 
rung zugegangen ift, den landesgeſetzmäßigen Standpunkt der Leibeigenen gegen die— 
jenigen, in beren- potestate fie fi befinden, vor Angen zu behalten: fo werdet -ihr 
auch einfehben, daß bier nicht ſowohl davon die Rebe ift, wie ihr in dieſer Sache 
erfennen müſſet; fondern, ob Sachen der Art fih überhaupt zu ber angemaßten 
Drozeß-Führung vor: euch qualificiren? und ob ihr zu den gewählten Maaßregeln, 
ber beftchenden Landes Einrichtung nad), eompetent: ſeyd? welcherwegen denn na⸗ 
türlich Unſern landesherrlichen Vorſchriften untergeordnet bleibet. 

Aus dieſem Geſichtspunkt habt ihr dieſe Sache zu deurtheilen, und verfeben Mir 
Uns Dazu, daß ihr nunmehr zwar auf dem fürzefien Wege, ber möglich ift, dieß: 
ob ber von Bülow in der Correction exkedirt habe? ins ‘Klare bringen, 
und’ Exteſſe nach Befinden ahnden, weiter aber nicht gehen, mithin Die unmittelbare 
Verhandlung zwifchen dem Leibherrn und Leißeigenen über das vermeintlich Injurieuſe 
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ber Correction einſtellen, vielweniger aber das Eigenthums⸗ und Correctionsrecht Durch 
fortdauernde allgemeine Inhibition außer Uebung ſetzen werdet. Wornach ꝛc. und 
Wir ꝛc. Schwerin, den 19. Januar 1803. 
Herzogl. Mecklenburgiſche zur Regierung verordnete Präſident, 
Geheime⸗ und Räthe, 
An die Juſtiz⸗Kanzley biefelbft. 


41182. Aufhebung ehelicher Gütergemeinfchaft wahrend der Ehe. 
25. April 1805. 

Srieberih Franz ꝛc. Unfern ꝛc.! Wir geben euch, auf eure Anfrage vom 
22. d. M., die von den Hufterfchen Eheleuten intendirte Aufhebung der Gemeinfchaft 
der Güter unter ihn beiden betreffend, bei Retradirung ber Driginal- Eingabe, hie— 
durch zum Befcheide: daß es in keinen Rechten verboten ift, der eingegangenen Güter- 
Gemeinſchaft zu entfagen, und biefelbe pro futuro aufzuheben; mithin könnet ihr 
euch bei der ausdrüdlichen Erflärung ber Supplicantinn, bes Diefe Renunciation auf 
feine ber bisher auf ſich geladenen gemeinſchaftlichen Verbindlichkeiten Einfluß haben 
ſoll, nicht entlegen, nach zuvor nöthigenfalls geſchehener Zuordnung eines Curatoris 
für die Bray, Dem Geſuche durch öffentliche zweckmäßige Bekanntmachung zu deferiren, 
ohne daß dazu bie Erlaffung von Proclamatibus praeclusivis weſentlich nöthig 
wäre. Wornach 2c., und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben 27. en ben 25. 
April 1805. | 
An das Gericht der Altſtadt biefelbft. 


2183, Bou der Bachtremifjion wegen Kriessſchäden, 
2, Dechr. 1808. 


Wir Srieberih Kranz ıc. Fügen biemit, nad vernonmpenem und wohler⸗ 
wogenem rathſamen Bedenken Unſrer Ritter⸗- und Landſchaft zc. zu miſſen: Wir haben 
wahrgenommen, daß die Kriegsereigniſſe in Unſern Landen mit ihren Folgen, inſon⸗ 
derheit unter Locatoren und Conductoren, auf dem Lande ſowohl als in den Städten, 
vielerlei Irrungen veranlaſſet, und letztere ſehr häufig dieſe Gelegenheit gerne benutzet 
haben, um die Pacht⸗- und Miethgelder, unter dem Vorwande von Kriegs⸗-Schäden, 
zurüd au behalten, ja biefes öfter fo weit zu treiben, daß fie nicht einmal in den 
Grenzen bes Begriffe von Pachten, ‚mithin von verbältnigmäßiger Remilfion an 
Pacht- oder Miethgelbe, verbleiben, jundern auf gänzlihe Entihädigung hinausgehen, 
und alle ihre Kriegs⸗Unglücksfälle dem Verpächter, der außer dem Contracte nichts 
mit ihnen zu thun hat, aufbürden, auch auf ſolche Art bisweilen won Demfelben noch 
über die, ibm vorenthaltene Pacht Bezahlung dazu haben wollen; durch welde Miß- 
bräuche nicht allein zahllofe und abſichtlich langwierige Proceffe veranlaſſet, ſondern 
auch fürs Ganze ſchädliche Stockung und Unordnungen, mit immer weiter gehenden 
gemeinſchädlichen Folgen, heryorgebracht werden; welchen Uebeſn Wir mit Lanbeg- 
herrlicher Fürſorge abzuhelfen Uns verpflichtet finden, 

Wann Wir nun gleich genugſam erkennen, daß alle dergleichen. Streitigkeiten 
ſchon aus der Natur und dem Weſen des reinen Mieths⸗ oder Pacht⸗Contracts, und 
den darüber redenden, in Unſern Landen auch dieſerhalb nie abgeſchafften, ſondern nur 
hiebevor in einzelnen Fällen und Sabren. den zeitigen Umſtänden nach einigermaßen 
modificirten römiſchen Geſetzen ihre genugſame Eutſcheidung finden; ſo iſt Uns doch 
nieht entgangen, ſowohl daß mancherlei ungegründete Meinungen hierbei bie Gtreitig« 
feiten verwideln und zum Nachtheil bes Landes die Kürze, womit diefelben in ben 
Gerichten abzuthun find, verhindern; als auch, daß viele einzelge Contracte vorkom⸗ 
men, melde bie Entſcheidung über bier einfhlagende Remiſſions⸗Forderungen von 
künftigen ‘allgemeinen Landes-Drbnungen abhängig machen, woher dann manche Con⸗ 
trahenten und ſelbſt Gerichte, in ber ‚Ermarkung neuer Geſetze, in Zweifel gerathen, 
wie ſie zu rechnen und zu entfepeiben ‚haben. 

Diefe Wahrnehmangen haben Uns hewogen, Die Sache in genau. ueberlegung 
Pr ‚nchmen, und Wir haben. Uns: endlich, nach Erwägung aller eintretenden, jet fo 
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ſehr von den vormaligen verſchiedenen Umſtände gänzlich überzeugt, ba durch keiner⸗ 
lei Anordnungen der Billigkeit und allgemeinen Anwendlichkeit ſo nahe gekommen 
werden kann, als durch bie genaue Veſthaltung ber natürlichen und römiſchen Rechts⸗ 
Begriffe und Regeln. Solchemnach verordnen Wir hiemit, daß alle Gerichte in 
Unjern Landen fih daran allein halten und darnach verfahren follen. 

Wie es aljo bei ber allgemeinen Regel, daß ber Zufall den Herrn ber Sade 
trifft, ‚und bei dem Grund-Begriffe des Mieths-Eontracts, dag locator condactori 
usum reı locatae gewähren müfle, unbedingt verbleibet; fo folget daraus von felbft, 
und wirb zunt Ueberfluß hierdurch, zu‘ Verhutung unrichtiger Auslegungen, wiederholt 
gejehlich beftimmet: Ä 

1) Daß in den Streit über Pacht⸗Remiſſtonen wegen Kriegs⸗Schäbden, alle bie- 
jenigen Forderungen nicht hinein gehören, melde Conductor ala Mandatarıus, 
Negotiorum gestor, oder fonft anders woher, als aus. dem Paht-Eontracte, wann 
gleih aus Beranlaffung der Kriegs-Troublen, an ben Verpächter haben mag; daß 
mithin foldhe zur Zurüdhaltung Tiquider Miethe oder Penfion nicht liquidirt werben 
Tonnen, fondern auf gewöhnlichen rechtlichen Wegen wahrzunehmen find. 

2) Daß feine Schäden, welche durch den Krieg der verpachteten Sache ſelbſt, es 
feien Grundſtücke, Häufer, Vieh, oder andere Mobilten, zugefüget find, und alfo ben 
Eigenthümer allein treffen, bier weiter in Betracht Fommen, als infoferne: ſolche Zu- 
fälle eine Behinderung bes usus reı locatae zur Folge Haben. 

3) Daß ebenmäßig von ſolchen Liquidationen alle zufällige Schäden gänzlich 
ausgefchloffen bleiben müflen, welche nicht die gepachtete Sade, fondern das Eigenthum 
bes Pächters, oder Miethsmanns, es beſteht in Baarſchaften, Vieh, Mobilien, Bic- 
tualien, eingeernteten Früchten, oder worin es fonft wolle, betroffen haben, als weldher- 
wegen bie Eigenthümer der verlornen Sachen mit allen andern Landeseinwohnern, bie 
durch den Krieg gelitten haben und allgemeine Ausgleichung und Uebertragung vom 
Lande erwarten, in gleihem alle find, ber Verpächter aber fo gut, als jeder andere 
Menſch, ein plane tertius ift. 

4) Da über Abgaben, welche zur Beftreitung von riegslaften über das ganze 
Land bisher ausgefchrieben find, oder weiter Tandesherrlih von Uns werben vertheilet 
werden müflen, zwiſchen Locatoren und Conductoren nicht geftritten werden Tann, weil 
ein jeber das Seinige nah Maßgabe der Ebdicte ſelbſt zu tragen Hat. 

5) Daß wegen alles besjenigen, was auf Requifitionen einzelner Behörben im 
Lande abgeliefert worben ift, ber Lieferant, er fer Pächter ober Verpächter, fih an 
den Requirenten halten muß, ohne dritten Perſonen derwegen Rechnung machen zu 
wollen. Es follen jedoch hiervon ganz allein diejenigen Yäle ausgenommen fein, imo 
von den Pächtern auf Requifition einzelner Behörden im Lande, ohne verſprochene 
fihere Bezahlung, Korn bat abgeliefert werden müſſen. Hiervon fol ber Berluft 
zwifchen Verpächtern und Pächtern getheilet werden, mit Vorbehalt bes ihnen gemein 
ſchaftlichen Rechtes ber Zurüdforkerung von ben Requirenten. 

6) Daß folglich bei den Remiſſions-Forderungen fonft nichts in Betracht Tommen 
fann, ale ſolche Kriegs⸗Zufälle, durch welche Conductori der Gebrauch und die Be— 
nutzung ber in Pacht habenden Sache verhindert, erſchweret, ober ganz benommen iſt; 
es mag nun ſolches durch Wegnehmen, Verderben, oder ausſchließliche, den pächteri— 
ſchen Gebrauch hemmende einſtweilige Detinirung ber rei loeatae, und der mit der⸗ 
ſelben annoch verbundenen Früchte, geſchehen ſein, oder bei ländlichen Grundſtücken 
durch unwiderſtehliche Abhaltung von der N und Einmwerbung. Wenn foldyer> 
wegen Proceſſe entftehen; ſo verordnen Wir, zur Abkürzung derſelben und Verhinde⸗ 
rung der Mißbräuche: 

7) daß der Pächter oder Miethsmann allemal 14 Tage vor dem gahlungs⸗ 
Termine dent Gerichte eine beglaubigte Anzeige des Vorfalles und des ungefähren Be— 
trage ber dadurch entſtandenen Nachtheile machen ſol, zu dem Ende, bamit fogleich 
ein verhältnigmäßiges Duantum, oder au, ben Umſtänden nad, das ganze Pacht- 
geld, : vorläufig ex acquo et bono beſtimmet werden Tünne, was ber Conductor 
einftweilen, nach beftellier Sicherheit, einzubehalten befugt fein fol. Ohne ein ſolches 
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Decret, und weiter als deſſen Beſtimmung gebt, fol Feine Zurückhaltung ber liquiden 
Penfion Statt finden; und follen infonberheit Die Gerichte angemwiefen fein,. aus hen 
ihnen zu dieſem Zwecke vorgebrachten pächterifihen Berechnungen alles Dasjenige, was 
zu ben oben sub 1, 2, 3 et 4, auch sub 5, bis auf bie dabei: feftgefegte Ausnahme, 
bemerften Puncten hingehört, gänzlich außer Aht zu laſſen, und fich bei ber — 
ſtiſchen Feſtſetzung des zu retinirenden Quanti lediglich auf die wahren sub Nr. 
beſchriebenen Pacht⸗Schäden und die Hälfte der Korn Lieferungen nach Nr. 5 
beſchränken. 

8) Nächſtdem, und nach zuvor gehörtem Gegentheile, haben die Gerichte den 
Anſchlag des usus impediti von der re locata auf dem möglichſt kürzeſten Wege 
zu unterſuchen und nach Billigfeit bas Quantum remissionis finaliter zu be- 
fimmen, wogegen denn, in Abſicht auf die Zahlung des etwa noch von bem interi- 
miſtiſch retinirten Pactgelde dem Berpächter zukommenden, Feine ſuſpenſi ve Rechts⸗ 
mittel Statt haben ſollen. 

9) Da bei vermietheten bloßen Wohnungen die Schäden größtenteils in dem, 
durch Einquartierungen entbehrten Genuß eines Theiles Derfelben beftehen werden; fo 
haben bie Gerichte nah den nämlihen Grundſätzen dieſen Nachtheil zu ponberiren, 
und nad Zeit, und Raum bie verhältnigmäßige Ratam zu beftimmen, melde vom 
Miethsgelde abgefchlagen werden kann. Ohne folde vorherige Beftimmung barg, -weil 
fie faſt in allen Fällen fogleih ex aequo et hono gejchehen Tann, das Locarium 
nicht zurüdgehalten, noch den etwanigen Rechtsmitteln gegen folde Beftimmung, ber 
Sufpenfiv- Effect gelaffen werben. 

In allen biebevor nicht berührten Puncten ſollen die römiſchen Geſetze wörtlich 
angewandt werden. 

Es verſtehet ſich übrigens von ſelbſt, daß allenthalben, wo durch die Contracje 


etwas anders feſtgeſezet und entweder vom Verpächter oder vom Pächter ganz be⸗ 


ſtimmt etwas zu leiſten übernommen iſt, mas ſonſt, nach Natur des Contracts und 
dem obbefchriebenen Rechte, dem andern zur Laſt fommen würde, folhe Contracte bie 
Entfheidung beflimmen müſſen, und das gemeine Recht nur in subsidium anzu⸗ 
wenden ift, 

. Bir gebieten und befeblen demnach allen höheren und niederen Gerichten in 
Unfern Landen hiedurch gnädigſt, in ihren Erfenntniffen nad vorftehender Unſrer Con⸗ 
ſtitution auf Das genauelte fich zu achten. 

Zu befien Beurkundung ift diefelbe nicht allein fämmtlichen Obrigfeiten unb Ge⸗ 
richten in Unſern Landen mitgetheilt, fondern auch ben hiefigen Anzeigen eingerüdet, 
Urkundlih unter Unferm Handzelchen und Inſiegel. Gegeben sc. Schwerin, den 2. 


December 1808, 
Friederich Franz. 


1184. Gültigkeit bona ſide gemachter Ceſſionen gegen die An: 
fprache der Hypothekarien. 30. Januar 1810. 


Srieberih Franz ꝛc. Fügen nebft refpectiver Entbietung Unfers gunſt⸗ und 
gnädigen auch gnädigiten Grußes Unfern Lanbeegerichten, Haupt- und Amtleuten, de⸗ 
nen von ber Ritterfchaft, Bürgermeiftern, Gerichten und Räthen in Unfern Städten, 
auch indgemein allen Landes-Einwohnern und Untertbanen hiemit zu wiſſen: Wie Wir 
auf die Uns von. bem Engern Ausſchuſſe Unferer Nitter- und Landſchaft vorgetrageng 
Bitte Uns bewogen gefunden haben, Kraft biefes für alle noch nicht rechtskräftig ent⸗ 

ſchiedene Fälle Iandesherrlic zu beftimmen, und feitzujeßen: 
| Daß die von einem Dehitore bona fide, und zu einer Zeit, ba er noch 
gültig über das Seinige zu bisponiren und zu zahlen befugt war, an andere 
zur Zahlung abgetretene und durch Zuftellung der Papiere in das Eigenthum 
des Ceſſionarii übergegangene, Schuldforderungen von andern bppothecarifchen 
Bläubigern bes Cedenten in Feine Wege in N — werden kön⸗ 
nen noch ſollen. 
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Wir gebieten und befehlen demnach allen Unſern Landes⸗ und andern Gerichten, 
in Gemäßheit dieſer geſetzlichen Vorſchrift zu erkennen, und haben zu mehrerer Ge- 
meinlündigmachung dieſe Conſtitution Den hieſigen Anzeigen einrüden laſſen. Urkund⸗ 
lich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 


Gegeben c. Schwerin, ben 30. Jamar 1810. 
Sriedberih Franz. 
Gonftitution | 
wegen ber Gültigkeit cedirter Schuld 
forderungen gegen bie Anfprache hypo⸗ ⸗ 


thecariſcher Gläubiger. 


1185. Uebergang der heſſenkafſelſchen Forderungen an Meklen⸗ 
burger auf den SKaifer von Frankreich. 15. Juni 1810. 
Friederich Franz ꝛc. Unfern sc.! Nachdem bei Unfrer Regierung von ben 

Kaiſerl. Franzöſiſchen besollmächtigten Diinifter und außerordentlichen Geſandten zu 

Berlin, dem. Grafen von St, Marfan, unterm 9. Juni d. 9, folgendes vorgetragen 

worden: 


1) Daß bie, von dem ehemaligen Chur⸗ 1) Que les eréances du cidevant 


fürften von Helfen dargeliehenen Capi- 
talien ein Eigenthum Gr. Majeftät bes 
Kaiſers und Könige geworden find, 
welder, indem er über Die Souverai⸗ 
netät bisponirte, von welcher dieſe 
Capitalien sin Anhang waren, diefelben 
davon hat trennen fünnen, und fie 
wirflih davon getrennt und ſich vor— 
behalten bat. 

2) Daß Se. Kaiſerl. Könige. Majeftät, 
fein allerhöchſte Souverain, indem 
Allerhöchſt Dieſelben die unverzügliche 
Abbürdung PDiefer Anleihen, ang Rück— 
fichten der höheren Politif für noth— 
wendig halten, wollen, daß die Gläu— 
biger fofort an AllerhöchſtDieſelben 
zahfen follen, ohne fih an bie ur- 
fprünglih in ben Verſchreibungen fti- 
pulisten Zahlungs= Termine zu kehren. 
Gie find dabei willend, durch billigen 
und hinlänglihen Nachlaß dasjenige zu 
vergüten, was die frühere Zahlung 
läftiges für Die Gläubiger haben könnte, 
aud ihnen gegen jede ZJurüdjorderung, 
Anfprade und Klage, melde aus Ur— 
fadhe und Vorwand gedachter Anleihen, 
zu irgend einer Zeit an fie gemacht 
oder gegen fie angebradt werden 
könnten, alle Sicherheit und Garantie 
zu geben: 


Electeur de Hesse sont devenus 
la propriete de Sa Majeste ’Em- 
pereur et Roi, qui, en disposant 
de la Souverainete, dant les 
eréances etoient une annexe, a 
pü les en separer, et les a en 
eflet separees, et Se les est 
reservees. , 


2) Que Sa Majeste Imperiale etRo- 


yale, Son Auguste Souverain, 
regardant Vextinetion immediate 
de ces cerdances 'coınme neces- 
site par des considerations de 
haute politique, veut, que sans 
attendre Pecheance des termes, 
originairement stipules dans les 
contracts, les debiteurs, s’ac- 
qnittent des à present envers Elle, 
etant dans l’intention de leur eom- 
penser par des remises equitables 
et suflisantes, ce que pourroit 
avoır d’onereuse Pantieipation 
du payement, ainsi que de leur 
donner toute r&petition, demande 
et aclion, qui par raison ou sous 
pretexte des dites creances, 
pourroit ätre en aucun tems 
faite, ou intentèe de la part de 
qui que ce soit: 


Sp befehlen Wir euch hiedurch gnädigſt ernfllih: In den bei eurem Dicafterio etwa 
niedergelegten Oypothelen- Büchern, worin Schuldforberungen bes vormaligen Herrn 
Churfürften von Heffen, Wilhelm IX., eingetragen und verzeichnet ſtehen möchten, 
ſothane Forderungen und Pöſte, wenn auch eine, nad dem anliegenden Formular, *) 


*) Nous Comte de St. Marsan, charge d’aprös les ordres de Sa Majeste Napoleon, 
Empereur des Frangeis, Roi d’Italie, par 8. Exc. Mr. le Duc de Cadore, Ministre 
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im Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers der Franzoſen, entweder durch den obberegten 
Grafen von St. Marſan, oder durch jede andere, zu ſolchem Zwecke bevollmächtigte 
Perſon darüber ausgeſtellte Quitung vorgezeiget werden wird, alsbald tilgen zu laſſen, 
auch in ſolchem Falle, dag und warum dieſe Tilgung geſchehen, jedesmal gehörig 
öffentlich bekannt zu machen, damit die Integrität des conternirenden Hypothekenbuchs 
nicht leide, und alle übrige, aus demſelben ein Recht habende, oder noch erlangen 
wollende Gläubiger, von allem gehörig unterrichtet werden. 

An dem geſchiehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung, und Wir verbleiben euch 
mit Gnaden gewogen. Gegeben 2c. Schwerin, ben 15. Juni 1810. 


Friederich Franz. 
An die drei Landesgerichte. en 


1186. Unwirkſamkeit desfallſiger Proteftationen. ©. Auguſt ISIO. 


Friederich Franz ꝛc. Unfern ꝛc.! In Verfolg Unfrer Verordnung vom 15. 
Auni d. J., wegen ber Audfehrung- ber vormaligen Churfürſtl. Heſſiſchen, in Unſern 
Landen radicirten Gelder an die Kaiſerl. Franzöſiſche Geſandſchaft in Berlin, gegen 
deren Quitung, auch eventuellen Tilgung ſothaner Forderungen in den, bei eurem 
Collegio niedergelegten Schuld- und Hypothekenbüchern, befehlen Wir, auf fernere be— 
ſtimmte Anträge gedachter Kaiſerl. Königl. Geſandſchaft, euch hiedurch gnädigſt: zu 
keiner Zeit und unter keinerlei Umſtänden, von Seiten der urſprünglichen Gläubiger 
oder deren Ceſſionarien, irgend einige Proteſtation gegen Die Ausſtreichung ber vor⸗ 
benannten Schuldforberungen anzunehmen. 

Wornach ꝛc., und Wir 10. Gegeben ze. Schwerin, den 9. Auguft 1810, 


Sriederih Gran; 
An bie drei Landeögerichte separatim. 


des Relutions exterieures et S. Exec. Monsieur Defermont, Ministre Conseiller 
d’Etat en sa gualite d’Intendant du Domaine extraordinaire d’assurer conforme- 
ment aux Decrets Imperiaux antericurs & celui da 28 Fevrier 4840 le recouvre- 
ment des creances conquises sur le ci-devant Electeur de Hesse Guillaume IX. 
creances se trouvant Etre A la charge du Ser. Duc Souverain de Mecklenbourg- 
Strelitz et de plusieurs particuliers Mecklenbonrgeois, 8. M. ayant declare les 
dites creances confisques au proft de son Domaine par snite de la conquete de 
V’Electorat de Hiesse-Lassel, et qu’elle entendoit qu’aucuns de ces debiteurs ne püt 
se liberer valablement qu’au tresor de son Domaine extraordinaire, ayant fait en 
consequence connoitre d’apres les ordres de 8. M. au N. N. debiteur du ci-devant 
Electeur de Hesse qu’il &ut à acquitter tant en principal qu’en interets, la liqui- 
dation faite, le mentant de sa dette forte de — — sans attendre VPecheance des 
termes qui pourroient lui avoir dte accordes, pour eviter le sequestre et la vente 
des terres hypothequees le N. N. a paye et remis pour le comte de la Caisse du 
tresor extraordinaire a Vous la dite somme de — — — Du quel payement 1) 
Nous lui donnons bonne et valable quittance, par ce payement, le dit N. N. est 
entierement et sans exceplion quelconque libere par Nous au nom de Sa Majeste 
Imperiale et Royale de tout engagrment contracte dans P’Acte du — qui se trouve 
reste entire les mains da ci-devant Electeur creancier originaire. 2) Declarons 
que cet acte d’apres Ics ordres de S. M. demeure annulle et casse en son entier 
et qu’aucun possesseur present ou futur du dit document ne pourra fonder sur les 
engagemens yqu’il Contient, ou sur un pretexie quelconque reclamer un payement. 
3) Consentons d’apres Ics ordres de Sa Majeste & ce ae le Debiteur acqnitte 
par Nous fasse rayet de tout registre des fonds et hypothäques la dette sus- 
mentionnee et par lui payee et que Ja simple production de eelte quittance devra 
suffire pour je garantir contre chaque demande ulterieure de payement. 4) De- 
clarons enfin d’npres les ordres de 8. M. qw’elle promet garanlir en tout tems et 
eirconstances Ia teneur du cette quittance et que notamment Elle garantit le N. N. 
et ses herctiers de toute poursuite d’un payement quelconque fonde sur la pos- 
session du tilre, reste entre les mains du creancier originaire. 

Renonrant du reste à toute les exceptions valables en droit hommemcent a 
celui de Valeur non recue, d’erreur, de lesion, à la regle qu’une renonciation 
generale est invalide, si les renonciations particulieres n’ont pas precede. 

Par Copic conferme 
de St. Mursan. 
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14187. Ungültigkeit der von 1648 bis 1803 ergangenen meklen⸗ 
burgifche Gefege für Wismar, 10. Juni ISA. 
Srieberiä Tranz mw. Unfen . Wir geben euch auf enre Anfrage vom 
24. v. M. in Betreff der Gültigfeit der biefigen Landesgeſetze in ber Herrſchaft 
Wismar mit Bezug auf Unfer Refeript vom 5. November 1803 hiedurch zum Be— 
fheide: Daß eine Berfügung, modurd bie in Unfern Landen vor ber Arquifition be⸗ 
nannter Herrſchaft geltend geweſenen Geſetze auf dieſelbe ausgedehnt worden, im Al- 
gemeinen nicht exiſtirt, und bie für Unſere Herzogthümer gegebenen Geſetze als ſolche 
für die Herrſchaft Wismar nicht verbindlich find, inſofern fie nicht bereits vor ber 
Abtretung Wigmars an Schweben, alfo vor 1648, auch für Wismar verbindlich ge- 
wefen find, ober durch befondere Verorbnungen anf biefelbe erſtreckt worden. 
Wornach ac. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 10. Juni 1811. 


Friederich Franz. 
An das Hof» und Landgericht zu Güftrow. 


1488. Aufhebung der Leibeigenichaft. 18. Januar 1820. 

Bir Friederich Franz x. Fügßgen biemit öffentlich zu wiſſen, daß Wir, nach 
eingezogenem rathſamen Bedenken Unfrer getreuen Ritter⸗ und Landſchaft, die Leib- 
eigenſchaft in Unſern Landen, in Uebereinſtimmung mit Sr. Königl. Hoheit des 
Großherzogs von Merklenburg⸗Strelitz Liebden, in folgender Maaße aufgehoben: haben. 

Die Leibeigenfhaft und Guts⸗Unterthänigkeit hört mit ihrem Namen und Wefen, 
und mit allen aus ihr herrührenden wechſelſeitigen Nechten und Verbindlichkeiten ber 
Gutöherrn und bisherigen Gutsbehörigen fofort auf, jedoch wird die Freizügigkeit für 
Die gemeinfhaftliche Wohlfahrt des Gutsherrn und ber freigelaffenen Samilien vorerft 
foldergeftalt beichränft, dag 

1) fie überhaupt bis zum 24. Detober 1821 ‚gen verfügt bleidt, jo baß die erſten 

Kündigungen Oſtern 1821 voraufgehen, da 

2) am 24. October 1821, nur der vierte Theil aller in einem Gute wohnenden 
leibeigenen Tagelöhner abziehen fann, und fofort bis zum 24, October 1824, 

jeboch unbeſchadet anderweitiger wechfelfeltiger Lebereinfommen. 
Wo ihre Zahl nicht mit vier aufgeht, da dürfen von übrigen Dreien Einer 

‘in jedem der drei erften Sabre, von übrigen zweien aber, ber Cine Oftern 
1822, der Anbere. DOftern 1824 kündigen. Kündigt Niemand in einem der 
drei erſten Sabre, oder Fündigen weniger, als Dazu berechtiget find, von jenen 
Ditern 1821 in jedem Gute vorhanden geweſenen Angehörigen, jo dürfen ben- 
noch Nachkündigungen nicht ſtatt finden, mithin in jedem Jahre bis zur all- 
gemein geworbenen Freizügigkeit nicht mehrere Familien⸗Väter abziehen, als auf 
das laufende Jahr und zum vierten Theil der Vollzahl kündigenn können, im⸗ 
maaßen ſonſt zu ſtarke Kündigungen auf ein einzelnes: Jahr, unvorbereitet, 
eintreten könnten. 

3) Kündigen in einem Jahre mehr Familien⸗ Väter, als vermöge dieſer Einſchrän— 
fung für ben nächſten 24. Detober freizligig werden, fo entſcheidet das höhere 
Alter über die Zulaffung, infofern ber Gutsherr micht felbft geneigt if, mehrere 
Kündigungen anzunehmen, - 

4) Auch die Outsherrſchaft darf nicht mehr als ben. vierten Theil der beim Eintritt 
Des Geſetzea in jedem ſeiner Güter wohnenden leibeigenen Familien⸗Väter, kündigen, 
und feine eignen Kündigungen kommen nicht in An⸗ und Abrechnung ad 2 und 3. 

5) Die Kinder ſolcher bisherigen Leibeigenen, die nicht von der Kündigungs-Be— 
fugniß Gebrauch machen, werden erſt mit dem wirklichen Abzuge ihrer Aeltern 
freizügig, miüſſen mithin am WohnsÖrte derſelben, oder auf einer Pertinenz 
des nämlichen Guts deſſelben Herrn fortdienen, die Söhne bis zum vollendeten, 
Ein- und Zwanzigften, bie Töchter bis zum Achtzehnten vollen Lebensjahre. 

Wenn aber die Töchter früher in. eine ehelihe Verbindung treten, ober 
Söhne zeitiger, beide mit Semehmigung ber eltern oder Bormünder und 
Obrigkeiten, : zu einem Handwerk, zum Beſitz eines Gehöfts uber andern 
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Grund⸗Eigenthums übergehen bönnen, fo iſt ihnen auch bie zu befördernde 

reizügigfeit zeitiger zu geſtatten. 

olche Kinder, bie auf Koſten des Guts und Gutsheren erzogen find, oder 
en Aeltern nicht mehr Teben, müffen rejp. bis zum 21. und 18. vollen 
Lebensjahre an dem Drte ihres zeitigen Aufenthalts fortdienen, damit fie nicht 
früh und unzeitig zu einer ungebundenen Lebensart übergehen. 

Nächſtdem, oder wenn die sub 5 bemerkten befonderen Fälle bei ihnen ein- 

treten follten, bört Die Bejchränfung ihrer Freizügigkeit auf. 


[23 Unterthanen anderer Aemter und Güter, die zum einftweiligen Aufenthalte an 


ihrem jetzigen Wohnprte beurlaubt waren, find nicht ale angehörig der beurlaubt 
babenden, ‚nder ber Wohnftele anzuſehen, ſondern genießen Die. Rechte anderer 
freier Einwohner. 


8) Aus dem Dienftverhältniffe folgt, Daß Niemand während ber Dauer beffelben ohne 


Erlaubniß bes Brodherrn heirathen darf, mithin Dürfen bie Ehrn= Prediger 
weber abkündigen noch trauen, bis der obrigkeitliche Trau- Schein beigebracht ift. 

Soll aber bie Verheirathung mit dem Ende der Dienftzeit und mit Ber 
lafjung des Orts gefchehen, fo muß im dem obrigfeitlichen Irau- Scheine ber 
nachgewieſene fünftige Wohnort des Brautpaarg angegeben werden. Nach 
beigebrachter folder Nachweiſung Fann die Obrigkeit ben Schein nicht verweigern. 


9) Sind zwar sub 4 dem Gutsherrn, gleich feinen Unterfaffen, Die Kündigungs- 


Rechte während zeitiger Einfchränfung ber Sreizügigfeit auch vorbehalten, fo 
darf er doch fein Recht niemals anwenden 

1) auf Zamilien-Bäter, Die dag 50, Lebensjahr vollendet haben 

2) auf Gebrechliche oder ſchwer Kranke 

3) auf Wittwen 

es ſei denn, daß fie ganz freiwillig Der Kündigung beiltimmen, und ein anderes Unter- 
fommen wirklich finden Tönnen, ba dann ihre Abfindung für vollendet anzufehen ift. 

Wollen fie aber Die Kündigung nicht annehmen, oder können fie dernoch 

ein anderes genügendes Unterfommmen nicht finden, fo bleiben fie im Gute, 
deſſen Obrigkeit für fie forgen muß, infoferne ihre Kinder ben gefeglichen Ver— 
bindlicgfeiten zur Ernährung. ihrer Eltern nicht genügen können. 


10) Wenn ein gelündigter Tagelöhner oder Dienftbote, der von einer neuen Be— 


börde wirklih angenommen, gemiethet oder eingedungen ift, vor der Umzugszeit 
krank wird oder verunglüdt, obne daß es feinem zeitigen Herrn zur Schuld 
imputirt werden Tann, fo muß ihm und ben Seinigen Das Berbleiben am Orte 
feines Stranfeningers bis zur Geneſung verftattet werden, fobald aber Die Ge⸗ 
nefungigrfolgt, oder er auch nur fo weit bergeftellet ift, Daß er unnachtheilig 
umziehen, Tann, muß der neue Dienftherr ibn abholen laſſen und aufnehmen. 


11) Wenn zwar, wie sub 1 verordnet ift, alle Laften und Pflichten, die erkennbar 
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nz 


aus dem Leib-Eigenfhafts-VBerbande floffen, gänzlich aufbören, fo bleiben body, 
jo lange weder ber Gutsherr noch der Gutsgehörige von der wechfelfeitigen 
Kündigungs-Befugnig Gebrauch macht, diejenigen Rechte und Pflichten, welche 
an fih Damit verwandt oder durch Dienft: Ordnungen, Gefege und bejondere 
Contracte bebungen find, bei vollem Beftande, 
Da Kündigungs- Scheine, Behuf eines Abzuges berer, bie gefünbiget haben 
oder gefündiget worden find, künftig ertheilet werben müffen, und die Guts- 
herrn gleichzeitig andre Leute miethen werben, mithin ihnen in ber Folge bie 
Beibehaltung derer, welde ein anderes Unterkommen nicht finden können ober 
wollen, nicht anzufinnen ift, fo verbleibt es in geeigneten Fällen bei ber ge= 
richtlichen Auswerfung, bie gegen freie. Leute angewandt werden barf. 
Verſchaft fi demnächſt der Ausgeworfene fein anderes Unterfommen, fo 
wird er als ein Deimathlofer mit ben GSeinigen und feiner Haabe, von ber 
beifommenden Polizei⸗Behörde auf Koften bes ermittirt habenden Gerichtsherrn 
an das Land-Nrbeitshaus abgeliefert, jedoch bleibt dem Gerichtoherrn ber Regreß 
wegen biefer Koſten an ben Dusch Urtheil und Recht Ermittirten allerbings vorbehalten. 
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13) Auch auf bie Bauern geht mit ber Freiheit: die mwechfeljeitige Kündigungs⸗Be⸗— 
rechtigung und Freizügigkeit über, injoferne fie nit durch Erb⸗ oder Zeit» 
Pacht⸗Contracte abfonderlich beſchrünkt iſt; jedoch ummachibeilig ben grundge- 
jeglichen Beitimmungen rüdfichtlih ber Bauerhöfe. 

Die Kündigungen der Gutsherrn bleiben aber, inſoweit fie feines ber oben 
genannten Hinderniſſe finden, eben. fo wie die Auflündigungen andrer leibeigen 
gewefener Kamilien-Bäter eingefähränft auf /atel der in jedem Gute Termino 
Johannis 1821 befinvlihen Zahl für die. Jahre von Johannis 1821 bis 1825. 

Sind nur drei Bauern in einem: Dorfe, fo: kann im jedem bee drei erſten 
Sabre Einer, find aur zwei vorbanden, alle: zwei Jahre einer gefündiget werben. 

Die Kündigung muß m Zermino Trinitatis ober Johannis, längftens 8 
Zage nach dem legten Zermine, aljo ein volles Jahr vor bem Abgange ‚ges 
föhchen, wenn fie gültig fein foll, 

14) Die Kündigungen ber Tagelöhner und Dienftboten hingegen ſind innerhalb acht 
Tagen nach Oſtern jedes Jahres gültig, worauf der Abzug am 24. Otctober 
deſſelben Jahres ſtatt findet. 

15) Solche zum Ackerbau wirklich gehörige Haus⸗Väter und Dienſtboten bleiben, 
auch wenn ſie gekündiget haben ober gekündiget ſind, bis zum 24. October zur 
Stelle und im Dienſte, obgleich in der Perſon des Gutoherrn oder Pächter ein 
früherer Wechſel eintreten möchte. 

16) Zur Befeſtigung beſſerer Ordnung müſſen ee Kündigungs- und. Mieth- 
Scheine nad) dem onliegenden Sormulare ertheilet werden. Wer gefündiget. 
bat, bezahlt für den Schein A ßl., der gefündigte empfängt ihn unentgelblich, 
und für den Mieth⸗Schein wird nichts beſondero erlegt. 

Es Dürfen aber Kündigungs= Scheine nicht ungebührlih vorenthalten, und 
Miethſcheine auch Tünftig, bei Vermeidung gefehliher Strafe, nur dann erthellt 
werden, wenn die KHündigungs- Scheine, worunter fie nachzutragen find, vor⸗ 
gelegt worben. Es findet feine Klage der Pächter gegen den Verpüchter : ftatt, 
die Contracte mögen lauten wie fie wollen, injoferne ber Gutsherr nicht mehr 
thut, als wozu er. durch Das neue Staats⸗Geſetz verpflichtet war. 

17) Zu Verhinderung neuer mißbräudliher und leicht. beforglicher Einfchränfung 
ber Freizügigkeit wird hiedurch verorbnet, daß Mieth⸗ und Dienft-Contracte mit 
Tienitboten und Zagelöhnern niemals länger als auf Fünf Jahre verbindlich 
gefchloffen werden Dürfen, nur für die Perfonen, zwiſchen welden fie geſchloſſen 
find, fo lange gültig bleiben, und beim Ablauf ſolcher Zeit ohne Kündigung erlbſchen. 

18) Die Freizügigkeit wird nicht gehemmt, wenn ein Tagelöhner oder Dienſtbote, 
bei ſonſtiger Berechtigung zum Abzuge, in Schuldverhältniſſe gegen den Guts- 
ober Brobherrn, wegen erhaltener Vorſchüſſe, nicht "abgeleifteter Dienfte, oder 
aus irgend einer fonftigen Veranlaffung geratben if. Es verbleibt vielmehr 
wegen joldher Schulden bei der Vorſchrift ſowohl des gemeinen, als Medlen- 
burgſchen Privat⸗Rechts. 

19) Die Tagelöhner und Dienſtboten bleiben, auch nach erlangter Freiheit, unter 
der Patrimonial⸗GOerichtsbarkeit, die nach dem $. 425 Des landes⸗grundgeſetz⸗ 
lichen Erbpergleichs wirkſam wird, außer in Fällen, die den Contract und des 
Gerichtsherrn eigne Perſon angehen, da dann bie Sache in erſter JInſtanz an 
‚ein delegirtes Gericht, niemals gleich an bie Landesgerichte gelangt, 

Dahin find demnach bie 88. 412, A13 bes gebuchten Gruntgefehes zu er- 
läuten, und. verftebt ſich von ſelbſt, daß eben dies auch gegen- folde Guts⸗ 
Einwohner geltend wird, welde Die Freiheit früher befaßen oder erlangten. 

a erklären Wir hiemit, dag Wir Uns über folgende fünf Begenftänbe, 
namli 

1) — die Beſchung der Patrimonial- Gerichte, — der delegirten 

Gerichte, 

2) Ueber: Berbefferung ber Scal-Anfalten auf Dem Land, 
4) Ueber Berforgung :ber Armen, ... 
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4) Ueber Verleihung und Erwerbung Feiner Grundbeſitzungen, durch volles 
Eigenthums⸗ oder durch Erbpachts⸗Recht, und endlich 

5) Ueber die geſammten Bauern⸗Verhältniſſe, 
welche bisher nur noch ausgeſetzt geblieben ſind, unſtreitig aber, theils mit der Auf⸗ 
hebung der bisherigen Guts⸗Unterthänigkeit, in nothwendiger Verbindung ſtehen, theils 
durch diefelbe eine neue und größere Wichtigkeit erhalten, gemeinfhaftlih wit Sr. 
Königl. Hoheit, dem Großherzoge von Medlenburg-Strelig, mit Unfern getreuen 
Ständen berathen, und durch eine forderfanft einzuberufende ſtändiſche Deputation fo 
vorbereiten laſſen wollen, dag auf bem nächſten Landtage eine feite Entſchließung dar⸗ 
über genommen, und nod vor Dftern 1821 eine ausführliche Beſtimmung berjelben 
öffentlich von Uns befannt gemadyt werben kann und fol; 

Bir gebieten und befehlen demnach allen Dbrigfeiten und Behörden in Unſern 
Landen hiedurch gnädigft ernftlih, fih nad den in dieſer Unfrer Patent- Verordnung 
enthaltenen Beſtimmungen aufs genauefle zu achten. 

Urkundlich unter Unferm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben sc. Schwerin, 
ben u Januar 1820. 
Briebdberih Franz 
Patent: Berorbnung 
wegen Aufhebung ber Leib⸗Eigenſchaft. 
Künpigungs-Shein. 
Demnach 


heute gekündigt — mithin Gallen 18 abzieht, fo wird Die anderweitige Ber- 


miethung hiedurch geftattet, 
Familie, welche mitzieht: 
Alter 
Geburts⸗Ort 
—— a. iſt bier zugezogen 
b. war vorher 
. ©. an früheren Dienft- Papieren find beigelegt 
ben ı tm 18 
Unter Gerichts⸗Siegel und unterfrift 


Miethb-Shein. 
— Producenten bes Kündigungs⸗ ⸗Scheins wird hiedurch verſichert 
und beſcheinigt, daß er auf Gallen 18 in 
auf- und angenommen werben wird. u 
den ten 18 
Unter Gerichts-Siegel und Unterſchrift. 


1189. Suspenſion der Kündigungsbefugniß ber Gutöheren. 
. April 1821. 
Wir Friederich Franz ır. "Berorbnen hiedurch, na vorgeweſener Berathung 
mit Unſern getreuen Ständen, und auf deren allerunterthänigſten Antrag, 

dag die nad Unſerer Verordnung wegen Aufhebung ber Leibeigenſchaft mit 
Dftern d. Ir ihren Anfang nehmende Ausübung Des Rechte ber Kündigung, 
für die bisher Tetbeigen gewefenen Tagelöbner, zwar fogleih, in ber 
geſetzlich beſtimmten Art eintreten, binfichtlih ber Gutsherren aber bis zur 
weiteren Verhandlung auf bem närhften allgemeinen Lanbtage ausgeſetzt 
bleiben: ſoll. 

Gegeben sc. Schwerin, ben 2. April 1821. 


Srieberid Franz. 
1190. Bon dem 6. Zinsthaler. 30. Januar 1825. 


Sriederih Franz . Wir finden Uns bewogen, . zur Hebung ber bisherigen 
Ungewißpeit über die Rechtmäßigkeit ber Erhebmag: des ſechſten Zinkthaltro, nad ein⸗ 
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gezogenem gutachtlichen Bedenken Unferer auf Dem jüngſten Landtage verfammelt ge= 
weſenen Ritter- unb Landſchaft, folgendes geſetzlich zu beſtimmen: 

1) der Zinsfug von 5 pro Gent iſt derjenige, auf welchen ſämmtliche Berichte 
nur erfennen dürfen, wenn nicht, wie ſich von felbft verftebt, ein geringerer 
Zinsfuß als dieſer ſtipnlirt worden iftz 

2) In die Hpypothenbücher können nicht mehr als finf pro Cent Zinſen ein- 
getragen werben, 

Wir gebieten und befehlen demnach allen Obrigkeiten, Gerichten und Behörden 
in Unſern Landen, ſich nad dieſer gefetzlichen Vorſchrift aufs genaueſte zu achten. 
Urkundlich unter Unfrer eigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem enBbergRaligEn 
Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 10. Sanıar 1625. 

Srteberid Franz. 

Landesherrliche Verordnung 
über die Rechtmäßigkeit des fechften Zinsthalers. 

2191. Nechte der —n auf für die Wonmarkte ——— 

olle. S. Juni 1827. 

- Bir Friederich Franz ⁊c. Geben hiemit öffentlich zu vernehmen, daß Wir 
Uns zur beſſern Erreichung bes Hauptzweds der Wollmärkte in den Städten Unſerer 
Lande, den Verkäufern nämlich einen leichteren und vortheilhafteren Abſatz ber Wolle 
zu verſchaffen, und zugleich ihnen Gelegenheit zu geben, auf ihre zu lagernde Wolle, 
als Unterpfand, zinsbare Anleihen gegen genügende Sicherheit ber Anleiher zu er- 
halten, auf geziemenben Antrag Unfrer getreuen Stände Uns bewogen gefunden gaben: 
Folgendes landesherrlich zu verordnen: 

$. 1. Demjenigen, von: dem eine Anleihe auf ſolche Wolle gemacht wird, 
welche in ben mit Wollmarkts⸗Privilegien verſehenen Städten Unſrer Lande unter 
Aufſicht der Magiſtrate gelagert iſt, ſoll an der ihm verpfändeten Wolle ein abſolutes 
Borzugsrecht dergeftalt ertheilet . fein, daß :er aus dem Erlös berfeiben, vor allen 
übrigen Gläubigern. des Eigenthlimers der Wolle, feine. Befriedigung an Capttal und 
Zinfen, jo wie eimanigen Koſten verlangen barf. 

Dieß Vorzugsrecht findet aber nur dann ſtatt, wenn bei ber. Anleipe und Ber- 
pfändung fo verfahren ift, wie bie folgenden Paragraphen vorfchreiben. 

$. 2..- Sobald auf bie, in den gedachten Städten unter Aufficht der Magiftrate 
gelagerte, Wolle eine Anleihe contrabirt ift,. hat ber Pfandgeber ſolches dem Ma— 
giftrate oder ber von demſelben dazu ernannten Behörde, unter Rückgabe des über 
bie Ablieferung der gelagerten Wolle erhaltenen Scheins, anzuzeigen, ben Anleiher und 
Pfandnehmer nambaft zu machen, imgleichen Die Quantität ber verpfändeten Wolle, 
Die Größe ber darauf anzuleihenten Summe, Die Münzforte, den Zinfenfuß und bie 
Zeit der Rüdzahlung anzugeben. 

Die magiſtratiſche Behörde regiſtrirt ſolches in einem beſonders dazu eingerichteten 
Buche, worin jeder Pfandgeber fein Folium erhält und flellt einen Schein aus, wor- 
in alles Dbige genau anzuführen if. 

Diefer Schein wird dem Pfandgeber eingehändigt, ber bei Auszahlung ber an- 
geliehenen Summe den baaren Empfang berfelben unter bem Scheine .nod) bejonbers, 
mit Hinzufügung des; Datum, fhriftfich eigenhändig anerkennen muß. 

Nur ein Schein, unter welchen von dem Pfandgeber bie ‚gefchehene Auszahlung 
ber angelichenen Summe anerkannt iſt, giebt dem darin benannten Anleiher und 
PYfandnehmer ein. Recht aus felbigem; «es find alsdann aber. auch die Einreden bes 
nicht gezahlten Geldes und im Halle einer gefchehenen Ceſſion die des Anaſtaſtaniſchen 
Geſetzes dagegen durchaus unzuläßig. 

8. 3. Verpfäubet jemand nur einen Theil ber —— Wolle, ſo iſt ſolcher, 
vor der Regiſtrirung im Buche und der Ertheilung des Verpfändungs-Scheins, in 
dem Lager zu ſepariren, und wird dieſe verpfändete, getrennt aufzubewahrende Wolle 
auf ben ausgeſtellten und zurückgegebenen Ablieferungs⸗Scheine abgeſchrieben und Dem 
Pfandgeber derfelbe fo verändert wieder zugeſtellt. Bel Verpfändung ———— ge⸗ 
lagerten Wolle wird ber Ablieferunga⸗Schein aber zurüdbehalten. 
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$. 4. Mehrere Anleihen dürfen auf eine und dieſelbe Quantität Wolfe nicht 
eontrabirt werben und nicht mehrere Berpfändungen berfelben geſchehen; jedoch ift 
nicht auegeſchloſſen, Daß ein und berjelbe Anleiher nnd Pfandnehmer a bie ihm 
bereite verpfänbete Wolle noch mehrere Anleihen machen: könne. 

$. 9. Derjenige, auf befien Namen ber Ablieferungs⸗Schein ausgeſtellt worden, 
iſt dadurch, ſo wie zum Verkaufe, fo auch zur Verpfändung der Wolle berechtigt. 

Proteftationen dritter Perfonen hindern foldhes nicht, —J werden hiezu In⸗ 

hibitorien ber competenten GerihtesBehörbe erforderlich. 
S. 6. Iſt die Zeit der Rückzahlung ber gemachten Auleihe verſtrichen und ſolche 
nicht erfolgt, ſo hat derjenige, auf den der Verpfändungs⸗Schein lautet, oder deſſen 
Ceſſionar, dieſen Schein bei dem Stadt-Magiſtrate einzurtichen und auf ben Verkauf 
der gelagerten, ihm verpfändeten, Wolle anzutragen. Der Magiſtrat erläßt alsdann 
an den Eigenthümer der Wolle eine Aufforderung — für deren Inſinuation der 
Pfandnehmer zu ſorgen hat —, die contrahirte Schuld, nebſt etwanigen Zinſen und 
Koſten, binnen ſechs Wochen, unter dem ein= für allemal angetroheten Nachtheile des 
Berfaufs ber Wolle, zu bezahlen und verfügt, fobalb ber Gläubiger durch Einreichung 
des Inſinuations = Doruments ben Ablauf ber Friſt nachgewiefen bat, ohne Berüd- 
fihfigung etwaniger Interventionen, ben öffentlih meiftbietenden Berfauf der ver- 
pfändeten Wolle, nachdem der Berlaufs⸗ Termin durch die Schwerinſchen Intelligenz⸗ 
blätter, ein anderes inländiſches und ein auswärtiges öffentliches Blatt vier Wochen 
vorher bekannt gemacht iſt. 

Mit dem Erlös der verkauften Wolle werben ſämmtliche entſtandene Koſten be⸗ 
richtigt, und wird das angeliehene Capital nebſt etwanigen Zinſen, gegen Quittirung 
bes Verpfändungs⸗Scheins, an: ben Pfanbnehmer ober deſſen Ceſſionar bezahlt. 
Reicht die Auffunft nicht zu, fo wird felbige, nad) Vorabnahme ber Koſten, bem 
Pfandnehmer gegen Daittung unter dem aud in biefem Falle zurlidzugebenden Bers 
pändunge-Sceine eingehändigt. Gewäprt fie aber :einen Ueberfhuß, fo wird Diefer 
für den Eigenthümer der Wolle fo lange in deposito behalten, bis berfelbe ihn abforbert. 

$. 7. Hat ber Eigenthümer der Wolle gegen ben Berfauf Einreben, fo muß 
er foldhe binnen der im vorhergehenden Paragraphen erwähnten ſechswöchigen Friſt, 
‚ unter dem ein= für allemal hierdurch beftimmten Nadytheile gänzliher Praeclufton da⸗ 
mit, bei dem Stabt-Magiftrate vordringen, vor welchem, unberüdfichtigt feines ſon⸗ 
ſtigen Gerichtsſtandes, die Erörterung berfelben im Wege des Executiv⸗-Proceſſes mit 
14tägigen Friſten gejchieht, und rechtliche Entſcheidung erfolgt. 

Reconventionen ſind niemals zuzulaſſen, ſondern ſofort zu verwerfen. 

Gegen die Entſcheidungen der Magiſtrate finden die geſetzlich angeordneten Rechts⸗ 
mittel, jedoch ohne Suspenſiv⸗Effect, ſtatt, und kann der Verkauf der Wolle ſo wenig 
durch Das Begehren einer Caution, es ſei für Das Separatum oder wegen des ab- 
geſchlagenen Suspenfiv-Effectes, als durch etwanige nterventionen, gehindert werben. 

Gerichtsferien find bei Dem in diefem und ben vorhergehenden Paragrappen an⸗ 
— Verfahren überall nicht zu berückſichtigen. 

$. 8. Macht der Eigenthümer ber Wolle vor Befriedigung des Pfandnehmers 
ober deſſen a. Soncurs, fo wirb übrigens gleihmäßig verfahren, nur Daß 
alsdann die Aufforderung an den Curalorem bonorum zu erlaffen unb ber 
etwanige Ueberſchuß an benfelben auszuzahlen if. Das Loncurs- Beriht wird als 
ſolches niemals für das in den 88. 6 et 7 angeordnete Verfahren competent. 

% 9 Bezahlt der Eigenthlimer der Wolle die gemachte Anleihe nebit etwanigen 
Zinfen und Koſten dem Pfanonehmer oder deſſen Geffionar, fo muß er fi ben Ben 
pfändungs-Schein von bemfelben quittirt einbändigen . laffen, . und ſolchen bei bem 
betreffenden Stadt-Magiitrate einreichen, wogegen er ben gewöhnlichen Ablieferunge- 
Schein erhält und dadurch wiederum zur Dispofition der gelagerten Wolle gelangt. 

Befehlen demnach ſämmtlichen Gerichts» Behörden in Unfern Landen und ben. 
Magiftraten in Unfern Städten hiedurch gnädigſt, ſich nach ber obigen Berortnung 
ihrem ganzen Inhalte nad) auf das genauefte gu achten. | 

Urkundlih haben Wir dieſe Unfre Verordnung eigenhändig unterzeichnet, mit 
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Unferm Großherzoglichen Inſiegel bebruden laſſen, und ſolchergeſtalt zur öffentlichen 
Bekanntwerdung ben ofſteiellen Wochenblättern einzurücken befohlen. Gegeben ıc. 
Schwerin, ben s. Sani 1827. . | 


Friedericch Sranı. 
— 


8 
wegen bes ben Anleihen auf Wolle, welche 
in den flädtifchen Woll- Märkten gelagert 
wird, verliehenen Vorzugs:Rechte. 


1192. Beftimmung des Trinitatiszahlungsterminsd., 19. März 1830. 

Wir Srieberih Franz ꝛc. Finden Uns gnädigft bewogen, nad) getroffener 
Hebereinfunft mit unferm Herrn Vetter, des Großherzogs von Medlenburg - Strelik 
Königl. Hoheit, und nad reiflicher Berathung mit Unfern getreuen Ständen, hiedurch 
zu verordnen: daß ber bisher Varirende jährliche Trinitatis-Zahlungs-Termin 
künftig — jedoch allererſt vom Jahre 1831 inclusive au — für alle und jede auf 
ihn laͤutende Zahlungen und Leiſtungen dergeſtalt feſtgeſtellt fein ſoll, 

„bag bie bisherige Octave des Termins allemal erſt vom 24. Juni inclusive 

anfängt.“ 

Wir befehlen demnach, reſp. mit Entbietung Unſers gunſignädigſten, auch gnä⸗ 
digſten Grußes, allen Unſern Landes— -Eollegien, Beamten, denen von ber Ritterjchaft, 
Bürgermeiftern, Richtern und Räthen in den Städten, und indgemein allen Unſern 
Untertbanen und Landes- Einwohnern hiedurch gnädigft und ernftlih, ſich nach vor⸗ 
ftehender Unferer Willensmeinung allewege genau zu achten. Urkundlich unter ala 
Handzeichen und Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 19, März 1830, 

Friederich Franz. 
Patent-Verordnung 
wegen Lu bes jährlichen Tripitatis- 
Zahlungs = Termins, 


4193. Eintritt der Mora bei beftimmter Erfüllungszeit. 
7. März 1834. 

Friederih Franz x. Es if zu Unjerer Kenntniß gefommen, daß einige 
Gerichte Unſers Großherzogthums die burd eine. allgemeine Praxis feftgehaltene 
Rechtsregel über. ben Eintritt ber mora zu verlaflen anfangen und burch neuerdings 
Dagegen erhobene theoretiſche Bedenken bewogen worden find, eine entgegenftepenbe 
Theorie ihren beffallfigen Entjcheidungen zum Grunde zu legen. 

Um bie großen Gefahren zu entfernen, weiche für bie Verhältniſſe des Lehens 
und des Verkehrs daraus entſtehen müſſen, wenn ber in dieſer Beziehung bisher ge⸗ 
wiſſe Rechtszuſtand ein völlig unſicherer werben würde, verordnen Wir, nach vernom⸗ 
menem rathſamen Bedenken Unſerer getreuen Stände, daß von der in Mecklenburg 
durch einen unvordenklichen und beſtändigen Gerichtsgebrauch ſanctionirten Regel: 

„daß bei einer, zu einem beſtimmten Zeitpunete verſprochenen, aber nicht er⸗ 

füllten Leiſtung, mit dem Ablaufe des feſtgeſetzten Termins, auch ohne Inter⸗ 

pellation, alle Wirkungen und Folgen der mora eintreten“, 
niemals abgewichen werden ſoll; und gebieten demnach allen ‚Geriten Unſers Groß⸗ 
Serzogthums hiedurch gnädigſt und ernſtlich, ſich dieſer Unſerer landesherrliches 
Verordnung auf das genaueſte zu richten. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Infiegel. | Gegeben durch Unfere Ne 
gierung. rn den 7. März 1834, | 

Brieberid Franz. 4 


1194. Üufbebung der Einrede des Anaftafifchen — Br 
24. Auguſt 1836. 

Friederich Franz 30. Auf ratbfames Bedenken Unſerer getreuen Stänbe wirb 

die Einrede des Anaſtaſiſchen Geſetzes auch für die Fälle, in benen ſie nicht 

bereite. Durch, die ritterſchaftliche Hypotheken⸗ und bie. Stadtbucherdnung ausgeſchloſſen 
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worden, mithin für‘ alle und jede Ceſſionen hiemittelſt aufgehoben. Was für Das 
abgetretene Recht bezahlt oder gegeben werden ſoll, hängt vielmehr lediglich von dem 
Uebereinkommen der Parteien ab. Der Verpflichtete kann ſich alſo gegen den Inhaber 
Damit, daß dieſer die Forderung für einen wohlfeileren Preis an nid gebracht habe, 
nicht ſchützen. 

Die gegenwärtige Verordnung ergreift auch Diejenigen anbängigen Proceſſe, in 
benen noch Fein endliches ober Beweis-Erkenntniß in erfter Inſtanz erfolgt ift, in‘ ber 
Manße, daß darin nur über den Koftenpunft nach bisherigen — entſchieden 
werden ſoll. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 24. Auguſt 1836. 


Sriederid Franz. 
Verordn 
wegen Aufhebung des —X ſchen Geſetzes. 


2193. — der Anzeige von Gutsverpachtungen er von 
Berfauf des Gutsinventariums. 13. März 1837. 

Da die in ber Indults- Verordnung vom 10. Januar 1812 $. 12 vorge⸗ 
ſchriehene öffentliche Anzeige von der Verpachtung eines Ackerguts und von dem Ver⸗ 
kaufe eines Guts-gInventariums durch das Publicandum vom 3. April 1834 außer 
Anmendung, geſetzt iſt, dennoch aber bin und wieder ſolche ſogenannte conſtitutions⸗ 
mäßige Anzeigen in ben Intelligenzblättern wahrzunehmen ſind; fo wird hiedurch auf 
die Nußlofigteit derfelben aufmerffam gemacht und vor ber unrichtigen Annahme ge= 
warnt, als fünnte durch eine folde Anzeige eine das Gute oder beifen Inventarium 
liberirende Rechtsfolge bewirkt werden. Schwerin, am 13. März 1837. 

| Aus Großherzoglicher Regierung. 


1106. Verhältniß der Vermiether zu den öffentlichen Laften der 
Miethsleute. 37. December 1837. 

Da die Steuer ber Bermiether die Miethsleute von Erlegung derfelben nicht be= 
freiet, es auch nicht relevirt, ob Erbpächter das Erbpachtſtück bewohnt oder nicht, 
noch viel weniger aber den Erbpädtern dad Recht zufteht die fle treffende Steuer auf 
ihre Miethsleute zu repartiren, wie anſcheinend geſchehen, ſo kann in ſolchem Falle 
me Entfrelung derſelben von der Feee nine genehmigt wen ꝛe. — — 
Gleiche Verhältniſe treten brigens ı wegen des Salswahges ein, aber auch in dieſer 
Beziehung eine Entfreiung der Mietholeute nicht zugeſtanden werden kann. 

Schwerin, den 27. December 1837. 
Großherzoglich Mealenburgſche Kammer. 
An das Amt eübtheen. 


4197. Schur der. Inhaber au porteur geſtellter Papiere — Ne⸗ 
lunitfiousceomamiſſion. ñ. März 1838. 

Paul Friederich sc. ‚Um bie Eigenthümer ber auf den Inhaber (am por- 

teur) geftellten Reluitiöns - Commiffions- Obligationen und Binscoupons gegen bös- 
willige oder unabſichtliche Benachtheiligung thunlichſt ſicher zu ſtellen, verordnen Wir, 
nach vernommenem Erachten Unſerer getreuen Stände, wie folget: 

8. 1. Derjenige, dem eine ſolche Obligation oder Zinscoupons entwendet oder 
durch Zufall abhänden gekommen iſt, bat ſolches bei der. Reluitions⸗Commiſſton au⸗ 
zuzeigen, welche dies in öffentlichen Blaͤttern nad. Wahl des Anzeigenden und auf 
deſſen Koſten fofort befannt macht, auch im Schuldbuche bri dem Schuldpoſten an- 
merken und barauf achten Ihht, wer das fraglicht Papier bei der Eaſſe präfentiren 
möchte. 

Dieſe Maaßnehmungen haben nur ben Zwed, dem Eigenthümer bie Berfolgung 
feiner Rechte zu ‚erleichtern, verhindern aber nicht Die Ausyahlang. der Zinſen und des 
etwa fällig. gewordenen Capitals an denjenigen, „welcher. bie nicht außer CToura ges 
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Mit: Papiere producirt, ‚vielmehr wird hiezu erfordert, daß der Eigenthümer eine 


gerichtliche Arreſt-Verfügumg erwirkt, die aber nur gegen den unrechtmäßigen Beſitzer 
zuläffig iſt, indem bier sine Bindication gegen einen dritten Befiger im guten Glau= 
ben überhaupt nicht ftattfindet, fundern der Eigenthümer fih nur an denjenigen halten 
Tann, ber fih unrechtmäßiger Weife in ben Beſitz folder feiner Schulödocumente 
gejegt hat. 

8. 2, Melbet fih in einem foldhen Fall . 1.), welchem auch ber gleich zu 
ftellen if, wenn behauptet wird, Das Papier fet zu Örunde gegangen, in ben nächſten 
vier Zahlungs=- Terminen Niemand zur Geltendmachung der betreffenden Borberung, 
fo wird Deshalb von ber Reluitions-Commifften auf Koſten bes Impetranten ein 
öffentlicher Aufruf erlaffen, dur Die Landes -ntelligenzblätter und Zeitungen befannt 
gemadt und wenn fih alsdann innerhalb eines Jahres Niemand meldet und die aus— 
gerufene Odligation oder Zinscoupons producirt, fo werden bie inzwiſchen fällig ge» 
worbenen und im Depofitum ber Caſſe verbliebenen Zinſen demjenigen ausgezahlt, 
welcher den Verluſt angezeigt hat, über das Capital aber eine andere Obligation für 
ihn ausgefertigt. 


$. 3. Würde Dagegen Jemand behaupten, er habe zwar bie Obligation ober 
den Zinscoupon ausgehändigt, deſſen Betrag aber nicht erhalten: ſo findet deshalb 
eben ſo wenig eine Zurückhaltung des Capitals oder der Zinſen ſtatt, ſondern der 
Anzeigende hat die Sache im ordentlichen Rechtswege auszumachen, indem mit der 
Auslieferung der auf ben Inhaber Tausenden Papiere zugleich das Recht Übertragen 
wird, darauf Capital oder Zinfen zu erheben, 


F. 4. Wenn bie Zinfen einer ſolchen Obligation in zwei Zahlungs - Terminen 
nicht abgeforbert find und Niemand ben Berluft ber betreffenden Zinscoupons ange- 
zeigt bat, fo wird deshalb non der Commiffion ein öffentlicher Aufruf durch Die 
Intelligenzblätter und Zeitungen erlafen, und wenn ſich Niemand in 10 Jahren dazu 
legitimirt, werben bon berfelben die Coupons für nichtig erklärt und Die unabgefor- 
bert gebliebenen Zinfen der Caffe überwieſen. 


Blieben aber die Zinſen einer und derſelben Obligation während zehn Jahren 
unabgefordert, und wäre ber Verluſt der Obligation und ber Zinscoupons von Nie⸗— 
mandem angezeigt, fo .ift der in gleicher Weiſe zu erlaffende Aufruf mit auf bie 
Obligation felbft zu richten, und es tritt, bann nah Ablauf von 10 Jahren, wenn 
ſich Niemand dazu meldet und. Tegitimirt, die Nichtigfeitserflärung der Obligation 
felbft ein, und nebſt ben Zinfen fällt aud das Capital der Caſſe zu, 


$. 5. Sollte eine Obligation oder ein Zinscoupon durch einen Zufall bloß 
unbrauchbar werden, ohne unkenntlich zu ſein, ſo kann ber Inhaber das .. 


Dapier, wenn nur noch wenigitens defien Nummer und Geldfumme zu leſen iſt, Der 


Commiſſion einhändigen, um bagegen bie: Ausfertigung unb EEE eines 
neuen zu bewirken. 


$. 6. Jede Nachmachung oder Verfülſhung ſolcher Reluitions- Commiffiond- 
Dbligationen oder Zinscoupons fol mindeſtens mit fünfjähriger Zuchthauoſtrafe belegt 
werben. Dabei ſollen alle rechtlich zu‘ beachtende Milderungsgründe zwar nicht aus- 
geſchloſſen fein, aber ed ſoll auch die Strafe im Fall der Wiederholung bes Ber: 
brechens, ober wenn ſolches unter fonffigen un Umſtänden begangen iſt, ge⸗ 
ſchärft werden. | 

Wonach ein Feder ih zu richten. 

Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 5. März 1838, 


Paul Friederich. 


Verordnung 


a 3» 


zum nn ee 
Schuß ber Eigenthümer der au porteur a 
geftellten Relnitiong = Commilfiong = Obliga= “ 

tionen und ber dazu gehörigen Zinscoupons. 





1108 Bon Anweifungen und Arreſten anf bes Liebehere.Zibrand- 
(he Stipeudiums. 28. April 1840. 


Paul Srieberich sc. Nachdem Wir bie zwifchen den derzeitigen Collatoren 
ber von bem wailand Bürgermeifter und Königlich Schwediſchen Hofrathe Matthaeus 
Liebeherr zu Roftod in feinem Zeftamente vom 1. November 1690 geftifteten Sti— 
pendien für Stubirende und den jeßigen Erecutoren bes gedachten Teftaments, bei ber 
eommifjarifchen Negulirung der Berwaltung und Verleihung der Stipendien, verein- 
barte Beftimmung: ' 

baf die Ertheilung von Anmweifungen auf bie Stipmbien an Gläubiger ber 
‚Stipendiaten, fo wie durch Privatperfonen beantragte — auf dieſelben un⸗ 
gültig ſein ſollen, 
landesherrlich genehmigt und beſtätigt haben, laſſen Wir ſolches hiemit zur Nachricht 
und Nachachtung für Unſere Gerichte und alle ſonſtigen Betheiligten gemeinkündig 
machen. Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 28. April 1840. 


Paul — 
Publicandum 


wegen des Liebeherr⸗ Sibrandſchen | 
St tipendiums. 


1100. Bon Zheilbarkeit der ER zu Schwan. 
19. Juli 1841. 


Paul Friederich ꝛc. Unfern refp. gnädigften Gruß zuvor! Ehrnveſte, Ehr- 
ſame, liebe Getreue. Mir retratiren euch bieneben das, mit unferer Iandesherrlichen 
Betätigung. verfehene Statut wegen Theilbarfeit bortiger Srundftüde und befehlen 
euch, daſſelbe in angemeſſener Art zu publiciren. 

Dabei ſetzen Wir jedoch voraus, daß dies Statut in ben Fällen nicht zur An⸗ 
wenbung fomme, wenn bie Sntereffenten [don vor Publication deſſelben auf Real⸗ 
theilung beflimmte Rechte erworben haben. 

Wonach ihr euch zu richten; und wir verbleiben euch — gewogen. 

Gegeben Schwerin, am 19. Juli 1841. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. - 


Großherzogl. Medlenburgifche zur Regierung verordnete Präfident, 
Geheime⸗ und Räthe. 


An den Magifrat in Schwaan. 


Wir Paul Friederich sc. Urkunden und bekennen hiemit fir Uns und, Unſere 
Nachfolger, regierende Großherzoge von Medlenburg, bag. Wir zur Abwentung ber, 
ans. zu großer Theilbarkeit ſtädtiſcher Grundſtücke entitebenden Nachtpeile das anger 
beftete, von Bürgermeifter und Rath Unferer Stadt Schmwaan mit ‚Zuftimmung ber 
wortführenden Bürgerſchaft befhloffene und Uns vorgelegte Statut über Die Theil- 
barkeit folder bortigen Grundſtücke landesherrlich beftätigt haben. 

Wir befeplen demnach Bürgermeiftern und Rath zu Schwaan, auch allen, die es 
angeht, ſich nach dieſem Statute, von welchen Wir eine Abſchrift zu den Acten 
Unſerer Regierung zurüdbehalten, auf das Genaueſte zu richten. 

Uebrigens jedoch Uns und hochgebachten Unſern Succeſſoren an Unſerer landesherr⸗ 
lichen Hoheit und Obrigkeit, auch allen andern Uns zuſtehenden Herrlichkeiten und 
Gerechtigkeiten, ſo wie ſonſt einem Jeden au ſeinem erweislichen Rechte unnachtheilig. 
Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 19. Juli 1841. 


Paul Friederid. 


Gonfiemation 
eines Statuts über bie Theilbarkeit der 
ſtädtiſchen Grundfüde zu Schwaan. 
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Shatunt, 0: 
betreffend bie Theilbarfeit ber Srundphde: in ver Statt 
: Swan mm 


Bei ber ftaltgehabten neuen Vermeſſung ‚ber Siabtfeldmart und. ben darauf bis⸗ 
ei erfolgten Regulirungen, hat fich ergeben, daß eg für bie ‚heilbarkeit der 
Grundſtücke an ber Sehiedung beſtimmter Grenzen berfelhen gemangelt. unb dadurch 
vielerlei Irrungen en iſtaliden. „Da. nun dergleichen Irrungen ber Erhaltung ber, Orb- 
nung in den Grundregiſtern und in den Stadtbüchern weſentlichen Nachtheil bringen 
unb bie Sicherheit Des Eigenthums und. bes, — gefährden, ſo iſt, in Folge der 
Rabtverfafungsmäßigen ne nachfolgendeg . a 

:& ta: 4 nt — — Re. u 
vorgefährihen warbenz . | ee 

A. Bür :glle Grant gültige, Allgemeine Vorſchriften. ——— 

F. 1. Die Grundſtücke, welche bei Aufnahme der, dem Stadtbuche. zur Orb» 
Sage dienender Sihbt-Eharten und Regiſter bie zum reinen Schlufie derſelben und 
Ihrer Rectificationen — als felbfiftändig aufgeführt "und. verzelchnet find, können 
eben fo auf neue Erwerber übertragen werben, u Re IDEE SORGE 
bann auch ‚nicht mehr zukiffig wäre, — 

$. 2. Jegliche Theilung und Trennung iR — elle dann zanig wenn außer 
.. Beobachtung ber ſtadtbuchorbnungsmäßigen Borſchriften eine genaue," mif Bermeflung 
nach dem Manfftabe der Stabt-Eharte begründete Jgnographie ‘za den! Stabt-Eharten 
und eine Beſchriibiing der Theilung zu Den :Vermeffungs=-Mtten: gebracht und dadurch 
zugleich eine Notirung der Beränberung bei der Stadt⸗Charte und dem Grund⸗ und 
Lagetbuche beiwtetl*wworden! : Denn, da die -Stabt-Charten nicht! vernbert und Teine 
Correcturen zulaſſen, io werben ſolche Iguographien Urkunden ‚und Anlägen zur 
——— 

8.3. Jetes, ren Speifung net‘ zu "Sifdeinbe ſabſthändige Vrundſtück mi 
einen ſelbſtſtändigen Zugang haben — alſo von der traße ober. Yon. einem öffentz 
lichen Wege her und, mithin nicht ‚bloß vermittelſt eher Nebergangs⸗Serditut zu⸗ 
gänglich fett. Die Heine Errichtung wicher —— und die neue 
Anlegung ſogenannter Hlnter⸗ Haluſer und eigener Gänge (Tüſchenh, um zu ſolchen 
Häuſern zu gelangen, — iſt und bleibt‘ für alle‘ —528 verhoten · 

$. 4. Gebäude können nur ‚jo getbeilt. ‚werben, ‚ba jede Vartele mit dem 
Grund und Boden unmittelbar zuſammenhängt und, gicht in den Luſtrauin eines be⸗ 
Bi eh Grundſtücks überragt, Die ‚Abtretung. ‚einzelner Etagen iſt mithin un- 
zuläſſi 

5, ‚Die Grundſtilde — insöeſondete die Geböfte und Neder uund Wieſen — 
müſſen nach dem Verhaͤltniſſe und nad dem Maaße und, bem Maaßſtabe getheilt 
werden, ber dem Grund⸗ und Lagerbudhe, zur. Norm dient, Kine, Verlündigung und 
Berlaffung .auf neue Ermerber Tann nur ‚erfolgen, wenn vorher bie, ‚ Angelegegheit 
ber Teilung yon bem Ubtrelenden vollſtãndig geordnet worden. 

$. 6. Bei Gebiete- Abtretungen an. ein. angränzendes feloRftänbigeg Grunbftüd 

— infoferng stwa nicht directe Hinderniſſe überal] - entgegen- ſiehen — Fümmt ecs auf 
bie. Größe des ahzutretenden Theils überall nicht „an... wohl ‚aber: of der Reſt des 
perfleinerten Grundſtüds ‚die Größe des Minimı..behalten. - 

In Bezug quf bie vier Magiſtrato⸗St. Georgs⸗Lehne wird Gier. nichts geändert, 
vielmehr gelten dieſe Vorſchriften nur wegen. der, im. ferien: en —— 
Grundſtüce. 7 nn. 

. B. Sperielle, Berfäriften nad. Verſchiedenheit der Grm: | 

1) In Anſehung der Gehöfte und Häuſfer: —— 

$. 7. Benmdn Haus. oder. Gehöft in zwei oder in mihrer⸗ helle getheilt 
werben fol, ibn wen jur zen, jedes — neuen Hauſes oder on 
erford erlich: ae he ul 21 IE a si. ass 

Mei. a u 2 





18 | Iutigfachen. Clollxecht. 


a. ein beſonderer Eingang an ver ran, 

b. eine abgefonderte Dider ;: — 

c. ein Wohnzimmer in der Srontg neben. ber Diele, 

d. eine, von vorne nad. hinten, und von unten bis zum Hausdache durch⸗ und 
hinaufgehende, genügen vollſtändig ausgemauerte Scheidewand, welche jedoch 
eine gemeinſchaftliche fein kann. 

8 Bei der Chellung eines Hauſes uber Gehöfts iſt beftimmte Vereinbarung 
rüdfichtlich des Hofplatzes, ber’ Hintergebäude, ber Befriebigungen, des Waſſerabfluſſes 
und ſonſtiger, mit dem Gehöfte unmittelbat zuſammenhängender Pertinenzien — auch 
wegen des Fenſter⸗ und Lichtrechts und Tropfenfalles — zu treffen, fo wie auch 
wegen etwaniger beſonderer Rechte und Laſten der Hausbeſitzer. 

$. 9. Die Cataſter⸗-Größe Sarf unter einem viertel Haufe für jedes ſeparirte, 
neue Gehöft nicht beftimmt werden, — weil folde Größe als bie geringſte ange⸗ 
nommen ſein pol und * Ra des verkleinerten Gehöſts "auch 2” geringer cataftrirt 
werden barf. 

8 10,5 Bei: jebem Gehöfte ober. Haufe muß ein freier: voſdlah von wenigſten⸗ 
zwei · Quadrat⸗ Nuthen feine und. en reſp. gur BEICSDETANG reineren ——— 
zur. Vorkehr bei tfeuangefahren; 

Grundftüde dürfen nur in — Linien getzein werden Sebe Asmeidung 008 
dieſer Mogel bedarf obrigkeitlicher Genehmigung. a 
.. 2) In Anſehung der Bihenzen-Apeilangen wir — 
8, 11. erfordertꝛ:: — 

daß jebe feipAfänbige Sheurs haben und behalten wuͤſſe: einen abge⸗ 
ſonderten Eingang, eine abgeſonderte Diele und eine, von. vorne nad hinten 
und ‚yon unten :his_ zum, Dache vollſtändig bedichtete Scheidewand, weſche je⸗ 
boch eine gemeinſchaftliche fein darf. 

g8. 12. Einzelne Scheurenfächer bürfen ein ſelbſtſtandiges Eigenthum nicht bilden. 
Etma bereits entgegen Yen Borfommenheiten werben bei der erften Befig» Verän- 
— in die hiedurch feſtgeſezten Grenzen thunlichſt zurüdgebracht werden müſſen. 

)Rüdſichtlich der Theilung her Gärten müſſen 

8. 13. bie oſſchuifien. bder 88. 1, 2, 3, 4,.5 und 6 oben, zwar beobachtet 
werben, jebagp ln Barten überall night anberg getheilt werden, als, wenn —* 
Parcele nicht wenigſtens breitzig Quadrat⸗Ruthen Flachen⸗Inhalt Größe a 

% Sn Hinſicht der Theilung ber Wiefen werden 
14. gleihfallg zwar !bie obigen Vorſchriften sub A. wirderholt, übrigens 
— * foiglide — zu beobaditen fein: 

‘a. die Pfahl» oder Wachten-Wiefen anlangend, fo dürfen ſolche — ſo fange bas 
Wachten⸗ Spſtem, nicht aufgehoben fein wird — niemals Heiner getheilt werben, 
als in halbe Wachten und bie Theilfutter⸗ und —— kann memals 

= als ſelbſtſtändiges Grunpftüd, fondern intmer nur als‘ Per! nen; einer andern, 
beftimmteh; Pfahl-Wiefe betrachtet werben. . 

b. Ein abgefonderter Zugang‘ ift bei ben Wiefen-Tpeifungen nicht eben noͤthwendig, 
wenn fchon bie zu theflehde Wieſe fo belegen, daß der Sugang zu ihr über 
andere Wieſen biöher- geſtattet werden mußte. -- 

’ °C, Die, nicht im Wachten⸗Syſteme lebende, Ifolirten, Wicfen dürfen überall nicht 

"weiter getheilt werben, find mithin untheilbar. Es bleibt übrigens‘ ad a. und 
b. das Weitere bie dahin vorbehalten, bag Fünftig das Wachten⸗Verhältniß 
anders georbhef und bie Communion des Zheilfutter- und Sprlpolg-Zerraine 
eventuell aufgehoben werden wird. 

d. Diejenigen Wiefen, welche nicht ſelbſtſtändig, fonbern nur ale Dertinenzen von 
Aderfücen beſtehen, werden bei Theilnngen nach den Vorſchriſten enr 
welche für Ackerſtücke gegeben fh. 

5) Betreffen didie Theilung ber Aderftäde, fo werben nn 

8.. 15. die obennhh.n 1,2, 3, A, 5 und 6. grtrofftnen Vorſchriften zwar bier 
gleichfalls wieberholt, jedoch iſt ein abgefonberter Zugang nicht eben nothwenbig,. wenn 


lı . it yr 


⸗ 
ur 
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ſchon das zu thatende Aderſtück ſo belegen, Daß ber Zugang dazu über andere Adern 
ftüde, Im unbefärten Zuſtande, bisher geftattek werben mußte. Bei ber Theilung iſt 
von den Abtretenden ber neue Erwerber in ſolchem Falle allemal auf die beſte⸗ 
bende feldpolizeilihe Borfchrift aufmerkſam zu machen, daß er fo zeitig Die Beſtellung 
zu befchaffen hat, daß er nicht über befäete Aeder zu geben, zu fahren ober zu ziehen 
nöthig habe, weil er font in Strafe verfallen und zum Schadeno⸗Erſatz angehalten 
werden würde . 

$. 16. . Antichretifche Pfandbeſitzer, gleich viel, ob ſie in der Stadt oder auf 
Dem Lande wohnen, ha fie nur Oläubiger aus ber dritten Rubrik bes Stadtpfand— 
buchs find und. Feine Eigenthumorechte haben, dürfen niemals, ohne Genehmigung 
Der Eigenthümer, theilen und find in ſolchem Falle an die Vorfchriften dieſes Statutg 
gebunden. Es dürfen mithin bei. Erbtheilungen folher Pfandbefiger, ohne Beobachtung 
diefer Beitimmungen, Feine Iheilungen vorgenommen werden. 

$. 17. Aderflüde, deren Breite für jede Parcele nicht zwei Ruthen bleibt, 
bürfen ber Ringe nach, überall gar nicht getheilt werben. Ä 

$. 18. Die Theilung ber Aderflüde, ihrer Länge nad, unb mit Beibehaltung 
ber bisherigen ganzen Breite für jede Parcele, ift nur dann zuläflig, wenn dabei ein 
befonderer Zugang, ohne Beläftigung dritter Aderbefiger möglich zu machen, indem 
nene Beläftigungen folder Art nicht zu geſtatten. 

$ 19. Uderftüde, bei beren Theilung jede Parcele nicht ſecho zig Duabrat- 
Ruthen Flächen-Inhalt oder einen Scheffel Roftoder Maaßes, Ausfaat ‚halten wijrde, 
dürfen überall nicht getheilt werden. Ackerſtücke von weniger als einem Scheffei 
Roſtocker Maaßes Ausſaat, dürfen mithin weiter nicht entſtehen. 

$. 20. Diejenigen Ackerſtücke, welche nicht in der Ackerſchlags⸗ Ordnung, fondern 
vielmehr zu Garten Neiht gelegt worden, werben als Gärten behandelt und ihrent- 
wegen gelten die Vorjchriften $. 12 dieſes Geſetzes. 

$. 21. Die beftehende Aderfhlag » Ordnung darf niemals durch Theilung von 
Aderftüden verlegt werben, 

$. 22. Wer gegen dieſe Vorſchriften handelt oder Theilungen verheimlicht, verfällt 
zum Vortheil ber Armen⸗Caſſe in eine Strafe von einem Rthlr. bis fünf Rthlr. NZwor. — 
je nachdem bie Theilung größere oder Fleinere Grundſtücke betroffen, und muß aufßer- 
bem die Unterſuchungskoſten tragen und bezahlen, Dabei ift der lebte Befiger ale 
Sontravenient zuerfi in Anſpruch zu nehmen und verantwortlich, welcher aus bom 
Stadtbuche als Eigenthlimer nachzuweiſen, demnächſt aber auch deſſen Nachfolger. 

$. 23. Alle und jede Unterfuchungen und Berbandlungen aus biefem Statute 
competiren ausjchlieglih bem Magiftrate zur Eognition und Beſeitigung. Etwanige 
Recurfe ober Beichwerben geben an bie hohe Sandes-Megierung zur —— — 
ſtimmung, ohne alle proceſſualiſche Inſtanzen. 

$. 24. Rad. erfolgter Landesherrlicher Allerhöchſter Beſtätigung, ſollen dieſe ir Ä 
23 $$. verfaßten Vorjchriften gebrudt und von Haufe zu Daufe vertheilt, auch den 
antichretiſchen Pfand⸗Inhabern zur Solgeleiftung befannt gemacht werden, und trift mit 
folcher Befanntmadyung fofort die gefeglihe Kraft ein. 

Schwaan, am 18. uni 1841. 

Burgermeiſter und Rath. 


1200. Von Anweifungen nnd Arreſten auf dad Bülow'ſche 
Stipendium. 20. Jausar 1842. _ 

Haul Frieberih ꝛc. Nachdem Wir bei Beltätigung bes Ins ee 
Statuts über die. Verwaltung, Conferirung und ben Genuß bes von dem wailand 
Gutsbefitzer Karl Albrecht Friedrich. von Bülow auf Wiſichendorf in feinen: Teſtamente 
vom 27, November 1818 geftifteten Stipendiums für Studirende auch bie dariu 
sab IV. A enthaltene Beſtimmung: 

daß die Ertheilung yon Anweiſungen auf: Das Stipendium an Gläubiger der 

Sltipendiatlen, fe wir durd PEISAHEIOR. Bere Arreſte auf daflelbe. un⸗ 


gältig: fein follen, 1. - : 
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landesherrlich genehmiget haben, beſehlen Wir Unfern: Gerichten und allen ſonſtigen 

Betheiligten hiedurch, ſich in vorkommenden Fällen nach dieſer Beſtimmung gehbrig zu 

richten. ie ah Unſere Regierung, Schwerin: am 20, — 1842, . 
Paul Friedertch — 


1201. Seſtimmungen wegen unverlangt zugefanbter Sotterieionfe 
und wegen creditirten Zotteriegelder. 13. Dechr. 1843. 


"Wir Friedrich Franz’. Verotdnen hiermit, nad ſtattgehabter hausvertrags⸗ 
mäßiger Communication mit Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Mecklen⸗ 
Burg-Strelig und nad zuvoriger verfafjungsmäßiger Beratung mit Infern getreuen 
Ständen, ſowohl in’ Betreff ber hieflgen, als ber ausmärtigen Lotterten: 

1) daß ber Empfänger eines ihm unverlangt zugeſandten Lotterielsofes da⸗ 
durch, daß er ſolches behält, ohne ſeine Erllärung darüber abzugeben, ſo wenig 
zuͤr Bezahlung des Einſatzes, als in irgend einer fonftigen Beziehung verpflichtet 
ſein, und ſolches für alle nicht rechtskräftig enffchiebene Fälle gelten fol; 

12) daß Klagen wegen crebitirter Lotteriegelder gegen den Spieler von ben Ge— 
richten überall ur dann angenommen werben follen, wenn babei zugleich efn 
ſchriftliches Schult bekenntniß des Beklagten 'mit vorgelegt wird. Verabfoigun 

oder Zuſendung eines Looſes von Seiten bes Collecteurs, ohne Zahlung —* 
ergyalten zu haben, iſt als eine Creditirung bes un anzuſehen, 

8) Rüchſichtlich der Appell⸗Looſe ber hieſigen Lotterie behält es bei det Ver⸗ 
ordnung vom 16. November 1831 das Bewenden. 

Hiernady haben ſich alle Gerichte und Jeder, ben es angeht, zu richten. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 13. December 1843. 


Friedrich Frauz. 


1202. Schutz der Inhaber au porteur geſtellter asien der mit 
Solomon Seine abgeſchloſſenen Anleihe. 28. Septbr. 1844. 


Friedrich Franz 2. In Folge der Beſchlüſſe des Convocationstags bes 
Jahres 1843 iR zur Beichaffung. der Geldmittel für Die von Uns .und. Unfern ge⸗ 
treuen Ständen übernammenen Actien ber Berlin« Damburger Eiſenbahn, unter dem 
Namen: 

| „Großherzoglich Medllenburg ⸗Schwerinfche Anleihe von 18434, 
eine Anleihe zu dem Rominalbetrage von Drei Millignen Sieb enhun dert und 
funfzig Tauſend Mark Hamburger Banco, zum Zinsfoß ‚von 3!/4 Procent, mit 
bem Banquierhauſe Salomon Deine in Hamburg abgefchloffen, über welche Anleihe 
au porteur lautende Obligationen, in Abſchnitten von 500, 1000 und 2000 Marf, 
mit balbjährigen Zind-Gaupond, nah dem sub Lit. .A.. bieneben. abgedruckten Fre 
mulare ausgeftellt werben ‚und theilmeife berrits ausgereiht. ind, 

Um nun die Eigenthümer Diefer au porteur geftellten Obligationen .unb . Zing- 
Coupons gegen böswillige oder unabfichtlihe Benachtheiligung thunlichſt ficher zu 
ftellen, verordnen Wir, nad) ftattgehabter verfaffungsmäßiger .Berathbung mit Unfern 
getreuen Ständen, wie folgt: 

$. 1. Derjenige, welchem eine foldhe Obligation oder Zine⸗Coupon entwenbet 
oder durch Zufall abhanden gefommen iſt, hat ſolches entweder unmittelbar- oder Durch 
bas Banquierhbaus Salomon Heine in Hamburg Unſerer Schulden - Tilgungs- Com- 
mifſion hieſelbſt anzuzeigen, welche dies in öffentlichen Blättern nah Wahl: bed An⸗ 
zeigenden und anf deſſen Koſten ſofort bekannt macht, auch im Schuldbuche bei dem 
Schuldpoſten anmerken und darauf achten läßt, wer das fragliche Papier bei dem er⸗ 
wähnten Banquierhauſe präſentiren möchte. 

Dieſe Maßregeln haben nur ben Zwad, dem Eigenthümer die Berfolgung feiner 
Nehte zu erleichtern, verhindern aber nicht bie Anzahlung der. Zinfen und bed etwa 
fällig -grmmoudenen Kapitals an benjenigen, welcher bie nicht: auf Namen infcribirten 
Papiere probueirt, vielmehr wird hiezu erforberlih, daß ber Eigenthümer eine ge- 
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richtliche Arreſt ⸗Verfügung erwirkt, die aber nur gegen ben unrechtmäßigen Beſitzer 
zuläffig: iſt, indem hier eine Vindication gegen einen dritten Beſitzer im guten Glau⸗ 
ben überhaupt nicht ſtatt findet, fondern der Eigenthümer ſich nur am denjenigen 
halten Tann, der ſich unrechtmäßiger Weiſe in ben Beſitz ſolcher ſeiner Schuld⸗ ⸗Docu⸗ 
mente geſetzt hat. 

$. 2. Wird die als entwendet ober als durch Zufall abhänden gelommen an⸗ 
gezeigte Obligation oder Zins-Coupon innerhalb der nächſtfolgenden zwei Sabre von 
Niemandem produeirt, fo wird von der Schulden-Tilgungs-Lommifion ein üffentlicher 
Aufruf erlaffen und durch Die Landes-Sntelligenzblätter und eine Hamburger Zeitung, 
dem Befinden nad auch nad Durch andıre inländiſche oder amswärtige. Blätter, bew 
kannt gemacht. Wenn ſich alsdann, innerhalb cines Jahres von ber Zeit ber, Er— 
laffung des Aufrufe an, Niemaud meldet und, dag anfgerufeye Schuldpapier producirt, 
fo erfolgt deſſen Nichtigkeits⸗-Erklärung, welche durch einmaligen Abbrud in ben hie⸗ 
figen Sintelligenzbläftern zur öffentlichen Kenntuig zu : bringen ‚s Nah Erlaffung 
befielben wird für Die mortificirte Obligation eine neue, unter einer andern Nummer 
ausgefertigt und demjenigen, welcher ben Berlauft angezeigt hat, behändiget, welchem 
and bie bis vahin im’ Depoſitum zurüdbehaltenen.- Zinfen ausgezahlt erben. 

Die durch Dies Verfahren veranlaßten Koften find von dem Extrahenten zu 
tragen und eventualiter von den im Depoſitum behaltenen Zinfen in „Abzug zu 
bringen 


8. 3. Solte üprijens: Iemand im Stande ſein, genügend — — ——— daß er 
das fragliche Schuld⸗Papier (Obligation ober Coupon) beſeſſen und ſolches — 
Zufall vernichtet worden, fo kann der öffentliche" Aufruf (8. 2) ben’ Umſtänden na 
entweber ganz unterbieföen, ober mit Beſtimmung einer breimonatlihen peremtoriſchen 
Friſt erlaſſen werden. 


Würde aber eine Obligation ober Zins-Coupon durch einen Zufall blos un— 
brauchbar, ohne unfenntlich zu fein, fo Tann ber Inhaber das beichädigte Papier der 
Schulten-Tilgungs-Commiffion einreichen, welche, wenn fie bie Originalität deſſelben 
anerkannt und- 9 Hummer und Summe noch leſerlich find, Die Ausfertigung eines neucg 
bewirkt und dem Probucenten behäntigt. 


$. 4. Wenn die Zinfen einer Obligation in zwei Zahlungs⸗ -Terminen nicht 
abgefordert ſind und Niemand den Verluſt der betreffenden Zins⸗ Coupons angezeigt 
hat, ſo wird deshalb von der Schulden-Tilgungs-Commiſſion ein öffentlicher Aufruf 
durch die Landes⸗-Intelligenzblätter und eine Hamburger Zeitung, dem Befinden nach 
auch noch durch andere inländiſche oder auswärtige Blätter, mit dem Bemerken er⸗ 
laſſen, Daß dieſe Zins-Coupons- fortan zur Empfangnahme ber Zahlung ‚bei ber 
Schulden⸗ Tilgungs⸗ Caſſe zu präſentiren. Wenn ſich dann dazu innerhalb zehn Jahren 
Niemand legitimirt, fo werben von der Schulden-Tilgungs-CTommiſſion die Coupons 
für nichtig erflärt und die unabgeforbert gebliebenen Zinfen der Caſſe überwiefen, 

Bleiben aber die Zinfen einer und berfelben Obligattion mährend zehn Jahren 
unabgefordert, und ift der Verluſt der Obligation und ber Zind-Eonpons von Nies 
menden angezeigt, fo ift der in gleicher Weiſe zu erlaſſende Aufruf mit auf die Ob⸗ 
ligation felbft zu erftreden und tritt dann nad Ablauf von zehn Jahren, wenn fidh 
Niemand dazu. meldet und legitimirt, die Nichtigfeits-Erflärung ber Obligation jest 
ein, worauf. bas Capital nebſt den Zinfen der Kaffe zufällt, | 


$. 5. Behauptet Jemand, er habe zwar die Obligation ober ben Bins-Coupon 
ausgehändigt, deſſen Betrag aber nicht erhalten, fo findet deshalb keine Zurüdhaltung 
des Capitals, ftatt, jondern ber Anzeigende hat die Sache im ordentlichen Rechtswege 
auszumachen, indem mit der Auslieferung ber auf Inhaber Inutenden Papiere zugleich 
Das Recht übertragen wird, darauf Capital oder Zinfen zu erheben, 


F. 6. Sebe Nachmachung „ober Verfülſchung ber bier in Rebe ſtehenden Obli— 


getionen oder Zins⸗Coupons fol mit fünfjähriger Zuchthausftrafe belegt werden. 
Dabei follen alle rechtlich zu beachtende Milderungsgründe zwar nicht ausgefchlofien 
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ſein, aber es ſoll auch bie Strafe im Hall der Wiederholung bes Verbrechens, ober 
wenn ſolches unter fonftigen beſchwerden Umſtänden begangen ift, gefchärft werben. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 28. September 1844. 
Friedrich Franz. 
Verordnung 
um Schuge ber Eigenthümer der au porteur 
seftellten Obligationen über -die bei dem Bans 
auierhaufe Salomon Heine in Damburg 
abgeſchloſſene Anleihe. 
Anlage A. 
Grossherzoglieh Mecklenburg-Schwerinsche Anleihe von 1843 über den 
Nominal-Betrag von 8,750,000 Mark Hamburger Banco oder 1,875,000 
2 Reichsthaler Preussisch Courant. 
Lit. A. No. 
Obligation Über 2000 Mark Banco 
| (Zweitausend Mark Banco.) 


Mir zur Großherzoglich Medlenburg- Schwerinfchen Schulden» Tilgungs- 
Ä Commiſſion verordnete Präfivent, Großherzogliche Commiſſarien 
und Land⸗Räthe J 
Urkunden und bekennen hiemit, daß der Inhaber dieſer Obligation von dem 
Betrage obiger Anleihe die Summe von Zweitaufend Markt Hamburger 
Banco zu fordern bat, wofür die Valuta zur Dedung der von der Großherzog⸗ 
lichen Regierung im Berein mit den Lanbfländen nad) ben Befchlüffen des im Monate 
uni 1843 in Schwerin jtattgehabten Convorationstags übernommenen Actien ber 
Berlin- Hamburger Eifenbapngefellfchaft eingezahlt if. 
; Die auf drei und einhalb Procent jährlich feitgefehten Zinfen werben am 1. 
Bebrnar und 1. Auguft eines jeben Jahres in Hamburg durch Das Banguierhaus 
alomon Heine gegen Rüdgabe ber entfprechenden halbjährigen Coupons gezchlt. 
Die Abtragung ber Anleihe beginnt vom Jahre 1848 inclusive an zum min« 
beften mit jährlich Einem Procent ihres Mominal- Betrages, jedoch iſt vorbehalten, 
ben Abtragefonds zu verftärfen, auch das in einem Jahre Mehr-Abgetragene auf ben 
Mbtrag folgender Jahre anzurechnen. Welhe Obligationen jedesmal zum Abtrag 
kommen, beftimmt das Loos, und merben die Nummern der ausgeloofeten Obligationen 
ipenigftens drei Monate vor dem Rüdzahlunge> Termine durch Medlenburgifche und 
Damburgifhe Blätter öffentlich befannt gemacht. 
Die Rückzahlung erfolgt nad Convenienz ber Großberzoglichen Regierung ent- 
weder am 1. Februar oder am 1. Auguft eines jeden Jahrs in Hamburg burd das 
Banquierhaus Salomon Heine Mit den Obligationen find bei ber Rüdzahlung 
ſämmtliche, bis dahin noch nicht fällig gewefene Coupons zurüdzugeben, widrigenfalls 
ber volle Betrag der fehlenden bei der Auszahlung vom Capital zurüdbebalten wird. 
Bon Seiten bed Glänbigers ift eine Kündigung unzuläſſig. Zur Sicherheit der 
Berzinfung und Abtragung diefer auf den Credit des gejfammten Landes bewirften 
Anleihe valitiren Die zur Receptur-Caſſe in Roftod fließenden allgemeinen Landesſteuern. 
* Gegenwärtige Obligation Fann bei dem Banquierhaufe Salomon Heine in 
Hamburg auf Berlangen bes zeitigen Inhabers auf befien Namen inferibirt, auch 
durch Aufhebung ber Infeription wieder auf Inhaber geftellt werden, und wird, daß 
folhes geſchehen, auf dem zweiten Blatte Diefer Obligation bemerft werden. Die 
Infeription auf Namen bat zur Folge, daß bie Rüdzahlung des Kapitals nur an bie 
als letzter Befiger injeribirte Perfon geſchehen Tann. 
- Zur Urkunde deſſen ift dieſe Obligation von ung unterföhrichen und mit unferm 
Inſiegel verfehen worden. Schwerin am 1. Auguft 1844, 
Großherzoglich Medlenburg-Schwerinfhe Schulden-Tilgunge-Commiffion. 
Inscriptionen und Transcriptionen. ° 
(weiche jedody nur bei bem Banquierbaufe Salomon Heine In Hamburg gültig vermerkt 
. werden Tünnen.) F 


- 
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41203. Berechtigung zur Galtung von: Pypothekenbüchern. 
20. Oetober 1826. 

Sriederih Franz ıc. Wir haben mit Mißfallen in Erfahrung gebracht, daß 
Behörden in Unfern Landen, welche weder das Recht haben, Hypothekenbücher bei ſich 
niederlegen zu laffen, noch die Macht, die Vorrechte, welche fie durch ihre Hppotheken— 
feheine verleihen wollen, zu ſchützen, es ſich ——— Inſtitute, weiße fie Hypo⸗ 
telenbicher nennen, bei ſich einzuführen. - . 

Ze mehr Wir un Tanbesukterlich Darauf Bedaht — haben, bie Hypo- 
tpefen- und NPfaudbücher an allen Orten gehörig und feſt zu organiſiren, deſto 
weniger Tönnen Wir bie gbige Herausnahme geftetten, und foll hiedurch allen dazu 
nicht landesherrlich aythorifirten Behörden bie Eröffnung, von Hypotheken⸗ und Piand-, 
büchern, bei. Vermeidung fiscalifher Ahndung, ernſtlich en ‚in. 5 

Gegeben ic. Schwerin, ben 20. October 1826. ee 

” Friederich Sranı .' — 


12904. Difenntmerbung: | der Proclamata im. Suyotbefenfachen. 
25. Juni 1833. 

Sriederid Franz 2. Zum Zmede.ber Vermeidung von ‚Rofen, weidhe ſich 
nach ben gemachten Erfahrungen als unnölbig: darſtellen, verordnen Bir, auf rath⸗ 
ſames Bedenken Unſerer getreuen Ritter⸗ und Landſchaft, daß künftig 

1) DibiBelfanntımeihung :ber. Proclamata zur Eröffnung ‚ber dritten Rubrik ($. 83 
ber Stabtbuch- Ordnung), fo wie zur Mortification der in ben Altern Stadt⸗ 
. pjanbbädhern. ungetilgt ſtehenden Pöfte, durch, Anfchlag und die. Landes⸗Jutelli⸗ 
genzblätter gemäigen, mithin ein Abdruck berfelben im’ auswärtigen Blättern, 
namentlich auch den Streligfhen Anzeigen, gang unterbleiben; daß ferner . 

2) eso bei. deu Proclamakinnen zur Errichtung von Hypothekenbüchern über Büd⸗ 
nertien, Erbzins⸗ nad Erbpachtſtellen, in ben Domainen, den —— 
und den Gtabtgütern eben fo gehalten werben, ſoll. 

Für die Niederlegung eines Hppothekenbuchs über ein ganzes in Erbzins ober 
Erbpadt gegebenes Gut bibält es jedoch bei der bieherigen geſetzlichen Bekanntmachung 
bag, Bewenden. 


4 


Gegeben durch Unjere Regierung. Sthweri, a. 25. Huni 1833. 
— —— Franz... er 


1205. Necbte der Zinfen. intabplirter Pöfte, 4. April 1524. 
Friederich Franz ꝛc. Wir verordnen, auf rathſames Bebdenten Unſerer ge— 
txenen Stäude, im Betreff. der künftigen Location von Zinſen auf 10198 Sorten 
rungen, weihe 15%: 
‚im ältere. . ritterfthaftliche Hypotbefenbücher, — Hrbothelenbücher über Orund⸗ 
ſtücke im Domanium, in ritterſchaftlichen und ie Gtadt- Gütern, endlich in bie 
.alteren StahtrPfand» ‚oder die interimiſtiſchen Protocollbäder 
bereit eingetragen find, oder Tünftig eingetragen werden, daß 
h) zwar rüchfichtlich der bis. Ende vorigen Jahres anfgelanfenen ginſan es 
lediglich bei. ben gegenwärtigen Vrioritũtorechten en auch für die Zukunft 
bewenden, dagegen 
2) — inſoferne für das eine oder daa andere dieſer Bucher nicht abweichende 
ausdrückliche und ſpecielle Vorſchriften beſſehen — für. die von Anfang dieſes 
Jahres an ‚Jamfenben. der $. 40 a a allen Inhalte. 
normiren fo. 4. .... 
Wir gebieten und befeblen — —— Unſeren Landesgerichten und 
ipnfigen oberen und niederen. Behörden, auch, allen. linferm: Untertanen: indgemein 
biemit, ih und dieſer: Unſerer: Janbesherrlichen Bererbnung. allewege ju richten. ... 
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Urkundlich habes Wir — rord auf" gewäühnliche Art · Yollzogen und Die 

Bekanntmachung berfelben durch Unſer a * ——28 — 

Schwerin, bey. A April 1834. ke 

— 14 —— 8 az. 
Fu Berorbnung ge no ee 5 
en ber Prioritätgrechte der Zinſen — er 

ar zu Hypotheken⸗ ober Stadtbuch Be a 

— Forderungen. ne ® — BE 


1208. Berbot der Adiudicate und der öffentlichen. und —* öffent 
lichen Sppotheten. 3. April 1834. 

Frie der ich Franz sc Näch vernommenem rathſamen Bedentin Unferer- ge⸗ 
— Rikter⸗ und Landſchaft wird Unfere Verordnung vom 10: Januar 1812 wegen 
eiüftweiliger allgemeiner Siſtirung aller Zahlungen -zinstragenber, bereite dor dem 
AntonisTermine 1812 Uſchuldig —** Cäpitallen, ſowohl aus öffentlichen ats 
Hrivat-Caffen, nunmehr auch in fo werk ſolche nuch Vorſchrift des Publicandums 
som 13. Mai 1828 einſtweilen noch fortgedauert hat, hiedurch gänzlich aufgehoben; 
Babe. aber. verordnet: 

Re Erihenlltkaz· von Mindicaten iß Ab, bteibt Ffir allei Zunkunft ganzlich 

unterſagt; auch 
sn behält: es beider ſeit: Püßtication. Pe gtdulto· Ebicted Rattgehabten Un⸗ 
: , gültigleit der öffentlichen: und en ee Hypothelen Jeghiher Art * 
Bewenden; daher 1 

überall keie gerichtliche BeRikigungn, in. — hypothecae publitas zu 

ertbeilen find. :: : 

Bir gebieten und‘ behrhlen decmach allen — un hicbern Behörden, anch ge⸗ 
fannnten Unſern Unterthanen, gnädigſt und ernſtlich, ſich dieſer are landes⸗ 
herrlichen Berordnung auf Das genauefte zu richten. 

Urkundlich, haben Wir biefe Bergrbnung auf: gewöhnliche Art — auch, 
bag fie durch das officielle Wochenblatt gemeinkundig gemacht werde, befohlen. 

Gegeben durch Unfere Regierung. .. Schwerin, ben. 3. April 183343. 

Frieberich Sranz MILE: 


1207. Bon Mortification der Böfte in den älteren Hnwothelen. 
: büchetit. 10. Februar 1833238. 3 
Paul Friederich zc. Wann bie Lücke bemerkbar geworben, welche die Ver⸗ 
ordnungen vom 11. April 1834 und 13. April 1835, betreffend bie Mortification 
ber in den Altern ritterſchaftuchen Dypothetenbuchern und Stabtpfandbaͤchern ungekilgt 
ſtehenden Schuldpöſte, in ben Fällen Taffen,ı in. welchen die befannten und zugäng- 
lien, urjprüngli ober durch Umſchreibung: Intabulirten, ober deren befaunte Erben 
und beftimmt ermittelte GCeffionarien, entweder geradezu oder durch zurüdgebaltene 
genügende Antwort, die von ihnen über ihr noch. beftchendes oder erloſchenes Recht an 
bes wngeltlgten Gintragung erforderte ‚Erklärung verweigern — fo. verordnen Wir zu 
Abbülfe ſolchen Mangels, . vernommenem an Bebdenten Hujeren‘ en 
Stände, wie folgt: u. Cı 
1): Berweigern ‚biejenigen Die genügenbe. Erflärung, welcht darch eine; (som 
Schuldner in ihrem: urſprünglichen: ober: fortwährenden. Rechtobeſtande defteitterte, den- 
noch ungetilgte Eintragung oder Umſchreibung als die Inhaber ber beireffenden For⸗ 
Derung ‚bezeichnet find, fa fol fon. anf ben Grund dieſer Verbhäftniffe, und obne daß 
es noch eines weiteren Rachweiſes eintr ſtatt gehabltn Vorrühmung beftehender ‚Rechte 
bedürfen könnte, gegen. ‚fie die: Provocation zur gerichtlichen Geltenbmadung ber im 
- Buche ungetilgten Surberungeeriir bei bem ——— — — en. ners 
zeläjlig fein. 
2) ‚Stehen aber’ aus — Bude ale, Inhabet ber Borberkag nicht erienubare, 
befannte Erben ober heftimmi ermittcite Geſſſonarien bes. urſprünglich, oder durch 
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Umfäreidung Zutabulirten zur⸗ Frage, fo hat die Hypotheken⸗ ‚aber competente Stabi» 
buchbehörde, auf Antrag und. age: leiner weitern Hegründung me Auzeige 
bre Sthuldnerg,. — 

daß das — Brit fe, oder die ¶ Haudtrervindli hheit rechtlich 

. überall. nieht‘. eriftent. geworden,“ oder. daß Sans an irgend eine. Weiſe 
erloſchen ſei, —2 
von ſolchen, unter Beſtimmung einer angemeſſenen, in ber Regel. viermöädigen Friſt, 
ihre Erklärung darüber zu erfordern: 
vhr. ſie. aus her. fraglichen ne noden Umſcreibueg ‚en. Recht hür ſich in 
Anſpruch nehmen. u... 
Iſt nach abgelaufener Friſt die —— Erttärung, überall. nicht, oder doch 
. nicht auf eine reit. perzichtende Weiſe abgegeben, fo fol, dem Schuldner das über bie 
att gehabte —— und deren Erfolg von. ber Behörde zu ertheilenbe Zeugniß 
att des Beweiſes einer Borrühmung habender "Rechte genügen, im ‚darauf vor 
einem competenten Richter Die Provdcation Er Ringe Beantragen zu Fönnen. 

"3, Die auf eine nad vorbenaunten —— gen angebrachte Provocation 
dem Provocaten zur’ Berfolgung der ai ber" Eintragung, oder Umſchreibung in Anz 
ſpruch genommen werdenden Rechte, mittelſt Anzuftellender Klage, zu machende richter⸗ 
liche Auflage iſt mit dem Präfudiz Des Verluſtes ‚folder Rechte zu ‚verbinden. 

Ay Auch fol es in dei’ Fällen’ einer ſolchen angeftellten "Prowocation,' mit 
Borbebalt ber Rechte des Provocaten, zuläſſig ſein, dag, ‚Mottificationd- Proclama 
gegen etwanige unbefannte Berechtigte ſofort ohne Abwartung ber Beendigung des 
Provocations⸗ Proceſſes und ohne Rückſicht auf den in dem $. 3 ber Eingatigs ge⸗ 
dachten Verordnungen beſtimmten Zeitablauf bei dem Vorhandenſein der’ ſonſtigen ges 
ſetzlichen Erforderniſſe bei ber competenten Behörde beantragen zu dürfen. 

5) Sonſt behält es bei den übrigen Beſtimmungen jener beiden Verordnungen 
das Bewenden, 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, den 10, Bebruar 1888. 


Paul Frieberich. 
Erganzende Verordnung 3 OU ie 
betreffend '- Re Y —— 
oe re * Ka Btteven alten‘ u m ER 
aftlichen Hypothekenbüchern un u RE FE — 
pfandbüchern u. 0 N | rn h 
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. 1298. Brig der Berlafns der Grundſtücke zw Stadibuch 
2. Jaunar. 1702. 

Friederih — rc. gr eure unterthänigfte. Borflellung. unb Hufrage x vom 
8. b, M. wird. ber Terminus a quo..ber gefehlichen ‚ Fri zur Berlaffung. zu 
Bürger-Recht liegender Immobilien zu Stadtbuch hiemit bermaßen befimmf, daß. bie 
Berlaffung zu Stadtbuch forberfamft nach Vollziehung bes Contracts, wenigfiend alle⸗ 

mal 14 Tage vor der Traditon geſchehen müſſe. 
Wornach ꝛc. Schwerin, ben. 12. Januar 1793. 


u). ji 
Friederich Bean 2 
An ben Magiſtrat zu Schwerin. 


1209. Die Jutabulirung garantirt nicht den Wern des Glundes 
S. Juni- 1808. 

Sriederih Franz x. Wohlgelahrter zc. | Huf eure Anfrage und Bitte vom 

3. d. M., das durch die :Eintragung ‚zu Stodtpfandbuch ‚bewirkte Recht bes. Glänbi- 

gers und deſſen Vorzug betreffenb, bleibt: euch hiebarch unverhalten, daß, fa lange kein 


[er] I, 
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beſtimmtes Geſetz vorhanden iſt, welches ein Anderes verorbnet, eine ex aflicıe zu 
veranſtaltende Taxation der Grundſtücke von der Obrigkeit nicht erfordert werde, fon⸗ 
bern es jedem Anleiher oder Gläubiger überlaſſen bleiben müſſe, zu ſeiner Sicherheit, 
wenn er will, bas Stadtpfandbuth zu inſpitiren, und ſelbſt zu ermeſſen, ob die Grund⸗ 
ſtücke feines Sanidnere ihn noch ‚Sichenbeit. .gemwähren.: Wornach ꝛc. Goegeben ꝛc. 
Schwerin, den 8. Juni 1808. 9 
An Bürgermeiſter und Rath zu Rövel. 


1210. Rechte der Stabtpfanbbuchgläubiger unter einander. 
28. September 1808. 


Friederich Franz ꝛc. Wohlgelahrter ꝛc. Wir ertheilen euch, auf eure An- 
frage vom 20. d. M., im Betreff ber Beltimmung bes Sphi 371 bes, Landesver- 
gleichs, über die Prälationsrechte verſchiedener zu Stadtpfandbuch eingetragenen Ver⸗ 
ſchreibungen, hiedurch zur Antwort: daß es der von euch nachgeſuchten authentiſchen 
Interpretation, weshalb ihr eventualiter auf ben F. 200 bes Landesvergleichs zu⸗ 
rüdgetiefen werbet, ‚bei ber ganz klaren a. des gedachten $. 371, für den vor- 
liegenden, von such angeführten Hall, um jo weniger bebarf, da. es unter ben ge- 
feßlich "eingetragenen Schuldforberungen nicht darauf ankommt, wie alt oder bevorzügt 
fie fonft find, Jonbern je welcher Zeit und in welder Ordnung fie im Stabtbud 
befchrieben ftehen, mithin bie zuerft zu Stadfbuch eingefehrjebenen Capitalien ben Vor— 
zug vor ben fpätern Stabfbuchfihriften in Rechten behaupten, welche rechtliche Be— 
ſtimmung baber nicht zu verrücken ſtehet. ) Wornach ꝛc. Datum Schwerin, 
ben 28. September 1808. a | 
| Friederich Franz 
An bas Stadtgericht zu Boizenburßg. 

1211. Hypothekenweſen der Stiftsftädte. 28. Juni 1810. 
Srieberih Franz ıc. Sowohl yon Unſern, in Gott ruhenden Vorfahren an 
ber Regierung feit ber Abfchließung des Landesgrundgefeglihen. Erbvergleihe 1755, 
ald von Uns, ift Unfer Fürſtenthum Schwerin, in deſſen privatrechtlichen Berhält- 
niffen, Unfern übrigen Derzogthümern und Landen gleich "behandelt, und deshalb auch 
die Lantesherrlihe Patent= Berordnung vom 28. Februar 1781, wegen Berlaffung 
der zu Bürgerrecht liegenden Immobilien zu Stabtbuch, An bie drei Städte des vber 
meldeten Fürſtenthums, vormaligen Stiftes Schwerin, Bützow, Warin und biefige 
Neuftadt Schwerin, eben fo, wie an alle übrige Landftäbte Unſerer Herzogthümer er- 
gangen, und. ben Magiſtraten daſelbſt zur Nachachtung zugeftellet worden. Minder 
nicht find‘ bei denfelben die öffentlichen Stadtpfaändbücher "sorlängft eingeführt geweſen, 
und ift, zu felbigen von ben Gläubigern und Schuldnern, bisher in dem guten Olau- 
ben, daß durch ihre Ein» und Anfihreibumgen’ Fein anveres Recht bei den‘ Ber- 
zeichnungen zu allen übrigen Stadtbüchern entſtehen werde, recurrirt worben, 
77 Dieferwegen und aus Veranlaffung emiger, nenerbings darilber aufgefommenen 
Zweifel, finden Wir Uns Landesherrtih bewogen, dient zu drelariren und Jedermann 
Öffentfich zu wiſſen zu un 30 —— 
"Daß die Stabtbücher "in den obbenannten drei Stabten Unſers Fürſtenthums 
Schwerin, in allen Stüden eben biefelben Rechte und Wirkungen haben und 
behalten follen, weldhe in ben Sphis 371 und. 372 des Landesvergleichs, fo 
wie in der Randesfürftlihen Conftitution tom 28. Februar 1781, für Unfere 
übrigen Lande vorgefährieben find. Zr Zu 
. . Die nun nad ‚biefer. Unferer declarirten Willensmeinung, die ‚ entftehenden, Miß⸗ 
belligfeiten über das Verhältniß ſothaner Stadt⸗Pfand-Bücher ber Stifts⸗Städte, von 

e).Daffelbe iſt den 24 März 1800 dem Stadtrichter, Ado. Voß zu Nöbel, und ben 13. 

3. Suni 1809 dem Stadtgericht zu: Pau veſnribirt. Mae 
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allen. Gerichten : im Unſern Landen beurkheilet and entſchieden werben, fallen; ſo haben 
Bir felbige auch durch ben Abdruck in ben öffentlichen Anzeigen gemeinfündig zu 
machen befohlen. Urkundlich unter Aalen —— und ie Snfiegel. 
Gegeben. 2. Schwerin, den 28. Juni 1810. 


Friederich — 


1212. EURER mel tvegen der Etadtsucfäriften. 
4. Mär 1812. 


Friederich Franz ac. = gleich durch bie. SS. 371, 372 bes Landes⸗ 
Vergleichs verordnet worden, daß das Eigenthum ſtädtiſcher Orundftüde nicht anders 
als durch Berlaffung zu Stadtbuch auf andre Befiker übergeben, und daß bei Prio- 
ritäts = Streitigkeiten unter ben Gläubigern die zu Stadt⸗Pfandbuch eingeſchriebenen 
Schuldpöſte den Vorzug vor allen nicht eingeſchriebenen haben ſollen; ſo hat es ſich 
doch vielfältig bewieſen, daß dieſe Vorſchriften nicht zureichen, um Streitigkeiten zu 
verhindern und gleichförmige Erkenntniſſe über die Präcedenz hervorzubringen, viel 
weniger um diejenigen Gläubiger, welche für ihre Eintragung zu Stadt⸗ Pfandbuch 
gehörig geſorgt haben, vollkommen ſicher zu, ſtellen, und dadurch den Credit in den 
Städten zu befördern; indem nicht allein bei den Verlaſſungen zu Stadtbuch ſelten 
Darauf genugſame Rückſicht genommen iſt, wie viel son dem verkauften Grundſtücke 
eigentlich auf ben neuen Beſitzer zum Eigenthum übergegangen, und ob etwas und 
wie viel Davon bem bisherigen Eigenthlimer reſervirt, mithin unverkauft geblieben iſt, 
wodurch dann jüngere eingeſchriebene Creditores in ber Meinung von dem Werthe 
ihrer erlangten Hypothek und bon beren Borzuge geläufcht worden, und Berfchrei- 
bungen nicht zuftändiger Grundftüde befommen haben; fondern auch felbft nach richti= 
ger Verlaſſung zu Stadtbuch gar oft bie Grundflüde ganz ober zum Theil weg 
abjubieirt worden, ohne Tilgung ber, dadurch nach vaterländiſchen Rechten erloſchenen 
Hppotheken, und ohne Nachricht für jüngere Gläubiger, bie nachher noch auf das 
Ganze binzuleihen glauben, und ſich ohne allen Effect einfchresben laſſen, Durch’ welches 
alles denn vielfältige Präcedenz- Streitigfeiten zwifchen Eigenthümern oder Abjudica- 
tarien und wirklichen hypothekariſchen Gläubigern entftanden find, welche eigentlich 
überall nicht flatt Haben können, und dennoch oft ganz verfchiedene Priorität-Urtheile . 
zur Folge gehabt Haben; derjenigen Streitigkeiten nicht zu gedenken, welche felbit 
unter wirklichen intabulirten Giäubigern über Prälationg-Nechte übrig geblieben find. 

Um Diefen Uebeln gänzlich abzuhelfen, haben Wir beſchloſſen, durch Erläuterung 
und Bervollftändigung der Vorſchriften obgenannter SS. 371, 372 den Stabt-Pfand- 
büchern eine vollkommene Zuverläßigkeit und Sicherheit der fich berfelben bedienenden 
Gläubiger zu verſchaffen. 

Solchemnach verordnen Wir, nach eingeforbertem und mit allen Umftänden forg- 
fältig geprüftem rathſamen Bedenken Unfrer getrenen Ritter» und Landſchaft, 
Folgendes: 

1) &s behält zuvörderſt bei dem im $. 371 ‚eingeführten. Borzuge aller zu Stadt- 
Pfandbuch eingefihriebenen wirklicher Gläubiger vor den nicht eingefchriebenen 
gänzlich das Bewenden; und zwar bergeflalt, daß unter jenen überall Feine 
‚Präcedenz- Gtreitigkeit flatt haben, fondern lediglich auf das Datum der Ein- 
zeichnung, ohne alle anapan auf fonftige Dramas Daskenim, gefehen 

‘ werben foll. 

2) Es follen aber in tZukunft auch alle diejenigen unter die Gläubiger gerechnet 
werden, welche ein zu Stabtrecht liegendes Grundſtück verkaufen, und ſich wegen 
rückſtändiget Kaufgelder ein Eigenthum deſſelben vorbehalten. 

Sie ſollen daher hinfüro ſchuldig fein, bei der Verlaſſung zu Stadtbuch das 
Quantum, worauf ihnen noch das Dominium verblieben. iſt, namhaft, unter 
Borlegung des Kauf⸗Contracts, anzuzeigen; und die Magiſtrate werden hiemit 

angewieſen, bDiefes gleich bei der Merlaffung — — bas ie als 
Schuld zu Stadte Pfandbuch rinzutragen. . ; zen 
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Wonn ein: Berkänfer biefes zu bewirken verſüumtz ſo ſoll die geſchehene 
Reſervirung des Eigenthbums fortan keine Wirkung zum Nachtheil neuer Gläu⸗ 
biger bes Käufers, bie zu Stadt«Pfandbuch eingeihrieken werben, weiter haben; 
und fol das Residuum des Kaufgeldes als eine: bloße nicht Intabulivte For⸗ 
derung an ben gegenwärtigen .Befiger bes Orunbftüds angefehen werben; wobei 
ihm jedoch Das Recht, nad) Abfindung der eingefchriebenen Gläubiger vor allen 
‚übrigen, aug dem ‚Orundfüde, feine Bezahlung zu fordern, bevorbleibt. 
3) Da aber dieſes bisher nicht ‚gelehlich angeorhiet gewefen, nod tmendger allent⸗ 
halben geſchehen iſt, mithin in dieſem Puncte die Stadtbücher Unrichtigkeiten in 
fich' haben; fo ſoll m Abſicht Auf’ alle Diejenigen Verkäufer, welche aus, älteren 


— Eontracken annoch reſervirtes Eigenthum an Grunbſtücke, die Stadtbuch auf 


‚einen andern Beſitzer verfaffen find,“ übrig haben, bie im $: 2 enthaltene An- 
ordnung erſt vom 1. October d. J. an wirkſam werden, und’ ihnen unbenom⸗ 
men ſein, bis dahin ihre Eigenthums ⸗Rechte dem competenten Magiſtrat be⸗ 


weislich vorzillegen, welcher dann darnach bie geſchehene Verlaſſung zu Stadt⸗ 


Orts beweislich vorzulegen. Und biefer j 


sn zu berichtigen, und das Anrecht bes’ -Dominii vor den etwa zu Stabt- 
° Pfandbuch eingefihriebenen Gläubigen des neuen Beſitzers, in bemfelben ohne 
Koſten des ſich ammneldenden Domini anzumerken bat, Wer aber dieſes nicht 
vor?bem erſten Ortober d. J. beſchaffet hat, foll des Eigenthums verluſtig und 

dinfort bloß als ein wirklicher bypothetariſcher Glaubiger anzuſehen fein. 
= Wenn es gleich In Rüdſi cht auf die Abjudicaͤtion "bie "zu andrer allgemeinen 
Verordnung bei dem biöherigen vaterländiſchen Rechte dermegen berbleibet, mit⸗ 
pin auch zwifchen. Adjudicatarien und Gläubigern keine Präcedenz-Streitigfeiten 
ſtatt finden können, indem durch die Adjudication alle ſonſtige Credita und 
Hypotheken, es mögen. öffentliche und eingeſchriebene oder andere geweſen fein, 
erioͤſchen ſind; ſo ſoll dennoch zu weiterer Berichtigung der Stadtbücher hiermit 
u zur Zeit vorhandenen Adiudicntarien.. bei —*— Brundſtücken auf⸗ 
gegeben fein, binnen det nämlichen peremtoriſchen Zeit bis zum erſten October 
d. J. ihr per "Adjudicationem‘ erlangtes Eigenthun dem Magiftrat 'des 
f verbunden, ſolche Veränderung des 


Eigenthums unentgeltlich zu Stadtbuch, zur Nachricht für die weiter einzuſchrei— 


beiden Gläubiger, anzumerken. Wer Diefe Anzeige unterläßt, fol feines Ei- 
— genthums ex adjudicatione verluſtig ſein, und nach dem erſten October 
respeeta der zu Stadt-Pfandbuch Cingeſchriebenen bloß für einen hypothe⸗ 
kariſchen Gläubiger gelten. 


5 Gleichergeſtalt fol. auch binfürd” feine Abjubicatien eher rechtliche. Wirlung 


haben, als wenn ſie erſt zu Stadtbuch angezeigt und angeſchrieben iſt. 
Und .es ſoll. dieſe. Anzeige und Umſchreibung allemal binnen 14 Tagen, 


E a die Adjudicalionis an gerechnet, gefhehen; widrigenfalls follen die ſchon 


intabulirten Hypotheken nicht für erlofchen geachtet werben, wenn fie auch erft 
zwifchen dem 14. Tage nah ber Adjudiration und ber Zeit ber nachgeholten 
Umſchreibung des Domimii zu Stadtbuch eingefchrieben wären. _ 

6) Damit au die älteren , Stadt·Buqhſchriften deſto: weniger Gefahr laufen, durch 
‚unbefannte Adjudieat⸗ Erthrilungen ihre Sicherheit und. ihren Werth zu ver⸗ 
lieren; ſo ſoll hinfüro von keiaam Gerichte ein Adjudicat auf ſtädtiſche Grund- 
ſtücke eher ertheilt werden, als wenn entweder ber Hagende Gläubiger. demſelben 
docjirt bat, daß; big, dahin. Feine; Schulden. Darauf zu Stadt-Pfandbuch einge⸗ 
., fibrieben find, „ober - auch: daß ben eingefchriebenen Creditoren bie heyorſtehende 
Adjudication bekannt if, oder auch bag. Immilfions-Drerst in ben Intelligenz⸗ 
Bläftern ſeit drei Wocher eingerückt geweſen iſtt. — 

Mir: gebieten und befehlen idemnach allen hohen und miebern . Gerichten in Unfern 


Banden :.bieburch gnädigſt⸗ ernſtlich, ſich unch Diefer Unfrer: gefehlichen Vorſchrift aufs 
gemauefte zu achten, auch bei Einholungi auawärtiger Prioritäts ⸗Erkenntniſſe jedesmal 
Diefe Unfre Eonflitution ben zu verſchikruden Arten beizufügen - ° 
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Urlundſich haben Wir. dieſelbe zu. jedermanng Wiſſenſchaft den hieſtgen — 
Blättern einzurücken befohlen, unter Unſerm Hand geichen und en — 
Gegeben x. aa den 31. März 1812.. : .: Be 


Friedericch —— a a2 er: 
Gonftitution — 


wegen a een Borzüge et anie | 2 
— Von den — bei — Btedtsfarpbigem. 


132. Juyi 1812. 

Frieberich ne Kr. Hoihgelahrter. x. Bir ‚geben. euch, auf eure Kor 
Rellung vom 16. d. M., bie Declaratiou des Sphi:7. Unſerer Patente Berorbuung 
vom 10. Januar 1812,. wegen Siſtirurg ber: Gapital- Zahlungen betreffend, hiedurqh 
zum Beſcheide: daß eine öffentliche Procamation bei den Stadt⸗-Pfandbüchern durch 
deu erſagten Sphuan ‚fü wenig; als durch Unſere Conſtitutian vom 31. März 1812, 
wegen. Bellimmung .ber:, gefehlichen Vorzüge. ber en er ik 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben. 22. — 18 12, EN 
An den Doctor 3. ©. A. Weber in Reſtock. 


1214. Bon Tragüng der utäbntationstofen. 7. — 1814." 
Friederich Franz ar. Unfern zc.!'‘ Wir erfheilen euch, auf eure Anfrage 
som 20. v. M. und heutig en Praesentato;, inte, Betreff der fir Stadtbachſchriften 
daſelbſt gegenwärtig zu —— Gebühren, hiedurch zur Refolution: daß ſolche 
Gebühren von dem — herichtigt werden müſſen, weicher es bei dieſen Geſchaͤften, 
wo immer zwo Paͤrtheien mit einander tontrahiren, übernommen hat, oder welder 
am bie Einfchreibung anſucht. Sollte aber der Fall eintreten, 100 ein Ereditor, 
wider ben Willen ‘feines Debitoris, feine Forderung durch Urtheil und Recht ein⸗ 
tragen läßt; fo wird‘ die Urthel dann auch Beftinmen, wer die Koſten tragen Toll. 
Sn dem fpecjellen Falle, beſſen Unfre. Conflitutton vom 31. März 1812 in 
§. 3 erwähnt, hätte bie Eintragung, aus angeftiprtei Gründen, F Gehühr ge⸗ 
ſchehen ſollen; bie hamals beſtimmte Friſt, bis zu welcher hievon bie ebe I kannt, 
ift aber IAngft abgelaufen.‘ . 
Wornach ıc. Gegeben, sc. Schwerin, ben 7, März 1814. 
An Bürgermeifter und Rath zu Guſtrow. * 
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1215. Zeit 1 der Anwendlichkeit er wererbnrag vom 31. Mini 
6% ‚A812. 8. October 1814. 


Friederich Franz ꝛc. gZur —— möglicher, hin und wieber vereit⸗ er⸗ 
—— Zweifel tier bie Zeit, der Anwendlichkeit Unſerer Gonftilution vom 31. März 
1812, wegen Beſtimmung ber gefeglichen Vorzüge der Stablbuchſchriften, wird ge— 
bachte Conſtitution hiedurch dahin erläutert: daß bie am Schluſſe derſelben enthaltene 
Vorſchrift in allen. bisher noch nicht rechtskräftig entſchiedenen Fällen beobachtet and 
darnach jedesmal entichieben werben fol. . 
Wonach sc. Gegeben 2c. "Schwerin; ben 8.’ Ditober 1814. 


i | ” Or VEDELNG Tran 
1216. Gognition über die Achte‘ der. einzutragenden Gländiger. 
nr 1B Maneinber USER. ... ; 1... 

Feiederich — Unfern re.! Wirt geben dneuch, wif — Anfrage vom 

31. 9.'M:, Im Betreff bir :im- A4. Stück - des dießſährigen offitlellen Wochenblatis 
abgebrudten Erläuterung der Conſtitutivn vom’ 31. Märy 1812, wegen Beſtimmung 
der gejeßlichen Vorzüge ber: Stabtbuhfägrifben;: hiedurch zum: Beideider daß gebwähtg 
Derlarator- Berorbuung ih auf die, in bem vorletzien Abſatze 'Linferer:: Conftitutlen 
vom 31. März 1812 ben — ertheilte Vorſchriſt bezieher. Uebrigens iſt den 
Magiſtraten bei ber vorgeſchriebenen Ginttagung beine Cognition über bie Rechte ber 


30 Juſtizſachen. Civilrecht. 


ſich anmeldenben Gläubiger geſtattet worden, und bie Frage, in wie ferne ſolche Ein⸗ 
tragung mit Rechtsbeſtande geſchehen, Tann in jedem beſtrittenen Falle aur von dem 
competenten Gerichte entſchieden werden. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 3. November 1814. 
An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1217. Die Eintragung der Allatenforberung ſetzt ein Grundſtück 
purayd, 5. Auguft 1815. 
gFrieberich Franz ıc. Unſern ꝛc.! Eurem Gefuche vom 27. v. M., wegen 
Autoriſirung der Magiſtrate dahin, däß ſie die illata der Ehefrauen von Bürgern, 
wenn biefe auch zur Zeit nicht mit Immobilien anfällig find, zu Stadtpfandbuch auf 
einem befonderen Folio eintragen ſollen, kann nicht gewillfahret werden, und haben die 
Ehefrauen in ſolchen Fällen ſich an ihrem privilegio dolis zu begnügen. Sobald 
aber ber Ehemann ein zu Stadtrecht Tiegenbes immobile erworben hat, muß bie 
Eintragung ber ıllatorum- feiner Ehefrau auf’ dieg immobile fofort beſchafft wer- 
ben. Haben's, bei Retradirung Der Anfchlüffe, euch a anfügen wollen, und verbl. ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. Auguſt 181 
An Bürgermeiſter und Rath zu Malchin. 


1248. ‚@npatbekenbehözbe, für den Schwerines- —— 
- September. 1815. 


8 


Friederich Franz xc. * sc. Bir geben euch, ſoviel Die bisherige Hal— 
tung eines eigenen Berlaß- und Pfandbuchs für Unfer hieſiges Domcapitel- Gericht 
betrifft, aunmehr zu vernehmen: daß, da dag Recht und die Schuldigkeit zur Haltung 
ber Stabt- Verlaß- und Pfandbücher auf feine Weiſe von ber Gerichtsbarkeit her— 
rühret, fondern den Magiftraten jeder Stabt gefeglich zugeſchrieben it, Unſerm hie⸗ 
ſigen Domcapitel hingegen keine Municipalitäts⸗ Rechte ertheilt find, daſſelbe mithin 
nicht ermädhtiget geweſen iſt, ohne Unſern Willen und Unſere Genehmigung im Sabre 
1811 neuerdings ein eigenes Domcapitel- Berlaß- und Pfandbuch zu errichten. Es 
wird folches daher hierdurch gänzlich wieder aufgehoben und habet ihr euch ähnlicher 
Unternehmungen hinfüro zu enthalten. Was jedoch bie immittelſt auf eure Veran— 
laſſung ſchon eingefehriebenen Schuldpöfte betrifft; fo verordnen Wir gnädigft: daß 
felbige als dem hiefigen ordentlichen Stadt-Pfandbuche ber Altitadt inferirt angefehen, 
und fofort in baffelbe mit den datis der von euch ertheilten Eonfirmation eingetragen 
werben follen. Und habet ihr ferner die Eigenthümer der im biefigen Domcapitel- 
Bezirke belegenen . Däufer. lofort dahin anzuweiſen, daß fie ihr Eigenthum zum Ber- 
leſſungs⸗Buch der Altſtadt in Gcmäßpeit Unſerer Patent- -Verordnung vom 28. Schr. 
1781 binnen vier Wochen bociren und bie Eintragung ihres Namens in gedachtes 
Stadtbuch, fo mie die Intabulirung ber etwa darauf haftenden Schulden za Stadt⸗ 
Pfandbuch zu gewärtigen haben ſollen. Indeſſen ſollen fie für Diefe erſte Eintragung 
jeber Art, fomohl des Namens bes Eigenthlimers Als ber jetzt auf dem Grundſtücke 
haftenten Schulden Feine Gebühren entrichten, welches ihr ihnen ebenfalls dekannt zu 
machen habt. An bem sc. Gegeben ı. Schwerin, den 5, September 1815. 
Sriederid, Sranı. 
An das Domcapitel-Gericht hieſelbſt. 


1219. Spyotbetenbehörbe für die Bütower Amtöfreibeit, 
2: Meat 1826. 


Friederich Fran; ꝛc. ‚ar 1 fine Ins in Gnaden — zur Entfernung 
möglicher künftiger Zweifel. hieburc jedermann: zu nernehmen- zu gebens daß dao für 
bie ſogenannte ‚Amtefreiheit: zu Bützow feit vielen Jahren bei Unſerm bortigen Amte, 
als ber fiir dieſen Stadttheil competenten Obrigfeit, mit glerhögit ‚Uniger Genehmi⸗ 

gung: beſtehende Hpypothekenbuch Die wolle. geſetzliche Kraft eines Stadt⸗Pfandbucha hat 
und nad) wie: vor, 'bis auf, weitere -Iinfee Verordnung: — ſoll. 

— x. — ix. Echverin, ben 12. Mai 1826, 


be Beieberihißrang 0:20. 0.0 
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1220. nenne 5 san ; Orundylänen und Flaurriſſen. 
16. April 1828. 

Friederich Franz x. wenn gleich die, zum Zwed ber Exlaſſung einer 
Stadtbuch⸗ und Stadt-Pfantbud»Drbaung: für Iinfere- getreuen Städte angeorbneten, 
Borarbeiteu, bei Dem Umfauge und der Schwierigkeit bes Gegenflandeg, zur Zeit 
nicht haben ‚vollendet werben können; ſo ‚haben Wir. felbige doch bereits. ſoweit vor⸗ 
gerüdt gefunden, um bie,. ben beabfidhtigten Einrichtungen nöthigen, . Grundlagen und 
Deren Buftandebsingung,. in. Uebereinſtimmung mit Unſerer, auf dem dießjährigen all⸗ 
gemeinen Landtage zu Sternberg verſammelt geweſenen, getreuen Ritter⸗ und Land⸗ 
ſchaft, Nachſtehendes zu verordnen: 

$..1: Ale Magifräte in Unſern fämmtlihen Land⸗ und GSerftäbten haben, um 
von allen und jeden ſtädtiſchen Grunbftüden zuverläſſige Berzeichniffe und genügenbe 
Merkmale zu ihrer Unterſcheidung zu erhalten, förkerfamft fämmtliche bisher geführte 
und vorhandene Stabtbücher, Grund» und Lagerbücher, Stadt- und Selb - ⸗Regiſter, 
Charten, Grundpläne, nebſt allen andern Verzeichniſſen ſtädtiſcher Grundftücke und den 
auf die Unterſcheidung derſelben Bezug. habenden „Stadt-Acten, forgfältig nachzufehen 
und bie Daraus gefammelten Notizen, vermittelt einer Loralbefihtigung, unter Zu= 
ziehung ber. befannten, Grund-Eigenthümer ober Beſitzer und beren Nachbarn, mit den 
gegenwärtigen. örtlichen Verhältniſſen zu vergleichen. 

2. Bon jeder Statt felbft. und ihren Vorſtädten ift ein Grundplan zu 
fertigen, worin ſämmtliche Häuſer, Bauſtellen, Scheunen, Höfe, Gärten und fonffige 
nicht zur Feldmark gerechnet werdende Grundſtücke, imgleichen die Straßen und öffent⸗ 
lichen Plätze zu verzeichnen find. "Einer Vermeſſung des Flächen⸗Inhalts und befien 
Angabe, fo ‘wie befonderer Mbthellungen ber Zubehbrungen, bebarf es nicht, 

$. 3. Ueber bie gefammte zum Stabtgebiete gehörende Feldmark, alfo mit 
Ausnahme der Stabtburgen‘, : Stabigäter und von ber äußerſten Grenze des Stabt- 
gebiet richt’ eingefchloffeken Grundftüde, if ein Flurriß aufzunehmen, woranf ein 
jedes Grundſtück nach friner' Lage, feinen Grenzen und feiner Beſchaffenheit, als: 
Garten, Wieſe, Nder, Holsftüd u. f. w., vergeichnet fein muß. 

Eine geometrifche Vetmeſſung und Charurung iſt nicht nothwendig m: 

ſondern hängt es von einer jeden Stadt ab, ob fie ihre Feldmark vermeien amd 
chartiren, oder nur einen Flurriß darüber anfern igen laſſen will. 
.Bei Aufnahme bes Flurriſſes find Die bei den Städten befindlichen Sparten, in 
Hinfiht ber Grenzen ber Stadt-Feldmark, zum Grunde zu legen, und ſäumtljche 
Grunbftüde, unter Berüichfichtigung ber nach 8. 1. geſchehenen Ausmittelungen, ya 
dem Augenmaße rinzutragen. Die Beichaffenheit der un Grundſtücke ift auf 
übliche Weiſe mit Farben anzudeuten, und eine Angabe ber ‚ungefähren Größe der⸗ 
felben auf dem Riſſe nicht erforberlih. 

$. 4. Sind bereits zu bem vorliegenden Zyecke brauchbare Grunbpläne, Seld- 
harten und Flurriſſe vorhanden, jo bedarf es der Anfertigung neuer nit, ſondern 
find folche beizubehalten, und, fomweit es erforderlich iſt, zu vervollſtändigen und zu 
berichtigen. 

6. 5. Findet eine Stadt es angemeſ ſen, Ihre Feldmark geometriſch vermeſen 
und chartiren zu laſſen, fo darf ſolches nur durch einen vereideten Kämmer⸗Ingenieur, 
oder durch einen von Unſerer Regierung approbirten, und von dem Magiſtrate der 
betreffenden ˖ Sladti fpeelell: zu bleidigenden Feldureſſer geſchehen. Der Yiebei anzumen⸗ 
benbe: Mahſtab Yingt :von: der. Beſtimmung be a ab, muß ‚aber in 
bie: Gharten: felbſt singemagen-merdenu - 

: 9 6. Die durch Anfertigung: ber: Grunbpläne — Flurriſſe, ‚ober durch big 
etwanige Brrmeffung und Shartirung ber Feldmarken entſtehenden Koſten werben ente 
weber ans den fäpsifihen Caſſen, -deitzitten,: aber Iureh, ‚vom: Magiſtrate unb bee 
Dürgerfähaft zu bewilligende, auf ſtimmtlicht — — Beñber — 
Grundſtücke zu: wertheilende, ‚Anlagen: aufgebracht rap 
nr rg. Zu. in: jedes in Den Etadteunde ben:: Barhänten, ne Mic. in ve Räbtifhen ' 
Felbmart belegene · Grundſt, es ſei BmieaksEigestiian aber. ECigenthum der Kämmerei, 
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iſt auf bat. Brinbplänen! und⸗Flureiſſen oͤber: Charten mit: seiner: Nunater zu be⸗ 
zeichnen. Ein Grundſtück und feine-msilrisar damdt zuſammenhängenden Pertinenzen 
erhalten nur eine Nummer. Deffentliche Plätze, Straßen, Wege, Candle, ei 
leitungen, Stadtmauern und Befriedigungen ſind nit zu numetiren. 

"Die Nummern müſſen, als Regel/ durch bfe'ganze Stadt in’ ben Grmbpfähen, 
unb durch bie ‚ganze Feldmark in ben Furriffen oder Charten, bhne Berädiihtigung 
ber Befchaffenheit ber Grundſtücke, als: Haus, Scheune, Serten;! Wieſe, Acker n.f. wi, 
fortlaufend fein; jedoch können äuch beſonders benannte und vollſtndig Begrenzte 
Haupttheile der Stadt oder ber Feldniark ihre befonbere Keihe fortlaufender a 
mern erhalten. Ar: 

Ausnahmweiſe wird es über denjenigen Stäbten, — Grundſtüce bereits, wenn 
gleich nicht Birch‘ bie ganze habt: oder Feldmark, oder befondere Haupitheii⸗ der⸗ 
ſelben fortlanfend, ſondern sit’ Rückſicht auf die Beſchaffenheit ber einzelnen Grund⸗ 

ücke, genügend numerirt fing, und die hienach vollſtändig eingerichtete Grund⸗ and 
L agerbücher haben, geftattet, Die bisherigen Nummern beizußehälten, ""- 

$. 8. Ueber ſämmtliche Hruntſtücke in 'ber Stadt und’ben Borftäbten, fg * 
in der ſtädtiſchen Feldmark, find gengue Stabt⸗und Feid⸗Regiſter zu fertigen, worin 
die Beſchaffenheit der Grundſtücke, als: Haus, "Haugftelle, Scheune, —** Garten, 
Wieſe, Weide, Ader, Holzſtijck u. GW; anzugeben, und, alle Grundftüde genau mit 
benfelben. Nummern, fortigufend aufufühten ſind, welche ſie in ‚den Örunbplänen, 
lurriſen oder Charten erhalten "haben. 

Die frühern,, nicht, beibehaltenen, Nummern ber Grunbflüde, deren fortmährenbe 
Renntnig, aus irgend einem va aothwendig iſt, müſſen in einer BR Seiten 
Kolonne bemerkt werben.  - 

5. 9. Am: Schluſſe des —— ‚Jahres: yat jeher Staht- Magifral, un⸗ 
aufgefordert, an Unſere Regierung Darüber zu herichtigen, wie, weit. mit dieſer Ein⸗ 
richtung fortgeſchritten, oder ab ſolche bereits pollendet iſt, ob die geometräjche Ver⸗ 
meſſung und Chartirung der ſtädtiſchen Feldmark, ober. die Anfertigung eines Flur⸗ 
riſſes gewählt worden, und .:oh bie. hiedurch culſtehenden Koſten aus einer ftäbtifchen 
Caſſe beſtritten, oder buch: zu. bewilligende Anlagen ‚von: ſämmtlichen Cisenthamera 
und Beſitzern ſtädtiſcher Gruutihide qufgebracht werden ſollen.. 
Webrigens wird Unſere Regierung daranf halten, daß mit demjenigen, wae burch 
dieſe, mit Unſern Handzeichen und. ‚beigebrudtem. GOroßherzogl. Inſtegel : befnäfligte, 
Datent-Berorbnung vorgeſchrieben werben, ein eruſthafter Aufang ‚gemacht, "uud zweck⸗ 
mäßig und ungefänimt Darin. fortgefdpritten: worde. An dem geſchichet ae gudbighee 
Wille und Meinung, Grgeben 70. Schwerin, ben 16, April 1828. on 

Friederich Sram. — BEINE 
päatents Verordnung‘. I An 
foegen -Anfertigunig von Grunbplänen, : Flacriſſen ET le ip © An 
oder. Gharten, auch Stadts unbiKelb-Regiftern. Ta... ee 
über alle ſtädtiſche Grundftüde, zur Vorbereitung TREE 
künfti * zweckmaäßiger Stadtbucher und einer 


demn ichſt au —— Stadt⸗ Pfandduch⸗ J J SE 
Dkdnang. " :- “ za f Boy 


Aa221. Stadthuch ordauug. 2. December 1820. Er 

Friederich Frany.an- Wenn glei für. bie ‚Sicherung bes ‚Brunb-Eigentfame 
und Real-Erebits in Unfern Städten bereits von Unſern Borfahren in der Reglerung 
und Hon Uns? angemeſſene Anordnungen: getroffen find, fo ‚haben doth ‚biefelben Ah im 
Berlanfe der Zeit nicht als’ ganz anureichend. bewährt, und ‚haben wir. bemmadh mit 
Uinfern getreuen Shänden mehrfache Beratyangen über biefen -‚Gegenftanb ;veranftaltet; 
16 Ergebniß derſelben und in Berfolg: Unftrer, . unterm 16. April 1828 1er“ 
laſſenen Verfügung verorbnen wir nunmehro ins Einverſtündniſſe mit Sr. Küörigl. 
Hoyer dem GOrbßherzoge von Metaiburg-Stuelig, Unſerm freundlich — Deren 
Better, ii une 3 Muſeret getceuen Stände, Folgendes: ....! Yuunı.ıa. 
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$ 1. Anlegung bes neuen Stadtbuchs. In Grundlage Der, nach Un⸗ 
ferer Bersrönung vom 16. April 1828 aufzunehmenben Urkunden, als bes Grunb- 
plans, der Feld-Eharte oder bes YZlurriffes und ber Stadt⸗ und Feld-Megifter, iſt in 
jeder Stabt ein Stadtbuch nen anzulegen. | 

$. 2 Befondere Bücher für -einzelne Grundſtücke. Ausnahmsweiſe 
werben Bir, in dem alle größern oder werthvollern Grundbeſiges, die Anlegung 
befonderer Bücher, für alle oder für einzelne Grundftüde, ſtatt des allgemeinen 
Stadtbus, auf Antrag des einen ober bes. andern Magiftrats geitatten, 

$..3. Erwerb bingliher Rechte nur burh Eintragung. Ausnahme 
für Sämmereien. Bon erften Februar 1830, ale dem Normaltage ($. 71), an 
können dingliche Rechte jeder Art an ſtädtiſchen Grundſtücken nur durch Cintragung 
in die alten Stadt- und Stadt-Pfandbücher, bie interimiftifchen Protocollbücher (8. 
97) ober das nene Stadtbuch eriftent werden. Nüdfichtlich der Berpfänbung ber ben 
Stabt-Cämmereien gehörigen Grundſtücke bleibt es jedoch bei dem bisherigen Rechte. 

$. 4. Folien für jedes Grundſtück. Im Stadtbuche erhält jedes einzelne 
Grundftüd mindeſtens zwei Blätter (Folien). - 

59 Bezeichnung bes Grundſtücks. Das Grunbftüd felbft wird, mit 
Angabe feiner bleibenden Unterfcheidungs- Merkınale, namentli ber. Nummer in ben 
Stabt- und Feld-Regiftern, zu Anfang ber erften Seite eingetragen. 

$. 6. Theilung der Solien in brei Rubriken. Demnädft geſchehen die 
Eintragungen auf die einzelnen Folien in drei verſchiedenen Rubriken. 


Von der erſten Rubrik. 


8.7. Inhalt der erftien Rubrik, Die erfte Rubrik if zur Eintragung 
des jebesmaligen Eigenthümers beflimmt. | 

$. 8. Uebergang des Eigentbums ohne Erforbernif ber Tradition. 
Das Eigenthum fädtifcher Grundflüde Tann fon nad 8. 372 bes Landesvergleiches 
nur dur die Verlaſſung zu Stadtbuch übergeben, und gilt bieß ohne Erforderniß ber 
Zrabition, ſowohl in öffentlidher als privatrechtlicher Beziehung, und zu allen 
Rechtsfolgen ohne Ausnahme. 

$ 9: Bedingungen, Art und Weife der Berlaffung. Bei Gefchäften 
unter Lebenden kann die Berlafjung nur auf die ausdrückliche Erflärung bes Abtreten- 
ben erfolgen, daß er fein Eigenthum für ben neuen Erwerber auflaffe, und bes 
leätern, daß er folches annehme. 

Nur derjenige, welcher ab zeitiger Eigenthũmer aus dem Stadtbuche erhellt, iſt 
zu ſolcher Auflaſſung berechtigt. 

Sn Verlaſſenſchafts⸗Fällen wird auf einſeitigen Antrag deſſen ober derjenigen 
verfahren, welche fi zur Nachfolge in das Eigenthum -rechtögeniglich legitimiren. 

Die reine Antretung der. Erbſchaft ift Bedingung, und auf Den Beneficial⸗Erben 
ober ben, welcher fein Recht won ihm ableitet, obne Zuflimmung fämmtlicher Erb- 
fchafte-Gläubiger nicht zu verlafen.: 

Die rechtliche Fähigkeit zum Eigentgums - Erwerb ſtädtiſcher Grundſtücke wird 
allemal bei demjenigen vorauögejeßt, welcher. eine Berlaffung auf feinen Namen 
nachfucht. | 

$. 10. Redtswirtung der Berlaffung Der burd die Verlaſſung be- 
wirkte Eigenthums-Erwerb iſt unter allen Umftänden zu Recht beftändig. 

Iſt eine Verlaſſung geſchehen, durch welche ein bereits beftehendes beſſeres Recht 
verleht worden, oder wird ein ſolches beſſeres Recht ſpäter exiſtent, fo findet von 
Seiten bes Beſſerberechtigten eine Klage auf Abtretung: des Eigentbums nur gegen 
ben Ausſchließenden ſelbſt, und deſſen Erben, mithin niemals gegen den ſpätern Er⸗ 
werber ftatt, es fei denn, daß biefem böfer Glaube nachgewieſen werben könne. 

$. 11, Borberige Verkündung 'berfelben. Um Berlegungen möglichſt 
vorzubeugen, und ben Betheiligten. Beranlaffung zu geben, ihre etwanigen Rechte, na= 
mentlich ‘die Cigentäums-, Borlaufs-, Retrarts- undb-Näberrechte, gerichtlich durch 
Ausbringung von Suhibitorien, zus Abwenbung ber nach 8. 10 ne Nachtheile, 

Medi, Geſerſammlung IL 
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geltend zu machen, ſoll die Verlaſſung nicht anders geſchehen, als wenn ſie, unter 
ſpecieller Angabe der zu verlaſſenden Grundſtücke und der darauf Antragenden, fechs 
Wochen vorher, mittelſt Anſchlags an die Rathhauo⸗Tafel, öffentlich verlündigt worden. 

Dieſe Verkündigung fol in jeder Stadt nur am erſten Dienſtage ber Monate 
Februar, Mai, Augufi und November erfolgen. 

Eine Bekanntmachung durch öffentliche Blätter, ober Ausruf in der Stabt kann 
neben bem, in allen Fällen unerläßlichen Anſchlage an Die Nathhauss Tafel gefchehen. 

$. 12. Pflicht dieſelbe nachzuſuchen. Jeder neue Beſitzer, fo wie ber 
Univerfals Erbe, ift fhuldig, Die Berlafjung binnen vier Wochen nad Eintritt bes 
Rechtsgrundes, wodurd die Veränderung veranlagt worben, nachzuſuchen. 

Diefe Zrift fängt vom Zeitpuncte der Auseinanderfegung an, wenn eme Erb- 
ſchaft getheilt oder eine Gütergemeinjchaft aufgehoben iſt. 

In keinem Falle Tünnen, vor erfolgter Verlafjung ‚ auf Antrag des neuen Br- 
fihers oder bes Erben, Eintragungen in die zweite ober in bie dritte Rubrik geſchehen. 

8. 13, Berüdfihtigung rüdfländiger Kaufgelber von Amtswegen. 
Bei der Berlafjung find die Parteien über etwa rüditändige Stanfgelder von Amts⸗ 
wegen zu vernehmen, und find- folche, im Falle übereinſtimmender Angabe, ſofort und 
vor allen neuen Intabulationen in die dritte Rubrik einzutragen. 

$. 14. Bedingung ber Theilung ober Wiedervereinigung einzelner 
Grundfüde Nur unter Einwilligung ber Gläubiger ber dritten Rubrik kann zu 
Stadtbuh die Theilung von Grundſtücken, uber die Vereinigung Behrens geweiener, 
geſchehen. 

Der Gläubiger zweiter Rubrik behält das Recht, ſeinen ganzen Anſpruch bei 
jebem ber getrennten Grundſtücke geltend zu machen. 

$. 15. Protocolle Bud für Berlaffungen. lieber bie Berlaffungen wirb 
sin beſonderes Protorolbud in chronologiſcher Ordnung (Stabtverlagpud) geführt, 


Bon der zweiten Rubrik, 

$. 16. Inhalt Her zmeiten Rubrik. Die zweite Rubril wird, in Bei 
balt Sphi 81, zur Eintragung eröffnet für: 

1) ſämmtliche das Grundftüd belaflenden Real- Servituten, nicht minber. biefenigen 
Dienftbarkeiten, welche den Eigenthümer, als folchen, zu. perfünlichen Leiftungen 
verpflichten; .. 

2) Zehnten, Canon, Grundheuer und ähnliche Privatabgaben, jedoch uur foferne 
folche fen vor dem Normaltage eriltent geworden find. 

3) Die Beichränfungen des Eigenthums, namentlich beffen Fideicommiß⸗Qualität 
Unveräußerlihfeit, Anverſchuldbarkeit, Vorkaufsrecht u. ſ. w., inſoferne ſolche 
Beſchränkungen nicht in dem gemeinen und Landesrechte, oder dem beſondern 
Rechte der Stadt und deren Verfaſſung gegründet ſind. 

Landes⸗·, Communal⸗ und Parochial⸗Abgaben und Laſten werden überall nicht 
eingetragen, ebenſo wenig bie Gerechtigkeiten des Orundſtücks. 

$. 17. Priorität der Eintragungen, Rechts⸗Verhältniſſe zu den 
Bläubigern ber britten Rubrif, Die von bem Normaltege: an durch Ein- 
tragung eriftent werdenden Belaftungen haben ihren Rang unter einander und zu den 
Släubigern ber dritten Rubrif nach ber Zeit ihrer Eintragung, beren Datum jeberzeit 
zu bemerfen ift. 

Der ältere Gläubiger ber britten Rubrif hat das Recht, die Veräußerung bes 
Grundſtücks, wenn foldhe zur Befriedigung der Gläubiger geſchehen muß, ohne Die 
fpäter eingetragene Belaftung, gu verlangen, fo lange er unbefriedigt ift, der ihm 
folherhalb Weichende aber das Recht, durch Abfindung an feine Stelle zu treten. 


Bon der Dritten Rubrik. SE 
$. 18. Inhalt der dritten Rubrik. In bie dritte Rubrik werben ringe» 
tragen alle Belaftungen des Eigenthums, welche wicht in bie — Kubrik verwieſen 
ſind, namentlich daher: 
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a. alle Sähulbforberungen oder ‚Keifumgen, * welche eine Hypothel beſtellt wer⸗ 
ben ſoll. 


fo 

b. Separations⸗ und Adjudicationo⸗ ſo wie vorbehaltene Eigenthumsrechte; = 

€. alle von den Normaltage an eriftent werbenden Perfonal-Servituten ; 

d. alle von dem Normaltage an auf ein Grundftüd gelegten, in beftimmten Zeit⸗ 
friften ‘ober unter beflimmten Umfländen wieberfeprenben ‚Gelb - u Natural- 
Abgaben. 

8.19. Rechtswirkung ber Cintragung in Sinfiht des Bireahen: 
bes, melden fie ergreift. Das durch die Eintragımg erworbene Recht ergreift 
nur Das Grunbſtück, worauf die Eintragung’ geſchehen if. Es ergreift nicht Die nach 
ben beftehenden Gefegen ber unentgeltlihen Abtretung zum Bebauen unterworfenen 
Oausplätze. 

Die bie zum Normaltage beftellten oder geſetzlich eriftent gewordenen General 
Hypotheken ergreifen nicht die von dieſtm Tage an vom Schuldner eigenthümlich er⸗ 
worbenen Grundftüde, 


In Roſtock bewirkt die geſchehene Eintragung der General. Öpnotpef auch. ferner 
das bisher daſelbſt geltende ſtadtbuchſchriftliche Vorzugsrecht in dem übrigen Vermögen 
des Schuldners, inſofern daſſelbe unter der Yurisbiction bes Magiftrate aD 
unb ber etwa ausgebrochene Concurg, bei. bem -Roftoder Gericht anhängig iſt. 

$& 20. Eintragyng berjelben Forderung nuf. mehrere Folien. 
Diefelbe Forderung kann auf die Folien mehrerer rinzelnen, ſpeciell und gemeinſan 
zu verpfändenden Grundſtücke eingetragen werden. 

F. 21. Bereinigung mehrerer Grundſtücke zu einen Büter- ⸗Complex. 
Außerdem ſteht es: dem Schulbner frei, mehrere Grundſtücke zu rinem gemeinſam zu 
verſchuldenden Güter⸗Complex zu vereinigen, mo dann, unter Bormerkung biefes Ver— 
—— auf den fämmtlihen Folien, Die Eintragung nur auf ein Folium geſchieht. 

Bebingung' dabei ift, daß auf dem einzelnen Grunbflüden Feine: fperielle Eintra⸗ 
gungen haften, Telbige mithin, entweder gar nicht, oder gemeinfam belaftet find. 

$. 22. Klagerecht auf Eintragung. Ein Klagerecht gegen ‘den Cigen- 
thümgr auf Eintragung wird begründet durch die ſpecielle Verpfändung eines wur 
ſtüds in eier vom Normaltage an äusgeſtellten Urkunde. 


$. 233, Inhalt der. Cinttagungen. Die Eintragung. muß ebene eis 


a 
. die Art ber Forderung, ‚wofür Siehe Se werben fl, mi“ 
2y bey Betrag berfelben, u ee — — 
e. ben Namen des Gläubigers, a ee re ee 
d. den Zinsfuß, i | . 
‚ e..ben Zag ber Eintragung. ., 
Sämtliche, im: $..18 —** —— Pr Belaftungen,. mit Ausnahme 
der rein müffen in beflimmten Summen eingetragen werben. 
»Form und Inhalt bes Hypothekenſcheins. Meber jede Ein- 
— * "ein, Hypothekenſchein unter dem: Stadtfiegel and der Anterfchrift zweier 
Rathsmitglieder, oder eines Rathsmitgliedes und des Secretairs; auszufertigen, mit 
Angabe bes: nad '&: 23 Gingelrageew = ee ‚vortortenben. ‚ober gleichſtehenden 
Summen und Perſonal⸗Servituten. 
- Neber eine amb’ibieftfbe Forderung darf. Air ein Sein —2* werden, wenn 
die tntragung Auch auf mehrere Folien gefchehen iſt. 
8. 25. Binofup. Iins-Erhöhung. Höhere Binfen- als aeet pro Gent 
bürfen' nie ‚eingetragen: werden. :: 
Wenn Gapitalten mit Bertragszinfen- unter bem Buße von fünf vom“ Hundert 
aufs Jahr eingetragen find, fo fteht es bem Schuldner frei, einen erhöhten Zinefug 
bis zu- fünf pro Gent eintragen zu⸗baſſon, De bag: es der SUPmUnD der er 
und nn Blimbiger: bebanfı : : ".... 


. 
5 Ja = 
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5. 26. Umſchreibung. Pflicht zur Ceſſion, Pflicht zur Agnition 
bei Ceſſionen. Die Umſchreibung einer Forderung zu Stadtbuch kann nur gegen 
Production der Originalien geſchehen, und wird unter Dem Hypothekenſchein bemerkt. 

Etwanige Vormerkungen nach $. 86, Nr. 1 find dem Ceſſionar belaunt zu 

machen, und im Umſchreibungedocumente anzufilhren. 
Der Inhaber eines Oypothelenſcheins iſt ſchuldig, gegen Befriedigung. durch einen 
Dritten, feine Rechte ohne ©ewährleiftung zu ceviren, fofern Diefe allgemeine Ber- 
bindlichleit zur Ceſſion oder auch die Befugniß. des Gläubigers I nicht Durch be⸗ 
fondere vorliegende Rechts verhältuiſſe beſchränkt iſt. 

Der. Ceſſionar tritt ganz in Die Rechte des Cedenten, ſoweit ſolches nicht durch 
etwauige in dem Stadtbuche vorbemerkte Verhältniſſe zu andern eingetragenen Gläu⸗ 
bigern gehindert wirb. 

Der Schuldner bat, wenn ihm Feine, zu Recht beftändige Einreben Dagegen jüe 
ftehen, im Allgemeinen bie Verpflichtung, ben Ceffionar, es fei mündlich (vor der 
Stabthuh-Behärbe), ober fhriftlih als feinen Gläubiger anzuerkennen. 

$. 27. Pflicht zur Agnition bei Erwerbung ohne Ceſſion. Ebenſo 
it ber Schuldner zur Anerfennang bes neuen Gläubigers verpfliätet, wenn bie Der- 
änberung in ber’ Perfon beffelben auf andre Weife als durch Eeffion veranlagt ift. 

28, Erforberniffe der Tilgung Die Tilgung einer Eintragung ge⸗ 
ſchieht anf genügenbe Nachweiſung, daß entweder 
-1Y das eingetragentRecht ſelbſt, oder die Hauptverbindlichkeit rechtlich gar nicht 
exiſtent geworden, oder auf irgend eine Weiſe, namentlich durch Zahlung, er⸗ 
loſchen ift; 
2) ober, Daß der Gläubiger feik Reit aus ber Eintragung aufgegeben bat, 

Der Tilgung muß aber :allemal die Zurücklieferung bes Hppothekenſcheins wit 
den Driginalien voraufgehen, : ober es muß denen Mortification bewirkt fein, x 

$ 29. Mortification beim: Mangel aller Erforberniffe zur Lil« 
gung. Wenn der Schuldner fi gehörig und mittelft eidlicher Berficherung barüber 
ausweifet, daß er angemefjene Nachforſchungen zur Ausmittelung des zeitigen In⸗ 
babers einer eingefragenen Forderung ohne Fin genügenbes Reſultat angeſtellt habe, 
fo wird er zu einer Vormerkung im Stadtbuche gelaſſen. 

Er if berechtigt auf die gerichtliche Mortification des zur Frage ftehenben Inta- 
bulati durd eine Edictalladung anzutragen, wenn feit dieſer Bormerfung ‚10 Jahre, 
und, mit Einſchluß dorielben, SO Jahre ſeit der letzten, den Poſten betreffenden Ein⸗ 
ſchreibung in das Buch verfloſſen ſind. 

$. 30. Mortification für den Schuldner bei theilweiſem Mangel 
biefer Erforberniffe Mortification auf Antrag bes Gläubigers. 
Mortifications⸗Proclamata find fofort zuläſſig 

1) für den Schuldner, 
a. wenn fi) ber Hypothefenfchein mit ben dazu gehörigen Dtiginalien in 
ſeinen Händen befindet, ohne daß er ben Erforderniſſen des Sphr 28 ge- 
niügen Tann, oder 
. be wenn er. bie in $. 28- erforberten Nechweiſungen zu geben vermag, ohne 
fh im Beſitze des Oppothelenſcheins und der au gehörigen Driginglien 
zu befinden: 
2) für den aus dem Stabtbuche erhellenden Gläubiger. wegen ber etwa ver« 
lornen Schuldbocumente und bes Hypothekenſcheins. 

:& 31. Competenz ber lagen aus Stabtkuhfhriften, Gegen 
Schuldner, welche keinen erimirten Gerichtoſtand im Lande haben, At das forum rei 
sitad zur Anbringung ber lage aus cinem Hppothekenſchein begründet. 

Bor eben dieſem Gerichte find mehrere Mit-Eigenihümer und Erben: mißtelft 
einer und berfelben Klage zu belangen, infofern fie nicht —— denſelben cximirten 
———— haben. 

6 32. Berfahren bei Schulbklagen aus Stabibuhfgriften. Bei 
Ringen ans Hppothekenſcheinen it das Berfahren ſummariſch, dergeſtalt, daß anf bie 
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genügend 'begrämbete Klage ein Zahlungo⸗Mandat wit einer, Die Serien einfchließenben, 
Friſt von vier Wochen zu erlaffen, und demnächſt, im alle bes. Ungehorſams, ohne 
— Zahlungebefehl, bie Execution mit vierzehntägiger Verwarnungefriſt zu 

Infuuationen der gerichtlichen Verfügungen können im Haufe oder an bas Haus 
des Schulbness geſchehen, wenn derſelbe nicht ein befanntes Domicil im Lande bat, 

8. 33. Illiquide Einreben. Cautio pro separato. Ale illiquiden 
Einreden find ad separatum zu verweiſen. Eine gerichtlich auferlegte cautio pro 
separate kaun von dem Kläger dadurch beßellt werben, Daß er ben Schuldner 
anweiſet, die Zahlung, au welcher er verumheilt worden, ad depositum judieiale 
zu leiten. ' 

$. 34. Arreſt Auegebrachter Arreſt bemmt das zerichtliche elle "nicht. 
Ger Säuldner muß in einem folgen Falle ad depositum judiciale zahlen. 

Ss. 35. Wibderklage. Eine Widerflage findet ad eflectum simultanei 
processus nit flat, 

$. 36.. Wegfalle abe Einreden. ‚Außer den durch ‚die Liquidität ber Staht- 
buch-Schriften und ben darauf begründeten fummarifchen Proceß ausgefchloflenen dila⸗ 
torifchen Einreben, find bie nachſtehend aufgeführten Einrehen überall nicht zuläflig: 

1) Die excepiio non numeratze pecuniae zu der Wirkung, daß ber 
Gläubiger den Beweis’ ber geſchehenen Zahlung anders, als durch das Bekenntniß 
des Schuldners in dem von ihm ausgeftellten Schuld⸗Documente zu führen habe. 

Zum Beweiſe der nicht geſchehenen Zahlung iſt der Schuldner nur dann zu 
laſſen, wenn er dieſe ſeine Behauptung binnen dreißig Tagen nach der Intabulation 
zur Vormerkung, welche dem Gläubiger zu notificiren iſt, angezeigt hat. Binnen an- 
Derweitigen breißig Tagen, von dieſer Anzeige an gerechnet, hat er nachzuweiſeu, 
Daß er feine Einwendungen gerichtlich . geltend gemacht habe; ſonſt wird bie Vormer- 
kung auf Antrag. bes Betheiligten fofort gelöſcht, und — bie Einrede gänzlich 
ausgeſchloſſen. 

2) Die exceplio legis Ansstagianae; 

3) die exceptio S. C. Macedoniani unb minoris aetatis; 

4) bie exceplio excussionis son Seiten bes fpätern Cigenthümers bes 
Grunbſtücks; 

5) bei zu Stadtbuch getragenen Bürgſchaften 

a. bie exceptio divisionis, Des Hof⸗ und — Gebrauchs und der 

Landes⸗Reverſalen; 

b. die exceptio S. C. Vellejani und der authentica: si qua mulier; 

ec. in Roſtock, die Einreden aus ben Nele de bes Rofigder Stabt- Rechts. 

a. III. Zit. 5., Art. 3. und & . 

te Sndulte und Remiffionen. Zu Stundungs-. und Remiffions- 

Berträgen dann Der eingetragene Gläubiger niht gezwungen werben, und werben bie 
Intabulata von Special-⸗Indulten nicht ergriffen. 

$. 38. Erftigfeit der eingetragenen Pöfte gegen andere Forde— 
rungen. Den eingetragenen Pöſten gebt In der Erftigfeit nichts anderes vor, als: 

1) die Concurs-Koſten, in fo meit bie Separatmafle dazu beizutragen hat; 

2) ale, Das Grundftüd betreffende, Zandes-, Communal- und Parochial⸗Ab⸗ 
gaben und Laften, fo wie Brand» und Hagel-Afl ernrang-Eaffen-Beiträge an von Uns 
landesherrlich beftätigte Inſtikute; 

3) Grundheuer, Realabgaben und ſonſtige Eigenthums⸗Belaſtungen, nach Maß- 
gabe ber in den 88. 16 und 84- enthaltenen Beſtimmungen. 

Den sub 2) und 3): bezeichneten Abgaben, Laſten und Leifltungen, melde von 
ben NRormal⸗Tage .an fällig geworben find, fleht dieß Vorrecht nur für bie Rüd- 
flände aus dem laufenden Kalender- Jahr, in welchem bie Executionen «gegen den 
Schuldner fitirt worden, unb aus ben zwei vorhergehenden Jahren - zu. 

5. 39. Erſtigkrit Der eingetragenen. Borberungen unter fi. Die 
Erftigleit der eingetragenen Pöſte unter ſich wirb lediglich durch bie Reibefolge, in 
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welcher fie eingetragen find, beſtimmt, fo daß ber vargehend Eingelragene ben Vorzug 
bat vor dem nachgehend Eingetragenen, ſofern nicht ausdrücklich bemerkt iſt, daß er. 
mit einem oder mehreren zu gleichen Rechten ſtehe. 

$. 40. Erſtigkeit der Zinſen, Schäden und Koſten. Die riclſtãndigen 
Vertrags⸗ und Verzugs- Zinfen eingetragener Schuldpöſte genießen ben Vorzug des 
Capitals für das laufende Kalender - Jahr, in welchem die Executionen gegen bes 
Schuldner fiftirt worden, und für Die zwei vorhergehenden Sapre neben dem während 
bes Comcurfes laufenden. 

Die weiter rüdftändigen: Vertrags⸗ und Verzugszinfen, Schäden unb Stoften find 
hinter ben eingetragenen Pöſten und Den dieſen anhängigen Zinfen, - unter. ſich abrr 
nach der Priorität der Capitalien, zu welchen ſie gehören, zu lociren. 

§. 41. Verhältniß der Specialmaſſe zur Generaimaſſe. Der 
Gläubiger iſt vorzugsweiſe in der Sperialmaffe bes Grundſtücks zu lociren, worauf 
feine Fotderung eingebragen "worden, 

Erhält er, vermöge anbermeitigen Vorzugsrechts, feine Befriedigung früher ans 
ber Generalmaffe, fo tritt Diefelbe ohne Weiteres in das ihm aus ber Eintragung 
zuſtänbige Recht. 

Etwanige Ueberſchüſſe ber Specialmaſſe gehören zur Generalmaſfe. 

S. 42. Schließung bes folii beim Concurſe. Wenn das zuſtändige 
Gericht bezeugt, daß ein rechtskräftig erkannter Concurs ein Grundſiück ergreife, fo 
ſind die Folien deſſelben zu ſchließen und zu neuen Eintragungen zu eröffnen. 

Daͤs Concurs⸗Gericht muß die zu den Acten eingegangenen Hppothefenfcheine, fo 
bald fie entbehrlich fi nd, ber Stadtbuch⸗ Behörde „zum Zwed ber Caflation zufertigen 
laffen. 


Allgemeine Befimmungen. 


843 Eintragung zu Stadtbuch auf Antrag bes Eiginthämere, 
Eintragungen zu Stadtbuch geſchehen, jedoch in Beihalt des S. 13 und mit Aud- 
nahme des $. 55, nur auf Antrag des aus demſelben erhellenden Eigenthümers oder 
deſſen geſetzlichen Veriretero. 
Es find, bei dieſen Anträgen, bie etwanigen aus dem Buche ſich ergebenben Be⸗ 
ſchränkungen der Dispoſitions⸗Befugniß zu berüchſichtigen. 

An der Berechtigung des Ehemannes im Fall ſtatt habender Segeninſeſt 
wird durch dieſes Gefet nichts geändert. 

Die Folge, in welcher bie einzelnen, Pöſte einzutragen find, beſtimmt der An⸗ 
tragende. 

Geſchicht die Eintragung auf gerichtliche Requiſition, fo normirt dieſe rückſichtlich 
der Holge, auch darf, vor deren Genügung, kein anderer Poften eingetragen werben. 

8. 44. Auf Antrag mehrerer Mit-Eigenthümer. Ergeben, 9 mehrere 
Mit⸗Eigenthümer aus dem Buche, fo kann nur auf deren gemeinfamen Antrag ein- 
getragen werben. | 

$. 45. Bei getheiltem Eigenthume. Iſt das Eigenthumsrecht an einem 
ſtädtiſchen Grundſtüde dergeſtalt getheilt, dag Einem das Ober-Eigenthum und dem 
Andern das Nutzungs-Recht zuſteht, z. DB» bei Erbpachtverhältniſſen, fo müſſen beide 
ſich darüber vereinigen, wem Dad Verſchuldungsrecht zu Theil, und mithin das folium 
bes Stadtbuchs ausfhlieglih zur Eintragung eröffnet werben fol, Erhält es ber 
Ober» Eigenthümer, fo wird bag Nutzungs ⸗Recht nur ale Servitut, erhält es der 
Nut-Eigenthümer, der Canon als Real⸗Abgabe im Stadtbuch bemerft. 

$. 46. Proteflationen. Gerichtliche Juhibitorien. Proteflationen * 
Anmeldungen etwaniger Rechte von Seiten’ dritter Perſonen bei, am: — 
hörde find ohne alle Wirkung. 

Nur ein gerichtlies, Dem Magifivate notificirtes, Inhibitorima kann bas Ber- 
fahren hemmen. Eines folden N e3. in: en en gehemmter Dispoſitionsbe⸗ 
fugniß des Eigenthümers. 2, ud 





Städeiſches Hypothekenweſen. 39 


5. 47. Rechtobeſtand des Eingetragenen. Durch bie geſchehene Eintra- 
gung in das Stadibuch wird ſowohl der rechtliche Beſtand des eingetragenen Rechts, 
als auch deſſen Vorzug ein⸗ für allemal in unumſtößliche Gewißheit geſetzt, ſelbſt für 
ben Fall, wenn, Der —— des Grundſtücks dem beſſern Rechte eines Andern 
weichen muß. 

$. 48. Vormerkung von Seiten bes Schuldners. Der Schuldner kann 
nur vor der Umſchreibung des eingetragenen Rechts auf einen Dritten gegen den— 
ſelben feine Einwendung wider ben Rectsbeftand, mit Ausnahme ber nad $. 36 
fiberall ausgeſchloſſenen Einreden, baburd falviren, bag er folde im Stadtbuch vor- 
merfen läßt,. Er muß aber binnen 30 Zagen nachweiſen, Daß er biefelben gericht- 
lich geltenb gemacht habe,. fonft wird biefe Vormerkung auf Antrag bes Betheiligten 
fofort getilgt. 

$. 49. Bormerfung von Seiten bes Gedenten. Der Cedent kann die 
Umſchreibung auf den Ceſſionar nur dadurch hindern, daß er bie Vormerkung feiner 
Einwendungen gegen ben Rechtsbeſtand der Ceſſion im Stadtbuche bewirkt. 

Er bat die am Schluſſe Des vorigen $. feftgeftellte Verpflichtung mit berfelben 
Srift und unter denſelben Nachtheilen. | 

$. 50. Beweiskraft des Stadtbuchs. Der Inhalt des Stadtbuchs giebt 
vollſtändigen Beweis; ein Atteſt aus demſelben iſt vollgültiges Beweismittel. 

$. 51. Ausgeſchloſſene Verjährung. Gegen ben Inhalt bes Stadtbuche 
findet keine Verjährung ſtatt. 

$. 52. Edictalladungen. Die durch das Stadtbuch geſicherten Rechte wer⸗ 
ben durch Feine Edictalladungen ergriffen, mit Ausnahme ber ruckſtändigen Geld- und 
Natural-Abgaben ($. 16 Nr. 2 und $. 18 d.) der rüdftändigen Zinfen, der Schä- 
ben und Soften, 

Außer dem Falle des Concurſes haben bie weiter als in den SS. 38 und AO 
beftimmt, rüdftändigen Geld- und Natnral-Abgaben und Zinfen, imgleichen bie Schä— 
den und Koften, Fein dingliches Recht an das Grundflüd anzufprechen, find alfo nad 
bem Uebergange bes Eigenthums gegen Den neuen Erwerber nicht geltend zu machen. 

$. 53. Wirfung ber Tilgung Die Wirkung ber Eintragung erlöſcht nur 
durch Tilgung. 

Die Tilgung eingetragener Pöſte iſt in Bezug auf den Nachfolger im Eigen⸗ 
thume bes Grundſtücks, fo wie auf die ſonſt eingetragenen, babei betheiligten Glaãu⸗ 
biger, dergeſtalt unwiderruflich, daß die getilgten Rechte niemals wieder aufleben 
können. 

$. 54. Unzuläſſigkeit der Reſtitution. Gegen geſchehene Verlaſſungen, 
Eintragungen; Umſchreibungen und Tilgungen iſt feine Reſtitution aus irgend einem 
erdenklihen Rechtögrunde zuläffig. 

Bedingung: des Rechtsbeſtandes derſelben ift jedoch, daß dem Berechtigten nicht 
böjer Glaube nachgemiefen werden könne. 

$. 55. Gerichtliche Requiſition. Bel Berlaffungen, Eintragungen, Um- 
fehreibungen und Tilgungen erfegt bie gerichtliche Requifltion ben Antrag oder Conſens 
bes Eigenthümers, Cedenten ober Gläubigers. 

$. 56. Sompetenz ber Gerichte zu Reguifitionen. Solchen Requi— 
fitionen Folge zw geben, find die Stadtbuchbehörben nur verpflichtet, wenn fie von 
dem Gerichte ber belegenen Sachen, ben Juſtiz⸗Canzleien oder dem Ober⸗Appellations⸗ 
Gerichte, erlaſſen ſind. 

8. 57. Special ⸗Vollmachten. Beglaubigung ber Unterſchriften. 
Wenn in Stabtbuchfachen bie Intereſſenten durch — — auftreten, muß eine 
Special⸗Vollmacht producirt werben. 

Die Echtheit von Unterfihriften muß, wenn bie Handſchrift bes Ausftelers dem 
Magiſtrat nicht befannt iſt, beglaubigt fein Durch eine dazu qualificirte Behörde oder 
durch einen Notar in: zweier Zeugen — welchen der re von Perfon 
befannt ift. 
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$. 58. Legitimation der Erben. Wegen Legitimation ber Erben in allen 
Stabtbud - - Angelegenheiten normirt bie deßfallſige befonbere Berordnung vom 22, 
Derember 1829. 

$. 59. Einfiht bes Stadtbuchs. Die Einfiht der einzelnen Folien des 
Stadtbuchs fteht dem Eigenthümer frei; einem andern nur infoferne und in fomeit, 
als er deſſen Zuftimmung oder ein rechtliches Intereſſe barlegt. 

$. 60. Eompetenz der Magiftrate in Stadtbuchſachen. Der Magi- 
ſtrat einer jeben Stadt ift bie Stadtbuchbehörde, und für alle biefer Behörbe, als 
folcher, obliegende Handlungen ausfchlieglich competent, 

Derfelbe ift berechtigt, die in Folge diefer Competenz erlafienen Verfügungen im 
Bezirfe der Stabt und beren Gebiets unmittelbar zur Infinuation und durch Execu⸗ 
tion zur Bolftredung zu bringen. 

Nechtöftreitigleiten unter ben Sntereffenten find an das zuftänbige Gericht zu 
vermeifen. 

$. 61. Sefhäftsführung Durch den ganzen Rath ober eine Depu- 
tation. Der Regel nad bildet der Magiftrat in feiner Gefammtheit die Stabt- 
buch- Behörde; demſelben ift es jedoch geftattet, mit einzuholender Unferer Genehmi— 
gung, aus feiner Mitte eine, minbeflens ans zweien Perfonen beftehende, Deputation 
zu dieſem Gejchäfte zu beftellen. 

Wichtige und zweifelhafte. Fälle ſind jedoch immer zur Entfcheldung bes Eollegit 
zu bringen. In Roftod bleibt e8 bei ber bisherigen Gefhäftsbeftimmung. 

$. 62. Führung ber Stabtbüher Die Bücher find allemal nur im Locale 
bes Rathhaufes aufzubewahren, und vor befeßter Behörde zu führen. 

Bei Eintragungen in das Stadtbuch müſſen mindeftens zwei Rathsmitglieder 
oder ein Rathemitglied und der Secretair zugegen fein. 

$. 63. Verhaftung des Magiſtrats. Ueber die Verhaftung der Stabt- 
buch⸗Behörden wird Nachſtehendes feitgefeßt: 

1) Ein jeder Magiftrat iſt für die genaue Befolgung ber in biefer Drbnung 
enthaltenen, das amtlihe Berfahren betreffenden, Vorſchriften, alfo insbefondere für 
bie ordnungsmäßige Führung der Bücher, und bie Nichtigfeit der Daraus gegebenen 
Atteſte aller Art dergeftalt verhaftet, Daß er ben, aus verfchuldeter Nichtkefolgung 
berjelben erwachſenen Schaden ben Betheiligten in Gemäßheit der weiter unten fol- 
genben Beilimmungen zu erjeßen verbunden if, 

Für bie Auslänglichkeit ber beftellten Hppothek, fo mie für bie Rechtsgültigkeit 
ber Geſchäfte, zu deren Sicherung .eine Eintragung gejchieht, haftet bie Behörde als 
folhe in feinem alle, indem es lediglich Sache der Betheiligten if, ſich davon Ueber⸗ 
zeugung zu verichaffen, 

2) Ein Anſpruch anf Schadenerſatz an die Behörde tritt nur in subsidium, 
alfo nur dann ein, 

a. wenn das Geſchäft, aus welchem bie Derlebung entflanden, weber überhaupt, 
noch in ſoweit Rechte Dritter dadurch verlegt werben, aufgehoben, auch fein 
Schadenerſatz, weder von dem Berleßenben und beffen Erben, noch von dem⸗ 
jenigen, welcher widerrechtlich dadurch bereichert ifl, erreicht werben kann; 

b. wenn der Beichädigte nicht felbft auf betrügliche Weiſe, ober durch eigene Sahr- 
läffigkeit den Schaden veranlaßt hat. 

$. 64. Berbaftung ber Deputation. Gm Halle einer, nad $. 61 be= 
ftellten, Deputation haftet diefelbe, nach Borfarift Sphi 63, Die übrigen Mitglieder 
bes Magiftrats find von ber Berhaftung frei, wenn fie nicht ſelbſt an ber verlegenden 
Verfügung Antheil genommen haben. 

. 65. Abfiufung ber Berbaftung in beiben Fällen. In Anfehung 
ber Noftufungen, nach melden bie Berbinblichfeit zum Schadenerſatz bie Mitglieder 
eines Magiſtrats ober ber Deputation trifft, verbleibt es bei ben Orundſaätzen bes ge- 
meinen Rechts über bie Verhaftung ber Gollegien. 
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5. 66. Dienſt⸗Tautionen. Bei künſtiger Beſetzung der Rathoſtellen, fo wie 
bei Anſtellung ber Secretarien, ſoll durch eine angemeſſene Dienſt⸗Caution bie even⸗ 
tuelle Leiſtung eines Schadenerſatzes möglichſt geſichert werden. 

5. 67. Eventuelle Verhaftung der Stadt-Caſſe ober des Landes— 
herrn. Juſofern ein der Behörde nach obigen Beſtimmungen zur Laſt fallender 
Schadenerſatz nicht von den zur Verhaftung verpflichteten Magiſtrats⸗Perſonen ge⸗ 
leiſtet werden kann, haftet Die Stadt-⸗Caſſe, mit Ausnahme jedoch derer Städte, in 
welchen Wir alle Rathoeſtellen beſezen, ober. Doch ben Bürgermeiſter ernennen, als in 
welchen Wir dieſe fubfidiarifche Verhaftung übernehmen. 

6. 68. Dienftverantwortlichkeit, Außer der Verhaftung bleiben die Ma⸗ 
giftrate ober beren Deputation als Leitungsbebörden ber Stabtbücder für alle Fehler 
und Verfehen in ber Führung berfelben und bei Anwendung Der betreffenden Geſetzes⸗ 
— dienſtverantwortlich. 

69; Recurſe. Befchwerden über das Verfahren in Stabtbuch-Sachen find 
als nn ohne beſondere Förmlichkeiten lediglich bei Unſerer Landes⸗Regierung 
anzubringen. 

Sn Roſtock geht der Recurs von der Hypothelenbehörde an den Magiſtrat. 

Die Berfolgung ber Schaden Anſprüche nach $. 63 gehört vor das cönpeiente 
Gericht. 

$. 70. Gebührentaxe. Rüchkſichtlich ber bei biefen —— vorlommenden 
Gebühren normirt die sub A. befindliche Gebührentaxe. 

$. 71. Normaltag.: Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Februar 
1830 in. gefegliche Kraft, und gilt dieſer Tag un für Ben. in berjelben vor⸗ 
Tommenden Normaltag. 


Zranfitörifge Serge 
A. Zur erſten Rubrik, u 
$. 72. Eröffnung bes neuen Stadtbus. Sobald das Stadtbuch, in 

Gemäßpeit ber SS. 4, 5, 6, formell eingerichtet worden, iſt mit ber Eintragumg ber 

Eigenthümer unter nachftehenben Beſtimmungen der Anfang zu machen. 

6. 73. Fälle der fofortigen Zufhreibung bes Eigenthums. Die 
Zuſchreibung des Eigenthums geſchieht ohne Weiteres auf den zeitigen Inhaber, d. h. 
anf denjenigen, welcher bisher die mit dem Grunbdſtücke verbundenen Eigenthumslaſten 
getragen, und ſich ſonſt in allen öffentlichen Beziehungen als Seine bezeigt hat: 

a. wenn er in bem alten Stadtbuche ſteht; 

b. in denjenigen Städten, in welchen keine dergleichen Bücher vorhanden ſind, 
wenn er eine, die Verlaſſung auf Ihn beurfunbenbe, Acte des Magiſtrats 
producirt} 

. wenn er fein Reit auf Berlaffung durch ein Sperial-Proclama gefichert hat. 

. wenn er aus einem Gonzurfe gekauft hat, und einen auf Ihn lautenden geridht- 
lichen Addietiong⸗Abſchied vortegt, aus dem ſich ergiebt, baß der Verlaſſung des 
Grundffücks auf ihn nichts im Wege ſtehe; 

e. wenn er das Grundſtück aus einer. ßrigkeitlichen Erötheilung. erhalten, und 
entweder ben Erwerbtitel feines Borgängers ——— oder ſich im 10. 
jährigen ungeftörten Beſitz befunden hat; 

f. wenn er bocirt, daß das Grundſtück in feiner, oder feinre Borgängers Befik- 
zeit Durch ein ergangenes Proclama gegen frembe Realrechte gefichert worden, 
und er 

1) entmeber feinen ober feines Vorgängers Ermerbtitel, ober 

2) ſeinen Erwerbtitel und fünfjährigen Beſitz, ober endlich 

37 zwar einen Erwerbtitel, aber zehnjührigen Beſitz nachweiſet; 
g. wenn er auf einem von ber Commüne bazu abgetretenen ober einem ſolchen 

Platze nen gebauet hat, welcher in — der — zur Be⸗ 

bauung abgetreten worden. 
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Bei d. und e. find bie etwa —— Eigenthumsrechte von Amiswegen zu 
berückſichtigen. 

$. 74. Zuläſſigkeit und Erfordernifſe einer Proclamation. Wenn 
Teiner biefer Fälle und überall Fein Stabtbud vorhanden ift, oder aus bemfelben ſich 
fein Eigenthümer mit Beſtimmtheit ergiebt, ſo iſt der Inhaber zur Extrahirung eines 
Proclama berechtigt, ſobald er eines der Erforderniſe des vorigen $. 1) 2) 3) sah 
T) nachweiſet. 

Notirungen im alten Statthuche, rüdftchtlich ‚des Eigenthümers aus der Zeit vor 
dem Lanbesvergleiche, ſtehen biefem Proclama nicht entgegen. 

$. 75. Berfahren, wenn das alte Stadtbuch einen andern Eigen- 
thümer aufführt. Wenn dagegen ein anderer als ber zeifige Inhaber in dem 
alten Stadtbuche aus Der Zeit nad) dem Landesvergleiche eingetragen ſteht, fo muß 
ber leßtere fein Recht. von Demfelben in gehöriger Rechtsform ableiten. Die frühern 
Beräußerer find möglichſt zuzuziehen, nicht minder die etwa reſervirten Eigenthums⸗ 
Rechte von Amtswegen zu berückſichtigen. 

ann’ ber gegenwärtige Inhaber biefe Ableitung. nicht beſchaffen, n ift Die Pro- 

elomation zuläffig, wenn feit ber letzten Notirumg im Stadtbuche 30 Sahre ver- 
floffen find, und er entweber | 
‚feinen und, feines Vorgängers Erwerbtitel und fünfiährigen de | 

b. feinen Erwerbtitel und zehnjährigen Beſitz, ‚ober F 

ec. ohne Erterbtitel einen 20jährigen Beſitz nachweiſet. 


-$. 76. Berfähren, wenn der zeitige Inhaber nicht als Eigentpämer 
Ber itgt. Beſitzt der Inhaber nicht als Eigenthümer, vielmehr In Folge eines andern 
Rechtstitels, 3. DB. eines antichretifhen Pfand-Contracts, jo Tann er ein Proclama 
auf Widerfprüde gegen die Verlaſſung ausbringen, wenn er gegen ben Eigenthümer 
den Ablauf einer 30jährigen Verjährungsfrift barlegt. 


8. 77. Verfahren, wenn Fein Gigenthbümer auszumitteln iſt. Kann 
der Eigenthümer auf ſolche Weiſe zur Zeit nicht ausgemittelt werden, ſo unterbleibt 
eine Eintragung in die erſte Rubrik bis zum Ergebniſſe eines durch weitern Zeitablauf 
begründeten Proclama. 

$. 78, Erforberniffe bes Erwerbtitels und Beſitzes. Der. Erwerb⸗ 
titel muß in allen Fällen vor dem Normaltage exiſtent geworden, und der Beſitz, bei 
welchem die Zurechnung der Beſitzzeit der Vorgänger ſtatt findet, ein ununter- 
brochener fein. 
| ‘$ 79. Berichtigung des Beſitztitels. Zur Berichtigung des Beſitztitels 
kann ein jeder Inhaber — ſchreiten. In Fällen des $. 12 iſt er dazu ver— 
bunden. 

:$& 80, Grunbflüde des domasii, ber..piorum corporum ‚unb 
ber Stadt. Die Orundflide, welhe das domanium, bie pia carpora ober bie 
Stadt felbft als Eigenthum befigen, ſind, ohne Berichtigung Des Beſitztitels, einzu= 
an wenn fe feit 30 Jahren. nicht mehr im ne, gemwefen find, 


B. Zur zweiten Rubrik 


$. 81. Eintragung und Redtswirlung bereits ——— Be⸗ 
ſchränkungen und Belaftungen. Alle bis zum Normaltage exiſtent gewordenen 
Eigenthums⸗Beſchränkungen und Belaſtungen [$. 16 sub 1) 2) und 3)] fönnen zwar 
ins Stadtbuch eingetragen werben, es verbleibt aber in Anſehung derſelben, fie mögen 
eingetragen fein oder nicht, bei. Dem bisherigen Medhtszuftande, und wirb: wegen ihrer 
Liquidität und: Priorität: fowohl unter. fih ala zn ben in bie dritte Rubrik sedörenben 
Bläubigern (8. 18): nichts verändert, R 
Doch geben fie allemal din von dem Rormallge m een erwerben Eigen⸗ 
thums⸗Beſchränkungen und Belaſtungen vor. 
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C. Zur Dritten. Rubrik 

S. 82. Eröffnung bes Folii beim Anfauf aus einem Godesere. 
Wenn rin Grumbitäd. nach dem Normaltage aus dem Goncurfe gekauft ift, wirb ben 
—— nach erfolgter Verlaſſung das Folium des neuen Stadtbuchs ohne Weiteres 

et. 
- $. 83. Zuläſſigkeit ber Speriai-Prociamata bis 1840. Um bie 
zum Ende des Jahres 1839 ($..87) die Eröffnung von Folien des neuen Stabt- 
buches zu erreichen, ‚werben: Special-roclamata geſtattet: 

1) in Fällen der Veränderung bes Deftes, 

2) im Erbſchaftofällen 

3) in den Fällen, in welchen ——— zur Berichtigung bes Beſitztitels 

— 74 und 75) ausgebracht werden. 


$. B4. Pflicht zur Anmeldung eingetragener Forderungen. Die in 
bie — Stadtpfanbbicher eingetragenen Forderungen find von ber Meldungspflicht 
mit ergriffen, mit Ausnahme derjenigen, von denen ſich aus dieſen Stadtpfand- 
büchern mit Beſtimmtheit ergiebt, daß ſie atıf Die prockamtrten Grundſtücke specia- 
liter eingetragen worden, und die fih in dem, von ber Stadtbuch-Behörde darliber 
zu ertheilenden Atteſte richtig aufgeführt finden. Der Provocant hat deshalb vor 

Erkennung des Proclama ein Zeugniß ans: den Stadtbuche darüber, daß entweder 

dergleichen Special⸗Hypotheken nicht erſichtlich, oder welche Special⸗ Hypotheken ſich 

darin eingetragen befinden, zu produtiren. 
§. 85. Wirkung ber Proclamation und Präckufion. Die Wirkung 
ber Proclamation und Präcluſion befchränkt ſich darauf, daß ſowohl gegen ben 
jetzigen als künftigen Beſitzer das Realrecht an dem proclamirten Grundſtücke erlöſcht. 
8. 86. Bedingungen ber Eröffnung bes Folii nad erfolgter Präs 
elufion. Nach erfolgter Präcluſion kann bie ‚dritte Rubrik eröffnet werben, went 
uvor: 

a. bie in bie ältern Stabtpfahb- und interimiftifchen Protocollbücher verzeichneten 
Pöſte übertragen find; deren Liquidität muß ausgemittelt, auch die Privrität 
berfelben, ſowohl unter fih, als gegen bie nad bisperigen Geſetzen etwa noch 
zu berüdfichtigenben Separationg- und refervirten Eigentbumsrechte an nach ber 
Eintragung erworbenen Grundftüden, völlig regulirt fein; 

b. auch die funftigen, auf das Specialprockama etwa angemeldeten nnd nicht bereit 
gütlich ober rechtlich befeitigten Forderungen eingetragen ſind. 


5. 87. Beſtand der ältern dinglichen Rechte bis 1840. Geſammte 

in bie dritte Rubrik ($. 18) gehörigen, vor dem’ Normaltage eriftent geworbenen 

Gorderungen, welche nicht, nach 8, 86, ins neue Stadtbuch gefommen find, jedoch mit 

Ausnahme derjenigen, welche ſich auf dem nad $.. 90 von dem Magiftrat zu ferti⸗ 

genden Auszuge aufgeführt ‚befinden, behalten ihr. dingliches Recht nur bis zum Ab⸗ 

laufe des Jahres 1839, injofern die Gläubiger ſolches nicht in Gemäßpeit ber Be— 
fimmungen der $$. 88 und 89 falviren, 


$. 88, Gütliche oder gerichtliche Geltendmadhung etwaniger Inta⸗ 
bulations-Rechte nicht eingetragener Forderungen. Die bis zum Normal« 
tage nicht eingetragenen Gläubiger haben, zur Erhaltung diefeg ihres Dinglichen Rechts, 
bis zum Ende des Jahres 1839 die, Eintragung gütlih ober durch gerichtliche Gel 
tendmachung eines etwanigen Intabulations-Nechtes zu bewirken. Rüdfichtlich ſolcher 
Rechte auf Eintragung ſoll durch dies: Geſetz nichts geändert fein, 


6. 89. Pfligt zur Anmeldung eingetragener Forderungen. Die 
Die zum Normaltage. eingetragenen &länbiger ſind zur ſpeciellen Ungabe . ber . von 
ihnen in Anſpruch — Grunbpüde bis zum Ablaufe bes Jahres 1839 
verpflichtet: 
1) bei allen Intabulationen aus der Zeit vor dem — worüber is 
ad .fpäterer Zeit Feine weitere Rotirungen im — — 
2) bei allen intabulirten General⸗Hypotheken; 
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3) bei allen Special⸗Hypotheken, bie ſich auf dem nad 6.90 von dem Magiſtrate 
zu fertigenden Auszuge nicht aufgeführt finden; 

: 4) bei ben mit Specigl- und. General⸗Hypotheken eingetragenen Pölten, menn fie 
anßer ben specialiter verpfändeten Gruubftüden andere aus ‚ber General- 
Hypothek in Anfprud nehmen. 

Die Darüber eingehenden Ynzeigen find in bie Älteren Stabtpfanbbücer au 
nofiren. 

$. 90. Dfficielle Salameanelinen der -aug bem Stadtbuche er⸗ 
ſichtlichen Forderungen. Jeder Magiſtrat iſt ſchuldig, aus ben älteren Stadt⸗ 
pfandbüchern vom Jahre 1755 inel. an, mit ln Sorgfalt, ſo weit 
thunlich, zu extrahiren und zuſammen zu ſtellen: 

a. bie Intabulata auf ſpeciellen Grundſtücken; 

b. bie Intabulata mit. General-Öypgthefen, von benen fi aus ben . er⸗ 
giebt, daß fie beſtimmte Grundfüde, ergreifen. 

Eine Verhaftung aus etwanigen Verſehen findet nicht Statt. 

Späteftens Ende bes Jahres 1837. find dieſe Ueberſichten ‚Unferer Regierung 
m, vorzulegen. 

$. Einfidt diefer Zufammenßellung. Jedem Intereſſenten ſtebt bie 
— frei; derienige, un feine Rechte richtig angegeben findet, ift der Anzeige 
$. enthoben. 

$. 92. Wirkung einer Unferlaffung ber Vorſchriften SS. 88 und’ 89. 
Durch die Hnterlaffung ber Vorſchriften in $. 88 und 89. geht nur das Realrecht 
gegen. ben jegigen und Fünftigen Befiger verloren, ſolcherhalb ift. aber alle und jede 
Refitution ausgeſchloſſen. 

$. 93. Bedingung ber Eröffnung der Folien vom 1. Januar 1840 
an. Bon bem 1. Januar 1840 gu wird bem Eigentpümer eines jeden Grundſtüde 
bie dritte Rubrik bes Stadtbuchs eröffnet, wenn er die aus ben ältern Stabt-Pfanb- 
büchern und interimiſtiſchen Protocollbühern zu übertragenden Pöſte, nach aus⸗ 
gemittelter Liquidität und regulirter Priorität, eintragen läßt. 


D. Tranſitoriſche Beſtimmungen für die drei Rubriken. 

$. 94. Faſſung ber Ebictalladungen. Bei ben, nad ben vorſtehenden 
56. ($. 74, 75, 76, 83) zuläſſigen Proclamationen iſt der Zweck derſelben jedesmal 
beſonders auszubrüden, auch müffen bie. Grundſtücke nad. ihrer Lage und Bejchaffen- 
beit, den jetzigen, und, infofern fie auszumitteln, den zunächſt voraufgegangenen In— 
babern der Grundflüde unter Benennung der zeitigen Nachbarn möglichſt genau be- 
zeichnet werden. 

$. 95. Eollectiv-Proclamata. Bekanntmachung der Edictafla- 
Duligen. Zur Erſparung der Koſten ſind die Proclamata auf Antrag mehrerer 
Provocanten, welche ſich im Laufe deſſelben Vierteljahres melden, zuſammen zu faſſen, 
falls nicht ausdrücklich ein ſeparates Proclama verlangt wird. » 

Auch genügt, mit Ausnahme ber im 8. 83 zugelaffenen Proclamationen, bie 
Bekanntmachung durch Das einheimifche Landes. Intelligenzblatt und die Anheftung an 
bie Ratbhaus-Tafel. 

6 96. Kompetenz der Magtiftrate zu Diefen Droclamationen. 
Ausgefchloffene Reflitution. Die Magiftrate ber Städte, in Denen das Grund- 
ſtück belegen iſt, find zur Erlaffung ausſchließlich competent. Gegen ten darauf er- 
kannten Präcluſiv⸗Beſcheid findet überall Teine Reſtitution Statt. 

— S. 97. Einſtweilige Bortführung ber alten Bücher. Interimiſtiſche 
Protocollbücher. Die alten Stadt⸗ und Stadt⸗Pfandbücher werben, rückſcchtlich 
jedes einzelnen Grundſtüces, fortgeführt: 

1) für die erſte Rubrik bis dahin, daß das neue Stadtbuch, in Gemäßheit der 

86. A, 5, 6, formell eingerichtet; 
2) für bie zweite Rubrit bis dahin, bap bie Eintragung de⸗ — in 


die erſte geſchehen iſt; 
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3) für die dritte Rubrik. bie bahn, daß bie Folien nach 9. 86 oder 93 re⸗ 
gul. rt find.- 

Wo keine alle Bücher exiſtiren, ſind interimiſtiſche Protocollbücher anzulegen; 
desgleichen für bie, in bie zweite Nubrik gehörigen, und | fonft Hi9. zur Eröffnung. der 
neuen Folien vorkommenden Eintragungen. 

8. 98, Rechtliche Wirkung der Eintragung vor dem Normaltage. 
Rüdfichtlich der rechtlichen Verhältniſſe und Wirkungen alles: deſſen, was die alten 
Stadt- und Stadt⸗Pfandbücher bis zum Normaltage chen 1. Februar 1830) 
enthalten, wirb durch dies Geſetz am bisherigen Rechte nichts verändert, 


$. 9. Erforberniffe und rechtliche Birkungen der Eintragungen 
nad dem Normaltage. Auf die Verlaſſungen, Eintragungen, Umſchreibungen und 
Tilgungen in dieſen Büchern oder in ben interimiſtiſchen Protocollbüchern, von 
dieſem Normaltage an, finden außer ben bisherigen Rechten die 66. 8 bis 13 
incl., 15, 17, 19, 20, 22, 27, 28, 36, 39, 43, 44 bis 49 incl, 53 bis 58 
inel., 60 bis TO incl. er fofern und in fo: seit fie etwas Neues beffimmen, gleich⸗ 
falls Anwendung. 


Wir gebieten und befehlen bemnach ben Magiftraten in Unfern GStäbten, auch 
allen fonftigen obern und niedern Behörden, imgleichen gefammten Unfern Unterthanen 
und Landeseinwohnern- hiemit guädigft und ernftlih, fih nach diefer Unſerer landes⸗ 
berrlichen Berorbnung in allen ihren Vorfihriften auf Dad genquefte zu richten. 

Zu Urfunb beifen haben wir dieſelbe auf gewöhnliche. Weife vollzogen und Durch 
bas officiele Wochenblatt gemeinkünbig, zu. machen befoplen. 

Ben sc. Schwerin, ben 22, Derember 1829, 


Jriederid Branı 
Veror 
wegen Einführung — Sin lbüch Dronung 


Anlage A: | 
Zar) Ordnung in Staptbuhfanen 


Bom Tage dee Publication ber Stadtbuch- Ordnung finb für bie im Gemäßheit 
berfelben vorkommenden Geſchäfte nachfolgende Gebühren. zu. erheben: 
1) Für die Berlaffung zu Stadtbuch: ’ 
a. vom Werthe des Grundflüde: . . .  . %g:preCent. 
b. in Erb⸗ und Erbtheilungsfällen unter Descenbenten, Aacendenten, = 
- Ehegatten, beögleichen beim Webergange bes Eigenthums von 
Orundftüden überlebender Ehegatten, unter denen ee - 
(haft ſtatt gefunden hat, vom Werthe : . Ys proCent. 
e. in Erb⸗ und Erbtheilungsfällen unter Geſchwiſtern, vom Werthe !/a proGent. 
Die Berechnung geſchieht nach bem letzten Kaufpreiſe. Iſt 
ſolcher nicht auszumitteln, nah dem Werthe der vorhergegan- 
genen Erbauseinanderfegung. Fehlt es aud hierüber an Nach⸗ 
weiſungen, ſo tritt eine billige Veranſchlagung, allenfalls Auf 
nahme einer Tare, ein. 
9 Für bie Eintragung eines Poftens in das Stabtbug: 


“a. von jeden 100 Thalern des Capitals ; % Thaler. 
b. bei einzutragendem rüdflänbigen Kaufgelde und Erbgeldern von 
. jeden 100 Thalern . ; Ya Thaler. 


e. für Eintragungen in die zweite mb dritte Rubrit, welche nicht — 
in Gelderlegniffen beſtehen, nach ˖ Berhältniß ber ER und 
Des Umfangs deo Grgenflandes . 124. bis a 
- Als: ber niebrigfte Satz wird jboch ad 1) und 2) flets 
die Wahrnehmung ven 'k2: HL- geſtattet. FR 
3) Bär die Umſchreibung eines Noſtena nom Gepial-Berhe Ye praCent. 
jedoch wird als geringer Satz gefnle: .» ..:. Bl... 
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4) Für bie Tilgung eines Poſtens von 100 Rihlrn. und darüber 8 EL 
für bie Tilgung eines Poſtens unter 100 Rthlr., rn 
einer Eintragung in bie zweite Rubrik . A l. 

5) Für die Decrete zur Eintragung, Umſchreibung unb Tilgung, bes« 

gleichen für die Sikungen ber Stadtbuchbehörden zur N 
der vorfommenden Geſchäfte wird nichts bezahlt, 

6) Für Die auszufertigenden Scheine wirb entrichtet: - - 

a. für einen ——— , vei Pöſten son. 100. Rithirn. — 
darüber ⸗ 4 > % « 8 ßl. %:. 
bei Pölten inler 100° Rihlr * 4 zi. 

b. Umſchreibungen werden auf dem Hypethelen nſcheine notirt, ‚and. 
wird hiefür, ‚außer ber Umftreibungt- Erst r (sub 3), nigi⸗ 
erlegt. 

Wird indeſſen die Ausfertigung eines neuen Hppothe en -· 
ſcheins verlangt, ſo wird. die aub a, beſtimmte Gebühr — — 
ders erhoben. 

ce. Für Tilgungsſcheine, mern fe begehrt werben, wie für einen 
Oypothefenfhen. 

N) Wird derfelbe Poften auf mehrere Folten eingetragen ober barauf 

umgeſchrieben, jo wird doch bie Eintragungs- und Umſchrei⸗ 
bungs⸗Gebühr mar einmat erhoben. - 

Bei Tilgung folder Pöſte wird: außer der einmal ganz zu 
erlegenben Gebühr für bie übrigen nur bie Hälfte erlegt. 

8) Für andere in Sapiu udn begehrte Atteſte wird ent⸗ 


1 J 


richtet .' v 32 ßl. 
9) Für die Einſicht des Stadtbuche an were 8 gl. 
10) Für vorfommenbe Abfchriften à Bogen 3 8l. 

für die etwa verlangte Vidimation ddeeſelben, mit Einitiub 

der Collation, Bogen . — 2 zl. 
11) Der Stadtdiener erhält für jede Erpedition ee 2 gl. 


12) Für die Einrichtung Der Folien im Staptbuche, namentlich: bie 
Auslage an Papier 3c., das Liniixen und für die Uebertragung ' 
bes in ein Älteres Stadt, Stabtpfand- oder Protocoll⸗Buch bes 
"eis Berzeichneten bezahlt ber Grunbdeigenthämer nadı Maßgabe bes 
Merths des Ran und Ki Stärke, des eegen Folii 
zufammen . aA 
welche Gebüpr jedoch ne te. proCent vom St bes Sran- x 
ſtucs überfteigen barf. 


Antierkungen: 5 — 
a. In allen übrigen Fällen, namentlich für Reſponſe, Mandate u. w., nor⸗ 
mirt die DOrts-Gebühren-Tare. 
b. Die Stempelgebühr iſt in obigen Sãtzen nicht mit begriffen. 
c. Ale Gebühren find in NZwbr. zu erlegen, für Pöſte unter 16 gl. in ber 
Landes-Scheidemünze zu voll, 
d.-Die Gebühren müflen ſtets bein: — und er immer vom Extra⸗ 
henten wahrzunehmen, a —— 
1222. Spvntbekenbehüche für bie Bätower Antsfreibe 
24. Yebruar 1834. 


Frieberich Fran ꝛc. Wenn Wir gznädigſt — mb. hemit en 
Daß die, unternt: 12. Mai 1886 äffentlich bekannt gemachte Beſtimmung hinſichklich 
bes, bei Unſerm Amte Nühn bisher für die Amtefteiheit In Bigow beſtandenen 
Hyyotiefenbudhe vom 1; April: dieſes Jahres. an wirderum aufgehoben: und. demnach 
der dortige Magiitrat binfüro ‚bie competente Wehörbe wrgen:biefer: Angelegenheit fein 
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ſoll; fo wird ſolches Allen, die es angeht, zu ihrer Nachricht und Nachachtung hie⸗ 
durch bekannt gemacht. 
— Meer Regierung. Schwerin, am 24. Februar 1834. 


Brieberig Franz. 


4223. Mortification älterer Stadtbuchfehriften. 13. Ayril 1835. 


Friebderich Franz ꝛc. Auf rathſames Bedenken Unſerer getreuen Stände ver- 
ordnen Wir über die’ Zuläffigkeit und Erforderniſſe einer Mortification der vor dem 
Normaltage der Stadtbuch⸗Ordnung, alfo vor dem 1. Sebruar 1830, in die älteren 
Stadtpfandbücher eingetragenen Pöfte auf Antrag des Schuldners wie nachftebet: 
Ein folder Antrag des Schuldners ift auf dreifache Weiſe begründet, nämlich: 

§. 1. Ohne, Weiteres, wenn fi ber Hypothekenſchein, auch ohne Die dazu ges 
hörenden Driginalien, in feinen Hänben befindet; oder. 

$. 2. wenn er genligend nachmeifet, entweder daß bad ‚eingetragene Recht 
ſelbſt obder bie Hauptverbindlichkeit rechtlich gar nicht exiſtent geworden, oder daß 
daſſelbe auf irgend eine. Weiſe, nainentlich durch Zahlung erloſchen ſei; oder aber, 
daß der urfprüngfich oder in Folge einer Umſchreibung Intabulirte, eventualiter 
Daß feine Erben ober feine beſtimmt ermittelten Geflionarien Fein Recht aus ber 
Eintragung weiter in Anſpruch nehmen; ober endlich 

$. 3 wenn zwan zig Jahre feit ber letzten, ben Poften betreffenden Eintra- 
gung in das Bud verfloffen find. 

Es muß hiebei jedo beicheinigt werben, daß angemeffene Nachforfhungen jur 
Ausmittelung bes in bemfelben namhaft gemachten Inhabers ber Forderung oder 
feiner Erben vergebend angeftellt worden, Ergiebt fih aus ben Büchern, den dazu 
gehörigen Acten ober anberweitigen Nachmweifungen der derzeitige Wohnort des inta= 
bulirten Gläubigers, fo ift ein Zeugniß ber dortigen‘ Oris- Obrigkeit erforberlih und 
genligend, daß derfelben fein gegenwärtiger Wohnort oder der feiner Erben unbefannt 
ſei. Auf unbefännte Berechtigte aus etwa erfolgten, aber nicht aus bem Buche er- 
Se Ceſſionen brauchen ſich die Nachforſchungen und Beſcheinigungen nicht zu 
erſtrecken. 

8. 4. Das Mortifications-- Proclama wird unter bem Nachtheil erfannt, daß 
die über die Forderung ausgefertigten Papiere mit ben dadurch begrünbeten binglichen 
Rechten für erloſchen erklärt werben und in Folge deſſen Die. Tilgung in den Büchern 
erfolgen folle. 

F. 5. Die Magiftrate der Stäbte, in deren Stabtpfandbücern die zu morti⸗ 
ficirenden Pöſte eingetragen ſtehen, find zur Erlaſſung dieſer Proclamatum ausſchließ— 
lich competent. Gegen den darauf erkannken räcluſiv⸗-Beſcheid findet überall keine 
Reſtitution ſtatt. 

Wonach ein jeder ſich zu richten. Gegeben durch Unfere Regierung. Schwerin, 
den 13. April 1835. 

Friederich Branz — 


A122. Deelaration und Ergänzung der Stadtbuchorduung. 
12. November 1835. 

Srieberi Franz. :Dedaration ‚und Grsänging ber Stadtbuchorb⸗ 
nung vom 22. December FB28 vetordnen Wir, nach vernommenem rathſamen Be⸗ 
denlen Unſerer getreuen Stände, folgendeg: 

1) Die im 8. 14 ben Stadtbucherdnung vorgeſchriebene Verlundiguug muß auch 
in den Füällen geſchehen, wenn zufolge der tranſitoriſchen Beſtimmungen in ben 
65. 73, 74,-75 ber. Baſitzlitel des zeitigen Inhabers für berihtigt. angenommen 
wird, ober zw befien Berihtigung ein. Prociama ergehet. Nur in deu Fällen 
bes 5..73 sub a, und.b:, alſo, wenn ber zeitige: Inhaber im alten: Stabt- 
buche ale Gigenshümer aufgeführt. ſteht, „oder wend er, in- Gtähten, wo fein 

. alles Stadibuch ‚vorhanden ift, ‚eine, die Verlaſſung ‚auf ihn beurkundende Acte 
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des. Magiſtrats producirt, geſchieht die Eintragung des Eigenthümers in das 
neue Stadtbuch ohne vorgängige Verkündigung. 

2) Die Verbindlichkeit jedes neuen Beſitzers, in Gemãßheit der 66. 12 und 
79 die Berlafjung nadzufugen und nüthigenfalls feinen Befigtitel zu berichti⸗ 
gen, wird in Anfehung folder Grundflüde, die nah Schäßung bes compe- 
tenten Magiftrats nur funfzig Thaler oder weniger werth ſind, bis auf weitere 
Verfügung hiedurch aufgehoben. Den Beſitzern ſolcher Orundftüde bleibt es 
jedoch freigeſtellt, die Verlaſſung nachzuſuchen, und ſie muß einer Eintragung 
zur zweiten ober dritten Rubrik allemal voraufgehen. 

3) Der $. 45 der Stadtbuchordnung ſoll künftig nachſtehenb lauten: 

Sn allen Fällen, wo bag Eigenthumsrechts an einem ſtädtiſchen Srunbftüde 
dergeftatt getheilt if, daß Einem dad Obereigentbum, dem’ Adern das 
Nugungsrecht zufteht, 3. B. in Erbpachtverhältniifen, wird, wenn nicht ein 
Anderes vereinbart worden, dem Nutzeigenthümer das folium ausschließlich 
zur Eintragung eröffnet, nachdem zuvor ber Canon ſowohl, als auch alle 
ſonſtigen Rechte Des Obereigenthümers in bie zweite oder dritte Rubrik, nach 
Maßgabe der 88. 16 und 18.d., auch 23, eingetragen worden. 

A) Perfonalfervituten, die vor dem Normaltage "eriftent wurden, find ebenfo wie 
die nach diefem Tage entftanbenen ($. 18 e.) zur dritten Rubrif einzutragen 
und nad den, für letztere geltenden Vorſchriften zu behandeln, 

5) Die Beftimmnügen des $. 81 werden in Anfehung der, im $. 16 Nr. 3 auf- 
geführten Befchränkungen des Eigenthums, namentlich deffen Fideicommiß qualität, 
Unveräußerlichkeit, Unverſchuldbarkeit, Vorkaufsrechts u. |. w. hiedurch aufgehoben, 

6) Es behalten hiernag bie, vor dem Normaltage entftandenen Perfonalfervituten 
und die im $. 16 Nr. 3 aufgeführten Eigenthumsbeſchränkungen ihr ding⸗ 
liches, Recht nur inſoferne, als fie nad $. 86 bei Eröffnung ber dritten Aue 
brif eines Grunbftüds bis zum Ende bes Jahres 1839 in das Stadtbuch ge- 
fommen, ober nad $. 87 auf dem, vom Magiftrat anzufertigenden Auszuge 
richtig aufgeführt ſind. 

DBieſerdaib müſſen die Special⸗ Proclamata zur Eröffnung ber dritten Ru- 
brit ($. 83) Tünftig allemal auf die, vor dem Normaltage eriftent geiworbenen 
' Perfonalfervituten und auf die im $. 16 Pr. 3 bezeichneten Eigenthums⸗ 
beſchränkungen erſtredt werden. 

7) Zu ben, im 8. 99 der Stadtbuchordnung aufgeführten Paragraphen follen bie 
$$. 23, 25, 26, 41 binzulommen, 

Demnach lautet‘ der $. 99 alfo: 

Auf die Verlaffungen, Eintragungen, — und Tütungen in 
dieſen Büchern oder in ben interimiſtiſchen Protocollbüchern von dieſem Nor= 
maltage an, finden außer ben bisherigen Rechten die SS. 8 bis 13 ınclu- 
sıve, 15, 17, 19, 20,22, 23, 25, 26, 27, 28, 36,39, 41, 43 big 
49 inclasive, 53 Bi 58, 60 bie 70 inclusive, foferne und infoweit 
fie etwas Neues beftimmen, gleichfalls Anwendung. 

Wonach man fih zu richten. Gegeben durch ne Regierung. Schwerin, am 
12. November 1885, 


1225. Einreichnug von ueberſichten der Intabulata von 1755 bis 
1830. 4. Oetober 18837. 
Paul Friederich sc Wir finden Uns anf Antrag Unſer getreuen Stände 
veranlagt, geſammte Magifträte in Unſern Städten baran: zu: erinnern: 
daß no im Laufe Diefes Jahres bie in ber Stadtbuchorbdnung nom 22, 
"December 1829 6. 90 vorgefihriebene Zufammenftellung‘ ber feit Dem Jahre 
1755 ıwclusive. bis. zum Normaltage 1. Febrnar 1830 in ben 
alten. Stadtpfanbbüchern gefchehenen Intabulationen beichafft und ſpäteſtens 
am. Schluffe biefes Jahres die ſolcherhalb formirten Meberfichten, uner- 
warteb ‚weiterer Aufforderung dazu, hei Unferer Regierung eingereicht fein müſſen. 





Stadtiſches Hypothrkenweſen. 49 


Vie Magiſträte werden auch von ſelbſt nicht unterlaſſen wollen, dahin zu ſeben, bag 
jene Zuſammenſtellungen nicht allein eins: leicht überfiähtliche Form (etwa eine tabella- 
riſche), namentlich auch binfichtlich einer bequemen Auffindung der einzelnen Grund⸗ 
ſtücke und der ſie belaſtenden Hypotheken, erhalten, ſondern auch ihrer Abſicht und 
ihrem Zwecke nach, wenn gleich thunlichſt vollſtändig, doch nur diejenigen Intabulata 
aufnehmen, bie aus jenem Zeitraume noch wirklich beſtehen, nach Zeit ihrer Ein⸗ 
tragung — Stelle im Pfandbuche — Capital» und Zinfenbeirag — Namen bes ur- 
fprünglichen umb jezigen Debitors und Ereditors,. fo meit jie aus ben, Büchern er- 
ſichtlich — nach genauer, über die Identität Teinen Zweifel übrig laſſender Bezeich- 
nung bes reſp. aus Special⸗ nder General⸗ Berpfändung (in letzter Beziehung jedoch 
in Mitberüdfihtigung. ber geſetzlichen Beſtimmung im 8. 19 Abf. 2. der Stadtbuch⸗ 
ordnung) verhafteten Grundſtücks — ſich zweifellos erkennen laſſen * dann mit 
ſolchen ſpeciellen Angaben in das Berzeichniß einzutragen ſind. 

Angemeſſen find aus den Verzeichniſſen, ſchon um deren Formirung “ erleichtern, 
alle die Intabulata wegzulaflen, welche noch jetzt ungetilgt auf folden Grund⸗ 
ftüden ftehen, bie aus nachfolgenden Sonnen früherer ober fpäterer Zeit an bie 
jegigen Eigenthümer gelangt find. ; 

Sollten zur nähern. Aufflärung in bem einen. oder anbern Fall, die Magifträte 
Mittheilungen aus gerichtlichen, namentlich Euratel-.:oder Eoneurg» Arten wünſchen, fo 
follen alle betreffenden Dber- und Niedergerichte hiemit angemiefen fein, ihnen ſolche 
auf. — Anſuchen, ſtempel⸗ und ‚gebührenfrei, SOHARn aus ben . Arten zu 


eriheilen, - 
An bem geſchiehet Unſer gnädigſter Wille und Beinung. Onghen durch Unfere 
Regierung, Schwerin, ben 4. Öctober 1837. 


Paul rn 
Verordnung 


betreffend die Befolgung des ® 80. der Stad 
buchordnung vom —* December 1829. 


1226,. Ergänzende Beftimningen zur Stortsuderinung. 
6. Februar 1838. 

Paul Friederich r2t. = ftattgehabte Berathung mit Unfern — Stän⸗ 
den haben Wir eine Ergänzung der Stabtbudh- Drdaung. von 22. December 1829 
beichloffen, und verorbnen hiedurch, im Einverfländniffe mit denſelben, zu jenem Ge- 
feige, fo wie zu ber. Tarorbnung, das Baal. J 

4. zum 86. 

Nach gefchehener formeller Einrichtung beo Stabtbuches erfolgt bie Verlaſung 

erſt durch die Eintragung — neuen Eigenthümers in; Die erſte Rubrik. 
2. zum 8. 13. 

Die Borfhriften wegen rüdfländiger Kaufgelber kommen auch in Berlaffenfihafts- 
fällen wegen ber Schuld in Anwendung, mit welder sin. Grundſtüdk nad lehtwilliger 
Dispofilion en aus u auf. den ‚neuen Cigentpümer übergeht. 

zum $. 

Jede Eintragung erfordert eine, dem Bopethelenſcheine onpefnbe, | das —* 
liche Schuldverhältuig nachweiſende Urlunde. 

4. zum $ 22, B 5 

Gegen einen frühern Cigenthümer begründete Klagerechte auf Eintragung können 
gegen den Nachfolger im Eigenthume als ſolchen nicht anders geltend gemacht werden, 
als wenn fie durch den a Des Stabtbuichs: sorläuflg. gefickert ſind. 

3. zum $. 

Nah dem Drormaltage entflanbene, unter beſtiumten Umſtänden wiederkehrende 
Abgaben ($. 18 d.) dürfen nur in einer für — feſtgeſtellten santell umme 
eingetragen werben. 

Wegen bes in. Die Dritte Rubrik eingetragenen Derfonnl- Seritue gilt Die Be⸗ 
fimmung im $. 17 zweiten Abſatz. 
Medi, Geſetſammlung II. 4 
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6. zum 8. 25. 
— auf bis dahin zinfenlofe — bau, ber Säule | einen Zinefuß 
big zu 5 proCent or Sufitummg ‚ber, gleich⸗ vder — ne ein- 
tragen laſſen. 

7. zum z. 26. 

Jede Umſchreibung — Borberang. zu Stabibuch, fie mag, in’ golge einer 
Ceſſion geſchehen, ober bie Veränderung: in ber Perſon des Gläubigers anderweitig 
veranlaßt fein, geſchieht nut anders, als auf Agnition bes Schuldners, welche ent- 
weber mündlich vor der Behörde ertheilt, oder derſelben genügend beurkundet iſt. Vor 


Beibringung einer ſolchen Agnition kanu ber. gegenwärtige Inhaber ber Forderung nur 


eine ſeine Rechte verwahrende Vormerkung vermittelſt Nroducion ber Originalien und 
Legitimations⸗Papierr bewirken. 

Durch eine ſolche Umſchreibung werden auch außer dm bereits. nach $ 36 on 
ſich unſtatthaften Einreden alle ſonſtigen Einreden bes Schuldners gegen den Rechts⸗ 
beitand, fo .wie Die ihm tiber ‚ben frühern Inhaber ber Forderung zuftänbigen Ein- 
reden. gegen ben fortwährenden Beitand der Schuld ansgejchloffen. 

Die erlangte Umſchreibung fihert ferner denjenigen, auf welden. fe erfolgt if, 
gegen eine Anfechtung bee rechtlichen Beftandes früherer Umſchreibungen von Seiten 


derer, die baburch verlegt find, le wie gegen die Anfprüche etwaniger früberer Ceſſtonarien. 


8. zum 8. 
unter Boransfehung der fonftigen rechtlichen Erforberniffe zer Tilgung. braucht 
nur der Hypothekenſchein mit den etwanigen Umſchreibungs-Atteſten reproducirt oder 
die Mortification biefer Papiere. bewirkt zu fein. 
9, sum $. 36. | 
Statt bes binwegfallenben Schluſſes sub No. 5 bis zu Ende fon biefer Schluß 
künftig wie nachſtehet lauten: 
5) die Einrede, daß das eingetragene Capital ganz ober zum nd and aufge⸗ 
ſchwollenen Zinſen gebildet ſei; 
6) bei zu Stabdtbuch getragenen Bürgſchaften 
a. die Einrebe ber Tpeilung, Des 9f- und Landgerichts⸗Gebrauchs - und ber 
Lanbes-Reverfalen; ; 
b: in Roſtock Die Einreden aus m — des Roſtocker Stadtrechts 
Thl. III. Tit. 5. Art. 3. und A 
Endlich IR 
7 jeder Bezug auf den Vellejaniſchen Rathoſchiuß und die Authenticat Si. qua’ 
mulier gegen den Inhalt des ——— unbedingt ausgeſchloſſen. 
10. zum $. 42, Abſatz 2. Ä — 
Dieſe Vorſchrift wird dahin abgeändert, daß die . ber Oypothefenfcheine 


‚von bem Concurs⸗Gerichte Ay; au beſchaffen iſt. 


11. zum 6. 49 
.Der Chemann kann vremöge ſeines Rechts aus Gütergemeinſchaft auf Grund⸗ 
frücke, welche feiner Ehefrau allein oder ihm und derſelben gemeinſam verlaſſen find, 
ohne ihre Zuſtimmung nichts eintragen laſſen. Seine einſeitige Agnition genügt nicht 
zur Umſchreibung son Pöſien, weltche auf ſolche Grundſtücke eingetragen find, und 
eben fo wenig genügen feine einſeitigen Ausſtellungen zur Umſchreibung oder -Zilgung 
ausftehender Forderungen, welche eu, m Namen ber Grau oder beider Eheleute zu 
Stadtbuch en | er 
:12. Der $. 48, R 
fällt nach dem, was oben sub 7. zum $. 26 — worden, am hinweg; unb 
lautet demgemäß 
13, der zweite Abſat ve $. 49, 
Fünftig wie nachſtehe: 
Er muß aber binnen zo Tagen nadhweifen, daß er dieſelben gerichtlich geltend 
gemacht babe, ſonſt wird dirſe Vormerkung auf Antrag des Beitheiligten 
ſofort getilgt. — Te 
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14. sum:$. 50. kommt hinzu: 
' Das Stadtbuch iſt in Streitfällen unbedingt und ſogar gegen auedrüdlich 
darin in Bezug genommene Protocolle ober Vorverhandlungen entſcheidend, 
inſoferne den a... nicht böfer Glaube nachgewieſen werben Tann, 
15. zum $. 73 

Diefe. Beftimmung gilt auch für ben Fall eines Kaufs bes Grundſtücks aus 
einem barliber rechtskräftig eingeleiteten Special⸗Concurſe. 

Für einem: folden Sperial-Eoneurs ift ein ın vim executionis erfolgter Ver- 
Tauf zu achten, wenn aus Veranlaſſung deſſelben öffentliche gerichtliche Vorladungen an 
bie Gläubiger zu ber Nechtsfolge einer Pen OR Vertheilung bes Kaufgeldes 
ergangen ſind. 

In dem Falle eines nad bem Rormaltage ———— Erwerbtitels F An⸗ 
tragenden genügt zur Ausbringung eines Proclama bie Nachweiſung, daß der Er⸗ 
werbtitel feines Vorgängers vor dieſem Tage exiſtent geworben. 

. zum $. | 

Wegen Eröffnung ber britten Rubrik für den oil bes nad) beim Novmaltage 
a Fe aus einem, Concurſe normirt gleichfalls ber Zuſas oben sub‘ 15. 
ad $. 73. d. 

18. zu den 's$. 86. unb 93. 

Denn Grundftüde aus einem Eoncurfe (vergl. oben sub 15 ad $. 73, d.) ver« 
äußert find, fo bebarf es Feiner Tilgung ber durch denſelben gefeglich erloſchenen 
früheren Sntabulata, mithin auch Feiner Reproduction oder Mortification der Darüber 
ansgefertigten Hypothefenfcheine, vielmehr genügt Die Benterfung in ben Altern Stabt- 
pfandbüchern zu einem jeden ſolchen Poften, daß er durch Concurs erlofchen fei. 

Es muß jeboh, wenn die Bücher und Acten ber Behörde ſolcherhalb Zweifel 
aufkommen laſſen, durch ein Atteft Des Concurs⸗Gerichts nachgewieſen fein, daß ber Er- 
werber bes. fraglichen Grundſtücks aus einem Conturſe, von welchem daſſelbe 
ergriffen worden, nicht bergleichen ältere intabulirte Poſte als Schuld über⸗ 
kommen habe. 

Die Stadtbuch⸗Behörde Tann nad ihrem Ermeffen ein ſolches Zeugniß ſelbſt 
erwirten, ober bie Prodnetion deſſelben von dem Dr Eröffnung - britten Rubrik 
— rom Eigenthümer verlangen. 

9. Zur ZareD tDunng: 

Es find 


a. An Gebühren für eine Berfünbigung. — und zwar für beren — Aus- 
fertigung, Afe und Refirion, das Document Darüber, auch für etwanige Vor⸗ 
arbeiten, alſo mit Ausfchluß aller Nebenerhebungen, — bewilligt, wenn ſich 
sur ein Exrtrahent findet; 32 El., fonft von einem eben berfeiben 16 fi. 
Wenn derielbe Ertrahent mehrere Grundftüde verlündigen läßt, oder wenn 
verichlebene Perfonen in Gemeinſchaft felbige abtreten oder erwerben, ift en 
nur bie. einfache Gebühr zuläffig. 

b. Falls nicht mehrere nad dem Normaltage eingetretene Beſttzveränberungen zur 
Frage fleben, find flets nur einfache Verkündigungs⸗ und eben fo nur einfache 
Berlaffungsgebühren zu erheben, namentli wenn ber abtretende Beſitzer nad 
bem Normaltage veräußert hat und Zwecks ber Verlaffung anf ben neuen Er> 
werber ein Proclama zur Berichtigung des Beſitztitels ausgebracht wird. 

In ſolchen Fällen ift der höchſte Gebühren-Anfag, nämlich Ye Procent, 
wahrzunehmen, wenn nicht in Erbfchaftsfällen bie Gebühr für jede einzelne 
Befigveränderung -weniger beträgt. 

e. Sm Falle des Conrurfes (vergl. Zufag sub 15. zum $. 73. d.) wirb ohne 
‚vorgängige Berlaffung an die Gläubiger von ‚ihnen unmittelbar an’ ben Er- 

werber aus bemfelben aufgelaflen, fie haben mithin eine befondere Gebühr nur 
in ben Ausnahmefällen zu erlegen, wo ſte zu andern Zwecen G. 12. Abf. 3.) 
eine Berlaſſung auf ihren Namen ausdrücklich beantragen. 
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d. In den Fällen, wo Miterben aus ungetheilter Erbſchaft oder in Folge enb- 
licher Augeinauberfegung Grunbftüde erftanden ober übernommen haben, ferner 
in den Fällen, wo felbige ihnen ober Legatarien nad letztwilliger Beſtimmung 
zufallen, gilt baffelbe, und ift mithin nur Diejenige einfache. Berlaffungs-Gebühr 
wahrzunehmen, zu welcher diefe neuen Erwerber nad. Nr. 1. ber Zarorbnung 
pflichtig find, Dagegen iſt die vorgängige förmliche Berlafiung auf. in Ge— 
meinfchaft ftehende Erben allemal: erforderlich unb bie .befondere Gebühr bafür 
zu entrichten, wenn fie. ein Grundſtück an eimen Dritten veräußert haben. 

e. Für Atteſte über Berlafjungen iſt feine Gebühr zu berechnen. 

f. In den Fällen der Umſchreibung einer Sorberung, welche in Folge mehrfacher, 
im Stabtbuche nicht notirter Beränberungen in der Perfon des Gläubigers gem 
ſchieht, ift die Gebühr nur für eine jede nach bem Rormal-Tage eingetretene 

| Veränderung vom Extrahenten zu erlegen. 

g..Die Gebühr für Einficht des Stadtbuchs wird hiedurch näher babin beftinumt, 
daß für Inſpection der Folien eines: Grunbftüds 8 ßl. zu. erlegen find., jedoch 
böchftens nur 32 EL, wenn gleichzeitig die Folien ‚mehreren ——— 
inſpicirt werben. 

B. Für Abſchriften ber Oypothekenſcheint oder Atteſte, auch für —— 
und deren Abſchrift findet Fein Anſatz Statt — eben fo wenig‘ fün bie 
Stadtbuch⸗ Angelegenheiten aufgenonimenen Regiſtraturen „ober bejonbere —* 
toeolle. 

. Dein Stabtdiener werden für jede Labung, bie : mündlich befchafft,. 2 gl. zu⸗ 
geſtanden, jedoch für jeden Art höchſtens nur 8 ßl., wenn auch. mehr als A 
Perfonen. geladen find. 

k. Für Collectiv⸗Proclamata mit allem Zubehör, alſo für den Antrag darauf, für 
ihre Erfeunung, die Af⸗ und Refirion, Schreiben an.bie Intelligenz-Expedition, 
den Liquibationstermin,; für die Liquibate, den Präckufiobeiheib, deſſen Publi⸗ 
eation, Ausfertigung und Inſinuation paffiren neben den Abſchriftogebühren für 
das Liquibdntionoprotocoll und feine Unlagen eins für alles zwei Thaler NIwd. 
für jeden Ertrabenten, ber nicht mehr ala vier Grundftüde prockmiren läßt; 
für jedes weiter zur Proclamation verftellte Grundſtüd aber 16 BI. mehr. 

Wenn jedoch baburd tie volle Gebühr für ein : einfaches Proclsmaınadh 
ber normirenden Tare nicht auffommen ſoilte, fo iſt dieſelbe nach ber: Zahl ber 
Estrahenten pro rata von benjelben wahrzunehmen. — 

Der Verlag an Porto, Snjertiond- und Stempelgebühren wird auf alle 
Intereſſenten nach vi ber ſe ee gedrudten —— des Pro⸗ 
clams vertheilt. 


Für den tranftorifchen Betrieb — — Beh vorftehenben. Zufäßen zur 
Tay⸗Ordnung nur biejenigen ergänzenden Bellimmungen ber gegenwärtigen Verord⸗ 
nung, fo wie Diejenigen ber Berorbnung vom 12. November 1835, weiche ſolche SS. 
ber Stadtbuch⸗Ordnung betreffen, bie gefeglich auch ‚für jenen Betricb anwendlich find. 

Wonach man ſich zu richten. Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 
16. Sebruar 1838, 

Paul Friederid. 


Ergänzende iin sur Stadtbuch⸗ 
Drbnung vom 22, December 1829. \ 


1227. Berlaffung der Grundſtücke auf die Erwerber derfelben aus 
dem Goncurfe 16. Februar 1838. 

.. Bir Paul Friederich ıc. Ertheilen in Verfolg Unſerer Verordnung vom 4. 

October v. J. am Schluſſe, fo wie in Beihalt von Nr. 18. (zu ben 68. 86 und 

93.) der Heute publicirten Ergänzenden Befimmungen zur Stadtbuch— 

Ordnung, gefammien Ober⸗ und Nieder- Geridten in Unſern Landen für die bei 

ihnen noch anhängigen unb auhängig geiselenen General- oder Special⸗Concurſe 
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(Nr. 15. zu $. 73 d. jener ergänzenden Beſtimmungen), von welchen ſtdtiſche 
Grundſtücke ergriffen worden, die nachſtehenden Vorſchriften: 

I) In allen noch nicht beendigten ſolchen Concurſen find von Amtswegen die 
bereits durch bie Circular⸗Verorbnung vom 13. November 1781 vorgefchrie- 
benen Einleitungen zur unausgeſetzten Verlaſſung an Die Erwerber aus. den⸗ 
ſelben förderſamſt zu treffen, und zwar dergeſtalt, daß die Vornahme derſelben 
nicht Durch aufkommende Zweifel Darüber verzögert werde, ob das Grundſtück 
unbelaftet auf benfelben übergehe, ober aber mit welcher Schuld an die Maffe 
ſowohl als an einzelne Gläubiger, in Folge geſchehener Ueberweiſungen des 
rückſtändigen Kaufgeldes. 

2) Wenn dagegen die Verlaſſung aus dem Goncurfe bereits gefchehen ift, fo bat 
bas Gericht, ohne Unterfihieb. ob berfelbe noch anhängig oder ob er bereits 
beendigt worden, zur Befeitigung eitwaniger Zweifel der Stadtbus Behörde - 
auf unmittelbares. Erſuchen berfelben, fo wie auf Antrag bes zeitigen Cigen- 
thümers ‚ober bes urfprünglichen. Ermwerbers ſtempel⸗ und gebührenfrei aus ben 
Acten zu atteſtiren, 

daß Letzterer bei ſeinem Erwerbe des Grundſtücks aus dem Concurſe, von 
welchem ſelbiges —— worben, entweder keine, ober daß er nicht mehr 
als einzelne, beſtimmt anzugebende, ältere Intabulata ale Schuld über- 
fommen habe. . 
3) In ben Fällen enblih bereits erfolgter Beendigung bes Concurfes und unter- 
bliebener Berlaffung it dem ‚znhalte ber Arten gemäß das Zeugniß sub. 2) 
allemal darauf mit zw erftreden, 
bag einer folchen Berlaffung auf den Erwerber, aus dem Concurfe nichts 
entgegenftehe; entweder ohne oder mit Vorbehalt eines Intabulandi für 
etwanige bei’ ‚ber Diſtribution durch Ueberweiſung zur Hebung gelangte 
Gläubiger. 
oe durch Unſre Regierung, Schwerin, am 16. Februar 1838. 


Paul Friederich. 


— —— — für Wismar. 22. — 1838. 


Baul Friederich ꝛc. Nach Beendigung der, nad ben befonberen. —— 
hältniſſen erforderlich geweſenen Verhandlungen im Betreff einer neuen Ordnung des 
Stadtbuch weſens in ber Stabt Wismar haben Wir Den ‚hier angehefteten. Ord⸗ 
nungen, ale: 

A. Stadtbuch⸗Orduung für bie Stabi Wismar und beren SD: 
markt und 
B. Zranfitorifce Borfhriften zu derſelben 
Unfere landesberrliche Senction erteilt und publiciren fie hiemit zur Rachachtung 
aller Betheiligten. 

a durch Unſere Regierung, Schwerin, ben 23, Februar 1838, 

—Panl Friederich. 
Yubltcasion 


Stadtbuch⸗Ordnung für bie Stadt Wismar. u 


A. 
Stadibuch⸗ Ordnung für Die Statt Wismar und deren Feldmark. 

§. 1. Dingliche Rechte aller Art an ‚Grunbftüden, weldhe in ter Stadt Wismar 
ober ihrer Feldmark belegen find, ſollen in Zukunft nur durch Eintragung in dad 
neu anzulegende Stadtbuch eriftent werben: können. Bon biefer Regel machen allein 
tie Real-Servituten eine Ausnahme, - Indem es rüdfiähtich derſelben auch ferner 
bei dem beitepenben Rechte bewenden fol. 

Die in dem Stadtbuche für jedes Grundſtück beſtimmten Folien werden nad brei 
NRubriken abgetheilt, deren erfte für ben jedesmaligen Eigenihlimer, die zweite für Die 
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Eigenthumsbeſchränkungen und Belaſtungen, mit Ausnahme der Perſonal "“Servituten, 
und bie dritte für Die letzteren und bie Hypotheken beſtimmt if. 


Bon der erfen Rubrik. 


$. 2. Nur durch bie Zuſchreibung im Stadtbuche (Berlaffung) und durch bie- 
felbe allein, ohne das Erforderniß einer Tradition, wird das Eigenthum ftäbtifcher 
Orunbftüde zu allen Rechtsfolgen übertragen und erworben. 

$. 3. An den rechtsgenügfich legitimirten Univerfal- -Erben geſchieht die Ver⸗ 
laſſung auf einſeitigen Antrag. Dagegen kann ſie in ſonſtigen Verlaſſenſchaftsfällen, 
fo wie bei Geſchäften unter Lebenden nicht anders, als auf Die ausbrüdliche Erklärung 
gefammter Erb-Intereffenten oder des Abtretenden erfolgen, daß fie das Eigenthum 
für den neuen Erwerber auflaffen und bes Letzteren, daß er es annehme. 

Nur wer als zeitiger Eigenthümer aus dem Stadtbuche erhellet, iſt zu ſolcher 
Auflaſſung berechtigt. Es bedarf indeſſen keiner vorgängigen Verlaſſung auf Con⸗ 
cursgläubiger ober auf die Geſammtheit ber Erben, ſie erfolgt vielmehr in Grundlage 
der von ihnen abzugebenden Erklärung unmittelbar an den Käufer oder den ſonſtigen 
Nachfolger im Eigenthum. 

In geſammten Verlaſſenſchaftsfällen iſt Die reine Antretung ber Erbſchaft Be— 
bingung und auf den Beneficial-Erben oder den, welcher fein Recht von ihm ableitet, 
sft ohne Zuftimmung fämmtlicher Erbihafts-Gläubiger nicht zu verlaffen. 

Die rechtliche Fähigkeit zum Erwerbe bes Eigenthums ſtädtiſcher Grunbftüde 
wird allemal bei demjenigen erfordert, auf welchen verlaſfen werben fol, 

G. 4. Um BVerlegungen möglichſt porzubeugen, und ben Betheiligten Beranlaffung 
zu geben,. ihre etwanigen, Widerſpruchsrechte gerihtlih durch Ausbringung von Inpi- 
bitorien geltend zu machen, foll bie Berlafjung nicht anders geſchehen, als wenn fie 
unter fperieller Angabe ber zu verlaflenden Grundſtücke und der darauf Antragenden 
jehs Wochen vorher mittelit Auflage an tie Rathhaustafel und durch die Wismar- 
ſchen Zeitungen öffentlich verfündigt worden. Dergleihen Verkündigungen finden nur 
am eriten Mittwochen jeben Monats flatt. 

Bei Gefchäften unter Lebenden ift der Antrag ober bie Zuſtimmung bes abtre⸗ 
tenden Beſitzers zu der Verkündigung erforderlich, 

8. 5. Jeder neue Befiger,. jo: wie ber Univerſal⸗Erbe iſt ſchuldig, bie Verlaſſung 
innerhalb eines Jahres nad) Eintritt des Rechtsgrundes, wodurch Die Veränderung 
veranlagt worden, nachzuſuchen, und bat wibrigenfalls ben Betrag ber Berlafiungs- 
gebühr als. Strafe zu entrichten. 

. Die ðriſt fängt vom. Zeitpuncte Der Anseinanberfegung .an, wenn eine Erbſchaft 
getbeilt oder eine Gütergemeinſchaft aufgehoben ift. Sie fann nad ben Umſtänden 
von der Stadtbuchbehörde ermeitert werden. 

In einem Falle dürfen vor erfolgter. Berlafiung auf Antrag: deo neuen Beſitzers 
oder des Erben Eintragungen in die zweite oder dritte Rubrik geſchehen. 

$. 6. Bei ber Verlaſſung find. bie Parteien über ztina rädſtändige Kaufgelder 

son Amtswegen zu vernehmen und letztere, im Halle übereinflimmender Angabe, wenn 
der Berechtigte nicht ausdrücklich auf die Eintragung verzichtet, ſofort und vor allen 
neuen Intabulationen in die dritte Rubrik einzutragen. 

Daſſelbe gilt in Verlaſſenſchaftsfällen wegen der Schuld, mit welcher ein Grund» 
ſtück nach letztwilliger Deponien oder .aus Erbauseinanderfeßung auf ben neuen 
Eigenthümer übergebt. 

$..7. Nur unter Einwilligung der Gläubiger ber dritten Rubrik kann zu 
Stadibuch die Theilung von Grundflüden oder bie Bereinigung getrennter geſchehen. 

Der Gläubiger zweiter Rubrik behält das Recht, feinen ganzen, N an 
jedem ber bayon ergriffenen getrennten. Grunbflüde geltend zu machen. 


Bon der zweiten Rubrik, 
$; 8. Die zmeite Rubrik iſt beilimmt:. . 








- 
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a. für bie Beſchränkimgen des Eigenthums, namentlich deſſen Fideicommiß⸗Qualität, 
Unveräußerlichkeit, Unverſchuldbarkeit, Vorkaufsrecht u. ſ. w., wenn ſolche Be⸗ 
ſchränkungen nicht in dem geltenden Rechte ober: in ber Verfaſung der Stadt 
gegründet ſind; 

b. für Zehnten, Canon, Grundheuer und ähnliche Privatabgaben, ſo wie biejenigert 

Dienſtbarkeiten, weldje Den Eigenthümer zu perfünlichen Leiftungen verpflichten ; 

jedoch nur infoferne alle dieſe Rechte ſchon vor bem erften Juni 1838, als 
dem Normaltage, eriftent geworden find. 

e. Die Eintragung von RealsServituten kann — zu dieſer Rubrik, ſie darf 
jedoch nicht auf einſeitigen Antrag bes a Des perrfihenben Grund⸗ 
ſtücks geſchehen. 

Landes⸗, Communal⸗ und arotial· Abgaben und a werben überall 
nicht eingetragen. 

$. 9.. Die vom Normaltage an durch Eintragung eriftent werdenden Eigen⸗ 
thums⸗Beſchränkungen ($. 8 a.) haben ihren Rang zu ben Glänbigern ber britten 
Rubrik nad) der Zeit Diefer ihrer Eintragung, deren Datum zu bemerken iſt. 

‘ Der ältere Gläubiger ber dritten Rubrik hat das Recht, eine zwangsweiſe Ber- 
äußerung Des Grundſtückes gegen eine ſpäter eingetragene Beſchränkung bes Eigen— 
thums, fo wie ‚ohne eine jpäter entſtandene Belaſtung deſſelben (S. 1: 8. 8 c.) zu 
verlangen; der ihm ſolcherhalb Weichende aber das Recht, durch Abfindung an feine 
Stelle zu treten. 

Die Tilgung gericht auf Pie mündlich" vor ber Behörde erflärte ober ander⸗ 
weitig ertheilte nach F. 48 genügende Zuſtimmung deſſen, dem zu Gunſten bie Eigen⸗ 
thums⸗Beſchränkung ober Belaſtung eingetragen ſteht; in den Fällen, wo bie ein- 
getragenen Rechte und Berbindlichkeiten in Einer Perſon sn worden, heſchieht 
ſie auf die  Benfigenbe Nachweiſung, daß ſolches geſchehen. 


Bon der dritten Rubrik. 
6. 10. Gm die britte Rubrit werben eingetragen alle Belaftungen bes Eigen⸗ 
thums, welche nicht in Die zweite Rubrik verwieſen ſind, namentlich baher: 
a. alle Schuldforderungen oder Leiſtangen, für welche eine. Hypothek beftelle 
werden fol, - 
b. Separations-, Adſadications⸗ ſe wie vorbebaftene Eigenthume⸗gechte, 
e. alld vom Normaltage an auf. ein Grundftück gelegten mieberfeprenden: Geld⸗ 
und Natural⸗Abgaben und perſönliche Leiſtungen, 
d. alle Perfonal⸗Servituten. 
$. 11. Das durch die Eintragung erworbene Net ergreift nur das Grund⸗ 
ſtück, worauf biefethe gefchehen iſt. Es kann jedoch dieſelbe Forderung auf bie Folien 
mehrerer einzelnen fperiell ‚und gemeinſam zw verffänbenden. Grundftüde eingetragen 
werden. Außerdem ſteht es dem Schuldner frei, mehrere Grundſtücke zu einem ge⸗ 
meinfam zu verſchuldenden Gütercompler zu vereinigen; es erfolgt ſodann Die Eintra⸗ 
gung nur auf ein Folium und ein Vermerk auf’ ben übrigen. Es dürfen jedoch auf 
ben einzelnen Grundſtücken Teine fpeciele Eintragungen haften, jelbige BeaeR mithin 
entiweber gar nicht ober gemeinfam belaftet fein.  ' 
$. 12, Ein Klagerecht auf Eintragung wird, ſelbſt ohne das Verſprechen der⸗ 
ſelben, durch ſpecielle Verpſändung eines Grunbftückes in einer, vom Tage ber Publi- 
eation biefer Verordnung an ansgeftöllten Urkunde begründet. 
‘6, 13. Die Eintragung muß enthalten: 
a. bie Forderung, wofür Sicherheit beftellt werben, fol, nad) ihrem Betrage, 
b. den Namen bes Gläubigers, 
e. den Zinefuß bei einer sinfentragenben Sorberung, 
d. den Tag ber Eintragung. 
Die in bie dritte Rubrik gehörenden Pöfte müſſen in beftimmten Capitalfummen ein⸗ 
getragen werben. - Nur für bie Abgaben und Leiſtungen bes S. 10 c. unb bie Per- 
fonal- Sersituten (8. 40 d.) iſt ſolches wicht nothwendig un ſtatt —— ein voll⸗ 
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ſtändiger und genauer Eintrag derſelben genügendz dabei normirt jedoch ber zweite 
Abſatz bes $. 9 allen Inhalts. 

8. 14. Ueber jede Eintragung ıf: ein Oypothekenſchein unter dem Stabtfiegel 
und ber Unterfchrift eines Mitgliedes ber Stabtbuchbehörbe und bes Gtabtferretairg 
ober feines Subflituten. auszufertigen, mit Angabe bes nach 8. 13 ingetragenen ‚und 
ber vortretenden ober gleichſtehenden Antabulationen zur dritten Rubrik, auch der nach 
Vorſchrift des F. 8 b. zur zweiten Rubrik erfolgten. 

Wenn bie Eintragungen auch $ 8.b. und aus S. 10 c. d. ohne Gapitalfumme 
geichehen und für bie Aufnahme in ben Hypothekenſchein zu umfänglih find, fo muß 
der Inhalt bes Stabdtbuchs in einer beglaubten Anlage verzeichnet, biefelbe dem 
Hppothelkenſcheine angeheftet und in letzterem darauf verwieſen werden. 

Ueber eine und dieſelbe Forderung darf nur ein Schein ausgeſtellt werden, wenn 
die nt auch auf mehrere Folien gefchehen iſt. 

$& 15% Höhere Zinfen ale fünf Procmt- bürfen nie eingetragen werben. 

Auf Kapitalien, welche mit ‚niebrigeren Zinſen, ſo wie auf Forderungen, die 
ohne Zinſen intabulirt find, darf der Schuldner einen Zinsfuß bis zu fünf Procent 
eintragen lafien, ohne daß es ber Buſtimmung der gleich⸗ oder nachſtehenden Gläu⸗ 
biger bedarf. 

Ohne eine ſolche Zuſtunmung und ohme Rebuchon kaun ein Capital, welches 
bisher in pommerſcheu Courant intabulirt ſtand, in Neue Zweidrittel umgeſchrieben 

werden. 

$. 16. Eine jede Umſchreibung von Forderungen zu Stadtbuch, fie mag in 
Folge einer Ceſſion gefchehen oder die Veränderung im ber Verfon des Gläubigers 
anderweitig veranlagt fein, geichieht nicht anders, als: 

a. auf, Produrtion der Driginalien oder beren bewirkte Mortification,. und 

b. auf die Agnition des Schuldners, welche entiweber mündlich uns der Behörde 

ertheilt ober berfelben in Beihalt bes 8. AB genügend beurfunbet ift. 

Der Schuldner hat bie Verpflichtung zur Ertheilung berfelben, wenn ihm Feine 
zu Recht beſtändige Einwendungen dagegen zufichen. . 

Bor Beibringung einer folhen Agnition laun ber Geflionar ober fonflige gegen- 
wärtige Inhaber der Forderung nur eine feine. Rechte verwahrenbe Sormerlung. ver⸗ 
mitteſt Production der Originalien und Legitimationspapiere bewirken. 

$. 17. Die Umſchreibung im Folge einer Ceſſion erfordert außerbem bie münd⸗ 
liche Einwilligung bes Cedenten vor ber Stadtbuch⸗Behörde oder eine nach 8. 48 
genügende bie ertheilte Ceſſion beweiſtude Urkunde. 

Der Inhaber eines Hypothelenſcheins iſt auf Verlangen des Schuldners. ver- 
pflühtet, gegen Befriebigung durch einen Dritten feine Rechte ohne Gewährleiftung zu 
eebiren, wenn bas Kapital zahlfällig ift, die darauf jhuldigen Zinfen unb etwanigen 
Koften berichtigt find und Die allgemeine Berbinblichleit zur Geffion oder auch bie 
— * Glänbigers zu derſelben wicht durch beſondere Rechtsverhältniſſe be» 
ſchränkt ı 
| Der. Gebent Tann Die Umſchreibung nur dadurch hindern, daß er die Vormer⸗ 
fung feiner Einwendungen gegen ben Rechtsbeſtand der Ceſſion im Stadtbuche bewirkt. 
Er muß jedoch binnen 30 Tagen nachweiſen, baß er biefelben gerichtlich geltend go- 
macht babe, fonft wird die Vormerfung auf Antrag des Betheiligten fofort getilgt. 

$. 18. Die Umſchreibung wirb - unter . dem Oppothelenſcheine bemerkt. Auf 
Antrag oder Zuſtimmung der Betheiligten iſt jedoch ein neuer Oppothefeufchein aua⸗ 
zufertigen und bemfelben nur bie urfprüngliche Schuldurfunde mit ber legten Ceſſion 
und Agnition anzuheften; mogegen die abgelöiten übrigen Papiere unter ben Protocoll- 
Anlagen aufzubewahren find. 

Werben Sapitalien zu Stadthuch getheilt, fo fertigt Die Behörbe. gegen Nüdgabe 
bes alten Hppothefenicheing neue Scheine über jeben Gapitaltheil aus, welchen bie 
Scäuldpapiere refp. in Ur⸗ und Abfchrift- beizufügen find. 

$. 19. Die Tilgung einer eingetragenen Zorberung geſchieht: 

a. auf bie mündlich vor ber Behörde enflänte Zufimmang bes Glänbigers; 
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d. auf feine anderweitig ertheilte, . nad: 8. AB genligenbe. Buſftiumung aus⸗ 
geſtellte Quittung; 

©. auf die Mortifiention bes eimgetragmen Rechts ($. 20. 4 2.);, 

d. in’ den Fällen, wo bie eingetragenen Rechte und Verbindlichleiten in Einer 
Perſon vereinigt werden, anf genügende Nachweiſung, daß eine ſolche Vereini- 
gung eingetreten ſei. 

Der Hypothekenſchein mit den. eiwanigen Umſchreitzuugs - Atteſten muß -alemal 
beigebracht oder bie Mortification biefer Papiere bewirkt jein, Im: erfteren Falle 
wird eine theilmeife geſchehene Tilgung auf dem Hypothekenſcheine bemerft, bei gänz⸗ 
licher Zilgung aber. biefer Schein caſſirt und, mit ben Originalien, ſomie bex Quittung 
— der ſonſtigen ‚Urfunbe, ‚ worauf. die ‚Tilgung. verfügt iſt, dem eine 
zugeſtellt. 

Beſondere Silgungafibeine ſind nur auf ausdrückliches Begebren anszufertigen 
»Wenn ber Schuldner ſich gehijrig und, unter eidlicher a 
über answehfet, daß er angemeflene Nachforſchungen zur Ausmistelung ber zeitigen 
Irhabers einer eingetragenen dorderung obne genügendes ke angeſielt habe, jq 
wird er zu einer Vormerkung im. Stadtbuche gelaſſen. 

Er iſt berechtiget, auf die gerichtliche Morlißcalion des. zur; Fenge ſtehenden Ip 
tabrlati durch eine Edictaligdung anzutragen,.. wenn feit Diefer Vormerkung 10. Zahre 
und mit Einſchluß derſelben 30 Jahre ſeit der — Voſten RR Ein⸗ 
ſchreibung in das Stadthuch verfloſſen find. | — 

§. 21. ei —— ſind fofert —* 

a fürdn Schulhner· 
. 2) wenn ſich ber Hbpothelenſchein in feinen Händen. befindet, ohne bob er. Den 
‚Erforbernifien bes 5; 19 genügen fann, ober 
9 wenn ‚diefe Erforberniffe zwar, vorhanden find, ber Squlhner fc aber ‚nicht 
im Beſitze bes Hpypothekenſcheins befindet. r 

b. für den aus. dem Stadtbuche erhellenden Gläubiger und für ——— ‚ber. den 
Uebergang : bes eingetragenen Rechts von einem ſolchen auf ſich vollſtändig 

nachweiſen kaun, ur ‚ber: etwa verlorenen. Sawsbormmenie und Des Dppa- 

thelenſcheins. 

6. 22. Bei Klagen aus Hppothekenſcheinen it bas Verfahren ſummariſch, dere 
geftalt, Daß auf Die genügend begründete Klage ein bedingtes Zahlungsmantas. ohne 
Recognitions ⸗Termin mit einer bie: Serien. einſchließenden Sriit yon. vier Wochen zu 
erlaifen und. demnächſt, im Falle bes Ungehorſazs, ohne wiederholten Zablungsbefeht 
die Execution mit viergehntägige DBerwarnungefrilt zu verfügen iſt. Inſinuationen 
ber gerichtlichen Verfügungen können im Haufe: ober an das Haus bes, Scholdnere 
geſchehen, wenn derſelbe nicht ein befanntes Domicil im. Lande hat. 

$. 23. Ale iſliquiden Cinxreden find auf. bie Replik zur befonbern, Berhonblung 
zu verweilen. . 

Durch ausgebrachten Arreſt wird Das Berfahren nicht gehemmt, der Schuldner 
muß zum gerichtlichen Depoſitum zahlen. 

Eine angeftellte Wieberflage ift nicht wit der Vorllage⸗ vielmehr in einem. be⸗ 
ſondern Proceſſe zu. verhandeln. 

F. 24. Außer den durch die Liquidität und ben barauß begründeten Proceß 
von ſelbſt aus geſchloſſenen verzögerlichen Einreden find Die nacflahenden Einreden 
überall nicht, mithin ſelhſt gegen ben urſprünglichen Gläubiger nicht zuläſſig: 

1) die des nicht empfangenen Geldes. zu, ber Wirkung, daß ber Gläubiger. ben 
Beweis ber gefchehenen Zahlung anders als durch das Bekenntniß bes Schuld⸗ 
ners in dem von ihm ausgeftellten Schulddocumente zu führen babe. Zum 
Beweiſe ber: nicht geſchehenen Zablung ift ber Schuldner nur dann zuzulaſſen, 
wenn er dieſe Behauptung. binnen 30 Tagen nach ber Intabulation zu einer, 
dem Glänbiger zu notificirenden, Vormerkung, augezeigt heat; binnen ander⸗ 
weitigen 30 ‚Tagen, von dieſer Anzeige angerechnet, hat er nachzuweiſen, daß 
er feine Einwendungen gerichtlich geltend. en habe, fon ‚wird bie Bor 
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merkung auf Antrag des Betheiligten ſofort gelbſcht und badurch bie Eintede 
gänzlich ausgeſchloſſen. 

2) Die Einrede des Nacedonianiſchen Ratheſchluſſes fo wie die ber Winder- 
jährigkeit; 

8) die Einrebe, baß-bas Capital aus — Zinfen gebildet fe; 

4) bei eingetragenen Bürgſchaften die Einrede der Theilung, Des Ir und Land⸗ 
gerichts⸗Gebrauchs und ber ———— | 

Endlich iſt | 

5) jeder Bezug anf ben: Bellejanifhen Rathoſchluh und bie Authentica: si i qua 
mulier gegen ben Inhalt des’ Stadtbuchs unbebingt ansgeicloffen. 

$. 25. Dürd den Tod bes Eigenthümers und eine od nicht erfolgte Erb⸗ 
ſchafts -Antretung wird bie Sortfegung oder Anftellung ber Klage, fo mie die Boll 
firedung oder Erkennung von Executorialen nur fo - lange gehemmt, als nit ein 
Eurator für bie ruhende Erbſchaft beſtellt worden. Auf Antrag des Gläubigers ift 
ein folder von bem competenten Erbſchaftogerichte zu beftellen, namentlich in ben 
Fällen, wenn: die Erben unbekannt oder im Streit befangen And, fowie: wenn fie von 
der Berechtigung ber Deliberation über die Antretung '@ebrauch machen. Gegen 
Beneficialetben kann Die Klage: fortgefögt ober neu angeftellt und die Exetution er⸗ 
kannt ober vollſtreckt werden, vr. aid * zur Errichtung des Inventars. ein« 
geräumten geſetzlichen Friſt. 

Alles Vorſtehende gilt ohne bas Grforbernig einer “surgängigen Vverlaſeng anf 
ben Curator oder den Erben. 

$. 26. Die Einrebe der Vorausklage von Seiten bes fpätern Eigenthümers iſt 
ausgeſchloſſen. Es kann wider denſelben auch eine bereits angeſtellte Klage ohne Un- 
terbrechung fortgeſezt werden, er haftet jedoch wegen der Klagekoſten nur in ſoweit, 
als fie nach dem Uebergange bes Eigenthums anf ihn erregt und entſtanden ſind. 

$. 27. Außer dem Falle bes Concurſes haben: nur Die Zinfen, auch Geld⸗und 
Naturalleiftungen (F. 8 b:), melde aus dem Kalenberiahre, in welchem das Eigen- 
thum auf einen Andern umgeſchrieben wird, und aus ben beiden. voraufgehenben 
Jahren rüdflänbig find, ein dingliches Recht an dem Grundflüde. Die weiteren 
Rückſtände können mithin felbit durch Die Fortſetzung einer bereits angeftellten Stiage 
gegen beh — — des eee als ſolchen nicht geltend gemacht 
werden 

g. 28. Scqhaben haften nicht mit der Hauptrerbindlichkeit auf Dem Grundſtücke, 
befiten alſo Fein dingliches Recht an demſelben. Entgegenftchende ‚Vereinbarung ber 
Betpeiligten Fann nur daburd in Wirkung treten, daß für etwanige Schäden eine be⸗ 
ſtimmte Summe beſonders intabulirt wird. 

$. 29. Den eingetragenen Pöften geht in ber Erfigtet. nichts anders wor,‘ als 

a. bie Concurs-Roften, in ſoweit ale die Separatmafle dazu beizutragen hat, 

b. alle das Grundſtück betreffende Landes⸗ und ftäbtifche, auch Parochial⸗Abgabru 
und Laften, ſowie Beiträge zur ſtädtiſchen Brandverfierung und zu andern 
landesherrlich beftätigten Brand⸗ und HngelafferuranzsSnitituten, 

c Grundſteuer, Realabgaben und ſonſtige Eigenthumsbelaſtungen, nach Maaßgabe 
ber in dem S. 8 sub b. und in bem $. 24 ber tranfitoriihen Borjäriften 
enthaltenen Beſtimmungenñ. 

Den sub b. und e. bezeichneten Abgaben, Laſten und Leiftungen ſteht dies Vor⸗ 
recht nur für Die Rückſtände aus dem Kalenderjahre zu, in welchem bie Executionen 
gegen’ ben Schuldner fiftirt find, oder ber Concurs eröffnet iſt, und aus den zwei 
vorhergehenden Jahren. 

F. 30. Die Evſtigkeit der eingetragenen ‚Höfe unter ſich :wirb lediglich durch 
die Reihefolge, in welcher fie eingetragen find, beſtimmt, fo daß der vorgehend Ein⸗ 
getragene ben: Vorzug bat vor den nachgehend Eingetragenen, ſofern nicht ausdrücklich 
bemerkt iſt, daß er mit einem oder mehreren zu gleichen Rechten ſtehe. 

- $& 31. Die rückſtändigen Vertrags⸗ mb Verzugszinfen eingetragener Schulb⸗ 

poſte genichen den Vorzug tes Capttals für das laufende Kalenbrrjahr, In welchem 
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ber Eoncurs eröffnet iſt oder die Erecntionen gegen den Schuldner ſiſtirt find, und 
für bie ‚zwei vorhergehenden Jahre, neben ben während des Concurfes laufenden. 
Auf benfelben Zeitraum beichränft' ih das Vorzugsrecht ber nach 8. 10 c. zur 
dritten Rubrik intabulirten Abgaben und Zeiftungen. 

$. 32. Unmittelbar ‚nach. Den: eingetragenen Pölten und ben ihnen anbängigen 
Zinſen werben locirt bie. gur zweiten ober britten Rubrik eingetragenen Realabgaben 
ei Eigenthumsbelaftungen, fo wie bie. Zinfen auf eingetragene Capitalien, beide, ſo⸗ 

weit fie über den in den 68. 29 und: 31 angegebenen Zeitraum rüdftänbig geblieben 
find, nicht minder die vor. Ausbruch des Concurfes entſtandenen Riagekoften. 

Die Location biefer Pöſte umter. ſich geſchieht nach der Priorität ihrer Eintra- 
gung in bie zweite oder dritte Rubrik ımb = ‚ber des Kapitals, za welchem fie 
gehören, inı bie britte. - 

6. 33. Der Blänbiger iſt vorzugsweiſe in ber Sprciakaafi des Grundſtücs 
zu lociren, worauf feine Forderung eingetragen worden. 

Erhält er vermöge anderweitigen Vorzugorechts feine Befriebigung früber aus 
Der Generalmaſſe, fo tritt dieſelbe ohne Weiteres in das Km aus ber. Smiragung 
zufändige Recht. 

Etwanige eberfihäffe der Specialmaſſe gehören mr. Generalmaſſe. 

$. 34. Wenn das Gericht die Behörden von der rechtskräftigen Eonmmrs-Er- 
Öffnung in Kenntniß ſetzt, fo find die Folien des: Grunbftüds zu fchliehen und Dem 
nächſt nach gefchrhener Verlaffung zu neuen Eintragungen zu eröffken. . 

Die zu den Acten gelommenen sis lg find, mbalb pe entspr wer⸗ 
ben, von den Gerichten zu caſſiren. 


Allgemeine Beſtimmungen. 

8. 35. Eintragungen zu Stabtbuch geſchehen, jedoch in Beihalt bes & 6, nur 
auf Antrag bes aus .demfelben — Eigenthümers ober: deſſen befchuchen Ver⸗ 
treters. 

Es ſind bei dieſen Anträgen die eiwanigen aus dem Buche ſich ergebenden 
Beſchränkungen ber Dispoſitionsbefugniß zu berückſichtigen. An ber Berechtigung bes 
— im Sail ſtatihabender Gütergemeinſchaft wird durch biefes Gefch nichts 
geänbert 

Ergeben ſich mehrere Miteigenthumer aus dem — ſo — nur auf beren 

gemeinſamen Antrag eingetragen werden. 

$. 36. Sn allen Fällen, wo bas Eigenthumorecht an einem Grunbtäde ve 
geftalt getheild ift, Daß Einem bas Obereigenthum und bem Andern das Nutungss 
recht zuftebt, 3. B. bei Erbpacht⸗Verhältniſſen, wird, wenn nicht ein Anderes verein» 
bart worden, dem Nubeigenthlimer das Folium ausfchlieflich zur Eintragung eröffnet, 
nachdem zuvor der Canon ſowohl, als auch alle ſonſtigen Rechte des Obereigen⸗ 
thümers in die zweite ober britte Nubrit nad Maaßgabe ber $$. 8 und 10, auch 
13 eingetragen worden. 

$. 37. Die Folge, in welcher die einzelnen Pöſte einzutragen ſind, beſtimm 
ber Eigenthämer. 

Geſchieht die. Eintragung auf gerichtliche Requiſition, ſo normirt dieſelbe rück⸗ 

ſichtlich der Folge, auch darf vor deren sn fein anberer. Poften eingetragen 
werden. : 

$. :38. Der. Inhalt des Stabtbuche "gewährt vollftändigen Beweis; ein Ser 
aus bemfelben ift ein vollſtändiges Beweismittel. 

Für alle diejenigen, welchen nicht böſer Glaube nachgewieſen werden Ion, iſt 
daſſelbe in Streitfüllen unbedingt und . ſogar gegen ausdrücklich darin in Bezug ge⸗ 
nommene abſtimmige Protocolle oder ſonſtige Vorverhandlungen entſcheidend; ferner 
iſt dasjenige, was das Stadtbuch zur Zeit einer zw ihren Gunſten erfolgenden Ein⸗ 
zeichnung bereits enthält, unumſtößlich, und «find. ihre Rechte in ſoweit gegen eine 
Anfechtung. von Seiten Dritter aus bereits beſtandenen ober fpäter erft eriftent ge⸗ 
worhenen Rechten. geflihert. . Es kann mithin fo wenig eine urſprüngliche Nichtigkeit 
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als eine Wiedereinſegung in den vorigen Stand oder eine: ‚Derjährung gegen fie 
geltend gemacht, und können Verſehen der Behörde, welde einem frühern zum 
Grunde lagen; zu ihrem Nachcheile nicht berichtigt werben: 

$. 39. In fpecieller Anwendung dieſes allgemeinen Grundſates des Rechto⸗ 
beſtandes und der Unumſto ßlichteit iſt: namentlich und insbeſondere 

a. derjenige, anf welchen kin Grundſtück verlaffen worden, gegen ‚ben: Anſpruch 
auf Abtretung des Cigenthums ‚van Seiten derer gefichert, welche durch eine 
frühere Verlaſung in ihren Rechten verletzt ſind, Her: einen ſolchen Auſpruch, 
ſowie ben auf eine Eintragung umb aus einer anzufechtenben Tilgung: gegen 
ſeine Borgänger geltend. zu machen befugt: sparen; 

E burch eme erfolgte: Einfongung in. Die. ‚gmeite über Dritte: Nubeit. wirb ber recht⸗ 
lihe Beſtand des eingetragenen Rechts in unumftögliche. Sewißheit ſelbſt fo 
Die Säle gefehk, wenn der. Eigenthümer dem beſſern Hechte. eines Andern 
weichen muß ober nicht. vorher bereits eingetragene Befchränkungen:der Dispo⸗ 
ſitionsbefugniß aus der befondern Eigenſchaft des Grundſtücks ($. 8 a.) ig 

nid ber. Perfon: des. Cigentftimers geltend gemacht werden; 

e. Dafielbe gilt von dem durch eine neue Eintragung ober eine Umnſchreibung er⸗ 
langten Vorzugsrechto, welches smmientlich.. Feiner Anfechtung Aus dem Orunde 
..einer : früher erfolgten widerrechtlichen Tilgung oder aus deut. einer a im 
Stadtbucht bemerften. Poftpofttion runterliegt; 2 

a. bie erlangte Umſchreibung ſichert Denjenigen, auf welchen ſie / erſoigt it, gegen 

eine Anfechtung ed rechtlichen, Beſtandes früheren Umſchreibungen von Seiten 
derer, die dadurch verletzt find, fowie gegen die. Anſprücht etwaniger: früheren 
Ceſſionarien. 
e. Durch eine ſolchs Umſchreibung werben“ ülfe nicht bereits nach S. 24 an ſich 
„  ‚mnfatthaften Einreden deos Schulbners ‚gegen den Rechtsbeſtand, ſowie bie ihm 
: wider ‘den. frühern Iuhaber der: Forderiung. zuſtändigen ‚Ginreben gegen den 
fortwährenben Beſtand ber Schuld ausgeſchloſſen. 
8. 40. Wer durch einen «let mr. Stadtbuche. in. feinen Rechten verleht, na 
mentlich ‚derjenige, zu, deſſen Nachtheile eine Verlaſſung, Emtragung, Umkbreibung 
ober Tilgung vorgenommen iſt, kann zwar ſeine Anſprüche gerichtlich geltend machen, 
er muß aber zur Vermeidung ber Nachtheile der SS. 38, 39 gegen einen weitern 
Act im Stadtbuche; der auf. jene verlegenbe Eintragung oder Tilgung zu‘ gründen 
wäre, ein gerichtliches Inhibitorium bewirken. 

Iſt Daher auf ben werletzenden Act eine weitere Berlafung, Eintragumg, Um- 
ſchreibung oder Tilgung erfolgt, ſo verbleibt Dem verlehten Theile nur ber. perfätrliche 
Anſpruch auf Sdabene Erſag wider Den, welcher geſetzlich dazu verpflichtet iſt. 

-:: 8. Ale Das Verfahren ber Stabtbug-Behörte wird außer Dem Falle eigener 
Berwilllührung bes Betheiligten nur durch ein gerictliches. Inhibitorium: gehemmt, 
welches, ſobald es derſelben zugeht, auf bem betweffenden Folium zu notiren iftz 
eines ſolchen bedarf es auch in — — gehemmter Dispofitions + Befugniß des 
Kigenthämers. ar 

Bloße HYroiefationen und Anmeldungen eiwaniger Rechte son. Seiten dritter 
— find, mit Ausnahme der Bormerkung bes 5. 160. E., ohne alle Wirkung. 

$. 42. Die Wirkung erfolgter. Eintragungen ‚erlöfcht nur vurch Tilgung. 

Ehe eine ſolche erfolgt iſt, werden eingetragene Rechte und Verbindlichkeiten 
durch die Bereinigung im Einer Perfon, namentlich durch ben Erwerb des bienfibaren 
oder bes herrſchenden Grunbftüds, nit aufgehoben, Jg baß fie, wenn jene Bereini« 
gung aufhört, aufa:Newe Wirkſamkeit äußern. 

. Die- bisherigen Aufhebmges ‚ober Grlöjäuugegriube ſolcher Arie bewirken nur 

einen Anſpruch auf Tilgung. 

8. 43. Gerichtliche Requifiton. erſetzt ‚ben. Anteag ober bie Gienitigmg- bar 

beibeiligten Perſonen in: allen Gefchäften vor dem Stadtbuche. 

Solchen Requiſttionen Folge zu geben, if bie- „Stabibuih - Bebörbe nur ver⸗ 
puichiet, wenn dieſelben von den ſtädtiſchen Gerichten zu Wiomar, van den (Une 
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hetzeglichen Jaſtiz⸗ Kanzlichien ober von bem Großperguglicjen Dier-Appelliiiius- 
Gerihie erlaſſen find. 

$. 44. Die:burd das :Stabthudh, heſherten Reöte ‚werben derch keine .Edic- 
toBabang. ergriffen, mis Auspnhme har :rüdfänbigen Geld» und nz 6 
8 bh. — $. 10 c.), auch der rückſtändigen Zinſen und, Koſſjen. 

6. 45. Wegen Legitimation der Erben. in. Stadtbuch eUngelogenbeiten — 
— Bf befonberen Berorbunngen vom 22. Dreewber 1829. und vom 26. 

um 

:$ 46; Die Einſtht ber rinzeinen Sollen dee Eiabthuche ſiebi Eioerthümer 
frei, einem Andern nur inſoferne und in —— als er deſſen Zuſtimmung oder ein 
rechtliches Intereſſe darlegt. 

G. 47. + Ueber alle Aete: ber Slabtbuch⸗ Zehrbe elle "namentlich über die Bers 
jaffung, über Eintragung, Umſchreihung und Tilgung ber Pöſte, fo mie über Bor 
merkungen u. |. w., wird ein vollfländiges Drotoconl geführt, . dem die Aärfunten, - 
welche ‚zur Legitimation der Derfoum; Die einen Antrug por Dem Stadtbucht machen, 
bienen 3. B. Vollmachten und Erbenzeugnifle, fo tie Die etwanigen: ſcheiftlichen Au⸗ 
träge,  Requifitionen und Be n Erlaſſe an :Dig, Debörbe anzulegen find. ; 

Eine Eintragung, zur dritten Rubrit erfosbert eine bem ‚Sppothefenfheine anzu⸗ 
heftende, dag fragliche Un nachweiſende, Urkunde, welche eine Ausferti- 
gung des Protocolls ber Hppothekenbehörde ſein dar a Es Kann jedoch für Diefe Ein⸗ 
tragungen ſowohl, . ale and für bie in bie. zweite: ubrik und. für. Verlaſſungen, die 
Production einer heſondern Urkunde von der Behörde verlangt werden. ER 

.$.48., Wenn die Aechtheit ber Anterfhriften, welcht vor dem Stadtbuche 
geitenb gemacht werben, der. Behörde nicht belannt ift, ſo muß ſie beglaubigt ſein 
entweder won einer dazu qualiſicirten Behörde, ober non einem ‚Notar. und. zweien 
Zeugen, unter ber Bemerkung, bag fie ben Ausſteller von Perſon kennen. 

F. 49. Mandatarien, die in Stadtbuchſachen für die Intereſſenten auftreten, 
müſſen zur Vornahme des Geſchäfts vollſtändig legitimirt ſein. Die Vollmachten ſind 
im Original oder in’ gerichtlich beglaubter Abſchrift zu produciren. 

$. 50. Der eurator sexus fann zwar für feine Curandin por bem Stabt- 
buche auftreten, er muß jedoch, wenn diefelbe nicht perſönlich gegenwärtig iſt, ihre 
ſchriſtliche, von einer Dazu qualificirten öffentlichen Behörbe oder von einem Notar 
und zwei Zeugen, denen fie von Perfon bekannt iſt, beglaubigte Einwilligung in bie 
vorzunehmende Handlung beibringen. . 

:$. 51. Die Bücher find allemal im gocale des Rathhauſes aufzubewahren und 
vor befeßter Behörde zu führen. 

&.52.:: Die Stadtbuch⸗ VBohörde beſteht auo! eher Deputation bes Dlagifraie 
von drei Mitgliedern deſſelben, welchen ein Sectretair zugeordnet. ifl. IE 

Bei allen Berkandlungen: zum. Stabtbuche muß außer dem Gertais wenigſen⸗ 
ein Mitglied der Deputation gegenwärtig ſein. | 

$. 53. Für die genane- Befolgung ‚ber in biefer Verorbuung- enthaltenen, Das 
amtliche Berfahren. betreffenden Vorſchriften, alfo insbefondere für die orbnungsmäßige 
Führung ber Bücher und die Richtigkeit ber. daraus gegebenen Attee aller Art iſt bie 
Stadtbuch⸗Behörde bergeflalt:. verhaftet, Daß: fe, den. aus verſchuldeter Nichtbefolgung 
erwachſenen Schaden den Betheiligten, m Gemäßheit:bew. weiter unten folgenden Bes 
flimmungen, zu erfegen verbunden iſt. Für bie Auslünglichkeit ber beftellten Hypothek, 
jowie für die Rechtsgültiglkeit ber Geſchäfte, zu deren Sicherung eine Eintragung ges 
ſchieht, haftet die Behbrde alo ſolche in keinem Falle, indem es a Sache ber 
Betpeiligten sit, fi Davon Ueberzeugung zu verfcaffen. 

Ein Anſpruch auf — an die ee tritt nur in subeidium, alſo 
nur dann ein:; 

a. wenn das Geſchäft, aus welchem die — entſtanden, weber überhaupt, 
noch in ſoweit Rechte Dritter: Daburch verlobt werben, - aufgehoben, and fein 
Schadenserſatz weber von bem Verletzenden und Deilen. Erben, noch von dem⸗ 
jenigen, welcher. wiberrechtlich dadurch bereichert if, erreicht werben: kaun; 
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B. vweun ber Befchädigte nicht ſelbſt auf betrügliche Weiſe ober band eigene Behr⸗ 
läſſigkeit den Schaden veranlaßt hat. 

6. 54. In Anſehung der Abſtufungen, nach welchen bie Varbindiichteit zum 
——E die Mitglieder der Behörde trifft, verbleibt es bei den Grunbjäheh 
bes ‚gemeinen Rechts über Die Berhaftung ber ellegien. 

8. 55. Infoferne ein ber Behörde nad obigen Beſtimmungen zur Saft fallen- 
ber Shabenserfag nicht von den: zur Verhaftung : verpflichteten Mitgliedern derſelben 
geleiſtet werden Tann, haftet die Stadt⸗Cãämmerei. 

8. 56. Die gejenlichen Geriäteferien. but" bie Sugbibuch- Vehörbe nicht zu be⸗ 
rückſichtigen. 

Beſchwerden über bas erfahren derſelben find als Recurſe ‚ohne befoitbere 
Förmlichkeit beim Raths⸗-Collegium und in letter Inſtanz bei Großherzoglicher NRe= 

glerung anzubringen. ak Derfoigung etwaiger Sgadens · Auſpruche aber gehört vor 
das competente Gericht. 

5. 57. —*8 ber‘. dei bdieſen Gefhäften vorkommenden — voran 
bie. Gebühren⸗Taxe in Anlage A. 

8.58. Alle Beſtimmungen bed‘ Bisher gültigen Rechts, welche dem Imelte 
dieſer Berordnung entgegenſtehen, werben hiedurch Außer Kraft geſetzt. Namentlich 
werden die Vorſchriften des Lübiſchen Rechts über Beſchränkungen ſowohl bei der 
Beräußerung, ais auch bei der Verpfändung der Erbgüter, in foweit ihnen noch — 
tigkeit zu zuſchreiben ſtände, und über Proteſtationen und Anfechtungen nach Buch V 
tit. VE. art. 1, nicht minder ‘bie Vorſchriften der Wismarſchen Statuten 88. 45 
und A6 wegen Abtretung von Bauplägen, bie bes 8. AO derfelben, foferne darin Die 
Berpfändung von Grundftüden: an Ausmwärfige und bie Beräuherung von Grund⸗ 
ſtücken innerhalb der Stadt an dieſelben unterſagt iſt, endlich Die bes $. 43 derſelben 
wegen des Erforderniſſes, daß eine Verpfändung nur ber dem Nagiftrate gültig ge⸗ 
ſchehen könne, hiedurch aufgehoben. 

S. 59. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit bem 1. Juni 1838 in geſetz⸗ 
liche Kraft. 

Der —— derſelben iſt auf jedes einzelne Grunbſtück jedoch nur von der Zeit 
und in dem Naaße anwendlich, als ſolches die unterm heutigen Datum publicirte 
tranſi itoriſche Verordnung vorſchreibt. F 


Anlage A. 
Gebührentare fn Staptsühfinen 


Vom Enge: ber Publication, ber. Stabtbuchorduung find. für bie in Deaspbet 
berfeiben vorfommenden Geſchäfte nachfolgende Geblihren zu erheben: 
4) Vür die Verlündigung eines jedan Grundſtücks, wenn im ar befielben 
Monats nur eine Berlaffung angemeldet if . 16 $l. 
wenn die Verlaffung en er vertinigt wich, für iner 
berielben. : . re gl. - 
> Für bie Verlaffung zu Stadibuch vom "Werte des Srsubfüde m Procent, 
| in rdtpeilungefällen von Descendenten Ascenbenten umd Ehegatten "/s — 

Einfache Verkündigungs⸗ und Verlaſſungs-⸗Gebühr iſt nur zu er⸗ 
heben, wenn vor dem Normaltage ſucceſſive mehrere Veränderungen 
in der Perfon bes Beſitzers eingetreten Rad, bie nicht im Stable - 
buche verzeichnet worden, und wenn bei einer Veräußerung nad bem- 
Normaltage ber Beſitztitel des Abtretenden durch — be⸗ 

xichtigt wird. 

Der Werth der Grundſtücke wird nach dem Kaufpreiſe, in Erb⸗ 
ſchaftsfüllen nad dem Preiſe, wozu; fie bes, Erbe erſtanden oder an⸗ 
genommen hät, ober. wozu fie. im Teſtamente eingeſetzt find, berechnet. 

In andern Fällen tritt billige Beranfihlagung ein und wenn bie 
Partei. fh dieſe nicht will gefallen laſſen, eine Schätzung durch bes 


‚t 
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eidigte Kunſtverſtãndige, deren Remaneration von > Bl. bis 2 Ss 

. . von. ber: Stadtbuchbehörde beſtimmt wird. ER 
Für Atteſte über Verlaſſ ſungen iſt keine Gebühr zu berechnen. 

3) Für Die Eintragung eines, Poftens in Das Stadtbuch Zr 


a. * jeden hundert Thalern des Capitals > | 12 gl. 
einzutragenden ee Stanfgelbern ober Grhgeidern. 
a aur ..: 8 ß1. 


b. für Eintragungen in die zweite and britte Rubrik welche nicht in 
Geld⸗Erlegniſſen beſtehen, auch ‚für Notirung einer Poftpofition,. 
Berwillfürung de non intabulauda oder Vondliger Dispoſitions⸗ we 

- beicgränkung, fo wie:für deren Tilgung . 16 ßl. 

4) Für die Umſchreibung, eines Poſſens und für Notirung berfeiben. 

unter dem Hypothekenſchein von jeden hunbert sbalem .  ..: 6 

In ben Fällen der Umſchreibung einer Forderung, welche im. J 

Folge mehrfader: im Stadthuche nicht holirter ‚Deränberungen in der 

Perſon des Gläubigers geſchieht, iſt die Gebühr nur für eine jebe 

nad. dem Normaltage eingetretene Beränderung von Be au: 

erlegen. 

5) Zür Tilgung von jeden hundert Shalern ⸗ Aßl. 
6) Für Ausfertigung eines Hypothekenſcheins oder eines fonftigen Scheines A 
unb Atteſtes aus dem Stadibuche bei Pölten von 100 Rthlru. - | 
darüber a er 6 8 HL 
bei Pöſten unter 100 Nihlen. * 4 gl. 
. Für Das Siegel ‚wird feine befonbere Gebühr Gerd, a: 
[p} Bei den sub No. 2, 4, 5, 6 aufgeführten Anfägen find Die Ge⸗ 

bühren für Summen von 50 Rthlrn. und darunter zur Hälfte wahr« 

zunehmen, "für bie Tilgung einer Eintragung zur” zweiten. Rubrik 3 

jedoch minbeftens A 61. 

* Dagegen: werben: bei. höheren Höfen bie Summen, wei mit 

hundert Thaler erreichen, zu voll gerechnte. 

Die Gebühr iſt nur einmal zu erheben, wenn auch 4 Poſten 
auf mehrere Folien eingetragen, umgeſchrieben ober getilgt wird. F 
8) Für die Einſicht des Stadtbuchs, für die Folien jedes Grundſtücks 8 gl. 
Wenn gleichzeitig die Folien mehrerer Orundftüde gingefehen worden, 
ſo find. dafür se wahrzunehmen ee an ae SDR 
I: Für Abſchriften a Bogen; Be 
Für Bidimation derſelben incl. ber. Collation A Bogen’. in 2 $l. 
„Für Abſchriften der Hppothekenſcheine ober. Aneſte, — für 
Roftenverzeichniff e und deren Abfchrift findet Tein Anſatz ſtatt. 
10) Zür jede Infinuation oder mündliche Citation . 4 8l, 
nah dem Abgange ber jehigen Stabidiener nur 2 ßl. and mit ber 

Beſchränkung, daß für jeden vorzunehmenden: Act an Kitationdge-. 

bühren nicht: mehr. als 8 Hl. erhoben werben, wenn. Diefe Gebühr 

nach her Zahl ‚der ‚geladenen Perfonen auf) mehr: betragen ſollte. a. 

11) Für Beglaubigung ber Unterfäriften A s ‚ BÄl..; 
1231 Für Uebertragung der im.:alten Stadtbuch Serzeichneten Eigentpümer, 

auch der Schulopöfte in das neue Stadtbuch wird. Feine Gebühr er⸗ 

legt: Ebenſo wenig für, die in an eu en 

togolle: und. Regiſtratuxen. 2 

13) Allgemeine Befimmnugm: . . 

a. Die Stempelgebübr:ift. in ‚ben. — — Siin sig mit Segen, fe 
wird alſo außer. denſelben wahrgenommen. 

Alle Gebilhren ſind in NZwdr. zu erlegen. 

., Sie müfßen — hen mn und — — Mes 
werben. 
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B. 


Tranſitoriſche Borfärfien zur "eu —* fe: bie Eini Wienar und 
lvmark. 


Fortführung der alten Bücher. Protocollbũcher. Special⸗Acten. 


$. 1. Das alte Stadtbuch wird für bie einzelnen Grundſtücke fo lange fort- 
geführt, bis das Yolium. berfelben iur neuen Stadtbuche eröffnet worden. Sobald 
ſolches gie iſt, wird das Folium im:erfteren durchſtrichen. 

$. 2. Bom 1. Juni 1838 ale dem Normaltage an darf jedoch feine Ver⸗ 
laſſung mehr zum alten Shabtbuche verzeichnet werben, e6 wiag, biefelbe. in Folge einer 
Nichtigftellung . bes Beſitztitels Des bisherigen Inhabers oder in Folge einer einge⸗ 
tretenen Veränderung in der Perfon bes Eigenthümers geſchehen, vielmehr wird in 
einem ſolchen Falle das Solium des Grundſtüds auch nene Eintragungen 

efchloffen. :. > 

a Die Berlaffungen, fowie bemnchſt die neuen Gintragungen - ‚aller Art: geichehen 
nad wie vor zum Protocollbude und find bie dahin, daß das: Folium im neuen 
Stadtbuche eröffnet werben Tan, zu einem "für das Grundſtück anzulegenben befon- 
deren Actenfascikel zu notiren. 

.*g 3. Die Vorfhriften der am heutigen Tage promulgirten Stadtbuch⸗Ordnung 
treten ihrem vollem Umfange. nach für. jedes ein elne Grundſtück erſt alsdann in 
Kraft, wenn: das Folium Bm nach feinem drei Rubriken im nenen Stadkbuche 
eröffnet iſt. 

"Dagegen. finden ſchon vom. Normaltage an auf alle und jede. Drrkaffangen, Ein- 
tragungen, Umjchreiöungen und Zilgungen ſowohl in dem alten Stadtbuche, als in 
ben interimiftifchen Protocollen dußer ben bisherigen Richten bie. 6. 2 big 6, 6. 8 e., 
9, 11 Abſatz 1’ uub:2, 12, 13,15, 16, 17,19 a: b. e. d., 28, 33—43, 45, 
A758 biefer Stabtsud-Dsbnung; fest and in foweit fie — Neue Sefimmen, 
gleichfalls Anwendung. - 

Dingliche Rechte; melde: nicht brreite vor dem Normaltage: crinent geweſen ſind, 
vielmehr erſt nach demſelben durch Eintragung exiſtent werben, ſtehen ungrachtet ber 
ihnen nach dioherigen Rechten etwa BER aUıom ————— an was vor an 
eingetragen worden, unbedingt nach. 


Kr Eröffnung ber Selien ae Stabtbachs. 
6,4 Das Folium des neuen Stabtbuchs teirb für jedes einzelne: Grunbfid 
erft: aldtann eröffnet, wenn ſolches für. alle drei Rubriken deſſelben geſchehen Tamt. 
Es muß ‚mithin ber Befigtitek berichtigt und müflen. Die in die :zweite und in 
bie dritte :Mubsi. gehörendenben: dinglichen Mechte ermittelt und . — ſein, 
— nach vorgängiger. Feſtſtellung a, Erſtigkeitarechte. 


Von ber Berichtigung des Beſitztitelan — 


8. 5. Die z Zuflmibung des Eigenthums im ‚neuen Stadtbuche erfolgt nur auf 
ben zeitigen Inhaber, D. h. auf denjenigen, welcher bisher bie mib.bem Grunbftüde 
verbundenen Eigenthums⸗Laſten getragen und ſich ſonſt in ann öffentlichen, Berie hungen 
als! Eigenthümer bezeigt bat, 

Wenn derſelbe im alten Stadtbuche ſteht, fo wird ‚se in das neue überträgen, 
fonft er. zuvor feinen Beſitztitel richtig fielen. - 
" Bur:.Beridtigang bes Beſitztitels kann ‚jeber Inhaber eines Grundfüde 
— fchreiten. Hat er fein Recht nad dem Normaltage. erworben, ſo it er 
Dazu nah Maaßgabe des g. 5 ber Stabtbuh- Ordnung‘, verbunden, 

1 7.. Der Belistitel wird. für beriähtigt Angenommen. und bie Zuſchwibuag des 
Eigemhun⸗ erfolgt ohne vorgängige a inte au ben Je (6. = wenn 
_ 

9 fein Reit auf: Zuſchreibung des Grundſtius bereite früher hund ein aus⸗ 
drücklich darauf gerichtetes Proclama geſichert hat; 


J 
⸗ 


J 
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b. wenn er das Grunbſtück aus dem Domanio, von ber Stabt-Cämmerei oder 
einer andern ftädtifchen Verwaltung erworben hat; 

e. wenn ihm bas Grundftüd im Eoneurfe zugeſchlagen ift; 

Ein: in vim executionis erfolgter Verkauf. tft für einen Specials 
Concurs zu achten, wenn ans Beranlaffung beffelben öffentliche gerichtliche 
Borladungen an die Gläubiger zu der Rechtsfolge einer privritätsmäßigen 
Bertheilung bes Kaufgeldes ergangen find. 

d. wenn er ben Erwerb des Eigenthums vor bemjenigen, welchem daſſelbe im 
alten Stadtbuche zugefchrieben it, oder von einem folchen, deſſen Beſitztitel 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen sub a. h. ce. berichtigt iſt, in ununter⸗ 
brochener Folge und in gehöriger Rechtsform ableitet. 

In allen hier bemerkten Fällen ſind die etwa reſervirten Eigenthumsrechte von 
Amtewegen zu berückſichtigen und die frühern Inhaber möglichſt zuzuziehen, auch muß 
bie in ber Stadtbuch-Ordnung 8. A vorgeſchriebene Verkündigung ber Verlaſſung 
immer voraufgehen. 

$. 8. Findet keiner dieſer Fälle ſtatt, fo iſt allemal die vorgängige, auf Wiber⸗ 
ſprüche gegen die Zuſchreibung bes Grundſtücks im neuen Stadtbuche gerichtete, Pro-⸗ 
clamation erforderlich. 

Der Inhaber ($. 5) iſt zur Ausbringung ſolcher Proclamata berechtigt, wenn 
er nachweiſet: entweder 

a. feinen eigenen vor ber Publication ber — —— Verordnung 
exiſtent gewordenen Erwerbtitel oder aber 


h. einen ſolchen Erwerbtitel desjenigen, von welchem er ſein, erſt nach jener 
Publication erworbenes, Recht genügend, abzuleiten vermag, ober endlich: 

c. den Ablauf einer dreißigjährigen ununterbrochenen Beſitzzeit. Dem Erben wirb 
ber Befi feines Erblaſſers zu Gute gerechnet. 

Wenn jedoch einem andern, als dem zeitigen Inhaber das Grundftüd im alten 
Stadtbuche zugefihrieben ftebt, fo ift das Proclama nur unter der Bedingung zuläjfig, 
daßſeit dieſer Zuſchreibung dreißig Jahre verfloſſen ſind. 

In den Fällen einer Proclamation bedarf es keiner Verkündigung vor der 
Verlaſſung. 

$. 9. Der Zuſchreibung des Eigenthums ſoll die im Kauf⸗-Contracte etwa ent⸗ 
bhaltene Bedingung, daß bie Berlaffung erft nad Berichtigung des gejammten Kauf- 
gelbes ftatthaben könne, nicht -entgegenftehen. Die verfäuferijchen Nechte werden ihrem 
vollen Umfange nad) durch Intabulation bes rückſtändigen Kaufgeldes auf Koften bes 
Käufers erhalten und geſichert. 

G. 10. Die Orundflüde, welche das Domanium ‚de Stabt und Deren einzelne 
Adminiftrationen, fowie die geitlihen Hebungen als Eigenthum befiten, können ohne - 
Beribtigung des Befiktitels eingetragen, werben, wenn fie feit 30 Jahren nicht mehr 
im Privat⸗Verkehr geweſen find, 


Ermittelung der auf den Grundſtücken haftenden zur mWweiten und dritten 
Rubrik gehörenden Rechte. 


Gemeinſame Vorſchriften für Die Special— Proclamata und für 
das General= Proclama. 


$. 11. Die bis zum Normaltage eniftandenen zur gzmeiten und britten Rubrik 
gehörigen dinglichen Rechte an die einzelnen Grundſtücke werden durch, vom Magiſtrate 
zu erkennende, ſpeeielle Proclamata oder durch ein im Jahr 1842 von demſelben zu 
erlaſſendes Generalproclama ermittelt, Es ſind dieſe Proclamata auf alle in die 
zweite und in bie dritte Rubrik des neuen Stadtbuchs einzutragenden dinglichen 
Rechte (S. 8 und $. 10 ber Stadtbuch⸗ -Orbnung), namentlih auch auf bie Rechte 
Des Obereigenthümers zu richten, wenn eine Erbpacht Ober ein ſonſtiges nutzbares 
Eigenthum (8. 36 ber Stadtbuch⸗Ordnung) ſtatt findet. 

Medi. Geſerſammlung Ik 5 
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Die verſchiedenen Rechte werben in ben Ladungen bezeichnet, Realſervituten da⸗ 
gegen ausdrücklich von der Melbungspfliht ausgenommen, 

$. 12, Die in dem alten Stadtbuch intabulirten Schuldpöfte und andere Eigen- 
thumsbelaftungen find zwar von ber Meldungspflicht nicht auszunehmen, es trifft fie 
jebodh im alle der Nichtanmeldung nur ber im Proclama anzubropende Nachtheil, 
baß auf Antrag des Schuldners ein Mortificationg- Proclama erlaffen werben folle, 
wenn derjelbe an Eibesftatt verfihere, Daß ihm ber Fortbeſtand bes Rechts aus ber 
Eintragung und die Perfon bes Berechtigten unbefannt fei. 

Alle nicht intabulirte Pöfte trifft Dagegen ber Nagthe daß ſie Realrecht an 
das Grundſtück verlieren, 

$. 13. Die bis zum Normaltage beftellten ober gefetzlich exiſtent gewordenen 
Generalhypotheken ergreifen nicht die von dieſem Tage an vom Schuldner eigenthüm⸗ 
lich erworbenen Grundſtücke, es iſt mithin ihre Anmeldung von ſelbſt ausgeſchloſſen. 

Das geſetzliche Pfandrecht gemeiner Stadt und der geiſtlichen Stiftungen fol 
gegen Die Adminiftratoren ſtädtiſchen Vermögens und der geiſtlichen Hebungen bei 
Uebertragung der Grundſtücke in das neue Stadtbuch nur dann geltend gemacht, alſo 
‚ aud) nur dann angemeldet werden, wenn fie mit der Rechnungsablegung im Rückſtande 
find, ober wenn ihnen auferlegt ift, ber Caſſe etwas zu reftituiren oder für ein Re— 
ftituendum Sicherheit zu beftellen. 

Dafjelde gilt von ber Hypothek aus vormunbfchaftliher Verwaltung, menn bie 
Bormünder gehörig Rechnung abgelegt haben und aus ihrer bisherigen Berwaltung 
kein Anſpruch wider fie gebildet ift. 

$. 14. Jedem Eigenthümer eines’ ©runbftäde, weldes ihm im Stadtbuch zu⸗ 
geſchrieben ſteht, ſo mie demjenigen, welcher ein Specialproclama auf Berichtigung 
ſeines Beſitztitels ausbringt, bleibt es frei, einen vom Magiſtrate corroborirten Poften- 
zettel unter denjenigen Creditoren, die dingliche Anſprüche haben, im Umlauf zu ſetzen. 

$. 15. Die zur Regulirung bes neuen Stadtbuchs niederzuſetzende räthliche 
Deputation und die dabei fungirenden Secretarien und Copiiſten find bei ihrem ges 
leifteten oder zu leiftenden Eide auf Verſchwiegenheit vüdjichtlih ber geſchehenen An- 
meldungen verpflichtet, 


2) Befondere Borfhriften für Die Special-Proclamata. 

$. 16. Zur Ausbringung eines Sperial-Proclama ift vom Normaltage an bis 
Sohannis 1842 jeder berechtigt, dem ein Grundſtück in dem alten Stabtbuche vers 
laffen, ſowie berjenige, beffen Befigtitel an $. 7 richtig geftellt ift oder ber zu 
ſolchem Zwecke ein Proclama ausbringt ($. 8 

Eine Verpflichtung dazu tritt nur ein : Folge eines Verkaufs oder einer ſon⸗ 
ſtigen Veräußerung unter Lezbenden nad Publication dieſer Verordnung, ſowie für 
den, welcher ein Proclama auf Widerſprüche gegen die Verlaſſung extrahirt. Ein 
ſolches Proclama iſt mithin allemal auf die zweite und dritte Rubrik zu erftreden. 

JF $. 17. Bor Erkennung eines Specialproclama iſt ein Ertract aus dem alten 
Stadtbuche über Die dem Provocanten gehörenden Gruntftüde beizubringen. Finden 
fih in demſelben Eintragungen, welche er nicht anerkennt, fo fan das Proclama auf 
bie Mortification berfelben erftredt werben, wenn den Erforberniffen ber landesherr- 
lihen Berorbnungen vom 13. April 1835 und 10. Februar 1838 genügt wird, 

$. 18. Die Specialproclamata werben durch Anfclag, auch durtch Dreimalige 
Sinfertion in bie Landes» Inteligenzblätter und in die Wismarfche Zeitung bekannt 
gemacht. 

Zur Erfparung ber Koften find die Proclamata auf Antrag mehrerer Provo- 
eanten, welche ſich im Laufe deſſelben Vierteljahrs melden, zufammenzufaflen, falle 
‚nicht ein befonderes Proclama ausbrüdlich begehrt wird. 

Für folhe Collectivproclamata mit aller Zubehör, alfo für ben Antrag. barauf, 
für ihre Erkennung, die Af⸗ und Refision, Schreiben an Die Intelligenz -Erpebition, 
den Liquidationstermin, für Die Liquidate, den Prächufivbefcheid, deſſen Publication, 
Ausfertigung und Inſinnation werden, in Beirat ber größern Mühe, bie fle verur⸗ 
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ſachen, und des Umſtanbes, daß für die Anmeldungen gegen einzelne Provocanten 
beſondere Anlagen zu dem gemeinſamen Liquidationsprotocolle, auch extractive Aus⸗ 
fertigungen des gemeinſamen Präcluſivbeſcheides erforderlich find, eins für alles zwei 
Thaler. NZwdr. an Gebühren von jedem Ertrabenten zugeſtanden, Der nicht mehr als 
vier Grundflüde gleichzeitig proclamiren läßt. Tür jedes meiler zur Proclamation 
verftellte Grundftüd deſſelben Extrahenten bürfen noch ſechszehn Scillinge wahrge- 
nommen werben. Außerdem find die Abfchriftsgebühren für das Liquidationg-Protocoll 
nebſt —— von jedem Extrahenten beſonders zu bezahlen, ſonſt aber. keine Gebühren 
zu erheben. 

Der Verlag an Porto, Inſertions- und Stempelgebühren wird. auf alle In- 
tereffenten nach Verhältniß ber fle betreffenden gebrudten Zeilen bes Proclams 
vertheilt. 

Sollten fih zu einem Collectivproclama fo wenige Theilnehmer finden, daß bie 
zugeflandene Averſionsſumme nicht fo viel betrüge, als die Gebühr für ein einfaches 
Proclama nad ber normirenben Taxe, fo ift dieſe einfahe Gebühr zu berechnen und 
nach der Zahl der Ertrahenten auf diefelben zu vertheilen, 


3) Befondere Borfhriften für das General-Proclama. 


$. 19. Das General-Proclama ergreift am ſtädtiſche Grundftüde, welche 
nicht früher ſchon fpeciell proclamirt find. 

Es iſt durch dies Proclama die Anmeldung im Laufe des Jahres 1842 vorzu⸗ 
ſchreiben. Mit dem Ablaufe biefer gefehlichen Frift, alſo bes einundbreißigften De- 
cembers 1842, treten bie Rechtsnachtheile des $. 12 von felbft und ohne Erkennung 
eines Prächuftobefcheides ein. 

$. 20. Für jeden einzelnen ftäbtifchen Grundbefiger ift ein eigener Actenfascikel 
anzulegen, welder einen Ertract aus dem alten Stadtbuche ‚über die ihm gehörigen 
Grundftüde enthält und zu welhem bie auf das van eingehenden Anmeldungen 
gelegt werden. 

Die Behörde hat biefe Anmeldungen forgfättig zu prüfen, damit fie zu dem 
richtigen Fascikel ‚gelegt werben. . 

$. 21. Die Liquibationen müfl en unter Angabe des Grundftide unb Fönnen 
ſowobl zur Regiftratur, als fchriftlih geſchehen. Wenn fie im letztern Falle mit 
einem Duplum übergeben werden, fo erhält ber Liquidant daſſelbe nach vorgängiger 
Vergleichung mit der Unterſchrift der Behörde zum Beweiſe der geſchehenen Anmel⸗ 
dung zurück. 

Die Koſten der Anmeldung werden nicht erftattet, fallen vielmehr dem Liqui⸗ 
danten zur Laſt. 

F. 22. Das General⸗Proclama wird vor Oſtern 1842 auf Koſten der Stadt 
erlaſſen und außer der gewöhnlichen Affirion durch bie Wiomarſche Zeitung, die Lan⸗ 
des⸗ Intelligenzblätter, den Hamburger Correſpondenten und eine Berliner Zeitung zu 
drei verſchiedenen Malen von Sure. au — das legte Mal um Michaelis 
1342, belannt gemacht. 


A) Allgemeiner Ausſchluß einer Reſtitution. 


8. 23. Gegen Die in: Folge. von Proclamationen aller Art (8. 8, 11, 17) ein⸗ 
getretenen Rechtsnachtheile findet. überall keine Reſtitution ſtatt. 


Eröffuung ber zweiten Rubrik, 


6. 24. Die.in-bie zweite Rubrik gehörenden Rechte (Stadtbuch⸗Ordnung $. 8) 
werben eingetiagen; ohne daß es einer vorgängigen Feftfiellung ihrer Priorität bebarf. 
Es bewendet vielmehr rückſichtlich dieſer Pölte bei dem bisherigen Rechtszuſtande und 
wird wegen Ihrer Liquidität und ihrer Priorität -foweohl unter fi, als zu ben in bie 
Dritte Aubrif gehörenden Gläubigern. nichts verändert. Sie gehen jedoch allemal ben 
fpäter- esiftent. werdenden. Eigenthumsbeſchränkangen und Belaſtungen vor, 
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Eröffnung ber dritten Rubrilk. 


$. 25. Wenn ein Grundſtück nah dem Normaltage aus bem Eoncurje ($. 7 c.) 
gefauft ift, fo wird dem Käufer nach erfolgter Verlafung das Folium des neuen 
Stadtbuchs ohne Weiteres eröffnet. 

Daffelde gilt von den Fällen, in welchen aus dem alten Stadtbuche und den 
Speridl-Acten ($. 2.), fowie den Proclamationd» Arten überall nichts einzutragen ift. 

In allen andern Fällen muß der Eigenthümer, ehe unb bevor ihm die dritte 
Rubrik zu weitern Intabulationen eröffnet wird, in diefelbe eintragen laffen die aus 
dem alten Stadtbuche und den Sperial-Acten zu übertragenben, nicht minder bie fi 
aus den Proclamations-Acten hervorgebenden Pöfte, in foweit er ſelbige nicht bereits 
gütlich oder rechtlich beſeitigt hat. Wenn jedoch ein Grundſtück aus einem Concurſe 
($. 7 e.) veräußert iſt, fo bedarf es Feiner Tilgung der durch denſelben geſetzlich er⸗ 
Iofchenen frübern Intabulata, mithin auch Feiner Reproduction oder Mortification ber 
Darüber ausgefertigten Hypothefenfcheine, vielmehr genügt die Bemerkung in den ältern 
Büchern zu einem jeden folden Poften, Daß er durch Concurs erloſchen fei. 

Es muß jedoch, wenn die Bücher und Acten der Behörde ſolcherhalb Zweifel 
auffommen Hafen, durch ein Attefl Des Concursgerichts nachgewieſen ſein, daß der 
Erwerber des fraglichen Grundſtücks aus einem Concurſe, von welchem daſſelbe er— 
griffen worden, nicht dergleichen ältere intabulirte Pöſte als Schuld überkommen habe. 
Die Stadtbuch-Behörde kann nach ihrem Ermeſſen ein ſolches Zeugniß ſelbſt erwirken, 
oder die Production deſſelben von dem bie Eröffnung ber dritten Rubrik beantragen- 
den zeitigen Eigenthämer verlangen. 

Es hängt lediglich von Eigenthümer ab, ob und wann er eine ſolche Eintragung 
und dadurch die Eröffnung der dritten Rubrik bewirken will, 

$. 26. Bor Zuläſſi gkeit einer ſolchen Eintragung und als Grundlage derſelben 
muß bie Priorität ber in bag alte Stadtbuch und in Die interimiſtiſchen Protocolle 
eingetragenen, nicht minder derjenigen Pöſte feftgeftellt fein, welche ben Vorzug vor 
oder gleiche Rechte mit den Stadtbuchſchriften nach bisherigen Rechten in Anſpruch 
nehmen möchten. 

Fiür alle übrigen kann der Schuldner die Reihefolge ber Eintragung beſtimmen 
($. 37 ber Stadtbuch⸗Ordnung). 
. FG. 27% Dem Schuldner bleibt unbenommen, bie Liquidität und Priorität 
ſaͤmmtlicher in die dritte Rubrik gehörenden Pöſte außergerichtlich feſtzuſtellen. Wenn 
er der Stadtbuch⸗Behörde genügend darlegt, daß ſolches geſchehen, fo ſind bie einzu⸗ 
reichenden Schulddocumente, falls ſie den geſetzlichen Vorſchriften entſprechen und die 
Legitimation ber auftretenden Perſonen vollſtändig beigebracht iſt, in ber vereinbarten 
Ordnung zu intabuliren. Zur Legitimation genügt die auf Specialproclamata oder 
das Generalproclama erfolgte Präcluſion, wenn Das Anerkenntniß bes Schuldners 
hinzukommt und Tein Anderer biefelbe Korderung ganz oder zum Theil Iiquidirt hat. 
$. 28. Auf Antrag des Schuldners verfucht die Stadtbuch⸗Behörde eine: güt— 
The Vereinbarung zwiſchen bemfelben und ben Glänbigern, fomwie der letztern ımter 
ſich. Sie läßt bieferbalb alle Interefienten vorlaben, mit ber Aufforderung, ihre Ur- 
funden mitzubringen, entwirft bann ein Prioritätsfhema und beſchafft die Eintragung, 
wenn allgemeine gütliche Bereinbarung über bie Liquidität und Priorität erreicht und 
der Legitimationapunct berichtigt iſt, auch die Schulöborumente beigebracht worden. 
Bleibt die Liquibität einzelner Pöſte beftritten, fo Tann bie Eröffnung der britten 
Rubrik nur in bem Falle gefchehen, wenn für die flreitigen Pöſte beflimmte Summen 
gütlih ermittelt und unter Vorbehalt der Rechte des Schuldners, fowie der Rechte 
wiberfprechender Mitgläubiger für ben Ball bes Concurſes eingetragen werben. Cs 
hängt vom Schuldner ab, eine foldhe Eintragung zu erwirlen ober bie Verhältniſſe 
im Wege Rechtens vorher zn ordnen, 

$, 29. Wenn durch die Vermittelung ber Siubtöuch-Bebörbe bie Eröffnung ber 
Dritten Rubrik: nicht zu erreichen ift, fo Tann ber Schuldner darauf antragen, daß 
vom Obergerithte eine rechtliche Entſcheibung darüber erfolge, ob ben angemelbeten 
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Forderungen, in ſoweit darüber Streit obwaltet, überhaupt ein dingliches Recht an 
dem Grundſtücke zuſtehe und nach welcher Priorität bie einzelnen Pöſte zu loriren 
find, Ueber die Liquidität findet feine Verhandlung ftatt, vielmehr kann auf bie Ent- 
ſcheidung des Obergerichts nur angetragen werben, wenn bieferhalb bie im 8. 28 er- 
wähnte Mebereinfunft getroffen . worden. 


Auf Antrag des Schuldners jenbet die Stadtbuch⸗Behörde die erwachſenen Acten 
bem Obergerichte ein, welches Dann einen Termin zur Prioritäts- Deduction und zur 
Production der Driginalien, unter dem ein- für allemal anzubrohenden Nachtheife der 
Präclufion und der Defertion bes Bemeijes für die Prioritätrechte aus den Docu— 
menten, auf 6 Wochen hinaus anſetzt und demnächſt bie Entſcheidung erläßt. 

Diefe Entfcheidung erftredt fih auch über Die Legitimation derer, welche Anmel⸗ 
dungen gemacht haben. 

Eine Actenverſendung findet nur dann ſtatt, wenn IMmRESNGE, intereffirte Parteien 

Darauf anfragen. 
N $. 80. Gegen die Eniſcheidung des Obergerichts findet kein anderes Rechts⸗ 
mittel ſtatt, als das der Appellation an das Dber-Appellationsgericht, dieſes aber 
and) alsdann, wenn die Appellationsfumme nicht vorhanden fein follte, mit Beſchrän⸗ 
kung ber Friſt zur Zuftification und zur Beibringung der Vernehmlaſſung auf vier 
Wochen. Das Obergericht hat die bei ihm verhandelten Acten binnen acht Tagen 
nach geſchehener Juterpoſition der Appellation, ohne deshalb einen SEN au er⸗ 
warten, an das Dber-Appellationsgericht einzuſenden. 

Das letztere erfennt allemal mittel! Deerets, mithin — Termine zur Rotu— 
lation und Anhörung des Erkenntniſſes. Eine Verſendung Ber Acten findet nur ſtatt, 
wenn fie nah Maaßgabe des S. 82 der Ober⸗-Appellationsgerichts⸗Ordnung von 
Amtswegen gefihehen muß. | 

Bei dem Erkenntniſſe des Ober-Appellationsgerichts behält es in Anfehung bes: 
Appellanten Tediglih dag Bewenden, dem Appellaten bleibt aber das. Rechtsmittel: ber 
Reftitulion, mit gleicher Beſchränkung der Friſten zur Juſtifieation und zur Beibrin⸗ 
gung der Exceptionalen wie vorſtehend beſtimmt worden. 

Auch. in der Reſtitutions⸗Inſtanz entſcheidet, wenn Die Acten nicht von Amte= 
wegen verfandt werben müffen, das Ober- Appellationsgericht ſelbſt gleichfalls mittelſt 
Decrets. Dies Erkenntniß tritt für alle Intereſſenten ſogleich in Rechtskraft. 


$. 31. Kür Die im 8. 28 vorgeſchriebene Verhandlung der Stadtbuch-Behörde 
bat diefelbe Feine Gebühren zu erheben, vielmehr nur die Copial- und Dienergebühren. 
für mündliche Ladungen taxmäßig wahrzunehmen. 

Für die Verhandlung beim Obergerihte bat der Eigenthirmer die Gerichtsfoften 
bes Termins zur Prioritäts-Deduction und ber Ladung dazu, fo wie Die Koften Des 
Erfenntniffes, allemal vorfhüffig zu entrichten. Für den Termin wird, nad) bieheri- 
ger Ueblichkeit, beim Obergerichte nur die SProtocollgebühr des Serretairs und bie 
Citationsgebühr, für bag Erfenntniß gewöhnliche Urihelegebühr, wahrgenonmen. 

Sür bie Verhandlung $phi 28 tritt unter den Parteien Fein Koften- Erfah ein; 
im Uebrigen normiren ſolcherhalb allgemeine Rechtsgrundſätze. 

Sn Appellations⸗ und Reftitutionsfällen tragen bie ſtreitenden Theile ihre Koſten 
bis zur rechtäfräftigen Entſcheidung des Ober⸗Appellationsgerichts. 


1220. Von den tranſitoriſchen Beſtimmungen zur zweiten und 
dritten Nubrik des Stadtbuches. 15. April 1839. 


Paul Friederih ıc Wir haben Die tranfiiorifchen Beftimmungen ber Stabt- 
buch ⸗Ordnung vom. 22. December 1829 rüdfichtlih ber zweiten und britten Rubrik 
Des Stabtbuches in weitere. Erwägung gezogen und. verorbnen bieferhalb, im Einver- 
ſtändniſſe mit Unfern getreuen Ständen, wie folgt: 

$. 1. Diejenigen Grundſtücke, welche bereits zur Eröffnung des drikten Rubrik 
proclamirt find, bleiben von ber Aufnahme in bie Zufammenftellung bes. $. 90 gänz- 
lich ausbeſcheiden, wenn ſich bie Spetialproclamata nad ber Verordnung vom 12. 
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November 1835 auf bie vor dem Normaltage (1. Februar 1830) entftanbenen Per⸗ 
fonalfervituten und Eigenthumsbefhränfungen ($. 16, Nr. 3) miterftredt haben. 

Es bewendet wegen biefer Grundftüde lediglich bei bem Inhalte der Proclama- 
tionsacten und alle bis zu jenem Normaltage in bie älteren Stadtpfandbücher einge- 
tragenen Dinglihen Rechte, melde auf das Specialprocama nicht präcludirt find, 
bleiben eben fo von Beftande, ale wenn fie in bie. Zufammenftellung aufgenommen 
oder nad) $. 89 angemelbet wären. 

$& 2. Wenn fih dagegen die Sperialprarlamata auf ‚Derfonalfervituten und 
Eigenthumsbeſchränkungen nicht erftredt haben, jo müſſen dieſe in die Zufammenftellung 
bes $. 90 aufgenommen werden, infoweit fie big zum Normaltage aus den Stadt⸗ 
büchern erfihtlich find, 

‚Die Beflimmung bes $. A im zweiten Abfage kommt auch in biefem Falle zur 

Anwendung wegen ber Perfonalfervituten und Eigentbumsbefchränktungen, welde, un- 
geachtet der beſchränkten Ladung, aus den Prorlamationsacten fpeciell und beſtimmt 
hervorgehen mögten, und wegen ber übrigen in bie britte Rubrik gehörenden Be⸗ 
laftungen bes Eigenthums. 

$. 3. Die Stadtbuchbehörden haben ein genaues Verzeichnig ber ſpeciell zur 
Eröffnung der dritten Rubrik proclamirten Grundſtücke anzufertigen und dies Ver— 
zeichniß, zugleich mit der Zuſammenſtellung, den Intereſſenten zur Einſicht vorzulegen. 

5 4. Nach Johannis 1839 Dürfen Specialproclamata zur Eröffnung der 
dritten Rubrik nicht weiter erlaſſen werden. 

$. 5. Die Einſicht der. Zuſammenſtellung iſt Denen, welche dazu ein Intereſſe 
haben, während der Zeit von Johannis bis Weihnachten 1839 an jedem Sonnabend, 
Nachmittags von 2 bis A Uhr, in allen Städten geftattet, und dafür feine Gebühr 
u erlegen. 
s 6. Die am Schluffe des $. 89 vorgeſchriebene Notirung ber Anmeldungen 
in die älteren Stabtpfandbücher fält hinweg; Dagegen aber | 

$. 7. haben die Stadtbuch⸗Behörden die Veranftaltung zu treffen, daß die An⸗ 
meldungen ber Gläubiger, welche die Zufammenftellung einfehen und ihre Rechte in 
biefelbe gar nicht oder nicht gehörig aufgenommen finden, ſogleich Toftenfrei entweder 
zu einem Protocolle unter fortlaufenden Nummern für jede Forderung oder zu Spe— 
eial>Acten für jedes Grundſtück regiftrirg werden können. 

Wonach ſich ein Jeder, den es angeht, zu richten. Gegeben durch Unſere Re- 
gierung, Schwerin, am 15. April 1839. | 

Paul Friederich. 
—— 
betreffend 
die tranſitoriſchen Beſtimmungen der 


Stadtbuch⸗Ordnung zur zweiten und 
dritten Rubrik des Stadtbuchs. 


1230. Aumeldung der Intabulata ans der Zeit vor 1830. 
S. Juli 1839. 

Da nad Vorſchrift ber Stabtbuh-Drdnung vom 22. December 1829 noch vor 
dem Ablaufe dieſes Jahres bie dinglichen Rechte an ſtädtiſche Grundflüde, welde vor 
bem 1. Februar 1830 in die Stabtpfandbücher eingetragen und nit ſchon ander» 
weitig in gefeßlicher Art falvirt find, bei den Magiftraten angemeldet werben müffen, 
fo werben die Jnhaber folder Rechte, namentlich auch die Berwalter geiftlichen Guts, 
auf bie hieneben abgebrudte besfallfige Anerinnerung aufmerffam gemacht, 
um etwanige Nachtheile Durch gehörige Anmeldung, ſoweit felbige nöthig ift, zu vermeiden. 

Bon ben Orts-Obrigfeiten aber wird erwartet, daß fie ihre hiebei intereffirten 
Untergebenen und Hinterfafien zur Wahrnehmung ihrer echte thunlichſt veranlaflen. 
Den Domanial-Beamten und den Magiftraten follen zu biefem Zwecke einige Exem⸗ 
plare der gedachten Anerinnerung noch ——— zugefertigt werden. 

Schwerin, am 8. Juli 1839. 
Großgerzoglich Medlenburgiſche Laudes⸗Regierung. 
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Anerinnerung 


an die Obtiegenpeiten Derjenigen, welche an ſtädtiſche Grundftüde Anfprüde 

befigen, die vor dem erften Februar 1830 in die älteren Stabtpfanpbücher 

eingetragen find, rüdjichtlich deren gefeglich vorgefchriebener Anmeldung und 
des dabei zu beobachtenden Verfahrens. 


Nah Vorſchrift der Stadtbuchordnung vom 22. Degember 1829 müffen jetzt in 
allen Städten neue Stabtbücher angelegt werden, in welden jedes ſtädtiſche Grund— 
ſtück nad feiner Bezeihnung in ben neu entworfenen Charten und Regiftern eine be- 
fondere Abtheilung, ein Folium, erhält. Dies Folium fol alle, auf dem GOrund— 
flüde beſonders ruhenden Laſten nachweiſen. 

Seit dem 1. Februar 1830 ſind die Eintragungen zu Stadtbuch ſchon unter 
genauer Angabe der für jede Forderung verhafteten Grundſtücke geſchehen und bei 
Einrichtung der neuen Stadtbücher werden dieſe Forderungen, ohne Antrag des 
Gläubigers, berückſichtigett und Übertragen. Die Folien können aber erſt eingerichtet 
werden, wenn vorher genau ermittelt iſt, welche Laſten aus Eintragungen, die vor 
dem 1. Februar 1830 geſchehen find, noch jeht auf den einzelnen Grunbftüden ruben, 
und gleichfalls in bie neuen Bücher Übertragen werden müflen. 

Zu biefer Ermittelung hat bag Geſetz drei Berfilgungen getroffen. Es find nämlich 

1) für einzelne Grundftüde feit dem 1. Februar 1830 von den Magiftraten 
Stabtbuh-Proclamata zur Eröffnung ber dritten Rubrif’ des 
neuen Stadtbuchs erlaffen und alle Anjprüde an dieſe Grundftüde werben, 
ohne Antrag des Gläubigers, nach dem Inhalte der Proclamationd = Acten in 
die neuen Bücher übertragen. Verzeichniſſe der alfo proclamirten Grundftüde 
legen bie Magiftrate öffentih aus, Damit jeder Betheiligte fi durch beren 
Einfiht davon überzeugen Tann, ob einzelne Grundſtücke proclamirt find 
oder nicht. 

Weil aber voraugzufehen war, bag verbältuigmäßig nur wenige Grund- 
ftüce würden proclamirt werben, fo haben 

2) bie Magiftrate die Forderungen aus den alten Stabtpfandblihern ausgezogen 
und in eine Zufammenftellung gebradt, welche vom 1. Januar 1755 bie 
zum 31. Sanuar 1830 eingetragen find und bei melden ſich erfennen ließ, 
Daß fie noch jeht einzelne Grunbftüde ergreifen. Auch dieſe Forderungen wer- 
ben ohne Zuthun der Gläubiger nad dem Inhalte der Zufammenftellung bet 
ber Einrichtung der neuen Stadtbücher berüdfichtiget und übertragen, die Zu— 
ſammenſtellungen aber von Johannis bis Weihnachten 1839 jeden Sonnabend, 
Nachmittags von 2 big A Uhr, für Die Betheiligten öffentlich auf dem Rath- 
hauſe zur Einfiht ausgelegt fein. Die Gläubiger, welche in denſelben ibre Anz 
ſprüche nicht gehörig verzeichnet finden, müſſen aber 

3) vor Ablauf des Jahres 1839 ihre in bie dritte Rubrik des neuen Stadtbuchs 
gehörigen Rechte und Eigenthums-Beſchräukungen ſelbſt anmelden und bei 
dem competenten Magiftrate. genau angeben, welche einzelne Grundſtücke fie in 
Anſpruch nehmen. 

Mit dem 1. Januar 1840 erlöfhen alle dinglichen Rechte aus früherer Ein- 
tragung, Die nicht auf einem ber bier. angegebenen brei Wege gefichert find. 

Die über dieſen Gegenſtand normirenden gefeglihen Vorſchriſten finden ſich in 
ben $$. 87, 89, 90, 91, 92 der Stabtbuh- Ordnung und in ben Verordnungen 
vom 12. November 1835 und 15. April 1839, Zum nähern Berftändnifle der— 
felben wirb auf folgende Puncte befonders aufmerkſam gemadht. 


Borauf ift wiederholt zu bemerken, Daß bier Immer nur bie Rebe iſt 

1) von Grundftüden, bie zum Zwecke ber Einrichtung der neuen ale nicht 
proclamirt find, und 

2) von folden Forderungen, melde vor bem 1. Februar 1830 in bie Stabtpfand- 
bücher eingetragen find, alſo es von ſolchen, welde fpäter ober gar nicht 
eingetragen find, 
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Es entſcheidet hiebei aber das Datum der erſten Eintragung dergeſtalt, daß eine 
ſpäter vielleicht vorgekommene Umſchreibung oder Anerkennung in den Protocollbüchern 
son ber Meldungspflicht nicht befreiet. 

Es find nun 

J. folgende Arten von eingetragenen Rechten, welche angemelbet werben 
müſſen: 

a. Eigenthumsbeſchränkungen. 

Darunter verſteht man ſolche Rechte, welche den Eigenthümer in ſeiner Be— 
fugniß zur freien Verfügung über ein Grundſtück in der Art beſchränken, daß 
er es gar nicht oder nur unter gewiſſen Bedingungen einem Andern zum Eigen⸗ 
thum überlaſſen, daß er es nicht verſchulden oder mit andern Par nicht be= 
ſchweren darf; daß er ſich den Rückkauf gefallen laſſen muß u. f. w 

b. Die ſogenaunten Perſonalſervituten, nämlich ſolche dingliche Rechte auf 
bie Nutzung eines Grundſtücks, welche beſtimmten Perſonen zuſtehen, z. B. das 
Recht ein Haus ganz oder einen Theil deſſelben zu bewohnen, ein Ackerſtück zu 
benugen u. ſ. w. 

c. &3 fommt aber auch vor, Daß einzelnen Derfonen, gewöhnlich für ihre Lebens⸗ 
zeit, eine in beſtimmten Terminen zu zahlende Rente an Gelb oder Natu- 
ralien zugefichert und biefe Hebung zu Stadtbuch eingetragen if. 

Die meiften Fälle, in welden bie Anmeldung gefchehen muß, bilden jeboch 

d. die eigentlichen Capital-Forderungen. 

Degen aller diefer, vor dem 1. Februar 1830 in Die Stabtpfandbücer bereits 
eingetragenen Rechte macht es feinen Unterſchied, ob fie aus einer Anleihe des gegen- 
wärtigen Eigenthümers eines Grundftüde, oder überhaupt aus feiner Einräumung und 
Ausftellung entftanden find, oder ob fie aus ber Zeit früherer Eigenthümer herrühren. 
Ebenfo müſſen die Forderungsrechte angemeldet werden, welche beim Berlaufe ober 
für Erbgelder vorbehalten, oder Durd gerichtliche Erkenntniſſe (Adjudicate) wegen 
Schulden der Eigenthümer sugefprochen find. 

Es gehören hierher namentlich auch antichretifche Pfanbrechte, vermöge welcher 
dem Gläubiger, ftatt ber Zinfen für eine Gapitalforberung, bie Benutzung eines 
Grundſtücks pfandweiſe zufteht 

Dagegen 

Il. bedarf es Feiner Anmeldung 

a. der Realſervituten, nämlich ſolcher Berechtigungen, vermöge welcher ber Eigen⸗ 
thümer eines Grundſtücks von dem Eigenthümer eines benachbarten Grundſtüds 
beſtimmte Rechtsübungen leiden muß, oder ſelbſt ein, ſonſt im Eigenthume lie— 
gendes Recht nicht ausüben darf, z. B. das Recht eines Waſſerlaufs oder 
Tropfenfalls, die Verpflichtung nicht höher zu bauen u. ſ. w.; 

b. der Dienſtbarkeiten, welche den jedesmaligen Eigenthümer eines Grundſtücks zu 
perfönlihen Leiftungen gegen Die Eigenthümer anderer Grundftüde verpflichten, 
3. B. eine Hofbefriedigung zu erhalten, imgleichen 

ce. des Canons, der Grundheuer und, ähnlicher Abgaben, fie mögen an Privat- 
perjonen oder an öffentlihe Caſſen bezahlt werden, 

Wegen biefer unter a., b., c. erwähnten Anrechte an Grunbftüde fol es, wenn 
fie vor dem 1. Februar 1830 entitanden find, bei dem bisherigen Rechte bleiben und 
zwar ohne Unterſchied, ob fie in ben alten Stadtpfandbüchern verzeichnet ſtehen oder 
nicht, es iſt mithin wegen derſelben gar nichts zu thun. 

III. Wegen der ſchon im Eingange erwähnten Zuſammenſtellungen iſt noch Fol⸗ 
gendes zu bemerken. 

Dieſe Auszüge aus den alten Stadtpfandbüchern geben 

1) nur Forderungen an, bie vom 1. Sannar 1755 bis zum 31. Januar 1830 
in Die Stabipfandbücher eingetragen find und noch gegenwärtig fläbtifche Grund⸗ 
ftüde ergreifen. Hieraus folgt denn ſchon, bag bie vor bem 1. Sanuar 1755 
eingetragenen Pöfte nothwendig angemeldet werben müffen, wenn je wicht ihre 
Rechte an die Grunbdflüde verlieren follen. 
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2) Nach der Einrichtung ber alten Stabtpfanbbücher, nach ber oft mangelhaften 
Bezeichnung ber Orunbflüde in benfelben und ‚wegen ber indeß vorgekommenen 
Beränderungen Zönnen ferner bie Zufammenftellungen nicht als vollſtändige 
Nachweiſung der vom 1.: Sannar 1755 bis zum 31. Jannar 1830 eingetra= 
genen Rechte an beitimmte Grundſtücke betrachtet werden, vielmehr bleibt es, 
auch bei der forgfältigften Behandlung, möglih, Daß manche Irrthümer und 
Berwechfelungen vorgefommen find. Das Geſezt fpricht deshalb Die Magiftrate 
von der Verautwortlichkeit für bie Richtigleit und Vollſtändigkeit der Zuſam— 
menſtellungen frei und überläßt es einem Jeden, dieſelben einzuſehen und ſeine 
Rechte nöthigenfalls durch Anmeldung zu fichern. 

3) Jeder Inhaber einer vor dem 1. Februar 1830 in das Stabtbuch eingetra- 
genen Forderung ober eines ber oben unter 1. befepriebenen Rechte, wird bem- 
nad; wohlthun, wenn er fi mit feinen Papieren, wie bemerft, an einem 
Sonnabend Nachmittags. von 2 bis A Uhr auf das Rathhaus beglebt und in 
‚ber Zufammenftellung nachfieht, oder fih von den anwefenden Officianten fagen 
läßt, was fie über feine Forderung enthält. Findet er, daß fein Capital ober 
fein fonftiger Anſpruch übereinftimmend. mit feinen Papieren aufgeführt und daß 
ſolches bei allen ihm verhafteten Grundſtücken gefehehen ift, fo hat er bieferpalb 
nichts weiter zu thun. 

4) Wenn ſich bagegen ergiebt, daß entweber feine Rechte gar nicht oder nicht 
richtig verzeichnet, ober bag fie nicht bei allen ibm verhafteten Grundſtücken 
richtig aufgeführt find, fo ſteht es bem Gläubiger frei, die zu Diefem Geſchäfte 
anweſende Perfon darum zu erfuchen, daß bie von ihm bemerften Auslaffungen 
ober Abweichungen fofort regiftrirt werden. Will ber Gläubiger feine Anmel- 
Dung aber nicht fogleich nieberfihreiben laffen, ober ift er wirklich nicht im 
Stande, die Grundflüde, auf welche er ein Hecht zu haben glaubt, auf ber 
Stelle fo genau anzugeben, wie es nothwendig if, fo Tann er feine Rechte 
ſchriftlich, wiewohl auf. feine Koiten, bei dem Magiftrat anmelden oder ſich 
fpäter zu ber angegebenen Zeit wieder auf das Rathhaus verfügen und .um 
bie Regiftrirung bitten, welche ibm, eben fo mie bie Einfiht Teine Koften - 
verurſacht. 

5) Steht es den Gläubigern zwar frei, ihre Anſprüche, ohne vorherige Einſicht 
der Zuſammenſtellung, ſchriftlich bei dem Magiſtrate anzumelden, ſo iſt dies 
Doch keineswegs zu empfehlen, ba bie Gläubiger meiſtentheils die Grundſtücke 
nad) ihrer gegenwärtigen Nummer’ nicht fiher, mie es gefchehen muß, werben 
bezeichnen können, eine Prüfung ſolcher Anmeldungen aber zur Zeit nicht ſtatt⸗ 
findet, mithin eine unrichtige Angabe den Berlaft des Rechto zur Folge haben Tann. 

IV. Später als am 31. December 1839 werben keine Anmeldungen mehr an- 
genommen, ohne Nüdfiht auf die Perfonen, welche dadurch leiden, und ohne Rüchkſicht 
auf bie Umftände, welde etwa die gehörige Anmeldung verhindert haben, | 

Die Anſprüche auf Orunbftüde, welde hätten angemeldet werben. müſſen und 
nicht angemeldet find, gehen mit dem Mblaufe des Jahres 1839 verloren, wenn auch 
bie berechtigten. Perfonen Berfchreibungen und Eintragungs=- Attefle — ur 
ſchriften — in Dänden haben. Schwerin, ‚am 8. Juli 1838. 


1231. Snftruction der Stadtbuchbehörben. 6. April 41840. 

Paul Srieberih 1. Zur Vervolfländigung der Stadtbuchordnung vom 22, 
December 1829 haben Wir, im Einverflänbniffe mit Unſern getreuen Ständen, bie 
nachſtehende Inſtruction für die Stadtbuch⸗Behörden zur Einrichtung und Führung der 
Stadtbücher, Protocollbücher und Acten entwerfen lafien, publiciren dieſelbe hiemittelſt 
zur genaueſten Befolgung und beſtimmen zugleich: 

1) daß die. ſchon bisher von einzelnen Stadtbhuch⸗ Behörben getroffenen Einrichtun⸗ 
gen für dem Gefchäftsbetrieb ober zur Führung Der neuen Stadtbücher bei Be- 
ſtaud bleiben follen, fo wert fie im Weſentlichen ber Stabtbuchordnung unb 
dem Zwede berfelben entfprechen. Wir befeblen demnach allen Behörden, bei 
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welchen dergleichen Einrichtungen beſtehen, darüber binnen zwei Monaten, 
zum Zwecke weiterer Prüfung und Beflimanng, an Unſere Regierung zu 
berichten. 
2). Sonflige Abweichungen von ben allgemeinen Borfchriften ber Iuftruction bleiben, 
wenn ber Zweck bes Inſtituts der Stadtbuch⸗Einrichtung nur gehörig gefichert 
worden, auf motivirten Antrag einzelner Behörden, mit Genehmigung Unferer 
Regierung zuläffig. 

N 3) Auf diejenigen Städte, in welden nad 8. 2 ber Stabtbuchortnung befonbere 
Bücher für die einzelnen Grumdſtücke angelegt werden, finden Die auf bie Form 
der neuen Stabtbücher bezüglichen Borfhriften der Inſtruction Teine Anwendung, 

. vielmehr ergebet bieferbalb, auf ben Vortrag der einzelnen Behörden, fperielle 

Berfügung. 

Endlich wird bie an die Magifräte befonbers ergangme. Circular⸗Verordnung 
yom 11. Sanuar 1836, nad jetzt erfolgter weiterer Beſtimmung über den Inhalt 
berfelben, hiemit außer Wirkfamfeit geſetzt. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 6. April 1840. 

Daul Friederich. | 
Verorbnung, 


betreffend die Inftruction der Stadtbuch⸗ 
Behörden zus Einrichtung und Führung 
ber Stadtbücher, Protocollbücher und Acten. 


Inſtruction für die Stadtbuch-Behörden zur Einrichtung und Führung Der 
Stadtbücher, Protocollbücher und Acten, 


I. Formelle 1) Bei Abtheilung bes Stadtbuchs in verſchiedene Bände find 150 bis 200 


Bo ar a Bogen’ auf einen Band zu nehmen. 
ber Stadt 2) Jeder Band erhält en Titelblatt, meldes ihn als Theil bes Stadtbuchs 
bücher. bezeichnet und bie Grundftüde nach ihrer Haupt» und Unterabtheilung, 

. auch nad ihrer Nummer angiebt, fiir bie er beftimmt it. Ferner ift der 


’ Tag ber formellen Einrichtung anzuführen, fo mie bas Titelblatt von ben 
Mitglicbern ber Behörde zu unterfhreiben und mit bem Stabtfiegel zu 
beglaubigen. 

3) Für jedes Grundflüd find wenigftens vier Seiten zu beftimmen, nad 

Maaßgabe feiner Größe und feines Werths aber deren mehrere, damit es 
für die dritte Rubrik niht an Raum fehle. Zu biefem Zmede hat die 
Behörde, vor Beſtimmung der Zahl und Größe der ‚einzelnen Bände, Das 
Grundregifter durchzugehen und bie Grundſtücke zu verzeichnen, für welde 
mehr als zwei Blätter and wie viele ——— eingerichtet werden ſollen. 

Hiebei ift auch 

H zu berückſichtigen, daß am Ende jeden Bandes eine Anzahl von Blättern 
frei bleiben muß, um auf dieſelben transportiren zu können, wenn eine 

Theilung der Grundſtücke eintritt oder einzelne Folien vollgeſchrieben ſind. 

5) Nachdem alſo beſtimmt worden, welche Grundſtücke in jeden Band einge- 
tragen werden ſollen, iſt derſelbe ganz zu paginiren und, mit Ausnahme 
der Supplement⸗Blätter, jede Seite mit der Ueberſchrift zu verſehen, welche 
angiebt, für welches Grunb ſtück und für welche Rubrik fie beſtimmt iſt. 

6) Alle Seiten erhalten an einer in die Angen fallenden Stelle bie groß zu 
as Nummer bes Grundſtücks, welches fie betreffen und werben nad) 
den verfihtedenen Rubriken in angemeffene Spalten abgetheilt, von welchen 
bie erfte für die fortlaufende Nummer, die legte aber für Bemerkungen 

| eingerichtet wird. 

7) Die erſte für ein Grundſtück beſtimmte Seite (die linfe bes aufgefchlagenen 
Bus) muß eine genligende Bezeichnung deſſelben nad feiner Qualität, 
Tage x, ale ———— Fa Unter biefe Baeiaen wisd gefebt: 

A. Erſte Rubrik. 
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8) Die nächſtfolgende Seite ift für bie zweite Rubrik beſtimmt; fie bedarf als Ueber⸗ 

ſchriſt nur ber. Nummer bes Grundſtücks und unter biefer Der Bezeichnung: 
B. Zweite Rubrif. 

9) Die übrigen, für die dritte Rubrik beſtimmten, Seiten erhalten biefelbe 

Ueberſchrift, wie die zweite Rubrik, und es wird Darunter gefeht: 
C. Dritte Rubrik. 

Diefe Rubrif erfordert eine Spalte für bie einzutragenden Gapital-Summen 

nach Thalern und Schillingen. 

10) Es muß biefe Einrichtung menigitens für einen Banb bes Stadtbuchs 
vollendet und das ſanctionirende Titelblatt vorhanden ſein, ehe bie in ei- 
nen ſolchen Baud gehörigen Folien für einzelne Grunbflüde eröffnet werben. 

11) Zu dem Stabtsadhe ift ein Regifter in alphabetifcher Ordnung zu führen, 
aus welchem Name und Stand ber Eigenthiimer und ihre nad den Num= 
mern anzugebenden Grunbftüde zu erjeben find. Die ‘abgehenden Nummern 
werden jo durchſtrichen, bag fie noch Ieferlich bleiben; bei Zheilungen find 
die Nummern nur zu unterſtreichen. 

12) Rah formeller Einrichtung bes neuen Stabtbuchs oder einzelner Bände 
deſſelben, find 
a. von Amtswegen bie nad und nad aus ben alten Stabtblichern unb aus 

den Stabtverlaßblichern erfihtlihen Eigenthümer in bie erſte Rubrik zu 
übertragen, ohne Rüdfiht darauf, ob für das Grnndſtück die Dritte 
Rubrik bereits eröffnet werben Tann, oder ob für bafjelbe die alten 
Bücher und interimiftifchen Protocollbücher noch fortgeflihrt werden müſſen. 

b. Dagegen erfolgt durch eine ſolche Eröffnung ber erflen Rubrik zugleich 
bie der zweiten. Neu entftebende Eigenthums⸗Belaſtungen und De- 
föhränfungen müſſen in lehtere eingetragen werben; ihre Eintragung in 
das interimiſtiſche Protocollbuch genügt nicht, 

Draſſelbe gilt von ben, bereits vor dem Normaltage exiſtent ge- 
worbenen, Eigenthums⸗Beſchraͤnkungen und Belaſtungen, wenn ihre Ein⸗ 
tragung beantragt wird. 

e. Die nad dem Normaltage eriftent geworbenen Nealfervituten und Ei⸗ 
genthums » Bejchränkungen find von Amtswegen nicht bloß aus bem in- 
terimiftifchen Protocollbuche, fondern auch aus ben ſolcherhalb etwa 
fortgeführten ältern Büchern, befonbers aus den Berlaffungs-Protocollen, 
in Die zweite Rubrik zu Übertragen. 

13 Für alle und jede Einträge zu ſämmtlichen Rubeifen — mithin nit bloß 
für neue Eintragungen, fondern auch für Umſchreibungen, Tilgungen, Ber- 
willkührungen de.non intabulando u. f. m... — gelten bie nachſtehenden 
Vorſchriften: 

a. Jeder Eintrag beginnt im Contexte mit Angabe bes Jahres, Monats 
und Zageo. und ſchließt mit dem Allegate einer beſtiumten Stelle ber 
ältern Stadtbücher ober der neuen Protocollbücher, ober endlich einer 
Nummer ber Stadtbuchacten, wodurch er begründet und gerechtfertiget 
wird. Die Protocollbücher werben in ber Art angezogen, daß man ben 
Band mit einer römiſchen, die Seite mit einer arabifchen Zahl bezeichnet. 

b. Ein Eintrag ‘in das Stabtbuch ‘darf nie anders, als vor befehter Be- 
börbe geicheben, und muß mändeftens von zweien Mitgliedern berfelben, 
oder von einem Mitgliede und dem Stadtferretatr unterſchrieben werben. 

e. JR etwas zu .corrigiren ober auszuftreidhen, jo muß ſolches burch eine 
eben fo unterſchriebene Ranbbemerkung juftificirt werben. Das Radiren 
und Zmifchenfchreiben iſt durchaus unzuläſſig. 

d. Jeder Eintrag wird durch eiae Queerlinie von dem folgenden getrennt. 

e. Wenn eine Rubrik vollgeſchrieben iſt, fo barf_zur Fortſetzung derſelben 
bes entbehrliche Raum einer andern. Rubrik nicht benutzt werden, viel⸗ 
mehr dienen dazu die Supplementblätter. J 


II. Officielles 
Verfahren 
nach formeller 
Einrichtung 
des neuen 
Stadtbuchs. 


III. Vorſchrif⸗ 
ten für Ein: 
träge aller 
Art in bie 

neuen Stadt⸗ 

bücher. 
A. $üralle 
drei Rubriken. 


B. Für die 


einzelnen Rus 


briten. 
a. Für die 
erfte 


b. Für bie 
zweite Rubrik- 


c. Für bie 
dritte Rubrik, 
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14) Die Zuſchreibung des Eigenthums (Verlaſſung) geſchieht in der Art, daß 
im Contexte angegeben wird: Vor⸗ und Familien⸗Rame, Stand ober Ge⸗ 
werbe des Eigenthümers, fo wie mehrerer Erben ober ſonſtiger Mit⸗Eigen⸗ 
thümer, bei Auswärtigen auch der Wohnort. 

Die Spalte für Bemerfungen bleibt frei für befondere Vorkommenheiten. 

15) Bei Theilung eines Grunbftüds behalten bie verſchiedenen Theile die Num- 
‚mer befielben, fie werben aber durch Beifügung eines Buchſtaben unter- 
fchieben. Für die erfte Parcele Tann bag bisherige Holium des Stabt- 
buchs fortgeführt werden; wenn bies aber nicht zweckmäßig erfcheint, fo 
find für Diefelbe, fo wie allemal für Die übrigen Parcelen bejondere Folien 
anzulegen, zu welchen von einem anf bie andern hinzuweiſen if. 

16) Jede neue ober ans den. älteren Stadtbüchern ai Eintragung 
erhält: Zr 
a. eine römiſche Nummer. 

b. Bei Eintragung ber Nealfersituten ift im Contexte das berechtigte 
Grundſtück genau und nach feiner Bezeichnung im Stadtbuche, ſo wie 
demnächſt die Servitut ſelbſt kurz, aber beſtimmt anzugeben, fo weit Dies 
mit Rückſicht auf Raum⸗Erſparung geſchehen kann; ſonſt aber auf das 
Protocollbuch oder auf Specialacten Bezug zu nehmen. 

e. Für Zehnten, Grundheuer, Canon x. bedarf es ber Angabe des Bes 
reihtigten, fo wie des. zu Leiſtenden — Art, Maaß, Geldbetrag, 
Münzforte und Zahlungstag. 

d. Zu ten bier einzutragenben Beſchränkungen des ı Eigentbunts gehören 
namentlih Die Verwillkührungen bes ———— nichts eintragen 

laſſen zu wollen. 

17) Wird eine Eintragung ſpäterhin abgeänbert, fo it bies im Contexte anzu⸗ 
führen, und dabei in der Spalte für die fortlaufende Nummer bie rümi- 
ſche Zahl. zu wiederholen, unter- weldher ber Poſten eingetragen fteht; ber 
römischen Zahl iſt aber eine arabiſche hinzuzufügen, welde fir Die Modi— 
ficationen eines und befjelben Poftens fortläuft und eben der Eintragung, 
in ber Spalte für Bemerkungen das Wort „Getilgt“ mit dem Allegat Des 
Protocollbuchs oder der Aeten zu jehen. 

Sn der dritten Rubrif erhält 

18) jebe aus ben ältern : Stabtpfaubbüchern ober interimiftifihen Protocoll- 
büchern übertragene, fo wie jede neue Sntabulation: 

a. eine römische Nummer, Diefe wirb bei Veränderungen, welche mit dem 
Poften vorgeben, 3. B. Umfhreibungen, Tilgungen, wie in ber zweiten 
Rubrik, wiederholt, und berjelben eine arabiſche Zahl, als: fortlaufende 
Nebennummer, hinzugefügt (MH! 19, letztere auch in der Spalte flir Be- 
merkungen neben: ber Eintragung notirt. 

Nach erfolgter Tilgung aller früheren Poſte wird mit einer neuen 
Zahlenreihe angefangen. 

b. Im Eonterte iſt anzugeben: Name, Stand ober Gewerbe und Wohnort 
bes Gläubiger, der Betrag der Fordernng und ber Zinsfuß, beibes 
mit Buchſtaben, Dagegen 

e. in den für bie Geldſummen beſtimmten Spalten neben ber Eintragung: 
die Münzforte und unter berfelben der Capitalbetrag in Zahlen. 

d. Sol die Reihefolge die Priorität nicht beſtimmen, fo if Dies und wie 
bie Priorität beftimmt worden, bei jebem dabei betheiligten. Poften in 
die Spalte für Bemerkungen einzutragen. 

19) Sn eben biefer Spalte für Bemerkungen müſſen die mitverpfänbelen Grund⸗ 
ſtüle nach ihrer Nummer und Bezeichnung ber Ubtheilung, zu welcher fie 


Ri gehören, aufgeführt merben. 


‚Auf bie Folien biefer mitverpfänbeten Grunditüde find im ae 
nur einzutragen Die Worte: 
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 „mitoerhaftet für bie, Banb error Seite ....., Nr. — 
„intabulirten .....! Kthlr.“ 
Dann. if bag Eapital mit Zablew in bie bafür beſtimmte Spalte zu ſetzen. 
Die mit einem ſolchen Poſten bis zur Tilgung eintretenden Verände⸗ 
rungen ſind nur auf dem Folio zu bemerlen, au. welchem bie. voßftändige 
Eintragung geſchehen ift. 
20) Für ven Fall eines Gütercompleres wirb. nur bie Angabe Diefes Verhältniſſes, 
mit Bermeifung auf Dad zu ben Srntragungen: ———— Folium, in den 
Context eingetragen. 

21) Bel einer Poſtpoſition wird im Contert bie Uebereinkunft mit möglichfter 
Kürze, jedoch genau angegeben, und in ber Spalte für vu zu 
jebem Dabei intereffirenden Posten hierauf verwieſen. 

Die Tilgung geſchieht in der Art, daß neben der Eintragung in Die Spa 

. für Bemerkungen geſetzt wird: | 
EGetilgt“ oder „hievon getilgt .... . Rthlr.“ 
mit dem Allegat des Protocollbuchs ober ber Acten. Bei gänzlicher Til⸗ 
gung iſt die Tapitalſumme fo zu durchſtreichen, daß ſie Ieferlich bleibt, bei 
theilweifer Tilgung aber nur zu unterſtreichen. 

23) Bei allen übrigen Veränderungen, die mit einem intabulirten Poften vor⸗ 

gehen, z. B. Umſchreibungen, Theilungen, Vermerkungen, iſt im Contexte 
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bie urſprüngliche Intabulation nad ihrer römiſchen Nummer und ber Ca- 
pitalbetrag in Zahlen anzugeben. — Die Spalte für die Capitalfummen 


wird aber nicht ausgefüllt, vielmehr -gefchiebt ſolches nur bei übertragenen 
oder neuen Sintabulationen. 


24) Eine Umſchreibung muf äußerbem den Nanten, Stand und Wohnort des 


neuen Inhabers enthalten, und in die Spalte für Bemerkungen iſt bei der 
Intabulation zu ſetzen: „Umgeſchrieben“, unter Anführung der zutreffenden 
arabiſchen Nebennummer. 
25) Für mündliche Verhandlungen zur zweiten und dritten Rubrik iſt, außer 
“und neben dem fortzuführenden Stadtverlaßbuche, von allen Stabibuchbe⸗ 


IV. Protocoll⸗ 
er. 


börben, bie nicht Specialacten über ſämmtliche Grundſtücke halten, ein - 


Protocolbud in chronologiſcher Ordnung vor befehter Behörde zu führen; 
eines befonderen Stabtverlaßbuches bedarf es aber nicht, wenn das Proto⸗ 
collbuch zur gleihmäßigen Benugung für alle drei Rubrifen beſtimmt wird. 

Somohl für die Stabtverlaßbücer, als auch für dieſe Protocollbücher 
gelten nachſtehende Vorſchriften. 

26) Dieſe Bücher ſind ſogleich bei ihrer Anlegung ganz zu paginiren, es darf 
nirgend ein Blatt eingelegt werben, ſie dürfen Feine leere Zwiſcheuräume 
enthalten, vielmehr müſſen die einzelnen’ Protocolle in ununterbrochener 
Reihe auf einander folgen. 

Sie erhalten ein ihre Beſtimmung andeutendes Titelblatt und eine 
römiſche Zahl zur Bezeichnung. 

27) Die Protocolle ſind 
a. am Schluſſe, nad) Bemerkung: bee erfolgten Borlefung unb Oruchmigung, 

von den anweſenden Mitgliedern ber Behörde zu unterfähreiben, und 
h. unter denfelben die Gebühren demnächſt zu fpecificiren, wenn darüber 
keingbeſondere Reygiſter geführt werbenz)‘ 
e. Die: vorlommenden Geldſummen, auch ber Zinsfuß And mit Buchſtaben 
zu ſchreiben; 
d. wegen ber Correcturen zc. gilt bie Vorſchrift unter 18. e. 

28): Solche Anträge, welche überhaupt nicht, “oder doch zur Zeit noch nicht be= 

gründet erſcheinen, find .nur auf ausdrückliches Verlangen ber Intereſſenten, 
öder wenn bie Behörde es zu ihrer Erinnerung ‚ober Rechtfertigung. nöthig 

findet, zu protorolliren; ſonſt ‚aber find ben Comparenten nur. mänblich Die 
entgegenftebenden -Dinberniffe bekannt zu machen. Im Balle:ber Gewäh- 





V. Stadtbuch⸗ 


Acten. 
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rung bed Antrages genügt Die Bemerkung in dem Wrotocolle, Daß bie 
Eintragung, Umſchreibung ꝛc. geſchehen ſei ober geſchehen jolle. 

Ohne Nothwendigkeit iſt ein ſchriftliches Verfahren nicht einzuleiten, 

29) Der Stadtbuchbehörde iſt es unbenommen, Verabredungen der Intereſſenten, 
weiche dem Acte im Stabtbucde zur Grundlage dienen, in das darüber 
abzuhaltende Protocol mit aufzunehmen; eine Abſchrift deſſelben gilt in 
ſolchem Falle für Die, dem Hypothekenſcheine anzubeftende Urkunde. 

Es kann jedoch eine ſolche Mühmwaltung wicht als Pflicht ber Behörde 
in Anſpruch genommen werden, auch darf kein ausſchließliches Recht dritter 
Perſonen auf Anfertigung ber nn ober ei baburdh beein- 
trädhtiget werben. 

30) Ein nad) dem Inhalte bes Protocole zu beſchaffender Eintrag muß der 
Regel nach ſofort, bei eintretender Behinderung aber doch bald möglichſt 
geſchehen; ebenſo muß bei —— Verlaſſungen das Regiſter ver⸗ 
vollſtändiget werden. 

31) Die zu den Protocollen übergebenen Urkunden, welche in Ur- ober Abſchrift 

zurüddehalten werden müflen, fo wie etwanige Concepte ungewöhnlicher 

Ausfertigungen, find in ben Protocollen nad) ihrer Nummer zu allegiren 

und bilden entweder als Anlagen bes Protocollbuchs beſondere Actenfascikel, 

oder ſie werden 

zu den, neben dieſem Protocollbuche anzulegenden, gleichfalls in chronologi⸗ 

ſcher Ordnung zu führenden, mit Nummern und Deſignationen zu ver 

fehenden Stattbuh-Acten gelegt. Auf dem Umſchlage find die Jahre, in 
welchen dieſe Acten gefammelt worden, die Zahl ber darın enthaltenen 
Nummern, fo wie die Nummer bed Fascikels anzugeben. 

Den Behörden bleibt es unbenommen, demnädft eine Separation biefer 

Acten vorzunehmen und Special= Arten. für einzelne Grundſtücke zu bilden. 
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33) Zu den Stadtbuch-Acten gehören: 


a. die von den Regiftrirenden allein aufgenommenen Regiftraturen, welche 

mithin nicht in das Protocolbud kommen Dürfen, 

b. alle fhriftlihen Vorträge Betheiligter, oder fonft eingehende Etüde, Re 
quiſitionsſchreiben u. |. w. 

34) Es fteht zum Ermeffen der Behörde, auf dergleichen Actenſtücke, wenn ſie 
irgend einen Eintrag in das Stadtbuch veranlaſſen oder begründen, 
entweder 
a. im Protocollbuche mit Bezug auf die Actennummer zu regiſtriren, daß 

auf letztere der Eintrag hefchehen, ober _ 
b. einen ſolchen Eintrag mittelft, nicht beſonders ausgufertigenben, Decretö 
zu verfügen. 
Sn letzterem Falle unter dem Actenſtücke die Gebühren zu ſpecificiren, 
falls darüber Feine bejondere Regifter geführt werben. 

35) Die tpunlichfte Vermeidung ber Cinleitung ober Fortführung ſchriftlicher 

Verhandlungen erfordert auch hier ganz beſondere Berüchſichtigung, weshalb 
namentlid in geeigneten Fällen bie Anſage ber Intereſſenten zur Verneh⸗ 
mung vor befeßter Behörde zu verfügen if. , 

36) Die Vorſchriften ber Stadtbuchordnung wegen Beglaubigung unbefannter 
Handſchriften und wegen ber erforberlihen Special⸗Vollmachten find allent- 
balben zu beachten. 

Die oben Nr. 33 a. erwähnten Regiftraturen genügen ar, wenn 
fie von einem Mitgliede der Behörde, vom GStabtjerretair ober von be- 
ſonders auf das Protocolliren oder Regiſtriren beeibigten Perſonen auf- 
genommen fin und bie Bemerkung enthalten, bag fie ben Beteiligten 
oorgelefen, von ihnen genehmigt und von tbenfelben eigenhändig unter- 
fhrieben, mindeſtens bebantzeichuet worben, . . 
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37) Ueber. Verlündigungen und Proclamata werben beſondere Arten geführt. 


38) Es find von Amtswegen ſachgemäße Einleitungen dahin zu treffen, daß 
eine früher. nachgeſuchte Verlaſſung nach dem Ablaufe der Verkündigungsfriſt 
wicht unnöthig zu fange ausgeſezt werde, ober ganz unterbleibe. Wenn 
gefammte Intereſſenten oder deren Bevollmädtigte im Bezirke ber Stabi 
und ihres Gebiets anwefend find, fo iſt ihre mündliche Vorladung zu 
ſolchem Zwecke auf die Reproduction des Verlündigungsanſchlags zu ver⸗ 


fügen 
39) Bei Sefchäften unter Lebenden und in ben Fällen einer Concuxrenz von 
Miterben, ſo wie bei der Verlaſſung an einen Legatar, muß die Erklärung 
über Auflaſſung und Annahme des Eigenthums von geſammten Betheiligten, 
ihren geſetzlichen Vertretern oder gehörig legitimirten Bepollmächtigten, in 
Perſon und zum ‚Protocolle ber Stadtbuchbebörde abgegeben 
werden. 
Wenn beſondere Umftände das perſönliche Erſcheinen ber Intereſſenten 
erſchweren, fo lann bie Verlaſſung auch auf ishriftliche Erklärung gefchehen; 
es muß jedoch 
a. hierüber eine beſondere Urkunde beigebracht und zu den Acten gelegt 
werden und hie, über das zum Grunde liegende Geſchäft ausgeftellte 
Urkunde, 3. B. ein Hauf-Contract, gewügt nicht, wenn fie aud die er- 
forderliche Erklärung über bie DBerlafjung ‚oder eine Vollmacht zu ber- 
felben enthalten: ſollte. 

b. Diefe befondere Urkunde muß ‚formell ber vorſtehenden Nr. 36 oder dem 
F. 57 der Stadtbuchordnung genügen, und 

e. über bie rüchſtändigen Kaufgelder ober in Derlafienfhaftsfällen wegen 
dir Schuld, mit welcher ein Grundſtück nah lettwilliger Diepofition 
oder aus einer Erbanseinanderfehung auf ben neuen Kigenthlimer. über- 
gebt, jo vollſtändige Nachweiſung enthalten, Daß es officieller Verneh⸗ 
mung nicht weiter bebarf. 


VI. Befondere 
Acten über 
Verkündigun⸗ 

gen und Pro⸗ 

clamata. 
VII. or: 
re für 
Betrieb 
————— 

A. Kür Ber- 

loffungen. 


40) Bei Berlaffungen: if. Darauf zu halten, daß bie Intereſſenten fih genau 


und beftimmt darüber ausſprechen, ob und - ‚wear Kauf» ober Erbgelber 


als rüdftändig einzutragen ſind. | 
Wenn die Eintragung eines zn intabulirenden Rückſtandes aus dem 
Grunde unterbleibt, weil die Betheiligten ausdrücklich Darauf verzichten, fo 
. muß bie Berzictleiftung im Protocglle bemerkt werben. 

41) Wenn zu berfelben Zeit. mehrere Pöſte zu intabuliren find, fo muß zum 
Protocolle oder im Deeret beftimmt ausgelbroden werden, in welcher Reihe 
le einzutragen find, oder daß fie gleiche Prioritätrechte erhalten follen. 

42) Eintragungen dürfen nur auf einen mündlich zum Protocoll ober zur Re— 
giſtratur gemachten, oder auf einen ſchriftlichen, bei den Acten verbleiben- 
ben Antrag des Eigenthümers, feines, gejehfichen Bertreters ober Bevoll- 
mädtigten geſchehen; die docirte Cinwilligung genügt alſo nicht, eben 
fo. wenig ber, in einer, bei ben Arten aM — ——— Urkunde etwa 
enthaltene Antrag. 


B. Für Ein: 
tragungen. 


43) Die Inſtunation bes Oopotheleaſcheins geſchieht allemal an F Schuldner 


ſelbſt, oder an feinen geſetzlichen Vertreter oder Specialbeyollmächtigten, 
welcher. für ihn bie Eintragung: beantragt hat, wenn nicht eine begründete 
Abweihung von biefer Regel ad. pretocollum. ober per. decretum 
verfügt worben if. Die zum Zwecke einer Umfdreibung, Tilgung 36. ein= 
gereichten Papiere find in der Regel dem Producenten zu infinniren. 
5 Die. gefchehme Infinuation und ber Tag derſelhen ah ch aus ben 
Blichern oder Usten hervorgehen. F 





C. Fur Til⸗ 
gungen. 


D. Generelle 
Vorſchriften. 


VIII. Tran⸗ 
ſitorium. 


A. Materieller 
Betrieb. 


B. Formeller 
Betrieb. 
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44) Aus ben zu ertheilenden Hypothekenſcheinen maß erſichtlich fein, daß bie 
- Eintragung in die dritte Rubrik gefchehen fei. 
45) Nach erfolgter gänzlicher Tilgung ift der Hypothekenſchein zu caffiren und 
mit den Driginalien dem Probucenten zuzuſtellen. Lebteres gilt auch von 
ber Quitung oder fonftigen Urkunde, worauf bie Tilgung verfügt iſt. 
Eine tHeilweife Tilgung .ift unter dem Hypothekenſcheine zu notiren, 
falls nicht, gegen Caſſation des alten, die Ausfertigung eines neuen Hypo⸗ 
thekenſcheinso verlangt wird. 
46) Aus den Protocollen oder aus ben Decreten muß ſowohl bie rechtogenüg⸗ 
liche Form, als auch der, ben Beſchluß bes Eintrags begründende Inhalt 
derjenigen Urkunden zu entnehmen ſein, welche nicht bei den Acten ver⸗ 
bleiben. Eine Abſchrift derſelben if nur bei beſondere verwickelten Ver⸗ 
hältniſſen zurückzubehalten. 
47) Zur Genügung von Auflagen aller Art, namentlich zum Zwede ber Bee 
wirfung ber Berlaffung, find Die Betheiligten, wenn ſie ſich im Orte be⸗ 
finden, zuerſt mündlich koſtenfrei zu erinnern, demnächſt: aber bei Wahr⸗ 
nehmung ber Gebühren weitere Verfügungen zu erlaſſen. 
48) Die Mitglieder der Behörde und ber Stadtfecretair haben fi ber amt«- 
lichen Mitwirkung im den Fällen zu enthalten, wenn fie perſönlich oder 
auch nur als Bertreter frember Rechte, oder ihre Ehegatten unb Ber- 
wandte in auf- und abfleigender Linie ober endlich ihre Gefchwifler be= 
theiligt find. Andere Familien⸗ Verhältniſſe find nicht zu beriidfichtigen, 
- and bleiben alle DOfficianten in ihrem Berufe, wenn es ſich um Angele- 
“genheiten ber Stadt, der Zünfte oder anderer nflitute handelt, In Be- 
binderungsfällen Tann nöthigenfalle ein Mitglied bes Magiftrats einer 
" anderen Stabt ohne Weiteres zugezogen ——— 





Da die vorſtehenden Beſtimmungen in ihrer Geſammtheit erſt dann 

- zur Auwendung kommen können, wenn bie nenen Stabtblicher formell ein- 

gerichtet find, und für die einzelnen Grundſtücke die britte Rubrik eröffnet 

it, fo bedarf es der nachſtehenden Vorſchriften für den tranfiterifchen Be⸗ 
trieb bes Stabtbuchwejens. 

49% Für den materiellen Betrieb normiren die Beſtimmungen in Den Nummern 
38 bie AI, 45 bis 48. 

50) Rüdfichtlich des formellen Betriebes Anb die alten Stabtwerlaßblicher und 
Stadtpfandbücher, fo wie bie bereits angelegten Protoeollbächer für Ge⸗ 
- genftände zweiter und britter Rubrik fortzuführen, ober nöthigenfalls neue 
Protocollbücher anzulegen. Letztere können ausjchließli für den tranfitori- 
ſchen Betrieb ober auch zugleich -für das neue Stadtbuch benutzt werben. 

513 Dieſe Bücher ſind nach Vorjehrift der Nummern 16 c., 26, 27, 28, 29, 
81 zu führen und refp. einzurichten. 

52) Umſchreibungen, Tilgungen unb fonftige Beränderungen, Die mit einem 
Poſten vorgehen, müflen neben der erfien. Eintragung protocollirk werben, 
oder es iſt daſelbſt auf ein fpäteres Protocol oder ala zu ver- 
weiſen. 


| 598) Haben bie fortzuflidrenden Ältern Stabtpfanbbilher eine nabelaniſqhe Form 


mit Real⸗ und Perſonal⸗Folien, ſo muß 
a. jeder Eintrag in dieſelben durch das Auegat einer beſtimmten Stelle ber 
Protoroltbiicher ober einer Nummer der Stabtbuchs Arten gerrchtfertiget fein. 


— b. Soll die Reihefslge die Priorität nicht beſtimmen, fo iſt ſolches bei 


Jedem dabei ;betheitigten Poſten zu bemerken, und 
.e. wegen ber unausgefeht. zu befhaffenden Einträge. in die Stabtpfand- 
bücher Nr. 30 zu beachten. 
54) Zür die Ktenflihrung normiren bie Nummern 32, 38, 35, 36, 37 usb ba 
wo bie Bücher in protocollariicher Form geführt werben, au Nr. 34 a. 
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1832. sans der: Sradtsuchordunng auf Sudwigdinf. 
2®. Auguft 2842 

Friebrich Franz 0. Da Wir befähfoffen — das Hypothekenweſen flir 
den Flecken Ludwigsluſt, welches jetzt, zufolge des Reſcriptes vom 14. Februar 1823, 
nach dem für die Älteren Stabtpfantbücer geltenden Rechte verwaltet wird, . in der» 
felben Art zu 'verbeffern, wie dies in Anfehung bes flädtifchen Hypothelenweſens 
ſchehen iſt, ſo verordnen Wir hiemit Folgendes: 

F. 1. Vom 1. October d. J. an ſoll bie Stadtbüuchorbnung vom 22. Decbr. 
1829 nebſt den zu derſelben ſpäter ergangenen Verordnungen auch für den Flecken 
Ludwigsluſt als geſetzliche Norm in Kraft treten, und es follen namentlich von dieſem 
Tage an dingliche Rechte jeder Art an Grundſtücke, die in dieſem Orte und deſſen 


Feldmark belegen ſind, nur durch Eintragung in das bereits vorhandene oder in das 


neu anzulegende Hypothekenbuch exiſtent werden können. 

Zur vollen Anwendung für die einzelnen Grundſtücke kommt die Stadtbuchord⸗ 
nung erſt dann und in ſo weit, als rücſſichtlich derſelben den tranſitoriſchen Vor⸗ 
ſchriften in ben nächſtehenden sg. A bis 9 genügt fein wird. 


$. 2. Ausbeſchieden follen jedoch bleiben, alfo nicht zur. Anwenbung fommen: 


bie. tranfitorifchen Vorſchriften, welde in. en $$. 72 bis 99 ber Stadtbuchordnung 


enthalten find. 

$. 3. Die Oypothekenbehörde bilbet, wie bisher, das Gericht in Ludwigstuf; 
für bafielbe und die ihm zugeordneten Actuarien gelfen bie Vorſchriften, welche die 
Stadtbuchordnung rüchſichtlich der Magiſtrate und Stadtſecretarien enthält. 


$. 4. Da ber Befigtitel aller Eigenthümer bei Errichtung des ältern Hypothe⸗ 


kenbuchs zu beſonderen Grund⸗ und Lagerbüchern geordnet iſt, fo find bie Eigen⸗ | 


tyümer, nad erfolgter -Revifion biefer Bücher und der Charten, ohne Weiteres in- das 
neuanzulegende Dypothelenbuh, wöthigenfalls zu interimiſtiſchen Realfolien, zu über- 
tragen, wenn bie Dritte Rubrik für Die einzenen Grundftüde gleichzeitig eröffnet wird, 
Bis dahin, Daß letzteres geſchehen, it Das alte Hppothekenbuch fortzuführen. 

Eigenthumsrechte, Die nicht aus dem Lager- und Hypothekenbuche de find in 
zechtliher Art von den eingetragenen Eigenthümern abzuleiten. 

8.5. Alle bie zum, 1. October d. J. ‚(dem Normaltage) eriftent — 
Realſervituten und ſoiche Dienſtbarkeiten,“ melde ben jedesmaligen Eigen⸗ 
thümer eines Grundſtücks zu perſönlichen Leiſtungen gegen die Eigenthümer anderer 
Grundſtücke verpflichten, imgleichen der Canon, Die Grundheuer nnd ähnliche Ab- 


gaben, welche ſämmtlich zur zweiten Rubrik gehören (Stadtbucherdnung 8. 16 Nr 1 


und 2), fünnen zwar in bag Hypothekenbuch eingetragen werben; es verbleißt aber in 
Anfehung derjelben, fie mögen eingetragen fein oder nicht, bei dem biöherigen Rechts⸗ 
beſtande, und es wird wegen ihrer Liquidität und Priorität ſowohl unter ſich, als zu 
den in bie dritte Rubrik gehörenden Gläubigern ($. 18) nichts verändert. Doch 
gehen fie allemal-ben, von dem Normaltage an exiſtent ———— Sigentjums« De- 
ſchränkungen und Belaſtungen vor. 1% 

$. 6. Dagegen müllen bie Gegenitänbe britter Nubrit, alfo 

a. bie vor-dem Normaltage eingetragenen Forderange gen, für welche einzein 

Oruntftüde aus ſpecieller ober — —— derhaftet find, fo wie 

b. die. Perjunalfernituten: 5 

vollſtändig ermittelt; es muß auch bie Siguibitkt und Priorität berſelben regulirt, und 


—* 


Die Uebentragung in das neue Hppothekenbuch geſchehen * ehe dem — 


bie beitte Rubrik eröffnet wird; 
Gleichzeitig müſſen 
e. die: zur zweiten Rubrik gehörigen Veſchr anlungen bed: Eigenthunns, namentlich 
beifen Fideicommiß⸗ Qualität, Usoeräußerlichkeit, Unverſchuldbarleit, Vorkaufo⸗ 

vet u. ſ. w., falle fie. nicht im gemeinen Rechte, vder in ber Ortsver⸗ 
faffung gegründet And ESTER $. 16. en 3), — und 
Singetvagen woarden. 
Medt. Geſetzſammlung II 6 
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S. 7. Die Hypothekenbehörde hat aus dem ältern Dypeibelenbuche wine: Zu⸗ 
ſammenſtellung der im 8. 6 angegebenen Forderungen und Eigenthums-Beſchränkungen, 
nad) Reihefolge der. Grundſtücke, auszuarbeiten und während der Zeit vom: 1. Juli 
1844 bis zum Schlufle des Jahre au jebem ‚Sonnabend, Nachmittags vor 2 bis 4 
Uhr, benen, welde Dazu ein Intereſſe haben, zur Einſicht porzulegen. 

Finden bie Gläubiger ihre Forderungen bei allen Grundſtücken, welche ſie als 
ihnen verhaftet anſehen, in der Zuſammenſtellung gehörig verzeichnet, ſo können ſie 
die Aufforderung des Schuldners zur Regulirung der dritten Rubrik erwarten und 
behalten die ihnen zuſtehenden, durch die Zuſammenſtellung geſicherten Rechte. 

Iſt aber ihre Forderung gar nicht, oder nicht vollſtändig, oder nicht bei allen 
Grunbdſtücken aufgeführt, welche fie für verhaftet halten, fo haben fie dies fofort von 
dem anweſenden Dfficianten regiftriren zu laſſen, ober führiftlih vor Ablauf bes Jahre 
1844 auf ihre-Koften der Hypothekenbehörde anzuzeigen. 

$. 8. Die bis zum NRormaltage nicht eigefragenen Gläubiger britter Rubrik 
baben zur Erhaltung des ihnen etwa zuftändigen Dinglihen Rechts bis zum Ende bes 
Sabre 1844 bie Eintragung gütlich oder Durch gerichtliche Verfolgung ihres Intabu⸗ 
lationsrechts zu bewirken, und es fol rückſichtlich ſolcher Rechte auf Eintragung durch 


dies Geſetz nichts geändert ſein. 


8. 9. Durch die Nichtbefolgung der Vorſchriften in den 66. 7 und 8 gebt nür 
bas Realrecht gegen dem jegigen und künftigen Befiger verloren, ſolcherhalb iſt aber 
alle und jede Reſtitution ausgeſchloſſen. 

F. 10. Zur Regulirung der dritten Rubrik kann jeder Eigenthümer freiwillig 
ſchreiten; jeder neue Beſitzer, auch ber Univerſalerbe iſt dazu verbunden. 

$. 11. Rüchkſichtlich der rechtlichen Verhältniſſe und Wirkungen alles deſſen, was 
Das Hypothekenbuch bis zum NRormaltage enthält, wird dur dies Geſetz an dem bis⸗ 
herigen Rechte nichts geändert. 

8. 12. Auf, die Verlaſſungen, Eintragungen, nuſchreibungen und Tilgungen in 
dem ältern Hypothekenbuche von dem Rormaltage an finden außer ben bisherigen 
Rechten aus der Stadtbuchordnung bie SS. 8, 9, 10, 11, 12, 13, 17, 19, 20, 22, 
23, 25,.26, 27, 28, 36, 39, 41, 43 bis 49 inelusive, 53 bie 58, 60 kis 70 
inclusive und bie zu biefen Borfähriften, fpäter ergangenen ‚Berornungen, fo.. wie 
bie Inftrustion vom 6. April 1840, Nr. 49 bis 54, foferne und ſoweit fie etwas 
Neues beflimmen, gleichfalls Anwendung. Wonach ſich ein Seber, ben es angeht, zu 
siöken, Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 20, Auguf 1842. 


Sriedrid Sue) 
Verordnung 


betreffend die: Anwendung der Stabts . 
buchorbnung vom 22. Decbr. 1829 
auf den Flecken Lubwigslufl. 


“ + 


0, Kitterfeaftliche Hypothekenweſen. 


412333. Priorität des antichretiſchen Pfandträgers. 10. Octbr. 1771. 

irtederich sc. - Hochgelahrter, lieber Gedreuer. Wir erteilen auf die unter⸗ 
thänigfte Anfrage Einiger Creditorum bes Cammerherrn non Bülnw: som JO, 'v. M. 
end, -qua subsoripto advacato derſelben, biemit -citra oonsequenkiam - gu» 
gnädigften Belehrung: daß bund ben über einen antichretiichen Pfand» Comtract von 


Uns ertheilten Landesherrlichen Eonfens, wenn bem Pjanbfhiling:bie- Praerogaliv,; 


welche einer Hiypothecae consensuatae nad ber Conſtitution von 1644 zuftehet, 
nicht inſonderheit and ausdrücklich beigeleget iſt, bie ältere Hypothecearii privati 
dem antichretiſchen Pfandträger in Anſehung des Pfandſchillings nicht nachgeſetzt wer⸗ 
den, ſandern deſſen ohngeachtet der Präferenz ihrer älteren. din genichen. 
Datum u. f. w. Schwerin, den 10. October 1771 
Dem Hocgelahrten, Unſerm lieben Getreuen Doctori Grdning zu Schwerin. 
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n284. Schulöpreciamatn vor Hiederlegung ber —————— 
6. März; 1779. 

Griedberth ꝛc. Unfern m. Veſte 2t. Wir erinnern euch hiemit gnädigft: In 
jedem Fall eines von Uns Landes⸗Lehn⸗-Herrlich confentirten, bei euerm Gollegto 
nnieberzulegenden Hypothekenbuchs für die öffentiihe Bekanntmachung und Erlaffung 
gehöriger Proelamatum, allenfall ex gfleio, zu 'forgen. Wornach sc. und Bir ır. 
Schwerin, den 6. März; 1779. 

Herzog. Meglenburgiſche zur Regierung verordnete praftdent 
Geheime⸗ und Räthe. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei Hiefetbft, 


1235. — ———— Conſens zur Niederlegung von Sypotheken⸗ 
büchern. 2. Anguſt 1783. 

Friede rich ꝛc. Unſern ꝛc. Veſte ꝛt. Da Wir ans ben 24. Stück der In⸗ 
telligenz⸗ Blätter von dieſem Jahre erſehen, daß Unſer Oberſt⸗ Lieutenant von Bülow 
und deſſen Ehegenoſſin auf Möderitz, bei eurem Sollegio ein Hypothekenbuch nieder- 
gelegt. haben, hiezu aber von ihnen: Unſer. Lehnherrlicher Conſens nicht iſt ausgebracht 
worden; So laſſen Wir euch hiedurch zu eurer Wiſſenſchaft gnädigſt unverhalten fan: 
"Daß ehender bei Unſern Landes⸗Gerichten kein Hypothekenbuch eingereichet und nieder⸗ 
gelegt werden darf, als bis Wir auf Anruf des Conſtituenten desfalls Unſre Lehn⸗— 
berriihe Einwilligung ertbeilet haben. Dies iſt der befländigen, von Niemdn- 
den beftrittenen Lehn⸗Praxi gemäß, wovon ihr aus dem nämlichen oberwähnten In⸗ 
telligenzblatt pag. 36 col. 2, in Anſehung ber Güther Möllenhagen zc., fofert 
eigene -Ueberzeugung erhaltet; Und fo habet ihr fortan in allen weiteren Fällen, da 
ih jemand zur Niederlegung eines Hypothekenbuchs meldet, denſelben nah Weife 
Unfrer beiden übrigen Landes-Gerichte, und wie felbfien ber Engere Ausſchuß Unſrer 
Ritter» und Landſchaft dieſe Verbindlichkeit nicht verfennet, zur vorgängigen Lehnhert⸗ 
lien Gonfens-Ausbringung, anzumeifen. An bem ꝛc. und Wir sc. Schwerin, den 


2. Augnft 1783. 
en F 
An die Zuſin Gamiei hieſelbſt. 


1236. Spvotbefenorduung. 22. November 1810. 


Fried erih Franz x. Die Herftellung und Erhaltung bed Credits in Unſern 

Landen erfordert eine größere Sicherung. und Unzweifelhaftigkeit aller crebitorifchen 
Anfprüde an. Grundſtücke mittelſt - allgemeiner Einführung öffentlicher Hypothrken⸗ 
Bücher. Wie bieferhalb in Anjehung der ſtädtiſchen Grundſtücke bereits Fürſorge ‚ges, 
ſchehen iſt, auch ſchon viele. Landgüter mit Dypothelens Büchern verjehen find; ſo IR 
nothwentig, daß die Einrichtung für alle ritterjhaftliche Landgüter ohne Ausnahme 
eingeführt, und derwegen gleihfürmige Unordnung getroffen werbe, die ſowohl zu einer 
vollſtändigen Ueberſicht aller in Mecklenburgiſchen Landgütern fundirten Schulden führe, 
ala auch dahin, den Gläubigern auf die einfachſte Weiſe von den Verhältniſſen ihrer 
Forderungen unb bem Erſtigkeitsrange derſelben, Ueberzeugung zu geben, und ie vor, 
allen Disruffionen darüber. in umd. außer Conturſen cher zu ſtellen. 
.Wir verordnen dieſerhalb, im Einverſtändniſſe wit Sr. Königl. Hoheit, dem 
Großpersoge von Mediendung- Streik, Unferm freundlich geliebten. Deren Better; 
und: nad ringegogenem und gepräften. salpjamen- — mo. Ritter- -und. Lesd· 
ſchaft, folgendes: 

51.66 ſ(oll für- jebes niterſhaliche Sit ins Laube, mit Inbegriff der Güter 

bes Rofloder. Diftriets: und. ber Herrſchaft Wismar, jedoch mit Ausſchiuß der Inca- 
merstorum; ein ‚eigenes beſonderes Hypotheken⸗ Bach. bei: Unferer Lehn⸗ Kammer 
ewaffnet fein, worin wenigſtens nor bem: 4. Sanuar 1826 alle binglihe, Forderungen 
am’ daſſelbe vergeichnet fein müſſen, und marin alle mit folden Forderungen vorgehende 
Keränderungen, eingeſchrieben warden. Diq in. dem Beiig. der Kommünen befindiidex 
Güter „aber werben, wegen ber bei, hamielben eintretenden beſondern Verhältniſſe, Seinen 


- 
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Zwangspflicht unterworfen, ſondern bie Benutzang dieſer Einrichtung bleibt ihrer 
Willkühr überlaſſen. - 

Von gedachtem Termine an fol es hinfüro, -außer ben aus dieſem Buche erſicht⸗ 
lichen, überall keine dingliche Rechte an ein Landgut geben. Eben diefes gilt bei ben- 
jenigen Gütern, bei welchen, dem unten folgenden nach, die AA früher 
in völligen Stand kommen, ſchon von dem Tage an, ba dies geſchieht. 

$. 2. Alle bei Unſerer Lehnkammer niedergelegte Hypotheken⸗Bücher ſoilen in 
ber Regel gleichförmig fein und gleiche Wirkuag- haben. Sie ſollen auf ben erſten 
Blättern, zur Nachricht für jeden, der Intereſſe und Recht hat ſie einzuſehen, eine 
vollſtändige und zuverläſſige Beſchreibung des Guts enthalten, woraus deſſen Hufen⸗ 
fand, Größe, Lehns- und Allodial-Qualität, Pertinenzen, bie im ae ara be⸗ 

griffenen Kirchen⸗ und: Pfarr⸗ -Rändereien, bie beſetzten Bauerhufen, die etwanigen 

Erbpachtrechte darin, feſtſtehende Abgaben, bie Beſchränkung gewöhnlicher Guts⸗Ge— 
rechtigkeiten, darauf rahende Servituten, und bie Fideicommiß⸗Qualitat, genau zu er⸗ 
ſehen ſind. Ein Mehreres, als hier beſchrieben ſteht, ſoll in Eonrarsfällen nicht zu 
dem Gute gerechnet ‘werben. : 

Nach diefer Beſchreibung ſoll der Name des zeitigen Eigenthümers ber. Titel, 
ans welchem, und die Zeit, feit wann er: eö befikt, angegeben, und ‚folgende jede 
darunter vorgehende Veränderung angemerket werben. " 

Damit diefe Befcirefbung volftändig und ficher werde, - ſoll ſte nicht eher als 
nach geſchloſſener erſten Abtheilung des Hypotheken⸗Buchs eingetragen werden, und bei 
beren Eintritt der Gutsbeſitzer ſchuldig ſein, ber Lehn⸗Kammer eine 10008 Beſchreibung, 
zur Vergleichung mit den Acten und weiteren Prüfung, einzureichen. 

G. 3. Sodann fol in dem Hypotheken⸗Buche die Einzeichmung ber auf dem 
Oute haftenden Schuldpöſte, auf einem beſondern Folio für jeden, folgenz und zwar 
in zwei Abtheilungen. Die erſte Abtheilung iſt für diejenigen Gläubiger, welche drei 
Monate nach Publication dieſer Verordnung, alſo am 1. März 1820,bereits vor⸗ 
handen And, und Im Laufe bes Fahres 1825 oder früher auf foeciefie Protlama⸗ 
tionen fi anmelden; die zweite für alle diejenigen, melde nach eingetretener Ver⸗ 


bindungskraft biefes Geſetzes neue dingliche Rechte an das Gut erwerben mollen. 


$. 4. Die erfte Abtheilung des Hypotheken⸗Buchs wird in der Regel mit bem 
legten Tage bes Jahres 1825 geſchloſſen; fo dag nachher in biefelbe ‘Feine Eintra- 
gung weiter Statt hat. Alle fobann Darin verzeichnete Pöfe gehen ——— allen 
in ber zweiten Abtheilung ſtehenden wor. ' 

$. 5. Wenn fie gleich bis zum 1. Januar 1826 exeinsive nach⸗ ver Neibe, 
wie ſie fi) anmelden, In einem vorläufigen Eonfpeet eingefchrieben werben; fo follen 
fie body unter tinanber biejentgen Erftigfeitsredgte haben und behalten, Die Ihnen bis⸗ 
her zugefommen find. ' Sie find aber ſchuldig, gleich bei ihrer Anmeldung anzuzeigen, 
anf welche Rechte, ach; Unfern bisherigen Prioritäts- Gefegen, fie Anſprüche machen. 
Dies fol gleich auf. ihrem Folio mit notirt werben, zu ber Wirfung; daß Diejenigen, 
die Feine befondere Vorrechte angezeigt und in Anfprud genommen haben, ‚naher 
ats foldhe angefeßen werden, Die lediglich nach dem Alter Wrer Real⸗Rechte rangiren. 

$ 6. Wenn nach geſchloſſener erſten Abtheilung bei einem oder andern darin 


ſtehenden Poſten die Priorität zweifelhaft bleibt; fo iſt der Schuldwen jederzeit, ber 


Släubiger jedoch nur bei eintretendem Coreurſe des Schuldners, berechtiget, unter 
Vorlegung einer beglaubten Abſchrift des Conſpects der 1. Abtheilung, die gerichtliche 
Beſtimmung der Priorität zu bewirken; wobei ben Gerichten, bis auf. weitere ſpecielle 
Borfärift, aufgegeben wird, fi, unter thunlichſter Vermeidung ſchriftlichen Berfahrens, 
bie Beſchleunigung ber ‚Entfäeibungen angelegen ſein zu laſſen. Nach erfolgter güt« 
Höhen Vereinbarung ober: geriähtlihen Beftimmung der Priorität’ unter alten Gläubi⸗ 
gern der erften Wötheilung muß davon ber Lehn⸗Kammer bdeweisliche Anzeige gemacht 
werben, zu dem Zwecke, daß bann fofort bie förmliche Einſchreibung aller dahin ge⸗ 
hörenden Gläubiger nad der ausgemachten Reihefolge gefäychen könne. Bis dahin 
dienet der Conſpect nur zum Beweiſe bes falvirten binglicpen ers ns nn n 
der Summe aller Schulbpoſte der erſten Abthetlun ag· 
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$.' 7. Wenn: ein älterer. Gläubiger vor bem ihm beſtimmten peremsorifchen 
Zermine, verabſäumet hat, feine Einfchreibung. zu bewirken; fo findet nachher: Feine 
Reſtitution aus. irgend einem capite, noch überall ein Mitte, wieder in bie erfte 
Abteilung hinein zu Eommen, weiter ſtatt. Es verbleibt ihm jedoch das Hecht, feine 
Einzeichnung hinter dem legten, immittelſt ſchon in bie. zweite Abtheilung eingetragenen, 
Gläubiger nachzuſuchen; ſo wie feine ſonſtigen Rechte gegen ben Schuldner und feine 
Mitgläubiger, ohne Rückſicht auf das Gut, 

8. 8, Soſchemnath werden nun zunärberft alle- Diejenigen, welche bereits Dinge . 
liche Rechte an ein ritterfchaftliches. Landgut haben oder behnupten, es fei aus welchem 
Grunde es wolle, und die nicht ſchon in einem -niebergelegten Hypotheken⸗Buche, ſtehen, 
fie mögen. übrigens generelle oder ſpecielle Hypothel haben, hierdurch peremtoriſch aufe 
gefordert, im Laufe bes Jahres 1825 und vor dem letzten Tage beffelben, ſich zur 
Eintragung ihrer Forderung in das Oppothefen-Budh. des Guts, unter Vorlegung ber 
fle Seweijeuden Driginalien, bei Unferer Lehn-Sammer zu melden; - unter dem unfehls 
baren und allewege unabänberlichen Nachtheil, daß ihre Forderung nachher allen an- 
bern, bie ſich eingejchrieben finden, nachſtehen fol. a 

$..9. Es ſoll jedoch auch jedem Landbegüterten freiftehen, ſchon früher als vom 
1. Januar 1826 an, von ber sollen Anwendung biefer Hypothefen- Orbnung Ges 
brauch zu machen; fo mie dazu außerdem alle diejenigen, welche dem Gredit- Verein 
beitreten, und diejenigen, welche vor 1826 ein Landgut titulo singulari acquiriren, 
verpflichtet find, In allen ſolchen Fällen bedarf es aber einer anderweiligen Proclamirung 
ber vorhandenen Gläubiger, und einer eigenen Präckufion, ehe die erfte Abtheilung 
bes Hypotheken⸗Buchs für gefchloffen angenommen werden fanı. 

$. 10. Da aber diefer Fall häufig vorfommen Tann, fo wird zur Vermeidung 
vieler Special⸗Proclamationen feftgefegt, daß es einem jeden / ber bie frühere voll- 
fändige Wirkung feines Hypothefen-Buchs ‚verlangt, geftattet fein fol, ſolches Binnen 
drei Dionaten der Lehn-Kammer anzuzeigen; Und fol nad deren Ablauf eine neue 
Berordnung ergehen, und öffentlich bekannt gemacht werden, worin Die dingliche Rechte 
babenden Gläubiger aller zu dieſem Zivede angezeigten, namentlich zu benennenden, 
Landgüter aufgerufen werden, ſich vor bem 1. Zunt 1820 unter dem nämlichen 
Präjudiz, was für die übrigen Güter mit dem 1. Januar 1826 eintritt, zur Ein- 
fhreibung in die erſte Abtheilung des Hypotheken-Buchs anzumelden. 

$. 11. Gleiche Aufforderung foll für die Jahre 1821, 1822, 1823 und 1824 
erfolgen, wenn immittelft noch wegen mehrerer Güter tempeftive Anträge darauf ge- 
macht werden, R 

- Gegen Ende des Jahres 1824 ſoll endlich wegen aller aldbann noch zurückge⸗ 
bliebenen Güter bie oben im $. 8 enthaltene Aufforberang noch einmal öffentlich 
wiederholt werben, Damit beim Eintritt bes Jahres 1826 alle Hypothefen- Bücher 
zum Abſchluß ber erften Abtheilung gelangen, und bann biefe Hypothefen- Ordnung 
überall ohne Ausnahme anmenblich werde und bleibe. 

$. 12. Es if übrigens auch jedem, der etwa dieſe frühere Anzeige und fur- 
ceſſive Aufforderung in den Sahren 1819 bis 1824 nicht bemmgen will oder Tann, 
unbenonimen, einzeln für: fein Gut allein bei einem Landesgerichte gewöhnliche Pro- 
elamata auszubringen, unb nachher den Präcluſiv-Abſchied zum Zweck bes Schluffes 
ber erfien Abtheilung, und völligen Einrichtung feines Hypotheken⸗Buchs, vorzulegen. 
Dod muß dies allenral vor Schluß des Jahres 1825 gefchehen, Indem fonft ſchon ber 
allgemeine Normal⸗Tag des 31. Decembers folched Jahrs mit feiner vollen Wirkung 
eintritt, es mögen einzeln'fpätere Liquidations⸗Termine ausgebracht ſein oder nicht. 

6; 13,. Ueber jeden, auf bie allgemeine ober. partikuläre Aufforberung ange- 
meldeten, und anerbannten Poften für Die erſte Abtheilung erbält der Gläubiger vor- 
läufig aus ter Lehn⸗Kammer ein Zeugnif-über die gefchehene Anmeldung, zu Sal- 
sirung feines Real⸗NRechts ans Out. Nach vollendeter Schließung der erften Abthei⸗ 
lung, und ausgemachter ſo wie eingetragener Neihefolge ber barin ſtehenden Ghäubiger, 
wird’ ein! fürmlicher Oppothelen-Gchein mit Benennung bes Folio im Buche, und der 
vortretenden Summe, ausgefertiget und bes: Original⸗Urlunde angeheftet. 
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. & 14. Damit jedoch nicht in bene langen Zeitraume bis. 1826 neue: Unſicher⸗ 
beiten und SPrioritäts- Streitigkeiten, entfieben, vielmehr die beilfame Wirkung ber 
Hypotheken⸗Bücher, jo viel ale mögli iſt, verfrühet werde; fo wird hiemit einem 
jeden eröffnet, daß nad drei Monaten alſo nom iften März 1820 an auf feine andere 
Art, als durch Einfhreibung in bie ‚zweite Abtheilung bes Hppotbelen- Buchs, -bing- 
Ihe Rechte an ein Medienburgifches Landgut follen erworben werben Tünnen, 

$. 15. Es follen daher hiedurch ein für allemal alle bypotheeae confir- 
‚ matae, quası publieae, generales, tacitae oder legales privatae, infoferne 
fie ein Medienbdurgifches Landgut betreffen, pro futuro gänzlich abgeſchaft, und alle 
darüber binfüro vorfommende Stipulattönen kraftlos und nichtig fein. Hingegen 
müſſen alle von nun an zu conſtikuirende Guts⸗ Oppothelen speciales, und allen 
durchs Hypotheken⸗Buch publicae, fein. 

$. 16. Alle, bupothefarifche ober Dinglihe Rechte ans Gut behanptende, Gläu⸗ 
biger haben das Recht, von dem zeitigen Eigentpiimer bes Guts zu verlangen, daß er 
ihre Intabulirung bewirken müſſe. Wenn er fih weigert, fo foll eg ben Gläubigern 
freiſtehen, feine Original» Obligation ber Lehn- Kammer zu probuciren, und fol bie 
Einſchreibung fodann vor ber Linie, mit Bemerkung der derwegen vbwaltenden Diffe- 
renz, zu eventueller Salvirung des Real-Rechts und der Stelle im Buche, verfügt, 
and foldhes dem Schuldner befannt gemacht werden. Nach docirter güt- oder gericht- 
licher Beendigung bes Streits wird entweder ber Poften, oder bie Bemerkung babei, 
delirt, und im letzten Falle das Quantum in die Linie hinein geſchrieben. 

8 17. Jeder Gutsbeſitzer kann fo lange eintragen laſſen, und "bie Hypo⸗ 
theken-⸗Behörde fo lange einfchreiben, als es jenem nicht gerichtlich inhibirt, und ſolches 
der Behörde von den Gerichten bekannt gemacht iſt, als wozu dieſe hiedurch ange— 
wieſen werden. 

G. 18 Die Einſchreibung der, in dieſe zweite Abtheilung des Hppotheken⸗Buchs 
gehörenden, Schuldpöſte geſchieht übrigens nach der Reihe, und nach dem Moment der 
vollſtändigen, und hinlänglich mittelſt Vorlegung ber Originalien beurfunbeten, Anmel- _ 
dung. Mehrere zu gleicher Zeit verlangte Eintragungen erhalten gleiche Rechte, wenn 
nicht ein anderes ſtipulirt worden. Nach einmal geſchehener Einſchreibung ſoll ſich ihr 
Rang unter einander lediglich nach der Folge, wie fie im Buche ſtehen, beſtimmen, 
ohne alle weitere Rüdfiht auf fonft ftatt gehabte Regeln, Vorzüge oder Privilegien, 
und ohne jemals darin durch Reftitutiond - -Öefuhe oder andere Vorkommenheiten ge- 
Hört werden zu können. 

$. 19. Wenn eine Dffenhaltung von Folien für Fünftige Einſchreibungen vom 
Schuldner gewünſcht wird; ſo ſoll ſolche nicht anders ſtatt haben, als wenn auf den 
Zwiſchen-Folien gleich namhafte Quanta für den oder die noch unbekannten Gläu— 
biger eingetragen werben. 

Sleihermangen foll es dem Schuldner unverwehrt fein, für einen ſchon im 
Buche ſtehenden aber abbezaplten Poften das Folium auf das nämlihe, oder ein 
geringeres, Quantum zur Erleichterung Fünftiger Negoren offen zu behalten. 

$. 20. Ein jeder, coguita causa, und auf vorbergegangenes Decret, in bie 
zweite Abtheilung bes Buchs eingezeichneter, Gläubiger fol aus Unferer LehnKammer 
einen gehörig beglaubten Schein über Die geſchehene Eintragung bes Poſtens, und 
befien Stelle im Buche, erhalten. Che bie erfte Abtbeilung beffelben geſchloſſen iſt, 
tann biefer Schein unter Borbehalt ber: Borredite folder erften Abtheilung, nur bie 
Summe ber, in ber zweiten Abtheilung bereits emgetragenen Schuldpöſte anzeigen. 
Nah dem 1. Januar 1826, oder auch, wenn per $. 9 seq. bie erſte Abtpeilung 
früher zum Sthluffe gediehen if, fol in biefem Hypotheken⸗Scheine au bie. Summe 
aller Pöfte der erften Abtheilung ausdrücklich genaunt werben, und ſteht es jebem, ber 
einftipeilen einen unvollkänbigen Schein erhalten bat, gegen deilen Auolieferung frei, 
einen audern, fomohl‘ bie Summe der Schuldpöſte erſter Klaſſe, ala bie Summe ber 
fhon vor ihm in der zweiten befindlichen, ausbrüdlich wit Zahlen und — —* 
nennenden, — zu nn : 
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6 21. Bei vorgehenden und decretmͤßhig einzuſchreibendeũ Ceſſtonen erhält der 
Cessionarius gegen Zurücklieferung bes Älteren einen neuen Hppothefen- Schein. 
Die gänzliche Delirung eines eingeschriebenen Poftens erfolgt aber nicht eher, ale nad 
Zurüdlieferung and Caſſirung ber quittirten Original» Obligationen mit ihren Schei- 
nen, ober auch beigebracdhten Mortificationg-Documenten. ! 

Zur Erleihterang des Geldverkehrs wird indeß geſtattet, daß fünftig, mie es 
bisher tiblich. geweſen, die Ceſſion unter dem Dypothefen- Schein geſchehen könne, und 
daß ber Ceſſionar bis zum nächſten landüblichen Zahlungs - Termine verpflichtet fein 
müſſe, bei ber Hypotheken⸗Behörde Unzeige von folder Eeffion zu machen, um beren 
Bemerlung im Hypothetenbuche zu erwirten. ‚Bei Unterlajjung oder Verſpätung dieſer 
Anzeige aber fol eine Strafe von "a ——— des Kapitals, zum Beſten des Oppo⸗ 
theken⸗Bewahrers eintreten. 

6. 22.: Die Vorlegung eines reinen, feine befonbere Bemerkung enthaltenben, 
Oppotpefen-Scheins aus beiden Abtheilungen, fol jedem Gläubiger vor dem Gerichte 
genügen, ſowohl fein Real» Recht ans Gut, als. den Rang der Forderung, plene 
zu bemeilen, ohne daß irgend. eine Einwendung ben Proceß barüber aufhalten könnte. 
So wie bie Exceptio non. -numeratae. pecuniae bei ſolchen Constituto, zu 
bem ‚Effede, dag ber Gläubiger bie. geſchehene Zahlung. erweifen müßte, von ſelbſt 
wegfälts:fo foll auch‘ Exceptio legis. Anastasıanae gegen ſolche Forderung hie⸗ 
durch gänzlich abgejchaft fein. Und follte der Schuldner gegen ‚ben fortwährenben 
Beſtand, der Schuld etwa Einwendungen machen, bie nicht sa continenti erwiefen 


würden; fo follen‘diefelben unbedingt ad separatuın verwieſen werben, wobei jedocch 


bie gefegliche. Caution vorbehalten bleibt: 

$. 23. . Die Gerichte werden biemit angemiefen, bei ſolchen Schulbklagen ano 
dem Vypotheken⸗· Buche möglichſt ſummariſch zu verfahren, ſogleich Mandata de 
solvendo mit zweimonatlicher Friſt mit Einſchluß ber Ferien zu geben, und dann 
ohne weitere Zahlungs-Mandate Executoriales mit 14tägiger Verwarnung zu 
erlaſſen. 
$. 24. Wenn von einem Dritten wegen einer intabulirten Schuld Arreſt nach⸗ 
geſucht wird; fo ſoll dies den Executiv⸗-Prozeß zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner 
nicht unterbrechen, fondern nur von ben Gerichten verfügt werben, daß das beige- 
triebene Geld nicht an den Gläubiger ausgezahlt, fondern ad depositum judiciale 
gebracht werde, bis über die Anſprache des Dritten entſchieden iſt. Damit aber ver- 
hindert werde, Daß nicht ber Gläubiger ih von einem andern gegen Ceſſion "ber 
Forderung, Uusbezahlung verichaffe, hat’ in ſolchem Halle das Gericht ben Impetranten 
anzuhalten, daß er bei Strafe ber Abweiſung boeire, von der ausgewiriten Depofition 
bei ter Oypothefen» Behörde Anzeige gemacht zu haben, ba denn bie einftmeilige Un⸗ 
cejfibilität bei dem Poften im Bude notirt werben fol. 

$. 25. . Kein intabulirter Gläubiger bedarf hinfüro ber Anmeldung feiner For⸗ | 
berimg, und ber laufenden Zinfen darauf, bei Proclamationen, und kann damit nicht 
präcludirt werden. Dem Gerichte genüget in Fällen, wo dergleichen Aufforberungen 
nachgefucht werden, jedesmal ber, von bem Impetranten beizubringende, von ber 
Hypothelen⸗ Behörde beglaubte, Auszug aller vorhandenen Real⸗Schulden des Gute, 
inſoferne er nicht ein Atteſt derſelben, daß gar nichts eingeſchrieben ſei, vorlegen kaun. 

$. 26. Auch kann ein folder Gläubiger wider feinen Willen wie zu Anſtando⸗ 
oder Remifons-Berträgen genöthiget werben. . . 

$. 27. Endlich bedarf es nad gefchloflener eriten Abtheilung des Hypotheken⸗ 
Buchs, und regulirter Priorität ber. Dazu gehörenden Schuldpöſte, eben fo. wenig, als 
überall für. die zweite: Abtheilung, bei entſtehenden Concurſen eines. weiteren Priori- 
täte »„Erfentnifies über dieſe, Jebiglich nad der Reihe im Buche vangirenden, Real- 
Rebe. . 
8. 28. Die Wirkung. ber Oypothelen ⸗ Bücher iſt beſchränlt auf die Güter, zu 
welchen fie gehören. Daraus, folgt: zuerſt für bie Intabulirten, daß ihnen zwar 
Durch die Conſtituirung und Rangirung ihres Real⸗ Rechts ano Gut ihre. fonftigen 
perjönlichen. oder binglichen Rechte gegen den Schuldner und deſſen ſouſtiges Vermögen, 
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fo wie im Concurſe an bie General⸗Maſſe, wovon das Gut ansgeſchloſſen iſt, ober 
gegen andere Mitgläubiger, keinesweges verloren gehen; daß aber auch burd bie In⸗ 
tabulirung allein feine Hppothek für fie an Das übrige Vermögen des Schuldners ent 
ſteht, noch Daß ihre fonft etwa habeude Hypothek dadurch Die Qualität einer bypo- 
thecae publigae erlange. 

Zweitens in Abfiht auf bie nit intabulirten, bag ſ e nur von der Separat⸗ 
Maſſe, welche aus dem Gute beſteht, in Concurſen in ſoweit ausgeſchloſſen find, ale 
davon nicht nach Abbezahlung aller Intahulatorum noch etwas übrig bleibt; in An» 
fehung deſſen, fo wie in Anjehung fonftigen Bermögens bes Schuldners, ihnen alle 
bisher geltende Rechte für jetzt noch gänzlich vorbehalten bleiben. 

$. 29. Damit durch das Aufſchwellen der Zinfen feine Ungemißheit über den 
vorgehenden Schuldenftand erwachſe; jo wirb hiermit feſtgeſezt, daß nur. allemal ein⸗ 
und einhalb- jährige Zinfen auf bie.Stelle bes Gapitald im Hypotheken⸗Buche, An⸗ 
ſprüche haben follen. Alle weiter rüditändigen Zinjen follen ihren Rang hinter Dem 
legten, Sapital= Poften der zweiten Abthbeilung finden, und unter fi. gleihe Rechte 
haben; jedoch allemal allen nicht intabulirten Forderungen vorgeben. Daffelbige gilt 
von Schäden und Koſten, welche des Capitals halber entſtanden fein könnten. 
Im Concurſe aber, und von deſſen Eröffnung, ober au) vom Momente der ge» 

richtlich gehemmten Zahlungs⸗Befugniß des Debitoris, an, laufen bie Binfen unter 

gleichem Range mit dem Capitale fort. | 

$. 30, Sn. Eonsurfen fol ber intabulirten Schulb überall nichts vorgehen, als 


‚ alle öffentliche Abgaben des Guts, Amte-Anlagen, Brand- und. Dagel-Eaffen- Beiträge, 


and Kirchen oder Pfarr- Abgaben, und was in ber voranftehenten SGuts-Bejchreibung 
enthalten ift, Kirchen- und Pfarr-Abgaben indeß nur, fobald fie nicht über 1Ya Jahre 
räditändig find, fo wie außerdem das currente, und das auf:.ein Jahr rüdkündige, 
Lohn oder Deputat aller zur Bewirthſchaftung des Guts erforderlichen Leute. Sons 
ſtige privilegirte Forderungen gehören in die Beneral-Mafle des Concurfes. 

$. 31. Alle ins Hypotheken-Buch einzufchreibende Pöfte müflen auf namhafte 
‘ Quanta gehen. Wenn aljo Anſprüche vorfommen, von deren Gegenſtand der wirk⸗ 
Ihe Belauf noch unbelannt iſt; fo müſſen bie Autereffenten dabet fürh über ein in 
- Zahlen auszubrüdennes Quantum des Ultimatums der Schuld eins fein, oder ge= 
sichtliche Beſtimmung bemirft haben. Eher Tann feine Einfchreibung geſchehen. 

$. 32. Bedingte Verſchreibungen können eingetragen werden, mit Aagabe der 
Badingung. 

Wenn aber mehrere Perfonen ein Gut. pro indiviso beiten, kann einer allein 
feine Quote am Gut nicht zu Hypothekenꝰ Buch verſchreiben, ſondern es Tann keine 
andere, ala das ganze. But. verbindende, Schuld auf Inſtanz ber ſämmtlichen — 
ins Hypotheken⸗Buch kommen. 

$. 33. Reservationes dominii und Abjudicate: wirken hinfüro nichts, als 
inſoferne fie eingetragen worden, und durch die Stelle, wo fie im Bude zu ſtehen 
gefommen find. 

$. 34. Da auch ſchon jeht viele Hypotheken⸗Bücher vorbanden find; fo follen 
zuvörderſt alle Diejenigen, weiche zwar ven Unſerer Lehn⸗Kammer auetorifirt, .aber bei 
andern Bebörben niedergelegt find, eingeforbert, und bemnädft nad ihren Confirma⸗ 
tiono⸗Briefen renibirt werden. Bei denjenigen, welde bereits weſentlich dieſer Hppo⸗ 
thefen-Ordnung gemäß eingerichtet find, behält es fein Bewenden; und follen fie, nad 
geſchehener Vervollſtändigung, fortan in Gemäßbeit dieſes Geſetzes, continuiret werden, 

$..35. Diejenigen, bei welchen ſich in Rückſicht auf Die Ordnung ber intabu⸗ 
lirten Pöſte unter ſich, oder ſonſt, abweichende Einrichtung findet, ſollen zwar ihre 
einmal beſtätigte Einrichtung und deren Wirkſamkeit bis zu anderweitiger Vereinbarung 
zwiſchen dem Schuldner und den Gläubigern behalten. Da jedoch ſolche ältere Opypo⸗ 
theken⸗Bücher bei eintretender Veränderung im Beſitz aufhören; fo muß ſodann ein 
neues, ganz nach ber gegenwärtigen Verordnung eingerichtetes, Hypotheken⸗Buch er- 
üffnet, und müflen in — bie noch vorhandenen unb weiter eniichenden Schulden 
eingetragen werben. a 








Nitterſchaftliches Hypothelenweſen. 89 


Fürs künftige Tann Teinerlei Vereinbarung über andere Ordnung, ale nach der 
Zeitfolge, noch fonftige Veränderung, im Hppothefen= Buche zugelaſſen werben. Es 
ift jedoch in dem Falle, da Jemand hinfüro zu gleicher Zeit mehrere Schultpöfte con⸗ 
trahirt, Die mit Einftimmung der neuen Gläubiger gleichen Rang haben follen, unbe- 
nommen, bei der Lehn-Sammer dahin anzutragen, baß fie biefer Vereinbarung gemäß 
intabulirt werden; meldes denn auf bie Art gefchehen fol, daß jeder biefer Pöſte 
fein eigenes Blatt, unter ber nämlichen Kolien-Zahl, mit der Unterſcheidung von A. 
B. ete., und mit Zuſatz der Rang⸗Gleichheit, erhält; was denn auch in ben auszu⸗ 
fertigenden Hypotheken⸗Scheinen bemerkt werben muß. 

$. 36. Kein Hppotpeien-Bud kann ‚über mehrere Güter zugleich errichtet wer⸗ 
den. Da aber einige der Art jetzt ſchon vorhanden find; fo hat es dabei bis. zu er⸗ 
reichenber Umänberung fein Bewenden. Wenn aber ein Gutsbefiger, ohne ſolches 
wmebreren Gütern gemeinfhaftlihes Hppotbefen- Buch zu haben, bereits Obligationen 
mit genereller Verpfändung aller feiner Güter ausgeſtellt hat, und ſolche im Kaufe 
bes Jahres 1825 oder in Folge bes $. 9 seq. früher angemeldet werben, ohne daß 
zur Zeit Vertheilung und ſeparate Anweiſung auf ein einzelnes Gut zu vereinbaren 
geweſen wäre; ſo hat Unſere Lehn⸗Kawmmer ſolchen Poſten in jedes der Hypotheken⸗ 
Bücher dieſer generaliter verpfändeten Güter eintragen gu laffen; jedoch mit der 
ausdrüdlihen Bemerkung, daß der nämliche Poften auch in den andern zu benennen- 
ben Büchern ſtehe. Dahin müffen denn auch die berauszugebenden Hypothefen-Scheine 
eingerichtet werben, um mehrfache Geifionen des nämlichen Poftens au verbüten. 

Einfihreibungen neu contrapirter Schulden können hingegen nie anders ſtatt fin 
den, als unter alleiniger fpecieller Berpfändung eines einzelnen Landguts. 

6 37. Bon der Separation ber Hypothefen= Bücher für einzelne Güter ſind 
biefenigen ausgenommen, welche Durch ein gemeinfchaftliches Fidetcommiß, ober. ſonſtige 
Einrichtung, dergeſtalt mit einander verbunden ſind oder hinfüro werden, daß ſie nie 
wieder getrennt werden, und -an. verſchiedene Befiger gelangen können. Dieſe können 
and) fortan. ein gemeinſchaftliches Hypothelen⸗Buch belommen, ‚und behalten 3, inſo⸗ 
ferne fie es ſchon haben. 

5. 38. Jedes ſolchermaaßen eingerichtetes Hppotheken⸗Buch bei Unſerer Lehn⸗ 
Kammer gehört dem Gute an, und nicht der Perſon des zeitigen Beſitzers; mithin 
ohne alle Rüdjiht auf die mit dieſer vorgehenden Veränderungen; woher denn durch 
den Uebergang des Guts auf einen andern weder die etwa ſchon aus intabulirten 
Forderungen pendenten Schuldklagen unterbrochen, noch von dem neuen Beſitzer Ex- 
ceptio excussionis eingewandt werben Tann. Der Proceß geht vielmehr in bem- 
felbigen tramite gegen den neuen Befiger fort. 

$. 39. Da durch Concurs die vorigen Schulden abgetpan werben; fo wirb 
mit beflen Eröffnung das Hypotheken-Buch gefehloffen, und ein neues angelegt, worin. 
die Kaufgelds-Rüdjtände, und fonftige von neuem auf das Gut gelegte Schulden, der 
Reihe nad eingetragen werden. 

$. 40. Jedem Gläubiger. und Schuldner ſteht zu jeder Zeit, nach geböriger 
Anmeldung bei ber Zehn» Sammer, bas Hypotheken⸗Buch zur Einfkht offen, jedem 
Dritten aber nicht anders; als nad bejihrinigter- Einwilligung bes Schuldners, oder 
erwieſenem rechtlichen Intereſſe. 

$. Al. So wie es ſich von ſelbſt verſteht, dag bie zur Verwaltung Diefes 
Hypotheken⸗Weſens von Uns beitellte Behörde für die genauefte Befolgung biefer 
Hpypothefen- Ordnung verantmortlih, und für jedes durch ihre Echuld entftchendes 
Berjeben verhaftet: bleibt; fo garankiren Wir hierdurch zum Ueberfluß noch ausdrück⸗ 
lich Landesherrlich einem jeden feine Rechte und feine rechtlichen Anſprüche aus dieſer 
Hypothefen-Ortnung und ber darin angegriebeam Verwaltung des Hypotheken⸗ 
Weſens an gedachte Behörbe. 

$. 42, Die Dypothelm-Drbrung, welche Wir zu beflo aligenteinerer unbe, in⸗ 
fonberheit'in Rückſtcht auf ben 6. 8 umd-14, mehrmalen ſowohl ins Official⸗Blatt, als in 
mehrere auswärtige Öffentliche Blätter, wollen einrücken laſſen, ſoll nach drei Monaten alfo 
vom iften März. 1820 an im ihre völlige verbindliche Kraft treten; Und haben ſich von ber 
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Zeit an Unſere Lehn⸗Kammer, die ſämmtlichen Gerichte und alle Gläubiger und 
Sthuldner aufs genauefte nach derſelben zu richten. 
Gegeben ze. Schwerin, den 12. November 1819. 


Triedberid ray; 


1237. Tarordnung der Gypothekenkammer. 5. Januar 1820. 


1) Bei Eintragung in die erſte Abtpeilung bes Hypothekenbuchs wird für jeren 
as erlegt 4 ßl. 

2) $ür jeden nenen, in bie zweite Abtheilung einzutragenden Poften- wird — 
4a Procent der einzutragenden Summe. | 

. 3) Für das Eintragen rüdftänbiger Kaufgelber /s Procent. 

4) Für. Die Umſchreibung cedirter, bereits eingetragener Pöfte wirb A ßl. Sqhreib⸗ 
gebühr, und wenn ein nener Schein verlangt wird 20 gl. inclusive Stempel⸗ und 
Pedellen⸗Gebühr entrichtet. 

5) Für Die Eintragung von Erbgeldern, ſo wie fiir Umfchreibungen in Verer⸗ 
bungs⸗Fällen gleichfalls A Bl. Schreibgebühr und für jeden neuen Schein 20 ßl. in- 
elusive Stempel- und Pedellen- Gebühr. 

6) Für jeden neuen Hypotheken-Schein wird eine’ Gebühr von, 32 s erfegt, 
außerdem 4 El. Stempel- und A fl. Pebellen-Gebühr. . 

Wenn aber für General- Hppothefen in mehreren Gütern mehrere Hypothefen- 
Scheine ausgefertigt werden, fo wird für den Haupt- Schein AO fl. inclusive 
Stempel⸗ und Pedellen⸗Gebühr „ für jede ber übrigen Ausfertigungen aber nur 8ßl. 
entrichtet. 

7) Bet einer Löſchung wird für das Atteſt der geſchehenen a o Bl., 
desgleihen 4 fl. Pedellen-Gebühr bezahlt. 

8) Für Deerete der Eintragung oder Löſchung wird nichts, Dagegen 

9) Für die Einficht bes Oypothefen- Buchs und’ der dazu gehörigen Acten, zu⸗ 
fammen 24 ßl. entrichtet. 

10) Für bie Bücher wird erlegt, was das Papier und das Einbinden koſtet, 

und außerdem für das Liniiren und Einrichten a Bub 2 Rthlr. 
* 11) Die Gebüßren für ſonſtige Ausfertigungen, Reſcripte, Mandate, Ratifica⸗ 
torien ꝛc. bleiben dieſelben wie fie bisher ſchon bei ber Lehn-Kammer beſtehen; nur 
dag fünftig die, für aug, dem Departentent ber Hypotpefen- Kammer erlaffene Ausferti- 
gungen, in ber Gaffe dieſes Departements berechnet werden. 

12) Sämmtliche Gebühren werden in Rgwdr. entrichtet. 

1238. Nubriciruug uud Neception der Anträge in SUUIVeEeR 
fachen. 8. Januar 1820. 


..Bur Nachricht. des Yublicums wirb hiedarch befaunt:-gemadht: 

T) daß alle Anträge bei der Großherzogl. Lehn= Kammer, welche: ſich auf Die Hp⸗ 
potheken⸗Ordnung bezichen, wenn fie. offen abgegeben werben, auf ber Rubrik, 
fonft aber uf dem Gouvert, durch die Worte: | 

| Hppotheken-Säche 
bezeichnet werden müſſen; 

2) daß zur Beförderung der Ordnung keine andern Stücke, als Diejenigen, welche 
mit den Poften anfommen, oder ihrem Inhalte nach Eile haben, für ben 208 
ber Meberbringung. nad 12 Uhr Mittags recipirt werben eu. 

3) daß auch Eingaben, Die mit der Poft eingeben, nur infoferne, als fie bie 
Fünf Uhr Nachmittags abgegeben werden, an bem Tage bes Eintreffens 
ber Poſt, ſonſt aber erſt am folgenden Inge recipirt und präfentirt merben, 

Säwerin, den 8: Sanuar. 1820. ER . 

N Ä or ——— Aus Græaßherzogl. Lehn⸗tammer. 











Ritterſchaftliches Gypätheleumeien. MA 


2230. Anzeige von Ceſſionen ber Intabulata. 10. Auguſt 1820. . 

Die Beftimmung im $. 21 der Hppothefen-Orbnung vom 12. November v. J., 
wornach denjenigen, welche an Landgütern, die mit Hypotheken⸗Büchern verſehen ſind, 
durch Ceſſion Forderungen erworben haben, bei Strafe von a Procent des Capi— 
tale obliegt, von folder Ceffion, zum Zwede ber Umſchreibung zu Oypothefen- Bud, 
bis zum nächſten landüblichen Zahlungs=-Termine Anzeige zu machen, wird hierdurch 
in Erinnerung gebradt und zugleich nachrichtlich angefüget, daß den erfolgenden An- 
zeigen bie urfchriftlichen Schuld-Documente beigelegt werden müſſen, Beige nach An⸗ 
heftung des Umſchreibungs⸗Atteſtes STARTEN werben. 

Schwerin, den 19, Auguft 1820, 

Aus Großherzogl. Lehn⸗Kammer. 


1240. Ferien der Lehnkammer in Sypothekenſachen. 
21. April 1821. 

Friederich Franz sc. Wir haben nöthig defunden, bei den Geſchäften Un⸗ 
ſerer Lehn⸗Kammer in Hypotheken⸗Sachen eine jährliche Ferienzeit von zwei Monaten 
ſtatt finden zu laſſen. 

Verordnen daher hierdurch: 

1) dieſe Ferienzeit nimmt ihren Anfang mit bem 4. und endiget mit bem 13. 
Sonntage nad Trinitatis. 

2) Auf Anträge in Hppothelen- Sachen, melde bei Uinferer Lehn- Kammer bis 
zum Tage vor bem 4. Sonntage nah Zrinitatig — eingehen, ſoll auch 
während der Ferien Reſolution ertheilet werden. 

3) Dahingegen bleibt die Rejolution auf Anträge, bie vom 4, Sonntage nad 
Zrinitatis einſchließlich an einkommen, big zum Ablauf der Ferien ausgejegt. 

4) Davon find ‚Anträge, ‚welche die. Intabulirung von Schuldpöften zum Gegen⸗ 
ftande haben, nit ausgenommen; jedoch foll auf felbigen Tag und Stunde ter Prä- 
ſentation gleich ‚bei, der Abgabe bemerkt und auf, Diefen Moment ber Anmeldung, bei 
der erft nach Ablauf ber. Ferien erfolgenden Intabulirung, in Gemäßheit bee 8. 18 
Unſerer, Hypothelen-Ordnung vom 12. November 1819, Rückſicht genommen werden. 

5) Dieſe Ferienzeit kommt allen denen zu ſtatten, weich⸗ auf Verordnung Unſerer 
Lehn⸗Kammer in Hypotheken-Sachen etwas zu leiften haben, fo daß ſelbige bei Be— 
rechnung ber beſtimmten Friſten ausgeſchloſſen bleibt, 

Nach dieſer Unferer Willenemeinung und Verordnung haben J Unſere Lehm 
Kammer als ſonſt Jedermann ſich gehorſamlich zu qchten. | 

— ꝛc. Schwerin, den 21. April 1821. 


Friederich Tran. 


2241. Befchreibung des Guts im Hypothekenbuche. 24. Der. 1821. 
Briederih Franz sc. Da, zufolge $. 2 Unferer Hppothefen- Orbnung vom 
12. November 1819, die Hypothekenbücher auf den erften Blättern eine vollſtändige 
und zuverläjfige Befcreibung- bes Gutes und nach felbiger gehörige Nachweiſung fiber ben 
Befitztitel enthalten follen: fo geben Wir, refp. mit Entbietung Unſers gnäbdigſten 
©rußeg, ‚allen Gutsbefigern ‚in Unfern Landen aus. der unten dbgebrudten Anlage zu 
erieben, mas ſie bes Zweds zu. beobachten und zu befcheinigen. haben; befehlen au 
denjenigen unter ihnen, für beren Güter bereits in Gemäßheit des erwähnten Ge⸗ 
fekes wirkliche Hypothefenbücher errichtet find, daß fie bis zum Ablauf bes Mondts 
März fünftigen Jahres zu den‘, bie Hypothekenbücher ihrer Güter betreffenden Aften 
alles das einreichen follen, was erforderlich -M, um dem $. 2 Unferer Hypothelen- 
Drdnung in ber vorgefihriebenen Art und Form, ohne Beimiſchung nicht dahin ge⸗ 
höriger Gegenflände zu. genügen. 

zen 6 Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 24. December 1821. 

J Ad Mäudatum Serenissimi: proprium, . 
MMroßherzegl. Medi, zur Lehn⸗Kammer vervrdnete Gräben 

Geheime» und Räthe. — 
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Anlage. —— 
Nach Maßgabe des $. 2 der Hypotheken⸗Ordnung ſoll 
A. aus ber ben Hypothekenblichern einzurückenden Gulsbeſchreibung genan zu er⸗ 
fehen fein: 
1. der Hufenftanb und die Größe des Guts, 
II. die Lehns- oder Allodial-Dualität, 
III. die Guts-Pertinenzen, 
IV. die im Hufenſtande begriffenen — und Darr-Länbersm, 
V. die befegten Bauerhufen, 
VI. die etmanigen Erbpachtsrechte im Gute, 
VII. die fefftebenden. Abgaben, 
VIII. die Beſchränkung gewöhnlicher Guts-Gerechtigkeiten, 
IX. die auf dem Gute rubenden. Servituten, 
X. tie Sibeifommiß- -Dualität, 
B. dann aber auch in ben Hypothekenbüchern 
1) der Name des zeitigen Guts-Eigenthümers, 
2) ber Titel, aus welchem, er befikt, 
3) die Zeit, ‚feit wann er, befißt, | 
angegeben, und in der Folge jede darunter vorgehende Beränderung bemerkt werben. 

Bei den birfe Gegenſtände betreffenden rejp. Angaben aunb Befheinigungen ift 
folgendes zu beobachten: 

ad A. 1. betarf es ber Produktion eines Zeugniſes über den ——— 
kataſtermäßigen Flächeninhalt und Hufenſtand, welches, in Folge eines vom Engern 
Ausfchuffe. der Ritter» und Landſchaft in jedem Falle zu ertheilenden Commissorii, 
vor bem bei felbigem angeftellten besibigten Revijor, :auf ce aan Dfficial- 
Eid ausgeftellt worden. 

Diefes Zeugniß muß fh auch auf Die etwa befonders Here enen und bonitirten 
Guts⸗Pertinenzen erſtrecken; und inſoferne in dem Hufenſtande Kirchen⸗- und Pfarr⸗ 
ländereien begriffen fein ſollten, iſt demſelben ein, in Grundlage des Vermeſſungs⸗ 
Regiſters und Bonitirungd- Protololls gefertigtes ſpecifiques Verzeichniß beejelben | 
beizufchließen. 

a en II. genüget ſowohl bei Lehn⸗ als Allodial⸗ Gütern die Anführung biefer 

ualität 
| ad III. find bie Outs-Pertigenzen zu benennen, nötbigenfalls mit Hinweiſung 
auf’das ad. I. gedachte Zeugniß. 

ad. IV. werden bie im Hufenſtande begriffenen‘ Kirchen⸗ und Pfarr Länberrien 
mit Bezug auf eben biefes Zeugniß ad J. nur ſummariſch nad aluiii und. 
bonitirten Scheffeln oder Fudern angegeben. 

ad V. Wenn bei einem Gute entweder bie gänzliche Nieberlegung eines Dorfes, 
ober auch eine Oauptveränderung mit demfelben landesherrlich konfentirt if, jo muß 
dies angeführt und turd Production ber vorhandenen Urkunden beſcheiniget werden. 
. ad VI. Das Geſetz berüdſichtigt bier Erbpachtrechte, welche dritte Perfonen im 
Gute erworben haben, zum. Beijpiel an Mühlen, Schmieden, Bübnereien, Bauer- 
geböften ar... In Fällen diefer Art find Die Kontrafte wegen ſolcher Erbpachtrechte ur⸗ 
ſchriftlich zu produciren und in Bezug auf ſelhige iſt der Flächeninhalt an Daus«, 
Hof⸗ und. Sartenftellen, Ader, Wiefen und Weide, welchen ber Erbpäcter in. Genuß 
bat; ſo wie ber Betrag des Canons uud der eiwanigen ſonſtigen Erlegniſſe un ur 
ungen, fperifigue anzugeben, . . 

ad VIE. Zu den bei dieſen Punkten bezielten feſtſtehen den Abgaben gehören 
bie Abgaben an. Kirchen, Pfarren und Küſtereien, infoferne fie ftebenb find, ferner bie 
Erlegniffe an milde Stiftungen und bie: Offttialei in Roſtok, Die Königobeede, ober 
was: ſonſt won einem ‚an — Kaſſen entrichtet wird, bie Alopialitäte- 
Rekognition sc. 
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Sind geiflliche Länbereien beim Gute in. Erbpacht genommen, ſo aiſt auch ber 
Betrag der Erbpacht ſowohl in Naturalien als baarem Gelbe hieher zu rechnen. 

Alle dergleichen Erlegniſſe find ſpeciſique anzugeben, und beſonders muß in Be— 
ziehung auf die fixen Präſtationen an’ die Geiſtlichkeit durch ein Zeugniß des kompe⸗ 
tirenden Ehrn⸗ Prebigers, in Anſehung ber Leiſtungen aus Erbpachtkontrokten über 
geiſtliche Laändereien aber, durch Production bes ————— ‚bejteimiget- — 
daß fie volfläntig. und richtig aufgeführt ſind. 

ad VIII. Hiebei iſt auch Rückſicht zu nehmen 

a. auf das etwanige Daſein; von Vorkaufsrechten; 
—. B. auf landesherrliche Mefervatisnen wegen der Jag;z 
ec. auf bie Verbindlichkeit zur Erneuerung der Lehnbriefe oder Alledialitsts- 
Erklärungen in Verändernngs⸗— und. Beräußerungsfällen. 
IR die Beſchränkung der gewöhnlichen Guts⸗Oerechtſame in beſondern Verträgen 
pe? ib bedarf es beren urſchriftlichen Produktion. .. 
ad.IX. Zu den auf dem Gute. rubenden Servituten fiab zu. reinen: Zagp; 
Weide-, — Wege⸗ und Tränkgerechtigkeiten; bie Befugniß: Sand, Lehm und 
Steine vom Felde zu holen, u. f. w. 
Schriftliche Verträge, auf: welchen dergleichen Servituten beruhen, müſſen gieih · 
falls zur Einſicht vorgelegt werden. 
ad X. In Beziehung auf die Fideikonmiß⸗ Dnalität werden, bei Produltien 
der Stiftungs⸗Akte und deren landesherrlichen Beſtätigung, die Hauptbeſtimmungen 
ſpecifique angegeben, melde. Rd. auf den Umfang: und. die Dauer des wenn es, 
alſo auch auf die Succeſſtion in ſelbiges beziehen. 
ad B. Zur Beſcheinigung ber Angaben wegen der oben nit 1; 2: und 3 be⸗ 
zeichneten Punkte find urſchriftlich zu produtiren? 
qua 1. das von ber Großherzogl. Lehnkammer dem zeitigen Sutsöefiger etpele 
Zeugnig über die Ableiftung ‚des Lehn- oder Homagial⸗Cides,, 

‘qua 2. die den Beſttztitel begründende Urkunde, alſo, nach Verſchiedenheit ber 
Sälle, der Kauf» ober a: bie ii ber .. 
Receß u. ſ. w. f 

Snfoferne jedoch ſolche uctunden Ps auch ef andere: Gegenſtãnde erſtreden ; die 
auf den Befiatitel und das But felhft-Feinen:Bejug haben; genüget in der Regel die 
Beibringung eines zweckmäßigen beglaubten Auszugs, falls: nicht aus befonderer Ber- 
anlaffung das Original ausdrücklich zur Einſicht eingeforbert werben follte. 

Iſt der Beflger alleiniger Inteſtat- oder Teſtaments⸗Erbe, jo bedarf bloß biefe 
Qualität einer zweckdienlichen Bereinigung und bei Fideikommiß⸗Nachfolgern iſt das 

ad 1. gedachte Zeugniß der GOrößherzogl. Lehnkammer hinreichend. 

qua 3. das bei der Tradition oder Beſitzergreifung abgehaltene Protololl oder 

m Ermangelung deſſelben die Urkunden, welche die Thatſache, ſeit wann der 
zeilige Gutseigenthümer befitzt, anderweitig in Gewißheit ſezen. 

Die angemeſſenſte Form für alle vorbemerkte An aben ift, daß felbige, mit Un⸗ 
terfjeitung Der geſetzlichen Gegenſtände nad ben ob gen Nummern, auf ber einen 
Seite eines gebrochenen Bogens "gemacht werden, und daß ‚gegenüber zu jeber Nummer 
angeführt wird, welde Beſcheinigungen derheib reſp. urſchriftlich und in beglaubten 
Abſchriften producirt find. 

Allemal müffen aber bie Angabm ad A, et B. von einander —— — mithin 

anf hefondern Bogen beigebracht werden. 


11 


1242. Verfahren bei Beſtimmung der Vrlorftat, 10. ‚April 1522. 


Sriedberih Franz ıc. Da in dem 6. 6 Unferer Hypothelen · Ordnung vom 
12. November 1819 weitere ſpecielle Vorſchrift für das Vrrſahren Unſerer Landes⸗ 
gerichte vorbehalten worden ift, weun ein‘ Schuldner von der ihm ertbeilten Berechti⸗ 
gung, rine gerichtliche Beſtimmung der Priorität unter ſeinen Guss - Släubigern zu 
bewirten, Gebrauch machen follte, ſo vrrordven Wir, nach vernommenen und ge⸗— 


% 
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pruften raihſamen Bebenfen Unferer Ritter⸗ und Landſchaft und in Uebereinkunft mit 
des Großherzogs von Mecklenburg⸗Strelitz Königl. Hoheit deshalb folgendes: 

$ 1. In ſolchem Falle iſt der Schuldner verbunden, feinen ſämmtlichen zur 
gefeglichen erften Abtheilung bes Hypothekenbuchs gehörenden Gläubigern, zuvörderſt 
außergerichtlich einen, nach der ihm beimohnenden Kenntniß ihrer geſetzlichen Vorzugs- .. 
Rechte. anzufertigenden Prioritäts- Entwinf, mit Turzer, jedoch beflimmter und voll« 
ſtändiger Anführung der Gründe der Klaſſiſilation, zur Prüfung und Samen 
vorzulegen. 

86. 2. Diefer Entwurf muß fi auch anf: die —— erſtreden, weiche der 
Schuldner ganz oder theilweiſe nicht anerkennt, damit ſelbige bis zu beſcheinigter gũt⸗ 
oder gerichtlichen Beendigung der deshalb obwaltenden Differenz, salvo jure vor der 
sine zu Hypothekenbuch eingetragen werden Tünnen, 

$. 3. Wird dieſer Prioritäte- Entwurf von ‚allen Gläubigern rein’ genehmiget, 
— mit ihnen eine anderweitige Vereinbarung über bie Priorität. außergerichtlich 
bewirkt; fo behält e8 dabei das Bewenden, und die Intabulirung erfolgt, nad voll= 
Ränbiger Beſcheinigung dieſer Genehmigung ober Bereinbarung, in Bemäßpeit 
berjelben. 

A $. 4. Wenn aber bie reine. Genehmigung. nicht von allen Seiten erfolgt, und 

anderweitige außergerichtliche Vereinbarung nicht erreicht werden kann, ſo hat der 
Schuldner ſowohl feinen Prioritäts⸗Entwurf, als die fämmtlihen kreditoriſchen Erflä- 
rungen darüber, dem zur Prioritäts-Beſtimmung Tompetenten Landesgerichte ur» 
ſchriftiich einzureichen und ven demſelben bie richterliche Entſcheidung der noch vor⸗ 
handenen Differenzen zu erbitten. 

Sollten bei Anbringung dieſeg Geſuchs die kreditoriſchen Forderungen bereits in 
ein Konſpekt-Buch für Die erſte Abtheilung des Hyppothekenbuchs, nach Maaßgabe 8. 
5: Unſerer Oypotheken · Ordnung eingeichrieben ‚fein, fo muß ber Squlöner feinem ° 
Antrage auch eine beglaubte Abſchrift deſſelben beilegen. 

8. 5. Wenn der Impetrant in Anſehung ſeines Gutes dem Medienburgfihen 
ritterſchaftlichen Kredit⸗Berein beitreten will, und. dieſer bie ſtatutenmäßige Taxe ſchon 
veranſtaltet hat, alſo dadurch ausgemittelt worden, auf welche Summe Pfandbriefe, 
Behuf Abläſung der porhandenen Schulden, ertheilt werben ſollen; fo iſt dies dem 
Gerichte zu beſcheinigen und daſſelbe hat alsdann fein Verfahren zum Zweck ber 
Prioritäts⸗Beſtimmung, nicht auf ſolche Prioritäts- Differenzen zu erfireden, melde 
bloß Forderungen betreffen, die ſaͤmmtlich in der Summe des dalten Bart 
bes Gutes begriffen find.  - 

K. 6.. Zum Zmed ber Prioritätg-Beftimmung. werben alsdann von dem Sans 
Desgerichte an Diejenigen: Glaubiger, unter welchen ‚bie Priprität ſtreitig iſt, perem⸗ 
toriſche Ladungen auf einen Neun Wochen hinausſtehenden Termin zum Verſuch ber 
Güte, eventuahlter rechtlichen Entſcheidung erinffen, mit der Aufgabe, Acht Tage 
vor dem Termine die ihre Horberungen begründenden Urkunden zu proßuciren und 
ae ſchriftliche Dedultion ber von ihnen behaupteten. Borzugs - Rechte. beizubringen, 

‚praejudicio pro omni refpeft. der Präftufion mit Ichterer, und der Dejertion 
* Veweiſea ihrer Prioritäts-Rechte aus ſolchen Schuld-Dokumenten. 

F. 7. Sm Fall verfehlter Güte erfolgt die gerichtliche Entſcheidung, welche 
nöthigenfalls auch auf die Liquidität der Fordernngen und die Legitimation zur Sache 
erftredt werden muß, ohne Zulafipng eines; weiteren Schriftwechſels und durch einen 
gemwöhnlichermaaßen zu publicirenden Abſchied auf das ‚Zermins-Protofoll, 

$. 8. Etwanigen Anträgen bes Schuldners oder der Gläubiger auf Verſchickung 
ber. Alten ſoll nicht ſtatt gegeben werden, und bie Berfhidung ex officio nur allgin 
Bann eintreten, went nicht mehr a Iwei Mitglieder des Gerichts geſetzmaͤßig hr‘ der 
Sache votiren kömen. 

$. 9. Die Koften ber oberwähnten Babungen, bes Termins und Priorttälßs 
Abſchiedes, mithin eventualster auch ter Atten-Berfendung fallen dem impetrirenden 
Qutabefiger und Schuldner zur Laſt, infoferne: nicht durch rechtskrüftiges gerichtliches 
Ertenktnigden:-änbigein, welche feinem Prioritäts ⸗Entwurfe widerſprochen heben, 








NRitterſchaftliches Hppothelenweſen 95 


auferlegt werben follte, felbige ganz ober zu einem Theil zu tragen. Vorſchüſſig And 
aber felbige allemal von dem Impetranten zu berichtigen. 

$. 10. Gegen die ergangente gerichtlide Entfcheibung findet allein das Rechts⸗ 
mittel der Appellation an das Dber- Appellations» Gericht ftatt, auch alsdann, wenn 
‚ bie gefehlihe Summa apellabilis nicht vorhanden fein ſollte, mit Beſchränkung der 
Friſt zur Faſiſtkation md: zur Beibringung ber Vernehmlaſſung auf -vier Wochen. 
Das judieium a que hat Me bei ihm verhandelten Akten binnen 8 Tagen nach 
geſchehener Interpoſition der Appellation, ohne deshalb einen Befehl zu erwarten, an 
das Ober⸗Appellations⸗Gericht einzuſenden. 

F. 11. Das Ober⸗Appellations⸗Gericht erkennt allemal per Deeretum, feig⸗ 
lich ohne Anberaumung von Terminen zur Rotulation der Alten und Anhörung” bes 
Erfenntniffes, und bei felbigem foll eine Berfendung der Akten nur alsdann ftatt fin⸗ 
ben, wenn fle nach Maaßgabe 8. 82 -Unferer Ober» Appellations - Gerichts - « Debnung 
ex oflieio geſchehen muß. | 

$, 12. Bei dem Erfenntniffe bes Dber-Appellations-Geridhts behält es in An⸗ 
ſehung des Apellanten lediglich das Bewenden, dem Appellaten bleibt aber, wenn er 
ſich beſchwert achten ſollte, Das Rechtsmittel der Reſtitution, mit gleicher Beſchränkung 
der Friſten zur Juſtifikation und zur Beibringung der —— wie im 8. 10 
beflimmt werden. | 

$. 13. Auch in ber Reftitutiong - -Inſtanz entſcheidet Das Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht per Decretaum ſelbſt, den im $. 11 gedachten Fall ber Alten -Derfenbung 
ex officio allein ausgenommen, welches Erkenntniß für alle en Iheile ſo⸗ 
gleich in Rechtskraft trit. 
$. 14. In Appellations⸗ und Reſtitutionsfällen tragen bie ſtreitenden Theile 
ibre re big zur. rechtslrãſtigen Entſcheidung bes Ober - Appellationg- Gericht über 
den Koſtenpunkt. 

6. 15. In Anfehung ber Gerihte=Gebüßren verbleibt es zwar bei ber beite- 
henden Sportel-Tare, jedoch für Unfere drei Juſtiz-Kanzleien mit ben Abänberungen, 
dag, ohne Rüchſicht auf die Zahl ber in dem vorfdriftsmäßigen Termine zum Ber- 
ſuch ber Gute ericheinenben Gläubiger, mie ziehe’ als ‚bie Doppelte: Sersting = Gebühr 
von 3 Rthlr. 32 6, M. Val: genommen: werben ıfoll; daß ferner: für jeden in dem 
Abſchiede locirten Poften ner 2& Gl. M. Val. zu entrichten find, und daß endlich in 
Appellations-Fällen die Regiftratur-Gebühr. für- Einfhidung ber Alten, nicht höher ‚als 
von 1. bis 3 Rthlr. Ngwor., nah Ermäßigung bes jJudicir.a quo, zu beflimmen 
if. Urkundlih haben ‚Wir biefe Unfre Verordnung mit Unfrer Bebhandzeichnung. ver⸗ 
ſehen, und mit Unſerm Großherzogl. Jufiegel —— —— So geſchehen zu 
Schwerin, ben 10. April 1822, 

Briederig Branı 


243. Beftimmung bes Sufenftandes im Sypothetemus· 
31. Auguſt 1822. 


Sriedberih Franz sc. Wir finden Uns, auf ben geziemenden‘ öntrag. des 
Engern Ausſchuſſes Unſrer getreuen Landſtände, nach wohlerwogenen Umſtänden ver⸗ 
anlaßt, zur beſſeren Beglaubigung Der erforderlichen Alteſte des landſtündifchen Tardiers 
über den Hufenftand x. der Güter, .bei deren reipeftiven Beſchreibung zum introilus 
Der. einzurichtenben Oppothefenbüder, . kraft biefes zu beſtimmen: daß ein jeder Guts⸗ 
befiger neben Einreichung. eines fo bezeichneten Alteſtes des landſtändiſchen Reviforg 
bei Unfrer Hspothefen« Kammer, zugleich ein Begleitungsfchreiben, bes Engern Aue- 
Hufe in der Urſchrift ober beglaubten Abſchrift ‚beibringen muß, 

‚worin ber: Engere Ausſchuß dem beſagten Qutsbefiger das Atteſt bes Neviforg 

‚ über den Oufenſtand ‚xc. des Guts quapst.. mit ber Erklärung überſendet; 

Es erfolge hieneben bat, yon — A in Auftrag des — ER. 
anogeferligke Atefl, .: .. WERT: 
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und baben Wir dieſe Unfre nähere Beſtimmung zu jebermanus: Wiſſenſchaft, durch 
den Druck in den öffentlichen Blättern, gemeinkündig zu machen hie 
Gegeben: 2. : Schwerin,. den 31. Auguft 1822, 


Friederich Franz. 


1244. Anzumeldende Forderungen bei einem: Proelama über 
zitterfehaftl. Güter. ‘6. Dechr. 182%. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern gnäbigfien Gruß zuvor‘, Veſte, Ehrnvefte und 
Hochgelahrte, liebe Getreue! Es find und häuſig Fälle bemerklich geworben, mo Die 
Proclamsta, welche bei zurem Collegio, wegen Errichtung. der Hypothekenbücher über 
Landgüter ertrahirt worden, mehrere Ausnahmen, von der Anmeldungspflicht enthalten, 
ats die von Uns beftätigte Hypathefen-Drönung. in Hinſicht des Zwecks, welcher durch 
ſolche proelamota erreicht werden fol, zuläßt, wie 3. B. darin oftmals die ganz 
Allgemeine Ausnahme aller öffentlihen Behörden‘ ober er öffentlihen Abgaben ohne 
Unterſcheidung: ob fie rückſtändig find. oder nicht, vorkömmt. Da nun foldhes zu 
großen -Unficherhgiten und Schwierigkeiten bei Errichtung der Hypothekenbücher Anlaß 
giebt, namentlich auch auf die Grundlage ‚bes in Folge fothaner proclamalum 
ergangenen Präcluſiv⸗Abſchiedes die Schließung der eriten Abtheilung der Oypothefen- 
bücher überall nicht gejcheben kann; fo befehlen Wir euch hiedurch gnädigſt: künftig 
ex officio. darauf zu halten, daß die zum Behuf der Niederlegung eines Hypotheken⸗ 
buchs bei eurem Collegio nachgeſuchten Ladungen keine andere Ausnahme von der 
Anmeldungspflicht enthalten, als die Forderungen ber auf einem gehörig corroborirten 
Poftenzettel verzeichneten Gläubiger und Diejenigen Forderungen, weldhe im Spho 30 
vorgedadter Unſrer Hypotheken-Ordnung, als bei ausbrechenden Concurſen ben 
intabulatıs ausdrücklich vorgehend benannt worden. An dem geſchiehet unſer gnä⸗ 
digſter Wille und Meinung und Wir verbleiben euch mit Gnaden gewogen. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 6. December 1822. | 


Srieberiä Gran; 
&n die Juſtiz: Canzlei hieſelbſt. F 


1245. Beom. Syputhefeubud der on Melienburg-Ötrelig abge: 
tretenen Krappmühle. 20. Decdr. 1632. 

& wird hiedurch zu jebermanns, ben es angeht, Nachachtung offentlich bekannt 
gemacht, daß; nachdem die Arappmiifle: durch geſchehene Abtretung unter die Landeo⸗ 
hoheit Sr. Königl. Hoheit, des Großherzogs von Mecklenburg⸗ Strelitz, gekommen iſt, 
nunmehr das, bet hieſtger Broßherjoglicher Lehnkainmer über ſolche bisher beſtandene, 
mit dem Dypothefenbuche über Die Güter Chemnitz and Pinnow verbundene Hypothe⸗ 
kenbuch gefhloffen worben if, und nicht weiter durd Eintragungen de. forkgeſetzt wer- 
den kann. Jedoch bleiben durch Diele Berfügungen alle Gerechtſame bieheriger 
Gläubiger an die Krappmühle, fie mögen nun aus Verhypothecirung derſelben vor 
dem 1. März 1820, oder aus ſpäterer Eintragung in die zweite Abtheilung bes 
über ſolche fih mit erſtredenden Hppothekeabuchs originiren, in alle Wege ungekränkt. 

Schwerin, den 20. December 1822. 

Aus Großherzogl. Lehn⸗Kammer. 


1246. Tragung der Koſten der Anmeldung und Eintragung von 
Fordernigen. 25. Januar 1823. 

Bir Sriedberih Franz ꝛc. Geben biemit zu vernehmen: Wie bie, bin und 
wieder rege geworbenen Zmeifel über die Verpflichtung ber’ Gutsbeſttzer in: Unfern 
Landen,’ bei ber orbnungsniäßigen Einrichtung Der HOypothekenblicher: für ihre Güter 
nad Unfrer Hypothefenortnung vom 12. Noveniter 1819 ihren Gläubigern bie 
Koöften der Anmeldung und Eintragung ihrer Forderungen zu erſetzen, nur darin ihren 
Grund finden’ können, daß‘ man eine Verſchiedenheit dieſes Falls von anderen Pros 
Mamationen angenommen. bat, bei’denen allemal dem Provokanten bie Pflicht obliegt, ben 
Provotaten und Liquidanten bie Koften ihrer deshalb nöthigen Verwendungen zu erjehen. 
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Allein bie hier auf Seiten ber Gutobeſttzer beſtehende Berpflichtung zur Regu⸗ 
lirung ihrer reſpektiven Hypothekenbücher kann in ihren Rechtsverhältniſſen gegen die 
zur Anmeldung aufgeforderten Kreditoren nichts ändern, und find demnach, wie Wir 
declarando fraft dieſes ausdrüclich feſtſezen, obgedachte Gutsbeſitzer allerdings ge⸗ 
halten, ihren, auf die Ladungen behuf Errichtung der Hypothekenbücher ſich meldenden 
Kreditoren, die Koſten dieſer Anmeldung, ſo wie der Einreichung ihrer Originalien 
bei Unſrer Lehnkammer, weniger nicht der Zufertigung der Hypothekenſcheine, und 
anderer Anmeldungs⸗ und Eintragungsattefte. zu erftatten: Es fei denn, daß ber. jebes- 
malige Provokant felbit die kreditoriſche Forderung an Slapital und Zinjen, fo mie 
ihrer Priorität, auf einem gebörig Forroborirten Poftenzettel — welcher dem Gläu- 
biger zur Unterforift tempestive vorgelegt worben — richtig verzeichnet, auch fich 
ausdrücklich zur Einreichung der Driginalien bereit erklärt bat; als in welchem Falle 
ber Provokant von bem Koſtenerſatz ber, dennoch deshalb von den Kreditoren ge⸗ 
machten Vorträge, nicht aber von Erftattung der Auslagen für die Eintragung ber 
Zorberung, freizufpredhen if. 

An den Fällen,. wo die Aufforderung zur Anmeldung von Unfrer Lehnkammer 
felöft ausgegangen ift, fo wie aud allemal in Rüdficht der, bei biefer letzten Behörde 
zus beſchaffenden Einreihung der Driginalien und der Eintragung iſt die Beftimmung 
bes zu erfeßenden Duanti ber Koften, von dem Glänbiger bei Unſrer Lehnfammmer 
feloft nachzuſuchen, und auf das, von berfelben bieferhalb ergebende Moderator-Dekret 
Die, etwa nothwendige Klage bei Unferer fompetirenden Juſtiz-Kanzlei zu begründen. 
Und wie nun Unſre Landes-Gerichte von felbft nicht entftehen werden, in folchen Fällen 
ein Mandat bei Strafe der geftrafteften Erefution zu erkennen, und dagegen Feine ben 
Beſtand ver Forderung felbft bezielende Einreden zuzulaſſen; fo follen biefelben 
eventnaliter dazu hiemittelft ausdrüdlich angemwiefen fein. Datum 20. Schwerin, 
den 25. Januar 1823. m 

Sriederih Franz 


4247. Borfchriften wegen ber PBoftenzettel. 25. Januar 1823. 


Es hat ſich durch die biaherige Erfahrung gezeigt, daß bie Bereinbarungen zwi⸗ 
ſchen den Gutsbefigern, welche Hppothekenbücher nah Maaßgabe Unferer Hypothefen- 
Drdnung vom 12. November 1819 errichten wollen, mit ihren Gläubigen — in 
Grundlage nad) ber Priorität georbneter Poftenzettel, über den Beftand und die Bor 
rechte ber Forberungen —, wenn fie zwedmäßig eingerichtet und geleitet werben, fid 
vorzüglih bazır eignen, um die Oypothefenbücher ohne Weiterungen und Schwierig⸗ 
Teiten zu Stande zu bringen; wogegen fi biefe mehren und häufen, wenn es folden 
Doftenzetteln an der nöthigen Ordnung und Vollſtändigkeit fehlt. 


Um nun unzwelmäßigen und daher hinderlihen Manfnehmungen von Seiten ber 
diebei intereffirenden Gutsbefiger möglichſt zuvorzufommen, wirb hiemit in ber Anlage 
A. ein Formular eines zwedmäßig eingerichteten Poftenzetteld gemeinfündig gemacht, 
unb bleibt dabei unverhalten: daß Fünftig nur danach formirte Poftenzettel bei Unferer 
Lehnkammer, als Hypothekenbehörde angenommen, Diejenigen aber, welche biefem nicht 
gewiß eingerichtet find, ohne weitere Berüdjichtigung zurüdgegeben werben follen. Auch 
it allemal, bevor ein folcher Poftenzettel unter den Gläubigern zum Umlauf gebracht 
wird, derfelbe in duplo bei Unjerer Lehnkammer einzureichen, damit bas eine Erem- 
plar mit Unferm Inſiegel und der gewöhnlichen Unterfhrift korroborirt werben kann. 


Zur weiteren Erläuterung bes sub A. nachfolgenden Sormulars bleibt biemit 
unverbalten: - 

1) jeber Poſtenzettel darf nur Die NKrebitoren eines einzelnen Gutes umfaflen. 
Zindet aber der. Befiger mehrerer Güter es feinem Zwecke gemäß, bie Schul- 
denverzeichniffe diefer mehreren Güter mit einander zu verbinden, fo muß body 
allemal ſolches in vollfländig getrennten Abtheilungen gefchehen, und der Poften- 
zettel felbit zu den Alten jebes einzelnen Gutes, welches er angeht, in gehörig 

Medi. Geſetzſammlung U. 7 


= 


St 
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beweiſender Farm, und unter sulänglißer — demnãchſt begehrt 
werden; 


bie Ereditorifchen Erflärungen müffen allemal mit volftünbige r Beſtiumtheit die 
Richtigkeit des Beſtandes der aufgeführten Forderung an Kapital und Zinfen’ 
beſtätigen, imgleichen die erforderlichen Legitimationodokumente für alle Man- 
datarien und Kuratoren der nicht eigenhändig unterzeichnenden Glänbiger ent⸗ 
halten ober nachweiſen. Was hieran in irgend einer Rückſicht etwa fehit, muß 
von dem Gutsbeflger vor der Reproduktion herbeigeſchafft und in der für ſeine 
Anmerkungen beſtimmten Kolumne nadgewiefen werden. Eben fo iſt es auch 
zu halten, wenn, unerachtet der Bemühungen des Gutsbeſitzers, reine Aner⸗ 
kenntniſſe bes Poſtenzettels zu erhalten, dennoch Differenzen in den kreditoriſchen 
Unterſchriften angeregt werden, und ber Gutsbeſitzer zu deren Beſeitigung 
anders als auf gerichtlichem Wege gelangen kann. 


3) Die genaue Bezeichnung des Zinsruckſtandes erfordert ed, daß derjenige Termin 


genannt wird, in welchem die Zinſen zuletzt bezahlt ſind. Es iſt alſo jedesmal 
der angezeigte Termin ihres Rück andes exclusive zu verftehen. 


Ko Gegeben 2c. Schwerin, ben 25. Zanuar 1823. 
Ad Mandatum Serenissimi proprinm. 


Großherzogl. Nedlenburgſche, zur Lehnkammer verordnete . 
Geheime- und Räthe. 
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1248. Vom — der Ceſſionen unter dem Sypothekeunſchein. 
4. Juli 1823. 


Friederich sun zc. Es ift bemerkt worden, baf bie Worte bes Sphi 21 
ber Hypotheken⸗Ordnung: 
daß Fünftig, wie es bisher üblich ae; die Geffion unter dem Hypotheken⸗ 
Schein geichehen fünne, - 
häufig alfo - gebeutet worben, als wenn biemit die geſetzliche Obliegenheit, den vor- 
ſchriftomäßigen Stempelbogen zu ſolchen Ceſſionen zu nehmen, ganz ſuspendirt ſei. 
Wann nun aber, wie bie vorhergehenden. Worte bes $, 21 ter Hypotheken⸗ 
Drdnung ausdrüdlich befagen, die erwähnte Geftattung der Eeffion unter dem Hppo⸗ 
thefen-Schein nur zur Erleichterung bes Gelde Verkehrs, welche befonders durch ſchnelle 
Indoſſtrungen im Auslande und an Orten, wo augenblidlih Feine Stempelbogen zu 
baben find, ‚befördert wird, veranlagt worden iſt; fo ift doch allemal, wenn folde ge⸗ 
heben, der gefehmäßige Stempelbogen binnen der, in der Stempel» Ordnung vom 
22. Auguft 1810 ın fine sub ec. vorgefchriebenen Frift von 8 Tagen nachzutragen, 
widrigenfals bie gefegliche Strafe. ber verabfänmten Adhibirung der Stempelbogen 
unfehlbar zur Vollſtreckung kommen ſoll. 
Wornach sr. Gegeben ze. Schwerin, ben 1. Juli 1823. 


Friederich Franz. 


4249. In weetion des — durch die ———— 
43. Septbr. 1823. 


Srieberih Franz a. Wir machen bierburd öffentlich — daß Wir Uns 
bewogen gefunden haben, ben $. 40 Unferer Hypotheken⸗Ordnung dahin näher zu 
beffimmen: daß ohne Wilfen und Willen des Gemeinfchulbners dem Gläubiger, welcher 
Snfpection bes Hypothekenbuchs nachzuſuchen fonft befugt if, nur Die Einſicht bed, unfer 
Beglaubigung der Hypothefen- Kammer, angefertigten Regifters geftattet, und ihm, wenn 
er es verlanget, außerdem nur bie Gutöbefchreibung und nur dasjenige. Folium im 
Hppothekenbuche gezeigt werben foll, auf welchem feine eigene Forderung eingetragen 
ſtehet. Wonach ac. Gegeben x. Schwerin, den 13. Septbr. 1823. 


Sriedberih Franz. 


1250. Trennung der Gefliouen mehrerer Pöſte. 17. Ian. 1524. 


Es findet fi öfters, bag die Eeffionen mehrerer, auf verſchiedenen Bolten in 
Hypothekenbüchern bereits eingetragener Schuldpöftle von den Cedenten berfelben mit 
einander verbunden und zufammen gefaßt werden. Da nun biefes, bei ber jebes- 
maligen Umjchreibung, wegen ber nothiwendigen Trennung durch beglaubte Abſchriften, 
einen bedeutenden Aufenthalt veranlaßt, auch andere erhebliche Schwierigkeiten in dem 
Geſchäftsgange verurſachtz fo wird hiedurch jedermann vor dergleichen Unregelmäßig⸗ 
leiten gewarnet, indem ſelbige fortan nur zur Folge haben werden, daß die Umſchrei⸗ 
dungen folder in Eins gefaßten diverſen Schuldpöfte ganz werden verweigert, und bie 
zu deren Behuf eingereichten Dofumente zur Berbeilerung surüdgegeben werben. 

Schwerin, ben 17. Januar 1824, 
| Aus Großherzoglicher Lehn⸗Kammet. 


4251. Tragung .der Aumeldungstoften bei eingereichtem Poſten⸗ 
zettel. 29. Januar 1824. 


Friederich Franz x. Mit Bezug auf Unfere, daurch das 'öfflcielle Wochen⸗ 
blatt erlaſſene Verfügung vom 25. —— y. J., im Betreff ber Zragung der An⸗ 
melbungs = often bei Errichtung der Hppothekenbücher, wird hiemit noch weiter 
verorbuet: - 
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-beh der Gutsbeſitzer: auch. bei Einreichung eines Poſten⸗Zettels bie Koſten der 
Anmeldung zu tragen haben fol, wenn er ſolchen Poſten⸗Zettel nit 
mindeſtens vier =. en vor ven. Eintritt bes Liquidations · Termins 
produciren wird. 


Bord ix Grgeben :r. Schwerin, hen 29. Januar 1824. 
Friederich Franz. 


1252. Ein Hypothekenbuch über mehrere Bauptsũter. 
22. Januar 1825. 

Srieberih Franz 2... Die bisherige Erfahrung bei ber Nieberlegung ber 
Hpypotheken⸗Bücher, nad) Maafigabe Unferer Hypothefen- Ordnung, de 12. November 
1819, hat gezeigt, daß es Feine Schwierigkeit hat, bie Oppothekenbücher über mehrere 
Hauptgüter beffelben Beſitzers vorerſt mit einander zu verbinden, und dieſe Berbinbung 
in der Folge wiederum aufzuheben, wogegen es die Zuſtandebringung ber Hypothefen- 
bücher in manchen Fällen ſehr erſchwert, wenn der Beſitzer mehrerer Hauptgüter die 
in Berpflichtung hat, jedes berfelben mit einem befonberen Hypothekenbuche 
zu verſehen. 

Wir haben daher, nach erfordertem rathſamen Bedenken Unſerer getreuen Stände, 
beſchloſſen, den Fphum 36 ber vorhin gedachten Hypotheken⸗Ordnung ul ange» 
meſſen abzuändern, und wollen hiemit: 

1). ben Befigern mehrerer Hauptgüter, — .baferne fie im Stande find, ihre Schuld⸗ 
verhältniſſe dergeſtalt zu arrangiren, daß geſammte einzutragende Forderungen, 
unter gleichen Prioritätsrechten, auf alle Güter, wie auf jedes einzelne haften 
— es geſtatten, und Unſere Lehnkammer als Hppothefenbehörbe biemit an⸗ 
weifen, die Hypothekenbücher über mehrere einzelne Hauptgüter beffelben Eigen- 
thümers einftweilen und bis dahin mit einander zu verbinden, ba foldye in der 
Folge durch Vererbung, Verkauf oder ARDEEWEHINE Zrennung in verſchiedene 
Hände übergeben, 

2) Ein Gleiches fol auch hinfi chtiich der, wegen ——— Anordnung der Prio⸗ 
rität zu errichtenden Conſpect-Bücher in dem Falle geſchehen, wenn ber Guts- 
beſitzer anerkannt, daß die auf jedes einzelne nn Be Forde⸗ 
rungen auf —* Güter haften. 

So viel aber 

3) die II. Abtheilungen der Hypothekenbücher anlanget, ſo bleiben ſolche ſo lange 
immer für jedes Hauptgut. getrennt, bis die erſte Abtheilung völlig regulirt, 
und darüber ein, mehrere Güter umfaſſendes, Hypothekenbuch eingerichtet iſt. 

Alsdann iſt es dem Gutsbeſitzer unbenommen, mit Zuſtimmung der, in 
Die zweiten Abtheilungen eingetragenen Creditoren dieſe in das Hypothekenbuch 
erſter Abtheilung mit aufnehmen zu laſſen. 

4) Hinſichtlich der Anmeldung der Schuldforderungen behält es bei der Beſtimmung 
bes Sphi 8 ber Hypotpefen- Drbnung, mornad bie Anzeigen zu ben Xcten 
iebes einzelnen Gutes, auf welches ein Realrecht behauptet wird, — 
müſſen, lediglich das Bewenden. 

Wornach ꝛc. Datum ꝛc. Schwerin, den 22. Januar 1825. 


Friederich Franz. 


1253. Generalproclama wegen der noch nicht mit einem Sypotheken⸗ 
buch verſehenen Güter. 2. Mai 

Friederich Franz cc. Wann mit Ende bes zucker laufenden Bahres 
berjenige Zeitpunct eintritt, zu welchem, ben Beſtimmungen Unjerer Hypothekenordnung 
de 12. November 1819. zufolge, alle ritterſchaftlichen Güter in Unſern Landen mit 
gehörig : eingerichteten Hypothekenbüchern verfeben fein müſſen; fo.ift: — nachdem von 
vielen Gutsbeſitzern ſchon früher von ber ‚vollen Anwendung des. Geſetzes Gebrauch 
gemacht, und demnach zum. Schluffe ber erfien Abtheilungen beren Hypothekenbücher 
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füßresbe Ladungen erlaſſen worden — nunmehr wegen geſanuner auehägebliebenen 
Güter das gegenwärtige Procama erlonnt, .. 

Es umfaßt daher faldheg.. — mit Vorbehalt ber weiterhin Aangedenteten Aus⸗ 
nahmen — alle und jede ritterſchaftlichen Güter in Unſern Landen, mit. Inbegriff ber 
Güter bes Roftoder Diſtricts and ber Herrſchaft Wismar, jedoch mit Ausjchlaß der 
Incameratorum und der im Beſitz der Commünen befindlichen Güter, wobei jedoch 
zur Abwendung möglicher Zweifel hiedurch eröffnet wird, bag nur bie Güter ‘ber 
Städte, Kirchen, Klöfer, Stiftungen, Pfarren und. Banerfchaften Unferer Lande, als 
wirkliche Communalgüter anzufehen find,. während Dafür nicht zu halten, vielmehr an 
der gegenwärtigen Nufforberung Theil nehmen: 

1) alle und jede Güter, welche fih im Beſitze auslänbifher Stiftungen und 
Derbindungen Befinden, wenn gleich auf biefe auch fonften ber Begriff einer 
&emeinheit anwendlich fein mögte; 

2) alle Eoncurs= Güter, In fo weit Forderungen ex “factis creditorum barauf 
haften, welche vor dem 1, März 1820 eriftent geworben; 

3) alle vormalige Theile von Hauptgütern, welche durch fpätere Erbtheifungen und 
eontracttiche Mebertragungen in das volle Eigenthum anderer Beſitzer überge- 
gangen find; namentlich 

a ker im ii bes Carl Haud ſich ‚befinbenbe Antheil des Gutes Detershagen, 

 ritterfchaftlichen Amts Buckow; 

b. die den Eigenthümern Carl Friederich Ganzel, Wilhelm Heinrich Eintopf, 

Friederi Wilhelm Jabelmann und Johann Joachim Tiede zuftänbigen ritter- 
ſchaftlichen Antheile von Mamit, Amts Grabow; 

‘c. ber dem Johann Joachim Markwardt zugebörende Antheil von BZieslübbe, 
-— 7 ritterfhaftlichen Amts Grabom; 

 d.die ritterſchaftlichen Antheile an Boſſow, ritterſchaftlichen Amts Grevis⸗ 

eh in Befig des Schmids Friederich Klopp und Joachim Heinrich 
ibow; 

e. die dem Simon Georg Hecht eigenthümliche Hinter⸗Stuerſche Mühle, ritter⸗ 

ſchaftlichen Amts Lübz; 
— bie übrigen, bier nicht benannten Güter, bei denen ein Gleiches zutrifft Teines- 
wegs ausgeſchloſſen find. 

Solchemnach fordern wir alle diejenigen, melde dingliche zur geſetzmäßigen erſten 
Hypothekenbuchsabtheilung gehörige Rechte, mithin aus Eigenthums⸗ ⸗Recht, Erbrecht, 
desgleichen aus genereller oder ſpecieller Hppothek, oder ſonſt einem Realrechte, An- 
ſprüche an die vorbeſchriebenen titterſchaftlichen Güter und Deren Pertinenzen und Zus 
bebörungen haben ober behaupten, hiedurch, nach Maaßgabe der SS. 5, 8 and 11 
Unferer Oppothelenordnung, eine flir allemal, mithin peremtoriſch auf, befeblen daher 
gnädigſt und wollen, daß ſie fi) vor. dem 1. Januar 1826 bei Unferer Lehnkammer 
zur Einſchreibung in bie erfte Hypothekenbuchsabtheilung desjenigen Gutes, auf welches 
das von ihnen behauptete dingliche Recht ſich bezicht, zu den Specialacten beffelben, 
unter‘ Borlegung” ber ihre Forderungen beweifenden Driginalien oder — falls fie 
ſolche nicht füglih auf längere Zeit aus den Händen laffen können — mindeſtens 
vollſtändiger beglaubten Abſchriften derſelben, melden, und zugleich bei dieſer Aumel⸗ 
dung anzeigen ſollen, auf welche beſondere Vorrechte fie, nach den bisherigen Prio⸗ 
ritätsgeſetzen, Anſpruch machen, unter dem in der Hypothekenordnung beſtimmten, und 
hiemittelſt wiederholt ausdrückllich angedroheten unfehlbaren Nachtheil, bag nicht nur 
die, vor dem 1. Jannar 1826, als an welchem Tage die erſte Abtheilung ber Hypo⸗ 
thefenbücher für Die vorbeſchriebenen ritterſchaftlichen Güter für: geſchloſſen wird ange⸗ 
nommen werden, üherall nicht angemeldeten, und durch Vorlegung der Beweiourkunden 
nicht beſcheinigten dinglichen Forberungen an ſelbige, allen andern, bie ſich: fir Das ‚bes 
treffende Out zu Hypothekenbuch eingeſchrieben finden, nachſtehen, ſondern auch diejeni- 
gen: Gutoglaubiger, welche bei ihrer Anmeldung die Anzeige beſonderer, von ihnen in 
Auſpruch genommenoer Vorrechte unterlaſſen haben, ale ſoiche nn wesben jollen, 
die lediglich nach dem ‚Alter ihrer Realrechte vangicen, daher benn auch felb ein 
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Bezug auf bie exhibirien Schulddocumente die Wirkung nicht haben kann, daß ein 
darin enthaltenes, in der Anmeldung aber nicht namentlich in Anſpruch genommenes 
Vorzugsrecht bei der Eintragung in ‚das eiwanige Konfpeet - oder Hypothekenbuch 
irgenb berüdjichtiget ‚wind, 

Bon ber Befolgung biefer ade Aufforberung follen nur allein ausgenom- 
men fein: 

1) diejenigen, welche mit ihren. Forderungen an Capital und Zinfen in eines 

ber wor dem 1. März - 1820 eingerichteten Hypothekenbücher über die Güter 
1) Klein⸗Siemen, ritterfehaftlichen Amts Buckom, 
2) Bothmer, . Arpehagen, Broock, Chriflinenfeldt, Elmenhorſt, Golbbed, 
Örunbeshagen, Parin, Steinbed, Zarnewigeshagen, ——— Amts 
Greviomühlen, 
3). Dönkendorf, ritterſchaftlichen Amts Grevismühlen, 
A) Großenhof, ritterſchaftlichen Amts Grevismühlen, 
5) Sarmshagen, ritterſchaftlichen Amts Grevismühlen, 5 
6) Wieſtchendorf, ritterſchaftlichen Amts Hrevismühlen, 
7) Tannenhof, ritterſchaftlichen Amts Lübß; 
8) Alts und Neu-Schönan, ritterſchaftlichen Amts Neuſtadt, und Brof- und 
Klein⸗Gievitz, ritterfihaftliben Amts. Stavenhagen, 
2. 9). Rleefeldt, vitterfihaftlichen Amts Schwerin und Lrivik, 
107 Banzien, ritterfhaftlihen Amts Wittenburg, 
11) Drönnewitz, ritterſchaftlichen Amis Wittenburg, 
12) Selpin, ritterſchaftlichen Amts Gnoien, 

. 43) Dieckhof, Reperſchendorf, Roggow, Schmesk, Schwiehzel, ritterſchaftlichen 
Amts Güſtrow, Neuheinde und Klein⸗Bützin, ritterſchaftlichen Amte 
Neukalden, 

14) Groß⸗ und Klein⸗Köthel, ruterſchafſtlichen Anıts Güſtrow „und Staven⸗ 


hagen, 
15) Rabten, ritterſchaftlichen Amts Güſtrow, 
16) Zapkendorf, ritterſchaftlichen Amts. Güſtrow, 
17) Burg⸗Schlitz, ſonſt Karſtorf, ritterſchaftlichen Anıte — 
18) Dambed, Bollewick, Karchow und Nätebow, ie Amts 
Wrebenhagen, 
mit fämmtlihen zu allen — Gütern gehörigen Pertinenzen, welche * bem 
$. 85 ber Hypothekenordnung, bis‘ zur eintretenden Veränderung im Beſitz, 
fortgefegt werben, eingetragen find, und barliber bie erforderlichen Hypotheken— 
ſcheine in Händen haben, inſoferne fie Teine andere, als Die, dasjenige Gut, - 
- welches darin benannt ift, betreffende Rechte in Anspruch nehmen; | 

2) bie In eins ter nah Maafgabe, Unferer Hypothekenordnung de 12, Novbr. 
1819 eingerichteten Hypothekenbücher wirklich eingetragenen Pöſte; 

3) diejenigen Forderungen, deren wirkliche Eintragung in ein bergeftalt - einge- 
richtetes Hypothelenbuch zur Zeit zwar nit erfolgt, welche aber, aus Beran- 
laffung früherer, in Grundlage Unferer Hppothefenordnung aus Unferer Lehn— 
kammer ober non Unfern Juftizcanzleien erlaffenen, ober aus letztern bis zum 
1. Ortober d. 3. annoch ergebenden Ladungen angemeldet, oder von ber Au- 
meldungepflicht ausgenommen -finb; 

4) alle Släubiger, welche auf reinem, nach Unferer Berorbuung de 25. Januar 

. 1825 eingeriteten, ‚von Unſerer Oroßherzoglichen Lehnkammer corrobgrirten 
Poſtenzettel ihre Forderungen: nicht nur on. Rapital und. Zinſen, fondern aud 
nad. den Vorzugsrechten, welche fie bafür, nach den bisherigen Prigritäts- 
geſetzen, in Anſpruch nehmen, richtig aufgeführt finden, werden, 

Endlich aber wird. noch denjenigen, die aus Verſchreibungen über ein Darlehn 

verſchiedene Guüter wegen dinglicher Rede. in: Anſpruch nehmen, nachrichtlich angefüget, 
dag in ſolchem Falle bei ben Special⸗Acten eines jeden einzelnen Gutes/die Bamıel- 
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dung geſchehen, und reſp. dabei angezeigt werden muß, zu welchen —— die 
Schulddocumente. eingereicht worden ſind. 
Wonach ıc. Gegeben 2c. Schwerin, den 2. Mai 1825. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Medi. zur. Zehn - Kammer verorduete Präſident, 
Geheime⸗- und Räthe. 


1254. Verfahren beim Streit über die Exiſtenz der angemeldeten 
Forderungen. 14. Juni 1825. 

Sriederih Franz zc. Wir haben beſchloſſen, um auf gefegmäßgigem Lege 
bie fchleunige Erledigung ber, bie Zuftandebringung ber Hypothekenbücher, über ritter- 
fchaftliche Güter, binbernden Differenzen zu bewirken, nad vernommenem rathfamen 
Bebenfen Unſerer getreuen Stände weitere Anordnungen liber bie Abkürzung des ge= 
rihtlihen Verfahrens und ber Proceßfriften in Fällen, wo bloß bie Exiſtenz Ding 
licher Rechte an das proclamirte Gut, mithin, die Statthaftigfeit ber Anmeldungen 
zur Frage fteht, und darüber entihieden werben muß, eintreten zu laflen. 

Verordnen demnach mie folget: 

$. 1. Wenn, auf die gefegmäßige Ladung zur Anmeldung bingliher Rechte an 
ein Gut, Behufs der Errichtung eines Hypothekenbuchs über baflelbe, Anſprüche ange- 
zeigt werben, ohne Daß dabei überall eines dinglichen Grundes berfelben erwähnt ift; 
ober, wenn ber binglihe Grund, nad) der Angabe ſelbſt, oder nach der grunbleglichen 
Urkunde —- die, falls fie vorhanden ift, beigebracht werden muß — nidt vor dem 
1. März 1820 entftanden ift; fo muß auf Antrag des Provocanten von bem pro- 
elamirenden Gerichte fogleih die Abmweifung fothanen Anſpruches, bei bem labungs- 
mäßigen Schluſſe ber erften Abtheilung per decretum verfügt werben. 

8. 2. Tritt ein folder Fall bei ben Prorlamationen Unferer Lehnfammer als 
Hppotgekenbehörbe ein, fo hat biefe, unter Ertheilung angemefiener, jedoch möglichſt 
abgefürzter Friften, bie Nachreichung gehöriger, das behauptete dingliche Recht nach⸗ 
weijender Urkunden zu erfordern, und bie Erfordern fo lange zu wiederholen, als 
fich noch erheblihe Mängel in ber Darlegung bes Realrechts zeigen. Behauptet aber 
der Liquidant, in dem Beigebrachten das behauptete dingliche Recht genugfam be- 
gründet zu haben, fo ift hierüber die Erllärung bes Gutsbeſitzers zu fordern, unb 
falls biefer die Forderung ſelbſt oder das Dinglihe Hecht derſelben in Abrede nehmen 
möchte, die Sache zur Ausmachung der Rechte zwiſchen beiden Parteien an bie Ge— 
richte zu verweilen, immittelſt aber bie in $pho 16 ber Hypothefen- Orbnung vor- 
gefhriebene Eintragung ante lineam zu verfügen; bie Gerichte haben alsdann nad) 
benjelben Grundſätzen zu verfahren und zu enticheiden, als ob bie Liquidation zu 
ihren eigenen Acten gebracht wäre. 

$. 3. Gegen die fofortige gerichtliche Zurüdweifung per deeretum findet nur 
eine Querel an Unfer Ober -Appellations - ‚Gericht ſtatt, melde in dieſem Falle zwar 
ben Suspenfiveffect hat, jedoch, ohne vorgängige Repräfentation, binnen der gefeßlichen 
Notkfrift von 20 Tagen vom Tage der Inſinuation eingewandt, und binnen bes 
demnächitigen fatalis von drei Wochen eingeführt, auch zugleich gerechtfertiget 
werden muß. 

$. 4. Wenn aber ber eingebradte und refp. durch paſſende Urkund gehörig 
nachgewiefene Anfpradh vor dem 1. März 1820 erwachſen iſt; "gleichwohl Aber ber 
Provocant feine Dinglichkeit überhaupt, die Verhaftung bes Cuts in specie, ober 
den Zeitpunck ber Entftehung berfelben beftreitet, fo ift, nad eingegangener Ereeptiong- 
fhrift des Provocanten, bie Replid bes Liquidanten, aub praejudicio pro omni 
praeelusionis et judieialis determinationis, binnen dreiwöchentlicher Friſt zu 
erfordern. Findet demnädhft das Gericht die Sache zur Berwerfung ber Profeſſion 
geeignet, fo iſt ſolche fofort per decretum auszufpreihen. Hat aber dieſe Ber- 
werfung noch einiges Bedenken, fo if ein unverlängerter Termin, sub praejudicio 
pro omni judieialis deeisionis, anzufegen, und bie Duplid des Provocanten 
absque novis vor demſelben zuzulaſſen. 
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65. Bird alsbann ein Beweisverfahren nötbig, :fo iſt darin gleichfalls mit 
bis anf acht Tage abgefürzter Beweis“ und Gegenbeweisfrilten : zu verfahren, und 
ohne‘ Geftattung deductiviſcher und gegendeductiviſcher Berbanblung, nachdem bie 
Publication ber Beweismittel ohne befondern: Antrag verfügt worden, durch einen 
Beſcheid auf Das Proburctiond- Br Pnblioationds Protocol, ober auch per decre- 
tum zu entſcheiden. 

5. 6. Im Belreff der Zuläffgfeit ber Actenverſchickung, ſo wie der Rechts⸗ 
mittel, auch wegen des Verfahrens bei Unſerm Ober⸗Appellations⸗Gerichte, normiren 
für gegenwärtige Bälle gleihfalls bie Vorſchriften Unferer Verordnung vom 10. April 
1822 $ph. 8, 10, 11, 12, 13, 14 et 15 in fine, fo weit fie fih hier anwenden 
lafjen; wie denn auch in allen Fällen, wo über Die Priorität einer Forderung zu⸗ 
gleich Streit entſtehet, ber nicht füglich von dem Erkenntniſſe über die Statthaftigkeit 
der Anmeldung an ſich getrennet werden kann, nur nach der Vorſchrift Unſerer Ver⸗ 
ordnung de 10. April 1822 und den ſonſtigen geſetzlichen Regeln bes Proceſſes zu 
verfahren iſt. 

Unfere Lehnkammer, Ober⸗Appellations⸗Gericht und Juſtiz⸗Canzleien werden an⸗ 
gewieſen, ſich hiernach bei ihrem Verfahren über Anmeldungen zu Oppothekenbuchs⸗ 
Acten, deren dingliche Rechte in Zweifel gezogen werden, zu richten. 

Gegeben a0. Schwerin, ben 14. Juni 1825. 


Friederich Franz. 


1255. Legitimationen bei Intabulirungen. 14. Juni 1825. 


Friederich Franz ꝛc. Cs find bei ber Errichtung Ber Hypothekenbücher nad 
Maaßgabe Unferer Verordnung vom 12, November 1819 verſchiedentlich Zweifel dar⸗ 
über vorgelommen, mas hinfichtlih ber Production der Driginalien und der Legiti- 
mationen ale unumgänglich nöthiges Erforbernig, um zu ber Eintragung zu gelangen, 
beobachtet werben müfle, oder erlaffen werden könne, ohne dadurch der Sicherheit aller 
Berhältniffe, worauf bie Einrichtung der Oppothelenbücher, als auf ihrer Grundlage, 
beruhet, weſentlich Eintrag zu thun. 

Wir geben daher, nach eingezogenem rathſamen Bedenken Unſerer getreuen 
Stände, hiemit folgende Erläuterung der bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen: 

1) Es bleibt die allgemeine Regel, daß jeder, welcher zur Einttagnmug in die HOppo⸗ 
thelenbücher gelangen will, zu ſolchem Behufe, nad Vorſchrift der Sphor. 8 
et 18 ber Oypothefen-Drbuung, vollſtändige, richtige, die nöthigen Beſtimmun⸗ 
gen binfichtluch der Verpfändang und Verzinſung enthaltende Driginal- Urkunden 
beißringen muß. 

2) Hieraus folgt ferner: dag, wer als Mandatarigs, Vormund, Gurater, Exe- 
eutor Testamenti mit aufgetragener Dermwaltung, ober in "welcher, fonftigen 
Eigenfhaft es fein möge, für einen andern auftritt, zur Beibringung der er⸗ 
forderlihen Legitimations⸗Documente gehalten iſt, gleihwie auch als Erben ‚und 
Legatarien auftretende Perfonen fih in biefen Qualitäten nicht nur, fonbern 
erftere in specie auch noch als alleinige Erben legitimiren müſſen; es fer benn, 
daß die Schuldverichreibung, oder deſſen Ceſſion ſolche Perſonen bereits na⸗ 

. mentlih in ihrer Eigenfchaft aufführt. - 
Derfonen, welche zur Zeit ber Auoftellung ber Schulddoeumente sub 

.eura ftanden, müſſen gleichfalle, wenn fie in ber Bolge ſelbſt auftreten, Die 

Beendigung der Buratel boriren. 

3) Dafern aber.ein Gutöbefiger bie ihm ale Bertreter der Reihe anderer, ober 
als Erben und Legatarien bekannten Perfonen bereits in einem, nad bem am 
25. Januar 1823 bekannt gemadten Formular eingerichteten, corroborirten 
Doftenzettel namentlich aufführt, und Diefer Poftenzettel von denfelben Perfonen, 
welche barin benannt find, eigenhändig umterfäprieben und anerkannt wird, iſt 
beren Qualität, durch ben ergangenen Prätluſiv⸗Abſchied, zur Genüge-nachge- 
wiefen und außer Zweifel geſetztz es wäre denn, daß eben biefe Fordernung 
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auch noch von andern Perſenen ganz aber zum Theil in Anſpruch genommen 
. wärde, abs in. welchem Falle bie verichiedenen Prätendenten ihre Rechte unter 
. einander vor den Gerichten ausmachen müfen. 
A) Aus dem gleichen Grunde bes Ausſchluſſes durch den HPraͤelufis · Abſchied genügt 
ed auch, wenn, bei Original⸗Schulpdocumenten, nur die letzte Agnition dee 
Schuldners die sub 1. angegebenen Erforberniffe enthält; und releviren Die 
frühern Schuldbekenntniſſe und Geffionen nur infofern, als daraus Prioritäts- 
rechte hergeleitet werben, Die nicht angerdbem durch reine Anerkennung eines, 
nach dem Formulare vom 25. Januar -1823 eingerichteten Poſtenzettels von 
allen Grebitoren, ober burg richterliches, rechtskräſtiges Erkenntniß auDer 
Zweifel geſetzt find. | 
Wenn Kaufgelder, oder andere Forberungen, aus Urkunden, Die ſich nicht wohl 
zur Anheftung eines Oppothekenſcheins eignen, einzutragen find, fo genügt, zu 
letzterm Behufe, die Beibringung eines vidimirten Ertracts aus der Haupt- 
urfunde, mit beigefügter bündiger Agnition bes Schuldners, Es muß aber 
deſſenungeachtet die Haupkurfünbe gleichfalls producirt werben, um bie Ueber- 
zeugung deren Borbandenfeins, im Beſitze des Gläubigerd, zu geben. 
Eine gleiche Production der Altern Urkunden ift auch nöthig, wenn Schuld⸗ 
‚ documente anderer Art gegen neue Schuld- Urkunden umgewedhfelt, und jene 
ganz außer Kraft gejeht werden follen, Nur wenn fie theilmeife, 3. B. wegen 
ber darın vorfommenden Generalhypothek, ihre Gültigkeit behalten, und zur 
. feuern Rechtspprfolgung ‚dienen follen, müſſen fie guch den Hypothekenſcheinen 
‚ angepeftet bleiben, und. können, zur Vermeidung des Mißbrauch doppelter 
Urkunden über daſſelbe Schuldverhältnig, nicht getrennt werden. 
| Fehlen die ältern Schulddocumente ganz, jo ift, vor der Eintragung, beren 
gerichtliche Mortification zu erwirken, außerdem aber beren vormalige Eriftenz 
zu beſcheinigen, infofern fie einen Poften betreffen, ber angeblich vor bem 1: 
‚Mär; 1820 fikirf worden, 
Wornach sc. Datum ꝛc. Schwerin, ben 14. Suni 1825. 


‚Srieberih gran; . 


1256. . Ansnabme der Güter Wokrent und Gr. Belik von dem 
Generalproclam. 7, Novbr, 4825. 

Frie derich Franz ac. Es wird hitdurch nachträglich zur allgemeinen Kunde 
gebracht, daß alle diejenigen, welche mit ihren Forderungen an Capltal und Zinſen in 
das bereits vor dem 1. März 1820 eingerichtet —— Hypothekenbuch über 
die Sim. 
1) Boltent, ritterſchaftlichen Amts Schwaau, und 

2) Oroßzen Belitz, ritterſchaftlichen Amts Buckow, 
welche. nach dem 8. 35 ber Hypothelen⸗Ordnung, bis zur eintretenden Veränderung 
im Beſitz, fortgefeht werden, eingetragen And, "und tie Darüber erforderlichen Oypo- 
thefenfcheine In Händen haben, infoferne fie Feine andere, als bie, basjenige Gut, 
weiches Darin benannt if, beineffenben nn in Anſpruch nehmen, von der Befolgung 
Unferer allgemeinen. ——— vom 2. Mai. dieſes Jahres ebenfalls ausge- 
Aommen ſein follen. 
Wonach u. Gegeben ıc. Sqhwerin den 7. November 1825. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
| Großherzogl. Mockl. zur Lehn⸗Kammer verorbuete Präſident, 
BGeheime⸗ und Säle, r 


1857. Werbältaif der Wiswar'ichen Landgüter zu dem General: 
| „ »rpclam. 26. Nonember 1825. 

Wir Brieberid Branz.m. Es wirb bieburd. zur allgemeinen Kruninif ge⸗ 
bracht, ba‘ un. den im Staatskalender Tom. II. pag. 108 ‚benannten Wismar⸗ 


Nr 


> 
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ſchen Landgütern bie äffentliche Aufforderung. de 2. Mei d. J. nur das Gut Zar⸗ 
nekow umfaßt, indem das Gut Wiſch ſchon früber ein Hypothekenbuch erhalten bat, 
unb bie übrigen daſelbſt aufgeführten Eiter, weile Gruntbeiigern zuſtändig ſind ‚zu 
Stadtrecht liegen. 
Borna) 2c. Gegeben ꝛc. Säwerin, ben 26, Movember 1825. 
Ad Mandatam Serenissimi proprism. 
Großherzogl. Meckl. zur. Lehn⸗Kammer verordnete Präſibent, 
Geheime⸗ und Räthe. 


1258. Güter, für welche da8 Geueralproelam nicht gilt. 
2. Januar 1826. 


Wir Friederich Frauz 2c. Geben hiemit öffentlich zu vernchmen, daß, ba 


die in Unferer allgemeinen Aufforberuug vom .2. Ma v. 3, beftimmte Friſt zur An⸗ 
meldung dinglicher Forderungen en alle und jede ritterſchaftliche Güter in Unſeren 


Landen, mit Inbegriff der Güter bes Roſtocker Diſtricts und der Herrſchaft Wismar, - 


jedoch mit Ausschluß 
1) ber Incameratorum und ter im Beſitz der -Commlinen, d. h. der Städte, 
Kirchen, Klbſter, Stiftungen, Pfarren und Bauerſchaften Unferer Lande, be- 
findlichen Güter, 


2) ber in ber gedachten Aufforderung sub 1 benannten Güter, welche annoch mit 


vor dem 1. März 1820 eingerichteten Hypothekenbüchern verſehen ſind, die 


nach dem $. 35 Unferer Hypothekenordnung de 12. November 1819 bie zur 
eintretenden Veränderung im Befig fortgeſezt werben, 

3) der Güter, weldhe in Gemäßheit Unferer gebachtey Oppotfefen - Drbnung bet 
Unferer Lehnkammer, als Oppothefenbehörbe, und bei Unferen brei Juſtiz⸗ 
Canzleien zum Zmed ber Niederlegung von Hypothekenbüchern proclamirt find 
und berentwegen ber geſezmäßige Schluß ber erften Hypothefenbuche-Abtheilung 
bereits früher erfannt worden ift, 


A) der Güter Wofrent, Amts Schwaan, uud Groß-Belif, Amts Budow, in Ge- 


mäßheit Unferg Notihicatorii yom 7. November v. J., weil bas ältere 
Hypothekenbuch über diefe Güter gleichfalls nach Anleitung des $. 35 Aue 
Hppothekenordnung forfgefegt wird, und 

5) ber in ber Herrſchaft Wismar zu Stadtrecht liegenden, Privateigenlhümern ge⸗ 
hörenden Güter, in Gemäßheit Unſers Notiſieatorii vom 26. Novbr. 1825, 


mit dem 31.,December v. J. .abgeloufen..ift, nunmehr die erſte Abtheilung ber Hppo⸗ 


thekenbücher für alle und jede, vorſtehend sub 1 bis 5 nicht beſonders ausgenomme⸗ 
nen Güter na Maßgabe des .S 7 Unferer mebrerwähnten Hypothekenordnung für 
geihlofien angenommen fein jol,: und werden demnach ſowohl bie erforberlihen Dian- 
date an bie Gutsbefiger ‚zur Erflärung über bie eingegangenen Profeſſionen, als auch 


bie fonftigen, durch Unſere Hypothekenordnung vorgeſchriebenen Verfügungen bei den 


Special⸗Acten erlaſſen werden. 
Wornach ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, ben 2. Januar 1826. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
" Oroßperzogl. Medi. zur Lehn⸗Kammer verordnete er 
Geheime⸗ und Raͤthe. 


1250. an Anzeige von beabfichtigter. Einrichtung — 
Hypothekeubuchs. 4. April 1826. 

Die häufigen Bekanntmachungen fertig gewordener Hypothekenbücher werden im 
allgemeinen ſchon die Ueberzeugung zu Wege gebracht haben, daß das Mögliche 
gejchiehet, um dieß wichtige Geſchäft zu fördern und bald ganz zu vollenden. In ber 
That ift auch darin bereits fo weit vorgeſchritten worden,‘ daß, wenn alles im ruhi⸗ 
gen ungeſtörten Gange bleibt, noch im Laufe dieſes Jahres der bei’ weitem größere 


Theil aller Hppothekenbücher wolleubet, und ‚ber librige babin .geförbert fein wird, ‚um, 





- 
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nach und — wie es das Bedürfniß der Gutebeſtger und deren Gläubiger erheiſcht, 
fertig zu werden. 

Indeſſen muß man auch hievon ein Mehrerrs nicht erwarten, als menfihliche 
Kräfte zu leiften vermögen. Selbſt ein vermehrtes Perfonal würbe in dieſem Ge— 
ſchäfte nicht bedeutend mehr leiten, da durch ſolches bie fo nöthige Ueberſicht Des 
Ganzen, und die noch nöthigere,: bis auf jeben Buchſtaben und jedes Zahlzeichen fich 
eritredende, fcharfe Gontrole:nur erſchwert werden würde. 

Es wird daher nüblih fein, auf Folgendes aufmerffam zu machen: 

1) iſt es gan; unmöglich zu erwarten und unbillig zu verlangen, Daß ein Hppo⸗ 
thefenbuh von einigem Umfange in wenigen Tagen oder einzelnen Wochen 
vollendet fein folle. 

Alles muß in Oppothelenfachen viermal geſchrieben werben, im Entwurfe, 

im Hypothekenbuche, im Hypothekenſcheine und in der zurückbebaltenen Abſchrift 

deſſelben. Die Gleichſtimmung alles deſſen Tann nur, su eine fehr genaue, 
immer zeitraubende Collation erreicht werden. 

2) Mit der Arbeit kann nicht eher angefangen werben, als bis alles, was bie 
Liquidität und Priorität betrifft, ſammt allen Driginalien vollſtändig bei⸗ 
ſammen iſt. 

Geſchieht der Anfang früher, ſo muß wieder abgebrochen werden, und dann 
iſt noch größerer Zeitverluſt und Koſtenaufwand die Folge davon. 


3) Wenn auch alles Erforderliche vollſtändig beiſammen, und das Hypothekenbuch 
ſelbſt nicht von großem Umfange if, fo hindert doch oft Das gleichzeitige An- 
dringen mehrerer Gutsbeſitzer, deren Verhältniſſe vorbereitend geordnet ſind, die 
ſofortige Bearbeitung jedes einzelnen Hypothekenbuchs. 

Oft fordern auch einzelne dringende Sachen unbedingt den Vorzug; der— 
gleichen ſind vorzüglich die Pfandbriefe, und die bei der zuwachſenden Zahl der 
Hppothekenbücher immer ſich mehrenden Umſchreibungen und Eintragungen in 
den landüblichen Zahlungs-Terminen. 

Vorſichtige Geſchäftsmänner und Gutsbeſitzer, denen daran liegt, Verlegenheiten 

abzuwenden, welche ſie unter ſolchen Umſtänden nur ſich ſelbſt beimeſſen können, werden 
daher nothwendig dahin ſehen müſſen, daß wenigſtens einige Monate, che der Zeit- 
punct des Nothbedarfs eintritt, alles zum Hppothekenbuche Erforderliche mit Umſicht 
und Vollſtändigkeit geliefert ſei. 

Schwerin, var 4. April 1826. 

za Großherzogl. Medi. Lehn⸗Kammer. 


1260. Anzeige Der Geffionen ohne Einreichung der Driginalien. 
0. October 1826. 


Friederich Franz sc. Da Uns bemerklich geworden iſt, daß viele Perſonen, 
welche ſich Verſchreibungen, ober ſonſtige in ein Hypothekenbuch einzutragende Docu⸗ 


mente, cediren laſſen, ben abſichtlich gewählten Ausdruck „Anzeige“ im $. 21 


Unſrer beſtätigten Hypothefen-Orbnung überſehen, und glauben, fie müßten binnen ber, 
in ſolchem Fpho beftimmten, Friſt nothwendig fhon das Driginal- Inftrument mit 
feiner Ceſſion und Agnition einreichen, welches ihnen, ohne ihre Schuld, oft nicht 
möglih it, fo finden Wir Uns gnädigft bewogen, zur Belehrung berfelben hiemit 
öffentlich erklären zu laffen, Daß in foldem Falle es nad bem Haren Einne des Ge— 
feßes genüget, wenn fie binnen ber beflimmten Friſt nur eine gehörige Anzeige von 
ber gefchehenen Eeffion, mit Vorbehalt der demnächſtigen Production der Driginalien 
machen. Wenn fie aber auch biefe Anzeige unterlaffen ſollten, fo verfallen fie billig 
unabbittlih in die Strafe, welche durch ben obgedachten Sphum ber Hypotheken- 
Ordnung feftgefegt iſt. | 
Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, deu 6. October 1826. 
Friederich Franz. 
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1361. Suspendirung ber vorfichenden Verordnung. 234. Oct. 1300 

Grieberi Franz . In Erwartung anderweitiger, in Folge vorgemefener 
Verhandlungen nächſtens zu erlaſſenden Verordnungen über das Hypothekenweſen über⸗ 
haupt wird für jetzt Unſere im 37. Stücke bes dießjährigen officielſen Wochenblatto 
abgedruckte Verordnung vom 6. d. M., im Betreff der Einreichung cedirter Verſchrei⸗ 
bungen, oder ſonſt bei Unſerer Hypothekenkammer ein zutragender — in ihrer 
Wirkung kraft dieſes ſaspendirt. 

Wornach a. Gegeben m. Schwerin, den 21. Detober 1826, 


Friederich Franz. 


1262. Reeurs an die Regierung in Syvothekenſachen. 
27. April 1827. 

Srieberih Franz ꝛc. Wir haben befloffen, fortan von ben Beftimmungen 
Unfrer Lehnkammer als Hypotheken-Behörde einen befondern Recurs an Unfre Regie⸗ 
rung zuzulaſſen, und beſtimmen demnach Folgendes: 

Einem jeden, der ſich durch eine Berfügung Unfrer Lehnfammer als Hypotheken⸗ 
Behörde beſchwert erachtet, fteht es nach tie vor frei; ihr felbft bie etwa nöthigen 
Erläuterungen und Borftellungen zu machen, um von ihr’ eine weitere Beſcheidang zu 
erwirken. 

Glaubt er aber auch hiedurch ſeine Beſchwerde nicht gehoben, oder zieht er es 
vor, eine ſolche Repräſentation ganz zu unterlaſſen, ſo wird es ihm geſtattet, bei 
Unfrer Regierung feine Beſchwerde über die Verfügung in Hypothekenſachen“ vorzu⸗ 
tragen, und. hat biefelbe, nad eingeforberten Acten und nad Dernehmung der Gründe 
zu bem bisherigen Berfahren, eine Beſtimmung zu erlaffen, bei der es fodann, ohne daß 
ein wieberbolter Recurs in Derfelben Sache zugelaffen wird, lediglich das ——— 
behält. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 27. April 1827. 


Friederich Franz. 


1263. Trennung der Ceffionen mehrerer Püöſte. 21. Jebr. 1829, 

Da hei Eefilonen mehrerer, anf verfchiebenen Folien in Hypothekenbüchern ein⸗ 
getragener, Schuldpöfte an Privaten, befonders aber an ben ritterfhaftlichen Grebit« 
Berein, die öffentlihe Bekanntmachung vom. 17, Januar 1924 häufig anfer Adıt 
gelaffen wird, und bei bem Oppothefen- Departement der Lehnfammer noch fortwährenh 
Fälle vorkommen, ‚wo folde Ceſſionen mit einander verbunden ‚und zufammengefaßt 
find, fo wird bie. gebachte Belanntmarhung vom 17. Januar 1824 hiedurch „erneuert 
und jedermann an bie pünctliche Befolgung derjelben ernftlidh erinnert, indem für bie 
Folge die Umfchreibung folder, auf verſchiedenen Folien intabulirter, ; Schaltpoe nur 
dann verfügt werden wird, wenn jeder derſelben mit einer beſondern Ceſſions⸗Acte 
verſehen iſt. — ben 21. Februar 1829. . 

Aus Großherzogl. Medi. Lehn⸗Kammer. 


1264. Abänderungen der ritterfchaftlichen. ‚Supothefenordnung. 
7. Januar 1830. 
Friederich Franz sc. Bei ben, ber nunmehr pubticirten Stobt- Bud - Drd⸗ 
mung voraufgegangenen, Berhanblungen find mehrere, auf das Hypothekenweſen  ritter- 
ſchaftlicher Güter Bezug habende Puncte in Anrege gekommen, rückſichtlich deren eine 
geſetzliche Modiſication der Hypothefen-Orbnung vom 12. November 1819 nötbig ers 
ſchien. Wir haben hierüber das rathfame Bedenken Unſerer getreuen ‚Stände ver- 
nommen, und verorbnen im Einverftänbniffe mit Unfers Herrn. Betters., des Groß⸗ 
herzogs von Medlenburg-Strelig Königl. Hoheit nuymehr hiemit folgenbes: 
$. 1. Wenn Gutsgläubiger, deren Zorderungen überall nicht in einem Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen ink, ‚oder welche auf bie eingelragmeh Enpitalien eine, Ana 
bem Hppothelenbuche nicht erfihtliche, Fordernug an rüdftändigen Zinfen, fo wie an 
Schäden und Koßen zu haben vermeinen, burh, Cdictalladungen zur Anmeldung, ihrer 
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Real⸗Nechte Aufgeforbard worden Trid,sfe ſoll der’ darauf“ ergeheubes Präͤcluſto⸗Mſmed 
bie, aus ben 66. 7 und 29 der Hpypothelen⸗Ordnung herrührenden; nicht angemel- 
beten; Auſprüche fir immer von. jedem Real⸗Rechte an dem Gute dergeſtalt aus⸗ 
ſchließen, Daß gegen: dieſe Präcluſion ans feinem erdenklichen Grunde jemals eine 
Reftitution Bat ba. oo 0 a J 

$.2. Es iſt den Beſitzern ritterſchaftlicher Düter geſtatbhet, den Zinsfuß ber in 
den niedergelegten oder noch niederzulegenden Hypothekenbüchern bereits eingetragenen 
ober künftig einzutragenden Eapitalien bis zu 5 proCent mit den Rechten des Ca⸗ 
pitals zu erhöhen, und hat bie Hypotheken⸗Behörde dieſe Zins-Erböhung auf Antrag, 
des Schuldners fofort zu notiren, ohne daß den Gläubigern, beren Forderungen 
gleich⸗ odor nachſtehen, ein Wiberfprucpa-Recht dagegen zuſtehen fol: 

Für diejenigen Gläubiger, deren Kündigungs⸗Befugniß nicht beſchränkt iſt, tritt 
dieſe Beſtimmung mit Ablauf des Antonii-Termins 1831 in Kraft und Wirkung. 
Für Gläubiger hingegen, deren Kündigungs-Befugniß zur Zeit beſchränkt iſt, tritt Die 
Wirkung einer ſolchen Notirung nur im Falk des Aufhörens der Kündigungs-Be— 
fhränfung, und zwar alsbann erft nach Ablauf des Antonii= oder Trinitatis-Terming 
ein, der auf denjenigen Termin folgt, in welchem das Capital fällig geworden fein 
würde, wenn bdaffelbe fofort im erften Termine ‚nach dem. Aufhören der Kündigungs- 
Beſchränkungen gefündiget wäre. | ——— 


oo 


thefen=Behörbe die. Anzeige von folder Ceſſion zu machen, und deren Bemerkung im 
Hypothekenbuche zu bewirken; jedoch ſoll bei unterlaffener ober verfpäteter Anzeige, 
mem inzwiſchen auch mehrere Ceſſtonen ſtatt gefunden haben, bie Strafe. Immer nur 
einmal vom Probucenten wahtgenommen werden, - ' 5 2 —— 
—G. 4. Mit Ausſchluß ber bereits angemeldeten ſtreitigen Forberungen, für welche 
ſowohl der 8. 16 der Hypotheken⸗Ordnung vom 12. November 1819 als ben 8.2 
ber’ Berorbming vom 14. Juni 1825 ‚fortwährend gältig- "bleiben, ſoll überall feine 
Forderung weiter ante Imeam in ein ritterſchaäftliches Hypothekenbuch eingetragen, 
und eine neue Eintragumg nicht anders beſchafft werben, als auf Antrag des Guts- 
beſttzers, oder wenn biefer fich mit der Eintragung ante lineam einverfianden er- 
Härt, ober in Kolge der ergebenden Requiftion eines Landedgeriht, - 

Es folgt hieraus, Daß für die, im $. 18 der: befägten Hypothefen-Drbnnng be⸗ 
ſtimmie, Reihefolge der Eintragung nicht weiter der Moment der vollfländigen, mittelft 
A De Orginalien beurfundeten Anmeldung bes Gläubigers, fonbern 
erft Bas Pracsentatum ber darüber erforderten, ben Antrag erfeßendm eigenen 
Erklärung des Schuldners entfcheibend, mithin aud ber $. 18 in foweit hie⸗ 
durch abgeändert ft. ! | Ä ee 
-  -Unfere Lehn⸗Kammer als HOypothefen-Behörbe; das Dber- Appellationd« Gerät, 
bie Landesgerichte und alle, Die. es amgeht, Baden :fih ‚nach gegenwärliger Unſerer 
Berordnung genau zu achten. | er | 
An dem gefchtehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Gegeben ꝛc. Schwerin, 

ben 7. Januar 1830. a 2 on DE 
Friederich Franz, 


1965. Eatfieung der durch Concurs eriofchenen Sypothebenfcheine. 
— 00.2. März ISBO. ee 
: 2° Malen wir Bie' Anſichten Unferet Lanbesgerichte Aber ME von Unferer hiefigen 
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Zuflz-Ganziei amgersgie: Beforguiß eines : möglichen Mißbraucho nıik durch Concurs 
erloſchenen Hypothekeuſcheinen vernommen haben, halten wir es für nothwendig, hier⸗ 
gegen ſo viel irgend thumlich Vorkehr zu treffen. Bir geben euch daher hiemit gnã⸗ 
digſt aufı in allen Fällen, wo Landgüter in. Concurs gerathen, über welche ein con⸗ 
ſtitutionsmäßiges Hypothekenbuch niedergelegt iſt, nachdem ‚bes Erſtigkeita⸗Erkeuntnihj 
die Rechtskraſt beſchritten bat, bie Hypothekenſcheine über intabulirte Forderungen, 
welche ihre völlige Befriedigung erhalten, gehörig zu caſſtren, die Hypothekenſcheine 
derjenigen Gläubiger aber, welche nur zur partiellen Befriebigung Tommen, von den⸗ 
ſelben zum Zwed ihrer Legitimation zur Sache einzuforbern und: bei dieſer Vor⸗ 
zeige der Papiere alsdann anter dem Hypothekenſchein die Caſſinung des letzteren mit 
Hinzufügung: der parbiellen Befriedigung durch eine Darunter. zu. fegende und mit: bem 
Regiftraturfiegel zu bekräftigende Notiz gratis bemerken zu laſſen; hinſichtlich der. gar 
nic zur Hebung kommenden Forberangen endlich, ſobald dies rechtskräftig eonſtirt, 
jedesmal ein öffentliches Notificatorium zu erlaſſen, worin bie nach den Folien fpersell 
anzugebenben Oypothelenſcheine für caſſirt erklärt werben, deſſen rap durch 
die hieſigen Intelligenzblätter übrigens in der Regel genügen wird. 
Schwerin, den 27. März 1830. 
An die Landesgerichte. 


2266. Jerien ber HGypothekenbehörbe. 2. April 1831. 
Srieberih Franz zc. De nad Unſrer Beſtimmung vom 19. März v.“J.. 
bie Drkave bed Trinitatis⸗Termins Tünftighin erſt vom 24. Zum anfangen wid, fo 
fol auch die in Hypothefenfachen nad Unfrer Berorbnung vom 21. April 1821 be⸗ 
ſtimmte Ferienzeit für das Special⸗Departement der Hypotheken⸗Behörde bei der Lehn⸗ 
Kammer in der Art fortrücken: Daß ſolche allemal mit dem 4. Sonutage nach dem 
24. Jimi jeden "Jahres anfangen und mit bem, [3 Sonntage nad dem 24, Juni 
jeden Jahres endigen fol. 
Wonach ıc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 2, April 1831. 
Friederich Franz 


1207: Anbrieirung und Neeeption ber Suträge im Sopoibeten 
fachen. 38. Mai 1833: 
mir Bezug auf das Publicandum vom 8. Januar 1820 wirb hiedutch in er 
innerung gebracht: 
daß alle Anträge bei ber Großherzoglichen Lehnfammer,. melde" fiih auf bie 
Hypotheken⸗Ordnung beziehen, wenn fle offen abgegeben erben, ſonſt aber auf 
dem Convert durch die Worte: 
Hßpotheken⸗-Sachen 
bezeichnet werden müſſen; und nunmehr ſolche, für bie Großberzosliche Lehn⸗ 
kammer als Hyppothekenbehörde beſtimmte, an im Locale bes neuen 
Eollegien- Gebäudes abzugeben find. 
Schwerin, den 31. Mai 1833. 


- 


| Aus Großherʒogl. Mil. Lehn⸗Kammer. 


1208 Moriifcation der Pöfte in älteren Snpothetenbfchern. 
41. April 4834... 

Srieberid Srang 36. Wir: verordnen, auf rotpfames Bedenlen Lnferer gem 
treuen Stände, über bie Zuläffigkeit und Erforderniffe einer Mortification :der. im 
älteren, vor bee Publication: ber Hypotheken Drbaueg nom 12. November 1B19 
eröffneten, ritterſchaftlichen Hypothelenblichern intabulirben Poſte auf den Antrag 
Des Schalbnergs, wie nadhfichet: Ein ſalcher Antrag des Schuldners iR * drei⸗ 
fache —— begründet, nämlich: 

vhne SWeitereso wenn ſich ber Hpteihetenſchein, * one d die dee ge⸗ 
— eig m ſeinen Händen befindet; ober - . - en 


% 
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Ber 2. wenn er: genügenb nachweifet, entweder daß das eingetragene Recht 
ſelbſt oder die Hauptverbindlichkeit rechtlich gar nicht exiſtent geworden, oder daß 
daſſelbe auf irgend eine Weiſe, namentlich durch Zahlung, erloſchen ſei; oder aber, 
daß der urſprünglich oder in Folge einer Umſchreibung Intabulirte, eventualiter 
daß feine Erben ober feine beſtimmt ermittelten Ceſſtonarien lein Recht aus der 
Eintragung weiter in Anſpruch nehmen; oder auch 
G. 3. wenn breißig Sabre feit ber Ispten ben Voſten betreffenden Eiulraguns 
in das Buch verfloſſen ſind. 

Es muß hierbei jedoch beſcheinigi — daß angemefjene Nacforfhungen zur 
Ausmittelung bes in bemfelben namhaft gemachten Inhabers ber. Sorberung ober 
feiner Erben vergebens angeſtellt worden. Ergiebt ſich ans den Büchern, ben bazu 
gehörigen Acten oder anberweitigen Nahmweifungen ber berzeitige Wohnort des inta- 
bulirten Gläubigers, fo iſt ein Zeugniß der dortigen Orks- Obrigfeit erforberlih und 
genügend, daß: berfelben fein gegenwärtiger Wohnort ‚oder der feiner Erben ‚unbefannt 
ſei. Auf unbelannte Berechtigte aus etwa. erfolgten, aber nicht aus dem Buche er⸗ 
fichtlichen, Ceffionen brauchen fih die Nathforfchungen. und Bejcheinigungen nicht zu 
erftreden. 

F. 4. Das jede Reititution ausſchließende Mortificationg- Proclama wird unter 
bem Nachteil erfannt, daß bie über die Forderung ausgeftellten und auegefertigten 
Papiere mit ber baburd begründeten bisglihen Mechten für erlofchen erklärt werben 
‚und in Folge beffen eine Tilgung in ben. Büchern erfolgen ſole. 

Mona ein jeder ſich zu richten. Gegeben durch Unſere Regierung. Schwerin, 
den 11. ap 1834, : } 5 a 

Friederich, Franz. 


1260. Offenbaltung von a | tünftige Sintenaungen... 


Friederich Franz ıc. er find über bie Auslegung des $. ig Der ritter- 
ſchaftlichen Hypothefen- Ordnung Zweifel entſtanden, und wird ſelbiger auf frühern 
Antrag Unſerer getreuen Stände nunmehr in Gemäßheit der jener Ordnung zum 
Grunde liegenden qllgemeigen Principien dahin declarirt: daß der: Schuldner nach auf 
irgend eine Weiſe erlofchener, aber im Buche noch, nicht getilgter Hypothek auf ihrem 
Solium dieſelbe Summe glei). bei der Tilgung neu eintragen laſſen oder mit bem 
Antrage auf diefelbe ben auf Offenhaltung zum Zwede einer Tünftigen Eintragung 
verbinden kann. 

Wonach man ſich zu richtin. Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, 
ben 26, Zuli 1834, Po 
Srieberih Franz. 


Declarator:Verorbnung 
wegen bet im $. 19 ber Hypotheken⸗Ordnung vom. 
12. Rovember 1819, im Betreff ber Offenhaltung 
von Folien zum Zweck Eünftiger Gintragung ent: 
haltenen VBorfchrift. 


3370. Grleihterung ‚der Einfidht der Sppothefenbücer. 
15. Jannar I 
Srieberi Franz sc. Zur Erleichteräng feet Emfit Ser bei Unſeter Lehn- 
Kammer niedergelegten Hypothekenbücher, vhne Unterſchied ob Diefelben vor ober in 
— — ber: Hppotheken⸗Ordnung errichtet ſind, haben Wir — A 
yerfügt: 
1) Jedem zeitigen Wigenthümrer des. Buts, weicher ſich perſonlich im Rocale vr 
Hypotheken⸗ Behörde einfinbet, ſoll die. Einſtcht feines. Buchs und: der. dazu ge⸗ 
- Wörigen Acten bewilliget werben, ohne ſchriftliches Geſuch und; Decret ,ſo * 
ohne Inſpections⸗Gebühren; eben ſo 
2y:bam Oldubiger; welcher perjönlih won ber befhräntten Berehiigung = ber 
Berosdnung vom 13. Septer. 1823 Gebrauch machen will, . .-. . 
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. Dagegen bewendet es bei. ber Nothwendigkeit eines förmlichen Inſpections⸗ 
Geſuchs, eines in eiligen Fällen vorläufig vorzuzeigenden Decrets und dem 
Erlegniſſe der Inſpections⸗ Geblihren in allen Fällen, wo ein Sachwald oder 
anderweitiger Bevollmächtigter auftritt; ferner in den Fällen, wenn. ein Gläu⸗ 
biger auf beſcheinigte Einwilligung Des Schuldners ober erwieſenes rechtliches 
Intereſſe ein Mehreres einzuſehen verlangt, ale ihm jene Verordnung geftattetz 
endlich in den Fällen, wenn irgend ein Dritter burch die eine ober bie anbere 
biefer Nachweifungen nad 8. 40 ber Sppothefen- Ordnung feinen Antrag. auf 
die Geſtattung ber Inſpection begründet. 

Gegeben Schwerin, den 15. Sanuar 1837. - 
Ad Mandaium Serenissimi proprıum. 

Großperzogl. Medi. zur Lehn⸗Kammer verorbnete Präfibent, 
Geheime- und Räthe. 


271. Beſchräntang der Anmeldungspfücht bei Sroclamationen. 
29. Mai 1837. 


Paul Friederich ır. * — den SS. 362 und 363 des 2. G. G.Erboer⸗ 
gleichs von 1755 bei gerichtlichen Proclamationen von ritterfchaftlihen Landgütern 
dann, wenn bie Ladungen ſolcherhalb eine ausdrüdliche Ausnahme nicht enthalten, bis⸗ 
het beftandene Pflicht zur Anmeldung ı 

1) ber nicht repartirten Landesſchulden im Allgemeinen, 
2) ‚ber verfaffungsmäßig bewilligten und "awegefchriebenen vrdinatren Contribution 
nebſt ordentlichen Neceſſarien und Landesanlagen, ſoweit bie Einzahlung an den 
Landkaſten noch nicht erfolgt iſt, 
3) imgleichen der Nebenſteuer und der Monituren dazu im Allgemeinen, 
hat bei den jetzt, insbeſondere durch Die Einführung ber ritterſchaftlichen Hypotheken⸗ 
Ordnung, veränderten Verhältniſſen ihre Zmedmäßigkeit verloren, und ſomit verord⸗ 
nen Wir im Einverftändniß mit Unfern getreuen Ständen: 
‚baß bei den Proclamationen ritterfhaftliher Landgüter es künftighin einer An- 
meldung ber ‚sab 1) 2) und 3) vorgedachten Verpflichtungen nicht weiter be 
Dürfen fol; — 
indem bie Verhaftung für bie nicht repartirten Landesſchulden ohnehin geſetzlich feit- 
fteht und die Beiträge zu Deren Verzinfung und Abtrag durch Bewilligung auf ver⸗ 
faflungsmäßigem Wege jedesmal ſpeciell erfolgt und darnach in ihrem jedesmaligen 
Betrage allgemein bekannt werden; — in Betreff der übrigen bezeichneten Leiſtungen 
aber der Engere Ausſchuß ber Ritter⸗ und Landſchaft verpflichtet fein fol, dem Pro— 
socanten auf befien Anfuchen ein officielles Atteft über bie Rüchſtände, ſowie auch fiber 
bie etwanigen Monituren zur Nebenfteuer nach Ablauf bes Zeitpuncts, bis zu welchem 
biefe zu feiner Stenntniß gelangt fein müſſen, zu erteilen. Wonah man ſich zu 
richten. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 29, Mai 1837. 
Paul Friederich. 
A —* nn Fi Den 98. 362 
en Aufhebun i 
— 363. des 2, ®. G.E.⸗Vergleichs be⸗ 


flimmten Anmeldungspflidt bei Procla⸗ 
mationen zitterfchaftlicher Landgüter. 


B272.. Erforderniffe der Tilgung von Intabulatis. 29. Mai 1837. 

Paul Friederib 20. Zur Hebung manderlei Beläftigungen. und Incon⸗ 
vemienzen, welche ‚aus ber Anwendung ber Vorſchrift bes S. 21 der ritterſchaftlichen 
Hppothekenordnuug de 12. November 1819, in Betreff der Zurüdlieferung auch der 
Driginal- Obligationen neben. ben Hppothefenfcheinen zum Zwed ber Tilgung 
eines Intabulati, fi) ergeben haben und zu einer mehren Gleichförmigkeit im Princip 
mit den Beilimmungen ber 88. 1 ber Verordnungen rejp. vom 11. April 1834 und 
13, April.1835, wegen ber Zuläſſigkeit von en ne vers 


Meckl. Sefegfammlung II. 
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ordnen Wir, tm Einverſtänbdniß mit Unſern getreuen Ständen, in Abänderung bes 

gedachten $. 21 ber ritterfchaftlihen Hypotheken⸗Ordnung: 

bag künftig nur ber Original⸗Hypothekenſchein mit den etwanigen Umſchrei⸗ 
bungs-Atteften reprobucirt oder die Mortification dieſer Papiere bewirkt zu 
fein brande, 

am, unter Boransjehung ber fonfligen reihtlichen Erfordernifie der Zilgung, eine ſolche 

in den ritterfchaftlihen Hypothekenbüchern vornehmen zu lönnen. 

. » An bem gefchieht Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Gegeben bar Unfere 

Regierung, Schwerin, am 29. Mai 1837, 


Paul Friederid,. 
 Berordrung, 


* betreffend die Erforderniſſe zur Tilgung 

eines Intabulati in Grundlage $. 21 der 

ritterſchaftlichen Hypotheken-Ordnung vom 
12. Rovember 1819. 


1273. Unterfchriften der Erlaſſe in Gypothekenſachen. 2. April 1839. 
Es wird hiedurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß beim Special-Departe- 
ment der Lehn⸗Rammer fürs Hypothekenweſen, nachdem dem Lehnrath -Kütemeyer ein 
längerer Urlaub ertheilt worben, bis auf Weiteres, ber aweHe Bopothelen- Vewahrer, 
Canzleirath Faull alle Verordnungen allein, 
. alle Hppothekenſcheine ac. mit dem Zuſatz „ſtatt bes Deyartementa iathe 
ſtatt des erſten Hypotheken⸗Bewahrers, 
jo wie der Dazu committirte Hofrath Lüders alle Srpotefenfüce x. mit 
bem Zuſatz „Hatt des zweiten Hppotheken⸗Bewahrers“ 
unterzeichnen werben, | 
ie am = April 1839. 
Aus Großherzogl. EA EB TUNG, 


und Buͤdner. 
a. Sn den Domainen. 


J. Oypotbetenmefe der Erbzinsleute, Bauern 


31274. Hypothekenordnung für Büdner und Erbzinsleute. 

12. Prär; 1814. | 

Friederich Franz ıc. Wir find ber gnädigſten Entſchließung geworben, in 
Unfern Domainen bei den competirenden Aemtern, ſowohl für Die Erbzindleute, als 
auch für die Büdner, für jede Claſſe beſonders, Hppothefenbücher, unb zwar unter 
nachfolgenden Beſtimmungen errichten zu laſſen. 

1) Das erfte Blatt des Hypothekenbuchs ſoll eine kurze Befhreibung Des Ger ' 
genftandes ber Hypothek. nebft der Anzeige enthalten: mie viel jährlich an Grund⸗ 
heuer erlegt wird, und wie hoch Die Gebäude veraffecurirt find. 

Eine Taration der Hpypothek wird aber nicht vorgenommen, fondern bleibt es 
vielmehr jebem Creditor überlaffen, ben Werth ber Hypothek ſelbſt anzufdlagen. 

2) Bei entftehenbem Concurſe gehen bie ins Hypothekenbuch eingetragenen Pöfte 
allen übrigen barın nicht eingetragenen’ Schulden des Cridarii vor. Hiervon find 
ausgenommen: 

a. bie flandesmäßigen und nicht über bas Gewöhnliche und bie Gebühr hinans- 
gehenden Leichen ⸗Koſten, Cur⸗ Koſten ber letzten Krankheit, ber einjährige rück⸗ 
Händige Lohn ber in Lohn und Brot ſtehenden Dienflsoten, auch bie — 
und geiſtlichen für ein Jahr rüdftänbigen Abgaben, und 

b. die Forderungen linferer' Kammer an Grundheuer cz contraetu anf- bei 
Quartale, imgleihen für benfelben Zeitraum .fonflige, der Kammer oder. andern 





HOpypothekenweſen ber Erbzinslente x. im Domanio. 115 


öffentlichen Behörden Mhulbig gehobene Vtaſtationen. Aeltere Ruckſtaͤnde gehen 

in ben Conrurs. 

9 Mülfen die Illata uub fonfgen Forbrrungen ber Ehefranen gleichfalls ing 
Oppothelenbuch eingetragen, ſonſt aber ben eingetragenen Forderungen poſtponirt 
werden. 
4) Die Rangorbnung unter ben eingetragenen Pöſten wird lediglich nach der 
Zeit der geſchehenen Eintragung beſtimmt, ſo daß der erſte Eintragene gänzlich abge⸗ 
funden fein muß, ehe ber zweite etwas erhält. Auf das ſonſtige gefegmäßige Privi⸗ 
legiom :der Hypothek wird feine Rückſicht genommen. 

9 In Anfehung ber bereits ';beftebenden Erben-Zing-Güter und Büdnereien ſoll 
es aber ſo gehalten werden, daß ſämmkliche vorhandene Erebitoren, weldye fich ins 
Hypothokenbuch eintragen Taffen wollen; ſich binnen drei Monaten von dem Tage ber 
Publication Diefer Unferer Iandesherrlichen Verordnung an, beim competirenden: Amte 
melden müſſen. Bon dieſer Melbungepfliht find aud ‚die Forderungen Unferer 
Hammer an Kaufgelde oder anderen Rückſtänden nicht ausgenommen. Sollte ‘wegen 
ber Priorität Streit entfiehen, jo maß, bis biefe unter den Intereſſenten gehörig aus⸗ 
gemacht iſt, die Eintragung unterbleiben. Das ad Liquidum gebrachte muß aber 
demnächſt alles, zur Wirkung: für nachfolgende Erebitoren ing Hypothekenbuch getragen, 
auch dieß eben fo wegen bes in den Contracten fipulirten Rüdfalls gehalten werben; 
diejenigen, welche ſich nicht zu rechter Zeit melden, haben demnächſt Beinen Vorzug zu 
gewärtigen. 

6) Die Koſten der Errichtung des Hypothekenbachs ſo wie der — der 
Schulden fällt ven reſp. Erbenzinsleuten und Bübnern zur Laſt. Für die Errichtung 
und Anichaffung bed Hypothekenbucho muß jeder Erbeuginomann, ber über 25 Rthlr. 
als jährliche Grundheuer erlegt, fehszehn Schill. NZwdr., fo wie jeder Erbenzine- 
mann, der nicht fo viel erlegt, und jeder Büdner acht Schill, NZmwdr. an das Amt 
berichtigen. Die Eintragung eines jeden Poſtens über 200 Rthlr. koſtet acht Schill., 
ſo wie die! Tilgung vier Schill.; beträgt der Poſten weniger als 200 Air. u fo 
werben für die Eintragung zwei Schill. erlegt. 

7) Die Einficht ber Hpypothekenbücher ſichet einem jeden gegen Erlegung einer 
Geblhr von vier Schill. frei. 

Unfere ſämmtlichen Beamten und alle Gerichte werben hiermit befehliget, ſich 
hiernach in vorkommenden Fällen gemeſſenſt zu achten, und haben wir dieſe Unſere 
Berorbnung zu jedermanns Wiſſenſchaft und Nachachtung burd das offickelle Wochen» 
blatt, fo wie durch Die Öffentlichen Anzeigen befannt zu machen befohlen. Urkundlich 
unter Unſerm Handzeichen und Infiegel. Gegeben sc. Schwerin, den 12, Mir; 1814. 


Friederich Franz.. 


1275. Eintragungs⸗ und Tilgungsgebühr. 27. Decbr. 1814. 

Sriederih Granz 3. In BDerfolg Unjerer Bifentlichen Bekanntarachung vrm 
12. März d. J. im Betreff der Einrichtung ber Hypotheken⸗Bücher für Erbzinsleute 
und Bübner werben die Gebühren für bie Eintragung und Tilgung. eines Poſtens, 
welcher gerade 200 Rtplr. beträgt, reſp. zu 8 und A Schilingen, und bie für. bie 
Eintragung und Tilgung eines Poflens unter 200 Rthlr. reſp. zu 4 und 2 Schillin⸗ 
gen hiedurch beſtimumt. 

Wonach ꝛc. Gegeben x. ‚Schwerin, ben. 27, Disember 1814. 

Srieberid.: Ben 


2276. Erläuterung der Ssppothefenordunng. 15. Mar; 1823. 
Friederich Franz ıc. Da über Me Anwendung der Borfihriften Unfrer Ber- 
vrbuung vom 12. März 1814, wegen :Errichtung ber Hypothekenbücher für bie 
Erbzinsleute unb für Die. Bübner, etwelche Zweifel entftanden, fo bleibt zur Hebung 
derſelben wab' zur näheren Erläuterung ber gebachten Berorbnung hiemit ———— 
a. Da der $. 5 der gedachten Berordnung ausdrücklich beftimmt, 
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daß ſammiliche vorhandene Kreditaren, welche ſich ins Hypothelenbuch wollen 

‚eintragen laſſen, ſich binnen drei Monaten a dato publicationis dieſer Ber- 
\ "ordnung bei dem kompetirenden Amte melden müſſen 
fo folgt hieraus: von felbit, daß, nachdem der gedachte Zeitpunft zur Anmeldung 
älterer Rechte bereits längft verftrichen, Diefe auch fortan zur Benachtheilung.:ber. in 
das Hypothekenbuch in der Folge eingetragenen Gläubiger. niemalen attendirt werben 
können, mithin eine Proflamation der ſämmtlichen Oläubiger bes Beſitzers des Orund⸗ 
flüdes nie zu dem Effekte gefchehen darf, damit ältere ober bevorzügtere Gläubiger 
jenes, den in bas Hypothekenbuch wirklich eingetragenen Gläubiger, in ber Priorität, 
fo viel das Grundſtück anlangt, vorgefeht ‘werben können, da vielmehr Diejenigen 
Gläubiger, welche fib binnen jenen drei Monaten nicht gemeldet ober ihre Forde⸗ 
rungen nicht eintragen laflen, allen —————— in dem Erlöſe aus dem — der 
Hppothek nachſtehen müſſen. Fe 

So viel nun aber - 

b. die im $. 2a. der erwäßnten — als bevorzügt bezeichneten gorde⸗ 
rungen anlangt, fo muß es dabei als Regel gelten, daß bie Leichenkoſten und Kur⸗ 
foften der letzten Krankheit, ſammt den eigentlichen Konkursfoften, immer von der 
ganzen Vermögensmaſſe bes Gemeinſchuldners vorabgenommen und auf bie einzelnen 
Theilerderfelben nach Manfgabe ihrer Größe repartirt: werden, wogegen dad Dienſt⸗ 
botenlohn, bie öffentlichen und geiftlihen Abgaben vorzugsmweife das Grunditüd treffen, 
zu deifen Kultur Die Dienftboten gehalten und von welchem letztere entrichtet werden. 
2 Sämmiliche. Gerichte in Unſern Landen haben ſich hiernach pro faturo in ihren 
Erfeuntuiffen in allen nicht rechtskräftig bereits entſchiedenen Fällen zu, richten. 

An dem gefhiehet- * gnädigſter Wille uud EN Gegeben ar. li 
ben 15. Därz 1823. . 

Friederich Franz. 


1277. Unnöthigkeit der Broclamationen bei neu gegründeten Erb: 
pachtſtücken. Zu. Mai 1823. _ 

Fried erich Franz zc. Uns iſt geziemend vorgetragen worden, wie, ungeachtet 
Unſerer öffentlichen Bekanntmachung vom 15. März d. J. zur Erläuterung Unſerer 
Verordnung vom 12. März 1814, im Betreff der zu errichtenden Oppothekenbücher 
für die Erbenzinsleute und Büdener in Unſern Domainen, aunoch darüber Zweifel im 
praxi obwalten: 

ob bei new entſtandenen, erſt nad Emanirung Unferer Derordnung vom 12, 
März 1814 errichteten Erbenzins- Gütern oder Bühnereien, es einer Procla- 
mation derſelben bedürfen ſolle? 

Allein, wenn ein Erbenzins⸗-Gehöft oder eine Büdnerei erft feit obiger Verord⸗ 
nung entftanden iſt, fo laſſen fih Daran natürlich auch gar Feine früheren Rechte 
gebenten; biejenigen Olänbiger aber, welche dem Beſiter bes Gehöfts oder der Büd⸗ 
nerei perſönlich früher fidert haben, find eben fo, wie bie, welche ihm nachher Gelb 
angeliehen, allemal, wenn fie ber Borzüge, auch genichen wollen, bie Das. Hypothelen⸗ 
buch gewährt, verbunden, ihre Rechte in baffelbe eintragen zu laſſen; jedoch bebarf- es 
dazu Teiner generellen oder fperiellen “apseberung, am wenigfien ber Feſtſetzung eines 
peremtorifchen Terminus. 

Zur Hebung künftiger Zweifel und Differenzien haben Wir berpepenbe weitere 
Deflaration durch den Drud bekannt zu machen verorbnet, 

Datum x. Schwerin, den. 21. Mai 1828, 


Friederich Franz. 


4278. Uubedingter Borzug der Intabulata. ©. Januar 1825. 
Friebderich Franz ꝛꝛc. Wir finden- Uns aus Beranlaffung mehrerer Declara⸗ 
tions⸗ Gefuche bewogen, linfere Berordnung vom 23. Januar 1814 in Betreff ber 
— für Erbzinsleute und Büdner in ben Domainen hiedurch dahin zu 
erläutern: 
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daß das beim Verkauf eines Grundſtüds rückſtändig gebliebene, nicht intabulirte 
KRaufgeld, wenn auch dieſerhalb das Eigenthum refersirt worden, fo wie iebe 
anders noch fo bevorzügte Forderung, - ben wirklich intabulirten —— in 
Beziehung auf bie Special⸗Hypothek nachſtehen muß. 
Urkundlich unter Unferm SHandzeichen und Inſiegel. Gegeben ec. Schwerin, 
den 9. Jannar 1825. 
Friederich Franz. 


1270. Vorſchriften wegen des Betriebs des Sppothefentweiens. 
3. October 1827. 

Friederich Franz ıc. = ‚haben aus ben, ‚zu ben Acten Unferer Kammer 
eingeforberten, Berichten ſämmtlicher Domanial-Aemter Une näber don der Form und 
inneren Einrichtung ber bei felbigen niebergelegten Oypothefenbücher über die Erbzine- 
Güter und Büdnerelen in ben Domainen unterrichtet, und daraus‘ entnommen, baß 
nicht nur in ber erften Anlage diefer Bücher munche Verſchiedenheiten beobachtet wor⸗ 
ben, ſondern Hin und wieder überhaupt noch die innere Einrichtung derſelben nicht 
gehörig angeordnet, und Daher unzulänglich für den vorliegenden Zweck erſcheint. 

Dieſem Mangel abzuhelfen und für die Folge ein völlig gleichmäßiges Verfahren 
für das Hypothekenweſen in Unſern Domanial-Aemtern zu bewirken, haben Wir Na 
ſtehendes zu verordnen und vorzufdreiben Uns veranlagt gefunden. 

1) Die jegt .bei ben Aemtern vorhandenen Hypothekenbücher .Tünnen, fo Tange 
Beamte fie ausreichend für den Zmed finden, vorläufig beibehalten werbden.. Wirk 
aber ſchon jetzt die Unzulänglichkeit ‚ber anfänglichen Einrichtung erkannt, oder ergiebt 
ſelbige ſich demnächſt im Laufe der Zeit, ſo ſoll bei allen Aemtern, wo dieß eintritt, 
die Anlegung neuer Hypothekenbücher verfügt und gleichmäßig befchafft werben, 

In dieſen Fällen findet dann 

2) bie Zufammenbindung aller Oypothelenbücher ein es Amtes oder eines Ortes 
in ein Buch oder einige Bücher nicht weiter ſtatt; ſondern es inuß für jedes einzelne 
Erbzinsgehöft und für jede einzelne Büdnerei ein beſondres, für ſich beſtehendes, 
Hypothekenbuch angelegt werden, welchem eine ſolche Einrichtung zu geben ift, dag ee 
nach bem Bedarf ununterbrochen fortgejegt werden Tann. ' 

3) Die erſte Seite des Hypothekenbuchs enthält Die Befchreibung ber Hypothek, 
wie in der. betreffenden Verorbnung vom 12. März 1814 vorgefchrieben worden, und 
muß fo eingerichtet fein, Daß Beränderungen nachgetragen werden fünnen. Auch if 
die Nummer bed Erbzinsgehöftes oder ber Bũdnerei nach ihrer feſtſtehenden Bezeich⸗ 
nung hier anzugeben. 

4) Das zweite und dritte Folium bleiben dazu beſtimmt, um den Nanien des 
Grundbeſitzers, die Zeit der Erwerbung des Eigenthums und die Art derſelben einzu- 
tragen, ſo wie die hierunter demnächſt ſich ereignenden Veränderungen hinzuzufügen. 

5) Mer folgende, nad eintretendem Bedarf zu vermehrende, Raum enthält auf 
ber einen Seite die Eintragung ber Schuldpöſte und auf ber gegenüber befindlichen 
Seite die Tilgung ber Hypothek ober Bemerkung deren Geffion, dergeftalt: daß jedem 
Schuldpoſten ein ſolches Seiten⸗Paar ausfhließlich gemwibmet bieibt. 

Die Eintragung muß den Tag derſelben, den Inhaber der Forderung, die weſent⸗ 
lichen Bedingungen ber Anleihe, die Summe: und Münzforte bezeichnen, auch Bezug 
auf bie SpeeialeActen und diejenige Nummer berjelben nehmen, wo Das Schulb- Do- 
cument, in weldem bie Hypothek conftituirt ift, mindeſtens abſchriftlich fich befindet. 
Eben biefe data. find auch bei Zilgungen auf ber gegenüberflehenden Seite zu berüd- 
fichtigen: 

Jebe Eintragung und Tilgung muß mindeſtens von einem Beamten unter- 
ſchrieben und die beamtliche Unterfchrift vom Actuar contrafignirt werden. 

Es iſt nicht verftattet, eiwas im Hypothekenbuche zu durchſtreichen. 

6) Da die Eintragung in bie Hypothefenblicher nur auf den Grund prototollari- 
fer Berhandlungen ober eingereichter Schuld⸗Verſchreibungen, worin Hzpothelen con= 
ftituiet worden, ftatt haben kann; fo find dieſe Verhandlungen oder Berfchreibungen 
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allemal abſchriftlich bei den Acten zu behalten, ‚und beibt ea ben Beamter überlaſſen, 
in jedem Falle, nach Zweckmäßigkeit, zu beſtimmen, ob bie der Eintragung vorauf⸗ 
gegangenen Protocolle und Documente bei den betreffenden Büdnerei⸗ ober Erbzind- 
gehöfts-Acten, ober, was in vielen Fällen angemeſſener fein wird, bei den für jedes 
einzelne Dppolhelenbuch anzulegenden, und nicht davon zu trennenden, Special⸗Acten 
aufzubewahren find. Genaue Hinweiſung darauf darf aber im Hypothekenbuche nie 
fehlen. — Endlich Br 

7) iſt in den Documenten der geſchehenen Intabulation allemal auszubrüden, 
welche Summe dem eingetragenen Schuldpoften vorgebet, ober gleiche Priorität damit 
bat. Die beamtlihe Unterferift der Eintragungs- und Zilgungs-Documente muß nie 
von Gerichts⸗ fondern von Amtswegen: geſchehen; auch iſt fie allemal vom Amts⸗ 
Actuar zu eontrafigniren. 


Wir befehlen nun fämmtliben Unfern Beamten, reſp. mit Entbietung Unfers 
gnäbigften Grußes, fih in allen Fällen, wo bie Anlegung neuer Hypothefenbülher bei 
den Nemtern eintritt, nach obigen Vorſchriften auf das genauefle zu achten, und fel- 
bige demgemäß einzurichten, wobei ihnen unverhälten bleibt, daß denjenigen von. ihnen, 
welche es wünſchen würben, auf beffallfigen Antrag ein nach norfichender Inſtruction 
entworfenes Schema, zu ihrer umſtändlicheren on and ber ei a 
ſtratur mitgetheilet werben fol. 


An dem gefchiehet Unſer gntidigſter Wille und Meinung. Segen ꝛc. Some, 
den 13. October 1827, 
Srieberih Franz 


An ſämmtliche Beamte, 


1280. Gedrudte Bogen für die Hypothekenbücher. SO. Yan. 1828. 


Den Großherzogl. Beamten wirb hiedurch befannt gemacht, daß gebrudte Bogen 
zu ben vorgeſchriebenen Hypothekenbüchern über Erbzinsgüter und Büdnereien in Me 
figer Hofbuchdruderei a Buch für 24 ßl. zu haben find. 

Schwerin, den 30. Januar 1828, 

Zum Großherzogl. Medl. ee Aerkääft vewordnei 
Director, Vice⸗Director und Räthe. 


1281. Erhöhung des Zinsfußes der Intabulate. 9. März 1830. 


Sriederih Franz ꝛc. Wir verorbneg biemit für Die Hypotheken⸗Buch⸗ Schul⸗ 
ben in Unſern Domainen, daß es mit Ablauf bes Trinitatig- Termin 1831 ben 
Schuldnern frei ftehen foll, wenn Capitalien mit Beitrags - Zinfen unter dem Zuße 
von fünf vom Hundert aufs Zahr eingetragen find, einen erhöheten Zinsfuß bie zu 
fünf Procent eintragen zu laffen, ohne daß es ber Zuſtimmung ber gleich⸗ und nach⸗ 
ſtehenden Gläubiger bedarf. 

Wonach ꝛc. Gegeben ic. Schwerin, ben 9. März 1830. 


Friederich Franz. 


1282. OUPDEDeEnE neo der Rirchenbürdnerei zu Lübow. 
4. September 1837. 


Wenn in Folge u Genehmigung für bie auf Kirhengrund . und 
Boden belegene Büdnerei des Webers Godemann zu Lübow ein Hppothelenbuch in 
Grundlage der Hypothekenordnung für die Büdnereien im Domanium, bei dem Amte 
Mecklenburg-Redentin zu Wismar niedergelegt und er worben iſt, — fo wird 
ſolches hiemit öffentlich befaunt gemacht. | 

dia, am 14, September 1837, 

‚Aus Großherzog Sanbes genug. 
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1283. Barchim’fches Kirchengut Bergrade. 14. Dechr. 1826. 


Friederich Frauz 2. uf geziemenbe Bitte des Deconomie- Gerichts zu 
Parchim wird hiedurch, vorliegender Umftände halber, zur öffentlichen Kenntnig gebracht; 


Daß bejagtes Oeconomie⸗Gericht zur Einführung und ferneren Haltung eines 
öffentlichen Hypothekenbuchs über die im St. Georgen Kirchengute Bergrade 
beſindlichen Erbenzins⸗Stellen durch Die landesherrliche Beftätigungs - Acte ber 
bortigen Erbzins-Einrichtung de 12, October 1825 landesherrlich autoriſirt ih 
Wornach ꝛc. Gegeben rc. Schwerin, den 14. December 1826. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 

ne Medi. zur Regierung: verorbnete Kal 
er Geheime⸗ und Räthe. 


1284. Erbzinsſtellen in den Kämmereigütern. 6. Februar 1830, 


Friederich Franz ꝛc. Damit auch bie Beſttzer von Erbpacht⸗ und Erbzins⸗ 
Bellen in ben ſtädtiſchen Kämmerei⸗Gütern bie Vortheile einer geordneten Hppotheken⸗ 
Einrichtung haldmäglichſt geniotzen mögen, wollen Wir, nad vorgängiger Communi- 
cation mit Unſern getreuen Ständen, ihnen hiemit verſtatten, ‚bie erfolgender allge- 
meiner Gefeßgebung Hypothefenbüher in der Art, wie foldes in, Unſern Tomainen 
ftatt findet, bei den Stadt-Magifträten niederzulegen. 
| Wonach diefelben, imgleichen bie betreffenden Magifträte ih zu achten. Ge⸗ 
geben sc. Schwerin, den 6. Schruar 1830. 


Srieberih Franz. 


1285. Wismarfche Erbpachtſtücke. 6. Zuli 1839. 


Paul Sriederih.rc Auf Die Borlegung des Magiftrats zu Wismar haben 
Wir der hieneben abgedrudten ‚Dypothefen- Ordnung für die Wismarſchen, ſchon im 
Erbpacht gegebenen oder noch in Erbpacht kommenden, außerhalb dortiger Stadtfeld⸗ 
mark belegenen ftäbtifchen Güter Unſere landesherrlihe Sanction ertheilt und publiciren 
fie. diemit zur Nachachtung aller Betheiligten. en 

2 durch Unjere Regierung, Schwerin, am 6. Juli 1839, 

» .. Paul briederiä, 

Publication 
einer Hypotheken⸗Ordnung für die Wismar: 
fen, Ihon in Erbpacht gegebenen oder noch 
in Erbpacht fommenden, außerhalb ber Feld⸗ 
‚ mark der Stadt 2. beiegenen ftädtifchen 

ir. 


4 J * 


Hypotheken— Ordnung 


für die ſchon in Erbpadht gegebenen oder noch in Erbpacht kommenden, außer⸗ 
halb der Feldmark der Stadt Wismar belegenen ſtädtiſchen Güter. 


$. 1. Die Güter, für: welche biefe Hypotheien- Ordnung normirt, find na- 
mentlich: das Kämmereidorf Bor-Wendorf und bie Hebungsgüter Warkftorf, Klein⸗ 
Woltersdorf, Große Woltersdorf, Hof und Dorf Zriwall, Martenftorf, Steffin, 
Rüggomw, Hof und Dorf HMlüffendorf, Benz, Hinter-Wenborf, Mittel-Wendorf, Prens⸗ 
berg und Kartlow, inſoweit dieſe @üter bereits vererbpachtet find, ober in ber Folg 
werden vererbpachtet werben. 

Soliten das Debungs-Departement, die Gtabt-fämmerei . oder fonftige ſtädtiſche 
Berwaltungs- Behörden in Zukunft noch andere Güter außerhalb ber Stadtfeldmark 
erwerben.umb vererbpachten, fo tritt für ſalche Güter mit ihrer nn er 
Hypothelen⸗Ordnung ebenfalls in Gültigkeit. 
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$. 2. Die Siadtbuchbehörde iſt auch für Die außerhalb der Stabtfelhmart bes’ 
legenen, bereits vererbpachteten ober noch zu vererbpachtenden ſtädtiſchen Güter zur 
Hypothekenbehörde ernannt. 


Bei ihr iſt für jedes einzelne dieſer Güter und für jebe einzelne Erbzingitelle 
in den Dörfern mit Zubehör ein Belonbeneer bem Grunbftüde angehöriges DIR 
kenbuch nieberzulegen. 

$. 3. Die auf dem Grundſtücke befindlichen Gebäude und alles, was fonft mit 
Dem Grunde und Boden verbunden iſt, Die Einfaaten * und Die im Erbpachtcontracte 
etwa mit überlaffenen Snventarienftüde, fo wie bas, was bafür in bie Gtelle ge- 
fommen iſt, auch das vorhandene Heu, Stroh und ber Dung ſind Zubehör des 
Grundſtücks. 

F. 4. Vom 1. December 1839 an Können an den bis bahin vererbpachteten 
und dem Erbpächter bereits tradirten Grundſtücken und ebenſo können in Zukunft an 
den noch in Erbpacht kommenden Beſitzungen von Zeit ihrer Tradition an nur 

durch Eintragung in die zu errichtenden Hypothekenbücher dingliche — er⸗ 
worben werden. | 

$. 5. Die Hppothekenbücher enthalten brei verfchiebene Abtheilungen. 

$. 6, Die erſte Abtheilung bildet eine beglaubigte Abſchrift des Erbpachtcon⸗ 
tracts und die Eintragung dieſer Abfchrift in das Hypothekenbuch fichert: 

a. ben für das Grundftüd jährlich zu erlegenden Canon, 
b. die fonftigen Berechtigungen ber Grundherrſchaft aus dem Erbpadtcontracte 
und die entfprecdhenden Leiftungen bes Erbpächters aus demfelben an Die Grunde 
herrſchaft felbft oder burd ihre Bermittelung an andere Behörden ober Per- 
fonen, fie mögen beftehen, worin fie wollen, 
bie im Erbpachtcontracte begründeten Rechte dritter Perfonen. 


Landes⸗, Communal-, Parochial- und andere bergleihen Abgaben und Leiftungen 
bebürfen der Eintragung nicht, 

$. 7. Ein gerichtliches Verfahren gegen ben Erbpächter dinſnchtlich dieſer An⸗ 
ſprüche iſt ſo ſummariſch und bevorzugt, als es unten im $. 18 und in ben folgen- 
den SS. für Klagen aus Hypothekenſcheinen vorgefchrieben iſt; jedoch behält es bei 
ben beſonderen Beſtimmungen bes Erbpachtcontracts für die Fälle, in welchem bie 
Grundherrſchaft wider den Erbpädter klagend auftritt, Dabet überall das Bewenden. 

F. 8. Wenn ber Erbpächter noch Kauf» und Erbftandsgelb ſchuldig If, wor- 
über die Hypothekenbehörde beide Kontrahenten officiell zu vernehmen bat, fo mirb 
ſolches in die britte Abtheilung mit der Priorität vor allen andern Pöften ein= 
etragen. 

i $. 9. Die zweite Abtheilung des Hypothekenbuchs Dient zur Zufchreibung bes 
Erbpachtrechts, Defien Uebertragung durch bie Zufcdreibung zu allen Rechtsfolgen 

eſchieht. 
J Zu ihrer Erwirkung iſt genügende Darlegung des Rechts zur Nachfolge im 
Erbpachtrechte, namentlich auch die Beibringung einer Recognitionsacte ber GOrund⸗ 
herrſchaft erforderlich. 

Bei der Zuſchreibung ſind die Parteien über etwa rückſtändige Kaufgelder und 
Leiſtungen an Mit- Erben oder an den Abtretenden von Amtswegen zu vernehmen 
und Dieje ‚Präftationen im Falle übereinitimmender Angabe vor allen neuen Intabu⸗ 
lationen in bie dritte Abtheilung bes Oypothelenbuchs einzutragen wenn der Be⸗ 
rechtigte dies nicht ausdrücklich ablehnt. 

Auch etwanige beſondere Dispoſitions⸗ Beſchränkungen des Erbpächters, welche 
nicht ſchon aus dem Erbpachtcontracte hervorgehen, werden gleichfalls zu dieſer zweiten 
Abtheilung eingetragen. 

$. 10. In bie dritte Abtheilung werden alle Belaſtungen bes Erbpachtſtücks 
eingetragen, welche nicht in bie erite Abtheilung gehören, ER alle Schuld⸗ 
forberungen. 


€ 
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$..11. Die Wirkung bes Oppothekenbuchs beſchränkt fih auf das Erbpachtſtück 
und deſſen Zubehör, bie Eintragung giebt alfo Fein Vorzugsrecht in bem übrigen 
Bermögen bes Schuldners. 

S. 12 Die Eintragung, welde aud mit binzugefügter Bedingung geſchehen 
kann, muß enthalten: die Forderung nach ihrem Betrage, den Grund derſelben, den 
Namen des Gläubigers, den Zinsfuß und den Tag der Eintragung. 

Sänmmtliche in "Die dritte Abtheilung gehörenden Pöſte müſſen im beftimmten 
Sapitalfummen eingetragen werben. | 
8%. 13. Ueber jede Eintragung iſt ein Hypothekenſchein unter dem Siegel ber 
Hppothekenbehörde und ber Unterſchrift eines Mitgliedes berfelben außer ber: bes 
Secretairs oder feines Subſtituten auszufertigen und ber Schuldurkunde anzuheften. 
Dieſer Schein muß angeben, was nach 8. 12 eingetragen worden und welche Capital⸗ 
ſummen dem Intabulato vorgehen oder gleichſtehen. 

$. 14. Höbere Zinſen als fünf Procent dürfen nie eingetragen werben. 

. Benn Gapitalien mit VertragesZinfen ımter dem Zinsfuße zu fünf vom hundert 
auf ein jahr oder ohne Zinfen eingetragen find, fo fteht es dem Schuldner frei, 
einen Zinsfuß bie zu fünf Procent eintragen zu lafen, ohne daß es der Zujtimmung 
der — oder nachſtehenden Gläubiger bedarf. 

. 15. Eine jede Umſchreibung von Forderungen im Hypothekenbuche, fie mag 
in nn einer Geffion gefchehen oder bie Veränderung in der Perfon des Glaubigers 
anderweitig veranlaßt fein, geſchieht nicht anders, alss 

a. auf Production der Originalien ober deren bewirkte Mortification a 

b. auf Agnition bes Schuldners, welche entweder mündlich vor ber Behörde er⸗ 

theilt oder derſelben genügend beurkundet iſt. 

. Der Schuldner hat die Verpflichtung zur Ertheilung ber Agnition, wenn ‚dh 
keine zu Recht beftändige Einwendungen bagegen zuftehen. Bor Beibringung einer 
ſolchen Agnition kann der Ceſſtonar oder ſonſtige gegenwärtige Inhaber der Forderung 
nur eine ſeine Rechte verwahrende Vormerkung vermittelſt Production der Originalien 
und Legitimations⸗Papiere bewirken. 

Die erlangte Umſchrribung ſichert denjeuigen, auf welchen fie erfolgt iſt, gegen 
eine Anfeihtung bes rechtlichen Beſtandes früherer Umſchreibungen von Seiten derer, 
bie dadurch verlegt find, fo wie gegen bie Auſprüche früherer Ceſſionarien. 

Ebenfo werben burd die Umfchreibung alle nicht bereits nad diefer Hppotheken⸗ 
Ordnung an ſich unſtatthaften Einreden des Schuldners gegen den Rechtsbeſtand, ſo 
wie die ihm wider den früheren Inhaber der Forderung zuſtändigen Einreden gegen 
ben fortwährenden Beſtand ber Schuld ausgeſchloſſen. 

6. 16. Dem Erbpädter ſteht es frei, bas Folium eines im Hppothefenbudhe 
ſtehenden aber auf irgend eine Weiſe erloſchenen Schuldpoſtens für bie. Eintragung 
einer gleichen oder geringeren Summe offen zu halten. Die gängige Zilgung erfolgt 
nur auf augdrfädliches Begehren des Schulönere. . 

$. 17. Die Tilgung einer eingetragenen Forberung gefchieht auf genügende 
Nachweiſung, baß das Eingeltagene Recht gar nicht eriftent geworben, under baß es 
aufgegeben, oder erloſchen fit. 

Der Oypothefenichein muß allemal beigebracht ober deſſen Mortification bewirkt 
fein. Cine theilmeife geſchehene Tilgung wird auf dem Hppothefenfdeine bemerkt; bei 
gänzlicher Tilgung aber wird derfelbe caffirt und dem Schulbner zugeflellt. Befonbere 
Ailgungsſcheine find nur auf ausdrückliches Begehren auszufertigen. 

$. 18. Die Klage aus einem Hypothekenſcheine ift, ohne Rückſicht auf ben 
Stand oder bie fonftigen Verhältniſſe des Schuldners, bei bem für das Erbpacht⸗ 
grundſtück competenten Niedergerichte anzubringen. 

Bei Klagen aus Hypothekenſcheinen iſt das Verfahren ſummariſch, dergeſtalt, 
daß auf die genügend ‚begründete Klage ein bedingtes Zahlungsmandat ohne Recogni⸗ 
Honstermin mit einer Friſt von vier Wochen zu erlaffen und bemnädft, im’ Falle bes 
Ungehorſams, vhne wiederholten Zahlungebeſehl 2 — an III 
Berwaraungdfrift zu verfügen iſt. 
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Allr in dieſem Verfahren vorfonmenben Friſten laufen * während der Ge⸗ 
richtsferien. 

Inſinuationen der gerichtlichen Verfügungen geſchehen in Daufe oder an dae 
Haus der Erbpachtſtelle. 

328. 19... Alle illiquiden merken. fnb auf bie son zur beſondem Verhendluug 
zu verweiſen. 

Bri andgebrachtem Arreſte wirb das Verfahren nicht athenmt und muß der 
Schuldner zum gerichtlichen Depoſitum zahlen. 

Eine angeſtellte Wiederklage iſt wicht ‚mit ber Borfinge, vielmehr in. einem bee 
‚ fondern Prorefie zu verhandeln, 

6. 20. Außer den durch bie Liquidität ber HOppothelenbuchs⸗ Forderungen — 
ben darauf begründeten Proceß von ſelbſt ausgeſchloſſenen dilatoriſchen Einreden find 
folgende Einreden gegen den Inhalt des Hypothekenbuchs überall nicht zuläſſig: 

a. die des nicht empfangenen Geldes: zu der Wirkung, Daß ber Gläubiger Den 

Beweis ber geſchehenen Zahlung anders, als durch das Bekenntniß des Schuld⸗ 

ners in dem von ihm ausgeſtellten Schulddycumente zu führen habe. 

Zum Beweiſe der nicht geſchehenen Zahlung iſt ber Schuldner nur daun 
zu laſſen, wenn er dieſe Behauptung binnen dreißig Tagen nach ber Intabu⸗ 

Iation "zu einer dem Gläubiger zu notiſtcirenden Vormerkung angezeigt bat; 

binnen anbermeitigen breißig Tagen, von :biefer Anzeige an gerechnet, bat ex 
nachzuweiſen, daß er feine Einwendung gerichtlich geltend gemacht habe, fon - 
wird die Bormerfung auf Antrag des. Betheiligten fofort gelöſcht und — 

‚bie Einrede gänzlich. ausgeſchloſſen; 

b. die Einrede des Macedonianijihen Rathichluffes, fo wie ber. Minberjäprigteit; 
Be: 2 Bezug uf ben’ Vellejauniſchen Rathſchluß und die Authenties si gun 
> sauer; 

i d. ‚bei. eingekragenen Birgfehaften bie Einrebe ber Zpeäung, des. Hofe und Au 
gerichts⸗Gebrauchs und. ber Landesreverſalen; 

e. die Einrebe der Vorausflage von Seiten bes fpäteren: Beſitzers eines Erb 

sahtküde. Es kann wider benfelben auch eine bereits angeftellte Klage ohne 

. Unterbredjung 'fortgefeht werden, er haftet jeboch wegen ber Klagekoſten nur 

inſowrit, als fie nad bem Uebergange bes ei auf ihn erregt. ımb 
‚entflanden find; endlich 

f. die Eintede, daß bas eingetragene Gapinl gang. ober theilweiſe aug aufge⸗ 

ſchwollenen Zinfen gebildet ſei. en, 

F. 21. Das forum concursus bes: Erbpaͤchters iſt das: Räbtifche Dbergericht 
uber basjenige ftäbtifche Gericht, welchem Die Behanblung der Coneurſe Tünftig. über- 
tyagen werben möchte. Bei biefenr Gerichte Tünnen auch Bergleihsunterhandiungen 
mit: allen Gläubigern und .concuesmäßige Einleitungen ‚nach der Conſtitution vom 1.7: 
December 1834 nur ftatt finden. Rüchfichtlich der ritterfchaftlichen. Güter — pur 
Zeit Brensberg und Kartlow — aber bleibt das DENT NONIAIBELINE! aub für den 
Concurs und jebes concurdmäßige Berfahren .cumpetent. 

6. 22. Anger bem Falle bes Eoncurfes haben nur: bie Zinfen, weide and bem 
Stalmderjahre, in. welchem das Erbpachtrecht auf einen Andern umgeſchrieben wird 
und aus noch einem Jahre riückſtändig find, ein dingliches Recht an dem Grundſtücke. 
Die weiteren Kückſtände Bönuen mithin, ſelbſt durch Die Fortſezung einer bereits au⸗ 
geftellten Klage gegen ben palsTen Erbpächter en Grundſtücks als ſolchen, nicht 
geltend gemacht werden. 

$. 23. . Das burd bie ——— — Recht an dem Erbpachtſtücke und 
deſſen Zubehör giebt ber eingetragenen Forderung in dieſer Hypothek das Vorzugs- 
recht vor allen nicht eingetragenen Böhlen dergeſtalt, daß den Intabulatis im Falle 
des Concurſeo na Borabnahme ber bie rei. treffenden Concursloſten nichts 
weiter vorgeht, als: 

a alle das Grundſtück ergreifenden Öffentlichen Abgaben und Leiflungen, — 

die Beiträge zur Brandeaffe, in welcher bie Gitogehände verſtchert ſtud, Tann 
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b. die Eintragungen zur erſten Ahtheihuug unb nach dieſen — 
e. der Dienſtlohn der zur Bewirthſchaftung der Erbpachtſtelle erforderlichen, im im 
Lohn und Brod des Schuldners ſtehenden Dienſtboten. 

Rückſtände des Canons und der ſonſtigen jährlichen Gefälle aus dem Erbpacht⸗ 
confracte genießen dieſen Vorzug jedoch nur für die Zeit, für melde derfelbe rüd- 
ſichtlich ihrer in dem Erbpachtcontracte ausbedungen iſt. 

Das, was an Canon und ſonſtigen Leiſtungen aus dem Erbpachtcontracte wäh— 
rend des Concurſes oder nach Siſtirung der Executionen fällig wird, behält die 
Rechte des unbedingten Vorzugs. 

Den sub a. und e. bezeichneten Abgaben, Leiſtungen und Dienſtlohnsforde⸗ 
rungen ſteht ein Vorrecht nur für die Rückſtände aus dem Kalenderjahre zu, in 
welchem die Executionenen gegen den Schuldner ſiſtirt find oder der Concurs eröffnet 
if, und aus noch einem Jahre neben ben während tes Concurſes laufenden. 


Eolite rüdjtändiges Kauf⸗ und Erbſtandsgelb aus dem Erbpachtcontracke zur 
dritten Abtheilung eingetragen fein, fo ſteht die sub c«. bezeichnete Dienſtlohns⸗Forde⸗ 
rung auch dieſem noch nach. 

8. 24. Die Erſtigkeit der eingetragenen Höſte unter ſich wird lediglich durch 
die Reihefolge, in welder fie eingetragen find, beſtimmt, fo daß ber. vorgehend 
Eingetragene ben Vorzug hat vor dem nachgehend Eingetragenen, infoferne nicht aus⸗ 
drüdlich bemerkt it, daß er mit einem. ai ‚mehreren Pöſten zu gleichen an 
ſtehe, oder ihnen nachſtehe. 

F. 25. Die während bes Gansurfes — ſeit Sifirung der ——— — 
fenden Zinſen, Abgaben und Leiſtungen behalten auch in der dritten Abtheilung überall 
bie Rechte der Hauptſchuld und werben mit dieſer zugleich loeirt. 

Rückſtändige Vertrags⸗ und Berzugs - Zinfen eingetragener Pöſte genießen den 
Vorzug des Capitals für das Kalenderjahr, in welchem ber Conrurs eröffnet iſt ober 
bie Executivnen gegen ben: Schuldner ſiſtirt find und. für noch ein Jahr.. 

Unmittelbar nach den eingetragenen Pöſten und den ihnen anhängigen Binfen 
werben bie über den im $. 23 angegebenen Zeitraum hinaus rüdftänbigen Realab⸗ 
gaben und ‚Leitungen erfier Abtheilung ($. 23-sab a. und b.) zugleich mit ben 
etwanigen Beitreibungskoſten loeirt. 

Demnächſt folgen die über den im vorſiehenden zweiten Afage beſtimmten Zeit⸗ 
raum hinaus rückſtändigen Zinſen von intabnlirten Capitalien nach Reihefoige ber 
letzteren zugleich mit ben vor Anusbruch des Eoneurpes wegen dieſer Forderungen ent» 
ſtandenen Klagekoſten. 

$. 26. So wenig einzelne ala gefommte., als Zubehör bes Erb pachtſtücls oben 
— ——— ———— dürfen von demſelben getrennt, zum are ber Gpecation 
gemacht werben. 

Dagegen Tann Das Erbpachtdüd mit feiner Bubebör, in — — ſonſtiger 
Extcutiono⸗Objecte, auch wegen nicht eingetragener Anſprüche un ben Beſitzer zum 


Verkauf gebracht werden, und wird ‚son einem über ſein Bermögen ausgebrochenen 
Concurſe, fo wie von einem Berjahren aa ber Verordnung vom 17. Detenber 


1834 mitergriffen. 

Der intabulirte und ber nad 6. 22 ih: —— Gläubiger iſt vorzugeweiſe 
in der Specialmaſſe Des Grundſtücks ‚zu: lociren. Erhält er vermöge anderweitigen 
Vorzugsrechts feine Befriedigung früher aus ber Generalmaffe, fo tritt Ale vhne 
Weiteres in das ihm ans ber Eintragung zuſtändige Recht. 

Etwanige Ueberſchüſſe der Sperialmafje gehören zur. Generalmaffe. 

. $. 27. Wenn bad Gericht die Hypothekenbehörde von der rechtöfräftigen Con⸗ 
curseröffuung in Kenntniß ſetzt, ſo And bie Folien dead Grundſtücks zu ſchließen und 
bemnädhft nad geihehener Zuſchreibung zu neuen Cintragımgen:'zu eröffnen. 

Die: in bie britte: Abtheilung eingetragenen: Pöſte erlöſchen durch ‘bie Schließung 
ber Folien und körnen durch die — bes neuen. en 4 früheres Recht 
nicht. wirder erhalten. ur 
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Die Eintragung des Canons und der ſonſtigen Lriſtangen aus dem Erbpacht⸗ 
contracte zur. erſten Abtheilung bleibt jedenfalls von Beſtande. 

Die zu den Arten gekommenen Hypothekenſcheine über zu tilgende Höfe bat das 
Gericht, fobald fie entbehrlich find, zu caffiren. 


Allgemeine Beffimmungen. 

$. 28. Eintragungen zum Hppothekenbuche geſchehen nur auf Antrag bes aus 
biefem Buche erhellenden Erbpächters oder deſſen geſetzlichen Vertreters. 

Bei dieſen Anträgen find von ber Hppothekenbehörde Die aus. dem Buche ſich 
ergebenden Beſchränkungen ber Dispoſitionsbefugniß zu berüchſichtigen, ſie mögen in 
dem Erbpachtcontracte, in der Verwillkührung des Erbpächters ober in gerichtlicher 
Verfügung ihren Grund haben. Ein gerichtliches der Hppothefenbehörbe notificirtes 
Inhibitorium hemmt Das Verfahren. 

Proteftationen und Anmeldungen von Seiten dritter Perfonen ſind nicht zu 
beachten. 

F. 29. Gerichtliche Requiſitivn erſetzt in allen Geſchäften den Antrag ober bie 
Einwilligung der betheiligten Perfonen. Solchen Reqnifitionen Folge zu geben, ift die 
Oppothekenbehörde nur verpflichtet, ment fie von dem Hebungsgerichte oder den ftäbti- 
fihen Gerichten zu Wismar, von: ben Großherzogl. Juſtiz⸗Canzleien oder dem Ober⸗ 
Appellationsgerichte erlaſſen ſind. 

Geſchieht eine Eintragung auf- gerichtliche Requiſition, ſo — die ‚Zeit deren 
Eingangs bei der Hypothekenbehörde rüdfichtlich ber Reipefolge, auch barf vor ihrer 
Genugung kein anderer Poften eingetragen werben. 

6.30. Die Einſicht des Oppothekeabuchs ſteht dem Erbpaãchter frei, einem 
Andern nur infoferne und in jo weit, als. er deſſen Zuftimmung oder ein, rechtliche 
Intereſſe Darlegt. 

:$. 31. KEdictalladungen ergreifen bie durch das Hypothekenbuch geſicherten 
Recht⸗ nicht, nur rückſtändige Leiſtungen, Zinſen und Koſten müſſen angemeldet werden. 
Zu Specialindulten, Stundungs⸗ und ———— kann der intabulirte 
Glänbiger nicht gezwungen werden. 

6. 32. - Das Oppothekenbuch gewährt volle Rechtoſicherheit, ſein Inhalt voll⸗ 
Ränbigen Beweis, ein Atteſt aus bemfelben ein vollgüftiges Beweismittel. 

Für alle diejenigen, welche durch eine Eintragung in das Hppothefenbud im 
Vertrauen auf Daffelbe: und in gutem Glauben Rechte erworben haben, iſt fein Sue 
halt zur Zeit ber esfolgten Eintragung unumftößlih und gegen eine Anfechtung von 
Seiten Dritter aus bereits beftandenen oder fpäter erſt eriftent gewordenen Rechten 
gefithert. Es Tann mithin fo wenig eine. urfprängliche Nichtigkeit. als eine Wieder⸗ 
einfegung in ben vorigen Stand ober :cine Berjährung gegen -fie geltend. gemacht 
werben. Berfeben ber Behörde, welche einem frühern Acte zum ®runde lagen, fünnen 
zu ir Nachtheile nicht berichtigt werben. 

. Die Einfihreibungen zum Hypothekenbuche erfolgen fänmtlih in ber 
Art, F in dieſem Buche über jede Zuſchreibung, Umſchreibung, Tilgung und Vor— 
merfung ein. vollſtändiges Protocoll zu ber gehörigen Abtheilung gehalten wird. Es 
muß dabei wenigſtens Ein Mitglied der Hypothefenbehörbe gegenwärtig fein und neben 
bem Serretair oder. deſſen Subftituten das Protocoll unterjchreiben. 

In ber dritten Abtheilung erhält jeder Poſten ein men aus zwei neber 
einander Tiegenben Seiten beftehendes Kolium. 

Das Schuldverhältniß ift vollftändig zu protocalliren, wenn feine Schulddocu⸗ 
mente beigebracht werden, die Eintragung alſo auf mündliches Begehren geſchieht. 
Zu beſonderen Acten über jedes Erbpachtſtück iſt Alles zu legen, was in Bezug auf 
daſſelbe eingereicht oder außer den nach dem Vorſtehenden in das Buch ſelbſt kom⸗ 
menden Protocollen vor der Behörde verhandelt wird, 

534. Für bie.genaue Befolgung..der.in biefer Berorbnung enthaltenen, Das 
amtliche Verfahren betreffenden Vorfihriften, alfo insbeſondere fir Die ordnungsmäßige 
Sührung der Bücher und bie Nichtigkeit ber Daraus gegebenen Attefte aller Art iſt: bie 
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Hypotbefenbehörbe bergeftalt verhaftet; daß :fie den aus verfchulbeter Nichtbefolgung 
erwachſenen Schaden den Betheiligten zu erſetzen verbunden iſt. 

Inſoferne ein der Behörde nach den obigen Beſtimmungen zur Laſt fallender 
Schadenserfag nicht von den zur Verhaftung verpflichteten Mitgliedern derſelben ge- 
leiftet werden Tann, haften, je nachdem das Grundflüd unter jtädtifher ober Hebungs- 
Jurisdiction belegen ift, die Stadt-Kämmerei oder Die geiftlihen Hebungen. 

Befchwerben über das Berfahren ber Hypothefenbehörbe find als Recurfe ohne 
| Rt Förmlichkeit beim Rathe, nöthigenfalls bei Großherzogl. Regierung anzu 
ringen. 
er Die a etwaniger Schadens⸗ Aunſprüche aber gehört vor das competente 

ericht. 

5. 35. Wegen Legitimation der Erben normiren in allen Hypothekenbuchs⸗ 
Angelegenheiten die besfallfige Verordnung vom 22. December 1829 und bie fpätern 
darauf Bezug habenden Verordnungen. 

Rückſichtlich ber dei dieſem Gefchäfte vorfommenben Gebühren normirt bie unter 
A. anliegende Tape. i 


Tranſitoriſche Borſchriften. 


$. 36. Für künftige Erbpachtbeſitzungen, welche zur Zeit der Publication dieſes 
Geſetzes dem Erbpächter noch nicht tradirt ſind, wird das Hypothekenbuch mit der 
Tradition des Grundſtücks eröffnet. 


8. 37. Für bie ſchon vererbpachteten und tradirten Güter und fonftigen Grund⸗ 
flüde aber hat bie Hypothekenbehörde zum 1. December 1839 bie Hypothekenbücher 
einzurichten und. find lehtere an dieſem Tage zu eröffnen. 


8. 38. Wer bie zum 1. Derember 1839 dingliche Rechte an ben ſchon ver- 
erbpachteten Grunbflüden erworben hat, muß Sie noch vor Dem erwähnten Tage: bei 
ber Hypothekenbehörde zur Eintragung in Das neue. Dypokhelenbud anmelden und 
gehörig beglaubigen, unter dem eins für allemal hiemit angebropeten Nachtheile, daß 
jeine dinglichen Rechte an dem Grundftüde mit Zubehör, obne daß es eines bes- 
falfigen Ausſpruchs ber Behörde bedarf und, ‚ohne bag. demnächſt aus irgend einem 
Grunde Reflitution zu erteilen wäre, erfofchen fein follen. 


$. 39. Sämmtlihe Verpflichtungen. bes Erbpächters aus dem Erbpachteontracte 
find von ber Hypothefenbehörde ex oflicıo und ohne daß es rückfichtlich ihrer ber 
im vorhergehenden Paragraphen vorgefähriebenen Anmeldung bedarf, einzutragen. 


$. 40: Dem Schuldner bleibt unbenommen, bie Liquidität und Prigrität ſämmt— 
licher in bie Dritte Abtheilung gehörigen Pöfte außergerihtlich feſtzuſtellen. Wenn er 
der Hypothekenbehörde genügend bargelegt, daß foldhes geſchehen, fo find Die einzu- 
reichenden Schulddocumente, falls fie den gefeglihen Vorſchriften entſprechen und die 
Legitimalion der auftretenden Perſonen vollſtändig beigebracht iſt, in der vereinbarten 
Ordnung zu intabuliren. 

Zur Legitimation genügt das Anerkenntniß des Schuldners, wenn Hein Anderer 
biefelbe Forderung bie zum Normaltage ganz ober zum Theil liquidirt hat. 

Bleibt die Liquidität einzelner Pöfte beſtritten, fo Tann bie Eröffnung der dritten 
Abtheilung nur in dem Falle geſchehen, wenn die ſtreitigen Pöſte unter Vorbehalt ber 
Rechte des Schulbners, jo wie ber Rechte widerſprechender Mitgläubiger für ben Fall 
bes Concurſes eingetragen werden. Es hängt vom Schuldner ab, eins ſolche Ein⸗ 
tragung zu erwirken oder die Verhältniſſe vor dem competenten Gerichte im Wege 
Rechtens vorher zu ordnen. 


54. Die Koften ber erſten Einrichtung des Hypothekenbuchs und der tu⸗ 
ſchreibung des Erbpachtſtücks trägt der Erbpächter, welchem auch die Koſten der An⸗ 
und Eintragung von: Anſprüchen zur Laſt fallen, wenn ‚gegen — nichts 
Rechiobeſtandige⸗ von ihm eingewandt werden kann. 
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| Gebühren-⸗Taze in 
Für die Geſchäfte, welche in Hypothekenbuchs-Angelegenheiten der außerhalb ber 
Stadtfeldmark belegenen vererbpachteten ſtädtiſchen Güter vorfommen, find folgende 
Gebühren zu erheben: 
1) Für Die erſte Einrichtung bes Hypothekenbuchs mit Einſchluß des Buchs ſelbſt 
und der vidimirten Abſchrift des Erbpachtrontracts für ein Gut 10 Rthlr. 
für eine Hausmwirtheftelle . » S . . R . 4 J 
für eine kleinere Erbzinsſtelle. 2 
Für den Canon uub die jährlichen Erlegniffe aus bem Ertpadttontracte MN 
feine Gebühr zu berechnen. 
2) Für bie Zuſchreibung des Erbpachtgrundſtüde und das darüber zu ertheilende 
At . 1/4 Procent. 
Der Werth der Grundſtüce wird nach bem Raufpreife, in "Erbfeaftfälen 
nad dem Preife, wozu fie der Erbe angenommen hat, berechnet. In andern 
Sällen tritt billige Veranfchlagung durch die Hypothekenbehörde, und wenn Ber 
Erbpädter biefe nicht anerkennen. will, durch Sachverſtändige auf feine 
Koften ein. | | 
3) für Die Eintragung eines Poſtens — | ° 
a. von jeben hundert Thalern des Capitals N 2 öl. 
n einzutragenden —— —— und Erbgelbern jedoch 
8 


b. fir Eintragung, melde nicht in Gelderlegniſ en beſtehen, auch für Notirung 
einer Poftpofition, Verwillkührung de non intabulando oder fonftiger 
Diepofitionshefchränfungen, jo wie für Deren Tilgung 2. .,16 $l 
* Für bie Umſchreibung eines Poftens: und für Notirung derſelben unter. dem 
Hypothekenſcheine von jeden. hundert Thaler... —— 6ßl. 
5). Für bie Tilgung von jeden. Hundert Thalen .  . 00. 4 Bl, 
6) Für Ausfertii gung eines Hypothekenſcheins ober eines fonftigen Scheins unb 
Atteftes Aus dem Dypotpetenduße | bei — von 100 Ahlen, und dar⸗ 


über . : : ; ; 8 gl. 
‘hei Pöften under 100 Reblen. er er 4 Sl. 
’ Für. Bas ‚Siegel wird keine befonbere Getipe bereit. = — 
7) Für Einſicht des. Hypothekenduch ——— 8 gl. 
8) Für Abſchriften A, Bogen ae, Te er 2 
Für Vidimation berfelben incl. Golation .23831. 
9) Kür jede Inſinuation oder mündliche Citation in der Stabt 4 3l. 
innerhalb ber Stabtfeldmart ea 8 ßl. 


. ‚außerhalb der Stadtfeldmark : 16 
Nach dem Abgange ber fegigen Rathodiener werden ſtait 4 fl. nur.2 ßl. 
erhoben, auch barf an GCitafionggebühren für jeben vorzunchmenden Art nicht 
mehr als 8 ei in der Stadt und 16 fl. außerhalb bertelben erhoben merben, 
wenn bieje ebühr nach der Zahl der geladenen Perſonen auch mehr betragen 
ſollte. | 
10) Für die Beglaubigung ber Unterfähriften . sh 
11) Es ift feine Gebühr zu erheben: für Protocolle und Reziſtratůren in n Opypote⸗ 
kenbuchsſachen, für Äbſſhrift der Hypothekenſcheine, ber Atteſte, für Koſten- 
Berzeichniſſe und deren Abſchrift. 
12) Die Stempelgebühr iſt in den vorſtehenden Sätzen nicht Ange NER, re wird 
alſo außer benjelden wahrgenommen, 
:13) Ale. Gebühren And in NZwbr. zu erlegen. 
::44) Ste -mäfjen. auf : ben“ Ausfertigungen unb zum Opvotgelenbude —* 
werden. en A 
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C. In den ritterſchaftlichen Beſitzungen. 


F 1286. Erbzinsftellen zu Wendorf. 14. Septbr. 1822. 


Friederich Franz ꝛc. Wann Uns von bem Yatrimonial- Gerichte bes Gutes 
Schönhof und Wendorf, Amts Grevesmühlen, geziemend vorgeſtellet worden, wie den 
Erb-Pächtern ber zwei, auf ber Feldmark des gelegten Dorfes Wendorf, an der 
Tallienborfer und Moltenower Scheide, errichteten Erbenzinsftellen kontraktlich bie 
Errichtung eines eigenen Hypothekenbuches für jebe diefer Stellen: beim Patrimonial- 
Berichte zu Schönhof obliege, bazu aber, behuf der nöthigen Auftorität und Vorzüge 
ber in ſolche Bücher einzubragenden Pöfte, eine Privilegirung und öſſentliche Bekannt⸗ 
machung berfelben von Seiten des Landesherrn erforderlich und gewünſcht werdez Sp . 
beſtimmen wir, bem Geſuche in Gnaden Gehör gebend, hiedurch zu jedermanns Nach⸗ 
richt end Nachachtung mittelft nachflehender öffentl. Bekanntmachung: 
ba für Die, zum Gebrauch ber bereits eingefehten Erbenzinsleute Friederich 
Daehlcke und Johann Heitmaun zu Wendorf zu errichtenden Hypothekenbücher, 
und die Vorzüge der darin eingetragenen Schuldphſte, ber F. 5 Uinfter' Hypo⸗ 
thefen-Drbnung vom 12. März 1814 für die Erbenzinsleute in Unſern Do⸗ 
mainen, wiewol nur in fo weil normiren und gültig fein folle, 
als beffen Vorſchriften wicht ‚buch bie Beſtimmungen bes $. 23 bes, mit gedachten 
Erbenzinsleuten unterm 22. Septbr. 1820 abgefchlofienen a Son nontane 
verein wird, welcher 5. alſo lautet: 
Dei dem Schönhöfer Yahrimonial-Gerkhte: iſt Erb. Pächter ſchuldig, gleich nach 
der Tradition des Erb⸗ Pacht »Gehöfts rin Hypothekenbuch über Artzteres nach 
landesgeſetzmäßiger Beſtimmung einrichten zu laſſen. Der Herr Vererbpächter 
hat davon foßort bei ber höchſten Landes⸗Regierung bie Anzeige zu machen, um 
eine allerhöchſte öffentliche Bekanutmachung zu erwirfen, weige ſolchem Oppo⸗ 
thekeabuche bie rechtliche Wirkung verſchaffen wird. 

Dieſem Hyppothekenbuche iſt eine gerichtlich ——— Taxe des Wenths 
der Gebäude, der Einſaaten und des Inventarij ber Erbpachtftelle voranzuſetzen, 
und zugleich die unwiderruflich getroffene Beſtimmung, daß Erbpächter nur über 
bie Hälfte ſolchen Werths zu. diſponiren babe, bie Erbpachtſtelle daher nur bis 
zu dieſer Hälfte verſchuldet werden, demnächſt aber eine weitere Eintragung ins 
Oppotheklenbuch zu. Gunſten bes Gehöfts⸗Erben güllig, nicht Statt finden dürfe, 

Zu ſolchem hievor näher beſtimmten Zweck werben demnach alle Gläubiger der ges 
nannten Erbenzinslente, welche ihre Forderungen in deren gedachte Hypothekenbücher 
eintragen laſſen wollen, hiemittelſt peremtoriſch geladen und aufgeſordert, mit ihren des⸗ 
fallſigen Anſprüchen ſich unfehlbar binnen drei Monaten, vom Tage ber Publikation 
vorſtehender Unſrer Bekanntmachung an, bei dem Patrimonial⸗-Gerichte des Gutes 
Schönhof, Amts Grevesmlihlen, gebffrig zu melden, —— Re — damit 
nicht weiter werden gehöret werden. 
Wornach ꝛc. Datum ac. Schwerin, ben 14, Septbr. 1822. 
Ad Mandataın Serenissimi proprium. — 


Großperzogl, Medl. zur verordnete 1 Drän 
Geheime- und Rͤthe. 


1287. Erb zins ſtellen zu Quitzenow. 7. Detober — J 


Se.. Konigl. Hoheit haben, auf geziemendes Anſuchen des Patrimonial ⸗Gerichts 
bes Gutes Quigenow, Amts Gnoirn, die für Die Erbpächter ber drei auf ber dortlgen 
Keltmark ersichteten Erbenzinoſtellen kontraktlich für jebe biefer Stellen beim gebachten 
Patrimonial-Gerichte niederzulegenben Hypothefenbücdher in der Maaße, daß für diefe 
Bücher und die Vorzüge ber durin zingelragenen Schaldpöſte bie Borfchriften ber 
Hypotheken⸗Ordnung vom 12. März 1814 für.bie Erbemginsleute im ‚Domarium im 
weſentlichen normiren follen, naar. mit ber Modiſikation 
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qua $. 1 mie ſio aus ben weiter unten in Der Anlage A. wörkidh abgebrudten 
Paragraphen 23 und 23 des Erbzinsbriefes wegen ber Taxe ber Gebäude u. f. w. 
und wegen Beichzänfung der Verfchulbbarfeit auf die Hälfte bes Werthes folgt; und 
qua $. 5 daß bie öffentliche präflufivifhe Vorladung der fon vorhandenen 
Gläubiger der Erbzinsleute dem Patrimonialgerichte zu Quitzenow überlaffen bleibt, 
allergnädigft zu genehmigen und zu. confirmiren geruhet. 
Echywerin, den 7. October 1823. 
Aus orolhenogier Regierung. 
‚Anlage A. 
Die Paragraphen 22 und 23 des mit: den Erbenzinsleuten gu Quitzenow abge- 
ſchloſſenen Erbpacht⸗Contrakts lauten folgendermaaßen: 
Bei dem vorgedachten Patrimonial⸗ Gerichte hat Erbpächter ſofort nach der 
Iradition des Erbpacht⸗Gehöfts ein. Hypothekenbuch über letzteres nach landes⸗ 
geſetzmäßiger Beſtimmung rinrihten zw laſſen und wirb Herr Vererbpächter 
davon ſogleich hei höchſter Landes⸗Regierung bie Anzeige. machen, um eine aller» 
höchſte öffentlihe Bekauntmachung zu. erwirfen, welche ſolchem Hypothekenbuche 
bie rechtliche Wirkung verfchaffen wird. 
Diefem Hppothekenbuche ift. eine gerichtlich veranftaltete Taxe bes Werths 
ber Gebäude, der Einfaaten und bes nventarii ber. Erbpachtſtelle voranzu⸗ 
. fegen, ‚und gugleich die unmwiberruflihe Beſtimmung: bag Erbpädter. nur über 
die Hälfte ſolchen Werths zu disponiren habe, bie Erbpachtſtelle daher nur bie 
zu dieſer Häffte verſchuidet werben, demnächſt aber eine weitere Eintragung ing 
—— nicht Ratt finden bürfe, zu Gunſten bes Gehofto⸗Erbes. 


Die unmittelbaren Bauern zu Wendiſch⸗ Priborn. 
.Y März. 2831. “ 

Se. gabrigl. Hopeit ber. ‚Großherzog. haben, nad vorgemefener Negulirung ber 
Lehns-Verhältniffe zu Wendiſch-Priborn, Amts Lübz, Die für ſämmtliche ritterjchaft- 
He Grund» Eigenthümer daſelbſt, für jedes Grmpilüd, bei dem gemeinſchaftlichen 
Wendiſch⸗Priborner Patrimenial-Geriäte zu Lübz niederjulegenden Hppothekenbücher 
in ber: Maaße, daß für biefe Bücher und die Vorzüge der darin eingetragenen 
Schuldpöfte die, jedoch nad den befondern Verhältniſſen mobificirten , Vorſchriften der 
Hypotheken ⸗Ordnungen vom 12. März 1814 für Die Erbenzineleute in Domainen 
und vom. 12. November 1819 für die ritterfchaftlichen Landgüter im — 
normiren ſollen, allergnädigſt zu — und zu confirmiren geruhet. 

Säwerin, den 7. März 1831. 

Aus Broßherzoglicher Regierung... 


1280. Banuergeböfte. gu Bangenbeide. 21. März 1831. 
- Ge. Königl. Hoheit der Großherzog haben bie, für jebes ber ſechs Bauergehöfte 
zu Langenheide, Amts Wittenburg, beim Patrimonialgerichte zu Meldhof niederzule- 
genden Hypothefenbüder in der Maße, daß für dieſe Bücher und die Vorzüge ber 
Darin eingetragenen Schuldpöſte Die Vorſchriſten ber Dppothefen - Ordnung vom 12, 
März 1814 für die Erbzingleute in ben Domainen im Wefentlichen normiren follen, 
nur mit ber Mobification, dag 
1) qua $. 1 ein jebes einzelne Bauergeböft ‘immer nur bis zur Hälfte ber 
Summe, wozu die Gehöftegebäube in ber ritterfchaftlichen Brand - Alfecuranz- 
Sorietät .verfichert fiehen, mit Schuld im Hppothekenbuche belegt werben darf; 
2) qua $..5 die öffentliche prächufvifche Borladung ber etwa ſchon vorhandenen 
Gläubiger ber Gehöfts-Eigenthümer dem Patrimoninigericht su. AM. über⸗ 
laſſen bleibt, 
allergnädigſt zu genehmigen und zu beſtätigen .gerubet. 


. Schwerin, den 21, März 1831. SR 
Aus Oroßherzoglicher Landes⸗Regierung. 
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1290. Die unmittelkaren Banarn. su Dorf Graben. 13. April 1831. 


Se. Königl. Hoheit der Großherzog haben tie Niederlegung von Hypotheken⸗ 
bühern für die ritterfchaftlihen Gehöfts-Befiger Andreas Neumann, Dans Joachim 
Stüder, Johann Schulz, Johann Neumann und bie Wittwe Lüd fir ſich und ihre 
Kinder zu Dorf Grabow, Anis Wredenhagen, für jebes Grundftüd beſonders, Bei 
bem dortigen Patrimonial-Geriht in Röbel bergeflalt zu genehmigen und zu beftätigen 
gerubet, daß bie Vorſchriften ber Hypotheken⸗Ordnungen für die Erbenzinsleute in 
den Domainen vom 12. März 1814, und für Die ritterichaftlihen Landgüter vom 
22. November 1819, nad den Berhältnilfen abgeändert, für ſolche Hypothekenbücher 
und bie Borzüge ber barin siuzutragenden Schuldpöſte weſentlich normiren follen. 

Schwerin, ben 11. April 1831. 

Aus Öroßherzoglicher Landes⸗Regierung. 


41291. Erbzinsftellen zu Zippfeid. 10. November 1831. 

Se. Königl. Hoheit der Großherzog haben auf geziemendes Anfuchen des Bar- 
nefower Patrimonial-Gerichtd zu Grevismühlen Die contractlich für jebe der Drei, auf 
ber Feldmark Zipphufen errichteten und unter allerhöchſter Genehmigung mit dem 
Namen Zippfeld belegten, Erbzinsftelen von ben Erbpächtern bei bem vorerwähnten 
Patrimonial- Gerichte nieberzulegenden Hypothefenbücer in ber Maße, daß für biefe 
Büher und die Vorzüge der darin eingetragenen Schuldpöfte die Vorſchriften ber 
Hypothefen-Ordnung vom 12. März 1814 für De Erbenzinsiente in den Domainen 
überall, bis auf die Mobifiealion qua $. 5, normiren follen: daß die öffentliche 
präcinfivifche Vorladung ber ſchon vorhandenen Glänbiger ber Erbenzingleute tem 
Barnekower Patrimonial-Gerichte zu Grevismühlen üßerlaffen: bleibt,- allergnäbigft zu 
genehmigen und zu confirmiren geruht. | a. 

Schwerin, den 10. November 1831. ° -- SE 

Aus Großherzoglicer Landes-Negierung. 


41292. Erbzinsftellen zu Stoffersborf. 12. Dechr 1838. 
Se. Königl. Hoheit Der Großherzog haben auf allerunterthänigſtes Anfuchen bes 
Weitendorfer Patrtnonial- Berichts zu Grevismühlen die contractlich für jede ber 
fieben, auf der Stoffersdorfer, nach Weitendorf gehörigen Feldmark errichteten Erben- 
jinsftellen von den Erbpächtern bei dem vorerwähnten Putrimonial= Gericht niederzu- 
legenben Hypothekenbücher in ber Maße zu genehmigen unb "zu confirmiren geruht, 
bag für dieſe Bücher und bie Vorzüge ber darın eingetragenen Schulppöfte die Vor⸗ 
ſchriften der Öypothefen- Ordnung vom 12. März 1814 für die Erbenzinsleute in 
den Domainen, jedoch mit nachſtehenden Mobificationen, normiren follen: 
qua $. 1. Auf dem erften folio des Hypothekenbuchs wird nebm ber Befchreibung 
-ber Hypothek auch ber ausgemittelte Werth berfelben eingetragen. Mehr 
als drei Biertheile biefes Werths Dürfen nicht. verfchuldet werben, und 
anbere als in das Hypothekenbuch intabulirte Forberungen, mit Ausnahme 
ber geiftliden und weltlichen Abgaben, haften auf dem Erbenszinsgehöfte 
gar nicht. Fe 5 | 

qua 8. 2b. Bei entſtanbenem Eoncurfe gehen Den in’ das Hypothekenbuch eingetragenen 
Pölten außer ben sub $. 2a. benannten Koften und Forberungen andy 
alle im Erbenzins⸗Contratte begründete Forderungen ber Gutsherrfchaft 
aus ben: leuten drei halben Jahren vor. .. — 

qua $.5. Die öffentliche präcluſiviſche Vorladung der ſchon vorhandenen, in die bis⸗ 

-:  berigen. alten Hypothekenbücher noch nicht eingetragenen, Gläubiger ber 

Erbenzinsleute bleibt dem Weitendorfer Patrimonial-Gerichte überlaſſen. 
qua $.6,. Für die Eintragung. uber Tilgung eines Poflens werden - jedesmal 16 

EEGchillinge Nipdr. oder Landesmünze erlegt. 

Schwerin, ben 12, December 1831. 

Aus Großherzoglicher Lanbes-Regierung. 
Medi. Geſetzſammlung IL 9 
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1298. Grbztnsgehöft zu Mabenburf. 10. Auguſt 1637. 
Se. Königl. Hobelt der Großherzog haben, auf geziemenben Antrag des Gräf- 
lich von Wallmoden⸗ Oimbornſchen Patrimonial» Gerichts zu. Diehof, das von bem 
Erbpächter Pätom zu Rabenborft für das dortige Erbzinsgeböft bei dem erwähnten 
Patrimontial-Gerichte. contructlich niederzulegende Oppothelenbuch in der Maße aller⸗ 
gnädigſt zu genehmigen und zu beſtätigen geruhet: 
daß für daſſelbe und die Vorzüge der darin eingetragenen Sqhuldpoͤſte bie 
Vorſchriften der Hypothefen-Orbaung für die Erbenzinsleute in den Domainen 
vom 12. März 1814 überall, bis auf die Mobification qua S. 5: 
daß die Hffentliche prächufioifihe Vorladung ber hinſichtlich des Gehöfts fo- 
wohl als ber etwa ſchon vorhandenen Gläubiger des derzeitigen Erbzins⸗ 
mayns bem Dieckhöfer Patrimomial-Gerichte überlaffen bleibt, 
normiren, üdrigens aber die durch bie Intabulirung erzeugten privilegirten 
Hppotheken Hch nur auf das Brundflüd cum: pert,, wie foldes bie im Hp⸗ 
pothefenbuche voranzuftellende, Beſchreibung nachweiſet, eritreden, und baß bie 
durch das Hppothekenbuch geficherten Rechte durch Feine Edictal» Ladung er- 
griffen werben follen. | 
Schwerin, ben 10, en 1832, | 
Aus Großberzoglicher Landes Regierung. 


1294. Sıhmühle zu Srofiow. 27. October 1832. 

Se. Königl. Hoheit ber. Großherzog babem bie Errichtung eines, bei bem ver- 
einten Patrimonial-Gerichte der Diedpöfer Güter zu Dieckhof aieberzulegenden, HOppo⸗ 
thekenbuchs für die Erbmühle zu Kraſſow zu genehmigen und daſſelbe in der Maße 
zu beſtätigen geruhet, daß für dieß Hypothekenbuch und bie Vorzüge der darin ein⸗ 
getragenen Schuldpöſte die Vorſchriften der für die Erbenzinsleute in den Domainen 
unterm 12. März 1814 ertheilten Hypothefen-Drdnung, fo wie dieſe Durch bie Ver⸗ 
ordnungen vom 15. März 1823 und 13. October 1827 modificirt worden ift, gelten 
fol, ohne weitere Abänderung und Zufäge, als baß, 

a. binfichtlih bes $. 5 bie öffentliche präcluſtviſche Vorladung ber ſchon vorhan⸗ 
denen Gläubiger des Erbmüllers zu — bem vorgedachten Patrimonial⸗ 
Gerichte überlaſſen bleibt, 

b. die durch bie Sntabulirung erzeugten privilegirten Hypotheken Ach nur. auf Das 
Grunditüd cum pert., wie ſolche bie bem Oypothekenbuche voranzuſtellende 
Beſchreibung nachweiſet, erſtrecken und 

e. bie durch das Hppothekenbuch geſicherten Rechte durch keine ' Wide Tabengen 

"ergriffen werden. 
Schwerin, ben 27, October 1832. 
Großherzogl. Medlenburgiſche Landes⸗Regierung. 


1205. Stuer'ſche Vordermühle. 20. Februar 1833. 

Se. Königl, Hoheit der GOroßherzog haben bie Errichtung eines, bei dem Pa- 
trimonial= Gerichte der Stuerjchen Güter niederzulegenden, HOypothelenbuchs für die 
Stuerſche Bodermühle cum. pert, dem Erbmüller Joachim ‚Meyer gehörig, landes⸗ 
herrlich zu genehmigen und bie desfallſige Oppotheken Ordnung, bie, rüdfichtlih ber 
Vorzüge ber einzutragenden Schuldpöfte, im mefentlichen ber Hypothelen· Ordnung für 
bie ritterſchaftlichen Landgüter nachgebildet iR, zu beflätigen gerußet: 

Schwerin, am 20. Februar 1833, 

Großherzogl. Medienburgifche Ranbes-Regierung. 


1296. Erbziusftelleg zu Steinhagen. 17. Auguſt 1833. 

Sr. Königl. Hoheit ber Großherzog haben Die comtractlich für jebe ber vier, auf 
ber Steinhäger, nad) Radegaſt gehörigen Feldmark errichteten Erbenzinsſtellen von ben 
Erbpächtern bei dem Patrimonial⸗Gerichte zu Radegaſt niederzulegenden Hypotheken⸗ 
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bücher zu genehmigen und Kiefellen in ber. Maß⸗ m Tolätigen..gerubet, vaß für biefe 
Hppothekenbücher und die Bprzüge ber. barin eingetragenen Schuldpöſte die Bor- 
ſchriften ber für. bie Grbenzingleute in ben Domainen unterm 12, März 1814 er- 
kheilten Hypotheken ⸗Ordnung, fo mie biefe bumch die Verordnungen sam 15. März 
1823. und 13. October 1327 modifitiret worben iſt, gelten ſol, ohne weitere Abän⸗ 
derung und Zuſätze, als daß 

1) hinſichtlich dea $. 5 die öffentliche prãaclufiviſche Vorladung der ſchon vor⸗ 
handenen Gläubiger dieſer Erbenzineleute dem. vorgedachten Patrimonial⸗Gerichte 
überlaſſen bleibtt, 

2) die, Durch .bie Intobulicung erzeugten, prigilegisten Oppothelen ſich nur auf 
dae Grundſtück c. p., wie ſolches Die dem Oppothelenbuche boranzuflellenbe: Beſchrei⸗ 
bung nachweiſet, erſtrecken, und 

3) bie durch das Hypothekenbuch geficherien en Dur Heine Cdicial Labunhen 
ergriffen werden. 

In ben 17. Auguſt 1833, 

Oroßberzogl. Meiktenburgifshe Sandet-Brgierung. 


. 1297. Erbnachtitellen zu Kittendorf. 2. Mär; 1834. 

Se. Königl. Hoheit der Großherzog haben die Niederlegung von Hppotheken⸗ 
büchern für bie elf zu Kittendorf errichteten Erbpacht⸗Grundſtücke bei dem Patrimonial- 
Gerichte. daſelbſt Jandesherrlich zu genehmigen ‚und: die beefallfige Pypolpelen-Drbnung 
zu beftätigen ne Schwerin, den 2. März 1834, 

Großherzogl. Medienburgifche vandes⸗Regierung. 


1208. —— zu Klausdorf. 6. Septbr. 1834. 

Se. Königl. Hoheit der Großherzog haben, auf unterthänigſtes Anſuchen bes 
Gorow⸗Clausdorfer Patrimonial⸗Gerichts zu Neubuckow, die contractlich für jede der 
fünf zu Clausdorf errichteten Erbenzinsſtellen von den Erbpägtern bei dem vorer- 
wähnten Patrimonialgericht niederzulegenden Hypothefenbüder in ber Mae zu ge— 
nedmigen und zu beftätigen geruhet, daß für diefe Bücher und die Vorzüge ber darin 
eingetragenen Schuldpöſte bie Vorfhriften ber Hppotheken-Ordnung vom 12. März 
1814 für die Erbenzinsleute in den Domainen, ſo wie biefe durd die Verorbnungen 
som 15. März 1823 und 13. October 1827 ergänzt ift, iedoch mit nachſtehenden 
Modificationen normiren ſollen. 

1) Hinſichtlich des F. 1, daß auf dem erſten Folio des Oybothekenbuchs neben der 
Beſchreibung der Oppothet auch der durch gerichtliche Taxe ermittelt werdende 
Werth der Gebäude, ber Einfaaten und der Inventarien der Erbenzinsſtellen 
einzuiragen, auch daß die Erbenzinspächter nur über die Hälfte ſolchen Werths 
frei zu disponiren haben, die Erbpachtſtellen daher nur bis zur Hälfte ver- 
ſchuldbar find. Demnächſt aber eine weitere Eintragung ins Hypothekenbuch, 
zum Nachtheil des Gehöfts⸗-Erben, gültig nicht ſtatt finden barf, und Daß über- 
haupt an ben Erbpachthufen mit den Gebäuden 'und "mit den’ von Denfelben 
unzertrennbaren Einſaaten und Inventarienſtücken eine Hypothek anders als 

durch Eintragung ins Hypothekenbuch nicht conftitwirt werden Tann. 

2) Omfihtlih des 6.'2 b., Daß ſich Das Borzugsteiht ber Gutsherrſchaft auf ben 
Werth der ganzjährigen Erbpadtr und ‚ber auf Die Beitreibung derſelben ver⸗ 

wandten NKoſten erſtrecken ſoll. 

8) Hinſichtlich des 6. 3, daß bie öifenttie präcluſiviſche Vorladung ber ſchon vor⸗ 
handenen Gläubiger ber fünf ie ie dem —— Patrimonialgericht 
überlaſſen bleibt. 

Auch ſollen 

4) bie durch das ————— geflgerten a. von fine — Sadangen 
ergriffen werden. 

‚Schwerin, ben s. September 134. 

Aus Großherzoglicher — 
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1200. atb arg ⸗Baſſer Erbzinusſtellen. 20. Geptbhr. 1684. 
Ce. Konigl. Hoheit der Großherzog haben, auf demuthigſtes Auſuchen der ver⸗ 
wittweten Wächter, gebornen Schultz zu Lühburg, bie contractlich von den beiden 
Erbpächtern der auf der Lühburg⸗-Baſſer Feldmark errichteten Erbenzinsftelen: bei: dem 
dortigen Patrimonialgerichte niederzulegenden Hyßothekenbücher zu genehmigen und 
dieſelben in der Maße zu beflätigen geruhet, daß für dieſe Hypothekenbücher und bie 
Borzüge der darin eingetragenen Schulbpöfte die Borfehriften der für bie Erbenzind- 
leute in den Domainen unterm 12. März 1814 ertheilten Hypotheken⸗Ordnung, fo 
wie dieſe burch die Berorbnungen vom 15. März 1823 und 13. October 1827 ers 
gänzt If, jedoch mit nachſtehenden Modiſtcationen gelten ſollen, daß nämlich 
1) hinſichtlich Sphi.1 in ben zu errichtenden Hypothekenbüchern die Oubsperriihafl 
auf den Werth ber einjährigen Erbpacht, ınclusive ber auf bie ———— 
derſelben zu vorwendenden Koſten, den erſten Platz behält; 
2) hinſichtlich ſphi 2b. bie Erbpachthufe, außer dem Betrage bes einjährigen 
Canons, nie weiter als bis zur Summe vun 200 Rthlr. verſchuldet werden 
. Bann, demnächſt aber eine weitere Gintragung ins Hypothekenbuch, zum Nach- 
theil der Gehöftgerben, gültig nicht ftatt finden darf, und daß überhaupt an 
ber Erbpachfhufe mit den Gebäuden und Einfaaten eine Hypothek anders als 
durd Eintragung in das Hypothekenbuch nicht conftituirt werben fannz - 
9» hinſichtlich $phi 5 die öffentliche präcluſiviſche Vorladung der fon vorhan- 
j denen Gläubiger der beiden Erbenzinsftellen dem age Vatrimonialgerichte 
überlaſſen bleibt; und 
A). Die: durch das Hppothekenbuch geficherten Rechte von feinen Edictal⸗ Ladungen 
ergriffen werben follen, _ 
Schwerin, am 27. September 1834. 
——— Medlenburgiſche Landes- Regierung · 


+ 


. 1300. Boigtsdorfer Erbmühle. 16. Mai 1835. 

Se, Königl. Hoheit ber Großherzog. haben das für bie Doigtitorfer Erbmühle 
bes dem Patrimonial⸗Gericht zu Dargelüg niederzulegenbe Dypothefenbuh in .ber 
Maße. zu genehmigen und zu conflirmiren gerubet, daß für dieſes Buch und bie ‚Bors 
züge ber darin eingetragenen Schuldpöſte bie Vorſchriften der Hypothefen- Ordnung 
für die Erbenzingleute in ben Domainen vom 12. März 1814 und der Rammer- 
Verordnung vom 13. October 1827, jedoch mit nachſtehenden Zuſätzen, nor⸗ 
miren ſollen: 

1) daß die, durch Intabulirung erzeugten privilegirten Hypotheken ſich aur auf 
das Grunbftüd ec. p., wie ſolches die in bem Hypothefenbuche voranzuftellenbe 
Beſchreibung nachweiſet, erſtrecken und 

2) daß bie durch das Hppothekenbuch geſicherten = da feine Edictalladungen 
ergriffen werden. 

Schwerin, den 16. Mai 1835. 

Aus — Landes⸗Regierung. 


1301. —— zu Borgfeld und Wackerow. 23. Mai 1837. 

Wir Paul Frisdberich x. Verordnen hiemit, bag für Die-in ben Gütern 
Borgfeld und Wackerow errichteten Erbzinsgehöfte fortan diejenige Hypothekenordnung 
ebenfalls aormiren fol, welche von Uns unterm 20, Februar d. J. für die Erbzins⸗ 
gehöfte ia den Gütern ber drei Landesklöſter erlaſſen und -im 10. Stück bes bies- 
jährigen officiellen Wochenblatts abgedruckt worden iſt; nur wird dabei noch beſonders 
beſtimmt, daß Alles das vom Gutsherrn der genannten Güter Borgfeld und Wackerow 
gelten fell, was die Hppothekenordnung rüdfichtlih des. Kloſters und bes Kloſteramts 
verordnet und auf das competente Patrimonialgericht — unter beftäubiger Mitwirkung 
Des Juſtitiars — dasjenige zur ee Sommen fell, was für das Klofter-Amte- 
gericht beſtimmt iſt. 
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Wir befehlen demnach der Gutsherrſchaft zu Vorgfeld und Waderow, tem 
Patrimpnialgerichte daſelbſt, ſowie ſämmtlichen Gerichten und überhaupt einem Ieden, 
ben es angeht, ſich biernad) auf das Genaueſte zu richten. 

Begeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 23. Mai 1887. 


Paul BELEUSREN. 
Publieandam 


wegen der für die Scheinsgehöffe zu 
—ã— Eee aeaeböfte zu 
Hypotheken-Ordnung. 
1302. Erbpachtſtelle No. 111. zu FERNE 12. Dctbr. 1837. 
Es wird hiedurch bekannt gemacht: baß über bie Erbpachtſtelle Num. IE zu 
Dohen-Ludomw, jezt Eigentbum des Müllers Johann Knuth, in Gemäßheit des S. 16 
bee landesherrlich unterm 7. Juli d. J. beſtätigten Erbpacht⸗Contracis de dato 1. 
Juli 1837 ein Hypothekenbuch beim Hohen⸗Luckower Patrimonial⸗Gerichte niedergelegt 
worden, nad welchem das Grundſtück mit Zubehör nicht über 200 Rthlr. zum Oy- 
pothekenbuche zu belaften, auch daſſelbe wegen perfünlicher Anſprüche an ben Rare 
maligen Bejiger als Erecutionsobjert nicht verhaftet Bu 


Schwerin, am 12, October 1837. 
Ans Greh herzogl. Sandes-Repierung, 


1303. Erözinöftelien und Bübnereien zn Kirk: Mummendorf. 
40. October 1838. 

Paul Srieberih x. Wir verordnen hiemit, daß für die in dem Gute Kirch⸗ 
Mummendorf mit Unſerer Genehmigung theils ‚von dem Gutsherrn, theils von Der 
dortigen Kirche bereits errichteten Erbpachtgehöfte und Büdnereien bie. Hypotheken⸗ 
Ordnung zur Anwendung kommen ſoll, welche Wir für die, von den Landesklöſtern 
in Erbpacht gegebenen Grundſtücke unterm 20. Februar 1837 durch das zehnte Stüd 
des officiellen Wochenblatts von demſelben Jahre haben "publiciren laſſen. Dabei be- 
flimmen Wir aber, Daß Alles, was biefe Hypothefen- Ordnung rüdfichtlich der Klöfter 
und Klofter-Aemter vorfchreibt, refp. von dem Gutsherrn und von ben Bertretern Der 
Kirche gelten, ebenfo, daß bie für Die Kloſter-Amts⸗Gerichte normirenden Borfhriften 
auf das Patrimonial- Gericht zu Kirh-Mummendorf — unter befländiger Mitwirkung 
des Juſtitiars — in Anwendung fommen, fo wie endlih, bag bie Beflimmung im 
legten Abfahe bes $. 33 wegen der Errihtungsfoften ber. Oppotdefen - Bücher hinweg 
fallen fol. . 

—— durch Unſere Regierung, Schwerin, am 10. October 1838, 
Paul Friederich. 


PBISCAn dum 


wegen 
der für die Eröpadtgeböfte und Büb: 
nerelen zu Kirch Mummenbdorf normis 

renden Hypotheken⸗ Ordnung. 
1304. Warningſches Erbpachtgeboft Dolglas. 23. Set. 1838. 

Paul Friederich sc. Wir verordnen hiemit, daß für Das Warningſche Erb⸗ 
pachtgehöft zu Dolglas die Hypothekenordnung normiren ſoll, welche Wir unterm 20. 
Februar 1837 für die von den Landesklöſtern in Erbpacht gegebenen Grundftüde er- 
Iaffen haben. Dabei beftimmen Wir aber, daß Alles, mas dieſe Hypotheken⸗Ordnung 
rückſichtlich der Klöſter und Kloſterämter, ſo wie der Kloſteramtsgerichte vorſchreibt, 
reſp. für die Gutsherrſchaft und Das competente Patrimonialgericht — unter beitän- 
age Mitwirkung des Juſtitiars — zur Anwendung kommen, ber Schlußſatz bes $. 

jedoch hinwegfallen fol. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 23. October 1838. 


Paul Friederich. 
Publicandum 


wegen der für das Warningfche Erbpachtgehöft 
zu Dolglas normirenden Hypothekenordnung. 
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1305. Erbpachthufſen zu Necknitz. 5. December 1888, 
Paul Friederich sc. Wir verordnen hiemit, daß für die drei Erbpacht⸗Ge⸗ 
höfte zu Recknitz die Hypotheken⸗Ordnung normiren ſoll, welche Wir unterm 20. 
Februar 1837 für die von den Landesklöſtern in Erbpacht gegebenen Grundſtücke er⸗ 
laſſen haben. Dabei beſtimmen Wir aber, daß Alles, was dieſe Hypotheken⸗Ordnung 
rückſichtlich der Klöſter und Kloſterämter, ſowie ber Kloſteramts -Gerichte vorſchreibt, 
reſp. für die Gutsherrrſchaft und das competente Pakrimonial⸗Gericht — unter be⸗ 
ſtändiger Mitwirkung des Juſtitiars — zur Anwendung kommen ſoll. 
Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 5. December 1838. 
VPaul Friederich. 
— Berordnung— 
— wegen der 
für die drei Erbpachthufen zu Recknitz 
normirenden Hypptheken⸗Ordnung. 


1306. Erbpachtgehöfte zu Kattlow. 24. December 1838. 


Paul Sriederid 2... Wir verordnen hiemit, daß für bie Drei Erbpacht⸗Oe⸗— 
böfte und für bie Erbpadht-Schmiede zu Kartlom, von Stralenborfichen Antheile, bie 
Hppothefen« Ordnung hormiren fol, welche Wir unterm 20. Februar 1837 für bie 
von ben Landesflöftern in Erbpacht ‚gegebenen Grundſtücke erlafien baben. Dabei be- 
fimmen Wir aber, daß Alles, was bieje Hppotheken⸗Ordnung rüdjihtlih ber Klöſter 
und Klofterämter, ſowie ber Klofteramts-Gerichte vorſchreibt, reſp. für die Gntäherr- 
haft und das competente Patrinionial- Geriht — unter beftändiger Mitwirkung bes 
Juſtitiars — zur Anwendung kommen, hingegen die Vorſchriften über contractlic be= 
— bier nicht vorhandene Inventarienſtücke und der Schlußſatz des $. 33 weg⸗ 
allen ſollen. — | —F 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 11. December 1838. 


| Paul Kriederid. 
Verorbnun 


wegen ber für bie Erdpact-Gehäfte zu 
Kartlow, von Stralendorffchen Antheils, 
normirenden Hypotheken⸗Ordnung. 

. 1397. Erbpachtſtellen zu Poppentin. 15. April 1830. 

Paul Friederich sc Wir verordnen hiermit, daß für bie brei Erbpadhtge= 
böfte zu Poppentin, Göhrenſchen Antheils, die Hypotheken-Ordnung, welche Wir für 
bie von den Landes-Klöftern in Erbpacht gegebenen Grundſtücke am 20. Februar 
1837 erlaffen haben, — wiewohl nur 

A. unter angemefjener und den Contraften, welchen zufolge 
a. bie Einfaaten bloß infoweit, als es bie Geſetze verorbnen, Snventarien- 
Stüde aber überall nicht als Zubehör ber Erbpachtſtellen zu betrachten 


ſind, und * 
b. nicht allein dem für drei Zahlungs⸗Termine, d. h. für anderthalb Jahre, 
rückſtändigen Canon ſammt Verzugszinſen, ſondern auch ben auf die Ein- 
klagung zu verwendenden Koſten bie zu zehn Thalern NZmdr. der Vorzug 
vor allen Übrigen eingetragenen. Forderungen bebungen, äuch 
c. die Verſchuldung nur bis auf bie. Summe, welche nach Abzug ber sub lit. 
b. erwähnten" Gegenſtände von achthundert Rthlrn. NZwor. übrig bleibt, 
zuläſſig iſt und endlich 
d. die mit der Errichtung ber Hypothekenbücher verbundenen Koſten von ben 
Erbpädtern fibernommen find, Ä ER 
entſprechender reſp. Abänderung und Ermeiterung ber 868. 1, 3, 17,19, 20 
und 33 ber Oypothefen-Örbnung, ſo wie 
B. unter ber Befimmung: daß alles, was biefe Oypothefen- Örknung im Beireff 
- der Klöfer und Klofter-Aemter, auch ber Kloſter⸗ Amtsgerichte vorſchreibt, als 
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zefp. ridfichtlich der Gutoherrſchaft und bes der beſtändigen Mitwirkung bes 
rn bebürfenden competenten FEN beſtimmt, angeſehen 
werde, — 
zur Anwendung kommen ſoll, hefehlen daher allen, die es angeht, ih hiernach 
genaueft zu richten. | 
Gegeben durch linfere Regierung, Schwerin, am 15. April 1839. 
Paul Friederich. 
Publiecandum 


“wegen der für die Erbpacheftellen in 
Dopyentin, Goͤhrenſchen Antheils, nor: 
mirenden Hypotheken⸗Ordnung. 


1308. Erbzinscoſſaten zu Stoffersdorf. 21. Jaguar 1840. 


Es wirb hiedürch zur öffentlichen Kunde ‚gebracht, daß für Die, zum Gebrauch 
der bereits eingeſegten Exbzins-Goffaten Haus Joachim Lübforf, Johann Lübſtorf, 
Heinrich Diedinany und Johann Gerbs in den Voßkuhlen zu Stofferftorf, bei dem 
Beitenborfer Patrimonial- Gerichte zu errichtenden Oypotbefen= Bücher und die Bor 
züge ber darin einzutragenben Schuldpöſte Die Oppothefen-Orbnung vom 12. März 
1814 für die Erbzinsleute in den Domainen und die burd Die Verordnungen vom 
15. März 1823 und 13. October 1827 eingetretenen Mobifcationen ‚ iedoch mit 
narhitebenden Zufäßen, normiren follen; 

a. daß bie rüdfläntige Erbpacht und fonftige rontractliche Leiſtungen ber beiden 
legten Zahlungs Termine allen in das Oypothelen- Buch eingelragenen Forde— 
rungen allemal vorangeben, _ 

h. daß die Erbpächter wur auf bie Summe von 300 Ihalern, jedoch exclusive 
ber Erbpadt von 2 Terminen, die Erbpachtitelle verjchulden dürfen, und 

e. daß die öffentliche präckufivifche Borladung der ſchon vorhandenen Gläubiger 
Der Erbjinslente dem Weitendorfer DAREIMOMIRIEIBEEIGN, überlaffen bleibt. 

Schwerin am 21. Januar 1840, 

Großherzogl. Medlenburgifche Landes⸗Regierung. 


2309. Regulirte Bauerhufe zu Glashagen. 26. Mai 1840. 


Paul Friederich ꝛc. Wir verordnen hiedurch, daß für die ein viertel Hufe 
zu Glashagen, Amtes Grevismühlen, welche jetzt dem Hauswirth Möller daſelbſt ei- 
genthümlich gehört, die Hypothekenbuch-Ordnung, welche Wir für die Erbpachtſtellen 
in den Gütern der Landesklöſter unterm 20. Februar 1837 erlaſſen haben, normiren 
und Das dem gemäß eingerichtete Hypothekenbuch beim Raſtorf-Glaghäger Patrimonial⸗ 
Gerichte Deponirt werden joll. Ä 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 26. Mai 1840, 

Paul Friederich. 
Verordnung 
wegen der für bie regulirte Bauerhufe 


zu Glashagen normirenden Hypotheken⸗ 
Drbnung. 


2310. Bauerhufe zu Wefſin. 10. Februar 1841. 


Paul Friederich sc. Wir verorbnen hiemit, daß für bie einzige, jet Dem 
Hauswirth Georg Timm gehörige Bauerhufe zu Weſſin die Hypothekenordnung nor- 
miren fol, welche Wir unterm 20. Februar 1837 für bie von ben Lanbesklöftern in 
Erbpacht gegebenen Grundſtücke erlaflen haben. Dabei beftimmen Wir aber, bag 
Alles, was biefe Hypothekenordnung rüdfichtlich ber Klöſter und Klofterämter, fowie 
Der Kloſteramts⸗Gerichte vorſchreiht, reſp. für bie Gutaherrſchaft und das competente 
Batrimonialgericht —- unter beſtändiger Mitwirkung bes Juſtitiars — zur Auwen⸗ 
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bung kommen, hingegen bie Vorſchriſten über contractlich beſtimmte, bier nicht vor⸗ 
handene Inventarienſtücke und ber Schlußſatz bes 8. 33 wegfallen ſollen. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 10. Februar 1841. 


Paul Friederich. 
Verordnung 


wegen der für die einzige Bauerhufe zu 
Weſſin normirenden Hypothekenordnung. 
1311. Griebower Erbmühle 14. Juni 1841. ’ 
Es wirb hiemit gur öffentlichen Stenntnig gebracht, daß für bie Griebower Erb⸗ 
mühle ein Hypotpefenbud) nad ben Grundſätzen der Hypothefen- Ordnung für Erb- 
zinsgehöfte in ben Domainen errichtet und bei dem Mentiner Patrimonial-Geridt 
niedergelegt und eröffnet worben iſt. . 
a ac am 18. Imi 1841. . 
Großherzogl. Medlendutgiſche Landes⸗Regierung. 


1312. Erbzinsſtellen und Büdnereien zu Parum. 14. Juni 1842. 
Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß für die in Parum, 
Amts Wittenburg, errichteten, unbeſchränkt verſchuldbaren Erbpachthufen und Büd- 
nereien bis auf weitere geſetzliche Anordnung die unterm 20. Februar 1837 für die 
von den Landesklöſtern in Erbpacht gegebenen Grundſtücke landesherrlich erlaſſene 
Hypotheken⸗Ordnung normiren ſoll, jedoch mit folgenden näheren Beſtimmungen: 

1) daß Alles, was dieſe Hypotheken-Ordnung rückſichtlich der Klöſter und 
Kloſter⸗Aemter vorſchreibt, refp. auf bie GOutsherrſchaft und das competente Patri- 
monialgericht, unter beſtändiger Mitwirkung des Juſtitiars, Anwendung findet; 

2) daß alle und jede durch das Hypothekenbuch geſicherten Rechte ben, im $. 
16 ber Oppothelen⸗Ordnung nur erwähnten Zinſen, außer dem Falle des Concurſes, 
gleichgeſtellt find; 

3) daß Altentheiler, Wittwen und ſonſtige Angehörige früherer Erbpächter künftig 
wegen ihrer Anſprüche au den zeitigen Gehöftsbeſitzer nur mittelſt Eintragung in bie 
dritte Abtheilung die dadurch begründeten dinglichen Rechte erhalten; 

4) daß die Vorſchriften über contractlich beſtimmte, hier nicht vorhandene In⸗ 
ventarienſtücke und der Schlußſatz bes $. 33 hinwegfallen; endlich aüch 

5) daß Die Gebühren in Hypothekenſachen nah einer befonders beftimmten Tare 
wahrgenommen werden, 

ann am 14. Juni 1842. 

Großherzogl. Mecklenburgiſche — — 


1213. Nichenberger Mühle. 9. September 1843. 

Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die unterm 20. Febr. 
1837 für die in Erbpacht gegebenen Grundſtücke der Landesklöſter publicirte Hypo⸗ 
tpefen «Ordnung und beren etwanige Fünftige gefeßliche Beränberungen ‚aud für bie 
zum Gute Krigom, Amts Crivitz, gehörige Richenberger Mühle normiren, und baneben 
Alles, was in Diefer Hypotheken-Ordnung rückſichtlich Ber Stlöfter, der Klofterämter 
und ber Klofteramtsgerichte vorgefchrieben ift, rejp. für die Outsherrihaft und das 
Patrimonialgericht zu Kritzow — unter befländiger Mitwirkung des YJuflitiard — zur 
Anwendung fommen, hingegen die Vorſchriſten über contractlih beflimmte, bier nicht 
vorhandene Inventarienſtücke wegfallen jollen. 

Schwerin am 9. September 1843. 

Großherzogl. Medlenburgifche Tanbes-Regierung. 


d. In den Befißungen der Landesktöfter. 


1314.. Hypothekeuorduung. 20. Februar 1837. 
Wir Paul Hriederich sc. Fügen hiemit zu willen, baf Wir für bie von 
ben Landrs⸗Klöſtern Dobbertin, Malchow und Ribnitz in Erbpacht gegebenen Grunb⸗ 
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ſtücke eine anf ben Antrag umb bie Vorlegungen ber Vorſteher biefer Klüſter ent- 
worfene Hypotheken⸗Ordnung nad rathſamem Bedenken Unſerer getreuen. Stänbe alfo 
endlich ur redigiren laſſen, wie dieſelbe zum Zwede der Publication hierneben ab⸗ 
gedrudt 

Wir befehlen demnach den Kloſterbeamten, ſämmtlichen Gerichten und überhaupt 
einem Jeden, den es angeht, ſich darnach auf das Genaueſte zu achten. Bin 
durch Unfere Regierung, Schwerin, am 20, Sebruar 1837. 


Paul BENENETIR 
blicatios . 


Pu 
der Onpotbefen. Ordnung für bie von ben 
Landes Klöftern Dobbertin, Malchow und 
rain in Erbpacht — Grundftüde. 


Beneib ende 
für Die son den. Bandes Röhren Dobbertin, — ** und N in Eröpa 
gegebenen Grundſtücke. 


$. 1. Dingliche Rechte an bie von ben Landes“ Hlöftern in Erbpacht gegebenen 
Grundſtücke and deren Zubehör entftehen in Zufunft nur durch Eintragung in bie für 
ſolche Grundſtücke zu errichtenden Hypothekenbücher. 

Die im Erbpachteontracte beſtimmten Inventarien⸗Stücke und Einſaaten ſind Zu⸗ 
behör des Grundſtückes, ebenſo die auf demſelben befindlichen Gebäude und: Aues, was 
ſonſt mit dem Grunde und Boden verbunden iſt. 

8. 2. Für jedes Erbpachtgrundftüd ift bei dem Tür daſſelbe — Nloſter⸗ 
amtsgerichte ein dem Grundſtücke angehöriges Hypothekenbuch ie und son 
biefem Gerichte als Hypothekenbehörde zu führen: 

Das Hypothekenbuch enthält drei verſchiedene Abtheilungen. 

$. 3. Die erſte Abtheilung bildet eine beglaubte Abſchrift bes ampahrortroti 

und die Eintragung diefer Abſchrift in das Hypothekenbuch ſichert: 


a. den für das Grundſtück jährlich zu erlegenden Canon, 

b. die ſonſtigen Dereihtigungen ber Grundherrſchaft aus bem Erbpachtcontracte, 
ſie mögen beſtehen, worin ſie wollen und an die Grundherrſcha ſelbſt oder 
durch ihre Vermittelung an andere Behörden oder Perſonen zu der fein, 

ec. bie im Erbpachtcontracte begründeten Rechte dritter Perfonen. 


Landes-, Diftricte-, Communals», Varochial⸗ und andere dergleichen Abgaben und 
Leiſtungen bedürfen ‚der Eintragung nicht. 

$. 4. Die zweite Abtheilung bes Hypothelenbuchs dient zur Zuſchreibung des 
Erbpachtrechts, deſſen Uebertragung durch dieſe Zuſchreibung zu allen Rechtsfolgen geſchieht. 

Zu ihrer Erwirkung iſt genügende Darlegung des Rechts zur Nachfolge im 
Eigenthum, namentlich auch bie Beibringung einer —— —— der Grundherr⸗ 
ſchaft, erforderlich. 

Bei der Zuſchreibung ſind die Harteien über eiwa rückſtändige Kaufgelder und 
Leiſtungen an Mit⸗Erben oder an ben Abtretenden von Amtowegen zw vernehmen und 
dieſe Präſtationen im Falle übereinſtimmender Angabe vor allen neuen Intabulationen 
einzutragen, wenn der Berechtigte Died nicht ausdrücklich ablehnt. 

Auch etwanige befondere Dispoſitions⸗Beſchränkungen bes Erbpächters, welche 


nicht ſchon aus dem Erbpachtcontracte hervorgehen, werden gleichfalls zu dieſer zweiten 


Abtheilung eingetragen. | 

$. 5. Sn die dritte Abtheilung werden alle Belaſtungen des Erbpachtſtüds ein 
getragen, welche nicht in die erſte Abtheilung gehören; namentlich bie Schuld⸗ 
Forderungen. 

Es darf eine ſolche Eintragung jedoch nur bis zu ber Summe geſchehen, bis zu 
welcher dem Erbpächter contractlih bie Berfhulbung bes Grundſtücks geftattet if. 

$. 6. Die Wirkung des Hypothekenbucho beſchränkt ſich auf bas "Erbpaättid 
und deſſen Zubehör, Die Eintragumg giebt alfo Fein Eng! in dem — Ver⸗ 
mögen des Schuldners. 








ua 
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6.7. Die Eintragung, welche auch mit. hinzugefügter Bedingung geſchrhen 
kann, muß enthalten: bie Forderung nad) ihrem Betrage, den, Grund berfelben, den 
Namen dee Stäubigers, ben Zinsfaß und den Tag ber Gintragung, 

Sämmtlihe in bie dritte Abtpeilung gehörenden Pöfte a in befanden 
Capitalſummen eiugetxagen werden. 


- 9.8. Ueber jede Eintragung if An HObpothekenſchein — Dem Sir el bes 
Kloſteramtsgerichts und der Unterfehrift: eines Gerichtemitgliedes, auch bes Actuars 
oder deſſen Subflituten, auszufertigen und der Schuldurfunde anzuheften. Diefer 
Schein muß angeben, was nad $. 7 eingetragen worden und welde Capitalfummen 
dem Intabulato vorgehen oder gleichſtehen. 

$. 9. Höhere Zinfen ala 5 Procent dürfen nie eingetragen werden. 

Wenn Sapitalien mit Vertragszinſen unter dem Zinsfuße zu fünf vom Hundert 
auf ein Jahr oder ohne Zinſen eingetragen ſind, fe ſteht es dem Schuldner frei, 
einen bis zu fünf. Proseut erhöheten Zinefuß eintragen zu laſſen, ohne daß es ber 
Zuftimmung ber gleich⸗ und nachflehenden Gläubiger bedarf. 

. 10. Eine jede Umfchreibung von Forderungen im Hppothekenbuche, fie mag 
in Folge siner Ceſſion gejchehen ober die Veränderung in der Perfon bes Gläubigers 
anderweitig veranlaßt fein, gefchieht ‚night anders, als. 

a. auf Production der Driginalien. oder beren bemirkte- Mortification und 

b. auf Agnition des Schuldners, welche entweder mündlich vor bes Behörde er- 

-theilt oder derfelben genügend beurfunbet if. 

Der Schuldner hat die Verpflichtung zur Erteilung ber Agnition, wenn ihm 
keine zu, Recht beftändige Einwendungen bagegen zuſtehen. Bor Beibringung einer 
folden Agnition Tann der Geffionar ober fonftige gegenwärtige Inhaber ber Forde⸗ 
rung nur eine, feine Rechte vwerwahrende Vormerkung vermittelt Production der 
Drigimalien und Legitimationspapiere bewirfen. Die erlangte Umfchreibung fichert 
denjenigen, auf welchen fie erfolgt if, gegen eine Anfechtung bes rechtliches Beſtandes 
früherer Umſchreibungen von Seiten derer, die dadurch verletzt ſind, ſo wie gegen die 
Aufprüchẽ früherer Ceſſionarien. 

Eben ſo werden durch die Umſchreibung alle nicht bereits nach dieſer Oypothe⸗ 
ken⸗Ordnung an. ih unſtatthaften Einreden bes Schuldners gegen den Rechtsbeſtand, 
fo wie bie ihm wider ben frühern Inhaber der Forderung zuftändigen Einreden gegen 
ben fortwährenden Beftand der Schuld ausgeſchloſſen. 

$. 11... Dem Erbpädter ſteht c8 frei, das Folium eines im Hpypothefenbuche 
ſtehenden, aber auf irgend eine Weiſe erloſchenen Schuldpoſtens für die Eintragung 
einer gleichen ober geringeren Summe offen zu halten. Die gänzliche Tilgung erfolgt 

nur auf ausdrüdliches Begehren des Schuldners, 

6. 12. Die Tilgung einer eingetragenen Forderung geſchieht auf genligente 
Nachmeifung, daß das eingetragene Recht gar nicht eriftent geworben ober baf es 
snloeachen, ober erkofchen ſei. 

. Der HOppothekenſchein muß. allemal beigebracht ober befien Mortification bewirkt 
fein. Eine theilmweife gefchehene Tilgung wird auf dem Hypothekenſcheine bemerkt, bei 
gänzlicher Tilgung aber wird berfelbe cafjirk und dem Schuldner zugeſtellt. Befonbere 
Tilgungsſcheine find nur auf ausbrüdliches Begehren auszufertigen. 

. & 18. . Gegen Schuldner, welde feinen eximirten Gerichtsſtand im Lande haben, 
it zur Anbringung der Klage aus einem Hppothekenſcheine das Kloſteramtegericht 
ompetent, in deſſen Jurisdictionsbezirke das Erbpachtgrundſtück liegt. 

Bei Klagen aus Oypothelenſcheinen iR: das Berfahren dergeſtalt ſummariſch, daß 
auf die genügend begründete Klage ein Zahlungs⸗Mandat mit einer die:Ferien ein⸗ 
fchließenden. Friſt von vier Wochen zu erlaflen und denmächſt, im Halle des Ungebor- 
fams, ohne wieberholten Jahlungsbefehl die. Ererution mit vierzehntägiger Verwar⸗ 
nungofriſt zu verfügen iſt. Juſinuationen ber gerichtlichen Verfügungen können im 
Haufe oder an: das Haus ber Erbpachtſtelle geſchehen, wenn ber — Gas ein 
befanntes Domicil im Lande hat. 
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$. 14. Alle. illiquiden Ehnreden ſind auf bie: Replik zer befonberu Verhandlung 
zu verweifen; eine folcherhalb anferlegte Kaution kann der Kläger dadurch beſtellen, 
Daß er den Schuldner anweifet, die Zahlung, zu welcher er verurtheilt worden, zum 
gerichtlichen Depofttum zu leiften, zugleich aber aud bie Schuldurlunde mit dem 
Hppothekenſchein deponirt oder zu den Acten einreicht. 

Durch ausgebrachten Arreſt wird das Verfahren nicht gehemmt, ber Schuldner 
muß gleichfalls zum gerichtlichen Depoſitum zahlen Eine angeſtellte Wiederklage iſt 
nicht mit der Vorklage, vielmehr in einem beſondern Proceſſe zu verhandeln. 

$. 15. Auhßer den durch bie Liquidität ber Oypothekenbuchs- Forderungen und 
ben baranf begründeten Proceß von felbft ausgeſchloſſenen dilatoriſchen Einreden, find 
folgende Einreden überall nit zuläſſig: 

A. die bes nicht ewpfangenen Geldes zu, ber. Wirkung, dag ber Gläubiger: ben 
Beweis ber gejchehenen Zahlung — ale durch das Bekenntniß des Schuld⸗ 

ners in dem von ihm ausgeſtellten Schulddocumente zu führen habe. 

Zum Beweiſe der nicht geſchehenen Zahlung iſt ber Schuldner nur dann 
zu laſſen, wenn er dieſe Behauptung .binnen dreißig Tagen nach ber Intabu⸗ 
lation zu einer dem Gläubiger zu notificirenden Vormerkung angezeigt hat; 
binnen anderweitigen dreißig Tagen, von dieſer Anzeige an gerechvet, hat er 
nachzuweiſen, daß er ſeine Einwendung ‚gerichtlich. geltend gemacht habe, fonft 
wird die Bormerkung auf Antrag bes Detpeiligten jofort gelöſcht und dadurch 
die Einrede gänzlich ausgeſchloſſen; 

.die Einrede des Macedonianiſchen Rathſchluſſes, ſo wie der Minderjährigfeit; 

. jeber Bezug auf den Belleianifchen Rathſchluß, und hie Authentica Si qua. - 
mulier gegen erfolgte Eintragungen, Umjhreibungen und Tilguugen; 

d. bei eingetragenen Bürgfchaften bie Einrede ber Theilung, des Hof- und Land⸗ 

gerichto⸗Gebrauchs und ber »anbeöreverjalen. 

Erndlich iſt 

die Einrede ber Vorausklage von Seiten bes fpätern Beſitzers eines Erbpacht⸗ 
ſtücks ausgeſchloſſen. Es kann wider denſelben auch eine bereits angeſtellte Klage 
ohne Unterbrechung fortgeſetzt werden, er haftet jedoch wegen der Klage⸗Koſten 
nur inſoweit, ale fie nach dem Uebergange des Erbpachtrechte auf ihn erregt 
und entſtanden ſind. 

§. 16. Außer dem Sale des Eoncurfes haben nur bie Zinfen, welche aus bem 

Kalenderjahre, in welchem das Erbpachtrecht auf einen Andern umgefehrieben wird, 

und aus dem zunächſt voraufgehenden Jahre rüdfändig find, ein dingliches Recht au 

bem Grunbflüde. Die weitern Rüdflände Tönnen mithin, ſelbſt durch Die Fortſetzung 

einer bereits angeftellten Klage gegen ben fpätern Eigenthümer bes Grundſtückes ale 

folchen, nicht geltend gemacht werben. 

$. 17. Das durd Die Eintragung erworbene Recht an das Erbpachtgrundſtück 
und deſſen Zubehör giebt ber eingetragenen Forderung in diefer Hypothek das Bor- 
zugsrecht vor allen nicht eingetragenen Pöften bergeftalt, daß den Syntabulatis im 
Halle des Eoncurfes nad Vorabnahme ber bie Spetialmafie treffenden Concurs⸗Koſten 
nichts weiter vorgeht, ale: 

a. alle das Grundſtück ergreifenden öffentlichen Abgaben, Anlagen und Zeitungen, 
imgleichen Die Beiträge zu tanbesperrli beftätigten Pagel- und Brandverſiche⸗ 
rungs-Snfituten, dann . 

b; die Eintragungen zur erfien Abtbeilung, and und biefen 

e. der Dienftlohn der zur Bewirtbichaftung ber Erbpachtftelle erforderlichen im 
Lohn und Brod dead Schuldners ſtehenden Dienſtboten. 

Den sub a. b. c. bezeichneten Abgaben, Laſten und Leiſtungen ſteht dies Vor⸗ 
recht nur für die Rückſtände aus dem Kalenderjahre zu, in welchem die Executionen 
gegen ben Schulduer ſiſtirt find ober ber Concurs eröffnet iſt und aus dem zumũchſt 
vorhergehenden. Jahre neben den während bes Conturſes laufenden. 

$. 18, Die Erfliglelt der eingetragenen Pöſte ‚unter. fich wird lediglich durch bie: 
Reihefolge, in welcher fie eingetragen find, beftimmt, fo::baß ber vorgehend Ginge⸗ 
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tragene ben Vorzug hat vor dem nachgehend Eingetragen, inſoferne nicht Ausbrädlich 
bemerkt iſt, bag er mit einem ober mehreren Pöſten zu gleichen Rechten ſtehe. 

Wird gleichzeitig bie Eintragung verſchiedener Poſte verlangt, fo muß ber 
Schuldner bie Reihefolge beflimmen. 

$. 19. Die während des Concurfes laufenden. Zinfen, Abgaben und Leiſtungen 
behalten die Rechte der Hauptſchuld und werden mit dieſer zugleich locirt. 

Rückſtändige Vertrags⸗ -und Berjugs-Zinfen eingetragener Pöſte genießen den. 
Vorzug des Capitals flir das Kalenderjahr, in welchem der Concurs eröffnet iſt oder 
Die Executionen gegen den Schuldner ſiſtirt find, und für das zunächſt vorbergehende 
Jahr. Unmittelbar nach ben. eingetragenen Pöſten und den ihnen anhängigen Zinſen 
werden die über den im F. 17 angegebenen Zeitraum hinaus rückſtändigen Real⸗Ab⸗ 
gaben und Leiſtungen erſter Abtheilung ($. 17, sub a. und b.) zugleich mit den 
etwanigen Beitreibungs⸗Koſten locirt. 

Demnächſt folgen die über den im vorſtehenden zweiten Abfape beſtimmten Zeit⸗ 
raum hinaus rückſtandigen Zinſen von intabulirten Capitalien nach Reihefolge ber 
letztern zugleich mit den vor — des TConrarſes men dieſer Forderungen ent⸗ 
ſtandenen Klagekoſten. 

F. 20. So wenig einzelne als geſammte contracklich beſtimmte Imnventarien⸗ 
ſtüde dürfen, getrennt von bem Erbpachtſtüde, zum Gegenſtande der Execution ge⸗ 
macht werden. 

Dagegen kann bas Erbpachtſtüd mit feiner Zubehör, in —— ſonſtiger 
Executions ⸗Objecte, auch wegen perſönlicher Anſprüche an ben Beſiger zum Verkauf 
gebracht werden und wird von einem über ſein Vermögen ausgebrochenen Concurſe, 
ſowie von einem — aus der Berorbnung: som 17. December 1834 miter- 
griffen. 
Der intabulirte Gläubiger ift vorzugsweiſe in ber Specialmaſſe bes Grundſtücks 
zu lociren. Erhält er vermöge anderweitigen Borzugsrechts feine Befriedigung früher 
‚aus der Generalmaſſe, ſo tritt dieſe ohne Weiteres in das ihm aus der Eintragung 
zufländige Recht. 2 

Etwanige ueberſchüſſe der Specialmaſſe gehören zur Generalmaffe. ' 

$. 21. Wenn das Gericht Die Hypothefenbehörbe von ber as Con⸗ 
curs⸗ Eröffnung in Kenntniß feht, fo find Die Folien des Grundftüds zu fließen und 
bemnädft nach geſchehener Zuſchreibung zu neuen Eintragungen zu eröffnen. 

Die in die dritte Rubrik eingetragenen Pöſte erlöſchen durch bie Schließung ber 
Folien und können durch bie Agnition des neuen Erbpächters ihr früheres Recht nicht 
wieber erhalten. Die Eintragung bes Canons und fonfliger a aus bem Erbe: 
pacht⸗ Contracte zur erſten Abtheilung bleibt von Beftand. 

Die zu den Acten gelommenen Üppatbeleufigrine ‚hat en Gericht, ſobald i. 
entbehrlich ſind, zu caſſiren. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8. 22, Eintragungen zum Hypothekenbuche geſchehen nur auf Antrag des ug 

dieſem Buche erhellenden Erbpächters oder deſſen geſetzlichen Vertreters. 
VBei dieſen Anträgen find bie aus dem Buche ‚Ach ergebenden Befchränfungen ber 
Diepofitionsberugnig zu berüdfichtigen, ‚fe mögen in dem Erbpadht-Eontract, in ber 
Verwillkührung bes Erbpächters oder in gerichtlicher Verfligung Ihren Grund haben. 
— gerichtliches der Oppothebenbehürde ln Inhibitorium hemmt das Ver⸗ 
ahren. 
— Proteftationen und Snmelbungen von Seiten beitter Derfonen . find nicht zu 
eachten. 

8. 23. Gerichtliche Requiſttidn erfeht. ik allen Geſchäften den Antrag oder bir: 
Einwiigung ber betheiligten Perſonen. Solden Requiſitivnen Folge zu geben, iſt 
bie Hypothekenbehörde nur verpflichtet, wenn ſie vom Berichte ber belegenen Sache, 
von ben Großherzoglichen Sn Senn oder von dem Großherzoglichen Ober⸗ 
Appellations⸗Oerichte erlaffen find, SE ——— 
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Geſchicht eine Gintragung auf gerichtliche Requiſttion, fo. norwirt die Zeit beren 
Eingangs hei’ der. Hypothelenbehörde rüchkſichtlich ber Reihefolge, au ei vor ihrer 
Genügung kein anderer Poſten eingetragen werden. 

$. 24. Die Einſicht bes Hppothekenbuch⸗ ſteht dem Erbpächter frei, einem 
Andern nur infoferne und in fo. ‚neh, * er. beffen sine —— ein rechtliches 
Sniereffe darlegt. 

$. 25. Edictallabdungen — bie. durch bas Hypothelenbuch geficherten 
Rechte nicht, nur rückſtänbige Leiſtungen, Zinſen und Koſten müſſen angemeldet werben. 

Zu Specialindulten, Stundungs⸗ und ————— aa ber intabulirte 
Gläubiger nicht gezwungen werben. 

: 6 26. Das Oppothekenbuch gewährt volle Rechto-Sicherheit, fein Inhalt voll- 
fländigen Beweis, ein Atteft aus bemfelben ift ein vollgültiges Beweismittel, 

Zür alle biejenigen, welche durch eine Eintragung in Das Hppothekenbuch im Ver⸗ 
trauen auf daffelbe und in gutem Glauben Rechte. erivorben haben, ift fein Juhalt zur 
Zeit ber erfolgten Eintragung unumſtößlich und gegen eine Anfechtung von. Geiten 
Dritter aus bereitd beftanbenen ober ſpäter erſt eriftent gewordenen Rechten gefichert, 
Es Tann mithin fo wenig, eine urſprüngliche Nichtigkeit, als eine Wiedereinſetzung in 
ben vorigen Stand oder eine Verjährung gegen Re geltend - gemacht werben. .. Ber: 
fehen. der Behörde, melde einem früheren Arte zum Grunde lagen, Tönnen zu ihrem 
Nachtheile nicht berichtigt werden. 

$ 27. Die Einſchreibungen zum Hypothekenbuche erfolgen ſämmilich in der Ürk, 
daß in dieſem Buche über jede Zuſchreibung, Eintragung, Umſchreibung, Tilgung und 
Bormerfung ein voljtänbiges Protocol zu ber. gehörigen ‚Abtpeilung ‚gehalten wird, 
Es muß dabei wenigftens ein Gerichtsmitglied gegenwärtig fein und neben dem Actuar 
ober deſſen Subftituten das Protocoll unterſchreiben. 

In ber dritten Abtheilung erhält jeder Poſten ein beſonderes aus zwei neben ein⸗ 
ander liegenden Seiten beſtehendes Folium. 

Das Schuld⸗Verhältniß iſt vollſtändig zu protocolliren, wenn feine Schuld⸗ ⸗Do⸗ 
eumente beigebracht werden, bie Eintragung alſo auf mündliches Begehren geſchieht. 
Zu beſondern Arten über jebes Erbpachtſtück iſt Alles zu legen, was in Bezug auf 
daſſelbe eingereicht ober außer ben nah dem Borftehenden in bas Buch ſelbſt kom⸗ 
menden Protocollen vor der Behörde verhandelt wird. 

$. 28. Für die genaue Befolgung bes in dieſer Verordnung enthaltenen, das 
anttlihe Verfahren betreffenden Vorſchriften, alſo insbeſondere für die orbuungämäßige 
Zührung der Bücher und die Nichtigkeit ber daraus gegebenen Attefte aller Art, iſt 
+ bie Hypothekenbehörde bergeftalt verhaftet, daß fie ben aus verſchuldeter Nichtbefol⸗ 
gung erwachſenen Schaden den Betbeiligten zu erfeßen verbunden ift. 

Inſoferne ein ber Behörbe nach ben obigen Beſtimmungen zur Laſt fallender 
Schadenserſatz nicht von ben zur Verhaftung verpflichteten Mitgliedern derſelben ge= 
leiſtet werben kann, haftet das Kloſter, bei welchem ſie fungiren. 

Beſchwerden über dasVerfahren ber Hypothekenbehörde ſind ale Recurſe ohne 
beſondere Förmlichkeit bei Großh — Regierung anzubringen. 

Die Verfolgung etwaniger chadensanſprüche aber gehört vor bag competente 
Geridt. 

8: :29.: Wegen. Legitimation ber Erben normiren in allen“ Eopothelmbnißggange- 
legenheiden . bie besfallfigen Verorduungen vouı:.22. December. 1829. ‚und 29. Sun 
1833. 

Rückſichtlich der. bei Re — dorlommenden aaa normiat Die — 
A. anliegende Taxe. 


Traufttoriſche Börfäriften. 


..30.. Bum Zwed der Niederlegung eines Oppotpeenbuät für jebes. von ben 


Banbeo-Rlöfern in, Erbpacht vn — werden r biefe — mit ihrer 
Zubehör protlamirt. en 
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Dazu fiab: Die Kloſteramisgerichte, Jebes für bie. im ſeinen Gerichtobeziek bele- 

genm Grundſtücke, ausſchließlich competent. Sie haben bie — — es 
geſchehen Tann, für mehrere Grundſtülde zuſammen zu faſſen. 
Die Ladung iſt auf Anſprüche am dieſe Gegenſtände aus dinglichen Rechten zu 
beſchränken und Die Anmeldung nur unter dem Aachtheile aufzugeben, daß. das Real⸗ 
recht an das Grundſtück mit ſeiner — gegen den jetzigen und won bir. künfti⸗ 
gen Beſttzer für erinfchen. erklärt werde. i 

Gegen den erkannten Pracluſtobeſcheit findet überall: keine Reftittion ſtatt. 


8.31. Den in ber Ladung ober durch Vorzeige eines rorroborirten Poften- 
yes von ber Meldungspflicht nicht ausgenommenen Xiquibanten: find bie Koſten der 
Anmeldung zu erſtatten, wenn gegen an ——— on SER einge- 
wendet werben Tann, 

F. 32. Dem Schuldner Bleibt ———— bie Kquibität RN Prioritãt 
Tänımtlider" im bie dritte Abtheilung gehörenden Pöſte außergerichtlich feſtzuſtellen. 
Wenn er der Hypothefendehörbe genügend darlegt, daß ſolches geſchehen, fo find Die 
einzureichenden Schulde Documente, fulls fie den geſetzlichen Borfchriften -entfprechen, 
und bie Legitimation der auftretenden Derjonen seltändig beigebradit iſt, in ber ver⸗ 
einbarten Ordnung zu intabuliren. 

Zur Legitimation genügt die auf das Proclama erfolgte Prücluſon, wenn das 
Anerlenntniß des Schuldners hinzukommt und fein Anderer biefelbe Forderung ganz 
vder zum Theil liquidirt hat. 

Bleibt die Liquidität, einzelner Pöſte beftrikten, fo Tann bie Eröffnung Der Dritten 
Abtheilung nur im dem Falle gefchehen, wenn für die freitigen Pöfte beſtimmte Sum- 
men güklich ermittelt und unter Vorbehalt der Rechte des Schuldners, ſowie der 
Rechte widerſprechender Mitgläubiger für den Fall des Concurſes eingetragen werden. 
Es hängt vom Schuldner ab, eine ſolche ‚Eintragung zu erwirfen ober bie Verhältniſſe 
vor dem Kloſteramtsgerichte als foldem im Wege Rechtens vorher zu drbnen. 

$. 33, Wenn ſich bie einzutragenbe Summe. höher beläuft als bie, melde, nach 
Sem Erbpachtcontracte eingetragen werden darf, fo wird zur britten Abtheilung lediglich 
intabulirt, was die Grundherrſchaft an Erbſtandsgeld ober anderweitig aus. dem Exb« 
pacht⸗ + Contracte zu fordern bat, NRüdfichtlih Diefer Forderung ber Grundherrſchaft 
findet keine Beſchränkung der zu intabulirenden Summe ſtatt. Die Eintragung 
fönfiger Forderungen, fie mögen auf das Proclama angemeldet oder ſpäter entſtanden 
fein, unterbleibt fo lange, bis die Verhältniffe geordnet finb, Im Uebrigen aber’ tritt 
das Hppothekenbuch und gegenwärtige Hppothetenortnung in Holle Rechtswirkung und 
bie Dispofitionsbefhränfung wird zur zmeiten Abtheilung intabulirt. 

Alles Vorſtehende gilt auch von dem Falle, wenn bie Eintragung wegen ftreitiger 
Liquidität oder Priorität ausgeſetzt bleibt, 

Sämmtlihe Koften ber erflen Errichtung jebes einzelnen Hppotpefenbuchs (s$. 30 

bis .33) werben von dem betreffenden Klofteramte übertragen. 


0 Anlage A. | 
Gebähren- Täre in Oyboibelenbuhsfaden. 


Zer die GSeſchäſte, welde: in Hypothefenbuds-Üngelegenheiten ber‘ von ben 
Baubes » Kloſtern vererbpachteten Orundſtücke aertommen, find nachfolgende — 


zu erheben: 
1) für die: Zuſchreibung rines Erbpachtgruudſtaͤs zen Oppotheken ⸗ 
buche und das darüber zu ertheilende Atteſt a ie Vrocent. 
in Erbſchaftsfällen von Descenbenten, ‚Aseenbenten und prgaien 
jebod nur . ; } i A ; . ä  — 


„von Sefäwißeern . - - det. ie. Mo 
Der Bberth:bes Grmsbfiite sich mad ham Ruufpeeife, — — 
Fällen, wenn es an einer Beſtimmung bes Werths ermangelt,...zu 
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dem Hoppekten. Betrage ber Samme angenommen, bis ar twellher 

Die Verſchuldung bes Grundſtücks geftattet iſt; 
2) für bie Eintragung eines: Poſtens in das Hypothekenbuch 

a. von jeben Hundert TIhalern des Capitals ; Ya Procent. 
= a einzutragenden vtändigen- a ‚oder Eröpeldern j —8* — 


ii, — 
bb Kir Gintragungen, weiche nicht in Geerlegeen beichen auch | 
. für Nobirung .einer Pofpoftioen . . 16. $L 
e: für Bemerkung ber Poſtpoſition unter ben —B— 
für jeden der letztern . oo. . 6 $l. 
3) für die Umfihreibung eines Poftens amd für Neting en 2 
unter dem Oppotpefenfhein . Is Procent. 


A) für Tilgung eines Poſtens von Hundert Thalern und barlier j 85 
für die Tilgung eines Poftens unter 100 Rthlr., ingleichen einer \ 


Eintragung zur zweiten Ubtheilung Bi BL . 4l. 
5) für Ausfertigung eines Hppothekenſcheins uber eines fonftigen 

Scheins und Atteſtes aus dem BURN bei Pöhen yon  . 

100 Rthlen...und. darüber F ; 2 — ....,8$8L 

bei Pöfen unter 100 Rthlrn. x . . . 4 Sl. 


für andere in Hppothefenfachen begehrte Attefte * — 24 fk 
6) für Einſicht des nee 2 Bu Sie 2, Beh 


7) für Abſchrift & Bogen .- 3 $l. 
für Die etwa verlangte Bibimation berfee mit Liſcias der er 
Collation a Bogen - ß .2 8. 

8) der Diener erhält für jede mũndliche Sabung an für jebe 


Inſinuation er“ 
für jeben Act aber hbchſtens nur 8 l., wenn dieſe Gebühren nach — 
der Zahl der geladenen Verſonen oder der — auch 
mehr betragen ſollte; ee 
9) für Beglaubigung ber Unterfhriften . 5)? 
1) für Collectivproclamata mit aller Zubehör, aljo für * Antrag > - 
baranf, für ihre Erkennung, die Af» und Refirion, Schreiben an , .r: . 
die Sntelligenz-Erpedition, den Liquibations-Termin, für om Prü- 
elufio = Abfchied, deſſen Publication und Snfinuation eins für ‚alles 
für jebes proclamirte Erbpachtſtück. ie. 2 Rihlr. 
Die Gebühren für Abſchrift des Liquidatlondprotocolls nebſt Anlagen und 
der Verlag an Porto⸗, Inſertions⸗ und Stempelgebühren werden außerdem 
berechnet. Finden fih ſo wenige. Theilnehmer: gu einem Collectivprockama, daß 
die zugeſtandene Averſionalſumme nicht ſoviel beträgt, als die Gebühr für ein 
einſfaches Proclama nad ber ſonſtigen Taxe, fo if Biefe — Gebühr wr 
berechnen. | | 
11) Es ift Feine Gebühr zu erheben: 
für bie in nn — Regitraturen — beſon⸗ 
beren Protocolie, für Abſchrift ber Bypothelenſchtine, der Atteſte, für Koſten⸗ 
Verzeichniſſe und deren akt 
12) In allen übrigen — normirt bie Ortögebühren » — ——— für: Man⸗ 
date, Reſponſe u. ſ. w 


13) Die Stempelgebühr if in- den vorſtehenden Saten 2* mißegefen, fie wit 


alſo außer denſelben wahrgenommen. 

14) Alle Gebühren find in NZwbr. zu erlegen. 

15) Sie, mäflen a ben Ausferligungen unb zum bypotherenbeche Drift 
werben. 
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B. SEINE Vormundſchafts⸗ und 
Curatelſachen. 


1315. Erlaffung von Erbfhaftöprociemate. DL. Inni 1708. 


Srieb erich Sranz ꝛc. Unfern ꝛc.! Wir geben euch, auf euern unterthänigften 
Bericht vom 15. d. M., im Betreff: des Rachlaſſes bes zu Ribnitz verftorbenen Be- 
dienten Peter Voigtländer, biemit zur gnädigſten Refolution: daß die von’ euch ange= 
zogene Verordnung vom 14; December 1776,-hiemit wieder ‚aufgehoben werbe. 

Euch bleibt alfo die intendirte. öffentliche Borladung der Boigtländerfben Erben 
und Creditorum unbenommen; ihr habet aber hernachmals von dem, weiteren Er- 
folg unterthänigfte Anzeige zu machen. 

Wornach sc. Gegeben ac. a. den 21. Sum 1793. 

An bie Juſtiz⸗ Canzlei zu Roͤſtock. 


1316. — — der Kinder von mit —— angefefienen 
Dffieieren, 6. Septbr. 1804. 


Srieberih Franz x. Unſern 36.1 Ihr habet bei Sterbe⸗Fullen ſoicher 
Officiere, welche mit Land⸗Gütern angeſeſſen ſind, die Bevormundung der ln 
Kinder zu beforgen, bei ben übrigen aber fie ben: Kriege-Gerichten zu ‚Überlaffen. 
dem gefchiehet Unſer gnäbigfter Wille und Meinung, und Wir verbleiben euch r 
Onabden gewogen.. Gegeben sc. Schwerin, ben 6. September 1804. 

Friederich — 
An die drei Landesgerichte senaratimn.. 


18317. Bon Berfiegelung des Nachlaffes eximirter Werfonen in 
Parhim. 2. October 1804. 

Srieberig/ Franz ꝛc. Unſern ꝛc.! Dis auf weitere Unſre Verordnung fol 
hiemit ber, in Unſrer Conſtitution vom 10. März 1801 enthaltene generelle Auftrag 
an Unfere Stabtgerichte, den Nachlaß der in den Städten verſtorbenen Exemtorum 
unter Siegel zu fegen, in Rüdfiht auf Unfer Stadtgericht zu Parchim, fuspenbiret 
fein, weil der Magiftrat dafelbft ein Recht zu folder Verfiegelung Behauptet, und Wir 
die vorläufige gerichtliche Ausmachung biefer Anmaßung verfüget haben. Hiernach 
habet ihr das Stadtgericht in Parchini zu inſtruiren. Wir verbl. ꝛc. Gegeben ac. 
Schwerin, den 2. October 1804. 
die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 

Postscriptum an bie Juftiz- Canzlei hieſelbſt. 

Zugleich geben Wir euch hiemit gnädigf auf: alle Commissoria, welche etwa 
wegen. bes Nachlaſſes in Parchim verftorbener. Exemtorum, nad beſchaffter Ver⸗ 
Regelung, und Entfegelung -bursh. ben bortigen Magiſtrat, Behuf weiterer Nachlaß⸗ 
Regulirung erforberlih werben mörhten, in jedem beſondern Halle. an Unſer Stabt- 
gericht daſelbſt zu ertheilen. 

Wir verbleiben ut in — de’2. October 1804, 


ABS. VBerbot des Vorbehalts einer Auswahl bei Verpachtung von 
Guratelgütern. 9. Mai 1807. .. 


Es wirb. euch hiemit aufgegeben :: hinführs in .allen ſolchen Füllen, mo bie Dis⸗ 
poftion über das Verpachten nicht frei ift, die etwa vorkommende anmaßliche Vorbe⸗ 
Yaktung einer Auswahl für bie Euratel, fogleih ex oMeio zu beiten, am alle 
Zwiſte, Durchſtechereien und Berfehlungen des Hwedes zu verhüten. 


Schwerin, den 9. Dei 1807, .: 
= Wellenkurg- Schneriaſch Srrgierung.: ; 
in bie drei vandeeherichte. 
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1310. Nechtsgrund des Genuſſes des Vermögens eines absens. 
22. Juli 1808. 

Srteberidh Franz ze. Unfern 3c.! Wir remittiren euch bieneben Die, mittelft 
eures Berichts vom 12. d. M., über die Querel ber vermwittweten Conſiſtorial⸗Räthin 
Tode hieſelbſt, wegen der ihre aberfannten Yuffünfte von .dem Vermögen ihres ab- 
wefenden Bruders, eingereichten Arten, mit dem Anfügen: daß der Ausdrud in dem 
$. A der Bonftitution vom 8. März 1774, abminiftrirende Berwandte, nur 
gebraucht ift, weil bie vorhergehenden SS. Die Abminiftration dem nächſten dazu fähi- 
gen Anverwanbten Übertragen mwiffen wollen, mithin ber Grund ber Ueberlaſſung 
ber Auffünfte des Vermögens ber Abweſenden nah 15 Jahren nicht fowohl in der - 
Adminiftration .als in ber Successione ab intestato liegt. 

Wornach ze. Gegeben ıc. Schwerin, ben 22, Juli 1808. 


An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1320. Adminiſtrirung und Aufall des Bermögens eines absens. 
A 25. Mai 1511. 

Sriederih Franz ac. Wann es ſich ergeben hat, bag, ungeachtet ber von 
Unfers, in Gott ruhenden Herrn Onkels, des Durchl. Fürften und Herrn, Herrn 
Friederich, 9. 3. M. Gnaden, unterm 12. Februar 1783, ſämmtlichen, Dero 
Landes= Gerichten mitgetheilten Declaration ber Landesherrlichen Conftitution vom 8. 
März 1774, wegen der Curae absentium, dennod die Landesgerichtlihe Praxis 
bie und ba zweifelhaft, und ihr Verfahren von jener Declarator-Verordnung ab⸗ 
weichend geworben iftz fo fügen Wir, um bhierunter künftig allgemeine Gleichförmig⸗ 
keit zu erhalten, reſp. mit Entbietung Unſers gnäbigften Grußes, Unſeren höheren 
Collegiis und Landes⸗Gerichten, imgleichen gefammten Unfern Nieber- Gerichten und 
Beamten, auch allen Guts-Obrigfeiten auf dem Lande, fo wie den Magiftraten in 
Unfern Stäbten, hiedurch zu wiſſen, und befehlen ihnen gnädigſt: | 

daß fie den Sphum 5 gebachter Eonftitution, wegen ber Curae absentium, 
vom 8. März 1774, binfünftig bergeftalt anzuwenden haben follen, Daß, wenn 
ber zur Curatel für den Abweſenden, obrigkeitlich beftellte, nächfte Verwandte 
des Berfchollenen, die Verwaltung übernommen und bis zum Ende bes; von 

Zeit ber Entfernung anzurechnenden breißigften Jahres fortgefeßet hat, felbiger 

von Zeit ber übernommenen Abminiftration, alle Zinfen und Aufkünfte bes, bis 
babin zufammen zu fallenden, von dem Gurator berechneten ganzen Vermö⸗ 
gens, es beftehe worin es wolle, conftitutionsmäßig zu genießen haben fol, 
ohne ſolche Zinfen und Auffünfte weiter berechnen, ober Tünftig etwas bavon 
an jemanden herausgeben zu Dürfen. 

Nah Ablaufdjener dreißig Sahre, ift demnächſt von dem Kuratel- Gerichte 
ferner, nad Vorſchrift oberwähnter Conftitution und beren SS. 5, 6,'7 und 9, zu 
verfahren... En — 

Wornach geſammte obgedachte Gerichte in Unſern Landen, ſowohl in ihren Er⸗ 
kenntniſſen, als in ihrer obrigkeitlichen Verfügung, ſich hinführo allewege zu achten. 
Urkundlich haben Wir vorſtehende Declaration mit Unſerm Handzeichen bekräftigt, 
auch in den öffentlichen Anzeigen abzudrucken befohlen. 

Gegeben... Schwerin, den 25. Mai 1811. 

J Friederich Franz. 


41321. Bon der Obervormundſchaft über Ehefrauen mit venia 
. aetatis. 10. Septbr. ISII. 

Srieberih Franz ar. Unſern 2: Wir verhalten euch auf eure Anfrage 
vom 6. d. M. in Betreff des Berhältniffes ber Ehefrauen, welche veniam aetatis 
erhalten haben, hiedurch gnädigſt nit: Daß infoferne in der Eonftitution vom 10. 
Mai 1771 6. 2 auch nach erhaltener Landesherrliher venia aetatıs bie Fortdauer 
der Wirkſamkeit der gerichtlich verordneten Curatoren einer minderjährigen Ehefrau 

Medi, Geſetzſammlung I. 10 
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vorausgeſetzt wird, fein Grund abzuſchen iſt, weshalb bie offitielle Einwieling bes 
obervormundſchaftlichen Gerichts aufhören ſoll. | 
Wornach x. Gegeben. ꝛc. Schwmerin, den 10. ‚September. ll: 
ae but Franz. 
An das Hof: und. Landgericht. 


4322. Umfang der Curatel über veniam aetatis erlangt habende 
Ehefrauen. 17. Dctuber 1811. 

.  Sriederih Franz ıc.. Unfern ꝛc. Die Landesherrliche erlänternbe Gpnfir 
tution yom 10. Mai 1771,. wegen ber. Bürgfhaften und Kontraste minberjäßriger 
Ehefrauen, erflärt bie Suratelen nach erlangter Venia actatis nur in ber Abſicht 
für fortdauernd, daß der Beſtand ber Berbürgungen und anderer Contracte folder 
Ehefrauen, bis zum erreichten 25. Jahre, zu ihrem Bellen von ber Zuſtimmung 
ihrer Euratoren oder der Obervormundſchaft abhängig bleiben fol. Weitere Be- 
ſchränkung ber ‚eigenen. Adminiltration ihres Vermögens, - jo. wie Rechnunggführung und 
Ablegung Fält mithin, nach ber Natur und dem Wefen der Majorennitäts- Erklärun> 
gen, yon ſelbſt ‚weg. 

Haben’s, in Antwort auf euren Bortrag vom 12. 6. M. euch hiedurch nicht 
verhalten und verbleiben sc. ©egeben sc. Schwerin, ben 17, October 1811. 

Friederich BEA 

An das Sof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1323. Erlaubtheit der Erbſchaftsproelamata. 1. Septbr. 1812. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern st Wir laſſen euch, anf eure Anfrage vom 
27. v. M., im Betreff der zu erlaſſenden Edictal⸗Citation, wegen des Nachlaſſes der 
daſelbſt verſtorbenen Feuerwärter⸗Wittwe Schröder, gebornen Krüger, in Antwort un⸗ 
verhalten: daß Unſere desfalſige Verordunung vom 14. December 1776, unterm 
21. Juni 1793 wieder aufgehoben iſt, und daher der intendirten Edietai⸗ Ladung 
nichts im Wege ſtehet. 

Wornach ꝛc. Gegeben x. Schwerin, den 1. u 1812. 


An den Ganzlei= Bice- Director, Baron 
von Forſtner in Roftod. 


324. WBirkungsfreis der Obernormundfänft minorenner Ehe; 
Ä frauen mit venia aetatis. 18. Sept. 1812. 

Friederich Franz zc., Unſern sc, Wir geben euch auf eure Anzeige vom 
25. November v. 3. im Betreff bes obervormundſchaftlichen Verhältniſſes zu minder⸗ 
jährigen Ehefrauen, die veniam aetatis erhalten haben, hiedurch zum Beſcheide: wie 
Unfer Reſcript vom 17. October 1911 keinesweges beſaget, daß ihr gar nicht anders, 
ale auf Anträge von Intereſſenten wegen minberfäßriger Ehpefrmen, benm venta 
aetatis ertheilet worden, etwas obervormundfchaftlih verfügen follet. Vielmehr iſt 
ſolches Refeript mit ber euch unterm 10. September 1811 gewordenen Refolution 
sehr wohl vereinbarlih. Majorenn erflärte und verheirathete Fräuenzimmer bleiben, 
ber ihrentwegen gemachten fperiellen Beſtimmungen ungeachtet, bis zum Alter ber ges 
ſetzlichen Volljährigkeit ſo gut als jebe andere veniam äetatis erhalten: habende, 
Derfon in allen bem, was fie vorker cam Curatore nicht ohne das vormundfchaft- 
liche Gericht hätten thun bürfen, ber. unmlttiebbaren Aufficht beffelben Base 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 11. September 1812. 

Friederich Franz. 

An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1325. Beiträge der Curatelen zur allgemeinen Bewaffnung. 
30. Mär; A813. 
Srieberih Franz 3c. In Folge Unferer Aufforderung vom 26. db. M. ver⸗ 
orönen Wir biemit, daß alle Curatores minorum und aller Derfonen, weiche 
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ihrem Bermögen ſelbſt vorzuftehen behindert find, auch bie Verwalter ungetfeifter Erbs 
ſchafto⸗Maſſen, in dieſem außerorbentlichen. Falle, wo die erforderten freiwilligen Bei- 
träge für den höchſten Staats-Zieed unentbehrlich find, ſolche, nach den Kräften bes 
ihnen anyertraueten Bermögens, ohne befondere Genehmigung der vormundſchaftlichen 
Gerichte und reſp. ber Sntereffenten, nad ihrem: pflichtimäßigen Ermeſſen zu be⸗ 
ſtimmen und zu berichtigen, authoriſirt ſein ſollen. 

Auch wollen Wir, daß denen Minderjährigen, welche als Freiwillige ſich in ben 
Dienſt des Vaterlandes begeben, das zur Equipirung Nöthige aus ihrem Vermögen 
möglichſt Halb. verabreichet, und dabei Beine unnöthige Schwierigkeit gemacht werde. 
An dem gefbieht HR gmäbfgfier Wille und Meinung. Gegeben ꝛc. Schwerin, 


den 80. Mär 181 , 
———— Sranz. 
1826.  Aufergerichtlicher Verkauf von Immobilibus minorum. 
230. Uprit 1814. 

 " "Postseriptam an bie Juſtiz⸗Canzlei hiefelbſt. 

Zugleich laſſen Wir euch, auf meiteres Beilimmungs- Gefuch wegen ——— 
art Gründe, hiemit unverhalten ſein: daß, wenn die gerichtlichen Lieitationen bei 
Iınmobilibus minorum von dem Erblaſſer ausbrücklich unterſagt find, es keiner 
Conceſſion der Gerichte bedarf, um den Willen bes Erblaffers als Geſetz anzuerkennen. 

| Wir verbleiben ut in Rescripto d. d. 20. April 1814. 


1327. Bon Beftellung außerhalb Landes wohnender Vorn ander. 
10. Juli 1814. 
Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc.! Wir geben euch, auf eure arg vom 
d. M., im Betreff der Guratel-Ansrbnung für ben minorennen 9. F. 8. v. 
a auf Badow und Göring, hiedurch zum Beſcheide: daß ihr Fünftig, zur Be- 
ftellung eines außerhalb Landes wohnenben Vormundes, vorher beſondere Landesherr⸗ 
liche Eoncefflon zu bewirken habt. 
Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 19. Juli 1814. 
An bie Juſtiz⸗ Ganzlei zu Schwerin. j 


2328. Borgängige landesherrliche — — 

| ormünder. 8. Scpt. 1814. 

Postscriptum zu einem Mescripto, d. d. 8. September 1814,' 
an die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin, 

Zugleich aber mwirb euch hiedurch angefüget? daß ihr in Tünfligen Fällen dieſer 
Art, euch nicht mit der bloßen Anzeige Hei Unferer Regierung, von der gefchehenen 
Beftellung eines anslänbifchen Burmundes zu begnügen, fondern vor folder Beftellung, 
entweder, — wie euch dureh Unſer Refcript vom 19. Zul d. J. vorgeſchrieben wor⸗ 
den, — Uuſete Randesberrliche Conceſſion Dazu zu bewirken, oder auch die ie 
tranten zu deren Erwirfung aufzufordern habet. 

Wornach ”,. Und Wir x. uli an Resoripto. 


1329. Notificatorium des Land⸗ und. Sofgerichtö wegen Unterbrin 
. gung ‚ber -Guratelgelder. 4. Decbr. 1815. 

Friederich Franz x. Wann in den bei Unferm Hof⸗ und Land⸗Gericht aui- 
hängigen Curatelſachen Kapitalien, Die zum Curatelvermögen gehören, zinsbar unter» 
gebracht werben ſollen, entſtehet oftmals eine nicht geringe Schwierigkeit daraus, daß 
die Curatoren nicht immer Geſchäftoverbindungen genug haben, um mit Brung ſichern 
Gelegenheiten zur Belegung der Gelder bekannt zu werden. 

Um den hieraus entſtehenden Nachtheilen abzuhelfen, haben Wir hei Unſerm Hof⸗ 
und Landgericht nachſtehende Einrichtung beſchloſſen. Zuvörderſt werden hiedurch Die 
Curatoren in allen bei dieſem Gerichte anhängigen Curatelſachen angewieſen, jebremal, 
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wenn Geld bei ihnen eingeht, ober erwartet wird, weliches sur ziusbaren Umerbrin⸗ 
gung beftimmt if, Davon, fo frühe als möglih, außer den Vorträgen, bie dieſerhalb 
bei den Euratelacten nothwendig find, eine befonbere Anzeige dem Gerichte zu über- 
geben, bie zu Den Generalarten wegen Belegung: ber Curatelgelder ˖ zu rubriciren iſt. 
Diefe Vorſchrift verbindet ſowohl Die Guratoren der Concursmaffen, foweit Maffen- 
gelder gejeglich belegt werben fünnen, als auch die ber. Minderjährigen und alle übri⸗ 
gen Euratelen bei Unferm Hof» und Landgericht ohne Unterſchied. 

Ferner werden alle Beſiher von Grundſtücken, welche einer Anleihe benöthigt ſind 
und eine klar ausreichende Sicherheit gewähren können, hiedurch aufgefordert, ebenfalls 
hievon Anzeige zu ben General-Acten wegen Belegung der Curatelgelder zu machen. 
Jedoch wird dabei vorausgefeht, Daß die angebotene Sicherheit eine Realſicherheit ift, 
indem der Perfonaleredit in Euratelfahen nieht hinreichend geachtet werben kann, und 
daß die Sicherheit felbft aus den beigebradhten Papieren genügend hervorgeht. 

Aus den ſolchergeſtalt eingehenden Actenſtücken ſollen zwei beſondere Bünde an 
gelegt werden, das eine für die Anzeigen der Curatelen, das andere für die Anzeigen 
der die Anleihe Suchenden. Beide ſollen in der Art öffentliche Actenbünde ſein, daß 
das erſte Bund von einem Jeden ohne Unterſchied, das andere. aber nur von allen 
Guratoren, und zwar in beiden Sälen auf bloße Anmeldung. beim erften Protonotar 
Unſers Hof⸗- und Landgerichts, in Gegenwart deſſelben infpieirt werben darf, ohne 
bag es einer vorherigen Eingabe ober fonfligen Anfrage beim Gerichte dieſerhalb be= 
darf. Auf dieſe Weife wirb bie Einrichtung auch in ben Fällen benugt werben 
Können, da bie Sicherheit zwar zur Anleihe qualificirt ift, ber —— aber mit 
einer Anzeige zu den Acten hervorzugehen Bedenken trägt. 

re Güſtrow, den 11. Derember 1815. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


1330. Aufhebung des — Öffentlicher Erbſchaftsproclamata. 
7. Ortober 1816. 

Sriederid Fra nz zc. u sw. Wir laſſen zur künftigen Nachachtung hie- 
durch gnädigſt unverhalten fein: daß die unterm 14. December 1776 ergangene Lan⸗ 
desherrliche Verordnung wegen Nichterlaſſung öffentlicher proelamatum in Erbſchafts⸗ 
Fällen, von Uns bereits vor mehreren Jahren iſt aufgehoben worden; und Wir ıc, 
Segeben sc. Schwerin, den 17. October 1816, 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Meckl. zur Regierun verordnete Gräfe, 
Geheime- unb Räthe. 


1381. Zeit und Art des Genufles des Verms gens eines Absens. 
12. Mai 1817. 

Frieder ich Fran zꝛc. Unſern ꝛc. Wir remittiren euch bie Anſchluſe eurer 
Anfrage vom 3. dieſes, im Betreff ber Anwendung der Landeshetrlichen Conſtitution 
über die cura absentis, bieneben mit der Refolution: daß foviel die erfte Anfrage de⸗ 
trifft, ber ausbrüdliche Laut Unſers Nötificatorii vom 25. Mai 1811 Befimmung 
giebt, worin die Berechnung der Dauer ber Euratel von der Zeit Der Entfer- 
nung an Deutlich vorgefährieben iſt; fo wie ber Zinfen-Genuß natürlich at a dato 
der übernommenen Abminiftration anfangen kann. 

Gleichergeſtalt enthält au, mas eure zweite Anfrage anlangt, bie obermähnte 
Conſtitution vom 8. März 1774 in Sphis 4, 5, 6 bie augbrüdliche. Beſtimmung, 
daß der Zinfen- Genuß bis zum 15., unb ber Genuß ber Subftanz bis zum 30. 
Sabre nur bem abminiftrirenden Verwandten allein, hingegen nach verfloffenen 
30. und 32, Jahre das Eigenthum ber Subſtanz den nächſten Berwanbten zu- 
fallen fol, wobei es bas Bewenden behalten muß. 

Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 12. Mat 1817, 

Srieberib Franz. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. 
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1333. Zahlung —— Zandes anlagen durch bie Guratelen. 


Friederich Franz ıc. Unfern gnäßigften Gruß zuvor. Wir wollen es, auf 
ben Vortrag Unfrer getreuen Ritter- und LXandfihaft, hiedurch gnädigft geftatten: daß 
bie Euratoren minderjähriger, ober fonft unter Curatel ſich befindender Perfonen, bie 
auf ben Landkagen zur Unterftüßung Bebürftiger bewilligt werdenden jogenannten frei- 
willigen Anlagen von den Gütern derfeiben bezahlen mögen, wenn fie eine foldhe Zah— 
lung den Bermögens-Umftänden ihrer Euranden angemefjen finden. 


Ihr habet daher in vorkommenden Fällen bei Monituren über — Curatel⸗ 
Rechnungen euch hiernach zu achten. An dem geſchiehet Unſer gnä igſter Wille 
Meinung. Und Wir verbleiben euch in Gnaden gewogen. 


Schwerin, den 18. Juli 1818. 


Friederich 
An die drei Landesgerichte. 


1333. Bon Anwendung Der Verordnungen über cura abseutium. 
— 5. Mär; 1822. .. 

Friederich Franz ꝛc., Wir ertheilen euch auf eure Anfragen vom 13. v. M. 
wegen Anwendung ber Landeöperrlichen Berordnungen von ber Cura absentium 
beim Nachlaß des Schuſters J. ©. Feſting daſelbſt, nunmehr zur Refolution: Daß, 
foviel.den erften Punct betrifft, ba ihr verfichert, Die gehörigen Verſuche, wiewohl 
vergebens gemacht zu haben, um von bem Leben oder Tobe ber Abmwefenden leber- 
zeugung zu erhalten, allerdings rüdfichtlih des termini a, quo der Abweſenheit, bie 
Angabe ber. Berwandten Glauben verbient, und darnach die geſetzliche Berechnung zu 
formiren iſt. 

Anlangend aber die Puncte sub 2 und 3; fo beruhen eure Zmeifel unb Be- 
benfen blos auf einer irrigen Deutung des Derlarator-Referipts. vom 12, Februar 
1783, bei welchem es nicht außer Acht zu laffen ift, daß in dem bamaligen Fall eine 
Cora ahsentis bereits über 15 Jahre in Folge obrigfeitliher Anordnung fortge- 
bauert hatte, wiewohl nicht in ber Perfon bes nächſten Verwandten. Als dieſer ſich 
nun um Uebertragung der Curatel an ihn meldete, warb Dies genehmigt; da inzwi⸗ 
ſchen bie Cura ſelbſt ſchon 15 Jahre beftanden hatte, fo ward damals, wiewohl blos 
in Folge des $. A ber Conftitution vom 8. März 177A dem neu eintretenden admi— 
nifteirenden Verwandten vom Anfong feiner Abminiftration an, ber Bermögensbeftand 
zugebilliget. — Hiernach behalten alfo ſowohl die Vorfhriften des $. 3 ale auch des 
$. 4, 5 und ber folgenden befagter Eonftitution vom 8. März 1774 durchaus ihren. 
Beftand, wie dies auch fpätere euch bekannte Referipte bezeugen. 

Es bleibt mithin Pflicht der Obrigfeiten, für bie eriten 15 Sabre bemjenigen 
ber nächſten Verwandten, welchem die Cura übertragen iſt, in Solge bes 8. 3 ein 
Annuum auszuwerfen. 

Bam 15. Jahre an bie zum 30, genießt er bie Auffünfte des Vermögens — 
und erft bann, wenn er 30 Jahre hindurch fortgefeßt biefe Adminiſtration geführt 
bat, Fommt bie Erläuterung in Unferer Verordnung vom 25. Mai 1811 zur An— 
wendung, wornach er fi die Zinfen vom Anfange feiner Abminiftration an zu bes 
rechnen bat, Hierbei muß er fih natürlich alles Das anrechnen, was er früher an 
Jahrgehalt und fpäter an Auffünften empfangen hat, und ſodann erft tritt die Ver- 
theilung bes Capitale unter bie zur Succeſſion Nächſtberechtigten ein. 

Hiernach fällt auch euer Zweifel ad 3 weg, ba nur ber a in das 
Annunm 15 Jahre hindurd und nachher die Auffünfte erhält. 

Jedoch. eröffnen Wir cu hiemittelſt: baß ber $. 1, 3 und 4 der Conftitution vom 
8 März 1774 nicht alſo auszılegen find, ale ob unter gleich nahen Anverwanbten 
nur Giner derſelben mit Ausichließung der Andern zum alleinigen Eurator beftellt 
werben müſſe, fondern in bem Galle, wenn zwei gleich nahe Verwandte vorhanden 
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ſind, bie beide unbeſtreitlichenmaßen gleiche Sicherheitsbeſtellung prüſtiren können, ſo 
muß allerdings ihnen beiden ſothane Cura anvertrauet werden. 

Wornach ꝛc. Schwerin, den 5. März; 1822. 
An Bürgermeifter und Rath zu Güſtrow. 


1334. Obervormundfchaftlicher Conſens zu Anleihen auf Guratel« 
güter. 3. März 1823. 

Friederich Franz ꝛc. Es iſt zu Unfrer Kenntniß gefommen, daß Schuldver⸗ 
ſchreibungen von Kuratoren für die ihrer Pflege und Vorſorge anvertraueten Perſonen 
unter Verpfändung deren Güter ausgeſtellet werden, ohne Daß dazu ber geſetzlich er- 
forderlihe Konfens bes obervormundſchaftlichen Gerichts beigebracht wirb, ; 

ı Wann nun diefe zu großen Nachtheilen führende Vernachläßigung nicht zu dulden 
it, fo haben Wir Unferen gefammten Juſtiz-Kanzelleien aufgegeben, Die von ihnen 
bereits. beitellten Kuratoren zu inſtruiren, baß fit pro futuro feine Anleihen auf 
Kuratel= Güter ohne zuvor unter Darlegung fpezieller Gründe nachgefuihten und er⸗ 
langten obervormundſchaftlichen Konfenfe „bei Sa ber Nichtigkeit und eigener Ver⸗ 
haftung, Tontrahiren ſollen. 

Wornach ꝛc. — ꝛc. Schwerin, den 3, März 1823. 

Friederich Franz., 


1335. Grbenlegitimationsordunng. 22. December 1820. 

Friederich Franz 2. Zur Entfernung ber erheblichen Schwierigkeiten, welche 
ſich hei Leitung ber Hypothekenbücher, desgleichen der Stadt- und Stadtpfandbücher 
dinſichtlich der Ausmittelung ſämmtlicher Erben verſtorbener Perſonen und ber glaub⸗ 
haften Beſcheinigungen über bie Erben-Qualität häufig gefunden haben, verordnen 
Wir, mit Bezug auf Unſre unterm heutigen Dato publicirte Stadtbud-Orbnung, im 
Einverftänbniffe mit Sr. Königl. Hoheit Dem Großherzoge von Medlenburg = Strelig, 
Unferm freundlich geliebten Herrn Better, und unter Zuftimmung Unfrer getreuen 
Stände, hiedurch Folgendes: 

$. 1. Legitimation der Erben durch Notortetät. Die Hypothefen- 
und Stadtbuch- Behörden find, unter der ihnen gefeglich obliegenden Berantwortlichfelt, 
berechtiget, die Legitimation ber bei Ihnen auftretenden Erben für berichtiget anzunch- 
men, wenn ihnen unzmeifelhaft und notorijch vorliegt, daß dieſe Erben ‚bie aus- 
ſchließlich Berechtigten find. 

$. 2. durch Erbenzeugniffe. In allen andern Fällen Fann bei biefen Be- 
börben die Erben- Legitimation nur durch ein gerichtliches Erbenzeugniß beſchafft 
werben. 

$. 3. Competenz zur Ausſtellung. Zur Ausſtellung ſolcher Erbenzeug⸗ 
niſſe iſt nur berechtiget das für den Erbfall competente Gericht; in den Städten find 
es bie Magiftrate und bie aus ihnen verordneten Waiſengerichte, wegen der vor ſie 
gehörenden Verlaſſenſchaften. 

Dieſe Competenz, nicht minder od bie Erbſchaft rein ober mit ber Rechtswohl⸗ 
that des Inventars angetreten fei, ‘fo wie ber Ind ber Ertheilung, ſind in dem 
Zeugniſſe ausdrücklich auszuſprechen. 

F. A. Bedingung der Ausftellung, wenn ein Rechtsſtreit obwaltet. 
Wenn verſchiedene vermeintlich Berethtigte ſich beim Gerichte melden, ober demſelben 
bekannt wird, daß ſie Anſprüche rechtlich geltend gemacht haben, fo iſt bie erſte Be⸗ 
dingung der Ausfellung bie genügenbe Darlegung gütlicher BVefeitigung des Anſpruchs 
oder erfolgter rechtokräftiger Entſcheibung. 

$.5. Wenn kein Rechtsſtreit obwaltet, Verpflichtung zur Einlei- 
tung eines officiellen Berfahrens. Waltet Tein Streit 06, ober if folder 
befeitiget,, fo ift das competente Gericht. (S. 3) verpflichtet, das Erbrecht der bei 
ihm darauf antragenben Erben, welihe jedesmal anzuzeigen. haben, ob fie rein oben 
mit ber Wohlthat des Inventarq antreten wollen, von: Amtswegen zu prüfen, unb 
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denmächſt nach- Befinden das Erbenzeugniß auszuſtellen. Eine proceſſualiſche Ver⸗ 
handlung über die behaupteten Erbrechte iſ hiebei “ einzuleiten, mithin auch Fein 
Contradictor zu beſtellen. 

% 6. Beſchwerdeführung. Gegen bie offieiellen Verfügungen und die 
Verſagung des Erbenzeugniſſes finden nur —— an die com⸗ 
petenten Obergerichte ſtatt. 


Snteftat- Erbfolge. 


% 7. Anstellung im Zall der Notorietät. Steht bie Inteſtat-Erb— 
folge zur Frage, ſo iſt das Gericht berechtiget und verpflichtet, das Zeugniß ohne 
weitere Unterſuchung auszuſtellen, wenn ihm unzweifelhaft und notoriſch vorliegt, daß 
diejenigen, für. welche es nachgeſucht wird, gefetzlich bie ausſchließlich Berechtigten find, 
auch ſich keine Gründe für das Vorhandenfein letztwilliger Verordnungen hervorgeben. 

8. 8. Erforderniſfe bei ermangelnder Notorietät. Sn Ermangelung 
einer ſolchen Notorietät hat der angebliche Erbe dem Gerichte darzulegen: 
a. daß Ihm an und - für- fih ein gefehliches Anrecht an bie Verkaffenfchaft 
zuſtehe, und . 
b. daß feine näher ober gleich nahe Berechtigten vordanden find, 

5.9 Gemeinrechtliche Beweismittel Er kann biefe' Darlegung be- 
ſchaffen durch ſämmtliche gemeinrechtlihe Beweismittel, foferne beren Anwendung nicht 
ihrer Natur nach einen beſtimmten Proceßgegner bedingt. 

Namentlih und insbefondere mithin: 

a. dur ein auf Notorietät oder auf Arten begründetes Zeugniß eines andern 

einheimiſchen Gerichts über beſtimmte Thatſachen, 

b. durch Zeugniſſe aus Kirchenbüchern; bei iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen Zeugniſſe 

ber Gemeinde⸗Vorſteher, 

e. bdurch ben Anhalt anderer, dem Gerichte zugänglicher Acten, 

d. durch glaubwürdige ſchriftliche oder gedruckte Familiennachrichken. 

FG. 10. Nächſtgezeugniſſe. Zu dieſen Beweismitteln ſoll künftig hinzu— 
kommen das an Eidesſtatt abzugebende Zeugniß zweier unbeſcholtener, völlig glaub- 
bafter volljähriger Perjonen, welche — nit in eigener Sache zeugend — mit ben 
Tamilien- und Verwandſchafts⸗Verhältniſſen des Erblaffers und ber Erben vollftändig 
befannt find, und die Gründe ihres Willens gentigend anzugeben vermögen. 

$. 11. Vernehmung ber Zeugen. Das Gericht hat die angeblichen Erben 
zum Zweck ber Vorführung ber von ihnen namhaft gemachten Zeugen vorzuladen, 
und Diefe ohne Zulaffung von Frageſätzen amtli zu Protocofl zu vernehmen, oder 
durch ein anderes Gericht. vernehmen zu laſſen. 

$. 12, Beurtheilung ber Beweismittel bes $. 9. Ob durd bie 
nach 8. 9 beigebrachten Beweismittel bie Legitimation nad $pho 8 vollftändig be- 
Ihafft, und dem gemäß das Erbenzeugnig zu ertheilen fei, bleibt im Allgemeinen ber 
rechtlichen Beurtheilung überlaffen, Keinesfalls bürfen aber hei der amtlichen Prüfung 
Vermuthungen übrig geblieben fein, daß näher ober gleich nahe Berechtigte ober letzt- 

willige Verordnungen vorhanden find. 

$. 13. Weitere Erforderniffe im Tall bes S. 10. Auf ein Zeugen- 
Verhör ($. 10), deſſen Inhalt das nach Spho 8 Erforderliche vollftändig ergiebt, ift, 
unter gleicher Borausjekung, das Zeugniß jedoch nur alsdann zu ertheilen, wenn 

a. anderweitige Beweismittel Damit übereinftimmen unb ſelbiges unterflügen; 
b. ber Erbe an Eibesftatt bie Verficherung giebt, daß ihm Feine näher und gleich 
nabe Berechtigte unb Feine legtwillige Verordnungen befaunt find, 

$ 14. Erbfhafts-Prorlamata. Kann ber Erbe den unvollſtändigen Be⸗ 
weis nicht verpollſtändigen, oder bie dem Gerichte gebliebenen Vermuthungen ($. 12) 
nicht befeitigen, fo muß er zur Ausbringung eines Erbſchafta⸗Proclama fihreiten. 
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$. 15. Bedingungen zu deren Erlaſſung. Dieſes —— darf er 
auch) ohne den Verſuch vollftändigen Beweiſes ausbringenz er muß aber u 
a. nachweiſen, bag ihm an und für fi ein gefeßliches Anrecht an bie Selaſen⸗ 
ſchaft zuſtehe, und 
b. ſich zum Eide erbieten, daß ihm Feine näher ober gleich nahe Beredhtigten und 
keine letzte Willensordnungen bekannt ſind. 


$. 16. Fortſetzung. Das Gericht darf das Protlama nicht erkennen, wenn 
ihm bereits das Vorhandenſein folder Berechtigten, ober einer ſolchen Willensordnung, 
vorliegt. | 
$. 17. Baffung Der Edictalladungen. In bem Proclama, gerichtet an 
alle diejenigen, melde ein näheres ober glei nahes Erbredt zu haben vermeinen, 
muß der Name, Stand und Aufenthalt bes Erblafiers, Die Zeit feines Ablebens, ber 
Name des Erben und ber Grund bes von ihm bebauptsten Erbrechts angegeben 
werben. 

$. 18. — —— Nachtheil. Es iſt der Nachtheil anzudrohen: 

daß der Extrahent, oder ber ſich Meldende und Legitimirende, für den rechten 

Erben angenommen, ihm als ſolchen der Nachlaß überlaſſen, und das Erben⸗ 

zeugniß ausgeſtellet werden ſolle; die, ſich nah ber Präcluſion meldenden, 

näheren ober gleich nahen Erben aber alle Handlungen und Dispofitionen bes- 

jenigen, welder in bie Erbſchaft getreten, anzuerkennen und zu übernehmen 

ſchuldig ſein ſollen. 


5. 19. Wirkung ber erfolgten Präckuſion. Auf das Ergebniß bes 
Liquidations⸗Termins und Präcluſiv-Beſcheides iſt das Erbenzeugniß anzufertigen. 


Erbfolge aus legten Willens-Orbnungen. 


$. 20. Deffentlih errichtete legte Willens-DOrbnungen; Erforder- 
niffe dDerfelben zur Ertheilung der Erbenzeugniffe. Auf eine öffentlich 
errichtete legte Willense-ÖOrdnung, welde mit dem Protocolle ber Publication . 
urſchriftlich, ober in einer vollftändigen beglaubigten Abſchrift vorliegt, obne daß ſich 
aus berfelhen eine Äußere ober innere Nichtigkeit hervorgiebt, ift das Erbenzeugniß zu 
ertheilen, wenn nicht 


$. 21. fih dem Gerichte Vermuthungen für bie Wahrfcheinlickeit einer Au⸗ 
fechtung, ober für das Vorbandenfein einer jüugern Dispofition hervorgeben. 


$. 22, Nicht öffentlich errichtete legte Willens-Ordnungen. An- 
erfenntniß der Inteſtat-Erben. Bei nicht öffentlich errichteten legten 
BVillens-Orbnungen muß außerdem noch hinzukommen das Anerlenntnig ber 
Inteſtat⸗Erben. 


F. 23. Erbfhafts-Proclamata. Ein Erbſchafts⸗Prorlama iſt auf eine 
jede letzte Willens-Orbnung ($. 20, 22) mit ben Requiſiten Fphi 20 zuläſſig, wenn 
bem Gerichte das Borhandenfein einer jüngern Dispofition nicht bereits vorliegt, und 
ber Extrahent fih zum Eide erbietet, daß ihm eine folche nicht bekannt fei. 


5. 24. Faſſung und Wirkung derſelben. NRüdfichtlih biefes Proclama 
gilt das Spho 17, 18, 19 Vorgeſchriebene. 


$. 25. Legatarien und denſelben Gleichſtehende. Legatarien und bie= 
jenigen, welche in gleihem Verhältniſſe ftehen, find von den Hypotheken⸗ und Etabt- 
buch-Behörben durch die zu bemeifende Anerkennung des Erben, befien eigene Legiti- 
mation vorliegt, für legitimirt anzunehmen. 

6. 26. Bertragsmäßige Erbrechte. Anerkennung ber Inteſtat— 


Erben. Proclama Ber feinen Anfpru aus vertragsmäßigen Erbredten 
berleitet, muß die Anerkennung vom Snteflat-Erben bewirken, 


Erbſchafts⸗ Vormundſchafts⸗ und Curatelſachen. 158 


Ein Proclama, welcherhalb gleichfalls die 66. 47—19 gelten, iſt ımter der Vor⸗ 
audfehung zuläffig, daß fi aus den — Urkunden Feine äußere oder innere 
Richtigkeit ergebe. 


$. 27. Umfang biefer Berorbaung, Die gefehlichen Beftimmungen über 
Berfiegelung bes Nachlaſſes, Anorbnung einer Suratel für bie ruhende Erbſchaft und 
für Abweſende, fo wie die foldherhalb den Behörden obliegenden amtlichen Berpflich- 
tungen werben durch bie gegenwärtige Verordnung nicht ergriffen unb verändert, 


$. 28. Beſchränkung ber vorfiehenben Befimmungen auf Erbfälle 
im Inlande. Borfäriften für Erbfälle im Auslande. Sämmtlihe vor- 
ſtehende Beſtimmungen gelten nur für die Erbfälle in hieſigen Landen. 


Für die Erbfälle im Auslande iſt ein obrigkeitliches Zeugnißz Regel, und nur, 
wo ſelbiges nicht zu erlangen, ben Umſtaͤnden nach, bas einer andern Öffentlichen, da⸗ 
zu geeigneten, Behörbe ausreichend. 


Die abminiftrirenden Behörden haben, im Falle eines Zweifels über bie Glanb⸗ 
würbigfeit folcher Zeugniffe, an Unfere Regierung zu berichten, und berfelben bie et⸗ 
wanigen Berbanblungen mit bem Auslande zu überlafien. 


Wenn Nächſtgezeugniſſe in Inteſtat-Erbfällen producirt werben, bebarf es da⸗ 
neben eines obrigkeillichen Atteſtes, daß dieſe Beweismittel nach den Gefegen bes 
Auslandes zu dem Zwede genügend find, fir welchen fie producirt werben. 


$. 29, Anwendung ber Berorbnung vom 14. Juni 1825 in ge- 
eigneten Fällen. Was. in ber Verordnung vom 14. Juni 1825 über die Legi⸗ 
timation ber Erben und Legatarien, in Hinſicht ber in bie ritterſchaftlichen Oppothe⸗ 
kenbücher einzutragenden Forderungen beſtimmt iſt, wird durch dieſe Verordnung nicht 
abgeändert, und finden dieſelben Gründſätze auch in den Fällen ber SS. 86 und 93 
der Stadtbuch⸗Ordnung auf Stabtbücher ihre Anwendung. 


Wir gebieten und befehlen demnach allen Hypotheken⸗ unb Stadibuch ⸗ Behörden, 
geſammten Unſern Landesgerichten und ſonſtigen obern und niedern Bebörden auch 
allen Unſern Unterthanen insgemein hiemit, ſich nach —— Unſrer ———— 
Berorbnung allewege zu richten. j 


Urfundlih Haben Wir dieſe Verordnung auf’ gewöhnliche Art vollzogen, und bie 
Bekanntmachung berfelben durch Unfer officieles Wochenblatt befoplen. 


Gegeben sc. Schwerin, ben 22, December 1829, 


Sriederib Franz. 
Verordnung s 


über kegitimation in Erbfällen bei Hypo⸗ 
theken⸗ und Stadtbuch⸗Sachen. 


1336. Beiträge der Curatelen über Schweriner Angehörige zur 
- Armencafie. 6. März 1830. 


Sriederih Franz ꝛc. Bon dem hieſigen Armen-Eollegio ift Uns angezeigt 
worden, daß von ben Einkünften vermögenber Guratelen über Angehörige linfrer hie⸗ 
figen Refidenz bisher ein Beitrag zur Armen Eaffe nicht geleiftet fei, und dadurch 
nicht nur eine unbegründete Bevorzügung derſelben vor allen übrigen ſtädtiſchen Ein⸗ 
wohnern entftehe, fondern auch die Armen-Eaffe einen, befonders feit den letzten Jah⸗ 
ren nicht unbedentenden Ausfall erleide. Wir haben in Folge dieſer Anzeige Der 
Armen-Caffe geftattet, von Dftern biefes Jahres an, Das gewöhnliche Eine Procent 
jährlih von ber Gefammtheit ber Einkünfte ſolcher Euranden wahrzunehmen, beren 
Bermögen einen jährlichen Ueberſchuß Hefert und beren Heimath Schwerin ik. Da 
aber eine Enquotirung hiebei nicht ſtatt finden darf, fondern die Euratoren unter ber 
Controle des. aberbormunbfchaftlichen Gerichts, ben Ergebniſſen ber Curatel⸗Rechnungen 
gemäß, den Beitrag gewiffenhaft leiſten follen, fo eröffnen Wir ſämmtlichen Euratoren 
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und Unſern obervormundſchaftlichen Gerichten, welche von dieſer Unſrer Anordnung 
ergriffen werben, ſolches hiedurch, mit. dem gnädigſten Befehl, reſp. die ‚Beiträge in 
ben gewöhnlichen Terminen zur Armen⸗-Caſſe gehörig einzuzahlen und deren genaue 
Berichtigung bei ber Aufnahme der Curatel-Rechnungen zu beachten. 
Un dem gefchiehet Unſer gnädigſter Wille mon "Gegeben ꝛc. Schwerin, 
ben 6. März 1830. | 
Friederih Franz j 


1337. Gompetenz; für auszuftellende — über ritter⸗ 
ſchaftliche Güter. 14. Mai 1830. 

Friederich Franz u Cs iſt bemerklich geworben, baß bei bi nad) ber 
Verordnung vom 22. December v. J. zu ertheilenden, Erben- Zeugniffen einige Un— 
ferer Gerichte Bedenken getragen haben, ſolche Zeugniffe auszuftellen, wenn re zum 
Behuf der Regulirung des Eigenthums und Befigtitels von den, durch Erbrecht zum 
Befig der Lehn- und Allobial- Güter Gelangenden begehrt worken find, um fie bei 
. Unferer Lchn- Kammer —— während andere Gerichte dieß unbedenllich ge⸗ 
than haben. 

Da nun eine ſolche Verſchiedenheit des Verfahrens ſchon am.. fi ch nicht gut iſt, 
die Regulirung des Titels zum Eigenthum und Beſitz aber bei. der Leitung ber Hypo⸗ 
thefenbücher von der äußerten Wichtigkeit ift, fo wird Unfern Landes.» Gerichten zur 
Nachricht und allgemeinen. Nachachtung hiemit eröffnet: _ 

wie bie Prüfung bes Beſitztitels, — bei dem jederzeit in geeigneten Fällen ein 
: Erben» Zeugniß vorliegen muß, — Unfrer Leln - Kammer oblieget, und von 
biefer demnächſt dem Speeräl-Departement fürs Hypothekenweſen eröffnet wird! 
wie ſolches genügend dargelegt, und wie der Lehn⸗ ober Domagial- -Eib abge: 
feiftet worben; 
worauf dann bieß Departement auf Antrag bes Erben ihm das Hypothe⸗ 
kenbuch eröffnen kann. 

Unfere Gerichte haben ſich demnach dieſer, ‚zur Reitung ber Sypothelenbächer uns 
erläßlishen. Prüfung. ber Se = ee anlimasion und nah Depaben ber Grtpeilung ber 
Erhen- Zeugniffe nicht zu entziehen. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 14. Mei 1830, 

Sriedberih Franz. . 


1338. Faſſung def Erbenzeughiffe. 26. Juni 1833. 

Sriederih Franz ıc. Bon verfäiedenen Gerichten find bie Erben- Zeugnille 
nach der Verordnung vom 22, December . 1829 in beſchränkter und ungenügender 
Faſſung bloß dahin ausgeſtellt, daß beſtimmte Perſonen in einem ———— zu — 
eingeſezt worden und die Erbſchaft angetreten haben. 

Das für ben Erbfall competente Gericht, welches allein zur Ausftelung des 
Zeugniſſes berechtiget iſt, hat aber — unter Angabe dieſer ſeiner Competenz — mit 
umb neben dem Bezuge auf das Teſtament, fo wie die rein oder sub: bencheie er- 
folgte Erbfchafts-Antretung, Tünftighin allemal ausdrücklich Auszufprechen: 
| Daß, bei dem Borhandenjein ber fonfligey Erforderaiffe ber gedachten Ber- 

- orbnung, zu bem in berjelben ausgejprocdenen Zwede, ben eingeſetzten Erben 

das vorſchriftsmäßige Erbeu-Zeugniß ertheilet werde; - - 
und wird ſolches allen Behörden, rejp. mit Entbietung Unfers gmäbigfien Grußes, zu 
ihrer Nachachtung hiemit eröffnet. 

Gegeben durch Unſere Regierung. Schwerin, am 26. Juni 1833. 

Srieberig Franz... 


1330. Erhebung und — yon Guratelgeldern. 
aunnar 
Bir Sriederid ran; . Geben. birmit dẽrtlich zu — daß Wir 
zur. Abſtellung bes: bisher von... ben ‚Gerichten. Uniers Landes bei Verleihungen nnd 
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Erhebungen von Curatel⸗Geldern beobachteten ungleiäförmigen Verfahrens Uns ver- 
onlaft finden, nad vernommenem ratbiamen Bedenken Unferer, auf bem jüngſten 
Landtage verfammelt geweſenen Armeen Stände und im. Einverfländnife mit den⸗ 
felben, Folgendes zu verorbnen: 

1) Bei ber Berleipung von Euratel- Geldern fol ber obervormundſchaftliche 
Conſens dazu in ber Regel nicht erforderlich, jedoch ber Vormund jedesmal ge⸗ 
halten ſein, davon bie Anzeige zu den Curatel⸗Acten zu machen, wiewohl es 
der Obervormundſchaft unbenommen blelbt, den Vormund in einzelnen Fällen 
zu verpflichten, wegen Unterbringung von Curatel⸗Geldern vorher einen be— 
ſonderen obervormundſchaftlichen Conſens einzuholen. 

Allemal dürfen aber Curatel-Gelder nur gegen intabulirte Realſicherheit — 
wobei ber Vormund ben Werth ber Hppothek ſorgfältig zu berückſichtigen hat 
— ober bei anerkannt fihern ‚öffentlihen und Communal- Caffen zinsbar belegt 
werben. 

2) Bei der Erhebung von Guratel-Capitalien ſoll dagegen eine obervormund⸗ 
ſchaftliche Autorifation zur Empfangnahme des Geldes zur volftändigen Liberi- 
rung bed Schuldners unter allen Umftänden erforberli fein. 

Urkundlich unter Unferm Handzeichnen und Inſiegel. un durch, Unſere 
Regierung. Schwerin, am 25. Januar 1834. 
Srieberid, a 
Patent:Werordnung 


wegen Verleihung und Erhebung von Guratels 
eldern. 


1340. Betrag der Erlegniffe der — Curatelen zur Ar⸗ 
mencafle. 3. Nvvbr. 1834. 


Sriederih Franz 3. Wir finden Uns bewogen, Unſere Verordnung vom 
6. März 1830, wegen der Erlegniſſe zur Armen - Caffe biefelbt von ben Einkünften 
vermögender Suratelen über Angehörige Unfrer hiefigen Reſidenz, bahin näher zu be= 
fimmen: daß 

1) jede Guratel, deren Euranden zufammen eine jährlihe Einnahme von 100 
Nihlrn. beziehen, verpflichtet fein fol, gleich andern biefigen Einwohnern bie 
gewöhnlihe Steuer mit Ein Procent von der Anfkunft an die Armen-Laffe zu 
entrichten, infofern die Curanden berjelben. Unferer hiefigen Reſidenz angehören, 

2) binfihtlich der Ausmittelung ihres Beitrages auch bei Quratelen biejenigen 
Grundſätze zur Anwendung kommen follen, welche Unfere Verorönung vom 21, 
Juni 1823 für bie biefigen Einwohner in Beziehung auf die Ausmittelung ber 
zu erlegenden Armenfteuer vorfchreibt; 

3) dagegen aber es den Bormünbern unbenommen bleibt, durch ein bei ber Revi⸗ 
ſions⸗Committe einzureichenbes obervormunbjcaftliches Atteſt Die Abänderung 
des etwa, zu hoch enquolirten Beitrages zu. erwirfen, und 

4) allen Behörden, unter deren Adminiftration ſich ſolche Curatelen befinden, hier 
durch die Verpflichtung auferlegt wird, dem Armen - Collegium auf deßfallſiges 

Anfuchen ein Verzeichniß derfelben zu ertheilen. | 
Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Grgeben durch Unſere us 
gierung. Schwerin, am 3. November 1834, 


Friederich Franz. 


1341. Anmeldung der bei Der Helnitionscaffe unterzubringenden 
uratelgelder, 44. Deebr. 1835. 


Den Beamten . zu — — wird wit Bezug auf bie Verordnung vom 28. Mai 


1817 wegen Unterbringung ber Amte⸗Depoſiten⸗Gelder, nachrichtlich hierdurch eröffnet: 
baf bei der Großherzoglichen Reluitiong= Kaffe Feine Curatelgelder unter 500 Rihle,, 
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und auch Poſte von und über 500 Rthlr. nur dann bei ſelbiger angenommen, und zu 37a 
bis 4 Procent verzinſet werden, wenn ſie tempeſtive vorher angemeldet worden find. 
Schwerin, ben 14. December 1835. 
Großherzogl. Medlenburgiſche En 
Cirtular an alle Aemter. 


1342. Auswärtige Behörden zur Ausſtelang von Erbeuzeuguifien. 
22. Zuni 1836. 


Friederich Franz sc. Wegen ber im Auslande zu ertheilenden Zeugnifle 
über Legitimation ber Erben in Hypotheken- und Stadtbuchſachen haben Wir mit 
einigen benachbarten Regierungen verhandeln laffen und bringen hiernach, mit Bezug 
auf den $. 28 Unferer Verorbnung vom 22. December 1829, zur ee 
Kenntniß, dag ſolche Zeugniffe zu erfordern find; 

1) aus dem Königreiche Preußen von ben competenten Gerichten, 
2) aus der freien Hanfeftabt Hamburg von bem dortigen Obergerichte, 
3) aus der freien Danfeftadt Kübel im Namen von Dürgermeifter und Rath, mit 

Unterfährift eines GStabtfecretaird ex speciali commissione Senatus. 

Die Erbenzeugniffe biefer Behörden genügen — ohne Vorlegung ber- Dorumente, 
auf deren Grund fie ertheilt find — wenn fie im Wefentlihen enthalten, 

da die namhaft gemachten Perfonen durch Notorietät ober burd das von 

ihnen Beigebrachte als nächſte und alleinige Erben bei den bortigen Gerichten 

und Behörden: genügend legitimirt wären. 


Zur Verlaſſung eines ftädtifhen Grundſtücks iſt aber außerdem ein Zeugniß ba- 
bin- erforderlih, Daß die Erbſchaft rein und nicht mit der Rechtswohlthat des In⸗ 
ventars angetreten ſei. 


Wonach ꝛc. Gegeben Schwerin, am 1 2. uni 1836. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Großherzogl. Medlenburgiſche zur Regierung verordnete Be 
Geheime» und Räthe. 


1343. Bor Unterbringung der Guratelgelber bei ber Nelnitions- 
. cafle. 14. April 1837. 


Wenn gleich der,’ wegen Belegung ber Amts-Depofitengelder bei ber Relnitione- 
. Eaffe, am Schluß des 8. 10 der Inſtruetion zur Ausführung ber Depoſiten⸗Ordnung, 
vorgefchriebene Modus künftig nicht zur Anwendung kommen kann, weil jener Caſſe 
eine Beränderung bevorſteht, fo wird bie Gelegenheit, Enraiei« @elber bet derfelben 
unterzubringen,. Doch auch fernerhin noch fortdauern. 

Sowie nämlich bei der Reluitions⸗Caſſe Die fihon belegten Euratel- Selber in 
runden Summen von 200 Rthlirn. 300 Rthlrn, 500 Rthlrn. und 1000 Rthlrn. 
als nicht Fündigungsfähig zu A pCt. ftehen bleiben Fönnen, it es Den Beamten 
oder Vormündern auch unbenommen, Euratel-Gelder durch Acquifiion nicht Fündi- 
gungsfäbiger Aprocentiger Reluitions-Caffen-Bapitalien vorbemerfter Größe zu 
belegen. Wine folde Belegung wirb dem Sntereffe der Curatoren meiſtens zufagen, 
auch fchwerlich. eine Verlegenheit für fie erzeugen können, da Schuld» Papiere folder 
Größe und Sicherheit immer leicht wieder abzufeßen fein und ſich befonbers zur 
Uebertragung von einer Guratel auf Die andere, nad Maaßgabe des eintretenden Be⸗ 
bürfnifles, empfehlen werben. 

Den Beamten zu — — wird foldhes hierdurch mit bem Anfügen eröffnet: nicht 
hur die unter ihrer amtsgerichtlichen Leitung ſtehenden Vormünder hiermit bekannt zu 
machen, ſondern auch dafür zu ſorgen, daß über Die von ihnen bei ber Reluitions- 
Caſſe {don belegten unb dort zu laſſenden Curatel⸗Gelber, neue, nicht gu kündi⸗ 
genbe Berfihreibungen in möglichſt Kleinen Pöſten — zur ie dernachſiger 
Verſur — ausgeſtellt werben, 
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Uebrigens wirb ein Zwang hiermit auf keine Weiſe benbfichtiget, vielmehr foll 
und muß den Vormündern die Unterbringung ‚von Curatel⸗Geldern in geſetzlich 
vorgefchriebener Weiſe unbefchräntt frei ſtehen. 

Schwerin, den 14. April 1837 


Großherzogl. Medienburgifche Kammer. 
Sireular an alle Aemter. 


344. Eompetenz zur Austellung von Erbenzeugniffen in ben 
Städten. 3. Zult 18837. 

Paul Srieberih ꝛc. Zur Hebung ber Zweifel, welche über die Anwendung 
bes $. 3 ber. Berorbnang vom 22. December 1829 über Legitimation in Erbfällen 
bei Hppothefen- und Stadtbuch⸗Sachen, hinſichtlich der Competenz zur Ausftellung ber 
Erbenzeugniffe, in denjenigen Städten vorgefommen find, in welchen auch Unſere 
Stadt- Gerichte in Erbichaftsfällen das ordentliche Forum bilden, geben Bir auf 
Antrag Unferer getreuen Stände biefe nähere Beitimmung: 

daß andy in ſolchen ſtadtgerichtlichen Juriodictionsfällen nur bie Magifräte und 
bie aus ihnen verorbneten Waifen-Gerichte zur Ausſtellung ber Erben-Zeugnifle 
berechtigt und verpflichtet fein follen und zwar ohne Interfchieb, - ber Nachlaß 
mag gerichtlich oder außergerichtlich regulirt werden. 

Zu ſolchem Zwecke ſollen auch die Stadtgerichte hiemit angewieſen fein, 
von der Anſtellung von Erbſchafts ⸗Klagen und von ber vor Ihnen geſchehenen 
Publication eines Teftaments, unter abſchriftlicher Mittheilung der bezüglichen 
Actenſtücke, den Magifträten die fofortige Anzeige, auch fonft auf Erfordern 
derfelben concernente Mitteilungen aus den betreffenden Aeten zu machen. : 

An dem gefchieht Unſer gnädigfter Wille und Meinung. — Sun Aalen 
Regierung, Schwerin, am 3. Juli 1837. 

Paul Friebderiq. 
LESEN ER 


die Anwendung des 3 der Verordnung 
vom 22. December 1 29, die Legitimation 
bei Erbfaͤllen in Hypotheken⸗ und Stadt⸗ 

buch⸗ Sachen betreffend. 


1345. Erbenlegitimation der Gläubiger zur Meinitionscaffe. 
22 Mat 1838. 

Paul Friederih ıc. Wann zur genügenden Legitimation ber Gläubiger zu 
Unferer Reluitions⸗Caſſe, und insbefondere zur Erleichterung ber Berfur ju dem 
Haupt-Schuldbude derfelben, in Bererbungsfälen eben fo vollſtändige Erbenzeug⸗ 
niſſe erforderlich werden, als ſolche durch Unſere Verordnung vom 22. December 
1829 und den Nachtrag dazu vom 26. Juni 1833 für Hppotheken- und Stadt⸗ 
buchſachen vorgefrieben find, jo wird bies biemit befannt gemacht, und zwar. mit der 
Auflage an Die nadh- jenen Berorbnungen bafür competenten Behörden: auch zu dem 
oben bemerkten Zweck, nad bdenfelben verorbnungsmäßigen Grundſätzen, ben Darauf 
Antragenben bie erforderlichen Erbenzeugnilfe auszufertigen. 

An dem gefchiehet. Unfer. gnädigfter Wille und Meinung. Gegeben durch Unfere 
Regierung, Schwerin, am 22. Mai 1838. 


Yaul ——— 
Verordnung, 


betreffend die Erben⸗Legitimation ber 
Gläubiger zur Reluitione:Gafle.. 


4346. Bon "Begitimirung der Erben zu den Rammeracten. 
4. Decbr. 1838. > 

Postseriptum. 
uebrigens genügt die Einſendung der einzufehenben amtogeriätiäen Erbregu- 


lirungs- Arten mit, um die Erben zu den Kammer⸗Acten zu Iegitimiren, vielmehr 
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muß ein vom Amtgsgerichte ausgeferligtes Erbengeugniß zu denſelben eingereicht 
werben, Schwerin, den 4. December 1638, 

Großherzogl. Wedinkargfge Kammer. 
An die Beamte zu zu! 


12a7. Mafı bei Benugung ve Eparcafien von ben Euratelen. 
25. Mai 1848. 


a ber,. bei Großherzoglige Regierung gemachten Anzeige des Directorii der 
biefigen Erfparnig-Anftalt, iſt Seitens der Vormundſchafts-Behörden Die ſtatuten⸗ 
mäßig feſtgeſtellte Beſchränkung der Einlage⸗ Summen dadurch nicht ſelten umgangen 
worben, daß in Fällen, wo das. Vermögen mehrerer, zu einer Curatel gehörenden 
Curanden, das vorſchriftsmäßige maximum ber Einlagen überſtieg, flir-jeben eins 
zelnen -Enranben ſo viel. eingelegt worben if, als überhaupt nur für bie ganze Cu⸗ 
ratel hätte eingelegt werben bürfen. 

Da bie Verhältniffe ber biefigen Sparcaffe eine Abſtellung dieſes Mißbrauds 
srheifchen, ſo wird Das „..... Amtsgericht angewiefen, fich bei Benugung ber hiefigen 
Erſpatniß⸗ Anſtalt genau an die Ratutenmäßigen Bedingungen zu halten und befonders 
bie Normal-Einlage-Summe. nicht nach der Zahl Der einzelnen, zu einer Enratel ge- 

hörenden Curanden, ſondern in der Art zu berechnen, Daß icde Curatel in —— 
nur als eina Einlegerin angeſehen werde. | 


Schwerin, den 25. Mai 1840. — 
— | Orohderzegl Mecllenburgiſche Kammer. 
Circular an alle Aemter. 


1348. Segitimation der Erben von in nieberfändifchen Seebienften 
verftorbenen Perſonen. 15. März 1842. 


Da nad einer Mitteilung ber Königlich Niederländifchen Regierung e3 nicht 
felten vorfommt, Daß in ben Fällen, wenn Ausländer an den Nachla im Nieber- 
ländiſchen Seebienfte verftorbener Individuen Anſprüche machen, bie besfalfigen An- 
träge nicht mit den geſetzlich erforderlichen Documenten begleitet find, wodurch dann 
Strafen und vermeiblidhe Koften verurfacht werden, fo bat in der Abſicht, letztere ben 
Betheiligten zu erfparen, die gedachte Königlige Regierung bie Bekanntmachung nach⸗ 
folgender Beſtimmungen empfohlen: 

daß, zur Erhebung des Betrags des von den im Niederländiſchen Seedienſte 
verſiorbenen Perſonen nachgelaſſenen Vermögens, die Beibringung einer von 
der competenten richterlichen Behörde ausgeſtellten Erklärung dahin, wie ſelbige 
ſich durch vorliegende Urkunden oder auf andere Weiſe völlig verſichert habe, 
Daß die bezeichneten Perſonen ausſchließlich zur Erhebung des Nachlaſſes be> 
rechtigt feien, erforberlih if; daß Minderjährige oder Abweſende, deren in 
ſolcher Erklärung Erwähnung geſchieht, gehörig vertreten ſein müſſen; daß, da 
die Auszahlung ſolcher Gelder nur im Königreiche der Niederlande geſchehen 
kann, die Berechtigten gehörige Vollmachten auf Niederländiſche Untertyanen 
aus zuſtellen haben, ſowohl zur Erhebung der Gelder, als zur Erfüllung ber 
durch Die dortigen auf Erbfchaften bezüglichen Geſetze vorgefshriebenen DBer- 
pflihtungen ; daß dann, wenn bie erwähnten Erklärungen und Vollmasten nit 
in bolländifcher oder franzöſiſcher Sprache abgefaßt find, beglaubigte Ueber- 
fegungen beigefügt, und daß endlich alle biefe Actenſtücke, nachdem fie von einer 
Niederländifchen Gefandtihaft Iegalifirt, mit Niederländiſchen Stempeln vers 
ſehen und im bortigen Königreiche einregiftrirt werben müſſen. 

Diegfeltige Untertfanen "werben in vorkommenden Fällen diefe Vorſchriften im 
eigenen Intereſſe zu beachten haben und Heibt es ihnen überlaffen, ſich dabei ber 
Bermittlung der in ben Niederlanden refidirenden Großherzogl. en zu —— 

Schwerin am 15. Närz 1842. 
| ———— Mecklenburgiſches Geheimes Miniſteriam. 
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®. Legitimirung Der Grben in nieberländifchen @eedienft ver 
ftorbeuer Perſonen. OB. März 1843. 
mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 15. März 1842 im Betreff der von 
Auslänbern zu beobachtenden Formalitäten behuf ber Geltendmachung von Anſprüchen 
‘an den Nachlaß in dem Königl. Niederländifchen Seebienfte verftorbener Individuen, 
bringt das unterzeichnete Miniſterium weiter zur Kenntniß, daß Die in jener Bekannt⸗ 
machung beregte Legaliſativn ber Erbfehafts-Documente auch durch bas Königl. Nieder⸗ 
ländiſche Conſulat für das dieſſeitige Großhetzogthum beſchafft werben kann. 
Schwerin am 9, März 1843. = 
Grohherzogl. Vegeazge Geheimes Miiferium. 


&, Exproptiationsgefege. 

1350. Gebietsabtretungen für Land: und Wohſerſtraden. 

ur 9. April 1827. - 

Wir Friederich Franz ar. Finden Uns gnädigſt —— dinfichtlich — Bei 
Gebiets - Abtretungen zum Bau von. Kunſtſtraßen und zur Einrichtuung von Waſſer⸗ 
Berbindbungen in Unfern Zanden.. eintretenden, Entſchädigungs⸗Gmwindſätze, nad Heruom 
menem rathſamen Bebenfen uneen getreuen Stände, hiemittelſt Folgendes geſetzlich 
anzuordnen:; 

S. 1. Wo bie Abtretung von Grundeigenthum und von OGerechtſamen zum 
Ban der Kunſtſtraße, aber zur Einrichtung der Wafler- Verbindung, von ber. biefes 
Werk leitenden Behörde für nothwendig erfannt wird, ift zuvörderſt bie gütliche Ver- 
einbarung mit den beiheiligten Grundbefigern zur. freiwilligen Abtretung des erforder- 
lichen Terrains ernftlich zu verſuchen. Die gütlide Bereinbarung und Abtretung 
bleibt überhaupt bie Regel, und. nur ausnahmsweiſe ift eine — von Grund⸗ 
eigenthum durch Zwang zu erwirken. 
$. 2. Dieſe zwangsmäßige ober unfreiwillige Abtretung von Grundeigenthum 
kann, als, Ausnahme von ber Regel, nur gegen eine gehörige Entſchädigung; des 
Grundeigenthümers in den Fällen flatt finden, wenn bie anzulegende Runftitraße der 
älten Landſtraße, ober ber neue Waſſerweg wit feinem Leinpfade bem bisherigen Ab⸗ 
Hufe im allgemeinen folgt, ober wenn eine Abkürzung der neuen Anlage dadurch zu 
errrichen ſteht, und bie Zweckmäßigkeit es erfordert. Für dasjenige Terrain, welches 
in der im 8. 55der Wege-Policei⸗Ordnung vom 29. Juni 1824 vorgeſchriebenen 
Normal⸗Breite der. Landſtraße fehlen möchte, wird aber keine Entſchadigung 
zugeſtanden. 

So wie die Orunbeigentfiter, ſind aud Pächter, Erbpädter und fonflige In⸗ 
haber der Mühlen, quovis titulo, zur Abtretung des erforderlichen Terrains und 
Waſſers, für einen Canal Br eine — rc., gegen Bezahlung des ee 
Werthes verbunden. 

Die Beſtimmung ber piate wo bie Wohnungen der Einnehmer, Auffe der und 
Wärter für die Kunſtſtraße oder den Waſſerweg zu erbauen ſind, ſo wie die Ablager 
Für die Materialien und die wegzuſchaffenden Grgmflände anzulegen, bleibt. ben Örund- 
eigenthümern überlaffen; jebod find biefelben in gehöriger Nähe: — 

$. 3. Die Entſchädigung kunn gegeben werden: 

a. durch Compenfation, wo ber alte Weg oder das Waſſerbett ganz verlsſen, und 
beffen Cultivirung dem Grundbeſitzer geflattet wird; 
b. durch baare Vergütung aus ber Gaffe ber Den Bau leitenden Behörde. 

F. 4. Es fol aber niemalen bie Entfchädigung auf die eine ober bie andere 
Weife durch gerichtliches Erfenntniß erfolgen, ſondern bei deren Ausmittelung folgen« 
bes gleichmäßige, jede Weiterung ausfchließende, Verfahren ftatt haben. 
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§. 5. Sobald bie anzulegende Kunfftraße ober Waſſerſtraße abgeſteckt ift, was 
allemal unter Zuziehung bes betheiligten Grundeigenthümers gefcheben muß, wird auf 
eine genaue Planzeichnung berfelben aufgenommen, welche zugleich eine genaue An- 
gabe ber Flächen noch [IRuthen und IISuß enthalten muß, Die von ben Anwohnen- 
den zu allem für die ganze Anlage Erforderlichen abzutreten find, und was zum Er- 
ſatz bafür von bem bisherigen Terrain wieder eingeräumt. werben kann. Hievon 
werben ben intereffirenden Grundbeſitzern paßliche Ertracte mitgetpeilt. 

$. 6. Wer durch bie Mittheilung eines folden Ertracts zur gütlichen ober 
awangsmäßigen Abtretung von feinem Eigenthume aufgefordert wird, bat bas Recht, 
die Entſchaͤdigung dafür binnen 6 Wochen nad ber Belanntmachung bei der, den 
Bau leitenden, Behörde zu reclamiren. 

F. 7. Wird nad ben obigen Beſtimmungen bes $. 2 ausnahmsweiſe eine 
Gebiets-Abtretung als Zwangs⸗ Pflicht nothwendig, fo beſtellt zim Behuf des Taxa⸗ 
tions⸗Verfahrens bie leitende Behörde einen Taranten, wogegen ber Beteiligte felbft 
den zweiten ſtellt. Diefen wird, in beiderfeitigem Uebereinkommen, ein britter ale 
Dbmann zugegeben... Steht ein ſolches Mebereiufommen nicht zu erreichen, fo er- 
wählen die Zaranten den Obmann, welcher nie fehlen barf, felbft. 

F. 8, Die Taranten haben ihre Abſchätzung nicht nur auf den gemeinen, fon- 
bern auch. auf ben relativen Werth zu richten, und. dabei zu berädfichtigen, ob und 
in wieweit durch bie neue Anlage bie bisherigen Berhältniffe der Grundflüde weient- 
Jih verändert werben, und bem zu Entfchädigenden Nachtheile daraus erwachſen. 
Bei Berechnung bes Ertrages ift auf die Laſten des Grundeigenthums und bie dffent- 
Uchen Abgaben Rüdfiht zu nehmen, und .ber Ertrag mit 4 pCt. zum Capital zu 
rechnen und darnach zu vergüten. Cin pretium affectionis ift aber nicht mit in 
Anſchlag zu bringen. 

Wird nach vereinbarter Veränderung der Richtung des Weges oder Waſſerlaufes 
durch Zurückgabe eines Theils des alten Grundes die Entſchädigung gegeben, ſo ſind 
bet der Abſchätzung zugleich die Koſten ber Urbarmachung und bes einſtweiligen Min⸗ 
derertrags zu berüdjichtigen. 

8. 9. Wenn bie leitende Behörde ‚bes Baues ober der Grundeigenthümer mit 
dem Ausſpruche ber Taxanten unzufrieden ift, fo fteht es beiden frei, binnen vier 
Wochen, nachdem ſolcher erfolgt iſt, auf eine erneuerte Taxe anzutragen. Dieſe wird 
auf dieſelbe Weiſe, wie das erſte Mal, veranſtaltet. Fällt dieſe Taxe rein beſtätigend 
aus, oder iſt dem Nachſuchenden noch ungünſtiger als die erfte, fo bat es bei dem 
zuerft Tarirten für immer: fein Beivenden. Giebt fie aber ein Refultat, welches bem 
Theile, welcher Die zweite Taxe nachſuchte, günſtiger ift, als Die erfte, ſo kann von 
Der andern Seite gleichfalls auf nochmalige Revifton ber Taxen Durd neue Taxanten, 
binnen gleicher viermöcentlicher Frift, angetragen werben. Welche von beiten Zaren 
bann von ben revidirenden Taxanten für bie angemeffenfte gehalten wird, ſolche iſt ale 
Norm anzunehmen und gefchiebt Die. Entfhäbigung darnach. | 

F. 10. Zu Zaranten dürfen nur gewiſſenhafte, der Sache vollkommen funbige, 
Männer genommen werben. Wohnt ein Tarant weiter als vier Meilen von: dem 
Orte, wo bie Zaration flatt findet,- fo trägt bie mehreren Reiſekoſten berjenige, 
welcher ihn erwählt hat, 

Zu dem Gefchäfte werben fie vorgängig, oder wenn fie öfter dazu gebraucht 
werden, ein für allemal heeibgt. 

$. 11. Nach Vollendung ihres Geſchäfto geben bie Taranten, wenn He einig 
geworben ſind, oder der Obmann einer Meinung ganz beigetriten ift, zufammen, fonft 
aber ihre verfchiebenen Anfchläge einzeln, zum Gejhäfte-Protocol ab, und wird dar» 
aus fodann der Durchfchnitt gezogen, und als Refultat bem Grunbeigenthumer be⸗ 
kannt gemacht. Zur Erlangung eines ſolchen Durchſchnitts iſt es aber nöthig, daß 
die Taxanten den veranſchlagten Ertrag, ohne Hinzufügung weiterer Bedingungen und 
Vorbehalte, rein in Zahlung und Geldwerth anoſprechen, und iſt hierauf beſonders 
zu halten. 
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.& 12. Die Taxanten erhalten zur Entſchädigung fir Ihre Mühwaltung täglich 
zwei Rihlr.worür ſie ſtch ſelbſt beköſtigen müſſen. Müſſen fie aber die Nacht von 
ihren Wohnorte abweſend fein, fo erhalten ſie hiefür, unter gleicher Berpflichtung ber 
Beköſtigung mb Sorge für ihr Logis, moch zwei Rihlr. NZwor. Det Grunbeigen- 
Ihümer, welder einen Taxunten vorfiblägt, ſorgt ſelbſt für deſſen Transport zun 
Drte des Geſchäfts. Die Wegebaubehörde wird für die vorgeſchlagenen Taxanten 
und die Obmänner Meilengeld beſtinunen, wofür biefe. felbft die Sorge ihres Fort⸗ 
loumen⸗ übernehmen müſſen. 

Alle Gebühren der beiderſeiti. gen Karanten überträgt bie Baucaſſe ber Kunſt 

ſtrahe oder des Waſſerwegs, und werden ſolche nur einmal bezahlt, wenn: ah meh⸗ 
rere Taxen: von den Taräntenian. gleihent Tage ausgerichtet werben. .  :; 
« Bir gebieten und befeblen demnach ſämmtlichen Behörden unb. Unterkkanenr in 
Unfern Landen, fi) fortan nad Ddiefer. Unſerer Berorbnung, welche Wir Dirtch - Das 
officielle, Boßenblatt: ai an —— — — in allen dig “Punkten 
genam' zu sten: [ 

An dem ‚Gefchiehet ‚Unfen: ‚gmäbiger. Be uud. Meinung. uundus unter 


Unſerm Handzeichen und Inßegel. 
nn zc. Schwerin, ben 9. April, 1827. el 
— = Bereberid Bruns na 


— — 
wegen der bei Gebiets-Abtretungen zum Bau ed 
von Aunftfiraßen und zur Einrichtung von. EEE Her: 2 ee 
at in Medjenburg eintreten: . - N a —— 

den Entida —** Gründſaͤte. er Te en ne 


1351. Abtretung — ——— A. Mai — 


Friederich Franz ac. Die Beſtimmung im $ 19 ber Stadtbach · Ordaung 
vom 22. December 1829, wonach das, durch bie Eintragung zu Stabtbach erwor⸗ 
bene Recht nicht die, na beftepenben” Geſetzen der unentgeltlühen Abtretung“ zum 
Bebauen unterworfenen Haus⸗Plätze in ben Stäbten begreift, macht eine. nähere Feſt⸗ 
Rellung beg Begriffs eines ‚zum Bebauen: unentgeltlich abzutretenden Haus«Plätzes und 
eine genaue Anordnung, in wie weit deſſen Abtretung auf Breite und Tieſe verlangt 
werben Tann, nothwendig. Wir verorbnen : Daher, im Einverſtändniß mit Unſerm 
freundlich geliebten Derrn Better, des Großherzogs von Medlenburg- Strelig König⸗ 
Ken Hoheit, und: unter Zuflimmung Unſerer getreuen Stände, in näherer Erläute- 
rung der Eonfitution vom 22, April 1765, hiemit Folgendes: 

$. 1. Unter den, zum Bebauen mit Bo finhäufern abzutretenden Plätzen follen 
begriffen fein alle in ben Städten innerhalb des Stadtheſchluſſes, aljo mit Ausſchluß 
ber Borjtäbte, an ber Straße belegenen, mit einem Wohnhauſe nicht. bebaurten Pläße, 
fie mögen zu ben eigentlihen Haus-Plägen, worauf bereits früher Wohnhäufer ge» 
ftanden haben, gehören ober nicht, wüſte liegen ober zum Dofe, Garten oder ſonſt 
benutzt werden. 

Bloße Thorwege find ber Abtretung eben fo wenig unterworfen, wie ſolche Plätze, 
bie ſchon ijetzt mit Nebengebäuben, beſetzt, oder die dem ER wozu ſie gehören, 
feiner Lage’ adj, als Hofplähe ganz‘ unentbrhrlich fd, was 3: bei Edhäufern ber 
Fall fein kann. 

5. 2. In der an der: Straße gelegenen Breite follen bie Baupläke fo 
weit abgetreten: werben; ale bad, nad vorgelegtem aufgufähtenbe, —— bie 
Breite am: der Straße. einnehmen wird. 

Was von Diefer Breite an ber Strafe. unbebauet bleibt, iſt an die wälte ſich 
findenben Bauluſtigen in gleicher Art abzutreten. 

$. 3...9n der von der Stratze, woran ſolche Baupläge —— 
abzumefſenden Tiefße, follen ſte ſoweit abgesehen werden, als das rißmäßig auf- 
zuführende Wohn haus reichen wird,r und ſoviel zum Hofplatz im ana zum 
Wohngebäude erforderlich iſt. 

Meckl. Geſetzfammlung IL u 
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6.4. ‚Der Hoſplatz, deſſen weitere Berwendung zu Ställgebünden: ober zu 
offenen Räumen dem Bauenden überlaſſen bleibt, wirb im Verhältniß zur Claſſe, in 
welcher das Wohngebäube zu rataſtriren iſt, von der competenten.Behörbe beſtimt, 

$. 5. Was von der Tiefe, wovon zum Gartenplatz :nie etwas verlangt werben 
Tann, nach Beſtimmung des Raumes zum Wohnhauſe und wor übrig. — iſt 
der weiteren Abtretung nicht unterworfen. 1 

$. 6, Will.der Eigenthinmer der an ber Straße Belegenen; nit einem Wohn 
baufe nicht bebaueten Plaͤtze ſelbige mit Wohnhäuſern nicht bebauen, womit er binnen 
Jahresfriſt, — bei rigentlichen Hausplätzen vom: ‘Zeit. ber. Publication gegenwärtiger 
Verordnung: an, bei den übrigen Plätzen aber von ber Zeit an, went ſich jemand 
zum Bebauen melbet, — Den Anfang zu maden und. en ben Bau in 
zu wollenden hat, fo ift berfelbe ‚verpflichtet: -:  - - | i 
a. bie eigentlichen. Hausplätze unentgeltlich 

B. ſonſtige wähle oder zum Hofe, zum Garten sin. AN hetmedte. plate, — 

eine angemeſſene Entſchädigung, melde von ber Orts⸗Obrigkeit durch eidliche 

. . Schätzung nad dem wirklichen Werthe anszwmitteln iſt, abzutreten. 

$. 7. Künftig dürfen an den Straßen keinerlei Stall⸗und fänftige, ‘nicht au 
Wohnhäuſern beftimmte, Nebengebäube neu :erbaudt werden; doch foH. die Erbauung 
ber Korn» und Waaren-Speichen, imgleichen Fahrik⸗Gebäude auf unbebaueten Plätzen, 
fo wie beren und ber bereits vorhandenen Nebengebäude Miederaufhauung, — 
nicht ausgeſchloſſen ſein. 

$. 8. Nach vorſtehenden — — haben ſich die competenten Behörben 
bei ber Anweifung ber Baupläße zu richten; jedoch follen für die Stadt Roftod durch 
gegenwärtige Verordnung die Beſtimmungen des dortigen Stabtrechts nicht aufgehoben 
ſein, ſondern es dabei verbleiben. 

Wie bei der Prüfung der Dertlichkeit und bei ber’ Ansgleichung der entgegen⸗ 
ſtehenden Intereſſen der Grund⸗Eigenthümer und ber Bauluſtigen manches dem ge> 
wiſſenhaften Ermeſſen der Ortsobrigkeiten überlaffen bleiben muß, fo bleibt übrigene 
ihr Verfahren ber Controle Unferer Regierung unterworfen, und denen, die fich da⸗ 
durch beſchwert finden, ber Recurs an dieſelbe unbenommen; niemals Dürfen jedoch 
die durch Unſere ‚gegenwärtige EIDERAUNG ergriffenen — ‚ale Zuſtizſachen 
behandelt werden. 

Wir gebieten und befehlen demnach den mehttedeen in. Unfern Stäbe, fo ‚wie 
allen Grund »Gigenthümern in benfelden und jebem, ben’ es ſonſt angehet, hiedarch 
gnädigft, ſich nach dieſer Unſerer landesherrlichen Verordnung "fortan in vorkommenden 
Fällen genau zu richten. Urkundlich. unter kin — und Fe Ge⸗ 
geben x. . Schwerin, den 11, Mai 1832. 


Briederig, gran: u ne 
Verordnung — F — J 


wegen näherer Beſtimmung der Pflich a 
Ei Abtretung von BausPlägen in ben DE er Er 2 0 8 
-Stäbten und des Umfangs der abzu⸗ 

tretenden Bauftellen. 


‚1352. Entichädigung der geitpädter er abg, eitenen Grund: | 
eigentbums. 18. Februar 1836. 

Srieberih Franz ıc. Durch Unſere PatentıBeronbtiumg vom 9; April 4827, 
wegen ber Gebiete Wblretungen zum Bau non Runftfraßen und zur: Eintichtung ben 
Waffer-Verbindungen, find zwar Die Grundſätze feſtgeſtellt worden, wonach bie. Diffes 
venzen über Entihädigung.. der Orundeigenthümer, Pächter und Erbpächter Wegen 
folder Abtretungen gefchlichtet werden follen; dennoch find hinſichtlich der Entiihäbkz 
gungen für Zeitpäcter Zweifel entſtanden und Proceffe veranlagt ‚werben. ’ 

Um biefe zu heben, verordnen Wir, nad. vernommeren rathſamen Bebenken und 
Crachten Unferer getrenen Stände, zur: Erläuterung und —— — ‚enter; 
u biemit wie - folget: 


r . 
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1) der $. 2 der bezielen Berorbdnung vom 9. April 1827 findet feinem ganzen 
Inhalte nah auf alle Beitpächter völlige Anwenbung, indem ſämmtliche Be- 
theiligtr ihre Entihädigung von ben Bauunternehmern zu gewärtigen haben 

ſollen. 
2) ie Entſchädigung gebührt bei temporairer Abtretung dem Zeitpächter,' für blei⸗ 
bende Abtretung. dem Grund - Eigenthümer, In letzterem Falle wirb bie aus- 

‚genrittelte Entichäbigungsfumme ſofort bei "Abtretung bes Terrains an den 

: Orunbeigenthümer ausgezahlt, weidher dagegen verpflichtet. iſt, den Zeitpächter in 
‚ber Wriſe zu entſchädigen, daß er ihm alljährlid vier Procent bes Capitals 
Betrages auf bie. Zeit der ntbehrten Nutzung vergütet, deren Betrag ber Zeit- 
pächter seventualiter von ber Pacht in Abrechnung zu bringen befugt fein foll. 
J 3): der Zeitpächter, welcher hiernach zur Abtreting des ihm verpachteten Grund⸗ 
ſtüds gezwungen wird, iſt verbunden, fidh mit ber auf gefeglichem Wege aus- 
gemittelten und ihm gugebilligten Entſchädigung zu genügen, und barf daher 
' Teine anderweitige Entſchãädigungs - Anſprüche gegen ſeinen Verpächter erheben, 
wenn: wicht etwa in ſeinem Contracte eine beſondere Eutſchaͤdigung, außer der 

'gefegmäßig zugeſicherten, verfprochen fein mögte. 

Wir gebieten und befehlen bemnach ſäinmtlichen Behörden und Unterthanen in 
Unſern Landen, ſich fortan nach dieſer Unſerer Declarator⸗ Berbrbnung, , welche Wir 
Durch das offlcielle Wochenblatt gemeinkündig zu machen befohlen haben, in allen ihren 
Puncten genau zu richten; und ſollen die Gerichte Unferer Lande hiemit angewieſen 
ſein, in vorkommenden Streitigkeiten, auch in den bereits anhängigen, jedoch rechts⸗ 
fräftig noch: nicht entſchiebenen Proceſſen, darnach zu entſcheiden. | 


An, dem gejchiehet, Unſer gnädigſter Wille und Meiyung. Urfundlih unter Unferm 
Handzeihen und a Gegeben durch lnfers — —— den 11. 


Be 1836, 
"grieberig Granz 


1853., eißtretung von Steinen ze. für Shoufieebanten 
#4. Jebruar 1830. 


Frieberich Fränz ze, Zur. Vorbeugung etwaniger Zweifel verordnen Wir, 
unter Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände, hiemit: daß bie Beſtimmung im 6. 3b. 
Unſerer wegen Beſſerung und Unterhaltung der Land» und Heerſtraßen unterm 29, 
uni 1824 ergangenen, Patent-Berorbnung, pinfihtlih ber Abtrefungepflicht bes 
Eteinmaterials, des Kießes, Grandes und Sandes, gegen Bezahlung bes abfoluten 
und relativen Verthes, auch, auf. Chanffeebauten anwendlich fein fol, 

Mir befthlen bemnach allen Gerichten, Behörden und Unierthanen in Unferm 
Großherzogthume, fi ich nach dem Inhalte biefer .Declaration zu achten, und haben bie 
Bekanntmachung derſelben zu Sedermanne Nachricht. durch das officielle ‚Wochenblatt ' 
verfügt. 

— durch Unſere Schwerin, am 11. Februar 1836. 
Friederich Franz. 


1354. Nenes ‚Expropriationdgefet für Land: und. Waflerftraßen. 
3. Januar 1837. 

Friederich $r anz c.. Da bie bisherigen geſetzlichen Beftimmungen in Bezug 
auf die erforderlichen Abtretungen zu Kunſt⸗ und Waflerftraßen-Bauten und die dafür 
zu leiftenden Entſchädigungen, nad ber. bei ihrer Anwendung gemachten Erfahrung, 
Rh als. ungenügend auſsgewieſen haben, fo Haben Wir: über, deren angemeſſene Abän- 
Derung und Vervollfländigung auf bem jüngjten allgemeinen Landtage mit Unſern ge⸗ 
treuen Ständen Berathung gepflogen und. verorbuen Wir, im Einverſtändniſſe mit 
Benfelben, nunmehr Yolgendes:: 

& 1: Alle Grund » Eigentümer und Suhaber ſonſtiger Eigenthums⸗ und 
Nutzungs⸗Rechte, fo wie Alle, denen. contractlich, oder ans irgend ſonſt einem Rechts⸗ 








164 Juſtizſachen. Civilrecht. 


titel ein Bofik oder Benutzungsrecht zuſtehet, mithin au. Erb- und Beitpächter, 
antichretsfche . Pfandbeſizer, Bübner, geißliche und weltliche Nutznießer von Dienftlän- 
bereien, Servitut⸗Berechtigte und Erbiungfers find zur Abtretung und Hergabe bes- 
jenigen Grund- Eigentums und derjenigen Eigenthums- und Nugungs- echte er 
pflichtet, welche zur Anlegung und Unterhaitung von Kunſt⸗ und Waſſerſtraßen, ſei es 
für immer oder nur zu einſtweiligen Zwecken, für nothwendig erkannt werben. 

Dieſe Verpflichtung erftredt. ich auch auf Die Dergake von Steinen, Kies, Grand 
und anderen Erbarten,. auch Gras⸗Soden, ohne Rüdfiht: baranf, ub das Grundſtück, 
wo ſich ſolche Motertaken über den eignen Bedarf (melden fich zu referviren bem 
Eigenthümer unbenommen bleibt) finden, von der Kunſt⸗ ober. BVafferfirage, . wozu fie 
gebraucht werben: follen, unmittelbar berührt: werden oder nicht. Es foll jebioch 

a. dem Grundbeſitzer freiftehen zu beſtimmen, wo bie abzutretenden. Materiafien 
weggeuommen werben follen. und Dürfen Gras⸗Soden weber yon Kirchhöfen 
noch aus Gärten entnommen werden. 

b. Steine, welche bereits zu einem beſtimmten Bivede Yerwenbet worden, 3. B. 
zur Bewehrung, zu Grenzſteinen, zu Prellſteinen ober. Steindãmmen, letztere je⸗ 
doch, wenn ſie in > bisherigen alten Landſtraße befindlah, nur in ſowejt biefe 
n ferner. als Weg benutzt wird, iſt ber —— abzutreten nicht ver⸗ 

flichte. 

ce. Entſtehet Streit, darüber, ob ber Grunbbefiger über den von ihm zu reſerviren⸗ 

“ben Bedarf von ben geforderten Materialien beſitt ober nicht, fo iſt derſelbe 

von ber meiter unten angeorbneten Tar-Commiffion zu entfcheiben. 

Die Verpflichtung erftredt ch ferner auf auf bie zur Anlegung und Dotation 
ber Dffictgnten- Wohnungen, jo wie zur Einrichtung noch nicht vorhandener Leinpfade 
und Lagerplätze für nothwendig erkannten Abtretungen, wobei jedoch bie Beſchrãnkung 
eintritt, daß für jede Officianien⸗Wohnung mit Hofplag und Garten nicht mehr als 
200 MRuthen Medienburgfches Maaß begehrt werben bürfen. 

$. 2. Ueber die Nothwendigkeit der im 8. 1 gedachten Abtretung und Hergabe 
beſtimmt. die zur Ausführung oder Beauſſichtigung bes. Bauwerks sonftituirte Behörde, 
auf ben Grund des von Unferer Landes- Regierung genehmigten Bauplans. Alle 
deshalb erforderlich werbenden Berfügungen gehen unmittelbar von Unſexrer, Regierung 
aus und find darüber gerichtliche Verhandlungen ſchlechthin unſtatthaft. 

8. 3. Sobald bie für bie Anlage einer Kunſt- ober Waſſerſtraße zu wählende 
Tinte nad ihren Anfangs- und Enbpuncten und deren Breite, von ber dazu ernannten 
und beftätigten Baubehörde, unter landesherrlicher Genehmigung feſtgeſetzt worben iſt, 
‚bat ſelbige Behörde Die betheiligten Grund-Eigenthlimer, Rutznießer 21. davon nicht 
nur in Kenntniß zu ſetzen, ſondern bie reſpectiven Intereſſenten auch bei ber Abſtedung, 
Bermeſſung, Nivellirung ꝛe. zuzuziehen und fie einzeln, ſobald es ſein kann, in paß⸗ 
licher Weiſe mit demjenigen bekannt zu maden, deſſen Abtretung oder Hergabe für 
"Die Bau⸗Anlage erforderlich wird. 

Dieſe tempeſtive Benachrichtigung und reſpective Zuziehung darf * dann, ment 
bie Bedürfniſſe ber Abtretung ſich erſt bei der Bau⸗Ausführung ſelbſt ergeben ſollten, 
von der leitenden Behörde nicht unterlaſſen werden. 

$. 4. Die Baubehörde, welche Die Abtretung oder Hergabe, verlangt, iſt ver⸗ 
pflichtet, für dasjenige, was derſelben überlaſſen werben muß, eine Bein Werthe bes 
Objects entſprechende Entfhädigung zu gewähren, deren Art und Abmaaß zunächſt 
ber gütlihen Bereimbarung ber Zuterefienten, welche die. Regel bildet. und: jedesmal 
vor Anwendung bes nachflehend angeordneten Tarations- Verfahrens ernfilich zu ver» 
ſuchen iſt, überlaſſen bleibt. 

Wenn jedoch die anzulegende Kunſtſtraße der alten Zandfirafe folgt ober auf 
derſelben Feldmark in der Richtung des alten Weges bleibt, ſo iſt eine ſolche Ber⸗ 
pflichtung zur Entſchädigung in Anſehung desjenigen Terrains nicht vorhanden, welihes 
der alten Landſtraße an ihrer, ſchon in der Üege- Polizei= Ordnung vom. 29, Juni 
1824, $:.5, vorgeſchriebenen Normalbreite von zwei Ruthen mit Einfluß der Seiten- 
Gräben, ‚jeder zu 4 Fuß, der Weg ſelbſt aljo im Lichten 24 Buß breit, etwa fehlet, 
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jo wie auch für fchon vorhandene Leinpfabe bis zur Breite von 8 Fuß feine Ent- 
fihädigung zu leiſten iſt. 
$. 5. Iſt aber eine gütliche Vereinbarung unter den Intereſſenten nicht zu er- 
reichen, fo fol bie für bie Abtretung zu leiftende Entſchädigung durch eine zu ſolchem 
Zweck conflitnirte Tar-Commiffion ermittelt, und beſtimmt werben. | 
Eine folde Tax⸗Commiſſion fol für jebes Bau⸗Unternehmen auf Antrag ber: be- 
treffenden Baubehörde von Unferer Regierung beſtellt werben und jedesmal aus: Dreien 
Zaranten beftehen, wovon bet eine, :welder die’ Dirertion des Gefhäfts zu führen 
bat, unmittelbar von Unſerer Regierung ernamnt, bie beiden übrigen aber von ber- 
feiben, auf :den Vorſchlag Des Engern Ausfäiufee Unferer Mitter- und Landſchaft, 
beftätiget werden. 
Die Taxanten ſind ei bas ihnen zu übertragenbe Gefchäft nad) dem sub Lit. A. 
— Formulare beſonders zw beridigen. 

$. 6. Bei ber. Ausmittelung ‚bes Entfhädigungs-Duanti bat die Tar-Commiffion 
von Dem Orumdiaße auszugehen, Daß dem Grimb »Eigenthümer, Nutznießer sc, von 
ber Banbehörde für: bag abzutretende Object cine vollſtändige Entſchädigung ge— 
leiſtet, mithin nicht blos ber gemeine, fonbern auch ber relative Werth, wobei jedoch 
ein pretium affectionis nicht mit. in Anſchlag zu bringen iſt, vergütet werben fol: 
Sp wir daher die Tap-Conmiſſion, von ber einen Geite, bie Beſchaffenheit des ab- 
zutretenden Objects an und für fih, fo wie deſſen Beziehung zu dem übrigen dem 
Abtretenden verbleibenden Beſitzthum, wodurch des erftern Werth zugleich mit beftimnit 
wisd, in Betracht zu ziehen und darnach die Entihädigung fo auszumitteln bat, Daß 
bem Eigentplimer- unter. gewöhnlichen und mit dem Beſitze nothwendig verbundenen 
Berhältniffen, nad Empfang ber ihm zu gemährenten Vergütung, ein wirklicher 
Schade nicht weiter übrig bleibt: fo hat ſie, auf der andern Seite, auch ebenjo von 
allen blos eingebildeten, oder von. foldyen behaupteten. Nutungen, Bortheilen und ent- 
gegengefchten Entbehrungen, als Gegenftand der auszumittelnten Entihädigung abzu— 
feben, melde von erſt Fünftig beabfichtigten Vorkehrungen, Beränderungen, Interneb- 
mungen ober Erwerbungen des Eigenthümers 20. abhängig find, deren bereinftiger 
Sintritt folglich. zur Zeit der Abſchätzung noch ungewiß iſt. 
ö Um nad biefen Regeln das Entjhädigunge- Quantum zu ermitteln, haben bie 
Zaranten fih vor len Dingen mit den Local-Verhältniſſen gehörig befannt zu 
machen, von ben Kunſtverſtändigen, Deren Zuziehung ihrem Ermeſſen überlaffen bleibt, 
bie nötigen Anfihläge und Zaren einzuforbern, bie Erflärungen ſowohl der Baube- 
hörde, welche fie mit Dem abzutretenden Objecte genau bekannt zu machen bat, als 
ber Abtretungspflichtigen: gehörig zu Protvcoll zu neßnten, : zu deſſen Führung ein 
Notarius zu adhibiren iſt, und ſonſt alle zu berückſichtigenden Verhältniſſe, wohin 
namentlich die Koſten einer etwa nöthig werdenden veränderten Benutzungsweiſe, der 
Verluſt an Weiden-, Dbft- ober ſonſtigen Bäumen, eima neu anzulegende Befriedi— 
gungen, anzumeifende Abfuhrmege, neue Wege, Brüden, Zriften, Tränfen m der⸗ 
gleichen zu rechnen find, pflichtmäßig und gewiſſenhaft zu erwägen. 

Gerner haben die Zaranten folgende Vorſchriften zu brachten: 

1) bie Verglitung und Entiäbigung kann nad Beftimmung der 
miſſion geleiſtet und gegeben werden: 

a. durch Compenfation,. wo nämlich der alte ‚Weg. oder bas Wafferbettt ganz 
verlaſſen und deſſen Eultivirung dem Brund-Eigenthümer geftattet wird, in 
welchem Falle bei ber Abſchätzung bie Koften der Urbarmahung und ber 
einſtweilige Minderertrag mit zu a ſein Ben) 

b. durch baare Zahlung. . 

2) Bei ber Abſchätzung bes Schadens kommen die von dem herzugebenden Grund⸗ 
ftüde zu leiſtenden Steuern, Communal- und ſonſtige öffentliche Abgaben eben- 
falls in Betracht, indem es Regel iſt, Daß durch Die Abtretung. und Hergabe 
von Grund und Boden ober irgend einer Berechtigung zum Zwed öffentlicher 

Bauten, dns. Stener- oder :fonftige Abgaben -Berhältniß, imgleichen die Juris— 

dictivns⸗Verhältniſſe weder des verbleibenden Grundſtuücks noch des Eigenthümers 
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oder Nutznießers deſſelben verändert, wohl aber alle übrige, auf ben abgetre⸗ 
tenen Theile des Grundſtücks haftende dingliche Rechte und Anſprüche mit der 
bleibenden Abtretung deſſelben an die Boubehörde erlöſchen ſollen, welche letztere 
insbeſondere auch zur Armen-Berforgung: ber von ihr angeBellten en 
und Wärter verpflichtet it. 

3) Für Die von einem Grundſtäcke herzugebenden Materialien an Steinen, Kies, 
Grand und anderen Erdarten, auch Gras⸗Soden, iſt eine angemeſſene Ent- 
ſchädigung auszumitteln, fo wie auch der durch das Ausbrechen und bie Abfuhr 
‚ber Steine sc. verurſachte Schaden allemal zu vergüten iſt. Ä 

Unter Beobachtung der voritehenden Grundſätze haben die Taranten die Taxe 
für jede bleibende Abtretung zu entwerfen, indem es ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt 
bleibt, auf welche Weife file ben Werth der abzutretenden Grundſtücke ermitteln wollen. 

Können fih die Taranten hiebet ober bei der für vorlibergehenbe Verlüſte zu 
leiftenden Entſchädigung zu einer übereinftiimmenden Taxe nicht vereinigen, fo. haben ſie 
aus ihren drei Taxen die Schürze zu ziehen. 

$. 7. Die Taxanten haben jedenfalls nach ihrem Ermeſſen entweder vor dem 
Beginnen bes Taxationsgeſchäfts oder während deſſelbenr oder nad deſſen Bollendung, 
immer aber vor Publication der Taxe, eine gütliche Vereinbarung zwiſchen der Pau⸗ 
behörde und dem zur Abtretung oder Hergabe Verpflichteten alles Eruftes zu ver⸗ 


uchen. 

Schlägt aber dieſer Verſuch fehl, fo iſt die ermittelte Taxe ſowohl ber Banbe⸗ 
hörde als auch den Abtretungepflichtigen in einem von der Tarntiong-Gommiffion “ait« 
zufegenden Termine befannt zu machen, auch iſt ihnen auf Berlangen die von jedem 
ber Iaranten aufgenommene Tare in Abſchrift mitzutheilen. 

Die alſo beſtimmte und publicirte Taxe, welche ſich auch auf den Termin der zu 
leiſtenden Zahlung erſtrecken und alle wegen bes abgetretenen Objects geſetzlich ſtatt 
findenden Entſchädigungs-Anſprüche in ſich begreifen muß, iſt ſowohl für bie Baube⸗ 
börbe, als auch für den zur Abtretung ober Herausgabe Verpflichteten bindend und 
kann von feinem berfelben, auch nicht auf gerichtlihem Wege, angefochten werben. 

Sollte jedoch einer oder der andere Betheiligte fi, megen vermeinter Mängel 
im Berfabren der Tax-Commiſſion, durch die publicirte Tare für prägravirt erachten, 
fo fol demfelben innerhalb 14 Zagen nah der Publication der Recurs an Unſtre 
Regierung zwar offen fleben, jedoch wird fi Die “Determination ber letztern nur auf 
die, vermeinten Mängel im Berfahren beziehen und niemals bie Taxe felbft reformiren, 
fondern eventualiter nur bie. Anfertigung einer ‚neuen Tare durch diefelbe Tar-Com- 
miffion vorfchreiben, wobei es dann fein unabänderlichee Bewenden behält. 

Sämmtliche durd Bas Taxations-Geſchäft erwachſene Koften, wozu. jeboc bie 
Koften eines etwanigen Recurfes an Unfere Regierung nicht zu rechnen ſind, hat. bie 
Baubehörde zu berichtigen, auch menn von ber Taxations⸗ Eommufion eine sitlicge 
Vereinbarung erreicht werden möchte. 

Jeder Tarant erhält täglich 3 Rthlr. Nämtr. und für jede wirt uidgeegte j 
Meile 1 Rthlr. 16 ßl. NImpr.: 

$. 8. Mag nun bie Eutſchädigung durch gütliches Uebereinkommen ober durch 
die Tarations-Commiffion beftimmt fein, bei bleibenden :Abteetungen erhält immer ber 
Grund-Eigenthümer die Entfehädigung für den gemeinen,. fo wie den dauernden rela= 
tiven Werth bes Grundſtücks, und ift durch Denfelben ber. berechtigte Nutznießer in ber 
Weile ‚zu entfchädigen, daß er Iehterem alljährlih A pCt. des Kapitalbeirages auf 
bie Zeit der entbehrten Nugniegung vergütet, deren Betrag ber Rutznießer ihm even- 
tualiter in Abzug zu bringen befugt fein fol. Der temporair relative. Werth eines 
Grundftüds wird befonders abgefhägt und zugleich Yon der Tax⸗Commiſſion mit Be- 
rüdjihtigung ber Dauer dieſes Werthes und der Dauer bes temporniren Venntzungs⸗ 
rechts beſtimmt, wie Die fo ermittelte Summe snilgen Grunöbefiger und Nutznießer 
zu vertheilen ift, 

Hat ber Grund - Eigenthilmer auf eine Entföäbigung Kür bie... abzutretenden 
Grundftüde verzichtet, oder ſich wegen ſolcher ohne Taxt mit ber. Baubehörde 
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verenibaret, :: fa: ſteht es ben Rußkeirgre frei, aa) eine Tore zur Ansmittelung feiner 
Anfichite zu: Dringen. : 

BZeitpächter haben nb nat der ſolcherhalb auogemittelten Entſchädigung zu be⸗ 
— und Bürfen keine anberweitige Entſchädigungs-Anſprüche gegen ihre Berpächter 
erbeben, es fei denn, daß fie foldye auf ihren Contract zu. begründen vermöchten. 

‚Dat bei einem Erbpacht⸗ oder Bübner.- Berhältniffe der Grund-Eigenthümer ben 
Erbpächter. ‚oder Büdner in malura für Das abgetretene Terrain entfchäbiget, fo ge- 
bührt ihm die Capital⸗ Entſchädigung. IR dies aber nicht geſchehen, ſo gebührt die 
Capital⸗Entſchädigung für bleibende Abtretung dennoch, in ſoweit die Zinſen davon zu 
A pCt. ben Betrag bes Canons nicht überfteigen, ebenfals dem Grund-Eigenthümer 
unb iſt bie. Entfhädigung des Erbpächters oder Büdners dadurch zu bewirken, daß 
„ber von’ dem Areal zu entriditende Canon in gleihmäßigem Betrage abgeminbert 
wird, Für dieſe Abrechnung wirb bei einem varıirenden Canon der Betrag befielben 
zur Zeit: ber: Abtretung als normirenb angenommen und ift, wenn ber Canon in 
Roggen feftgefeht iſt, derſelbe mit 20 Sähillingen à Scheffel: zu Gelbe zu rechnen. 
Wenn aber, nah Erſchöpfung des Canons, die Capital- Entfhädigung noqh einen 
ni ‚gewährt, ſo ‚gebührt dieſer dem Erbpachter oder Büdner. 

Zur ‚Sicherung der creditoriſchen oder ſonſtigen dinglichen Auſpeihe au 
die den Grundſtücke treten folgende Beflmmungen eins 
a. Wo eine Natural⸗Entſchädigung; ſei es durch Rüdgabe ber alten Eonbfraße, 

“r ober Des Flaßbettes, uber durch Wiedergabe anderer Grundſtücke, welche im 
i Weientlichen den abgetretenen Grundſtikten ia quali et. quanto gleichkommen 

.  anb auf derſelben Feldaiark liegen, ſtatt findet, tritt keine weitere Berückſichti⸗ 
gung ber creditoriſchen Verhältniſſe ein, als Daß bie Obrigkeit darauf zu achten 

..: ‚bat, Daß die ala Entſchädigung angegebenen Grundflüde frei. von creditorifchen 

| Anfprücen, find, welches auf ihre Roten darzuthun, Pflicht ber Banbehörder ift, 

Mit ber genfeitigen ‚Abtretung erlöfhen die creditoriſchen Anfprüce an bie ber 

Begebau-Behörbe abgetretenen Grundflüde und ergreifen Dann Ipso jure die 

ale Entihädigung dafür: eingetauſchten. Eine etwanige Umfchreibung in ben 
Hypotheken- oder Stadtbüchern geſchiehet auf Koften der Baubehörde. 

b. Beträgt ber von einem Grundſtücke abzutretende Theil, wohin jedoch die Flächen, 
auf melden Gebäube. ftehen, nicht mit zu rednen find‘, nicht mehr ale fünf 
Procent von ber Fläche des ganzen Grundſtücks ober gemeinfchaftfich verpfän- 
deten Güter⸗Complexes, fo findet gleichfalls Teine weitere Berüdfichtigung ber 
erebitorifhen Verhältniſſe ſtaͤtt. Die Auszahlung einer Entfhädigung Tann ohne 
Weiteres an den Grundbefitzer erfolgen. 

Ca SR: das sahzubretenbe «Srundfläd ‚größer ale 5 Procent von der Fläche, oder 
beſtehet in:.Gebhuben und es exiſtirt ein: ordnungsmäßiges Hypothekenbuch ober 

. ein ſolches Stadtpfandbuch, aus welchem ale intabulirten Anſprüche zu ‚erfehen, 

ſo iſt a Einwilligung ſämmtlicher intabulirter Ereditoren in bie Abtretung bei« 

zubringen. Der oder. die am. ‚beiten. locirten widerfprechenden Gläubiger haben 
Das: Recht, eine Tare zu verlangen, wenn. der Brundbefiger felbft auch auf. alle 
Entſchädigung Verzicht leiſten wollte, und erhalten die Entfhäbigungs- Summe 

‚ausgezahlt, in foweit ihee Forderungen : diejelbe abforbiren. Dieje werben zum 
. . Belauf ber empfangenen Zahlung gelöſcht und an ihre Stelle nichts anders 
1: Bingebragen, Die. durch dies Berfahren, entitandenen unyermeiblichen Koſten 

trägt die Baubehörke. 
d. Sit das abgetretene Grundſtück "größer als 5 Procent von ber Fläche ober — 
ſtebet in Gebäuden und exiſtirt fein ordnungsmäßiges Hppothefen- ober ſolches 
Stadtpfanbbuch, aus welchen bie intabulirten Gläubiger mit Sicherheit zu über— 
ſehen, ſo wird von der Obrigkeit, in den Städten von dem Magiſtrat, eine 
dbreimal zu inferirenbe Öffentliche Anzeige in ben Landes⸗-Intelligenzblättern er- 
», :laffeh,. dung welche befannt gemacht wird, daß ber (namdaft zu machende) 
\ "©runbbefiger von feinem ‚näher zu bezeichnenden) Grundftüde zum Iweck bes 

Bauee der - Chauſſee (von — nad) N. N. [IRuthen abgeteeten habe und 
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werben alle Gläubiger, melche ein Realrecht an bie. abzutretenben Ghädie: be⸗ 
baupten wollen, aufgefordert, fih innerhalb 6 Moden, von der erſten Ein⸗ 
rüdung in die Landes= Intelligenzblätser at, zu melben ‚und. ihre Auſprüche 
geltend zw machen. Iſt eine ſolche Anzeige \egen — — Te 
forberlich, ſo gefchiehek:bies durch ein Collectiv⸗ Proalama. 


In den Fällen sub e. et d. muß der widerſprechende hubäger bie Ent- 
fhädigungs-Summe annehmen, wenn aud Feine Kimbigung voraufgegangen iſt 
a bie Entjäbigungs-Summe: auch nur einen Theil jeher, Borberung aus⸗ 
macht. 

Bei Erbpächtern und Büdnern findet eine Berücſichtigung der‘ creditoriſchen 

Verhältniſſe erſt dann ſtatt, wenn ihnen eine Capital- Entſchãdigung nach dem 
$. 8 felbit zu. Theil wirb. 


610.. Mit ber, Promulgation Unfers gegenwärtigen Geſetes ſollen, die Ber 
ordnung vom 9. April. 1827, betreffend Die bei Gebiets- Abtretungen zu Kunſt⸗ und 
Waſſerſtraßen eintretenden Entfpädigungs-Grundfäge, fo wie. bie beiben Verordnungen 
vom 11. Februar 1836, wegen ber Berhältuiffe der Zeitpächter in Beziehung auf 
folge Abtretungen und megen Dergabe der Bau-Materialien zu Chaufer-Bauten, auf⸗ 
gehoben und außer Kraft: geſetzt ſein, und. hinfort nur nad ben, in gegenwärtigem 
Geſetze enthaltenen Beſtimmungen entichieben und verfahren werben; auch follen bie 
"in Beranlafjung früherer, noch vor - Publication dieſes Gefehes. zum Bau yon Kunft- 
und Waſſerſtraßen bereits ftatt gefundenen Abtrelungen von Grund.- Eigenthum und 
Gerechtſamen entſtandenen, zur Zeit noch nicht —— —— in mn 
dieſer Verordnung ihre Erledigung erhalten. 


Bir befehlen demnach allen Behörden und gedermamn, den es angehet,! nid hier⸗ 
nad auf das genaueſte zu achten. An dem geſchiehet Unfer gnäbigſter Wille und 
Meimmg. a = Unfere Regierung, Schwerin, am 3. Jatnar 1837, 


Friederich Franz. 


Verorbnung 


Mm Betreff der erforberlihden Abtretungen 
zu Kunft: und Wafferftragen:Bauten und 
der dafür zu leiftenden Entjchäbigungen. 


Anlage A. 
5 Eid der Tarınten 


Ich N. N. gelobe und ſchwöre, daß, nachdem ich von dem allerdurchlauchtigſten 

Fürſten und Herrn, Herrn 20. — zum Taxanten für die, in Veranlaſſung ber .... 
(folgt: die Bezeichnung der betreffenden Bau⸗Anlage) zw leiſtenden Entſchädigungen für 
die Abtretung und Hergabe von Grund⸗Eigenthum und nanbern. Rechten ernannt und 
beſtellt worden bin, ich bei dieſer mir anvertrauten Taxation aufrichtig und rrdlich zu 
Werke gehen, mid dabei. weber durch Gunſt aber Ungunſt, Freundſchaft oder Feind⸗ 
ſchaft, noch durch Verheißung oder Drohung, Geſchenk oder Babe vom redlichen Ver⸗ 
fahren abwendig machen laſſen, ſondern dem Geſetze gemäß, mid überhaupt Jo ver⸗ 
halten will, wie es einem rechtſchaffenen Taxanten gebührt, und ich es vor Gott, 
meinem ‚Gewillen und. Jedermann zu verankworten mich getraut. | © wahr mir 
won helfe durch unfern Heiland und Herrn Jeſum Chriſtum. 


iass Abtretung der Bauplätze in neu —— Sirahen. 
25. September 1830. — 


Vaul Friederich 3 Im, Einverſtäuhniſſe mit Unſeres Betters, Roh Großber- 
108. yon Medienburg - Strelig Königlichen, Hohrit und mit Einwilligung. Aunſerer ge= 
tresien Mitten"; und Landſchaft befimmen Wir hiemit, Daß die Verordnung vom 11. 
Mei 1832 wegen ber Abtretung von Baupläten in ben. Gtäbten , auch auf ſolche 
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Straßen ansgedehnt fein ſoll, welche zur ———— bas Wohnraumo aruerhab des 
— ganz neu: angelegt werden. 
Woamach fi ein Seber zu richten. Gegeben durqh Unfee Regierung, Schwerin, 
am 2. an 1839, 
san BEE DENE 


"Yublicandum ! er 
-- zur Erläuterung und Bervollfländigung der ER UIEN 

Verordnung vom 11. Mai 1832 wegen dee = 
Abtretung von Bauplaãtzen in den Stadten. 


1356. Erpropriationsgefeg für eine Bamburg: Berliner und eine 

Wismar⸗ Schwerin⸗Voizenburger Eiſenbahn. 6. Jan, 1842. 
Paul Friederich rt. Zur geſetzlichen Feſtſtellung der Grundſätze, wonach für 

— Gall der Anlegung von Eifendnhuen. in Unſern Landen bie. Verpflichtung zur Ab⸗ 

tretung von Orund - Eigenthum und von andern Mechten Behuf ſolcher Unternehmum⸗ 

gen zu beſtimmen, fein wird, verordnen Wir, nad ſtatt gehabter: verfoffungsmäßiger 

Berathung mit Unſern getreuen nn hierburch, daß in ſolcher Piafiht, zunächſt 

für folgende, Ciſenbahnzüge: 

von der Preußifchen big zur ‚Aanenburgfien ka ur Berbindun ber 
Städte Berlin und Hamburg, 
‚von Wismar über Schwerin ‚nad Boizenburg, 

nachſtehende Vorſchriften zur Anwendung kommen ſollen: 

$% 1. Sobald von Uns: die Anlage einer Eiſenbahn beſchloſſen aber bie Con⸗ 
ceſſion dazu ertheilt worden, wird durch Unſere Regierung eine öffentliche. Bekannt⸗ 
machung darüber erfolgen, worin ber Plan ber Aniage und bie Richtung der Bahn 
mögkchſt genau beflimmmt, auch. der Zeitraum angegeben werben wird, innerbalb 
Selen bie Anlage zur Ausführung gebracht werben foH. 

Ebenſo werben bie etwa. fpäter al& nothwendig pber:. inedmäßig erkannten Ab⸗ 
änberangen bes. Plans, nach erfolgter Genehmigung Unjerer Regierung, durch jelbige 
Öffentlich befannt ‚gemacht merben.: 

8. 2. Alle Grunb-Eigenthümer und Inhaber fonfiger Eigenthums⸗ und Nutzungs⸗ 
Rechte an Immobilien, fo wie Alle, denen xontractlich oder aus irgend ſonſt einem 
Rechtotitel ein Beſitz oder Benu tzungsrecht daran zuſtehet, mithin auch Exb⸗ und Zeit⸗ 
pächter, antichretiſche Pfandbeſitzer, Büdner, geiſtliche und weltliche Nutznießer von 
Dienftlänbereien, Servitutberechtigte und Erbjungfern ſind zur Abtretung und Hergabe 
desjenigen Grund⸗Eigenthums und/ derjenigen Cigenthums⸗ "und. RugungsRechte daran 
verpflichtet, welche zur planmäßigen Ausführung und zur Unterhaltung einer von Uns 
genehmigten Eifenbahn und der dazu gehörenden Werke und Anlagen, ſei es für 
immer oder nur zu vorlibergehenden: Zweden, ‚fir nothwendig erlannt werben. : 

Dieſe Berpflichtung erſtreckt ſich auch auf, hie Dergabe; von. Steinen, Kies, Grand 
und anbere Erbarten, auch Graa⸗Soden ohne Rüdficht darauf, ob, das Grundſtüch, 
wo fih ſolche Materialien über Ken-eigesen Bedarf, (melden ſich vorzubehalten dem 
Eigenthümer unbenommen bleibt), finden, von: Der. — nnd. ‚boten Beiwerlen Rite 
mittelbar berührt werden ober nicht. Es ſoll jedoch 

— dem Grundbeſitzer freiſtehen, zu: beſtimmen, wo Die: —— Malerialien 
weggenommen werden. ſollen unb: dürfen, seem weder won. Kirihhöfen 

—— aus. Gürten entnommen werden. 

" Steine, melde bereits. zu einem, beſtimmten wede- verwendet merden, ; .B. 
zur Bewehrung, zu Grenzſteinen, zu en oder Steinbämmen. it der 
Grundbeſiger abzutreten nicht verpflichtet... 

6: Eniftehet Streit. burüher,.;0b der Mrundbeſitzer über ben. san ihm zu — 
den eigenen Bedarfe von ben geforderten Materialien. befigt. oder. nicht, fü. Hl 
derſelbe von der Expropriations-Commiſſian, wovon weiter unten die Rede ſein 
wird, zu entſcheiden. —— 

Die Abtretunger Verpflichtung erſtreckt fich. — anf bie. — Anlegung und Do⸗ 
— dar Offieianien⸗ Wohnungen für nothwendig :eelannten Grundſtücke wobei jedoch 


% 
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die Beſchränkung eintritt, daß für jebe Offictanten-Mehnung ai Hofplaͤty umb:: Garten 
nicht mehr ale 200 [IRuthen Medlenburgifcgen Maßes begehrt. werden dürfen. ::-: - 
Zu :den ‚abzutretenden. Materialien find aber weiter * — bie: vr nn 
Gegenftände zu rechnen. 
$. 3. Nachdem die Anlegung einer Eiſenbahn yon Uns genehmiget er die im 
F. 1 erwähnte Bekanntmachung erfolgt iſt, haben die Unternehmer biefefligen Gegen⸗ 
ſtände, welche ſie auf den Grund des bekannt gemachten Planes in Anfprarh, zu neh⸗ 
men gewilliget find, ben Eigenthümern und Inhaber berjelben, .eyentualiter durch 
bie betreffende Ortobehörde fpeciell anzuzeigen, ba dann legteren, infoferne fie etwa 


bas "Verlangen Ber’ Unternehmer durch den genehmigten Bauplan nicht gerechtfertiget 


halten, es frei fichen fol, darüber binnen brei Wochen die fpeetelle Entſcheidung 
Unferer Regierimg zu erwirken, wobei es bas Bewenden ‚behält; da ‚gerichtliche‘ Ver⸗ 
handlungen über bie Frage, ob und in oe Umfange. die Berpflühtung zur * 
tretung — iſt, ſchlechthin unſtatthaft find. 

6. 4. Ein Jeder, welcher nach 8. 2 Grund⸗Eigenthum oder ambere Rechte Er 
Gerechligkeiten Behuf der Eiſenbahn⸗Anlage abtreten muß, iſt befugt, für alle ihm 
daraus erwachſenden Vermögens-Nachtheile vollſtändige, in der Rrgel — zahlt 
bar zunmuchenbe Entſchädigung au verlaungen. 

Dieſe Regel erleidet nur eine Ausnahme, . 

1) wenn ein unwiederbringlicher Nachtheil :mit — Verzuge Pe BE it, ale 
worüber Unfere Regierung auf den Antrag der Unternehmer: zw. entjdjeiden hat: 
. In biefem Halle. können die Unternehmer verlangen, daß. ihnen der in An 

. .ıfprud genommene Gegenſtand ſchon vor erfolgter Ausmittelung des Entſchüdi⸗ 
gungs « Betrages Gbermwiefen. werdez jedoch muß ſpäteſtens binnen: A Wochen; 
vom: Tage 'biefer Ueberweiſung an gerechnet, ber SuepBrSanngebeteng en ge· 
ſtellt und zahlbar gemacht werden; 

2) wem eine Benutzung ober Belaftung fremden: Eigeathumo nur für PM 
übergehenden Zeitraum in Anſpruch ‚genommen wird. und in ſolchem Falle der 
Entfhädigungsbetrag im Boraus nicht ermittelb werden: kann. Erſtreckt ſich 
jebdoch dieſer Zeitraum über ſechs Monate Hinaus, ſo kann ber Entfhädigungs- 
bereihtigte verlangen, daß! ſoglrich nach Ablauf eines jeden halben Jahres, in 
welchem das zur Schadloshaltung verpflichtende —2** ——— as Set: 
fleflung "und Zahlung der Entſchädigung erfolge. 

An beiden Ausnahmefällen wird Unſere Regierung diejenige Sautionss —— 
beſtimmen, welche von den ———— vor dem Empfang des — — c. 
zu leiſten iſt. et 
.ı 8.0 Die won ben Unternehmern ben ur Abtretung: von. Eigenthume⸗ oder 
andern Rechten Verpflichteten zu gewährende Entſchädigung fo eine. vollſtäudigge 
fein, mithin nicht Bios. nach dem gemeinen, funbern auch nach: Dem Telativen: Werth, 
weldhen :der. abzutretende Gegenftanb für. den bisherigen Beſitzer zus: Zeit Deo Abe 
tretung wirklich. hat, bemeilen werden: Ein protium affectienis iſt jedoch ‚Label 
nit mit in Anfchlag:zu bringen. So⸗ wie alfo babel, von ber einen Sekte, bie Be⸗ 
fhhaffenheit des abzutretenden Objerts an und für ſich, ſo wie beffen Beziehungen zu 
bem Kbrigen dem Abtretenden "verbleibenden Beſitzthum, wodurch bes: erſterra? Werth 


zugleich mit beſtimmt wird, In Betracht zu zichen und darnach bie Entſchädigung ſo 


auszumitteln iſt, daß dem Eigenthümer unter. gewöhnlichen: und: mit dem Beſttze noth⸗ 
wendig verbundenen Verhältniſſen. nach Empfang ber ihm zu gewährenden Werglitung, 
ein wirklecher Schade nicht. weiler brig bleibt: fo iſt, auf der andern Seite, auch 
ebenjo von allen blos eingebildeten, ober ven: ſolthen bebanpirim :Nuhungen, Nach 
theilen und ntgegengefetzten Entbehrungen, als Gegenſtand ber auszumittelnden Ent⸗ 
ſchädigung abzuſehen, welche von erſt künftig beabſichtigten Borkehruugen, Verände⸗ 
sungen, Unternehmungen und Erwerbungen des Grundbeſitzers 2c. abhängig find, deren 
demnägſtiger Eintritt folglich zur Zeit ber Abſchätzung no’ ungewiß if; Ä 
Inſofernn jeboch der Werth: des abzuimtenken: Begenfanbes dadurch srhöhet 
worben,. daß der bioherige· Veſitzer inmnerhalb eiars Zahres, nad erhallenen Ynzeipt 
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($. 3) von ber. :Seitens ter Unternehmer beabſichtigten Erwerbung, damit ˖Verände⸗ 
rungen vorgenommen bat,. fo iſt Die dadurch: bewirkte höhere Entſchädigungsforderung 
nur in fo weit zu berüdfichtigen, als durch folhe Veränderung: ber Werth bes in An⸗ 
ſpruch genammenen Gegenſtandes für bie Eifrnbabu= Anlage - felbik- erhöhet worben ift. 
Kommt aber Die angezeigte Abficht ber Unternehmer nicht zur Ausführung, fo gebührt 
den dabei Betheiligten vollftändige Entfhädigung megen aller Vermögens - Narhtbeile, 
welche ihnen durch biefe temporaire Diepofitionsbefchränfung erweielich verurſacht ſi ſind, 
und haben ‚bie. Unternehmer wegen enentueller Erſetzung dieſer Nachtheile eine allge- 

meine Caution zu leiſten, ‚deren Betrag. von — Regierung bei. ber Conceſſions⸗ 
Ertheilung beftimmt werben wird, | 

$.:6: "Die Unternehmer haben, für die ungeflöete Verbindung zwiſchen den an 
beiden Sekten. der Bahn belegenen Ortſchaften und Grundftäden, die erforderlichen 
Wege, Brücken, Uebergänge, Triften und Waſſerzüge / fo weit deren Vorrichtang durch 
die Eiſtabahn⸗Amage nothwendig wird, auf ihre Köſteir anzulegen und, ſo weit fie 
ſich auf dem Grunde und Boden der. Giſenbahn und an den dazu: gehörigen Anlagen 
befinden, zu ‚unterhalten. Werden ſchiſſhate Gewäſſer won ber Eiſenbahn überſchritten, 
fo muß dieſe fo eingerichtet werden; daß. dadurch ber Schifffahrt Fein Hinderniß in 
ben Weg gelegt werde. Für die Unterhaltungsfoften der außerhalb‘ des Grundes und 
Bodens. der Eiſenbahn und. ber Dazu gehörenden Anlagen befindlichen, new angelegten 
Werfe, fo weit Diefelben die vor Anlegung, der neuen Werke beftandene Unterholtungs- 
laſt üherſteigen, iſt den Betheiligten vollftändige Entſchädigung zu leiſten. Für Die= 
jenigen Vermögens-Nachtheile, welche durch die Aufhebung oder Verlegung der vor⸗ 
handenen Wege, Triften und Waſſerzüge ARD entfiepen, iſt außerdem yolftänbige 
Entſchädigung zu gemähren. 

Wenn öconomiſche Nüdfichten, nach Vollendung der Eiſenbahn⸗Anlage noch ander» 
meatige als bie bei Gelegenheit. ber erſten Gebietss Abtretung feſt geitellte Uebergänge 
über Diefelbe zu .den yon ber ‚Bahr Durchfehnittenen. Ländereien wünſchengwerth machen 
ſollten, fo werben die Unternehmer auf, Berlangen des Grundbeſitzers, ſolche herzu- 
ſtellen haben; bie dadurſh entſtehenden Koſten hat jebo ber Grundbeſitzer zu tragen, 
Auch find dergleichen fpäter begehrte Uebergänge nur dann zuläffig, wenn. fie ohne 
Störung des Betriebes der Bahn. angelegt, werben können, und bleibt für. die etwa 
über dieſe Frage zwiſchen ‚den Griinbbefigern und. ben Unternehmern entſtehenden 
Differenzen die Entſcheidung Unſerer Regierung vorbehalten. : eg 

‚Den Unternehmern liegt es zur Pflicht, auch während der Anlegung der Kiſen⸗ 
bahn bie Communication möglichſt wenig zu flören,, und haben ſie ben durch —— 
Communication etwa eniſtehenden Nachtheil' ebenfalls zu übertragen. 

8. 7. Sind aur einzelne Theile eines Vermögens - Gegenflonbes. zu ber Eiſch⸗ 
bahn⸗Anlage in Anſpruch genommen, ſo Kann bie Ahtretung Des Ganzen, gegen voll⸗ 
ſtändige Entſchädigung verlangt werden, 

A, von Seiten des bisherigen. Eigenthümers, 

2 ‚wenn sin. Gebäude theilweie abgetreten. werben folk, | 

. 2) wenn ein zu ‚einem: Gebäude gebäriger und unmittelbar. Daneben 
‚Garten ober Hofraum ober ſonſtiger Pink, aan; aber, auch nur theilweiſe ab- 
zutreten iſt, 

» wenn Eins von mehreren au "demfelben Gewerbe ober landwirthſchaftlichen. Ben 
‚‚triebe gehürenden ober zu— einex fonftigen gemeinſchaftlichen Benutzung heftimmten 
Gebänden, ‚ober. ein dazu gehörender Platz ‚abgebreten werden, foll und durch 
- Abjonderung bes, verlangten Theils bie Fortſetzung bes — bee: ben. bit. 
berigen Benukung. unmöglich gemacht werben würbe, 

A) wenn bei Abtretung eines Theile von anbern, ‚unter 1, 2 — 3 nicht. * 
wähnten Grundſtücken, ber: übrig: bleibende Theil nicht über 50 [INRuthen — 
. wder anf die frühere Weiſe überall nicht mehr benutgzt werden kann, 

5 ‚wenn: durch: Abtreiang tiner Bercchtigung das: Grundeigenthum, zw Be Den. 
theil ſie beſtehet, Für feine Weflimmensg: ganz / Anbrauchbar wären; . : .-. 


Ei 
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B. von Seiten der Unternehmer, wenn der Werth des Ganzen, wovon ein 
Theil abzutreten iſt, durch dieſe — am brei Sat) oder noch mehr 
‚verringert wird. 

- 88, Die Unternehmer find verpflichtet, bie‘ uf Dem‘ von PN m 'erwerbenden 
Grunbſtücke laſtenten Stenern, —— — und ſonſtigen ofentlichen Abgaben au 
übertragen. 

Diefelben haben; 

1) wenn fie Das enerpfiätige Bruntfie I feinem ganzen — erwerben, 
diefer Verpflichtung daburch zu genügen, daß fie von Zeit der Erwerbung an 
die davon zu entrichtenden öffentlichen Abgaben ſelbſt zu leiſten haben, daher 
Denn ſelbige in dieſem Falle niemals Gegenſtand ber Entſchüdigung werden. 
2) Erwerben fie. aber nur. einen Theil des. Ganzen, fo. wird der Regel nach Die 

: Steuerpflishtigfeit des "abgetretenen Theils, ohne Rückſicht auf: den Umfang 

deſſelben, auf ben: übrig bleibenden Theil übertragen, deſſen Beſitzer auch dafür 

von Den Unternehmern: vollſändig zu entſchädigen iſt. Jedoch fol es dann, 

wenn der abzutretende Theil mehr als die Hälfte des: GOanzen beträgt, den 

_ Undernehmern freigeftellt fein, bie. an. se Dean — zur Karen 
- *  Zragung gu übernehmen.. 

Mit Ausnahme der Juriodictiond⸗ Berhältnife aines Grunbſtücs und der in ber 
ebengedachten Maße auf ben neuen Erwerber übergebenden Steuerpflicht, erlöfchen mit 
ber bleibenden Abtretung deſſelben an. die Unternehmer alle tarauf haftenden ding- 
Then Rechte und Anfprüdhe, Für die Polizeihandhabung auf der Eifenbahn und ben 
Dazu gehörigen Werfen und Anlagen werden jedoch die Unternehmer, nad bem bar- 
über von Uns zu ertheilenden Reglement, auf ihre Kojten zu forgen haben, fo wie 
ihnen auch die Verforgung ihrer. verarmten Officianten obliegt, 
$..9. Es bleibt ben Unternehmern und ben Abtretungapflihtigen überlaſſen, ſich 

unter einander über alle bei: der’ Abtretung zu regulirenden Berhäftniffe ;. namentlid 
alfo über den Umfang ber Abtretung und ber: zu gewährenden Entſchädigung gütlich 
zu Vereinbaren, fei es nun unmittelbar oder durch Seemittelung der zu ſolchem Iwecke 
gemeinſchaftlich von ihnen angerufenen Drts-Obrigkeit. 

Iſt jedoch eine ſolche gütliche Vereinbarung ‘unter ben Betheiligten nicht zu er⸗ 
reichen, fo haben bie Unternehmer die Regulirung der Abtretung bei der zu ſolchem 
Zwede beſonders conſtituirten Expropriations⸗Commiſſion In Antrag zu ſtellen. 

Eine’ ſolche Commiſſion wird für" eine jede Eiſenbahn -Anlage von Unſerer Re- 
glerung beſtellt werden und fol felbige aus dreien Mitglidner deſtehen, wovon das 
eine, welches auch die Directorial-Functlonen in ber Commiffion’ zu führen hat, un—⸗ 
mittelbar von Unferer Regierung ernannt,: bie beiben übrigen aber von berfelben, auf 
ben Borfhlag. des Engeen: Ausſchuſſes Unferer Ritter- und Landſchaft, beſtãtiget 
werden. 

Die Mitglieder ber Commiſſion ſtad für da8 ihnen übertragene Geſchäft nad 

bem sub Litt. A. anliegenden Formulare: beſonders im Eid und Pflicht zu nehmen, 
und ift es ihnen überlaſſen, fich- mit Der zu den- vorkommenden Vermeſſungen und 
Abſchätzungen erforderlichen -technifchen Affiiteng zu verſehen. Zur Führung ber über 
Die SOFLDARDINUAER aufzunehniraben Female wird bie Commiſſien einen Rotarius 
— 
8, 10. Sobald bie! Einſchreitun ver „Erpropriatione- Commiſſion (6. 9) von 
den Unternehmern in Anſpruch genonmen: wird, hat ſelbige ſich an Ort und Stelle 
zu begeben, ſich unter Zuziehung der Betheiligten ‘son den einſchlagenden rechtlichen 
. und factifhen Verhältniſſen auf: Bad: Genaueſte zu-- unterrichten und ſodann, nad 
ihrem Ermeſſen, entweber'nor dem Beginn bes Taxations⸗Geſchäfts oder während 
deſſelben ober: nach deſſen Vollendung, immer aber vor: Publication: ihres Ausſpruches, 
nochmals den Verſuch zu machen, bdurch ihre. Beumittelung eine gütuche Vereinbarung 
under ihnen zu Stanbe.zu bringen. : Gelingt Died, ſo hat damit, für bien vorlitgen⸗ 
ben Fall, die amtliche Thäbigkeit der Commifſion ihre Endſchaft erseiht. 
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Iſt eine gütliche Vereinbarung: aber nit gelungen, "fo hat die Commiſſion nad 
vernommener Erklärung ber Betheiligten zum Protocoll und nach voraufgegangener 
genauer. Beſtimmung des Objects der Abtretung. ober des anberweitigen Verhältniſſes, 
wofür bie Entſtchädigung zu leiten; : ben Werth beifelben nad. den: im: $. 5. gegen- 
wöärtiger Verordnung enthaltenen Grundfägenburch.:fachveritänbige Abſchätziuing auf 
das Genaueſte zu ermitteln und fobann auf ben Grund dieſer Wertg-Ermittelung ben 
Entfhäbigungabetrag. feſtzudellen, — bie. —— getroffene ——— In⸗ 
tereſſenten zu eröffnen. 

‚Dieſer Ausfprud ber Commiſſion Sinbet bie: Betheifigten und zwar Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigken zu der Folge, daß er fogleih den in Anſpruch genommenen 
Gegenſtand abtreten muß, ſobald ber darin feſtgeſtellte Entſchädigungsbetrag wirklich 
geleiſtet iſt, für welchen Fall bie Commiſſion [6 -beredytiget als verpflichtet iſt, Die 


Unternehmer, unter Nichtbeachtung etwanigen Widerſpruchs der Gegenſeite, in den 


Bei des abzutretenden Eigenthums oder ſonſtigen Rechtes rinzuweiſen. 


Sollte jedoch einer oder der andere Betheiligte ſich wegen vermeinter Mängel im 
Verfahren der Commiſſton durch Deren Ausſpruch für praägravirt erachten, jo fol 
bemfelben innerhalb 14° Tage nach ber Publication der Recurs an Unfere Regierung 
zwar frei fleßen‘ , jedoch' wird ſich Die Determination der letztern nur auf die ver- 
meinten Mängel im Verfahren beziehen und niemals die Taxe ſelbſt reformiren, ſon⸗ 
dern eventualiter nur berfelben Commiſſton wiederholte Unterſuchung und Anferti⸗ 
gung neuer Taxen vorſchreiben, um auf den Grund derſelben einen zweiten Auoſpruch 
zu thun, wobei es dann ſein unadänderliches Bewenden behält. 


$. 11. Mag nun bie Entjhädigung durch gütliche Vereinbarung ober burd bie 
Erpropriations-Tommiffion beftimmt- fein, bei ‚bleibenden Abtretungen erhält immer ber 
Grund-Eigenthümer die Untfhäbigung für den. gemeinen, fo wie ben bauernden rela⸗ 
tiven Werth bes Grunbftüde, und {ft durch benfelßen ber berechtigte Nutznießer in der 
Weiſe zu entſchädigen, daß er letzterem alljährlich A Procent. des Rapitalbetrags auf 
bie Zeit. ber enthebtfen Nubnicgung vergütet, deren. Beirag ber. Rußnießer ihm even- 
tualiter in Abzug zu. bringen befugt fein foll. Der temporair relative Werth eines 
Grundſtücks wird beſonders abgeſchätzt und iſt zugleih von ber Expropriations- Com- 
milfion, mit Berüdjihtigung ber Dauer dieſes Werthes ‚und der Dauer des tkempo— 
rairen Benutzungsrechts, zu beſtimmen, wie die ſo ermilteli Summe zwiſchen Grund⸗ 
beſitzer und Nutznießer zu vertheilen iſt. 


Hat, der Grund-Eigenthümer auf eing Eutfhäbigung für. bie ‚abzutvelenben Grund⸗ 
KFücke verzichtet, ober. ſich wegen. ſolcher. ohne Ausſpruch der Commiſſion mit ben Un⸗ 
ternebmern vereinbaret, fo ftehet es, in Ermangelung -gütlicher Bereinbarung zwiſchen 
bem Orund-Eigentklimer und dem Nußnießer,, letzterem frei, die Ausmittelung feiner 
Anſprüche durch die Commiſſion ‚zu verlangen und ſelhige Dann. yon dem Vrund⸗ 
en durch bie vorbezeichnete Zinsanrschnung, Wahrzunehmen, — 

Zeitpächter haben ſich wit ber ſolchergeſtalt ausgemittelten Entſchäbigung zu * 
grügen und dürfen feine anbermeitige Entihädigungs = Anfprüche gegen ihre Verpächter 
erheben, «8 jei denn, daß fie, ſolche anf ihren Contract. zu begründen: vermöchten. 

Hat bei einem. Erbpacht⸗ oder Büdner⸗ Verhültniſſe ber Grund⸗Eigenthümer ‘den 
Erbpächter ober Büdner für das abgetretene Terrain in natura entſchädiget, fü ge⸗ 
bührt ihm die Capitab⸗Entſchädigung. IR dies aber nicht geſchehen, fo gebührt bie 
Capital» Entihäbigung für bleibende Abtretung dennoch, in fo weit bie: Zinfen davon 
zu 4 Procent ben Betrag bes Canons nicht überfleigen, ebenfalls .bem Grund⸗Eigen⸗ 
thümer, und ift bie Entſchädigung des Erbpächters uber. Bübners dadurch zu bes 
wirken, Daß der von dem Areal zu entrichtende Canon in gleahmäßigemBetrage ab- 
gemindert wird. Für biefe, Abrechnung wird, bei einem variirenden Canon,: ber Be⸗ 
trag deſſelben zur Zeit der Abtretung als normirenb angenommen und ft, wenn bex 
Ganbn in Roggen foſtgeſetzt if; ‚derfeibe ‚mit 40 Schillingen &.Scheffel zu Gelbe zu 
rechnen Wenn aber, nach: Erfchspfung Des Canons, die Capital⸗ Eutſchavigung * 
einen Ueberſchuß gewährt, jo gebührt m bem Erbpächter uber Büdner. 
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12. Zur Sicherung ber creditoriſchen vber ſonſtigen ‚hingen Mafpräe an 


bie: we Grundſtüche treten folgende Beſtimmungen ein: . 

1)..Beträgt ber von einem Grunbftüde abzutretende Theil, wohin: jeboch die Flach·n 
‚auf welchen Gebäude: ſtehen, nicht mit> zu rrchnen ſind, micht mehr :alo: fünf 
Procent von ber Fläche des ganzen Mrundſtücks :ober rines genteinſchaftlich ver⸗ 
pfändeten Güter⸗Complexes, jo findet seine. Berückſichtigung ber creditoriſchen 
Verhältniſſe nicht ſtatt. Die creditoriſchen Anſprilche erlöſchen in dieſem Falle 
ipso jure mit ber Abtretung, und Tann bie Auszahlung der Entjgäbigung ‚an 
deu Brunbbefiger ohne, Weiteres erfolgen. 

.» Sit aber das abzutvetenbe Grundſtück größer ale fünf Procaut von ber Fläche; 
ober beſtehet es in Gebäuden. und es ‚eriflir ein ordnungsmäßiges Oppothefen, 
buch, aus welchem. alle intabulirte Anfprüche zu erſehen, fo Tann der Grund« 
befißer nur mit Einwiligung fämmtlicher intabulixten Creditsren die für, die 
Abtretung ermittelte Entigädigung erheben. Wird von. einem ‚oder mehreren 

Ereditoren — welchen dann, wenn Auch ber Örunbbefiger ſelbſt auf alle Ents 


ſchädigung Verzicht leiſten wollte, die Befugniß zuſtehet, bie Abſchägung zu ver⸗ 


langen — ber Auszahlung ber Entſchädigung an ben ‚Örumdbefißer wiber- 
ſprochen und die Tilgung ihrer Forderungen durch die Entſchädigungsſumme, 
foweit ſolche dazu ausreicht, in Anſpruch genommen, ſo werden dieſt credito⸗ 
riſchen Forderungen zum Belauf der darauf von der Entſchädigungͤſumme zu 
leiſtenden Zahlungen gelöſcht und wird an ihre Stelle nichts anders eingetragen. 

Die durch dies Verfahren entſtehenden unvermeidlichen Koſten tragen bie Unternehmer. 

3) Iſt das abgetretene Grundſtück größer als fünf Procent von der Fläche, oder 
a beſtehet in —— und exiſtirt kein ordnungsmäßiges Hppothekenbuch, aus 
vwelchem bie intabulirten Gläubiger mit Sicherheit zu überſehen, ſo wird von 
der Obrigkeit, geſchieht aber bie Abtretung von einem ritterſchaftlichen Gute 
+: sfefbft, von dem Patrimonialgerichte beſſelben eine dreimal zu inſerirende öffent⸗ 
"de Anzeige in den Landes -Intelligenzblättern erlaffen, durch, welche befannt 
ER gemacht wird, daß der (namhaft zu machende) Grundbeſitzer von ſeinem (wäher 
"zu begeichnenden) Grundſtüde zum Zwed der Eiſenbahn⸗Anlage N. N. [Muthen 
abgetreten habe, und werden ale Öläudiger, welche ein Reakrecht an die abzu- 
tretenben Stücke behaupten wollen, aufhefordert, ' ich Innerhalb 6 Wochen, von 
ber erſten Einrückung in“bie Anteligenzblätter an, zu melden und ihre’ An- 
fprüche geltend zu machen, ba fie, für den Fall der unterldffenen Anmelburig, 
damit prũeludirt fein-wärden, ohne daß dagegen Reſtitutisn anwendlich wäre. 
feine ſolche Anzeige wegen mehrerer Grundſtüce — fo gefchiehet 

> dies durch ein Collectio⸗Proelama. 

Su den Fällen 2 und 8 haben die Unternehmer. die Entſchadigungsſamemie nie⸗ 
male! Direct -an ben ‚oder Die Entſchädigungsberechtigten, föndern bei Grundſtücken, 


- 
3 


weldhe dem Domanio und den Städten angehören, an die Orts⸗Obrigkeit, bet Fitter- 


ſchaftlichen "Gütern 'jelbft aber. an die .competente Juſtiz⸗Canzlei zu zahlen, welche vom 


Amtswegen barüber zu machen. haben, Daß bie rrebitarifchen Rechte anf bie vorge 


friebene Ark geſichert werden unb ber Entichäbigungabetrag bemgemäß zur Auszah4 
lung gelange; und: die Quittung ber Obrigleit lüberirt bie ——— yon. ihrer 
Yaplunge-Berbinblihfeit.. . «: 

‚Sufsferne ein: Glänbiger ber Auszahlung ber. Entfhädigungäfumme: an ben 
Brundbefiger widerſpricht, muß berfelbe Die davon .auf feine Forderung geleiſtete Zah⸗ 
lung anvnahenen, wenn auch feine Kündigung voranfgegangen iſt umb bie rn: 
gungsſumme and) nur. einen :Zhetl: feiner Forderung audınadıt. . 

Brei. Erbpächlern und; Büdnern findet eine Berückſichtigung ber. erchitoriſchen Bern 
hältniſſe er daun ‚Rat, wenn ihnen eine —— nach bem 8. 11. — 
zu Theil wird. F 

6. 13. Sämtliche ‚Kofen be Berfahrens Behuf. Andmiktelung und Zahlung 
des ‚Entihähigungsbeirags ſind von ben Unternehmern zu.; tragen; jchoch find. bie 
Koften eines. ehmaigen. Recurfes an Umjere Megleruag; (5. 10). dahin wicht zu technen. 
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Debian Mitglied ber lErhropriatione » Commiſſivn erhält tägl ;: wahrend ber 
Siam: bis Grfdyafte, 3 Rthle. Rawer... mb. ad — — auräcgeegte Meile 
4 Niblr. 16 BL. Nömbr. a 

Wir befehlen demnach allen Behörden, fo Bi ha, ben eosangefet, in 
vortkommenden. Fällen nach Unſerer — — ud ame zu a 
An bem: gefgiehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. 

en N. Unfere Regierung, Schwerin ani 6. — 1842. 

Paul DELL, i J 
bi BER Mictung: Behuf ee ne 
ie — — oh V 

——— betreffend. es a er : ee, 


An ia a $ 6: 7% F 
Eid der Mitglieder der. Erpropriätions- Somiiffton. 


3h NN. gelobe und ſchwöre, daß nachdem ich ‚von dem Allerdurchlauchtigſten 
Sürften, und, Herrn 2c. 20, zum Mitgliede der Commiſſion zur. Regulirung ſtreitiger 
Verhältniſſe bei Abtretung und Hergabe von Grund-⸗Eigenthum und anderen Rechten 
Behuf- der „.. Eifenkahn, ernaunt und beſtellt worden bin, ich bei dieſem mir anver⸗ 
traueten Geſchäfte aufrihtig und reblih zu Werke gehen, mich babei weder durch 
Gupft, ober, Ungunſt, Freundſchaft oder Feindſchaft, noch durch Verheißung oder Dro⸗ 
bang, Geſchenk oder Gabe vom reblichen — abwendig machen laſſen, ſondern 
dem. Geſetze gemäß; mich überhaupt fo verhalten will, wie es einem rechtſchaffenen 
Mitgliede befagter. Commiſſſon gebührt und ih es vor Soft, ‚meinem Gewillen und 
„Jedermann zu verantworten mid, getrane. 2 wahr, mir Gott Mr bu er 
Hellanb und‘ Herrn Sefam Chriftum. | 


A 1867. ar tieren Al für bie: fechibetfäsen: Gifenbabuen. 
I Mar 1845. 2 

Friedrig — ꝛe. Da es die Abſicht iſt, Unſere Serftäbte Rofive und 
Wismar durch Eiſenbahn ⸗Anlagen mit der im Bau begriffenen Verlin⸗Hambutger 
Eiſenbahn in ber Gegend von Hagenowin Verbindung zu fegen, fo Haben Wir Uns 
auf-dent vorigjährigen Randtage serfäffengamäßig: mit Unſern getrenen Ständen übe? 
bie Grundfätze ‚beraten, wondd behuf folder. Unternehmen Grund Eigenthum und 
andere Rechte im Wege ber: Erpropriatton ° abzutreten ſein werben, und verorduen 
nunmehr hierdurch, daß in —— fr die zur Ausführung jener nn An- 
zulegenden Eifenbahnen namentlich: i 

von Schwerin nad Hugenom zum Aufhlap o an die Berlin Janburger Ban, 
‚von Schwerin nach Wismar mb. 
von Schwerin nach Roſtock u a ei iu 
folgende Beſtimmungen zur Anwendung fommen fon. = 

$. 1. Sobald von Uns bie Anlage: 'einer ober mehrerer bei vorbefhrkehenen 
Etjenbahuzüge beſchloſſen ober bie Conteſſton: dazu ertheilt werben, wirb:burd. Unſere 
Regierung eine. .öffentliche Bekanntmachung barliber. erfolgen, worin der ‚Plan ber 
Anlage und bie Richtung ber: Bahn möglichſt genau beſtimmt, aud ber Zeitraum 
angegeben . werden — imerhalb — ‚bie. ine a — . 
werden. toll. Dr 

Ebenſo. werben. "bie ein ſpäter als. nothwendig ber. ‚wefmäßig erfannten 
Abänberumgen- bes Plans, nad. erfolgter Genehmigung Unjeter — —— ſelbige 
Fen befannt gemacht werden. 

8. 2. Alle; Grund⸗Eigenthümer uub.. Inhaber ſonſtiger Eigenihums⸗ und 
Mohnegeeche an Immobilien, ſo wie Alle, denen ‚sontractlich. ober aus. irgend 
fonf. einem Rechtotitel ein. Befik: ober. Bennhungsnedt.. baran zuſtehet, mithin auch 
Erb⸗ und Zeitpüchter, antichreiiiche Pfandbeſttzer, Büdner, geiſtliche und: ‚weltliche 
Nutzweßer non: Dienſtländereien, Berwilutberedptigte und Erbiungfern ſind zur Abtre⸗ 
tung und Hergabe besjenigen Orund- Eigentpums und berjenigen. CEigenthuma⸗ und . 
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reger sersfhihtet, welche zur Hanmäßigen Ausführung und zur Un⸗ 
altung ber von Uns genehmigten. Eifenbahn :und .ber Dazu gehörenden Werke und 
Anlagen, fei es für a Ober nur zu vorübergehenden Bwellen, für nothwenditz 
erkannt werden. 

Die Berpflihktng weft ſich and: nfıhie. Dengüibe, vom Gkriuen, Kes Gean d 
und andere Erdarten, auch Gras⸗Soden, ohne Rückſicht darauf, ob bas Grundſtück, 
wo ſich ſolche. Materialien über ben eigenen Baharf (welchen ſich vorzubrhalten dem 
Eigenthümer unbenommen bleibt) finden, yon der Eiſenbahn und beren Beiwerlen un⸗ 
mittelbar berührt werben oder nicht. Es fol jedoch oo 

a. bem Grundbefiger freiftehen, zu beflimmen, mo bie ebjubietenhen Materialien 
weggenommen werden ſollen, und dürfen Gras⸗Soden weder von Kirchhöfen 
noch aus Gärten entnommpg ‚werben, — 

b. Steine, welche, bereits zu. einem beſtimmten Zwede verwendet werden, 3. B. 
zur Bewehrung, zu Grenzſteinen, zu Dreifeinen. ober Steinbänimen, 0 der 
MOrunkdbeſitzer abzutreken nicht verpflichtet. 

e. Entſtehet Streitbarüber, ob der Grundbefiger über den von chun zu⸗ reſervieen 

den eigenenBedarf von def: geförderten Materialien beſitzt oder nicht, fo iſt 
berfelbe bon der Erptepristiänd- Commiſſton, movoh weißer unter bie Rebe fein 

' wird; zu enkfcheiden. :”” ea 

Die Abtretungs= Verpflichtung erſtredt ſich auch auf bie zur Anlegung hd Do- 
tation der Offleianten-Wohnungen für nothwendig erfannten Grundftüde, wobei jedoch 
die Beſchraͤnkung eintritt, daß für jede Officianten⸗Wohnung mit Hofplatz und Garten 
nicht mehr als 200 [IRuthen Medlenburgiſchen Maßes begehrt werden dürfen. 

Zu ben abzutretenden Materialien find aber. weiter feine gie die hier benannten 
Gegenſtände zu rechnen. 

.$. %. Nachdem die Wdegimg einer Eifenbahn von Uns: genehmiget und die im 
$, 1 erwähnten Belanntmadung. erfolgt iſt, haben“ die Unternehmer Diejenigen Gegen 
ſtände, welche fie auf den Grund des befannt gemachten Wange An. Auſpruch zu neh⸗ 
wen gewilliget find, ben Eigentpiimern, und Inhabern, berfelben, eventualiter burch 
bie betreffende Ortsbehörde ‚fperiell ‚anzuzeigen, da dann .lebteren, infoferne fie etwa 
das Verlangen ‚der. Unternehmer oz ben "Snehmigten Bauplan nicht gerechtfertiget 
halten, es frei ſtehen ſoll, barüber binnen drei Wochen Die fpergielle Entſcheidung 
Yinferer Regierung zu erwirfen, wobei es das Bewenden ‚behält,. da gerichtliche Ver⸗ 
handlungen über: Die. Frage, ob, und in melchem— Umfange Die Berpfiäkung zur. Eos 
tretung begründet ift, ſchlechthin unfatthaft nd, ... 

g..d.. Ein Seber, welcher nach 8. 2 rund Ligenthum oben ‚anbere Rechte 
Gerechtigkeiten behuf der Eifenbahn-Anlage abtueten muß; iſt befugt. für glie-ie dar⸗ 
aus erwachſenden Vermögens⸗ Nachtheile ee ‚in ber; — et 
zu machende Entfhäbigung zü verlangen. ..: 

Dieſe Regel erleibet nur eine Ausnahne, — 

X wenn: ein unwiederbringlicher Nachtheil mit: — von ben — micht 
etwa ſelbſt verſchuldeten Verzuge verbunden iſt, ala worüber — Regierung 
auf ben Antrag ber Unternehmer zu entſcheiden hat. 

In dieſem Selle Tönnen bie: Unternehmer. verlangen, def — ber. ‚in. An 
fprud) genommene Gegenftand fon vor erfolgter Ausmittelung bes Gntſchädi⸗ 
gungs = Betrages überwieſen werde; jedoch muß fpäteftens binnen A: Wochen, 

. von Tage dieſer Ueberweiſung ‚an gerechnet, ‚ber Entſchädigungsbetrag feſt ge⸗ 
ſtellt und zahlbar gemacht werden; eine Verlängerung biefer Friſt iſt nurn zu⸗ 
läfſig, wenn Unſerer Regierung, dee: Nachweis gegeben, wird, daß die Feſtſtellung 

der Entſchädigung innerhalb der..4 Wochen durch Umſtände unmöglich gewor⸗ 

den, deren Beſeitigung außer dem Vermögen ber. Unternehmer lag, in welchem 
..... Falle übrigens :Jegtere. zirr Leiſtung abſchläglicher Zahlungen an. die Entſchädb⸗ 

. gungoberechtigten,die — von re IE ihnen auferlegt wa 

- möchten, verpflichtet ſindz...  c: ee 6 Yan 
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2) werm eine Benutzung ober Relaſtung fremben Cigenthums nur für einen vor- 
übergehenden Zeitraum in Anfprud genommen wird und in folchem Halle der 
Entiäbigungsbetrag im Voraus nicht ermittelt werben kann. Erſtredt ſich 
jedoch dieſer Zeitraum über ſechs Monate hinaus, ſo kann der Entſchädigungs- 

berechtigte verlangen, daß ſogleich nach Ablauf eines jeden halben Jahres, in 
welchem bas zur Schadloshaltung verpflichtende Verhältniß beſtanden, bie Feſt⸗ 
ſtellung und Zahlung. ber Entſchädigung erfolge, 


In beiden Ausnahmefällen wird Unſere Regierung diejenige Cautiond - Summe 
beftimmen, welche von den Unternehmern vor bem Empfang des Grund-Eigenthumg ır. 
zu Teiften if. Auch kann Die Ueberweifung bes in Anfpruch genommenen Gegenftan= 
des nicht eher gefchehen, als nachdem davon, zum Zwede des Gebrauchs bei der dem- 
nächſtigen Werth-Ermittelung, durch Die Ortsobrigfeit ein fpecielles Inventarium auf- 
genommen fein wird. 


85 Die von ben Unternehmern Den zur Abtretung von Eigenthums⸗ oder 
andern Rechten Verpflichteten zu gewährende Entſchädigung ſoll eine vollſtändige 
fein, mithin nicht bloß nach dem gemeinen, ſondern auch nach Dem relativen Werth, 
welchen ber abzutretende Gegenftand für ben bisherigen Beſitzer zur Zeit der Abtre⸗ 
tung wirklich hat, bemeſſen werden. Ein pretium affectionis iſt jedoch dabei nicht 
mit in Anſchlag zu bringen. So wie alſo dabei, von ber einen Seite, die Beſchaffen— 
heit bes abzutretenden Objects an und für fih, fo wie beffen Beziehung zu bem 
übrigen dem Abtretenden verbleibenden Beſitzthum, wodurch des erfteren Werth zu⸗ 
gleih mit beftimmt wird, in Betracht zu ziehen und darnach die Entſchädigung fo 
auszumitteln ift, bag dem Eigenthümer unter gewöhnlichen und mit bem Befige noth- 
wendig verbundenen Berhältniffen, nad) Empfang ber ihm zu gewährenden DBergütung, 
ein wirklicher Schade nicht weiter übrig. bleibt: fo ıft, auf der andern Seite, auch 
ebenfo von allen bloß eingebildeten, ober von fulchen behaupteten Nutzungen, Nad- 
theilen und entgegengefeßten Entbehrungen, als Gegenfland der auszumittelnden Ent» 
ſchädigung abzufehen, melde von erft Fünftig beabfichtigten Vorkehrungen, Verände⸗ 
rungen, Unternehmungen und Erwerbungen bes Grundbefigers zc. abhängig find, beren 
demnächſtiger Eintritt folglich zur Zeit der Abſchätzung noch ungewiß ft. 

Snfoferne jedoch der Werth bes abzutretenden Gegenſtandes dadurch erhöhet 
worden, daß der bisherige Beſitzer innerhalb eines Jahres, nach erbaltener ‚Anzeige 
($. 3) von der Seitens der Unternehmer beabfichtigten Erwerbung, damit Berände- 
rungen vorgenommen bat, fo ift die dadurch bewirkte höhere Entihädigiingsforberun ng 
nur in fo weit zu berüdjichtigen, als durch foldhe Veränberung der Werth des in 
Anſpruch genommenen Gegenſiandes für die Eifenbahn- Anlage felbft erhöhet worden 
it. Kommt aber Die angezeigte Abſicht der Unternehmer nicht zur Ausführung, fo 
gebührt den babei Betbeiligten vollftändige Entſchädigung wegen aller Bermögens- 
Nachtheile, welche ihnen durch dieſe temporaire Dispofitionebefchränfung ermeislich 
verurſacht find, und haben die Unternehmer wegen eventueller Erſetzung dieſer Nach⸗ 
theile eine allgemeine Caution zu leiſten, deren Betrag von Unſerer Regierung be— 
ſtimmt werden wird. 

$. 6. Die Unternehmer haben, für bie ungeſtörte Berbinbung zwifchen den an 
beiden Seiten ber Bahn belegenen Ortſchaften und Grundflüden, Die erforderlichen 
Wege, Brüden, Uebergänge, Triften und Waſſerzüge, jo weit beren Vorrichtung durch 
—— nothwendig wird, auf ihre Koſten anzulegen und, ſo weit ſie 
ſich auf dem Grunde und Boden der Eiſenbahn und an den dazu gehörigen Anlagen 
befinden, zu unterhalten. Werben ſchiffbare Gewäſſer von der Eiſenbahn überſchritten, 
ſo muß dieſe ſo eingerichtet werden, daß dadurch der Schifffahrt kein Hinderniß in 
den Weg gelegt werde. Für die Unterhaltungskoſten der außerhalb des Grundes und 
Bodens der Ciſenbahn und ber dazu gehörenden Anlagen befindlichen, neu angelegten 
Werke, fo weit biefelben Die vor Anlegung der neuen Werke beftandene Unterhaͤltungs⸗ 
laft überfteigen, iſt den Betheiligten vollſtändige Entfhädigung zu leiften. Für bie- 
jenigen Vermögens -Nachtheile, welche Durch’ bie Aufhebung oder Verlegung ber vor⸗ 

Meet. Geſetzſammlung U. 12 
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handenen Wege, Triften und Waſſerzüge anderweitig entfichen, iſt außerdem voll- 
ſtändige Entfchädigung zu gemähren. 

Wenn zu öconomiſchen ober möuftriellen Zweden, "> Vollendung ter Eifen- 
babnanlage, noch anderweitige als bie bei Gelegenheit ber erften Gebietsabtretung 
feftgeftellte Uebergänge über Diefelbe zu den durch bie Bahn ahgefihnittenen Ländereien, 
ober auch neue Waflerzüge und Borflutbs-Anlagen nöthig werben folten, fo werben 
die Unternehmer, auf Berlangen bes Grundbeſitzers, ſolche herzuſtellen haben; bie ba- 
durch entftehenden Koſten bat jedoch der Grundbeſitzer zu tragen. Auch find der— 
gieichen fpäter begehrte Uebergänge nur dann zuläflig, wenn fie ohne Störung des 
Betriebes der Bahn angelegt werben können, und bleibt für die etwa über Diefe Frage 
zwifchen ben Grundbefigern und ben Unternehmern entftehenden Differenzen bie Ente 
fcheidung Unferer Regierung vorbehalten, 

Ten Unternehmern liegt es zur Pflicht, auch während ber Anlegung der Eifen- 
bahn die Communication möglihft wenig zu flören, und haben fie ben Durch geſtörte 
Communication etwa entitehenden hie ebenfalls zu übertragen. _ 

- Die Unternehmer baben fi ben allgemeinen und befonderen Anordnungen zu 
fügen, melde von Unferer Regierung Zwecks thunlicher Beſeitigung der Fenersgefahr 
getroffen werden. Wird in Folge derſelben eine veränderte Bedachung der in der 
Nähe der Bahn belegenen Gebäude erforderlich, jo find fie zum Erfaß ber besfallfigen 
Koften verpflichtet, fo wie fie auch in den Fällen, wenn ein Grunbbefiger; in Rüdficht 
auf die durch die Nähe der Eiſenbahn veranlaßte größere Feuergefährlichkeit, erweis⸗ 
lich zur Bezahlung höherer Aſſecuranzprämien, als bis dahin, genöthigt fein ſollte, 
den Mehrbetrag zu vergüten haben. 

$. 7. Sind nur einzelne Theile eines Vermögens⸗- Gegenſtandes zu der Eifen- 
bahn-Anlage in Anſpruch genommen, jo kann bie Abtretung bes Ganzen gegen voll- 
fändige Entſchädigung verlangt werden, 

A. von Seiten des bisherigen Eigenthümers, 

- 3) wenn ein Gebäude theilmeife abgetreten werben fol, 

2) wenn ein zu einem Gebäude geböriger und unmittelbar daneben belegener 
Garten ober Hofraum ober fonftiger Platz ganz oder auch nur theilweife ab- 
zutreten iſt, 

3) wenn Eins von mehreren zu bemfelben Gewerbe oder landwirthſchaftlichen Be— 
triebe gehörenden oder zu einer fonftigen gemeinfhaftlihen Benutzung beflimmten 
Gebäuden, vder ein dazu gebörender Plab abgetreten "werden foll und durch 
Abfonderung des verlangten Theils die Kortjegung des Betriebes ober ber bis⸗ 
berigen Benugung unmöglich gemacht werden würte, 

4) wenn bei Abtretung eines Theils von andern, unter 1, 2 und. 3 nicht erwähnten 
Grundftüden, der übrig bleibende Theil nicht. über 59 ſſPRuthen beiträgt, oder 
auf die frühere Weiſe überall nicht mehr benuht werben fann, 

5) wenn burch Abtretung einer Berechtigung bag Grundeigenthum, zu deſſen Vor⸗ 
theil fie beftehet, für feine Beſtimmung ganz unbraudbar würde; 

B. son Seiten ber Unternehmer, wenn ber Wert bes Ganzen, wovon ein 
= Iheil abzutreten it, durch dieſe Abtretung um drei Viertel ober noch mehr 
/ verringert wird. 

) $. 8. Die Unternehmer find verpflichtet, die auf dem von Ihnen zu erwerbenben 
x Orunbftüden laſtenden Steuern, Communal- und fonftigen öffentlichen Abgaben zu 
übertragen, 

Diejelben haben, : 

1) wenn fie das fleuerpflihtige Grundftüd in feinem ganzen Umfange erwerben, 

dieſer Verpflichtung daburch zu genügen, daß fie von Zeit. ber Erwerbung an 
bie bavon zu entrichtenden öffentlichen Abgaben ſelbſt zu leiſten haben, baher 
beun felbige in dieſem Halle niemals Gegenftand ber Entſchädigung werben. 

2) Erwerben fie aber nur einen Theil des Ganzen, jo wird ber Regel nach bie 
Steuespflichtigfeit bes abgetretenen Theils, ohne Nüdfiht auf ben Umfang 
befielben, auf den übrig bleibenden Theil übertragen, befien Beſitzer auch dafür 
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von ben Unternehmern volſſtändig zu entſchädigen iſt. Jedoch ſoll es dann, 
wenn ber abzutretende Theil mehr e bes Ganzen beträgt, ben 
Unternehmern freigeftellt fein, die Stenerlaft des abgetretenen Theils zur eigenen 
Tragung zu übernehmen, 

Mit Ausnahme der Jurisdictions⸗Verhältniſſe eines Grundſtücks und ber in ber 
ebengedachten Maße auf den neuen: Erwerber übergehenden Steuerpflicht, Abſchen mit 
ber bleibenden Abtretung befjelben an bie Unternehmer alle darauf haftenden dinglichen 
Rechte und Anfprüce. Alle in unmittelbarer Veranlaſſung ber Cifenbahn-Anlage ent« 
ſtehenden Unkoſten bei Berwaltung ber Surisdichoen nad Polizei find Die Unternehmer 
in denjenigen Fällen zu erflatten verpflichtet, wo bie Kontravenienten in die Koflen» 
erfattung verurtheilt, aber dazu unvermögend find, Für die. Polizeidanbhabung auf 
ber Eifenbahn und den dazu gehörigen Werfen und Anlagen werben jeboch bie Unter- 
uehmer, nach bem barüber von Ung zu ertpeilenden Reglement, auf ihre Koften ſelbſt 


‚ zu. forgen haben, fo wie ihnen. auch Die Derforgung ihrer verarmten Officianten obliegt. 


$. 9. Wenn ländlihe Grundflüde, die anfänglih zur Eifenbahn- Anlage herge- 
geben wurden, fpäterbin für ben Eifenbahnbetrieb entbehrlich werden — über welche 
Borfrage bei obmwaltender Differenz Unfere Regierung zu entfcheiden bat —, fo iſt 
die frühere Grundherrjchaft berechtigt, die Zurüdgabe folder Grundflüde gegen Ent- 
fhädigung zu verlangen, melde dann in die hiebevorigen Verhältniffe zurüdtreten, 
und gelten bei biefer Reerpropriation in Anfehung des Verfahrens ber den Unterneh- 
niern für die Zurüdgabe zu gewährenden Vergütung ꝛc. dieſelben Borfchriften, welche 
nad) gegenwärtiger Verordnung bei Abtretung der Grundſtücke an die Eifenbahn-Unter- 
nehmer zur Anwendung fommen. 

$. 10. Es bleibt den Unternehmern und ben Abtretungspflishtigen überlaffen, 
ih unter einander über alle bei der Abtretung zu regulirenden Berhältniffe, nament- 
lich alfo über den Umfang der Aötretung und ber zu grewäbrenden Entſchädigung 
gütlfich zu vereinbaren, fei es nun unmittelbar odır Durch Vermittelung ber zu foldem 
Zwede gemeinſchaftlich von ihnen angerufenen Orts-Obrigkeit. 

Iſt jedoch eine ſolche gütlihe Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu er- 
reichen, fo haben bie Unterneßmer die Regulirung der Abtretung bei ber zu ſolchem 
Zmede befonders conftituirten Erpro riations-Commf mmilßige in Antrag zu ftellen. 

Eine ſolche Commiffion wird fur eine jebe Cifenbahn- Anlage von Unferer Re- 
gierung beftellt werben, und fol felbige aus dreien Mitgliedern beftehen, wovon das 
eine, welches auch die Directorial- Sunctionen in der Commiffton zw führen bat, un- 
mittelbar von Unferer Regierung ernannt, die beiden übrigen aber von berfelben, auf 
ben Vorſchlag des Engern Ausſchuſſes Unferer Ritter» und Zandfchaft, beftätiget werben. 

Die Mitglieder der Commiſſion find für Das ihnen übertragene Geſchäft nad 
bem sub Litt. A. anliegenden Formulare befonders in Eid und Pflicht zu nehmen, 
und ift es ihnen überlaffen, fih mit der zu Den vorkommenden Bermeffungen und 
Schätzungen erforderlichen techniſchen Affiitenz zu verfehen, welche letztere jedoch nur 
zur Inſtruirung der Sache dient, Zweds ber allemal der Commiſſion felbit zuſtehen⸗ 
den, bie Betheiligten binderiden Lefinitinen Abſchäzung. Zur Führung ber über Die 
Verhandlungen enden Protocolle wird tie Co Us einen . Notaͤrius 
an. I 12.23 N WW A 
Cl bie Einfehreitung ber es (8.10) von 
ben De in Anſpruch genommen wird, hat ſelbige ſich an Ort und Stelle 
zu begeben, ſich unter Zuziehbung der Betheiligten von ben einſchlagenden rechtlichen 
und factifchen Verhältniffen anf das Genauefte zu unterrichten und fodann, nach ihrem 
Ermefien, entweder vor dem Begim bes Taxations-Geſchäfts oder während deſſelben 
oder nad) beffen Vollendung, immer aber vor Publication ihres Aueſpruches, noch⸗ 
mals den Verfuch zu machen, durch ihre Bermittelung cine gütliche Vereinbarung unter 
ihnen zu Stande zu bringen. Gelingt dies, fo hat Damit, für ben vorliegenden Fall, 
die amtliche Thätigkeit der Commiſſion ihre Endſchaft erreicht. 

Iſt eine gütliche Vereinbarung aber nicht gelungen, ſo hat die Commiſſion nach 
vernommener Erklärung der Betheiligten zum Protocoll und nach voraufgegangener 
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genauer Beſtimmung bes Object ber Abtretung ober bes anderweitigen Verhältniſſes, 
wofür die Entſchädigung zu leiſten, ben Werth deſſelben nach ben i egen⸗ 
ſwärtiger Verordnung enthaltenen Grundſätzen durch ſachverſtändige — auf 
das Genaueſte zu ermitteln und ſodann auf Den Grund dieſer Werth⸗Ermittelung den 
Entfhädigungsbetrag feitzuftellen, auch die hierüber getroffene Beſtimmung den In⸗ 
tereſſenten zu eröffnen. 

Dieſer Ausſpruch der Commiſſion bindet bie Betheiligten ‚ und zwar ben Ent⸗ 
fihädigungsbereihtigten zu Der Folge, baß er fogleih den in Anfpruch genommenen 
Gegenſtand abtreten muß, fobald ber barin feftgeftelte Entihädigungsbetrag wirklich 
geleiftet ift, für melden Fall bie Commiſſion fo berechtiget als verpflichtet ift, Die 
Unternehmer, unter Nichtbeachtung etwanigen Widerſpruchs der Gegenfeite, in ben 
Beſitz des abzutretenden Eigenthums oder fonftigen Rechts einzumweifen. 

Sollte jebody einer oder der andere Betheiligte ſich wegen vermeinter Mängel im 
Verfahren der Commiſſion dur deren Ausfpruch für prägravirt erachten, fo fol 
demfelben innerhalb 14 Tage .nad der Publication der Recurs an Unfere Regierung 
zmar frei ſtehen, jedoch wird ſich bie Determination Der Tehtert nur auf Die ver⸗ 
meinten Mängel im Berfahren beziehen und niemals die Zare felbft reformiren, fon- 
' dern eventualiter nur berfelben Commiſſi on wiederbolte Unterſuchung und Anferti⸗ 
gung neuer Taxen vorſchreiben, um auf den Grund derſelben einen zweiten Auoſpruch 
zu thun, wobei es dann ſein unabänderliches Bewenden behält. 


G. 12. Mag nun bie Entſchädigung durch gütliche Vereinbarung ober durch die 
Expropriations-Commiſſion beſtimmt fein, bei bleibenden Abtretungen erhält immer 
ber Grund -Eigenthümer die Entſchädigung für ben gemeinen, fo mie ben dauernden 
relativen Werth des Grundſtücks, und ift durch Ddenfelben ber berechtigte Nudnießer 
in der Weife zu entfchädigen, daß er letzterem alljährlih A Procent des. Capitalbe- 
trags auf die Zeit ber entbehrten Nubnießung vergütet, Deren Betrag ber Nußnicher. 
ihm eventualiter in Abzug zu bringen befugt fein fol. Der temporair relative 
Werth eines Grundflids wird befonders abgeſchätzt und ift zugleili bon Der Ero⸗ 
vrtations⸗Toinmiſſion, mit Bm Dalör dieſes Werthes und ber Dauer 
des temporairen Benutzungsrechts, zu beftimmen, wie bie fo ermittelte Summe zwi⸗ 
ſchen Grunbbefiger und Nußnießer zu vertheilen iſt. 


Hat ber Grund- Eigenthümer auf eine Eutſchädigung für bie ——— 
Grundſtücke verzichtet, oder ſich wegen ſolcher ohne Ausſpruch der Commiſſion mit den 
Unternehmern vereinbaret, ſo ſtehet es, in Ermangelung gütlicher Vereinbarung zwi- 
ſchen dem Grund⸗Eigenihümer und dem Nußnießer, letzterem frei, Die Ausmittelung 
° feiner Anſprüche durch Die Commiſſion zu verlangen und felbige dann von bem 
Grund-Eigenthümer durch die vorbezeichnete Zinsanrehnung wahrzunehmen. 


Zeitpäcter haben fi mit ber ſolchergeſtalt ausgemittelten Entſchädigung zu be 
gnügen und dürfen keine anderweitige Entſchädigungs-Anſprüche gegen ihre Verpächter 
erheben, es ſei denn, daß ſie ſolche auf ihren Contract zu begründen vermöchten. 

Hat bei einem a je der Orund-Eigenthümer, ben 
Erbpächter ober Büdner für Das abgetretene Terrain in natura entjchädiget, fo ge⸗ 
bührt ihm die Capital-Entſchädigung. If Dies aber nicht gefchehen, fo gebührt Die 
Sapital-Entihädigung für bleibende Abtretung dennoch, in fo meit bie Zinfen davon 
zu A Procent den Betrag des Canons nicht überfteigen, ebenfalls dem Grund-Eigen- 
thümer, und. ift die Entihädigung des Erbpächters ober Büdners dadurch zu be= 

wirken, daß ber von bem Areal zu entrichtende Canon in gleihmäßigem Betrage ab- 
‚gemindert wird. Zür biefe Abrechnung wird, bei einem vartirenden Canon, ber Be— 
trag deſſelben zur Zeit ber Abtretung als normirend angenommen unb iſt, wenn ber 
Canon in Roggen feftgefegt ift, derſelbe mit AO Schillingen a Sceffel zu Gelbe zu 
rechnen. Wenn aber, nah Erfhöpfung des Canons, die Eapital- Entihädigung nod) 
einen Ueberſchuß gewährt, fo gebührt diefer dem Erbpächter ober Bübner. 

$. 13. Zur Sicherung ber creditorifchen ober ſonſtigen dinglichen Anfprüde an 
bie abzutretenden Grundftüde treien folgende Beltimmungen, rin: 
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1) Beträgt ber von einem Grunbflüde abzutretende Theil, wohin jedoch bie Flächen, 
auf welchen Gebäude fliehen, nicht mit zu rechnen find, nicht mehr als fün 
Procent_von der Fläche bes ganzen Grunbftüds oder eines gemem Erz ver⸗ 
pfänbeten Güter⸗ CTomplexes, fo findet eine Berüdfihtigung ber creditoriſchen 
Verhältniſſe nicht ſtatt. Die creditorifchen Anfprüce ‚erlöfchen in biefem Fall 
ipso jure mit ber Abtretung, und Tann bie Auszahlung ber Entſchädigung an 
den Grundbefiger ohne Weiteres erfolgen. 

2) Iſt aber das abzutretende Srundftüd größer als fünf Procent von ber Fläche, 

oder beſtehet es in Gebäuden und es eriftirt ein orbnungsmäßiges Hypotheken⸗ 

buch, aus welchem alle Intabulirte Anſprüche zu erfeben, fo kann der Grund» 
befiger nur mit Einwilligung jämmtlicher intabulirten Creditoren die für bie 

Abtretung ermittelte Entſchädigung erheben. Wird von einem oder mehreren 

Greditoren — welchen dann, wenn aud ber Grundbeſitzer felbft auf alle Ent- 

ſchädigung Berzicht leiſten wollte, die Befugniß zuſtehet, bie Abſchätzung zu 

verlangen — der Auszahlun der Entſchädigung an ben Grundbeſitzer wider⸗ 
ſprochen und die Tilgung ihrer Forderungen durch die Entſchädigungsſumme, 
ſoweit ſolche Dazu ausreicht, in Anſpruch genommen, fo werben dieſe creditori- 
ſchen Forderungen zum Belauf ber darauf von der Entihädigungsfumme zu 
leitenden Zahlungen gelöfht und wirb an ihre Stelle nichts anders eingetra- 
gen. Die durch dies Berfahren entitehenden unvermeidlichen Koften tragen bie 

Unternehmer. . 

3) IR das abgetretene Grundſtüd größer als fünf Procent von ber Fläche, ober 
beftehet in Gebäuden, und eriftirt fein prönungsmäßiges Hypothekenbuch, aus 
welchem die intabulirten Gläubiger mit Sicherheit zu überfeben, fo wirb von 
ber Obrigkeit, gefchieht aber die Abtretung von einem ritterfchaftlichen Gute 
ſelbſt, von dem Patrimonialgerichte deſſelben eine dreimal zu inferirende öffent, 
liche Anzeige in den Landes-Intelligenzblättern erlaffen, durch melde befannt 
gemacht wirb, Daß der (nambaft zu macende) Grundbefiger von feinem (näher 
zu bezeichnenden) Grundflüde zum Zmwed ber Eifenbahn-Anlage N. N. [Ruten 
abgetreten babe, und werben alle Gläubiger, melde ein Realrecht an die ab- 
zutretenden Stüde behaupten wollen, aufgefordert, .fih innerhalb 6 Wochen, 
von ber erften Einrlidung in die Sintelligenzblätter an,. zu melben und ihre 
Anfprüche geltend zu maden, da fie, für den Hall der unterlaffenen Anmeldung, 
Damit prächudirt fein würden, ohne Daß bagegen Reftitution anwendlich wäre. 
ft eine folde Anzeige wegen mehrerer Grundftüde erforberlih, jo gefchieht 
Dies durch ein Eollertiv-Proclama. 

In den Fällen 2 und 3 haben die Unternehmer die Entſchädigungsſumme nie— 
mals Direct an den oder die Entfhäbigungeberedtigten, ſondern bei Gruntftüden, 
melde dem Domanio und Den Städten angehören, an bie Orts-Obrigkeit, bei ritter- 
fhaftlichen Gütern felbft aber an bie competente Zuftiz-Eanzlei zu zahlen, welche von 
Amtswegen darüber zu wachen haben, baß die creditorifchen Rechte auf bie vorge- 
fhriebene Art gefichert werden und ber Entfhädigungsbetrag demgemäß zur Auszah- 
lung gelange; und bie Quittung ber Obrigkeit liberirt bie Unternehmer von ihrer 
Zahlungs-Berbindlichfeit. 

Inſoferne ein Gläubiger der Auszahlung der Entjhädigungefumme an ben 
Grundbefiger wiberjpricht, muß berfelbe die davon auf feine Forderung geleiftete Zah— 
lung annehmen, wenn auch feine Kündigung voraufgegangen iſt und die Entſchädi— 
gungsfumme auch nur einen Theil feiner Forderung ausmacht. 

Bei Erbpäctern und Büdnern findet eine Berüdfichtigung ber creditorijchen Ver— 
hältniffe erft dann ftatt, wenn ihnen eine Sapital-Entfchäbigung nach dem 8. 12 ſelbſt 
zu heil wird. | 

$. 14. Sämmtliche Koſten Des Verfahrens behuf Ausmittelung und Zahlung 
bes Entſchädigungsbetrags ind von ben Unternehmern. zu, tragen; jedoch find bie 
Koflen eines etwaigen Recurſes an —— Kegierung ($. 11) dahin nicht zu rechnen, 
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Sebed Mitglied ber Expropriations⸗Commiſſion erhält täglich, während ber Dauer 
bes Geſchäfts, an Honorar und Bergütung für Defrayirungstoften, mit Einfluß von 
Irinfgeldern, Quartiergeldern zc., fünf Rthlr. NZwbr. und für jebe wirklich zurüt- 
gelegte Meile, inch. Ehauffeegeld, 1 Rthlr. 16 l. Nr. 

Wir befehlen demnach allen Behörden, fo wie Jedermann, den es angehet, in 
vorkommenden Fällen nad) Unferer gegenwärtigen Verordnung fih genau zu achten. 
An dem gefihichet Unfer gnädigfter Wille und Meinung. Gegeben ‚ burd Lnfere 
Regierung, Schwerin am 29. März 1845. 


Friederich Franz. 
Verordnung 


in Betreff der Verfäußerungs-Verpflichtung 
behuf Eifenbahn-Anlagen zur Verbindung ber 
Seeſtädte mit der Berlin: Damburger Bahn. 


Anlage A 
Eid der Mitglieder der Erpropriations-Eommiffion. 


IH N. N. gelode und ſchwöre, bag nachdem ih von dem Allerdurchlauchtigften 
Fürften und Herrn ꝛc. 2c. zum Mitgliede der Commiffion zur Negulirung ftreitiger 
Berhältniffe bei Abtretung umd Hergabe von Grund - Eigentfum und anderen Rechten 
behuf der ... Eifenbahn, ernannt und beftellt worden bin, ich bei Diefem mir anver- 
traueten Gefchäfte aufrichtig und redlih zu Werke gehen, mich dabei weder durch 
Gunft oder Ungunft, Freundſchaft oder Feindſchaft, noch durch Verheißung oder Dro- 
bung, Geſchenk oder Gabe vom rebligen Verfahren abwendig machen laſſen, ſondern 
dem Geſetze gemäß mich überhaupt fo verhalten will, wie es einem rechtſchaffenen 
Mitgliede befagter Commiffion gebührt und ich es vor Gott, meinem Gewiſſen und 
Jedermann zu verantworten mid getraue. Sp wahr mir Gott helfe durch unjern 
Heiland und Herrn Jeſum Chriftum. 


D. Fideicommißſtiftungen. 


1358. Ungüũltigkeit unbeſtätigter Fideicommißſtiftungen. 
27. Auguſt 1803. 


Friederich Franz ic. Unſern ꝛc.! Wir laſſen euch, auf eure unterthänigſte 
Bitte vom 19. v. M., ad acta generalia der Fideicommiſſe in Unſern Landen, 
biedurdh in Gnaden unverhalten fein: daß es ber von euch nachgeſuchten Juterpre⸗ 
tation des $. AA5 des Landesgrundgefehlichen Erbvergleihs nieht bedarf. Nach rinem 
beitändigen Lehnsgebrauche iſt Die eigenmächtige Anordnung von Fideicommiſſen in 
hieſigen Landen von dem Landes- und Lehnsherrn nie zugelaſſen. So wie das von 
euch in Bezug genommene Reſponſum vom 5. October 1751 an ben Doctor Weber 
in Roftod, und ber unterm 15. Juli 1754 von, hiefiger Lehn- Sammer an ben 
Kaiſerl. Reichshofrath 'erftattete Bericht dieß ſchon aufer Zweifel fegen; fo ift darin 
durch den oberwähnten $. 445 des Landesvergleichs nichts abgeändert, vielmehr nur 
das Verſprechen ertheilet worden, hinführo demſelben zwar nicht entgegen fein zu 
wollen, ſedoch anders nit als mit bem Vorbehalten, Daß zusor eine allgemeine 
Zandesordnung vereinbaret werben müſſe. Da num eine ſolche Landesordnung noch 
nicht gemacht iſt; fo bleibt es Diefermegen noch beim Alten, wie die Natur der Sache 
und Obfervanz es mit fi Bringen. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 27, Auguſt 1803. 


An den Regierungsrath Baron von Hammerftein 
und ben Aittmeifter von Lowtzow auf refp. 
Retzow und Klaber. 
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1330. Publication fdeieummiffarifeher Stiftungen. 16. Rov. 1803. 


| Friederich Franz sc. Der Grundſatz, daß eine jede Fibeicommiſſification, in⸗ 

ſoferne ſie auf die Rechte dritter Perfonen Einfluß haben fol, zuvor gemeinfündig 
gemacht werden müſſe, liegt ſo ſehr in der Natur der Sache, daß nicht abzuſehen iſt, 
wie das Verſprechen einer Vereinbarung mit Unſern Landſtänden über eine allge— 
meine Landesordnung für Fibeicommife und Majorate in Fpho 445 des 8.-©.-G.- 
Erbvergleichs Daran etwas ändern, oder benfelben follte unwichtig machen können, mie 
es bern auch nicht einmal Zweifel leiden Tann, daß, wenn Die gedachte Landes - Örd- 
nung noch weiter nöthig gehalten werben und einmal gegeben werben follte, Darin bie 
Publication ber Fideikommiſſe als eines der mefentlichften und ganz unumgänglichen 
Erforberniffe ausdrücklich wird nahmhaft gemacht werden. 

Haben euch auf Eure anderweitige Vorftellung vom ehegeftrigen dato, bie Er- - 
-Märung bes beregten Sphi im Landesvergleiche betreffend, in Gnaben, womit ꝛc. . alfo 
anfügen wollen, Gegeben ze. Schwerin den 16. November 1803. 

| Ad’ Mandatum Serenissimi proprium. 
Herzogl. Medl. zur Lehn = Kammer verorbnete Yräpen, 


Geheime⸗ und Räthe, 
An den en Baron von Hammerftein 
und ben Rittmeiſter von Lowtgow refp. auf 
Retzow und Claber. 


1360. Landes⸗ und Lehnsherrlicher Conſeus zu. aieiconmis· 
ſtiftungen. 22. Novbr. 1310. 


Friederich Franz 2. Wir geben euch auf eure Anfrage som 6. d. M. im 
Betreff bes Nachtrages zu bem, von bem verftorbenen Landmarſchall Grafen von 
Dahn errichteten Zeftament, bei Zurüdgabe ber Anſchlüſſe hiedurch zum Beſcheiden 
daß, wenn auch in der Dispofition des, Teſtators die Abſicht, ein Fideieommiß zu 
begründen, liegen ſollte, fie doch allemal ohne Wirkung iſt, da die Conſtituirung eines 
Fideicommiſſes ohne ausdrüdlihe Einwilligung des Landes- und Lehnsherrn ungedenk⸗ 
bar if, Wornach ac. Gegeben ıc. Schwerin den 22. November 1810. 


Friederid Franz. 
An das Hof⸗ und kandgericht zu Güſtrow. 


1361. Conſens zu Sideicommißsftiftungen in Allodialvermögen. 
23. Februar 18L1. 


Friederich Franz ꝛc. Wir laſſen euch in Antwort auf eure Anfrage vom 
18. d. M. biemit gnädigſt unverhalten ſein, daß die Errichtung eines Fideicommiſſes 
in Allodialgütern oder in ſonſtigem Allodialvermögen, zu ſeiner Gültigkeit Unſerer 
Landesherrlichen Beſtätigung allerdings, und ‚zwar bei Landgütern vallemal, bei ſon— 
ftigem Bermögen aber auch in allen Fällen bebarf, wo bie Verpflichtung weiter als 
auf den erften heredem fiduciarinın hinausgebet, oder Die Dispofition durch an- 
geordnete Unverſchuldbarkeit, Unveräußerlichkeit und dergleichen, Ra allgemein 
verbindliche Wirkungen hervorbringen foll. 

Wornach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin den 23. Februar 1811. 
Friederich —J— 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrom. 


1362. Errichtung einer gißelcommißbrhörde. ‚216. Juni 1842. 


Friedrich Franz 2. Wir finden Uns, im, Einverfländniffe mit Seiner. König- 
lichen Hoheit dem Großherzoge von Medienburg-Strelig und nad verfaſſungsmäßiger 
Berathung mit Unfern getreuen Ständen, gnädigſt bewogen, hierdurch zur lcher- 
wachung der ‚über Landgüter in Medlenburg errichteten und noch zu errichlenten 
Samilien- Fideicommiſſe eine eigene Behörde unter den nachfolgenden eu 
3“ — F 
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F. 1. Dieſe landesherrliche Fideicommiß⸗Behörde hat — vorbehältlich anderer 
ſpäterhin ihr etwa zuzuweiſender Geſchäfte — 

1) diejenige Aufſicht auf die beſtehenden Fideicommiſſe zu führen, welche durch den 
Inhalt der Stiftung vorgeſchrieben oder ſonſt aus allgemeinen Gründen 
nöthig iſt; 

2) Diejenigen generellen oder ſpeciellen Aufträge in Fideicommiß— -Angelegenpeiten 
auszurichten, welde ihr von ber Landes⸗ -Regierung werden gemacht werben; 

‚3) Diejenigen abdminiftrativen Beforgungen, welde in ben einzelnen Stiftungg= 
Acten ber auffehenden Behörde zugewiefen find, zu befchaffen, unb 

4) zu entſcheiden, wo, in ben einzelnen GStiftungs-Acten der Entſcheidung ber aufs 
fehenden Behörde etwas überlaſſen iſt. 

F. 2. Alle bereits beſtehenden Fideicommiſſe über Landgüter unterliegen auch 

ben Beftimmungen diefer Verordnung, doch kann es den einzelnen Fideicommiß-⸗Be⸗ 
fitern, auf motivirten Antrag, von der Landes= Regierung ausnahmoweiſe geftattet 
werben, noch einftweilen in ben bisherigen Berbältniffen zu einer beitebenden Auffichte- 
Behörde zu bleiben. Ein folder Antrag Tann aber nur Dann eventuelle Berüdfichtt- 
gung finden, wenn er fpäteftens binnen 6 Monaten nad Publication diefer Verord⸗ 
nung bei ber Landes-Regierung angebracht iſt. Es ſteht jedoch auch in dieſen Aus- 
nahmsfällen dem jedesmaligen Fideicommiß-Inhaber frei, in das Durch dieſe Verord⸗ 
nung begründete Verhältniß überzutreten, wobei es ſodann fernerhin fein Be— 
wenden behält. 

$. 3. Gegen bie Inhaber der Fibeicommilfe, welche ftiftungsmäßig ober auf 
ben Grund biefer Verordnung zu gewiſſen Leiſtungen oder Handlungen verbunden ſind, 
oder gegen welche eine adminiſtrative Verfügung von der Fideicommiß⸗ Behörde anzu⸗ 
ordnen iſt, ſteht dieſer eine gleiche Berechtigung zu, wie ſolche den Behörden des 
ritterfchaftlichen Eredit- Vereins im Berhältniffe zu Mitgliedern dieſeg Vereins zur 
ſchnellen Erwirkung der Ererution und event. Sequeftration beigelegt iſt. 

$..4. Die Entfheidung ftreitiger Rechtsverhältniſſe flieht ber Fideicommiß⸗Be⸗ 
hörde nicht zu, außer wo in ben Stiftungs-Acten befondere Vorſchriften deshalb ent- 
halten find. In Fällen, wo über Die Competenz Zweifel obwaltet, entſcheidet Darüber 
die Landes-Regierung. 

6 5 Die Landes» Regierung bleibt nach wie vor oberauffebendbe Bebörde für 
gefammte Fideicommiſſe, imgleihen Recurs-Bebörbe in allen biefelben betreffenden, bei 
diefer Sideicommig-Behörbe vorfommenden nicht flreitigen Angelegenheiten. 

$. 6. Diefe Unfere Fideicommiß-Behörde befteht aus fünf Mitgliedern, und 
zwar aus: 

1) einem Ianbesherrlihen Commiſſarius, 

2) zwei Mitgliedern der Hauptbirection bes ritterf&haftlichen Credit⸗Vereins, 

3) zwei von fämmtlihen Fideicommiß- Inhabern aus beiden Lanbestheilen zu 
wählenden Deputirten. ' 

Sie hat ihren Sid für jegt in Rofod und führt ein eigenes Official 
Siegel. 

$. 7. Der Commiſſarius wird von Uns und von Seiner Königlichen Hoheit 
bem Großherzoge von Medlenburg-Strelig gemeinfam, nad zwiſchen Uns und Ihnen 
über feine Wahl und Amtsdauer zu treffender Vereinbarung, beftellt. 

$. 8. Welche Mitglieder aus der Dauptdirection des ritterfchaftlichen Erebit- 
Vereins zu diefer Behörde gehören follen, hängt von der Vereinbarung ber ‚Erfteren 
unter einander ab. 

6. 9. Die Deputirten ber Fideicommiß⸗Inhaber werben von benfelhen jedes⸗ 
mal auf die Dauer von 6 Jahren durch Simmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. 
Doch ſteht es ihnen ausnahmsmeife für das erfte Mal frei, auch Beſitzer ſolcher 
sitterfchaftlicher Güter zu wählen, über welche Fein Fideicommiß errichtet iſt. 

$. 10, Nach Beflellung des Iandesherrlihen Commiſſarins und Deſignirung 
ber Mitglieder aus ber Hauptdirection bes ritterfchaftlichen Erebit-Bereins werden Dies 
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felben eine Verſammlung ber Gibeicommiß- Jnhaber zum Zweck ber vorgunehmenden 
erften Wahl nah NRoftod berufen. 

. Spätere berartige Wahlen finden regelmäßig mährenb der Dauer bes Landtags 
reſp. zu Sternberg und Malchin am Tage nad dem allgemeinen Wapltage unter Lei» 
tung ber Sibeicommiß- Behörde in einer bejondern VBerfammlung ber Fibeicommiß- 
Defiger Statt, ohne jedoch dadurch eine Störung ber Landtags-Geſchäfte zu veranlaffen, 

Sjeber wahlberechtigte Fideicommiß⸗Beſitzer muß ſeine Stimme perſönlich abgeben, 
und ſind die Abweſenden an die Wahl der Anweſenden gebunden. 

S. 11. Die Hauptdirection bes ritterſchaftlichen Credit⸗Vereins wird, ſobald fie 
bie Vereinbarung über bie aus ihr zu ernennenden Mitglieber befchafft hat, bei beiben 
Landes-Regierungen davon Anzeige machen. 

on ben durch bie Sideicommiß = Beſitzer getroffenen Wahlen werden das erſte 

Mal der ſodann bereits ernannte landesherrliche Commiſſarius und bie Mitglieder aus 
ber Hauptbirection bes ritterſchaftlichen Credit⸗Vereins, bei künftigen Wahlen aber die 
Sideicommig-Behörbe ſelbſt eine gleiche Anzeige machen. 

$. 12. Sämmtlihe Mitglieder diefer Behörde haben einen Amtseid zu leiſten, 
durch welchen ſie gewiſſenhafte und unparteiiſche Erfüllung ber: ihnen obliegenden 
Pflichten verfprechen. 

Ueber die Conſtituirung biefer Behörbe, fo mie fiber- fpätere Veränderungen in 
ihrem Perfonale wird die Landes- Regierung jebesmal öffentliche Bekanntmachungen 
durch das offictelle Wochenblatt ergehen laſſen. 


 .$ 13. Der Behörde werben ein Synbicus und ein Serreiair, welcher zugleich 
die Geſchäfte eines Regiſtrators und Expedienten beſorgt, beigegeben, welche gleichfalls 
mit einem Dienſteide belegt werden. Ihre Wahl ſteht der Fideicommiß⸗Behörde zu, 
welche ſich auch wegen ihrer Honorirung und Entſchädigung mit ihnen vereinbaren wird. 

$. 14. Die Leitung ber Geſchäfte gebührt dem landesherrlichen Commiſſarius 
und bei befien Behinderung dem älteflen anweſenden Mitgliede aus ber Hauptdirection 
bes ritterjchaftlichen Credit⸗Vereins; doch. haben alle Mitglieder gleiches Stimmrecht 
und die Majoritat entfcheidet. Die Mitglieder der Fibeicommig-Behörbe haben ſich 
in eigenen Angelegenheiten folder Angehörigen, welche bis zum britten Grabe exelu- 
siye (civiler Computation) mit ihnen bintsverwanbt oder verfhwägert find, ber 
Iheilnabme am Botiren und Deeretiren zu enthalten. 


$. 15. Wenn gleih im Allgemeinen die nöthigen Anordnungen hinſichtlich des 
Gefäfts -Betriches ber Behörde überlaffen bleiben, fo foll doc regelmäßig jährlich 
eine Zufammenfunft ftattfinden. Außerordentliche Berfammlungen convocirt der Diri- 
gent, fo oft fie erforderlich werben. 

6. 16. Sämmtliche Mitglieder ber Fideicommiß⸗Behörde verwalten das ihnen 
ſolchergeſtalt übertragene Amt als ein Ehrenamt — jedoch werden ihnen die 
gehabten Auslagen nach ben darüber bet dem‘ ritterfchaftlichen Credit⸗Vereine geltenden 
Grundſätzen vergütet. 

$. 17. Mit einzelnen, außerhalb bes Sihes ‚der Behörde vorzunehmenden Ge- 
fhäften ftebt es berfelben frei, ein Mitglied ober eine ſonſt qualificirte Perſon zu 
beauftragen. 

Im Iehtern Falle hat: ber Beauftengte zuvor ein fehriftliche Verſicherung an 
Eidesſtatt dahin auszuftellen, daß er das ihm übertragene Geſchäft nach beſtem Ver⸗ 
mögen zweckmäßig und unparteiiſch ausrichten wolle. 

Es iſt Sache ber Behörde, ſich in ſolchen Fällen über bie Honorirung bes Be⸗ 


auftragten mit demſelben zu vereinbaren. 


8. 18. Die Gehalte des Syndicus und des Secretaire, fo wie bie denſelben und ben 
Mitgliedern der Behörde zu erflattenden, imgleichen fonflige von ber letztern gemachte 
Auslagen und andere gemeinfame Koſten werden von ben Fideicommiß⸗Inhabern zu⸗ 
fammengebradyt, und zwar bis auf weitere Beflimmung pro rata bes Hufenſtandes. 
Bo aber für einzelne Fideicommiſſe beſondere Koſten entfliehen, find biejelben von bem, 
eventualiter ben aa ac Fideitommiſſen pro rata zu. berichtigen. 
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‚Die Koſten-NRepartition ſteht der Fidelemmiß-Behörbe zu und ſindet bagıgen 
nur ein Recurs an die Landes-Regierung Statt. 

Beſtimmungen in ben ‚einzelnen Stiftungs-Aeten dahin, daß ben Mitgliedern be 
Fideicommiß⸗Behörde beſondere Vergütungen gezahlt werden ſollen, ſind unzuläſſig. 

8. 19. Wo in einer beſtehenden Stiftungs-Acte der aufſehenden Behörde eine 
beſtimmte Remuneration zugeſichert iſt, haben die Mitglieder der Fideicommiß-Behörde 
darauf keinen Anſpruch. Darüber jedoch, ob die Mitglieder bisheriger Auffihts ⸗Be⸗ 
hörden perfönlichen Anjpruch auf bie Sortdauer biefer Remuneration haben, entfiheidet 
bie Landes Regierung. In feinem alle: kann eine ſolche Remunrration über bie 
Amtedauer des jetzt Berechtigten hinaus fortdauern. 

$. 20. Die Behörde tritt mit dem 1. October d. 3. In Wirt amkeit. Unſere 
Landes⸗ -Regierung wird es veranlaffen, daß biefelbe noch vorher durch Die bisherigen 
auffehenden Behörden, fo viel möglich, son den beſtehenden Stiftungen völlig. aus— 
reichende Kenntniß erhalte. Wonach ein Seder, den es angeht, m zu en GOe⸗ 
geben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 16. Juni 1842. 


öriebrig Franz., 
Verordnung, 


betreffend die Errichtung einer die 
Fideicommiſſe tiber Landgüter beauf⸗ 
ſichtigenden Behörde. - _ 


1363. Anfang der irkſamkeie im Fideicommißbchörde 
HR Auguſt 2842. 

Friedrich Franz ac. "Da mehrfache unvermeidliche Umſtände es unmöglich 
machen, daß die Wirkfänfeit der bie Sldeicommiffe über Landgüter beauffitigenden 
Behörde mit dem 1. October db. 3. in Thätigkelt tritt; fo mollen Wir, unter Auf- 
hebung der Betreffenden: Bekimmung in F. 20:Ter Verordnung vom 16. Juni d. J., 
folhen Termin hiedurch auf ben 1. Yanıar 1843 feitfegen, und bem zur Folge Die 
Vorſchrift in S. 10 gedachter Verordnung dahin modificiren, bag die Berfammlung 
bet Fideicommiß⸗ Indaber zum Zweck der vorzunehmenden erſten Wahl ihrer Depu— 
tirten nicht in Roſtock; ſondern auch diesmal ſchon während der Dauer bes biesjährt- 
gen Landtages zu Malchin, am Tage nad. bem allgemeinen Wahltage, Stutt 
finden fol. — 

Gegeben, durch Unfere Regierung Schwerin am 18, Auguft 1842. 


Bene Franz. 


€. on öffentlichen Auctionen. 


1304. Berechtigung des Canzleiauctivnarius in — 
13. Auguſt 2774. 

Friederich, Herzog zu Mecklenburg sc. Wann Uns Unſer Canzley - Schreiber 
und Aurtioterins. Ahrens, befhmerend unterthänigk angezeigkt, wasmaſſen, feines ihm 
sub date den 29. Auguft 1764 eriheilten Privilegki, ohngeachtet, durch bie biefigen 
Notarien dieſem Privilegio entgegen gehandelt, und von felbigen ſowohl zum Schaden 
des Public, in Hinſicht der mehrern, Auctionsgebühren, als befonders auch zu feinem 
Nachtheil Die vorkommenden Auctiones verrichtet wärben, mit unterthänigfier Bitte, 
Wir geruheten ihn bey: feinem Privilegio gnädigſt zu ſchützen; So befehlen Wir bie- 
mit allen und jeden, befonberft aber den geſammten Notarien ‚gnäbigit auch bey Bers 
meibung ber Strafe bed. Verlufles ber Auctionsgebichren und anderer willkührlicher 
Ahndung ernftlih, und wellen: daß fe fi, fortan. aller und jeder vorkommenden ge- 
richt⸗ und auſſergerichtlichen Unetionen, nur allein diejenigen, welche von ben Ries 
dergerichten erbaunt find, ausgenommen, gänzlich enthalten und ſolche einzig und 
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allein Unferm gnäbigft beſtelleten Anetionario Ahrens: überkafien, Diejenigen auch, welche 
ſolche Auctienes verauftalten, benfelben nur allein dazu abhibiren follen. 

Damit nun Niemand fih mit ber Unwiſſenheit entſchuldigen könne, haben Wir 
biefe Unſere gnädigſte Willensmeyuang durch bie. a ri befannt machen 
zu laſſen befoplen. Gegeben 2c. : Schwerin, den 18. Auguſt 1774. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Herzogl. Pa zur Regierung verorbnete Prafident, 
Geheime⸗ und Räthe. 


1365. Recht der Amtsactuarien auf die vom Amte verfügten 
Auctionen. 20. October 1803. 

Friederich Franz . Bir ertheilen euch, nach Verleſung eures Berichts über 
die dem Kaufmann Taufc in Sternberg inhibirte Haltung freiwilliger Auctionen in 
Unferm Amte Sternberg, hiermit zur Antwort: daß bie Amts«Actuarli auch in Unſern 
Domainen nur auf Die Auctionen ein ausſchließliches as erlangen können, Es 
durch ein Decret des Amts verfügt werden. 

Gegeben se. Schwerin, den 29. ODctober 1803. 

Ad Mandainm Serenissimi proprium. 
Herzogl. —————— zur Regierung verordnete räpbet 
le und Räte, 
An ben Droſt von Suckow gu Warin. 


13686. Brivilegium des Noſtocker ‚Sanzleianetionarius, 
4. April 1809. 

Friederich Frauz 1. Fügen hiemit öffentlich zu. wiſſen bag Wir dem Can- 
didatum juris Ludwig Bernhard Voß, nachdem berfelbe zuvor zur Sicherheit des 
Publicums eine Caution auf Tauſend Rthir. RZwor. durch einen annehmlichen Bür⸗ 
gen beſtellet, zum alleinigen Äuctionarins in Anſehung aller derjenigen Auctionen, 
welche auf dem Lande, in Concurs ober: Vormundſchafts⸗Sachen, von Unſrer Juſtiz⸗ 
Canzlei zu Roſtock werden angeordnet werden, ernannt und beſtellet, auch ihm hiedurch 
ausdrücklich die Macht gegeben haben, alle ſäumige Zahler, wes Standes oder Weſens 
fie feim mögen, nad Verlauf von 14 Tagen, vom Tage des Ankaufs gerechnet, ohnr 
vorgängiges gerichtliches Anrufen, aus eigener, ihm Kraft dieſes beigelegten Auctorität, 
auf at Tage, wegen ihrer- Auctions-⸗Schulden, zu vermarnen, nad beven Ablauf und 
nicht erfolgter Bezahlung, aber durch einen des Endes von Unferm Commandanten in 
Roſtock zu requirirenden Soldaten dieſe Auctionsrückſtände executiviſch beizutreiben. Ur⸗ 
kundlich haben Wir dieſe Unſre Verordnung eigenhändig unterzeichnet, und zu jedermanns 
Wiſſenſchaft und Nachachtung durch bie hieſigen Anzeigen bekannt en laſſen. 

Gegeben ꝛc. em, den 1. April 1809. | 

Sriedberih Franz. 


11907. Beſtallung des bofs. und Iaudgerichtlichen Anctionarius. 
2 Deee mber 1809. 

Mir Friederich Franz ꝛc. Thun kund und geben hiemit Bffentlich zu ver- 
nehmen: daß Wir auf unterthänigſte Bitte, auch nus fon Uns bazu beivegenden 
"Urfahen und Gnaben, ben Wohlgelahrten Unfern Hof- unb Landgerichts » Kanzelliften 
lieben Getreuen Franz Ludwig Driefch zu um gu Unſerm Unztionarind- dajelbſt 
Kraft dieſes ernannt haben. 

Immaßen Wir ſolches hieburch wiſſend⸗ und wohlbebächtlich thun, dergeſtalt, daß 
derſelbe, nad vorher geleiſteter genügender Caution alle und jede in Unfrer Stadt 
Guſtrow vorkonunenden Auctionen ſowohl von Möbeln als Büchern, nur die, welche 
von den dortigen Niedergerichten erkannt, und wie bisher alſo auch künftig durch den 
Stadtſecretair oder Metuarium Judicii au beforgen find; ausgenommen, allein ver⸗ 
richten und Dazu von jedermann, ber einen öffentlichen Verkauf und Ausruf anftellen 
will, ohne Ausnahme gebraucht werben foll; jebocd mis Dem auodrücklichen Bedinge, 
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daß er für jeden Tag, an welchem er Auction hält, überhaupt nicht mehr als zwei 
Nthlr., oder auch von einem jeben in ber Auction gelöfeten Reichsthaler zwei 
Schillinge ben Intereffenten abfordern, and benfelben hierunter ſchlechterdings bie 
Wahl Iaffen, und übrigens in Diefem feinen Amte fi allemal gewiſſenhaft, reblid und 
unverweislich verhalten ſoll, als lieb ihm fein kann, Unſre Ungnade, auch nach Bes 
finden andere willlührlihe Strafe zu vermeiden. 

Gegeben sc. Schwerin, den 8. December 1809. 


Beftallung als Auctionarius für den Hof: und 
Landgerichts: Ganzelliften Driefch zu Güſtrow. 


1368. Bon Verkauf — Effeeten im. — 
23. Februar 181. 


Friederich Franz ı. Unſern ac. Wir geben euch auf eure Vorſtellung und 
Bitte vom 20. d. M. im Betreff der Abhaltung ber Auction über den Mobiliar- 
Nachlaß des mail. Pächters Frand zu Paftin, bei Zurüdgabe ber eingereichten, Akten 
hiedurch zum Befcheide: daß dem Geſuche nicht gewillfahrt werben könne, ba der Ge— 
richte» Actuarıus auf Feine andre als gerichtlid verfügte Auctionen ein Anrecht haben 
Tann, bier aber von den Bolljährigen und der Curatel der minderjährigen Frandſchen 
Kinder ein außergerichtlicher Verkauf beweglicher Effecten veranſtaltet iſt, welches nir- 
gends verboten, mithin dem freien Willen der Eigenthümer und der Verantwortung 
der dazu gehörigen Vormünder überlaſſen geblieben iſt, woher ihr denn zu der Ver— 
fügung in Nr. 67 eurer Akten nicht die mindeſte Befugniß gehabt habet, und ber 
euch von Unſerm Hof⸗ und Landgericht in Nr. 92 annoch freigelaſſene, von euch aber 
natürlich und geſtändlich nicht zu fübrende Beweis voller Ueberfluß if. 

er den 23. Februar 1811. 

- Ad Mandatum Serenissimi propriuın. 
Derzogl. Medtenburgifche zur Regierung verordnete Präfibent, 
—— und 
An das Amt Sternberg zu Warin. 


1360. Breibeit in der Wahl des Auctionators bei außergerichts 
lihen Berfäufen. . O. Juni 1821. 


Dem — — bleibt unverhalten, daß nur in ſolchen Fällen, ba von dem Amts: 
gericht auf Öffentliche Feilbietung erkannt tft, Ihm Die Abhaltung der Auctionen ge— 
bührt, in allen andern Füllen es aber‘ der natürlichen Freiheit eines jeden Eigen⸗ 
thümers überlaſſen bleibt, auf melde Art er das Seinige veräußern und wenn er 
eine Auction befchließt, durch wen er fle abhalten laſſen will. 

Schwerin, den 9. Juni 1821. 


An den Amtsactuar N. zu R. 


1370. Gebühren des Güſtrowſchen a 
19. Juli 1825. 


Friederich Franz ar. Unſern ꝛc. Wir laſſen euch auf euren Bericht. wegen 
ber Gebühren des dortigen Canzlei⸗-Auctionutors zu eurer Nachricht und Nachachtung 
biemit unserhalten fein, daß berfelbe Tein Recht hat, mehr zu fordern, .. ald zwei 
Schillinge Auctions-Gebühr a Thlr.; und Erſatz ber Auslagen für. Snfertion, Ausruf, 
Stempel und üblihes Tagelohn für Aufwartung bei ben Auctionen. 

Wenn er jedoch bie Verzeichniſſe der Bücher oder anderer Sachen ſelbſt auferti⸗ 

gen muß, fo ift ihm dafür. eine Memuneration nad Berhälmig ber. dabei erforderlich 

geweſenen Arbeil zu bewilligen. 

Bornach ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, den 19. Juli 1825. — 
Friederich Franz. 

An die Juſtiz⸗Canzlei zu Guſtrow. 
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Bir Frieb erich Franz ꝛc. ag hiemit üffentlich zu wiſſen, bag Mir, nad 
erfolgten Ableben bes bisherigen Auctionators, Commiſſionsraths Schulte hieſelbſt, 
ben Advocaten Chriſtian Friederich Johann Dolberg hieſelbſt, welcher zuvor zur 
Sicherheit bes Publicums Caution auf Eintanſend Rthlr. NZ3wor. beſtellet, wiederum 
zum hieſigen Auctionntor ernannt und beſtellt haben, dergeſtalt und alſo, daß derſelbe, 
mit Ausnahme der von den hieſigen Riedergerichten erkannten, alle ſonſtige gerichtliche 
Auctionen in hieſiger Stadt allein und ausſchließlich abhalten, und wenn es gleich bei 
allen andern vom willkürlichen Entſchluß der Verkäufer abhängenden Auctionen fortan 
eines jeden Entſchlieſſung überlaſſen bleibt, ſie durch ihn, oder eine beliebige andere 
Perſon vornehmen zu laſſen, doch ihm ausfchließlich hiedurch die Befugniß ertheilt 
fein fol, ‚alle ſäumige Zahler, welches Standes fie fein mögen, nad) Verlauf von 1A 
Tagen vom Tage des Ankaufs gerechnet, ohne vorgängiges gerichtliches Anrufen, aus 
eigner, ihm kraft dieſes beigelegter Autorität auf acht Tage wegen ihrer Auctions- 
Schulden zu verwarnen, nach deren Ablauf und nicht erfolgter Bezahlung aber durch 
einen, des Endes von Unſerm hieſigen Commandanten zu requirirenden Soldaten dieſe 
Auctions⸗Rückſtände excutiviſch beizutreiben. | 

Urfundlih haben Wir dieſe Unſre Berorbuung eigenhändig ——— und zu 
jedermanns Wiſſenſchaft und Nachachtung durch das officielle m und die 
biefigen Sintelligenzblätter befannt zu machen befohlen, 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 7. April .1830, 

Srieberid Gran: 


1372. Beitallung und Gebührenreglement für — Guftron · ſchen 
Canzleiauetionarius. O. April 1831. 

Wir Friederich Franz ꝛc. Thun Fund und geben hiemit öffentlich zu ver⸗ 
nehmen: daß Wir nach erfolgtem Ableben Des Auctionators Sauerkohl zu Güſtrow ben 
Woblgelahrten Unſern Reviſions⸗Kanzliſten lieben Getreuen G. W. von Dabelſen daſelbſt 
auf ſein allerunterthänigſtes Anſuchen, auch aus ſonſt Uns dazu bewegenden Urſachen 
und Gnaden hinwiederum zu Unſerm dortigen Kanzlei-Auctionator Kraft dieſes er⸗ 
nannt haben: dergeſtalt, daß derſelbe, nachdem er bereits dieſer Stelle wegen genü- 
gende Caution geleiſtet, von jetzt an alle diejenigen Auctionen allein abzuhalten be— 
rechtigt fein ſoll, welche in, bei Unfrer dortigen Juſtiz⸗Canzlei anhängigen Concurs- 
und Suratel- Sachen außerhalb der Stabt Güftrow vorfallen, jedoh nur infoferne 
und mit ber ausdrückllichen Beſchränkung, daß dieſe Auctionen nicht Grundſtüde be⸗ 
treffen, nicht dem Executor zuſtehen, nicht von Vormündern und Curatoren in Fällen, 
wo dieſe zu Verkäufen aus freier Hand berechtigt ſind, veranſtaltet werden, und daß 
es nicht von Unfrer dortigen Juſtiz⸗-Canzlei angemeſſen befunden wird, zu außerhalb 
Guͤſtrow belegenen Concurs⸗ oder Buratel-Maffen gehörige Sachen an Orten verauc⸗ 
tioniren zu laffen, wo befonders dazu privilegirte Auctionarien vorhanden find; — 
bagegen aber fih mit ben in dem hier angebejteten beſondern Gebühren » Reglement 
verzeichneten Gebühren allemal zu begnügen und ein Mehreres als ihm Dort zugeſtan⸗ 
den unter Feiner Bedingung in Anſpruch zu nehmen, auch übrigens fi in dieſem 
feinen Amte ftets redlich, gewiflenhajt und unverweislich zu verhalten hat, fo lieb ihm 
fein kann Unfre Ungnade, auch nah Befinden. andre willführliche mE 2” die 
fofortige Entfernung von dieſem Dienfte zu vermeiden. 

Wornach ıc. Gegeben . Schwerin, ben 9. April 1831. 


Beſtallung als Auetionator für ben: Reviſtons⸗ 
Canzliſten von Dadelſen zu Säftrem. 


Gebühren- Reglement. 


Zur Vermeidung aller Weiterungen über die Gebühren des ——— 
G. W. von Dadelſen zu Güſtrow wird hiemit Folgendes feſtgeſetgt: 
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1) dem Auctionator Tommen für bie Reifetage und den Aufenthalt am Anctiond- 
Drte Feine Diätenzu: muß er aber am Auctions-Drte Berzeichniffe der zu verauc⸗ 
Honirenden Gegenflände anfertigen; fo erhält er für J Tag, den er dabei zubringt 

und mindeſtens 8 Stunden arbeitet . 2 Rthlr. NZwbr. 
i 2) Dem Peranftalter der Auction ſtehi die Wahl zu, ob er den Auctionator 
nad dem Auctions⸗Orte holen laffen, und ob er bie Soften, melde für benjelben 
unterwegs erforberlich find, : felbft beftreiten mil, oder nicht. Beſtimmt er fich flir bie 
erite Alternative in ihrem ganzen Umfange, ſo ſtehen dem Auctionator bloß zu: an 
Zrinfgelb an ben Fuhrmann a Meile ; . BL 
gewährt. er dem Auctionator aber nur freie Fuhr und nicht freie Defraprung untere 
wegs, ſo erhält derſelbe an Defraprungs⸗Koſten für die Meile F 6 $l. 
und für jede Nacht, welche er. unterwegs zubringen muß, inch. Trinkgeld im Wirths⸗ 
hauſe 2 Rthlr. 24 6. N3wbr. 
muß dagegen der Auctionator die Fuhr und feinen Unterhalt unterwegs felbſt beſorgen, 

o erhält er: 

ſ a. für jede Meile ſowohl auf der Bine als Rüdreiſe. 1 Rthlr. NIwbr. 
b. für Trinkgeld an ben Fuhrmann und für Defrayrung zuſammen A Meile 12 ßl. 

Muß der Auctionator eine oder mehrere Nächte unterwegs im Wirthshaufe 
Iogiren, fo werben ihm Dafür inel. bes Trinfgeldes im Wirthshauſe vergütet 
& Nacht ; ; R 2 Rthlr. 24 Hl. NZmor. 

3) Erhält ber Auctionator am Auctions ⸗ Orte freies Quartier und freie Bes 
föftigung, was ber Wahl des Veranſtalters der Auction überlaſſen bleibt, ſo kommen 
ihm zu an Trinkgeld im Hauſe für jede Aufenthalts-⸗Nacht . 16 HI. NZwbr. 

Muß aber der Auctionator felbft für fein Quartier und feine Beföftigung forgen, 
fo erhält er sa auf jede 24 Stunden feines Aufenthalts inc), des Trink⸗ 
gelbes ; ä 3. Rthlr. 16 Sl. NZwor. 

Empfängt er nur freies Quartier, aber nicht freie in: fo gebühren ihm 
auf 24. Stunden inel. Trinfged . 2 Rthlr. 16 EL NImtr. 
empfängt er aber freie Beföftigung und nicht freies Duarkier, 1 fommen ihm auf 
benfelben Zeitraum incl. des Trinfgelbes nur zu i 1 Rthle. 16 ßl. NZwodr. 

4) Wird dem Auctionator die Bekanntmachung der Auction übertragen, fo er⸗ 
hält er bei, der Bekanntmachung durch IM Blätter, fie geſchehe, ſo ei fie wolle, 
für jedes Blatt . ; 16 gl. 
in beiden Fälen jebo Erfah der gehabten baaren Auslagen. 

-5) Muß der Nuctionator die Aufwartung bei ben Auctionen ER " — 
er für jede dazu nothwendige Perſon für den Tag . l. 
und wenn er auch re beren an und Quartier zu forgen ht und — 
für den Tag 24 ßl. 
6) Von jedem Thaler des "Auctions - Erlöſes kommen ihm zu 2 ßl. 

7) Wenn bei Auctionen die Reiſe-, Aufenthalts- und Defrayrungs-Koſten des 
Auctionators mehr als einen Schilling vom Thaler des Auctions-Erlöfes ausmachen, 
fo Fann er an Nuctionsgebühren und für jene Koſten zufammen body nie mehr als 
drei Schillinge vom Thaler des Erlöjes in Anſpruch nehmen. 

8) Für jede Ausfertigung des Auckions-Protocolls gebühren ihm A Bogen 

5 HE NZwOr. 
— dem Erſatze der von ihm verlegten Stempelgebühr. 


1373. Gebühren für den sub hasta audgebrachten Ab ſtand einer 
Bachtung. 17. Juni 2836, 

Dem Amtsgerihte zu — — wird hierburd zur Nachachtung eröffnet: daß nach 
allerhöchſter Regiminal-Beftimmung für den sub hasta auegebrachten Abſtand einer 
Padhtung cum inventario außer ben Terming-Gebühren .meder ! /4 pro Cenut bes 
Abſtandsgeldes, noch 2 Fl. vom Thaler des Inventarien- Werthes genommen werben 
bürfen. Schwerin, ben 17. Juni 1886, 

Gircular an alle Amtsgerichte. Großherzogl. Mecklenburgſche Kammer. 
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1374. Zahlungen und Depofitionen an ftädtifche Behörden und 
uittirung derſelben. 29. Juli 1805. 

Friederich Franz ꝛc. Wir haben mißfälligſt in. Erfahrung gebracht, daß bei 
wehreren ſtadtgerichtlichen und magiſtratiſchen Behörden in Unſern Landen ſowohl beim 
gerichtlichen Verkauf liegender Gründe, ıala bei Subhaſtirung der Mobilien, fo wie 
auch bei gerichtlichen Gelödepofitionen in Juſtiz- und Pupillen-Saben ı. die Zab« 
lungen aur bloß an die Perjon der Stadtrichter und Bürgermeifter mißbräuchlich ge- 
ſchehen und von felbigen die Quittungen darüber ertpeilt werben. Wir wollen dader 
nit nur allen Stadtrichtern und Bürgermeiftern die Annahme ſolcher ihnen perfünlic 
offerirt werbenden Gelder und bie privative Ausſtellung ber Quittung darüber hiedurch 
wieberholt ernftlich unterfagt, ſondern auch einem jeden Einwohner in ben Städten 
und fonft jedem, der an ftädtifche gerichtliche oder magiftratifche Behörden. ſolche Zah— 
lungen zu leiften ober zu beſchaffen ſchuldig und gemeinet if, anbefohlen haben, ſolche 
Zahlungen oder Depofitionen, nad vorheriger dem Stadtrichter oder. Bürgermeifter 
gemachten, und von dieſem binwiederum ‚feinen Serichts = Beifigern ober Rathmännern 
zuvor befannt zu madenden Anzeige, in öffentlicher Gerichts⸗ ober magiftratijcher 
Sitzung zu leiften, auch bie desfallfigen Quittungen fih von den Richtern. und Ge— 
richtsbeifigern, oder Bürgermeiftern und Rathmännern unterjchreiben und von bem 
Gerichts -Actuario oder Stadtſchreiber gleichfalls ſigriren zu laſſen, indem ſich ſonſt 
jeder es beizumeſſen bat, wenn, mie von nun an ohnfehlbar geſchehen fol, Die von 
dem Borfiger des Gerichts oder des Magiſtrais unterfchriebene Quittung nur als ein 
bloßer Prisatfihein, und die geleiftele Zahlung niemals als eine. Der. nbrigfeitlichen 
Behörde geſchehene wirkliche Einlieferung betrachtet, werden wird. ® Sollte alſo noch 
jetzt jemand eine ſolche verfaſſungswidrige Quittung in Händen haben, fo hat er darr 
auf Bedacht zu nehmen und dafür zu forgen, daß ſelbige den feſtgeſetzten Drdnung 
gemäß bie nur allein gültige Form erhalte. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 29, Juli 1805. 


Friederich Franz. 


1375. Bon Belegung der Depofitengelder der Hemter 
23. Mai 1817. 

Friederich Franz zc. Wir finden Uns bewogen, hiedurch zu verordnen, 
wie folgt: 

1) alle vorräthigen Depoflten-Gelber bei ben Aemtern follen, fo bald als möglich, 
ficher zum fünf Procent ‚jährlicher Zinſen belegt werben. 

2) bei ſolcher Unterbringung dieſer Gelder, iſt den Erbenzinsleuten und Büdnern 
in ben reſp. Aemtern, welche ber Domaniak-Brand⸗-Verſicherungs-Geſellſchaft 
beigetreten ſind und der Anleihe den erſten Platz im Oppotpefen - Buche ans 
weifen Fönnen, unbedingt‘ der Vorzug zu geben. 

9) diejenigen Gelder, melde auf die sub 2 gedachte Art nicht unterzubringen 
ſtehen, ſollen bet Unſerer Reluitions⸗ Caſſe defegt werben. 

Unfere fämmtlihe Beamte werden hiedurch, refp. unter Entbietung Unſers gnlls 
digſten Grußes, befehliget: Die vorftehende Berorbnung zur Ausführung zu bringen, und 
fpäteftens Michaelis d. 3. ein Verzeichniß von ben belegten Kapitalien einzureichen. 

An dem gefchiehet Unſer gnäbigiter Wille und Meinung. geren ꝛc. Schwerin, 
den 23. Mai 1817. 

Friederich ——— 
Wirculare an die Beamten. 


1376. Depofitenordnung für die Amtsgerichte. 11. Febr. 1835. 
. Wir Friederich Franz m. Geben hiemit üffentlich zu. vernehmen, daß, nach⸗ 
bem Wir dem immer -fühlbarer geworbeuen Bebürfuiffe einer gründlichen Verbeſſerung 
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bes Depoſiten⸗Weſens bei Unſern Domanial⸗Aemtern ſchon ſeit geraumer Zeit Unſere 
beſondere landesväterliche Aufmerkſamkeit gewidmet, Wir nunmehr, nach reiflicher Er— 
wägung aller hiebei zu berückſichtigenden Verhältniſſe, die nachfolgende Depoſiten⸗Ord⸗ 
nung und Inſtruction für die Aemter und Amtsgerichte über Die Ausführung derſelben 
baben entwerfen laſſen. 

Wir entdieten demnach allen Unfern Landes⸗Collegien, Räthen und Beamten und 
insgemein jedem Unſerer Unterthanen und Landes» Einwohner Unſern reſp. gunftgnäs 
digſten und gnädigſten Gruß, und verordnen hiemit: daß, vom Tage der Publication 
dieſer Unſerer Patent⸗Verordnung an, alle und jede in Bezug auf das Amts-Depoſiten⸗ 
Weſen bisher erlaſſene Verordnung, in ſoweit ſelbige mit Dem Inhalte ber gegen⸗ 
wärtigen Depoſiten-Ordnung nicht übereinſtimmt, aufgehoben und außer Anwendung 
geſetzt, und von ſolchem Zeitpuncte an dagegen die Beſtimmungen der hieneben abge⸗ 
druckten Depofiten- Ordnung, ſo wie der Inſtruction über Die Ausführung derſelben, 
zur Anwendung kommen unb von Jebermann ‚ ben es angeht, pünctlich beobachtet 
werden follen. 

Urfundiih unter Unferm Handzeichen und Iuftegel. Gegeben Durch Unſere Re- 
gierung. Schwerin, ben 11. Februar -1835. 

Friederich Franz. 
— Verordnung 
zur Yublication einer Depofiten : Drbnung 
für die Amtögerichte, nebft Inſtruetion 
für die Beamten, die Ausführung derſelben 
betreffend. ' 
Depnfiten- Orduung 
. für. ar Großherzogl. Aemter und Amtsgerichte, 


6. 1. Zulaͤſſigkeit der Depoſitionen. a. überhaupt. Bei den Groß⸗ 
herzoglichen Aemtern und Amtsgerichten darf nur in Verwahrung gegeben und ge— 
nommen werben, was aus fpetieller Veranlaffung nad) allgemeinen Gejegen oder be= 
fondern Berorbnungen ber gewöhnlichen Verwaltung ober privatrehtliher Dispofition 
entzogen und amt⸗ ober gerichtlich fiber geftellt werden muß. 


b. in befonderen Fällen. In Euratel=, Concurs⸗ unb zmeifelhaften Erb- 


I ſchaftsfällen ſind Curatoren zur Annahme, Verwaitung und Aufbewahrung ber ſämmt⸗ 


lichen Güter zu beftellen, und nur Diejenigen Stüde gerichtlich niederzulegen, welche 
aus befondern Gründen den beftellten Curatoren nicht ohne rechtsbegründete Verhaftung 
ber Amtsgerichte überlaffen werben können. 

$. 2. Competenz zur Annahme und Berwahrung ber Depofiten, 
Sn allen zuläffigen Niederlegungsfällen find nur die Aemter und Amtsgerichte, nie- 
mals aber die bei benfelben angeftellten einzelnen Diitglieder, zur unmittelbaren Auf- 
bewahrung berechtigt und verpflichtet. 

Auf alle’ desfallfigen Vorlagen und Anträge muß über bie Zuläffigfeit ber De⸗ 
pofition vom Amte oder Amtögerihte ein orbentlicher Beſchluß gefaßt und darnach 
weiter verfahren werben. 

Mündliche Anzeigen und Anträge find allemal zur Regiſtratur ober zu — 

u nehmen. 

Kommen bei Geſchäfts⸗ Ausrichtungen der einzelnen Beamten Depofitiond - Fälle 
vor, fo find von benfelben die Den Umſtänden und Rechten nad erforderlihen Maß— 
regeln zu treffen; Doch ift nach Ausrichtung bes Geſchäfts von ihnen dem Amte zur 
weiteren Verfügung fofort Anzeige zu machen. 

$. 3. Berfahren bei Depofitionen überhaupt. Alle Depofitionen von 
Geldern, Koftbarkeiten, Urkunden und dergleichen Tünnen und bürfen nur auf ber 
Amtsftube und in Gegenwart derjenigen Beamten unb bes Actuars, welde bie Depo⸗ 
ſitenſchlüſſel führen, angenommen werben, 

6 4. Depofitenfheine. Ueber bie beponirien Gegenſtände müflen ben 
Sntereffenten Sofort Amts» ober Gerichtswegen Depofitionsfcheine gegeben und letztere 
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von ſämmtlichen Beamten unterjärieben, vom Actuar contrafignirt und mit bem 
Amtoflegel verfehen werben. 

In denfelben find bie Deposita, die Sntereffenten und die Rubra ber Acten 
genau, und die Summe in Zahlen und Buchftaben anzugeben; nach Lage der Sachen 
auch Die Depofitiond-Protocolle und Inventarien abſchriftlich anzuheften. 

Die von ben einzelnen Beamten über bie nach 8. 2 vorläufig in Empfang ge⸗ 
nommenen Deposita ausgeſtellten Interims⸗Beſcheinigungen müſſen binnen 14 Tagen 
gegen ordentliche Depoſitionsſcheine ausgewechſelt werden. 

Erfolgen letztere nicht binnen ſolcher Zeit, ſo müſſen die Intereſ— 
ſenten fofort dem Amte oder Amtsgerichte davon ſchriftlich, oder zur 
Regiſtratur Anzeige machen, und im Falle ferneren Ausbleibens der 
Depofitionsfheine ſich ohne Verzug an Großherzogliche Kammer oder 
Neluitions-Eommtifion wenden, 

$5  BZurüdgabe der Depofiten. Sobald bie Gründe ber Depofition 
aufhören, müſſen die Deposita zurüdgegeben werben. -- 

Die Zurüdgabe geſchieht an bie ſich rechtlich ausweiſenden Sintereffenten oder 
deren binlänglich legitimirte Stellvertreter, gegen Zurüdlieferung ber Depofi itionsſcheine 
und Ausftellung eigenhändiger ober hinlänglich documentirter Quittungen. 

$.6. Verfahren bei den von Amtswegen deponirten Euratelgel- 
bern. Sind, nad ber Beflimmung bes F. 1 am Schluffe, Euratelgelber zur Depo⸗ 
fition gefommen, fo haben die Beamte für die Entfernung der veranlafienden Gründe 
zur Depofition Sorge zu tragen, wo dies nicht alsbald zu erreichen, mit Zuziehung 
und HZuflimmung ber Guratoren auf baldige Auszahlung ober fihere Belegung ber 
Gelder zu halten. 

Niemals dürfen folde Guratelgelder an ——— Beamte, oder 
ſonſt beim Amte Angeſtellte zum Zweck der Aufbewahrung, Auszahlung 
an Andere, zinsbare Belegung oder eigne Benubung abgegeben, noch 
von benfelben angenommen werden, 

$. 7. Depofitionggebühren. An u u find zu erlegen: 

1) für Depofition .von Geldern und Koftbarkeiten: 
a. für den Depofltenfhein ben Beamten . -.  ". F 3 24 ßl. 


bem Actuarıo ; rn 8 ßl. 
b. Gebühr, wenn die Summe 100 ar und barunter Me 
ben Beamten . ; : R ? ö 16 $l. 
bem Aecluarıo ; : 8 ßl. 


geht fie über 100 Thlr., a 100 Thlr. ein halb pro Cent; 
2) für deponirte Obligationen die Hälfte der vorbeſtimmten Depoſitions⸗-Gebühr, 
wenn legale Gründe zur Depofition find. 

Sn den Fällen Sphi 1 am Schluſſe find Feine Depofitionsgebühren zu erheben. 
— Terminsgebühren, fo wie Gebühren für andere Ausfertigungen finden bei Depo⸗ 
ſitionen nicht ſtatt. 

F. 8. Vergreifung an Depositis. Vergreifungen an Depositis und 
den dazu qualificirten Gegenſtänden, fo wie deren nicht motivirte Annahme, deren 
Verheimlichung und Zurückhaltung werden nach den unten wieder abgedruckten Verord⸗ 
nungen vom 13. März 1811 und 31. März 1813 beftraft, *) 

Gehen Deposita durch Vergreifung oder Vernachläſſigung ber gefeßlichen Bor- 
ſchriften Seitens ber Beamten oder Actuarien verloren, fo haften die Schuldigen ın 
solidum. 

Haben aber die Intereſſenten ober beren Stellvertreter die Anwelfung am Schluffe 
bes $. A nicht befolgt, oder der Vorſchrift am Schluffe des $. 6 entgegen gebanbelt, 
fo trifft diejenigen Beamten, welche Kenntniß davon nicht erhalten Bauen, auch eine 
Mitverhaftung nicht. 





*) Dieſe beiden Verordnungen finden ſich weiter unten unter den Griminalfachen. 
Medi. Geſetzſammlung I 13 
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Wenn aber bei pflichtmäßiger Verwaltung und pünctlicher Befolgung und An⸗ 
wendung aller vorgeſchriebenen und nöthig geweſenen Sicherheitsmaßregeln beunod 
durch unabwendbare Unglücke fälle und unvermeidliche Gewalt Berlüfte entftchen, ſo 
treffen ſolche nur allein bie Intereſſenten. 


Inſtruction 


für die Aemter und Amts-Gerichte zur Ausführung der Amts⸗ 
Depoſiten-Ordnung. 


1. In allen Depoſiten-Sachen hat ber erſte Beamte bie allgemeine Direction, 
jeder der übrigen Beamten jedoch gleihes Stimmrecht und gleiche Berantwortlichkeit, 

Wird der einzelne Fall durch Stimmen-Mehrheit entſchieden, fo find nur Die 
jenigen für die gefaßten Befchlüffe verantwortlich, welche dafür geftiimmt haben, jedoch 
bürfen Diejenigen, melde Dagegen geftimmt haben, fi nicht van der Theilnahme an 
bem meitern Berfahren unb besfallfiger Verantwortlichkeit ausſchließen. 


Hat ein Beamter im Fall $. 2 in fine Depoſiten annehmen müſſen, ſe hat er 
ſofort die übrigen Beamten mit Vorlegung der Verhandlungen hievon in Kenntniß zu 
ſetzen, damit über die Zuläſſtgkeit der Depoſition und über die weiter zu erlaſſenden 
Verfügungen vom Amt Baſchlüſſe gefaßt werben können. 

:2. Locale und Behältniſſe zu Depofitignen ven Geldern, Koft- 
barfeiten, Urkunden unb äbnliden Sachen. Zur fihern Aufbewahrung von 
Geldern, Koftsarleiten, Urkunden und dergleichen muß bei jedem Amte anf ber Amis- 
tube, oder in ber Regiſtratur ein, mit ben nöthigen Abtheilungen. werfehener und ' 
zwedmäßig befefligter Schrank, oder ein eben fo eingerichteter ober verſicherter Kaſten 
von Eichenholz mit eiſernem Beſchlage vorhanden fein, und die Amtsftube ober Re⸗ 
giftratur in Thüren und Fenſtern gut verfihert und verfchloffen gehalten werden. — 
Tür jeden der mitverantwortlichen Officianten muß ein verjchiedenes Schloß vor dem 
Schranke oder Kalten fein, was durch die übrigen Schlüffel nicht geöffnet werden Tann. 


Die Abtheilung für Urkunden ift möglich mit befondern, durch die fortlaufenden 
Buchſtaben des Aiphabets bezeichneten Fächern und fo einzurichten, daß auch Tefta- 
mente und verfchloflene wichtige Zeugen-Rotuli bie zur Publication barin. zwed⸗ 
mäßig niedergelegt werden können. Iſt aber zur Aufbewahrung der Teſtamente ein 
beſonderer und hinreichend verſicherter Schrank vorhanden, ſo kann derſelbe auch zur 
Aufbewahrung anderer Urkunden benutzt werben. 

Bon der Einrichtung und. Verſicherung des Depoſitenſchranks oder Kaſtens muß 
eine genaue Zeichnung und Beſchreibung zur Großherzoglichen Kammer oder Relui— 
tions⸗Commiſſion Amtswegen eingereiht, und darf damit, ohne vorgängige Anzeige 
und erfolgte Genehmigung, Feine Veränderung vorgenommen werten, 

Zu dem Depofitenfchranfe oder Kaiten erhält jeder Beamte und ber Amts-Actuar 
einen beſondern Schlüffel, und muß denſelben ſtets forgfältig aufbewahren. 

Sind mehr als zwei Beamte und ein Actuar bei einem Amte vorhanden, fo 
bängt die Vertheilung der Schlüffel zum Depoſitenſchrank oder Kaften, eventualiter 
die Vermehrung der Schlöffer, von der jedesmaligen Beflimmung der Großherzoglichen 
Sammer oder Reluitiong-Lommiffion ab. 

Die Schlüffel find mit Etifetten von Leber oder ftarfer Leinwand zu verfchen 
und auf benfelben bie Namen ber Inhaber und das Amtoſiegel zu ſetzen. 

Geht ein Sclüffel verloren, fo bat ber Dirigirente Beamte ein verändertes 
Schloß und Schlüffel auf Koften bes Beamten, ber den Echlüffel verlor, machen zu 
laffen; wovon der Kammer oder Reluttions-Commiffion Anzeige zu machen, if. 

3. Die in $. 3 ber Ordnung vorgefihriebenen Depofitionen find an den ge= 
wöhnlihen Gonferenztagen der Beamten vorzunehmen, indeſſen ſteht ihnen auch frei, 
dieſerhalb beſondere Seſſionen zu halten, 

Sn demſelben muß zugleich alles, mas in Depoſiten-Sachen vorgenommen, ge⸗ 
meinſchaftlich beſprochen und vorgenommen werben. 
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Iſt von den Beamten, welche bie Schlüſſel führen, ber eine ober andere durch 
Abweſenheit oder Krankheit verhindert, der nöthigen Deffuung bes Depofiten-Schrante 
ober Kaſtens beizumohnen, fo Tann und muß berfelbe einen ber übrigen Amts-Offi- 
clanten durch Uebergabe feines Schlüſſels für ſich fubftituisen; muß aber den letztern 
nach vollbrachtem Gefchäft gleich wieder zu ſich nehmen. 

Für den behinderten Actuar tritt ein Amts-Aubitor ober Protocofift auf gleiche 
Weiſe ein. 

4, Depofitionen in befonderen Fällen. Sind die zu deponirenden Ge— 
genftände von einem einzelnen Beamten bei Ausrichtung fpecieller Gefhäfte anzunehmen 
gewefen ($. 2 ber Amts-Depofiten-Orbnung); fo bürfen fe nicht länger in den Hän- 
ben Defielben bleiben, ald unumgänglich erforderlich if, um fie auf vorbeſtimmte Art 
zur ordnungsmäßigen Depofition zu bringen; müſſen aber bis bahin von dem Em- 
pfänger mit möglichſter Sorgfalt fiher aufbewahrt werben. 

5. Specielles Verfahren dabei. Die zur Depofition kommenden Gelber 
müflen gezählt, Die verfchiedbeuen Münzforten getrennt und die Summen mit Zahlen 
und Buchſtaben angegeben; Summen von breißig Thalern und darüber in fefle 
Beutel von Leinen oder Leder geftedt und letztere zugleich mit einer gehörig befchrie- 
benen Etifette zufammen unb feft zugebunden und mit bem ‚Amts-GSiegel ver- 
fhloffen werben. | 

‚Kleinere Pöſte Tönnen mit einem Umfchlage von flarfem Papier verjehen, müſſen 
aber gleichfalls mit dem Amts⸗Siegel verfiegelt und volfländig bezeichnet werben. 

Koftbarfeiten und ähnliche Sachen find volfländig und genau’ zu befchreiben unb 
eben fo zu verfchließen und zu bezeichnen, . 

Bet Urfunden ift deren Befchaffenheit, ber Name bes Ausſtellers unb bes Eigen- 
thümers, das Datum und der wefentlihe Inhalt anzugeben, und genügt ein Umfchlag 
von feſtem -Papter mit dem Amtsfiegel und einer bezeichnenden Auffchrift. 

Sp weit thunlich müffen auch die Siegel der Deponenten dem Amts⸗-Siegel bei- 
gefügt werben. | 

Darüber, daß und wie foldes alles geſchehen, ift jedesmal ein Protocol abzu- 
halten und zu ben betreffenden Arten zu legen, 

6. Locale und Berfahren bei andern zu verſichernden Saden. 
Sachen, bei denen eine foldhe Verſchließung und engere Verwahrung nicht anwendlich 
und erforberlich ıft, Fommen nicht zur Depofitton, fondern müſſen den Umftänben nach 
durch Verfiegelung, Inventur und Arreft-Anlegung gefihert, oder einem Adminiftrator 
übergeben werben. Dabei tritt bas geſetz- und vorjhriftsmäßige Verfahren ein. 

Findet fih auf den Acmtern Gelegenheit, ſolche einzelne Sachen in ein ver« 
Schloffenes Local verwahrfamlich hinzufegen, fo fann und muß folde Gelegenheit, nad 
vorgängiger Verflegelung und Inventur ber Sachen, dazu benutzt werben, 

Was aber nicht ohne Gefahr eines Berluftes, einer Beſchädigung oder bes Ver⸗ 
derbens aufbewahrt werden Tann, darf auch nicht in Verwahrſam genommen, fondern 
muß den Antereffenten gegen Deponirung des tarmäßigen Werths gelaflen und zu- 
rüdgegeben, eventualiter öffentlich meifbietend verkauft und bie Aufkunft zur Depo⸗ 
fitlen gebracht werben. | 

7. Depoſitenbuch. Alles was auf vorflehende Art zur Depofition gekommen, 
muß nebſt Tag, Monat und Jahr jedesmal glei auf ber Stelle in das Depofiten- 
buch eingetragen und letzteres nah bem sub littr. A. anliegenden Schema und mit 
ben vier Haupt⸗Abtheilungen 

I. für Gelber, 
JI. für Koſtbarkeiten, 
III. für Urkunden und 
IV. für andere Sachen 
eingerichtet, auch mit einem befondern alphabetifchen Regiſter verfehen und im Depo⸗ 
ſitenſchrank oder Kaſten aufbewahrt werben. 
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Die Eintragungen geſchehen in jede ber verſchiedenen Abtheilungen ‚nach fortlau- 
fenden Nummern von der Hand und unter Beglaubigung des Actuars, auch mit jedes⸗ 
maliger Unterſchrift der bei der Deyofition gegenwärtigen Beamten. 

Die Gegenftände, Nauıen-der Intereſſenten und betreffenden Acten-Rubra und 
Nummern müffen darin volftändig und genau augegeben werben; jedoch genüget bei 
den Sachen ber vierten Abtheilung deren allgemeine. Bezeichnung, mit. Bezugnahme 
auf die Davon aufgenommenen Inventarien. 

Berhalten während der Depofition. Bis zur erfolgten Zurüdgabe 
müffen alle Deposita unangerührt bleiben; und barf darüber Amts- und Gerichts⸗ 
wegen, ohne Einwilligung ber Intereſſenten, ober rechtliches Erfenntnig nicht ander 
weitig bisponirf werden. 

Bei entſtehender Feuersgefahr find zur Sicherung ber "Deposita zweckmäßige 
Vorkehrungen zu treffen und ſelbige im Nothfalle auch von einzelnen Mitgliedern allein 
herauszunehmen und fortzuſchaffen, davon aber gleich nach abgewendeter Gefahr. Ber- 
zeihniffe aufzunehmen und bie übrigen Beamten in Kenntnig zu ſetzen, um bie zur 
Micderberftelung der Ordnung erforberlihen Maßregeln gemeinfchaftlich zu treffen, 
Auch ift Davon zur Großherzoglichen Kammer oder Reluitions⸗Commiſſton unaus⸗ 
geſetzt zu berichten. 

Bei drohenden Kriegs⸗Unruhen find über die Sicherung ber De osita von 
Großherzoglicher Kammer oder Reluitions-Commilfton Borfäriften zu erbitten. 

9. Berbalten bei der Zurüdgabe der Depofiten. Die Beamten haben 
alle den Umſtänden und Rechten nach. zuläffigen Maßregeln Amts» ober Gerichts⸗ 
wegen zu treffen, um Feine Depofitionen unnöthig fortbauern zu laſſen. 

Nach erfolgter Zurüdgabe ber Depofiten find bie nach $. 5 der Amts-Depofiten- 
Ordnung zu erwartenden Quittungen bei den Acten aufzubewahren. Die Depofitions- 
ſcheine find gleich durch Einfchneiden ungültig zu machen. 

Uebrigens wird bei der Zurüdgabe daſſelbe Berfahren, wie bei ber Niederlegung 
beobachtet, und muß barüber ſowohl bei den Ucten, als im Depofitenbud Tas Nöthige, 
jo wie auch ber etwa in deposito bleibende Reſt in ben Anmerkungen des Depo⸗ 
fitenbuchs, kurz bemerkt werben. 

Publicirte Teſtamente und Zeugen-Rotuli werben in Urfärift zu ben Acten 
gelegt, wenn nicht beſondere Gründe der fernern Aufbewahrung vorhanden ſein ſollten. 

Verfahren bei exoffieio deponirten Geldern. Tritt nad 8. 
6 ber Amts⸗-Depoſiten-Ordnung eine Belegung der Euratelgelder ein, fo haben Be— 
amte darauf zu halten, daß biefe nad der unten abgebrudten Verordnung *) der 
Kammer vom 23. Mat 1817 vor Allem bei Erbenzinsleuten und Büdnern im Do— 
manium bis zu der von den Curatoren ſicher genug geachteten Summe, niemals aber 
höher, als auf die Hälfte Des Betrages, wozu Die Gebäude in.der Domanial-Branb- 
caffe verfichert leben, und gegen Eintragung in die Hypothelenbücher, in Ermangelung 
folder Gelegenheiten aber kleine Pöfte, bei einer landesherrlich beftätigten Spar- Eaffe 
und größere bei ber Großherzoglichen Reluitivns - Eommilfion. zu Schwerin zinsbar 

beleget und dahin .eingefanbt werben... 

11. Revifion Des Amts-Depofiten-Wefens. "Die Renifion des De— 
pofiten- Wefens wirb in ber Regel. von ben Diſtricto-Räthen zugleich mit .ber, nach 
ber Berorbnung vom 22. Zuli 1825 vorzunehmenden Revifion des Amts» Laflen- 
Weſens vorgenommen. Brei biefer Gelegenheit müffen auch alle etwa nöthige Verän⸗ 
derungen und Verbefferungen in ber Einrichtung bes Depofiten-Wefens ben Diſtricts⸗ 
rätben vorgetragen und an Ort und Stelle nachgewieſen werben. 

12. Amts-Geld-Diarium. Damit aber über alle bei ben Aemtern einge- 
benden Gelder, welche nicht zur Amts-Laffe, oder für bie regelmäßigen 
Sperial-Berehnungen des Amts gehören, eine vollfländige Eontrole geführt 
und darüber an einer Stelle zu jeder Zeit gehörige Nachweiſung gegeben werben 
könne, müſſen felbige gleih beim Eingange in ein allgemeines Amts - Gelb - Diarium 


*) Diefe Verordnung findet fich unter der voraufgehenben Nummer. 
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chronologiſch und unter fortlaufenden Nummern eingetragen und ihre weitere Verwen— 
dung oder Abgabe und was davon zur Depofition gefommen, Dabei angemerft werben. 

Diefes, nad) dem Schema für das Depofitenbud). einzurichtende Diarium iſt von 
dem jebesmaligen erften Beamten, — bei welchem in ber Regel alles, was bri ben 
Aemtern eingehet, zuerft abgegeben und von dem «8 zu Den übrigen Beamten weiter 
geſchick werben muß, — zu führen und an allen Conferenz⸗ und Depofital= Tagen 
ben übrigen Beamten vorzulegen und von benjelben nachzuſehen. 

Die von ben einzelnen Beamten in ihrem‘ fpreeiellen Geſchäftsbetriebe eingenom- 
menen und hierher gehörigen Gelder müflen daher auch von ihnen zum Zwedce ber 
Eintragung in das Diarium jedesmal gleich nad Dem Empfange und mit Vorlegung 
bes betreffenden Arctenftüds dem erften Beamten angezeigt und von bemfelben gleich— 
falls fofort in das Diarium eingetragen werden. Auch die ven ben Amts-Actuarien 
zu erhebenden Auctions- und fonftigen Amts» Gelber müffen in bafjelbe Diarium ein- 
getragen und zu dem Ende die abgehaltenen Auctions-Protocolle und aufgenommenen 
Inventarien und Regiftraturen ohne Aufenthalt dem erften ‚Beamten, mit Anfchließung 
der Acten, vorgelegt werden. _ 

Sind nad den Beſchlüſſen des Amts und Amte- -Gerihte Die aufgefommenen Gel- 
ber unmittelbar an bie Intereſſenten abzugeben geweſen, ſo müſſen die Quittungen 
derſelben mit vorgelegt werden. 

SR aber die Depoſition befchloffen,, - jo muß ſelbige unverzüglich geſchehen und 
dad Gelb an dem dazu beſtimmien Tage auf ber Amteſtube, von dem Actuar ſelbſt 
an bie Beamten abgeliefert und damit nad Vorſchrift weiter verfahren werben. 

Zur Controlirung der Actuarien find alle ſolche benjelben aufgetragenen Aurtio- 
nen, Inventuren und Gelb-Erhebungen von dem jebesmaligen erften Beamten in dem 
Amts = Gefchäfts - Kalender beſonders anzuzeichnen und die Ausrichtungen und Vorle⸗ 
gungen erforderlichen Falls in Erinnerung zu bringen. 

Werden die fo eingegangenen Gelber zur Depofition gebracht, ſo wird ſolches 
im Diario bemerft und von den dabei anweſenden Beamten und dem Actuar atteftirt, 
find fie aber von ben einzelnen Beamten zum Zwecke der weitern Verwendung in 
Empfang zu nehmen geweſen, ſo müſſen letztere darüber im Diario quittiren. Auch 
muß ſolches Alles auf den betreffenden Actenſtücken, womit Gelder eingegangen 
ſind, kurz bemerkt werden. 

Etwanige Zweifel, Mängel und Urrichtigkeiten find, ſobald fe bemerklich gewor— 
den, den übrigen Beamten auf, gewöhnligdem Wege und befonders an den Conferenz- ' 
und Depofital-Tagen anzuzeigen und zu ihrer Berichtigung bie nöthigen Berabredun- 
gen und Maßregeln gemeinfchaftlich zu treffen, eventualiter barüber bei ben vor- 
gefehten Behörden die nöthigen Verfügungen nachzuſuchen. 


— Depoſiten-Buch des Domanial-Amts N. N. 
1. für Gelder, 
Il. für Koſtbarkeiten. 
III. für Urkunden 
IV. . für -andere Sachen. 
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G. Geſinderecht. 


1377. Verbot plöglicher Entlaffung fchwangerer Dienftboten. 
31. März 1813. 

Srieberih Kranz ıc Aus Beranlaffung eines Fürzlidh in Unfern Landen zur 
Unterfuhung gefommenen ſchauderhaften Vorfalls, wo eine ſchwangere Perfon von 
ihrer Brodherrſchaft plötzlich aus dem Dienft entlafen, in Ermangelung augenblidlichen 
Unterfommens in ber Nacht unter freiem Himmel obne alle Hülfe entbunden morben 
und den Tod ihres Kindes befördert hat; finden Wir Uns bewogen, zur Verhütung 
ähnlicher Unglücksfälle, hiedurch öffentlich befannt zu machen: daß es zwar den Brod⸗ 
berrfchaften, Deren weibliche Dienftboten 'in den gegründeten Verdacht einer Schwan 
gerfhaft gerathen, unbenommen fein fol, biefe, ohne Abmwartung der gefeglichen 
Kündigungszeit, aus ihrem Dienft ‚au entlaffen, daß fie aber, bei Bermeibung perſön⸗ 
licher Verantwortlichkeit für alle, im Unterlaffungsfall daraus entftehende unglückliche 
Folgen, ſchuldig fein follen, vor der wirflichen, befonders ungefünbigten Entfernung 
ber ſchwangeren Perſon aus ihrem Hauſe davon ber Obrigkeit, damit dieſe zur Ver— 
hütung eines Unglücks bei oder nach der Entbindung, die zweckmäßige Anſtalt treffen 
könne, die tempeſtive Anzeige zu machen, oder auch für die ſichere Unterbringung der 
Schwangern, auf deren Koſten, ſelbſt beruhigende Vorkehrung zu treffen, um dieſe nicht 
einem ungewiſſen Schickſale preis zu geben. 

Zu jedermanns Nachricht und genaueſten Beobachtung haben Wir dieſe Ver— 
fügung dem officiellen Wochenblätte einzurücken befohlen. 

Gegeben 2c. Schwerin, den 31. März 1813. 


Sriedberih Franz. 


1378. KRündigungsfchein anzunehmender Dienftboten. 7. März 1814. 
Srieberih Franz ꝛc. Es ift zu Unferer Kenntniß gekommen, daß Unfere 
Patent-Berordnung vom 15. Zuli 1800 wegen Dermiethung und Auffündigung ber 
Dienftboten, ſowohl in den Etäbten als auf dem Lande, in Vergeſſenheit gerathen zu 
fein scheint und häufig übertreten wird, vorzüglich fo viel ben $. 6 gedachter Eonfti- 
tution betrifft: 
wonach Fein Dienftbote ohne Borzeigung eines Kündigungſcheins ſich wieder 
verdingen, noch ein Brotherr einen folden mit einem Kündigungs- Schein nicht 
verſehenen Dienſtboten eines andern Herrn miethen ſoll. 

Da nun die Nichtbeobachtung gedachter Patent- Verordnung bie größten Unorb- 
nungen und Nachtheile veranlaſſet, wie ſich in Rückſicht der widerſpenſtigen Landſturm⸗ 
Männer gezeiget hat; "fo werden alle Obrigkeiten und Behörden in Unſern Landen 
hiedurch gnädigſt-ernſtlich erinnert, auf die Beobachtung der Patent-⸗-Verordnung vom 
15. Juli 1800 aufs genaueſte zw halten und die zum Vortheil der Kirche oder der 


t 
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Armen⸗Caſſe bes Orts beſtimmte geſetzliche Strafe von: 20 Rthlr. NZwor. für jeden 
Contraventiono⸗Fall ohne Verzug beizutreiben. 
Wonach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 7. März 1814. 


Friederich Franz. 


2379. Gefindeordnung für Schwerin. 1. Februar 1834. 
Da fih das Bedürfniß befonderer geſetzlicher Beflimmungen über Die Dienftboten 


biefelbft ergeben hat, fo ift von Gr. Königlichen Hoheit dem Großherzoge diejenige 


Gefinde Ordnung für die hiefige Refidenzftadt huldvoll erlaffen worden, melde nad- 
ftebend zur Kenntniß und Nachachtung des Publicums gebracht wird, und deren 
weitere Publication in der Stadt dem Magiſtrat überlaſſen iſt. 

au den 1. Februar 1834. 


Aus Großherzoglicher Yandes - Regierung. 
Geſinde-Ordnung für die Stadt Schwerin. 


Indhalts-Verzeichniß. 
Die zur Eingehung und Auffündigung eines Bienen Perfonen $. 


1. 
Geforberniß ber polizeilichen Erlaubniß } % ; R 2. 
Gleiche Erlaubniß bei der Dienſtveränderung — x. 
Anmeldung ber eingetretenen Beränderung ö i ; : 3 4, 
5 


Beſtimmung wegen des Miethsgeldes i Ä : : & 


$ 

$ 

$ 

| 08 
Dauer ‚ber Dienftzeit i n i } : ; ’ j a §. 6. 
Zeit der Kündigung ; ; ; 3 3 j s. 7. 
a rg Feſtſetzung ber Dienftpflichten ; ; ; . i } 8. 8. 
Pflicht zur Bezahlung bes Dienſtlohns : : — $. 9. 
Pflichten der Herrſchaft, wenn der Dienende erkrankt $. 10. 
Zuläſſigkeit der Dienſt-Makler 8. 11. 
Pflichten derſelben $. 12. 
Beſtimmung ihrer Gebühren . $. 13. 
Aufhebung des Dienftvertrages durch Rünigung $. 14. 
Desgleichen ohne Kündigung 6. 15. 
Desgleihen vor Antritt des Dienſtes ee A $. 16. 
Kompetenz ber Polizei in Dienſtſachen i s ; ; k §. 17. 
Kompetenz der Gerichte . i ; ; ; —— §. 18, 
Richterliches Verfahren in Dienftfachen s r A ; ö $. 19. 


Borfihriften wegen Anwendung dieſes Gefehes . . .. 6. 20 u 21. 
$. 1. Zur Eingehung bes Dienſtvertrags und zur Wiederaufhebung deſſelben 


ſollen auch Minderjährige, ohne Beiftand ihrer Eltern und Bormünder, berechtigt fein. 


Dieje Abweichung von den fonftigen Rechtsgrundſätzen gilt jeboh nur von 
Dienftverträgen der Art, wie fie gewöhnlich geſchloſſen werden. Werden ungewöhnliche 
Verabredungen darin getroffen, jo behalten, in fo weit Dies ber Fall iſt, jene fonfti- 
gen Rechtsvorſchriſten ihre Anwendung. 


$. 2. Zur Gältigfeit eines Dienftvertrages foll nicht meiter nie bisher ein 
Kündigungsſchein ber vorigen Herrſchaft, fonbern ftatt deſſen künftig ein Schein bes 
Stabt-Polizei-Amts erforderlich fein, worin dem Dienenden die Erlaubniß dazu und 
zwar für bie Zeit ertpeilt ift, gu welcher er ſich vermiethen will. 

Wird ohne einen ſolchen Erlaubnißſchein ein Dienitverhältnig eingegangen, fo 
fallen beide Theile in eine zum Beten ber hiefigen Armen - Drbnung beſtimmte Geld- 
firafe von Einem Thaler, oder haben, im Halle des Unvermögens, eine virrundzwan- 
zigſtündige ann zu erbulden. 

Die Dienſtherrſchaft wird überdies durch die unerlaubte Annahme eines Dienen⸗ 
ben für alle daraus einem Dritten oder gemeiner Stadt erwachſenden Nachtheile 
verhaftet. 
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$ 3. Den Polizei-Erlaubnißſchein, welchen ſich bie Dienfiherrfhaft bei ber 
Dienftannahme aushändigen läßt, behält fie fo lange, bis der Dienfivertrag von ber 
einen oder von der andern Seite aufgelündiget wird. Tritt dieſe Auffündigung ein, 
fo erhält der Dienende benfjelben mit dem ihm von ber Herrſchaft zu behändigenden 
Kündigungsfihein zurüd, und muß ihn zu ber anberweitigen Vermiethung gegen Aus- 
händigung bes Kündigungsfcheins vom Polizei-Amte wieder unterfihreiben laffen. 

Ohne diefe vorherige Signirung vom PolizeisAmte kann ber Dienende, bei Ber- 
wirfung ber oben 8. 2 angedroheten Etrafe, ſich anderweitig weder vermiethen noch 
gemiethet werden. 

Die Einſicht des Kündigungsſcheins ſteht der Herrſchaft frei. 

Für jedem Polizeiſchein, ſo wie für deſſen Signirung bei Ertheilung ber Er- 
laubniß zur neuen Wiebervermiethung, find vier Schillinge, fonft aber nichts weiter, 
and Polizei-Amt zu erlegen. 

. $. 4. Erhält ber Dienftfuchende auf Die erneuerte Polizei-Erlaubniß bier einen 

andern Dienft, fo muß er Davon innerhalb drei Tagen nah angetretenem Dienfte 
ebenfalls auf dem Polizei» Büreau die Anzeige machen und bie neue Dienſtherrſchaft 
zur Anmerkung im Polizeiſchein benennen, welche letztere denn auch verpflichtet fein 
fol, ihn zur Erfüllung diefer Obliegenheit anzubalten. 

Läßt der Dienende es an ber Beobachtung auch biefer Borfärift fehlen, fo trifft 
ihn biefelbe oben $. 2 angebrohete Strafe. 


$. 5. Die Zahlung des fogenannten Miethageldes fol auf die Gültigfeit ober 
Ungültigfeit des Vertrages nicht weiter von. Wirkung fein. Es kann nur dann ge= 
fordert werben, wenn, und fo weit es verfprodhen worden, auch Fann durch Rüdgabe 
bes Miethsgeldes der Dienftvertrag nicht aufgehoben werben. 


$. 6. Iſt über bie Dauer ber- Dienftzeit bei der Annahme nichts fpeciell_ ver. 
abrebet, fo fol angenommen werden, daß ber Bertrag auf einvierteljährige Kündigung 

eingegangen fei, und Dies im flreitigen Falle präfumirt werben. 

Daffelde fol auch dann jtatt finden, menn zwar ber Dienitvertrag auf einen 
längern Zeitraum gefhloffen, aber nad deſſen Ablauf ohne neue bejondere Verabre- 
dung verlängert ift. 

$. 7. Der vierteljährige Ab⸗ und Zugang ber Dienenden fol flets am erften 
‚Sonntage nad bem jebesmaligen Quartal= Tage ftatt finden; fo dag, wenn ber 
DuartalsTag auf einen Sonntag fällt, ber Wechſel erft am baranf folgenden Sonn⸗ 
tag, und zwar des Nachmittags, eintritt. 

Sft über den Dienftantritt und Dienjtabgang ausdrüdlich nichts vereinbaret, ſo 
iſt immer jene Regel zu befolgen, und e3 ſoll ſolche im Streitfalle auch präfumiret 
werben. 

$. 8. Der Dienende ift ſchuldig, den Dienft zur rechten Zeit anzutreten, und bie 
Dienſtherrſchaft ift pflichtig, ihn zur rechten Zeit anzunehmen. 

Während der Dienftzeit haben ſich bie Dienenben und bie Dienſtherrſchaft das 
gegenſeitig Vereinbarte treu zu erfüllen. 

Sind die Dienſtleiſtungen vorher nicht genau beſtimmt, ſo muß der Dienende 
ſich allen Dienſtverrichtungen nach dem Willen der Herrſchaft unterziehen; ſich ohne 
Vorwiſſen und Genehmigung derſelben vom Hauſe nicht entfernen, auch bei geſtatteter 
Entfernung nicht über die Zeit abweſend bleiben und überhaupt ſeine Aufführung ſo 
einrichten wie es dem Willen feiner Dienſtherrſchaft entſpricht. Erhält er von 
Letzterer Verweiſe, ſo darf er ſich keine Widerreden erlauben. Dienſtboten werden 
durch von der. Herrſchaft gegen fie gebrauchte Schimpfworte nur dann zu Injurien⸗ 
Hagen berechtigt, wenn die Schimpfworte zugleich den Vorwurf verbrecheriſcher Hand⸗ 

lungen enthalten, 

Die Dienftherrfchaft ibrerfeits: barf ben Dienenden Feine unerlaubte Dienſtlei⸗ 
kungen angefinnen und von benfelben nur foldhe Verrichtungen fordern, bie ihrer 
törperlichen Befchaffenheit, ihren Kräften angemeffen ſind und auf. ihre Geſundheit 
nicht nachtheilig einwirken können. 


Geſinderecht. | 201 


$. 9. Die Dienſtherrſchaft iſt pflichtig, dem Dienenden ben verabredeten Lohn 
zur verabredeten Zeit ſtets prompt zu berichtigen. Iſt Feine Zahlungszeit vereinbaret 
oder entſtehet Darüber Streit, fo wird angenommen und präfumirt, daß bie Zahlung 
vierteljährlih am erften Sonntage nah dem Quartals⸗ Tage gefordert‘ werben Tann 
und geleiftet werben muß. 

Fordert Der Dienende überjährige Sobnrüdkände, fo Tiegt ihm ber Beweis 
ber nicht empfangenen Zahlung auf, wenn bie Dienfperrfigaft die Schuld in Ab- 
rebe nimmt, 

$. 10, Erkrankt der Dienende. während der Dienftzeit, fo ft bie Dienflherr- 
ſchaft jedesmal zu einer achttägigen unentgeltlichen Cur und Verpflegung deſſelben ent⸗ 
weder in ihrer Wohnung, oder auf deren Koſten im ſtädtiſchen Krankenhauſe, ver- 
pflichtet. Iſt die Krankheit anhaltender, ſo ſoll zwar die Herrſchaft noch zur acht⸗ 
tägigen fortgeſetzten Cur und Verpflegung verbunden fein; allein für den Aufwand in 
Diefen zweiten acht Tagen von dem Dienenden felbft, ober im Fall deſſen Unver- 
mögens von ben bazu verpflichteten Angehörigen beffelben, entfchädiget werden. Be— 
finden ſich folhe zum Unterhalte bes Dienenden verpflichtete Perfonen hier im Orte, 
fo Tann die Dienſtherrſchaft verlangen, baß dieſelben den Erfranften nad ber ver- 
floffenen erften achttägigen Krankenzeit' ſelbſt zur Cur und Verpflegung bei fi auf⸗ 
nehmen. 

Fehlen ſolche verpflichtete Perſonen hier im Orte, ober bezeigen fie ſich in Auf⸗ 
nahme bes Angehörigen ſäumig, fo tritt, nach verſtrichener 14tägiger Krankenzeit, die 
betreffende Behörde, das Armen-Collegium oder das Poltzeiamt, zu, läßt die Eur 
unb Berpflegung entweder ſelbſt ‚beforgen oder hält auch bie dazu Berpflichteten Dazu 
an. Daffelbe tritt auch fofort ein, wenn ein Dienender an veneriſchen ober krätzigen 
Uebeln leidet; die Dienſtherrſchaft kann die ungeſäumte Abnahme eines ſolchen Er— 
krankten verlangen, da ſie in dieſen Fällen die obgedachte Verpflichtung nicht hat. 


Iſt, nah ärztlichem Zeugniſſe, der Transport eines erkrankten Dienſtboten ins 
Stadtkrankenhaus mit Gefahr für deſſen Leben begleitet, ſo muß er einſtweilen 
unterbleiben. an 

$. 11. Das Miethen ober Vermiethen ber Dienenden für andere barf ſich nie- 
mand zum Gewerbe maden, der nicht vorher dazu die obrigkeitliche Erlaubniß ere 
halten hat, und Darauf verpflichtet worden iſt. Wer dieſem entgegen handelt, verfällt, 
nach eigener Wahl, in eine dreitägige Gefängniß⸗ ober in eine Gelbtrafe von 
sehn Rthlr. . 

Es follen übrigen ſo wenig die Dienſtherrſchaft als der Dienenbe zur Be⸗ 
nubung foldher Mittelsperfonen verpflichtet fein, fondern es lediglich in deren Willkür 
ſtehen, ob fie ſich derfelben zur Aushülfe bedienen wollen oder nicht. 


$. 12. Diejenigen, welche dies Gewerbe betreiben Dürfen, haben insbefonbere 
darauf zu fehben, daß fie Feinen Dienftfuchenden empfehlen oder vermiethen, welcher 
nicht einen noch gültigen Polizeifchein,. ber ihm das Dienen bier. im Orte erlaubt, 
vorzeigen Eann. Su’ zweifelhaften Fällen müflen. fie von der Polizeibehörde erft bie 
nöthige Auskanft nachſuchen. Leber die, Perfonen, welche He zur Dienflannahme em- 
pfehlen wollen, haben fie vorher genaue Erfunbigung einzuziehen und das in Erfah- 
rung Gebrachte der annehmenden Dienſtherrſchaft getreulich mitzutheilen. Empfehlen 
fie wifjentlich untreue oder untaugliche Dienſtſuchende, fo werben fie ber Dienftherr- 
fhaft dadurch zur Entſchädigung wegen der Nachtheile, welche berfelben burd bie 
Empfohlenen verurfacht werben, verpflichtet. Unter Teinerlei Vorwand bürfen fie 
Perjonen, welche fidh bereits vermiethet haben, ober gar fihon im Dienfte ſtehen, zur 
anderweitigen Vermiethung ober zur Berlaffung bes Dienſtes und zur Annahme eihes 
andern anreizen. Auch fol ihnen Die Beberbergung ber Dienftfuchenben gänzlich un- 
terfagt fein, fe. wie ihnen auch verboten wird, den Dienenden Zufammentünfte bei 
fich zu geftatten. 

‚Ber gegen biefe Vorſchriften handelt, wird bes erſte Mal mit einer Geldſtrafe 
von zwei bis fünf Thalern, oder mit einer verhältnißmäßigen Gefängnißſtrafe belegt; 


N - 
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das zweite Mal erleidet er die doppelte Strafe und verliert überdies die Erlaubniß 
zum ferneren Betrieb dieſes Gewerbes. 

$. 13. Diejenigen, welchen, außer ben ſchon mit einem Nachweiſungs ·Comtoir 
Conteſſionirten, dag Geſchäft des Miethens und Bermirthend ber Dienſtſuchenden noch 
erlaubt werden mögte, haben ſich für ihre Bemühungen mit acht Schillingen, welche 
von jedem Theile, alſo von der Dienſtherrſchaft und von den Dienenden genommen 
werden können, ſo gewiß zu begnügen, als ſie bei Annahme eines mehreren daſſelbe 
doppelt erſtatten oder angemeſſene Gefängnißſtrafe zu erwarten haben ſollen. 

In allen, den Betrieb dieſes Geſchäftes angehenden Fällen find die Darauf ins⸗ 
beſondere verpflichteten Perſonen der Polizeibehörde unterworfen, welche indeß Die da— 
bei etwa in Anrege kommenden Entſchädigungs-Anſprüche zur Verhandlung an das 
EN, Saat vermeijet. 

$. 14. Der Dienfivertrag wird der Regel nach beendiget: 

A. Wenn die Zeit eintritt, zu welcher er nach Verabredung enbigen fol. 
B. Durch voraufgegangene Aufkündigung. 

In Ermangelung anderer Verabredung, wohin aud ber Fall gehört, wenn der 
Vertrag nur 9 Wochen oder Monate geſchloſſen und ſtillſchweigend verlängert wor- 
ben, ift Die Kündigung beiden Iheilen nur an ben gewöhnlichen Quartalen und zwar 
innerhalb ber Zeit vom Quartal-Zage an bis zum zweiten Darauf folgenden 
Sonntage zu ber Folge erlaubt, daß der Abgang dann am nächſten Quartale ein⸗ 
tritt. Zu dieſer freiwilligen, beiden Theilen freiſtehenden Kündigung foll es der An- 
führung der Beftimmungsgründe dazu überall nicht bedürfen. 

Die Dienftherrfhaft it im Falle ber eingetretenen Kündigung, gleichviel, ob 
ſolche von ihr ſelbſt, oder von dem Dienenden geſchehen, verpflichtet, dem Letzteren 
einen Schein über die ſtattgehabte Kündigung, worin zugleich bemerkt fein muß, wie 
lange tiefer bei ihr im Dienfte geftanden und wann er abgeht, zu behänbigen ober 
auch ftatt deſſen perfönlich eine Anzeige davon beim Polizei- Amte zu machen. Hat 
bie Herrſchaft gekündigt, fo bleibt es berfelben auch unbenommen , die Gründe Dazu 
in dem Scheine mit anzugeben. 

Verweigert Die Herrſchaft den Kündigungeſchein, oder bie ftatt beffen nachge— 
Vaffene Anzeige beim Polizei-Amte, fo eognoscirt Letzteres über die Weigerungsgrünbe 
und holt hinſichtlich der canzleiſäſſigen Herrſchaften die Entſcheidung der Großherzog⸗ 
lichen Juſtizeanzlei hieſelbſt darüber ein; werden ſolche Gründe für nicht zutreffend 
erkannt, ſo iſt die Herrſchaft dem Dienenden für alle aus der Weigerung etwa ent⸗ 
ſtandenen Naqhtheile verhaftet und verfällt überdies in eine Geldſtrafe von Einem 
Thaler. 

$. 15. Ausnahmsweiſe Fann ber Dienſt⸗ Vertrag beendigt werben, wenn ent- 
weder beide Theile ihn vor beendigter Dienftzeit freiwillig aufheben, oder, wenn ein 
Theil einfeitig bie fofortige Aufhebung fordert. 

> Das Lehtere kann ftatt finden: 
A. Bon Seiten ber Dienſtherrſchaft. 
1) Wenn ber Dienende von. einer Kraukheit ober einem körperlichen Gebrechen 
befallen wird, welches ihn zur Leiſtung ber verheißenen Dienſte unfähig macht. 
2) Wenn der Dierende erkrankt und innerhalb: 14 Tagen nicht wieder her⸗ 
geftellt wird. 
3) Wenn. weibliche Diemende fich ſchwanger befinden. 
4) Wenn der Dienende von Träbigen ober venerifhen Urbeln befallen wird. 
9) Wenn Ammen die Milth mangelt, ober ihre Milch zur —— des Kindes 
nach ärztlichem Zengniſſe untauglich iſt. 
6) Wemn der Dienende an epileptiſchen Zufällen leidet, vorausgeſett, daß die 
Herrſchaft ſolches bei Eingehung des Dienſtvertrages nicht kannte. 
7) Benn er fih dem Trunke .ergiebt und nach voraufgegangenen Ermahnungen 
davon nicht abläßt. 
8) Wenn er einen Umgang unterhält, ben bie Dienſtherrſchaft nicht leiben will, ex 
ſolchen aber ‚gegen Verbote fortfeht. 
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9) Wenn er während ber Nat ohne Vorwiſſen xnd Genehmigung ber Herrſchaft 
das Haus verläßt, oder die Nacht außerhalb des Hauſes zubringt. 

10) Wenn er während der Nacht fremden Leuten heimlich Zutritt in die Wohnung 
der. Herrſchaft geftattet. 

11) Wenn er ohne Erlaubniß ber Herrſchaft öffentliche Tanzböden oder gegen deren 
Derbot Wirthshäuſer beſucht. 

12) Wenn derſelbe ungeachtet voraufgegangener Verwarnung mil euer und Licht 
unvorſichtig umgeht. 

13) Wenn er die Kinder oder ſonſtige Hausgenoſſen zum Böſen verleitet, oder einen 
verdächtigen Umgang mit ihnen pflegt. 

14) Wenn er ben ſchuldigen Gehorſam in ſolchen Dingen ausbrüdli verſagt, 
welche die Herrſchaft von ihm zu forbern berechtigt ift. 

15) Wenn er fi Injurien oder gar Thätlichkeiten gegen die Herrſchaft erlaubt. 

16) Wenn er ſich im Dienſte Unterſchleife, Diebſtähle oder ſonſtige Betrügereien zu 
Schulden kommen läßt. 

17) Wenn er wegen Berbrechen angeklagt und zur Haft gebracht wird. Endlich 

18) wenn die Dienftberrfhaft tem Dimenden nebft dem vollen Kohn bes laufenben 
Bierteljahrs, als eine Entfchädigung für Die unzeitige Entlaffung, noch einen 
vierteljährigen Kohn zuzahlet. Gefchieht bie Entlaffung in dem Zeitraume vom 
Qunrtal-Tage Bis zum oben $. 7 beſtimmten Abgangs-Tage, fo empfängt ber 
Dienenbe ebenfalls, nebft dem Kohn Des voraufgegangenen Quartals, noch einen 
einvierteljährigen Lohn über die Dienftzeit hinaus. | 

B. Bon Seiten bes Dienenben kann bie fofortige Entlaffung ver- 
langt werben: 

3) Wenn derſelbe yon ber Dienfiherrfhaft ungebührlich Hart behandelt wird; wenn 
ibm von berfelben Mißhandlungen zugefügt find, die auf fein Leben und auf 
feine Gefunbheit nachtheilig einwirken, 

2) Wenn die .Dienftherrichaft ihn zu Handlungen gegen bie Geſete und‘ gegen bie 
guten Sitten hat verleiten wollen; doch muß biefer Grund aus ber Zeit des 
Engagements deſſelben exiſtent ſein. 

3) Wenn der Dienende durch Krankheit oder körperliche Gebrechen zur Fortſetung 
des Dienſtes unvermögend geworden iſt. 

4) Wenn der männliche Dienende zur Genügung ſeiner Militarpflicht als Soldat 
eintreten muß, oder auch freiwillig für die Stadt eintreten will. 

5) Wem der Vater oder die Mutter des Dienenden erkranken, und dadurch die 
Unterſtützung vom Kinde, ſei es zur Pflege oder zur Deforgung der Wirth 
ſchaft, erforderlih wirb, 

6) Wenn die Dienitherrfhaft ben fälligen Lohn nicht prompt zahlt und bie Auffor- 
Derung bes Dienenden dazu während 14 Tagen unbeadhtet läßt. 

7) Wenn der Dienende ſich erklärt, nicht allein auf den Kohn des Taufenden 
‚ Quartals verzichten, fonbern auch noch einen einvierteljährigen Lohn der Dienft- 
berrichaft zugablen zu wollen und wie Zahlung wirklich Leiftet. 

Sn allen ben sub A. Nr. 1 bis 17 und sub B. Nr. 1 bis 6 genannten, 
ben Dienfl-Bertrag einfeitig aufhebenden Fällen fann der Dienende nur auf ben wirf- 
lich abverdienten Lohn, alſo —— bis zu ſeinem Abgange berechnet, nicht aber auf 
Koſtgeld Anſpruch machen. 

Der Dienende darf aber auf ſelbſt Bei jenen Ihm zur Seite lebenden Gründen 
nicht eigenmächtig ben Dienft verlafien, ſondern muß fi zuvor bie Erlaubniß bazu 
vom Polizei-Amte erwirken. Entſtehet über bie factifihen Umſtände, welche zu ber 
einjeitigen Aufhebung bes Dieuftvertrages bereihtigen folen, Streit, ſo iſt ſolcher zur 
richterlichen Entſcheidung zu bringen. 

8. 16. Dieſelben Gründe, welche zur einſeiligen Aufhebung bes ſchon angetre- 
tenen Dienſtverbältniſſes berechtigen, ſollen auch dazu ausreichend ſein, die reſp. An⸗ 
nahme und den Zugang ber Dienenden zu verweigern, und es kaun in Fällen dieſer 
Art von keinem Theile eine Entſchädigung gefordert werden. 
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Der Dienende muß, wenn er aus jenen Gründen nicht zuzichen will, davon 
beim Polizei⸗Amte zuvor Die Anzeige machen und deſſen Genehmigung erwirken. 
Will ein Theil, oder wollen beide Ihelle ſich bei ber . eintretenden Polizei» Berfligung 
nicht beruhigen, fo wird bie Differenz zur gerichtlichen Beſtimmung vertiefen. 

Wil ein Theil, auch ohne einen‘ ber beftimmten Gründe zur Seite zu haben, 
den Dienftvertrag refp. durch Annahme des Dienenden oder durch den Antritt des 
Dienſtes nicht vollziehen, ſo ſoll ihm auch dies frei ſtehen; allein in dieſem Falle iſt 
er gehalten , dem Gegentheile zur Entfhäbigung einen vierteljährigen Lohn zu zahlen. 

Iſt Miethsgeld gegeben, fo muß ſolches allemal zuriidgegeben werden, wenn ber 
Dienft nicht angetreten wird. Die Rüdgabe des Miethsgeldes kann aber nicht von 
ber Berbindlichfeit befreien, fowenig einen angenommenen Dienft anzutreten, als einen 
angetretenen Dienft zu vollenden. 


$. 17. Außer in den ſchon vorhin genannten fperiellen Fällen foll bas Polizei- 
Amt auch in allen und jeden Disciplinar» Fällen, in melden über bie Behandlungs- 
weife ber Dienftherrfchaft ober über das Betragen bes Dienenden, Mißhelligfeiten 
entftchen, welche refp. durch Borftellungen und Ermaßnungen oder durch Corrections- 
Verfügungen gegen die Dienftboten zu heben find, nad Maaßgabe des: zweiten Ab- 
ſchnitts der Vereinigungs-Urkunde vom 28. Januar 1832 competent fein. 


$. 18. Die zwiſchen ber Dienſtherrſchaft und den Dienenden, auch zwiſchen 

beiden und ben bie Riethung oder Vermiethung beſorgt habenden Perſonen, vorkommen⸗ 

den Streitfälle aber, welche den Dienſtvertrag betreffen und daraus hervorgehen, und 
in welchen eine richterliche Entſcheidung nothwendig wird, gehören vor die competenten 

Gerichte. Wenn dabei die Dienſtboten Beklagte ſind, ſoll, ohne Rückſicht auf den 

Gerichtsſtand der Dienſtherrſchaft, das Magiſtrats⸗Gericht allein competent ſein. 

8. 19. In allen ſolchen vor dem Magiſtrats⸗Gericht verhandelten Streitig⸗ 
keiten müſſen: 
1) in der Regel beide Theile perſönlich, immer aber ohne Begleitung eines Pro⸗ 
curators oder Sachwaldes erjcheinen. 

Dem Dienenden wird hievon nur dann eine Ausnahme geſtattet, wenn er 
Durch zu befcheinigende Krankheit oder Abwefenheit am perfünlichen Grfcheinen 
behindert wird; doch fällt in Diefem alle die Donorirung des Prorurators 
ihm allein zur Laſt. 

Der Dienſtherrſchaft ift —— ausnahmsweiſe das Erſcheinen durch einen 
Procurator erlaubt, jedoch muß ſie denſelben in allen Fällen ohne Beläſtigung 
des Dienenden feibſt honoriren und ber Procurator muß bei gehöriger Legiti⸗ 
mation ſo inſtruirt ſein, daß er in Allem ohne weitere Anfrage handeln kann, 
indem Erflärungsfriften überall nicht ertheilt werben ſollen. 

Das Gericht ſoll von Amtswegen bie relevanten Punkte des Streits zu Pro- 
totoll erheben; keine Dral⸗ Receſſe oder ſchriftliche Anträge zulaſſen, ſondern un⸗ 
mittelbar die Parteien in ihren Anfprücen. und in ihrer Vertheidigung, fo 
weit fie für dem aur Srage flehenden Hall von Erheblichleit ſind, ſorgfältig 
unterſtüßen. 

..3) Die Sache iſt fo zu leiten, daß ſie ‚in ber Regel im erſten Termine bis zum 
Beſcheide inſtruirt, auch. lehterer in ber Regel’ binnen Acht Tagen publieirt 
werden Tann. 

Caution für Die Proceßkoſten fol vom Kläger nicht erforbert werben, 

4) Das fürmliche Beweisverfahren fällt weg. 

Findet ber Richter bei gebliebener Ungewißheit entſcheidender Thatſachen, 
bie nähere Ausmüttelung derſelben nothwenbig, fo erfordert er fofort nach feſt⸗ 
ftebendem Beweisinterlocute von beiden Iheilen bie Angabe der Beweis“ und 
etwanigen Gegenbeweismittel, erhebt ſolche gleichzeitig zu Protocol, ohne im 
Soll der Berufung auf Zeugen, Beweis - Artileln, . Interrogatorien, Zeugen- 
rotuln, : vorgängige a ber engen» Yusfagen und ERBERLANÜNTAUEEN; 
zugulaffen. 
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5) Me Perſonen, welchen ohne Beiſtand bie Gingehung des Dienſtvertrages zuge⸗ 
ſtanden iſt, können im Betreff deſſelben auch allein vor Gericht handeln. 


6) Penn ein Theil * die zweite gerichtliche Ladung nicht erſcheint, auch vorher 
unabwendliche Behinderungsgründe nicht angezeiget und beſcheiniget hat, ſo wird 
er ſachfällig und es iſt in contumaciam gegen ihn zu verfahren. 


7) Finden ſich die Parteien oder eine derſelben durch das vom Magiftrats ⸗Ge⸗ 
richte eröffnete Erkenntniß beſchwert und wollen Dagegen ein Rechtsmittel ein- 
wenden, fo müflen fie Dies binnen Drei Tagen nad Inſinuation oder Publicas 
tion des Beſcheides bei Verluſt des Rechtsmittels anzeigen und zu Protocoll 

regiſtriren laſſen; demnächſt aber in einem vom Magiſtrats-Gerichte innerhalb 
acht Tagen anzuſetzenden Termine mit dem Gegentheile über die Beſchwerden 
kurz zu Ptotocoll verhandeln; wonächſt daiin Acta an bie Großherzogliche 
Juſtizcanzlei bieſelbſt zur Entſcheidung per decretum abgegeben werden ſollen. 
Bei dieſer Entſcheidung des Obergerichts bleibt es dann ohne Zulaſſung weiterer 
Rechtömittel, wenn nicht ein Fall vorliegt, welcher. nad beſtehenden geſetzlichen 

Vorſchriften durch ne an Bas Ober -Appellationg - Gericht zu Parchim 
gelangen Tann. 


8) Auch während ber Gerichtoferien, welche ben Lauf ber- Friſten nicht aufhalten, 
ſollen Klageſachen aus dem Dienſtvertrage verhandelt werden. 


8. 20. Bon vorſtehender Verordnung, welche von ihrer Publication an auf 
alle auch ſchon dann beftehende Dienftverhältniffe, inſoweit es auf die Rechte zwiſchen 
ber Dienftperrfhaft und dem Dienenden anfommt, ihre volle Anwendung finden foll, 
werben als Dienende: Gärtner, Küper, Bediente, Kutfcher, Köche, Marqueurs und 
Dienſtknechte aller Art, dann Wirthfchafterinnen aus allen Ständen, Kammerjungfern, 
Köchinnen, Ammen und Dienftmäbden, gleichviel von welcher Dienſtvetrichtung fie 
einen fpeeiellen Namen haben mögen, ergriffen. Auf bloße Laufburſchen und Auf- 
mwärter, Die fich nur zw beftimmten Zageszeiten im Haufe ber Herrfchaften aufhalten, 
auch Lohnbedienten und Lohnkutſcher find ihre Beſtimmungen nicht auszudehnen. 


$. 21. Alle bier gegenwärtig dienenden Perſonen haben ſich während ber erſten 
Vier Wochen nach Bekanntmachung dieſer Verordnung mit einem Polizei⸗Dienſtſchein 
zu verſehen, welchen fie innerhalb dieſer Friſt unentgeltlich erhalten, wenn fie eine Be— 
ſcheinigung ber Dienftperrfchaft über ihre Dienftverhältnifie und bie bioherige Dauer 
derſelben beibringen. 


Nach Ablauf dieſer Bier Wochen muß aber für jeden Polizei-Schein bie 8. 3 
beftimmte Gebühr entrichtet werben, und es tritt ſowohl gegen bie. Herrſchaft als den 
Dienenden, im Falle daß letterer noch — mit einem ſolchen Scheine verſehen iſt, 
die $. 2 gedachte Strafe ein. 


1380. Gefindeorduung, für ı die ötadt — 22. Dee 1538. 


Wir Paul Frieberich. ac. Urkunden und: beiennen biemit für Uns und Unfere 
Succeſſoren, regierendbe Großherzöge von Medlenburg, daß Wir; auf gejiemended An- 
fuchen des Magiftrats zu. Parchim eine von demſelben Uns vorgelegte Geſinde-Ord⸗ 
zung für Unfere bortige Stadt alſo haben redigiren laffen und landegherrlich hiemit 
beftätigen, wie fie in neunzehn Paragraphen hienebengeheftet iſt. 

Indem Wir daher biefer Gefinde- Ordnung hiemit völlig verbindliche Kraft bei⸗ 
legen, iſt es Unſer gnädigſter Wille, daß die darin enthaltenen Vorſchriften und Be⸗ 

ungen in allen Puncten von denen, welche fie angeben, ſtets auf Das genaueſte 
befolgt werben follen, wenngleich) Wir Uns vorbehalten, dieſelbe nad Zeit und Um⸗ 
ſtänden zu veränbern, auch, wenn es erforberlich ‚werben: ‚jolle, ganz wieder 
aufzuheben. 

Uebrigens jedoch Uns und hochermeldeten Unſeren Suckeſſoren an Unſerer —* 
fürſtlichen Hoheit und Obrigkeit, auch allen andern Uns zuſtehenden Herrlich⸗ "und 
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Gerechtigkeiten ganz unabbrüchig ſowie einem Jeden an ſeinem erweislichen Rechte 
unnachtheilig. | 
Urlundlich unter Unferm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben durch Unfere Re- 
gierung, REN am 22, December 1838. 
Paul Friederid. 


En der Geſinde⸗Ordnung für bie 
Stadt Parchim. 


Inhalts—⸗ Serzeichniß— 


Die zur Eingehung und Aufkündigung eines Dienſtvertrags nn Perfonen 8. 1. 
Erforberniffe, Kündigungsſcheine, polizeiliche Erlaubnif j $. 2, 
Fernere Erforderniffe bei Auswärtigen i ; ; ; : . 8. 8 
een wegen bes Mietbögelie R i i ; i $. 4. 

auer ber Dienftzeit z ; R u, ee ; r ; %. 59 
Zeit. der Kündigung . : . i ; A $. 6. 
Allgemeine Feſtſetzung ber Dienfipflichten i ; ’ 2 ; §. 7. 
Pflicht zur Bezahlung des Dienſtlohns §. 8. 
Pflichten der Herrſchaft, wenn der Dienende erkrankt §. 9. 
Zuläſſigkeit der Dienſtmakſle. $. 10. 

Pflichten derſelben A ; z $. 11. 
Beſtimmung der Gebühren für dieſelben $. 12, 
Aufhebung des Dienitvertrags durch m R ; — — $. 13. 
Desgleihen ohne Kündigung . J— $. 14. 
Desgleichen vor Antritt des Dienſtes — 8. 15. 
Competenz der Polizei in Dienſtſachen $. 16. 
Competenz ber Gerichte . ZN s ; ; : ; $. 17. 
Nichterliches Berfahren in Dienftfachen ; & i R R $. 18. 
Borfriften wegen Anwendung biefes Gefehes . r ; N ; $. 19. 


$. 1. Zur Eingebung des Diehftvertrageg und zur Wiederaufhebung beffelben 
follen aud Minderjährige, wenn fie confirmirt find, ohne Beiftand ihrer Eltern und 
Vormünder berechtigt fein, 

Diefe Abweihung von den fonftigen Rechtsgrundſätzen gilt jedoch nur von Dienft- 
verträgen ber Art, wie fie gewöhnlich gejshloffen werden. Werben ungewöhnliche 
Berabredungen barin getroffen, jo behalten, injoweit dies der Fall ift, jene fonftigen 
Rechtsvorſchriften ihre Anwendung. 

$. 2. Zur Gültigkeit eines Dienſtvertrages iſt, wenn der Dienſtbote ſchon an— 
derweitig gedient hat, wie bisher ein Kündigungsſchein ber bieherigen verrigaft 
erforberlid). 

Iſt der Dienende in der Stabt Parchim, oder deren Kämmereigebiete nicht hei= 
mathlich, fo ift vor Eingehung bes erſten biefigen Dienftvertrages und allemal wenn 
mit ber Dermietdung , ber Derzug von. anderwärts verbunden ift, der Schein ber 
Etabt-Polizei, worin "bie Erlaubniß dazu ertbeilt iſt, außerdem erforderlich. 

Wird ohne einen ſolchen Erlaubnißſchein ein Dienſtverhältniß mut einem von 
auswärts kommenden Dienftboten eingegangen, fo fallen beibe Theile in eine- zum 
Beiden der hieſigen Armenkaſſe beſtimmte Geldſtrafe von einem Thaler, ober haben im 
alle des Unvermögens, eine vier und zwanzigſtündige Gefängnißitrafe zu erbulben. 

Die. Dienſtherrſchaft wird überdies durch die unerlaubte Annahme eines Dienen⸗ 
den alle daraus einem Dritten ober gemeiner Stadt erwachſenden Nachtheile 
verhaftet, | 

Für jeden Polizeifchein iſt eine Gebühr von vier Schillingen zu erlegen. 

$. 3. Dienſtſachende, welche einem andern Orte angehören und nicht ſchon m 
Dienfiverhältniffen geftanden haben, aus melden unmittelbar fie in den hiefigen Diem 
übergehen; find ‚gehalten ihre Unbeſcholtenheit und nad Befinden Ye Brfugnii zur 
Eingehung von Dienſtverhältniſſen ‚genügend nachzuweiſen. 
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5 4. Die Zahlung des ſogenaunten Miethageldes fol auf bie Gültigkeit ober 
Ungültigfeit bes Vertrages nicht weiter von Wirkung fein. Es fann nur Dann ge- 
fordert werden, wenn, und foweit es verfprocen werben, auch kaun kur Rüdgabe 
bes Miethögeldes der Dienftvertrag nidyt aufgehoben werben. 

$ 9. Iſt bie Dauer ber Dienftzeit bei der Annahme nicht ſpeciell verabrebet, 
fo fol angenommen werben, daß ber Bertrag auf einvierteljährige Kündigung ringe» 
gangen fei, und Dies im flreitigen Falle präjumirt werben. 

Dafielde fol auch dann flatt finden, wenn zwar ber Dienfivertrag auf einen 
längeren Zeitraum geſchloſſen, aber nad) deſſen Ablauf ohne befondere ——— 
verlängert iſt. 

$. 6. Der vierteljährige Ab⸗ und Zugang ber Dienenden ſoll ſtets am erſten 
Sonntage nach dem jebesmaligen Quartal⸗Tage ſtatt finden, ſo daß, wenn der Quar⸗ 
tal⸗Tag auf einen Sonntag fällt, der Wechſel erſt am darauf folgenden Sonntage, 
und zwar Des Nachmittags eintritt. 

HM über deu Dienftantritt oder Dienfabgang musdrüdiih nichts —— ſo 
iſt immer jene Regel zu befolgen, und es ſoll ſolche im Streitfalle präfumirt werden. 

$. 7. Der Dienende it ſchuldig, den Dienſt zur rechten Zeit anzutreten, und 
bie Dienitherrfchaft iſt pflichtig, ihn zur rechten Zeit anzunehmen. 

Während der Dienfizeit haben ſich bie Dienenden und die Dienftherrfchaft das 
gegenfeitig Bereinbarte treu zu erfüllen. 

Sind die Dienfleiftungen vorher nicht genau beitimmt, jo muß ber Dienende ſich 
alien Dienfiverrihtungen nad dem Willen der Dienftherrfchaft unterziehen, ſich ohne 
Bormwilfen und Genehmigung berfelben vom Haufe nicht entfernen, and bei geftatteter 
Entfernung nicht über die Zeit abweſend bleiben und überhaupt feine Aufführung fo 
einrichten, wie es dem Willen feiner Dienſtherrſchaft entſpricht. Erhält er von Letzte⸗ 
rer Bermeife, jo darf er fih Feine Widerreden erlauben. Dienftboten werben durch 
von der Herrſchaft gegen_fie gebrauchte Schimpfworte nur dann zu Injurienklagen 
beredhtiget, wenn die Schimpfworte zugleich den Vorwurf verbrecheriſcher Handlungen 
enthalten. 

Die Dienſtherrſchaft ihrerfeits darf den Dienenden Feine unerlaubte Handlungen 
anfinnen und von demfelben nur folde Berrichiungen fordern, bie ihrer körperlichen 
Beichaffenheit, ihren Kräften angemeffen find, und anf ihre Geſundheit nicht nachtheilig 
einwirken lönnen. 

$. 8. Die Dienſtherrſchaft iſt pflichtig, dem Dienenden ben verabredeten Lohn 
zur verabredeten Zeit ſtets prompt zu berichtigen. Iſt keine Zahlungszeit verabrebet, 
oder entſteht darüber Streit, ſo wird angenommen und präſumirt, daß die Zahlung 
vierteljährig am erſten Sonntage nach dem Quartal⸗Tage gefordert werden kann und 
geleiſtet werden muß. 

Fordert der Dienende überjährige Lohn⸗Rückſtände, fo liegt ihm ber Beweis der 
nicht empfangenen Zahlung auf, wenn die Dienſtherrſchaft die Schuld in Abrede nimmt. 

S. 9. Erkrankt der Dienende während der Dienſtzeit, jo iſt die Dienſtherrſchaft 
jedeomal zu einer achttägigen unentgeldlichen Cur und Verpflegung deſſelben entweder 
in ihrer Wohnung, ober auf deren Koſten im ſtädtiſchen Kraukenhauſe verpflichtet. 
SR die Krankheit anhaltender, fo fol zwar die Herrſchaft noch zur achttägigen forige- 
fegten Cur und Berpflegung verbunden ſein; allein für den Aufwand in biefen zweiten 
acht Zagen von dem Dienenben felbft, ober im Fall, baß er unvermögend, von ben 
dazu verpflichteten Angehörigen beffelben entſchädigt werben. Befinden fi; folde zum 
Unterhalte des Dienenden verpflichtete Perjonen hier im Orte, fo Tann die Dienf- 
berriehaft verlangen, baß biefelben ben Erkrankten nad ber verfloſſenen erſten achttäͤ⸗ 
gigen Stranfenzeit ſelbſt zur Eur und Verpflegung bei ſich aufnehmen. 

Fehlen ſolche verpflichtete Perfonen bier im Drie, ober bezeigen fe ſich in Ans 
nahme. des Angehörigen fäumig, ſo tritt nach verfirichener tätägiger Rranfenzeit Die 
betweffende Behörbe, has Armen⸗Collegium ober bie Polizei⸗Behörde zu, läßt Die Cur 
und Berpflegung entweder jelbit beſorgen, oder hält auch die dazu Verpflichteten dazu 
an, Daſſelbe tritt auch ſofort em, wenn ber Dientude an veneriſchen oder . krätzigen 
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— und. ſonſtigen anſteckenden Krankheiten leidet; bie Dienſtherrſchaft kann die un⸗ 
geſäumte Abnahme eines ſolchen Erkrankten verlangen, da ſie in dieſen Fällen die 
obgedachte Verpflichtung nicht hat. 

Iſt nach ärztlichem Zeugniſſe der Tranoport eines erkrankten Dienſtboten in's 
Stadtkrankenhaus mit Gefahr für deſſen Leben begleitet, ſo muß er einſtweilen 
unterbleiben. 

F. 10. Das Miethen ober Bermiethen der Dienenben für Andere barf fich 
niemand zum Gewerbe machen, ber nicht vorher Dazu bie obrigfeitlihde Erlaubniß er⸗ 
halten bat, und Darauf. verpflichtet worden it. Wer biefem entgegen handelt, ver⸗ 
fällt nach eigener Wahl in eine dreitãgige Gefängniß⸗ oder in eine Geld-Strafe von 
zehn Thalern. 

Es follen übrigens fo wenig die Dienfiherrfihaft als ber Dienenbe jur Bemukung 
ſolcher Mittelsperfonen verpflichtet fein, fondern es lediglich in beren Willlühr ſtehen, 
ob ſie ſich derſelben zur Aushülfe bedienen wollen, oder nicht. 

.$. 11. Diejenigen, welche Dies Gewerbe betreiben Dürfen, haben insbeſondere 
darauf zu ſehen, daß von Dienſtſuchenden, welche von auswärts kommen, den Be—⸗ 
ſtimmungen des $. 2 genügt werde. Ueber bie Perſonen, welche fie zur. Dienſtan⸗ 
nahme empfehlen wollen, haben ‚fie vorher genaue Erkundigungen einzuziehen und das 
in, Erfahrung Gebradte der. annehmenden Dienſtherrſchaft ‚getreulih mitzutheilen. 
Empfehlen fie wiſſentlich untreue oder untauglide Dienftfuchende, fo werben fie ber 
Dienſtherrſchaft dadurch zur Entihädigung wegen ber Nachtbeile, welche berfelben 
burd die Empfohlenen verurfacht werden, verpflichtet, Unter Feinerlei Vorwand bürfen 
fie Perfonen, melde ſich bereits vermiethet haben, oder gar ſchon im Dienfte fliehen, 
zur anderweitigen Vermiethung, oder gar zur. Berlaſſung bes. Dienſtes und zur An- 
nahme eines: andern anreigen. Auch fol ihnen die Beherbergung ber. Dienſtſuchenden 
gänzlich ‚unterfagt fein, fo wie ihnen auch verboten wird, ben Dienenben Zuſammen⸗ 
künfte bei ſich zu geſtatten. 

Ber gegen dieſe Vorſchriften handelt, wird das erſte Mal mit einer Geldſtrafe 
von zwei bis fünf Thalern, oder mit einer verhältnißmäßigen Gefängnißſtrafe belegt; 
das zweite Mal erleidet er bie doppelte Strafe und verliert — die Erlaubniß 
zu fernerem Betrieb dieſes Gewerbes. 

$. 12. Diejenigen, welchen außer den ſchon mit einem Rahmeifungs- Comtolr - 
Conceffionirten, das Gejhäft bes Miethers und Vermiethers der Dienffuchenden noch 
erlaubt werben mögte, haben fi für ihre Bemühungen mit acht Schillingen, melde 
von jebem Theile, aljo von ber Dienfiherrfchaft und von den Dienenden genommen 
werben können, fo. gewiß zu begnügen, als fie bei Annahme eines Mehreren daſſelbe 
boppelt erftatten, ober angemefjene Gefängnißitrafe zu erwarten haben follen, 

In allen den Betrieb biefes Gefchäftes angehenden Fällen find. Die darauf be= 
ſonders verpflichteten Perfonen der Polizei-Behörde unterworfen, welche indeß Die 
dabei etwa in Anrege kommenden Entſchädigungs -Anſprüche zur BR Verfol⸗ 
gung zu la bat. 

. Der Dienftvertrag wirb ber. Regel nach beenbigt: 
Ar = Die Zeit eintritt, zu welcher er nach Verabrebung endigen folk, 

B.,-durdh voraufgegangene Kündigung. 

In Ermangelung anderer Verabredung, wohin aud ber Fall gehört, wenn ber 
Vertrag nur auf Wochen oder Monate geſchloſſen und ſtillſchweigend verlängert 
worden, iſt bie Kündigung beiden Theilen nur an ben gewöhnlihen Duartalen und 
zwar innerhalb ber Zejit vom Quartals Tage an bis zum zmeiten barauf folgenden 
Sonntage zu der Folge erlaubt, baß ber Abgang dann am nächſten Quartale eintritt. 
Zu dieſer freiwilligen beiden Theilen freiftehenden. Kündigung fol es ber Anführung 
ber Beitimmungsgründe dazu überall) nicht bebürfen. 

Die Dienftperrfchaft it im Falle ber eintretenden Kündigung, gleichviel, ob 
ſolche won ihr ober von. dem Dienenden geſchehen, verpflichtet, dem betzteren einen 
Schein über die ſtattgehabte Kündigung, worin zugleich bemerkt fein muß, wie lange 
biefer bei ihr im Dienfle geſtanden und. wann er abgeht, zu behändigen. 
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$. 14. Ausnahmsweiſe kann der Dienſtvertrag beendigt werben, wenn entweder 
beide Theile ihn vor beendigter Dienſtzeit freiwillig ———— oder wenn ein 
einfeitig bie ſofortige Aufhebung fordert. 

Das Letztere kann flatt finden: 
A. Bon Seiten ber Dienſtherrſchaft: 

1) Wenn der Dienende von einer Krankheit ober einem förperlichen Gebrechen be⸗ 
fallen wird, welches ihn zur Leiſtung der verheißenen Dienſte unfähig macht. 

2) Wenn ber Dienende erkrankt und innerhalb 14 Tagen wicht wieder bergeftelt wird. 

3) Wenn weibliche Dienende ſich ſchwanger befinden. 

4) Wenn der Dienende von Fräßigen, venerifchen, überhaupt anftedenben Kranf- 
beiten befallen wird. 

5) Wenn Ammen die Mil mangelt, ober ihre Mil zur Ernährung bes Kindes 

nach ärztlihem Zeugniffe untauglich ift. 

6) Wenn der Dienende an -epileptifchen Zufällen leidet, vorausgefeht, daß bie 
Dienſtherrſchaft ſolches bei Eingehung bes Dienftvertrages nicht Tarmte, 

7) Wenn er fi) dem. Trunfe ergiebt und nach voraufgegangenen Ermahrlungen 
davon nicht abläßt. 

8) Wenn er einen Umgang unterhält, ben bie Herrſchaft wicht leiden will, er 
ſolchen aber gegen Verbote forticht. 

9) Wenn er während der Nacht ohne Vorwiſſen und Genehmigung ber Herrſchaft 
das Haus verläßt, oder die Nacht außerhalb Hauſes zubringt. 

10) Wenn er während ber Nacht heimlich fremben Leuten Zutritt in bie Wohnung 
der Herrſchaft geftattet. 

11) Wenn er ohne Erlaubniß ber Herrſchaft öffentliche Tanzböden ober gegen beren 
Verbot Wirtbahäufer befucht. 

12) Wenn derfelbe ungeachtet voraufgegangener Verwarnung mit Feuer und Richt 
unvorſichtig umgeht. 

13) Wenn er die Kinder ober fonftige Hausgenoffen zu unerlaubten Dandlungen 
verleitet ober einen verdächtigen Umgang mit ihnen pflegt. 

14) Wenn er ben. fhuldigen Geborfam in foldhen Dingen ausdrücklich verjagt, 
welche die Herrfihaft von ihm zu forbern berechtigt it. 

15) Wenn er fih Injurien oder gar Thätlichfeiten gegen Die Herrſchaft erlaubt. 

16) Wenn er ſich im Dienſte Unterſchleife, Diebftäpte ober fonftige Betrligerrien zu 
Schulden fommen läßt. 

17) Wenn er wegen Verbrechen angeflagt und zur Haft gebracht wird. Endlich 

18) wenn bie Dienſtherrſchaft dem Dienenden, nebſt dem vollen Lohn des laufenden 
Vierteljahrs, als eine Entſchädigung für die unzeitige Entlaſſung noch einen 
vierteljährigen Lohn zuzahlet. Geſchiehet die Entlaſſung in dem Zeitraume vom 
Quartal⸗Tage bis zum oben $. 6 beſtimmten Abgangstage, fo empfängt der 
Dienende ebenfalld nebſt dem Lohn bes voraufgegangenen Quartals noch einen 
vierteljährigen Lohn über die Dienftzeit hinaus. 

B. Bon Seiten der Dienenden kann die fofortige Entlaffung verlangt werben: 

1) Wenn derfelde von der Dienfiherrjchaft ungebührlich hart behandelt wird, wenn 
ihm von derſelben Mißbandlungen zugefügt find, Die auf fein Leben und feine 
Geſundheit nachtheilig einwirken.‘ 

2) Wenn die Dienſtherrſchaft ihn zu Handlungen gegen die Sefehe und gegen bie 
guten Sitten hat verleiten wollen; doch muß biejer Grund aus der Zeit bes 
Engagements deifelben eriftent fein. 

3) Wenn: der Dienende durch Krankheit ober Törperliche Gebrechen zur Fortſetzung 
bes Dienftes unvermögend ‚geworben ift. 

4) Wenn der männliche Dienende zur Genügung feiner Militairpflicht als Soldat 
eintreten muß. 

5) Wenn der Vater oder Die Mutter bes Dienenben erweislich erkrankt ſind, und 
badurch Die Unterſtützung vom Kinde, ſei es zur Pflege oder zur Beforgung der 
Wirthſchaft erforderlich wird. 
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6) Wenn der Bater oder die Mutter des Dienenden ſterben und der Ueberlebende 
der Unterſtützung des Kindes bedarf. 

7) Wenn die Dienſtherrſchaft den fälligen Lohn nicht prompt zahlt und bie Auf⸗ 
forderung bes Dienenden dazu während 14 Tagen unbeachtet läßt. ' 

8) Wenn der Dienende fih erklärt, nicht allein auf ben Lohn des Laufenden 
Quartals verzichten, fondern aud noch einen einwierteljäßrigen Lohn ber Dienfts 
berrfhaft zuzahlen zu wollen und bie Zahlung wirklich leiſtet. 

In allen ben sub A. Nro. 1 bis 17 und sab B. Nro. 1 bis 7 genannten, 
ben Dienftvertrag einfeitig aufhebenden Fällen Tann ber Dienende nur auf ben wirklich 
abverdienten Lohn, alſo benfelben bis zu feinem Abgange berechnet, nicht aber auf 
Koftgeld Anſpruch machen. 

Der Dienenbe darf aber auch felbft bei jenen ihm zur Seite ſtehenden Gründen 
nicht eigenmächtig ben Dienft verlaffen, fondern iſt verpflichtet, zunächſt von ber 
Herrſchaft unter Anzeige des zur Hand genommenen rundes ımter Vorlegung 
etwaniger Beſcheinigung beffelben die Entlaffung nachzuſuchen. Wird ſie verweigert 
oder entſteht Streit über die factiſchen Umſtände, welche zu der einſeitigen Aufhebung 
des Dienſtvertrages berechtigen, ſo iſt die Entſcheidung des competenten Gerichts 
nachzuſuchen. 

$. 15. Dieſelben Gründe, welche zur einſeitigen Aufhebung des ſchon angetre- 
tenen Dienſtverhältniſſes berechtigen, ſollen auch dazu ausreichend fein, bie refp. An- 
nahme und den Zugang der Dienenden zu verweigern, und es kann in Fällen dieſer 
Art von keinem Theile eine Entſchädigung gefordert werden. 

Wil ein Theil, auch ohne einen der beſtimmten Gründe zur Seite zu haben, 
den Dienftvertrag reſp. Durch Annahme bes Dienenden oder durdy Den Antrag bes 
Dienftes nicht vollziehen, fo fol ihm auch diefes frei ftehen, allein in dieſem Falle 
ft er gebälten, bem Gegentheile zur Entſchädigung einen vierteljährigen Lohn zu 
zahlen. 
Iſt Miethsgeld gegeben, fo muß foldes allemal zurliigegeben werben, wenn der 
Dienft nicht angetreten wird. , Die Nüdgabe des Miethsgeldes Tann aber nicht von 
der Verbindlichkeit befreien, einen angenommenen Dienft anzutreten, oder einen ange- 
tretenen Dienft zu vollenden. 


$. 16. Außer in den ſchon bier genannten (peciellen Fallen follen auch in allen 
und jeden Disciplinar- Fällen, welche refp. durch Vorſtellungen und Ermahnungen, 
oder durch Correctiong- Verfügungen gegen die Dienftboten zu Beben find, wider bieje 
polizeilich verfahren werben. 


$. 17. Die zwijchen ber Dienfiferrfchaft und dem Dienenden, auch zwifdhen 
beiben und den die Miethung ober Bermicthung beforgt habenden Perfonen, vorkom⸗ 
menden GStreitfälle aber, melde ben Dienftvertrag betreffen und daraus hervorgehen, 
und in melden eine richterlihe Entſcheidung nothwendig wird, gehören vor Die com- 
petenten Gerichte. Wenn babei die Dienftboten Beklagte find, . follen ohne Nüdficht 
auf den Gerichtsſtand der Dienſtherrſchaft, der Magiftrat ober das Stabtgericht nach 
Wahl des Stlägers, für Dienftboten der AOERE ARME RIONSSSETHN IE NND BürIGEN nber 
das Stadtgericht allein competent fein. 
$. 18. In allen ſolchen vor dem Magiftrate ober dem Stadtgerichte verhan⸗ 
delten Streitigkeiten muß 
1) der Dienende in Perſon erſcheinen; nur wenn er durch zu beſcheinigende Ab⸗ 
weſenheit oder Krankheit am perſönlichen Erſcheinen behindert wird, darf er 
Durch einen Procurator, beilen Donorirung ihm aber auch ohne Beläftigung 
ber Dienftherrfchaft obliegt, erſcheinen. Die Dienftherrfhaft hingegen Tann 
durch einen Procurator erfcheinen, melden fie gleichfalls ohne Beläftigung bes 
Dienenden zu bonoriren hat. Der Procurator der Dienenden, wie ber Pro- 
curator der Dienſtherrſchaft muß aber, bei gehöriger Legitimation, immer ſo 
inſtruirt fein, daß er in Allem ohne weitere Anfrage haudeln kann, indem Er- 
Härungsfriften überall nicht ertheilt werben follen. 
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Die in Perſon erſcheinende Partei darf keinen Sachwald mitbringen, wohl 
aber die Ehefrau, ſie ſei Klägerin oder Beklagte, ihren Ehemann. Iſt die 
Ehefrau nicht der dienende Theil, ſo kann ſie durch ihren Ehemann, der einer 
Vollmacht nicht bedarf, erſcheinen. Kommt es auf Ableiſtung eines Eides an, 

ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß jede Partei, die ſolchen zu leiſten hat, ſich 
in Perſon geſtellen muß. 

2) Das Gericht ſoll von Amtswegen die Parteien über die relevanten Puncte des 
Streits zu Protocoll vernehmen, keine Oral⸗Receſſe oder ſchriftliche Anträge 
zulaſſen, ſondern unmittelbar die Parteien in ihren Anſprüchen und in ihrer 
Bertheidigung, fo weit fis für ben zur Frage flehenden Fall von Erbeblichkeit 
find, forgfältig unterftüßen. 

3) Die Sade ift fo zu leiten, Daß fie in der Regel im erften Termine nad ver⸗ 
geblich verſuchtem Vergleiche bis zum Beſcheide inſtruirt, auch letzterer in der 
Regel binnen acht Tagen publicirt werden kann. Caution die Proceßkoſten 
ſoll vom Kläger nicht gefordert werden. 

A) Findet das Gericht Beweis nothwendig, fo erfordert es ſofort nach rechts⸗ 
kräftig feſtſtehendem Beweisinterlocute von beiden Theilen die Angabe der Be— 
weid- und etwanigen Gegenbeweiemittel bei: unfehlbarer Strafe des Verluſtes 

. und vernimmt fie zugleich über deren Zuläſſigkeit, ohne in dem Fall der Be- 
rufung auf Zeugen, Beweisartifel, Interrogatorien, Zeugenrotuln, vorgängige 
Nachfiht der Zeugen-Ausfagen und Beweig-Ausführungen zuzulaffen, 

5) Alle Perfonen, welchen ohne Beiftand bie Eingehung eines Dienftvertrages zu- 
geftanden ift, Können in Betreff befielben auch allein vor Gericht- handeln, 

6) Wenn ein Theil auf bie zweite gerichtliche Ladung nicht erfcheint, auch vworber 
unabwendliche Bebinderungsgründe nicht angezeigt und befceinigt hat, fo wird 
er fachfällig und es ift in contumacıam gegen ihn zu verfahren. 

7) Finden fi die Parteien ober eine berfelben burd das vom Gerichte eröffnete - 
Erfenntniß beſchwert, und wollen dagegen Rechtsmittel einwenden, fo müſſen fie 
dies binnen 3 Tagen nad Inſinuation oder Publication des Reſcheides bei 
Verluſt des Rechtsmittels anzeigen und zu Protocoll regiſtriren laſſen, demnächſt 
aber in einem, vom Gerichte innerhalb acht Tagen anzuſetzenden Termine mit 
dem Gegentheile über die Beſchwerde kurz zu Protocoll verhandeln, wonächſt 
dann acta an die Großherzogliche Zuftiz- Canzlei zu Schwerin zur Entſchei— 
bung per decretum abgegeben werben follen. Bei dieſer Entſcheidung Des 
Ober⸗Gerichts bleibt es dann ohne Zulaſſung weiterer Rechtsmittel, wenn nicht 
ein Fall vorliegt, welcher nach beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften an das Ober— 
Appelations⸗Gericht gelangen Tann. | 

8) Auch während der Gerichtsferien, welche den Lauf der Friſten nicht aufhalten, 
follen Klagefahen aus dem Dienftvertrage verhandelt werden. Jedoch ift an 
kirchlichen Feiertagen Fein Gerichtstag zu halten, ſondern nur das Unausſetzliche 
zu verfügen. 

F. 19. Von vorſtehender Verordnung, welche von ihrer Publication an auf 


alle auch ſchon dann beſtehende Dienſtverhältniſſe, inſoweit es auf die Rechte zwiſchen 


der Dienſiherrſchaft und dem Dienenden ankommt, ihre volle Anwendung finden ſoll, 


werden ale Dienende, Gärtner, Küper, Bediente, Kutſcher, Köche, Marqueurs und 
Dienſtknechte aller Art, dann Wirthſchafterinnen aus allen Ständen, Kammerjungfern, 
Köchinnen, Ammen und Dienſtmädchen, gleichviel von welcher Dienſtverrichtung ſie 


einen ſpeciellen Namen haben mögen, ergriffen. Auf bloße LZaufburfhen und Auf⸗ 
wärter, die fih nur zu beflimmten Zageszeiten im Daufe der Herrihaft aufhalten, 
auch ——— und Lohnkutſcher find ihre — nicht auszudehnen. 


Zur Nachachtung für alle, welche ſie angehet, ſol dieſe Verordnung abgedrudt, an 


die Kaveln vertgeilt und angefchlagen werben. 


[4 
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H. Ausſpielungen. 


1381. Verbot des Ausſpielens und Ausſchießens von Sachen. 
13. Februar 1807. | 

Wir zur Medlenburg-Schwerinfhen Landesregierung verordnete 
Dräfident, Geheime und Räthe Finden Uns burd bie manderlei Mißbräude 
und Unordnungen bie, der Landesherrlichen Eonftitutionen von 1701, 1768 und 1783 
ungeachtet, durd Das barin verbotene Ausfpielen und Verſchießen in hiefigen Landen 
veranlafit find, bewogen, gedachte Verordnungen hiedurch zu erneueru und bahin zu 
erklären: daß alles Ausfpielen ſchlechthin verboten bleiben, und in jedem Contraven- 
tions = Falle der Verfpieler und Gewinner mit dem Berluft der, Einnahme und bes 
Gewinnes, ober des Werths bavon, allemal beftraft, und bamit die Sache kurz ab- 
gethan werden foll. 

In Abfiht auf das Verſchießen follen zwar, da bie besfallfigen geſetzlichen Bor- 
fchriften außer Uebung gekommen find, die bisher Darunter vorgefallenen Unorbnungen 
überfehen bleiben, jedoch es von nun an jebem ernſtlichſt und unter den nämlichen, 
für bas Berfpielen beſtimmten Strafen 'unterfagt fein, fih Damit zu befaflen. 

Gegeben Schwerin, den 13. Februar 1807. 

Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung. 


41382. Solidariſche Berhaftung des Ausfpielerd und Gewinners. 
! 6. Sctober 1810. 

Srieberih Franz ze. Unfern ꝛc.! Wir finden Uns bewogen bie gefehliche 
Borfhrift, im Betreff des verbotenen Verfpielens und Verſchießens, zur Abkürzung 
bes Berfahrens dahin zu ' beflimmen, baß ber Berfpieler oder Verſchießer und ber 
Gewinner in solidum verhaftet fein, und jene gleich angehalten werben follen, bie 
Strafe der Gewinner mit —, mithin das Duplam bes Werths ber verfpielten ober 
verjchoffenen Sache zu entrichten, mit ber Sreilaffung von jedem Gewinner ben 
Werth feines Gewinnes wieder wahrzunehmen. 

Wornach 20. Gegeben ec. Schwerin, den 6. October 1810. 


Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Canzlei Hiefeldft. 


1383. Abweifung aller Geſuche um Geftattung von Ausfpielungen. 
. 13. Oetober 1823. 

Friederich Franz ꝛc. Wir finden Uns aus Beranlaffung ber fo häufig wer- 
benden Gefude um Geftattung zur Berloofung gefertigter Mobilien und anderer 
Saden bewogen, hiedurch zu erflären, daß dieſe Gefuche, wegen ber mit ihrer Be- 
willigung verbundenen mandyerlei Nachtheile, fortan aus Unfrer Regierung nicht weiter 
werden zugeftanden, fondern bie Supplicanten damit abgetwiefen werben. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 13. October 1823. 


Sriederih Franz. 


13864. Desgleichen. 18. October 1836. 

Friederich Franz ꝛc. Die in neuerer Zeit immer mehr anbringenben Ge- 
ſuche um Bonceffionen zur Berfpielung von Mobilien oder Immobilien veranlaffen 
Ung, hiedurch zur Kenntniß des Publicums zu bringen: dag Wir, zur Abwendung 
ber einreißenden Spielfuht und zum Schuh gegen weitere Beeinträchtigungen ber, zur 
Unterftügung gemeinnügiger Inſtitute beftehenden Landes⸗Lotterie beſchloſſen haben, ale 
ſolche Ausſpielungen, bejonderd Yon Grundflüden, nad erfolgter Publication Diefer 
Unferer Beſtimmung nicht weiter zu geftatten. 

An dem geſchiehet Unſer gnädigfter Wille und Meinung. Urkundlich unter 
Unferm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, ben 


18, October 1836. 
Friederich Franz. 
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‚ 1385. Desgleichen. 2. Auguft 1838. 


Paul Friederich ze. Obgleich von Unfers in Gott ruhenden Herrn Groß— 
vaters, Großherzogs Friederich Franz Königl. Hoheit und Gnaden, unterm 18. 
October 1836 verordnet worden, baß alle Ausfpielungen, befonders von Grund 
ſtücken, nicht weiter zugelaffen werden follen; jo wird doch um Ertheilung besfalljiger 
Conceſſtonen nicht allein bei Uns unmittelbar, fondern auch bei Unſerer Regierung 
unabläffig gebeten. 


Wir finden Uns baher veranlagt, bie angezogene Verordnung, welche auh Wir 
zur Abmwendung ber einreißenden Spielfudht und zum Schub gegen Beeinträchtigung 
der zur Unterflügung gemeinnüßiger Inſtitute beſtehenden Landes-Lotterie unverrückt 
in Kraft zu erhalten geſonnen ſind, hiedurch in Erinnerung und dabei zur öffentlichen 
Kunde zu bringen, daß alle diejenigen, welche ſolche Conceſſtonen entweder bei Uns 
unmittelbar. oder bei Unſerer Regierung ferner beantragen werben, desfallſige Antwort 
nicht zu erwarten haben. 


An dem geſchieht Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Urkundlich unter Unſerm 
N und Inſiegel. Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 2. 


Auguſt 1 
Paul Triederid. 


. Beftimmuingen wegen, der Berfpielungen bei Bolks: ' 
Inftbarfeiten. 4. Januar 1843. 


Friedrich Franz ı. Es ift zu Unferer Kenntniß gekommen, daß bie auf 
Antrag der Intereſſenten mehrfach ertheilte Erlaubniß zum Berfpielen von Waaren 
und Sachen an den Tagen bes Königsſchuſſes und ähnlicher Volksluſtbarkeiten häufig 
gemißbraucht und bag foldes Verſpielen auch hin und wieder bei anderen Gelegen⸗ 
heiten, als für welche die Erlaubniß ertheilt iſt, ſtattfindet. 

Zur Abſtellung dieſer Mißbräuche und der daraus hervorgegangenen uebelſtände 
ſehen Wir Uns veranlaßt, unter Hinweiſung auf die beſtehenden Landeégeſetze wegen 
der verbotenen Spiele, euch die genaueſte Beachtung nachfolgender Beſtimmungen hie— 
mie zur Pflicht zu machen, 

1. Das Berfpielen von Waaren und Sachen darf nicht anders, als bei den 
Gelegenheiten und an Den Tagen ftattfinden, für melde Unfere Regierung baffelbe 
ausdrüdlih zugeftanden hat. — Nur für die Tage des Königsichuffes wollen Wir 
dieje Erlaubniß hiemit im Allgemeinen bis auf Weiteres ertheilt haben, 

2. Diejenigen Perfonen, welche von folder Erlaubnig Gebrauch machen wollen, 
haben dazu außerdem für fi die Zuflimmung der Orts-Obrigkeit zu erwirfen, mo- 
bet die Gegenſtände, welche zum Verſpielen beſtimmt werden ſollen, Banane generell 
zu bezeichnen find. 

3, Niemand darf andere Gegenftände, als worauf bie bbrigkeitliche Conceſſion 


—— 


„Ge 


—* 
GE 


lautet, zum Berfpielen bringen; auch müflen bie Preife der Geminnftüde ihrem wirf- | 


Iihen Werthe einigermaaßen entipredend fein. Alles Spielen um Geld, in welcer 
Art und unter welchem Vorwande es fein mag, ift unbedingt verboten. 

4, Alles läftige und aufdringlihe Werben um Einfäge iſt verboten. Auch 
bleibt e3 den Berjpielenden ‚unbedingt unterfagt, fih beim Gewinn oder Berluft des 
Spiels irgendwie zu betheiligen, es müſſen fich Diejelben vielmehr lediglich darauf be⸗ 
fhränfen, dag Gewinnſtück dem fpielenden Publicum zur Diepofition zu ftellen. 

5. Jede Nichtachtung vorftebender Beflimmungen ift, nah Beſchaffenheit Der 
Umftände, außer dem Berluft der Befugniß zum Berjpielen, mit einer Geldftrafe 
bis zu 20 Rthlrn. oder im Unvermögensfalle mit verhältnigmäßiger Gefängniß- 
firafe policeilich zu beahnden. 

Wir befehlen euch, vorftehende Beſtimmungen in geeigneter Art zur Kenntniß ber 
Beteiligten zu bringen, für bie plinctliche Ausführung Sorge zu tragen, und über- 
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laſſen euch, die nach den dortigen Localverhältniſſen dieſerhalb etwa ſonſt noch erfor⸗ 
derlichen Verfügungen nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen zu treffen. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 4. Januar 1845, 


Friedrich Sranı. 
Girceulare 


an fämmtlihe Magiftrate der Land⸗ und 
Stifte » Städte. 


J. Bon den Hauspertinenzen und dem 
Ketractsreht. 


1387. Bon deu Sanöpertinenzen in Möbel. 26. Septbr. 1761. 

Als Uns glaubwürdig angezeigt worben, wasmahen einige ber dortigen Bürger 
fi) verleiten Iaffen, ihren Hausader, der nad uraltem Stadt⸗Gebrauch von bem 
Hauſe, wozu er regiftrirt iſt, nicht getrennt, noch auf einige Weiſe veräußert werben 
darf, unter der Hand zu vertaufchen, und dadurch zum Nachtheil ihrer Erben, Glän- 
biger und ber fünftigen Beſitzer die Hausſtellen äußerſt deteriorirt, und wir benn 
einem foldhen Berfahren, wodurch bie in Der dortigen Stabt-Verfaffung begründete 
Infeparabilität des Haus-Aders von den Häufern eigenmädhtig aufgehoben und eine 
gänzliche Verwirrung der Hausregiſter eingeführt werden will, keinesweges nachſehen 


“ " Tönnen und wollen, als haben wir demnach nicht nur für das Fünftige alle Vertau- 


ſchung oder andere Veräußerung des Haus⸗Ackers von Den damit verbundenen Haus— 
ftellen hiemit höchiternftlih und bei Vermeidung willlührliher Strafe unterfagt, fon- 
bern auch die bisher geſchehenen Vertaufchungen defjelben ala der Obſervanz unb "dem 
gemeinen Nuten der Stadt und Bürgerfchaft entgegen und daher zu Recht nicht be= 
ſtändig aus landesherrliher Macht und Gewalt Kraft Diefes gänzlich aufgehoben und 
annullirt und befehlen Bürgermeifter, Gericht und Rath dieſelben alle ſolche wiber 
die Stabtverfaffung bisher vorgenommenen Vertauſchungen ohne Anftand zu caffiren 
und auf den alten bausregiftermäßigen Buß wieder herzuftellen. 
Schwerin, den 26. September 1761. » 
An den Magiftrat zu NRöbel. 


1388. Bon den Sauspertinenzen in Maldhow. 3. Febr. 1803. 
| — — daß ihr, ſobald der Verkäufer eines Daufes Damit zufrieden iſt, fein 
Haus ohne Ader und Wiefen unter ben alten onerihus und ohne Abänderung im 
Katafter bis zu dereinftiger ordentlichen Rectificirung deſſelben zu behalten, Een die 
Käufer der Aecker und Wiefen unter ber gewöhnlichen Auflegung ber verkäuflichen 
Aecker und Wiefen zu bringen, den Berfauf der Haus-Aecker und Wieſen jedesmal zu 
geftatten und diefe Unfre Verordnung der gefammten Bürgerfchaft befannt zu machen 
habt. Schwerin, ben 3. Februar 1803. 

An den Magiftrat zu Maldyow. 


1389. Bon den Sanspertinenzen in Plau. 6. Novbr. 1804. 

— — daß es einem jeden dortigen Einwohner freiftehen foll, feine Haus⸗Aecker 
oder andere Grundftüde nach Gefallen, es fei im Ganzen ober theilweije von feinem 
Haufe durch Berfauf ober auf andere Art zu trennen, nur daß foldes auf eine 
Veränderung der Qualität des Haufes keinen Einfluß habe, fondern der Verkäufer 
folder Pertinenzen feines Hauſes nichts deſtoweniger das Haus unter ben alten 
oneribus und ohne Abänderung im Gatafter bio zu demnächſtiger ordentlichen Recti⸗ 
ficirung deſſelben behalte, der Käufer jener bisherigen Pertinenzen aber ſolche nicht 
anders, als unter der gewöhnlichen Auflegung überkomme und beſitze. 

Schwerin, den 6. November 1804. 
An den Magiſtrat zu Plau. 
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1300. Bon den Sauspertinenzen in Krakow. 6. Nov. 1804. 


Da wir es allerdings fiir hart und nachtheilig finden,‘ daß nad ber bisherigen 
bortigen Stadt· Ver faſſung bie Aecker, Gärten und Wieſen, welche unmittelbare Perti- 
nenzen eines Hauſes find, von biefen nicht follen getrennt und ohne das Haus felöft 
nicht verfauft werden können; fo wollen und verorbnen wir btemit, daß, wenn ber ' 
Berfäufer eines Hauſes damit zufrieden Aft, fein Haus ohne Aecker, Gärten und 
Wiefen unter den alten oneribus und ohne Abänderung im Statafter bis zu ber- 
einftiger orbentlihen Rectificirung deffelben zu behalten, auch ber Käufer ber Aeder, 
Gärten und Wiefen unter ben gewöhnlichen Auflagen ber verkauften Neder, Gärten 
und Wiejen zu bringen, ſodann und in ſolchem Falle der Verlauf folder Pertinenzen 
jebesmal geitattet merden foll und habt ihr biefe unfre ——— der geſammten 
Bürgerſchaft bekannt zu machen. 

Schwerin, den 6. November 1804. 


An den Magiſtrat zu Krakow. 


1321. Bom Nachbarrecht auf der Guſtrower Burg⸗ und Dom⸗ 
freiheit. 8. Juni 18305. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern zc.! Es iſt verleſen und erwogen, was ihr, 
wegen vorkommender Ausübung bes Nachbarrechts auf Unſrer bortigen Burg- und 
Dpmfreipeit, unterm 21. v. M. angezeiget und vorgeftellt habet. 

Da jedoch Uns und Unſrer nachgeordneten Regierung von einem Den einzelnen 
Häufer-Bewohnern auf fothaner Burgfreiheit zuftehen follenden Vicinitäts-Rechte überall 
nichts befannt ift, und Wir dem, von dem mail. Dofrath Engel, als Burg- und 
Domfreipeite-Richter, unterm 19. October 1803 an Unjer Hof- und Landgericht ab- 
geftatteten Berichte Unjern Beifall nicht verfagen lönnen, dahingegen Unſer Refeript 
vom 20. December 1796 an den Domfirden- Deconomus auf ganz anderen, bie 
Rechte der einzelnen Burgbewohner unter und gegen einander überall nicht berühren- 
- den, und bier nicht ber gehörenden Gründen berubet, auch endlich Wir Uns ganz und 
gar nicht bewogen finden, ein, nur Etreit bringended und ganz unnützes Vorkaufs⸗ 
und Retracts-Recht ex jure vieinitatis zu begünſtigen; So wird euch hiedurch in 
Gnaden eröffnet: daß Wir, ohne alle Rückſicht auf den entſtandenen und ähnliche 
Proceſſe der Privat⸗Beſitzer unter einander, entſchloſſen find, weder in dem vorliegen⸗ 
nen Poppeſchen, noch in andern Fällen, in die Aequifttion eines Grundſtückes auf 
Unfrer Doms und: Burgfreiheit für einen Retrabenten Landes= und Grundherrlich zu 
eonfentiren. Da alfo Das Streiten der Partheien über ein ſolches Vorzugsrecht ex 
vicigitate vergeblich und wirfungelos if; fo habet ihr Diefes Denfelben, zur Erfpa- 
rung weiterer Proceßfoften, befannt zu machen; auch, wenn binführo Jemand mit 
ähnlichen Vorkaufs- oder Retracts-Anjprüden auftreten follte, ihm zum voraus anzu⸗ 
zeigen, daß er auf alle Fälle Unfern - Eonfens in die Acquifition nicht zu ge— 
wärtigen babe. 

An dem ꝛc. Und Wir verbleiben sc. Gegeben sc. Schwerin, den 8. Juni 1805. 


Friederich Tran; 
An das Burg: und Domfreiheits⸗Gericht in Güftrem. 


1392. Vom Nachbarrecht zu Nöbel. 2O. Juni 1814. 


Friederich Franz 2c. Wohlgelahrter ꝛc. Wir ertheilen euch, auf eure An— 
frage vom 10. d. M., im Betreff der Ausfibung bes Nachbarrechts in bortiger Etadt, 
biedurch zum Beſcheide: daß Uns und Unferer Regierung son einem in Unfrer Stadt 
Röbel Statt fintenden Nachbarrechte nichts glaubhaftes bekannt iſt, und Wir foldes 
zu begünftigen nicht geneigt find. 

Wornach 3. Gegeben sc. Schwerin, ben 20, Juni 1814, 
An Bürgermeifter und Rath zu Röbel. N 
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2393. Aufhebung des Netractsrechts in deu Städten. 
17. December 1832. 

Wir Frieberih Franz x. Geben biemit öffentlich zu vernehmen, bag Wir, 
auf den Wunfch Unferer getreuen Stände, nad vorgängiger Gommunication mit Unſers 
Herrn Vetters, des Großherzogs von Medlenburg: Strelig Königl. Hoheit und Lieb⸗ 
den, in Gnaben beſchloſſen haben, Die in mehreren Städten Unfere Großherzogthums 
annoch beftehenden Nachbar⸗- und Familien⸗-Retracts⸗Rechte, wegen ber in mehrfacher 
Dinfiht Daraus hervorgehenden Nachtheile, gänzlich aufzuheben. 

Wenn nun demnach, bei allen und jeden Beräußerungen ftäbtifcher Grundflüde, 
bie Nachbar⸗ und Familien⸗Retracts-Rechte fortan gänzlich wegfallen follen, ſo ver- 
ſtehet es ſich doch von felbft, daß dieß auf folde Verkäufe ftädtifcher Grundſtücke, 
welche zur Zeit ber Promulgation Unferer gegenwärtigen Berorbnung bereits abge» 
ſchloſſen find, nicht zu erftreden ift. 

Wir befehlen hiemit den Magifträten in Unfern Städten, aud allen fonftigen 
obern und niedern Behörten, jo wie fonft jedermann, ben es angehet, fih nach dieſer 
Unferer Iandesherrlichen Verordnung, welche Wir auf gewöhnliche Weiſe vollzogen und 
dur das officielle Wochenblatt gemeinfünbig zu machen befohlen haben, auf das ge⸗ 
nauefte zu richten. An dem geſchiehet Unſer gnäbigfter Wille und Meinung, Ge⸗ 
geben durch Unſere Regierung. Schwerin, am 17. December 1832. 

Friederich Franz. 
Patent-Verordnung 


wegen Aufhebung der Retracts⸗Rechte in ben 
Städten. 


B. Civilproceß. 
A. Gerichtsordnungen. 


1394. Auwendung der Interimsordnung bei den Wismar'ſchen 
Amtsgerichten. 15. Februar 1804. 
Friederich Franz 2. Du empfängft biebei einige Eremplare ber den Nieber- 
gerichten in Unſern Landen vorgefhhriebenen Interims⸗Gerichtsordnung zur Nachachtung 
und Befolgung bei Unſern dortigen Amtsgerichten, infoferne nicht die Tribunals⸗Ord⸗ 
nung eine Abweichung von berfelben enthält, 
Wornach 3. Schwerin den 15. Februar 1804. 
Friederich Franz. 


An den Amtmann Röper zu Neuftofter und 
den Amtmann Galfow zu Pocl. ; 


1305. Verhältniß der Interimsordnung zu der Tribunalsordnung. 
25. September 1808. 

Sriederih Franz ze. Unfer unterm 19. Februar 1804 an ben Amtmann 
Nöper ehemals zu Neuklofter in Betreff ber den Niedergerichten Unferer Lande vor- 
geföhriebenen Interims⸗Ordnung erlaffenes Reſcript wird hiedurch dahin erläutert: dag 
eine Abweichung von Diefer Interims-DOrbnung in Unſerer Herrihaft Wismar, nad 
der Königl. Schwediſchen Tribunals-Ordnug nur infofern für anwendlich und zufäffig 
zu achten ſteht, als dieſe für bag Berfahren ber Untergerichte, nicht eigentlich der 
Appellations-Inftanz, Borfäriften enthält, in allen Übrigen hiedurch nit ausdrücklich 
ausbefchiebenen Fällen hingegen es bei den Berfügungen der Interims⸗-Ordnung das 
Berbteiben behält. Wornah ꝛc. Schwerin ben 15. September 1808. 

Friederich Franz. 


An das Amtsgericht zu Poel und das Amtsgericht 
zu Neuklaſter. 


v 
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1396. Oberappellations gerichtsorduung neb ſt Publications, 
verorduung. 1. Juli 1818. 


Sriederih Franz ꝛe. Nachdem bie hisherigen Berbandlungen (wegen eines 
anzuordnenden, für Unfere und bie Großherzoglich⸗ Mecklenburg-Strelitzſchen Lande ge» 
meinfamen, Ober-Appellations-Gerichtes, im Einverftändniffe mit Sr. Königl. Hoheit 
dem Großherzoge von Medlendburg-Strelit, Unferm freundlich geliebten Herrn Better, 
und in Folge der mit ben Landftänben gepflogenen, auf dem biesjährigen Landtage 
zu Sternberg glücklich beendigten Unterhandlungen, bergeftalt völlig zum Schluſſe ge— 
bracht ſind, daß es jetzt nur noch der geſetzlichen Publication bedarf; 

So fügen Wir mittelft diefer Unferer — unterm heutigen. Dato auch für Die 
Großherzoglich Medienburg-Streligfhen Lande in wefentliher Gleichförmigkeit publicirt 
werdenden — Verordnung, nebft Entbietung Unfers gnäbigften Grußes, allen und 
jeden Unferen Haupt» und Amtleuten, und allen anderen Unfern Dienern, benen von 
der Ritterfchaft, Bürgermeiftern, Richtern und Näthen in Unfern Städten, und ing- 
gemein allen und jeden Unferer Unterthanen, hiedurch Folgendes zu willen. 


$. 1. Regierung. Bei Unferm. Regierungs-Collegio findet Feine Gerichts⸗ 
Verwaltung Statt. 

$. 2. Alle diejenigen Perfonen und Commünen, welche fonft der Gerichtsbarkeit 
Unferer Regierung ohne Mittel unterworfen geweſen find, ſtehen fortan in erfter 
Inſtanz unter den Zuftiz-Banzleien. 

$. 3. Die bisherige. Dber-Gerichtsbarfeit Unſerer Regierung über das Fürften- 
thum Schwerin, wird dem Ober-Appellationdg=Gerichte übertragen. 

$. A. Daſſelbe fol binführo von ben, an bie Regierung bisher. ergangenen 
Appellationen von den academiſchen und Kriegs-Gerichtö-Erfenntniffen gelten, fo meit 
legtere bie bürgerlichen Berhältniffe der Militair-Perfonen betreffen. 

$. 5. Wegen ber Appellationen von den Urtheilen des Raths zu Roftod und 
Wismar, auch des Roſtockſchen Klofter-Gerichtes, und der dortigen Hospital- fo wie 
ber Hebungss Gerichte zu Wismar, und ber zur Herrfhaft Wismar font gehörigen 
Gerichte, bleibt, bewandten Umſtänden nad, die nähere Beſtimmung vorbehalten, 

Jedoch behalt es in Abſicht auf den Roſtockſchen Recurs bei dem, was im zehnten 
Artikel des neuen Erb⸗Vertrages beſtimmt worden, ſein Bewenden. 

$. 6. Sonſtige Querelen in Rechtsſachen, ſelbſt bei behaupteter manifeſter 
Nullität, gehören vor die Gerichte, welche für die Appellationen competent ſind. 

F. 7. Die bis zur Eröffnung bes Ober-Appellations- -Gerichts bei Unferer Re— 
gierung anhängigen Prozeffe werden mit den Acten an eine der Zuftiz- Canzleien — 
nad) dem $. 15 bemerkten Grundſatze — unb infoferne es Appellationds-Saden find, 
an das Ober⸗Appellations⸗Gericht zu weiterem Verfahren abgegeben. Nur wenn die 
Acten zur Einholung eines Erkenntniſſes verſandt ſind, geſchiehet die Abgabe erſt nach 
erfolgter Publication der Urtel, wenn die Sache durch dieſe nicht völlig beendigt wird. 

$. 8. Bei vorkommenden Beſchwerdeführungen über das Verfahren ber Steuer— 
Behörden oder der. Lotterie-Direction, behält es jedoch bei dem 8. 57 bes Landes⸗ 
Bergleihes, und den in ben Lotterie-Planen enthaltenen Beſtimmungen fein Be— 
mwenben. 

$. 9. Die Abthuuug der Forſtfrevel vi Jurisdietionis forestalis, wohin 
auch die Bigilanz anf Beobachtung bes:$..307 des Landes Bergleiches gehöret, 
bleibt in Unfern geſammken Landen, ben bisherigen Behörden Ben und vor das 
Dber-Appellationd-Gericht nicht gehörig. 

$. 10. Lehn-Kammer. Unſere Lehn- Kammer befchäftigt Fr außerden hin⸗ 
führo allein mit denjenigen Lehns⸗Angelegenheiten, worin Wir als Lehnsherr handeln, 
und iſt hierunter bloß Uns verantwortlich. Alle diejenigen Fälle hingegen, worin ſich 
Privatparteien hervorgeben, unter denen ein echtöftreit Durch richterliche Entſcheidung 
zu fchlichten ift, follen, ohne weitere Nüdfiht auf Die im $. 463 bes Landes = Der- 
gleichs enthaltenen‘ a al ben Saftiz--Canzleien in erfter Suflanz überlafjen 
bleiben. 
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Für die Bälle, mo Wir als Lehnherr ſelbſt Partei. werben, meifet ber 8. 12 
den Gerichtsſtand nad. 

$. 11. Recurs an ben Landesherrn. Da biernad Unfere Regierung und 

Lehn- Kammer binführo nicht weiter ale Gerichte, fondern lediglich als Verwalter ber 
Landes» und lehnberrlichen Rechte verfahren, fo bleiben dabei Feine Appellationen, 
"weder jubicielle noch ertrajudiciele, noch überhaupt einige Rechtsmittel, fondern wenn 
eine bei dieſen Collegien gemachte Gegenvorftellung ohne Wirkung bliebe, ‚bloß der 
Recurs an Uns, als Landesherrn, Selbft übrig. Jedoch der Beſtimmung im 8. 12 
und in der Verordnung vom 28. November vorigen Jahrs wegen einer Inſtanz für 
‚Streitigkeiten zwifhen Landesherrn und Ständen, über Landes-Verfaſſung, und was 
badın gehöret, unabbrädhig. 
. 12. Wir als Landesherr geben bie Derfierung, dag Wir und geſammte 
Mitglieder Unfers Großherzoglihen NRegierhaufes in allen Fällen, wo Jemand eine 
Anſprache an Uns und Diefelben aus Privat-Berhältniffen zu haben, oder durch Ung, 
die Mitglieder Unfers Regierhaufes, Unfere Regierung, Unfere Lehn- Sammer, ober 
fonft nachgeſetzte Behörden, in feinen Rechten verlegt zu fein glauben follte, demſelben 
vor Unfern Suftiz-Ganzleien in erfter Inſtanz zu Recht ſtehen, und auf gehöriges An- 
fuchen einen Anwald beitellen wollen, gegen welden der Prätendent feine Klage ge= 
richtlich anbringen, und Die Anfprade zum Erfenntniß flellen mag. 

$. 13. Snfiz-Eanzleien. In Unfern Landen follen brei Juſtiz⸗ Canzleien 
ſein, dahingegen das bisherige Hof- und Land-Gericht gänzlich anfgelöfet wird. 

Unſere drei Juſtiz-Canzleien zu Schwerin, Güſtrow und Roſtock werden hinführo 
im Namen des Collegii verordnen und Recht ſprechen. 

F. 14. Eonfiftorium und Hof» Marfhall-Amt. Die bisherige Con- 
ſiſtorial Gerichtsbarkeit der Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin, im Fürſtenthum Schwerin, 
wird dem Confiftorio zu Roftod übertragen. Uebrigens bleibt diefes Confiftorium, fo 
wie das Hof-Marfhall-Amt in der bisherigen gefeglidyen Verfaffung, nur daß beide 
fünftig ebenfalls Namens ihrer Collegien zu ſprechen und zu verfügen haben. 

Der Dimifforial= Abfihied Unfers Hof-Marfhall-Amtes, und der fonft zu der— 
gleihen Dimiffionen verpflichteten Behörden, ift künftig an biejenige Juſtiz⸗Canzlei zu 
richten, in deren Gerichtsbarkeit ber Beklagte feinen Wohnftg hat. 

$. 15. Landes-Eintheilung für die Sufiz-Canzleien. Jeder Un- 
ferer drei Suftize@anzleien wird — ohne alle Rüdfiht auf Die bisherige Abfonderung 
der Gerichtöbarkeit im Fürftentfpum Schwerin — ein beftimmter Theil des Landes, 
mit allen darın befindlichen Perfonen und Gütern, für alle und jede Civil- und Cri— 
minal-Saden, auch actus voluntariae jurisdietionis — infoferne es bei dieſen 
anf eine Competenz ankommt —- Concurfe und Euratelen, zum Surisdictiong » Bezirk 
ausjchlieglih angemiefen. Jedoch der freiwilligen Prorogationen unabbrüchig, melde 
injofern dadurch das Forum rechtlich begründet ift, auch für Die Gerichte‘ verbindlich 
bfeiben, in ZTutel-, Euratel-, oder Eoncusfällen aber nie Statt finden follen. 

Die Abtheilung unter den drei Juſtiz-Canzleien fol mit thunlichſter Gleichheit 
baldmöglihft verfüget, und barnadı gehörig befannt gemacht werben. 

$. 16. Grundfäge zur Qandes-Eintheilung. Den Juſtiz-Canzleien find 
die, in bem ihnen anzuweijenden Landes -Antheile befindlichen ſchriftſäſſigen Perjonen 
— wohin jedoch die ben Magifträten in Roftod .und Wismar untergeordnete Juris⸗ 
bistiong-Behörige auf. Feine: Weife gehören — ohne irgend ajaigel, durch privilegirten 
höheren Gerichtsſtand font begründete, Ausnahmen, in erfter Inſtanz unterworfen, 
und von ben in foldem Bezirke vorhandenen Untergerihten kann alein an fie appelliret 
und queruliret werden. Die Appellations-Gumme wird biebei zu 30 Rthlr. NZwbr. 
befimmt, wober die Koſten nicht mit eingerechnet werden follen. 

Inſonderheit ſtehen Tünftig die im $. 2 erwähnten Perjonen und Commünen 
unter berjenigen Juſtiz⸗Canzlei, in beren angemwiefenem Landes» Antheile erſtere wohn⸗ 
baft find und leßtere fich befinden. 

Die in dem Art. 195 bes Militair- Geſetzbuches benannten Militsir - Perjonen 
ſollen Tünftig in erfter Inſtanz unter Unſerer Juſtiz-Canzlei zu Schwerin ſtehen. 
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$: 17. Aufbebung ber. concurrenten Jurisdiction. Hiernach höret 
bie biöherige coneurrente Jurisdiction Unferer Landes - Gerichte zwar bergeftallt auf, 
bag eine Juſtiz⸗Canzlei die andere ausſchließet; doc bleibt in folgenden Fällen dem 

Kläger die Wahl unter Unſern drei Zuftiz-Canzleien überlaſſen: 

1) Wenn Jemand in Folge des $. 12 Uns oder einige Mitglieder Unſers Regier- 
baufes aus Privat-Verhältniffen,. oder aus vermeintlichen Verletzungen von ling, 
Unferen Angehörigen, Unferer Regierung, Lehn⸗Kammer oder fonft nachgeſetten 
Behörben, nah .bewirkter Beſtellung eines Anwaldes in Anfpradye zu 
nehmen hätte. 

:2) Wenn mehrere in verfhiebenen Gerichtöfprengeln: ber Juſtiz⸗Canzleien domicili— 
rende Schriftfäjfige aus einem und bemjelben Rechtsgrunde, oder wegen ſonſtigen 
Zuſammenhanges ber Sachen zu belgugen find. 

3) In Redtsftreitigfeiten ber Ritter- und Landfchaft gegen — auch bei 
Klagen wider den Engern Ausſchuß der Ritter⸗- und Landſchaft, oder gegen 
einen der beiden Landſtände. 

4) Wenn eine ber Juſtiz⸗Canzleien ſelbſt, oder eine ſonſtige, zu den Untergerichten 
nicht gehörige Behörde in rechtliche Anſprache zu nehmen wäre. 

5) Außerdem bleibt in Streitigkeiten der Academie zu Roſtock mit dem Ratbe da⸗ 
ſelbſt, in Grundlage des Roſtockſchen Erbvertrags von 1788 8. 247, dem 
klagenden Theile die Auswahl zwiſchen der Oüſtrowſchen und Sqhwerinſchen 
Juſtiz⸗Canzlei. 

$. 18. Etwanige Real⸗Klagen wider Schriftſäſſige ſollen nicht in foro do- 
mieilii des Beklagten, ſondern nur allein ın foro rei sitae angeſtellet werben. 

Wer in verfihiedenen Abtheilungen Land-Güter bat, Tann, ohne Rüdfiht auf feinen 

Wohnort, nah der Wahl des Klägers bei jeder, in Nüdficht folder Güter compe⸗ 

tenten Suftiz-Ganzlei, auch mittelt PerfonalsKlagen belanget werben. 

$. 19. Das Forum contractus findet wider einheimiſche Schriftſäſſige nur 
bann Statt, werm der Bellagte unter bemfelben mit liegenden Gründen anfällig ift. 
Die Begründung bes Fori in ber Hauptfahe durch Arrefi-Anlegung einer 

Juſtiz⸗Canzlei gegen einen Gerichts-Behörigen Der anderen Juſtiz⸗Canzleien, ift unzu- 

läfftg und follen die Unterthanen Unjerer und der Großherzoglich Medienburg- 

Strelißfchen Lande unter und gegen einander nicht als Auswärtige zur Begründung 

eines Arreftes angejehen werden. 

$. 20. In dem Falle, wo sin Schriftfälliger, ber in zwei oder brei Turie- 
bietiong-Nbtheilungen liegende Gründe befiget, ſtirbt ober über deſſen Vermögen con« 
eursmäßige Einleitung getroffen, oder Concurs erreget wird, begrüntet fih bie Com⸗ 
petenz ber einen oder andern Juſtiz⸗-Canzlei nad der Größe der liegenden Gründe. 

Der Beſitz eines Land - Gutes fol hiekei bie Nüdfiht auf andere liegende Gründe 

ausfchließen, und wenn von mehreren in verfihiedenen Tiftricten belegenen Zanb- 

Gütern die Rebe ift, deren Größe nad dem ritterfchaftlihen Hufen-Catafter beur- 

theilet werben. 

$. 21. Rechtsſtreitigkeiten, welde bei den Juſtiz⸗Canzleien und ben, bem Ober- 
en: Gerichte unmiitelbar untergeorbneten Gerichten, als obervormundſchaft⸗ 
lichen ober - concurgrichterlihen Behörden über Curatel ober andere abminiftrative 

Gegenſtände entſtehen, find nicht eher an das Dber - Appellationg »Geriht — es fei 

mittelft Appellation oder Querel — zu bringen, als bis folcherhalb bei jenen Behör⸗ 

den, durch Gegenvorftellung oder Berbandlung Gehör Statt gefunden. - 
$. 22. Jede Juſtiz⸗Canzlei fol fi aller Eingriffe- in den Wirkungs⸗Kreis der 
anderen enthalten, Dod bedarf es — zur Beförderung der Rechtspflege in ben 

Landen. eines und befielben Landesherrn — fire unfere Suftiz- Ganzleien Teiuer gegen- 

feitigen befonderen Reguifitionen zur Ausrichtung berjenigen richterlichen Verfügungen, 

welche die Sache mit fi bringt. 

Die erforderliden Mandata de insinuendo aut exequendo find in ber- 
gleichen Fällen von ber, in Rüdſcht der Sache sompetenten —— unmittelbar 
zu erlaflen. 
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$. 23, Ueber bie Competenz ber einen ober anderen Unferer: Juſtiz ⸗Canzleien 
fol zwifchen dieſen Collegiis nie befondere Conteflation Statt finden, vielmehr wird 
in ber nicht zu bezweifelnden Vorausſezung, daß jebe dieſer Behörden bie ihr ange⸗ 
wiefenen Schranken‘ genau beobachten werde, bei etwa eintretenden Zweifeln unb 
Differenzen landesherrliche Zurechtweifung für die Zufunft erfolgen, und Das bereits 
Derfügte, fo weit ohne Nachtheil ber Parteien gefähehen Tann, aufrecht erhalten 
werden. 
§. 24. Criminal— Sachen. Die in Criminalſachen von den Untergerichten 
nachzuſuchenden Belehrungen ſind, inſoferne es derſelben bedarf, künftig ausſchließlich 
bei der für jedes Untergericht competenten Juſtiz⸗Canzlei einzuholen, In Rückſicht der 
zur Competenz des Criminal-Collegti gehörigen Fälle, wird bie Zuftiz>Canzlei zu 
Güſtrow, nad Vorſchrift der Eriminal-Gerichts-Ordnung Part. II. $. 37, AO eines 
der Spruch⸗Collegien, und bat das Criminal⸗Collegium ſich hiernach bei Bertheilung 
Der Urtels⸗Arbeiten zu richten. 
$. 25. Ale bei den Juſtiz⸗Canzleien jeht pendente Prozeſſe, Concurfe, Cura⸗ 
telen und fonftige Angelegenheiten bleiben bei benfelben, ohne Rückſicht auf Die Tünftige 
. Theilung. Die Zuftiz- Canzlei zu Güſtrow behält Die bei dem dortigen Hof» und 
Land⸗Gerichte aus Unſern Landen anhängig geweſenen Saden. Die bei lehterem, 
am Tage feiner Auflöfung annoch unbeendigten, von Unferen Zufliz=Canzleien und 
dem Confiftorio borthin gefommenen Prozefle, werben an das Dber- Appellationg= 
Gericht abgegeben. Die bereits beendigten Hofgerichtlichen Appellations⸗Sachen bleiben 
in ber Güſtrowſchen Canzlei-Regiftratur, bis etwa beren srajegprrang von bem Ober- 
Appellations-Gerichte nöthig erachtet wird. 
$. 26. Ordnung ber Inſtanzen und Rechtsmittel. Damit auch in 
Anſehung der gegen die Erkenntniſſe der Nieder-Gerichte und Juſtiz⸗Canzleien, ſo wie 
der übrigen dem Ober-Appellations-Gerichte untergeordneten Gerichte zuläſſigen ordent⸗ 
lichen Rechtsmittel, ſo viel als möglich allen Mißbräuchen in Vervielfältigung derſelben 
vorgebeuget, daneben aber der geſetzliche Schutz gegen richterliche Beſchwerden im Wege 
der Ordnung geſichert werde; ſo ſoll in den Fällen, in welchen die Appellationen an 
einen höheren Richter geſetzlich möglich, der Gebrauch eines anderen bei demſelben 
Richter einzulegenden remedii suspensivi hiemit gänzlich unterfaget, und ben Par- 
teien in folchen Fällen lediglich zu der Appellation zu ſchreiten geftattet fein. 
$. 27. Sn den Fällen, in welden die Appellation an einen höheren Richter ge⸗ 
ſetzlich nicht möglich, ſoll den Parteien des remedii restitutionis in integrum 
ordinarii in Civil- und der Supplication In Strafſachen ſich zu bedienen unbenom- 
men ſein; doch aber auch, um deren unnöthige Vervielfältigung zu ——— nur 
in nachſtehender Maaße: 
$. 28. 1):-Gegen Erkenntniſſe geſammter Nieder⸗Gerichte in Sachen unter 30 
Rthlr. NZwdr. an Werth — denen alle Injurienſachen der denſelben unter« 
worfenen Perfonen gleich zu achten, wenn. auch auf eine höhere Summe äftı- 
matorifch geklagt fein folte — iſt bas betreffende remedium nit, wie bi6- 
ber mittelft Verfchidung ber Acten an eine in⸗ ober ausländiſche Juriſtenfacul⸗ 
tät, fondern alfo zur Ausführung zu bringen, daß aeta, nachdem bie Beſchwerden 
gegen das nicdergerichtliche Erfenntnig kurz ad registraturam gebracht und 
Darüber ſfummariſch verbandelt- worden, ohne weitere Rotulation an das com⸗ 
petente Landes⸗Gericht, ‘und wo ſich ein magiſtratiſches Appellations⸗Gericht be⸗ 
findet, wie in Roſtock und Wismar, an daſſelbe einzuſenden find. Bei biefem 
wird fobann, ohne :Zulaffung weiteren: fehriftlihen Verfahrens über bie einge⸗ 
"legten Befchwerden, oder wo es nöthig iR, Über Den ganzen Beſtand des Er- 
kenntniſſes, ober felbft des WBerfahrens, per deeretum, neben Remiffion ber 
Aeten, erfannt, wobei es Dann ohne — ar das Beenden 
behält. — 
&s ſollen aber gefammte Niebergerichte in ‘den bier bezeichneten Fällen an⸗ 
gewieſen fein, bie Parteien nad Eröffnung ihres Erfenntuilies mit Diefer, und 
der Vorſchrift in den folgenden Sphen bekannt zu machen, wie ſolches geſchehen 
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"0 Protocol zu beuterfen, und ſich bie gehörige Inſtruction der Sache in An- 
ſehung ber aufgeftellten Beſchwerden möglich angelegen fein zu laffen. 
2) Anlangend bie Erfenntniffe der Yuftiz- Canzleien, als Derufungs - Snftanz, im 
Sachen über 30 Rthlr. aber unter 200 Rthlr. an Werth, fo wie die Erfennt- 
niſſe in erſter Inſtanz, auch ber Eonfiflsrien, acabemifchen und mlitairiſchen 
Gerichte, infoferne fie bie bürgerlichen Verhältniſſe der Mikitair- Perfonen be» 
treffen — fämntlih in Fällen unter 200 Rthlr. — fo bat nah Maafgabe 
ber, $. 77 ber Ober⸗Appellativns · Gerichts⸗Ordnung bemerkten Grundſätze jede 
Partei annoch einmal bag remedium restitutionis in inlegrum ordina- 
rium, ober supplicationis auf bem bisherigen Wege der Acten- Berfchidung 
an 'eine inn- oder ausländifhe Juriſten-Facultät. Wegen ber Berufungen 
gegen bie Erfenntniffe ber magiftratifchen Appellations-Gerichte bleibt,- in Folge 
bes $. 5, das Weitere zur Zeit ausgeſetzt. 
$. 29. Das. remedium reslitutionis und supplicationis ift fünftig binnen 
gleicher Nothfriſt als die Appellation bei dem judice a quo mit beſtimmter Angabe 
der gravamınum, und zwar bei gefammten Niebergerihten, auf Die bisher bei den 
Appellationen gebräuchliche Art zu interponiren, im übrigen aber binnen 42 Tagen, 
von dem Tage ber Publication des Erfenntniffes an, zu juflificiren, nad beren Ab- 
lauf der Implorant mit ber ‚ferneren Suftification zu prächndiren, und acta, nad 
Ermeſſen des Gerichts, nach zuvoriger Beibringung ber erceptivifhen Verhandlung auf 
die gravamına, ober ohne felbige, von Seiten bes Imploraten für befchloſſen anzu= 
nehmen, und mit ber. Berfendung legalı modo zu verfahren — alles dieſes jebodh 
unbefchabet der gefehlihen Vorſchrift im $. 427 des Landes-Vergleichs. 
Die Ableitung des Supplicationg-Eides wird. hiemit außer Gebrauch geſetzet. 
Die in den $$. 384, 385 und 386 bes Landes-Vergleichs über die Zuläſſigkeit 
der Appellationen geordneten Beſtimmungen finden nach ihrer näheren Bezeichnung in 
den SS. Al und 42 der Ober» Appellations= Gerichts- Ordnung auf. dag remedium 
restitutionis in integrum ordinarium gleichfalls ihre volle Anwendung. . 


$. 30. Ober⸗Appellations-Gericht. Das Ober: Appellafiong » Gericht 
wird die höchſte Inſtanz für Unſere gefammten Lande. Es ift beiden Großherzoglich 
Medlenburg- Schwerinfhen und Medlenburg - Streligfchen Landen gemein, und haben 
Wir die Stabt Parchim zum Sibe beffelben beſtimmt. 


$. 31. Die Koften ber Errichtung und Erhaltung bes Ober - Appellations ⸗ Ge⸗ 
richts werden in der Art zuſammengebracht, daß die eine Hälfte des geſammten Be— 
trages von ben Landſtänden beider Landes-Antheile übernommen wird. Zu ber von 
beiden Landes- Herren zu übernehmenden Hälfte, tragen Ihre Königlichen Hoheit ber 
Großherzog von Strelig für Ihre Domainen und für. dad Fürſtenthum Ratzeburg 
ein. Drittel bei, nachdem von bdiefer Hälfte der Betrag beffen abgerechnet worden, 
wad der Präfident mehr als ein Rath an Gehalt. erhält. Den übrigen Theil folcher 
Hälfte übernehmen Wir für Unfere Domainen. 

Geſammte ‚Beiträge jollen. in bem Fiscus des Ober⸗Appellations⸗Gerichts ge⸗ 
zahlet, etwanige Defecte in dieſem Fiscus nach vorbemerkten Quoten ergänzet, die 
Landesherrlichen Beiträge auf eine zu beſtimmende Caſſe, die Ständiſchen auf ben 
Landkaſten angewieſen alle Beiträge aber dergeſtalt berichtiget werden, daß ein viertel⸗ 
jähriger Beitrag im Fiscus vorhanden ſei. 

$. 32. Die für bas Dher= Appellations · Gericht und befien Präfibenten noth- 
wendigen Gebäude werden von ber. Statt Pardim- nöllig ausgebanet hergegeben. 
Die für das Gericht nöthigen Koſten der Anſchaffung ber Mobilien, ber inneren Ein- 
richtung der Zimmer und der Tünftigen Unterhaltung, ſowohl der Gerichts⸗Gebäude 
als Des Präſidenten⸗Hauſes, werden aber aus dem Fiscus beſtritten. 

$. 33. Das Ober-Nppellations-Geriiht wird zum. Ober⸗Gerichte für Eriminal- 
. beftimmt. Bon demfelben iſt alfo auch das letzte Erfenntnig in Eriminal-Källen, 

nach Manfgabe Unferer- Eriminal-Gerichts-Drbnung, ‚abzufaflen, und Diefe Eriminal- 
Gerichts⸗Ordnung genau zu beobachten. | 
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$. 34. Die näheren Verhältniſſe des Ober⸗-Appellations ⸗Gerichts, fo wie Die 
nöthigen Vorſchriften für daſſelbe und für geſammte damit in Beziehung ſtehende Ge- 
richte, beſtimmt bie hiebei abgebrudte Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Orbdnung, welche 
gleich dieſer von Unſers Herrn Betters, Des Großherzogs von Mecklenburg⸗ Strelitz 

Königlihen Hoheit und Liebden für Ihre Lande beſonders publicirten Verordnung, Die 

Kraft und Wirkung eines allgemeinen, für Uufere und bie Medienburg- Streliäfchen 

Lande verbindlichen Landes-Gefehes haben fol. 

$. 35. Inſonderheit follen aud Die Befimmungen der Ober-Appellations-Ge- 
richto⸗⸗Ordnung: 
$. 39 — wegen des aufgehobenen Gebrauches eines beſonderen remedii nul- 
litatis, oder der querelae nullitatis, welche auch bei demſelben Richter nie 
Statt finden ſollen, 

. 41 No. 2 — wegen ber bei Entſagung ber Rechtsmittel zu beobachtenden Vorſchrift, 

.A7 — wegen der nicht flatt findenden Appellationen ad causam, 

. 50 — wegen gänzlicher Abſchaffung ber Appellations-Eide, fogenannter confti» 
tutionsmäßiger Erllärungen, Zermine ad cognoscendum gravamına, 
Legegelder, Dimiſſorial-Abſchiede — fo wie aller anderen Förmlichkeiten — 
bei Appellationen, 


RN 


8. 58 — wegen ber im Laufe des Prozeſſes nicht befonbers ———— Con- 

tumaeial⸗ und Koſten der Friſtertheilungen, 
"6,69 — wegen der verbotenen Adhäſionen, 

$. 70 — wegen des beneficii nondum deducta deducendi et nondum 
probata probandi, 

$. 81 -— wegen der Communionis remedii restitutionis in integrum 
ordinarii, 

8. 83 — megen gleicher Beurtheilung ber Verſchickungs⸗ Koften mit den übrigen 


Prozeg-RKoften, wenn von Amtswegen verſchicket worden, 
bei gefammten Ober⸗ und Untergeriditen, fo wie 

$. 67 — wegen ber Reflitution gegen ben Ablauf der Satalien und gegen bie er- 

folgte Präclufion, 

bei den Suftiz- Ganzleien und bem Gonfiftorio zur gefeglihen Richtſchnur bienen. 
- zugleich werden gefammte Gerichte angemwiefen, ſich bei eintretenden Appellationen und 
anf fonftiges Erfordern der Ober-Gerichte, ber Einfendung der Original» Acten nicht 
zu entziehen. , 

$. 36. Erſte Geſchäfte des Dber-Appellations- Gerichts. Das 
Ober⸗Appellations⸗Gericht erhält ſofort nad feiner Eröffnung zum Betriebe: 

a. bie nach $. 7 dieſer Verordnung aus Unferer Regierung bortpin gelangenden 
Appellations-Saden, 

b. die nad $. 25 aus dem aufgelöfeten Hof- und Land- Gerichte abzugebenben 
Appellations⸗Sachen, ohne Unterfchieb ber Appellationd-Summe, 

c. bie annoch unbeendigten bei ben vormaligen Reichs - Gerichten anhängig ge- 
weienen Prozefie, welche — infoferne fie zur Competenz bes Ober⸗Appellations⸗ 
Gerichts geeignet find — mit den bazu gehörigen Ücten, auf gebührende bet 
Unjrer Landes-Regierung einzureihenden Anträge ber. Interefienten, dem Ober⸗ 
Appellations-Gerichte zugefertiget werben follen.. 

In allen vorbemerkten Angelegenheiten hat base Ober - Appellations « @eriäht auf 
Antrag der Parteien fein oberrichterliches Amt eintreten zu laſſen und die betreffenden 
Prozeſſe nach dem Stande, worin ſie ſich dem Inhalte der Acten zufolge befinden, 
aufzunehmen. 

Wenn in ben sub b. bemerkten Saden zur Zeit ber Eröffnung bee Ober⸗ 
Appellations- Gerichts bie Acten verichidet fein folten, fo bat die Juſtiz⸗-Canzlei- zu 
Güſtrow — kraft befonberen Auftrages — nod bie Urtel barinn zu publiciren, unb 
follen bergleihen Sachen dann bis nach der Urtels-Publisation als bei bem Hof⸗ un 
Land- Gerichte anhängig beurtheilet werben. 
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Iſt in ben sub: e. bemerkten Fällen noch Fein Spruch bei dem Reichs⸗Gerichte 
in der Sache ergangen, fo wird das. ergriffene Rechtsmittel nunmehro bei dem Ober⸗ 
Appellations⸗Gerichte erlediget, welches Dabei, fo weit es annoch auf Benriheilung ber 
Batalien, der Formalien und der Devolution anfommt, ſich nad den Regeln bee vor= 
maligen reichögerihtlihen Prozefies zu achten, ſonſt aber nad ben Borfchriften ber 
Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Ordnung zu verfahren und in Gemäßpeit berfelben, auch 
über den Punkt ber Zuläffigfeit weiterer Anfechtungsmittel zu beftimmen hat. 

Wäre auch etwa ber Beſchwerden-Libell nod überall nicht übergeben geweſen, 
und nur bie Frift Dazu offen gehalten, fo gefchiehet-die Einreihung deſſelben nunmehro 
bei dem Ober⸗-Appellations⸗Gericht, binnen ber hiebevor offen gebliebenen, vom Tage 
der Eröffnung biefes Gerichts wiederum laufenden, und in dieſem außerorbentliden 
Galle auch nad billigem Ermeffen der Umftände zu ermeiternden Friſt; wornächſt im 
übrigen alles nach Vorſchrift der Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗ Ordnung beurtheilet wird, 
außer daß der Punkt der Devolution ſich nach den vormals bei den Reichs⸗Gerichten 
geltend geweſenen Grundſätzen beſtimmt. So wie auch, wenn vormals zwar ber Be— 
ſchwerden⸗Libell bereits bei dem Reichts⸗Gerichte übergeben iſt, jedoch von demſelben 
noch feine Prozeſſe erkannt wären, es — den Devolutions-Punkt ausgenommen — 
im übrigen fo anzufehen ift, ald wäre jener Xibell bei dem Oher-Appellatione-Gerichte 
fefbft übergeben worden; die bereits erfannten Prozeffen aber fih das Weitere nad 
den Vorſchriften der Ober⸗Appellations-⸗Gerichts-Ordnung von. felbft geregelt findet. — 

Ueber ben Fall, wo nad bereits erfolgten reichegerichtlichen Sprude folde 
Rechtsmittel eingeleget worden, welche nur auf bem Wege ber reichögerichtlichen 
Bifitationen bie Erledigung bätten — fönnen, bleibt bie gefeßliche Beſtimmung 
vorbehalten. 

Andere wider einen folden bereits vorliegenden Spruch annod offen gehaltene 
Rechtsmittel hingegen, welche bei dem fraglichen Reichg= Gerichte felbft hätten erlebiget 
werden fünnen, werden nunmehro bei dem Dber= Appellations » Gerichte zur Entſchei⸗ 
dung gebracht, welches, ſo viel die Fatalien, die Formalien, die Erforderniſſe zur Be⸗ 
gründung eines ſolchen Rechtsmittels, den Suspenfiv- Effect und das dem Gegner zu 
verftattende Gehör betrifft, alles nad eben den Regeln zu beurtheilen hat, welde Das 
Reichs⸗Gericht zu beobachten gehabt hätte; wonächſt, wenn unter Befolgung ber fon- 
fligen Vorſchriften der Ober⸗Appellations-Gerichts⸗Ordnung bie Entſcheidung ergangen 
if, weitere Rechtsmittel nicht ftatt finden. 

Soliten hiebei annoch befondere Zweifel übrig bleiben, .fo bat das Ober⸗Appella⸗ 
tons-Bericht ſolcherhalb Landesherrliche Erläuterung nachzuſuchen. 

In denjenigen Fällen, wo ſeit Aufhebung der vormaligen Reihe - Gerichte ein- 
zelnen Parteien anno wegen Gebrauchs eines Rechtsmittels Landesherrliche Zuſicherung 
ertheilet iſt, ſoll dieſe beobachtet werben. 

$. 37. Eröffnung des an Gerichts. Das Ober- 
Appellations-Sericht foll am 1. October d. 9. eröffnet und zu dem Ende das weiter 
nöthige verfüget werben. 

F. 38, Nah Berlauf eines Jahres, von Eröffnung bes Ober= Üppellations- 
Gerichtes an, fol baffelbe::fo wie jede Unfere Yuftiz-Ganzleien die gefammelten Er- 
fahrungen und Bemerkungen, infoferne fie anf Berbefferung ber Dber- Appellationg- 
Gerichts⸗Ordnung ober der bamit in Verbindung ftehenden Juſtiz⸗Verfaſſung Einfluß 
baben können, mittel gutachtlichen Berichts bei Unferer Regierung einreichen, da Wir 
dann unter Communication mit Unfers Deren Betters, des Großherzog von Medien- 
burg-Strelik; Köntglichen Hoheit und Liebden, ſolcherhalb auf landesverfaſſungsmäßigem 
Wege das Weitere verordnen werden. 

$. 39. Gegenwärtige Verordnung und die derſelben beigedruckte Ober⸗Appella⸗ 
tiono⸗Gerichts⸗Ordnung, ſoll mit dem Tage: ber Eröffnung bes Ober-Appellations⸗ 
Gerichts, alfs vom 1. Detober d. 5. an, in gefegliche Kraft und Wirkung treten. 

Wir gebieten und befehlen demnach allen oberen und niederen Civil⸗ und Militair- 
Behörden, auch gefammten Unſern Untertganen und Einwohnern hiedurch gnädigit und 
ernſtlich, ſich nach dieſer Unſerer Landesherrlichen Berordnung anf Das.gennuefte zu richten, 
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Urkundlich haben Wir dieſe Berorbnung und bie derſelben beigefügte Ober- 
Appellations⸗ Gerichts⸗ Ordnung mit Unſerm Handzeichen und Inſiegel durch das 
officielle Wochenblatt bekannt zu machen befohlen. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 1. Juli 1818. 

Friederich — 
eandesherrliche Verordnung 


zur Publication ber Ober:Appellations-Gerichte- 
Drbnung und fonftiger bamit in Werbindung ſte⸗ 
henden geſetzlichen Vorſchriften. 


Ober⸗ ⸗Appellations⸗ Gerichts⸗ Ordnung für die Großherzoglich Medienburg- 
Schwerinfchen und Medlenburg-Streligfchen Lande. Mit Anlagen A. B. 


Tit. I. Bon den Perfonen und übrigen Verhältniffen bes 
Ober-Appellationg- Gerichts. 


$. 1. Perfonen des Ober-Appellations-Gerichts. Das Ober- 
Appellations-Gericht, fol aus fehs Mitgliedern und dem weiter zu erwähnenben Per- 
fonale der Sanzleiverwandten beftehen. Die Mitglieder bes Collegii find ein Präfitent 
und fünf Räthe, von denen. einer .zugleih Bire-Präft dent iſt. Auditoren finden bei 
bem Ober⸗Appellations⸗Gerichte nicht ſtatt. 
$. 2. Berechtigung zur Beſetzung ber Stellen in demſelben. Dieſe 
ſechs Stellen werden folgendermaaßen beſetzt: die Beſtellung des Präſidenten bleibt 
bes Großherzogs von Medienburg- Schwerin, Königlichen Hoheit bevor. Bon ben 
Stellen des Bire-Präfidenten und ber übrigen vier Räthe, wirb nach näherer Anlei- 
tung bes $. 5 ebenfalld eine von bes Großherzogs von Merlenburg- Schwerin und 
eine von bes Großherzogs von Medienburg-Strelih,. Königlichen Hoheiten beſetzt. 
Zu den übrigen brei Stellen concurriren. bei ber erften Beſetzung bes Ober-Mlppella- 
tiond = Gerichts bie Medienburg- Schwerinſche Ritterfchaft zu einer, bie Mertlenburg- 
Schwerinſche Landſchaft zu einer und Die Strelitzſchen Stände gleichfalls zu einer 
Stelle, 
Für Tünftige Beſetzungsfälle Vingegen ſoll die ———— Prãſentation der⸗ 
geſtalt ſtatt finden, daß 
a. bei Erledigung derjenigen Stele, zu welcher bei der ern Befehung bie Med- 
Ienburg-Schwerinfche, Ritterfchaft präfentiret hat, nicht biefe allein, fondern die 
Nitterfchaft aller dreier Kreiſe, folglich die Mecklenburg⸗Schwerinſche und 
EStrelitzſche Ritterfhaft mittelt gemeinfamer a) einanber gehender Wahl bie 
Praesentandos .erwähle; . 
b. bei Erledigung derjenigen Stelle, zu welcher bei. ber erſten Beſetzung die Medc⸗ 
lenburg⸗Schwerinſche Landſchaft präſentiret hat, die geſammte Landſchaft beider 
Landes⸗Antheile mit Einſchluß der Stadt Roſtock — letztere mit einer güt- ober 
rechtlich näher feftzufegenden Theilnapme — bie Pracsentandos erwähle, und 
e. bei Erledigung berjenigen Stelle, zu weldjer bei. ber erften Befeßung bie Stre= 
liaihen Stände präfentiret haben, die Wahl deg Praenentandı jn dem eriten 
. Erlebigungs-Falle von: der gefammten Ritterfchaft beider Laudes⸗Antheile, in bem 
‚ zweiten Erledigungsfalle. aber von der gefammten Landſchaft beider Landeo⸗An⸗ 
theile geſchehe, und nad Ddiefem Turnus aud bei fünftigen Erledigungen ge⸗ 
wählet merbe. — Die Präſentation der ſolchergeſtalt Gewählten, foll allemal 
Namens besienigen Landftandes, welcher bei der eriten Beſetzung der erlebigten 
Stelle präfentirt hat, dem dazu competenten Landesherrn burdy den ‚Engern 
Ausschuß nah Vorſchrift des S. 5 geſchehen. 

Die Stelle bes Bice-Präfidentn wird das erflemal. von Er. Königl. 
Hoheit dem Großherzog von Medienburg-Strelig befeht, in. ber Folge wird 
jebesmal ber, nad Ordnung. der Aufrüdung nähftfolgende Rath Bire-Präfident. 

Die Übrigen Räthe treten zuerfi nad der Reihe, im welcher fie bier aufe 
geführt worden, in das Kollsgium ein, in ber Folge rüden, im Hall eines 


‘ 
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Abgangs, bie folgenden auf. Doch follen bei ber eriten Beſetzung Diejenigen 
Ober⸗Appellations⸗Räthe, welche ſchon als Räthe in Landes-Dicafterien geftan- 
den, nach dem Alter ihrer Beftallungen eintreten. Derjeriige Theil, welcher ben 
abgegangenen beitellt oder präfentirt hatte, forgt für Wiederbeſetzung der 
letzten Stelle. 
$. 3. Ertheilung ber Beſtallung und Beeidigung. Die Beſtallung, 

welche ein Rath bei ſeinem erſten Eintritt in das Collegium, und der Vice-Präſident 
bei. feinem Aufrüden in diefe Stelle erhält, wird jedesmal von demjenigen Landes— 
beren ertbeilt, von Dem ober Defien Ständen bie Ernennung ober Präfentation ge- 


ſchehen iſt. 


Bei Ausfertigung derſelben ergeht Die Verfügung zur Einführung, wobei bie eins 


tretenden Perfonen mit den in der 
Anlage A. 1 

enthaltenen, körperlich abzuleiſtenden, Eiden verpflichtet werden. Der Eid des Vice— 
Präſidenten iſt künftig auch von dem in dieſe Stelle einrückenden Rath zu leiſten. 

$. 4. Qualification der Perſonen Des Gerichts. Die Mitglieder 
bes Dber-Uppellationg- Gerichts müſſen mindeften 30 Jahre alt, dem chriſtlichen 
Olnubensbefenntniffe zugetban und ala unbefcholtene, rechtliche Männer der wichtigen 
Beftimmung biefes Collegii würdig fein. Mit Rückſicht hierauf ſollen ihre Perſonen 
erwählt werden. Diejenigen, welche künftighin in daſſelbe eintreten, müſſen ſich vor 
ihrer Anſtellung einer ernſtlichen Prüfung vor dem Ober⸗Appellations⸗ Gerichte unter⸗ 
werfen, die in ber Aufgabe dreier Relationen aus einer Civil-, einer Criminal» und 
einer Feudal-Sache und nächſtdem einem Colloquium mit dem Dber-Appellationg- 
Gerichte beftehen fol. Nur bei dem künftighin eintretenden Präfidenten, fol es Diefer 
Prüfung nicht bedürfen, infoferne derſelbe ſchon vorher Mitglied des Ober-Appellationg- 
Gerichtes, oder mindeſtens ſchon zehn Jahre als wirkliches Mitglied eines ber höhern 
Landes-Juſtiz-Collegien angeftellet gewefen. 

Dei. ber erften Beſetzung werben bie von den Landesherren Berufenen, oder von 
Den Landſtänden Präjentirten, wenn fie nicht Mitglieber eines einheimifchen oder aus— 
wärtigen höhern Dicafterii, oder Mitglieder einer Juriſten-Facultät find, durch eine 
von beiden Landes⸗Regierungen zu beftellende Behörde geprüft. 

$. 5. Goncurrenz des Gollegii zur Auswahl und Verfahren bei 
ber Präfentation. Wenn fünftig ein Ober-Appellations-Rath abgehet, fo hat 
der Präfident oder der in deſſen Verpflichtung tretende, davon beiden Landesherren, 


auch, wenn der abgegangene ein landſtändiſcher Praesentatus iſt, dem Engern-Aus— 


ſchuſſe ſofort Anzeige zu machen. Der zur neuen Berufung berechtigte Theil wird 
und ſoll ſodann binnen 3 Monaten, von Zeit der erhaltenen Anzeige, zwei gehörig 
qualifleirte Subjecte zur Auswahl des Ober- Appellationg = Gerichts ſtellen. Zu dem 
Ende muß bei einer landftänbifchen Präfentation der Engere-Ausfhuß, wenn immittelſt 
Teine allgemeine Landes⸗Verſammlung ftatt findet, ſofort einen Convent des bereditig- 
ten Theils veranlafn, und nad befchaffter Wahl beide Gewählte demjenigen Tantes- 
berrx, Dem die Beftellung gebühret, präfentiren. Die Landesherren werden dem zu- 
folge, falls der Genehmigung feine befonders erhebliche Gründe entgegenftehen, beide 
Praesentatos, fo wie in ben Allerhöchſt Ihnen zuftehenden. Befegungsfällen, beide 
oon Ihnen Berufene bem Ober -Appellations - Gerichte zur Aue! und Prüfung 
nahmhaft machen. 

Das Ober⸗Appellations⸗ Gericht ſoll hiernach den von ihm Auserwaͤhllen alsbald 
zur wiſſenſchaftlichen Prüfung einladen, nach folder Prüfung über feine Zuläſſigkeit, 
bloß nach den befundenen Kenntniſſen ſtimmen, und von dem Concluſo dem compe- 
tirenden Landesherrn Bericht abſtatten. Hat das Ober-Appellations-Gericht für die 
Zuläſſigkeit erkannt, fo erfolget die landesherrliche Beſtallung und Verordnung zur 
Einführung ohne weiteren Anſtand. Außerdem aber wird auf vorbeſtimmte Art binnen 
anderweitigen 3 Monaten zur neuen Berufung, Auswahl, Prüfung ꝛc. geſchtitten. 

Bei der erſten Befegung bes Dber-Appellationg = Gerichts fallen obige Beftim- 
mungen weg, nur.baß bie landftändifchen Praesentandi dem competenten Landesherrn 
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zur Genehmigung und Beſtallung, welche gleichfalls ohne beſonders erhebliche Gründe 
nicht verweigert werden wird, durch den Engern⸗Ausſchuß zu präſentiren find. 

Die Präſidentenſtelle werben Ihre Königliche Hoheit der Großherzog von Med» 
Ienburg- Schwerin bei eintretender Baranz nicht über 6 Monate unbefeht laſſen. 

$. 6. Ausfhließung naher Berwandtfhaften Wer mit einem bie- 
berigen Mitgliede des Ober⸗Appellations⸗Gerichts im vierten Grabe der Blutsfreundb- 
ſchaft oder Schwägerſchaft inclufive verwandt ift, darf nicht in das Gericht als Mit« 
glied beifelben aufgenommen werden, es fei denn im Falle ber Schwägerfchaft, baf 
biejenige ebelihe Verbindung, wodurd fle entftanben war, bereits aufgehört hat. Zritt 
eine Schwägerfhaft erft nach ber Einführung in Das Ober - Appellationd - Gericht ein, 
fo ſchließt fie denjenigen aus, durch ben die Verſchwägerung entftanden ift. 


$. 7. Verhältniß der Mitglieder zu den verſchiedenen Landes— 
Antheiltn. So mie die Mitglieder des Gerichts beeidigt und angewieſen worden, 
gehören fie feinem Theile weiter befonders an, fondern einer wie ber andere Tebiglich 
dem gemeinfchaftliden Dber-Appellationg = Gerichte. Auch arbeiten die gejammten 
Mitglieder des Gerichts in allen Sachen durchweg, ohne Unterſchied bes Landes, 
woher letztere gekommen, gemeinfchaftlih und mit Berüdfichtigung der -Verfchiebenheit 
der Landes⸗Geſetze. 

$. 8. Beendigung ihrer Amts-Berhältniffe Die Mitglieder bes 
Ober⸗Appellations⸗Gerichts werden ohne Kündigunge-Klaufel beftellt, und Fünnen ihre 
Stellen nicht anders verlieren, ald wenn fie darum anjuchen, oder wenn ihre Ver- 
mögens-Verhältniſſe bis zur Entftehung eines Concurfes, oder einer Remifjiond = Be- 
bandlung zerrüttet find, oder wenn fie fonft aus andern Gründen tur richterliche 
Entſcheidung der Stellen verluſtig erklärt werden. 


‚8.9. Verſezuͤng in den Ruheſtand. Sobald indeß ein Mitglied bes 
Ober-Appellatione-Gerihts durch Krankheit oder Alter gänzlich Dienftunfähig gewor- 
den iſt, wird es mit ber Hälfte feines firen Geftalts in ben Ruheſtand verfeht. 
Doch muß tie Dienftunfähigfeit, falls fie beftritten wird, durch unparteiifche Unter⸗ 
ſuchung in völlige Gewißheit gefeßt werben. 

$. 10. Unterfagung der Uebernahme fremder Gefhäfte Der Prä- 
ſident und bie übrigen Mitglieder bes Gerichts Dürfen Feine Commiffionen, fo wenig 
in judicialibus als in andern Sachen, ferner Feine Curatelen und dergleichen ab- 
haltende Geſchäfte führen, wohin namentlih aud der Betrieb fremder Rechtsgefchäfte 
und das Rathertheilen in felbigen zu rechnen. Jedoch find bie Geſchäfte für Eltern, 
Kinder und Geſchwiſter ausgenommen. 

$. 11. Ausfallen der Stimmen Ein Mitglied des Ober - Appellationd- 
Gerichts darf nicht Referent fein noch votiren, wenn es vorher Richter oder Advocat 
einer ber ftreitenden Parteien in diefer Sache gemwefen ober auch in vorigen Dienft- 
verhältniffen an denjenigen Beſtimmungen in berjelben Theil gehabt, welche auf ben 
zur Entiheidung fichenden Hal Einfluß haben; ferner wenn es mit einer Partei oder 
deren Sadhmalde bis zum vierten Grabe ber Blutsfreundfhaft ober Schwägerfchaft 
inelufive verwandt iſt, oder wenn fein eigened Intereſſe eintritt. 

$. 12. Recufation und Perhorrescenz. Die Perborrescirung und des⸗ 
fallſiges Erbieten zum Eide findet fo wenig gegen Das ganze Collegium bes Dber- 
Appellations-Gerichts als gegen mehrere Mitglieder defielben Statt. Auch kann dieſes 
ganze Gericht nicht recufirt werden. Nur ein Mitglied des Ober - Appellations - Ge- 
richts Kann eine Partei mittelft exhabiti, welches dem Präfidenten verfchloflen einzu⸗ 
händigen ift, in ihren Angelegenheiten ganz verbitien, wenn fie den Perborrescenzeid 
perjönlich ableiftet. . 

$. 13. Rang-Berhältniffe. Der Präfident bat feinen Rang in ber dritten, 
der Vice- Präfident in ber vierten und bie Räthe haben ben ihrigen in der fünften 
Slaffe der Rang-Ordnung. 

$. 14. Bom Umte bes Präfidenten. Der Präfibent bes Ober- Appella- 
tiona⸗ Gerichts fol Die Auffiht über bas ganze Bericht, fo wie die Direction in 
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felbigem Haben, und von allen dazu gehörigen Perfonen auf gebührende Weiſe geehrt 
und rejpertirt werben. 

Die Aufiicht fol ſowohi dahin gerichtet ſein, daß das Gericht im Ganzen ſich 
auf eine ſeinem Zwecke angemeſſene Art thätig erweiſe, mithin auch an dem, was ihm 
an Anſehen und Würde gebührt, nicht leide, als auch insbeſondere barauf, daß von 
den einzelnen bei demſelben angeſtellten Perſonen dasjenige geſchehe, was ihnen nach 
Vorſchrift der Gerichts-Orduung oder ſonſt in Bezug auf ihr Amt obliegt. 

Wenn irgend Jemand von ihnen feinen Dienftverhältniffen nicht genügen follte, 
jo fol der Präfident zuvörberſt privatim jhonende Erinnerungen machen. Wenn aber 
dieſe Cinfoferne die Sache ein Mitglied des Collegii felbft betrifft) auch in Gegenwart 
zweier Mitglieber beffelben wiederholt nicht von Wirkung find, fol die Sache nad 
vorheriger Beſprechung mit geſammten Mitgliedern bes Gerichts, dem competirenden 
Landesherrn ‚vorgetragen werben. In Rückſicht der Gubglternen bleibt basjenige, was 
zur Erhaltung der Ordnung nothwendig ijt, den zweckmäßigen Verfügungen bes Prä- 
fidenten überlaffen, und wird von ihm nöthigenfalle, nad, fruchtlofer Erinnerung vor 
gefammelten Collegio, und bemnädftiger Rückſprache mit dem Letzteren, ebenfalls bei 
bem Landesherrn Bortrag gemacht werben. 

Wenn irgend einer ber beim Gericht Angeftellten durch Krankheit ober auf andere 
Weiſe an Berrihtung feines Geſchäfts verhindert ift, hat der Präſident folde Ein- 
richtung zu treffen, Daß deſſen Geſchäft berweil,, jo weit nöthig und möglich, von 
Andern verſehen werde, 

Im übrigen ift die Direction der Gefhäfte von ihm nach Maaßgabe der Ord⸗ 
nung des Gerichts zu betreiben, und ſteht es ihm frei, in einzelnen Directorial— 
Geſchäften ben Vice-Präſidenten oder mehrere Mitglieder bes Gerichts zu Rathe 
zu ziehen. 

Menn der Präfident fih vom Drte des Gerichts entfernt, ohne an felbigem 
Tage zurüd zu kehren, fo macht er gejammte Mitglieder bes Gerichte zuvor 
Damit befannt. Bei Entfernungen, welche länger als vier Wochen dauern, fo wie 
bei jeder Reife außerhalb Landes, bedarf es für ihn eines Landesherrlichen Urlaubs. 

Für gefammte Übrige zum Gericht gehörige Perfonen genügt, neben ber Anzeige 
an die Mitglieder des Gerichts, ber nachzuſuchende Urlaub ‚des Präfidenten, falls fie 
nicht außerhalb Landes verreifen, da ed dann ebenfalls eines Landesperrlichen Urlaubs 
bedarf, welcher unter Mitunterfährift des Präfidenten nachzuſuchen iſt. 

Demnãchſt wird dem Präſidenten die Aufſicht über das Caſſenweſen beim Ge— 
richte übertragen, wie Denn auch son ihm die Rechnungen, bie vom Protonotar dar⸗ 
über geführt werden, vorläufig zu revidiren find. Nicht minder liegt ibm bie 
Aufficht über die Gebäude Des Gerihts ob, fu wie die Sorge für Die nöthigen 
Reparaturen derfelben. 

Ferner gehört die Dirertion ber Vorbeſcheide und fonftigen Seffionen zu ben 
Geſchäften bes Präfidenten. 

An den Gefchäften ber Räthe nimmt er in ber Maaße Theil, daß er in allen 
Sachen mit votirt, bagegen bleibt er von den erften Vorträgen befreiet, infofern er 
nicht im beſonderen Fällen ſolche zu übernehmen angemeſſen findet. 

Zu den einkommenden neuen Sachen beſtimmt der Präſident bie Perſon des 
Decernenten, welche im Laufe ber Sache ten Umſtänden nach zu verändern ihm un« 
benommen bleibt. Zu den ſchriftlichen Relationen beflimmt er die Perfon des Nefe- 
venten, fo wie bie bed Correferenten, infowelt er Das Geſchäft deſſelben nicht felbft 
übernimmt. Bei diefer Vertheilung bat er möglichſt Gleichheit zu beobachten. 

Geſammte in dieſem $. benannte Geſchäfte liegen, in Fällen der Abweſenheit 
oder ſonſtiger Behinderung bed Präſidenten, dem BVice-Präſidenten, und, falls auch 
dieſer behindert iſt, dem nachfolgenden Rathe ob, wiewohl mit Brrückſichtigung der 
nöthigen Erleichterung in ben übrigen Amts⸗Geſchäften. 

8. 19. Vom Amte ber Ober-Appellationg-NRätde. Dem Bire-Prä- 
fidenten und ben übrigen Dber-Appellationg-Rätden, liegt die Hebernahme ter erften 
Schriftlichen und mündlichen Vorträge zu allen Urteln und Decteten ob. In ber 
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Regel find die Vorträge zu den proceßleitenden Decreten mündlich, zu allen —— 
dungen hingegen ſchriftlich, es ſei denn, daß bei Entſcheidungen per decretum bie 
Eile der Sade dies verhindere, in welchem alle jedoch die Aiten wo möglich, annoch 
yon einem Lorreferenten burchgefehen werden müſſen. Allemal aber follen dann, wenn 
auch keine fohriftliche Relationen zuläffig find, doch die vota zu den Entſcheidungen 
ad protocollum. abgegeben werden. Bei fhriftlihen Relationen fol in vollftändigen 
Ertracten dag Wefentlihe aus den Acten nachgewieſen werben. 


Bon den Räthen darf ohne Zuftimmung bes Präſidenten Teine —— 
mit ber geſchehenen Austheilung ber Acten vorgenommen werben. 


$. 16. Bon dem Botiren im Collegio. Jede Berathung Einzelner unter 
fih über Die abzugebenden vota, die dahin abzwedt, auf geheime Weiſe Anhang und 
Beitritt im Abflimmen zu erwirfen, wirb hiedurch unterfagt. Mitglieder bed Collegii, 
welche in einer Sache fein votum haben, bürfen beim Vortrag und bei der Delibe- 
ration über felbige nicht zugegen fein.: 

Nach abgeftatteten mündlichen Vorträgen voliren bie Mitglieder des Collegii nad) 
Ordnung ihrer Site, und zuletzt ber Präfident, infoferne er es nicht angemeffen fin- 
bet, mit feinem voto voranzugehen. Einem jebem ber Botanten bieibt es frei, bie 
Acten, fo weit nicht Eile der Sache entgegenftebt, mit fi zu nehmen. . 

Wenn bei friftlichen Relationen der Präfident vorreferirt bat, bleibt Die 
Drbnung der Abſtimmung wie bet mündlichen Vorträgen. Iſt ein Anderer Gorrefe- 
rent, fo votiren nad) ihm die jüngeren Rätbe nad) ber Ordnung ihrer Sitze, welchem⸗ 
nächſt die Reihe der übrigen mit dem Präftdenten wiederum anhebt. 

Nah beendetem Umlaufe fommt die Sache an den Präfidenten und fobann, 
wenn Berjchiedenheit der Meinungen vorhanden iſt, zur mündlichen Beſprechung und 
Beſchlußnahme, inſoferne nicht die letzten vota einen abermaligen Umlauf veranlaſſen. 

Das Reſultat des Beſchluſſes wird vom Referenten abgefaßt und vorge— 
legt, doch ſteht es ihm, wenn er überſtimmt worden, frei, ſich dieſem Geſchäfte zu 
entziehen. 

Alles Herumſenden ſchriftlicher Relationen und Abſtimmungen geſchieht in ver- 
ſchloſſenen Capſeln. 

Zu jeglicher Sache votiren alle Mitglieder des Gerichts, die nicht behindert 
oder abweſend ſind, ohne nähere Beſtimmung einer erforderlichen Anzahl. Doch 
dürfen ſelbſt in den Ferien, niemals weniger als drei Mitglieder des Gerichts am 
Orte ſeines Sitzes gegenwärtig ſein. 

Sollte eine Stimmen⸗-Gleichheit eintreten, welche durch weitere collegialiſche Be— 
rathung nicht zu heben wäre, ſo ſoll bei rechtlichen Entſcheidungen oder Decreten die 
Stimme besjenigen, der im erſten Umlaufe fein votum zuletzt abgegeben hat, nicht 
mit gezählet, ſondern nur als confultativ angenommen werben. Bei. anderen Collegial⸗ 
Beſchlüſſen aber giebt im Falle ber N bie Meinung bes Hrãſidenten 
den Ausſchlag. 

$. 17. Verſammlungen bes Collegii. Die Mitglieder des Gerichts ver⸗ 
ſammeln ſich zu ihren Deliberationen an beſtimmten Tagen der Woche, ſo viele deren 
erforderlich ſind, und außerdem bei beſondern Veranlaſſungen jedesmal, wenn der 
Präſident dazu anſagen lätßzt. In dieſen Sitzungen werben. die Vorträge von allen 
Mitgliedern des Collegii nach Ordnung ber Sige gehalten. 

$. 18. Canzlei-Verwandte, deren Beftellung. Als Eanzlei-Berwanbte 
des Ober⸗Appellations⸗Gerichts follen angeftellt werben: ein Secretair, zwei Protono- 
tarien oder Regiftraturen, zwei Gangelliften, ein Eopift und ein Pebell. Diefe Sut- 
alternen follen beiden Landesherren, nah einem wechfelnden turnus, vom Ober 
Appellations = Gerichte nach Mehrheit der Stimmen vworgefchlagen, und fürs Ganze in 
Eid und Pflicht genommen werden. Ge. Königlichen Hoheit der Großherzog von 
Medlenburg-Streli werben von drei Subalternen einen beftellen, wobei Der Serretair 
und bie beiden Protonotarien den einen, und das übrige SBPAUSERERS DEnendle ben 
andern befondern turnmus bildet, we 
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8. 19. Amtspflichten derſelben im Allgemeinen. Geſammte Canzlei- 
Verwandte haben ben Pflichten, bie ihnen durch den Inhalt der Ordnung aufgelegt 
werben, ihrem Eide gemäß, getreulih und mit Sorgfalt, Fleiß, Pünktlichkeit und 
Aufmerkjamkeit nachzukommen, wobei jedoch jeder Einzelne zum Dienfte des Ganzen, 
mithin zur Ausrichtung der dahin gehörigen, auch außer feinem gewöhnlichen Berufe 
liegenden Befehle, und Aufträge verbunden bleibt. i 

$. 20. Bom Serretair. Der Sercretair, zu deſſen Geſchäften das Extendiren 
und, ber Regel nach, das Protocolführen gehört, wird als ber erfte ber Canzlei⸗ 
Verwandten nicht nur ben fibrigen in Verrichtung feines Geſchäfts ein gutes Beiſpiel 
der Ordnung und Pflichterfüllung geben, fondern bat aud über den Ahern und 
promten Gang ber Erpeditionen die Auffiht, und nächſte Verantwortlichteit dafür. 

$. 21.: Bon den Protonotarien. Die Protonotarien nehmen die Eingaben 
und Schreiben, welche an das Ober « Appellationg» Gericht gebracht werben, entgegen; 
alles jedoch, was Darunter verfiegelt ift, wird Dem Präfidenten zur Eröffnung zuge- 
ſtellt. Beim Recipiren Tiegt es ihnen ob, auf Begehren Die Stunde ber Webergabe 
mit zu verzeichnen und die beeilten Sachen fofort zur Deeretur zu befördern. Den 
Zutritt zur Regiftratur haben fie den Parteien nur, fo weit es der Drdnung gemäß 
and gerichtlich erlaubt iſt, zu geftatten, und zu verbüten, daß von ihnen Feine andere 
Arcten-Einfiht genommen wird, als: folhe, Die gerichtlich zugeftanben- worben. 

Zum Amte eines der Protonotarien gehört meiter die Berechnung bes Fiscus 
nach den unten Parliber vorfommenden Beflimmungen, weshalb berfelbe auf 2000 
Rthlr. NZwoör. Caution mahen muß, fo wie Die Empfangnahme und Aufbewahrung 
der Depofiten. Ferner liegt ihnen auch bie Bejorgung der Acten-Verſendungen ob, 
welche nicht auf fonft gebräuchliche Weife durch Boten, fondern mit ber Poft ge= 
ſchehen ſoll, obgleich es dem Präfidenten ungenommen bleibt, fi zur Geheimhaltung 
bet der Abfendung auf einen Theil des Weges eines vom Collegio zu erwählenben 
Boten zu bedienen, der fobann bieferhalb befonders zu beeibigen ift. 

$. 22, Bon den übrigen Ganzlei-Berwandten. Die. Eanzelliften 
mundiren Die Verordnungen, und der Eoptift fchreibt Die Anfchlüffe und Communicate. 
Die gerichtlichen Decrete auf Iekteren müffen minbeftens von feiner eigenen Hand ge- 
fohrieben fein. Bidimationen follen allemal unter dem Geridhts- Siegel ertheilt wer- 
den. Der Pedell fol der Befehle des Prafidenten und ber übrigen Mitglieber bes 
Gerichts gemwärtig fein. 

$. 23. Borbebalt einer Collegial- unb Erpebitinns-Ördnung. 
Ueber bie fonftigen inneren Gollegial= Berhältniffe, Dienftverpflichtungen und Inſtruc— 
tionen, fo wie Über den Erpebitions-Gang bei dem Ober⸗Appellations⸗Gerichte, wirb 
eine befonbere Collegial- und Erpeditiond- Ordnung Das Nähere beflimmen. Auch 
bleibt, bis dahin Die Feſtſetung ter Eides-Formeln für bie BARS U TRORERER 
ausgeſetzt. 

$. 24. Annahme von Geſchenken und Gratififationen. Nicht bloß 
den Mitgliedern des Gerichts ſelbſt iſt unterſagt, von Parteien und Sachwälden ir⸗ 
gende Geſchenke mit oder ohne Bezug auf Die anhängigen Rechtsſachen anzunehmen, 
ober ſich fonftige Vortheile, welche der Unparteilichfeit oder Unbefangenheit Eintrag 
thun Fönnen, gewähren zu laſſen, fondern es joll auch jedem Canzlei- Berwandten bes 
Gerichts verboten fein, über die Gebühr hinaus, für eine Gefhhäfts-Mühmaltung irgend 
etwas als Belohnung anzunehmen. 

$. 25. Berfhwiegenheit über gerihtlide Verhandlungen. Sowohl 
Die Mitglieder des Gerichts als aud bie Canzlei⸗Verwandten, haben über alles, was 
im Gerichte verhandelt wird, Verſchwiegenheit zu beobachten; beſonders auch dahin zu 
ſehen, daß der Inhalt der Stimmen nicht bekannt werde. 

F. 26. Procuratoren und Abvocaten bed Ober⸗Appellations— 
Gerichts. Zur Vertretung der Parteien beim Ober⸗ Appellations⸗Gerichte, werden 
von bemfelben befondere Procuratoren angenommen und mit dem in ber 

Anlage 
enthaltenen Eibe verpflichtet werden. Sie miilfen bereits bei einem ber Landes ⸗Ge⸗ 
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richte als Advoraten immatriculirt fein, und ſoll bei der Wahl ihrer Perſon, außer 
ber Wohnung am Orte bes Gerichts, der hiebei vorzüglich erforberlihe wohlbe- 
gründete Auf der Rechtlichkeit und Pünctlichfeit in Geſchäften berüdfjichtiget werden. 
Shre Anzahl wird vor ber Hand auf höchſtens acht beſtimmt; jedod ohne Zulaffung 
extraordinairer Procuratoren. Verwandtſchaft mit einem Mitgliebe bes Gerichts im 
4. Grade ber Blutsfreundfhaft oder Schwägerfipaft inch. ſchließt von ber Anftelung 
zur Procuratur aus. Ueber fonit etwa nöthige Borfchriften und Verorbnungen zur 
Erhaltung der Ordnung unter den Prosuratoren, fol das Dber-Appellations- Gericht 
baldmöglichſt zu beitimmteren Vorſchlägen aufgefordert werben. Uebrigens barf ein 
Seder bei dem Ober-Appellations-Gerichte abvoriren ber bei ben Inſtiz⸗Canzleien zur 
Advocatur zuläſſig if. 

$. 27. Gebühren derſelben. Wegen ber Gebühren⸗Taxe für bie Geſchäfte 
ber Procuratoren und Advocaten beim Dber- Üppellations- Gerichte bleibt bie nähere 
Beftimmung vorbehalten. Immittelſt folk für gerichtliche Eingaben der Regel nad 
a Bogen 1 Rthlr. NZwdr. feitgefeßt fein; in andern Puncten aber, bei Formirung 
und Beltimmung ber Procuratur= und Advocatur⸗Rechnungen, nad ben bei ben Zuftize 
Eanzleien beſtehenden Grunbfäßen verfahren werben, 
| Do bleibt dem Ober- Appellationg- Gerichte allemal unbenommen, bei frivolen 
Berufungen und Vorträgen auf Herabſetzung, oder nach Ermeffen gänzlichen Verluſt 
bes honorariı zu erfennen, und find wider bergleihen Beſtimmungen, fo wie gegen 
fonftige Moderator s Deerete Des Ober» Appellationg- Berichts, keinerlei Rechtsmittel, 
tondern allenfalls nur weitere Repräjentationen zuzulaffen. 

$. 28. Gerihtsftand der Perfonen des Ober-Appellations⸗-Ge— 
richts. Der Gerichteftand erfter Inſtanz für Die Mitglieder und Angehörigen bes 
Ober» Appellations- Gerichts, aud für die Procuratoren, fo wie für berfelben Ehe- 
frauen und umabgefonderte Kinder, ift berfelbe, dem andere am Orte bes Gerichts 
wohnende Schriftjäffige unterworfen find. 

Die Dienfiboten erwähnter Perfonen foller in erjter Inftanz tem Stabt-Gerichte 
per modum commissorsi, mit Vorbehalt der Berufung an die competirende Ju⸗ 
ſtiz⸗Canzlei und eventualiter an das Dber-Appellations - Geridht, in bazır geeigneten 
Fällen, untergeordnet, jedoch dem Gtadt- Gerichte dabei zur Pflicht gemacht werden, 
ſich in Feine Dienftverhältniffe des Ober-Appellationd- Gerichts zu mifchen und ohne 
gebührendes Anfuhen bei dem Präfidenten in ben Wohnungen jener Perſonen eine 
Jurisdittions⸗Acte vorzunehmen. 

$. 29. Sonftige Borzüge derjelben. Den Mitgliedern und Angehörigen 
Des Ober-Appellationg-Gerichts, mit Einfchluß der. Procuratoren, gebühren alle in ber 
Dof-. und Land⸗Gerichts-Ordnung (Part. I. Tit. XIV.) beftimmte, auf jeßige Ver⸗ 
bältniffe anmendliche, perfünliche Freiheiten und Immunitäten, befonders auch Die Der 
freiung von Natural» Einquartierungen und perjönliden Beiträgen zu Stadt = Laften 
und Local» Contributionen. Wegen Beredhtigung der Real⸗-Laſten vun ihren eigen- 
thümlihen Grundftüden, wegen ber Einquartierungen in Noth- und Kriegsfällen, 
nöthiger Beiträge zu gemeinnügigen Local Anftalten und wegen fonftiger Verhältniſſe 
zu ber Stadt-Obrigfeit, bleibt eine befondere Regulirung vorbehalten. 

$. 30. Bisher nicht erwähnte Gefhäfte-Stellen. Sollten beim Ber- 
fahren bes Ober-Appellations- Gerichts ſolche Gefchäfte zur Anwendung kommen, . für 
welche zur Zeit Feine eigene Stellen angeordnet worden, 3. B. eines Fiscals, eines 
Auctionatore, Executors und bergleichen; jo bedient fich- Das Gericht eines ber in 
gleichen Qualitäten und unter ber nämlichen Landesherrſchaft bei den Juſtiz⸗Canzleien 
Angeftellten. Ä 

$. 31. Sik bes DOber-Appellationg- Gerichts. Das Ober-PHppellations- 
Gericht erhält feinen Sik in der Stadt Pardim, welde bie für das Gericht und 
befien Präfidenten noihwendigen Gebäude hergiebt. 

$. 32, GSuftentation berfelben. Die ſonſtige Suftentation bes Ober⸗ 
Appellations-Gerikts wird aus einer Caſſe beftritten, die Durch gemeinſchaftliche Bei- 
träge ber an Beſetzung bes Gerichts Theilnehmenden gebildet wird, und in welde 
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überdich die vom Ober- Appellationg - Gerichte erfannten Strafen fliegen, Die er- 
wähnten Beiträge werben in vierteljährigen Raten entrichtet, und zwar fo, daß ſtets 
ein vierteljäßriger Beitrag im Voraus im Fiscus fein muß. Das Ober-Appellationg- 
Gericht bat Das Recht, fie nöthigenfalls erecutivifch beizutreiben. 

$. 33. Deren Berwendung. Aus dem folhergeftalt — Fisſcus wer⸗ 
den beſtritten: 

a. die Salarien für die geſammten Mitglieder und Subalternen des Gerichts, 
vierteljährig pränumerando. Bei Todesfällen laufen ſie bis zum Ende des 
Sterbe⸗Quartals. Gnaden⸗Quartale finden für rin Quartal Statt, jedoch 

- darf die Beſetzung ber vacanten Stelle darnach nie aufgehalten werden. 
Wittwen⸗Gehalte werben aus dem Fiscus nicht bezahletz dahingegen fol für 
gefammte Mitglieder und Subalternen bes Dber- Appellations- Gerichtes das 
Medlenburg- Schwerinfhe Wittwen⸗Inſtitut 'obligat fein und ber Beitrag dev 
Mitglieder, des Secretairs und. der beiden Protonotarien nad ihren Gehalten, 
der übrigen Subalternen Beitrag aber nad einer billigen Schãtung ihres 
Dienſt⸗Einkommens regulirt werden. 

b. Die Koſten des künftigen Unterhalts der Gebäude und der erſten Einrichtung 
derſelben, 

e. die fortlaufenden Bedürfniſſe an Schreib⸗Materialien und dem, was ſonſt zu 
ben Expeditionen gehört, au Brennholz und ähnlichen Gegenſtänden. 

d. Endlich werben aus dem Fiscus jährlich zu einer für das Ober-Appellatione- 
Gericht anzulegenden Bibliothek Hundert Reichsthaler NZwor. verwendet. 
$. 34, Berehnung des Fiscus. Die Zahlungen aus bem Fiscus ge» 

fhchen von dem Protonotair, welcher die Caſſe verwaltet, gegen Anweiſungen, Die 
som ber » Appellations» Gerichte auägeftellt werben; doch bebarf es beren bei foldem - 
Ausgaben nicht, welde im Borftehenden beſtimmt find und dem Quanto nad feft 
ſtehen. Die Berehnung barüber wird mit Johannis angefangen und befchlofien, und 
nach vorlänfiger Reviſion des Präfidenten durch ben Protonotair bei ber Großherzogl. 
Medlenburg- Schwerinfohen Landes- Negierung eingerriht, worauf wegen Aufnahme 
derjelben, nach vorheriger Communication mit ber Großherzoglich Strelitzſchen Landes⸗ 
Regierung an ben Engern - Ausfbuß; welchem bie Monitur der Yiscus- Berechnungen 
Namens der Lundflände ein- für allemal aufgetragen it, das Nöthige verfüget 
werten wird. 


Tıt. BI. Bon der Eompetenz des Ober-Appellations-Geridhte. 


$. 35. Im allgemeinen nad den Randes-Antheilen. Das Ober- 
Appellatione-Gericht wird bie höchſte Inftanz in Civil-Saden für Die Großberzoglich 
Medienburg- Schwerinfhen und Streligfchen Lande, mit Einihluß der Fürſtenthümer 
Schwerin und Ratzeburg. Gleichergeſtallt wird baffelbe zum Dber-Geriht für 
Eriminalfälle beitimmt. 

$. 36. Nähere Beflimmung. Es hat Feine Yurisdiction ber erften Inflanz, 
fo wenig in Sachen der fireitigen als der willführlichen Gerihtsbarfeit: fondern er- 
Tennt Tediglich über Beichwerben in Saden, bie bereits bei andern Gerichten ange- 
bracht ſind. Als erſte Inſtanz Tann das Ober-Appellations-Gericht auch nicht für 
irgend einige, ratione ſori noch ſo privilegirte, Perſonen, und eben ſo wenig in 
eausis personarum miserabilium competent werben. 

Das Ober-Uppellationg- Gericht hat ſich librigens gegen Die ihm untergeordneten 
Gerichte aller allgemeinen Zurechtmeifungen und Borjchriften für bie Zukunft, zu 
enthalten, und ſich auf bie Debung ber von ben Parteien angebrachten Beſchwerden 
gegen das bisher Erlaffene zu beſchränken. Sollten weitere Vorſchriften nöthig er- 
icheinen, fo ift darüber Antrag bei der competirenden Laudes⸗Regierung zu machen. 

- 8. 37, Untergeorbnete Geridie. Die Gerichte, für welche das Ober- 
Appellatione-Gericht unmittelkares Ober-Gericht wird, find: 

1) Die Medlenburg-Schwerinfihen Juſtiz⸗Canzleien, 

2) bie Juſtiz⸗Canzlei zu Neu⸗Strelitz, 
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3) das Conſiſtorium zu Roſtock, 

4) das academiſche Gericht daſelbſt, 

5) alle Kriegs⸗Gerichte, fo weit deren Erkenntniſſe bie bürgerlichen Verhältniſſe der 

Militair-Perfonen betreffen, - 

6) alle übrige etwa für jegt ‚oder die Zufunft über Ianbesherrlihe Diener ober 
fonftige exemtos verordnete oder zu verordnende Gerichte, infoferne fie nicht 

' unter einem andern höhern Richter ſtehen. 

$. 38. Appellation und Querel. Das Ober -Appellations- Gericht wird 

‚ tompetent auf dem Wege der Appellation und Querel. Die Appellation findet Statt 

bet Bejchwerden, welche gegen den Inhalt einer Entjcheitung m der Sache, Querel 

hingegen bei Beſchwerden, welde gegen das gerichtliche Verfahren oder bie Direction 
bes Procefies gerichtet find, felbit wenn auch durch dieſes Berfahren, oder die Direc- 
tion des Proceſſes Einreden verworfen fein follten, Deren Einfluß auf die Entfchei- 
dung in ber Sache annoch unausgemacht bleibt. Wenn in appellabeln Saden die 

Beihwerden gegen das Verfahren und den Inhalt der Enticheitung in der Sache 

zugleich gerichtet find, involvirt die Appellation auch Die Querel. Anderweitige Ver⸗ 

bindung beider findet nit Statt; doch darf das Ober-Appellations-Gericht, wenn die 

Satalien der Appellation und Querel gehörig falvirt find, von richterlihen Amts 

wegen bie Anwendlichkeit ber einen ober anberen beſtimmen. 

$. 39. Ausfhliegung anderer Redtsmittel. Andere Rechtsmittel als 
bie Appellation und Querel follen als Impugnativ- Mittel an das Ober-Gericht nicht 
führen. Namentlich wird der Gebrauch eines befonderen remedii nullitatıs oder 
der querelae nullitatis” hieburd aufgehoben und unterfagt. 

$. 40. Appellations-Anzeige. Wer fih durd ein Erkenntniß ber 8. 37 
benannten Gerichte gravirt findet und fi der Appellation: bedienen: will, foll dieſes 
innerhalb 20 Tagen a momento publicationis sententiae ober wenn Pas Er⸗ 
kannte in einem ohne vorher gegangene Citation ad audiendum erlaffenen Decrete 
beftehet, von dem Augenblide der erweislich der Partei ober, ihrem legitimirten Sach⸗ 
walde gefchehenen Inſinuation an, und ohne Rüdficht auf Ferien berechnet, dem ju- 
dicio. a quo fhriftlich anzeigen. Diefe Anzeige, welde Die Stelle der Interpoſition 
und Sjntimation vertritt, foll vor Ablauf der 20 Zage dem Gerichte durch einen 
Notar übergeben und von lehterem über dieſen Art dem Appellanten ein Document 
ausgefertiget werden. Auch full Diefe Anzeige eine Deutliche und beſtimmte BET 
sung der Gravaminum enthalten. 

Diefes fatale der Snterpofition ift unter Feinerlei Vorwand, ſelbſt nicht mit 
Uebereinkunft beider Parteien, prorogabel. 

8. 41. Nicht appellable Fälle. Die Appellation ſoll in Grundlage der 
ſ88phen 384, 391 und 428 des landesgrundgeſetzlichen Erbvergleichs von 1755, fo 
weit fie auf die vorliegenden Berhältnifje anwendlich gefunden worden, in nachfolgen- 
ben Sällen weder zum Suspenſiv- noch Devolutiv-Effecte, folglich überall nicht Statt 
finden: 

: 1) Sn peinliden und fiscaliſchen Sachen, melde an Leib und Xeben geben, es 
jet darin mittelft inquifitorifchen oder accuſatoriſchen Proceffes verfahren und 
erkannt worden. 

2) Wenn Jemand in emer Verſchreibung, einem Contracte oder ſonſt ſich — 
Appellation ausdrücklich begeben hat. Doch ſoll dergleichen Entſagung der 
Appellation und anderer Rechtsmittel durch Contracte oder ſonſtige Stipula⸗ 
tionen für die Zukunft nicht anders don Gültigkeit und Redtswirfung fein, 
ale wenn biefelbe in einem befonderen Bertrage von’ den Intereſſenten, nad) 
vorheriger, entweber gerichtlich oder per Notarıam geſchehener Berfländigung 
beutlich beftimmt worden. 

3) Wenn die in biefer Ober⸗Appellations⸗Gerichts-Ordnung vorgeſchriebenen Fata⸗ 
lien der Appellation ‚nicht gehörig beobachtet worden. 

4) Sn Saden, wo ber Gegenſtand ber Beichwerde nit den Werth von 200 
Rthlr. NZwor. beträgt, namentlich au in fiscaliſchen Strafe und Aftimatori- 
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chen Injurienſachen. In dieſe Summe werben bie Koſten nicht mitgerechnet. 
Jährliche Hebungen werden als Zinfen eines Capitals zu 4 pro Cent ge- 
rechnet. Bei Rechten, welde nicht an Gelde gefhägt werben können, bleibt es 
dem Ober-Appellations-Gerkihte überlaffen, ob ſolche der Appellations⸗ -Summe 
gleich zu achten. 

5) Gegen Verfügungen, welche auf Rechts⸗Kraft beruhen, und gegen fonftige In- 
häſiv⸗Decrete, jo wie gegen Executions⸗ Bolftredungen; jedoch der Querel 
bei gegründeten Beſchwerden über einen etwanigen excessum in executione 
unbefchabet. 

6) Gegen Erkenntniffe nach ‚gerichtlich geleifteten Eiden, infoferne Erftere ſchon vor⸗ 
her von dem Eide abhängig gemacht geweſen. 

7) Wenn bereits‘ 3 conforme Entſcheidungen in ber Sache vorhanden ſind, ſie 
mögen unmittelbar hinter einander geſprochen ſein oder nicht. 

8) Gegen eine bloße, ſonſt keine beſchwerliche Clauſel in ſich faſſende Citation, 
ſo wie gegen die bloß proceßleitende Decrete; (Jedoch unabbrüchig der Vor⸗ 
ſchrift der FSFphen 38 und 51) ober wenn einer rechtmäßig citird iſt und keine 
rechtmäßige Urſache feines Außendleibens ausgeführt bat, folglih ın contu- 
maciam verurtheilt worden. 

9) Wenn in Haren und liquiden auf reine -Hand und Siegel beruhenden Schuld-, 
Wechſel⸗, Gelübds⸗ und Bürgfchafts- Sachen erkannt worden. Jedoch bleibet 

. einem Jeden unbenommen, feine etwa habende exceptiones vor bemfelben 
Gerichte in’ separato anzubringen und auszuführen, mithin fi demnächſt ber 
Appelation zu bedienen. Wie denn auch der obfiegende Theil, wenn er ein 
Ausländer und mit unbeweglichen Gütern im Lande nicht angefeffen ift, auf bie 
ihm zuerfannte Summe ſattſame Saution bei dem Gerichte zu beftellen ſchuldig 
fein, und dazu angehalten werden foll. 

10) In Snjurien= Saden nicht ſchriftſäſſiger Perfonen, bie an ben vorigen Richter 

durch Appellation gekommen find. 

$. 42. Wegfallender Suspenfin-Effert. Wegen derjenigen Säle, in 
welchen die Appellationen quoad eflectum suspensivum zwar nicht, jedoch quoad 
efflectum devolutivun geftattet find, behält es bei den Borfihriften des Tandes- 
grundgefehlichen Erbvergleichs F. 385, 386 fein Bewenden. Nur bie Beſtimmung 
$. 385 Nr. 2 bleibt hievon ausbefchieben, und die Befchwerbe gegen eine interlo- 
cutoria mera, bloß Gegenſtand der Querel. 

$. 43. Eognitivn bes judicii a quo. Es fol aber bei ben an das 
Dber-Appellations-Gericht gehenden Appellationen das judicium a quo, fobald dem- 
felben tie Anzeige der ergriffenen Appellation nad Vorſchrift des 8. AO geſchehen ift, 
aufhören eompetentes Gericht in ber Sache zu -feinz es bat fich mithin alles Urtheils 
über die Zuläffigfeit ber Appellation und deren Wirffamfeit zu einem ober beiden 
Effecten, oder fonftigen richterlichen Verfahrens, gänzlich zu enthalten. 

$. 44. Bon diefer Vorſchrift follen lediglich die drei öälle ausgenommen fein, 
wenn ex actıs Har zu Zage ‚liegt, daß: 

1) dag fatale interpositionis nicht beobachtet worden, ober auch, daß 

2) die appellable Summe nicht vorhanden ſei, oder daß 

3) durch die verzögerte Ausführung des angefochtenen Erkenntniſſes dem Appellaten 
ein unfehlbarer und nicht zu erſetzender Nachtheil entſtehe, für den Appellanten 
hingegen dergleichen nicht zu beſorgen ſei. 

$. 45. In den beiden Fällen bes S. 44 Nr. 1 und 2, ſonſt aber in keinem, 
barf bie Appellation in judicio a quo ſogleich verworfen und weiter in causa 
procediret werben. 

$. 46. Sm 3. Falle des $. 44, fo wie auch Überhaupt in casibus perieni, 
bis zur geſchehenen Anzeige ber Appellation — darf judex a-quo fo lange mit 
Ausführung feines Erfenntniffes, info weit es nöthig ift, oder den Umſtänden nad 
mit angemefjenen Provifional-Verfügungen verfahren, bis foldes vom. Ober-Appelle- 
tions» Gerichte inbibiret wird. Sollten: dabei befondere Bedenklichkeiten obwalten, fo 
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bat judex a quo, auf Antrag der intereſſirten Partei, die Acten ſofort unmittelbar 
an das Ober⸗Appellations⸗Gericht einzufenden und bemfelben feine Gründe für ein 
außerordentliches Verfahren anzuzeigen. 

$. 47. An allen drei $. AA bemerften Fällen bleibt denen, bie fi durch das 
in judicio a quo eingeleitete Verfahren verlegt halten, Die Querel bei bem Ober- 
Appellations-Gerichte frei. Appellationes ad causam finden überhaupt nicht Statt. 

$. 48. Edirung ber Acten. Die Juſtiz-Canzleien, jo wie alle Gerichte, 
von denen nur an Das Ober-Appellationg-Gericht appellirt werden kann, follen ſtatt 
ber fonitigen Compuljorialien eine für allemal angewiefen fein, auf jeden Hall binnen 
vier Wochen nad interponirter, Appellation, bie Arten voriger Inſtanz dem Ober— 
Appellationd - Gerichte orıginaliler einzufhiden, wofür ber Regiftratur Die Gebühr 
von 1 bis 20 Rthlr. RZwoör. nad) Ermäßigung des judieii a quo verbleibt. 

$. 49. Separation der Acten. Gollten die Arten mehrere Parteien an- 
geben, oder zugleich andere Puncte, fo nicht zur Appellation bingehören, betreffen, 
und Daher etwa zum meiteren Berfahren in der Sadıe, fo weit fie nicht durch bie 
Berufung fuspendiret if, ın jJudicio a quo ſchlechterdings unentbehrlid werben, 
auch eine Separation und alleinige Verſchickung ber hingehörigen Stücke ganz oder 
zum Theil nicht thunlich fein; fo hat daſſelbe in biefem Nothfalle, ſogleich bie Ab- 
fhrift ber zu ber Appellation gehörenden und nicht von ben. übrigen Arten trenıibaren 
Actenflüde zu veranftalten und folde Abichriften oder Auszüge rollationiret binnen 6 
Wochen dem judieio ad quod auf Koften des Appellanten zuzuftellen. 

$. 50. Wegfallende Förmlichkeiten. Appellations-Eibe, ſogenannte con= 
fitutionsmäßige Erklärungen, Termine ad cognoscendum gravamına, Legegelder, 
Dimiſſorial⸗-Abſchiede und alle andere Förmlichkeiten, ſollen bei Appellationen an das 
Dber-Appellations-Geriht gänzlih wegfallen und nichts der Art wieder in Gebrauch 
fommen. 

Auch follen bei dergleichen Appellationen die Gautions - Reillungen nicht anders 
als in den Fällen Etatt finden, melde ſich anf den $. 386 bes Landes = Dergleide ‘ 
begründen. 

$. 51. Querel. Die Querel gegen bas Verfahren der im $. 37 benannten 
Gerichte, findet ſowohl in Eivil- als Criminalfahen und zwar in jeglichen Theile bes 
Proceſſes Statt. Auch tritt dieſelbe gegen ſolche Rechtsbeſtimmungen der erwähnten 
Gerichte ein, bie von ihnen in Querelſachen aus ben Niedergerichten erlaffen worden, 
nur muß in biejeni Falle Die Sache der Summe und dem Gegenftande nach appellabel 
fein. In Querelen gegen bas eigene Verfahren der vorermähnten Gerichte bedarf es 
ber Appellabilität der Sache nicht, weder nah Summe, noch nach Gegenitand. 

Bei Beichwerbeführungen gegen Berfügungen die von Amtéwegen oder auf ein- 
feitigen Antrag erlafien worden, namentlich wider die ex officıo gejhehene Berwer- 
fung einer Klage, ift zuvor Gegenvorftellung bei dem judicio a quo zu maden, 
ba denn bas hierauf Erlaſſene Gegenfland der Beichwerbeführung wird. Jedoch 
findet Dies nit Statt, wenn in voriger Inſtanz eine Appellation von einem Nieder» 
Gerichte ohne Gehör bes Appellaten abgefchlagen worden, und ift in biefem alle 
überhaupt nicht Querel, fondern Appellation anwendlich. Wird fodaun reformiret, jo 
bleibt die Sache zum Zwecke der Entſcheidung in materialibus bei dem Ober- 
Appellationd- Gerichte, — es ſei benn, daß bie Appellation bloß wegen Mangels in 
ben Formalien verworfen worben. 

$. 52. Querei-Anzeige und Verfahren des vorigen Richters. Die 
Duerel wird auf biejelbe Weije wie die Appellation, und zwar gleichfalls binnen 
einer Nothfrift von zwanzig Tagen, interponirt, das Verfahren bes vorigen Richters 
jedoch dadurch nicht gehemmt, vielmehr von bemfelben weiter bis auf eingehende In- 
hibitoriales procebirt, fo weit er nicht Ratt befien ben es, nah Provikonal- 
Berfügung zu treffen angemeffener findet. 

$. 53. Promvtorialen. Wenn in Sachen, die bei ben im $. 37 benannten 
Gerichten anhängig find, bie rechtliche Berfügung oder Entiheibung gänzlich augbleibt, 
w iſt Das Ober» Appelletione- Gericht auf Lesfallfige Anträge zur Erlaſſung von 





Gerichtsordnungen. Oberappellationggericht. 235 


Promoterialen competent. Inſoferne Das Dber»-Appellationg- Gericht eine Sache zur 
Avocation geeignet findet, bleibt es ihm überlaſſen, Diefelbe einem anderen, wo möglich 
eoorkinirten, Gerichte zu übertragen. i 


Tit. III. Vom Verfahren beim Ober-Appellationg=-Gerichte hiefelbft. 


$. 54. Form der Ausfertigungen. Die Erfenntniife und Beſcheide bes 
Ober -Appelletiond» Gerichts ergeben in Sachen aus ben Medlenburg » Schwerinfihen 
Landen, im Namen bes Großherzogs von Medienturg- Schwerin, Königlichen Hoheit, 
in Saden aus dem Diedienburg- Streligfchen, im Namen bes Großherzogs von 
Medtendburg- Strelig, Königlichen Hoheit; Ausfertigungen aber, in gemeinfcaftlichen 
Angelegenheiten, ober bei denen es zweifelhaft ift, wohin fie gehören, im Namen bes 
Großherzoglich Mecklenburgſchen gemeinſchaftlichen Ober-Appellations-Gerichte. 

6. 55. Vorträge der Parteien. In der Regel geſchehen alle Vorträge 
ber Parteien ſchriftlich. Ueber bie dabei zu beobachtende Form ſoll die für Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin vorhandene Landesherrliche Conſtitution vom 2, Februar 1792 nor— 
miren. Wer Vorträge beim Ober-Appellations⸗Gerichte übergiebt, bedarf dazu ber 
Beſtellung eines Procurators, wer hingegen beim Ober-Appellations⸗Gerichte in eon- 
tumaciam gegen fi Ben läßt, Tann zur Beftellung eines Procurators nicht 
angehalten werben, 

8. 56. Norm des Verfahrens. In Anfehung bes procefjualifchen Ganges 
ber Saden beim Ober-Appellationg-©erichte felbft gelten Die, beiden Landes-Antheilen 
gemeinſchaftlichen Proceß-Geſetze, ſo weit nicht aus den nachfolgenden ausdrücklichen 
Vorſchriften eine Ausnahme von denſelben hervorgeht. 

Dem Ober-Appellations-Gerichte ſteht nicht zu, mittelſt gemeiner Beſcheide irgends 
neue Vorſchriſten zu erlaſſen. Bemerkt daſſelbe jedoch, daß mehrere Parteien, Sach⸗ 
und Anwälde ſich wiederholt dieſelben Abweichungen von der Ordnung oder von 
fonftigen, bie Proceßform angehenden Landes— Geſetzen, zu Schulden kommen laſſen; 
ſo darf daſſelbe die genaue Beobachtung derſelben in den betreffenden Puncten mittelſt 
Umlaufes, und den Umſtänden nach öffentlicher Erinnerung im Allgemeinen einſchärfen, 
mithin die Parteien, Sad» und Anwälte auf Die einſchlagenden Stellen der Ordnung 
und Geſetze mit Ernft binweifen. 

Die Anberahmung etwaniger Vergleichs - Termine in den dazu geeigneten Fällen 
bleibt zum Ermeflen des Ober⸗-Appellations-Gerichts verftellet. 


$. 57. Ferien. Das Ober» Appellationdg= Gericht ift in ununterbrochener 
nn Thätigkeit, mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage und ber ſonſtigen 
Serien. Dieje finden Statt: 

1) vom 18. December bis zum 8. Januar, 

2) während ber Faſtnachts-Woche, 

3) vom Sonntage vor dem Ofterfefte big zum Sonnabend nach demſelben, 

4) vom Sonntage vor Dem Pfingitfefte bis zum Sonnabend nad demfelben, 

5) vom 25. Juli bie zum 24. Auguft, die einzeln benannten Zuge mit ein« 
gerechnet. 

858. Richterliche Aufgaben. Ungehorjam dagegen. Wle richterliche 
Aufgaben des Ober⸗Appellations⸗Gerichts müſſen mit der Androhung eines, aus dem 
proceſſualiſchen Stande der Sache hervorgehenden, praejudicii pro omni verbun«- 
ben fein und werben auf Anruf nicht erneuert, vielmehr wirb das praejudicium 
auf Anruf fofort purifieirt. Einer Bitte um Friſt Tann nur dann beferirk werben, 
wenn fie mit genügenden Gründen verfehen und folce ‚zugleich. befcheiniget worden. 
Anderweitige Gejchäfte des Sachwaldes find hiebei nur in dem Halle genügend, wenn 
zugleich dargelegt wird, Daß ein hinderndes Zuſammentreffen ſich nicht babe ändern, 
auch nicht zeitig genug vorherſehen laffen, um Durch Uebertragung der Sache an reinen 
andern Sachwald bie Berzögerung zu vermeiben. 

Ueber bie Koften der Berfügungen in coniymaciam fowohl, als ber rechtlich 
ſtatihaften Friſtertheilungen, wird im Laufe bes Proceſſes nicht —— ſondern mit 
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den Koſten der Hauptſache zugleich erkannt. Die Verfügungen in conlamaciaın 
nd übrigens erft von dem Augenblid als eintretend anzufehen, ba fie publiciret ober 
infinuiret worden. 

$. 59. Sriften Die Drbnungs- - FSrift beim Ober⸗ -Uppellations - Gerichte bat 
den Umfang von Neun Wochen; in den Sachen aber, worinn nach gefeglicher Bor- 
fchrift extra ordinem procediret wird, beſchränkt dag Gericht, nad Ermeſſen ber 
‚Umftände; ben Umfang berjelben auf fürzere Zeit. Friſten von und unter acht 
Tagen laufen, aud ohne daß es austrüdlich dabei bemerkt worden, in den Serien. 
Wenn bei Fatalien der Zeitpunct des Anfangs nicht. genau conflirt, fo werben fie 
vom Mittag an gerechnet. | 

$. 60. Entjherdungs-Gründe. Einer jeden. Entſcheidung in. Urteln und 
Decreten des Ober-Appellationg-Gerichts, müſſen Die mwejentlichen Gründe berfelben bin- 
zugefügt werben, auch den Bemeisinterlocuten. Es bleibt übrigens dem Gerichte 
überlaffen, fie der Entſcheidung felbft zu inferiren oder derſelben anzuhängen. 

$. 61. Remiffion der Sache. Das Ober- Appellationg= Gericht hat nad 
eingetretener Rechtskraft feiner Erfenntnife, die Sache an ben vorigen Richter zu re- 
mittiren. Nur wenn es aus befonderen Gründen gegen die Remijfion Bedenken findet, 
fol es demfelben frei ftehen, Die Sache zu behalten, und Dabei allenfalls das nöthige 
Berfahren dem jJudieio a quo ober einem andern Gerichte, oder einer fonft Dazu 
geeigneten Perjon zu committiren. 

$. 62. Militairifhe Hülfe Die Militair-Behörben follen angemwiefen 
werden, den Befehlen des Dber= Appellationg- Gerichts zur Dergebung der nöthigen 
Militair- Gewalt unbedingt Folge zu leiften. Jedoch bat das Gericht in Fällen da 
ein ftärferes Commando als von 24 Mann nöthig wird, fi ber unmittelbaren Ver— 
fügung zu enthalten, und ftatt deffen an ben Lanbesherrn Vortrag zu machen. 
Vebrigens muß das Militair allemal aus demjenigen Lante genommen, und even- 
tualiter bei deſſen Landesherrn deshalb angetragen werben, wo es bie von ihm ver⸗ 
langte Hülfe Teiften fol. 

$. 63. Gerihts-Gebühren. Die Gerichts- Gebühren find benen ber 
ann: Schwerinſchen Juſtiz⸗Canzleien gleichgeftelt. 

. 64. Introduction der Appellation. Wenn an das Ober-⸗Appellatione⸗ 

Gerißt appelirt wird, fo muß ber Appellant Die Berufung, mit Beilegung des 
Appellationg - Documents, innerhnib des termini fatalis von neun Woden a die 
interpositae appellationis ohne Rückſicht auf Ferien einführen und zugleich bie 
gravamina juftificirtn. Ä 

$. 65. Defertion beffelben. Diefes fatale iſt qua introductionem 
unprorogabel, und die Verſäumung beffelben macht die Appellation allemal Lefert. 

$. 66. Frif zur AJufification Wenn aber bei der richtig gefchehenen 
introduction zugleich währe rechtserhebliche Behinterungs- Gründe, warum die Aus— 
führung der Beſchwerden fofort nicht babe gejchehen, können, dem Dber-Appellations- 
Gerichte vorgelegt und bejcheiniget werden, fo kann nod eine Dilation von drei 
Wochen zugeftanden werden. Nach deren wiederum vergeblichen Ablauf aber foll der 
Appellant mit der mweitern Deduction präcludirt und, fo wie allemal, wenn feine 
Juſtification erfolget, fofort über bie Erheblichfeit und ben Rechts⸗Grund der Appella- 
tion aus den bloßen Acten ber eriten Inſtanz geurtheilet werden. 

$. 67. Reftitution gegen den Ablauf der Satalien. So wenig pur- 
galio morae gegen Ablauf der Fatalien ohne Unterfehieb, und gegen die barauf er⸗ 
folgte Präclufion anzunehmen oder darauf zu hören ift, eben fo menig follen resti- 
‚tuliones in integrum extraordinariae ohne befonders erhebliche, allemal gehörig 
zu beſcheinigende —* darnach zu unterſuchende rechtliche causales ertheilet werden. 
Das eigene Verſchulden der Partei ſoll eine jede Reſtitution dieſer Art ausſchließen. 
Findet ſich aber daß Die Verſäumung durch Verſchulden des Sachwaldes oder Pro- 
curators entſtanden, ſo ſoll, den Umſtänden nach, zwar die Reſtitution ertheilet, der⸗ 
ſelbe aber nicht nur zum Erſatz aller daburch verurſachten Koſten angehalten, ſondern 
auch das erſte Mal mit einer Grld-Bufe son 10 bis SO. Rthlri, nad) der Wichtig- 
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keit des Gegenſtandes unb ber Verſchulbung, bas zweite Mal mit Suöpenfion auf 
3 bis 6 Monate beftrafet, im britten Wieberholungsfalle aber für flets von der Ad⸗ 
vocatur oder Procuratur entfernt, ſolches auch öffentlih befannt gemacht werben. 

6. 68. Verhaudlung bis zur Urtel, Das Ober - Appellationg » Gericht 
bat die Sache zu prüfen, ſobald ſie dazu gereift ift, ohne eine Präoccupations⸗Schrift 
vom Appellaten anzunehmen. Findet es die Appellation ganz verwerflich, ſo hat es 
die Acten mit dem Bermwerfungs-Derret zurück zu ſchicken, zugleich aber nach richter⸗ 
lichen Ermeſſen den Sachwald bes Appellanten in poenam temerarii litigii von 
5 bis 830 Rthlr. zu verurtheilen. Im entgegengeſetzten Falle iſt auf ben eingegan- 
genen Juſtificator⸗Libell ein mandatum de excipiendo und, nah Eingang ber 
Exeeptionalen, der Regel nach, unter Erlaſſung der Rotulationsladung, ber Actenſchluß 
zu erkennen; falls aber die Sache weiterer Erörterung bedürfte, vor dem Actenſchluß 
annoch die Replik und demnächſt bie Duplik zu erfordern, mit ber letztern Auflage 
aber zugleich bie Anſetzung eines Rotulations- Termins zu verbinden. Demnächſt 
werben bie Ladungen zur Anhörung der Urtel erlaflen, 

$. 69. Communie appellationis und Adhäſion. Die communio 
remedii appellatsonis bleibt beim Dber-Appellations-Gerichte, fo weit ſie Rechtens 
if, Die Adhäſion Hingegen fol nicht Statt haben. Werden aber von- beiden Theilen 
Appellationen über gemeinfchaftlihe Beichwerden angebradht, fo müſſen folde zu 
gleicher Zeit zur Urtel gelangen. 

$. 70. Recht des neuen Borbringens. So viel das Recht des neuen 
Borbringens in der Appellationg - Inftanz anlangt, fo ſteht es dem Appellanten, und 
nah Maaßgabe deffen auch dem Appellaten, frei, Geſetze und Rechtsſätze in Bezug zu 
nehmen, bie bisher nicht angeführt worden, ferner auch aus Den bisher vorgetragenen 
fartifchen Angaben Rechtsverhältniſſe herzuleiten, Die bisher nicht geregt worden. Aber 
ber "Bezug auf neue factifche Umſtände findet, in fo weit er eine muutalionem 
Jibelli enthält, überhaupt nit Statt. Außerdem .aber findet er nicht anders Statt 
und ſoll eventualiter nicht anders in judicando berüdjichtigt werben, als wenn 
ber Anführende glaubhaft beſcheinigt, oder nad gerichtichem Ermeſſen körperlich 
ſchwört: bag er die neuen facta während der Verhandlung in ber vorigen Inſtanz 
noch nicht gefannt, oder fie nicht in ber Abſicht, ben Prozeß zu verlängern, zurüd- 
gehalten: babe, Dahingegen flieht es den Parteien frei, für ihre bisherigen Behaup⸗ 
tungen neue Beweismittel. beizubringen, vorausgeieht, daß der Beweis. nicht bereite 
befert iſt. f 

$. 71. Berfahren in fummarifhen Sachen. In benjenigen Fällen, in 
weichen nad Borfchrift ber Rechte und Landes» Grfehe ſummariſch und extra ordı- 
nem procebiret werden muß, hat bas Ober-Appellationg- Gericht auf Antrag bes 
Appellaten den Umftänben nad die Frift zur Introduction und Juſtification, fo wie 
die Friſten zur fonfligen Verhandlung, fo weit nöthig, abzufürzen, aud Die zur Ab⸗ 
wendung ber Gefahr oder Sicherung des Rechtes erforderlichen Berfügungen zu 
treffen und bie Sache zur Entjcheidung auf Fürzerem Wege einzuleiten, ohne daß hie- 
bei Rotulation oder Verſchickung der Arten zugelaffen werben darf, wobei im Ein- 
gange der Entſcheidung die befundene Richtigkeit der Acten zu bemerken ift. 

$. 72. In Rüdfidt.auf den Suspenfiv-Effect. Jedoch hat bas 
Dber -Appellations-Geriht, wenn es die Appellation zur Berfagung des Suspenfiv- 
Effects geeignet findet, ‚den Beſcheid hierüber möglichſt mit der Cognition über bie 
Erheblichfeit der Beſchwerden zu verbinden, oder infofeen biefes nicht ausführbar 
wäre, bie ben Umſtänden angemeſſene provijoriiche Verfügung zu treffen und, fo viel 
thunlich, die Sache dahin einzuleiten, daß ein Appellations -Berfahren mit Verfagung 
Des Suspenfiv-Efferts vermieden werbe. 

$. 73. Fortſetzung. Wäre aber dennoch ein foldhes befonberes Verfahren 
über die Vollftredung ber sententia a qua unvermeiblich, ſo hat das Ober⸗Appella⸗ 
tions» Gericht entweder baffelbe felbft zu leiten, und babei die 88. 385 und 386 bes 
Landes» Vergleichs zu berückſichtigen ober . Die chen , zur einfiweiligen weiteren 
Ausführung an den Unterrichter zurückzuſchicken, ſolche aber, wenn die Hauptſache in 
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appellatorio entſcheidungsreif geworden iſt, oder auch, wenn es nöthig wird, noch 
früher wieder einzufordern. 

F. 74. Verfahren in Querel-Saden. Die Querel muß beim Ober⸗ 
Appellations⸗Gerichte binnen drei Wochen, vom Tage der Interpoſition an, eingeführt 
und gerechtfertigt werben. In Anſehung ber Einführung, bet welder Gravamına 
specifice anzugeben find, ift dieſe Friſt ein Fatale. 

Sn Anfehung ber Rechtfertigung erfolgt, wenn fie ausgeblieben if, nur bie 
Strafe der Präcluften. 

Falls Die Sache zur Annahme ber Querel nad beren genauer Prüfung nicht 
bloß in Unfehung der Kormalien, fondern auch der Materialien, geeignet befunden, 
wirb die Einfendung ber Aeten mittelft Berichts aufgegeben, welcher jedoch nur dann, 
wenn es erfordert wird, auf die Sade felbft zu richten iſt. Inhibition wird hiebei 
nicht anders, als in dem Falle hinzugefügt, wenn die Angaben des Querulanten über 
das Verfahren des vorigen Richters durch Beibringung ber Manual-Acten- Gtüde 
genügend bejcheiniget worben. 

$. 75. Entſcheidung in demfelben. Wenn die Arten bes vorigen Richters 
mit der Querel vorliegen, wird nom Ober⸗Appellations⸗Gericht fofort mittelft Decrets, 
beftätigend oder abändernd erfannt, woneben bie Acten an ben vorigen Richter res 
mittirt werden. Sollte bag Dber-Appellationd - Gerichte Das Gehör des. Gegenthells 
nothwendig halten, jo mirb ſolches mit kurzer Friſt erfordert, und erfolgt ſodann die 
Entſcheidung gleichfalls durch ein Decret. Dabei wird: der Sachwald bes Querulanten 
im Fall ſich ergebender Temerität nach Ermeſſen der Umſtände, wie bei ———— 
der Appellation geſtraft. 

Ss. 76. Rechtsmittel. Bei dem Ober-Appellatione- Gerichte finden als or⸗ 
dentliche Rechtsmittel in Civil⸗Sachen allein das remedium restitutionis in inte- 

ram ordinariuın, und in Strafſachen das remedinm supplicationis Statt, 
infoferne nämlich nicht durch das vorlivgenbe Erkenntniß bereits tres corformes 
entftanden find, ober daſſelbe nicht in einer Sache erfolgt ift, in welcher von einem 
Magiftrats- Gerichte in appellatorio geſprochen worden, als in melden beiben Fällen 
fein ordentliches Rechtsmittel weiter Statt findet. 

$. 77. 1) Segen Erfenntniffe a. In Appellations⸗Sachen. Wo 
keiner dieſer beiden Faͤlle vorhanden iſt, findet der Gebrauch bes remedii restita- 
tionis in integrum ordinarli oder supplieationis Statt, und zwar mit fol- 
genden Beſtimmungen: 

1) Sn Sachen, welche bei den obgedachten Magiſtrats⸗ oder ſonſtigen Nieder⸗Ge— 
richten in erſter Inſtanz verhandelt ſind, iſt nur eine Reſtitutions⸗ oder Suppli⸗ 
cations⸗Inſtanz zuläffig, dergeſtallt, daß mit dem in dieſer Inſtanz ergehenden 
Erkenntniß die Sache beendiget iſt, es mag eonfhirmatorie ober reforma- 
torie ausfallen, e8 mag eine Partei, ober es mögen beide zugleich ſich gegen 
den in appellatorio. bei dem Ober-Appellations-Gerichte ergangenen erg 
des Anfetungs- Mittels bedient haben. 

2) In Sachen hingegen, in welchen bei den Juſtiz⸗Canzleien oder bei den übrigen 
im 6. 37 benannten Gerichten in erfter Inftanz geſprochen ift, kann zwar: 

a. wenn beide Parteien ſich wider bas in appellatorio bei dem Dber-Appella- 
tions⸗Gerichte erfolgte Erkenntniß Des einen ober bes: andern der obgebachten 
beiden Rechtsmittel zugleich bedienen, feine Partei weiter denjenigen Spruch 
mittelft ordentlichen Anfechtungsmittels angreifen, ber auf dad von ihm rin- 
gewandte remedium restitutionis in integrum ober supplicationis 
ergeht; wohl aber Tann die Partei fi ber genannten Ampugnativ“ Mittel 
gegen das vom Gegner ermirkte Neformator- Erfenntmiß annoch bedienen, 
und fo die Reſtitutions⸗ oder Supplications-Jnftanz zum zweiten aber a 
ſchlechthin zum legten Male eintreten. 

Hätte ſich endlich 

b. nur eine Partei gedachten Rechtsmittels bedient, fo iſt auch — die Reſti⸗ 

tutiono⸗ oder Supplications⸗ Inſtanz dahin zum zweiten Mal zuläſſig, daß 
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num auch die andere Partei bas eine ober das anbere erwähnte Impugnativ- 
Mittel, wider das zulegt erfolgte Neformator - Erfenntnig in Anmendung 
bringen kann, ‚bamit aber bie Sace gleichfalls ohne alle weitere Zulaſſung 
ordentlicher Anfechtungs⸗Mittel beenbigt if. 


s. 78. b. Sn Querel-Saden. So viel bie Erfenntniffe des Dber-Appel- 
lations⸗Gerichto in Sachen, melde per modum querelae an daſſelbe gelangt find, 
betrifft, fo findet gegen folche überall Fein orbentlihes Rechtsmittel Statt, vielmehr 
behält es Dabei, Infofern fie confirmatorie Inuten, ſchlechthin fein Bewenden, infofern 
fie aber das vom judice a quo Erlaffene reformiren, iſt bagegen lediglich eine 
Repräjentation zuläſſig. 

$. 79.2) Gegen das eigene gerichtliche Verfahren bes Ober— 
Appellations⸗Gerichts. -Gfeichergeftallt if in dem Falle, da fi Jemand durch 
Das rigene Befahren bes Ober - Appellations - Gerichts und deſſen Direction des Pro» 
ceſſes gravirt erachtet, ebenfalld nur eine NRepräfentation ftatthaft, und verbleibt es 
bei demjenigen, was bierauf, fei es nad vorpergegangenem Gehör bes Gegners oder 
ohne Dafjelbe, erlaffen worden. 


$. 80. Suspenſiv-Effect. Anlangendb den Suspenfiv-Effect ber nad 
8. 77 zuläffigeg Rechtsmittel, fo normiren Dabei, in fo weit darüber nicht bereits er- 
kannt worden, gleichfalls bie Vorfähriften ber 88. 384, 385 und 386 in ber Art, 
wie fie in den 6$. Al und A2 biefer Ober -Appellationg ⸗Gerichts⸗ Ordnung näher 
beftimmt find, nad) welchen das Dber-Appellationg - Gericht in ben dazu geeigneten 
Hallen Das Nöthige ſowohl in der Sache, als ratione eines angemeffenen provisorii, 
zu verorbnen bat. Die nad ben SS. 73 und 79 zuläffigen Repräfentationen haben 
Dagegen niemals einen Suspenfiv-Effect, 

$. 81. Fatalia und Berfahren. Vorgedachte ordentliche Rechtomittel, ſo 
wie die Repräſentation nach dem $. 78 find binnen. einer Nothfriſt von zwanzig 
Lagen bei dem Ober-Nppellations-Gerichte in eben der Art, wie $. 40 biefer Ober- 
Appellationg - Gerichts» Ordnung vorgefchrieben worben, zu interponiren, im übrigen 
aber binnen 42 Tagen zu juftificiren. Friſten zur Einbringung der Juſtification find 
nich anders zuzulaflen, als wenn erbeblide Behinderuugs⸗Gründe befcdeiniget worden. 
Wie viel Sätze in der Reftitutiong- oder Supplicationg- nitanz einer jeden Partei 
zu geftatten, hängt zwar von dem Ermefjen des Ober-Appellations-Gerichte ab, doch 
aber wird in der Regel von jeder Partei nur eine Schrift zugelaffen. In Anfehung 
ber Prorogabilität ber Fatalien, fo tere in Anfehung bes Rechts des neuen Borbrin- 
gend, der weiteren Beweisführung, und wegen ber Adhäſion findet baffelbe Statt, was 
bereitö von ber Appellation feftgejeßet worden; aud tritt bie communio remediı 
bei dem Rechtsmittel der Reſtitution ein. 


$. 82. Erledigung biefer Rechtsmittel und Actenverfendung. Ihre 
Erfebigung finden fie theild durch die Verſendung der Acten an eine in- oder auss 
ländiſche Facultät, bis hiefür ein anderer zwedmäßiger modus eingeführt worden, 
und theils durch Beſtellung eines andern Re⸗ und Correferenten, wenn in der Sadıe 
son bem- Ober - Appellationg » Gerichte felbft gefprocdhen wird. Die Verſendung findet 
nämlich allein in, dem Falle Statt, in welchem bas remedium restitutionis in 
ınlegrum ordinariom und sopplicationts überhaupt nur ein Mal zuläffig iſt, 
und zwar in der Art, daß ed bei bem erftlen, von dem Ober-Appellationg-Gerichte zu 
erwartenden Erfenntnifie von bem Appellanten abhängt, ob er bie Berfihidung ber 
Arten an eine nicht eripirte Facultät begehren wolle ober nicht, ‚infoferne bie Eife 
der Sache foldyes überhaupt nicht verhindert, als worüber die Eognition bem Ober⸗ 
Appellationg-Gerichte verbleibt. IR auf Antrag des Appellanten die Verfähidung der 
Acten zu dem erften Erkenntniſſe zugelaffen, fo wirb in ber eventualiter zu eröff- 
nenden Reſtitutions⸗Inſtanz von dem Ober- Appellationd= Gerichte ſelbſt geſprochen, 
und findet fein meiterer Antrag auf Verſchickung ber Arten Statt. Hätte daſſelbe 
jedoch das erſie Erkenntniß felbft abgefaßt, fo geſchleht in restitutorio bie Einholung» 
Des letzten Erkenntniſſes durch Verſondung ber Acten, falls folche begehret wird. 
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Für die Fälle aber, in welchen nach dem Obigen jebe Partei ſich einmal bes 
remedii restitutionis in integrum ordinarii und. der Supplication bedienen 
fann,”ift das erfte Erfenntnig jeder Zeit von dem .Ober- Appellationd = Gerichte felbft 
abzufafien, und dagegen Fein Antrag auf Derfhidung ber Arten zuzulaſſen, welchem 
Antrage vielmehr allein bei dem erften verſuchten remedio restitulionis in inte- 

rum ordinario unb der Supplication zu beferiren iſt. Das ſodann im Falle ber 
Dreformation ber andern Partei zufländige remedium restitutionis in inlegrum 
ordinarium und die Supplication Fann..aber jeder» Zeit nur burd eigenen Spruch 
bes Ober-Appellatione-Gerichts mittelft Beftellung eines andern Re⸗ und Correferenten 
erlediget werben, und findet hiebei Fein Antrag auf Acten⸗ Verſendung Statt. 


So viel endlich die Fälle betrifft, in welchen gegen das Erkenntniß des Ober⸗ 
Appellations= Gerichts Fein weiteres Rechtsmittel Statt findet, iſt zur - Einholung 
deſſelben der Antrag auf Verſchickung der Acten unzuläſſig. Wenn mehr als drei 
Mitglieder des Gerichts an der Abfaſſung eines Erkenntniſſes Theil zu nehmen redht- 
lich behindert ſind, fol die Verſchickung der Acten, eier fie nicht ausdrücklich ver- 
beten wird, ex officio eintreten. 


$. 83. Berfhidungss-Decrete. Wenn. die Berfenbung der Acten ex 
ofhicıp eintritt, wird in den Ladungen zum Rotulations-Termin Die Beibringung der 
Verſchickungs⸗Koſten bei Strafe ber Erecution aufgegeben, und babei bie Beibringung 
ber Einreden gegen brei bisher. nicht ercipirte Bacultäten bei Strafe ber Prärlufion 
frei gelaffen. In den Fällen, da Berfendung auf Bitte eintreten. darf, if biefe Bitte 
im Rotulationg-Termin anzubringen, nachher aber nicht weiter zuläſſig, und erfolgen 
fobann auf dieß Protocol die Verſchickungs-Decrete. Das Schreiben an bie Sprude 
Sarultät wird nah Rückkehr der Urtel ein Stüd der gerichtlichen Acten. 

Bei Verſchickungen ex ofhicio follen die Koften berfelben in dem Erfenntniffe 
nie Son dem Urtheile wegen ber übrigen Proceß-Koſten getrennt, ſondern glei den— 
felden einem Theile auferlegt oder compenfirt werden, und wird fobann eine Gopei 
biefer Beſtimmung den Acten beigelegt. 


Fit. IV. Bon der Landesherrlihen Ober-Auffiht über das 
Ober-Appellations- Gericht. 


5. 84. Im Allgemeinen. Die obere Aufficht über bie Rechtspflege im 
Lande, mithin aud über. das Ober-Appellationg-Gericht, bleibt den Landesherren vor- 
behalten. Sie erfordern daher zu jeder Zeit die Berichte, welche fie zur erwähnten 
Ausübung nöthig erachten, aud) von dem Dber-Appellations-Gerichte, und zwar ge- 
fchieht Diefes in Bezug auf einzelne Sachen von demjenigen Landesherrn, aus deſſen 
Lande die Sache an das Ober-Nppellations- Gericht gelangt if. 


G. 85. Verzögerte oder verfagte Rechtspflege. Sollte dennoch einer 
Partei, wider alles Erwarten, Anlaß gegeben werben, über Verzögerung der. Rechts— 
pflege, ober fogar über Verſagung berfelben abfeiten des Ober-Appellationg> Gerichts 
zu Hagen, fo ift — nachdem ‚jedoch vorher bei dem Gerichte ſelbſt um Beförderung 
ber Sache angehalten worden — bergleichen Beſchwerde bei demjenigen Landesherrn 
anzubringen, in deſſen Namen das Ober-Appellations⸗Gericht die Sache zu behandeln 
hat. Die nöthigen Verfügungen zur Abhelfung des ſich ergebenden Mangels in Be— 
förderung ber Rechtspflege werben zwar ſodann an das Ober-Appellations-Gericht 
mit allem Ernft ergeben, ungegründet befundene Befchuldigungen ber Art aber auch 
mit aller Strenge wider. denjenigen angefchen werden, ber fih ohne Grund befchmert. 

Auch it, um bei den Landesherren überflüffige Anträge biefer Art zu verhüten, 
jedesmal noch vor Anbringung derfelben. der Präfident bes Ober-Appellationg- Gerichte 
davon, Daß rin Gejuh um Beförderung bei dem Gerichte ohne Erfolg übergeben 
worden fei, mittelſt verſchloſſenen Memorials beſonders in Kenntniß zu jegen. 

5. 86. Sonſtige Beſchwerden. Werben ſonſt gegen das Ober⸗Appella⸗ 
tions⸗Oericht ober deſſen Verfahren Beſchwerden, welche die Anwendung des Landes⸗ 
herrlichen Ober⸗Aufſichtsrechto erheiſchen könnten, bei einem ber Landesherren ange» 
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bracht, beſonders etwa auch über Verſagung ber Acten-Verſchickung; jo wird auch 
hierin Denen, die ſich mit Fug beſchweren können, Die angemeſſene Abhülfe durch Lan— 
desherrliches Einſehen nicht entſtehen; ſo wie dagegen verſpürter Leichtſinn und Muth⸗ 
wille auf Seiten der Beſchwerdeführenden nicht ohne Beahndung gelaſſen werden. 

Vorher ſoll jeboch, im Fall ſolcher bei den Landesherren angebrachten Beſchwer⸗ 
ben, das Ober⸗Appellations⸗Gericht allemal mit. feinen Gründen gehört und bem- 
nächſt allererft die weitere Entfchließung gefaßt werden Würde auch das OÖber- 
Apprllationg-Gericht bei dieſer Behandlung dabei beharren, Daß es feinen beihmornen 
Amtspflichten und feiner gewiſſenhaften Veberzeugung nad, ein anderes Berfahren 
oder die Acten-Verſchickung nicht eintreten laſſen könne, ohne die Rechte der Grgen- 
partei zu verletzen; jo bleibt es ſodann, fo weit es bie Sache angeht, bei bem vom 
Dber-Appellationg- Gerichte früher Verfügten. Auch findet da, mo in ber Ober- 
Appellations-Gerichte-Ordnung felbft die Frage von ber Urten-Berfendung bem Er=. 
meſſen des Gerichts überlaffen worden ift, . eine Beſchwerdeführung über biefe Verſa⸗ 
gung berfelben mit Erfolg nicht Gtatt. | 

In allen dergleichen Fällen wird es jedoch nad Befinden zur ‚nähern Ermägung 
ber unten gedachten Viſitations⸗Commiſſion verftellt werden, ob etwa für bie bie Zu- 
funft allgemeine Verfügungen zu treffen find, wodurch ähnliche Bejchwerbeführungen 
vorgebeugt werben künnten. | 

$. 87. Urtheil in ber Sache. Ueberhaupt erflären beide Lanbesherren, 
bag Sie niemals ein Erfenntnig oder eine fonflige richterlihe Verfügung bes Ober⸗ 
Appellationg-Gerihts in Partei-Saden aufheben oder abändern, noch ber Vollſtreckung 
bes einen oder ber anbern binderlich fein, vielmehr bie Frage, wie in ben bei bem 
Ober- Appellations= Gerichte angebrachten Sachen zu erfennen oder zu verfahren fei, 
ber gewifienhaften Beurtbeilung bes Gerichts ſelbſt überlaffen wollen. Auch wirb in 
vergleichen Parteifadhen bie Einforderung der im $. 84 gedachten Berichte auf Feine 
Weiſe mit Befehlen zum Einhalten mit weiterem DBerfahren verbunden fein; unb 
wären fie es, jo wirb bas Ober» Appellationg - Öericht hiedurch ein- für allemal er- 
mädtigt, auf abgeflatteten Bericht dennoch. weiter zu verfahren. Auch verfehen beide 
Landesherrn Sich zu Ihrem Ober-Uppellationg» Gerichte im Voraus, Daß der Fall 
einer manıfesta nullitas bei demſelben nicht zu fpüren fein werbe, unb noch meni- 
ger auch dann anno vorhanden fein könne, wenn auf Erforbern bes Berichts die 
Neußerung bes Ober-Appellations-Gerihts in der im $. 86 gedachten Maaße abge- 
geben ift. In welcher Borausfegung denn auch der im $. 397 des Landesgrund- 
gefeglichen Erbvergleihs genommene Bezug auf ben Fall einer manifesta nullitas 
in Hinſicht auf das Ober-Appellations-Geriht ohne Anwenbung bleibt. 

Sollten aber dennoch wider alles Erwarten fih Zweifel gegen das Zutreffen 
ber oberwähnten Vorausſetzung in einem alle ergeben, fo wird die Sache entweder 
zur Erwägung ber unten gedachten ordentlichen ober außerorbentlichen Vifitation ver- 
ftellt, oder es bleibt auch ben Landesherren überlafien, falls Sie Die Sade bazu 
geeigneter finden, bie Frage: ob manifesta mullitas vorhanden fei, durch eine 
außerordentliche, nach Maaßgabe bes $. 89 zu beftellende Behörde erledigen zu laffen. 

$. 88. Fortfegung. Sollten fih indeß Hille ereignen, wo abfeiten des 
einen ober des andern der beiden Landesherren dafür gehalten würde, Daß eine Sade 
zur Entſcheidung an das DOber-Appellations-Gericht gebracht oder gelangt fei, bei ber 
es anf ſolche Gerechtfame Des Landesherrn ankomme, welche bie Landes - Berfaffung 
und das dahin gehörige, oder überhaupt bie Ausübung ber Landesherrlihen Gewalt 
betreffen, und daß daher Die Sache nicht an das Ober» Appellationds Gericht gehöre, 
fo hat fih Diefes auf ein Mehreres als auf Abſtattung von Bericht und etwa nöthig 
befundene Borlegung von Gründen nicht einzulaffen, fondern, fals letztere unzureichend 
befunden würden, auf deshalb an baffelbe ergebende Landesherrliche Verfügung, fi 
der weiteren Befaffung mit einer ſolchen Sade zu enthalten und berjenigen Partei, 
welche ſich dadurch benachtheiliget halten möchte, bie Erlangung: weiterer Erledigung in 
verfaſſungsmäßigem Wege allein zu überlaffen. 
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$, 89. Spnudicats-Klage. .Dielte ſich Jemand in feiner, bei dem Ober⸗ 
Appellations⸗Gerichte anhängigen Sache dergeſtallt durch daſſelbe in feinen: Rechten 
gekränkt, Daß er verrieinte, bie Syndicats-Klage wider ein Mitglied deſſelben oder 
deren Mebrere anftellen zu können, und follte der dadurch erwachſene Nachtbeil- nicht 
auf Dem Wege der ordentlichen Rechtsmittel wider die Erkenntniſſe und Verordnungen 
des Ober-Appellations⸗-Gerichts, wie fie im Titel III. dieſer Ordnung angegeben 
ſind, gehoben werten können; ſo wollen beide Landesherren es geſtatten, daß bei 
Ihnen Antrag auf Beſtellung einer außerordentlichen richterlichen Behörde, bei der die 
obgedachte Klage anzubringen iſt, gemacht werde, und wird dieſe Behörde allemal 
aus Mitgliedern ſchon beſtehender Landes-Gerichte gewählt, auch in dieſer Eigenſchaft 
beſonders verpflichtet werden. Fände ſich aber, daß mit Anbringung einer ſolchen 
Klage ein Mißbrauch zum Unglimpf des Ober⸗Appellations⸗Gerichts oder deſſen Mit- 
glieder getrieben worden; fo ſoll der leichtfinnige Kläger allemal in eine Strafe von 
100 bis 1000 Rthlr. oder, falls er nicht Des Vermögens wäre, in eine angemefjene 
Gefängniß- oder Leibes⸗Strafe verurtheilt, auch dieſe Verurtheilung öffentlich bekannt 
gemacht werden. 

89. Viſitationen. Damit aber auch bei dem Ober⸗Appellations-Gerichte 
allem Einſchleichen von Mißbräuchen und Abweichungen von der Ordnung vorgebeugt, 
fo wie ben etwa eingetretenen Mängeln zeitig abgeholfen, auch defto forgfältiger un— 
terſucht werden fünne, ob von allen Mitgliedern des Gerichts und deſſen Angehörigen 
Die ihnen obliegenden Pflichten gehörig beobadytet worden, und ob, auch mas für 
Berbeiferungen für die Zufunft bei dieſem Gerichte und ber durch daſſelbe auszuüben- 
den höchſten Juſtizpflege zu treffen ſein mögen; ſo ſoll regelmäßig alle fünf Jahre 
eine Viſitation des genannten Gerichts gehalten merben. 
$. 91. Deren Confituirung. Zu einer folhen Bifitatton ‘werben von 
beiden Landesherren Commiffarien ernannt, daneben zu biefem wichtigen Gefchäfte 
gehörig qualificirte, Abgeorbnete der Stände zur Theimahme im gewöhnlichen Wege 
eingefordert und zugezogen, auch mit angemeſſener Inſtruction verſehen werden, in 
deren Anleitung die Viſitatoren demnächſt den Bericht über das von ihnen Befundene 
mit den abſeiten ihrer etwa zu machenden Vorſchlägen zur weitern Landesherrkichen 
Entſchließung abzuſtatten haben: Auch bleibt eg beiden Landesherren unbenommen, 
fich über einen gemeinfhaftlihen Commiffarius nad ihrem Ermeffen zu vereinigen. 

892. Berfahren. Nachdem eine ſolche Bifitations-Commiffion in Thäkig- 
feit getreten ift, hat Diefelbe Die zum Gerichte gehörigen Perfonen, fo mie bie bei 
bemfelben angeftellten Procuratoren, einzeln vor fih zu laden, und fie um alle, be- 
fonderg gegen die Ober-Appellations-Gerichts-Ortnung, etwa vorhandenen Mängel zu 
befragen; und find bie Befragten bei ihren geleifteten Eiden ſchaldig, dergleichen 
Mängel treulich zu eröffnen. 

8. 93. Fortſetzung. Die Viſitations⸗Commiſſion hat demnächf, nah Manf- 
gabe der obgedachten Inſtruction und ihres $. 90 angegebenen Zwecks, alles furg- 
fültig und mit Bernehmung der etwa dabei betheiligten Perfonen, zu unterſuchen, Das 
bei: auch Diejenigen Beihwerdeführungen wider das Ohr -Appellationd - Gericht und 
deſſen Verfahren befonders zu berüdfichtigen, weldhe etwa im Laufe der Zeit bei ben 
Zandesherren eingegangen und Inhalts des S. 86 zur fünftigen Erwägung ber Bifi- 
tations⸗Commiſſion, Behufs zu treffender. Berfügungen für die Zukunft verftellt wor- 
ben find; ohne daß dieß jedoch auf den Beſtand oder Unbeiland derjenigen Saden 
von Einfluß ift, weldhe zu dergleichen Beichwerbeführungen Anlaß gegeben haben. 

Daneben hat auch die Commiſſion alles dasjenige zu erwägen und ala vorbe- 
reitende Behörde. ihr Erachten barüber abzugeben, was nah den Vorſchlägen des 
Ober.» Üppellationg- Gerichts oder ſonſt zur Verbeſſerung ber Zuftig = Pflege, ‚und alfo 
auch Diefer Ober » Appellationd /Gerichts Drbnung felbft, bei derfelben in Anrege ge⸗ 
bracht wird. 
§. 94. Auße rordentliche Viſitation. Wirte ih auch ein fo außer- 
ordentlicher Gall ereignen, daß eihe Billtation des Ober -Appellations - Gerichts noch 
vor Eintritt der ſonſt dazu beſtimmten gewöhnlichen Zeit nothwendig wäre, ſo be⸗ 
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halten beide Landesherrn Sich die Anordnung einer außerordentlichen Viſitation in 
alle Wege bevor; Und wird das Nähere dieſerhalb ſowohl, ale auch beſonders wegen 
Anordnung, Zeit, Verfahrens und Geſchäfts⸗Ganges der regelmäßigen Viſitationen 
in einer, nach verfaflungsmäßiger Berathung mit den Ständen, zu erlaſſenden allge⸗ 
meinen Vifitations⸗Ordnung Landesherrlich beſtimmt werden. 


Friederich Franz. 


Anlage A. 
Eid des Präſidenten und Vice— TORTEN 


Ich N. N. gelobe und ſchwöre, daß ich nad allen meinen Kräften, in getreuer 
Befolgung ber Geſetze und ber Landes=Berfaflung, den Pflichten bes mir anver- 
traueten Amts eines Präfidenten (Bice-Präfidenten) des Ober-Appellationg-Gerichts, 
fo wie die Drönung biefes Gerichts es vorſchreibt, reblich erfüllen will; ferner, daß 
ich in bem dgmit verbundenen Richteramt, jedem, ohne Unterjchied der Perfon und 
Sache, unparteiiſche Juſtiz gewähren, die Rechte der Parteien ſorgfältig prüfen und 
nur meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen will, ohne mich durch Eigennutz, Lei— 
denſchaft, Gunſt, Feindſchaft, Nenſchenfurcht oder irgend eine ſonſtige Rückſicht davon 
abwenden zu laſſen, und daß ich überhaupt meinem Berufe mit Treue, Pünktlichkeit, 
Eifer und Berfchwiegenheit nachfommen will; fo wahr mir Gott helfe und fein 
beiliges Wort! 


Eid der Ober-Appellationg-Räthe. 


Ich N. N: gelobe und ſchwöre, daß ich nach allen meinen Kräften, in getreuer 
Befolgung der Gefeße, der Landes-Verfaſſung und ber Ober - Appellations - Gerichts- 
Ordnung, bie Pflichten des mir anvertraueten Amts eines Dber-Appellationg - Raths 
reblich erfüllen und Dem zufolge einem jeden, ohne Unterſchied ber Perfon und ber 
Sache unparteiiſche Juſtiz gewähren, die Rechte der Parteien ſorgfältig prüfen und 
nur meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen will, ohne mich durch Eigennutz, Lei« 
denſchaft, Menfchenfurcht oder irgend eine fonftige Rücficht davon abwenden zu laſſen, 
au dag ich Überhaupt dieſen meinen Beruf mit Treue, Pünktlichkeit, Eifer und 
ne vollführen will; jo wahr mir Oott helfe und fein heiliges Wort! 


Anlage B. 


Ich N. N. — daß ich den Pflichten, die mir als Procurator des Ober- 
Appellations⸗Gerichts gegen daſſelbe und fonft, namentlih in Anfehung ber, Beforgung 
der bei Diefem Gerichte anhängigeu, mir yon bemfelben ober den Parteien übertra— 
genen Sachen obliegen, fo wie fie fowopl in ber Ober⸗Appellations- OGerichts⸗Ord⸗ 
nung, als auch in anderen Vorſchriften, beſonders in dem von mir bei meiner Im⸗ 
matriculirung als Sachwald geleifteten Eibe beſtimmt find, dreulih nachkommen will; 
fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Wort! 


41397. PBatrimonialgerichtsorduung. 21. Juli 1821. 

Spiederih Franz ꝛc. Wir haben, nach der Uns obliegenden landesherrlichen 
Sorge: für bas gemeine Befte, die nad) aufgeläfetem Bande ber Outs-Unterthänigfeit 
bienenden Maaßnehmungen wegen Fänftiger . Einrichtung der Patrimonial- Gerichte in 
landesväterliche reifliche Ueberlegung genommen, und verordnen, nach vorgeweſener 
Berathung mit Unſern getreuen Ständen, nunmehr hiemit: 

F. 1. Die Competenz des, einem jeden ritterſchaftlichen Gute anhängenden Pa— 
trimonial⸗Gerichts erſtreckt fh über alle Guts⸗Einwohner, in fo weit ihnen nicht Die 
Canzelleifäfftfeit, ober ein forum privilegialam zufteht, jedoch der nothwendigen, 
und gefehlich erlaubten freiwilligen Prorogationen unabbrüchig, wohin namentlich auch 
der Fall gerechnet fein foll, wenn in simem ſchon beftehenden Contrakte feftgefrht 
worben ift, oder in einem Tünftig abzuſchließenden Contrafte feftgefeht werben wird, 
daß ‚die Klagen, Des Gutsherrn gegen. die Pächter fogleih in erſter Inſtanz 
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bei Unſern Juſtiz-Canzelleien angebracht werben. Dieſe find alsbann verbunden, 
folche Klagen zur Verhandlung in erfter Inſtanz anzunehmen. 
| 8. 2. Ale bisherigen Berleihfungen ber Patrimonial- Gerictsbarfeit in den 

Pacht⸗ und andern Nırkungs-Eontraften werden hiedurch für nichtig erflärt, und bie 
bamit belichen geweſenen Perfonen felbft ſtehen, infoferne fie anderweitig gehalten fi find, 
vor ſolchem Gerichte Recht zu nehmen, fortan wieder unter der Patrimonial⸗-Gerichts⸗ 
barkeit. Für bie Zufunft find folde Verleihungen gänzlich verboten. 

„ Pfandbefiker, Lehnträger, Witthums -Befigerinnen und Erbjungfern, auch Ac- 
tores communes oder Guratores bonorum und. beftellte Sequelter, find, in 
Anfehung ber Ausübung der Jurisdiktion, infoferne fie nad) den beſtehenden Geſetzen 
dazu befugt find, den Eigenthümern gleich zu achten. 

$. 3. Die Ausübung der Jurisdietio contentiosa und folder Haupthanb- 
lungen bes Griminal-Prozeffes, bei welchen die Mitwirfung bes Justitiars von bem 
Begriffe eines‘ wohlbefehten Gerichts ungertrennlich ift, gefchieht unter dem Vorſitze Des 
Gutsherrn, wenn er benfelben übernehmen will, durch ben beftellten Justitiarium, 
welchem die Prozepleitung, die Faſſung bes Protofolle und Entſcheidung der Sache 
ausfchließlich zufteht. 

$. 4. Die Ausübung ber jurisdietio voluntaria, mit Ausnahme ber Er- 
rihtung von gerichtlichen Zeftamenten, jo wie mit Ausnahme der Regulirung von 
Erbihaften und Vermögens— Guratelen, deren Werth bie Summe von 150 bis 200 
Rthlr. überſteigt, als welche dem Justitiario allemal verbleiben, ſteht dem Guts- 
berrn, eventualiter befien Bormunde (Curator personae). entweder unter Zujie- 
bung eines vereibeten Actuarii, oder eines andern qualifieirten, bie Stelle des 
Actuarıı vertretenden Subjekts, und ſodann in Gegenwart zweier rechtlicher und 
glaubwürdiger Perfonen als Zeugen, infoferne es auf Die Beglaubigung des vorzu- 
nehmenden Aftes ankommt, fonft aber allein, und ohne Confurrenz des Justitiarie 
zu, Eben fo bie Ausrichtung und Beantwortung ber Requifitorialen, Berfügung 
eiliger, feinen Verzug leidender Maaßregeln und die Beforgung der, auf die Militair- 
Rekrutirung Bezug habenden Angelegenheiten, wenn er biefe. Gegenſtände dem Ju- 
stitiario nicht gleichfalls zu übertragen für angemeffen halten follte. In allen Fällen, 
wo der Gutsherr gerihtlihe Handlungen felbft vorzunehmen berechtiget ift, und auch 
wirklich ſelbſt vornimmt, fallen alle Sporteln ganz weg. 

$. 5. Bei etwanigen NRechts-Berlehungen, welche bei Ausübung ber jurisdietio 
contentiosa und überhaupt von Seiten bes Justitiarii eintreten, if der Gutsherr 
nur ın subsidiam, Dagegen aber bei eigener Ausübung ber jurisdietio' voluntaria 
pricipaliter verhaftet. 

$. 6. Der Unterfhieb zwiſchen Sagen, welche bes Gutsherrn eigene Perfon 
unb deffen Familien- Mitglieder, oder einen mit ihnen gefchloffenen Eontraft betreffen, 
und zwifchen andern Sachen, welche nicht bahin gehören, fällt pro futuro weg, unb 
eeffiren dem zufolge Die beiegirten Patrimonial- Gerichte gänzlih. Es gehören alfo 
alle diefe Sadyen, auch ohne ausdrückliche Prorogation, vor die Patrimontal-Gericte. 
Jedoch darf der Guts-Beſitzer in ben zuerft gedachten Fällen fo wenig im Gerichte 
präfidiren, als überhaupt fih in das gerichtliche Verfahren auf irgend eine Weiſe 
einmifchen. 

5.7. Die Befehung bed Patrimonial- Gerichts gefchieht mit einem Justitiario, 
einem Beiſi der und einem Actuario, denen zur Aufwartung in ben gerichtlichen Ter- 
minen, fo wie zur Ausrichtung fonftiger Verfügungen, auch zur Aufiiht auf bie Ge- 
fängniffe, ein brauchbares Subjeft zur Difpofition ftehen muß. 

Die Bereinigung bes Juſtitiariats und Aftuariats in einer Perfon ift unzuläffig. 

In eriminalibus find, infoferne ein artifulirtes Berhör zu Halten it, zwei 
Beifiger zu abhibiren; fonft aber genügt ein Beifiger. 

8, Diejenigen Rechtsgelehrten, welche bereits 5 Sabre vor Yublifation 
biefer Unferer Iandesherrlihen Berordnung die Abvofaten- Matriful erlangt haben, 
oder zur Zeit ihrer Publikation amgeftellte geprüfte Stabtrichter find, können ohne 
weiteres Examen zu Suftitiarien Fonfituirt werden. Unter ihnen wird vom einer 
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jeden Zuftiz-Sanzellei, in ihrem Sprengel, eine ausreichende. Anzahl, ohne vorauf- 
gehende Aufforderung biefer Perjonen, mit möglichfter Berüdſichtigung der 
verſchiedenen Gegenden bes Landes, benominirt, 

Zu Diefen, ſo bezeichneten Rechtsgelehrten Tommen auch noch Diejenigen Zuflitiarien 
hinzu, ‚yon welchen zur Zeit der Publikation dieſer Verordnung ein Zuftitiarint, in _ 
Folge eines beftimmten Contrafts, bereits drei Jahre, ohne Tadel, verwaltet iſt, in- 
foferne die Juſtiz-Canzelleien, in deren Sprengel fie wohnen, gegen beren Aufnahme 
unter Die zu denominirenden Perfonen nichts zu erinnern haben. Sollte jemand, welcher 
fih unter ben benominirten Perfonen nicht befindet, jeine Neigung zur Ausübung bes 
Juſtitiariats bei einer Unferer Juſtiz⸗Canzelleien anzeigen, ſo ift er, infoferne er die 
geſetzlichen Eigenfchaften als Richter beſitzt, (efr. 8. 16) nach Ermeſſen der Canzellei, 
eventaaliter nah beftandener ordnungsmäßiger Prüfung, jederzeit unter Die bereits 
Denominirten Perjonen annoch aufzunehmen. 

Das hierüber zu führende Verzeichniß ift, wenn neue Perjonen binzugefommen, 
von Zeit zu Zeit wiederholt befannt zu machen. Den Gutebefigern aber fteht bie 
ea unter den von ben brei Zuftiz-Canzelleien denominirten Perfonen nad freiem 

elieben zu. 

$. 9, Zu Beförberung vereinter rittenfchaftlicher Gerichte werben bieburd alle 
ritterfchaftliche Amts-Deputirte in ihren Aemtern aufgeforbert und angemwiefen, ſolche Ber- 
rinigung einzelner Gutegerichte zu einem gemeinichaftlichen Verbande möglichft zu bewirken. 

Die bierüber abzuſchließenden Vereinbarungen find jedoch allemal bei Linferer 
Landes⸗ Regierung zur Eonfirmation einzureichen, welde, infoferne nichts Dagegen zu 
erinnern ift, ſtempel⸗ und fportelfrei ertheilt werben. joll. 

In denſelben darf ber freiwillige Austritt eines jeden einzelnen ©utsbrfigers, 
nad zuvoriger einjähriger Auflündigung bes Bereins, . vernbrebet werben, wiewohl 
allemal unter ber Berpflihtung: daß der enquotiste Beitrag noch rin Jahr nach dem 
Austritt nachgezablt werde. Auch darf die Yuflündigung bes angenommenen Jusüi- 
tiariı in biefen Bereinbarungen flipulirt werben, wiemohl unter nadfelgenden Modi⸗ 
fikationen: 

a. daß ſolche allemal ein Jahr vorher geſchehen müſſe und niemals ſtatt finden 
könne, wenn derſelbe 10 Jahre untadelhaft funktionirt hat, und 

b. wenn */stel der verbundenen Gutsbeſttzer über Die gemeinſame Kündigung ein- 
verſtanden find. 

$. 10. Denen zu einem gemeinfehaftlichen Gericht fih vereinigenden Guts⸗ 
beſitzern ſtehet es übrigens frei, bie Gerichte an dem Wohnorte bes Justitiarii, mit 
Zuſtimmung ber Orts⸗-Obrigkeit, wo derſelbe feinen Wohnſitz hat, nicht minder auch, 
wenn fie es wollen, auf ihren Gütern ſelbſt halten zu laſſen, jo weit es Sachen find, 
welche auf benfelben vor Die, gemeinfchaftlihen Gerihte kommen. Gfeichfalls follen . 
fie, jo lange fie in bem Berbande verbleiben, yon ber Verpflichtung, auf ihren 
Gütern felbft angemeſſene Gefängniße zu baben, entbunden fein, wenn für Das ge- 
meinſchaftliche Gericht ein, allgemeines Gefäugniß entweder eingerichtet, oder, nach zu⸗ 
voriger Vereinbarung mit den ————— ein anderes Gefängniß zur Benutzung 
deſſelben beſtimmt iſt. 

5. 11. Die Ausfertigungen dieſer vereinten Gerichte geſchehen allemal im Na- 
men desjenigen Guts⸗Gerichts, vor weldes bie Parteien gehören. 

$. 12. Den übrigen, zu einem gemeinfchaftlichen Gerichte nicht vereinten, ober 
aus einem ſolchen Verbande wieder austretenden Guts⸗Beſitzern bleibt es zwar frei- 
gelaflen, einzelne Patrimonial-Gerichte zu behalten, jedoch find fie verbunden: 

a. nicht allein einen qualificirten Juſtitiarium aus ber Zahl ber, von einer Juſtiz⸗ 
Canzellei denominirten, oder der, in der Prüfung zum Richteramte beſtandenen 
Perſonen, auf einen Zeitraum von mindeſtens drei Jahren zu beſtellen, und 
denſelben 6 Monate nach Publikation dieſer Verordnung Unſerer Landes⸗-⸗Re⸗ 
gierung und der kompetenten Juſtizkanzellei, unter Anſchließung einer beglaubigten 
Abſchrift bes Conſtitutorii, anzuzeigen, fo wie die Annahme deſſelben von 
Seiten bes Juſtitiarii nachzuweiſen, fanbern auch 
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b. die Gerichtstage nur auf ben Gütern ſelbſt halten zu laſſen, inſoferne nicht 
etwas anders Tonceffionirt wird, auch — miewol unter gleihem Vorbehalte 
einer, von Diefer Verbindlichkeit zu bewirkenden Befondern Befreiung, — 

c. auf den Gütern ſelbſt ein angemeffenes, heizbares, fiheres, und nur allein zu 

' dieſem Zwecke zu benutzendes Gefängniß, wenn em ſolches noch nicht norhan- 
den ift; binnen 12 Monaten nach Publikation dieſer Verordnung ‚einzurichten 
und 3u erhalten. 
d. Sol biefen, zu einem gemeinfamen Gerichte nicht verbundenen Gutobeſitzern 
zwar im Allgemeinen die Kündigung bes. foldherhalb beftellten Juſtitiarii, nach 
Abtauf der gejeglihen Zeit von drei Jahren für bie erſte Anftellung, nachge⸗ 
laſſen fein; fo Tann felbige jedoch niemals. anders eintreten, als wenn fie ein 
Jahr im Boraus gefiheben ıft, und fie wird bei Zuftitiarten, melde zehn 
Jahre hindurch — gerechnet vom dato des, nah Publikation dieſer Verord⸗ 
nung mit ihnen abgeſchloſſenen Contrafte — untadelhaft funktionirt haben, 
ganz unſtatthaft, wenn nicht in den, mit ben Fonftitwirten Juſtitiarien ge- 
ſchloſſenen Contrakten ausdrücklich ein Anderes ſtipulirt worben ift, ala welches 
den beiden kontrahirenden Theilen frei ſtehet. 
Im’ Falle der Aufkündigung des Juſtitiars, von Seiten des Gutsherrn, iſt 
davon ber Tompetenten Juſtiz⸗Canzellei bie behuflge Anzeige zu malen, und 
fofort ein anderer Juſtitiarius unter Beobachtung des sub a. bemerkten, 
zu beftellen. 
e. Im Falle der Erledigung bes Juſtitiar⸗ Amts auf a Weiſe, ale durch 
Aufkündigung von Seiten des Gutsherrn, iſt daſſelbe fpäteftens binnen drei 
Monaten ordnungsmäßig wieder zu beſetzen, immittelſt aber ein benachbarter 
Juſtitiarius ad interim zu konſtituiren. 
$. 13. Sowohl ‚bei. den vereinten, als auch ben einzelnen Gerichten ift bie - 
Entfernung des Juſtitiarii won Seiten des Conftitwenten allemal zuläßig, wenn bie 
Gründe ber Entfernung dei der kompetenten Yuftiz- Canzellet angezeigt, und Damien, 
wiewol immer nur fummarifch, verhandelt und entſchieden worden. 

$. 14. Die aus ber Annahme der Juſtitiarien auf drei Jahre, fo wie bie aus 
der zehnjährigen untadelhaften Amts-Verwaltung der Juſtitiarii entſtandenen Ver— 
hältniſſe gehen zwar in allen Erbſchaftsfällen auf den fueredirenden Gutsbeſitzer, nicht 
aber in Beräußerungsfällen auf den Käufer über. Auch werden bie, während einer 
angeordneten Euratel, abgelaufenen Jahre der zehnjährigen Gerihte-Berwaltung, nad) 
erfolgter Aufhebung der Euratel, dem ehemaligen Suranden, wider feinen Willen, nicht 
angerechnet. Es iſt jedoch in allen diefen Fällen der Erledigung bes Suflitiariats, 
wie oben ($. 12 e.) vorgefährieben, mit der Wiederbefegung zu verfahren. 

$. 15. Den Juſtitiarien ſtehet eine ſechsmonatliche Aufkündigung ihres Amtes 
zu. Im übrigen find fie, wenn die Gerichte wegen der gegen fie andringenden Gläu— 
biger allgemeine Verfügungen zu treffen veranlagt worden, fo wie wegen begangener 
und erteiefener Verbrechen, von dem Juſtitiariat-Amte zu entfernen. Ob dag Ber- 
brechen der Art fei, Daß es die Remotion zur Yolge haben müfle, fol das, bie Urthel 
fprechente Gericht beſtimmen, und alle Gerichte in Unfern Landen hiemit bazu ange- 
wiefen fein. : Auch ‘der Guts-Beſitzer ſelbſt wird in biefen Fällen von der eigenen 
Ausübung ber ihm nad) dem Borftehenden beigelegten Jurisdiktions⸗Befugniſſe gleich- 
falls ausgeſchloſſen. 

$. 16. Zu Suftitiarien können Überhaupt nur rechtliche und unbefcholtene, ber 
Rechte kundige Männer beſtellt werden, welche bereits ihr 25. Lebens⸗Jahr : zurkidige- 
fegt, und in einem befonderen, über ihre Rechtskenntniſſe bei einer Unfrer drei Juſtiz— 
Canzelleien anzuftellenden -ftrengen Eramen zum Richter-Amt wohlbeftanden find. Bei 
ſolchem Examen follen Unfere Juſtiz⸗Canzelleien aber beſonders aͤuf Die Kenntniſſe und 
Rechts⸗Erfahrungen Kückſicht nehmen, die ein Richter ber einem Patrimonial⸗Gerichte 
in Midienburg nothwendig baden muß. in’ jolchergeftalt geprüfter Rechtsgelehrter 
fann in beiden Kreifen Unſers Großherzogthumg und in-einem jeden Sprengel Unjerer 
Ganzelleien das Juftitiariat- Amt befleiden. Das etwa bereits überſtandene Eramen 
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zur Erlangung der Abvolaten⸗Matrikul, fo wie das Doltor-Diplom, befreiet nicht 
von dem allemal beſonders zu verfügenden Examen zur Qualifikation als Richter. 
Im übrigen ſoll hiedurch die Difpofition im 8. 8, für die bort bezeichneten, jeßt ſchon 
in dieſer Qualität vorhandenen Perſonen nicht alterirt werben, 

$. 17. Jedem Juſtitiario, welcher in den vereinten Gerichten beſtellt wird, iſt 
für Behinderungsfälle ein anderer, möglichſt nahe oder an demſelben Orte wohnender 
Rechtsgelehrter, deſſen Rechtskenntniſſe mindeſtens als Advokat geprüft find, ale Sub— 
ſtitut zuzuordnen. Dieſer iſt zugleich in den Terminen, die der Aufitiar an jeinem 
Wohnorte hält, deſſen Gerichts -Beiliger und zur Theilnahme an ber Defretur und 
Berathung in allen Rechts-Angelegenheiten, bie nicht in Der Gerichtejikung felbft fo- 
fort abgemacht werden können, beredhtiget und angemwiefen. 

. Die Beſitzer einzelner Outs- Gerichte haben gleichfalls einen zuläßigen Subftituten 
für ben, von ihnen anzunehmenben Juſtitiar zu beftellen, ober Das Nöthige dieſerhalb 
in bem, mit demſelben abzuſchließenden Contrakte feftzujegen. 

Die anzuftellenden Auftitiarien haben nachſtehenden Eid zu leiſten: 

„ich N. N. ſchwöre, daß ich das mir anvertrauete Amt eines Juſtitiarii bei 
dem Patrimonial⸗Gerichte zu . . . . gewiſſenhaft und treu, ohne alles An⸗ 
fehen der. Perſon, nach den mir wohlbefannten Gefeken und Befchaffenheit ber 

‘ vorkommenden Sachen, verwalten will, und es foll mich davon weder. Freund⸗ 

Schaft noch Feindſchaft, Gunſt, Haß oder eine andere Sache, wie bie Namen 
haben mag, weber Gabe, Geſchenk, noch Eigennutz, oder was Nenſchen Sinn 
erdenken mag, abwendig machen. Solches und alles andere, was einem ge⸗ 
rechten Richter wohl anſtehet, will ich getreulich und fleißig verrichten, ohne 
alle Gefährde, als mir Gott beije und fein heiliges Wort.” 

$. 18. Für die Ausübung ber, ben Guts⸗Beſitzern felbft, ober ben, nah $. 2 
ihnen gleichzuachtenden Perfonen, zugeſtandenen Juriodiktions-Befugniſſe, können ſelbige 
im Fall der Behinderung oder Abweſenheit einen andern Guts-Beſitzer ſubſtituiren. 
Ehemänner der Frauen, welche Güter befigen, genießen bei ber Ausübung ber Qurie- 
biftions-Befugniffe biefelben Rechte, melde für curatores personae beſtimmt ſind. 

$. 19. Zu Beifigern find. nur unbejcholtene ımd des Schreibens. wohlfundige 
Perfonen zu adhibiren. Sie müſſen die Wahrheit, Bolftändigkeit und Unparteilichkeit 
des Derfabrens, imgleichen die Richtigkeit und Bolftändigfeit des Protokolls, ſoweit 
em Nicht-Juriſt ſolches beurtheilen Tann, durch ihre Unterfchrift Des Protokolle bes 
zeugen, und haben folgenden Eid zu unterſchreiben: 

"Ad... . verſichere hiemit an Eides Statt und fo wahr mir Gott helfe, 
ben Gerihhtöfigungen, bei denen ich gegenwärtig fein werde, mit aller Auf- 
merkſamkeit beizuwohnen, und ehe ich das Protokoll unterjcreibe, mich völlig 
davon zu überzeugen, Daß im Gerichte(mit ben Parteien) redlich verfahren und 
alles richtig. und vollſtändig niedergefihrieben ift.* 

Beifiger, welche ein für allemal beflimmt find, Haben biefen Eid nur einmal zu 
keiften, und find ‘dan im Protokoll als beftellte und beeibigte Beiſitzer auf- 
zuführen. 

In denigrigen Sachen, welche Des Gutsherrn eigene Perfon und deſſen Familie, 
oder einen, mit bemjelben gefchloffenen Eontraft betreffen, müllen fie von bem Outs⸗ 
berrn völlig unabhängig fein, und werden von bem :Quflitiario aus ben benachbarten 
Gutsbefigern, Predigern, Pächtern und Adminiftratoren zweier Gilter, und überhaupt 
aus folhen Leuten ernannt, welche eine angemeflene Bildung erhalten haben. In den 
übrigen Sachen werden fie aber von dem Gutsherrn felbit — und hindern keine 
Dienſt⸗ oder Contrakta⸗Verhältniſſe dieſe Ernennung. 

$. 20. Zu Aktuarien können nur unbeſcholtene und fonft qualificirte Perionen, 
welche ſich darüber burd ein gewifienhaftes Zrugniß bes Juſtitiarii, inſoferne fie nicht 
Notarien find, auszumeiien haben, nach vorgängiger Beeidigung beftellt werben. 
Ahnen liegt außer dem Protebellichreiben, und der ihnen ‚etwa. anfzulegenten Aus— 
fertigung der gerichtlichen Dekrete und Protofolle, Die Beſorgung ber Negiftratur-Ge- 
ſchäfte od, foweit felbige nicht von dem Juſtitiario übernommen worden. find. 
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Sie werben von den Guts-Befikern mit möglichfter Berüdfichtigung der Wünſche 
und Vorſchläge bes Juſtitiarii beftelt, und müſſen für bie vereinten ritterfchaftlichen 
©erichte als Notarien immatrikulirt fein. Uebrigens können fie willkührlich entlaſſen 
werden. 

In Behinderungsfällen des Altuarii ſteht es dem Juſtitiario frei, einen nahe 
wohnenden Notarius für die geſetzliche Gebühr zu adhibiren. 

$. 21. Alle Klagen, oder ſonſtige gerichtliche Anträge müſſen zuerſt bei dem 
Gutsherrn, oder deſſen Bevollmächtigten, injoferne letzterer nicht felbft verklagt wird, 
angebragt werden. Diefe Bevollmädtigten können Guts-Pächter, Wirthfänfte- 
Schreiber u. f. w. fein. Diefe ftellen über bie angebrachte Klage eine Beſcheinigung 
aus, welche der Kläger dem Juſtitiario einzuhändigen hat, damit dieſer ſeine Be— 
ſchwerde annehme; jedoch ſteht es dem Gutoherrn, oder deſſen Bevollmächtigten, frei, 
vorher erſt einen Verſuch zur Güte zwiſchen den Parteien anzuſtellen, und den Schein 
zur gerichtlichen Klage erſt nach fehlgeſchlagenem ſolchem Verſuch zu ertheilen. 

Es darf dieſer Verſuch zur Güte aber nicht über 8 Tage verſchoben werden, 
und der Juſtitiarius iſt ſchuldig, Die eintretende gerichtliche Verfügung nicht länger, 
als 14 Tage nach Behändigung der eben gedachten Beſcheinigung, ausgeſetzt ſein zu 
laſſen, und ſind beide, reſp. der Gutsherr und der Juſtitiar allemal ſchuldig, den 
Parteien, die durch eingetretene längere Verzögerung und nöthig gewordene Extra⸗ 
hirung de Mandatı de administranda justitia veranlaßten Koſten und Schäden 
zu eritatten, inſoferne fie nicht nachweiſen können, daß die Verzögerung nicht durch 
ihre Schuld entftanden ift. 

$. 22. Hinſichtlich ber Gerichtsſporteln normirt bis zur Publikation einer all- 
gemeinen Nieber- Gerihts- Sportel - Taxe, Die SportelsZare für Unſere Domanial- 
Aemter mit einer allgemeinen Herunterfegung in allen Anfägen bis auf zwei Drit- 
theile derfelben, injoferne nicht bei einzelnen Patrtmonial- Gerichten bereits Sportel- 
Taxen bergebradht fein follten, welche geringer ale jene find. 
$. 23. Vorgedachte Beftimmungen kommen in Anſehung ber Roſtockſchen Stadt⸗ 
und Hofpital-, fo wie übriger ftädtifcher Cämmeresi-Güter, der ſtädtiſchen Patrimo- 
nial⸗Gerichtsbarkeit und der Klofter-Aemter, nicht zur Anwendung, fondern bleibt das 
Weitere bieferbalb bis zur Publifation der allgemeinen Nieber= Gerichts ⸗Ordnung 
ausgeſetzt. 
ar behalten Uns übrigens noch ausbrücklich vor, nah gemadhter Erfahrung, 
ben Gegenſtand, worüber vorftehend verordnet ift, fo wie die jetzt befhloffenen Ver⸗ 
orbnungen, mit Unfern getreuen Ständen weiter zu prüfen, und was fih dann nüß- 
licher ermeifen mwürbe, anderweitig zu verfügen. 

Gebieten und befeblen demnach fämmtlichen Unfern Landes- Gerichten und Be— 
börben, auch Landes⸗Eingeſeſſenen, bie hierin ertheilten Borfchriften in vorfommenben 
Fällen forgfältigft zu beobachten, fo wie ein jeber Unferer getrenen Unterthanen fich 
darnach auf Das genauefte zu richten hat. ' 

Damit andy diefe Unfere Eonftitution zu jedermanns Wiſſenſchaft fomme, fo 
haben Wir folde durch das officielle Wochenblatt befannt machen laſſen. 

Urfundlih unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben 3, Schwerin, 
ben 21. Zuli 1821. Ä 

Srieberih Franz. 
Gonftitutieon 


wegen künftiger Einrichtung der a so 
Gerichte. 


1398. Gollegials und Exveditions ordnung des Oberappellations« 
gerihts. 4. Auguft 1821. 
Se. Königl. Hoheit haben von der für das Großberzogliche Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht entworfenen und unterm 24. Mai d. I. landesherrlich beftätigten 
Eollegial- und Erpeditions-Ordnung 
zur allgemeinen Kenntniß und Benugung bes Publici ben nachſtehenden Auszug durch 
den Drud öffentlich befannt zu machen befohlen. | 
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E.rtraec.t. 

Die Regiftratur iſt zur Annahme der an das Ober ⸗Appellations · ericht ge⸗ 
richteten Eingaben außer den Ferien an allen Wochentagen, Bormittags von Oſtern 
bis Michaelis von 9 bis 12 Uhr, von Michaelis bis Dftern von 10 bis 1 Apr, 
Nachmittags von 3 bis A Uhr geöffnet. Außer diefen Stunden find nur beeilte 
Stüde von den Protonotarien anzunehmen, und wenn diefe nicht mehr auf bem Ge- 
richts⸗Gebäude find, an ben Aelteſten berjelben abzugeben. Berfiegelte Eingaben geben 
an den Präfdenten zur Eröffnung. 


Ale gerichtlichen Ausfertigungen, auch Communikate, werben ber Regel nach, 
und infofern nicht ein anderes vom Ober-Appellations-Gerichte ausdrücklich vorge— 
ſchrieben worben, den Profuratoren ber Erbibenten ober Ertrahenten durch ben 
Pedellen zugeftellt. Nur bei ſolchen Verordnungen, mit melden gerichtliche Aften 
remittiret worden, bleibt Die unmittelbare Abfendung Regel. In folden und anderen 
Fällen, wo "ed an einem Ertrahenten ober beftellten Profurator fehlet, gehen ber- 
gleichen Ausfertigungen denjenigen, an welche fie gerichtet find, unmittelbar entweber 
mit ber Poft oder auf dem fonft vorzufäreibenden Wege zu. 


Zur möglihften Beförderung der Anfhlüffe, Abſchriften und Communikate fol 
ber Copiiſt — zu deffen Amtspflichten die Beſorgung berfelben vorzüglich gehört — 
Diejenigen Stüde, welche er binnen der beitimmten Zeit nicht eigenhändig zu fertigen ' 
fi verpflichtet, durch anderweitige Hülfe kopiren laffen, Dies jebodh mit Ausnahme 
der gerichtlichen Defrete, weiche nad 8. 22 der Ober⸗ -Appellationg- Gerichts⸗Otdnung 
allemal von feiner eigenen Hand abgeſchrieben ſein müſſen. 


Die Perſonen, ‚deren Beihülfe er ſich bei Anfertigung der Abſchriften bedienen 
will, follen, infoferne gegen fie nichfs zw erinnern. if, befonders auf Verſchwiegenheit, 
Treue der Abſchriften und Betriebſamkeit beeidiget werden. Dieſe Abſchriften, ſo wie 
alle mitgetheilt werdenden Dupla, werden von dem Copiiſten, und nur die von 
dieſem eigenhändig gefertigten Copieen von einem der Canzelliſten kollationirt, auch 
von jedem, der die Collation beſorgt hat, darunter das Collatuın mit feinem Na⸗ 
menszuge gezeichnet. 

Etwa nöthige Vidimatiouen beſorgen die Canzelliſten, jedoch hat der Selretair 
Das ihm eigends Dazu behändigte beſondere Gerichteſiegel Darunter zu ſetzen. 

Dem erſten Protonotar iſt für jetzt die Verwaltung und Berechnung des Caſſen— 
weſens, fo wie die Empfangnahme und Aufbewahrung ber Depoſiten, auch die Er— 
hebung und Aufbewahrung der von dem Sekretair zu berechnenden Gerichtsgebühren, 
nachdem derſelbe ſolcherhalb die vorihritomäßige Caution —4 hat, unter Aufſicht 
des Präſidenten übertragen. 

- Zede Gebühr. muß, ber Regel nach, bel Auslieferung ber gerichtlichen Verfügung 
wahrgenommen werben. Doch ift ohne befonbere Verordnung keine "Ausfertigung 
wegen nicht gefchehener Ablöfung zurüd zu behalten. Uebrigens bleibt dem Caſſen⸗ 
verwalter unbenommen, mit ben Profuratoren — ſo lange dieſe babei Feine Unord⸗ 
nung veranlaflen — ber Gehühren halber monatlich zu liquidiren. 

Das Geſchäft eines Bibliothekars iſt für jetzt dem zweiten Protonotar unter 
ſpecieller Zeitung eines Membri Collegii übertragen. 

Die Protonotarien haben, ohne gerichtliche Verſtattung, auher dem Gerichts⸗ 
Perfonale, niemanden bie Akten-Einſicht zu bewilligen, und eben fo wenig, wie ber 
Pedell, den Beſuch der Siegelftube, den Zutritt zu ben Regiftraturzimmern irgend, 
anberen: Perfonen :zu geftatten., Auch. dürfen feinem Intereſſenten ohne gerichtliches 
Dekret einige Abſchriften ober Nachsichten von Altenſtücken ober Officialverhandlungen 
von ben Canzelleiverwandten ertheilt werben. 

Den Canzelliſten und dem Gopüften ifl bie Betreibung aller Notariatäge- 
ſchäfte unterſagt, gleih. wie Feinem Gerichts verwandten dergleichen Nebenbetrieb 
eſtattet iſt. 

e Uebrigens ‚find geſammte Canzelleiverwandie, außer bem Pebellen, zur Abhaltung 
der Protokolle bei Sitzung des Ober - Appellations - Gerichte, und ‚zur Vorleſung ber 
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zu publicirenden Erkenntniſſe durch Ihren auf — Sa und ——— 
geleiſteten Official⸗Eid verpflichtet. 

Schwerin, den 1. Auguſt 1821. 

\ Aus vrohberzehliher Regierung. 


1399. Abänderungen der PEN —— 
27. Juli 1836. 


Friederich Franz ıc. Wir haben für zweckmäßig erfannt, einige ber bei der 
ſtattgehabten Viſitation des Ober- Appellations- Gerichts zur Sprache gebrachten Ge— 
genftände ſchon jest, vor Beendigung der beabfidhtigten Reviſion ber unterm 1. Juli 
1818 publicirten Ober-Appellationg-Gerichts-Ordnung, geſetzlich feitzuftellen, und ver- 
orbnen, nad) ‚freundvetterliher Communication darüber mit bes Öroßherzags von 
Medlenburg - Sirelitz Könige, Hoheit und Liebden, im Einverſtändniſſe mit Unfern 
getreuen Ständen; 
I. ber $. 35 der Publications⸗-Verordnung vom -1, Juli 1818 erhält die Er⸗ 
weiterung, 
daß die Vorſchrift des F. 60 ber Ober-Appellations— „Gerichts ⸗Ordnung 
bei allen dem Ober-Appellations⸗Gericht unmittelbar oder mittelbar unter- 
geordneten Gerichten Anwendung finden ſoll. 
Es müſſen demnach einer jeden Entſcheidung in Urtheilen und Decreten, na⸗ 
mentlich alſo auch den Beweis⸗-Interlocuten, die wefentlihen Gründe derſelben 
Pinaugefügt werden, und bleibt e8 ben Gerichten überlaflen, felbige entweder 
er Entſcheidung ſelbſt zu inſeriren, oder ſie derſelben beſonders anzuhängen. 
Im erſteren Falle iſt dies jedoch ſorgfältig ſo einzurichten, daß auch äußerlich 
erkennbar iſt, was wirkliche Entſcheidung ſein ſoll und was zur Begründung 
derſelben angeführt wird, 


II. der S. 11 der Dber» Appellationg - Gerichts Ordnung iſt aufgehoben und wird 
ftatt beffen beitimmt: 

$. 11. Ausfallen der Stimmen. „Ein Mitglied bes Dber-Appella- 
tiond= Gerichts darf nicht Neferent fein noch votiren, wenn es - vorher 
Richter oder Advocat einer der ftreitenden Parteien in diefer Sache ges 
weien, oder auch in vorigen Dienft-Berbältniffen an denjenigen Beſtim⸗ 
mungen in berfelben, Theil gehabt, melde auf den zur Entſcheidung ftehen- 
den Fall Einfluß baben; ferner wenn es mit .einer Partei oder deren 
Sahmald in directer auf- oder abjteigender Linie biutsverwandt oder ver⸗ 
ihwägert, ober wenn es mit-ciner Partei bis zum Dritten Grabe ber 
Blutsverwandiſchaft ‘oder Schwägerſchaft inclusive verwandt iſt; ug 
wenn fein eigenes Intereſſe eintritt." 


III. Der legte Abfay bes $. 16 ber Dber- Appellotions- Gerichte - Ordnung, von 
„Sollte eine .... bis ... den Ausschlag“, iſt aufgehoben und treten dagegen 
folgende Beſtimmungen. ein: 

„Für ben Fall eintretender, Durch wlegialiſche I nicht zu hebeuber, - 
Stimmens©leichheit — rl 
A. in Eisilfachen: M | i 
; 1) die Meinung, für ‚weiche bas Der» Appellations ⸗ Gericht ſich nach be⸗ 
ſtinmten, durch mindeſtens vier übereinſtimmende vota zu Stande ge⸗ 
brachten, Präjudicien ſchon ausgeſprochen hat; in Ermangelung —— 
2) die sententia confirmatoria; ſodann 
3) das übereinflimmende votum bed Re— und Sorreferenteh ; in Dutrel- 
ſachen des erften und zweiten Botanten: wenn auch bies nicht zutrifft, 
4) das mit dem voto bes Präfidenten oder deſſen Stellvertreter überein- 
fimmende -votum des Re- und EORIEIFIEMIEN, felbt wenn jener Referent 
- ober. Gorreferent: if. 
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B. in Griminalfachen: 

1) die Entſcheidung für die mildere Meinung; zerfallen aber bie Stimmer 

in drei Theile, jeder von. gleicher Stärke, dann die medıa sententia; 

2) die Meinung ‚ für welche fih das Ober⸗Appellations⸗Gericht nah Prä⸗ 

jndirien, wie sub A. 1), bereits ausgeſprochen hat. 

C. Sollte in befonderen: Fällen bie Stimmen-Gleichheit nach vorſtehenden Be- 

fimmungen nicht zu heben fein, fo foll Die Berfendung der Arten ex officio 

eintreten. 

Jedoch hat das Dber⸗.Abpellations Sericht zur möglichſten Bermeidung 
derſelben, in Civilſachen allemal zuvor einen Bergleihstermin anzuſetzen, bei 
bennod eintretender Acten- Berfendung aber, vor derſelben, nöthigenfalls bie 
erforderliche proniforifche Verfügung zu treffen. 

D. Bei Collegial⸗Beſchlüſſen, die richterliche Entſchtidungen und Deerete nicht 
betreffen, giebt, im Falle der Stimmen⸗Gleichheit, die Meinung bed Präfi- 
benten ober besjenigen, ber feine. Stelle vertritt, den Ausſchlag.“ 

EV. Bei dem 6. 26 der Dber-Appellatione-Gerichts-Drbnung tritt bie Beſtimmung 
ein, daß, wegen Verwandtſchaft mit einem Mitgliede des Ober⸗Appellations⸗ 
Geriche Jemand nur Dann von ber Stelle eines Procurators ausgeſchloſſen 
fein fol, wenn en foldes Berhältniß in directer auf- ober abfleigender 
Linie der Blutsfreundſchaft oder Schwägerfihaft ſtattſtndet. 

V. Der $. 59 ber Dber-Appellations-Gerichts-Orbnung iſt aufgepoben und kommt 

flatt beffen zur Anwendung: 

8. 59. Friften Die Orbnungsfriß beint Dber-Appellationd- Grit. bat 
ben Umfang von neun Wochen; in den Fällen aber, worin nad geſelicher 
Vorſchriſt extra ordinem procedirt wird, ober bei Neben⸗Acten im Laufe 
des Berfahrens, beſchränkt das Bericht, nach Ermeſſen ber Umſtände, ben 
Umfang berfelben auf Türzere Zeit. Friſten von and unter acht Tagen 
laufen, auch ohne daß ed ausdrücklich dabei bemerfi_ worden, in ben 
Terien. Wenn. bei Fatalien der Zeitpunct bes Anfangs nicht genau En 
fo werben fie von Mittag an gerechnet. 

vi. Der $. 63 ber Ober⸗-Appellations-Gerichts⸗Ordnung ſoll fortan alfo lauten: 
$. 63. Gerihte-Gebühren. Die Gerichts-Gebühren find. denen ber 
Mediendurg-Schwerinjchen Juſtiz⸗Canzleien gleichgeftellt. Sie werben nicht 
in M. Val., fondern in NZwer. zu vol erhoben. 

Alle oberen und niederen Behörden Unferer Lande, ſowie ſämmtliche Landes-Ein- 
wohner, haben fih nad ben worftehenden Beſtimmungen genau zu adien. 
An dem geſchiehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Gegeben durch Unſere 

Regierung, Schwerin, am 27. Yuli 1836, 


Sriederih Franz. 
Dekor 


wegen Abänderung und Ermeiterung 
mehrerer Vorfchriften der Ober; Appel: — 
lations⸗Gerichts⸗Ordnung. 


1400. Nevidirte Obtrerppellutionsgeriärtöorbnnng, 20. Juli 1840. 
Paul Frieberih x. Die Berorbnumg vom 1. Juli 1818 zur Publication 
ber Dberappellationdgerichts - DOrbnung verhieß im $. 38, daß bie Fünffigen Erfah- 
zungen und Bemerkungen ber Landesgerichte, infofern fie auf Verbeſſerung der Ober- 
appellationsgerichts⸗Ordnung ꝛc. Einfluß haben Tönnten, - gefammelt, und dann auf 
verfaffungsmäßigem Wege das Weitere verorbmet werben jolle. Schon feit längerer 
Zeit, haben Wir ernſtlich dakauf Bedacht genommen, ſolche Verheißung in Erfüllung 
geben zu laſſen, und es gereicht Uns baber zur befundern Zufriedenheit, dieſes Ziel, 
nach Vollendung Der eben fo ae ie als ſchwierigen Vorarbeiten, nunmehr er⸗ 
reicht zu ſehen. 
Der Inhalt der bisherigen Oberappellationogerichts Drdnung und des dazu 
gehörigen ——— war indeſſen zu mamigfaltig, als daß es hätte 





& 
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angemeflen — können, bie bisherige Verbindung ſe verſchiedenartiger Gegen⸗ 
finde. beizubehalten. | 

So wie baber bereits Dur bie. Verordnung vom 8. Januar 1839 die für 
Criminalſachen anwendlichen Rechtsmittel abgeſondert geregelt. worden find, fo bat 
auch alles, die Rechtsmittel in Civilſachen .2c, Betreffende von ber repibirten Ober: 
appellationsgericht8-Ordnung ausbeſchieden, mithin. Die letztere lediglich auf 
basjenige ‚bejehränft werden müllen, was bie Stellung, Organifation und fomftigen 
Berhältniffe des DOberappellationsgerichte betrifft. 

Diefer hier beigefügten revibirten Oberoppellationsgerichts- Ordnung ertheilen Wir, 
nach hausvertragsmaͤßiger Communication mit. Sr. Königlichen Hoheit dem Groß- 
berzoge, von Mecklenburg⸗Strelitz, und im; Einverſtändniſſe mit Unſern getreuen Stän- 
den, hiedurch die geſetzliche Sanction für EN geſammten Lande, "mit Einſchluß ber 
Stadt und Herrſchaft Wismar. 

Da jedoch Das Oberappellationsgericht, bieher in Parchim, feinen Sie vom 1. 
October db. 3. an in der Stadt Roftod haben wird, und da überdies die beute . 
publicirte Verordnung, ‚betreffend Die Rechtsmittel in Civilſachen sc.,. nicht fügli nor 
dem genannten Tage zur Anwendung fommen kann, bamit ben Gerichten, Sachwälten 
und Parteien bie nöthige ‚Zeit .gewährt werbe, ſich im Voraus ben inhalt Diefes Ge- 
fehes gehörig anzueignen, jo wollen und verorbnen Wir, daß Die gejeßliche Kraft ber 
revidirten Oberappelationsgerichts⸗ Ordnung gleichfalls erſt mit — 1. October dieſes 
Jahres eintreten fol, 

Die unterm 1. Juli 1818 ——— 
Ordnung und bie Verordnung vom 27. Juli 1836, wegen Abänderung 
und Erweiterung mehrerer Vorſchriften derſelben, fo wie bie Drbrung für die Pro» 
caratoren bes Oberappellationsgerihte vom 20. Auguft 1819, ferner Die Berorb- 
nungen vom 17. März und 19. September 1837, betreffend bie Beltellung 
und Legitimation. der Procuratoren, werben hiemit gänzlich aufgehöben, dergeftalt, daß 
Re mit dem 1. October d. J. ihre Geſetzeskraft verlieren. 

"Wegen ber gleichfalls nothwendig gewordenen Aufhebung ber Berordnung 
vom 14. December 1836, betreffend das Verbot der Actenverfendung in Criminal- 
und Polizeifachen, fo wie megen des einstweiligen theilmeifen Fortbeſtehens ber 
Publicationg-Berordnung vom 1. Jali 1818, it durd das Publications- 
Datent zur Berorbnung, betreffend bie Rechtsmittel in Civilſachen ꝛc., und durch bie 
Nebenverordnung vom bentigen Datum Das Erforderliche ſanttionirt, worauf hier 
verwieſen wird. | 

Gegeben, durch Uufere Regierung, Schwerin am 20. Juli 1840. 


Paul Friederich. 
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1. Bon ter Stellung und dem Gefgäftsteeife des Ober⸗ 

appellationsgerichts. 

$. 1. Das Oberappellationegericht iſt gemeinſam für alle Großherzoglich Med- 
lenburg⸗Schwerinſche und Großherzoglich Mecklenburg⸗Streligſche Lande. 

1) Es entſcheidet nur in höherer und legter Inſtanz nach Beſtimmung ber, bie 
Rechtsmittel gegen gerichtliche Verfügungen betreffenden Landesgeſetze. 

2) Als Schiedsgericht, wenn es dazu gewählt wird, hat es einzutreten: 

a. in Sachen zwiſchen ben Landesherren und Gtänten, nach ben. beiberfeitigen 

Großderzogl. Patentverorbuungen vom 28. November 1817, und 

b. in Aufträgalfachen der Mitglieder bes deutfchen Bundes, nad ben ſolcherhalb 
beſtehenden Bundesgeſetzen. 

3) Als aufſehendes Obergericht' iſt es dem Grininal- Collegium zu Bützow in 
Grundlage der Criminalgerichts Ordnung som 31. Januar 1817 vorgeſetzt. 

4) Es iſt Prüfungsbehörde zur Ermittelung der Befähigung zum Richteramte, 
nad) ben Deshalb: beſtehenden beſonderen Beſtimmungen. 

5) Auf landesherrliches Erfordern iſt daſſelbe verpflichtet, über Gegenſtände der 
Geſeßgebung im Juſtizſache und der Rechtspflege überhaupt fein Erachten abzugeben, 
und auch berechtiget, unaufgefordert —— Borjäläge diefer Art an bie-Yandes- . 
a, zu richten. 

Letztere werben von bemfelben gewärtiget, wenn es bei ben übrigen Gerichten 
Mängel der Rechtspflege oder eine Verſchiedenheit in der Anwendung wahrnimmt, 
welche landesherrliches Einſchreiten oder geſetzliche Abhülfe zu erfordern ſcheinen, oder 
wenn — bei Verſchiedenheit der Anſichten im Oberappellationsgerichte ſelbſt — eine 
gefegliche Teftftellung für Die Zufunft als zweckmäßig ſich barftellt. | 


vooe0p 
DD 
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6) Die Geſchaäftsobliegenheiten des Gerichts in Bezug auf feine Einrichtung und 


Stellung, auf die Gerichtsmitglieder und fonftige dem Gerichte angehörige Perſonen, 
auf das Gerichkslocal, Caſſenweſen u. dgl. m. ergeben ſich aus den in dieſer Ord⸗ 
nung vorfommenden befonderen Beflimmungen unb fonft 8 Zwrck und Bedürfniß 
von ſelbſt. 

7) Die ſolcherhalb, oder wegen anderer beiden Landestheilen gemeinfamen 
Gerichtsgegenſtände abzuſtattenden Berichte find gleichzeitig und übereinſtimmend an 
beide Landes⸗-Regierungen, mit ber Anführung, daß ſolches geſchehen, zu richten; Die 
barauf erforderlichen Verfügungen werden beide Landesherrſchaften im: gegenfeitigen 
Einverftändniffe,. jet es gemeinfchaftlih oder beſonders, erlaffen. 

8) Die Ausfertigungen bes Gerichts erfolgen fortan unter deſſen eigenen Namen: 

„Großherzoglich — — Dberappellationsgerkht" 
und Bett bes Präfibenten. 
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Fur bie förmlichen Erkemtniſſe in Appellations⸗ und Reſtitutivnoſachen 
(vergl. F. 51 No. 1 ber Verordnung wegen ber Redtemittel in Civilſachen :c.) 
find alfo zu fallen: 

Namens und im Auftrage 
Gr. Königliben Hoheit des. Allerdurchlauchtigſten Großherzogs 
(Name des Landesherrn, ans befien Landen die Sache an das Ober⸗ 
appellationsgericht erwachſen iſt.) 
yon Mecklenburg (Schwerin oder Strelitz)! 
In Sachen ar. 
wird nad — — ‚(Bezugnahme auf bie beigefügten Eatfgeikunge- 
gründe) biemit für BR erkannt: 


daß ıc. 
V. RW. 
Gegeben im Großberzoglid Medlenburgiſchen Oberappellationsgerichte 
zu den 


(Gerichtsſiegel und Unterſchrift des Präßdenten.) 
Bei den an das ———— zu richtenden Eingaben ſind fol⸗ 
gende Curialien zu beobachten: 
in ber Anrede: 
„Zum Großberzoglichen hohen O deraypellationogerichte allerhöchſt ver⸗ 
„ordneto Präſident, Vicepräſident und Räthe“, 
im Context und bei ber Unterſchrift beziehungsweiſe: 
„Hohes Oberappellationsgericht“ und „des hohen Großberzoglichen Med- 
„lenburgifhen Oberappellationsgerichts ehrerbietigſt gehorfanafter®, 
Die Aufſchrift lautet: 
„Un das Großherzoglich Mecklenburgiſche bobe Oberappellationsgericht.. 
Das Gerichtsſiegel führt um das gleiche Wappen beider ii die 
Umjehrift: 
„Großherzoglich Medlenburgifihes Oberappellationsgericht". 


I. Bon den Mitgliedern des’ Oberappellationsgeridts 
und den fonft dahin gehörigen Perfonen. 


Anzahl und | N 2. Das. Gericht befteht .jeht aus fieben Mitgliedern, aus einem Präll- 
— denten, einem Vicepräſidenten und fünf Räthen. 
Geridtaͤnit· Jedes Mitglied des Oberappellgtionsgerichts it in. dieſer Eigenſchaft 


glicber. beiden Landestheilen gleichmäßig verpflichtet, 

Auch arbeiten ſämmtliche Mitglieder durchweg in allen Sachen, ohne Unter- 
ſchied des Landes, woher. letztere an das Gericht gelangen. 

Mit Ausnahme des Präfivdenten nehmen die übrigen Mitglieder bes Gerichte 
ihren Sitz nach dem Lage ihrer Beitallung und rüden, dem rapikt nad), 
auch in die Stelle des Bicepräfidenten auf. 

Bedingungen $, 3. 1) Zum Präfidenten oder Katy fann nur ein Rechtsgelehrter be⸗ 
an 3. Melt werben, welcher das breißigfte Lebensjahr zurüdgelegt bat, chriſtlichen Olau- 
fähigkeit, bens belenntniſſes und von unbefcholtenem Lebenswandel iſt. 

F 2) Die Blutafreundſchaft mit. einem. ber vorhandenen Mitglieder bes Ge— 
richte, bis. zum britien Grade — civilredhtliher Berechnung — einſchließlich, 
hindert den Eintritt eines neuen Mitgliedes; ebenfo bie Schwägerſchaft erſten 
ober zweiten Grades, es ſei denn, daß bie eheliche Verbindung, wodurch fie 
entſtanden, bereits aufgehört hat, Tritt die Schwägerſchaft erſt nad der Ein⸗ 
führung in das Oberappellativnsgericht ein, ſo ſchließt ſie denjenigen aus, durch 
den ſie entſtanden iſt. 

3) Ueber ſeine rechtswiſſenſchaftliche Tüchtigkeit hat ſich der anzuſtellende 
Rath zuvor bei dem. Oberappellationsgerichte durch Ausarbeitung förmlicher Re⸗ 
lationen über sine Civil- und eine Criminal⸗Rechtsſache und demnächſt in einem 
vom Gerichte mit ihm abzuhaltenden Colloquium näher auszuweiſen. | 
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Mur ‚wenn berfelbe bereits als Mitglied eines andern deutſchen Oberappella- 
tionsgerichts oder einer Medlenburgijchen Juſtiz⸗Canzlei, oder als lUniverfitäte- 
lehrer und Mitglied des Spruchcollegiums einer Juriſten-Facultät genügende 
Beweiſe jriner Befähigung zum höheren Richteramte gegeben hat, hängt. es, nad 
vernommenem Erachten des Oberappellationsgerichts, von ber landesherrlichen 
Befimmung ab, ob bie. vorgefchriebene Prüfung ganz oder theilweile zu er- 
laſſen ift. 
4) Hinſichtlich bes zu befkellenden Präſidenten bebarf es Feiner befonderen 
Prüfung, wenn der für dies Amt Beftimmte Mitglied des Oberappellationdge- 
richts if. In andern Fällen bleibt es dem Lanbesherrn vorbehalten, über die 
Anmentlichkeit und über die Art der Prüfung nach vernommenem rathfamen Be- 
denken bes Engern Ausſchuſſes Beſtimmung zu treffen. 

5) Die Anordnung der Prüfung und” beziehungsweiſe das Erlaſſen derſelben 
‚erfolgt von dem beftellenden Zandesherrn, an welchen auth über das Ergebniß 
der Prüfung, mit Beifhließung ber Relationen und bes über Den Gang bes 
Colloquiums aufzunehmenden Protorolls, vom berappellationsgerichte zu be- 
riöpten ift, und zwar mit Abgabe eines beſtimmten Lrtheils über Die wiſſenſchaft- 
liche Befähigung des Geprüften. 

§. 4. Die Stellen ber Mitglieder bes wu werben folgendermanßen Belegung der 
Beieht. Ilen im 

1): Die Beftellung bes Yröfbenten bleibt ber Medlenburg- Schwerinfchen — 
Landesherrſchaft ausſchließlich und ohne Beigränfung nf bie BRBaNEt Den 
Gerichts vorbehalten. 

23 Ben den übrigen Stellen beſetzen ieber der Landeeherren eine, und eine 
dritte Stelle beide Landesherren gemeinſchaftlich. 

Die zuletzt erwähnte Stelle wird jedesmal, nad vorgängiger Einiguug bei⸗ 
ber Landesherren unter ſich und nach vernommenem Erachten des Engern Aus- 
ſchuſſes der Ritter» und Landſchaft, einem ſolchen Rechtogelehrten verliehen wer⸗ 
ben, welcher ji als ordentlicher Lehrer der Rechte an einer deuntſchen Univerſität 
und ale Mitglied. bes Sprucdjrollegiums einer Suriften-Facultät bewährt hat. 

3) Zu den drei übrigen Stellm haben die Lanbflände das Vorſchlagsrecht, 
und zwar bergeftalt, Daß zu einer Stelle die Ritterſchaft beider Herzog⸗ 
thümer miittelft gemeinfamer Durch einander gehender Wahl, zu der’ zmeiten eben 
fo die Landſchaft beider Herzogthümer — Die Stadt Roftod einſchließlich — 
und zu ber dritten abwechſelnd erft die Ritterfhaft, dann bie Landſchaft bei- 
ber Herzogthümer — und fofort in gleicher Folge — den Vorſchlag macht. 

4) Die Ausübung jenes Beftellung= = oder Vorſchlagsrechts (No. 2 und 3) 
beftimmt ſich nach dem abgegangenen Mitgliete, nicht nach ber Stelle, die baffelbe 
zulegt inne gehabt hat; und zwar alfo, daß von demjenigen Theil, welcher ben 
Abgegangenen beftellt ober’ vorgeſchlagen hatte, für die Wiederbeſetzung der durch 
den Abgang erledigt gewordenen letzten Stelle des Gerichts (8. 2) zu ſorgen iſt. 

5) Zur Ausübung des ſtändiſchen Vorſchlagsrechts bat der bei einem Er— 
ledigungsfall dazu berechtigte Theil ber Stände einen geeigneten Mann zu wählen, 
und zu ber allein ritterfchaftlichen,. fo wie zu ber allein Ianbichaftlihen Stelle der 
Schwerinfhen, zu ber gemeinfamen ritter= und landſchaftlichen Stelle aber 
Der Streligfgen Landesherrſchaft in Vorſchlag zu bringen, ba dann, falls 
nicht bejonders erhebliche Gründe entgegenftehen, die Iandesherrliche Berufung und » 
Beftellung des Borgefhlagenen erfolgt. 

6) Beide Landesherren wollen jedoch vor ihrer endlichen Entſchliekung über 
die Berufung eines Raths, gleichviel ob ſolche unmitteibar oder auf vorgängigen 
ſtändiſchen Vorſchlag vorzunehmen iſt, über bie in Frage ſtehende Perſan das 
Erachten des Oberappellationogerichts erfordern, auch jedenfalls von der Ernen⸗ 
nung eines Mannes abſtehen, wenn das Oberappellationsgericht nee Ueber⸗ 
zeugung ſolche beſtimmt widerräth. SR — 
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b. bie: Gerichtstage nur auf ben Gütern ſelbſt halten zu laſſen, inſoferne nicht 
etwas anders Toncefjionirt wird, auch — wiewol unter: gleihem Vorbehalte 
einer, von diefer Verbindlichkeit zu bewirkenden befondern Befreiung, — 

ec. auf den Gütern felbft ein angemeſſenes, heizbares ſicheres, und nur allein zu 

dieſem Zwecke zu benutzendes Gefängniß, wenn ein ſolches noch nicht vorhan— 
den iſt, binnen 12 Monaten nach Publikation dieſer Verordnung einzurichten 
und zu erhalten. 

d. Soll dieſen, zu einem gemeinſamen Oerichte nicht verbundenen Gutobeſitzern 
zwar im Allgemeinen die Kündigung des ſolcherhalb beſtellten Juſtitiarii, nach 
Ablauf der geſetzlichen Zeit von drei Jahren für die erſte Anſtellung, nachge⸗ 
laſſen ſein; ſo kann ſelbige jedoch niemals anders eintreten, als wenn ſie ein 
Jahr im Voraus geſchehen iſt, und fie wird bei Juſtitiarien, welche zehn 
Jahre hindurch — gerechnet vom dato des, nah Publifation dieſer Verord⸗ 
nung mit ihnen abgeſchloſſenen Contrakfts — untadelhaft funktionirt haben, 
ganz unſtatthaft, wenn nicht in den, mit den konſtituirten Juſtitiarien ge— 
ſchloſſenen Contrakten ausdrücklich ein Anderes fipulirt worden ift, als welches 
den beiden kontrahirenden Theilen frei ſtehet. 

Im Falle der Aufkündigung des Juſtitiars, von Seiten des Gutsherrn, iſt 
davon ber kompetenten Juſtiz⸗Canzellei bie behufige Anzeige zu machen, und 
ſo fort ein anderer Juſtitiarius/ unter Beobachtung des sub a. bemerkten, 
zu beftellen. Ä x En 

e. Im Falle: der Erledigung bes Zufkitiar- Amts auf andere MWeife, als durch 
Auffündigung von Seiten des Gutäherrn, iſt baffelbe ſpäteſtens binnen drei 
Monaten orbnungsmäßig wieder zu beſetzen, immittelſt aber ein benachbarter 
- Suftitiarius ad interim zu konſtituiren. 

$. 13. Sowohl -bei . den vereinten, als aud den einzelnen Gerichten it bie - 
Entfernung des Juſtitiarii won Seiten des Conftitwenten allemal zuläßig, wenn bie 
Gründe der Entfernung bei der fompetenten Yuftiz-Canzellei angezeigt, und —— 
wiewol immer nur ſummariſch, verhandelt und entſchieden worden. 

$. 14. Die aus ber Annahme der Juſtitiarien auf drei Jahre, jo wie die aus 
der zehnjährigen untadelhaften Amts-Bermaltung der Juſtitiarii entſtandenen Ber- 
hältniſſe gehen zwar in allen Erbſchaftsfällen auf den fucredirenden Gutsbeſitzer, nicht 
aber in Veräußerungsfällen auf den Käufer über. Auch werden die, während einer 
angeordneten Curatel, abgelaufenen Jahre der zehnjährigen Gerichts⸗Verwaltung, nad) 
erfolgter Auſhebung der Curatel, dem ehemaligen Curanden, wider feinen Willen, nicht 
angerechnet. Es iſt jedoch in ‚allen diefen Fällen der Erledigung bes Juſtitiariats, 
wie oben ($. 12 e.) vorgefährieben, mit der Wiederbefegung zu verfahren. 

$..19. Den Juftitiarien feet eine ſechsmonatliche Auffündigung ihres Amtes 
zu. Im übrigen find fle, wenn bie Gerichte wegen der gegen fie andringenden Gläus 
biger allgemeine Verfügungen zu treffen veranlaft worden, fo wie wegen begangener 
und ermicfener Verbrechen, von’ dem Juſtitiariat-Amte zu: entfernen. Ob dag Ber: 
bredden Der Urt fei, daß es die Remotion zur Folge haben müſſe, foll das, die Urthel 
ſprechende Gericht beſtimmen, und alle Gerichte in Unſern Landen hiemit bazu ange» 
wieſen ſein. Auch der Guts-Beſitzer ſelbſt wird in dieſen Fällen von der eigenen 
Ausübung der ihm nach dem Vorſtehenden beigelegten Jurisdiktions - Vefugniſſe gleich⸗ 
falls ausgeſchloſſen. 

$. 16. Zu Juſtitiarien können Überhaupt nur rechtliche und unbeſcholtenre, ber 
Rechte fundige Männer beftellf werden, welde bereitö ihr 25. Lebens⸗Jahr zurüdge- 
legt, und in einem befonderen, über ihre Rechtsfenntniffe bei einer Unfrer drei Juſtiz⸗ 
Canzelleien anzuſtellenden ſtrengen Eramen zum Richter- Amt‘ wohlbeftanden ind. Bei 
ſolchem Eramen follen Unfere Sufliz-Canzelleien aber beſonders aͤuf die Kenntniſſe und 
Rechts⸗Erfahrungen Rückſicht nehmen, bie ein Richter bet einem Patrimonial⸗Gerichte 
in Medienburg nothwendig baben muß. in foldergeftalt geprüfter Rechtägelehrter 
Tann in beiden Kreiſen Unſers Großherzogthums und in-einem jeden Sprengel Unſerer 
Sanzelleien das Juſtitiariat-Amt beffeiden. Das etwa bereits überſtandene Eramen 


⸗ 
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zur Erlangung Der Advolaten⸗Matrikul, fo wie das Doltor-Diplom, befreiet nicht 
von dem allemal bejonders "zu verfügenben Eramen zur Qualififation als Richter. 
Im übrigen fol hiedurch bie Difpofition im$.8, für bie bort bezeichneten, jeßt ſchon 
in biefer Qualität vorhandenen Perfonen nicht alterirt werben. 

$. 17. Jedem Suftitiario, welcher ın ben vereinten Gerichten beftellt wird, ift 
für Behinderungsfälle ein anderer, möglichſt nahe oder an demfelben Orte wohnender 
Rechtsgelehrter, deſſen Rechtskenntniſſe mindeſtens als Advofat geprüft find, als Sub- 
Kitut zujuorbuen. Diefer ift zugleich in ben Terminen, bie der AYuflitiar an feinem 
Wohnorte hält, deſſen Gerichts-Beiſitzer und zur Iheilnapme an der Dekretur und 
Berathung in allen Rechts-Angelegenheiten, bie nicht in ber Gerichtefikung felbft fo- 
fort abgemadt werben Fönnen, beredhtiget und angemwiefen. 

- Die Befiger einzelner Guts. Gerichte haben gleichfalls einen zuläßigen Subflituten 
für den, von ihnen anzunehmenden Juſtitiar zu beftellen, oder das Nöthige Dieferhalb 
in dem, mit bemfelben abzufchliegenden Contrakte feſtzuſetzen. 

Die anzuftelenden Juſtitiarien haben nachſtehenden Eid zu leiſten: 

„ich N. N. ſchwöre, daß ich das mir anvertrauete Amt eines Juſtitiarii bei 
dem Patrimonial⸗Gerichte zu..... gewiſſenhaft und treu, ohne alles An- 
feben ber Derfon, nach ben — mohlbefannten Geſetzen und Beichaffenheit der 
vorlommenden Sachen, verwalten will, und es foll mich Davon weder Freund⸗ 
ſchaft noch Feindſchaft, Gunſt, Haß oder eine andere Sache, wie die Namen 
haben mag, weder Gabe, Geſchenk, noch Eigennuß, oder was Menjgen Sinn 
erbenfen mag, abmendig machen. Soldes und alles andere, was einem ge- 
rechten Richter wohl anftebet, will ich getreulid und fleißig verrichten, ohne 
alle Sefährde, ale mir Gott helfe und fein beiliges Wort.“ 

$. 18. Für die Ausübung ber, ben Guts-Beſitzern felbft, oder ben, nad S. 2 
ihnen gleichzuachtenden Perfonen, zugeſtandenen Jurisdiktions⸗Befugniſſe, können ſelbige 
im Fall ber Behinderung oder Abweſenheit einen andern Guts-Beſiter ſubſtituiren. 
Ehemänner der Frauen, welche Güter befigen, genießen bei ber Ausübung ber Juris— 
diftions-Defugniffe dirſelben Rechte, melde für curatores personae beftimmt ſind. 

S8. 19. Zu Berfigern ſind nur unbefdoltene und bes Schreibens wohlfundige 
Perfonen zu adhibiren. Sie müſſen die Wahrheit, Bolftändigfeit und Unparteilichkeit 
des Berfabrens, imgleichen die Richtigfeit und Bollftändigfeit bes Protofols, ſoweit 
ein Richt-Juriſt ſolches beurtheilen Tann, durch ihre Unterfchrift des Protokolls bes 
zeugen, und haben folgenden Eid zu unterfchreiben: 

Äh... . verfidere biemit an. Eides Statt und fo wahr mir Goit bheife, 
ben Gerichtoſitzungen, bei denen ich gegenwärtig fein werde, mit aller Auf- 
merkſamkeit beizuwohnen, und ehe ih das Protofoll unterjdireibe, mich völlig 
bavon zu überzeugen, daß im Gerichte(mit ben Parteien)redlich verfahren und 
afles richtig. und vollftändig niebergefeprieben ift.* 

Beifiger, welche ein für allemal beitimmt find, Haben biefen Eid nur einmal zu 
teilten, und find dank im Protofoll ale beftellte und beeidigte Beifiger auf- 
zuführen. 

In denienigen Sachen, welche des Gutsherrn eigene Perfon und deſſen Familie, 
oder einen, mit demſelben geſchloſſenen Contrakt betreffen, müſſen ſie von dem Guke- 
herrn völlig unabhängig ſein, und werden von dem Juſtitiario aus den benachbarten 
Gutobeſitzern, Predigern, Pächtern und Adminiſtratoren zweier Güter, und überhaupt 
aus-folhen Leuten ernannt, welche eine angemeſſene Bildung erhalten haben. In den 
übrigen Sachen werben fie aber von dem Gutsherrn felbit ernannt, und hindern feine 
Dienft- oder Gontrafis-Berhältnifle Diefe Ernennung. 

$. 20. Zu Altuarien können nur unbefcholtene ‚und. fonft qualificirte Derfonen, 
welche ſich barüber durch rin gewiſſenhaftes Zerugniß des Juſtitiarii, inſoferne fie nicht 
Notarien ſind, auszuweiſen haben, nach vorgängiger Beeidigung beſtellt werden. 
Ihnen liegt außer dem Protokollſchreiben, und ber ihnen :ehwa. anfzulegenten Aus— 
fertigung der gerichtlichen Dekrete und Protokolle, die Beſorgung ber Regiftratur-Ce- 
ſchäfte ob, foweit felbige nicht von dem Juſtitiario übernommen werben find. 


x 
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Sir werben von den Guts-Beſitzern mit möglichſter Berückſichtigung ber Wünſche 
und Vorſchläge des Juſtitiarii beftelt, und müſſen für bie vereinten ritterfchaftlichen 
Gerichte als Notarien immatrikulirt fein. Uebrigens Tönnen fie willkührlich entlaſſen 
werden. 
In Behinderungsfüllen des Altuarii ſteht es dem Juſtitiario frei, einen nabe 
wohnenden Notarius für bie gefegliche Gebühr zu adbhibiren, 
$. 21. Ale Klagen, ‚oder fonflige gerichtliche Anträge müſſen zuerſt bei bem 
Gutsherrn, oder deſſen Besollmädtigten, injoferne legterer nicht ſelbſt verklagt wirb, 
angebracht werden. Diefe Bevollmächtigten können Outs-Pädter, Wirthſchaſts⸗ 
Schreiber u. f. mw. fein. Diefe ftellen ‚über bie angebradte Klage .eine Beſcheinigung 
aus, welche der Kläger dem Juſtitiario einzuhändigen bat, damit dieſer feine Be- 
ſchwerde annehme; jedoch ſteht es dem Gutsherrn, oder deſſen Bevollmächtigten, frei, 
vorher erſt einen Verſuch zur Güte zwiſchen den Parteien anzuſtellen, und den Schein 
zur gerichtlichen Klage erſt nach fehlgeſchlagenem ſolchem Verſuch zu ertheilen. 
Es darf dieſer Verſuch zur Güte aber nicht über 8 Tage verſchoben werden, 
und der Juſtitiarius iſt ſchuldig, die eintretende gerichtliche Verfügung nicht länger, 
als 14 Tage nach Behändigung ber eben gedachten Beſcheinigung, ausgeſetzt fein zu 
laſſen, und find beide, refp. der Gutsherr und ber Juſtitiar allemal ſchuldig, ben 
Parteien, die durch eingetretene längere Verzögerung und nötbig gewordene Extra⸗ 
hirung des Mandatı de administranda justilia veranlaßten Koften und Schäden 
zu eritatten, inſoferne fie nicht nachweiſen können, daß die Verzögerung nidt durch 
ihre Schuld entftanden if. 
| $ 22. Hinſichtlich der Gerichtsſporteln normirt bis zur Publikation einer all- 
gemeinen Nieder» Gerihts-Sportel- Taxe, bie Sportel- Zare für Unjere Domantal«- 
Aemter mit einer allgemeinen Herunterfeßung in allen Anfägen bis auf zwei Drit- 
theile derfelben, infoferne nicht bei einzelnen Patrimonial- - Gerichten bereits Sportel- 
— be fein follten, welche geringer als jene find. 
Vorgedachte Beflimmungen Tommen in Anjehung ber Roſtockſchen Stadt⸗ 
und — fo wie übriger ſtädtiſcher Cäümmerei ⸗Güter, der ſtädtiſchen Patrimo- 
nial⸗Gerichtsbarkeit und der Kloſter⸗Aemter, nicht zur Anwendung, ſondern bleibt das 
Weitere dieſerhalb bis zur Publikation der allgemeinen Nieder-Gerichts ⸗Ordnung 
ausgeſetzt. 

Wir behalten Uns übrigens noch ausébrüclich vor, nach gemachter Erfahrung, 
den Gegenſtand, worüber vorſtehend verordnet iſt, ſo wie die jetzt beſchloſſenen Ver⸗ 
ordnungen, mit Unſern getreuen Ständen weiter zu prüfen, und was ſich dann nüß- 
licher erweifen würbe, anberweitig zu verfügen. 

Gebieten und befehlen demnach ſämmtlichen Unfern Landes- Gerichten und Be- 
hörben, auch Zanbes-Eingefeffenen, bie hierin erteilten Vorſchriften in vorkommenden 
Fällen forgfältigit zu beobachten, fo mie ein jeder Unferer getrenen Unterthanen ſich 
darnach auf bas genauefte zu richten bat. " 

Damit auch biefe Unfere Eonflitution zu jedermanns Wiſſenſchaft komme, fo 
haben Wir foldhe burd das officielle Wochenblatt befannt machen laſſen. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben , Schwerin, 


den 21. Juli 1821. 
Friederich Franz. 
Conſtitution 
wegen künftiger Einrichtung der ————— 
Gerichte. 


1398. Collegial⸗ und Gxpeditionsorduung bes Oberappellations: 
gerichts. 4. Auguft 1821. 
Se. Königl. Hoheit Baba von der für das Großherzogliche Ober-Appellationg- 
Gericht entworfenen und unterm 24. Mat db. J. landesherrlich beftätigten 
Eollegials und Erpepitions- Ordnung 
zur allgemeinen Kenntniß und Benutzung bes Publici ben nachflebenden Auszug durch 
ben Drud öffentlich befannt zu machen befohlen. 
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Ertract. 

Die Regiſtratur iſt zur Annahme der an das Ober ⸗Appellations · Gericht ge⸗ 
richteten Eingaben außer ben Ferien an allen Wochentagen, Bormiitags von Oftern 
bis Michaelis von 9 bis 12 Uhr, von Michaelis bis Dftern von 10 bis 1 Apr, 
Nachmittags von 3 bie 4 Uhr geöffnet. Außer diefen Stunden find nur beeilte 
Stüde von den Protonotarien anzunehmen, und wenn biefe nicht mehr auf Dem &e- 
richts⸗Gebäude find, an den Xelteften derſelben abzugeben. Berfiegelte Eingaben gehen 
an ben Präfidenten zur Eröffnung. 


Ale gerichtlichen Ausfertigungen, auch Communikate, werben ber Regel nach, 
und injofern nicht ein anderes vom Ober-Appellations-Gerichte ausdrücklich vorge— 
fhrieben worden, ben Prokuratoren ber Erhibenten ober Ertrabenten burd ben 
Debellen zugeftellet. Nur bei folden Verordnungen, mit melden gerichtliche Aften 
remittiret worden, bleibt die unmittelbare Abfendung Regel. In folden und: anderen 
Fällen, wo "ed an einem Ertrabenten ober beftellten Profurator fehlet, gehen der- 
gleichen Ausfertigungen denjenigen, an melde fie gerichtet find, unmittelbar entweber 
mit der Poft oder auf dem fonft vorzuſchreibenden Wege zu. 


Zur möglichſten Beförderung ber Anſchlüſſe, Abſchriften und Communikate ſoll 
ber Copiiſt — zu deſſen Amtspflichten die Beſorgung derſelben vorzüglich gehört — 
diejenigen Stücke, welche er binnen der beſtimmten Zeit nicht eigenhändig zu fertigen 
fih verpflichtet, durch anderweitige Hülfe Eopiren laffen, dies jedoch mit Ausnahme 
der gerichtlichen Defrete, welche nach 6. 22 der Dber-Appellations-Gerihts-Drdnung 
allemal von feiner eigenen Hand abgeſchrieben fein müſſen. 

Die Perſonen, deren Beihülfe er ſich bei Anfertigung der Abſchriften bedienen 
will, ſollen, infoferne gegen fie nichts zu erinnern iſt, befonders auf Verſchwiegenheit, 
Treue der Abſchriften und Betriebfamkeit beeidiget werden. Dieſe Abſchriften, ſo wie 
alle mitgetheilt werdenden Dupla, werden von dem Copiiſten, und nur die von 
dieſem eigenhändig gefertigten Copieen von einem der Canzelliſten kollationirt, auch 
von jedem, der die Collation beſorgt hat, darunter das Collatum mit ſeinem Na⸗ 
menszuge gezeichnet. 

Etwa nöthige Vidimationen beſorgen die Canzelliſten, jedoch hat der Sefretair 
das. ihm eigende dazu behändigte befondere Gerichteſiegel Darunter zu ſetzen. 

Dem erften Protonotar ift für jeht die Verwaltung. und Berechnung des Caſſen— 
weſens, fo wie die Empfangnahme und Aufbewahrung ber Depofiten, aud die Er- 
bebung und Aufbewahrung ber von dem Sekretair zu berechnenden Gerichtögebühren, 
nachdem berjelbe foldyerhalb Die vorſchriftsmäßige Cantion beſtellet hat, unter Aufſicht 
des Präſidenten übertragen. 

- ede Gebühr. muß, ber Regel nad, bei Auslieferung ber gerichtlichen Derfügung 
wahrgenommen werben. Dod ift ohne befonbere Verordnung keine "Ausfertigung 
wegen nicht gefchehener Ablöfung zurüd zu behalten. Uebrigens bleibt dem aflen- 
verwalter unbenommen, mit ben Profuratoren — ſo lange dieſe babei Feine Unord⸗ 
nung veranlaffen — ber Gehühren halber monatlich zu liquidiren. 

Das Geſchäft eines Bibliothekars iſt für jetzt dem zweiten Protonotar unter 
ſpecieller Zeitung eines Membrı Collegii übertragen. 

Die Protonotarien haben, ohne gerichtliche Verſtattung, auher dem Gerichts⸗ 
Perſonale, niemanden die Akten⸗-Einſicht zu bewilligen, und eben fo wenig, wie der 
Pedell, den Beſuch ber Sirgelftube, den Zutritt zu ben Regiftraturzimmern irgend 
anderen Perfonen zu geftatten. Auch dürfen Feinem Intereſſenten ohne gerichtliches 
Dekret einige Abſchriften oder Nachzichten non Altenſtücken oder Officialverhandlungen 
von den Ganzelleiverwanbten ertheilt werden. 

Den Canzelliſten und dem Copiiſten iſt bie Betreibung aller . Notariatöge- 
ſchäfte unterfagt, glei mie: Feinem Gerichtsverwandten ‚dergleichen Nebenbetrieb 
eftattet if. 

* Uebrigens find geſammie Canzelleiverwanbte, außer dem Pedellen, zur Abhaltung 
ber Protokolle bei Sitzung des Ober⸗Appellations⸗Gerichts, und zur Vorleſung ber 
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zu publicirenden Erkenntniſſe durch ihren auf en a und SEIDDBENN 
geleiteten Official⸗Eid verpflichtet. 

Schwerin, den 1. Auguſt 1821. | 

\ Aus vroßberzoglier Regierung. 


1309. Abänderungen der 
27. Juli 1836. 


Friederich Franz ıc. Wir haben für zrvedmäßig erfannt, einige der bei ber 
ſtattgehabten Bifitation des Ober- Nppellationd- Gericht3 zur Sprache gebrachten Ge— 
genftände fchon jebt, vor Beendigung ber beabſichtigten Revifion Der unterm 1. Juli 
1818 publisirten Ober-Appellations⸗Gerichts-Ordnung, gefeglich feitzuftellen, und ver⸗ 
ordnen, nad freundvetterlicher Communication darüber mit bes Großherzags von 
Medlenburg - Strelig Königl, Hoheit ‚und Liebden, im Einverſtändniſſe mit Unſern 
getreuen Ständen: 
I. ber $. 35 der Publications⸗Verordnung vom -1. Juli 1818 erhält die Er⸗ 
weiterung, 
daß bie Vorſchrift ‚des S. 60 ber Ober - Appellations+ Gerichts -Orbnung 
bei allen dem Ober: Appellations- Gericht unmittelbar ober mittelbar unter- 
geordneten Gerichten Anwendung finden fol, 
Es müſſen demnach einer jeden Entſcheidung in Urtheilen und Deereten, na⸗ 
mentlich alſo auch ben Beweis-Interlocuten, Die wefentlichen Gründe derſelben 
pinzugefügt. werden, und bleibt es ben Gerichten überlafien, felbige entweber 
er Entſcheidung ſelbſt zu inſeriren oder ſie derſelben beſonders anzuhängen. 
Im erſteren Falle iſt dies jedoch ſorgfältig fo einzurichten, daß auch äußerlich 
erkennbar iſt, was wirkliche Entſcheidung ſein ſoll und was zur Begründung 
derſelben angeführt wird, 
II. ber S. 11 ber Ober» Appellations - Gerichts - Ordnung iſt aufgehoben und wird 
ſtatt deſſen beſtimmt: 
$. 11. Ausfallen der Stimmen. ‚Ein Mitglied des Ober-Appella- 
tiond- Gerichts darf nicht Referent fein noch votiren, wenn es vorher 
Richter oder Advocat einer der ftreitenden Parteien in dieſer Sache ge— 
weien, oder auch in vorigen Dienft- Verhältniffen an denjenigen Beſtim⸗ 
mungen “in derfelben, Theil gehabt, welche auf ben zur Entſcheidung ftehen- 
den Fall Einfluß haben; ferner wenn es mit einer Partei oder deren 
Sahmald in directer auf» oder abjteigender Linie blutsverwandt oder. ver⸗ 
ihwägert, ober wenn ed mil-einer. Partei bis zum britten Grabe ber 
Bluts verwandtſchaft oder Schwägerſchaft inclusive verwandt it; endlich 
wenn fein eigenes Intereſſe eintritt.“ 


HI. Der letzte Abſatz bes $. 16 ber Dber- Appellations- Gerichts -Drbmung, von 
„Sollte eine .... bis ... den Ausichlag", iſt aufgehoben und treten dagegen 
folgende Beſtimmungen ein: 

„Für ben Hall eintretender, durch en — nicht zu hebender, 
Stimmen⸗Gleichheit — er 
A. in Civilſachen: 

1) die Meinung, für welqh · das Ober⸗Appellations⸗Gericht ſich nad) be⸗ 
ſtimmten, durch mindeſtens vier ũbereinſtimmende vota zu Stande ge⸗ 
brachten, Präjudicien ſchon ausgeſprochen bat; in Ermengelung. u 

2) bie sententia confhirmatoriaz; ſodann 

3) das übereinſtimmende votum bed Ne- und Korreferenten, in Querel⸗ 

ſachen 'bes:erften und zweilen Votanten; wenn auch dies nicht zutrifft, 

4) Das mit dem voto bes Präfidenten oder beifen Stellvertreter& überein- 
ſtimmende -votom des Re⸗ und Eorreferenten, ſelbſt wenn — Referent 
ober. Correferent iſt. 
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B. in Criminalſachen: 

1) die Entfheidung für Die milbere Meinung; zerfallen aber die Stimmen 

in drei Theile, jeder von: gleicher Stärke, dann die media sententia; 

2) bie Meinung, für welche fi das Dber- Appellations- Gericht nach Prä- 
judirien, wie sub A. 1), bereits ausgeſprochen hat. 

G. Sollte in bejonberen. Fällen bie Stimmen-Gleihheit nach vorſtehenden Be— 

ſtimmungen nicht zu heben fein, fo Br bie Verſenbung ber Acten ex officio 

eintreten. 

Jedoch bat Das Ober-Uppellationd-Gericht, zur möglichſten Bermeidbung 
berfeiben, in Eivilfachen allemal zuvor einen Bergleichstermin anzufehen, bei 
democh eintretender Acten⸗ Verfendung aber, vor derſelben, ———— die 

erforderliche proviſoriſche Verfiigung gu treffen. 

D. Bei Collegial⸗Beſchlüſſen, die richterliche Entſcheidungen und Deerete nicht 

betreffen, giebt, im Falle der Stimmen⸗Gleichheit, Die Meinung bes Präfi- 
benten ober desjenigen, ber feine. Stelle vertritt, den Ausfchlag.” 

W. Bei dem $. 26 der Dber-Yppellatians-Berichts-Drbnung tritt die Beſtimmung 
ein, daß, wegen Verwandtſchaft mit einem Mitglieve dee Ober » Appellationg- 
Seriäts, Jemand: nur dann von ber Stelle eines Procuratoro ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, wenn ein ſolches Verhältniß in directer auf⸗ oder abſteigender 
Linie der Blutsfreundſchaft ober Schwägerſchaft ſtattſindet. 

V. Der $. 59 ber Dber Appellatious· Gerichts· Ordnung iſt aufgepoben und lommt 
ſtatt deſſen zur Anwendung: | 

8. 59. Frifen De Orbuungsfriß bein Dber-Appellations- Gericht, bat 
ben Umfang von neun Wochen; in den Fällen aber, worin nad geießlicher 
Vorſchriſt extra ordinem procedirt wird, ober bei Neben⸗Acten im Laufe 
des Berfahrens, deſchränkt bas Gericht, nach Ermeilen ber Umſtände, den 
Umfang berjelben auf kürzere Zeit. Sriften von and unter acht Tagen 
laufen, aud ohne daß es ansprüdiih dabei bemerft_ worden, in ben 
Serien. Wenn bei Fatalien der Zeitpunct Des Anfangs nicht genau conflirt, 

fo werden fie von Mittag an gerechnet. 

VI. Der $. 63 der Ober-Appellationd- Geridts- Ordnung fol fortan alſo lauten; 
$. 63. Gerihte-Gebühren. Die Gerichts -Gebühren find denen ber 
Medienburg-Schwerinfdhen Juſtiz⸗Canzleien gleichgeftelt. Cie werben nicht 
in M. Val., fondern in NZwor. zu voll erhoben; 

Alle oberen und niederen Behörden Unferer Lande, ſowie fämmtliche Lanbes-Ein- 

wohner, haben ſich nach ben vorſtehenden Beftimmungen ‚genau zu achten. 

An dem gefchhiehet Unfer anabigier Wille ynd Meinung. Gegeben durch Unfere 

Regierung, Schwerin, am 27. Yuli 1836, 


Sriederid. Franz 
Verordnung 


wegen Abänderung und Ermeitermg —— 
mehrerer Vorſchriften der Dber⸗Appel⸗ x t 
lations⸗Gerichts⸗Ordnung. 


1400. Nevidirte Ob eravpellationogerichtsorduuug 20. Juli 1840. 
Paul Friederih x. Die Berorbnung vom 1. Juli 1818 zur Publication 
ber Oberappellationsgerichts - Drdnung verhieß im $. 38, daß ‚die künftigen Erfah⸗ 
rungen und Bemerkungen der Landesgerichte, infofern fie auf Berbefferung der Ober- 
appellationsgerichts⸗Ordnung ac. Einfluß haben‘ Tönnten, : gefammelt, und bann auf 
verfaffungsmäßigem Wege das Weitere verorbnet werben ſolle. Schon feit längerer 
Zeit, haben Wir ernfllich dakauf Bedacht genommen, ſolche Berheißung’ in Erfüllung 
geben zu laſſen, und es gereicht Uns daher zur befondern Zufriedenheit, Diefes Biel, 
nad) Vollendung ber eben fo —— als ſchwierigen Vorarbeiten, nunmehr er⸗ 
reicht zu ſehen. 
Der Inhalt Der bieherigen Oberappellationsgerichts · Ordnung und des dazu 
gehörigen Publications- Geſetzes war indeſſen zu mannigfaltig, als bag es hätte 
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angemeſſen — können, die bioherige Verbindung ſe verſchichenartiger Gegen⸗ 
finde beizubehalten. 

So mie baber bereits durch bie Berorbnung vom, 8. Januar 1839 die für 
Criminalſachen anwendlichen Rechtsmittel abgeſondert geregelt worden ſind, ſo hat 
auch alles, die Rechtamittel in Giviljachen .ıc, Betreffende von der revidirten Ober: 
appellationsgerichtd:Drdnung ausbeſchieden, mithin. Die letztere lediglich auf 
bagjenige ‚bejchränft werden müllen, :mas bie Stellung, Organjfation und: fomftigen 
Verhältniſſe des DOberappellationsgerichte betrifft. 

Dieſer bier beigefügten revidirten Oberappellationsgerichts-Drbnung ertheilen Wir, 
nach hausvertragemäßiger Communication mit Sr. Königlichen Hoheit dem Grof- 
herzoge, son Mecklenburg⸗Strelitz, und im; Einverſtändniſſe mit Unſern getreuen Stän⸗ 
den, hiedurch die geſetzliche Sanction für Unfere geſammten Lande, mit Einſchluß der 
Stadt und Herrſchaft Wismar. 

Da jedoch Das Oberappellationsgericht, bieher in Parchiun, feinen Sie vom 1. 
October d. 3. an in der Stabt Roftod haben wird, und da überdies die heute . 
publicirte - Verordnung, ‚betreffend Die Rechtsmittel in: Civilſachen sc.,. nicht füglid vor 
dem ‚genannten Tage zur Anwendung kommen kann, damit den Gerichten, Sachwälten 
und Parteien bie nöthige Zeit gewährt werde, ſich im Voraus ben Inhalt dieſes Ge- 
ſetzes gehörig anzueignen, fo: wollen und verordnen Wir, daß die Bu Kraft ber 
revidirten ee gleichfalls erſt mit — .October dieſes 
Jahres eintreten ſoll. 

Die unterm 1. Juli 1818 ——— —— 77 — 
Ordnung und bie Verordnung vom 27. Juli 1836, wegen Abänderung 
und Erweiterung mehrerer Vorſchriften derſelben, fo wie bie Drdaumg für die Pro» 
euratoren des Oberiappellationsgerichte vom 20. Auguft 1819, ferner Die Verord⸗ 
nungen vom 17. März und 19. September 1837, betreffenb bie Beſtellung 
und Legitimation der Procuratoren, werben hiemit gänzlich aufgehöten, bergeftalt, daß 
Re ‚mit dem 1. October b. J. ihre Gefegeshraft: verlieren. 

Wegen ber gleichfalls nothwendig getvorbenen Aufhebung der Berordnung 
vom 14. December 1836, betreffend das Verbot der Actenverfendung in Eriminal- 
und Polizeiſachen, fo wie wegen bed einftweiligen theilweiſen Fortbeſtehens ber 
Publicationg-Berordnung vom 1. Jali 1618, ift durch das Publicationg- 
Patent zur Verordnung, betreffend bie Rechtsmittel im Civilſachen zc., und durch bie 
Nebenverordnung vom heutigen Datum das Erforderliche ſanctionirt, worauf hier 
verwieſen wird. 

— durch Uuſere Regierung, Schwerin am 20. Inli 1840. 


Paul Friederich. 


Resitirte Oberappellationsgerihie-Orbnung: 
Inhalts⸗Ueberſicht. 
J. Bon der Stellung und dem Geſchäftskreiſe bes Ober: 
appellationsgeridts ; $. 1. 
MH. Bon den Mitgliedern: Des, Döerappehiatiensgerihte und 
ben übrigen ibm angehörigen Perfonen. 
A. m, 


1) Anzahl und Collegialſiellung berfelben } ; ‚ 8. 2. 

2) Bedingungen ber Auſtellungsfähigkeit . 6. 3. 

3) Beſetzung der Stellen im Oberappellationsgerichte $. 4. 

4) Gerechtſame der Gerichtsmitglider .* . ; A 8. 5. 

5), Allgemeine Berufgpflihten. berſelben . i j Ss. 6. 

6) Prafidial-Obliegenbriten, ai ee & ; $. 7. 

B. Banzlei-Perjonen . 2 ; ; 3 R $. 8. 
C. Sonſtige Serihtspülfen . . ar ee Bi a i $. 9. 
. . 10 u. 11. 


D. Advocaten und Procmratoren >. 20. m 





Gerichtsordnungen. Oberappellationsgericht. 253 
III. Bon Beftreitung. ber Bebürfniffe bes a 


gerichts . $. 12. 
IV. Bon dem Gefhäftsgange beim Dierappeiationsgerißt: 
1) Proceßgefehe.- j $. 13. 


2) Parteivorträge Bergleigsberhanblungen . ; i $. 14. 


3) Kollegial-Berathung und Beſchlußnahme . . 6. 15 - 20. 


4) Pflicht der Verſchwiegenheit ei £ u: $. 21. 
5) Behantlung der auferrichterlichen Geſchäfte — $. 22. 
6) Erpedition i $. 23, 
V. Von der landesherrlichen Doer⸗Aufficht über bas Dier- 
Bu 
1) im Allgemeinen . . : Bu. ——— — 


2) auf Partei-Beſchwerden. ; 3 
3) Verhaftung ber Gerichtsmitglicber 
4) Jahresberichte des Präſidenten 
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6) Außerordentliche landesherrliche Berfügungen 


1. Bon der Stellung und dem Gefdäftekreife des Ober⸗ 
appellationsgerichts. 
$. 1. Das Oberappellationsgericht iſt gemeinſam für alle Großherzoglich Meck⸗ 
lenburg⸗Schwerinſche und Großherzoglich Mecllenburg⸗ Strelitzſche Lande. 
1) Es entſcheidet nur in höherer und letgter Inſtanz nach Beſtimmung der, die 
Rechtsmittel gegen gerichtliche Verfügungen betreffenden Landesgeſetze. 
2) Als Schiedsgericht, wenn es dazu gewählt wird, hat es einzutreten: 
a. in Sachen zwiſchen ben Landeſherren und Ständen, nach ben. beiberfeitigen 
Großderzogl.. Patentverordnungen vom 28, November 1817, und 
b. in Aufträgalfachen der Mitglieder be beutfchen Bundes, nad den ſolcherhalb 
beſtehenden Bundesgeſttzen. 
3) Als aufſehendes Obergericht in es dem Griminal- Gollegium zu Bützow in 
Grundlage‘ der Eriminalgerihts-Orbnung vom 31. Januar 1817 vorgefeßt. 
4) Es it Prüfungsbehörbe zur Ermittelung der Befähigung zum Richteramte, 
nad) den deshalb beſtehenden bejonderen Beflimmungen. 


voorana 
Ne) 
S 


5) Auf landesherrliches Erfordern iſt daſſelbe verpflichtet, über GOegenſtände ber 
Geſetzgebung im Juſtizſache und der Rechtspflege überhaupt fein Erachten abzugeben, 


und auch berechtiget, unaufgefordert erachtliche Deep dieſer an bie Landes⸗ 
Regierung zu richten. 

Letztere werden von bemfelben gewärtiget; wenn es bei ben übrigen Gerichten 
Mängel der Nechtäpflege ober eine Verſchiedenheit in der Anwendung wahrnimmt, 
welche Tandesherrliches Einfhreiten oder geſetzliche Abhülfe zu erfordern ſcheinen, oder 
wenn — bei Verſchiedenheit der Anſichten im. Oberappellationegerichte ſelbſt — eine 
gefegliche Teftftellung für die Zufunft ale swedmäßig ſich darſtellt. 


6) Die Gefhäftsöhliegenheiten des Gerichts in Bezug auf feine Einrichtung und :: 


Stellung, auf bie Gerichtsmitglieder und ſonſtige dem Gerichte angehörige Perſonen, 
auf das Gerichtsibcal, Caſſenweſen u. dgl. m. ergeben ſich aus den in vieſer Ord⸗ 
nung vorkommenden befonderen Beſtimmungen und ſonſt a Zwrd und Serurſen 
von ſelbſt. 
7 Die ſolcherhalb, oder wegen anderer beiden Landesthrilen seiner amen 
Gerichtsgegenſtände - abzuftattenben Berichte find gleichzeitig und übereinſtimmend an 
beide Landes-Regierungen, mit ber Anführung, bag ſolches geſchehen, zu richten; bie 
darauf erforberliden Verfügungen werden beide Landesherrſchaften im gegenfeitigen 
Einverftändniffe, fei es gemeinfhaftlich oder beſonders, erlaffen. 

8) Die Ausfertigungen bes Gerichts erfolgen fortan unter deſſen eigenen Namen: 

„Großherzoglich Meeimburpifgee Oberappellationsgericht· 

und —— bes Präfidenten. 


- “." - 
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Nur bie förmlichen Erkemtniſſe in Appelkations- und Reſtitutions ſachen 
(vergl. $. 51 No. 1 ber Verordnung wegen ber Rechtsmittel in Civilſachen sc.) 
find alſo zu faflen: ; 

Namens nnd im Auftrage 
Gr. Königlichen Hoheit des. Allerdurchlauchtigſten Großherzogs 
(Name des Landesherrn, aus deſſen Landen die Sache an das Ober⸗ 
aapppellationsgericht erwachſen if.) 
pon Mecklenburg (Schwerin oder Strelitz)! 
In Sachen ar. 
wird nad — — (Bezugnahme auf bie — —— 
gründe) hiemit für Recht erfannt: 


Daß ꝛc. 
V. R. W 
Gegeben im Sroßherzogli Medlenburgiſchen Oberappellationsgerichte 
zu 
a und Unterfihrift bes Präfibenten,) 


Bel den an das Dberappellationsgericht zu richtenden Eingaben find fols 
gende Gurialien zu beobachten: 
‚in ber Anrede: 
„Zum Großberzoglichen . hoben. Dberappellationsgerichte allerhöchſt ver- 
„orbuete Präfident, Vicepräfident. und Käthe”, 
im Gontert und bei ber Uinterfihrift beziehungsmeiie: 
„Hohes Dberappellationsgericht" und „des hohen Großherzoglichen Med- 
„lenburgiſchen Oberappellationsgerichts ehrerbietigft gehorfanfter*, 
bie Auffchrift Tante: - 
„An das Großherzoglich Medienburgifche hohe Dberappellationägericht”. 
Das Gerichtsſiegel führt um das gleiche Wappen beider ———— die 
Umſchrift: 
„Großherzoglich Medlenburgiſches Oberappellationsgericht 


II. Bon den Mitgliedern des Oberappellationsgeridts 
und den fonft dahin. gehörigen Perfonen. 


Anzahl und \ s. 2. Das. Gericht beſteht .jeht aus fieben Mitgliedern, aus einem Prüjl- 
—— denten, einem Vicepräſidenten und fünf Räthen. 
Gerihtömits Jedes Mitglied bes Oberappellationsgerichts ift in biefer Eigenſchaft 


glieder. beiden Xanbestheilen gleihmäßig verpflichtet. 

Auch arbeiten fämmtlihe Mitglieder durchweg in allen Sachen, ohne Unter- 
fchieb des Landes, woher. letztere an das Gericht gelangen. 

Mit Ausnahme des Präfidenten nehmen Die übrigen Mitglieder des Gerichte 
ihren Sitz nad dem Zage ihrer Bellallung und rüden, dem Dienftalter nad, 
auch in die Stelle bes BVicepräfidenten auf. 

BEER NENNEN $, 3. 1) Zum Präfidenten oder Rath kann nur ein Rechtsgelehrter be- 
——— ſtellt werden, welcher das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt bat, chriſtlichen Glau— 
fähigfeit, bens bekenntniſſes und von unbeicholtenem Lebenswandel tft. 

— 2) Die Blutefreundſchaft mit einem ber vorhandenen Mitglieder des Ge⸗ 
richts, bis zum britten Grade — civilrehtliher Berechnung — einſchließlich, 
hindert den Eintritt eines neuen Mitgliedes; ebenfo die Schwägerfchaft erften 
ober zweiten, Grades, es fei denn, daß bie ehelihe Verbindung, wodurch fie 
entitanden, bereits aufgehört hat. - Tritt Die Schwägerichaft erft nad der Gin“ 
führung in Das Oberappellationsgericht ein, fo ſchließt fie Denjenigen aus, durch 
ben fie entſtanden iſt. 

3) Ueber feine rechtswiſſenſchaftliche Tüchtigkeit bat ſich der anzuftellende 
‚Rath zuvor bri dem. Oberappellationsgerichte burch Ausarbeitung förmlicher Re⸗ 
lationen über zine Civil⸗- und eine Criminal⸗Rechtsſache und demnächſt in einem 
vom Gerichte mit ihm abzuhaltenden Colloquium näher auszuweifen. 
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Nur wenn berjelbe bereits als Mitglied eines andern deutſchen Oberappella⸗ 
tionsgerichts oder einer Medienburgijcken Juſtiz⸗Canzlei, oder als Univerſitäts- 
lehrer und Mitglied des Spruchcollegiums einer Juriſten-Fatultät genügende 
Beweiſe jriner Befähigung zum höheren Nichteramte gegeben hat, hängt es, nad 
vernommenem Erachten des Dberappellationsgerihts, von ber anbesherrlichen 
we ab, ob bie vorgefchriebene Prüfung ganz oder theilweife zu er- 
lajien i 
4) Hinſichtlich des. ‚zu beftellendben Präfidenten bebarf es Teiner beſonderen 
Prüfung, wenn ber für Dies Amt Beſtimmte Mitglied bed Dberappellationdge- 
richts iſt. In andern Fällen bleibt es den Lanbesherrn vorbehalten, über bie 
Anwenblichfeit und über Die Art der Prüfung nad vernommenen rathfamen Be⸗ 
benfen bes Engern Ausſchuſſes Beſtimmung zu treffen. 

9) Die Anordnung der Prüfung und’ beziehungsweiſe das Erlaffen berfelben 
‚erfolgt von bem beftellenden Landesherrn, an melden auch über dag Ergebniß 
ter Prüfung, mit Beifhliefung ber Relationen und des über ben Gang bes 
Colloquiums aufzunehmenden Protocolls, vom Dberappellationsgerichte zu be- 
richten tft, und zwar mit Abgabe eines beftimmten Unpeile über Die wiſſenſchaft 
liche Befähigung des Geprüſten. 


$. 4. Die Stellen ber Mitglieder bes ene® werben folgenbermaaßen Beieeung ber 
Ilen im 


bejeht. 
1): Die Beftellung bes Gräftdenten bleibt ER Micklenburg⸗ Schwerinſchen a 


Landesherrſchaft ausſchließlich und ohne Beihräntung ‚auf bie. pugliener bes 
Gerichts vorbehalten. 

23 Ben den übrigen Stellen beſetzen jeder der Landesherren eine, und eine 
dritte Stelle beide Landesherren gemeinſchaftlich. 

Die zuletzt erwähnte Stelle wird jedesmal, nuch vorgängiger Einigung bei⸗ 
ber Landesherren unter ſich und nach vernommenem Erachten bes Engern Aus- 
ſchuſſes der Ritter⸗- und Landſchaft, einem ſolchen Rechtögelehrten verliehen wer⸗ 
ben, welcher ſich als ordentlicher Lehrer der Rechte an einer deutſchen Univerſität 
und als Mitglied. des Spruchcollegiums einer Juriſten⸗Facultät bewährt hat. 

3) Zu ben drei übrigen Stellen haben die Lanbflände das Vorſchlagsrecht, 
und zwar bergeftalt, daß zu einer Stelle bie Ritterfhaft beider Derzog- 
thümer mittelft gemeinfamer durch einander gebender Wahl, zu der zweiten eben 
fo die Landſchaft beider Herzogthlimer — bie Stadt Roſtock einſchließlich — 
und zu ber dritten abwechfelnd erft die Ritterſchaft, dann die Landſchaft bei- 
der Herzogthümer — unb fofort in gleicher Folge — den Vorſchlag macht. 

4) Die Ausübung jenes Beftellung= - oder Vorſchlagsrechts (No. 2 und 3) 
beftimmt fi fih nach dem abgegangenen Mitgliebe, nicht nach ber Stelle, bie daſſelbe 
zuleßt inne gehabt hat; und zwar alſo, daß von bemjenigen Theil, welcher ben 
Abgegangenen beftellt ober’ vorgefihlagen hatte, für Die Wiederbefegung ber Durch 
den Abgang erledigt gewordenen letzten Stelle des Gerichts (8. 2) zu forgen if. 

5) Zur Ausübung des ſtändiſchen Vorſchlagsrechts bat ber bei einem Er- 
Tedigungsfall dazu berechtigte Theil der Stände einen geeigneten Mann zu wählen, 
und zu der allein ritterſchaftlichen, fo wie zu ber allein Tandjehaftlihen Stelle der 
Schwerinſchen, zu der‘ gemeinfamen rittere und landſchaftlichen Stelle aber 
der Streligfchen — in Borjhlag zu bringen, da dann, falle 
nicht beſonders erhebliche Gründe entgegenftehen, Die Tandesherrliche Berufung und - 
Beltellung des Borgefhlagenen erfolgt. - 

6) Beide Landesherren wollen jedoch vor ihrer endlichen Entſchließung über 
Die Berufung eines Raths, gleichviel ob ſolche unmittelbar oder auf vorgängigen 
ſtändiſchen Vorſchlag vorzunehmen iſt, über die in Frage ſtehende Perſan das 
Erachten bes Oberappellationsgerichts erfordern, auch jedenfalls von der Ernen- 
nung eines Mannes abftehen, wenn das Oberappellationsgericht vach ai Ueber⸗ 
zeugung ſolche beſtimmt widerräth. J | 


A.B. 
Gerechtſame 
der Mit⸗ 
glieder des 
Gerichts. 
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7) Ber eintretender Erledigung einer Stelle hat der Präſtdent davon ſofort 
beiden Landes⸗Regierungen, und im Fall der Vorſchlag zur Beſetzung bei den 
Ständen fleht, aud dem Engern Ausſchuß bie Anzeige zu machen, ba dann von 
dem Berechtigten die Einleitung zur Beſetzung der Stelle thunlichſt zu fürbern if. 

Die ftändifhe Vorſchlagswahl iſt immer auf dem nächſten nad Eröffnung 
ber Stelle eintretenden allgemeinen Landtage ober in fonftiger nächften allgemei- 
nen Zandesverfammlung vorzunehmen. 

Auch Die Wiederbefehung ber erledigten Präfibentenftelle wirb lanbesherrs 
licher Seits möglichft gefördert werben. 

8) Ihre Dienftbeftallungen empfangen ber Präfbent und bie Räthe von bem 
Landesherrn, von welchem ihre Berufung erfolgt ift. 

Der. von beiden Lanbesherren gemeinfchaftlich zu ernennende Rath erhält in 
den zwei nächſten Befeßungsfällen vom Schwerinfhen, im britten Fall aber 
vom Strelitzſchen Landesherrn die Beſtallung; ebenfo foll es in den weiter 
folgenden Befegungsfällen gehalten werben. Der Bicepräfident erhält, von bem 
Lanbesherrn die Beitallung, ber ihn zum Rath ernannt bat. 

9) Der die Beitallung ertheilende Landesherr srläßt auch bie Berorbnungen 
zus Deeidigung und Cinführung ‚des neuen Mitgliedes bes Gerichts. 

10) Die körperlich abzuleiftenden Eide des Präfidenten — welchen auch der 
Virepräſident abzuleiften hat — und ber, Räthe enthalten die Anlagen A. und B. 

. 5. 1) Die Landes» und Orts-Angehörigteit der Gerichtsmitglieder für 
fih und ihre Familie richtet ſih — in Gemäßheit ber Deshalb beftehenden all- 
gemeinen Grundfäge — nad Dem Orte, mo Das Dberappellationsgericht — 
Sitz hat. 

2) Ibren Gerichtsftand haben ſie für ſich, ihre Frauen und unabgefonbertbn 
Kinder, fo wie auch, bis auf anderweitige Beflimmung, ihre Dienſtboten bei ber - 
Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod. 

3) Die beftallungsmäßige Befoldung wird ben jetzt Angeftelten immer zum 
voraus für drei Monate — am 1. Januar, 1. April, 1. Juli, 1. October — 
den künftig Anzuftellenden aber erſt am Schluſſe dieſer Quartale gezahlt. 

An GSterbefällen empfangen die nachgelaffene Wittwe und bie ehelichen Kin- 
ber, beziehungsmweife zufammen oder einzeln, die Befoldung bes Berftorbenen für 
das GSterbequartal, wenn die Zahlung für baffelbe nicht zum voraus geſchehen 
if, und außerdem noch für andere ſechs Monate. 

4) Die Gerichtsmitglieder haben dem Medienburg- Schwerinſchen Wittwen⸗ 


Inſtitute für die Civil- und Militair-Diener beizutreten; 


5) Sie genießen im Allgemeinen bie ihrer Stellung gebührenden perjün- 
lihen Vorzüge und haben ihren Rang, ber Präfident in ber britten, ber Vice— 
präfident in der vierten und bie Räthe in ber fünften Glafie der Rangordnung; 

6) Es können von ihnen Feine in Perfon zu beſchaffenden Ortsleiſtungen 


- gefordert werden; auch find fie in allen andern Beziehungen zur Stadt nnd 


Stadtobrigfeit den der Gerichtsbarkeit ber Juſtiz⸗ Canziei unterworfenen Stabdt« 
einwohnern gleichgeftellt. 

7) Die Anftellung geſchlebt ohne Kündigungsvorbehalt, und Yein Mitgkieb 
bes Gerichts Tann ohne richterlihe Entſcheidung feiner Stelle entjeßt werben. 

8) Iſt ein Mitglied des Gerichts durch Krankheit oder Alter gänzlich bienft- 
unfähig geworden, fo wird es mit der Hälfte feiner Bejoldung in ben Ruheſtand 
verfegt. Es bleibt jedoch die etwanige Bewilligung eines größeren Nubegehalts 
in 'außerordentlihen Fällen zur befonderen Bereinbarung zwifchen Bürften und 
Ständen verſtellt. 

Ob bie Dienftunfähigkeit vorhanden if, Darüber entfcheibet, nad vorgän- 
iger Unterfuhung und nad vernommenem Erachten des Engern Aueſchuſſes, 
lediglich ber Ausſpruch beiber Landesherren; ein gerichtliches Serfahren barlber 
findet nicht ſtatt. 
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NyEine etwanige Dienſtaufklindigung von "Selten der Gerichtömitglieber 
ſelbſt muß immer mindeſtens ſechs Donate ver dem beabſichtigten Angange 
ag = 

6. 1) Gefammte Mitgliever bes Berichts Haben ber vollfommenen Er- 
füllung ihres wichtigen Berufs Das ernſtliche Beſtreben jeber Zeit zu widmen, 
welcher zunächſt und hauptſächlich auf eine forgfältige, ben in beiden Großer 
zoglichen Banden beſtehenden Geſetzen entſprechende, völlig unpartheiifhe und 
thunlichit geförderte Rechtspflege gerichtet iſt. Auch baben fie felbft in ihren 
außeramtlichen Verhältniſſen Alles forgfültig zu vermeiben, was ihr hohes 
Nichteramt und deſſen gewiſſ enhafte Verwaltung in irgend einer Beziehung ge» 
fährden fann. 

2) Sie haben Feine ftörenden Nebengefhäfte zu tibernehmen, unb ſich ins⸗ 


beſondore der Uebernahme fremder Rechtsgeſchäfte und Curatelen, auch ber Er⸗ 


theilung von Rechtsgutachten zu enthalten. Jedoch mögen ſie für Eltern, Kinder 


Allgemeine 
Berufs⸗ 
pflichten der 
Gerichts⸗ 
mitglieder. 


and Geſchwiſter dergleichen Geſchäfte beſorgen, auch landesherrliche, für Zwecke 


ter Rechtspfloge ertheilte Aufträge Übernehmen, wobei jedoch eine — Ent- 
fernung vom' Gerichtsorte vermieden werden ſoll. 

3) Ohne Vorwiſſen und Genehmigung Des Präſidenten barf fein Mitglied 
bes Gerichts über einen Tag vom Gerichtsorte entfernt fein. 

Bu fängerer als ſechswöchentlicher Entfernung ift ein, unter Mitunterfehrift 
bes Präfwenten nachzuſuchender landeoherrlicher Urlaub erforderlih. Die Nach— 


ſuchung geſchieht bei der Landes Regierung, von Derm Lanbesherrn der. Rath . 


feine Befallung dat, und die erfolgte: Bewilligungg iſt demnächſt der anderen 
LandesuRrgierung von dem Präfidenten anzuzeigen. 5 

Des landesherrlichen Urlaube bedarf auch der Präfident, wenn feine Ent- 
fernung vom Gerichtsorte über ſechs Wochen hinausgehen ſollte; fonft genügt 
feine, bei über einen Tag dauernden nn erforderliche Anzeige bei den 
übrigen Gerichtömitgliebern. 

Ay Allemal ift bei ber Entfernung einzelner Gerichtsmitglieder vom Gerichts⸗ 
orte auf längere Zeit die Rückſicht zu nehmen, daß thunlichſt fünf, mindeſtens 
aber, und dies auch ſſelbſt ‚während der Gerihtöferien, drei Mitglieder für bie 
laufenden Geſchäfte gegenwärtig bleiben, 

5) In Abmefenpeits-, Krankheits- oder fonftigen Behinderungsfälen eines 
oder mehrerer Gerichtemitglieber hat ber Präfident durch angemefjene anderweitige 
Bertheilung der Geſchäfte, foviel nöthig und thunlich, dahin zu ſehen, daß der 
Fortgang der letztern darunter nicht leidet. 

857 : Reben ben ſchon bisher. ermähnten, und noch ferner in biefer Ord⸗ 
nung feſtgeſetzt werdenden befondern Obliegenheiten bes Präſidenten, iſt ihm 

1ÿ)) überhaupt .Die Aufſicht über das ganze Gericht und die Direction in 
demſelben in Grundlage dieſet Ordnung anvertraut. In dieſer Hinſicht hat der 
Präſident alle Sorgfalt darauf zu richten, daß alle in Bezug auf das Gericht 
und die Angehörigen deſſelben beſtehenden Vorſchriften genau befolgt werten, daß 
ben Amtspflichten: ber Gesichtsmitglieder und Gubalternen allenthalben genügt, 
und die Beilimmung bes. Berichts auf das volftändigfte erfüllt wird. Das 
nähere Verhältniß gefammter gerichtsbehörigen Perſonen zum Präſidenten ergiebt 
ſich von ſelbſt aus ber demſelben zuſtändigen leitenden und beaufſichtigenden 
Stellung. Ä 
: 2) Sollte ein Mitglied des Gerichte es an ber Erfüllung feiner Amts⸗ 
pflichten ermangeln laffen oder fonft feinen Dienftverhältniffen nicht genügen, und 
follten die vom Präſidenten zunäthſt auf fchonende Weife folderhalb zu machen⸗ 
ben Erinnerungen Isinen Erfolg ‚haben, fo ift berfelbe verpflichtet, In Gegenwart 
zweier anderer Gerichtomitglieder feine Vorſtellungen ernitlih zu erneuern und, 
wem andy. dies erfolglos bleiben würbe, zur weitern Berfligung darüber an bie 
Landra«Regierungen zu berichten. . 

Medi. Geſetzſammlung II. 17 


Präfibial: 
Obliegen⸗ 
heiten und Be⸗ 
rechtigungen. 


Canzleiper⸗ 
ſonen. 
E 


Fiscal, 
Auctionator, 
Executor. 


Militair⸗ 
hülfen. 


| Abvocaten. 


Procuratoren. 
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3) In Rückſicht der Subalternen bat der Präſidert allemal dasjenige, was 
zur Erhaltung oder Wiederherftellung .der Orbnung erforderlich ift, unmittelbar 
zu verfügen und nöthigenfalls — nad fruchtlofer Erinnerung vor verfammelten 
Collegium und bemnädft genommener“ Rückſprache mit lehterem — bei den Lan⸗ 
bea-Regierungen Vortrag zu machen. 

45) Auch hat der Prüfident auf die Erhaltung bes Gerihisgebäubes N 
aller dem Gerichte angehörigen Gegenſtände feine Aufficht zu erfireden, und die 
erforderlichen Beiferungen zur rechten Zeit. zweckmäßig anzuorbnen, 

Sollten jedoch umfünglihere, das Gewöhnliche bedeutend überfteigende bau- 
liche Beſſerungen und fonftige erhebliche neue Anfchaffungen erforberlich werben, 
fo it zuvor die Genchmigung der Landes-Negierungen einzuholen. | 

5) Dem Präfidenten bleibt e3 unbenommen, in einzelnen Fällen ber Aus- 
übung feiner Präfidialobliegenheiten ben —— oder mehrere Mitglieber 
bes Gerichts zu Rathe zu ziehen. 

6) In Abwefenheit oder bei fonftigen Behinderungen des Präfidenten hat 
ber Bicepräfident und, wenn auch dieſer behindert ift, der nächftfolgende Rath 
fih allen und jeben befonderen Obliegenheiten bes Präfidenten zu unterziehen, 
wogegen ihm Die nöthige Erleichterung in ben: ‚übrigen Amtsgefhäften zu Theil 
werden muß. 

$. 8 1) Die für die Ganzleigefehäfte- erforderlichen Verfonen — zur, Zeit 
ein Secretär, zwei Protonotarien oder Regiſtratoren, zwei Sanglifiea und ein 
Pedell — werden von ben Landesherren abwechjelnd ernannt und mit Beſtallung 
verfchen, und zwar nad einen zweifachen Turnus, wovon ber eine bie Secretär⸗ 
und Regiftrator- Stelle, der andere die übrigen Subalternen- Stellen umfaßt. 
Sn jedem Turnus erfolgs bie, Ernennung und Beftallung zweimal von der 
Medienburg- Schwerinfgen und dann einmal von ber Megienburg- Streligfchen 
Landesherrſchaft. 

Das Oberappellationsgericht hat in jedem Defehungsfalle einen geeigneten 
Manıt für die erledigte Stelle nah Stimmenmehrheit in Borfchlag zu bringen. 

2) Ber ihrer Einführung find die Canzleiverwandten — unter ‚Dinweifung 
auf die Erpeditionsordnung des Collegium: — mit einem ber Gemeinfamfeit 
des Gerichts und ihren Dienftpflichten entfpredhenden Eide zu belegen. 

3) Die Beflimmungen des $. 5 No. 1, 2, 3, 4 und 6 finden bezie⸗ 
bungsweife auch auf die Ganzleiverwandten ihre Anwendung. zZ 

$. 9. 12 Wenn bas Dberappellationsgeriht eines Fiscals, Auctionators 
oder Executors bedarf, jo bedient es fi) eines der in gleicher Eigenfchaft und 
unter der nämlichen Landesherrſchaft bei den Juſtiz-Canzleien Angeſtellten, und 
zwar rüchkſichtlich des Executors in ber Regel des ber zu exequirenden Partei am 
nächſten wohnenden. 

2) Die Militärbehörden find angewiefen, ben Befehlen bes Gerichts zur 
Hergabe der etwa erforderlichen Militärgewalt unbedingt Folge zu leiſten. Je— 
doch hat das Gericht in Fällen, da ein ſtärkeres Commando als von 24 Mann 
nöthig ſein wird, ſich der unmittelbaren Verfügung zu enthalten und ſtatt deſſen 
an ben Landesherrn Vortrag zu machen. Das Militär muß allemal aus dem- 
jenigen Lande genommen ober bei dem Lanbesherrn beantragt werben, in befien 
Lande es die Hülfe deiften foll. 

$ 10. Wer zur Advoratur bei den Juſtiz⸗Canzleien zuläſſig ift, barf 
auch beim Dberappellationsgericht abvoriren. Die Pflichten der Abvocaten find 
auch hier dieſelben, namentlich ſoll Hinfichtlich ihrer Vorträge Die Verordnung vom 
2. Februar 1792 Anwendung finden. 

$. 11. Zur Uebernahme ber Procuratur beim Oberappellationsgerichte 
find bie am Gerichtsorte wohnhaften Canzlei⸗Procuratoren berechtigt; bie ſolchen⸗ 
halb etwa noch erforderlichen näheren Beflimmungen bleiben vorbehalten, 

Diejenige Partei, welche ohne llebergabe eigener Anträge gegen fi ver⸗ 
fahren läßt, Tann zur Beftelung eines Procurators nicht angehalten werben; 
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auch bebarf es für einfache Anfragen der Parteien, ob ber Gegner eine Appellation 
oder Querel zur rechten Zeit eingeführt bet, ber Unterſchtift, mithin ber Be- 
ellung eines Procurators nicht. 


IH. Bon der Befreitung der Bepürfniffe des Öber- 
appellationsgeridhts. 


$. 12. 1) Zur Berichtigung der Gehalte ber Gerichtämitglieder und Sub- 

alternen, fo mie zur Beftreftung ber fonftigen Gerichtabedürfniſſe beſteht eine 

eigene Caſſe unter unmittelbarer Beauflihtigung bes Präfidenten. 
| 2) In dieſe Caſſe fließen bie Gerichtögebühren — welche nad) der Zare 
der Medienburg- Schwerinfhen Zufiz- Banzleien in NZwdr. zu vol zu erheben 
find? — und die Strafgelder. Das außerdem Erforderlihe wird zur Hälfte 
Des etatmäßigen Betrages aus ben von beiben Lanbesherren dazu angewieſenen 
Caſſen entrichtet, zur andern Hälfte von ber Ritter» und Landſchaft beiber 
Herzogthümer nach dem unter ihnen vereinbarten Verhältniffe aufgebradpt und 
aus ben Landkaſten gezahlt, 

::3) Wird eine Erhöhung ber jehigen etatmäßigen Beiträge erforberlich, fo 
iſt ſolche nad) demſelben Theilverhältniffe von allen Beitragenden aufzubringen. 

. 4) Die Beiträge find vierteljährlich, jedesmal zum vierten Theile, und zwar 
fpäteftens vierzehn Zage vor dem Zahlungstermine in bie Bedürfnißkaſſe ein- 
zuzahlen. 

5) Im Anfange rines jeden Kalenderjahrs hat das Gericht einen Einnahme» 
und Ausgabes Etat für das nächſte, von Sohannie zu Johannis gehende Rech⸗ 
nungsjahr beiden Landes-Negierungen zur Genehmigung vorzulegen. 

6) Mit der Saffenverwaltung und Rechnungsführung iſt einer der Canzlei⸗ 
verwandten zu beauftragen, und von demſelben eine Sicherheitsleiſtung auf tau— 
fend Thaler NZwor. zu maden. 

7) Zahlungen, die nad dem Etat feinen: feſtſtehenden Betrag haben, darf 
ber Rechnungsführer nur gegen ſchriftliche Anweifung bes Präfidenten leiften. 

8) Die Caſſenrechnung ift alljährlich mit Johannis abzufhliegen und, nad- 
bem fie vom Präfidenten vorläufig‘ nachgeſehen worden, mit ihren Belägen vom 
Berechner zur Schwerinſchen Lanbes> Regierung einzureichen. Diefelbe verfügt 
demnächſt im Einverftänbniffe mit Der Strelitzſchen Landes - Regierung Dasjenige, 
was wegen ber Rehnungsaufnahme durdy ben’ yon ber Ständen bamit beauf⸗ 
tragten Engern Ausſchuß, fo wie demnächſt nad eingegangenem Berichte deffelben, 
wegen Entbindung bes Rechnungsführers und ber Erlebigung der etwa aufge- 
fommenen Erinnerungen erforderlich wird. | 


IV. Bom Gefhäftsgange beim Oberappellationsgerichte. 


$. 13. Snfofen nit in dieſer Ordnung Abweichenbes beftimmt ift, hat 
bad Oberappellationsgericht für fein proceſſualiſches Verfahren die beiden Landes— 
theilen gemeinſchaftlichen Proceßgeſetze zu beobachten. Hinſichtlich der Gerichts— 
ferien findet die Verordnung vom 2. Juli 1833 auch auf Das Oberappellations— 
gericht Anwendung. 

$. 14. 1) Die Vorträge ber Parteien gefhehen ſchriftlich und find nad 
Vorſchrift der Berorbnung vom 2. Februar: 1792 einzurichten. 

2) Die Abhaltung von Vergleichsterminen bleibt — ſoweit fie nicht ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchrieben ſind — zum Ermeſſen des Gerichts verſtellt. 


$. 15. 1) Kein Mitglied des Oberappellationggerichts darf ſich ber Theil⸗ 
nahme an ben Berathungen entziehen, wenn es nicht durch Abweſenheit, Krank⸗ 
beit oder fonft aus rechtlichen Gründen daran behindert ift, 
2) Es kann nur ein Mitglied des Oberappellationsgerichts von einer 
Partei, mittelft perfönlicher Ableiſtung des Perhorrescenz⸗Eides, recuſirt werben; 


Grunbfegliche 
Proceßgeſetze. 


Vorträge der 
Parteien. 


Vergleiche 
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Spruch⸗ 
——— 


Mündliche 
und ſchrift⸗ 


liche 
Berathung. 


das Erbieten dazu iſt mittelſt fchriftlihen Antrages dem Präfitenten ober im 
geeigneten Fall dem Stellvertreter deſſelben verfiegelt zuzuſtellen. | = 
3) Dagegen muß jedes Mitglied fih der Theilnahme an der Beratfung — 
ſelbſt der Anweſenheit bei dem Vortrage — enthalten, nicht nur wenn ſein eigenes 
Intereſſe eintritt, ſondern auch wenn es in der zur Frage ſtehenden Sache ent⸗ 
weder Advocat einer der ſtreitenden Theile, oder in andern Verhältniſſen Richter 
geweſen iſt; ferner wenn es in ſonſtigen früheren Dienftverhältniffen an ſolchen 
Beſtimmungen der Sache Theil genonmmen hat, welche auf den zur Entſcheidung 
ftehenden Punct Einfluß haben; endlich wenn es mit einer Partei oder Deren 
Sahmalt sin graber Linie blutsverwandt ober verfhmwägert ik, fa wie aud 
wenn es ſich mit einer Partei in Blutsfreundſchaft oder Schwägerſchaft der 
Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade (civilrechtlicher Berechnung) befindet, 
4) Daß und warum ſich ein Mitglied aus Rüchſichten der letztern (3.) Art 
ber Ipeilnahme hat enthalten müſſen, it zu ben Abſtimmungen ‚zu vermerken. 
$. 16. 1) Für ben Fall eintretender, durch Collegialberathung nicht zu 
hebender Stimmengleichheit iſt in Civilſachen — falls nicht ein vorgängiger 
Vergleichſsverſuch augemeſſen gefunden werben ſollte ($.: 14 No. 2) — zunächſt 
der Meinung der Vorzug zu geben, für welche ſich das Oberappellationsgericht 


‚nad beſtimmten und. durch bie übereinſtimmende Anfiht von mindeſtens vier 


Mitgliedern zu Stande gebrachten Präjudizien bereits . ausgefprohen hat. In 
Ermangelung eines foldhen Präjudizes überwiegt die Meinung, nach welder bey 
angefochtene Erlaß, infoferne er den. Punct beraits in berfelben Lage entſchied, 
zw beftätigen il. Sodann iſt bie übereinftimmenbe Anfiht des Referenten und 
Gorreferenten, ober beziehungsweiſe des Referenten und bes zunädft -auf ihm 
folgenden Votanten vorzuziehen; ‚und endlich menn auch ‚Dies nicht gatrifft, Das 
Votum bes. Präfidenten ober feines Bertreters, wenn es mit dem Votum dee 
Referenten oder Correferenten übereinſtimmt. | 

Sa Strafſachen entſcheidet bei Stimmengleihpeit die für den Angeſchul⸗ 
digten mildere — wenn die Stimmen in drei Theile von gleicher Stärke zer⸗ 
fallen, die mittlere — Meinung, und demnächſt weiter ie) ein vor⸗ 
handenes auf obige Weije entſtandenes Präjudiz. 

Genügen alle jene Aushülfen nicht, fo iſt die Sache, nachdem zuvor die 
erforderlichen einſtweiligen Verfügungen getroffen worden, zur Einholung der 
fraglichen Entſcheidung nad einer beſtimmten vom Oberappellationsgerichte im 
Voraus zu ordnenden Reihefolge an eine der vier Landes-Juſtiz-Canzleien ober 
an die Juriſten-Facultät in Roftod zu verfenden. Diejenige. biejer Behörden, 
welche jchon früher in berfelben Sache geſprochen hat, ift jedesmal ausgeſchloſſen. 

Bor einer ſolchen Actenverfendung ift jedoh in Civilſachen allemal von 
bem Oberappellationsgerichte bie gütliche Dinlegung der Sache zu verfuchen, 

2) Können in Folge rechtlicher Behinderungsgründe (K. 15) nicht wenigſtens 
brei Mitglieder des Oberappellationsgerichtd an Abgabe der Entſcheidung Theil 
nehmen, fo ift auch alsdann bie gebachte Actenverfendung zu verfügen. 


$. 17. 1 Sn ber Regel find bie Vorträge zu den proceßleitenben De⸗ 
ereten mündlich, zu allen Entjcheidungen hingegen ſchriftlich, es fei denn, daß Die 
Gefahr beim Berzuge letzteres verhindern ſollte; in welchem Hall jedoch die 
Acten wo möglih annoch non einem Lorreferenten durchgeſehen und bie Abſtim⸗ 
mungen allemal zu Protocol abgegeben werben müffen. 

2) Zu einer ausnahmsweiſe etwa angemefjen fcheinenden Vorbereitung auf 
bie fohriftlichen Vorträge eine vorläufige Beſprechung einzuleiten, ftebt ſowohl dem 
Präfibenten als dem Referenten frei. 

3) Die ſchriftlichen Relationen in Appellationss und Reflitutiong- 
Fällen, welde zum Zwei eines Erfenntniffes über die Unerheblichkeit ober Er- 
heblichfeit ber Beſchwerden abznftalten find, müſſen das ne aus ben Acten 
in volljtändigen Auszügen enthalten. 
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. Wenn für vie Relationen zu Eutſcheidungen dieſer Art in einer Querel⸗ 
oder Repräſentations-Inſtanz ein Arten- Auszug von fokhem Umfange nicht 
erforderlich fein follte, fo Darf dagegen rine genügende bifterifche Darftellung mit 
Dinweifung auf die betreffenden Actenſtücke niemals fehlen. 

4) Auf dergleichen Relationen in Appellationg-, Reftitutiong- und 
Repräfentationg-Fällen iR allemal ein eigener Gorreferent (vgl. bie 55. 37, 
39 der Verordnung betreffend die Rechtsmittel in Civilſachen) zu. beftellen, welcher 
ben Auszug bes Referenten mit den Acten zu vergleichen und bemerklich . zu 
machen hat, was barin Thatſächliches unrichtig vorgetragen, ausgelaffen ober 
nicht genug hervorgehoben fein möchte. 

In Querelfällen vertritt, falls nicht wegen Umfängligfeit und Verwicke⸗ 
lung ber Sache ein eigener Correferent beftellt werden follte, Die Stelle beffelben 
ber nächte Botant nad tem Referenten. 


5) BVenn im erften Umlauf verſchiedene Anfichten anfgefommen find, ohne 


bag die letzten Abflimmungen- oder andere beſondere Grlinde einen zweiten Um⸗ 
lauf veranlaffen, und eben fo, wenn im zweiten Umlaufe Abflimmigfeiten ge— 
blieben. ind, iſt die Sache vom Referenten in ber Verſammlung zum Zweck des 
endlichen Beſchluſſes weiter mündlich vorzutragen. Es bleibt jedoch nicht nur 
zum Etmeſſen des Präſidenten verſtellt, ſondern es kann auch von jedem Mit⸗ 
gliede beantragt werben, felbft nach der mündlichen Berathung einen ſolchen Bes 
fhluß noch von einer ferneren ſchriftlichen ——— im zweiten oder dritten 
Umlauf abhängig zu machen. 

6) Die.in Grundlage eines ſolchergeſtalt — einftimmig, ober durch 
Stimmenmehrheit erfolgten endlichen Beſchluſſes abgefaßte Entſcheidung und bie 
zugehörigen Gründe find zur Unterzeichnung, oder zu etwanigen Erinnerungen -im 
Umlauf zu bringen, uab iſt über fi etwa hervorgebende Berjchiebenheiten thun- 
lichſt durch weitere mündliche Abfimmung zu befchließen. 

7) In allen Füllen, wo ſolches nad) der Beithaffenheit bes Gegenſtandes 
zweckmäßig erſcheint, iſt gleich in der Sitzung der dort erfolgte mündliche Bes 
ſchluß zu den voraufgegangenen ſchriftlichen Abſtimmungen niederzuſchreiben und 
von den daran theilnehmenden Mitgliedern zu unterzeichnen. 

$. 18. 1) Die regelmäßigen Berjammlungen des Cofegiums, worin gleich 
wie in Terminen ober jonftigen Gerichtsfigungen ber Präfident bir Zeitung bat, 
werben. an zwei beitimmten Wochentagen gehalten, 

Doch bleibt dem Collegium ben Umfländen nad eine Veränderung oder 
Vermehrung biefer Berfammlungstage überlafien, — aber eine Verminderung 
derſelben. 

2) Auch bleibt es dem Präſidenten unbenommen, bei größerem Anbrange 
der in den Berfammlungen zu erledigenden Gefchäfte, fo wie aus befonberer 
Beranlafjung erftere fo oft anzufeken, als er es angemeſſen findet. 

8) Die. vorfommenden Termine werben ber Regel nah an andern als an 
ben zu ben gewöhnlichen Berjammlungen beftimmten Tagen abgehalten. Es 
müſſen in benfelben, außer dem Dirigenten, mindeſtens zwei Mitglieder anwefend 
fein, inſoferne nicht ber Präfident ober deſſen Verkreter Die Aumefenheit des 
ganzen Collegiums nothwendig findet. 

$. 19. 1) Dem Bicepräfidenten und den übrigen Räthen liegt die Ueber⸗ 
nahme aller erſten ſchriftlichen and mündlichen Vorträge ob, ſowohl in den elgent⸗ 
lichen richterlichen als: auch in ben augerrichterluhen Collegialgefchäftefachen, infos 


feene nicht der Präßdent in —— Fällen ſolche zu u augemeſſen 


findet. 

2 Zu den einkommenden neuen: Sachen beſtimmt ber. Präfbent die Perſon 
bes -Desernenten, welchen im Laufe bes Procefies den Umſtänden nach zu der 
ändern ihm unbenommen bleibt, 

3) Desgleichen beſtimmt Ferſelbe zu ben ſihriftlichen Relationen ben Refeiraten 
und ben GCorreferenten, injoferne er bie Correlation nicht felbſt übernimmt, und 
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4) vertheilt er mit gleicher Berechtigung auch bie Ausarbeitung ber Ent⸗ 
würfe zu Erachten und Berichten, 

5) Die endliche Faffung der befchloffenen Deerete und förmlichen Erfenntniffe 
mit den äugehörigen Gründen gefchieht von dem beftellten Decernenten ober Re— 
ferenten, jedoch ſteht es ihm frei, wenn er überfiimmt mworben, dieſe Arbeit ab- 
zulehnen, welche dann von einem andern-Mitgliede — nach collegialifiher Be— 
rathung, nöthigenfalls Beſtimmung des Präfidenten — zu übernehmen ift. 

6) Dagegen müffen alle Mitglieder, welche an ben Verhandlungen Theil 
genommen haben, alfo auch Die eberftimmten, die bejchloffenen Decrete und fürm- 
lichen Erfenntniffe unterzeichnen. 

7) Wenn in Gerichtögefhäften ein Mitglied des Collegiums abzuordnen iſt, 
fo beſtimmt letzteres daſſelbe, jedoch kann der Präſident Die Uebernahme ablehnen. 

8) Bei ber Vertheilung der Geſchäfte, worin ohne Genehmigung des Prä- 
fidenten Eeine Veränderung vorzunehmen ift, bat derfelbe möglichfte Bleichheit zu 
beobachten, und 

9) über bie flattgefundenen Vertheilungen der Relationen und Correlationen, 
auch der ſonſtigen umfänglichen Arbeiten ein überſichtliches Verzeichniß zu führen, 
aus welchem die Zeit der Zutheilung, der Abgabe, der beendigten Abſtimmung 
und der geſchehenen Expedition erſichtlich iſt. 

$. 20. Für die. mündlichen Vorträge in ben Verſammlungen beſtimmt bie 
Drbnung bes Geſchäfts-Diariums in der Regel die Reihefolge. Die darauf 
eintretende Abſtimmung erfolgt nad Ordnung ber Sitze; jedoch ftimmt Der Prä- 
fident zulegt, wenn er «8 night angemefjen findet, mit feiner Abſtimmung voran⸗ 
zugehen. 

Wenn bei ſchriftlichen Relationen der Präſibent correferirt hat, ſo bleibt die 
Ordnung der Abſtimmung wie bei mündlichen Vorträgen; iſt aber ein anderes 
Mitglied Correferent, ſo ſtimmen die auf ihn folgenden jüngern Mitglieder nach 
Ordnung ihrer Sitze, wonächſt bie Reihe ber übrigen mit dem Präſidenten wie- 
der anhebt. 

Dieſe zulegt erwähnte Ordnung wird auch beobachtet bei ben. Borträgen 
über Gegenvorftellungen ($. 3 der Berorönung betreffend bie Rechtomittel in 
Givilfachen), zu welchen immer ein neuer Decernent in der Maaße beftellt wer⸗ 
den muß, Daß ber frühere Derernent nicht der, allemal bie Stelle des Corre⸗ 
ferenten vertretende nächſte Votant fein Darf. 

— $ 21. Die Mitglieder und Canzleiverwandten bed Gerichts haben über 
bie gerichtlichen Verhandlungen, namentlich über Die einzelnen Abflimmungen Ber- 
fchwiegenheit zu beobachten. 

Die Relationen und fihriftlihen Abflimmungen find — gehörig georbnet und 
abgefondert von den Arten — in der Regiftratur aufzubewahren. 

$ 22, Auch für Die Behandlung der außerrichterlihen Geſchäfte ($. 1 
Ne. A, 5, 6) gelten beziehungsweiſe im Wefentlihen bie obigen Grundlagen 
($. 15 ff.), jedoch mit folgenden nähern Beflimmungen: 

1) Bei Eollegialbefchlüffen über Geſchäftsgegenſtände Diefer Art giebt im 
Hall der Stimmengleichheit die Abflimmung bes Präfidenten ober deſſen, ber 
feine Stelle vertritt, den Ausfchlag. 

2) Zu ben abzuftattenden Erachten und Berichten ift den abflimmigen Mit- 
gliedern die Zurüdhaltung ihrer Unterfährift geftattet, auch ihnen unbenommen, 
mit Vorwiſſen bes Collegiums ihre abweichenden Anfichten in beſondern, gleich⸗ 
falls zu ben Collegialacten zu Iegenden Vorträgen einzuberichten. 

3) Bon der Theilnahme an den bem Collegium obliegenden Prüfungen darf 
fich Fein Mitglied willkührlich ausſchließen. Bielmehr haben alle nicht behinderten 
Mitglieder auch von ben fchriftlihen Prüfungsarbeiten gleiche genaue Kenntniß 
zu nehmen, und fi) über beren Befchaffenheit, insbefondere auch in Bezug auf 
die zuläffige Fortſezung der Prüfung, auszufprechen, 
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. Das. mit den. neu beftimmten Dberappellationg - Räthen abzubaltende Eollo- 
quium wird von dem Borfigenben geleitet, welcher es nad) Befinden noch von 
einem oder einigen anbern Mitgliedern fortfegen laſſen kann. 

Andere mündlihe Prüfungen müſſen mindefleus von drei — durch Collegial⸗ 
beſchluß dazu beſtimmten — Mitgliedern vorgenommen werden. 

Drr Gang der mündlichen Prüfung iſt im Allgemeinen vorher feſtzuſtellen, 
und muß Das nach Beendigung derſelben aufzunehmende Protocoll ihn nad ben 
er: Gegenſtänden näher nachweiſen. 

en der Expedition der Collegialbeſchlüſſe giebt die Erpebitiong- 
— 8 3 No. 2) die erforderliche Beſtimmung. 


vr Bon der landesherrlichen Oberaufſicht über das 
‚Oberappellationsgericht. 


$. 24. 1) So wie das Dberappellationsgericht in feinen gefammten aufer- 
richterlichen Berbältniffen den zur Sicherung feiner ortnungsmäßigen Einrichtung 
und Wirkſamkeit ergebenden Iandesherrlihen Vorſchriften Die gebührende Folge zu 
leiften hat, fo werben insbefondere auch zur Ausübung ber landesherrlichen Ober⸗ 


aufſicht über die Rechtspflege die Landes-Regierungen — und zwar in Bezug. 


auf einzelne Sachen die Regierung des Landes, aus welchem bie Sache an das 
DOberappellationsgericht gelangt iſt — jeberzeit Diejenigen Berichte, nach Befinden 
mit den Acten, von Demfelben erfordern, welche fie zu folhem Zweck nöthig 
erachten;_ ohne jedoch dadurch einem freien ungeftörten Rechtsgange Aufenthalt‘ zu 
machen oder Abbruch zu thun, da es vielmehr in folder Hinficht auch für das 
Dberappellationsgericht hei Den in den 88. 396, 397 und 398 bes Tandesgrund- 
gefeglichen Erbvergleihe vom 18. ‚April 1755 gegebenen landesherrlichen Zu⸗ 
ſicherungen verbleibt. 

2) Sollten ſich indeſſen Fälle ereignen, wo abſeiten des einen oder andern 
der beiden Landesherren dafür gehalten würde, daß eine Sache zur Entſcheidung 
an das Oberappellationsgericht gebracht ober gelangt ſei, bei ber es auf folde 
Gerechtſame des Landesherrn anfomme, melde die Landesverfaſſung und Das 
dahin Gehörige oder überhaupt die Ausübung der landesherrlichen Gewalt be- 
treffen, und daß daher die Sache nicht an Das Dberappellationsgericht gehöre, fo 
bat ſich diejes auf ein Mehreres, ale auf Abftattung von Bericht und etwa 
nöthig befundene Borlegung von Gründen nicht einzulaffen, fondern falls Ichtere 
unzureichend befunden würden, auf deshalb an bdafjelbe ergebende landesherrliche 
Berfügung fih der weitern Befaffung mit einer ſolchen Sache zu enthalten und 
derjenigen Partei, welche ih dadurch benachtheiligt halten möchte, die Erlangung 
weiterer Erledigung im verfaſſungsmäßigen Wege allein zu überlaſſen. 

$. 25. Hinſichtlich der Beſchwerden gegen bie Entſcheidungen und bag 
Berfahren des Oberappellationsgerichts felbft bewendet es bei den gefehlicden 
Nechtsmitteln. Jedoch werden 

1) auf etwanige bei ber betreffenden Landes-Regierung über verzögerte ober 
verjagte Rechtspflege angebrachte, Durch geeignete Vorträge beim Gerichte felbft 
nicht zu heben geweſene Beſchwerden, Die zur Abhülfe nöthig befundenen Jandes- 
herrlichen Verfügungen an dag Oberappellationggericht erfolgen. 

2) Richtigkeits⸗Beſchwerden gegen Entjcheidungen des SDberappellationg- 
gerihts "find von ber betreffenden Landes⸗Regierung überall nur zu beachten, 
wenn genügend nachgewieſen worden, daß dieſelben auf einem weſentlichen 
Mangel in Hinſicht der Oerichtoperſonen, der Parteien oder Des gerichtlichen 
Verfahrens begründet find, und Fein Rechtsmittel zu ihrer Debung weiter zu⸗ 
laͤffig if. 

In dieſen Fällen wird der Bericht des Oberappellationsgericht mit Vorle⸗ 
gung ‚ber Acten erfordert, web, inſofern daſſelbe Die behauptete Nichtigkeit nicht 
ſelbſt heben Tann oder will, die Beſchwerde zur Erwägung und Begutachtung ber 


Erpebition 


der Collegial⸗ 


beſchlüſſe. 


Im 
Allgemeinen. 


Auf Partei: 
Beichwerden. 


Verhaftung 
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der nächſten ordentlichen — nach Bewandriß ber. Umſtände einer einzuberufenden 
außerordentlichen — Viſitations⸗Commiſſion verſtellt werden. 

Inſofern ich aus dem Berichte derſelben eine nähere: Begründung der Be- 
ſchwerde ergiebt, wirb bie Landes“ Regierung das weitere Gehör der ‚bei ber 
Sache betheiligten Parteien veranlaffen, und fobann einen außerordentſichrn Ge- 
richtshof anordnen, weicher jedoch feinen Ausſpruch lediglich darauf zu befchränfen 
bat, ob bie behauptete Nichtigfeit vorhanden iſt oder nicht; alſo kein ſonſtiges 
Erkenntniß in der Sache abgeben darf. 

Dieſer außerordentliche Gerichtshof wird aus den Directoren der vier Juſtiz⸗ 
Canzleien und dem Decan der Juriſten-Facultät zu Roſtock gebildet. 


Die Leitung deſſelben bat, inſofern die Anordnung von der Schwerinſchen 
Landesherrſchaft geſchehen, der Director der Juſtiz-Canzlei zu Schwerin, inſofern 
ſolches der Fall von Seiten der Strelitzſchen Landesherrſchaft geweſen, der 
Director der Juſtiz⸗Canzlei zu Neu-Strelig. 


Die betreffende Landes-Regierung fendet dem Dirigenten die Acten mit bem 
Befehl, folde zuvörderſt bei allen Mitgliedern circuliren zu laſſen, demnächſt aber 
Ießtere zum Zwede der Abfafjung bes erforberlichen Sprudes an feinem Wohn- 
orte zufammen zu rufen, 

Der gefällte Sprud wird ſodann bei ber betreffenden Sanbes- Regierung 
verfiegelt eingereicht, und von berfelben ben Parteien, fowie dem Oberappellationg- 
gerichte mit Zurüdgabe der. Acten, zugefertigt. 

Iſt derſelbe für das Vorhandenſein einer Nichtigkeit auegefallen ſo iſt da— 
mit die fragliche Entſcheidung für aufgehoben zu achten und in der Sache weiter 
rechtlich zu verfahren. 

3) Werden ſonſt gegen das Oberappellationsgericht oder deſſen Verfahren 
bei der betreffenden Landes⸗Regierung Beſchwerden vorgebragt, melde, bie An- 
wendung bes Ianbesherrlihen Oberaufſichtsrechts erheiſchen Tünnten, fo wird 
auch hierin, nachdem zuvor das Gericht mit feinen Gründen gehört worben, 
benen, die fih mit Zug beſchweren können, die angemefjene Abhülfe durch landes— 
herrliches Einfehen nicht entftchen, fo wie dagegen verfpürter Leichtſinn und Muths 
willen auf Seiten bes Befchwerdeführers nicht ohne Beahndung gelaſſen werden. 

Würde jedoch das Oberappellationsgericht in einem ſolchen Fall dabei be— 
harren, daß es ſeinen beſchworenen Amtspflichten und ſeiner gewiſſ enhaften Ueber⸗ 
zeugung nach, ohne die Rechte der Gegenpartei zu verletzen, ein anderes Ver⸗ 
fahren nicht eintreten laſſen könne, jo bleibt es ſodann, ſoweit es die Sache an- 
geht, bei ſeinen Verfügungen; dagegen ſteht die Frage, inwiefern zur Vorbeu— 
gung ähnlicher Beſchwerden für die Zukunft anderweitige geſetzliche Beſtimmungen 
auf verfaſſungsmäßigem Wege erforderlich ſein mögen, zum landesherrlichen Er- 
meſſen und wird nach Befinden zur demnächſtigen Ermägung der Viſitations⸗ 
Behörde verſtellt. 

$. 26. Sollte jemals vorkommen, daß einzelne Mitglieder Des Oberappella⸗ 
tionsgerichts ihre Amtepflicht vorſätzlich verlegten, fo ift demjenigen, der Daburd) 
benachtheiligt zu fein vermeint, wenn er nicht verfäumt bat, auf dem Wege ber 
zuläffigen Rechtsmittel folchen Nachtheil abzuwenden, unbenommen, bei einer 
ſolcherhalb etwa eingeleiteten Unterſuchung feinen Entſchädigungsanſpruch mit an⸗ 
und auszuführen. Andernfalls ſoll ihm geflattet jein, bei dem Lanbesherrn, von 
welchem das zu beſprechende Gerichtswitglied feine Beſtallung empfangen hat, 
mit beſcheinigter Darlegung der Anfchuldigungsgründe, auf Eröffnung des Rechts⸗ 
weges gegen bafjelbe oder befien bereicherte Erben anzutragen. Die Landesherr- 
fhaft wird fobann das Erachten der zunächſt verſanmelten ordentlichen ober 
außerordentlihen Viſitations-Behörde vornehmen, und darauf, dem Befinden nad, 
bie für ben Angeſchuldigten zußändige Zuflis-Gauzlei zur. Annahme ber. lage 
und zu beren Berbandlang im ordentlichen Rechtsgange ermärhtigen. Der. An⸗ 
trag auf Berfihidung ber Usten an eine auswärtige Zuriften- Facultät ſoll is 
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bergleichen. Füllen ben: Parteien Treigelafen kein, und war ſowohl in eriter, als. - 


in den: folgenden Inſtanzen. 
Der mit einer Beſchuldigung - ber vorgedachten Art etwa gefrichene Miß⸗ 
brauch zieht eine Geldſtrafe von 100. bis 1000 Rthlr., ober nach Befinden eine 


angemeſſene Freiheitsſtrafe nach ſich, und iſt Die Vollziehung eines Bee Gtraf- : | 


erfenntnifles jebegmal öffentlich Bekannt zu machen. 

Beiter als im Vorſtehenden geftattet ift, follen bie Mitglieder des Ober⸗ 
appellationsgerichts aus ihrer Amtsführung feinen Privat-Anjprücen ausgeſetzt fein. 

$ 27. Zur Erhaltung fortlaufender landesherrlichen Kenntnig von ben 
Gerichtsverhältniſſen hat der Präfldent alljährlich im Sannar einen erſchöpfenden 
Deriht über den Zuftand und Gefchäftsbetrieb des Oberappellationsgerichts und 
über die Darauf bezüglichen erheblicheren Borfommenheiten bes ——— ia 
an beide Landes-Regierungen abzuſtatten. 

8. 28. Alle fünf Jahre fol eine gründliche. unterſuchung bes Dierappellan 
tiondgerichts, nach allen: feinen Verhältniſſen und Beziehungen, burd eine Aus 
Commiſſarien beider Landesherren — falls nicht bie Abordnung eines gemein— 


ſchaftlichen Commiſſarius Yorgezogen wird — unb HaRDUWER Deputicten Ber 


bende Viſitations⸗Commiſſion ſtatt finden. 

Beide Landesherrfhnften werben bie gefchehene Anordnung ‚einer ſolchen 
Viſitations⸗Commiſſion jedesmal einige Wochen vor dem Anfange des Viſitations⸗ 
Geſchäfts öffentlich bekannt machen laſſen. 

Neben einer nach Vorſchrift der geſetzlich feftgeftellten Viſitations⸗ Ordnung 
vorzunehmenden ſorgfältigen Erhebung aller bezüglichen Zuſtände, hat die Com— 
miſſton Alles zu erwägen und zur landesherrlichen Verfügung thunlichſt vorzu— 
bereiten, was der Abſtellung, Veränderung oder neuen Anordnung irgend be— 
bürfen möchte. 

$. 29 Für den Hall, daß außerordentliche Vorgänge beim Sberappellationg- 
gerichte nach Ianbesherrlichem Ermeflen dringende, bis zur nächften Bifitation nicht zu 
verfchiebende Maßnehmungen veranlaffen, zu deren Vorbereitungen aber Vornab⸗ 
men an Ort und Stelle erforderlich fein follten, vorbehalten Sich beide Landes⸗ 
herren, durch Abordnung eines gemeinſchaftlichen oder zweier Commiſſarien das 
Nöthige einzuleiten — in geeigneten Fällen nach Befinden auch mit Zuziehung 
ſtändiſcher Deputirten, welche der Engere Ausſchuß auf Seen zu ernennen hat. 


Anlage A. | 
Eid des Präfidenten und Bice-Präfiventen 


Ich N. N. gelobe und ſchwöre, daß ich nach allen meinen Kräften, in ge⸗ 
treuer Befolgung der Geſetze und der Landes-Verfaſſung, den Pflichten des mir 
anvertrauten Amtes eines. Präfidenten (Bice- Präfidenten) bes Oberappellationg- 
gerichts, fo mie bie Ordnung dieſes Gerichts ed vorfchreibt, redlich erfüllen will, 
ferner, daß ich, in dem Damit verbundenen Nichteramte jedem, ohne Unterſchied 
ber Perfon und Sache, unparteitfche Juſtiz gewähren, die Rechte ber Parteien 
forgfältig prüfen, und nur meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen will, ohne 


mid durch Eigennuß, Leidenſchaft, Gunſt, Feinbſchaft, Menſchenfurcht ober “irgend 


eine fonftige Rückſicht davon abwenden: zu Taffen, und daß ich überhaupt meinem 


Bahresbericht 
des 
Dräjidenten. 


Viſitation 
des Ober⸗ 
appellations⸗ 
gerichts. 


Außerordent⸗ 
liche Verfü⸗ 
gungen. 


Berufe mit Treue, Pünctlichkeit und Eifer Bay onmEn ai; ſo wahr mir Gott 


beife und am beiliges Wort! 


Anlage B.- 
Eid ber — Räthe. 


Id. N.N. gelobe und. ſchwöre, daß ich nach allen meinen Kräften, in — 
treuer Befolgung ber. Geſetze, ber Landesperfaſſung und der Oberappellations⸗ 
gerichts⸗ Oxdnung, bie, Pflichten bra mir anvertrauten ‚Mmts eines. Oberappella⸗ 


„SE er — —— 
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tions-NRaths redlich erfüllen, und demzufolge einem jeden, ohne Unterſchied ber Perſon 
und Sache, unparteiiſche Juſtiz gewähren, die Rechte der Parteien ſorgfältig prüfen, 
und nur meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen will, ohne mich durch Eigennutz, 
Leidenſchaft, Gunſt, Feindſchaft, Menſchenfurcht oder irgend eine ſonſtige Rüdfiht ba- - 
von abwenden zu laſſen, auch daß ich Überhaupt dieſen meinen Beruf mit Treue, 
Pünctlichkeit und Eifer vollführen will; fo wahr mir Gott helfe And. fein heiliges 
Wort! 


1401. — zur selben Sberappellationögerichtö 
ordnung und. zur Verordnung betreffend die Nechtömittel. 
20. Juli 1840. | 

Paul Frieberich x. Die revidirte DOberappellationsgeridts- Orb’: 
nung und die Berorbnung, betreffend Die Rechtsmittel in Civilſachen und in 
nichteriminellen Straffachen, haben den Inhalt ber unterm 1. Zuli 1818 
publicirten Oberappellationsgerichts⸗ Ordnung, ſo wie den der darauf bezüglichen Ver⸗ 
ordnung vom 27. Juli 1836 in der Maaße berüdfichtigt und beziehungsweiſe auf⸗ 
genommen oder abgeändert, daß einer, vom 1. October d. J. an eintretenden Auf⸗ 
hebung dieſer beiden älteren Geſetze im Allgemeinen nichts entgegen ſteht. 

Darunter find jedoch nicht. begriffen die nachſtehenden einzelnen Vorſchriften, 
welche einftweilen bis auf anderweitige gefehlihe Beſtimmung ihre Gültigkeit ——— 

J. Für geſammte Gerichte ohne Ausnahme: 

1) Es müffen einer jeden Entfcheidung in Urtheilen und Decreten, namentlid 
alfo auch den Beweis-nterlocuten, bie wejentlihen Gründe berfelben hinzug 
gefügt werben, und bleibt es den Berichten überlaſſen, felbige entweder ber 
Entfcheidung feroft zu inferiren, ober berfelben befonders anzuhängen. Im 
erfteren Fall ift Dies jedoch forgfältig fo einzurichten, daß auch äußerlich 
erkennbar ift, was wirklich Entſcheidung fein fol und was zur Begründung 
derjelben angeführt wird. 

2) Die Verfügungen in conlumaciam find erſt von dem Augenblicke als 
eintretend anzuſehen, da ſie publicirt oder inſinuirt worden. 

3) Ueber die Koſten ſolcher Verfügungen ſowohl, als der rechtlich ſtatthaften 
Friſtertheilungen, iſt im Laufe des Proceſſes nicht beſonders, ſondern mit 
ben Koſten der Hauptſache zugleich zu erkennen. | 

4) Bei Berfhidungen ex oflicio follen bie Koften berfelben in dem Erfennt- 
niffe nie von dem Urtheile wegen ber übrigen Proreßfoften getrennt, ſondern 
gleich dDenfelben .einem Theile auferlegt oder compenfirt werden, und ift bei 
einer ſolchen Verſchickung eine Abſqrift dieſer geſetzlichen Vorſchrift den 
Acten beizulegen. 

II. Für das Oberappellationsgeriht, die Juſtiz-Canzleien und 
das Conſiſtorium: 

So wenig purgatio morae gegen Ablauf der Fatalien ohne Unterſchied und 
gegen die darauf erfolgte Präcluſion anzunehmen oder darauf zu hören iſt, eben ſo 
wenig ſollen dagegen restitutiones in integrum extraordinariae ohne beſonders 
erhebliche, allemal gehörig zu beſcheinigende und barnach zu unterſuchende rechtliche 
causales ertheilt: werden. 

Das eigne Verſchulden ber Partei foll eine jebe Reftitution biefer Art- aus- 
fhließen. Findet ch aber, daß die Berfäumung durch Berfihulden bes Sachwalts 
oder Prorurators entftanden, fo ſol, den Umftänden nach, zwar bie Reftitution er- 


theilt, derſelbe aber nit nur zum Erſatz ‚aller dadurch verurſachten Koſten angehalten, 
fondern auch Das erfle Mal mit einer Geldbuße von 10-50 Rthlr., nah ber Wich⸗ 
tigkeit des Gegenftandes und der Verſchindung, das zweite Mal mit Suöpenfion anf 
3 bis 6 Monate beitraft, im’ britten Wieberhöfungsfalle aber für ftets von ber Advo⸗ 


ratur oder Procuratur entferut, ſolches anıı Öffentlich ‚bekannt gemacht werben, 
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IA. In ‚ben Fällen bes 8. 27 ber. Verordnung wegen ber Redtömittel in 
Civilſachen sc. iR bis auf weiteres bie bisherige Negiftzatargebühr von einem Ihaler 
bis zwanzig Thaler NZwor. nah ber Ermäßigung bes judicii a ‚quo Rad: 
zunehmen. 

Dagegen bat eine gänzlige Aufhebung der Verordnung vom 1. Juli 
1818 zur Publication ber Oberappellationsgerihts-Orbnung und 
fonftiger bamit in Verbindung ſtehender gefeglicher Vorſchriften zwar 
zur Zeit noch nicht erfolgen können. Es bleiben jedoch von dieſer Verordnung bie 
auf anderweitige gefetliche. Befimmung nur noch bie mit ben nöthigen Abänderungen 
in der. Anlage abgedrudten Paragraphen. vom Beltande, und bewendet es außerdem, 
für etwa noch vorlommende Fälle, bei. ben Borfäriften der SS. 7, 25 und 36 der⸗ 
felben, tetreffend die Abgabe ber derzeit bei ber. Regierung unb bem vormaligen Hof⸗ 
und Landgericht anhängigen Procefie, fo wie bas Berfahren des Oberappellationg- 
gerichts sin dieſen und in ben bei ben SOrmELLGER Reipögerihten. anhängig geroejenen 
Proceſſen. 

Alle übrigen Paragraphen jener Verordnung werden dagegen hiemittelft vom 1, 
Detober d. I. an außer Anwendung gefeht. - 

Endlich follen Die abweichenden fpeciellen Vorſchriften 

ber 88, 10—13 ber Berordnung vom 10. April 1822, betreffend die Prio- 
en für ritterfehaftliche Hypothekenbücher, 

ber $. 3 der Verordnung vom 25. Juni 1825, betreffend bie Anmelbung ea 
Proclamata zum Zwede ber Errichtung folder Hypothekenbücher, 

bes $. 30 der tranfitorifhen Verorbnung vom 23. Februar 1838 der Wismar: 
hen Stadtbuch⸗Ordnung — nad wie vor -foribefleben. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 20. Salt en 

Hanf Friederich. | 


Anlage. | F 


Aus der Verordnung vom 1. Juli 1818 zur Publication der 
DOberappellationsgerihte- Ordnung ır. 


$ 1. Bei Unjerm Regierungs-Eollegium findet Feine Gerichtsverwaltung Ratt, 

$. 2. Alle diejenigen Perjonen und Commünen, welche fonft ber Gerichtsbarkeit 
Unferer Regierung ohne Mittel unterworfen geweſen find, ſtehen fortan in erfter Inſtanz 
unter den Zuftiz-Eatizleien. 

$. 6. Querelen in Reditsfachen, felbft bei behaupteter manifeiter Nulität, ge- 
hören vor die Gerichte, und find fie bei der Regierung nur anzubringen, wenn fie 
gegen bas Oberappellationsgericht erhoben werben. 

$. 8. Bei vorkommenden: Beichwerbeführungen über bas Berfahren der Steuer= . 
Behörden ober ber Lotterie» Dirertion behält es jedoch bei dem $. 57 des Landes⸗ 
Bergleihs und den in ben Lotterie-Planen enthaltenen Beſtimmungen ſein Bewenden. 

F. 9. Die Abthuung der Forſtfrevel vi jurisdietionis forestalis, wohin 
auch die Vigilanz auf die Beobachtung bes $. 307 des Landes⸗Vergleiches gehöret, 
bleibt in Unſern gefanmten Landen ben bisherigen Behörden überlaffen, und ift vor 
das Oberappellationsgericht nicht gehörig. 

$. 10, Unfere Behn «Kammer beſchäftigt ſich außerdem hinführo allein mit den⸗ 
jenigen Lehns⸗Angelegenheiten, worin Wir als Lehnéherr handein, und iſt hierunter 
bloß Uns verantwortlich. Ale diejenigen Fälle hingegen, worin ſich Privatparteien 
hervorgeben, unter denen ein Rechtoſtreit Durch richterliche Entſcheidung zu ſchlichten 
iſt, ſollen, ohne weitere: Rüchſicht auf die im 8. 463 des Landes-Bergleichs enthaltenen 
Beflimmungen, ben Juſtiz⸗Canzleien in erſter Inſtanz überlaffen bleiben. 

Für die Fälle, wo Wir ale Lehnaherr ſelbſt Partei werben, weiſet ber. 5, 12 
den Gerichtsſtand nad. | 

$..11. Da hiernach Unſere Regierung und Lehn· Kammer hinführo nicht: weiter 
als Gerichte, ſondern lediglich als Verwalter ber landes⸗ und lehnherrlichen Rechte 
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verfahren, ſo bleiben dabei keine Appellationen, weber. Jubselelle noch extrajubicielle, 
noch überhaupt einige Rechtsmittel, ſondern wenn sine: bei dieſen Collegien gemachte 
Gegenvorſtellung abae. Wirkung bliebe, bloß ber Recurs an ling, als Landesherrn, 
felbt übrig. Jedoch der Beftimmung im $. 12 und in der DBerorbnung vom 28. 
November 1817 wegen einer. Inſtanz für Streitigleiten zwiſchen  Landesheren und 
Ständen, über Tandes-Verfaffung, und was dahin gebärt, unabbrüchig. 5 

. 8.12. Wir als Lanbesherr geben. bie. Verſicherung, daß Wir und geſammte 
Mitglieder Unſers Großherzoglichen Regierhauſes in allen Fällen, wo Jemand eine 
Aunſprache an Uns und Dieſelben aus Privat⸗Verhältniſſen zu haben, oder durch ling; 
bie Mitglieder Unſers Regierhauſes, Unſere Regierung, Unſere Lehn-Kammer, oder 
ſonſt nachgeſetzte Behörden in ſeinen Rechten verlekt zu ſein glauben ſollte, demſelben 
vor Unfern Sultiz-Banzleien in erſter Inſtanz zu Recht fichen, und: auf gehöriges An⸗ 
fuchen einen Sachwalt beitellen wollen,: gegen welchen der —— Klage ge⸗ 
richtlich anbringen und die Anſprache zum Erfenntuiß .Rellen mag... 

$. 13. Sn Unfern Landen follen drei Juſtiz⸗ Sangleien. fein, bapingegen das 
bisherige Haf⸗ und Land-Gericht gänzlich" aufgelöſet wird. 

Unfere drei Juſtiz-Canzleien zu u Güſtrow zu Roſtoch werden hiafihro 
im Namen des Collegii verordnen und ſprech 

G. 14. Die Bisherige Sonfiflorial: Gerictöbarkrit ber Juſtiz· Canzlet — —— 
im Fürſtenthum Schwerin, wird dem Conſiſtorio ‚zu Roſtock übertragen. Uebrigens 
bleibt dieſes Conſiſtorium, fe mie das Hofmarſchall⸗Amt in der bisherigen geſetzlichen 
Verfaſſung, nur das beide künftig ebenfalls Namens ihrer un bie fpredhen und 
zu verfügen haben. 

Der Dimifforial-Abfchied Unfers Hofmarſchall · Amtes und dee, ſonſt zu dergleichen 

Dimiſſionen verpflichteten Behörden iſt künftig an diejenige YuflizsCanzles zu richten, 
in beren Gerichtsbarkeit der Beklagte feinen Wohnſitz hat. 
„GSG. 15. Geber Unferer drei Juſtiz⸗ Canzleien wird — ohne alle Rüdfiht auf 
bie bisherige Abfonderung der Gerichtsbarkeit im Fürftentfum Schwerin — ein be— 
flimmter heil des Landes, mit allen barin befindlichen Perfonen und Gütern, für alle 
und jede Civil⸗ und Criminal⸗Sachen, auch actus voluntariae jnrisdictionis — 
inſofern es bei dieſen auf eine Competenz ankommt -— Concurſe und Curatelen, zum 
Jurxisdictions⸗Bezirk auoſchließlich angewieſen. 

Jedoch der freiwilligen Prorogation unabbrücig,. welche, inſofern dadurch das 
Forum rechtlich begründet iſt, auch für die Gerichte verbinblich ‚bleiben, in Zutel-, 
Curatel⸗ oder Eoncurgfällen aber nie ftatt finden follen. S 

Die Abtheilung unter ben drei Juſtiz-Canzleien fol mit ehnnlichter Gleichheit 
baldmöglichft verfüget und - darnach gebörig: befannt gemacht werben. 

$. 16. Den Yuftiz-Canzleien find bie in dem ihnen anzumwerfenden Landes, An- 
theile befindlichen ſchriftſäſſigen Perfonen — wohin jebod bie den. Magifträten in 
Roſtock und Wismar: untergeorbneten Juriédictions⸗VBehbrige auf feine Weiſe gehören 
— ohne. irgenb einige durch privilegirten. höheren. Bermieland ſonſt ——— Aus⸗ 
nahmen, in erſter Inſtanz unterworfen. 

Juſonderheit ſtehen künftig Die im S. 2 erwähnten "Derfonen — Commünen 
unter ‚derjenigen Juſtiz⸗Canzlei, in deren angewieſenem —————— erſtere mo 
baft find und leßtere ſich befinden. 

Die in dem Art. 195 ded Miälitair: ⸗Geſetzbuches benannten: Britain» Perſonen 
folgen ‚Künftig in erſter Inftanz unter. Unferer Juſtiz⸗Ganzlei zu Schwerin ftrhen. 

.$. 17. Hiernach höret bie basherige eoneurrente Juriodiction Umferer Landes⸗ 
Gerichte zwar dergeſtalt auf, daß eine Juſtiz ⸗Canzlet die andere ausſchließet; doch 
bleibt in folgenden Fällen dem Kläger bie: ua unter Unſern drei Juſtiz Canzleicx 
überlaſſen. 

.1).Benn Jemand in. Folge des 6 12 Uns — einige Mitglieder Unfers Regier⸗ 
hauſes aus Privat⸗Verhältniſſen, oder aus vermeintlichen Benletzungen von Uns, 
Unſeren Augehörigen, Unſerer Regierung, Lehn⸗Kammer uber ſonſt nachgeſetzten 
Behörden, nad. bewirkter Beſtellung eines Anwaldes in Auſprache zu nehmen hätte. 


= 
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2) Dem mehierr in verſchiedenen Gerichtoſpreugein bes Juſtiz⸗ Canzleien bomici⸗ 
lirende Schriftſäſſige aus einem und demſelben Rechtsgrunde ober wegen 
ſonſtigen Zuſammenhanges der Sachen zu belangen ſind. > 

3) In Redtsftreitigfeiten dee Rittir⸗ und Landſchaft gegen — auch bei. 
Klagen wider den Engern Ausſchuß der Ritter- Bun Landſchaft, oder gegen 
einen der beiden Landſtände. 

A) Wenn eine ber Juſttz Canzleien ſeliſt — eine fonflige zu ben Unterperichten 
nicht gehörige Behörde in rechtliche Anfprade zu nehmen wäre. 

sy Angerdem bleibt in Streitigkeiten ber Academie zu Roſtock mit dem Rathe da- 
ſelbſt, in un e ber Roſtockſchen Erbvertrags von 1788 8 247, dem 
„ Hagenden Theile die Auswahl — ber. Sen, und Schiwerinfen 
Juſtiz-⸗Canzlei. 

8. 18. Eiwanige Real⸗Klagen gegen Särififäffige follen nicht 1 in foro domi- 
erlii des Beflagten, fondern nur allein in foro rei sitae angeflellet werben. : Wer 
in verſchiedenen Abteilungen Bar bat, Tann, opne Rückſicht auf feinen Wohnort, 
nach der Wahl des Mägerd’ bei jeber, in‘ Nüdhtcht folder Gtiter eontpelenten Juſtiz⸗ 
Eanzlei auchmittelſt Perſonai⸗Klagen belanget werben. Da 
G. 19. Das forum’ "bontractus findet wiber ainheimiſche Sqchriftfüſſige nur 
bann fakt, wenn der Beklagke unter denſelben mit Hegenben‘ Gründen anſäſſig iſt. 

Die Begründung bes fori in der Hauptſache durch Arreſt⸗Anlegung einer ugs 
Canzlei gegen einen Glrichtsbehörigen der anderen Juſtiz⸗ Eanzleien iſt unzuläſſig, und 
ſollen die Unterthanen Unſerer und ber Großherzoglich Medlenburg-Streligfchen Lande 
unter und gegen einander m zur Begründung eines rare, an⸗ 
geſehen werden. — 

$. 20. In dem Falle, wo kin Sätiffäffiger, ‚der in zwei ober bref Jüris⸗ 
dictions⸗Abtheilungen Tiegeribe Grände beſitzet, ſiirbt oder über deſſen Vermögen con» 
tursmäßige Einleitung getroffen, oder Concurs erreget wirb, begründet fi die Eom« - 
petenz der einen ober anderu Juſtiz⸗Canzlei nach ber Größe ber Hegenden Grünbe, - 

Der Beſttz eines Landgates foll hiebei bie Rückſicht auf andere llegende Gründe 
ausſchließen und,’ wenn von ‚mehreren in verſchiedenen Diſtricten belegenen Landgütern 
die Rede iſt, beren Größe nad dem ritterſchaftlichen Hufencataſter beurtheilet werden. 

$. 22. Jede Juſtiz⸗-Canzlei fol ſich aller Eingriffe in den Wirkungefreis der 
„anderen enthalten. Dog bedarf es — zur Beförderung ber Rechtöpflege in den 
Landen eines und beffelben Landesherrn —: für unfere Juſtiz-Canzleien Feiner gegen- 
feitigen befonderen Requifitionen zur Ausrichtung derjenigen richterlichen Verfügungen, 
welche Die Sache mit ſich bringt, 

Die erforderlichen Mandata de insinuendo aut exequendo find in der⸗ 
gleichen Fällen von ber in Rückſicht ber Sache competenten Juſtiz-Canzlei unmittelbar 
zu erlajien. - 
$. 23. Ueber. bie Competenz. der einen oder anderen Unferer Juſtiz⸗ Canzlejen 
ſoll zwiſchen dieſen Collegiis feine befondere Conteſtation ſtatt finden, vieimehr wird 
in der zu bezweifelnden Vorausſetzung, daß jede dieſer Behörden die ihr angewieſenen 
Schranken genau beobachten werde, bei etwa eintretenden Zweifeln und Differenzen 
landesherrliche Zurechtweifung für Die Zukunft erfolgen, und das bereits Verfügte, 
joweit ohne Nachtheil der Parteien geſchehen kann, aufrecht erhalten werden. 


1402. Verlegung des Boerapyellationögericptes na Moſtock. 
20. Juli 1840. 

Paul Friederich x. Wegen der zum berieben Midaslis atbindenben 

Verlegung bes Oberappellationegerihts von Pardim nad) Roftod wird bei gedachtem 

Berichte vom 27. September incl. an: bis zum 17, Oetober feine andere Decretur, 

als in geſetzlich eiligen: und zum Betriebe in ben Ferien . geeigneten Sachen erfolgen. 

Auf den Kauf ber Friſten wird dies jedoch ohne Einfluß bieiben; im Gegentheil bie 
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Receptur der Eingaben bis zum Mittag des September in Varchim und vom 
1. October an in Roſtock geſchehen. 
I durch Unſere Regierung, Schwerin an 20. Juli 1840. 


Paul Friedberid, 


B. Von den Richtern und den Gerichten. 


1403. Von Verhorrescenz ex oflicio verordneter Gommifiarien.. 
22. April 1730, _ 

— — Uebrigens habt ihr weder in casu, noch fonft jemahlen zu geftatten, 

daß fürftlihe ex oflicio verordnete Commissarii perhorrefeiret werben; geftalt bie 

angemaafjete Perhorrescence ſowohl an der Parthey als dem advocato au beftrafen ift. 


An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


1404. Uniform der Mitglieder der ——— 28. Mai 1806. 

Friederich Franz sc. Unſern at. Bir wollen den ſãmmtlichen wirklichen 
Räthen Unferer Landesgerichte — die Erlaubniß ertheilen, die in dem abſchrift⸗ 
lichen Anſchluſſe beſtimmte Uniform ausſchließlich zu. tragen und darin an Unſerm 
Hofe, ſelbſt an Galla⸗Tagen zu erſcheinen zw dürfen. 

Wonach ꝛc. Gegeben 2c. Schwerin, ben 28. Mai 1806. 

—— Franæz. 

* die drei Landesgerichte separatim. 

Ein Hofrod von bunfelblauer Farbe mit 3 von oben herab zugefnöpften 
Audpfen, . ſchwarzem fammeten hoben Kragen und, Aufſchlägen, und kleinen gelben 
Knöpfen, — geſtickt und zwar in ber Art, daß auf beiden Seiten bes Kragens zwei, 
des Rocks ſechs, jeder Taſche zwei, jedem Aufſchlage des Armes zwei und hinten auf 
den Knopf eine Schleife in Gelb kommt; — gefuttert mit bemfelben. Tuche — weißen 
eafimiren Unterkleidern und Weiten mit Fleineren gelben Knöpfen, breiedigtem Hut 

mit ſchwarzer Cocarde und kleinem gelben Stnopfe, einem gewöhnlichen Courdegen 
mit vergoldeiem Handgriffe. Ein moberner blauer Frack son Demfelben zuge mit 
ſchwarzem ſammetnen Kragen und Aufſchlägen. 


1405. Verbot des Votirens bei ee at mit Dem advocato 
causae. 6. Öctbr. 1 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc.! Die von vers in dem Bortrage vom 30. 
vorigen Monats angezogene, wegen ber Abvocaten gegebene Conftitution d. 7. April 
1711 beſtimmt beutlih, daß bie Mitglieder des Gerichts fi in ben Sachen des 
Votirens und Degretirend enthalten follen, worin ihre Verwandte usque ad quartum 
gradum cognationis et affinilatis exclusive, advocando et procurando 
bebienet find, und‘ bepätt es bet dieſer SE nung fein Bewenben. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 6. October 1806. 


An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin, 


1406. Bon den Weihnachtd: und Faftnachtsferien. 15. Mon. 1869. 
Sriederih Franz ı. Wann Wir, zur Beförderung allgemeiner Gleichheit 

bes Rechtsganges bei Den Gerichtshöfen in Unfern Landen, ber Entfchliegung gemorben 

find; ben bei Unfrer Juſtiz-Canzlei zu Roͤſtock, nah Maaßgabe ber Güſtrowſchen 

Canzlei-Orbnung vom Jahre 1669 P. II. Tit. 43 bisher beobachteten Gerichts⸗ 

ferien eine, ben Serien Unfrer übrigen Landes⸗Gerichte conforme Beitimmung dahin 
eben: 

da daß, vom Jahr 1810 an, bei gedachter Juſtiz⸗Canzlei die Weihnachtsferien 
auch bis zum 8. Jannar dauern, imgletchen bie Faſtnachtsferien vom 12, big 

zum 19. Sebruar ebenfalls daſelbſt beobachtet werden ſollen; 
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jo haben Wir dieſe Unſere landesherrliche Verfügung zur allgemeinen Nachachtung der 

Parteien ‚und ihrer Sachwälde ſowohl als ber Untergerichte Unſers Herzogthums 

Güſtrow durch die öffentlichen Anzeigen allgemein befannt zu machen befohlen. 
Drfundlid x. Gegeben c. Schwerin, ben 15. November 1809, :- 


Sriederih Franz. 


1407. Bon den Yaftuachtsferien. 8. Februar 1810. 
. BSrieberih Franz ıc. Unſere öffentliche‘ Bekanntmachung vom 15. November 
1809 wegen Gleichförmigkeit ber Gerichtsferien wird in Rüchſicht der Faſtnachtsferien 
hiedurch dahin erläutert: 
baß ſolche allemal in der Woche vom Sonntage Quinquageſima bis Invocavit 
eintreten ſollen. 
Wonach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 8. Februar 1810. 


Friederich Franz. 


1408. Berantwortlichkeit der ftadtgerichtlichen Beiſiter. 
28. Septbr. 1812. 

Friederich ranz ꝛc. Unſern ꝛc.! Wir befehlen euch hiedurch gnädigſt, die 
Gerichts-Beiſitzer mit executiviſcher Beitreibung der von den Stadtgerichten verwirkten 
fiskaliſchen Strafen gänzlich zu verſchonen; hingegen die, ben Partheien durch bie 
Zuftiz-Berzögerung bes Richters und durch dag gerichtliche Verfahren Darüber verur- 
ſachten Koſten nur in denjenigen Fällen von ben Beifigern beitreiben zu laffen, wo bei 
ben Acten conftirt, bag fie von den Querelen und Strafbefehlen Kenntnig gehabt 
haben, Wornach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 28. September 1812, 

Friederich Franz. 
An die drei Landesgerichte separatim. 


41409. en last: bes Nichters mit den Parteien und den 
Sachmälten. 17. October 1814. 

Srieberih Franz ıc. Nach beflehenden Iandesherrlihen Verordnungen fol i in 
Unfern Landen der Richter in Berwandfhafts- Fällen usque ad quartum gradum 
cognationis et affinıtatis exclusive fid des Votirens und Decretirens ent- 
halten. Es iſt aber zu Unſerer Kennutniß gekommen, daß bieje Vorſchrift bei mehreren 
Gerichten weiter ausgedehnt, dadurch auch die Gerechtigkeit und deren ſchneller Be⸗ 
trieb oft gefährdet wird. 

Wir verordnen deshalb hiemit ausdrücklich: daß obbemerkte Beſtimmung hinführo 
genauer und wörtlich beobachtet werden, und Fein Richter in entfernteren Graden, na—⸗ 
mentlich im vierten Grade der Blutsfreundſchaft oder Schwägerſchaft, mit den Parteien, 
deren Sachwälden oder Procuratoren — nach römiſcher Computation — ſich des 
voti und feiner Amtspflichten zu enthalten fo wenig ſchuldig als befugt fein foll. 

Zur künftigen allgemeinen Nachachtung bei den Gerichten in Unfern Landen haben 
Wir vorſtehende Berordnung durch den Drud befannt zu machen Rn 

Gegeben x. Schwerin, den 17, Drtober 1814, 


' Griederid Franz. 


1410. Hang der Juſtizräthe und der Sof⸗ und andgerichts⸗ 
aſſeſſoren. 6. Januar 1816. 

Se. Königliche Hoheit haben AllerhöchſtIhro würklichen Juſtiz⸗Räthen bei den 
Landesgerichten, fo tie den Hof- und Landgerichts-Aſſeſſoren, ben Rang in ber 
fechften Elafje der Rangorbnung zu ertheilen in Gnaden geruhet. 

Schwerin, den 6. Januar 1816. 


Aaul. Anfchaffung ber v. Both’fchen Geſetzſammlung für die 
Stadtgerichte. 14. Novbr. 1817. 
Fried erich Franz 2. Wir befehlen gefammten Unſern Stadi⸗Gerichten hie⸗ 
durch gnädigſt: Auf Koſten ihrer reſp. Bruch⸗Caſſen ein Exemplar ber von Unſerm 
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Zuſtiz⸗ Rath von Both herausgegebenen, auch ferner herauszugebenden Geſetzſammlung, 
nnd zwar. bis Michaelis 1817 für den Subſeriptions⸗Preis auf Drad-Papier, anzu⸗ 
ſchaffen, "und biefes Exemplar. demnächſt in der Stabt- Gerichts. Regiftirater beftändig 
zu aſſerviren. Wonach sc. Gegeben x. ‚Schwerin, ben 14. Novbr. 1817. 


Friederich ran; 


1412. Prüfung der Mitglieder der Zuftizcanzleien. 19. Dec. ISIS. 

Ihro Königl. Hoheit haben den Wunſch Ihrer getreuen, auf dem Landtage zu 
Sternberg im Frühiahr 1818 verſammlet geweſenen Stände, in Hinſicht der dem 
Ober-Appellations-Gerihhte zu Parchim ‚aufzuragenden Prüfungen aller fünftig in Die 
Juſtiz⸗Kanzelleien ————— Käthe, in Folge des Landtags-Abſchiedes vom 17. 
April 1818, genehmiget, und unterm heutigen Dato gedachtem Ober - Appellations- 
Gerichte folche Prüfungen committiret. Schwerin, den 19. December 1818. 

Aus Großherzoglicher Regierung. 


14183. Eurialien ber Jaſtizeunzleien gegen das Criminalcollegium. 
S. Januar 1880. 

Friederich Gran sc. Bei Veränderung des Cauzleiſtyls iſt nicht beabſichtiget 
worden, in Dem Verhaltniß des Criminalcollegii zu den Juſtiz⸗Canzleien etwas Neues 
anzuordnen, und da auch nah Thl. HI. S. 87 ber Criminal⸗Gerichts⸗Ordnung Unfere 
Juſtiz-Canzleien an das Criminal» Collegium Referipte zu erlafien haben, wobei Die 
Form von Promemorien nicht anpaſſend iſt, ſo habt ihr hinfüro in euren Borträgen 
an mehrgedachte Auflij- Kanzleien, euch derjenigen Surialien zu bedienen, welche in 
Unferer Verordnung vom 1. Zuli v. J. im 28. Stück des Officiellen Wochenblatts 
vorgefährieben find. An dem gefihleht ꝛc. Schwerin, ben 8. Januar 1819. 


Friederich ‚Svan; 
An das Criminal⸗ WMollegium va Batew⸗ — 


1414. ———— gegen iebergeriäte w wegen —— 
| erfahrend. 14 ai 1821. 

Friederich Franz zc. Unſern ıc. Da bemerkt worben, daß Unterſuchungen 
gegen Niedergerichte im Betreff widerrechllichen Verfahrens ‚oft eine unzwedmãßige 
Weitläuftigkeit erlitten haben, ſo daß die auf Tra ung der Koſten erkannke Strafe 
um fo viel härter geworden iſt; fo geben Wir ee in Gnaden hiemit ‘auf, der- 
gleichen Unterjuchungen eures Orts Fünftig fo zu leiten, daß babei alle der Zührung 
ber Sache unangemefjenen Dermeitläuftigungen und Unkoſten von euch beſchränkt und 
vermieden werben. Wornach 2u . Gegeben Ir. Schwerin den 14. Mai 1821. 


|  griedberid Franz. 
An die drei Landesgerichte. 


1415. Subfidialfchreiben der Juſtizeanzleien an den akademiſchen 
Senat. 3. Septbr. 1821. - 


Sriederih Franz zc. Wir remittiren euch hierneben die von euch mittelft 
eures Antrags vom 17. Juli d. J. in Beireff dev Faſſung eurer GSubfidialfhreiben 
an Nector und Concilium daſelbſt, eingereichten Acten, und ‚geben euch Dabei auf: 
fünftighin zu mehrerer Gleichförmigkeit, fo, wie in der abfcpriftfich beifommenden An- 
zeige Unferer hiefigen Juſtizcanzlei enthalten ift, mit dem bortigen academifchen Senat 
zu. verhandeln. Wornach ꝛc. Schwerin, den 3. September 1821, 

Friederich Franz. 
An die — zu Roſtock. 

Der — Senat zu R. wird hiedurch in "subsidium jaris ergebenft erſucht, bie 

ad Acta N. N. — — wider N. N. — — Heute erlanute Verfügung, weiche mit einer 

offenen Copei bieneben angeſchloſſen iſt, dem Letztern infinuiren und die Befcheinigung 


darüber, neben Wahrnehmung der Koften dur oftverla anhero gelangen zu laffen. 
‚Schwerin, ben c. ur a 


An ben asademsilcen Senat zu rs 
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— Suloflung der ZAnflitiarien in. beiden Bandeötheilen. 
12. Dereuber s21u . 0. - 


Friederich Franz ac Auf nachgeſuchte Deklaration Unfrer getreuen Ritter— 
und Landſchaft, und nach getroffener Verabredung mit des Großherzogs von Mecklen⸗ 
burg⸗ Strelitz, Königl. Hoheit und Liebden, wird Unſre Verordnung wegen ber Patri- 
monial⸗ Gerichte vom 21. Juli db. J. dahin erläutert, daß bie von den vier Juſtiz⸗ 
Kanzelleien in beiten Landes-Anthellen benominirten Herfonen, als zur’ Uebernahme 
von Juſtitiariaten in beiden Landes⸗Antheilen fähig, angeſehen werben ſollen, jedoch 
unter der Bedingung: daß ſolche Juſtitiarien in dieſer Eigenſchaft auch durch unmittel⸗ 
bare Verfügungen jeder ber vier Juſtiz⸗Kanzelleien, welche fir das Patrimonial⸗ 
Gericht, dem ſie vorſtehen, kompetirt, unter Aufſicht und en gehalten werden. 

Gegeben 2c. Schwerin, den 12, December 1821. 


Brieberih Franz. 


1417. Bon AUbleiftung des Juſtitiarieneides. 20. April 1822. 


Srieberih Franz ꝛc. Wir ertheilen euch auf eure. verfdhiebenen Anfragen ig 
bem Vortrag vom 28, Februar d. J. im’ Betreff ber neuern Einrichtung der inländi- 
ſchen Patrimonialgerichte nunmehr folgende Refolution: 

ad 1 der im $. 17 Unferer Gonftitulion vom 21. Juli 1821 vorgefchrießene 
Juſtitiarien⸗Eid iſt fehriftlich zu vollziehen; 

ad 2 qua $. 12 derfelben muß dem competenten Gerichte bie geſchehene Beei⸗ 
digung des Justitiarii mittelſt beglaubter Abſchrift ſeines geleiſteten Eides, dociret 
werden; 
ad 3 genüget es qua $. 17 berfelben, wenn ber beſtellte Subſtitut des da- 
stitiarii zu ben einzelnen Handlungen, zu welchen er fubftituiret ift, jedesmal ben 
fchriftlichen Eid leiftet. Habens 20. und verbleiben ꝛc. Schwerin, ben 20, — 1822. 

Friebderich Franz. 
An bie Juſtiz-Canzlei zu Güſtrow. 


HAUS. Anſchaffung ded Nötger’fchen Hepertoriums für die Landes: 
und Stadtgerichte. 42. Auguſt 1827, 


Srieberih Franz ꝛc. Wann Wir zur Befürberung bes von bi Director 
Unfers Eriminal-Collegii Rötger zu Bützow verfaßten und. herauszugebenben 
NRepertuoriumg der Medlenburgifhen Geſetzgebung 
möglihft mitzuwirken Uns bewogen gefunten haben; fo werden gefammte Unfete Lan- 
des-Dicafterien und Stabdtgerichte hiedurch auctorifiret und, rejpective unter Entbietung 
Unfers gnäbigften Grußes, befehliget: von befagtem Rötgerfchen Repertorio nach deſſen 
erfolgtem Abdrud Ein Eremplar zum Gebraudh bei ihren Dienfl- Gefchäften‘ anzu⸗ 
faufen. An dem gefchiehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 12. Auguft 1822. U 
Friederich Franz. 


1419. Anſchaffung des Wehnert'ſchen Repertoriums. 
35. März 1823. 


Friederich Franz 2c. Bei bem  unverkennbaren Nuben, welchen bas von 
Unferm Stadtrichter zu Brüel, Advokaten Wehnert, herausgegebene Repertorium zum 
officiellen Wochenblatte für jede Gefchäftsbehörbe, zur fchnelleren Auffindung -und Zu⸗ 
fammenftellung ber neueſten Landesverordnungen über verjchiedene Gegenſtände, ge= 
währen wird, haben Wir bem Gefuche des Berfaflere barin gerne gewillfahret; 
daß ſowohl 

a. Unſere gandes-Ditafterien und Stadt⸗Gerichte, als auch 
»b. diejenigen Ehren⸗Prediger, deren Kirchen⸗Aedarien eine I Ausgabe gefhatten, 
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kraft dieſrs ermächtigt ein ſollen, zu ihrem officlellen Gebrauche em Exemplar des 
obigen Wehnertſchen Repertorii für ben Preis von 32 BL. — auf Koſten der 
reſpeltiven Bruchkafſen und Kirchen⸗Aerarien anzuſchaffen. 

Gegeben ꝛc. en ben 15. März 1823, 


Sriedberid Gran; 
2420. Die Roſtocker — —— als Spruchbehürde. 
29. Mai 1823. 


Friederich Franz sc. Auf eure Anfrage vom ehegeſtrigen Tage bleibt ench 
zum Beſcheide hiemit unverhalten: Daß unter dem Ausdruck: Spruchbehörde, in 
der, in ber. Beilage zum 12. Stüd des officiellen Wochenblatts vom Jahr 1821 :ab- 
gedrudten Verordnung vom 16. April 1821 Nr. 2 fin. allerdings aud die dortige 
Juriftenfacultät zu verftehen iſt, und daher hat Tebiglich fie Die Gebühr des Advocaten 
in dem alle, wo fie in der Reviflons-nftanz bie epra@bepbrne it, zu beitimmen, 

Wonach 2c. Schwerin, ben 29. Mai 1823. 


1421. Controle der Amts: und Stadtgerichte. 22. Auguſt 1828. 

Friederich Franz ıc . Da es an einer Eontrole für ben Official⸗Geſchäfts- 
Betrieb ber Amts- und Stabt-Gerihte in Curatel⸗, Concurs⸗ und Eriminal-Saden 
in Unfern Landen bisher fat gänzlich gefehlt, Diefer Umftand aber zu manderlei Un— 
regelmäßigfeiten Beranlaffung gegeben hat, fo fehen Wir Uns gnädigft bewogen, hie- 
durch Folgendes zu verordnen: 

$. 1. Alle Amts⸗ und Stabt-©erichte werben hiemit angewiefen, genaue Ber- 
zeichnifje über bie bei ihnen anhängigen Euratelen, Concurſe und Criminal-Sachen zu 
führen, und zwar müffen 

1) die Verzeichniſſe ber Curatelen enthalten: 
a. Namen und Alter des Curanden, 
b. Datum der Euratelbeftellung und Name bes Curatorg, 
c. Betrag und Nachweiſung des Bermügeng, 
d. legte Rechnungs⸗Aufnahme. 
2) Die Verzeichniffe der Concurſe müffen bemerklich machen: 
a. das Datum der Concurs-Eröffnung, 
b. ben Namen des Curatoris bonorum und eventualiter feines Aſſiſtenten, 
ce. bie Nachweiſung der Mafle,- 
d. den Stand des Proceffes, ——— ob die Prioritäts⸗Urthel bereits erlaſſen, 
e. die Rechnungslage. 
3) Die Liſten ber Sriminal-Sadhen. müffen nachweiſen: 
a. den Namen bes Angefchulbigten, 
b. die Zeit der Verhaftung, 
e. ben Stand der Uinterfuchung, 
d. das Erfenntniß, 
e. die Strafvollziehung. 

$. 2. Ein jedes Niebergericht bat dieſe Verzeichniſſe in Curatel⸗ und Concurs⸗ 
Sachen in Abſchrift bei ber competirenden Juſtiz-Canzlei einzureichen, und zwar alle⸗ 
mal in ben erften 14 Tagen des Kalender⸗Jahrs. 

Die Berzeichniffe der Criminal⸗Sachen find vierteljährig bei Unferm Eriminal- 
Collegio in Abſchrift einzufenden, und fällt die Einfendung folder Verzeichniſſe an bie 
Juſtiz⸗Canzleien, in foweit felbige bisher ftatt gefunden, von nun an weg. 

$. 3. Unfere Juſtiz⸗Canzleien werben angewieſen, dieſe Liſten forgfältig nach⸗ 
zuſehen und zu vergleichen. Bemerken fie in einem einzelnen Falle Verzögerung ober 
fonflige linregelmäßigfeiten, fo haben fie bie Acten einzuforbern, und das Nöthige au 
Das competirende Euratel- und Concurs- Gericht zu erlaffen. Glaubt bas Eriminal- 
Collegium aus den Liſten auf Unregelmäßigkeiten bei der Behandlung ber Eriminal- 
Sachen fchließen zu Töunen, fo bat es ben einzelnen Hall fofort der compelirenden 
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Juſtiz⸗Canzlei anzuzeigen, bie: demnächſt Bericht: von bem betreffenden Ricdergerichte 
fordert, oder das ſonſt Erforderliche verfügt. 

$. 4. Bei öfteren Wahrnehmungen dieſer Art, ober bei Verdacht ſonſtiger Un⸗ 
regelmäßigkeiten, ſind die Juſtiz - Canzleien berechtigt, entweber durch einen aus ihrer 
Mitte, oder durch einen geeigneten, mit Sorgfalt zu wählenden Commissarium 
Local⸗ Viſitationen anzuftellen. 

Ueber den Befund ſolcher Local⸗Viſitationen berichtet Die Juſtiz⸗Canzlei jebergeit 
an Unfre Regierung, bamit diefe bie Berfügungen wegen ber Gerichte-Berwaltung im 
allgemeinen, in fomeit ſolche etwa erforderlich, erlaffen Tann. 

$. 5. Die durch biefe Einrichtung nothwendig werdenden Verfügungen find ge⸗ 
bühren⸗ unb ftempelfrei zu erlaſſen, auch die etwanigen Neife- und Commiſſions⸗ 
Koſten ex liseo zu berichtigen, in ſoweit nicht bei vorgefundenen Unregelmäßigkeiten 
demnächſt richterlicher Spruch dem Gerichte die Koftenerftattung auferlegt. Unſere 
Juſtiz⸗Canzleien, Eriminal-Collegium und Amts- auch Stabt-Gerichte werden hiedurch 
gnädigſt und ernſtlich befehliget, über vorftehende Unſere Patent» Verordnung ihrem 
ganzen Inhalte nach Hinführe genau zu halten. 

Damit auch diefelbe zu jedermanns Kenntniß gelange, haben Wir ben Abdrud 
berjelben in dem officiellen Wochenblatte befohlen. 

Urkundlich 30. Gegeben sc. Schwerin, ben 22. Auguft 1828. 

Sriederih Franz. 
Patent:VBerorbnung 

wegen Sinführung einer Sontrole des Official 


Betriebes der Amts: und Stadt: Geridite in 
Euratels, Concurs⸗ und Griminal:Sachen 


1422. Anſchaffung der Sortfegung des Wehnert’fchen Hepertoriums. 
2. Juni 1829. 

Sriederih Franz ıc. Mit Bezug anf das Publicandum im offlciellen 
Wochenblatte vom 15. März 1823, im Betreff bes von dem Stadtrichter Wehnert 
zu Brücl herausgegebenen Mepertoris zum officiellen Wochenblatte, wirb Unfern 
Lanbes-Dicafterien und Stabtgeriähten, imgleichen ben Ehru-Predigern in Unfern Lan- 
ben, hiedurch geftattet, ein Eremplar ber jegt abgetrudten Sortfegung bes Repertorii 
für den Preis von 24 El. NZwör. auf Koften der reſp. Bruch⸗Caſſen und ber 
Kirchen⸗Aerarien anzuſchaffen „wobei ſie zugleich autoriſirt fein ſollen, das Poſtgeld 
für die Einſendung jenes fortgefegten Repertorii zu übernehmen und mit zu be— 
rechnen. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 2. Juni 1829. 


Friederich Franz. 


1423. Controle des Officialbetriebs der Niedergerichte durch die 
Juſtizeanzleien. 17. Januar 1831. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ac. Aufgefordert dur bie, in ber neueſten 
Zeit mehrfach vorgekommenen Beſchwerden über die Juſtiz⸗-Verwaltung bei den Nie— 
dergerichten, insbefondere auch bei den ftäbtifhen Patrimonial= Gerichten, zu beren 
Abhülfe Unſre Verordnung vom 22. Auguft 1828, wegen Controle des Dfficial- 
Betriebs ber, Amts⸗ und Stadtgerichte in Kuratel-, Eoncure- und Criminal⸗Sachen, 
und bie in deren $. A euch ertheilte Borfchrift allein nicht hinreicht, befehlen Wir, 
Kraft des Uns zuftehenden Ober -Auffihts- Rechts über die Rechtspflege in Unſern 
Kanden, euch hiemit ferner in Gnaden: fortan auf bie Suftiz- Verwaltung fämmtlicher, 
Unſrer dortigen Juſtiz-Canzlei als Ober- Gericht untergrordneter Stadt⸗ und Amte— 
Gerichte, Ritterſchaftlicher und Städtiſcher Patrimonialgeridhte eure ganz befonbere 
Aufmerkſamkeit zu richten, „und fobald ſich entweder bei einem Richter ausgezeichnete 
Nachläſſigkeit oder Unfähigkeit, oder bei einem Gerichte völlige Unregelmäßigfeit oder 
Mangelhaftigkeit im ganzen Gejchäfts- Betriebe ergiebt, Unſrer Regierung davon, fo 
wie über die etwanige Nothwendigleit einer Local⸗Unterſuchung, und in allen fonft da⸗ 
zu geeigneten Fällen, ungeſäumt zu berichten, Damit Wir in ben Stand geſetzt werben, 
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weitere. Beſtimmungen und Berfügungen wegen ber — im Allge⸗ 
weinen, zu erlaſſen. 

Es wird bei diefer euch ale Ober⸗Gericht vbliegenden, Aufſicht Erleichterung ge⸗ 
währen, wenn ihr wenigſtens über bie einzelnen Amts⸗, Stabt- auch Städtiſchen 
Patrimonialgerichte befondere Acten anlegen, und. zu foldhen alle auf bie Gerichts⸗ 
Verwaltung und ben Richter bezüglide Vorkommenheiten aus ben zu eurer Kenntniß 
gelangenben einzelnen, vor dieſem Gericht serhanbelten Acten, jammeln laſſet. 


Wornach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 17. Januar 1831. 


Friederich Frauz. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Guſtrow. 


1424. Befug niſſe des aufgehobenen Schweriner Domcapiteigeriäte 
1. Mär; 1832. 


Wir Frie derich Franz ꝛe. Fügen hiemit zu wiſſen, daß, wenn gleich Das 
Domcapitel-Gericht hieſelbſt, Inhalts der 88. 11 und 28 der wegen: der Vereinigung 
der Alt» und Neuſtadt Schwerin zu einem Gemeinde- Berbande emanirten, von Uns 
unterm 28. Sanuar d. 3. beftätigten Urfunde im Allgemeinen außer Wirkfamfeit ge- 
ſetzt worden ift, daſſelbe dennoch, hinſichtlich der Publicationen der bei demfelben bis 
bahin deponirten Teftamente, annoch fortbeftehen :foR. 


Wonach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 1. März; 1832. 
Srieberid Franz. 


4425. Verbot der Direction von JuftizverbandiInngen durch Amts⸗ 
aubitoren. 9. Mai 1839. 


Gefammte Großherzogliche Beamte werben. wiederholt erinnert, Darauf zu halten, 
daß ben Amts-Auditoren ohne Votum unter Feinen Umftänben bei den Amte-Gerichten 
die Direction von Juſtiz-⸗Verhandlungen überlaflen werben. 

Schwerin, ben 9. Mai 1833, " 
Großherzoglich Medlenburgifhe Kammer. 


1426. Ferienzeit fümmttlicher Gerichte. 2. Inli 18833. 


Wir Sriederih Franz ꝛc. verorbnen und beftimmen, nad) vorgemwefener Be- 
rathung mit Unfern getreuen Ständen, biemit: bag fowohl für Unfere ſämmtlichen 
Landesgerichte, als auch für die übrigen Gerichte im Lande, namentlich auch für bie 
Niebergerichte, künftig ganz gleihmäßig bie im Spho 57 der Oberappellationg- 
gerichts Ordnung vom 1. Zuli 1818 für das Oberappellationsgericht in Pardim 
vorgefähriebenen Ferien, alfo 

1) vom 18. December bis zum 8, Sjanuar, 
2) während ber Faſtnachtswoche, 
:3) vom Sonntage vor dem Oſterfeſte bis zum Sonnabend nad) demfelben, 
4) vom Sonntage vor dem Pfingſtfeſte bis zum Sonnabend nad bemfelben, und 
5) vom 25. Juli bis zum 24. Auguft, die einzeln benannten Tage mit eingerechnet, 
auch einfchlieglih aller Sonn⸗ und Feſttage, 
ftatt finden follen. 
Ausgenommen bievon find: 
ale Sachen, welche ihrer Natur — keinen Aufſchub leiden, und worin auch 
während der Ferien zu verfahren iſt. Hierhin gehören namentlich: 
alle Criminalſachen, 
alle im geſetzlichen Sinne eilige Sachen, und alle Concurs⸗, Curatel⸗ und 
Erbſchafts⸗Regulirungo⸗Sachen, ſodann auch 
bie bei dem Criminal⸗Collegio vorkommenden Geſchaͤfte, bei welchem ohnehin 
nad der Ratur der Sache und infondberheit nad ber Beſtimmung irn 
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$pho 31, P. I. ber Criminal-Gerichts⸗Ordnung überall regelmäßige 
Serien ‚nicht ftatt haben. 

Sämmtlihe Gerichte im Lande haben ſich hiernach zu richten. 

Urkundlich unter Unferm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben durch Unſere Re⸗ 
gierung. Schwerin, am 2. Zull 183. . 

Srieberid Franz. 

" Berorbnung c ; 
wegen gleichmäßigen Zeftftellung der 


Geriongeit bei fämmtlichen Ober: und 
tebergerichten im Lande, 


"14237. Berbot richterlider Sandlungen für die Amtsauditoren. 
1. April 1834. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Bei ber Wichtigkeit bes Richter- Amts 
und einer völlig legalen Juſtizpflege bei allen Unfern Gerichten namentlih auch bei 
ben Niedergerichten, ift Unjerm Kammer-Collegio der gemefiene Befehl zugegangen, 
ſämmtliche Domanial-Beamten dahin anzumeifen, daß Die, absque voto angeftellten 
Amts-Auditoren unter Teinen Umftänden zur Dirertion von Yuftiz- Verhandlungen zu= 
zulaſſen, auch keinem folder Auditoren Die Uebernahme der Cognitiong- Termine in 
Parthei- Sahen aus Auftrag Unjrer würklichen Beamten, ober geprüften und cum 
voto angeftelleten Auditoren zu geftatten, indem Wir von der Nothwendigkeit Unfrer 
Anordnung aufs vollfommenfte überzeugt find, zu Zuflize Verhandlungen überhaupt 
nur wirkliche Beamte, oder. foldhe Aubditoren bie das Richter⸗Examen beftanden haben, 
zuzulaſſen, aud vor .beflandenem Richter-⸗Examen Feinen Aubditor zum Zufliz= Beamten 
zu ernennen. | | | 

Anden Wir euch von Diefer erlaffenen Anordnung bieburd in Kenntniß ſetzen, 
wird euch gnädigſt aufgegeben, eurer Seits darauf zu halten; daß dieſer Beſtimmung 
aufs genauefte nacgelebet werde, indem etwanige Subflitutionen Unberedtigter zu 
ſolchen Geſchäfts-Verhandlungen, als ungefeglich nicht ftatt finden bürfen. 

Wir verbl. 0. Gegeben sc. Schmerin, am 1. April 1834, 

Sriederid Gran. 
An bie Juſtiz⸗Ganzlei zu Güftrow. 


1428. Adbibirung eined Notars bei Handlungen der freiwilligen 
| Gerichtöbarkeit, 22. März 1836. 


Sriederth Franz ꝛe. Wir verordnen hiedurch, nah vernommenem rathfamen 
Bedenken Unferer getreuen Stände, und unter Bezug auf Die bereits vorhandenen 
Particulargefege, welche Wir hiemit refp. erneuern und erläutern wollen, Daß bie 
NRechtegültigkeit der bereits vorgenommenen oder noch vorzunehmenden Onndlungen ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit von allen Gerichten, bei melden fein Actuarius angeftellt, 
fondern bie Protocollführung durch eine beſonders hiezu beeidigte und verpflichtete 
Perfon geſchehen ift, aus dem Grunde des Mangels eines eigentlichen Actuars nicht 
beftritten werden fol. Wonach man fi zw richten. Gegeben durch Unſere Regierung, 
Schwerin, den 22, März 1836. 


Srieberid Franz. 


1429. Borfchriften wegen baulicher Erhaltung der Zuftizcanzleis 
gebäude. 15. Zuli 1836. 

Friederich Franz 30. Unfern sc. Da bie bisherige Erfahrung gezeigt hat, 
daß bie feit dem Jahre 1832 beſtehenden Borfchriften wegen bauliher Erhaltung der 
ben Juſtiz⸗ Canzleien  gewibmeten Gebäude einer Vereinfachung bebürfen und Deren 
fähig ſtud, fo: fell das euch unterm 13. October 1832 zugefertigte desfallſige Negu- 
lativ nur bis zum Mechnungsjahre Johannis 189%57 inch. zur Anwendung fommen, 
von ba an weiter aber nad folgenden Beflimmungen dabei verfahren werben, 
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Es ſoll die Beaufſichtigung ber Unſerer hieſigen (bortigen) Juſtiz⸗Canzlei ge⸗ 
widmeten Gebäude und Official-Wohnungen und die Sorge für die gehörige Inſtand⸗ 
haltung derſelben eurem Collegio, insbeſondere dem Directorio zur Pflicht liegen, bie 
Art und Weiſe aber, wie ſolcher Pflicht zu genügen, im Uebrigen eurem eigenen ge⸗ 
wiſſenhaften Ermeſſen überlaſſen bleiben, nur ſo, daß dabei folgende Vorſchriften zur 
Anwendung zu bringen ſind: 

1) Verwendungen bis zu dem Belaufe von 20 Rthlr. werdet ihr jedesmal, ohne 
Weiteres, auf die Fiscus⸗Caſſe eures Collegii — bei welcher alle ſolche Bau⸗ 
koſten in einem beſonderen Abſchnitte zu berechnen ſind — anweiſen können; 
überſchreitet aber die einzelne Verwendung bie ebengenannte Summe, fo babt 
ihr, bei Borlegung bes Anſchlags bie Genehmigung Unferer Regierung vor 
ber Ausführung zu erwirken; 
es bleibt eu unbenommen, ben competirenden Bauofficianten zur Beſichtigung 
der Gebäude, Begutachtung des erforderlich fdheinenden Bauwerks, eventualiter 
auch Anfertigung ber Anfıhläge ꝛc. fo oft zu requiriren, als ihr ſolches ben 
Umftänden nad nothwendig haltet; eine regelmäßige Bifitation der Gebäude 
durch den ebengenannten Bauofficianten, unter Leitung des Directors ober eines 
beputirten Mitgliedes Uinferer Juſtiz⸗-Canzlei, muß jedoch jährlih einmal zur 
Herbftzeit flattfinden und wird der Bauoffictant eurer besfallfigen Einladung 
Folge geben. Das darüber abzuhaltende Protocol iſt jebesmal noch vor Weih- 
nachten von euch bei linferer Regierung einzureichen. 

3) Nach dem Befunde der Revifion mwerbet ihr die etwa erforderlichen Anordnungen 
und Einleitungen nad bem sub 1 bemerften, nad eigenem Ermefjen zu treffen 
baben; follte fih aber dabei ergeben, daß für den nächſten Jahrgang alfo zur 
Ausführung in dem zweitfolgenden Galenderjahre eine größere Reparatur, ein 
Neubau, eine innere bauliche Einrichtung ꝛc. für nothwendig gehalten werben 
muß, deren Koften bie Summe von 100 Rthlr. überfleigen werden, fo wird 
ber Bau⸗Officiant fofort Die bebufigen Anfchläge, Niffe und Ertracte nad den 
bafür anderweitig beftehenden Vorſchriften anzufertigen und bei eurem Gollegiv 
einzureichen haben. Ahr habt dann folche gleichzeitig mit dem Viſitations⸗ 
Protocolle Unferer Regierung vorzulegen und bie Bewilligung zu beantragen, 
und behalten Wir und vor, nad Umſtänden die erforderlichen Gelbmittel dann 
entweder ebenfalls auf euren Fiscus oder unmittelbar auf die Eivil-Abmini- 
Rrations - Caſſe bes betreffenden Jahrgangs anzumeifen; im Iehteren Kalle auch 
etwa einen Beamten mit der abgefonderten Rechnungsführung zu beauftragen. 

Hiernach habt ihr fortan zu verfahren und iſt obgenannter Ban -Dffickant mit 
entſprechender Inſtruction verfehen. 

Wonach ꝛc. Schwerin, ben 15. Juli 1836. 

An die drei Juſtiz⸗Canzleien. 


41430. Qualification der Subftituten ber POLEIMDRIRTELDSET: 
. März 1837. 

Paul Frieberih a. Im Einverftändni mit Unfern getreuen — ver⸗ 

ordnen Wir hiemit: 
daß von Neujahr 1839 an durch bie nad F. 17 der Patrimonial⸗-Gerichts- 
Ordnung vom 21. Zuli 1821 zu beftellenden Subflituten der Patrimonial- 
Richter, gleich den letzteren felbft, nur dann zu ben Richterfunctionen der Art 
geeignet geachtet und zugelaffen werben follen, menn fie nady beftehender und 
fünftiger Berorbnung das vorgefchriebene Richter-Examen abgelegt haben und 
darin gut beftanden find. 

Dies gilt ſowohl von den Rechtsgelehrten, melde fchon bisher, nach Zulaffung 
ber Beftimmung bes $. 17 ber gedachten Patrimonial-Gerichts-Orbnung, obgleich als 
Nichter nicht geprüft, als Subſtituten ber Patrimonial= Rithter fungirt haben, ober 
bis Neujahr 1839 noch fungiren werden, als bon benjenigen, welche erft nad jenem 
Zeitpuncte einzutreten beabfichtigen. 


u 
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Desgleichen iR es Unſer Wille, | 
daß von jeht an, and bei andern Gerichtsbehörden aller Art, namentlich auch 
bei den Militair- Gerichten, zur Verwaltung bes Nichteramts Niemand beſtellt 
werden. fol, Der nicht ebenfalls Das Richter⸗Examen abgelegt bat: und barin 
gut beftanden iſt, ſowie denn auch insbefondere die nicht als Nichter geprüften 
Aubitoren bei den Landes-, Stabz-, Amts- und Magiftrats-Gerichten, wie es 
auch ſchon bisher verorbnet geweſen, zu richterlichen Amtshaubiungen mit ent: 
fheidendem voto nicht zuzulaſſen find. 

Hiernach hat man fi zu richten, Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, 

am 4. März 1837. 
Yaul Krieberid. 
Berorbnung, 
betreffend 
die Nothwendigkeit des Richter-Examens auch 
für die Subſtituten der. Patrimonial⸗Richter ꝛc. | : B" 


1431. Prüfung der Auditoren der Niedergerichte. 28. Juni 1837. 


Paul Friederich ꝛc. Um für bie Prüfungen auch berjenigen Rechts⸗Can⸗ 
Dibaten, welche fich nicht zunächſt der Advoratur widmen wollen, fondern auf. dem 
Wege des Auditorats bei Unſern Niedergerichten, oder bei ben Magifirnis - Gerichten, 
ihre weitere Ausbildung für den Staatsbienft zu befördern beabfihtigen, verordnen 
Wir — folget: 

Auch diejenigen Rechts-Candidaten, melde bie Zulaſſung zum Auditorate bei 
en Amts“ oder Stabtgerichten, auch Magiſtrats⸗Gerichten nachzuſuchen wünſchen, 
ohne bereits das Advocaten⸗Examen in Grundlage der Verordnung vom 21. April 
d. J. beſtanden zu haben, müſſen ſich vorgängig ebenmäßig einer Prüfung, ſonſt 
allenthalben nach Borfhrift der eben gedachten Verordnung, bei der für die Advocaten⸗ 
Prüfungen zu Roftod confitairten Prüfungs - Eommiffion unterwerfen, nur daß bin- 
fihbtlich der Erforberniffe zur Befähigung und der Weife zu. deren Ermittelung bier 
näher befimmt wird: 

1) Die Prüfung muß ergeben, daß der Candidat eine gefunde Beurtheilungsfraft 
und gute natürliche Anlagen befige — neben den zur allgemeinen Bildung er- 
forderlichen Borkenntniffen, in den Hauptgrundſägen und in den Grundbegriffen 
ber Rechtswiſſenſchaft feſtſtehe und richtige Folgerungen aus ihnen zu ziehen 
wiſſe — ſich folche gründliche, Deutliche und zuſammenhängende Rechtskenntniſſe 
erworben babe, als man bei gut angewandter Studienzeit von einem mit ben 
erforderlichen Borfenntniffen verjehenen und mit einem guten natürlichen Ver⸗ 
ande begabten Candidaten zu erwarten berechtiget if. 

2 Zu den erften fehriftlichen Arbeiten find dem Candidaten zur Ausarbeitung einer 
Civil⸗Relation oder eines Appellationslibels ſolche Arten auszuhändigen, welche 
ihm Gelegenheit darbieten, fi) über die Erforbernife sub 1 gehörig aus- 
weifen zu können. 

3) Nach genügend befundener folder Arbeit und der demnächſt weiter unter Auf- 
ficht zu befchaffender fehriftlichen Leiftungen, wie fie $. V. No. 3 der oben 
angezugenen Verordnung vom 21. April d. J., jedod mit Ausſchluß ber da— 
felbft sub 3 d. bezeichneten practiſchen Arbeiten, vorgeſchrieben find, ift bie 
vorzunehmende mündliche Prüfung auf die weitere Ermittelung ber hier 
‚sub 1 bezeichneten Erforderniſſe Durch Fragen zu richten, weldhe nad Auewahl 
ber Prüfungs» Behörde aus dem ganzen Rechtsgebiete, inebeſondere aus ben 
Haupt-Disciplinen berfelben zu entnehmen find. 

IH. Das gute. Beitehen diefer Prüfung befähiget ſo wenig zum Betrieb der 
Advocatur, als zur Ausübung der Richterfunctionen in irgend einer Beziehung. 

Eben ſo wenig giebt dieſelbe ein Recht auf die Zulaſſung zum Auditorat, viel- 
mehr behalten Wir. Uns in dieſer Beziehung, foweit es Unfere Amtg= und Stadtge⸗ 
richte betrifft, in jebem einzelnen Hall Unfere Entſchließung vor, und werben Diejenigen. 
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Candidaten, welche bei Unſern Domanial⸗Aemtern eine ſolche Zulafiung wünſchen, 
noch inobeſondere auf die Erforderniſſe der bezüglichen Verordnung vom 15. Januar 
1836 verwieſen. 

„An dem geſchieht Unſer gnädigſter Wille * Meinung. Gegeben durch Unſere 
Regierung, Schwerin, am 28. Juni 1837. 


Paul RN 
Berorbunn 86, 
betreffend die Prüfung der "Aubitoren. F 


1432. Prüfung der Nicederrichter. 27. Scptember 1837. 

Paul Friederih ꝛc. Die in bem 5. VIII. Unferer Verordnung vom 21, 
April d. J., betreffend Die Prüfung ber Abvocaten, vorbehaltene Beſtimmung auch 
über die Prüfung der Richter — geben Wir, im Einverſtändniß mit Unfern ge- 
treuen Ständen, in ben nachſtehenden Puncten: 

I. Diejenigen Rechtsgelehrten, welche zur Berwaltung bes Richter» Amts bei 
Unfern Amts⸗, Stabt-, auch fonftigen Sperigl-Gerichten, ‚fo mie auch bei den Ma- 
giſtrats⸗ und allen übrigen Patrimontal-Geriten, nach ben bafür bisher beftanbenen 
Beſtimmungen noch nicht befähiget erkannt find, ſollen von jetzt an. bie Befugniß da⸗ 
zu nur durch ein, nach den folgenden Anordnungen abgelegtes Examen erwerben kbunen. 

Dieß gilt auch von Neujahr 1839 an von ben Subftituten bei ben ritterfchaft- 
lichen Patrimoniak Gerichten, in Gemäßheit linferer Verordnung vom 4. März d. 3. 
(Offic. Wochenbl. 9. St.). 

Die Zulaſſung zur Richter - Prüfung ſetzt voraus, daß ſchon früher, ent⸗ 
weder das Advocaten⸗Examen, oder and) Das eines Auditors, reſp. nad ben früher 
bafür beftandenen Beftimmungen und nad ben neuera deßfallſigen Verordnungen vom 
21. April und 28. Juni d. J. abgelegt if. 

Die im 8. 3 der Berordnung vom 15. Januar 1836, betreffend bie Aus 
ſtellung sc. ber Amts-Auditoren, enthaltene Zeitbefſchränkung für bie Zulaflung zum 
Nichter-Eramen fol hiemit aufgehoben fein. 

III. Die Zulaffung zur Prüfung als Richter muß bei Unferer Regierung nach⸗ 
gejucht werben. 

Dabei ift Die Vollendung bes 25. Kebensjahres, bie beftanbene Prüfung nach II, 
fo wie ein bisheriger, völlig unbefcholtener Lebenswandel und Geſchäftsbetrieb durch 
genugſame Zeugniffe, in legter Beziehung insbejondere durch amtliche Zeugniffe der 
Suftiz-Eanzlei, bei weldder die Fmmatriculirung ftatt gefunden, oder in beren Bezirf 
der Nachſuchende bis dahin feinen Wohnfig gehabt, oder der Behörde, bei welcher er 
bisher ale Anditor fungirte, nachzuweiſen. 

Findet Unfere Regierung, nad folhen Vorlagen und nah etwa anderweitig 
burch geforderte Berichto⸗Erſtattung eingezogenen Erfundigungen, Tein Bedenken bar- 
über, daß ber Antragsfleller an und für fih zu ben Functionen eines Richters nicht 
ungeeignet zu halten, fo wird .fie dem SÖberappellations- Berichte zu Parchim ben 
Auftrag zur Vornahme ber Prüfung ertheilen. 

IV. Diefe Prüfungs- Behörde wird demnähft auf gegiemenbes Anſuchen, nach 
eingeforderten und eingeſehenen Acten, die von dem Supplicanten ſchon früher beſtan⸗ 
dene Prüfung betreffend, demſelben zur Ausarbeitung von Belationen, wicht zu leichte 
Eivil- Procch- und Griminals Unterfuhungs-Acten, fo wie zum Entwurf eines Be⸗ 
fcheides auf abgelegte BormundichaftssNedinungen, Vormunbfehafts+ Arten, oder auch 
ſtatt der leztern Concurs⸗Acten, zur Abfaffung eines Priorität-Erkenntniffes zufertigen 
kaffen, und zwar mit Stellung angemeffener Friſten zur Einlieferung ber aufgegebenen 
Arbeiten. 

Jede berfelben muß mit ber eigenbänbigen, an u abgegebenen Ver⸗ 
ficherung verſehen fein, 

„daß fie ohne frembe Beihülfe ausgearbeitet und von Niemand verbefiert fei”. 
Die dazu erforderlichen Acen wirb das Oberappellations= Gericht, in ſoweit fie gu 
dem beabfichtigten Zwed in ber eignen Regiſtratur nicht vorhanden, von dem Griminal« 
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Collegium, den Zufiz-Ganzleien, welche derunach anf bie geeigneten Fälle zu achten 
haben, oder auch nad Befinden von andern Berichten, eimzufordern berechtiget fein, - 
V. Erlangt die Präfange»Behörbe ſchon aus ber Befchaffenbeit jener IV.) 
Arbeiten die zmeifellofe Ueberzeugung, daß ber Gandibat fih nach feinen Rechtskennt⸗ 
niffen — die ihm nicht nur in allen Zweigen deq in Medlenburg geltenden Gemeinen 
Rechts, ſondern inobeſondere auch in dem vaterländiſchen Particular- und Statutari⸗ 
ſchen Rechte eigen fein müſſen — und nad ber Fähigkeit, dieſelben anzuwenden, zur 
Bekleidung eines Richter⸗Amts nicht eignet, ſo erfolgt ſofort die Zurügweiſung, mit 
Hinweiſung auf die Mängel der Ärbeiten. 

VI. Im entgegengeſetzten Fall, wenn eine Hichtbefähigung nicht ſchon zwei⸗ 
fellos vorliegt, ſo iſt noch eine anderweitige ſchriftliche Prüfung unter Aufſicht in 
der Art anzuordnen, daß der Candidat an einem Tage auf die Verhandlungen 
eines Untergerichts in einer Civil⸗Proceßſache mit Entſcheidungsgründen verabſchiedet 
und an einem andern Tage auf nicht umfängliche Criminal-Unterſuchungs-Acten 
mit Gründen erkennt oder informirt. 

In beiden Fällen ift die Arbeit mit auf bie Critik der Mängel bes. Verfahrens 
u richten. 
iterarifche Hülfsmittel und Gefehfammlungen $ nd bei dieſen Arbeiten zuläjfig. 

V Unter ben Vorausſetzungen sub $. V. erfolgt auch hier bie Zurüd- 
PAGE nn in dort bezeichneter Art. 

Wird aber die Zurüdweifung nicht für genugfam motivirt erfannt, fo 
iſt das — Examen abzuhalten, welches mit einem mündlichen Vortrage des 
Examinanden aus Tages vorher ihm zugeſtellten Acten beginnt und demnächſt durch 
Befragung anf Die weitere genugſame Ermittelung umfaſſender theoretiſcher und practi⸗ 
ſcher Rechtstenntniffe in dem 8. V. bezeichneten Umfange zu richten iſt. 

IX. Den darauf über die Zuläffigfeit. ober Nichtzuläſſigkeit zu faffenben Colle⸗ 
gial-Beichluß hat das Oberappellationg-Geriht dem Eraminaten befannt zu maden, 
auch, unter Beiſchließung gefammter Prüfungs-Acten, barüder an Unfere Regierung zu 
berigten, melde demnädft, im Ball der Zuläſſigkeit, die deßfallſige Belanntmadung 
im ein Wochenblatt verfügen wird. 

Im Hal der Zurüdweifung ‚wich Das Oberappellations⸗ Gerihht nach ſeinem 
Ermeſſen, entweder bei erlannter ſolcher abſoluter Unfäbigfeit, daß eine genygfame, 
nachträgliche Qualificirung nit erwartet werden fann, dieß durch eine entſprechende 
Faſſung des Beſcheides dem Examinaten bemerklich machen, oder auch ihn auf die 
nachzuholenden Studien hinweiſen und eine Zeit beſtimmen, nach deren Ablaufe er ſich 
zu einer wiederholten Prüfung noch einmal melden könne. 

Xl. Auf das beſtandene Richter⸗Examen kann zwar auch die Immatriculirung 
als Advocat bei der Juſtiz⸗Canzlei, in deren Jurisdictionsbezirk der Examinat feinen 
Wohnſitz hat oder zunähft nehmen will, und damit im Allgemeinen bie Befugniß zur 
Betreibung der Adnocatur nachgeſucht und erlangt werden, allein binfihtlih ber in 
einem öffentlihen Amte Stehenden find und bleiben dieſe den Reſchränkungen unter- 
worfen, welche Beamte ſchon jett ober. nad Fünftigen anbermeitigen Beftimmungen 
von bem Betrieb ber Advocatur ganz ober theilweiſe ausfchließen, 

X. Nur diejenigen Rechtögelehrien, welche bei Bewerbung um ein Richteramt 
das Richter⸗Examen bereits abgelegt. haben, werden hinfüro auf eine eiwanige Berüds 
fihtigung ihres Geſuchs rechnen können, während Die Abſicht, jenes noch erſt nach⸗ 
holen zu wollen, ſolchem hinderlich ſein wird. 

XIII. Dieſe Unſere Verordnung tritt mit Michaelis d. J. in — und 
haben Unſere Juſtiz⸗Kauzleien von jetzt em keine weitere. Anſuchungen um bie Richter⸗ 
Prüfung anzunehmen, die bri ihnen aber ſchon früher anhängig gewordenen Prüfungs⸗ 
ſachen jedoch nach Den bisherigen Beſtimmungen zu beendigen, wenn bei Publication 
Diefer Verordnung die erſten fohriftlihen Prüfungsarbeiten ſchon abgeliefert find und. 
demnächſt zum weitern Berfolg der Prüfung geeignet gefunden worden: van: ben 
Eraminanden bagegen, weils zwar ſchon Acten zu: ben erſten ſchriſtlichen Arbeiten 
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empfangen, aber dieſe noch nicht abgellefert Haben, ſind jene zurückzufordern und fie 
zum weitern Berfolg ihrer Prüfung auf diefe Verordnung zu verweilen. - 

Zur Nachachtung für alle, die es angeht, Gegeben durch Unfere Regierung, 
Schwerin, am 27. September 1837. 


Paul Triederid. 
Beror ng, 
betreffend bie — der Richter. 


1433. Unfähigkeit der Patrimonialrichter in Verwandtſchafts⸗ 
fällen. 30. Mär; 1838. 

Paul Friederich r2c. Zu Ergänzung ber Conſtitution vom 21. Juli 1821, 
wegen fünftiger Einridtung ber Patrimonial-Gerite, verordnen Wir, nad erfolgtens 
Erachten Unjerer getreuen Stände: 

Die bei den einzelnen Yatrimonial- Gerichten angeftellten ober ferner anzu- 
ftellenden Juſtitiarien und deren Subflituten Dürfen jo wenig uuter fich, als mit 
den Gerichtsherren innerhalb des Dritten Grades römischer Komputation ein- 
fchlieglih verwandt ober verſchwägert fein. 

Da, wo ein foldes ferner unzuläffiges Verhältniß jeht etwa flattfinden 
ſollte, iſt es innerhalb ſechs Wochen durd Beſtellung anderer Richter und reſp. 
deren Subſtituten aufzulöſen. 

Unſere Juſtiz-Canzleien haben auf die Befolgung dieſer Unſerer Verordnung 
ernſtlich zu halten. An dem geſchieht Unſer gnädigſter Wille und Meinung. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 30. März 1838. 

Paul Friederich. 
Berordnung, 
betreffend 
die Verwandtſchaften oder Verſchwagerungen 
der Patrimonial⸗Richter und deren Sub⸗ 


ſtituten ſowohl unter ſi ch als zu ben Ge: 
richtsherren. 


1424. unterſchied zwiſchen Juſtiz⸗ und Adminiftrativfachen. 
23. Juni 1838, 


Paul Friederich x. Unſern x. Es hat ber Magiſtrat zu Roſtock eure 
Urtel vom 17. December 1636 in Saden bed — Amts bafelbft gegen ihn, den 
Magiltrat, peto. Eoncejjionirung 2c., nicht minder die beiden in dieſer Proceßſach⸗ 
unterm 13. März und 6. Mai v. J. von Unſerm Oberappellations⸗Gerichte erlaſſenen 
Reſcripte vorſchriftemäßig zu den Acten Unſerer Regierung eingereicht. Ein von dem 
beklagten Magiſtrate früher wiederholt beantragtes landesherrliches Einſchreiten in jener 
anhãngigen Proceßſache aus dem 8. 88 der Oberappellations⸗Gerichts ⸗Ordnung iſt 
unterblieben, jedoch nicht aus in der Sache liegenden Gründen, vielmehr nad) der be- 
fondern Actenlage zur Vermeidung auch bes bloßen Anfcheins 'einer Gefährde der 
Unabhängigfeit der Juſtiz, und hauptfählth zu Dem Zwede, um aus dem endlichen 
Refultate Diefes einmal eingeleiteten Rechtsganges eine um fo feftere Grundlage für 
bie Zufunft und zur Abwendung ähnlicher Vorkommenheiten zu gewinnen. 

Gegenwärtig laſſen Wir euch zu ſolchem Zwede unverhalten fein, daß Wir Die 
in ben Entfdyeidungsgründen jener eurer Urtel ausgeſprochenen Anſichten über ben 
Umfang der richterlichen Gompetenz in Angelegenheiten. wie bie zur Frage ſtehende 
durchaus Uns nicht anzueignen vermögen, vielmehr, weil biefelben gegen Unfere ver- 
foffungsmäßigen Imbeoherriiden Rechte, namentlich gegen bie Iambesgefehliche Stellung 
Unferer Regierung, ale oberfter Polizei» Behbrbe, angeben, eu für ewer Fünftiges 
Berfahren hiemittelſt beſtimmte Borfchrift zu ertheilen, veranlagt find. 

Zuvörderſt if eure Annahme, bag eine jebe auf Auerkennung eines angeblich 
wohl erworbenen Rechts von Seiten bes einer Polizei⸗Obrigkeit als ſolcher Unter⸗ 
gebenen gerichtete Klage an und für ſich den Rechten nach den Gegenſtand einer wirl- 
lichen Juſtizſache ausmache, daß mithin die Klage quaest. nur in Grunblage ter 
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particularrechtlichen Beftimmung im 6. 172 bes Roftoder Erbvertrage von 1788 ab⸗ 
jumweifen gewefen, eine fehlſame. Bir haben euch ſolcherhalb auf Das durchaus richtige 
son Unferm Ober-Appellations= Gerichte in feinen Entſcheidungsgründen des Reſcripts 
vom 6. Mai v. 3. ausgefprochme allgemeine Princip zu verweilen, von welchem 
Ah in dem alegirten $. 172 nur eine Anwendung auf die Noftoder Berhältuiffe 
findet, ‚und iſt demnach bie ſtaatorechtliche Stellung Roftod’s auf ben Umfang ber 
richterliden Competenz in dergleichen Sällen ohne allen Einfiuß. Aber and ſchon in 
Grundlage eurer unrichtigen Annahme eines juris singularis für Roftod, hätte bie 
erhobene Afage fofort von euch a limine judieii zurfdgemwiefen werben müflen, denn 
nad ben Enticheidungsgründen eures eigenen Definitiverfenntniffes, fo mie denen bes 
a ag Gerichto war auf bie Frage über Das Net des Magiftrats zu 

ber angefochtenen Entfcheidung ‚und auf die Behauptung, daß dadurch angeblich wohl 
erworbene Reihte des — Amts gekränkt worben, ganz und gar nicht einzugeben, 
mithin eine eventuelle Litis⸗Conteſtation und eine jede Verhandlung zwiſchen den 
Parteien überflüſſig und ungehörig. 

Ferner hebt ihr in euren Entſcheidungsgründen beſonders hervor, es dürfe das 
— Amt, ſeine klagbar gemachte Befugniß und das derſelben zum Grunde gelegte 
Recht, daß der Magiſtrat zur Ertheilung ſolcher Conceſſionen überhaupt nicht für be⸗ 
fugt zu achten, wider ben beklagten Magiſtrat ſelbſt nur auf dem Wege des 
Recurſes geltend machen und ſcheint darin die Annahme zu liegen, als wenn deſſen 
ungeachtet in einem ſolchen Falle ein Proceß unter den einzelnen Betheiligten 
über den Beſtand der angefochtenen Berfügung vor ihrem ordentlichen Gerichte zu= 
läſſig ſei. Auch ſolcherhalb müßt ihr von Uns auf Die gerabezu abflimmigen wieder⸗ 
holten Ausſprüche Unferes Ober-Appellations- Gerichte verwiefen werben, welche Un⸗ 
fere volle Approbation finden müſſen. 

Ihr habt mithin Fünftig in Bezug auf bie Grenzen eurer richterlichen Competenz 
die nachſtehenden lanbesherrlihen Vorſchriften unabweichlich zu beobachten, und dadurch 
zugleich ein fonft unfehlbares fofortiges Einfchreiten aus dem vorgebadhten‘ $. 88 bev 
Ober-Appellations-Gerichte-Drdnung zu vermeiden. 

1) So wis in ben Fällen, wenn .eine obrigkeitliche Behörde in berjenigen Eigen⸗ 
fhaft in Anfpruch genommen wird, vermöge welder fie die Rechte ber Commüne, 
welcher fie vorgefegt iſt, activ und paſſiv zu vertreten hat, wenn es mithin auf die 
Sefftellung der Rechtsverhältniſſe zwilchen dem Kläger und biefer Commüne anfommt, 
bie richterlihe Competenz allerdings begründet if, fo ift fie Dagegen ausgefchlofen in 
Denjenigen Sällen, wo bie Behörde Fraft ber ihr auftehenden und obliegenten Rechte 
und Pflichten der auffehenden und obrigkeitlichen Gewalt eine Beflimmung, Anordnung 
oder Verfügung erlaffen hat. Wenn. fie vermöge der ihr verfaſſungsmäßig zuſtehenden 
Theilnahme an der adminiſtrativen Vollziehungsgewalt und als Organ derſelben, wenn 
ſie in ihrer ſelbſtſeändigen Qualität einer Polizei⸗Obrigkeit gehandelt hat, ſo iſt ſie 
gegen jeden ihr in dieſer Qualität Untergebenen, welcher den Umfang ihrer Rechte 
beſtreitet, oder durch einen ſolchen Aet in ſeinen wohlerworbenen Rechten verletzt zu 
fein behauptet, nur vor ber ihr vorgeſetzten höheren Polizei-Behörde ſich zu recht⸗ 
fertigen verbunden. 

.2) Eine Klinge, aus welcher ſich hervorgiebt, daß bie durch bieſelbe —— 
Beſtimmung oder Verfügung von der Obrigkeit in dieſer ihrer Eigenſchaft erlaſſen 
worden, it — ohne Unterſchied, ob eine ſolche Klage auf Wiederaufhebung ober auf 
Entſchädigung gerichtet wirrd — als mindeſtens zur Zeit nicht zur gerichtlichen Com⸗ 
petenz geeignet zurüdzuweiſen, und iſt ber Kläger zu dem allemal erforderlichen vor⸗ 
gängigen Recurſe an bie vorgeſetzte Polizei- Behörde — mithin Der Regel nach an 
Unfere Regierung — zu verweilen. 

3) Eben fo iR, unter gleicher Borausfegung, anf eine bie Einlaſſung verwei- 
gernde. Ginrebe dahin, daß bie Sache aus dieſem Grunde nicht an die Gerichte er⸗ 
wachfen, mithin feine Juſtizſache ſei, zu ‚verfügen, ohne daß eine eventuelle Einlaſſung 
erfordert und bie Frage zur Eutſcheidung in ber TUR verſtellt werben darf. 
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4) Rad beenbigter Recurs⸗Inſtanz bängt von hem Reſultat derſelben die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Klage gegen bie untergeordaete Behörde ab. 

Im Falle einer reinen Beſtätigung der angefochtenen Verfügung und einer 
völligen Berwerfung der Beſchwerde, ohne Vorbehalt eines vor Gericht geltend zu 
machenden- Entſchaͤdigungs· Auſpruchs fällt jede ſolche Klage von ſelbſt hinweg, Dem 
vermeintlich in. fernen Rechten Berlehten bleibt nur eine Beſchwerde gegen die Recurs⸗ 
Behörde oder der ſonſtige zur Berfolgung feiner Rechte verfaffungemäßig geeignete 
Weg übrig. 

So wie ſich dagegen in ben Fällen, wo dieſe Recurs⸗ Behörde die Sache über⸗ 
hanpt ober eine: etwa zu erörternde Vorfrage, oder endlich Die Ermittelung eines 
etwanigen Entſchädigungs⸗Anſpruchs an Die Gerichte verweiſet, fih bie Competenz 
derſelben von ſelbſt ergiebt, fo iſt biefelbe in Bezug auf eine Schadenstlage, im 
Galle einer auf Beſchwerde oder. von Amtswegen erfolgten ganzen ober theilmeilen 
Aufhebung ber zur Frage ſtehenden Verfügung, felbft ohne einen foldhen Vorbehalt 
nicht ausgeſchloſſ ſen, es ſteht vielmehr zur richterlichen Beurtheilung, ob die geſetzlichen 
Erforderniſſe einer Entſchädigungsverbindlichkeit anzutreffen ſind. 

5) Wenn gleich Streitigkeiten, welche zwiſchen Parteien unter ſich und gegen 
einander über ihre aus bereits gemachten Polizei-Anſtalten herrührenden oder be= 
baupteten Befugniffe und Privat-Gerechtſame entftehen, von Der Competenz ‚der orbent- 
lichen Gerichte nicht an und für fi ih ausgeſchloſſen find, fo find fie es dagegen jedes- 
mal alsdann, wenn in Bezug auf jene vermeintliden Rechte yon der Polizei-Obrigfeit 
Determination erfolgt if, als in weldem Falle jede Verhandlung zwiſchen den ber- 
ſelben Untergebenen über den Rechtsbeſtand einer ſolchen Determination hinwegfällt, 
ein Proceß zwijchen benjelben mithin fo wenig eröffnet werden barf, ale vielmehr 
ſelbſt ber urſprünglich entſtandene inſoweit aufhört und in allen Fällen der vermeint- 
lich in feinen Rechten Verletzte biefelben zunächſt nur gegen bie Polizeiobrigkeit auf 
bem angegebenen Wege geltend maden Tann. 

Wornach 30. Gegeben sc. Schwerin, am 23. uni 1838, 


An die Juftizcanzlei zu Büftrom. 


Paul Friederich ec. Unfern ꝛc. Wir thellen euch bas sub — ——— an 
Unſere Juſtizcanzlei zu Güſtrow aus Veranlaſſung des nunmehr beendigten Proceſſes 
Mm Sachen des — Amts zu Roſtock gegen ben Magiſtrat daſelbſt, peto. Conceſſionirung 
3. erlaſſene Reſeript hieneben abſchriftlich mit, und finden es zweckmäßig, euch im 
Nachſtehenden bie Motive dieſer Unſerer landesherrlichen Vorſchrift ausführlich zu 
geben, um ſo mehr, da es demnach keiner weiteren Reſolution auf den aus Veran⸗ 
laſſung der Anregung der Viſitationsbehörde in Betreff der Frage, ob Streitigkeiten 
in Handwerksſachen vor die Gerichte gehören, erforderten, am 26. October 1835 
von euch erftntteten Bericht befürfen wird. Wir bezweden dadarch bie nad Yus- 
weifung eurer Berichte in jener Procehfahe vom 14. Septbr. deſfelben Jahres 
weſentlich von einander abweichenden Anfichten in’ eurem Eollegiv auszugleichen, euch 
mithin zu einer fidheren und gleichmäßigen Verfahrungsieife in Angelegenheiten ber 
fraglichen Art die erforberlichen genügenden Haltpuncte zu ertheilen, und endlich et⸗ 
wanige Bedenken gegen ben Inhalt Unſerer vielfeitig erwogenen landesherrlichen Bes 
fliffe, namentlih aus dem Standpuncte des Rechts, zu befeitigen, indem Wir einen 
ganz befonderen Werth darauf legen, daß bie höchſte rechtſprechende Behörde in Un⸗ 
ſern Landen den Anordnungen des ——— in Bezug a ihre Gompetenz 
aus lieberzeugung beipflickte, 

Wir find nun zuvörderſt mit euch völlig dahin —— baß es unmöglich 
iſt, Grundſütze aufzußellen, welche Die Frage, ob eine Sache Juſtiz⸗ oder Polizeiſache 
ſei, nach der äußeren Beſchaffenheit und dem Namen bes Gegenſtandes Ufen. 

Namentlich find Streitigkeiten, welche. zwiſchen Parteien unter ſich und gegen 
einander über -ihre aus bereits gemachten Polizei» Anftalten herrührenden ober be⸗ 
haupteten Befugniffe und Privat- Gerechtſame entitehen, Yon der Competenz ber or⸗ 
dentlichen Gerichte keineswegs am und für fich ausgeichlofen, im Gegentheil ſind fie 
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es nach euren richtigen Grundfätzen nur alsbanı; wenn In: Bezug auf jene vermeint- 
lichen Rechte von ber Polizei⸗Obrigleit Determination erfolgt iſt. 

Mit minder find Wir dahin mit euch einverſtanden, daß der angerufene Richter, 
welcher feine Gompelenz begründet erachtet, ſich eine uftiz- Verweigerung zu Schulden 
kommen laffen würbe, wenn er eine nach feiner Ueberzeugung begrimdete Berfügung 
aus dem Grunde aud nur zur Zeit verfagen wollte, weil neben dem verlangten 
richterlichem Ausſpruche Darliber, eb em behauptetes Zwangsvecht vorhanden: jel oder 
nicht, dem Kläger annoch -fret ſteht, fih mit polstifchen Gründen an bie polizei- 
liche Obrigkeit und an Unfere :Regierung zu wenden. Pelizerfachen. in dieſem 
Sinne des Works, welcherhalb aus Gründen bes gemeinen Weſens, und aus Gründen 
des öffentlichen Wohls, mithin ganz abgefehen von ber Exiſtenz wohl erworbener 
Rechte Einzelner, auf’ bie bloße - Anzeige bevfelben oder von- Amtewegen eingefchritten 
werden mag, find dadurch Teineswegs, — fo wenig nad allgemeinen Grundbfägen, ala 
nad der ausdrücklichen Berfärift 6. 385 sub 5 bes Landes⸗Vergleichs — von ber 
fefortigen Verfolgung vernieintlich verletzter Zwangsrechte vor ben vedentlichen Ges 
richten ausgefchloffen, die Betheiligten können vielmehr - ben einen unb ben andern 
Weg ſelbſt gleichzeitig betreten — wenn: freilich durch ein Ihrem Privatinterefie ent⸗ 
fprechendes Reſultat des aus höheren Rückſichten Berfügten , bie Berfolgung des 
Rechtsweges für ſie überflüſſig werden kann. 

Alles dieſes gilt auch für die Fälle, wenn eine obrigkeitliche Behörde in der⸗ 
jenigen ihrer Eigenſchaft in Anſpruch genommen: wird, vermöge welcher fie bie ‚Rechte 
der Commüne, welcher ſie vorgeſetzt iſt, activ und paſſiv zu vertreten bat; wenn eg 
mithin auf bie Feſtſtellung ber Rechtsverhältniſſe zwiſchen bem ar und biefer 
Eommtline tinkommt. 

Auch in allen ſolchen Fällen ſteht ben Gerichten bas Erkennimiß über behauptete 
Zwangsrechte und Zwangsverbinblichleiten unbedingt zu; nur find bier, wie allents 
halben, von aller richterlichen Benrtheilung und Berückſichtigung ganz von ſelbſt aus 
geichloffen die Fragen: 0b das Intereſſe der Sommüne dem Privat⸗Intereſſe bes 
Einzelnen entgegenftehe und legteres dem erfteren weichen müfle, weil es von bem- 
felben überwogen werde, ob die möglichen Folgen für das allgemeine Beſte in Bes 
tracht gezogen werden ‚blürfen, was im einzelnen Ball -für felbiges erforderlich fei, im 
wie weit fih das Bebürfniß deffelben erſtrecke, ob endlich der Zall ber Art fei, bag 
die Behörde fih darin überhaupt auf das allgemeine Beite berufen bürfe, Bon — 
Fällen der richterlichen Competenz ſind dagegen ihrem Begriffe nach in der Maaße 
verſchieden, daß ſie die Gegenſätze davon bilden, diejenigen Fälle, welche das — 
an Unſere Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow sab 1 hervorhebt. 

Die Obrigkeit als ſolche ift in biefen Fällen keineswegs als. Vertreterin ‚ber 
Mechte ober auch nur des Sntereffes ihrer Commüne zu betrachten, fle ift mithin micht 
dem ordentlichen Richter berfelben simpliciter unterworfen, vielmehr zunächſt nur der 
thr vorgefegten höheren Polizei⸗Obrigkeit, vor welcher allehı fe ‚bie. angefochtene 
Determination ober Berfügung auch gegen den Borwarf einer Rechtsvev⸗ 
legung zu rechtfertigen ebenfe verpflichtet als berechtigt if. 

Der voraufgefellte allgemeine Ausſpruch der Entideibungsgründe eures Res 
feripts vom 6. Maiv. J. bilbet ſolcherhalb Lie völlig richtige Brunblage, im Ge⸗ 
genfage der durchaus fehlfamen. Annahme Unſerer Juſtizeanzlei zu Güſtrow in. ihrer 
Urtel vom 17, December 1836. Die ſtaatsrechtliche Stellung Roſtocks iſt Auf ‚ben 
Umfang der richterlichen Eompetenz in-den fraglichen. Fällen ohne allen Einfiuß; wenn 
fie es aber fein Könnte, fo würde man wegen der befonderen Verhältniſſe biefer Stabt 
ſich viel eher zu euren frühern Anfichten (ratio dicid. 7 ber Urtel vom 2. Nov, 
1820 megen des Mittelffädter Borns und Beriht vom 14. Septbr. 1835 ©. 6, 73 
Yinneigen, als zu ben: bamit auffallend contraftirenden jener Juſtiz⸗Canzlei. 

Selbſt in Bezug auf etwanige Schadensklagen iſt bie Polizei -Ofrigkeit 
als ſolche in keiner anderen und ungünftigeren Lage, als der Richter in contentiosig 
oder eine bie unftreitige Gerichtsbarkeit werwaltende Behörde. Wenn fie ansgeſprochen 
ober verfügt bat, was fie ihrer. Unberzengung und ihrer Pflicht nach Lage der Sache 
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gemäß erachtet, fo ſind bie ihr Untergebenen, welche ſich durch das Erlaſſene be⸗ 
ſchwert erachten, in derſelben Maaße zu dem Recurſe an bie vorgeſetzte Polizei⸗BVe⸗ 
börbe verpflichtet, ls fie in jenen andern Fällen ſich der ihnen zuſtehenden Rechts⸗ 
mittel in dem geordneten Inſtanzenzuge, mithin entweber vor ben ordentlichen Ge⸗ 
richten ober aber — wie in Hypotheken⸗ ‚und Stadtbuchſachen — an Unſere Regierung 
bedienen müſſen. 

Bei einem ergriffenen Recurs kommt es auf die Retfertiguns der erfolgten 
Determination oder Verfügung an, es hat mithin der vermeintlich in feinen Rechten 
Verletzte eine Abhülfe feiner Beſchwerden Teinesweges aus bloßen polittichen Gründen, 
vielmehr vorzugsweiſe aus Rechtsgründen anzuiprechen und zu erwarten; Die. Be- 
ſchränkung der obrigleitlihen und polizeilichen Gewalt durch bie Nothwendigkeit einer 
Berüdfichtigung wohlerworbener Rechte Einzelner ſteht zunächſt und vor allem Uebrigen 
zur Erwägung. I 

Wenn nun in ber Recurs-Inſtanz eine noch nicht wirklich eingetretene, vielmehr 
eben weil fie auf biefem Wege durch bie bloße Aufhebung. des Erlafienen ober Ver— 
fügten vollſtändig abgewandt werben Tonnte, bloß bebrohlihe Nechtöyerlegung durch 
eine ſolche Aufhebung abgewandt if, fo Tann natürlich von einem Rechtsgange vor 
Den Gerichten liberal Feine Rede weiter fein. 

In den übrigen Fällen aber ergiebt ſich erſt aus dem Reſultate dieſer Recure- 
inflanz, ob und inwieweit die Polizei-Öbrigkeit dem Betheiligten auch in Bezug. auf 
einen etwanigen Schadens⸗Anſpruch, wegen leberfihreitung ber Amisgewalt, zu. Recht 
zu ſtehen babe. 

Eben fo wenig, als in den Fällen, wo fie auf Vorſchrift ber ihr vorgejehten 
Behörde oder auf nachgeſuchte Autorifation berjelben verfahren bat, ift fie in ben 
Fällen dazu verbunden, wenn eine völlige Berwerfung. ber Beſchwerde, mithin eine 
reine Beſtätigung des Beſchluſſes oder der Verfügung, ohne allen Vorbehalt erfolgt 
it, wenn mithin jene vorgejeßte Behörde ſich Diefelben zu sigen und eben dadurch eine 
Anſprache an die untergeorbuete unthunlich gemacht hat; es kann vielmehr, wenn eine 
ſolche dazwiſchen getreten iſt und Die unbebingte Beibehaltung bes Erlafjenen aus 
ihrem Standtpunete ‚für erforderlich erflärt bat, ber vermeintlich Gravirte von ben 
Berichten nur auf eine Beſchwerde gegen biefelbe und ben fonfligen zur Verfolgung 
feiner Sache geeigneten rechten Weg verwiefen werden, wie ſolches Alles von euch zu 
Recht erfannt und berichtli ausgeſprochen worben, 

Hat dagegen bie vorgefehte Behörde eine folde Verfügung entweder auf Be— 
fehwerbe oder von Amtswegen ganz oder theilweiſe aufgehoben, jo ſteht 28 allerdings 
zur gerichtlichen Beurtheilung, ob die gefeglichen Erforbernifje einer Entjjäbigunge- 
Verbindlichkeit anzutreffen find, 

Nicht minder wird felb im Hall ber Aufrechthaltung der Berfügung bie Frage 
wegen einer aus bejonderen Gründen eintretenden ſolchen Verbindlichkeit, namentlich 
wegen bes beitrittenen Quanti berfelben, in geeigneten ‚Sälen ber ‚Erörterung im 
fore justitiae überlafien werben. 

Anlangend dagegen ben Beſtand ſelbſt der. angefochtenen Verfügung, 
fo kann — falls die oberfte Polizei- Behörde fih an und für fich für competent er⸗ 
Härt — Die gerichtliche Competenz nur ausnahmsweiſe begründet werden, falld jene 
Behörbe die. Beibehaltung bes Krlaffenen aus ihrem Standpuncte von ber zweifel- 
haften Exiſtenz entweder ſolcher befondern Rechte der Behörde abhängig macht, welche 
nicht in der obrigfeitlichen Qualität berfelben als folder bereits Iiegen, oder aber von 
ber Griftenz entgegenftehenber Rechte Einzelner, und bie Betheiligten auf die Erürte- 
rung einer folden Borfrage in foro justitiae verweiſet. Zur Begründung ber 
gerichtlichen Kompetenz gegen. eine Polizei⸗-Obrigkeit als ſolche bedarf es 
mithin eben fo einer fperiellen Verfügung jener oberiten Polizei-Behörbe, als es in 
andern Fällen, welche Unſere Gerechtſame unmittelbar berühren, ber — Be⸗ 
ſtellung eines Procurators bedarf. 

Die Frage über den. beftrittenen Umfang ber obrigfeitlichen und polizeilichen Ge⸗ 
walt überhaupt, wohl gar über den Beſitz derſelben, ſo wie über das Recht und den 
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Beſitz des Rechts, dieſelbe auf biefe oder jene Anſtalt zu .erfireden, können auf Inſtanz 
eines ‚Einzelnen ober einer Corporation, welde der Polizei-Dbrigfeit ala folder an 
unb für ſich untergeben find, nicht non den Gerichten zur Berbandlung web Entſchei⸗ 
dung gesogen werben, weil bei bergleichen Fragen bie Rechte der höchſten Staatsge⸗ 
walt allemal mittelbar beipeiligt find. Mit den Rechten jemer Behörde correspondiren 
und find ungertrennlich verbunden ihre Verpflichtungen. Beide bilden bie ſtaatsrecht⸗ 
liche Stellung berfelben, ſowohl gegen bie, ihnen Untergebenen, ale auch gegen Uns, 
welcher fie ſich auf feine Weiſe entäußern dürfen; felbf was fie fich ſolcherhalb rechts⸗ 
kräftig aberkennen laflen, würben Wir niemals als eine befhränfende Norm für ein- 
zelne Staate-Organifationen gelten laſſen dürfen, welche auf höhern Rückſichten bafirt 
finb und mit dem Ganzen der Berwaltung in unzertrennlihem Zufammenhange fleben. 

Aber auch von ber Frage, ob bie obrigkeitliche und polizeiliche Gewalt in dem 
eonereten Fall durch entgegenftehende Zwangorechte Betheiligter gehemmt vber be= 
ſchränkt fei, gilt in der Beziehung daffelbe, daß bie oberfle Polizei-Behörbe auf ber 
einen Seite in einer fpäter betretenen Nerurs- Inftanz bie gegen Querulanten im 
Laufe eines nach ihrer Meberzeugung fehlfem früher von ihm erhobenen und einge 
leiteten Proceffes eingetretene formelle Rechtskraft der Entſcheidungen incompetenter 
Bebörben, welche Überdies eine Folge von verfehrtem Betrieb, Verſäumniſſen und ım- 
richtig eingelegten Rechtsmitteln fein Tann, nicht unbedingt anerkennen könnte und 
dürfte, wenn fie fi von einem Mißbrauche dieſer obrigkeitlihen und polizeilichen Ge⸗ 
walt eben ans dem Grunde bes Eingriffs in wohlermorbene Rechte überzeugen follte. 
Anf der andern Seite würden ſich die gleichfalls als formelle Rechtskraft darftellenden 
Anſichten der Gerichte, es fei ber Fall quaest. nicht der Art, Daß die Obrigkeit: ſich 
barin überhaupt auf das allgemeine Befte berufen bürfe, jene oberſte Poltzei-Bebörbe 
in ihrer freien und ſelbſtſtändigen Prüfung und Beſchlußnahme überall nicht beſchränken 
können; vielmehr Tann felbige dahin führen, daß gerade dasjenige vermöge des Rechte 
der höchſten Staatsgewalt aufredt erhalten wird, was ber gerichtlichen Anfechtung 
und Mißbilligung unterlegen bat. | 


Ohne vorgängigen Recurs an bie oberfle Polizei-Behörde und ohne eine vor- 
Hängige Verweiſung der Betheiligten .an bie Jufliz= Behörde in befonderen Fällen er= 
mangeln mithin. bie Einfchreitungen und Ausſprüche Unſerer Landes Berichte und 
eurer, als ter höchſten Inflanz aller fihern Grundlage. Die Gerichte find außer 
Stande, mit Rechtöefferten zu erfennen, fie vermögen Feine irgend feften und haltbaren 
Refultate zu gewähren, fowopl wegen ber allemal mittelbar betheiligten Rechte ber 
höchſten Staatsgewalt überhaupt, welchen nicht vorgegriffen werben darf, als ber 
barauf beruhenden ausdrüdlichen Vorſchrift bes $.88 der Ober-Appellationg-Gerichts- 
Drdnung. | VE: | 

Um fo weniger bürfen mithin Wir zugeben, baß bie untergeorbueten verwalten- 
ben Behörden wegen eines jeden Ausſpruchs unb einer jeben DBerfügung ihrer obrig- 
feitlichen und polizeilichen Gewalt durch die bloße Behauptung entgegenftehender Rechte 
ibrer Untergebenen in weitläuftige und koſtbare Proceſſe hineingezogen werden. Ganz 
abgefeben von den in manden Fällen ungehörig erfolgenden gerichtlihen Inhibitorien 
würde jedenfalls ſchon an und für fi. alle Selbſtſtändigkeit und Kraft ihrer Ber- 
waltung unb polizei-obrigkeitlicpen Thätigkeit dazn gelähmt — fie würden ſchwierig 
und unficder werben müflen in ber Ausübung ihrer Befugnig und ebenwohl ihrer ° 
Pflicht, abzuändern, was nicht beſtehen Zaun, ober beiler geändert. wird; ihrer 
Pflicht, in geeigneten Zählen die Rechte ber Einzelnen in ihrer Ausübung zu be= 
ſchränken und: fih auf ihren rechten Wegen durch ‚bloßen Widerſpruch und die Bes 
rufung auf ſolche Rechte nicht flören zu laſſen. Sie würden, weil fie vorausjehen, 
daß jedenfalls procefirt werden muß, nur zw. leicht geneigt werden, um die fonft 
bevorſtehenden eigenen Procefie zu vermeiden, bie mögliherweife Betheiligten gleich 
von vorne herein unter fich prosefiren zu laſſen und durch eine foldhe fehljame Ein« 
leitung Gegenflände zur gerichtlichen Berhanblung bringen, bie gar nicht. dahin ge= 
hören, vielmehr polizeiobrigfeitlich erledigt werben müſſen. 
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Eben aber auch für bie Betheiligten find die Reſultate folder unrichtigen Gin- 
leitungen gleichmäßig verderblich, als es die einer unbebingten Eröffnung des Rechto⸗ 
weges gegen bie Polizei⸗Obrigkeit ſelbſt iR, wenn felbige pflichtmäßig ihren richtigen 
Stanbpunct feitgehatten hat. Cie müflen nad ten vorliegenden Erfahrungen nur zu 
oft dergleichen völlig nutzloſe Verhandlungen, feld ohne ein Ginfchreiten aus S. 88 
et. in Folge richterlicher Entſcheidung, mit ſchweren Koſten büßen, und werben 
nicht felten erſt durch das Erkenntniß letzter Inſtanz in ber Hauptſache wegen der 
Jncompetenz der Gerichte auf den rechten Weg gewieſen. 

Ein Ausſpruch der richterlichen Incompetenz aus dem Grunde, weil die Sache 
ihrer Natur nach und wegen ber Qualität, in welcher bie verklagte Behörde die 
angefochtene Verfügung erlaſſen hat, keine Juſtizſache iſt, kaun und muß in den 
meiſten Fällen ſofort erfolgen, ohne denſelben zu dem Erkenntniſſe in der Hauptſache 
zu verſtellen, womit er nach dem Vorſtehenden keineswegs in unzertrennlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſieht. 

Wenn man aunehmen könnte, daß die Zurüdweifung einer ſolchen Klage .nur 
aledann erfolgen dürfe, wo das Recht der Obrigkeit als folder zu ber diefelbe ver- 
anlafjenden Berfügung fofort far ift, fo würde man freilich for felten zu einer 
ſolchen Zurüdweifung gelangen; bie bloße Behauptung wohlerworbener Rechte von 
Seiten. bes Klägers würde ſie ausſchließen, es würde allerdings auf bie vorgängige 
Ansmittelung factijcher Boransfehungen zu Zwangsrechten anlommen. 

Dagegen wird ſich in den meiſten Fällen ſchon aus dem Gegenſtande der Klage 
ſelbſt hervorgeben, in welcher Eigenſchaft die Behörde in Anſpruch genommen wird, 
namentlich ob dieſelbe verfügt hat kraft ihrer polizei-obrigkeitlichen Rechte und Pflichten, 
9b mithin aus: Diefen Gründen die Klage fofort a limine judieii zurücdzumeifen 
iſt, ohne daß es darüber einmal einer näheren Darlegung durd) eine proceßhindernde 
Einrebe bedürfen wird, Eben fo werbet ihr im Stande unb veranlaßt. fein, im 
Streitigfeiten bey Betheiligten unter fi verſuchte Rechtsmittel ſofort und ohne 
Weiteres zurückzuweiſen, wenn ſich aus ihrem eigenen Vorbringen ergiebt, daß die 
zur Frage ſtehende Angelegenheit obrigkeitlich und polizeilich behandelt und zu einer 
gerichtlichen Verhandlung nit gekommen fei. 

Die Säle Dagegen, wo nicht bie Obrigkeit als foldye in ihrer ſelbſtſtändigen 
Qualität in Anfpruch genommen wird, vielmehr eigentli die von der Behörde ver- 
tretene Commüne, werben ſich dagegen: ber Regel nad aus dem Inhalte der Klage 
gleichfalls von ſelbſt herausftellen. Es gehören dahin alle diejenigen Privatoerhältnife, e 
welcherhalb, wenn Unfere Gerechtſame betheiliget ſein ſollten, den vermeintlich in ihren 
Rechten Verletzten ein Procurator beſtellt wird — bie Behörden find ſolcherhalb aller⸗ 
dings ihrem ordentlichen Richter simplieiter unterworfen unb von einem Einwanbe 
gegen eine Klage auf Entſchädigung oder eine fonftige Zahlung, daß bie begehrte Lei⸗ 
fung mit der Eonfervation des allgemeinen Beten nicht verträglich fei und man fid 
nur —* derſelben entziehen und jede Verhandlung ablehnen dürfe, kann natürlich 
ganz und gar keine Rede ſein. 

Wir verkennen die Möglichkeit von Fällen nicht, in welchen — eben weil die 
Behörde verſchiedene Qualitäten in fi vereinigt — es zwrifelgaft er⸗ 
ſcheinen Tann, in welcher berfelben fie beſprochen wird, unb chen fo wenig bie Ber 
pflihtung ber Gerichte in ſolchen Zmeifelsfällen auf eine Erörterung biefer Borfrage 
einzugehen, auch felbige unter Umfländen zum Erfenntniffe in ber Hauptſache zu ver⸗ 
flellen. In dergleichen, jedoch gewiß nit häufigen Ausnahmefällen wirb freilih andy 
fünftig ein Conflict zwifchen der Juſtiz und  Abminiftration möglich bleiben. Bir 
hoffen jedoch, dag die Nothwendigkeit eines Cinfchreitens aus dem $. 88 der Ober⸗ 
Appellations-Gerichts-Drdnung niemals eintreten werde, und wünſchen foldies um fo 
mehr, damit bie vollfommene richterlihe Unabhängigkeit, welche Uns fo fehr am 
Herzen liegt, niemals auch nur in ber äußeren Erfcheinung als gefährdet ſich dar. 
ftellen möge, in welder bie Sceibelinie zwiſchen den Eingriffen in beftimmte Juſtiz⸗ 
fachen und der Beſtimmung, mas zu den Juſtizſachen gehöre, auf ben eriten Anblid 
nicht immer beſtimmt genug hervortritt. Durch bas Vorftehende glauben Wir fie and 
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in fo weit gegeben zu haben, als ſolches überhaupt möglich iſt, ihr werdet 
demnach im Stande fein, bie end; untergeordneten Gerichte in ben Schranken ihrer 
Eompetenz zu balten, melde durchaus nothwendig find, wenn nicht das wahre Recht 
gleich jehr wie das Wohl des Ganzen und der Einzelnen durch einen Mißbraud ber 
Juſtiz leiden fol, Gegen jede Ueberjhreitung der Regiminal- und Polizeigewalt, fo 
ferne fie mit wohlerworbenen Rechten in Conflict tritt, gewährt die Verfaffung Unferer 
Lande fihere und völlig ausreichende Garantien; um fo unbebenkliher haben Wir bie 
gegenwärtigen Ianbesherrlichen Vorſchriften für das Fünftige Verfahren Unſerer Randes- 
gerichte erlaflen dürfen, und um fo mehr können Wir eure Fräftige Mitwirkung dahin, 
Daß biefelben ſich nicht ohne verfaffungsmäßigen Beruf mit ber Berwaltung in Oppofition 
fegen, in Gnaden gewärtigen, womit Wir euch gemogen bleiben. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin, ben 23. Junius 1838. 


An das Oberappellationsgericht zu Parchim. 


Paul Sriederih sc. Unfern 3.2 Ehrnveſte, Ehrfame, liebe Getreue! Was 
Wir aus Veranlaſſung ber Vorgänge in bem Prozeſſe des bortigen — Amts gegen 
euch, wegen Conceffionirung 3c., an Unfere Suftizcanzlei zu Güſtrow sub hodierno 
referibirt, und Unferm Oberappellationsgerichte mittel ausführlichen Bebeutungsreferipts 
mitgetheilt haben, entnehmet ihr aus ben Anfchlüffen. 

Darnach haben Wir Alles, was von eu in Bezug auf ben zur Frage flehenben 
Gegenſtand zu feiner Zeit vorgetragen worden, für richtig und zutreffend erfannt, mit 
Der alleinigen Ausnahme eurer Borausjegung, daß die Einlaffung vor eurem orbent- 
lichen Richter von euch nicht zu verweigern ſtehe, wenn aus Veranlaſſung einer er- 
laſſenen Polizeiverordnung gegen euch auf Schadenserfah gellagt werben follte. Wo 
eine Behörde wegen ber angefochtenen Berfügung felbit ih nur vor ber höheren 
Landespolizeibehörde zu rechtfertigen verbunden ift, wird auch die Schadensklage, unter 
Borausfehung ihrer fonftigen rechtlichen Erforderniffe, nicht anders anwendlich, als 
wenn von biefer höhern Behörbe eine foldhe Rechtfertigung nicht genügend befunden, 
mithin eine völlige Verwerfung ber Bejchwerde und eine reine Beſtätigung bes Be- 
fchluffes ober der Verfügung ohne allen Vorbehalt nicht erfolgt if. Die Polizeis 
obrigfeit als ſolche ift in Keiner ungünftigeren Lage, als ber Richter in contentiosis 
ober eine die unftreitige Gerichtsbarkeit verwaltende Behörde, und find bie vermeintlich 
Befhwerten in berjelben Maaße zu dem geſetzlich flatthaften Recurſe verpflichtet, als 
fie fi) ber ihnen zuftebenden Rechtsmittel in dem geordneten Inſtanzenzuge bedienen 
müflen. | 

Wenn Wir gleich erwarten bürfen, daß burch jene Unſere Erlaffe Fünftig unge- 
börige Einmifchungen der Gerichte in die Verwaltung abgemenbet werden, jo habt 
Dennoch auch ihr zu foldem Zmede fortwährend mitzuwirken, indem ihr 

1) in den Fällen einer wider euch als Obrigkeit erhobenen Klage und ber Ein- 
leitung einer Verhandlung auf biefelbe Davon fofort nach der Entgegennahme ber 
erften richterlichen Verfügung und vor einer, bie Einlafjung verweigernden Einrede bei 
Unferer Regierung bie Anzeige zu maden, und unter DBorlegung ber vollfländigen 
Acten ein tempeſtives Einfchreiten aus $. 883 ber Oberappellationsgerichts⸗Ordnung 
zu motiviren habt, Ferner habt ihr: 

2) darauf zu halten, daß neben ber unabmweichlichen Beobachtung der zwedmäßigen 
Borfchriften der Commissoria Senatus vom 10. April 1826 und 7. Februar 
1834 nicht bloß aus dem Inhalte der Acten, fondern auch namentlih aus ben Er- 
Iaffen an die Betheiligten von Seiten gefammter bortiger Behörden ſich thunlich, 
infonberheit aber aus demjenigen, wogegen Die Einlegung eines Rechtsmittels an das 
Oberappellationsgericht zu erwarten ftebt, fich klar bervorgebe, daß bie zur Frage 
ſtehende Angelegenheit vom Anfange an obrigkeitih und polizeilich behandelt und 
zu einer gerichtlihen Verhandlung gar nicht gefommen ſei. Es ſteht fobann zu er» 
warten, Daß Unfer Oberappellationsgeriht Die Beſchwerde fofort zurüdweifen und 
Acta gar nicht einfordern werde, Sollte es aber in bergleihen Fällen dennoch 
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geſchehen, ſo bleibt die berichtliche Einreichung derſelben bei Unſerer Regierung zum 
Zwede eines ſofortigen etwanigen Einſchreitens wie ad 1., nach Bewandniß ber Sache, 
eurem Ermeſſen überlaſſen. 
Wonach ꝛc. Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 23. Junius 1838. 
Paul Frieberich. 
An den Magiſtrat zu Roſtock. 


1435. Bon den Bruchrechnungen der großherzoglichen Stadt: 
gerichte. 11. October 1838. 

Paul Friederich ı. Wir laffen Unfern ſämmtlichen Stabtgerichten hierneben 
eine Inſtruction zur Führung ihrer Bruchrechnungen zufertigen und befehlen denfelben, 
fich nach diefer Inſtruction genau zu richten. 

Gegeben ıc., Schwerin am 11. October 1838. 

Circulare an fämmtlidhe Stadtgerichte. 


Snftruction zur Sührung der Bruchrechnungen bei den Örogherzog- 
liden Stapdtgeridten. 

$. 1. Die Bruchrechnungen ber Großherzoglichen Stadtgerichte find von Jo⸗ 
hannis zu Johannis dergeftalt zu führen, daß fie mit bem erften Julins eines jeben 
Jahrs beginnen und mit bem breißigften Junius des darauf folgenden Jahres fließen. 
Am erften September müſſen fie jährlich bei Großherzoglicher Landes - Regierung zur 
Revifion eingereicht fein. 

$. 2. Die Einnahme iſt nach folgenden Kapiteln abgeſondert zu berechnen: 

. Strafgefälle; 

. Miethe von Häufern, Aeckern ac. 

. Marttzol und GStättegeld ; 

. Erftattete Vorſchüſſe, die in älteren —— in Ausgabe gelommen find; 
« Sonftige Einnahme. 

Es if nicht. erforderlich, Daß für jebes Eapitel eine befondere Seite beftimmt 
werbe, vielmehr genügt die Aufführung ber Abtheilungen in vorftehender Ordnung und 
eventuell bie für mehre Capitel zufammenzufaffende Bemerkung, baß aus demſelben 
feine Einnahme vorgelommen fei. 

$. 3. Jeder Einnahmepoften muß in feinem vollen Betrage angefeht werben, 
wenn auch eine Ausgabe davon in Abzug kommt; ſolche Ausgabe ift gehörigen Orts 
gleihfall zu vol zu berechnen. Es gilt dies umgekehrt auch von Ausgabepoften, bei 
welchen eine Einnahme abzuziehen ift. 

$. 4. Die Strafgefälle kommen auf ben Grund eines, von allen Mitgliedern 
des Stabtgerichts unterfihriebenen Berzeichniffes ber in dem Rechnungsjahre erlaffenen, 
auf Geldbuße gerichteten Erfenntniffe zur Berehnung. Dies Berzeihnig muß bas 
Datum der Straf-Erfenntniffe, die Namen ber Berurtheilten, die Urfache der Ver⸗ 
urtheilung, den Betrag ber Strafe, auch bie Bemerkung enthalten, daß mehre Gelb- 
ftrafen nicht erfannt worden. Es ift fortlaufend zu führen und barf nidt erft am 
Jahresſchluſſe zuſammengetragen werben. 

8. 5. Neue Einnahmepöſte müſſen durch Beläge voliſtändig juſtificirt ſein. 

Alle für mehre Jahre feſtſtehende Einnahme geht von einer Rechnung in die 
andere über; doch iſt Über die Dauer, ben Zeitpunct, die Urſache und bie Bedin— 
gungen ber Hebung allemal das Erforberlihe zu bemerken. 

$. 6. Zur Beftreitung Der durch bie gewöhnliche Einnahme nicht gebedten Aus- 
gaben werden von Großherzoglicher Landes-Regierung Vorſchüſſe bewilligt. Desfallfige 
Anträge müſſen den Stand ber Bruchcaſſe, die Urjadhe, Summe und bie Zeit, für 
weiche Borfchüffe erforberli werden, gehörig ergeben, 

Einnahmen dieſer Art find nur vor der Linie in Rechnung zu ftellen und am 
Schluſſe von dem etwa erforderlichen Zufhuß In Abzug zu bringen. 
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$. 7. Die Ausgabe iſt ımter folgenden Capiteln abgefonbert zu berechnen: 
+ Befoldungen ; 
. Koften bes Gejchäftsbetriebes, und zwar: 

aa. Schreibmaterial, 

bb. Bücher, Buchbinderlohn, Drudfachen, 

ec. Poſtgeld in ofhicialibus, 

dd. Seurung, 

ce. Geräth für die Gerichtsſtube und Gefängniffe, 
. Unterſuchungskoſten; | 
. Auslagen in Sachen armer Parteien; 
. Antheil der Kämmerei und fonft berechtigter Perfonen an ben Strafgefällen ober 
anderer Einnahme ber Bruchcafle; 
Sonſtige Ausgabe. 
Wegen dieſer Abtheilungen kommen bie allgemeinen Befimmungen im $. 2. 
gleichfalld zur Anwendung, 

$. 8. Zu den Befoldungen gehört auch die Remuneration ber Actuarien für 
Griminalunterfuchungen, infoferne eine foldhe fatifindet. Die Gebühren müſſen in 
dieſem Falle ſpeciſicirt und durch volfländige Arten gerechtfertigt fein. 

$. 9. Für Abfchriften paffirt nichts in Rechnung, ba felbige ın ofhcialibus 
anb Armenfadhen ex oflicio zu beforgen find. 

$. 10. Wegen ber Unterfuchungsfoften normirt bie Verorbnung vom 5. De⸗ 
cember 1834. 

$. 11. Die Rechnungen der Gerichtsärzte, fonfliger Kunftverfländiger und Zeugen 
find von den Gerichten unter ihrer Berantwortlichkeit gehörig zu beftimmen und durch 
bie betreffenden Acten zu belegen. 

8. 12. In Saden armer Parteien Dürfen Gebühren bei ber Bruchcaſſe nicht 
zum Anſatz fommen, dba der Gebühreneredit auch bei andern Gerichten, Die außer dem 
Stadtgerichte thätig werben, in folden Saden zu erwirfen if. Auslagen an Poft- 
geld zc. find fachenmweife auf Anlagen der Bruchrechnung zu verzeichnen und bei einiger 
Erheblichkeit durch bie Acten zu jufificiren. 

$. 13. Für temporaire Auslagen in Sachen folventer Parteien barf in ben 
Bruchrechnungen nichts in Ausgabe gebracht werben. ı | 

$. 14. Jede Ausgabe, mit Ausnahme bes Poftgeldes, muß durch rechtögültige 
Duittung des Empfängers belegt werben. 

$. 15. Am Schluſſe der Ausgabe wird ber Antheil des Magiftrats und fonft 
intereffirender Behörben an einzelne Einnahme= und Ausgabe-Capitel dargeftellt und 
durch Vergleihung ber Einnahme und Ausgabe der in landesherrliche Gaffen fließende 
Ueberſchuß oder ber ang letztern zu deckende Zufhuß nachgemiefen. Nach diefer Dar- 
ſtellung wird and über den etwa geleifteten Vorſchuß ber Civilcaſſe liquidirt. 

$. 16. Die Bruchrechnung wird für jebes Jahr rein abgefchloffen, ber Ueberſchuß 
abgeliefert, ber Zufhuß erſtattet. Daß und wann foldhes gefchehen, iſt bei Einſendung 
ber nächſten Rechnung berichtlich anzuzeigen. 

$. 17. Der Bruchrechnung für das Jahr von Johannis 18°%/g0 ift anzufchließen: 

a. eine Darftellung der Verhältniſſe des Stadtgerichts in Beziehung anf: 

aa. bie Gerichtözimmer, 

bb. die Gefängniffe, 

cc. Heizung dieſer Locale, 

dd. Anftellung und Befoldung der Diener, 

ee. Theilnahme an ben Jurisdictionsfrüchten und Laften. 

Sn diefer Darftellung ift auf die beſtehenden Negulative, Vergleiche und Bor- 
ſchriften ausdrücklich hinzuweiſen. 

Ferner iſt eben diefer Rechnung anzuſchließen: 
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b. das Inventarium bes Gerichts⸗Eigenthums an Geſetzſammlungen, Büchern, Oe⸗ 
räthen ꝛc. 

Die in beiden Beziehungen ad a. und b. vorgekommenen Veränderungen, namentlich 
Abgang und Zuwachs des Inventarii, find in dem Berichte bei Einfendung einer jeben 
Jahresrechnung vereinzelt anzuführenz; nad Ablauf von je 10 Jahren aber iſt eine 
neue Darftellung ber sub a. bemerkten Berhältniffe unb ein neues Inventarium ein- 
zureichen. 


1436. Bon Zulafiung der Auditoren zu richterlichen Amtshand⸗ 
lungen. 13. Dechr. 1838. 

Paul Friederich sc. Auf Antrag Unferer getreuen Stänbe wird bie in ber 
Berordnung vom 4. März 1837 zur Ablegung bes Richter- Eramens auch von ben 
Subftituten der Patrimonial- Richter bis Neujahr 1839 beſtimmte Friſt enblich noch 
bis zu Neujahr 1841 hiemit verlängert; auch zugleich wegen Zulaffung ber Aubitoren 
bei den Amts⸗, Stabt- und Magiftrats-Gerichten zu ben richterlichen Amtshandiungen 
bie Vorſchrift gebachter Berorbnung babin näher beſtimmt: 

bag den auch fonft befähigten Aubitoren, welche bas Richter⸗Examen noch nicht 

abgelegt haben, von ben orbentlihen Richtern unter ihrer Auffiht und Berant- 

wortlichkeit, in Polizei» und Partei-Sachen, nur vorbereitenbe richterliche Hand⸗ 
lungen übertragen und geftattet werden Dürfen, die zu treffenden Verfügungen 
und Entſcheidungen aber nur durch die Richter ſelbſt zu erlaffen find. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 13. December 1838, 


Paul Frieberid. 


1437. Richter: Eramen der Batrimonialrichter und ihrer Subftis 
tuten. 22. Dechr. 1840. 

Paul Friederih ꝛꝛc. Wir verordnen bierburd auf meitern Antrag Unferer 
getreuen Stänte, baß bie durch das Publicandum vom A, März 1837 wegen Ab- 
legung bes Richter» Eramens auch von ben Subftituten ber Patrimonial» Richter 
beftimmte und demnächſt unterm 13. December 1838 erweiterte Frift noch bis zu 
Neujahr 1843 verlängert fein fol. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 22. December 1840. 


Paul Friederid. 


1438. VBerlegung des Marftallamtsgerichts nach Schwerin. 
16. Januar 1841. 

Es wird hiedurd zur öffentlichen Kenntnig gebracht, daß bie Verlegung bes 
Marflallamtsgerihts von Lubwigsluft nad Schwerin nunmehr flatt gehabt hat, und 
ber Hofrath Livonius biefelbft als Juftitiar und rechtlicher Beiſtand deſſelben beftellt 
worden if. Schwerin am 16. Sjanuar 1841. 


Großherzogl. Medienburgifches Geheimes Diiniiterium. 


1439. Nicdhter:Eramen der Eubftituten ber PBatrimonialrichter. 
9. Januar 1843. 

Sriebrih Franz 20. Auf ben Antrag des Engern Ausfchuffes Unferer Ritter- 
und Landigaft beftimmen Wir hiermit, daß bie burd bie Jandesherrliche Verorbnung 
vom 4. März 1837 feflgefegte und burd die Verordnung vom 23. December 1840 
erweiterte Friſt zur Ablegung bes Ridter-Eramens von den Subftituten der Patri- 
montalrichter abermals auf zwei Jahre, mithin bis Neujahr 1845, verlängert fein fol. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 9. Jannar 1843, 


Friedrich Franz. 
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1440. Ausübung des Nichteramts in Verwandtichaftsfällen. 
10. Februar 1843. 

Friedrich Franz ze. Nach flattgehabter hausvertragsmäßiger Communication 
mit des Großherzogs von Medlenburg - Strelig Königliher Hoheit und Liebden und 
nach vorgewefener Berathung mit Unferen getreuen Ständen, beflimmen Wir biemit 
hinſichtlich der Behinderung ber richterfichen Amtsvermaltung aus verwanbtichaft- 
lihen Gründen: 

bag die besfallfige er. ber revidirten Oberappellationsgerichts - Ordnung 

vom 20. Julius 1840, $. 15, Nr. 3, — wonach ein Gerichtsmitglied, wenn 

e8 mit einer Partei oder en Sachwalt in gerader Linie blutsverwandt 
oder verſchwägert ift, fo wie auch, wenn es fih mit einer Partei in Bluts- 
freundſchaft oder Derfhwägerung ber Seitenlinie im zweiten ober dritten Grabe 

(civilrechtlicher Berechnung) befindet, ſich ber richterlichen Theilnahme an ber 

Sade zu enthalten bat, — von jeßt an auch für alle Übrigen Ober⸗ und 

Niedergerichte in allen bereits anhängigen und künftigen Procefien und fonftigen 

gerichtlichen Rechtsfachen ihre Anwendung finden fol. 


Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 10. Februar 1843, 


Friedrich Franz. 


Berordnung wegen Nichtausübung des Richter⸗ 
Amtes in VBerwandtfchaftefällen., 


1441. Bon Berwaudtichaft der Gutsherren mit dem Patrimonial⸗ 
richter. 10. April 1843. 

Friedrich Franz ıc. Zur nähern Beflimmung ber Berorbnung vom 30, März 
1838, betreffend die Berwandtihaft zwiſchen den Gutsherren und ben Patrimonial- 
richtern zc. sc. verorbnen Wir, nach vorgewefener hausvertragsmäßiger Communication 
mit Sr. Königlihen Hoheit dem Großberzoge von Medlenburg- Strelig und nad 
Rattgehabter verfafjungsmäßiger Berathung mit Unſern getreuen Ständen: 

1) die Patrimonialrihter und beren Subftituten bürfen mit ben Gutsherren nicht 
innerhalb des dritten Grades einſchließlich — römiſcher Berechnung — ver⸗ 
wandt oder verfchwägert fein; 

2) diefelbe Beftimmung findet auch auf ein verwandtſchaftliches ober ſchwägerliches 
Berbältnig der Art, zwifhen den Patrimonialrihtern und ihren 
Subftituten Anwendung, infoweit letztere nad) dem $. 17. der Patrimonial- 
Gerihtd- Ordnung vom 21. Julius 1821 als Alffefforen unter Direction der 
erfteren bei den gerichtlichen Verhandlungen fungiren oder an der Decretur ober 
Berathung Theil nehmen; wogegen 

3) in allen Fällen, wo der Subftitut ben Richter vertritt ımd als ſolcher allein 
ſelbſtſtändig zu handeln hat, oder auch in Behinderungsfällen Beider, eine 
Singular⸗ Subſtitution zur ſelbſtſtändigen Ausübung des Richteramtes erforderlich 
wird, dabei ein verwandtſchaftliches oder ſchwägerliches Verhältniß zwiſchen den 
Richtern und den Subſtituten und beziehungsweiſe zwiſchen den letzteren, kein 
Hinderniß abgeben ſoll. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 10. April 1843. 


Friedrich Franz. 


Ergänzende Verordnung, 
betreffend 
die verwandtſchaftlichen und ſchwägerlichen 
Verhaltniſſe zwiſchen den Gutsherren und 
den Patrimonialrichtern ⁊c. 
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C. Rom Gerichtöftande. 

1442. Forum der Magiftratsperfonen. 18. Dctbr. 1800. 

Sriederih Franz 30. Unfern ze. Zur Antwort auf euren Vortrag vom 
1A. diejes Monats, bie Jurisdiction über Magiftrats-Perfonen betreffend, communi⸗ 
ciren Wir euch Unfer besfalls unterm 30, Apr. 1798 an Unfere Zufiz» Eanzeley zu 
Roſtock ergangenes Reſeript hiebey in Abſchrift: und verbleiben ꝛc. Gegeben zc. 
Schwerin, den 18. Octbr. 1800, 

Ad Mandatum Serenissim: proprium. 
Herzoglich Mecklenburgſche zur Regierung verorbnete Präfibent, 
Geheime» ‚und Räthe. 
An bas Hof: und Lanbgeridht zu Güftrow. 

Srieberih Franz a. Unfern sc. Zur Zeit Tönnet ihr auf eure Berichte 
vom 3. und 5. Febr., im Betreff der Jurisbichon über bie Rathe-Mitglieder in ben 
Stäbten überhaupt, und in Gnoyen und Zeflin befonders, bey Retrabirung ber ein- 
gereichten Arten, mit anderer Refolution, nicht verjehen werben, ale bag, nad bie- 
beriger Ueblichfeit, in ber Regel Unfere Zandes-Gerihte wit dem Magiftrats-Eollegio 
concurrentem jurisdictionem über die Ratpe-Mitglieder haben, mithin bie Präs 
vention den Ausſchlag giebt, außer injoferne der Bürgermeifter zugleih Advocat if, 
oder fonft aus andern Urſachen zu den Erimirten gehört. | 

Zwar werden Wir noch weitere Nachſicht nehmen laffen, in melden Stäbten 
etwa eine Ausnahme feitgeftellet worben. Inzwiſchen habet ihr, ohne Unterſchied, ob 
eine Stabt mit Lübſchem Recht bewidmet fey ober nicht! big auf weitere Unfere Ber- 
ordnung nach jener Hegel euch zu achten, auch darnach eure Erfenntnifie an ben 
Magiftrat zu Gnoyen und Zeffin abzumeſſen, woburd zugleich der erſtern Stabt- 
Obrigkeit anmaaßliche Appellation ſich verlieren wird. 

Eure unterm 3. Febr. d. J. zu Unfrer Beſtimmung ausgeſetzten Yuncte anlangend, 
reguliret der erfte fih nah Obigem. Der zweite, dritte, vierte, ſechſte und fiebente 
Punct erhält hiemit feine bejahende Auflöfung und wegen bes 5. Puncts kann es bei 
ber Verordnung gemeiner Rechte fein Bewenden haben. 

Wonach ꝛc. und Wir ꝛc. Gegeben ıc. Schwerin, den 30, April 1798. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod. 
1443. Dienftboten der Erimirten in den Städten. 16. März 1801. 

Unfern . Wir geben euch auf eure Bitte vom 10. d. M., die einigen Stabt- 
gerichten angeblich bewilligte Gerichtebarfeit über bie Dienftboten der Eximirten be= 
treffend, biemit zur gnädigften Refolution, Daß es jo wenig bes einen, ale bes anbern 
bedürfen werbe*), wenn ihr nur fortfahret, in ber bisherigen Regel wegen ber Suris- 
Diction über bie Dienflboten erimirter Einwohner in Unfern Stätten bis auf weitere 
Verordnung euch zu Fundiren, wovon jedoch Die Dienftboten der Geiftlichfeit ſchon nach 
6.418 des Landes- Vergleichs ausbeſchieden find; hingegen in andern Fällen den Beweis 
einer Ausnahme von denen, welde foiche behaupten wollen, jedesmal zu erwarten. 

Wonach ꝛe. Schwerin, den 16. März 1801. 

An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1444. Notarien. 23. April 1804. 

Srieberih Franz ıc. Wohlgeladrter sc. Wir verhalten euch, auf eure Anfrage 
vom 21. d. M., den Geriätsftand ber Notarien betreffend, hiedurch gnädigſt nicht, 
bag nicht immatriculirte Notarien der Niedergeridhtsbarkeit unterworfen find, imma- 
trienlirte Notarien aber zu den Erimirten gehören. 

Wonach ꝛc. Gegeben ꝛ⁊c. Schwerin, ten 23. Apfil 1804. 

An das Stabtgeriht zu Malchow. 


*) Rämlich einer generellen beöfallfigen Berorbnung oder Mittheilung eines Berzeichnifies 
derjenigen Stadtgerichte, die mit einem folchen Vorzuge begnadigt worden; hierauf war 
der Vortrag ber Juſtiz⸗Canzlei gerichtet. 
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445. Der Sofftaat der Prinzen des regierenden Sauſes. 
17. Zul. 1805. 

Sriederih Franz ze. Unfern se. Wir geben eu, auf eure unterthänigfte 
Anfrage, in Betreff der Surisbietion über bie zum Hofſtaate Unſers Sohnes, bes 
Erbprinzen Liebben gehörigen Perfonen zur gnädigften Antwort: daß ihr in dem an- 
gezeigten, und ähnlichen Fällen die zum Hofftaate des Erbpringen gehörigen Perfonen 
auf biefelbe Weije, wie es in Anfehung Unfers Hofſtaats gegen Unfer Hofmarjchallamt 
gewöhnlich it, von dem Hofmarſchall non Medienburg zu requiriren habet. Wonach ıc., 
und Wir ıc. Gegeben sc, Schwerin, ben 17. Suli 1805 

Sriederih Franz. 
An bie Iuftiz= Sanzlei hieſelbſt. 


1446. Cntlaffene Negimentschefd. 8. April 1806. 

Sriederih Franz 2. Unfern sc. Wir geben, auf eure Anfrage vom 22. 
v. M., im Betreff bes Gerichtsſtandes bimitlirter Regimentschefs, euch biemit zur 
Antwort: daß der penfionirte, igt verſtorbene General-Major Winter Dafelbft Dem Kriegs⸗ 
gerichte ber dortigen Garnijon unterworfen geblieben, mithin, nachdem dieſes aufgehört 
bat und mit dem vormaligen Winterfchen, nachher von Hobenfchen Regimente Unferm 
Leib- Örenadier-Regimente einverleibet worben, fein Nachlaß vor dem Striegsgerichte 
bes letzteren zu reguliren if. Wonach ıc., und Wir ꝛc. Schwerin, ben 8. April 1806. 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 


1447. Eutlafiene Officiere. 30. Mai 1806. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern sc Wir haben beichloffen, dag in Zukunft 
alle von Uns entlaffene Dfficiere der Gerichtsbarkeit Unſerer Landesgerichte unter- 
worfen fein follen. 

Zu eurer Nachachtung eröffnen Wir euch folddes in GOnaden, womit Wir ıc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 30. Mat 1806, 

Sriederih Franz. 
An die drei Landesgerichte separatim. 2 


1448. Laufdiener der Erimirten. 1. Octbr. 1806. | 
Sriederih Franz ıc. Wohlgelahrte sc. Wir geben end auf eure Anfrage 
vom 27. 9. M., die Befimmung des Gerichtsſtandes ber Lohnbedienten betreffend, 
bei Zurüdgabe der eingereichten Acten, hieburd zum Beſcheide, daß Laufdiener bei 
Srimirten nicht für Eximirte angeſehen werden Tünnen, wenn fle noch bei ihren, unter 
dem lUintergerichte ſtehenden Bätern Tiſch und Bett haben. Wonad ac. Gegeben sr. 
Schwerin, den 1. Octbr. 1806. 
An Bürgermeifter und Rath Kiefelbfl. 


1449. GCbarafterifirte Einwohner des Amts Neukloſter. 
24. Novbr. 1806. 

Grieberih Franz ꝛe. Unfern ı. Es wirb euch auf eure Anfrage vom 
7.9 M. im Betreff bes Umfanges ber von Unſeren Amtögerichten in der Herrfchaft 
Wismar auszuäbenden Juriädiction, bei Zurüdjentung ber damit eingereichten Anlage, 
hiedurch zur Antwort gegeben: daß es euch allewege felbft überlafien bleibt, eure in 
der Regel begründete Gerichtsbarkeit über Die im $. 12 Des von bem Amtsgericht 
zu Neuflofter im Auszuge beigebrachten Pachtcontrarts*) sub Jitt. b. namentlich nicht 





*) Der $. 12 des Neuflofterihen Amts-Pachtcontractes von 1793 lautet, fo weit er hier 
intereffirt, fo: 
„Die Gerichtsbarkeit anlangend, fo ift . 
a — — u — — ⸗ — un u— —— —f rn an 
b) „Im Uebrigen aber wirb in Abſicht auf das Amt ſelbſt conductori in bemfelben 
„die hohe und niedere Surisdietion nebft allen daher fallenden Strafgefällen und Emo: 
„lumenten überlaflen, wogegen ihm aber auch alle fomit verbundene onera, infonberheit 
„auch in Criminalfällen die Snquifitionen, ferner die Defrairung der Gerichtsperfonen 2c.* 
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ausbeſchiedenen charalteriſirten Einwohner bes Amts Neukloſter gegen bie vermeinten 

Anfprüce des Amtspächters gehörig geltend zu machen und euch eventualiter babei 

zu ſchützen. Wonach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 24. Novbr. 1806, 
Friederich Franz. 

An das Hof⸗ und Landgericht zu Güftrow. 


1450. Gautoren und Örganiften. 231. Dctbr. 1807. 
Friederich Franz 2. Unfern sc. Wir geben end auf eure Anfrage vom 
17. d. M. hiedurch zum Beſcheide, daß bie Cantores und Organiften in ben Stäbten 
für eremt, auf dem Lande den Küftern gleich zu achten find. Wir verbleiben euch 
mit Gnaden gewogen. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 21. Octbr. 1807. 
An die Zuftizs Ganzlei hieſelbſt. 


1451. Gbaratterifirte Perfonen. 18. Novbr. 1807. 

Sriederih Franz ıc Unfern sc Wir geben euch auf eure Anfrage, im 
Betreff des Geriähteftandes folder Perfonen, melde mit einem Charakter verſehen 
find und nicht in wirfliden Dienften ſtehen, hiedurch zum Beſcheide, daß Diejenigen, 
welche ben Zitel eines Amtmanns, Kommiffiong-Raths ꝛc. ıc. führen, wenn fie gleich 
nicht wirklich in Dienften fteben, oder Litterati find, in fo ferne fie nicht bürgerliche 
Nahrung treiben, Sanzleifäffig find. Wonach ıc. und Wir ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, 
ben 18. Novbr. 1807. 

Friederich Franz. 

An die Juſtiz⸗Canzlei in Schwerin. 


1452. Die allgemeine Landes:Gredit:Commiffion. 20. Mai 1808. 
Srieberih Franz x. Unſern x. Wir verhalten euch auf eure Anfrage vom 

14. d. M., den Gerichtsftand der allgemeinen Landes »-Erebit-Commiffton betreffend, 

bieburd) gnäbigft nicht, daß biefelbe der Jurisdiction Unferer Landesgerichte unterworfen 

ſei. Wonach 2. und Wir ⁊c. Gegeben ⁊c. Schwerin, den 20, Mai 1808. 

An die Zuftizs Ganzlei in Schwerin. 


1453. Charatterifirte Gutspäcter. 4. Anguft 1808. 

Friederich Franz 20. Unfern ıc. Unfer unterm 18. Novbr. v. 9. an euch 
erlafienes Refeript, im Betreff des Gerichtöftandes charakterifirter Perfonen, wirb hie⸗ 
dur babin erläutert: daß bie darin enthaltene Beſtimmung für den Fall nit an- 
wendlich if, wenn charakterifirte Pächter durch ihren Contract ber Gerichtebarkeit ihres 
Berpächters unterworfen geblieben find, und dann entweber biefe als Beklagte, mit 
Beilegung ihres Contracts, auf ihre erjte Inſtanz provoriren, ober auch vom Bers 
pächter interveniendo ber Pachtcontract ad Acta befannt gemacht wird. Wonach x. 
und Wir ⁊c. Gegeben ⁊xc. Schwerin, den 4. Yuguft 1808. 


Griederih Franz. 
An die "Iuftiz : Sanzlet hieſelbſt. 


1454. Militairauditeure. 14. Auguſt 1809. 


Sriedrih Franz x. Unfern ꝛc. Wir eröffnen euch hiedurch gnäbigft, daß 
bie bei Unfern Truppen angeftelten Auditeurs in Dienſtſachen dem Gerichtsſtande 
Unfers Militair-Lollegii, in andern perjönlichen Angelegenheiten aber ber Jurisdiction 
ber Regimentögerichte unterworfen fein follen. Nur in Abficht ber fiskalifchen Klagen 


c) — — — — — — — — — — — — 

b) „⸗ — Die Pächter der Übrigen Pachthöfe, nicht weniger die Forſtbediente 
„und ber Amtsverwalter, flehen in Juſtizſachen in erſter Inſtanz zwar unter dem Kö: 
„niglihen Amtsgerichte, in allen übrigen aber bleiben fie blos dem Königlichen hoben 
„Souvernement unterworfen.” 
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bleiben jelbige, gleich Unſern wirklichen Dfficieren, ber Gerichtsbarkeit Unferer Landes⸗ 
gerichte unterworfen. Wonach x. und Wir w. Gegeben ꝛ⁊c. Schwerin, ben 14. 


Auguft 1809, 
Friederich Franz. 
An bie drei Landesgerichte separatim. 


1455. Stadteommandanten nub Leinen beftimmten Corps zuge 
tbeilte Miilitairperfonen. O. Dctbr. 1809. 

Brieberih Franz x. Unfern ꝛc. Wir eröffnen euch linfere heutige Be⸗ 
fimmung wegen bes künftigen Gerichtöftandes verfchiebener, in Unferm Militairdienfte 
ftebenden Perfonen hieneben in Abfchrift, zu eurer Nachricht und künftigen beftänbigen 
Nachachtung, indem Wir euch mit Gnaden gewogen bleiben. Gegeben x. Schwerin, 


ben 9. Octbr. 1809, 
Sriedberih Franz 
An bie drei Landeögerichte separatim. 


Friederich Franz ıc. Unfern ꝛc. Wir haben, bei Ermangelung eines eigent- 
lichen militairifchen Gerichtshofes in Unfern Landen, bejchloffen, daß ſowohl diejenigen 
Sommanbanten in ben Städten, als auch alle übrige Militair » Perfonen, melde nicht 
zu ben drei Bataillons Unſers Regiments, oder zu Unfern fonftigen befonbern Corps 
gehören, aber doch in wirklichen Dieniten ftehen, in ſolchen Civil- und Eriminalfällen, 
welche Feine Dienftfachen find, und in fo ferne die erwähnten Milttait- Perfonen kein 
forum speciale privilegiatum haben, gleich anderen Unfern Dienern, unter Unfre 
Zanbesgerichte fortiren, mithin bafelbft ihren Gerichtsſtand haben follenz und eröffnen 
euch daher biefe Unfre Willensmeinung hieburd mit dem gnädigften Befehl: Selbige 
ben obgedachten Militair-Derfonen gehörig bekannt zu machen. An bem ⁊c. Und 
Wir ꝛc. Schwerin, ben 9. Ortober 1809. 

An das Militairs Kollegium. 


1456. Beeidigte Kammer Ingenieure. 31. Mär 1810. 
Friederich Franz ıc. Wohlgelahrter ꝛc. Wir geben euch auf eure geftrige 
Anfrage, das forum ber ngenienrs hieſelbſt betreffend, biedurch zur Antwort, daß 
bie beeidigten Kammer⸗Ingenieurs zu ben erimirten Perfonen gehören. Wonach ꝛc. 
Gegeben zw. Schwerin, den 31. März; 1810. 
An Bürgermeifier und Rath hiefelbft. 


21457. Die Wismar’fchen geiftlichen Sebungen. 18. April 1810. 

Srieberih Franz ı. Unſern . Wir finden Uns auf geziemenbes Anfuchen 
bes Magiftrats Unſerer Stabt Wismar vorliegenden Umſtänden nady gnäbigt bewogen, 
eurem Collegio interimiftifh und bis auf weitere Unfere Berorbnung die Juris⸗ 
diction in allen Klageſachen ver dortigen geiftlichen Hebungen mit ihren Pächtern aus 
beren Contracten Kraft biefes in ber Maaße aufzutragen, baf ihr, mit alleiniger 
Ausnahme ber Fälle, wo im Contract ausbrüdlich die Nieberfegung eines belegirten 
Gerichts flipulirt ift, in welchen Zällen es beim Erforderniß der Ernennung eines 
ſolchen Gerichts verbleibt, in allen Contractsfachen zwiſchen gedachten Hebungen und 
beren Pächtern als erfte und einzige Inſtanz betrachtet und wirkſam fein follet, 
Wonach ꝛc. Schwerin, den 18, April 1810, 

Friederich Franz. 

An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 


1458. SKirhenötouomen und Proviſoren. 2. Detbr. 1810. 
Friederich Franz u. Ehrſamer ꝛc Wir geben bir auf beine Anfrage vom 
29, 9. M. wegen deines gegenwärtigen Gerichtsftandes hiedurch zur Antwort: baf 
die Kirchen -Provijoren und Oeconomen in Unfern Städten für ihre Perfonen von 
ber Jurisdiction ber Niebergerichte erimiret und Unſern Lanbeögerichten in erfter In⸗ 
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ſtanz unterworfen ſind, in ſo ferne ſie nicht bürgerliche Nahrung treiben. Wonach ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 2. Octbr. 1810. 
An den Kirchen⸗Proviſor Grantze zu Rehna. 


1450. Das Perſonal des HGofbaunamts. 4. JZaunar 1812. 

Friederich Franz ze. Unſern ıc. Aus Veranlaſſung einer Anfrage bes dor⸗ 
tigen Gerichts im Betreff des Gerichtsftandes bes Hof- und Landbaumeiſters Barca 
hoben Wir beſtimmt, daß derſelbe Kanzleifäßig fein, bas übrige Perfonale des Ban- 
amtes zu Ludwigsluſt aber nad tie vor unter bem Gerichte daſelbſt ſtehen fol. 
Wonach ꝛc. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 4. Zanuar 1812. : 


Srieberih Franz. 
An das Hofmarſchallamt hieſelbſt. 


3460. Die Mitglieder des Kriegs:Collegiumsd. 1. Zuli 1812. 
Srieberih Franz sc. Unfern cc. Wir laſſen euch auf eure Anfrage vom 
25. v. M. wegen bes Gerichtsftandes Unſerer Striegsräthe in bürgerlich) - perfönlichen 
Rechtsſachen hiemit unverhalten fein, daß die Mitglieber bes Kriegs⸗-Collegii im 
$. 195 des Militair= Gefekbudhes von 1810 mitbegriffen find, und deshalb unter 
bem Hof- und Landgerichte ftehen. Wir ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, ben 1. Juli 1812. 
An die Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. | 


1461. Oberſtallmeiſter. 26. Septbr. 1812. 
Friederich Franz 20, Unfern 2. Wir geben euch auf euren Bericht vom 
12. d. M. bei Zurüdgabe ber von euch wieber eingereichten Klage wiber ben Ober- 
ftallmeifter von Bülow zu Ludwigsluſt, wegen Schuld, hiedurch zum Beſcheide: daß 
der Öberftallmeifter unter ben Lanbesgerichten ſtehet. Wonach ar. und Wir ır. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 26. Septbr. 1812, 


Sriedberih Franz. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei hiefelbft. 


1462. Kinder verfiorbener Erimirten. 16. Zebr. 1813. 

Srieberih Franz ac. Unſern sc, Wir geben eud auf eure Anfrage vom 
9.2. M., bas forum ber von erimirten Perfonen nachgelaſſenen Kinder betreffend, 
biedurd zum DBefceide, daß, fo lange die Kinder eines Exemti nit einen Stand 
oder Nahrungs- Betrieb ergreifen, ber fie einer niebergerichtlihen Jurisdiction unver- 
kennbar unterwirft, welches bei Töchtern erſt durch ihre Berheirathung oder etwanige 
Dienſtverpflichtung sonftatiret wird, fie bas forum privilegiatum, was fie zur Zeit 
bes Abfterbens ihrer Väter unftreitig genoflen, und ihnen angeboren ift, behalten. 
Wonach ꝛc. und Wir ꝛc. ‚Gegeben ac. Schwerin, ben 16. Sehr. 1813. 


Srieberih Franz. 
An die Juſtiz⸗Canzlei biefelbft. 


3463. Medicinae practicı und Soſchirurgen. 20. Mai 1813. 

Sriedberi Franz 10. Unfern 2. Auf eure Anfrage vom 11. db. M. im 
Betreff des Gerihtöftandes der Medicinac practicorum und titulair Hofchirurgen 
laffen Wir euch hiemit, bei Zurüdgabe der eingereichten Acten, unverhalten fein, daß 
ein Medicinae practicus und ein mit bem Zitul Hof- begnadigter Ehirurgus, 
vorausgefeht, daß er Conceffion zur medicinifhen Praris erhalten hat, als ein Li- 
teralus, ber nicht Bürger geworden, allerbings - zu den Erimirten gehöret, er möchte 
denn cine Badeſtube Halten oder andere bürgerliche Nahrung treiben, wozu aber bie 
elinijche Praris nicht zu rechnen if. Wonach zc. und Wirzc. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
ben 20. Mai 1813. 
An das Hofs und Landgericht in Bäftrow. 
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1464. Fälle der Eremtion der Gutspächter von ber Patrimonial⸗ 
jurisdiction. 21. Mai 1814. 

Ariederih Franz sc Unfern sc. Uns iſt aus mehreren Vorkommenheiten 
bemerfli geworben, daß nicht nur von manden Eigenthümern in Unfern Landen ihre 
Dächter in ben Pacht⸗Contracten von ber Patrimonial-Gerichtsbarfeit erimiret, ſondern 
auch, daß in Gemäßpeit biefer Eremtionen von Unfern Landes⸗Gerichten Klagen wider 
fothane Gutspädter in erfler Inſtanz angenommen werden. 

Bir finden aber biefen eingerifienen Gerichtsgebrauch nicht richtig, nuud eröffnen 
euch daher hiemittelfts daß felbiger, weil Privat» Verabredungen zwiſchen Verpächtern 
und Pächter weder Eremtionen verleihen, noch ben Patrimonial- Richter von feiner 
Schuldigkeit, einem jeden Juſtiz zu adminiſtriren, entbinden, noch endlich dritte Per⸗ 
ſonen zwingen können, die Gutoehinter ſaſſen vor Unſern Obergerichten zu belangen, 
nicht weiter beibehalten, ſondern von jetzt an abgeſtellet ſein, und diejenigen, welche 
gegen Pächter Klagen bei euch einbringen möchten, außer in dem Falle des $phi 412 
des Landes⸗Vergleichs ober auch, daß bie Jurisdiction im allgemeinen an den Pächter 
mit verpadhtet wäre, allemal von euch an bas competente Patrimonialgericht verwiefen 
werben follen. Wonach ze. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 21. Mai 1814. 


Friederich Gran 
An die drei Landesgerichte. 


21465. Die bei der allgemeinen Landes, Eredit:Evmmifflon ange: 
ftellten Berfouen. 24. Auguft 1814. 

Friederich Branz 20. Lieber Getrener! Auf beine Anfrage vom 1. et 
praesent. b. 24. d. M. im Betreff des Gerichtsſtandes ber bei ber allgemeinen 
Landes = Erebit- Commiffion angeftellten Perfonen bleibt bir biemit in Antwort unver- 
balten, daß fie durch ſolche ihre Anftellung nicht —— geworden ſind. Wo⸗ 
nad 20. Gegeben sc. Schwerin, den 24. Auguſt 18 


An ben jüdifchen Danbelsmann Abraham 
Juda Rubenſohn hiefelbft. 


3466. Steder und Nienhöfer Gutsbeſiger. 26. Juli 1815. 

Sriederih Franz se. Unfern a. Wir laſſen euch auf euer Declarationg- 
Geſuch vom 12. v. M. im Betreff des Gerichtöftandes zu Steber und Niendorff hiemit 
unverhalten fein, daß bie Sjurisdiction ber Landesgerichte Über die Niendorffer Ge- 
böftsbefiger in erſter Inſtanz nicht anders, als in ben Fällen, welde in Dem euch 
jugegangenen Aefcripte vom 2. Mai 1786 beflimmt ind, funbirt if, wenn nämlich 
ein Ausmwärtiger eine Klage gegen einen berfelben bei einem linferer Landeggerichte 
angeftellt und wenn gefammte Eigenthümer belangt werben. 

Wonach ır. und Wir ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 26. Zuli 1815. 
An die Zuflizs Sanglei zu Schwerin. 


1467. SKreischirurgen. 24. April 1816. 

Sriederih Franz zc. Wohlgelahrter sc. Wir geben euch auf eure Anfrage 
vom 20. d. M. hiedurch zum Beſcheide, daß ber wirkliche Streischirurgus, welcher 
beeidiget und mit einer Beftallung verfeben ift, zu ben Erimirten gehöret. Wonach zc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 24. April 1816. 

An das Stabtgericht zu Plau. 


3468. NHequifitionen von und nach dem Großberzogtbum Beften. 
23. Januar IB18. 

Srieberih Franz 3. Bon bem Großherzoglich Hefien- Darmflädtichen Mi- 
nifterio ift hieher die Anzeige gemacht worden, daß zur Annahme ber rechtlichen Re⸗ 
quifitionen auswärtiger AJuftiz= Behörden für bie dortigen Lande drei Gerichte insbe» 
fondere angewiefen wären, und zwar: 


d 
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a. für bie Provinz Stardenburg das Hofgericht zu Darmflabt, 
b. für die Provinz Heffen das Hofgericht zu Gießen, und 
ce. für ben Ueber- Rhein das Kreisgericht zu Mainz, 
melde drei Gerichte auch für anbere Gerichtöftellen oberer unb nieberer Inſtanz bes 
befagten Großberzogthums die Inſinuationen annehmen und weiter befördern würden. 
Indem Wir diefe Großherzoglich Heſſen⸗Darmſtädtſche Einrichtung, welche Wir 
angenommen haben, und wogegen von Uns Unfere drei Landesgerichte zu Schwerin, 
Noftod und Güſtrow zur Annahme ber von bort hierher vorfallenden Infinuationen 
und Requifitionen beftimmt find, befannt machen, befehlen Wir allen Juſtiz⸗ Behörben 
in Unfern Landen, ih barnad in Zukunft auch an ihrem Theile zu richten. 
Gegeben se. Schwerin, ben 23. Januar 1818. 


Srieberih Franz. 


3469. Invalide in Städten ohne Militatrgeridt. 18. Juli 1818. 

Friederich Franz rc. Wir laſſen euch in Antwort auf eure Unfrage vom 
20. v. M. wegen bes Gerichtäftandes des Invaliden-Commandos in Waren hiemit 
unverhalten fein, baß bie Gerichtsbarkeit über bie Invaliden in den Städten, mo 
fein Militairgericht beftehet, von Unferen Stabtgerichten verwaltet werben fol. 

Da, wo ein Militair-Commanbant befinblich iſt, flehet indeſſen die Garniſon in 
Dienftfahen allemal unter deſſen Befehlen. 

Wonach sr. und Wir ꝛc. Schwerin, ben 18. Zuli 1818, 
An das Hof⸗ und Sandgericht zu Güſtrow. 


3470. Sprengel der drei Juſtiz⸗Canzleien. 4. Ang. 1818. 

Srieberih Franz ıc. Dem Vorbehalte Unferer Landesherrlichen Berorbnung 
vom 1. Zuli d. 5. zur Publication ber Ober - Appellationg - Gerichts-Orbnung und 
fonftiger bamit in Verbindung ſtehender gefehliher Vorſchriften — S. 15 — zufolge 
haben Wir Unſere gefammten Großherzoglihen Lande — jedoch mit einftweiliger 
Ausbefcheidung der Städte Roſtock und Wismar nebft Zubehörungen, berenthalben 
eheitens das Weitere befonders verfüge und gehörig befannt gemacht werben foll — 
bermanßen, als es bie Beilage A. näher zeiget, zur Feſtſetzung der Eompetenz für 
Unfere Tünftigen drei Juſtiz⸗Canzleien, in drei Diftriete eintheilen laſſen. 

Gleichwie nun wegen biefer, vom 1. October d. I. an normirenden Abtheilung bie 
übrigen Vorfchriften Unferer vorerwähnten Berordnung vom 1. Juli d. 3, in Er- 
innerung gebracht werben: So befehlen Wir Eraft dieſes allen oberen und niederen 
Civil⸗ und Militair-Bebörben, auch gefammten Unfern Unterthanen und Einwohnern 
gnädigft und ernftlich, fich hiernach auf Das genauefte zu richten. 

Urkundlid haben Wir auch dieſe Verordnung unb beren Beilage A. mit 
ih Danbzeichen und Inſiegel durch das officielle Wochenblatt bekannt zu machen 
efohlen. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 1. Auguſt 1818. 


Sriederid Franz. 
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Surisbictiong » Bezirke 
für die drei Große 







Stäbte Domanial- | Nitterfhaftlihe Güter in ben 





herzoglich Medlenb. Aemtern. 
Schwerinſchen Aemter. 
Juſtiz⸗Canzleien. 
A. Juſtiz-Canzlei] Boizenburg | Balendborf Bolzenburg 
zu Schwerin. Brüel Boizenburg | Erivig, exclus. der Güter 
Crivitz Crivitz Gülzow, Parum, Langenſee, 
Daſſow Dömitz Penzin, Zibühl c. p. 
Dömitz Eldena Gadebuſch 
Gadebuſch Gabebuſch Grabow 
Grabow Grabow Grevismühlen 
Grevismählen | Grevismühlen | Aus dem Amte Lübz die Güter 
Hagenow Hagenow Bekendorf, Benthen, Greven, 
Klütz Neuſtadt Lanken, Lenſchow, Paſſow, 
Ludwigeluſt Rehna Welzin, Charlottenhof, Tan⸗ 
Neuſtadt Schwerin nenhof c. p. 
Parchim Sternberg Schwerin, exel. der Güter Bol⸗ 
Rehna Zempzin bebud, Grünenhagen, Lüb⸗ 
Schwerin Toddin zin, Mühlengeetz, Sülten e.p. 
Sternberg Walsmühlen | Sternberg 
Darin Warin Wittenburg, excl. Ivenack. 
Wittenburg | Wittenburg 
Zarrentin Zarrentin. 
B. Juſtiz⸗Canzlei, Crakow Goldberg Aus dem Amte Crivitz die Gü⸗ 
zu Güſtrow. Goldberg Güſtrow ter Oülzow, Parum, Langen⸗ 
Gũſtrow Plau fee, Penzin, Zibühl ec. p. 
Ivenack Lübz Kloſteramt Dobbertin 
Lage Marnitz Goldberg 
Malin Roſſewitz Güſtrow, exel. bes Gutes 
Malchow Stavenhagen Freſendorf 
Penzlin WredenhagenLübz, exel. der Güter Bekendorf, 
Plau Benthen, Greven, Lanken, Len⸗ 
Lübz ſchow, Paſſow, Welzin, Char⸗ 
Röbel lottenhof, Tannenhof c. p. 
Stavenhagen Kloſteramt Malchow. 
Teterow Neuſtadt, inch, Zvenad 
Waren Plau 
Aus dem Amte Schwerin, bie 
Güter Boldebud, Grünen- 
bagen, Lübzin, Mühlengeetz, 
Sülten c. p 
Stavenhagen 
Wredenhagen 
C. Zufiz-Canzlei| Bützow Bützow Bukow 
zu Roſtock. Bukow Bukow Gnoien 
Cröpelin Dargun Aus dem Amte Güſtrow das 
Gnoien Doberan Gut Freſendorf 
Marlow Gnoien Mecklenburg 
Neukalden Mecklenburg | Neufalden 
Ribnitz Neukglden Ribnitz 


Schwaan Redentin Kloſter Amt Ribnitz. 
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C. Vom Gerichtsſtande. 

2442. Forum der Magiſtratsperſonen. 38. Dctbr. 1800. 

Sriederih Franz 0. Unfern ze. Zur Antwort auf euren Bortrag vom 
A. biefes Monats, bie Jurisdiction über Magiftrats-Perfonen betreffend, communi=- 
eiren Wir euch Unfer besfalls unterm 30, Apr. 1798 an Unfere Zuftiz- Canzeley zu 
Roſtock ergangenes Refeript hiebey in Abjchrift: und verbleiben sc. Gegeben ac. 
Schwerin, den 18. Octbr. 1800. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Herzoglich Mecklenburgſche zur Regierung verordnete Präfident, 
Geheime- und Räthe. 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güftrow, 

Srieberih Franz 2. Unfern sc. Zur Zeit könnet ihr auf eure Berichte 
vom 3. und 5. Febr., im Betreff der Jurisdiction über die Raths⸗Mitglieder in ben 
Städten überhaupt, und in Gnoyen und Teſſin befonders, bey Netradirung ber ein- 
gereichten Acten, mit anberer Refolution, nicht verfehen werben, ale bag, nad bis- 
beriger Ueblidhfeit, in ber Regel Unſere Landes-Gerichte wit dem Magiftrats-Eollegio 
concurrentem jurisdictionem über die Rathe-Mitglieder haben, mithin bie Präs 
vention den Ausfchlag giebt, außer infoferne ber Bürgermeifter zugleich Advocat ift, 
oder fonft aus andern Urfachen zu den Erimirten gehört. | 

Zwar werden Wir noch weitere Nachficht nehmen laffen, in melden Stäbten 
etwa eine Ausnahme feftgeftellet worden. Inzwiſchen habet ihr, ohne Unterfchieb, ob 
eine Stabt mit Lübſchem Recht bewidmet fey oder nicht! bis auf weitere Unſere Ver⸗ 
ordnung nach jener Regel euch zu achten, auch darnach eure Erfenntniffe an ben 
Magiftrat zu Gnoyen und Teffin abzumefien, wodurch zugleich ber erftern Stabt- 
Obrigkeit anmaaßliche Appellation ſich verlieren wird. 

Eure unterm 3. Febr. d. J. zu Unfrer Beftimmung ausgefegten Puncte anlangenb, 
reguliret ber erfte fi nach Obigem, Der zweite, dritte, vierte, fehlte und ſiebente 
Punct erhält hiemit feine bejahende Auflöfung und wegen des 5. Puncts kann es bei 
ber Verordnung gemeiner Rechte fein Bewenden haben. 

Wonach 3. und Wir sc. Gegeben ac. Schwerin, ben 30, April 1798. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod. 
2443. Dienftboten der Erimirten in den Städten. 16. März 1801. 

Unfern 2. Wir geben euch auf eure Bitte vom 10. d. M., die einigen Stadt- 
gerichten angeblich bemwilligte Gerichtöbarkeit über Die Dienftboten der Erimirten be— 
treffend, hiemit zur gnädigften Refolution, Daß es fo wenig des einen, als des andern 
bedürfen werde*), wenn ihr nur fortfahret, in ber bisherigen Regel wegen ber Juris— 
Diction über die Dienftboten erimirter Einwohner in Unfern Stätten bis auf weitere 
Berordnung euch zu Tundiren, wovon jedoch die Dienftboten der Geiftlichfeit ſchon nad 
$. A18 des Landes- Vergleichs ausbejchieden find; hingegen in anbern Fällen den Beweis 
einer Ausnahme von denen, welche foiche behaupten wollen, jedesmal zu erwarten, 

Wonach ꝛc. Schwerin, den 16. März; 1801. 

An die Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. 


1444. DRotarien. 23. April 1804. 
Frieberih Franz ac. Wohlgelahrter ꝛc. Wir verhalten euch, auf eure Anfrage 
vom 21. d. M., den Gerichtöftand Der Notarien betreffend, hiedurch gnädigft nicht, 
daß nicht immatriculirte Notarien der Niedergerichtsbarkeit unterworfen find, imma- 
tricufirte Notarien aber zu ben Erimirten gehören. 
Wonach c. Gegeben ıc. Schwerin, ben 23. Aytil 1804. 
An das Stabtgericht zu Malchow. 


*) Rämlich einer generellen besfallfigen Werorbnung oder Mittheilung eines Verzeichniffes 
derjenigen Stadtgerichte, die mit einem folden Vorzuge begnadigt worden; hierauf war 
der Vortrag ber Juſtiz⸗Canzlei gerichtet. 
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2445. Der Sofftaat der Prinzen ded regierenden Sauſes. 
27. Zul. 1805. 

Sriederih Franz ze. Unfern sc Wir geben euch, auf eure unterthänigfte 
Anfrage, in Betreff der Surisbichon über Die zum Hofftaate Unſers Sohnes, des 
Erbprinzen Liebden gehörigen Perfonen zur gnäbigften Antwort: daß ihr in dem an- 
gezeigten, und ähnlichen Fällen die zum Hofftaate des Erbprinzen gehörigen Perfonen 
auf biefelbe Weiſe, wie es in Anſehung Unſers Hofftaats gegen Unſer Oofmarjchallamt 
gewöhnlich ift, von bem Hofmarſchall von Medienburg zu requiriren habe, Wonach ꝛc., 
und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, den 17. Suli 1805. 

Sriederih Franz. 
An die Juſtiz-Canzlei hieſelbſt. 


1446. Cntlafjene Negimentschefs. 8. April 1806. 

Sriederih Franz 2. Unfern zo. Wir geben, auf eure Anfrage vom 22. 
v. M., im Betreff bes Gerichtsflandes dimittirter Regimentschefs, euch hiemit zur 
Antwort: daß der penfionirte, itzt verſtorbene General-Major Winter daſelbſt dem Kriegs⸗ 
gerichte ber bortigen Garnijon unterworfen geblieben, mithin, nachdem Diefes aufgehört 
bat und mit bem vormaligen Winterſchen, nachher von Hobenſchen Regimente Unſerm 
Leib⸗Grenadier-Regimente einverleibet worben, fein Nachlaß vor dem Kriegsgerichte 
bes leßteren zu reguliren if. Wonach ıc., und Wir sc. Schwerin, ben 8. April 1806, 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güftrom. 


2447. Entlaffene Dfficiere. 30. Mai 1806. 

Srieberih Franz sc. Unſern ꝛc. Wir haben befähloffen, dag in Zukunft 
alle von Uns entlaffene Dfficiere der Gerichtsbarkeit Unſerer Landesgerichte unter- 
worfen jein jollen. 

Zu eurer Nachachtung eröffnen Wir euch foldkes in Gnaden, womit Wir ır. 
Gegeben ıc. Schwerin, den 30. Mai 1806. 

Sriedberid Franz 
An die drei Landesgerichte scparatim. 2 


1448. Laufdiener der Erimirten. 1. Ectbr. 1806. | 
Friederich Franz ꝛe. Wohlgelahrte sc. Wir geben euch auf eure Anfrage 
vom 27. v. M., die Beſtimmung des Gerihteftandes ber Lohnbedienten betreffend, 
bei Zurüdgabe der eingereichten Acten, hiedurch zum Beſcheide, daß Lauſdiener bei 
Eximirten nicht für Erimirte angejehen werben können, wenn fie noch bei ihren, unter 
dent Untergerichte ſtehenden Bätern Tiſch und Belt haben. Wonad ze. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 1. Octbr. 1806. 
An Bürgermeifter und Rath kiefeibft. 


1449. Charafterifirte Einwohner des Amts Neukloſter. 
24. Rovbr. 1806. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern sc. Es wird eu auf eure Anfrage vom 
7.9 M. im Betreff des Umfanges ber von Unferen Amtsgerichten in der Herrſchaft 
Wismar auszuäbenden Yurisdietion, bei Zurüdjentung ber bamit eingereichten Anlage, 
biedur zur Antwort gegeben: daß es euch allewege felbft überlaflen bleibt, eure in 
der Regel begründete Gerichtsbarkeit über die im $. 12 Des von dem Amtsgericht 
zu Neuflofter im Auszuge beigebrachten Pachtcontracts*) sub Jitt. b. namentlich nicht 





*) Der $. 12 des Neuftofterfchen Amts = Pachteontractes von 1793 lautet, fo weit er hier 
interelfirt, fo: 

„Die Gerichtsbarkeit anlangend, fo ift 

a) — —_ — m — — — — — — 

b) „Im Uebrigen aber wird in Abſicht auf das Amt ſelbſt condactori in demſelben 

„Die hohe und niebere Zurisdietion nebft allen daher fallenden Strafgefällen und Emo: 

„Iumenten überlaffen, wogegen ihm aber audy alle fomit verbundene onera, infonderheit 

„auch in Sriminalfällen die Inquifitionen, ferner die Defratrung ber Gerichtsperfonen ꝛc.“ 
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ausbeſchiedenen charakterifirten Einwohner bes Amts Neukloſter gegen bie vermeinten 

Anfprüce bes Amtspächters gehörig geltend zu machen und euch eventualiter babei 

zu ſchützen. Wonach sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 24. Novbr. 1806. 
Friederich Franz. 

An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1450. Gautoren und Organiſten. 3. Octbr. 1807. 
Srieberih Franz 3. Unfern sc. Wir geben euch anf eure Anfrage vom 
17. d. M. hiedurch zum Befcheide, daß bie Cantores und Organiſten in ben Städten 
für eremt, auf bem Lande den Küftern gleich zu achten find. Wir verbleiben euch 
mit Gnaden gewogen. Gegeben sc. Schwerin, ben 21. Octbr. 1807. 
An bie Juſtiz⸗Ganzlei Hiefelbft. 


451. Gbarafterifirte Berfonen. 18. Novbr. 1807. 

Sriederih Franz 12. Unfern ꝛxc. Mir geben euch auf eure Anfrage, im 
Betreff bes Gerichtsftandes folder Perfonen, melde mit einem Charakter verfeben 
find und nicht in wirklichen Dienften ftehen, bieburch zum Befcheide, daß Diejenigen, 
welche ben Zitel eines Amtmanns, Commiſſions⸗Raths 1c. zc. führen, wenn fie gleich 
nicht wirklich in Dienften fliehen, oder Litterati find, in fo ferne fie nicht bürgerliche 
Nahrung treiben, Canzleiſäſſig find. Wonach ıc. und Bir ıc. Gegeben Schwerin, 
den 18. Novbr. 1807, 

Friederich Franz 


An die Juſtiz⸗Canzlei in Schwerin. 


1452. Die allgemeine Lauded:Gredit:Commiffion. 20. Mai 1808. 
Sriedberih Sranz x. Unfern ꝛc. Wir verhalten euch auf eure Anfrage vom 

14. d, M., den Gerichtsſtand der allgemeinen Landes⸗Credit-Commiſſion betreffend, 

hiedurch gnädigſt nicht, Daß biefelbe ber Jurisdiction Unferer Landesgerichte unterworfen 

fei, Wonach 1. und Wir 1. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 20. Mai 1808, 

An die Zufliz= Ganzlei in Schwerin. 


453. Charafterifirte Gutspächter. 4. Auguft 1808. 

Sriederih Franz 2. Unfern sc. Unfer unterm 18. Novbr. v. J. an euch 
erlafienes Refeript, im Betreff bes Gerichtoſtandes dharakterifirter Perfonen, wird hie- 
durch dahin erläutert: bag bie darin enthaltene Beitimmung für ben Fall nicht an- 
wendlich if, wenn cdharakterifirte Pächter durch ihren Contract der Gerichtsbarkeit ihres 
Berpächters unterworfen geblieben find, und dann entweder diefe als Beklagte, mit 
Beilegung ihres Contracts, auf ihre erfte Inſtanz provociren, ober aud vom Vers 
pächter interveniendo ber Padtcontract ad Acta befannt gemacht wird. Wonach x. 
und Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 4. Yuguft 1808. 

Sriederih Franz. 

An die Juſtiz⸗CGCanzlei hiefelbft. 


454. Militairauditeure. 14. Auguft 1809. 


Sriedrih Franz ıc. Unfern . Wir eröffnen euch hiedurch gnäbigft, daß 
bie bei Unfern Truppen angeftellten Auditeurs in Dienftjahen dem Gerichtsſtande 
Unfers Militair-Collegii, in andern perfünlichen Angelegenheiten aber ber Jurisdiction 
ber Regimentögericdhte unterworfen fein follen. Nur in Abſicht ber fisfalifchen Klagen 


)- - - - — — — — — — — — 

bh) — — Die Pächter der Übrigen Pachthöfe, nicht weniger bie Forſtbediente 
„und der Amtöverwalter, flehen in Juſtizſachen in erfter Inftang zwar unter dem Kös 
„niglihen Amtögerichte, in allen übrigen aber bleiben fie blos dem Königlichen hohen 
„Souvernement unterworfen.” 


[Er | a. [EC — Ga 
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bleiben ſelbige, gleich Unſern wirklichen Officieren, ber Gerichtsbarkeit Unſerer Landes⸗ 
gerichte unterworfen. Wonach x. und Bir x. Gegeben ⁊c. Schwerin, ben 14. 


Auguſt 1809. 
Friederich Franz. 
An bie drei Landesgerichte separatim. 


3455. Stadteoumandauten und keinem beitimmten Corps zuge: 
tbeilte Meilitairperfonen. O. Dctbr. 1809. 

Srieberih Franz ©. Unſern . Wir eröffnen euch Unſere heutige Be⸗ 
flimmung wegen bes künftigen Gerichtsſtandes verfchiedener, in Unferm Militairdienfte 
ftebenden Perfonen bieneben in Abſchrift, zu eurer Nachricht und Fünftigen beftänbigen 
Nachachtung, indem Wir euch mit Gnaben gewogen bleiben. Gegeben x. Schwerin, 


den 9. Octbr. 1809. 
Sriedberih Franz. 


An bie brei Landesgerichte separatim. 


Srieberih Franz ıc. Unfen 1. Wir haben, bei Ermangelung eines eigent- 
lichen militairifchen Gerichtshofes in Unfern Landen, beſchloſſen, dag fowohl Diejenigen 
Eommanbanten in ben Städten, als au alle übrige Militair- Perfonen, welche nicht 
zu ben brei Bataillons Unſers Regiments, ober zu Unfern fonftigen befondern Corps 
gehören, aber doch in wirflihen Dieniten fteben, in foldhen Eivil- und Eriminalfällen, 
welche Feine Dienftfadhen find, und in fo ferne bie erwähnten Militait-Perfonen fein 
forum speciale privilegiatum haben, glei anderen Unfern Dienern, unter Unfre 
Zanbesgerichte fortiren, mithin daſelbſt ihren Gerichtsſtand haben follenz und eröffnen 
euch daher biefe Unfre Willensmeinung bieburd mit dem gnädigften Befehl: Selbige 
ben obgedachten Militair- Perfonen gehörig bekannt zu machen. An bem ı. Und 
Wir ıc. Schwerin, ben 9. October 1809. 

An das Militairs Gollegium. 


1456. Beeidigte Kammer⸗Ingenieure. 31. März 1810. 
Frieberih Franz x. Wohlgelahrter ıc. Wir geben euch auf eure geftrige 
Anfrage, das forum ber ngenieurs hiefelbft betreffend, hiedurch zur Antwort, daß 
die beeibigten Kammer⸗Ingenieurs zu den erimirten Perfonen gehören. Wonach x. 
Gegeben x. Schwerin, den 31. März 1810, 
An Bürgermeifier und Rath hiefelbft. 


1457. Die Wismar’fchen geiftlihden Schungen. 18. April 1810. 

Friederih Franz ıc. Unfern x. Wir finden Uns auf geziemendes Anfuchen 
bes Magiftrats Unſerer Stadt Wismar vorliegenden Umftänden nad gnäbigft bewogen, 
eurem Collegio interimiftifh und bis auf weitere Unfere Verorbnung bie Juris⸗ 
diction in allen Klageſachen ver bortigen geiftlihen Hebungen mit ihren Pächtern ans 
beren Eontracten Kraft biefes in der Maaße aufzutragen, daß ihr, mit alleiniger 
Ausnahme ber Bälle, wo im Contract ausdrücklich bie Niederfegung eines belegirten 
Gerichts flipulirt iſt, in welchen Fällen es beim Erforderniß der Ernennung eines 
ſolchen Gerichte verbleibt, in allen Contractsſachen zwiſchen gebachten Hebungen und 
beren Pächtern als erfte und einzige Inſtanz betrachtet und wirkſam fein follet, 
Wonach ꝛc. Schwerin, ben 18. April 1810. 

Sriederid Franz. 

An das Hof: unb Landgericht gu Guſtrow. 


3458. Kirchenſskonomen und Proviſoren. 2. Octbr. 1810. 

Srieberih Franz ı. Ehrſamer ꝛc Wir geben Dir auf beine Anfrage vom 
29. v. M. wegen beines gegenwärtigen Gerichtöftandes hiedurch zur Antwort: baß 
die Kirchen» Proviforen und Deronomen in Unfern Städten für ihre Perfonen von 
ber Jurisbiction ber Niebergerichte erimiret und Unſern Lanbesgerichten in erfter In⸗ 
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ſtanz unterworfen find, in fo ferne fie nicht bürgerliche Nahrung treiben. Wonach ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 2. Octbr. 1810. 
An den Kirhen= Provifor Grange zu Rebna. 


1450. Das Perfonal des Gofbauamts. 4. Januar 1812. 

Friederich Franz ıc. Unfern ıc. Aus Beranlaffung einer Anfrage des dor⸗ 
tigen Gerichts im Betreff bes Gerichtsflandes bes Hof- und Landbaumeiſters Barca 
boben Wir beftimmt, Daß berfelbe Canzleiſäßig fein, das übrige Perfonale des Bau⸗ 
amtes zu Ludwigsluſt aber nach wie vor unter dem Gerichte bafelbft fiehen ſoll. 
Wonach sc. und Bir sc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 4. Januar 1812. 


Srieberih Franz. 
An das Hofmarſchallamt hiefeldft. 


21460. Die Mitglieder des Kriegs:Collegiumd. 1. Zuli ISL2. 
Srieberih Franz ac. Unfern c Wir laſſen euch auf eure Anfrage vom 
25. 0. M. wegen des Gerichtsſtandes Unſerer Kriegsräthe in bürgerlich - perſönlichen 
Rechtsſachen hiemit unverhalten fein, daß die Mitglieder bes Kriegs⸗-Collegii im 
$. 195 des Militair-Geſetzbuches von 1810 mitbegriffen find, und beshalb unter 
dem Hof- und Landgerichte ſtehen. Wirzc, Gegeben ꝛc. Schwerin, den 1. Juli 1812. 
An die Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. 


1461. Oberſtallmeiſter. 26. Septbr. 1812. 
Grieberih Franz 30. Unfern ꝛc. Wir geben eu auf euren Bericht vom 
12. d. M. bei Zurüdgabe ber von euch wieder eingereichten Klage wider den Dber- 
ftallmeifter von Bülow zu Ludwigsluft, wegen Schuld, hiedurch zum Beſcheide: bag 
der Oberftallmeifter unter ben Lanbesgerichten ſtehet. Wonach ꝛc. und Wir ꝛc. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 26. Septbr. 1812. 


2 Srieberih Franz. 
An die Juftig-Ganzlei hieſelbſt. 


1462. Kinder verfiorbener Erimirten. 16, Zebr. 1813. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern 2. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
9.0. M., das forum ber von erimirten Perfonen nachgelaffenen Kinder betreffend, 
hiedurch zum Befcheibe, daß, ſo lange bie Kinder eines Exemt; nicht einen Stand 
oder Nahrungs= Betrieb ergreifen, ber fie einer niebergerichtlihen Juriodiction unver- 
Tennbar unterwirft, welches bei Töchtern erft durch ihre Verheirathung oder etwanige 
Dienſtverpflichtung conftatiret wird, fie das forum privilegiatum, was fie zur Zeit 
bes Abfterbens ihrer Bäter unftreitig genofien, und ihnen angeboren ift, behalten. 
Wonach x. und Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 16. Febr. 1813. 


Friederich Franz. ' 
An die Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. 


2463. Medicinse practicı und Sufdirurgen. 20. Mai 1813. 


Grieberi Franz 2. Unfern zc. Auf eure Anfrage vom 11. d. M. im 
Betreff des Gerichteftandes der Medicinac pracficorum und titulaır Hofdirurgen 
laſſen Wir euch hiemit, bei Zurückgabe der eingereichten Acten, unverhalten ſein, daß 
ein Medicinae practicus und ein mit dem Titul Hof- begnadigter Chirurgus, 
vorausgefeht, daß er Eonceffion zur mebicinifhen Praris erhalten hat, als ein Li- 
teralus, ber nicht Bürger geworden, allerdings zu ben Erimirten gehöret, er möchte 
denn cine Badeſtube Halten oder andere bürgerliche Nahrung treiben, wozu aber bie 
clinijche Praxis an zu rechnen if. Wonach ze. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, 
ben 20. Mat 1 
An das Hof⸗ Er — in Guſtrow. 
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21464. Fälle der Exemtion der Gutspächter von der Batrimonials 
jurisdiction. 21. Mai 1814. 

Friederich Franz sc. Unfern zc. Uns iſt aus mehreren Vorkommenheiten 
bemerflih geworden, daß nicht nur von manchen Eigenthümern in Unfern Landen ihre 
Pächter in den Pacht⸗Contracten von ber Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit erimiret, ſondern 
auch, dag in Gemäßheit biefer Eremtionen von Unfern Landes-Gerichten Klagen wider 
fothane Gutspächter in erfler Inſtanz angenommen werben. 

Bir finden aber biefen eingerifienen Gerichtegebrauch nicht richtig, nud eröffnen 
euch daher hiemittelſt: daß felbiger, weil Privat» VBerabredungen zwiſchen Verpächtern 
und Pächter weber Eremtionen verleihen, noch den Patrimonial- Richter von feiner 
Schuldigkeit, einem jeden Zuftiz zu abminifriren, entbinden, noch endlich dritte Per⸗ 
fonen zwingen können, die Gutshinterfaflen vor Unſern Obergerichten zu belangen, 
nicht weiter beibehalten, ſondern von jetzt an abgeftellet fein, und biejenigen, welche 
gegen Pächter Klagen bei euch einbringen möchten, außer in bem Falle des Sphi 412 
bes Landes-Bergleihs ober au, daß bie Jurisdiction im allgemeinen an den Pächter 
mit verpachtet wäre, allemal von euch an das competente Patrimonialgericht verwielen 
werben follen. Wonach ze. und Wir ıc. Gegeben sc, Schwerin, ben 21. Mai 1814. 


Srieberih Gran 
An bie drei Lanbesgerichte, 


3465. Die bei der allgemeinen Landes Erebit:-Eommifflon ange 
ftellten Berfonen. 24. Auguft 1814. 

Sriedberih Franz 20. Lieber Betreuer! Auf beine Anfrage vom 1. et 
praesent. d. 24. d. M. im Betreff bes Gerichtöftandes der bei ber allgemeinen 
Landes = Erebit- Commiffion angeftellten Perfonen bleibt dir hiemit in Antwort unver- 
halten, daß fie durch ſolche ihre Anftelung nicht Canzleiſäſſig geworden find, Wo⸗ 
nach 30. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 24. Auguſt 1814. 


An ben jüdifhen Handelsmann Abraham 
Juda Rubenfohn biefelbft. 


3466. Steder und Nienhöſer Gutöbefiger. 26. Juli 1815. 

Sriederih Franz sc Unfern cꝛ. Wir laffen euch auf euer Declaratiuns- 
Geſuch vom 12. v. M. im Betreff des Gerichtsftandes zu Steder und Niendorff hiemit 
unverhalten fein, daß die Jurisdiction ber Landesgerichte Über die Niendorffer Ge- 
böftsbefider in erfler Inſtanz nicht anders, als in ben Fällen, welche in dem euch 
zugegangenen Reſcripte vom 2, Mai 1786 beflimmt find, fundirt if, wenn nämlich 
ein Ausmärtiger eine Klage gegen einen berfelben bei einem linferer Zanbesgerichte 
angeftellt und wenn gefammte Cigenthlimer belangt werden, 

Wonach x. und Wir ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 26. Juli 1815. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Schwerin. 


1467. SKreischirurgen. 24. April 1816. 

Srieberih Franz 20. Wohlgelahrter x. Wir geben euch auf eure Anfrage 
vom 20. d. M. bieburh zum Beſcheide, daß ber wirkliche Streischirurgus, welcher 
beeidiget und mit einer Befallung verfehen ift, zu ben Erimirten gehöret. Wonach ꝛc. 
Gegeben zc. Schwerin, ben 24. April 1816, 

An das Stabtgericht zu Plau. 


3468. Nequifitionen von und nach dem Großherzogthum Seffen. 
23. Januar 1818. 

Srieberih Franz ꝛc. Bon bem Großherzoglih Hefien- Darmflädtichen Mi- 

nifterio ift hieher die Anzeige gemacht worden, daß zur Annahme ber rechtlichen Re⸗ 

quifitionen auswärtiger AYuftiz= Behörden für Die dortigen Lande drei Gerichte insbe» 


fondere angewiefen wären, und zwar: e 
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a. für bie Provinz Stardenburg das Hofgericht zu Darmſtabt, 
b. für die Provinz Heffen das Hofgericht zu Gießen, und 
e. für den Ueber- Rhein das Kreisgericht zu Mainz, 
welche Drei Gerichte auch für anbere Gerichtöftellen oberer und nieberer Inſtanz bes 
befagten Großherzogthums die Snfinuationen annehmen und weiter befördern würden. 
Indem Wir dieſe Großherzoglich Heflen- Darmfläbtihe Einrichtung, welche Wir 
angenommen haben, und wogegen von Uns Unfere drei Landesgerichte zu Schwerin, 
Roſtock und Güſtrow zur Annahme ber von bort hierher vorfallenden Inſinnationen 
und Requiſitionen beftimmt find, bekannt machen, befehlen Wir allen Juſtiz⸗ Behörben 
in Unfern Landen, ih darnach in Zukunft auch an ihrem Theile zu richten. 
Gegeben 2c. Schwerin, ben 23. Januar 1818. 


Srieberih Franz. 


1469. Invalide in Städten ohne Militairgeridht. 38. Juli 1818. 

Srieberih Franz ıc. Wir laſſen euch in Antwort auf eure Anfrage vom 
20. v. M. wegen des Gerichtöftandes des Snvaliden- Commanbos in Waren hiemit 
unverhalten fein, baß bie Gerichtsbarkeit über bie Invaliden in den Städten, mo 
fein Militairgericht beftehet, von Unſeren Stadtgerichten verwaltet werben fol. 

Da, wo ein Militair-Commanbant befindlich iſt, ſtehet indefien bie Garniſon in 
Dienftfadhen allemal unter deſſen Befehlen. 

Wonach ꝛc. und Wir sc. Schwerin, ben 18. Juli 1818, 
An das Dof= und Landgericht zu Güſtrow. 


3470. Spreugel der drei Zuftiz: Canzleien, 1. Aug. 1818. 

Friederich Franz ıc. Dem Vorbehalte Unſerer Landesherrlichen Berorbnung 
vom 1. Juli d. 3. zur Publication ber Ober- Appellations» Gerihts-Orbnung und 
fonftiger damit in Verbindung ftebender gefehliher Vorſchriften — $. 15 — zufolge 
haben Wir Unſere gefammten Großherzoglihen Lande — jedoch mit einftweiliger 
Ausbefheidung der Städte Roftod und Wismar nebſt Zubehörungen, berenthalben 
ebeitens das Weitere befonbers verfüget und gehörig befannt gemacht werben foll — 
bermanßen, als es bie Beilage A. näher zeiget, zur Feſtſetzung ber Kompetenz für 
Unfere Fünftigen drei Juſtiz⸗Canzleien, in brei Diftriete eintheilen laſſen. 

Gleichwie nun wegen biefer, vom 1. October d. J. an normirenden Abtheilung bie 
übrigen Vorſchriften Unferer vorerwähnten Verordnung vom 1. Juli d. J. in Er- 
innerung gebracht werden: So befehlen Wir kraft dieſes allen oberen und nieberen 
Civil- und Militair-Bebörben, auch gefammten Unfern Unterthanen und Einwohnern 
gnädigſt und ernftlich, fich hiernach auf Das genaueſte zu richten. 

Urfunblih haben Wir auch biefe Berorbnung und beren Beilage A. mit 
eh Dandzeichen und Inſiegel durch das officielle Wochenblatt bekannt zu machen 
efohlen. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 1. Auguſt 1818. 


Friederich Franz. 
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Jurisdictions = Bezirke 
für die drei Groß⸗ 





Stäbte Domanial- | Nitterfehaftlihe Güter in ben 
A 






berzoglib Mecklenb. und emtern. 
Schwerinſchen Flecken. Aemter. 
ASufiz-Eanzleien. 
A. Zuftiz-Eanzlei| Boizenburg | Bafendorf Boizenburg 
zu Schwerin. | Brücl Boizenburg | Erivig, exclus. ber Güter 
Crivitz Crivitz Gülzow, Parum, Langenſee, 
Daſſow Dömitz Penzin, Zibühl c. p. 
Dönig Eibena Gadebuſch 
Gadebuſch Gadebuſch Grabow 
Grabow Grabow Grevismũhlen 
Grevismühlen Orevismühlen Aus dem Amte Lübz die Güter 
Hagenow Hagenow Bekendorf, Benthen, Greven, 
Klütz Neuſtadt Lanken, Lenſchow, Paſſow, 
Ludwigsluft | Nebnn Welzin, Charlottenhof, Tan⸗ 
Neuſtadt Schwerin nenhof c. p. 
Pardim Sternberg Schwerin, exel.ber Güter Bol- 
Rehna Tempzin debuck, Grünenhagen, Lüb⸗ 
Schwerin Toddin zin, Mühlengeetz, Sültene.p. 
Sternberg Walomühlen | Sternberg 
Warin Warin Wittenburg, exel. Ivenack. 
Wittenburg | Wittenburg 
BZarrentin Zarrentin. 
B. Juſtiz-Canzlei Crakow Goldberg Aus dem Amte Crivitz die Gü⸗ 
zu Güſtrow. Goldberg Güſtrow ter Oülzow, Parum, Langen⸗ 
Güſtrow Plau fee, Penzin, Zibühl c. p. 
Ivenack Lübz Kloſteramt Dobbertin 
Lage Marnitz Goldberg 
Malchin Roſſewitz Güſtrow, excl bes Gutes 
Malchow Stavenhagen Freſendorf 
Penzlin WredenhagenLübz, exel. der Güter Bekendorf, 
Plau Benthen, Greven, Lanken, Len⸗ 
Lübz ſchow, Paſſow, Welzin, Char⸗ 
Röbel lottenhof, Tannenhof c. p. 
Stavenhagen Kloſteramt Malchow. 
Teterow Neuſtadt, inel. Ivenack 
Waren Plau 
Aus dem Amte Schwerin, die 
Güter Boldebuck, Grünen⸗ 
bagen, Lübzin, Mühlengeetz, 
Sülten c. p 
Stavenhagen 
Wredenhagen 
C. Zuftiz-Eanzlei| Bützow Bützow Bukow 
zu Roſtock. Bukow Bukow Gnoien 
Cröpelin Dargun Aus dem Amte Güſtrow das 
Gnoien Doberan Gut Freſendorf 
Marlow Gnoien Mecklenburg 
Neukalden Medienburg | Neufalden 
Ribnitz Neukalden Ribnitz 


Schwaan Redentin ! Klofter Amt Ribnitz. 
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Juriodicti ono⸗Bezirke 














für die drei Groß⸗ Domanials | Ritterfhaftliche Güter In ben 
berzoglid Medlenb. Aemtern. 
Schwerinſchen Aemter. 
Juſtiz-Canzleien. 















C. Juſtiz⸗-Canzlei Ribnitz Roſtocker Diſtricts⸗ Güter 
zu Roſtock. Teſſin Rühn Schwaan 
Schwaan 
Toitenwinkel 






Anmerkung. Die 
Städtiſchen Cämme⸗ 
rei⸗ und Oeconomie⸗ 
Güter richten "Ach 
nach dem Diftricte 
der Stabt, zu welcher 
fie gehören. 


Friederich Franz. 





1471. Hofſchirurgen. 37. Februar 1810. 

Srieberih Franz 20. Unfern sc. Wir geben euch auf euren meiteren An⸗ 
trag vom 17. d. M., im Betreff bes Gerichtoſtandes bes Hofchirurgus Modes da- 
ſelbſt, hiemit zur Refolution, daß es foldherhalb bei dem beutlichen Inhalte Unſers 
Neferipts vom 13. November v. J., weldes euch unterm 23. Sanuar d. J. ab⸗ 
fchriftlich mitgetheilt if, fein Bewenden behält. 

Penn der Hofchirurgus Modes nicht bie Gefchäfte eines Babers ober Barbiers 
ober fonft bürgerlihe Nahrung treibt, wozu auch bie Chirurgie an ſich nicht gehört, 
fo Tann er nicht gegmungen werben, Bürger zu werben und zu bleiben, und ift zu 
den Erimirten zu rechnen. Wonach ꝛc. und Wir sc. Gegeben ꝛe. Schwerin, 
den 27. Februar 1819, 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Medlenb. zur Regierung verorbnete Präfident, 
Geheime- und Räthe. 
Den Ehrnveften und Ehrfamen, Unfern 
lieben getreuen Bürgermeiftern und Rath 
zu Parchim. 

Srieberih Franz ıc. Ehrfamer sc Wir geben bir auf beine Anfrage vom 
10, d. M. im Betreff deines Gerichtöftandes biemit zur Refolution, daß du als 
Unfer charafterifirter Hoſchirurgus zu den Erimirten gehöreft, falls du Feine Badſtube 
bältft oder anbere bürgerliche Nahrung treibt, wozu jebod bie clinifhe Praxis 
nicht zu rechnen if. Wonach ꝛc. Schwerin, ben 13. Novbr. 1818, 


An den Hofchirurgus Modes in 
Parchim. 


1472. Noſtocker Sofpitalgüter. 20. März 1810. 
Friederich Franz ac. Unſern ꝛc. Wir ertheilen euch auf eure Anfrage vom 
24, dieſes Monate hiedurch zur Refolution, daß die Vorſteher bes Roſtockſchen 
Hofpitals zu St. Georg, im Rückſicht der Landgüter diefer Stiftung, nicht vor eurem 
Collegio, fondern vor Unferer Zuftiz » Canzlei in Roftod zu belangen find. Wo— 
nach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 30. März 1819. 


Friederich Franz 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow. ; 


2473. Die Schweriner Schaufpieler. 15. Mai 1819. 
Sriederih Franz sc. Was Wir für die hiefige neu eingerichtete Schau- 
ſpieler⸗Geſellſchaft in Nüdficht ihres fori bei Streitigkeiten zu beftimmen Uns bewogen 
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gefunden, das geben Wir euch aus dem copeilichen Anſchluſſe zu erſehen, um euch 
darnach zu achten, und verbleiben sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 15. Mai 1819, 
Friederich Fran; 
An bie Juſtiz⸗Ganzlei zu Schwerin 
und Roftod. 


Auszug ans dem Contract d d. 22. März 1819 
$. 17, 

Ale Rechtshändel und Streitigkeiten, welche zwiſchen bem Schaufpiel= Director 
und ben Mitgliedern ber Gefellfchaft oder ben einzelnen Mitgliedern unter ſich ent- 
ſtehen, — infofern foldhe nit Schaufpielfachen betreffen, die von bem Intendanten 
bes Iheaters gefchlichtet werben — entjdheibet in Doberan das bortige Amts- und 
in Schwerin bas Stadt⸗Gericht. Beide Behörden find auch competent, wenn Miß- 
verhältniffe unter den Einwohnern und Schaufpielern eintreten. 


1474. In fürftlichen Dienften ftehende Nathbmänner. 24. April 1820, 

Srieberih Franz 3. Unfern ꝛc. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
24, 9 M. im Betreff der Jurisdiction über die zugleich in fürftlichen Dienften 
ſtehenden Rathmänner in den Städten, bei Zurüdgabe des Anfchluffes, mit Verweifung 
auf Unfer Refpons vom 18. October 1800, hieburd zum Beſcheide, daß die con- 
enrrente Jurisdiction ber Landes - Gerichte und der Magiftrate bei Ratpmännern nur 
fattfindet, wenn foldhe nicht zugleich wirklich in Unſeren Dienften flehen, und zwar 
in einem Amte, das fie lediglich der Jurisdiction ber Landes - Gerichte unterwirft; in 
biefem Fall kann nicht bie Prävention, fondern nur bie ausſchließliche Jurisdiction 
ber legteren zur Anwendung kommen. Wonach ꝛc. und Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 24. April 1820, 

Friederich Franz. 

An bie Juſtiz⸗Ganzlei zu Güſtrow. 


1475. Regiminalrefeript wegen der adligen Kammerpächter. 
13. Mai 1820. 

— — Daß bie Abfiht der Circular⸗Verordnung vom 21. Mai 1814 Teines- 
weges geweſen ift, foldhe auf den, Darin nicht ausgebrädten, gerade umgekehrten Fall 
auszubehnen, wo ein Pächter abligen Standes in einem von Uns ihm, wie hier fogar 
fhon zwei Jahre früher unterm 30, März 1812, ertheilten Kammercontract der 
Amtsjurisdiction bes competenten Domanialamtes fi) unterworfen hat. Euch fehlt 
ed daher an aller Befugnig, Unſere Beamten in ber Ausübung biefer ihnen landes⸗ 
herrlich verliehenen und wohlhergebrachten Amtsjurisdiction über ihre Domaniatpächter, 
mithin auch über deren Nachlaß, irgend zu ſtören. — — Schwerin, ben 13. 
Mai 1820. 

An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Güftrow. 


2476. Nealklagen gegen Bevormundete. 28. April 1821. 

Friederich Franz 30. Unfern ꝛc. Wir geben euch auf euren Vortrag vom 
21. d. M. im Betreff der Eompetenz zur Erlafung von Proclamatibus über bie 
in dem Bezirke der einen Juſtiz-Canzelei belegenen Landgüter, für beren Befiker bie 
andere Obervormundſchaft ift, bei Zurüdgabe ber eingereichten Acten, biedurd zum 
Beicheide, daß Minorenne und deren Bormünbder, (wenn nicht Verwirrung in ihre 
Angelegenheiten Tommen fol) nur bei bem Landesgerichte belanget werben Tönnen, 
welches fie als Obervormund leitet, und biefe Rüdficht begründet einen Zufammenhang 
ber Sachen, weldhen ber $. 17 No. 2 der Publicationd-Berordnung zur Ober-Appel- 
lationa⸗ Gerichts» Ordnung vom 1. Julii 1818 beachtet willen will, und aus biefem 
Grunde müſſen auch Realflagen bei dem Obervormunbfchaftlihen Gerichte angeftellet 
werben, ohne Rüdficht auf bas forum rei silae etwaniger Grundbeſitzungen, woraus 
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denn bie Befugniß, die proclamata praeclusiva auch auf in dem Sprengel eines 
andern Zandesgerichts belegene Grunbflüde auszubehnen, folgt. 

| Dies ift eine nothwendige, jeboh nur eine kemporaire Ausnahme von bem 
allgemeinen Gefeße, welche bie von Unferer Juſtiz⸗Canzlei zu Noftod angeführten $. $. 
andeuten, die aber in wenig Jahren ın Praxi nicht weiter zur Anwendung kommen 
wird. Wir ꝛc. Schwerin, ben 28. April 1821. | 


Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Großherzogl. Medlenb. zur Regierung verordnete Präfibent, 
Geheime» und Räthe. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Güftrom. 


1477. Concurs⸗ und Euratelfälle bei GutSbefigern. 8. Aug. 1821. 

Srieberih Franz zc. Nah Berlefung uf. w. — — — — — — — 
Im übrigen aber, und für künftige ähnliche Fälle bleibt euch unverhalten, daß bei 
Beſtimmung der Competenz in Curatel⸗- oder Concursfällen bie Anſäßigkeit mit einem 
Landgute alle andere Rüdfihten ausſchließen muß *). Wonach 3. und Wir ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 8. Auguft 1821, 

Friederich Franz. 

An die Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


2478. Bürgerliche Nahrung treibende Eximirte. 23. Juli 1823. 

Friederich Franz ac. Unſern ꝛc. So allgemein hingeſtellt läßt ſich Die in 
eurem Vortrag vom 14. d. M. aufgeworfene Frage, im Betreff des Gerichtsſtandes 
folcher Canzleyſäßigen, melde ein fie zur Gewinnung bes Bürgerrechts in einer Stadt 
verpflichtendes Gewerbe treiben, nicht beftimmt beantworten. Dod iſt es Regel, daß 
alle bios characterifirte ober fonflige Erimirte, die nit in herrſchaftlichen Dienften 
und in Befoldung flehen, ihr forum privilegiatum durd ben Betrieb bürgerlicher 
Nahrung und Gewinnung des Bürgerrechte verlieren; dagegen aber alle wirkliche in 
Beſoldung ſtehende herrſchaftliche Diener (falls dieſerhalb nicht ſpeciell anderweitige 
Vorſchrift vorhanden iſt), in den ſeltenen Fällen, wo ſie bürgerliche Nahrung betreiben, 
ihr forum privilegiatum nicht aufgeben, mithin nur bei dem privilegirten foro 
gegen fie geklagt, und nur von diefem ihr Nachlaß regulirt werben kann. Wonach ꝛc. 
und Wir ꝛc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 23, Juli 1823, 


Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Großherzogl. Medlenb. zur Regierung verorbnete Präfibent, 
Geheime⸗ und Räthe. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow. 


1470. Concurs⸗ nnd Curatelſachen der Küfter und Organiſten. 
| 18. October 18727. 

Srieberih Franz ıc. Da die Erfahrung gezeigt hat, bag für Die Küſter 
und Organiften auf bem Lande und in den Städten, welche nicht Sik von Landes⸗ 
Gerichten find, befonders in ihren Concurs- und Curatelſachen, die unmittelbare 
Stellung unter den Juftiz- Canzleien in ber Regel mit, zu der Vermögensmaſſe oder 
bem Nachlaſſe berfelben in Teinem Berhältniffe ftehenden, unvermeiblichen Koften ver- 
knüpft ift, jo find Wir, zur Abftellung Diefes Mangels, der gnädigiten Entſchließung 
geworben, von jetzt an binfichtlich der erwähnten Concuro- und Guratelfahen bie 
Jurisdiction über die genannten Stüfter und Organiften, in fomweit fle Unfern Juſtiz⸗ 
Sanzleien bisher zuftand, ben Niedergerichten, und zwar in ben Stäbten Unfern Stabt- 


*) Der Ausdbrud: Befig in dem — 20. der Verordnung zur Publication ber Ober⸗Appel⸗ 
lations⸗Gerichts⸗Ordnung vom 1. Juli 1818 hatte bei Gelegenheit eines Kalles, wo ein 
Exemtus flarb, welcher Pächter einer Domaine unb zugleich Condominus eines in einem 
andern Diftriete belegenen Landgutes war, Bedenken erregt und eine Anfrage bei Groß: 
berzoglicher Regierung veranlaßt. 
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geritten, auf bem Lande bagegen demjenigen Domanlal-Amte, melches Unſere Patro⸗ 
natrechte verwaltet, an ben Drten aber, wo Wir nicht Patron find, Unferm zunächſt 
belegenen Domanial-Amte in der Maaße übertragen, daß biefe Niebergerichte alle 
ſolche Curatelſachen vermöge eines, kraft dieſes ihnen ertheilten commissorii per- 
petui, bie Leitung folder Eoncurfe aber nach vorgängigem fperiellen, indeſſen jederzeit 
zu ertheilendem commissorio ber competenten Juftiz-Lanzlei, fortan übernehmen follen. 

Wie demnach gefammte oberwähnte Küfter und Organiften biemit befehligt fein 
follen, fih in vorfommenden Fällen diefer Anordnung zu unterwerfen, fo werden auch 
Unfere Stabdtgerichte und Domanial-Beamte, refp. unter Entbietung unfers gnäbdigften 
Orußes, biemit angewiefen, die Verwaltung der Sjurisdiction in ben vorbenannten 
Euratel- und Concursſachen unweigerlich zu übernehmen, auch dabei noch ausdrücklich 
verpflichtet, in dieſen Fällen nur die Gebühren-Taxen in Anwendung zu —— 
welche ihnen für ihre eigenen Jurisdictionsberechtigten vorgeſchrieben find. 

Wonach ꝛc. Gegeben ic. ‚Schwerin, den 18. October 1827. 


Friederich Franz. 


1480. Unmittelbare ritterfchaftliche Bauern. 18. Dctbr. 1827. 
Srieberih Franz x. Wir finden Uns zur Entfernung etwaniger Ungewißheit 
gnädigſt bewogen, hiemit allgemein zu verordnen, daß ſämmiliche Gehöfts-Beſitzer 
in benjenigen ritterfchaftlihen Gütern,. welhe Bauerſchaften eigenthümlich gehören, 
fünftighin in allen, ihre Perfonen und Familien und ihr Vermögen betreffenden An- 
gelegenheiten in eriter Snftanz unter dem Patrimonial= Gerichte des Gutes, und nur 
in den Fällen, wo gegen bie gefammten Eigenthümer wegen bed Gutes ſeibſi geklagt 
wird, unter ben competenten Juſtiz⸗Canzleien ſtehen ſollen. 
Wonach ıc. Gegeben ⁊c. Schwerin, ben 18. October 1827. 
Sriederih Franz. 
1481. Die geringeren Sofbedtenten in Ludwigsluft. O. Mai 1829. 
Friederich Franz x. Unfern ıc. Wir geben euch zu eurer Nachricht und 
Nachachtung aus den copeilihen Anjchlüffen zu erfehen, was Wir zur näheren Be- 
fimmung der Jurisdictions⸗Verhältniſſe Unjerer Hofbedienten zu Ludwigsluſt an Unſer 
Oberappellations - Gericht, bie biefige Juſtiz-Canzlei und das Gericht zu Ludwigsluſt 
beute erlaſſen haben, und verbl. 20. Gegeben ıc. Schmerin, den 9. Mai 1829, 
Srieberih Franz. 
An das SHofmarfchallamt. 


Sriederih Franz u Wir geben euch auf euren Bericht vom 19. März 
d. J., Die Jurisdictions⸗ ⸗Verhältniſſe der Hofbedienten zu Ludwigsluſt betreffend, 
biemit zum Befcheidbe, wie es Unfere Abficht ift, dag das Ludmigslufter Gericht in 
ben demfelben specialiter tommittirten Jurisdictionsfällen über wirkliche Hofbediente, 
ganz als die Stelle bes Hofmarfhallemts vertretend, behandelt, mithin Unſre hiefige 
Juſtiz⸗Canzley in folgen Sachen immer nur vermittelft bes gewöhnlichen Dimifforial- 
Abſchiedes competent werden fol. Wonach ıc. Schwerin, den 9. Mai 1829, 
An das Oberappellationsgericht zu 

Parchim. 

Zugleich bleibt euch auf bie Anfrage am Schluffe eures Berichts vom 19. März 
b. J., den Gerichtsftand der Hofmaler betreffend, hiedurch gnädigft unverhalten, daß 
Mir es bieferhalb bei der Beſtimmung Unſrer Berorbnung vom 6. Nov, 1801 be— 
laffen wollen, wonach bie wirklichen Hofmaler nicht in bie Gathegorie berjenigen Hofe 
bedienten gehören, worüber dem Gericht zu Ludwigsluſt die Jurisdiction committirt 
worden. Wonach sc Datum. uti in Reser. d. d. 9. Mai 1829. 


Friederich Franz ꝛe. Unſern ꝛc.. Was Wir in Veranlaſſung eures bericht- 
lichen Vortrags vom 19. Februar d. J., bie Jurisdictions⸗-Verhältniſſe der Hofbe⸗ 
dienten zu Ludwigsluſt nach Maaßgabe Unferer Verordnung vom 6. Novbr. 1801 
betreffend, «an: Unfer Oberappellationsgericht erlaifen, und was = zugleich hinſichtlich 
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bes Gerichtsſtandes ber Hofmaler reſolviret haben, wird euch, bei Zurückgabe der einge⸗ 

reichten Acten, aus den copeilichen Anſchlüſſen zu erſehen gegeben, um euch darnach zu achten. 
Wir verbleiben 2. Gegeben sc. Schwerin, ben 9. Mai 1829, 

An die Juſtiz-Canzlei Hiefelbft. 


Srieberih Franz ꝛc. Wohlgelahrter zz. Da barüber Zweifel entflanden, 
ob Unſere biefige Sufiz-Eanzley in den end specialiter committirten Jurisdictions- 
Fällen Über wirkliche Dofbebiente immer nur erft vermittelt des gewöhnlichen Dimif- 
forial-Abfchiebes8 competent werde, fo haben Wir Uns zur Erlafiung derjenigen Be⸗ 
flimmung veranlaßt geſehen, welche euch, unter Beifägung eines gleichzeitig ergangenen 
Declaratorii, im Petreff des Gerichteflandes der Hofmaler, zu eurer Rachricht und 
Nachachtung bieneben in Abſchrift mitgetheilt wird, Wonach x. Schwerin, ben 
9. Mai 1829, 

An das Bericht zu Ludwigsluſt. 


1482. Slagen vormaliger Procuratoren für Wismariensia aus 
Procuraturrechnungen. 7. Dctbr. 1829. 

Srieberih Franz ꝛc. Wir haben, um den vormaligen Güſtrowſchen Procus 
ratoren in causis Wismariensibus bie Einziehung der aus biefen ihren Amts— 
Berhältniifen ihnen annoch zuftehenden Forderungen zu erleichtern, Unjere Juſtiz⸗ 
Canzlei zu Güftrom fpeciell beauftragt, in allen denjenigen Sachen, worüber bie 
Acten, nah S. 1. Unfrer Verordnung vom 30. Mai d. J. wegen Unterordnung ber 
Stadt und Herrfhaft Wismar unter das Oberappellationsgeriht zu Parchim, zur 
Zeit in der Güſtrowſchen Eanzlei-Regiftratur verbleiben, auch fernerhin, unter Zuge- 
ftehung bes bisher gewöhnlichen Gebühren- und Stempel-Eredits, die etwa zur Mode- 
ration eingehenden Procuratur-Recdhnungen zu beftimmen und auf eventualiter diefer- 
halb erforderlidh werdende Klagen zu erkennen. 

Wonach ꝛc. Grgeben x. Schwerin, ben 7. Octibr. 1829, 


Friederich Franz. 


1483. Nathmänner in den Städten. 28. Octbr. 1829. 

Unfern ıc. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 20, d. M. bieburc zum 
Befcheide, daß die Arten Unferer Regierung über den Gerichtsftand der Rathmänner 
in der Stadt Neuſtadt Feine befondere Befimmungen enthalten; und muß baber die 
allgemeine Regel: daß die Rathmänner, welche nicht zugleich in Unfern Dienften ſtehen, 
ber concurrenten Jurisdiction der Landesgerichte und der Magiftrate unterworfen find, 
in Neuftabt zur Anwendung kommen. Wir ꝛc. Schwerin, den 28. Octbr. 1829. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1484. Außerhalb Ludwigsluft auf Grabower Autögebiet wohnende 
Hofbediente. 30. Detbr. 1829. 

Sriederih Franz sc Unfern sc. Auf euren weitern Bericht vom 17.0. M., 
im Betreff des Gerichtöftandes des Feuerwärters Schwarz zu Kleinow, haben Wir 
Die copeilih beifommende Berordnung an das Amtsgericht zu Grabow erlafien;z 
übrigens Uns aber zur Bermeibung fernerer Collifionen bewogen gefunden, hiemit zu 
beffimmen, daß die geringern Hofbebienten, welde außerhalb Ludwigsluſt auf Amte- 
gebiet wohnen, in allen Sachen, bie nicht zum Dienft gehören, unter ber Jurisdiction 
bes Amtsgerichte zu Grabow ftehen follenz; und find hiernach Die weiter copeilich 
anverwahrten Verfügungen ergangen, Wonach x. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, 
ben 30, Octhr. 1829. 

Sriederid ran; 


An das Hofmarſchallamt Hiefelbft. 


Friederich Franz ac Unſern ꝛe. Bir finden Uns gnädigft bewogen, zur 
fernern Vermeidung vorgekommener Collifionen biemit zu beftimmmen, baß Unſre ge= 
singen Hofbedienten, welche außerhalb Ludwigsluſt auf Grabower Amtsgebiet wohnen, 








- 
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fortan in allen Sachen, bie nicht zum Dienſt gehören, unter ber Jurisdiction bes 
Orabower Amtsgerichts ſtehen follen Wongach fr. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 
30, Octbr. 1829, | 


An 
1. das Amtsgericht zu Grabow, 
2. das Gericht zu Luͤdwigsluſt. 


2485. Gteuercautroienre. 7. Januar IB3L. 
Srieberih Franz ze. Unſern ꝛe. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 

16. v. M. im Betreff des Gerichtsſtandes der Eontrofeurs hiedurch zum Beſcheide, 
daß bie Controleurs glei den Steuer-Wuffebern, Mühlen- nnd XThorfchreibern ber 
niedergerichtlichen Jurisdiction unterworfen find. Wonach ꝛc. und Bir ꝛc. Ge- 
geben e. Schwerin, ben 7. Januar 1831. 

Ad Mandatam Serenissimi propriumn. 

Großherzogl. Mecklenb. zur Regierung verordnete Präfident, 

Geheime- und Räthe. 

An bie Juſtiz-Ganzlei zu Süftrow. 


1486. Gehöfts⸗ und Saudeigenthbümer zu Wendiſch⸗Priborn. 
11. Febr. 1831. 

Sriederih Franz ıc. Unfern ıc. Bei ber vorgewefenen commiljarifchen 
Regnlirung ber in Unorbuung gerathenen Rechts⸗ und Lehnoverhältniſſe in dem Com⸗ 
munion⸗Dorfe Wendiſch⸗Priborn, Amts Lübz, haben Wir Uns unter andern veranlaßt 
gefunden, zu verordnen: 

daß ſämmtliche, in einen Lehnsverband gebrachte dortige Gehöfte- und Haus—⸗ 
eigenthümer, um fie volllommen in bie für ſie paßliche Lage zu verſetzen, künftig 
nicht unter der Juriodiction Unferer Juſtiz⸗Canzley bafelbft, fondern unter ber 
ihres eigenen Patrimonial- Gerichts fliehen follen, mit Ausnahme bes alles, 
wenn bie ganze Commüne als foldye zu belangen ill. 

Wir eröffnen euch folches zu dem Zwei, euch in vorkommenden Fällen barnadı 
zu richten, fo wie ihr aud in Folge Diefer Berfügung alle bei euch anhängigen 
Proceſſe, Euratelen und Concurſe an das Wendiſch⸗Priborner Patrimonial- Gericht 
abzugeben habt. Wir ac. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 11. Gebr. 1831. 


Sriedberid Franz 
An die Zuftiz: Sanzlei zu Güſtrow. 


1487. Rachlapregulirung unb Auseinanderſetzung ber Küfter und 
Drganiften mit ihren Kindern 27. Mai 1832. 


Srieberih Franz 2c. Unfer Publicandum durch das officielle Wochenblatt 
vom 18, October 1827, woburd die Eoncurs- und Guratel- Sachen der Küfter und 
Drganiften ſtatt der Kandesgerichte den Niebergerichten mittelt Commissorii per- 
petui übertragen find, bat den beabſichtigten Zwei ber Zeit- und Koftenerfparung 
nicht vollftändig erreicht; Wir finden Uns daher bewogen, das durch obiges Publi- 
eandum den Niebergerihten ertheilte Commissorium perpetuum fraft biefes 
folgendermaßen zu erweitern: 

1) Den Niedergerichten fol die Regulirung ber Verlaffenfhaften ber Küfter und 
Drganiften generaliter hiedurd fortan committirt fein, 

2) Die Ehrn- Prediger haben flatt der Anzeige des Todesfalles bei der Juſtiz⸗ 
Canzlei des Diftricts diefe Anzeige bei dem competenten Domanial-Amte binnen 
zwei mal 24 Stunden nad dem eintretenden Todesfalle zu machen. 

3) Die Augeinanderfegung der Küſter und Drganiften mit ihren Kindern bei 
Wiederverheirathung der Erfteren fol den reſp. Niedergerichten ebenfalls hiedurch 
ein- für allemal committirt fein. 

Wonach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 17. Mai 1832, 


Sriederihb Franz. 
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1488. Veränderung im Spreugel ber Noſtocker uud Büftromer 
| Juſtiz⸗Canzlei. 12. Juli 1833. 

Daß die von dem Amte Güftrow zum Amte Schwaan Übergegangenen Doma- 
nialhöfe Nier und Goldenig, die Dörfer Damm, Cavelftorf, Griebnig, Priſannewitz, 
Klingendorf, Zeez, Wiendorf, Niendorf und Goldenig, imgleihen die Güter Reetz 
mit Kleinen- und Großen-Biegeln, ritterfohaftlihen Amts Güftrow, bisher zum Ge— 
richtsfprengel der Zuftiz-Canzlei zu Güſtrow gehörig, nunmehr bem Gerichtsſprengel 
ber Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock, dagegen die Güter Prützen mit Antheil in Mühlengeetz, 
ritterſchaftlichn Amts Schwaan, dem Sprengel der Güſtrowſchen a bei⸗ 
gelegt worden, wird hiedurch gemeinkündig gemacht. 

Schwerin am 12. Julius 1833. 

Aus Großherzogl. Lanbes-Regierung. 


1489. Soffchaufpieler. 20. Dechr. 1836. 

Es wird hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebradt, daß das Großherzogliche 
Hofmarfchallamt biefelbft unterm 12. v. M. für die Mitglieder der Doffchaufpieler- 
Geſellſchaft auf die Zeit ihres Engagements zum ausjchließlih competenten Forum 
ernannt worden if. Wonach ıc. Schwerin am 20. December 1836. 

Aus Großherzogl. Landes = Regierung. 


1400. Keqnifitionen nach der Provinz Rheins: Seffen. 2. Juni 1837. 
Paul Friederih te: Mit Bezug auf die lanbesherrlihe Verordnung vom 
23. Sanuar 1818, die Annahme der gerichtlichen Requifitionen auswärtiger Behörden 
im Großherzogthum Heffen- Darmftabt betreffend, machen Wir biemit gemeinfündig, 
daß dergleichen Requifitionen fir Die Provinz Nhein-Heffen Fünftig nicht mehr un Das 
Kreisgericht zu Mainz, fondern an den General-Staatd-Procurator daſelbſt zu richten 
find. Hiernach baben fich- ar FJuftiz= Behörden in Unfern Landen in vorkommenden 
Fällen zu benehmen. 
Gegeben Schwerin, am 2. Junius 1837. 
“ Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Medlenb⸗ zur Regierung verordnete Präſident, 
Geheime⸗ und Räthe. 


1401. Die Gehöfte des preußiſchen Dorfes Mellen. 17. Febr. 1840. 

Nachdem nachſtehende Erklärung: 

Die Königlich Preußiſche Regierung hat der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Regierung den Wunſch zu erkennen gegeben, daß lektere auf 
bie bisher von dem Großherzoglichen Amte Grabow über einige Gehöfte des 
Königlich Preußiſchen Dorfes Mellen in der Weſt-Priegnitz ausgeübten Juris- 
dirtions-Befugniffe, zur Vermeidung ber aus dieſem Berhältniffe entfpringenden 
Inconvenienzen, Verzicht leiflen möchte, und nachdem die Großherzogliche Regierung 
ih hierzu geneigt, aud die Königlich Preußifche Aegierung zur Uebernahme 
der gedachten Gerichtsbarkeit ſich bereit gezeigt bat, fo erflären beide Negierun- 
gen, in Folge der deshalb getroffenen Bereinigung, hiemit Folgendes: 

1) Es wird die Gerichtsbarkeit über Diejenigen Gehöfte des Dorfes Mellen, tiber 
welche Diefefbe bisher von dem Großherzoglich Medlenburg- Schwerinfchen 
Amte Grabow ausgeübt worden ift, uneingefchränft an Die Königlich Preußifche 
Negierung abgetreten, 

2) Alle mit berfelben verbundenen Vortheile und Laften gehen vom 1. April 1840 
an auf die letztere über, 

3) Durch biefe Surisdietiong - Abtretung wird jebod Den dem Großherzoglichen 
Amte Grabow an den gedachten Mellenſchen Gehöften anderweitig zuſtän⸗ 
digen grundherrlichen Gerechtſamen auf keine Weiſe Abbruch geſchehen. 

4) Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeſtät des Königs von Preußen und 
Seiner Königlichen Hoheit Des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin zwei= 
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mal gleichlautenb ansgefertigte Erflärung foll, nad) erfolgter gegenfeitiger Aus» 
wechfelung, für beide Theile Kraft und Wirkfamfeit haben und in geeigneter 
Art öffentlich befannt gemacht werben. 
Schwerin am 16. Sanuar 1840, 
Großherzogl. Medlenb. Geheimes Stants-Minifterium. 
Ertlärung, 
betreffend bie Abtretung ber von bem 
Großherzogl. Mecienburg : Schwerinfchen 
Amte Grabow bis jegt ausgeübten Ju⸗ 
risdictions⸗Befugniſſe Über einige in bem 
Dorfe Mellen in der Weft- Priegnig be: 
legene Gehöfte an die Königl. Preußifche 
Regierung. 
gegen eine im Wefentlichen gleichlautende Erklärung bes Königlich Preußiſchen Dii- 
nifterii der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechfelt worden, wird felbige hiedurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebradt, 
Schwerin am 17. Februar 1840, 


Großherzogl. Mecklenb. Landes - Regierung. 


2492. Beeidigte Bauconductenre. 29. Sept. 1842. 
Friebrich Kranz ꝛc. Bei ber Ungemißbeit, bie ſich hinfichtlid des Gerichte- 
ftandes ber Bau⸗Conducteure bervorgegeben hat, verorbnen Wir hiemit bis auf weitere 
Beflimmung, bag die bei Unferm Kammer⸗-Collegium beeidigten Bau⸗Conducteure der 
Canzlei⸗ Gerichtsbarkeit unterworfen fein follen. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 29. Septbr. 1842, 


Friedrich Franz. 
Verordnun 


g 
wegen des Gerichtöftandes der Bau: 
Conducteure. 


1493. Die Geſellſchaft der Berlin⸗Bamburger Eiſenbahn. 
12. Juli 1845. 

Wenn die Direction ber Berlin-Hamburger Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft, in Gemäßheit 
bes Vorbehalts im Art. 18. bes in Nr. 10. des diesjährigen officiellen Wochenblatts 
publicirten Staatsvertrags vom 8. November 18A1, verpflichtet worden ift, wegen 
Entfhädigungs-Anfprüde, melde aus ber Anlage oder bem Brtriebe Der Berfin-Dam> 
burger Eiſenbahn in dem biesfeltigen Gebiete hervorgehen, vor ber Großherzoglichen 
Juſtiz-Canzlei biefelbft Recht zu nehmen, jo wird Dies hierburd mit dem Bemerfen 
zur öffentlichen Kunde gebracht, daß durch biefe Anordnung die Beflimmungen im 
$. 3. und 10. bes Erpropriationggefeßes vom 6. Januar 1842 keinerlei Abände- 
rung erleiben. 

Schwerin am 12, Julius 1845. er 
Großherzogl. Mecklenb. Landes - Regierung, 


D. Bon den Advocaten und Procuratoren. 


2494. Qualification und Berwandtichaft derfelben. 7. April 1711. 


Friedrich Wilhelm ac. Unfern ꝛc. Wir committiren und fügen euch mittelft 
biefes Unfern Heferipti in gnädigften Befehl an, waßmaſſen Unfre gnäbdigfte und 
ernfte Willens Meynung ift, daß, wie bey Unfern gefambten Fürſtl. Gerichten, Feine 
Procuratores und Advocati, ohne vorher gehaltener Inaugural-Diſputation, alfo auch 
bey Unſern Hoffz und Land⸗-Gerichte von euch niemand hinfünfftig zur Advoratur und 
Procuratur ohne derfelben Producirung abmitliret, aud) denen gegenwärtigen non- 
promotis, hei Straffe ber nieberzulegenden Advocatur und Procuratur anbefohlen 
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1488. Verãnderuug im Sprengel ber ne und Suftrower 
Juſtiz⸗Canzlei. 12. Juli 1 

Daß die von dem Amte Güſtrow zum Amte Schwaan J—— Doma⸗ 
nialhöfe Niex und Goldenitz, die Dörfer Damm, Cavelſtorf, Oriebnitz, Priſannewitz, 
Klingendorf, Zeetz, Wiendorf, Niendorf und Goldenitz, imgleichen die Güter Reetz 
mit Kleinen⸗- und Großen-Viegeln, ritterſchaftlichen Amts Güſtrow, bisher zum Ge— 
richtsſprengel ber Juſtiz⸗Canzlei zu Gäftrow gehörig, nunmehr dem Gerichtsſprengel 
der Juſtiz-Canzlei zu Roſtock, dagegen die Güter Prützen mit Antheil in Mühlengeetz, 
ritterfchaftlihen Amts Schwaan, dem Sprengel der Oüſtrowſchen Juſtiz-Canzlei bei— 
gelegt worden, wird hiedurch gemeinkündig gemant. 

Schwerin am 12, Zulius 1833. - | 
Aus Großherzogl. Landes- Regierung. 


1489. Soffchaufpieler. 20. Dechr. 1836. 

Es wird hiemit zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß das Großherzogliche 
Hofmarjchallamt hieſelbſt unterm 12. v. M. für die Mitglieder der Doffchaufpieler- 
Geſellſchaft auf Die Zeit ihres Engagements zum ausſchließlich competenten Forum 
ernannt worben if. Wonach ıc. Schwerin am 20. December 1836, 


Aus Großherzogl. Landes-Regierung. 


1490. Kegnifitionen nad der Provinz Nhein⸗GHeſſen. 2. Juni 1837. 

Paul Frieberich te: Mit Bezug auf bie Ianbesherrlihe Berorbnung vom 
23. Januar 1818, die Annahme der gerichtlichen Requiſitionen auswärtiger Behörden 
im Großberzogthum Heffen- Darmflabt betreffend, machen Wir hiemit gemeinfünbig, 
daß dergleichen Requifitionen für Die Provinz Rhein⸗Heſſen Fünftig micht mehr an das 
Kreisgericht zu Mainz, fondern an den General⸗Staats⸗Procurator daſelbſt zu richten 
find. Hiernach haben 119) :alle Juftiz= Behörden in Unfern Landen in vorfommenden 
Fällen zu benehmen. 

Gegeben Schwerin, am 2. Juntus 1837. 

“ Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Medienb. zur Regierung verordnete Präſident, 
Geheime⸗ und Räthe. 


1401. Die Gehöfte des preußiſchen Dorfes Mellen. 17. Febr. 1840. 

Nachdem nachſtehende Erklärung: 

Die Königlich Preußiſche Regierung hat der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Regierung den Wunſch zu erkennen gegeben, daß lektere auf 
die bisher von dem Großherzoglichen Amte Grabow über einige Gehöfte des 
Königlich Preußiſchen Dorfes Mellen in der Weſt-Priegnitz ausgeübten Juris— 
dictions⸗Befugniſſe, zur Vermeidung der aus dieſem Verhältniſſe entſpringenden 
Inconvenienzen, Verzicht leiſten möchte, und nachdem die Großherzogliche Regierung 
ſich hierzu geneigt, auch die Königlich Preußiſche Regierung zur Uebernahme 
der gedachten Gerichtsbarkeit ſich bereit gezeigt hat, ſo erklären beide Regierun⸗ 
gen, in Folge der Deshalb getroffenen Bereinigung, hiemit Folgendes: 

1) Es wird die Gerichtsbarkeit über Diejenigen Gehöfte bes Dorfes Mellen, über 
welche Diefelbe bisher von dem Großherzoglich Medlenburg- Schwerinfchen 
Amte Grabow ausgeübt worben ift, uneingefehränft an die Königlich Preußifche 
Negierung abgetreten. 

2) Alle mit derfelben verbundenen Vortheile und Laften gehen vom 1. April 1840 
an auf Die leßtere über, 

3) Durch dieſe Surisdictiong - Abtretung wird jeboh Den dem Großherzoglichen 
Amte Grabow an den gedachten Mellenihen Gehöften anderweitig zuftän- 
digen grundherrliden Gerechtſamen auf Feine Weife Abbruch gefchehen. 

4) Segenwärtige, im Namen Seiner Majeftät des Könige von Preußen und 
Seiner Königlichen Hoheit bes Großherzogs von Medlenburg- Schwerin zwei⸗ 
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mal gleichlautenb ansgefertigte Erflärung fol, nach erfolgter gegenfeitiger Aus- 
wechfelung, für beide Theile Kraft und Wirkſamkeit haben und in geeigneter 
Art öffentlich) befannt gemacht werden. 
Schwerin am 16. Sanuar 1840. 
Großherzogl. Medlenb. Geheimes Stants-Minifterium. 
Ertlärung, 
betreffend die Abtretung der von dem 
Großherzog. Mecklenburg : Schwerinfchen 
Amte Grabow biß jegt ausgeübten Ju⸗ 
risdictions-Befugnifle über einige in dem 
Dorfe Mellen in ber Weft- Priegnig be: 
legene Gehöfte an die Könige. Preußifche 
Regierung. 
gegen eine im Wefentlichen gleichlautende Erklärung bes Königlich Preußiſchen Pii- 
nifterii ber auswärtigen Angelegenheiten ausgewechjelt worden, wird felbige hiedurch 
zur Öffentlichen Kenntniß gebradt. 
Schwerin am 17. Februar 1840, 


Großperzogl. Medlenb. Landes - Regierung. 


2492. Beeidigte Baucouductenre. 29. Sept. 1842. 
Friedrich Sranz ꝛc. Bei ber Ungemwißpeit, bie ſich hinfichtlih bes Gerichts 
ftandes der Bau⸗Conducteure bervorgegeben hat, verordnen Wir biemit bis auf weitere 
Bellimmung, daß die bei Unferm Kammer-Eollegium beeidigten Bau-Gonburteure ber 
Ganzlei-Gerichtöbarkeit unterworfen fein follen. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 29. Septbr. 1842. 


Friedrich Iran; 
Berorbnung 


wegen bes Gerichtöftandes ber Baus 
Conducteure. 


1493. Die Geſellſchaft der Berlin⸗Bamburger Eiſenbahn. 
12. Juli 1845. 

Wenn bie Direction ber Berlin-Hamburger Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft, in Gemäßheit 
bes Vorbehalts im Art. 18. bes in Nr. 10. des diesjährigen officiellen Wochenblatts 
publicirten Staatsvertrags vom 8. November 1841, verpflichtet worben iſt, wegen 
Entfhädigunge-Anfprüche, welche aus ber Anlage oder bem Betriebe der Berlin-Ham- 
burger Eiſenbahn in dem biesfeltigen Gebiete hervorgehen, vor ber Großherzoglichen 
Juſtiz⸗-Canzlei biefelbft Recht zu nehmen, fo wird dies hierburd) mit dem Bemerfen 
zur öffentlichen Kunde gebracht, daß durch dieſe Anordnung die Beflimmungen im 
$. 3. und 10, des Erpropriationggefeßes vom 6. Januar 1842 Eeinerlei Abände- 
rung erleiden. 

Schwerin am 12. Julius 1845, — 
Großherzogl. Mecklenb. Landes⸗Regierung. 


D. Von den Advocaten und Procuratoren. 


1404. Qualification und Verwandtſchaft derſelben. 7. April 1711. 


Friedrich Wilhelm xc. Unſern sc. Wir committiren und fügen euch mittelſt 
biefes Unſern Reſcripti in gnäbigften Befehl an, waßmaſſen Unfre gnäbigfte und 
ernfte Willens Meynung ift, daß, wie bey Unfern gefambten Fürftl. Gerichten, Feine 
Procuratores und Advocati, ohne vorher gehaltener Inaugural-Difputation, alfo auch 
bey Unfern Hoff- und Land⸗Gerichte von euch niemand hinfünfftig zur Abvocatur und 
Procuratur ohne derfelben Producirung abmitliret, auch benen gegenwärtigen non- 
promotis, hei Straffe ber nieberzulegenden Advocatur und Procuratur anbefohlen 
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werbe,- innerhalb eines halben Jahres fich meittelft Probucir- und Einfendung ihrer 
gehaltenen Snaugural-Difputation, zu biefer Bedienung zu legitimiren. 

Und weiln zu mehrer Unfer Fürſtl. Gerichte Integrität und Evitirung alles un- 
gleichen Verdachts gereihet, wann die Gerichts-Affeffores fich ihrer Botorum in denen 
Saden enthalten, worinnen ihre Söhne, nechfte Anverwandten und Schmäger advos 
cando oder procurando bebienet ſeyn: So wollen Wir. zugleich hiemit gnäbigft, 
daß Inhalts Unſer deßfals vor einigen Jahren erlaffenen gnädigiten Berorbnung, 
ihr auch in Unfern Hoff- und Land» Gerichte, euch usque ad quartum gradum 
cognationis & affinitatis exclusive, bes Votirens und Decretirend, item aller 
Zuweifung ber Partheyen, a dato bey Vermepdung Unſerer Ungnabe in obigen Sachen 
gäntzlich enthalten follet sc. 


4495. Legitimatio ad processum,. 4. Mat 1804. 

Geſammte Procuratores VVismarienses werben hiedurch, in Grundlage be⸗ 
ftehender Gefege, dahin angemiefen, fih in einer jeden Rechtsſache fofort bei dem 
eriten mündlichen oder ſchriftlichen Antrage für ihre Principalen zu legitimiren. 

Sollte ihnen dieß burd erhebliche Urſachen unmöglid werden, fo haben fle zur 
Zeit nur de rato zu caviren, und bie Vollmacht in dem nächſten Rechtstage, ober, 
wenn biefer bereit binnen 14 Tagen nad Einreichung des erften Antrages eintreten 
follte, in bem zweiten auf biefe Einreichung folgenden Rechtstage zu übergeben. Die 
Nichtbeobachtung dieſer Vorfchrift wird, außer dem Falle begründeter und bejcheinigter 
Hinderniffe, von Juridik zu Juridik, jedesmal mit 2 Rthlr. M. V. beftraft, und 
dieſe Strafe von dem Procurators auch dann, wenn bie Berfäumniß durch Schuld 
bes Advocatı causae oder ber Partheien entftanden fein follte, salvo tamen re- 
gressu wider denjenigen, den bie Schuld trifft, wahrgenommen werben. 

Publicatum Güftrow, am Schluffe des Rechtötages nach Misericordias Do- 
mini 1804, ben 1. Mai. 


41496. Notificatorium der Immatriculirung von Advocaten und 
Rotarien. 7. Juli 1807. 

Friederich Franz x. Unfern ꝛc. Wir befehlen euch hiemit gnäbigft: Künftig 
jebesmal, fobald bei euch ein Advocat oder Notarius immatricalirt ift, den Landes= 
Sntelligenz« Blättern Die Anzeige ganz kurz einrüden zu laffen: 

Am — bat N. N. bei der Herzogl. Juſtiz ⸗-Canzlei zu Schwerin die Advo⸗ 
caten⸗ (Notariat-) Matrisul erhalten. 

An bem x. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 7. Juli 1807. 

An bie brei Landesgerichte. 


14097. VBerbot der Advocatur für die Wismar’fhen Nathöherren 
bei den dortigen ftädtifchen Berichten. A. März 1808. 
Sriederih Franz ı. Unfern x. Es ift bemerkt worden, baß bei bem 
dortigen Niedergerichte nit nur bie Natheherren, Doctor B.... und Doctor 
S.........., fondern auch felbit ber Director eben diefes Gerichte, Senator &..... 
und der Gerichts⸗Secretair H..... zugleich als Advocaten angeftellet und aufgeführt 
werden. I 
Obgleich Wir billig vorausſetzen, daß benannte eure Mitrathöfreunbe bei eurem 
eigenen Niedergerichte Feine Proceffe führen, noch als Sachwälde vor bemfelben auf» 
treten werben; fo fünnen Bir doch auch um bes öffentlichen Anſtoßes willen nicht 
zugeben, daß die Berbindung zweier fo unvereinbarlidhen Eigenfchaften in einer Perfon 
länger fortdauert, fondern wollen von euch erwarten, Daß biefelben dazu angehalten 
werden, ihre Advocatur bei dortigem Niedergerichte niederzulegen. Wie biefes von 
euch geſchehen, habt ihr binnen 3 Wochen zu Unferer Regierung zu berichten, 
An dem ıc. Schwerin, den A. März 1808. 
| Srieberih Franz. 
An Bürgermeiſter und Rath zu 
| Wismar. 
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1498. Berbot ber Abvocatur für die Kameralbediente. 3. Juli 1811. 

Sriederih Franz mw. Unfern ꝛc. Wir nehmen aus Beranlaffung der mehr- 
maligen Vorträge Unfrer Kammer ftets darauf Bedacht: dem angeftelleten wirklichen 
Beamten und andern Dfficianten bei ben Departements Unfrer Kammer die Advoca- 
tur⸗Praxis nicht weiter zu geftatten, weil wir aus Erfahrung älterer und neuerer 
Zeiten überzeugt find, daß der Betrieb eines ſolchen Nebengefhäfts häufig Die Veran- 
lafjung zur Vernachläſſigung ber Official⸗Pflichten wird, andrer daraus entfpringenben 
nachtheiligen Eollifionen nicht zu gedenken. 

Um jedoch hierunter völlige Gleichheit beobachten zu Können, geben Wir Unfrer 
Kammer hiedurch gnäbigft auf: Uns jedesmal diejenigen DOffictanten, welche in Unfern 
wirklichen Dienſt mit Gehalt treten und zugleich Abdvocaten find, namentlich anzı- 
zeigen, damit Wir wegen Zilgung ihrer Namen in der Abvocaten-Matrilel behufige 
Verordnungen an bas competirende Landesgericht erlaffen können. Wonach ıc. und 
Bir ıc. Gegeben x. Schwerin ben 3. Juli 1811, 

An bie Kammer. 


2409. Erftreäung der Proceßvollmachten auf bie Appellations⸗ 
inſtanz. 26. Zuli IS. 

Friederich Franzır. Wir finden Uns, nad) reifliher Erwägung, bewogen, 
den Anwald der vorigen Inſtanz auch Dazu für fegitimirt zu erflären, daß an 
benfelben bie Infinuation der Proceß- und fonftigen Verordnungen in ber Appella- 
tions⸗Inſtanz bis bahın gefchehe, bag ein anderer Sachwalt beftellt worben;. und ver- 
ordnen zugleih hiemit: daß ben Fünftig auszuflellenden Vollmachten bei ber erften 
Inſtanz dieſer Auftrag ausdrüdlich mit zugefihrieben werden fol. 

Urkundlih haben Wir dieſe Verfügung eigenhändig unterjhrieben, und ſtatt mwei- 
terer Kundmachung ben biefigen Sintelligenzblättern einzurüden befohlen. Gegeben ır. 
Schwerin, den 26. Zulins 1811. 


Arteberih Franz. 


1500. Moderirung der Nechnungen der Kammer: Procuratoren. 
10. Febr. 1818. 

Srieberih Franz x. Unfern ıc. Wir find ans bewegenden Urſachen ber gnä⸗ 
digften Entſchließung geworben, eure, in ben eu von Unſerm Kammer- und Forft« 
Eollegio übertragenen Angelegenheiten erwachſenen Procuratur - Rechnungen, in fofern 
deren Betrag die Summe von 10 Athen. überfteigt, nur nach voraufgegangener 
Moderation derjenigen Bebörben, bei welchen fie erwachſen, zu bezahlen. Wir er- 
öffnen folches euch zu eurer Nachricht und Nachachtung, jedoch mit dem Anfügen: daß 
eudy für jeden, conftitutionsmäßig abgefihriebenen Bogen 1 Rthlr. NZmbr, als 
Honorar zugeflanden fein fol. Wir verbleiben ꝛ. Gegeben w. Schwerin, ben 
10. Februar 1815. 

Sriederih Franz. 


Girculare 
an fämmtlicdye Kammer: Procuratoren. 


1501. Gemeiner Befcheid wegen der Armen⸗Tachen. 10. Febr. 1816. 

Das Hof- und Landgericht hat feit langer Zeit bemerkt, daß mehrere der bes 
ftellten Armen- Sahmwälde die ihnen anfgetragenen Armen- Sadyen nicht mit dem ge- 
börigen Fleige und. ber nöthigen Pünktlichkeit betrieben, vielmehr häufig vernadyläffigen, 
mwoburd den Partheien bedeutender Nachtheil entſteht, und das Gericht durch perfün- 
Jihe Soflicitationen berfelben unnöthig beläftigt wird. 

&s werben daher gefammte Sahmälde, unter Zurüdführung auf bie Vorſchrift 
der Hof- und Landgerichts⸗Ordnung P. 1. Tit. 13. $. 1. erinnert, es an der 
pflihtmäßigen unausgefehten Beforgung ber ihnen aufgetragenen Armen « Parthei- 
Sachen nit ermangels, fondern fi beren Fördernng eben fo, als ben Betrieb: der- 
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jenigen Proceſſe, wofür ſie Remuneration zu erwarten haben, angelegen ſein zu laſſen. 
Sollte, gegen bie Erwartung bes Gerichts, dieſe allgemeine Erinnerung nicht den ge⸗ 
wünjchten Erfolg haben, fo wirb gegen bie Säumigen mit ſcharfen Geltftrafen, und 
bei wiederholter Vernadhläffigung mit der bereits in ber Hof- und Landgerichts - Drb- 
nung vorgefchriebenen Sujpenfion und Remotion von ber Prayis, nach Befinden ver- 
fahren werben. 

Publicatum Güftrow, ben 10. Februar 1816. 


1502. Gebühren für die Notificatorien der Neceptionen von Abd» 
vocaten und Notarien. 8. Aug. 1816. 

Sriederih Franz ı. Unfern w. Wir laffen euch auf eure Anfrage, im 

Betreff der Gebühren bes zweiten Protonotairs eures Collegii für bie Notificationen 

bei den Heceptionen der Advocaten und Notarien, biemit unverhalten fein: daß bafür 

höchſtens nur acht Schillinge pafliren Tünnen. Wonach 1. und Wir x. Gegeben ır. 

Schwerin, den 8. Auguft 1816. 

An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 


1503. Ordnung für die Procuratoren beim Oberappellations⸗ 
geridht. 20. Aug. 1819. 

Friederich Kranz e. Dann Wir die von Unferm Ober-Appellations-Gerichte 
für Die Procuratoren des bejagten Gerichts entworfene Ordnung, nach vorgängiger 
Reviſion bderfelben, und freundvetterliher Communication darüber mit des Großherzogs 
von Strelig Liebden, aud vernommenen rathfamen Bedenken Unferer getreuen Stände, 
in der Maaße Landesherrlich beftättigt haben, wie felbige hieneben abgedrudt ift; fo 
wird ſolches zur allgemeinen Nachricht und refpektiven Nachachtung hiemittelft befannt 
gemadht. Gegeben ıc. Schwerin, den 20. Auguſt 1819. 


Friederich Franz. 


Ordnung für die Prokuratoren des Großherzoglich-Mecklenburg— 
ſchen Ober-Appellations-Gerichts. 

$. 1. Die Beſtimmung ber bei dem Oberappellationogerichte angeſtellten Pro- 
euratoren ift, daß durch fie alle und jede Vorträge übergeben, etwanige Beforgungen 
zur Stelle befhafft und bie gerichtlichen Verordnungen abgelöjet und befördert werden 
follen. Es folgt hieraus, daß fie ihren beftändigen Aufenthalt an bem Orte bes 
Gerichts haben, auch bei der ihnen anvertraueten Geſchäftsführung fi einer vorzüg⸗ 
lichen Ordnung, Pünktlichkeit und Redlichkeit befleigigen müflen. Wiederholte Unord- 
nungen und Nadläffigkeiten haben daher, wenn andere Strafen fruchtlos geblieben 
find, obnfehlbar die im $. 67. ber Oberappellations- Gerichts» Drbnung für den Hall 
der durch Verſchuldung verfäumten Fatalien verorbneten Strafen zur Folge Und 
werden bie Procuratoren hiedurch ausdrücklich auf ben höchſten Grab der Sorgfalt 
und Des Fleißes in ihren Procuratur-Gefchäften verpflichtet, mithin für deſſen Bcob- 
achtung verantwortlid gemacht. 

F. 2. Da es nothwendig iſt, daß beſtändig eine zur Beſorgung der Geſchäfte 
hinlängliche Anzahl der Procuratoren am Orte des Gerichts gegenwärtig iſt, und 
ebenſo das Gericht die Ueberzeugung haben muß, daß der Betrieb der einzelnen bereits 
anhängigen Sachen durch die aueſchließend dazu bei demſelben angeſtellten Perſonen 
nicht aufgehalten wird, ſo haben die Procuratoren, wenn ſie länger als vier und 
zwanzig Stuuben verreiſen wollen, bie Erlaubniß von dem Präſidenten oder in deſſen 
Abmefenheit von dem DVice-Präfidenten des Oberappellationsgerichts zu erbitten, und 
zugleich fhriftlich anzuzeigen, wen fie während ihrer Abmefenheit zur Beforgung ihrer 
Amtsgeſchäfte fubftituiret haben. 

$ 3. Es darf jedoch Niemand anders von ihnen fubflituirt werben, als ein 
gleichfalls bei Dem Oberappellationsgerichte beeibigter Procurator. 

$. 4. Die Oberappellationg- Gerichts=Procuratoren find allgemein verpflichtet, 
bei ihrer Amtsführung den für Sach⸗ und Anwälde gegebenen gefeßlichen Vorſchrif⸗ 
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ten, namentlih ber Conflitutton vom 2. Bebruar 1792. nachzugehen; ſie find bem 
Dberappellationdgerichte jeboch noch befonders dafür verhaftet, daß bie zu übergebenden 
Exhibita der vorfchriftsmäßigen Form gemäß eingerichtet find und rüchſichtlich der 
Materie keine Geſetzwidrigkeiten enthalten. 

6. 5. Ale Eingaben dürfen daher von ihnen in Feiner andern, als in ber bei 
bem SOberappellationsgerichte erforderlichen äußern Form übergeben, unb müſſen bie 
gefehlichen Vorſchriften wegen der Buchſtaben und Reihenzahl bei gerichtlichen Ein⸗ 
gaben beobachtet und nur ronftitutionsmäßig gefchriebene Exhibita eingereicht werden, 
bei Bermieidung ber ben Procurator beſonders treffenden conflitutionsmäßigen Strafe. 

$. 6. Die Aufmerkfamleit der Procuratoren iſt bei ben ihnen zugefandten 
Eingaben ferner darauf zu richten, baß für die Medlenburg- Schwerinichen Rechts» 
fahen den Borfhriften wegen Gebrauchs bes Stempel=- Papiers genügt werbe, und. 
haben fie bemerkten etwanigen Mängeln durch Naclegung ber erforberlichen Stempel⸗ 
Bogen abzuhelfen. 

$. 7. Wegen Beibringung ber Vollmachten haben bie Procuratoren bie Vor⸗ 
fhriften ber Conſtitution vom 2. Gebr. 1792 8. 13, genau zu befolgen unb übrigens 
bie Vollmachten felbf nad bem sub 

A. 
anliegenden Fomular einzurichten. 

$. 8. Rüdfichtlich des Inhalts der zu übergebenben Säriften find fie den Concipienten 
ober Ueberfender namhaft zu machen, ohne die Eingaben mit einem bloßen „Belegit“ 
zu unterfchreiben, allezeit verpflichtet, Daneben aber dem Oberappellationsgerichte ver- 
antwortlich, daß Darin Die demfelben und beifen Perfonen ſchuldige Achtung nicht ver- 
legt werbe und Feine perfönliche Anzüglichfeiten no Berunglimpfungen des Gegners 
vorfommen, bei Vermeidung der bereits in der Conflitution vom 2. Februar 1792 
$. IE. feftgefeßten Strafe von zehn bis zwanzig Rthlr., die jedoch nad Befinden, 
und bei wiederholter Nichtbeachtung dieſer Vorfchrift bis zur Suspenfion und Remo- 
tion gejchärft werben wird. 

$. 9. Gegen alle dergleichen, ben Mißbrauch bes Amtes bes Procuratoren be» 
treffende Verfügungen und Strafen findet Feinerlei Rechtsmittel, fondern allenfalls nur 
eine Repräjentation bei dem Dberappellationggerichte ſtatt. 

$. 10. Die gerichtlichen Verordnungen, welche in den Sachen, worin fie pro- 
curando bebient find, erlaffen werben, müflen bie Procuratoren unweigerlich aus- 
löſen, und haften fie dem Gerichte mit ihrem gefammten Vermögen für Die richtige 
Zahlung der Gebühren, 

Bei unverhoffter Weigerung wirb auf bie Anzeige bes Protonotariats ein Zah- 
Iungs-Mandat binnen 3 Tagen, bei Strafe ber geftradteften Erecution, unb im Falle 
ber Nichtbefolgung die Erecution mit Itägiger Verwarnung gegen ben fäumigen Pro- 
eurator .und auf befien Koften erkannt. 

$. 11. Die Procuratoren follen angewiefen fein, fo oft ber Partei ein Fatale 
läuft, Darüber außer an ben Sachführer, auch an ihren Principal unmittelbar furz 
zu berichten. 

$. 12, Es hängt — mit Ausnahme derjenigen Zälle, wo fie ihnen von Ge⸗ 
richtswegen übertragen wird — lediglich von denen bei dem Oberappellationegerichte 
angeſtellten Procuratoren ab, ob fie die in einer einzelnen Sache angetragene Procu- 
ratur übernehmen wollen ober nicht. Die Uebergabe eines mit ihrer Unterſchrift ver- 
fehenen Exhibiti im Gerichte wird als officielle Erflärung ber Uebernahme betrachtet. 
Nach gefchehener Uebernahme dürfen fle dieſe Procuratur nicht willkührlich aufrufen, 
vielmehr müflen fie, wenn fie bazu Veranlaffung zu haben glauben, unter Anführung 
der Gründe dem Gerichte bie Anzeige zu machen und deſſen Beflimmung: ob es biefe 
Gründe für hinreichend erachtet, erwarten, 

Die unterbliebene Bezahlung einer moberirten Procuratur⸗Rechmung, vier Wochen 
nach bem Jahresſchluſſe und vier Wochen nad infinuirtem Moderatorio, ift übrigend 
ein hinreichender Orund zur Aufrufung der Procuratorii. 
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Bis dahin, daß die gerichtliche Reſolution über die Statthaftigkeit der Entſchla⸗ 
gung von ber Sache erfolgt, und dem Principal infinuirt iſt, ſind bie Procuratoren 
verpflichtet, nicht nur alle Berorbnungen einzulöfen, ſondern ſich überhaupt ber Befor- 
gung der Sache nad wie vor zu unterziehen. 

$. 13. Die Procuratoren dürfen mit den Sachwälden keine Berträge ſchließen, 
wonach fie den Sachwälden die Hälfte ober einen Theil ber Procuratur- Gebühren 
überlaffen und abzugeben verſprechen, bei Strafe ber Nichtigfeit und Verluſt gefammter 
Procuratur-Gebühren in ber Sache. Gegen benjenigen Advocateu, welcher erweislich 
dem Procurator biefe Schmälerung feines rechtmäßigen Berbienftes zugemuthet hat, 
bleibt die richterliche Beahndung ausdrüdlich vorbehalten. 

$. 14, In benjenigen Procefien, in denen bie Oberappellationsgerichts ⸗Procu⸗ 
ratoren früher einer Partei advocando bedient gewefen find, dürfen fie für bie Ge- 
genfeite Die Procuratur nicht übernehmen, 

$. 15. Es tft den Oberappellationsgericyts-Procuratoren bie Betreibung ber 
Advocatur zwar geftattet, doch haben fie dafür zu forgen, daß dieſer Gefchäftsbetrieb 
le in pflichtmäßiger Verwaltung der Proruratur bei dieſem Gerichte nicht hindere. 

$. Die Anmälde find alle diejenigen Profuratur- Gefhhäfte, melde das 
Oberappellationsgericht zu Übertragen ſich veranlaßt finden möchte, fo bald fie Dagegen 
feine erbeblihe Nechtögründe anzuführen haben, über deren Beſtand jedoch bie Be— 
fiimmung des Oberappellationsgerichts zur unbedingten Richtſchnur dienet, unweigerlich 
zu übernehmen, auch die Armen-Sachen umfonft zu führen ſchuldig. Nüdfichtlidh der 
leßtern foll Feiner vor dem andern befchwert, fondern bie Reihe möglihit beobachtet, 
auch die Gerichts⸗Gebühren ereditiret, unb bie nothmendigen baaren Vorſchüſſe aus 
bem Fisco berichtiget werden. 

$. 17. Den Oberappellationsgerichts- Procuratoren mirb außer ten in ber 
Oberappellationsgerihts = Drbnung $. 28, 29. beitimmten Rechten und Vorzügen auch 
für ihre Perfonen, Ehefrauen und unabgefonberten Kindern die Gebühren - Breibeit bei 
biefem Gerichte, fo wie die Beitreibung ihrer rechtmäßigen Gebühren auf dem Türzeften 
Wege ber geftradteften Erecution zugeſichert. Dod fällt bie Gebühren Freiheit weg, 
wenn ihnen bie Koften zuerkannt, ober fie ob temeritatem litigaudi in Strafe 
verurtbeilt worben. 

6. 18, Die Procuratoren werben übrigens noch ausbrüdtid angewiefen 

a. bie Vorträge in Großherzogthum-Medlenburg-Strelitzſchen Ungelegenpeiten alle- 
mal in rubro mit „„causa Strelitzensis °° zu bezeichnen, 

b. fih alles ordnungswidrigen Eindringens in bie Siegelſtube und in bie Regi- 
firatur, bis auf Das zu den Recepturen beftimmte Zimmer, fo wie 

e. alles mündlichen Sollicitirens — etwanige bei bem Präftdenten anqubringenbe 
Beſchwerde auggenommen — gänzlich zu enthalten. 
$. 19, Anlangend tie Gebühren ber Proruratoren, fo follen 

1. ihnen gefammte Gebühren, fo viel ihr Honorar betrifft, in NZwor. vergütet 
werben. Dagegen haben fie im Berlag nur bie erweislich in Medi. Val. ver- 
legten Pöſte in biefer Dlünzforte zu gewärtigen, und wirb bei ben Anſätzen 
bes Derlags ein etwaniger Mißbrauch bes vorauszufehenden guten Glaubens 
mit dem Berlufte des honorarıı und nad Befinden bärterer Verfügung be= 
ahndet werben. 

2) Als eigentlihe Procuratur-Gebühren werden beftimmt: 

. für die Subfeription A Bogen, mit Einfhluß bes dupli, 6 ßl. 

. für Abwartung eines gerichtlichen Termins 2 Rthlr. 

. für einen Termin zur Anhörung einer Urthel 2 Rthlr. 

. für einen Rotulations- Termin 2 Rthlr. 

. für einen vergeblihen Termin, d. h. wenn derſelbe nicht flatt gefumben hat, 
und ber Procurator, ohne abgefagt zu fein, auf dem Gerichte erfihienen 
if, 2 Rthlr. 
fir arrha, cura und Gorrefponbenz nach Bewandniß, Wichtigkeit unb Um⸗ 
fang ber Sache und Ermäßigung des Oberappellationsgerihte, zufammen 
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im erften Jahre A Hs 5 Rthlr.; follten jedoch mur einzelne Anträge übergeben 
fein, 2 Rthlr. In jedem folgenden Proceß-Jahre, jedoch nur, wenn wirklich 
Anträge übergeben find, und eine cura und Correfponbenz ftatt gefunden hat, 
2 Rthlr. NIwbr. 

Uebrigens bleibt bei erweislichen außerordentlichen Bemühungen, umſtändlichen 
Relationen, Acten⸗Extracten und ähnlichen Arbeiten, wenn ſolche von den 
Proenratoren verlangt werben, bie Beſtimmung einer beſondern Remuneration 
nach Verhältniß der Sachen vorbehalten. 

3) Hingegen werben alle andere willlührliche Anſäze, namentlich an Expeditions⸗ 
und Perikel⸗Gebühr, fo wie an fortlaufendem annuo, wenn feine Procuratur⸗ 
Arbeit flatt gefunden, den Procuratoren gänzlich unterfagt. 

4) Endlich iſt es ihnen geftattet, fich zu ihrer Sicherheit bei Uebernahme ber Pro⸗ 
euratur von ber Partei mit einem Vorſchuſſe — zehn Rthlr. NIwdr. — ver- 
fehen zu laffen, wenn nicht nach ber Natur der Sache nur ein einzelner Antrag 
vorkommt, wo alsdann gar Fein Vorſchuß gefordert werben fol. 


A. 
Sormular zur Bollmadt, 

Ich Erbesunterfchriebener beftelle hiedurch für. mich, meine Erben und Erbnehmen, 
zur DBeforgung meines vor dem Großherzoglich-Mecklenburgiſchen Oberappellationg- 
Gerichte zu Parchim anbängigen Proceſſes gegen ben N. N. 3c. In puncto ⁊c. zu 
meinem Procurator ben Herrn Oberappellationcgerichte-Profurator N. N. zu Parchim 
und bevolmädtige denfelben, Die in dieſem Proceffe nöthigen Anträge in meinem 
Namen zu übergeben, die darauf ergehenben Berordnungen auszulöfen und der Gegen- 
feite infinuiren zu laffen, Contumacial- Anträge zu machen, erforberlihe Sriften nach— 
zufuchen, in gerichtlichen Terminen für mich aufzutreten, Die von ber Gegenfeite mir in 
dieſer Sache zu infinutrenden Berorbnungen anzunehmen, bie erfolgende Urthel anzu⸗ 
bören und durch Einlegung von Rechtsmitteln Die Nothfriften zu falviren. 

Sollte er in einzelnen Fällen felbft an diefen Beforgungen behinbert fein, fo er= 
mäßhtige ich ihn, einen der andern Oberappellationsgerichtd-Procuratoren dazu für fi 
zu fubftituiren, ohne Daß er jedoch berechtiget jein fol, Die gefammte Procuratur 
biefes Prorefies ohne meine Genehmigung einem andern Profurator zu übertragen. 

Was nun auf ben Grund vorftehender Bollmadt in dem gegen ben N. N. ꝛc. 
in puncto 2c. vor dem Großherzogl. Medienburgifchen Oberappellationsgerichte 
verhandelt werdenden Proceffe der Herr Oberappellationd-Gerichts-Procarator N. N. 
felbft oder durch einen Subftitnten für mich thun, handeln ober laffen wird, ſolches ge⸗ 
nehmige ich für mid), meine Erben und Erbnehmen im voraus und erkläre mich bafür 
verpflichtet. 

Zugleich verfprehe ich sub hypotheca bonorum, biejem meinem Procurator 
feine in dieſem Proceſſe für mid zu machenden Auslagen und feine nad) der gefeg- 
mäßigen Tare angefegten Gebühren prompt und unmeigerlich zu berichtigen. ‘Deffen 
zu wahrer Urkunde habe ich dieſe Vollmacht unterfchrieben. So geſchehen ꝛc. ıc. 


1504. Sonorar für Schriftfäge. 3. Novbr. 1820. 

Sriederih Franz 3%. Unfern ws. Wenn Wir ben bei eurem Collegio 
immatrienlirten Advocaten, bri gewöhnlicher Tüchtigkeit der Schrift, gleichwie Bei 
andern Unfern Landes= Gerichten, einen Thaler Gold für ben Bogen, jedoch mit 
Borbehalt eurer fperiellen Schäkung nach dem Befund einzelner Fälle, in Rechnung 
paſſiren laffen wollen; fo eröffnen Wir euch foldhes zu eurer Nachricht und Nachach⸗ 
tung bei allen fünftig etwa vorfommenden Moberationen und verbleiben ıc. Gegeben ıc. 
Schwerin, ben 3. Novbr. 1820. 


Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei hieſelbſt. 
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1505. Termin der Geltung vorſtehender Berorbunng. 
28. Dechr. 1820. 

Unfern 10. Wir geben euch auf euren Bericht und Nepräfentation bie Erhöhung 
bes Honorariı ber bei linferer hiefigen Juſtiz⸗Canzlei immatriculirten Anwälde be- 
treffend, bei Zurüdgabe der eingereichten Anfchläffe hiemit zur Refolution, Daß bie 
bieferhalb unterm 3. v. M. erlaffene Beſtimmung nur von der Zeit der Publication, 
mithin nicht rückwirkend für frühere Handlungen in Anwendung zu bringen if, Wo⸗ 
nah ꝛc. Schwerin, ben 28, Decbr. 1820, 


Srieberig Franz. 
An die Suftiz= Canzlei hieſelbſt. 


1506. Yormirung der Abvoeatur⸗Nechnungen in Sypothekenfachen. 
19. Januar 2821. 

Da fowohl bie Gebühren in Hypothefenfadhen, als auch die Stempelbogen in 
NZwdr. bezahlt werden; fo iſt künftig in Abvocatur- Rechnungen‘, welche zur Mobe- 
ration eingereicht werben, ber in Courant gemachte Verlag von dem in NZmwbr. durch 
Aufführung in befonderen Colonnen zu trennen, widrigenfalle bie Beitimmung bes 
gefammten Berlags nur in NZwdr. erfolgen wird. 

Schwerin, ben 19. Januar 1821. 

Aus Großherzogl. Mecklenb. Lehn- Kammer. 


1507. Dispensatio a gradu doctorali für die Wismar’fchen Advo⸗ 
craten. 28. Mai 1821. 

Srieberih Franz 10. Unfern ꝛe. Wir communiciren euch bieneben ab⸗ 
ſchriftlich bie intercedirende Vorſtellung und Bitte Bürgermeiſter und Rathe zu Wis- 
mar im Betreff ber den dortigen Advocaten auferlegten Verpflichtung zur Nachſuchuug 
ber Dispenſation a gradu Doctoris, und eröffnen euch dabei gnädigſt, daß in Be— 
rüdjichtigung biefes Vortrags Unfere Berorbnung vom 4. Januar d. 3. dahin abge- 
ändert fein fol, dag gedachte Advocaten in Wismariensibus, in Wismar und, 
Güſtrow Teiner Dispenfation a gradu Doctoris bedürfen, ihnen jeboch das Advo- 
eiren bei den Landeögerichten in andern Saden unterfagt fein fol. Wonad 1. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 28. Mat 1821. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Großherzoglich Medienburgfche zur. Regierung verorbnete — 
Geheime⸗ und — 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Büftrow. 


1508. Zeit der Beibringung der Vollmacht der Oberappellations⸗ 
gerichts⸗Procuratoren. S. März 1827. 

Dem Großherzogl. gemeinſchaftlichen Oberappellationsgerichte iſt es bemerklich 
geworden, daß die beſtehende geſetzliche Vorſchrift wegen Legitimation der Prokuratoren 
in den bei demſelben angebrachten Rechtsſachen oftmals unbeachtet gelaſſen wird. 

Nach dem F. XIII. der Conſtitution vom 2. Februar 1792, welche dem 6. 7. 
ber Procuratoren⸗Ordnung zum Grunde ‚gelegt ift, follen bie Bollmadhten fogleih am 
Anfange bes eröffneten Schriftwechſels, in ber erſten Eingabe unausfehlih bei Ver— 
meidung ber Netrabition beigebracht werben. Die biefigen Procuratoren, melde ben 
erften Antrag zur Uebernahme ber Procuratur gemöhnlih von den Sachführern er— 
halten, unb folhe zur Salvirung der Satalien Übernehmen, haben fih aber mehrmals 
darüber beſchwert, Daß bie Beobachtung ihrer gefeglihen Verbindlichkeit zur Beibringung 
ber von den Parteien ſelbſt zu volzichenden Vollmachten ihnen in bergleichen Füllen 
oft erjchweret, und aller unmittelbaren Verwendungen an die Parteien ungeachtet un⸗ 
möglich gemacht, damit aud für fie allerhand Verlegenheit, befonders auch ber Nad- 
theil gefehlicher Strafe und Koften-Einbuße, herbeigeführt werde. 
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‚ Bleibt nun gleich das Benehmen ber Oberappellationsgerichts⸗ Procuratoren in 
ſolchen Fällen ihrer Verantwortlichkeit überlafien, fo findet bie unterzeichnete Behörde 
fih Doc veranlaflet, zur Warnung gegen alle mit dem Mangel gehöriger Legitimation 
rechtlich verbundenen Nachtheile, ben Parteien, welche bei derjelben Rechtsmittel anzu⸗ 
bringen ober zu verfolgen haben, hiedurch in Erinnerung zu bringen, daß nad ber 
oberwähnten gejeßlichen Vorſchrift die tempeſtive Vollziehung und Ueberſendung der 
der dem Procurator nöthigen Vollmacht der Partei obliegt, und daß, nach Vorſchrift 
bes S. 67. der Oberappellationsgerichte-Orbnung, das eigene Verſchulden der Partei 
jebe Reftitution gegen Ablauf ber Fatalien und gegen Präclufion ausfchließet. 

Parchim, ben 8. März; 1827, 
Großherzogl. Mecklenb. gemeinfchaffliches Dber- 
appellationggericht, 


1500. Befugniß der Advoeaten, Eingaben durch Andere abfaffen 
zu laſſen. 7. April 1827. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern sc, Da bie in ben älteren Geſetzen Unſerer 
- Lande enthaltene Vorſchrift: daß kein Advocat eine von einem andern verfaßte Ein⸗ 
gabe als die feinige unterfchreiben fol, ungeachtet bie Befolgung berfelben in jebem 
Advocaten⸗Eide angelobt werden muß, überall außer Acht gelafien wirb, weil, — wie 
Jedermann weiß, — wenige von den älteren, viel befchäftigten Advocaten Zeit genug 
baben, ale Schriften felbit zu verfaffen, weil das ganze Publicum jüngere Männer 
als folche bezeichnet, die hauptfächlic von Arbeiten für ıhre Collegen leben, und weil 
endlich auch ber Gewiſſenhafteſte feinem Eide zu genügen glaubt, wenn er nichts, 
ale von ihm ausgehend, unterfchreibt, wofür er nicht die volle Verantwortung 
zu übernehmen ſich getrauet; fo haben Wir gnäbigft beichloffen, daß nicht nur 
künftig in jedem Abvocaten-Eibe an der Stelle: „alle ſchriftliche Nothdurft ſelbſt 
fleißig und getreulich abfaßen, revidiren, conferiren und fubferibiren,” das Wort „ab» 
faſſen“ wegbleiben, fonbern au ben ſchon recipirten Advocaten biefer Punct ihrer 
eidlichen Angelobung biemit ausbrüdli nachgelaſſen fein fol. 

Wie Daher die Frage: ob eine Eingabe von dem Uinterfchriebenen ſelbſt abge⸗ 
faßt if? nicht weiter ©egenftand ber richterlihen Aufmerkfamfeit und Rüge werben 
kann; jo bleibt jeboch bie Verantwortlichkeit bes Unterſchreibenden für den Inhalt und 
die Form der unter ſeiner Unterſchrift erſcheinenden Eingaben im vollen Maaße bei Beſtand. 

Haben's euch alſo zur Nachricht anfügen wollen, und verbleiben euch mit Gnaden 
gewogen. 

Datum auf Unſerer Veſtung Schwerin, ben 7. April 1827, 

Friederich Franz. 


1510. Advociren fürftlider Diener in Sachen landesherrlichen 
Intereſſes. 15. Juni 1827. 

Friederich Franz ꝛc. Es iſt zu Unſrer Kenntniß gekommen, daß von den 
zur Advocatur berechtigten wirklichen herrſchaftlichen Officianten Proceſſe gegen das 
Intereſſe des Landesherrn oder der Kammer und Reluitions-Commiſſion geführt 
worden find. 

Da fih dies ſchlechthin nicht mit den Amtoeiden und Dienſtpflichten Großherzogl. 
Diener verträgt, ſo wird ſolches hiedurch unterſagt, und werden ſämmtliche Gerichte 
in Unſern Landen hiedurch gnädigſt angewieſen, darauf zu halten, daß die Parteien 
in ſolchen Fällen ſich einen andern Sachwald zu erwählen haben. 

Gegeben ı0. Schwerin, den 15. Junius 1827. 

Friederich Franz. 


1511. Gleichheit der Ober⸗ und HAiedergerichtsabdvoeaten. 
20. Juli 1827. 
Zwiſchen Nieder⸗ und Obergerichtsadvocaten exiſtirt kein Unterſchied, weshalb die 
Abvocatur⸗Rechnungen bei allen Gerichten nach gleichen Grundſätzen zu aa 
find. Negiminalrefeript vom 26. Juli 1827, 
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513. Jährliche Eonfpecte über die von den Kammer⸗Procura⸗ 
toren geführten Proceſſe. 25. April 1828. 

Dem Kammer-Procurator — wird Das beigehende Schema mitgetheilet, um darnach 
künftig alljährlih, von dieſem laufenden Sabre an, alfo das erfte mal von Neujahr 
1829, einen Conſpect der von ihm in jchem Sabre für die Großberzogl. Kammer 
und Reluitiondg-Commiffton und für das Großherzogl. Forft-Collegium geführten Rechts⸗ 
fachen nach ber Zeitfolge der Conftitutorien georbnet anzufertigen, und mittelft Berichtes 
einzureichen. 

Schwerin, ben 25. April 1828. 

Großberzogl. Mecklenb. Sammer, 
An alle Kammer : Procuratoren, 


2513. Ginreichung ber Eingaben vou AUbvocaten extra locum ju- 
dicii. 9. Septbr. 1828. 

Dbgleih bie auswärtigen, bei hiefiger Großherzog. Auftiz- Kanzlei immatricu- 
lirten Sachwälde verpflichtet find, ibre Eingaben. in ihren und ihrer Parteien Sachen 
burdy ihre zum Zweck der Beforgung ihrer procefinalifchen Angelegenheiten beftellten 

rocuratores in loco an bie Eanzlei- Regiftratur zur Receptiongzeit gelangen zu 
laffen; fo haben doch feit einiger Zeit mehrere von ihnen bies nicht gehörig beobachtet, 
fondern verſchicdentlich fich nicht entjehen, foldhe ihre Eingaben an Die Großherzogl. 
Suftiz-Canzlei zu addreffiren und durch die Poſt zu überfenden. 

Zur Borbeugung ber hiedurch, befonders wenn ſolche Abſendung in eiligen ober 
ben Zällen, wo Satalien zu beobachten gewefen, nicht zur gehörigen Zeit geſchehen, 
Häufig entflandenen Unordnung wird daher allen bei hiefiger Oroßherzogl. Juſtiz⸗ 
Canzlei immatriculirten, annoch bei berfelben practifirenden, extra locum jadicii 
wohnenden Sahmälben hiermit angefüget, daß fie ihre Schriften nicht an Großherzogl. 
Juſtiz⸗Canzlei unmittelbar einzufenden, fonbern ſolche durd ihre procaratores ın 
loeo an bie Eanzlei-Regiftratur zur Receptionszeit abgeben zu laffen haben, wibrigenfalls 
der⸗ oder biejenigen, weldhe hierin ihren Dbliegenheiten nicht genügen follten, zu deren 
gehörigen Beobachtung durch behufige gerichtliche Beahndung werben angehalten werben. 

Schwerin, ben 9. September 1828. 

Zur Großherzogl. Mecklenb. Juſtiz⸗Canzlei verorbnete Director, 
Bire»Dirertor und Räthe 


1514. Mittbeilung ber ftattgehabten gerichtlichen Eutſcheidungen 
in den Kammerprocefien. 13. Febr. 1829. 

Es wirb gern gefehen werden, wenn ber Sammer» Procurator N. N. bei Gele» 
genheit der vorſchriftsmäßig einzureihenden jährlichen Ueberfihten vom Stande ber 
ibm in obgebadhter Eigenjchaft übertragenen Proceſſe, aud im Begleitungs - Bericht 
bie flattgehabten Entſcheidungen in wichtigen und zweifelhaften Rechtsfragen zufammen- 
ftellen wird, mie von einem ber biefigen Sammer-Procuratoren zum Wohlgefallen bes 
Collegii fehr zweckmäßig gefchehen if. 

Schwerin, den 13. Februar 1829, 

Großerzogl. Medlend. Kammer, 
An alle Kammer: Procuratoren. 


1515. Platz der Adoocaten im Locale der Niebergerichte, 
24. März; 1829. 

Friederich Franz sc. Da darüber Zweifel erregt worben, ob bie Advocaten, 
wenn fie bei den Niedergerichten in Vorbeſcheiden zugelafien werben, ein Recht haben, 
zu verlangen, daß ihnen ein Sitz innerhalb ber Canzellen geftattet werde, fo erklären 
Wir hiedurch, daß bie Kanzellen die Scheibe zwifchen bem Berichte und nicht allein 
ben Parteien, fondern auch beren Sachwälden ausmachen und befimmt find, bie 
Perſonen bes Gerichts von allem perſönlichen Andrange frei zu halten. 
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Demnach befehlen wir Unfern Amts- und Stabigerichten, fo wie überhaupt allen 
Unjern Untergerihten, bierüber Tünftig zu balten, wenn auch bei bem einen ober bem 
andern fidh eine andere Obſervanz eingefchlichen haben ſollte. Wonach ze. Gegeben ıc. 
Schwerin ben 24. März 1829. 

Friederich Franz. 


1516. eceen der Wismar'ſchen Advocaten au die Noſtocker 
auzlei. 10. Septbr. 1829. 

Friederich Franz ı. Wir geben hiemit öffentlich zu vernehmen: daß bie 
bis zum erften Julius d. J. bei Unfrer Juſtiz-Canzlei zu Güftrow immatriculirten, 
im Staatd-Ealender aufgeführten Wismarfchen Advocaten in Folge Unferer Verord⸗ 
nung vom 30. Mai d. J. über die künftigen Jurisdictions⸗-Verhältniſſe in ber Stadt 
und Herrſchaft Wismar Unſrer Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock überwieſen ſind, und ohne 
beſondere Beeidigung als bei dieſer immatriculirt und zur Praxis wie alle übrigen 
Sachwälde berechtigt fortan betrachtet werden ſollen. 

Wonach ꝛc. Gegeben ıc. Schwerin, den 19. Septbr. 1829. 


Friederich Franz. 


1517. Mobderirung der — in der Inſtanz, wo fie erwachſen 
iſt. 30. Januar 1834. 

Es kommen äftere Fälle vor, wo von ben Sachwälden bei dem Oberappella- 
tionsgerichte auf Moderation ihrer in früheren Inſtanzen erwachſenen Rechnungen, 
oder auch wohl auf einftweilige Remiffion ber Arten zum Zwede der Moderation, 
angetragen wird. Da aber beides der Regel und Orbnung des Geſchäftsganges 
entgegen iſt, inſonderheit auch die einſtweilige Remiſſion den Parteien beſondere, in 
gewöhnlichen Fällen füglich zu vermeidende Koſten verurſacht; fo werben die Sach⸗ 
wälde erinnert, auf tempeſtive Nachſuchung der etwa nöthigen Moderatorien bei den 
Behörden vor Abſendung der Arten Bedacht zu nehmen, um die hieſige Zurückweiſung 
der vorbemerften Anträge — falls ſolche nicht Durch befondere Umſtände gerechtfertiget 
werben Tönnen — zu vermeiden. 

Parchim, ben 30. Sanuar 1834. 

Großherzogl. Medienb, gemeinſchaftliches Ober⸗ 
appellationsgericht. 


1518. Mittheilung der von den Rammer⸗Procuratoren ertheilten 
rechtlichen Erachten. 24. Septbr. 1836. 

Die von dem — in Gemäßheit der Verordnungen vom 25. April 1828 und 
13. Febr. 1829 jährlich einzureichenden Confpecte von dem Stande der ihm über- 
tragenen Proceffe und der in zweifelhaften und wichtigen Rechtsfragen erfolgten ge⸗ 
richtlichen Entſcheidungen, werden an Vollſtändigkeit gewinnen, wenn in bemfelben zus 
gleih auch die von ihm geforderten und abgegebenen rechtlichen Erachten unb die 
widtigften contenta berfelben mit aufgeführt werben. 

Der — hat fih hiernach zu benehmen und die in ben früheren jahren abgege- 
benen Erachten in ben biesjährigen Eonfpect mit aufzunncehmen. 

Schwerin ben 24. September 1836. 

Großherzogl. Mecklenb. Cammer. 

An alle Kammer⸗Procuratoren. 


1519. Fälle der Unnöthigkeit eines‘ Procurators beim Oberappel⸗ 
lationsgericht. 17. März; 1837. 

Paul Friederich rc. Um in einzelnen Fällen ben Parteien bie verhältniß⸗ 
mäßig nicht unbeträchtlichen Koſten der Beitellung eines Procurators bei Unferm Ober⸗ 
appellationsgericht zu Parchim zu erfparen, befchränfen Wir, im Einverftänbnig mit 
Unfern getreuen Ständen, bie allgemeine- Vorſchrift des F. 55 der Oberappellationg- 
gerichtsorbnung wegen Beſtellung eines Prosurators hiedurch dahin: 
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daß für einfache Anfragen ber Parteien, ob ber Gegner eine Appellation ober 
Querel tempestive eingeführt habe, Fünftighin es ber Unterfihrift, mithin ber 
Beftellung eines Procurators nicht bebarf. 
Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin am 17, März 1837, 

Paul Friederid. 


1520. Zulaffung und Prüfung der Nechtscandidaten zur Advo⸗ 
catur. 21. April 1837. 

Paul Friederich ı. Um wegen ber Zulaffung und Prüfung ber Rechts⸗ 
Candidaten, welche ſich der Advocatur widmen wollen, eine mehr geregelte, bem zei- 
tigen Bebürfniffe entfprechende Berfahrungsweife feftzuftellen, verorbnen ir, nad ab⸗ 
gegebenem rathfamen Bedenken Unferer getreuen Stände, wie folget: 

8.1. Wer zu der Prüfung, zweds ber Zulaffung zur Abvocatur- Praris, ges 
langen will, hat fein Gefuc bei Unferer Regierung vorzutragen. 

Diefer Antrag muß eine Darlegung ber Familien- und Lebensverhältniſſe, fo 
wie der bisherigen Studien des Nachfuchenden enthalten und hat berfelbe insbejonbere 

1) die Bollendung bes 21. Lebensjahres nachzuweiſen; 

2) die Zeugniſſe über bie erlangte Reife in den Schulfenntniffen, in Grundlage 
ber bafür beitehenden Verordnungen, vorzulegen ; 

3) von ben von ihm befuchten Univerfitäten darüber genugfam beglaubigte Nadh- 
mweifungen beizubringen, baß er minbeftend 3 Jahre dem Studio ber Rechts⸗ 
wiſſenſchaft in allen ihren Theilen mit anhaltendem Fleiße und untabelichen, 
fittlichem Betragen obgelegen, und zwar unter befcheinigter Angabe aller von 
ihm gehörten Eollegien ; 

A) falls er bereits längere Zeit bie Univerfität verlaffen hat, ein Zeugniß feiner 
betreffenden Obrigfeit über feinen feit der Zeit one Vorwurf geführten Lebens⸗ 
wandel beizuſchließen. 

$. II. Unſere Regierung wird darnach und nach ben etwa ſonſt noch einge⸗ 
zogenen Erkundigungen, wozu ſie ſich unter Umſtänden veranlaßt finden kann, die 
Zulaſſung zur Prüfung erwägen und im Fall ihr dagegen keine Bedenken entſtehen, 
ber Prüfungs⸗-Behörde, bei Mittheilung ber von dem Candidaten beigebrachten Zeug« 
niſſe, den Auftrag zur Prüfung ertheilen. 

Wäre insbefondere ermittelt, daß ber Kandidat ſich ſchon ſolcher Handlungen 
ſchuldig gemacht hätte, welche Beforgnife erregen müßten, daß er bie Befugniß zur 
Advocatur mißbrauchen werbe, fo if er zur Prüfung nicht zuzulaſſen und ihm auf 
Berlangen der Grund ber Zurüdweifung zu eröffnen. 

$. III. Zur Eonftituirung nur einer Prüfunge-Behörbe werben Wir aus jeber 
Unferer brei Juſtiz⸗-Canzleien ein Mitglieb, und aus ber Juriſten⸗ Sacultät Unferer 
Univerfität Roftod zwei Mitglieder beftellen. 

Diefe Prüfungs - Commiſſion wird zweimal im Sabre zu noch näher zu be= 
fimmenden Zeiten in Roftod zufammentreien, um nad einer, ihr von Uns zu gebenben 
Geſchäfts⸗Ordnung bie Prüfungen vorzunehmen. 

$. IV. Das Refultat der Prüfung, als Bebingung ber Zulaffung zur Advo⸗ 
catur=Praris, muß fi dahin ergeben: daß ber Candidat, neben einer ‚gefunden Be— 
urtheilungstraft, als das Ergekniß eines guten, natürlichen Verſtandes — und neben 
ben zur allgemeinen Bildung erforderlichen Vorkenntniſſen in den Hauptgrundſätzen 
und Grundbegriffen der Rechtswiſſenſchaft feſtſtehe — richtige Folgerungen aus ihnen 
zu ziehen wiſſe — das ganze Gebiet der Rechtswiſſenſchaft in ſeinem Innern Bufam- 
menhange überfehe und ‚mit Klarheit aufgefaßt habe. 

$. V. Die Prüfungsweife anlangend, fo hat die Commiſſion nad Empfang 
bes Auftrages aus Unferer Regierung, auf fehriftliches Anfuchen bes Kandidaten 

1) bemfelben zur Ausarbeitung einer Relation aus Einilproceh s Acten — eines 
Appellationg -Librlls — und einer Defenflonsfährift in einer Eriminal- Unter» 
fuchungsfache geeignete Arten zuzuftellen, beren Auswahl mit Umſicht fo zu 
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treffen iſt, daß ſie dem Candidaten ſchon bei Vollführung dieſer Arbeiten zur 
Entwickelung feiner Fähigkeiten in. den sub IV. bezeichneten NRüdfichten Gele- 
genheit darbieten, 

Diefe verfchiedenen Arbeiten hat der Candidat innerhalb 6 Monaten ab⸗ 
zuliefern und jede derſelben mit der eigenhändigen Verſicherung an Eidesſtatt: 

„daß ſie ohne fremde Beihülfe von ihm ausgearbeitet und von Niemanden | 
„verbeſſert ſei“, 
zu verſehen. 

Erfolgt die uebergabe der Arbeiten nicht in der beſtimmten Friſt und wird 
die Verzögerung nicht genügend entſchuldiget, ſo iſt noch eine vierwöchige Friſt 
von Amtswegen zu ertheilen und nach auch deren unbenutztem Ablaufe, unter 
gleicher Vorausſetzung, die Zurücklieferung der Acten zu verfügen. 

In dieſem Fall kann der Candidat erſt nach Ablauf von 6 Monaten, 

auf Anſuchen, noch einmal andere Acten zu den vorgeſchriebenen Arbeiten 

. innerhalb jener Friſten erhalten, 

2) Erlangt die Commiſſion ſchon aus dieſen eingelieferten Arbeiten die Ueberzeu⸗ 
gung, daß die sub IV. bezeichneten Erforderniſſe in einem entſprechenden 
Grade nicht vorhanden ſind, ſo wird der Candidat zur weitern Prüfung nicht 
zugelaſſen und ihm dies, unter Hervorhebung der Mängel ſeiner Arbeiten, 
ſchriftlich eröffnet. 

3) Werden aber die Arbeiten, * jenen Rückſichten erwogen, genügend befunden, 

„ oder liegt mindeſtens noch Feine vollſtändige Ueberzeugung einer danach abge— 
meſſenen Unfähigkeit vor, ſo folgt das unter Aufſicht abzuhaltende ſchrift— 
liche Eramen, und zwar: 

a. durch bie Ueberfegung und Commentirung einiger Stellen bes corpus 
juris eivilis; 

b. burd die Beantwortung mehrerer Sragen aus ben Haupttheilen ber Redhts- 
wiſſenſchaft — einiger berjelben in lateiniſcher Sprache; 

e. durch Die Ausarbeitung einer Klage- und einer Einredeſchrift nach zu gebender 
verſchiedener species facti ; 

d. durd Anfertigung eines Contract? und eines Teflaments, wozu die Gontenta 
zu geben find. 

Außer dem corpus juris civilis und canonicı werben nur zu ben 
Arbeiten sub e. und d. auch andere geeignete Hülfemittel geftattet, welche dem 
Candidaten auf Anordnung und Auswahl der Commiſſion zuzuftellen find. 

Zur Vollendung biejer fchriftlichen Arbeiten find mindeftens brei Tage 
zu geſtatten. 

4) Laſſen biefe Arbeiten zur vollen Weberzeugung ber Commiffion erkennen, daß 
ber Candidat ben Erforderniffen nicht entjpreche, fo erfolgt in gleicher Art, 
wie sub 2) beftimmt if, die Zurüdweijung von ber meitern Prüfung. 

5) Sft jenes aber nicht der Fall, fo folgt demnächſt die von der Commiffton ab 
zubaltende mündliche Prüfung. Diefe ift auf die nähere Ermittelung ber 
sub IV. bezeichneten Erforderniffe zu richten und find dieſes Zwecks die Fragen 
aus dem ganzen Gebiete bes Gemeinen Rechts, insbejondere der Daupt-Disciplinen 
deſſelben, zu entnehmen. 

Dabei iſt auch das Meclenburgiſche Particular- Reht in ſoweit mit zu 
berückſichtigen, daß entnommen werden Tann, ob der Candidat ſich eine allges. 
meine Einfiht in Die abweichenden vaterländijchen Rechts-Inſtitutionen, insbe— 
fondere auch in Die Gerichtsverfafjung in allen ihren Iheilen, erworben habe. 

6) Nah vollendetem mündlichen Eramen hat dann die Commilfion, in Mitberüde 
fichtigung der Ergebniffe der voraufgegangenen fchriftlichen Prüfungen, den Aus- 
Spruch über die Befähigung oder Nichtbefähigung des Candidaten zur Abvoratur- 
Praris abzugeben, und zwar im letzten Fall durch einen fohriftlihen Erlaß an 
den Candidaten, worin bemfelben Diejenigen feiner Prüfungsarbeiten, welde 
nicht für genügend zu achten geweien, mit [perieller le ihres Mängel 
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nicht nur zu bezeichnen, ſondern auch ihm überhaupt zu erkennen zu geben, in 
welchen Theilen es ihm hauptſächlich noch fehle, und worin er vorzugsweiſe 
feine weitere Ausbildung zu befördern babe. 

Ein folder Ausgang des Eramens ift mit einer Abfchrift des Erlaffes an 
ben Sanbidaten von der Commiffion zu Unferer Regierung einzuberichten. 

7) Iſt aber der Ausgang der Prüfung ein günftiger, jo bat die Commiſſion zwar 
auch ben Sandidaten davon vorläufig in Kenntniß zu feßen, dann aber auch 
bavon, unter Beifhließung gefammter Prüfungs -Acten, an Unfere Regierung 
zu berichten und dabei befonders hervorzuheben, wenn unb in welchem Umfange 
ber Candidat mehr als das Erforderliche geleiftet, fi in irgend einer Beziehung 
als ausgezeichnet ausgewiefen bat. 

Unfere Regierung wird Darauf an diejenige Juſtiz⸗Canzlei, in deren Bezirk 
der Candidat zunächſt feinen Wohnfig nehmen wird, das Manbat zu feiner 
Aufnahme in die Zahl der Advocaten ertheilen und jene, daß ſolches seihehen, 
durch das officiele Wochenblatt bekannt machen. 

$. VI. Der Kandidat, welcher, gleichviel nach weldem Theile der Prüfung, 
als nicht befähiget zurfidtgewiefen it, Tann fih noch einmal zu einer zweiten Prüfung 
bei der Commiſſion melden, jedoch früheftens erft nach Ablauf eines Jahres, von Zeit 
bes Zurüdweifungs - Erlafles an gerechnet. 

Bei einem folhen Antrage hat der Landibat Zeugniffe über feinen inzwiſchen 
geführten untabelidhen Lebenswandel vorzulegen und die Commiſſion wird dann, wenn 
fein befonberes Bedenken obmwaltet, — weldes zu Unferer Regierung einzuberichten 
wäre — mit Berüdjihtigung Der Ergebniffe ber ſchon vorgeweſenen erften Prüfung, 
Die zweite Prüfung, in Grundlage der sub V. gegebenen Beilimmungen, vornehmen. 

Ob etwa in folder Mitberüdfichtigung ein oder ber ‘andere Theil ber vorge» 
ſchriebenen Prüfungs-Acte bei einer ſolchen zweiten Prüfung nachgelaffen werben Fönne, 
wird die Commiſſion zu beflimmen haben und dies dem Kandidaten in dem Erlaß 
auf feine zweite Meldung eröffnen. 

Mer auch durch eine folde zweite Prüfung feine Befähigung zur Abvocatur- 
Praxis nicht nachweiſet, iſt davon für definitive ausgejchlofen zu adıten. Nur ganz 
befondere Umftände können auf Antrag ber Prüfungs-Commiffion die Erlaubnig 
ber Regierung zur Zulaffung noch zu einer dritten Prüfung motiviren.. 

$. VIE Die juriftifhe Doctorwürde befreiet, um zur Abdvocatur-Praris zuge» 
laſſen zu werben, nicht von dem hier vorgefchrieben Eramen bei der Prüfungs-Eommifflon. 

Auch fol es hinfüro zum Betrieb der Advoratur. bes Erwerbs ber Doctorwürde, 
und alfo auch einer fpeciellen Dispenfation ſolcherhalb nicht weiter bebürfen. 

$. VIII. Die nad beftandenem Advocaten⸗-Examen erfolgte Immatriculirung 
als Advocat giebt Feine Befugniß zur Ausübung des Rihter- Amtes in irgend einem 
Berbältniffe. 

Diefe Befugnig bleibt vielmehr von einem befonderen Richter⸗Examen abhängig, 
weshalb Wir Uns fperielle Verordnung vorbehalten. 

$. IX. Wegen eiwaniger Beſchwerden gegen die Prüfungs - Eommiffion findet 
nur der Recurs an Unfere Regierung ftatt. 

$. X. Die Prüfungs-Commiffion beginnt ihre Bunctionen mit Johannis biefes 
Jahres und aud von ſolchem Zeitpuncte an tritt Diefe Unfere Verordnung in Anwendung, 

Diejenigen Rechts⸗Candidaten, welche nicht bis dahin das Advocaten-Eramen auf 
bie bisher vorgefchriebene Weife abgelegt haben, find Diefen neuen Beflimmungen unters 
worfen. 

Bären Prüfungen fihon vor Johannis bei ben Juſtiz⸗Canzleien begonnen, aber 
noch nicht vollendet, fo würde unter Leitung der Prüfungs» Eommilfion das nach ben 
bisherigen Borfäriften noch Fehlende zu bejchaffen fein. 

Diejenigen, welche von einer ber bisherigen Prüfungs= Behörden bis vor jenem 
Zeitpimete bei ber eriten Prüfung zurückgewieſen find, können fi zur zweiten Prüfung 
bei der Prüfungs-Lommilfion melden, jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres von Zeit 
jener Zurüdweifung an gerechnet, 
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In Fällen dieſer Art find die über bie erſte Prüfung erwachſenen Acten von ber 
betreffenden Behörde an bie Prüfungs» Commiffton abzugeben. 
Hiernach hat ein Jeder, den es angeht, ſich zu richten. 
Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 21. April 1837. 


Paul Frieberid, 
Verordnung, 


betreffend die Zulaſſung und Prüfung 
ber Rechts:Gandibaten, welche fidy ber | . 
Adoocatur widmen wollen. 


1521. Geihäftsorduung der eu ien für die Nechte: 
candidaten. 5. Anguft 183 

Wir Paul Friederich x. Laſſen in Bezug auf = 8. III. Unferer Berorb- 
ung vom 24. April d. J., betreffend die Prüfung ber Kandidaten der Rechte, welche 
fih der Abvocatur widmen wollen, und nad der Verordnung. vom 28. Junius b. 3. 
wegen Prüfung der Auditoren — zur Nachachtung diefen Ertract aus der von Uns 

sub hodierno beftätigten Gefhäfts-DOrbnung für Die Prüfungs» Commiffton: 
$. 1. Die Commiſſion beftehbt aus von Uns zu beftellenden und bereits 
errtannten fünf Mitgliedern, nämlih aus einem Mitgliede aus jeder ber drei 
' Auftiz= Eanzleien und zwei Mitgliedern ber Roſtocker Juriſten⸗-Facultät und 
zwar zur Zeit aus dem Auftiz » Canzlei- Bice- Director Rabel in Güftrom, dem 
Juſtizrath Martini in Schwerin, dem Juſtizrath. von Dergen, Profellor Käm- 

merer und Profefior Raspe zu Roſtock. 
$. 2. Die Commiffion hat ihren Sig in Roflod und verfammelt ſich in 
dem bis auf Weiteres ihr vom Director der Zufliz= Canzlei zu Roſtock ange⸗ 
wiefenen Locale im dortigen Canzlei-Gebäyde. Diefelbe, welche am 3. Julius 
1837 eröffnet worben, ijt als permanent zu betrachten. 


$. 6. Die Commiffton bat gegen bie in Unferm Namen fprechenben 
Behörden bie gewöhnlichen Euridlien zu beobachten, bie an Unſere Regierung 
gerichteten Vorträge und Berichte find von den Mitgliedern ber Commiffion zu 
unterfihreiben. 

Schreiben der Commiffion an andere obrigfeitliche Behörden ober Gerichte, 
fowie an Privat=-Perfonen, infofern letztere bei der Commiſſion nichts nach— 
fuchen, find in Form von Erſuchungsſchreiben abzufaflen, und Verfügungen an 
antragenbe Privat Perfonen auf bie bei Unſern Landesgerichten vorgejchriebene 
Art mit ber Unterſchrift: „Großherzogl. Mecklenb.⸗Schwerinſche zur Prüfung 
ber Rechts⸗Candidaten allerhöchſt verordnete Commiſſion“ zu erlaffen. 

Für die an die Prüfungs » Commiffton gerichteten Schreiben haben obrig- 
feitliche Behörden und Gerichte die Form von Schreiben, Privat«Perfonen aber 
bei ihren Vorträgen an bie Commiſſion die Unfern Landesgerichten zukommenden 
Curialien zu Beaver: 
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$. 8. Un ordentlichen Zufanmentünften ber Commiſſion find alljährlich zwei, 
welche am Montag der vollen Woche nach Oſtern und am Montag nad) Nicaelis- 
tag jeden Jahres anfangen, beftimmt. Sollte ſich Die dringende Nothwendigkeit einer 
außerordentlichen Zuſammenkunft ergeben, ſo ſteht auch dieſe mit Genehmigung 
der Regierung der Commiſſton frei. 


— — — un — — — — — — 
$. 12. Bis auf weitere Beſtimmung ſind von jedem Rechts-Candidaten 
an Prüfungsgebühren 50 Rthlr., wooon bie eine Hälfte ſofort bei ber erſten 
Verfügung zum Zwecke feiner Prüfung, die andere Hälfte jedoch nur im Falle 
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ſeines Beſtehens bei der Prüfung wahrzunehmen, zu entrichten. An ſonſtigen 
Ausfertigungs⸗ und Stempelgebühren iſt nichts zu erlegen. 

Die Gebühren werben von dem Actuar erhoben, die erecutivifche Beitreibung 
derſelben geſchieht, im Falle eine wiederholte Aufforderung fruchtlos bleiben 
follte, mediantibus requisitorialibus an Die competenten Gerichte. 
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hiemit zur. allgemeinen Kenntniß bringen. 

Im Uebrigen haben auch diejenigen Candidaten ber Rechte, weldhe von einer Der 
bisherigen Prüfungsbehörden bei der erften Prüfung zurüdgewiefen worden find, und 
von ber im $. X. der Verordyung vom 21. April d. J. geftatteten Befugniß, ſich 
zur zweiten Prüfung nad Ablauf eines Jahres bei ber Prüfungs-Commiffion melden 
zu fünnen, Gebraud machen wollen, die mandata de examinando in Grundlage 
ber SS. I. und II. jener Verordnung vorgängig aus Unferer Regierung zu erwirken. 
An dem gefchieht Unſer gnädigfter Wille und Meinung. ° Gegeben durch Unfere Re- . 
sierung, Schwerin am 5. Auguft 1837. 

Paul Friederid. 
: Verordnung 


wegen ber ber Prufungs⸗Commiſſion für 
‘ die Sandidsten der Rechte ertheilten 
Gefchäfte : Ordnung. 


1522. Legitimation dez Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Procuratoren. 
19. Septbr. 1837. 

Paul Friederich ꝛc. Anſtatt der bisherigen gefeglichen Beftimmung, nad 
welcher auch auf Einführung ber Rechtsmittel bei dem Dberappellations » Gerichte bie 
Zurüdgabe erfolgt, wenn damit nicht gleichzeitig bie Legitimation des Procurators 
verbunden it, — verorbnen Wir, zur Bermeidung der unverhältnigmäßigen Nach— 
theile, welche, in Dinficht auf eine Berfäumung der Batalien, in einzelnen Fällen dar⸗ 
aus hervorgehen können, im Cinverftändnig mit Unfern getreuen Ständen: 

daß den Appellanten und Querulanten, die one Vollmacht für den Procurator 
ein Rechtsmittel einführen, fofort eine "angemeffene Frift zur Beibringung der 
Vollmacht beftimmt werde, und zwar unter dem ein- für allemal angedrobeten 
Nachtheile, Daß das Rechtsmittel als nicht eingeführt angenommen und beflen De— 
fertion auf Antrag dem Judicio a quo, mit Ueberlaffung des Erfenntniffes 
auf die dadurch verurfacdhten Koſten, notificirt werben fole. 

Hiernach hat fi) ein Jeder, den es angeht, zu richten. Gegeben durch Unſere 
Regierung, Schwerin am 19, September 1837. 

Paul Friederich. 
Berorbnung, 
betreffend 
bie Eegitimation der Procuratoren bei dem 


Oberappellationg = Gerichte bei Einführung ; 
der Rechtsmittel daſelbſt. 


1523. Bon den Ueberſichten des Standes ber Kammerproeeſſe. 
12. Jul. 1838. 

Das Schema zur jährlichen Ueberſicht des Fortganges und Standes ber Proceffe 
von 1828 Hat wegen feiner vielfahen Rubriken dem beabfihtigten Zweck nidyt ganz 
entfprochen und mag Daher weiter nicht in Anwendung fommen. 

Dagegen ift das beifommende einfachere Schema zu benutzen und ber Stanb ber 
Sache bei jeder ber beizubehaltenden Nummer kurz anzuführen. 

Auch bedarf es Feiner weiteren Trennung ber Proceffe ber Cammer und Reluj- 
tions ⸗Commiſſion. 

Schwerin, ben 12. July 1838, 
Großherzogl. Medlend. Cammer. 
An alle Kammer⸗Procuratoren. 


: Bon den Advotaten und Procuratoren. 325 


1524. Bon den Advocatur: und ProcuratursNechnungen. 


20. Zul. 1840. 


Paul Friederih x. Wir haben Uns gnäbigit bewogen gefunden, über die 


richterliche- Feſtſtellung der Rechnungen der bei den Landes-Gerichten immatriculirten 
Advocaten und Procuratoren einige nähere Beſtimmungen zu treffen, wonach alle Ge— 
richte und ſonſtige Behörden in Unſern geſammten Landen, mit Einſchluß der Stadt 
und Herrſchaft Wiemar, ſich gleichmäßig zu richten haben, und verorbnen Demgemäß, 
im Einverfländniffe mit Unjern getreuen Ständen, wie folgt: 

1) Für Comtumarial- Anrufe, Friftbitten, Maturationen, Be N 


Geſuche und bloße Ueberreichungen paffiren ö R 4 $l: 


2) Für alle fonftigen Schriften und Borträge, wenn fie in Gemãßheit * Ver⸗ 


ordnung vom 2. Febr. 1792, XL. h. c. d. abgeſchrieben find, paſſirt à Bogen 1Rthlr. 
Der letzte Bogen wird für voll gerechnet, wenn er außer dem Rubrum 
mindeſtens zwei volle Seiten enthält, ſonſt gilt er nur für einen halben. 
Für Satzſchriften unter einem Bogen paſſirt dennoch 1 Rthlr. 
Bon Relationen aus Acten und andern ausführlichen Darftellungen, wenn 
bie Partei fie beſonders verlangt, oder der Stand ber Sache fie erfordert hat, 
gilt daſſelbe. 


3) Für befonders gediegene Arbeiten in wichtigeren und Dabei ſchwierigen Sachen 


it — nah Ermeſſen des Gerichts — ein erhöhetes Honorar bis zu 2 Rthlr. 
für den Bogen zuzubilligen. 

Dem Sadmalte, welcher für gerichtliche Eingaben eine erhöhete Gebühr 
in Anfprub nimmt, flebt es frei, fie am Schluffe derfelben zu verzeichnen, 
Damit: Das Gericht bei: der erften Deeretur die Beſtimmung des Anfages für 
Das Tünftige Moderatorium vorläufig treffen könne; dem Gerichte ift es aber 
auch in den Fällen, wenn die Berzeichnung unter ber Schrift unterblieben, 
oder ein erhöhetes Honorar in der Advoratur-Recdhnung nicht in Anfah gebracht 
ft, unbenommen, dennoch von Amtswegen bei ber Moderation für ſolche Ar- 
beiten ein erböhetes Honorar zuzubilligen. 

Dagegen wird felbft bei dem gewöhnlichen Anfake eine gewöhnliche Tüch- 
tigfeit der Schrift vorausgefeßt, und haben Die Behörden bei der Moderation 
auf bie Vorfchriften Der Verordnung vom 2. Februar 1792, $. 1. IL IH. 
und V., fo wie auf eine unnöthige Vervielfältigung oder die völlige Zweck⸗ 
lofigfeit Der übergebenen Vorträge angemeffene Rüdficht zu nehmen. 


4) In Fällen, wo die Remuneration des Advocaten nah Diäten zu beflimmen 


ift, namentlih für Reifen in Partei oder Beamten Seinen pafliren für 
jeden Arbeitstag oder Neifetag . 3 Rthlr. 

Ein höherer Anſatz für Arbeits-Diäten findet nur dann ſtatt, wenn be⸗ 
ſcheinigtermaaßen über ſechs Stunden gearbeitet worden, und wird in ſolchem 
Falle für jede länger gearbeitete Stunde 1 Rthlr. 
im Ganzen werden aber nie mehr als doppelte Diäten zugebilliget. 


5) Der bisher ſchon bei mandyen Gerichten vorgefommene Anſatz einer Averfiong= 


ſumme für Cura fol fünftig allenthalben, und zwar in der Art berüdfichtiget werben, 
daß auch hiedurch zu einiger Ausgleihung bes DVerluftes beigetragen werde, 
ben bie Advocaten durch Entziehung bes leichten Nebenverbienftes, 3. B. durch 
Wegfallen von Terminen, peremtorifche Sriften u. ſ. w., in Folge neuerer 
Geſetze erleiden. 

Demgemäß ift für Cura (mit Einrechnung beffen, was bisher bin und 
wieder für Arrha angefegt worden) nah Maaßgabe der Wichtigkeit und Um⸗— 
fänglichkeit der Sache, wie ber gehabten Bemühungen ein Annunm 
von i Fr ; N ö : ; 1 bis 20 a 
zuzubilligen. 

Bei Feftitellung eines folchen Anſatzes im einzelnen Falle find angemeflen zu 
berüdfichtigen die zur Information bei Webernahme einer Sache erforberlich ge— 
weſenen und nicht befonders in Rechnung geftellten Bemühungen, bie Erwägun- 
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gen und Prüfungen, welche die Behandlung der Sache überhaupt, insbeſondere 
aber die Einlegung von Rechtsmitteln erfordern, Diejenigen Beſprechungen, welche, 
weil fie nicht umfänglich gewefen find, nicht befonders in Anſatz kommen, die 
Beförderung der Vorträge an die Gerichte und ber gerichtlichen Decrete zur 
Snfinuation in ober außerhalb bes MWohnorts bes Sahmalts, jo wie fonftige 
feine mündliche oder fihriftlihe Beforgungen, nicht minder bie Führung und 
Aufmahung der Advocatur-Rechnung, fo wie endlih die Größe des Berlags 
in Rüdfiht auf den dadurch entftehenden Zinfenverluft. 

Das Honorar für die eigentliche Correſpondenz ift hierin aber nicht mit 
begriffen, fondern foldjes, auf nähere Nachmweifung durch Borlegung der Ma- 
uualien, oder fonft, unter Berüdfichtigung ber Notwendigkeit und Zwedmäßig- 
Teit, feftzuftellen. 


6) An Procuratur- Gebühren und zwar ohne uUnterſchied, bei welchem Gerichte fie 


vorkommen, pafliren: 
a. für bie Unterſchrift ber Eingabe und derjenigen Anlagen, welche als ihre 


integrirenden Theile zu betrachten ſind, à Bogen 6 gl. 
Die Unterfärift des Duplum wird nicht — bezahit. 
b. Im erſten Jahre eine Arrha von . 2 Rthlr., 


in den folgenden Jahren für die entbehrten Zinſen bes Berlage nah Map- 
gabe der Größe deſſelben und Des gehabten Berbienftes eine Vergütung 
pro cura. 

e. Für bie Beförderung ber richterlichen Berfügungen ober Communicate an 
Den Sachwalt, an die Partei, oder zur Inſinuation (oben No. 5), ber 
Negel nad eine Erpeditiond- Gebühr von 29 : 4 $l.; 
in den Fällen nicht publicirter formlicher Urtpeile oder Abſchiede Dagegen 1 Rplr. 

d. Für die Abwartung eines Termind, fo wie für das Erfcheinen zu einem 
ohne Schuld des Procurators nicht vor fich gehenden Termine pajfirt dem⸗ 
felben bie gleiche Gebühr, wie dem Advocaten mit i r 2 Rthlr. 

e. Ebenſo erhält er für außergeridhtlihe Bemühungen, umftändlihe Relationen, 
Acten»Ertracte und ähnliche Arbeiten, wenn ſolche von ihm verlangt werben, 
eine befondere Remuneration glei dem Advocaten. 


7) Das Honorar der Advoraten und Procuratoren und Die Abjchrifte - Gebühren 


‚werden in Neuen Zweibritteln berechnet, fonflige Auslagen in der Münzforte, 


worin fie gezahlt find. 


8) Auf den Betrag bes Honorare unb bes Verlags in der Maße, als felbiger 


bemnächft gerichtlich‘ feftgeftellt wird, fteben den Advocaten und Procuratoren 
Berzugszinfen zu, wenn der zur Zahlung Pflichtige länger als A Wochen, 
nachdem ihm die Rechnung zugeftellt worden, mit ber Zahlung ausbleibt; in 
ben Fällen, in welden nur auf ein Moderationg = Decret gezahlt werden Tann, 
jedoch nur nah Ablauf von A Wochen von der Zuftellung eines ſolchen Decrete, 


9) Der Antrag auf Feftitellung einer Apvocatur= oder Procuratur- Rechnung ift 


in der Regel bei der Behörde zu machen, vor mwelder bie zur Frage ſtehenden 
Berbandlungen flatt gefunden haben. 

Ein Gericht höherer Inftanz, bri welchem bie Acten fich befinden, ift zwar 
berechtigt, auch bie in früherer Inſtanz erwachfenen Koften feitzuftellenz; bie ſo⸗ 
fortige Remifjion ber Acten an das Gericht der vorigen Inſtanz zum Zwecke 
einer ſolchen Seftitellung, ober Die Verfügung, dab die nachgeſuchte Moberatur 
auggefegt werden müßte, bis die aus dem Grunde ber Zwedmäßigfeit noch zu 
verſchiebende Acten = — erfolgt ſein werde, ſteht jedoch zum richterlichen 
Ermeſſen. 


10) Wenn der Advocat (Procurator), oder fein Client, ober ber zur Koften- Er« 


ftattung verurtbeilte Gegner mit einem von ihm erwirkten Moderator - Derrete 
nicht zufrieden iſt, ohne daß badurd ein gerichtlicher Streit unter ben Bethei- 
ligten herbeigeführt worden, mithin kein ordentliches Nechtsmittel anwendlich 
wird; fo fol dem Einen wie bem Andern ber Recurs ($. 37 der Verordnung 
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die Rechtsmittel in Civilſachen betr.), fo wie beim Oberappellationsgerichte Die 
Begenvorftellung (8. 3 jener Verordnung) zuftändig fein. 

11) Iſt der Abvocat (Procurator) ordnungsmäßig zu den Acten Tegitimirt, fo bat 
das Gericht, bei welchem Die Sache anhängig ift, auf den von ihm wider feine 


Partei wegen Bezahlung der tarmäßigen Gebühren und Auslagen erhobenen - 


Untrag, dem bie fpecificirte Rechnung beizufügen it — falls folde der Partei 
nicht ſchon gerichtlich mitgetheilt worden —, ein claufulirtes Mandat mit 1Atä- 
giger Frift und Androhung der geftracteften Erecution zu erlafen, 

12) In Anfehung aller im Vorſtehenden nit ausdrüdlich feftgeftellten Puncte bleibt 
es bis auf Weiteres bei der bisherigen Obfervanz und allgemeinen Grundfägen, 
nad billigem richterlihen Ermeſſen. 

Die in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen neuen Beftimmungen follen erft 
auf die vom 1. Sanuar 1841 erwachſenden Advocatur- und Procuratur » Rechnungen 
— auf den Proruratur-Betrieb beim Oberappellationsgericht jedoch ſchon vom 1, Oc⸗ 
tober d. 3. an — ihre Anwendung erhalten, 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 20. Julius 1840, 


Paul Friederich. 


1525. Bon den DOberappellatious: Brocuratoren. 3. Sept. 1840. 

Paul Friederich ꝛc. Wenn vom 1. October d. 5. an, da das Ober-Appel- 
lationsgericht feinen Sik in Roftod haben wird, die dort anweſenden Procuratoren 
Unferer Juſtiz⸗Canzlei dafelbft, nah $. 11. der revidirten Ober-Appellationggerichts- 
Drdnung, bis auf andermeitige Beftimmung, zur Uebernahme der Procuratur auch 
bet Unjerm Ober -Appellationsgerichte befugt fein follen, fo werden Diejenigen, welche 
von folher Befugnig Gebrauch machen wollen, hierdurch erinnert und angemiefen: 
bei eigener Berantwortlichfeit und bei Vermeidung ber vom Ober-Appellationsgerichte, 
als ihrer in dieſer Beziehung zunächft vorgelegten Behörde, zu verbängenden Ord⸗ 
nungsftrafe, fo wie nad Befinden anderweitiger Ahndung, diefem Geſchäfte alle Sorg- 
falt und Fleiß zu widmen und insbefondere hinſichtlich der yon ihnen zu Üübergebenden 
Borträge die Verordnung vom 2. Februar 1792 genau zu beachten, 

Die ihnen vom Ober - Appellationsgerihte in Armenſachen ober fonft übertragen 
werbenden Procuraturen haben fle, in Ermangelung ausreichender, letiglih zur Bes 
urtheilung Des Ober» Üppellationsgerichts ftehender Ablehnungsgründe, unmeigerlich zu 
übernehmen, und bei fonft freiwilliger Uebernahme von Procuraturen, bie ſchon durch 
Unterfehrift einer Eingabe für erklärt anzunehmen ift, fi der willkührlichen Aufrufung, 
ohne genügende, vom Dber- Appellationsgerichte. gebilligte Gründe zu enthalten, auch 
bis dahin, daß eine ſolche Billigung erfolgt und dem Principal infinuirt ift, nicht nur 
alle Verordnungen einzulöjen, fondern überhaupt fi) ber Beforgung ber Sage nad) 
wie vor zu unterziehen. 

Den Beſtimmungen, melde bas Ober = Appellationsgerigt zur Erhaltung guter 
Drbnung im Gerichts-Locale oder fonft in Bezug auf einen geregelten Gefchäftsgang 
zu machen, und den Procuratoren durch Eirculare zur Kenntnig zu bringen, ſich ver- 
anlaßt finden Tann, haben Diefelben die gehörige Folge zu leiſten. 

Endlich werden noch ‚Diejenigen Canzlei- Procuratoren, melde von ber Befugniß 
zur Uebernahme der Procuratur aud) bei Unſerm Ober= Appellationsgerichte Gebrauch 
machen wollen, hierdurch angewiefen, bavon dem Gerichte Die fhriftliche Anzeige zu 


machen, da fie fonft die Zurüdgabe der von ihnen unterzeichneten Eingaben zu ge= - 


wärtigen haben werten. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 1. September 1840, 


Paul Sriederid. 
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E. Bon den Notarien. 


1526. Notarien als Rechtsbeiſtände bei den Niedergerichten. 
17. Auguſt 1803. 

Sriederih Franz ꝛxc. Unſern ꝛc. Wir verhalten euch, auf eure Anfrage 
vom 23. v. M., die Zulaffung der Notarien und anderer Schriftfteller bei ben Fürſt⸗ 
lichen Niedergerichten betreffend, hiedurch gnädigſt nicht: Daß es bisher in keinem 
Geſetze ben .Partheien verboten ift, in ihren gerichtlichen Angelegenheiten vor ben 
Untergerihten ba, wo bie Interims⸗Ordnung überhaupt fhriftlihe Vorträge und Bei- 
fände zuläffet, Notarien oder andre nicht zu ben Advocaten gehörende Perfonen zu 
bevollmächtigen, und ſich beren Beiftandes zu bedienen, Wonach x., und Wir verbl, ⁊c. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 17. Auguft 1803. 

An den Pice= Sanzlei: Director, Sammer: 
beren von Dergen biefelbft. 
1527. Bon der Faiferlichen Titulatur in den Notariatsinftrus 
menten. 29. Septbr. 1804. 


Srieberih Franz ꝛc. Unfern sc. Wir communiciren euch bieneben abſchrift⸗ 
lich bie von Ihro Römiſch-Kaiſerl. Majeftät angenommene veränderte Titulatur, um 
euch ſowohl ſelbſt darnach zu richten, als auch den bei eurem Collegio immatriculirten 
Notarien, zur Nachachtung bei Fünftiger Ausfertigung ihrer Snftrumente, befannt zu 
machen. Wonach ır., und Wir verbl. ꝛc. ‚Gegeben sc. Schwerin, ben 29. Septbr. 1804, 

Sriederihb Franz. 


Großer Titel, 

Wir Franz der Zweite v. ©. G., erwählter Römiſcher Kaiſer, zu allen Zeiten 
Mehrer des Reihe, erblicher Kaiſer von Defterreih, König in Germanien, zu Jeru⸗ 
falem, zu Ungarn, zu Böheim, Dalmatien, Kroatien, Slavonien, Galizien und Lodo— 
werien; Erzherzog zu Defterreih, Herzog zu Lothringen, zu DBenedig, Salzburg, 
Steger, Kärnthen und Krain; Großfürft zu Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; 
Herzog zu Wirtemberg, Ober- und Nieberfhlefen, Parma, Piazenza, Ouaftalla, 
Anſchwitz und Zator, zu Tejchen, zu Friaul und zu Zara; Fürſt zu Schwaben, zu 
Eichſtädt, Paffau, Trient, Briren, zu Berdtesgaden und Lindau; gefürfteter Graf zu 
Habsburg, Tyrol, Kyburg, Görz und Gradisfa, Marfgraf zu Burgau, zu Ober- 
und Nieder-Laufnig; Landgraf zu Breisgau, in der Ortenau und zu Nellenburg ; 
Graf zu Montfort und Hohenems, zu Ober- und Niederhohenberg, Bregenz, Sonnen 
berg und Nothenfels, zu Blumened und Hofen; Herr auf ber windifchen: Marf, zu 
Berona, Bizenza, Padua ꝛc. 


An die drei Landeögerichte. 


1528. Bon Ernennung und Immatriculirug der Notarien. 
15. Septbr. 1806. 

Wir Friederich Franz ꝛc. Fügen biemit öffentlih zu willen: bag Wir nicht 
allein die in Unferer Patent» Verordnung vom 26. San. 1786 wegen Prüfung und 
AImmatrieulirung ber Notarien $. 1. enthaltene Verfügung, vermöge welcher 

von nun an fein neuer Notarius in Unfern Landen fein Amt auszuüben anders befugt 

fein fol, als wenn er zuvor nad einer, vor Unſerm Hof» und Lantgericte 

oder einer Unjerer beiden Suftiz- Kanzleien überftandenen Prüfung bafelbft be—⸗ 

ftätiget, beeidiget und immatriculirt ift, 

alles Inhalts folchergeftalt hiedurch wörtlich erneuert haben, baß zwar ben menigen 
noch vorhandenen Notarien, die im Sabre 1786 bereits creirt geweſen aber nicht ' 
immatriculirt find, in Oemäßpeit obiger Patent-Verorbnung $. 4. Die außergerichtliche 
und niedergerichtlihe Praris annoch verftattet bleiben, Die nachher Greirten hingegen 
davon gänzlich ausgefchloffen bleiben, folglich hinführo feine andere einheimiſche Notarien, 
als die in Gefolge obgedadhter Unferer Patent= Verordnung $. 2. und 5. von einem 
Uinferer Landesgerichte approbirt und immatricwlirt worden, zum Betrieb der Notariat» 
.Praxis vor höhern oder niedern Gerichten Unferer Lande oder außerhalb Gerichts 
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verftattet, noch ihre Documente, Inſtrumente und Protocolle zugelaffen werben follen, 
fondern Wir befehlen auch zugleih hiemit gnädigft und wollen: Daß die auf folde 
Weiſe immatriculirten Notarien bei ihren Namensunterſchriften ſich der abgelürzten 
Benennung: m 
Notarius publicus — et immatriculatus, 
öffentlicher beeidigter und immatriculirter Notarius, 
zu bedienen haben, in ihren Inſtrumenten aber bloß die Jahrszahl, Monat, Tag und 
Stunde der chriſtlichen Zeitrechnung, nebſt den gewöhnlichen Sriebezeichnungen, ohne 
Erwähnung ber Römer- Zinszahl, oder ber vormaligen Römiſch-Kaiſerl. Regierungs⸗ 
Jahre nusdrüden, mithin Unfere Circular - Verordnungen vom 29. September 1804, 
wegen Des bamals vorgeſchriebenen Römiſch-Kaiſerl. Titels Kraft dieſes wieder auf⸗ 
gehoben ſein ſollen. 

Urkundlich haben Wir dieſe Unſere Willenemeinung nicht allein zu jedermanns 
Wiſſenſchaft in ben hieſigen Anzeigen befannt zu machen, ſondern auch Unſern Landes— 
gerichten, um bei der Immatriculirung, fo wie Unferer Zuriften- Facultät zu Roftod, 
um bei ber Greirung fünftiger Notarien ſich darnad zu achten, mittheilen zu laſſen, 
unter Unferm Herzogl. Handzeichen und Inſiegel befohlen. Gegeben 2c. Schwerin, 
den 15. September 1806. 

Friederich Franz. 


Friederich Franz ac. Unſern ꝛc. Hieneben übermitteln Wir euch Unſere 
heutige erneuerte Patent⸗Verordnung, wegen Prüfung und Immatriculirung der No— 
tarien in Unſern Landen, um darauf bei euerm Collegio gebührend zu halten und euch 
darnach zu achten. Wobei ihr zugleich hiedurch angemwiefen werdet: von nun an feine 
von den bisherigen Kaiſerl. Hof = Pfalz - Grafen, fondern nur allein die von Unferer 
Juriſten-Facultät zu Noftod creirte und von bderfelben mit einem Notariat » Diplom 
verſehene Notarien, zur Prüfung und Immatriculirung zuzulaffen. An dem 2c., und 
Wir verbleiben 2. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 15. September 1806, 

Sriederih Franz. , 
An bie drei Lanbeögerichte. ; 

Sriederih Franz ıc. Unfern ꝛc. Wir eröffnen euch hiedurch in gnädigftem 
Befehl: daß ihr in ben, bei eurer Facultät vorfommenden Promotions - Handlungen 
und in den darüber ausgefertigten Diplomen oder Programmen von nun an bes 
Ausdrucks: 
Auctoritate Caesarea oder Auspiciis Caesareis, 
in Gefolge der öffentlich hekannt gemachten Kaiſerlichen Reſignations-Urkunde vom 
6. v. M., euch zu enthalten habet. An dem r2c., und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ⁊c. 
Schwerin, den 15. September 1806. 

Fried et Sranı. 
An die Zheologifche 
2 eh Facultät zu Roſtock (separatim), 
— Philoſophiſche 
1529. Diäten der Rotarien. 27. Septbr. 1810. 

Srieberih Franz“rc. Unfern ꝛc. Wir ertbeilen euch, auf eure Anfrage 
vom 19. d. M., die Diäten der Notarien in ihren Geſchäften betreffend, hiedurch zur 
Refolution: bag, ein Notarius, außer freier Defraiirung, für eine Tagesarbeit, zu 
ſechs Stunden gerechnet, nicht mehr als Einen Rthlr. bis Einen Rthlr. und 16 fl, 
NZwdr. zu begehren bereihtigt if. Wonach ꝛc. Und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 27. September 1810, 

An die Beamten zu Dargun. 


1330. Prüfung und Beeidigung der Notarien per Mandatarium. 
12. Septbr. 1812. 


Srieberih Franz ıc. Unfern ꝛc.! Wir wollen, auf euren Vortrag vom 
2. d. M., im Betreff ber Notariats-Ertheilungen, Dem Decan Unferer bortigen Ju⸗ 
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riften-Facultät biemit gnäbigft verflatten: ben Candidaten, der aus dringenden Gründen 
Darum bittet, zum Zmwed feiner Erlangung Des Notariat, in Zeugen-Gegenwart, und 
mit Zuziehung eines immatriculirten Notare, durch einen Mandatarium eraminiren, 
und demnädit, nad Befund dieſes Eramens, beeidigen zu lafien. Wonach 1. Und 
Wir verbleiben 3. Gegeben x. Schwerin, den 12. September 1812. 


Sriederih Iran. 
An die Juriſten-Facultät zu Roftod. 


1531. Gleichftellung der medlenburg-fchwerinfchen und »ftrelig’fchen 
Notarien. 4. Novbr. 1814. 

Friederich Franz ıc. Unfern ꝛc. Auf eure Anfrage vom 20. v. M., ver- 
halten Wir euch biedurch gnäbigft nicht: daß ihr bie von der Herzogl. Juſtiz- Ganzlei 
zu Neu-Strelig ertheilten Notariat-Diplome, auch für Unſere Lande als gültig anzu» 
erfennen haͤbet. Wonach ꝛc., und ei verbleiben 30. Gegeben x. Schwerin, den 
1. Novbr. 1814. 

Friederich Franz. 
An das Hof: und Landgericht gu Güſtrow. 


1532. Laudesherrlidhes Verbot des Zupplicirens uud Advocireus 
für einen Notarius. 20. Novbr. 1816. 

Sriederih Franz x. Wann Wir dem Notariut Parbs hiefelbft, wegen bes 
von ibm mit dem Aboociren und Supplieiren getriebenen Mißbrauchs, daſſelbe gänzlich 
unterfaget haben; jo wird foldhes insbefondere den Niebergerichten in Unſern Landen 
zu ihrer Nachachtung hiedurch angefüget. 

Gegeben ꝛc. — den 20. Novbr. 1816. 

Friederich Franz. 


1533. Negiminalrefeript wegen der Mniverfitätsftudien der . 
Notarien. 30. Ian. 1817. 
— — daß Niemand, der nit bie Rechte auf einer Univerfität ſtudirt hat, 
zum Notariat-Eramen zugufaffen ift, infofern nicht Landesherrliche Dispenfation 
dazu beigebrabt wird. — — 


1534. Prüfung ber zu — — Notarien. 5. Mai 1821. 
Friederich Franz ꝛc. Unſern ze. Wir geben euch auf euren Bericht vom 
2.5. M. im Betreff ber unterlaßenen” Prüfung bes Cafdidaten, jebigen Advocaten 
Schnapauff bei Ertheilung bes Notariats hiedurch zum gnädigften Beſcheide: daß 
pinführo die Prüfung auch ber auf Acabemien Gemefenen bei Ertheilung bes Notariats 
nicht zu unterlaffen ift; es wäre benn, baß bie ſich Meldenden bereits zu Ertheilung 
einer Advocatur-Matrikel eraminirt wären, und biefelben erhalten hätten. Wonach ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin den 5. Mai 1821. | 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzog. Mecklenb. zur Regierung verordnete Präfident, 
Geheime» und Räthe, 
An den Decan der Yuriften = Kacultät 
zu Roftod. 


1535. Studienzeit der Notarien. 2: März; 1822. 

Sriederih Franz ꝛc. ze. Unfern ze. Wir wollen auf bie abſchriftlich bei- 
kommende geziemende Bitte des Studiosi juris Hormann daſelbſt ihn, bewandten 
Umftänden nah von ber Vollendung bes gefeglichen zweijährigen Stuchii der Rechte 
kraft biefes bispenfiren und geftatten, daß ihr denſelben ſchon jeht zum Notario publtco 
creiren möget. Gegeben 3. Schwerin, ben 2. März 1822. 
‚An die Iuriften= Bacultät 

zu Roſtock. 
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1536. Moderirung der Rotariatsrechnungen für die Güſtrow'ſche 
Feuer: uud Sagelaffecuranz. 31. März 1838. 

Es wird hiemit zur öffentlichen Kenntnig gebracht, daß bie Direction des Feuer⸗ 
und Hagel- Berfiherungs - Vereins für Medienburg zu Güſtrow autorifirt worden ift, 
Die in ihrem Gefchäftsfreife vorkommenden Notariats- Rechnungen nad ben, bei ber 
Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow für die Beltimmung folder Rechnungen geltenden Grund« 
fügen feftzuftellen. Den Notarien aber, melde durch ſolche Feititelung ihrer Rech⸗ 
nungen ſich ˖ beeinträchtigt glauben, iſt es frei gelaflen, binnen 3 Wochen a dato ber 
Feſtſtellung bei der Direction die Einfendung ber gelieferten Arbeit an bie Regierung, 
zum Zwed enbliher Beſtimmung der darüber ausgeftellten Rechnung, zu beantragen, 
wo Dann bie Direction diefe Einfendung vorzunehmen hat, und die Regierung endliche 
Entfheidung treffen wird, deren Koften dann von dem unterliegenden Theile zu 
tragen find, Schwerin, am 31. März 1838. 

Aus Großherzoglich Mecklenburgiſcher Landes⸗Regierung. 


1537. Verbot der Advocatur für Notarien. 22. Sept. 1838. 

Auf Ihren Vortrag vom 8. d. M. wegen uneingeſchränkter Ausübung Ihres 
Notariats bei ben dortigen Gerichten wird Ihnen neben Rückgabe ber Anlagen bes= 
felben eröffnet: daß ben Notarien eine Advocaturpraris, gleichwiel bei welchen 
Gerichten, nicht zuftändig ift, indem die Verordnungen vom 26. Sanuar 1786 und 
vom 6. Febr. 1787 nur von ber Notarintspraris zu verſtehen ſind und die neueren 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Befugniß zur Advocatur eine ſolche vermeintliche 
Befugniß beſtimmt ausſchließen. 

Schwerin am 22. Septbr. 1838. 

Großherzogl. Medlenb. Bandes - Regierung. 

An den Rotar Schmibt zu Wismar. 


F. Verfahren im Givilproceß. 


1538. Bon der Actenrotulation. 19. Zul. 1802. 

Committatur Registratori: von nun an bie Citat. ad rotuland. acta 
allemahl fo auszufertigen, daß beyde Theile ober deren Sachwälbe und Procuratores 
zu einer und eben berfelben Zeit und icder in Des anderen Gegenwart fein Rotula= 
tions⸗Receß zu Protocol geben folle, auch des Endes die beyden Nachmittägigen 
Stunden von 2 bis A Uhr ben Procuratoren, als einen peremtoriſchen Termin zur 
Acten-Rotulation per Bidellum beſtimmen zu laſſen, um im Fall des Ausbleibens 
des einen oder andern Procuratoris, ſolches ad protocollum zu regiftriren, folg« 
Ih vor A Uhr feinen Theil allein rotuliren zu laſſen, auch nach A Uhr Feine Rotu⸗ 
lation mehr anzunehmen. Schwerin, den 19. July 1802, 


2539. Nubricirung der Eingaben in Wismariensibus. 31. Jan.1804. 
Gefammten Procuratoren wirb -biedburh zur Nachachtung befannt gemacht: baß 
fünftig die in Mecklenburgieis üblihe Art des Rubricirens in Anfehung ber 
Stelle des Rubri ſowohl, als der Stellung ber Partpeien, auf demfelben in Wis- 
mariensibus beobachtet werben fol. 
| Procuratores haben dieſe Vorſchrift ihren jegigen und künftigen Gemalt- 
gebern zu eröffnen. 
Publicatum Güftrow, am Schluffe des Rechtstages nad Antonii 1804 ben 
31. Sanuar. 


1540. Inſinuation der Erfenntniffe in Wismariensibus. 7. N 

Srieberih Kranz ac. Unfern ec.! Wir genehmigen, auf euren Bericht vom 
31. 9. M., im Betreff der Snfinuation eurer Erkenntniſſe in causıs Wismarien- 
sıbus, hicburch: 


332 Juſtizſachen. Civilprozeß. 


Daß in ſolchen Sachen künftig, wie in Mecklenburgicis, ber Pedell die Er- 
kenntniſſe dem fie extrahirt babenden Procurator zuftelen, und für jedes ſolches zuge- 
ftellte Erfenntniß, Die in Mecklenburgieis üblihe Gebühr von Letzterem, Namens 
ber Parthei, gewärtigen ſolle. Wonach ꝛc., und Wir verbleiben sc. Gegeben ac. 
Schwerin, den 7. Junii 1804. 

Sriederib Franz. 
An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1541. Necipirung der Eingaben bei ber Ganzlei zu Schwerin. 
13. Septbr. 1804. 

Friederich Franz ꝛc. Wir geben, rejpeet. mit Entbietung Unfers gnädigften 
Grußes, den gejammten biefigen Banzlei- Advocaten und Procuratoren hiedurch Fel- 
gendes zu vernehmen: ’ | 

Es fihreibet zwar der gemeine Beicheid vom 6. Jannar 1779 ganz ausdrüdlich 
und beitimmt vor: 

daß die einzureichenden Exhibita ber Regel nach, und wenn Fein pericalum 

in mora obwaltet, nur bis des Mittags um 12 Uhr recipiret, fpäterhin aber 

und des Nachmittags zur Reception nicht angenommen werden follen; 0 
Indeſſen fcheinet dieſe Beftimmung in Bergefienheit gerathen zu feyn, indem befonbers 
in neuern Zeiten verfchiebene Fälle vorgefommen find, da Unfern Ganzlei - Regiftra- 
toren eine intempeltive Annahme der Eingaben angemuthet und, bei Berfagung bers 
felben ober Unterbleibung ber fofortigen Reception, daraus Gelegenheit zu allerhand 
Weiterungen genommen worden. — Unfere Herzoglihe Juſtiz⸗Canzlei findet ſich daher 
veranlagt, obige Verordnung hierdurch zu erneuern, und folhe Kraft biefes näher 
dahin zu beitimmen: 

1) dag vom 1. November d. J. an gerechnet, extra casum periculi fpäter, 
als bis 12 Uhr Mittags — und des Nachmittags fehlehthin Fein exhibitum 
angenommen werben, unb bie Regiftratur zu irgend einiger Abweichung hievon 
fo menig verpflichtet als berechtiget ſeyn folle; 

2) dag nur ber Fall eines mwirflid vorhandenen periculi und Die gemwöhnlide. 
Bemerkung deſſen in rubro exhibendorum eine Ausnahme von jener Bor- 
fhrift begründen, hingegen dabei auf ein bloß in der Borftellung des Suppli- 
canten berubendes perienlum nicht NRüdfiht genommen, weniger nod) Die 
bloße Salvirung der Nothfriften ın causis ordinarii processus ad casumı 
perieuli gezogen werben könne und ſolle. 

Hiernach haben fämmtlihe Advocatı und Procuratores fi Fünftig auf Das ge: 
nauefte zu richten, intem jeder berfelben, ber feine exhibita nicht zur gehörigen Zeit 
unmittelbar zur Regiftratur befürdert, fih den Daraus entflehenden Nachtheil und reſp. 
die Regreßnahme der Partheien beizumeffen haben wird. Datum Schwerin, Den 
13. Septbr. 1804, 


Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Herzogl, Mecklenb. zur Zuftizcanzlei verordnete Director, 
Vicedirector und Räthe. 


1542. Erläuterung des vorſtehenden Notificatorii. 6. April 1805. 


Srieberih Sranz.ıc. Wir fügen refp. mit Entbietung Unfers gnäbdigften 
Grußes fämmtlihen biefigen Eanzlei-Advocaten und Procuratoren Folgendes hiedurch 
zu wiſſen: ; 

Da die Beftimmung bes gemeinen Beſcheides vom 13. Sept. a. p., daß in 
Rüdfiht der außer ber orinungsmüßigen Zeit ın Registralura zu recipirenben 
Exhibendorum Ä 

bie bloße Salvirung ber Rothfriften in causis ordinarii processus ad 
easum periculi nicht gezogen werben könne und folle, 
durch Landesherrliche Berorbnung dahin declariret worben: 


Vom Verfahren im Civilproceß. ‚333 


baß barunter nur bie Einreichung ber Prorogationg- und Friftgefuhe — nicht 

aber die Einbringung der Schriften zur wirklihen Beobachtung der Nothfriften . 

gemeinet feyn folle: | 
So mird ſolches hierdurch zur Nachricht und Nachachtung hiermit gnädigft befannt 
gemacht. Datum Schwerin, den 6. April 1805. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
aner Mecklenb. zur Auitizcanzlei verordnete Director, 
Bicedirector und Räthe. 


1543. VBerfahren bei vorgefchügter exceptio cautionis. 4. Mai 1805. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern 2c.! Wir haben, bei Unferm beſtändigen Lan- 
besfürftlichen Beftreben, zur Hebung ber noch obmaltenden Verſchiedenheiten im pro⸗ 
ceſſualiſchen Verfahren Unſerer Landes⸗Gerichte, nunmehro auch in Abſicht der richter- 


lichen Erkenntniſſe über dilatoriſche, neben der Litis Contestation gemachte Einreden, 


eine Egalifirung der Anwendung ſchon vorhandener Reichs- und Landes-Geſetze, bei 
gedachten Unſern Landes» Gerichten nothwendig erachtet: Verordnen demnach hiemit 


gnädigſt und wollen: 


Daß über die Exceptio cautionis nie unb unter feinen Umftänben ein be- 
fonderes DBerfahren eingeleitet, oder wohl gar, mit GSiftirung bes Haupt⸗Proceſſes, 
ber Cautions⸗Punct allein zur Urtpel befördert, jondern vielmehr, nad eingegangenen 
Replicis, der Beitand der exceptionis cautionis vom Richter fofort geprüfet und, 

a) falls fie gegründet, Kläger ſogleich per Responsum zur Abhelfung berfelben, 
sub praejudicıo absolutionis reı ab instantia, angewieſen, Ä 

b) falls aber bie exceptio cautionis entweber. unerheblih oder altioris inda- 
ginis befunden worden, deren Entfcheidung mit zum erften Erkenntniß in ber 
Hauptſache verftellet werben foll. 

Wir gemwärtigen, über ben Empfang biefer Unfrer Verordnung, euren unter- 
thänigften Bericht und verbleiben euch mit Gnaden gewogen. 

Gegeben . Schwerin, ben 4. Mai 1805. 

Friederich Tran; 
An bie drei Landesgerichte separatim. 


1544. Edirung und Nemiſſion der niedergerichtlichden Aeten. 
10. NRovbr. 1809. 


Sriedberih Franz ıc. Wir remittiren euch Die unterm 2. d. M. von euch 
berichtlich eingefandten Acten in Sachen des Penfionarit Löding gegen ben Dr. Karften 
pto. debiti hieneben in Gnaden; und mwerbet ihr zugleich hiedurch autorifiret und 
angemwiefen, bis auf teitere Unſere Berordnuug von allen Unfern Amts- und GStabt- 
gerichten die Acten hinführo originaliter einzuforbern, und, bis etwa remissio 
Actorum erkannt wird, zu behalten. Wobei jedoch in ben Fällen, ba ein Amts— 
oder Stadtgericht wegen weiterer Fortjegung anderer Puncte Die Arten nicht entbehren 
fann, es eurem Ermeſſen überlaffen bleibt, benfelben die Einjendung oder dem Be— 
finden nach die Zurüdbehaltung beglaubigter Abſchriften von den nöthigen Actenftüden 
aufzugeben. Cine andere Beilimmung eures Denen modi procedendi in appel- 
latorıo bezielt Linfer Refeript vom 18. v. M. nicht. Wonach ꝛc. Gegeben ıc. 
SER ben 10. Novbr. 1809. ° 

Friederich Franz. 
An das Hof⸗ und Sandgericht zu SuleR. 


1545. Gemeiner Beſcheid wegen der Publieationstermine. 
13. Januar 1810. 

Friederich Franz-ıc. Da Wir Uns zur officiellen Erneuerung ber Vorſchrift 
bes aus hieftger Unferer Zuftiz= Canzlei unterm 28. Juni 1791 ergangenen Gemein- 
Befcheides veranlgßt finden; fo foll, refp. mit Entbietung Unfers gnädigſten Grußes, 
euch, ben ſämmtlichen Advoraten und Procruratoren gebachter hiefigen Zuftiz- Canzlei 
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zur künftigen genaueren Beobachtung jener Vorſchrift hierdurch wiederholt ernſtlich 
aufgegeben ſein: — 
in eurer Partheien-⸗Sachen in den zur Publication ber Urtheile angeſetzten Terminen 
nicht abweſend zu bleiben, fondern ſolche Zermine allemal unausbleiblih in Perfon 
abzuwarten, oder, im etwanigen Behinderungsfalle, durch einen bei vorheriger Anmel⸗ 
Dung des Termind benannten und mit den erforderlichen baaren Urthelsgebühren ver- 
fehbenen, auch bei Feinem anderen Borbefcheide an dem nämlihen Tage beſchäftigten 
substitutum zu erfcheinen; und es bieran zur Vermeidung einer fonft fofort erecu- 
tiviſch beizutreibenden Strafe von 5 Rthlr., auch des Berluftes eurer Advocatur » Ges 
bühr für folhen Termin, nicht ermangeln zu laffen. Wonach x. Datum Schwerin 
den 13. Sanuar 1810. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Herzogl. Mecklenb. zur Zuftizcanzlei verordnete Director, 
Vicedirertor und Räthe. 


1546. Gemeiner Befcheib wegen der HRotulationstermine. 
24. Juli 1810. 

Da dur Abfündigung der Notulations- Termine und durch Ausbleiben in den⸗ 
felben, die Entſcheidung der Rechtsſachen oftmals unnöthigermweife verzögert wirb; fo 
wird den Anmwälden und Sadhmälden bieburd eröffnet, daß die von jetzt an anzube- 
rahmenden Rotulations= Termine, der Regel nad), nicht prorogirt ober neue Ladungen 
dazu nicht werben zugelaflen werden. Vielmehr wird, wenn auch einer won beiden 
Iheilen im Termin ausbleibt, er möge um Prorogation gebeten, oder bloß abgekündiget 
haben, ober es möge Feind von beiden gefchehen fein, der andere Theil zur. Rotulation 
zugelaffen und gegen ben nicht erfchienenen der angebrohete Nachtheil vollſtreckt werben, 
es fei denn, daß von dem letztern rechtäbegründete Urfachen der Prorogntioh bes 
Termins wären vorgebracht und fogleidh beſcheinigt worden. 

Auf den Fall, daß Feiner von beiden Theilen im Termine erfchlene, werden, wenn 
feine erwähntermanßen quelifieirte Bitte um einen anderweitigen Termin vorliegt, Die 
Acten ohne vorgängiges Purificatordecret ale von beiden Theilen rotulirt angefehen 
und, auf einen oder andern Theils Anruf, zum Spruch Rechtens vorgelegt werben. 

Bon Rechts Wegen! ; 
Publicatum Güftrow, im Herzoglichen Hof» und Landgericht, den 24, Juli 1810, 


1547. Berweifung an die Regierung in Eheſcheidungsſachen. 
19. März 1814. 

Sriederib Franz x. Unfern ꝛ⁊c. Wir remittiren euch Die, unterm 28. 9. M. 
berichtlich eingereichten Acten, wegen Scheidung des Kammmaders Forfter von feiner 
Gattinn, hieneben mit Dem Unfügen: Daß, wenn ihr Tünftig nothwendig finden folltet, 
euch in ähnlichen Fällen für Partheien unmittelbar bei Uinferer Regierung zu verwen- 
ben, ihr zuvor Acta mit Bericht einzureichen, jedoch zu gleicher Zeit auch bie Partheien 
an Unſere Regierung zu vermweifen habt, Damit fie fich dafeldft melden und dann, auf 
ihren eigenen Anruf, Nefolution gemärtigen mögen. Wonach ꝛc. Und Wir ıc. 
Gegeben ze. Schwerin, den 19. März 1814. 
An die Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. 


4548. Cautio pro separato et eventuali restitutione. ©. Mat 1814. 


Griederih Franz ꝛc. Unfern sc. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
24. 9. M. im Betreff des Unterjchiedes zwifchen der in ben Fällen bes 8. 384. 
Num. 10. und des $. 386. des Landes -Vergleihs von dem obflegenden Theile zu 
leiftenden Caution pro separato und pro eventwali restilutione hiedurch zum 
gnädigften Beſcheide: daß in folden Fällen, wo Die Einreden des Beflagten von ber 
Art find, daß Über Diejelben gar nicht erfannt, fondern eine befondere Verhandlung 
barüber in separato vorbehalten ift, nach ber Borfchrift Des $. 384. Das eingelegte 
Rechtsmittel, mithin au das Hemedium restitutionis in Integram überall nicht 


- 
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zuzulaffen, in dem alle aber, wo bie Einreden bes Beflagten als ungegrünbet ver⸗ 
worfen werden, demſelben blos der Suspenſiv⸗Effect zu verſagen. 

So viel die zweite Anfrage in Hinſicht ber Cautions⸗-Leiſtung betrifft, muß in 
allen Fällen, fowohl.bes $. 384. 10. ald des $. 385. et 386., wenn nicht hinrei- 
chende Angeſeſſenheit im Lande ba ift, genugfame Caution geleiftet werden, Wonach ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 9. Mai 1814. 

Friederich — 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 


1549. Notificatorium der Juſtiz⸗ Canzlei zu Schwerin wegen cons 
ftitutionswidrig abgefchriebener Eingaben. 30. Sept. 1814. 
Srieberihäranzıc. Es wird, refp. mit Entbietung Unfers ꝛc., euch, ben jämmt- 
lichen biefigen Procuratoren und Sachwälden zu eurer Nachachtung folgendes notificiret: 
Da feit einiger Zeit häufig Exbibita zu Unfrer Zuftiz-Canzlei gelangen, welde 
nicht in ber Maaße, mie es bie befannte Landesherrliche Conftitution vom 2, Sebr. 
1792, $. XI, lit. b., beftimmt, ge= oder abgeſchrieben worden; fo fol fothane ge— 
ſehliche Veroronung ruch hiedurch mit dem Anfügen, daß ſolche conſtitutionswidrig 
abgeſchriebenen Eingaben ſofort brevi manu werben retradiret werben, in Anerinnerung 
gebracht ſein. 
Wonach ꝛc., und Wir verbleiben ꝛc. Datum Schwerin, ‚dem 30. September 
1814, 


1550. Gemeiner Befcheid wegen der Friſt für Einforderung von 
Acten und Berichten. 17. DOctbr. 1814. 

An Querel⸗ und Appellations⸗Sachen ift, bei Einforberung der Aeten und Be— 
sichte von Wismarſchen Gerichten, benfelben bieher obfervanzmäßig Fein terminus - 
ad parendum beftimmt, fondern ſtillſchweigend eine Frift bis zum nächſten Rechts⸗ 
tage verftanden worden, im Contumacial-Berfahren aber demnächſt das zweite Mandat, 
mit einer Frift von 6 Wochen, damit es gejchärfterer Verordnung nicht bebürfe, das 
Dritte, mit einer Friſt von 14 Tagen, bei 100 Rthlr. Strafe u, f. w. erlaffen. 

Da indeß dies Berfahren fat immer nur zur Verſchleppung ber Sache und ‚zum 
größten Bedruck der Parteien gedient hat; fo wird fünftig auch in Wismaricn- 
sibus, wie in Mecklenburgieis, bie Ucten- und Berihts-Einforderung im orbent- 
lichen Prozeß, unter Beſtimmung eines Termins von 14 Tagen — der im ſumma— 
riſchen Prozeß nad Bewandniß der Sache zu befchränfen ift — gefcheben, und im 
Contumacial⸗Verfahren fofort, unter Beachtung berfelben Sriften, mit Androhung von 
angemeflenen Gelbftrafen, eventualiter Zmwangs -Erecution, verfahren werden. 

Dies wird ſämmtlichen Procuratoren zur Nachachtung befannt gemacht, und foll 
diefer Gemein⸗Beſcheid ſowohl dem Herzoglichen Eonfiftorio zu Wismar, als dem 
Magiftrate und den Hofpital= Gerichten Dafelbft, zugefertiget, auch den Wigmarjchen 
"Beitungen und bem offlciellen Wochenblatte inferirt werben. 

Dublicatum Güſtrow beim Herzoglichen Hof- und — am Rechtstage 
nach Gallen, den 17. October 1814. 


1551. Declaration einiger Stellen der Interimsordnung. 
22. Sctbr. 1814. 

Ehrbare . Bir ertheilen euch auf eure Anfrage vom 13. d. M. im Betreff 
der Auslegung einiger Stellen der Interims⸗Gerichtsordnung hierdurch zur Refolution: | 
baß ihr, was 

i 1) die Eremtion vom perfönlichen Erſcheinen betrifft, am ſicherſten gehen werdet, 
wenn ihr, ohne Rückſicht auf Rangordnung, alle klagende Eximirte in der Regel als 
folche betrachtet, denen das perſönliche Erfcheinen vor bem Amte füglich nicht auferlegt 
werden Tann, 

2) Die Bezeichnung „außerhalb ber Stabt* ift auch in Abſicht ber Amtsgerichte 
feiner Zweideutigfeit fähig. ° 
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3) Giebt das Wort „gleichmäßig“ in ber Interims⸗-Ordnung ſchon deutlich zu 
erkennen, daß der Beklagte nur in dem alle, wenn der Kläger per procuratorem 
ericheint, mit einem Procurator vortreten darf. 

A) Müffet ihr die Frage: ob Das praejudicium litis pro negative con- 
testata habendae angedrohet werben fol? als angeftellte Richter in concrelo 

felbft zu beurtheilen willen, ohne deshalb erft Unterweifung nachzuſuchen. 
Wonach ꝛc. Gegeben c. Schwerin, ben 22. Octbr. 1814, 
An das Amtsgericht zu Schwerin. 


1552. Notificatorium der Quftiz: Canzlei zu Schwerin wegen der 
Schlußſchriften. 13. April 1815. 

Srieberih Franz ı. Wir finden Uns veranlagt, an gefammte hieſige Canzlei- 
Procuratores und Advocatos, refp. mit Entbietung Unfers ꝛc., folgendes Notifi- 
eatorıum zu erlaffen: 

Wenn gleih in ben Procefien, worin Citaliones ad replicas ıc. erfolgen, bie 
. Einreihung der Schlußſchrift in regula cum termino resp. oetidui et tridui 
ante Terminum injungiret wird, und daher Unfer Derzogl. Gericht die gehörige 
Befolgung folder Borjrift von den, Den Partheien beiräthigen biefigen Anwälden 
wohl erwarten mögen: fo bat Loch Unſere Yuftiz- Kanzlei mißfälligft wahrgenommen, 
daß feit einiger Zeit mehrere derfelben e8 daran ermangeln laffen und gewöhnlich am 
Abend vor dem präfigirten Termino, oder auch Turz vor ber Audienz, Die gefer- 
tigten Schlußſchriften zu erhibiren ſich nicht entfehen. 

Es fol demnach, zur Vorbeugung diefer, ben geridtlihen Geſchäftsgang auf 
- eine unduldentliche Weife ftörenden Ordnungswidrigkeit und Mißbrauchs, für Die Zu- 
kunft euch ſämmtlich hiemit eröffnet fein: 

daß von jetzt an bie vorermähnten Exhibenda, nad gefchloffener vormittägiger 
Receptur, an dem, dem präfigirten Termine voraufgehenden Tage — in fo ferne 
Terminus feinen Fortgang behält, und Feine in continenti abzugebende und zu 
befiheinigende causales der Berfpätung vorhanden find — fogleih werden retradiret 
— hinfolglih deren contenla bei den DBerhandlungen in Teermino und bei ber 
bemnädhftigen Entſcheidung überall nicht berüdjichtiget — auch dafür Feine Anſätze im 
Honvrar und Berlage, bei Moderation ber Rechnungen, werden zugebilliget werden, 

Wonach ꝛc., und Wir verbl. refp. Datum Schwerin, den 13. April: 1815. 


1553. Belfanutmachungsart der Edictalladungen und Proclamata. 
28. Jauuar 1817. 

Sriederih Franz ıc. Wann die gerichtlihe Praris in Unfern Landen ergeben 
bat, daß die bisherige vorgefchriebene und übliche Affichton der Edictal- Ladungen und 
Proclamatum: in zweien auswärtigen Städten, ben Zwed ihrer Befanntwerbung weit 
weniger erreicht, als ein wiederholter Abdrud folder Ladungen in den öffentlichen 
Blättern. zweier auswärtiger Staaten; fo find Wir nah vernommenem rathjamen 
Bedenken Unferer Landftände, der Entichliegung geworden, ſolcherhalb anderweit genauere ' 
Beftimmung für Unjere Unterthanen und Lande zu geben. 

Kir verorbnen und befehlen demnach Kraft Diejes gnädigſt: 

daß flatt ber bisher üblichen in der Hof» und Kand-Gerichts-Orbnung vorges 
fhriebenen Bekanntmachungs⸗Art der öffentlichen Ladungen in Zufunft alle, 
ſowol aus Unfern Landes-Gerichten, ald aud ans ben Nieder-Gerichten erfannt 
werdenden Edictal-Labungen und präclufivifhen Proclamata allemal: durd 
einen breimaligen Abdrud in ben hiefigen öffentliden Anzeigen, und in 
zweien auswärtigen öffentlichen Blättern publiciret werben, und, zur Erfparung 
groffer Infertiong- Gebühren in den legtern nur ein, das Wefentlihe der La- 
dungen und Proclamatum enthaltende, Auszug abgebrudt werben foll. Zus 
glei aber beſtimmen Wir anno, bag 
a. zwar die Ertrabenten bie beiden auswärtigen Blätter zu folder Inſertion 
in der Regel vorſchlagen dürfen, bie Gerichte aber ben Vorſchlag verwerfen 
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können, wenn er ſehr ne gelefene Blätter trifft, ober ſolche angiebt, bie 
nad) den jebesmaligen Berhältniffen den Zweck nicht am beiten erfüllen; und 

b. dag allemal aufferdem zugleich die Hof-Gerichts-Ordnungsmäßige Affirion 

an ber eigenen Gerichtsſtelle erfolgen muß. 

An dem gefchieht Unſer gnädigfter Wille und Meinungs; und haben alle Ober- 
und Nieder - Gerichte in Unfern Landen ſich hiernach von jet an aufs genaueſte zu 
achten. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 28. Januar 1817. 


Frieberich Franz. 


1554. Ungültigkeit der Sand: und SGofgerichtlichken. gemeinen 
Befcheide und Gewohnheiten. 24. Ang. 1818. 

Pstum ad rescriptum de 24. Auguft 1818. 
Auch wird euch hiedurch gnädigft angefüget, bag zwar Unfere Opf- und Sandgerihtsorbnung, 
infofern fie auf die Verfaſſung Unferer Juſtizkanzleien anwendlich ift, auch bei Liefer 
Zultizfanzlei, als Norm des Berfahrens und als fubfidiarifche Entjcheidungsquelle, bis 
auf weitere Unfere Verorbnung beobarhtet, Hingegen von den gemeinen Befcheiden und 
befondern Gewohnheiten des aufgelöfeten Hof- und Kandgerichts Fein weiterer Gebrauch 
gemacht werben, vielmehr jede Bezugnahme daranf unterfagt fein, und bei biefer 
Suftizfanzlei das Berfahren nach den bei den beiden andern Juſtizkanzleien beftehenden 
Vorſchriften und Grundfägen geleitet werden fol. Ihr habet dieſe Unfere Landes» 
berrliche Billensmeinung bet Eröffnung Unferer Juſtizkanzlei öffentlih bekannt zu 
machen und, wie ſolches gefehehen, berichtlich anzuzeigen. Wonach ꝛc. Gegeben ır. 
Schwerin, ben 24. Auguft 1818. 

Friederich Franz. 

An das Hof⸗ und kandgericht zu Güſtrow. 


1555. Gemeiner Beſcheid wegen tempeſtiver Abgabe der —— 
zettel de 6. März 1819. 

Hierdurch ward ben Advocaten und Procuratoren eröffnet: 
daß, nad) dem Inhalte der Ladungen und bem bisherigen Gebraude, alle Mel- 
bungen mindeſtens vor Abends 8 Uhr zu beſchaffen, und Daher bie nachher 
eingehenden Anfügezettel nicht weiter würden angenommen werben; — injoferne 
aber der Eine oder Andre von ihnen möglicher Weife an ber tempeltiven Mel- 
dung behindert fein bürfte, fo fei der Behinderunge- Grund auf dem Meldungs- 
zettel zu bemerken, und bie fofortige mündliche Beſtimmung des Directoris 
Cancellariae oder besjenigen, ber bag Directorium führe, zu gewärtigen, 

allemal’aber nad 10 Uhr Feine weitere Meldung zuläffig. 


1556. NWotificatorium der Juſtiz⸗Canzlei zu Noſtock wegen bes 
z Gefchaftsbetriebs. ‚3. Mai 1820. " 
Die Großherzogliche Juſtiz-Canzlei hieſelbſt findet fih veranlagt, ſämmtlichen 
biefigen Canzlei⸗Advocaten und Procuratoren befannt zu maden, daß für Die Zukunft: 
J. die einzureichenden Stüde, mit Ausnahme von eiligen Sachen und Schriften zur 
wirflihen Beobachtung von Nothfriften, nur Bormittugs ‘von 9 bis 1 Uhr und 
Nachmittags von 3 bis 5 Uhr, im Winter aber bis A Uhr in ber Regiftratur 
werben recipirt werden, 
II. Die Rotulations-Termine, in welden übrigens die Rotulationg-Receffe in Gegen- 
wart beider Theile oder deren Sachwälde zum Protocol abzugeben, Nachmittags 
| von 3 bis A Uhr gehalten werden follen, 
III. die Anmeldung zu ben Terminen zwar den vorhergehenden Tag bei ſämmtlichen 
Gerichtsmitgliedern zu beſchaffen, jedoch bei dem Directorio jedesmal ein ſchrift⸗ 
licher Mefdungszettel, worin zugleih im Fall einer Subftitution die Anzeige 
davon zu machen und ber Subftitut zu benennen, abgeben zu laffen, und 
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7, Die Termine ber Regel nach um 12 Uhr vor ſich gehen werben, und daher bie 
Partheien und deren Sachwälde fih um biefe Zeit zur Abwartung ber Vorbe— 
scheibe auf ber Canzlei einzufinden haben; wenn aber Die frühere ober fpätere 
Haltung eined Termins verfügt werben follte, Dies, nach beihafter Meldung, per 
Bidellum ben Partheien ober beren Sachwälden angezeigt werben wirb. 

Roftod, den d. Mat 1820. 
Zur Großherzogl. Mecklenb. Schwerinfhen Juſtiz⸗Canzlei 
verordnete Director, Vicedirector und Räthe. 


1557. Vertretung Auswärtiger vor Gericht. 28. Septbr. 1822. 
Friederich Franz ꝛc. Wir finden Uns wegen der bei ben Nieder-Gerichten 
in Unfern Landen obwaltenden Verſchiedenheit der Beitimmung des Begriffs von Aus- 
wärtigen, melde nad dem $. 5. ber Interime⸗Gerichts-Orbnung per Procura- 
torem im Gericht erfiheinen können, landesherrlich bewogen, befagten $. dahin kraft 
biefes zu beflariren: 
bag bie eigenen Jurisdictions-Verwandten niemals zu ben Auswärtigen zu 
rechnen fein follen, mithin beren. Entfernung vom Sitz des Gerichts niemals 
Beranlaffung zur Beltellung eines Bevollmächtigten werben fol; und daß für 
andere Hagende Parteien nur alsdann ein Bevollmäcdhtigter zuzulaflen ift, wenn 
fie eine Reife von mehr als zivei Meilen zum Orte bes Gerichts Hin zu machen 
haben, 
Wonach man fih zu richten. Gegeben sc. Schwerin, den 28. Septbr. 1822. 


Friederich Franz. 


1558. Infinuation der Mandate der vereinten Patrimonialge: 
richte. 232. Febr. 1823. 


Sriedberih Franz ı. Es if bei den in Folge Unfrer Verordnung vom 
21. Zulii 1821 new eingerichteten vereinten ritterfchaftlichen Gerichten zu Streitig- 
feiten Darüber gefommen, wem bie Sinfinuation der bei etwa ſtattfindendem ſchrift⸗ 
lihem Verfahren erlaffenen Mandate obliege, und wer die Koften berfelben zu tragen 
babe. 

Um nun allen Zweifeln dieſerhalb und allen daraus entſtehenden Differenzen zu 
entgegnen, verorbnen Wir biedurd nach erforbdertem und ringegangenem rathjamen 
Bedenken Unfrer Ritter- und Landſchaft: 

Es follen fortan Die vereinten Patrimonial- Gerichte in allen denen Fällen, wo 
Mandate auf Antrag einer Partei oder ex ofhicio an einen in dem Bezirk des vereinten 
Gerichts wohnenden erlaffen werden, dieſe Mandate nicht dem Ertrahenten zur Inſi⸗ 
nualtion an feinen Gegner zuftellen, fondern diefe Inſinuation, falls der, an ben ber 
Befehl gerichtet ift, an dem Orte des Gerichts fich befindet, durch den Diener bes 
Gerichts; falls er außerhalb veifelben wohnt, da wo es angeht, dur die Poſt, fonft 
in eiligen Sachen aber burd einen Boten befchaffen laffen. 

Die geſchehene Inſinuation ift vom Aktuario zu den Alten zu bemerken und- auf 
ber Abjchrift des dem Ertrabenten mitzutheilenden Dekrets der Tag der gefchehenen 
Snfinuation zu notiren, 

Tür Die Beforgung biefer Infinuation erhält das Gericht Diejenigen Gebühren, 
welche bie interimiftifche Gebühren⸗Taxe vorfjchreibt, und nimmt baflelbe zugleich den 
Verlag an Poftgeld oder Botenlohn mit den Dekrets- oder Snflunations - Gebühren 
von dem Ertrahenten wahr, 

Was aber die Inſinuation richterlicher Verfügungen an Perſonen anlangt, bie 
nicht im Gerichts-Bezirk bes vereinten Gerichts wohnen, fo find, falls nit um Re- 
quifitiong = Schreiben nachgeſucht wird, Die erlaffenen Dekrete dem Ertrahenten zuzu⸗ 
fertigen, damit derjelbe fie zur Infinuation bringen kann. 

Wonach ar. Gegeben 1, Schwerin ben 22, Zebruar 18623. 


Friederich Iran 
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1550. VBerfabren gegen gefetwidrigen Sanbwerfäbetrieb auf dem 
Lande. 9. Aug. 1830. 

Kriederih Franz ıc. Wir remittiren euch hieneben Die von euch mittel 
eures Vortrags vom 5. d. M. in Betreff der Streitigkeiten bes Schneidergewerks in 
Bützow mit dem Schneider Schlünz zu Warnfenhagen peto eontraventionis 
eingereichten Acten mit dem Unfügen: daß die Abhaltung gejehmwidrigen Hand⸗ 
werfsbetriebes auf dem Lande Polizeiſache und demnach barın überall Fein proceffun- 
lifches Verfahren zuläfftg iſt. 

Dem Schlünz und andern im gleichen Falle ift daber auf Anzeige fäbtifcher 
Handwerksämter der Betrieb bei namhafter Strafe zu verbieten und foldye bei weiterer 
Uebertretung fofort beizutreiben, auch die Contravenienten zum Koſtenerſatz anzuhalten. — 
Bei ber Zurüdgabe ber dem Schlünz abgenommenen Sleidungsftüde muß es ver- 
bleiben, weil foldhe Eigenthbum anderer Leute find. — Der Schlünz bat bahingegen 
bas Amt wegen der Koften der Nachfuchung zu entjchädigen. 

Im Uebrigen werdet ihr angewieſen, in dergleichen Fällen bie Vorſchriften bes 
Landesvergleichs in Stiftsorten in Anwendung zu bringen. Ausnahmen von ſolcher 
Regel bleiben in dazu geeigneten Fällen nur unſerer tie gorbehalten. Wo⸗ 
nah ꝛc. Gegeben 3. Schwerin, d. d. 9. Auguft 183 

Friederich Franz. 


1560. Verpflichtung der Gutseinwohner zur Hülfe bei Gericht 
und Polizei. 16. Inn. 1832. 

Srieberih Franz ıc. ARüdjichtlich der von euch unterm 13. v. M. erbetenen 
Belehrung über die etwanige Berpflichtung der männlihen Gutseinwohner, der Orts- 
polizei und dem Patrimonialgeriht, auf Berlangen thätige Hülfe zu leiften, Tönnt ihr 
nur auf Die Polizei-Ordnung vom Jahr 1572, Abfchnitt „vom muthmwilligen Bevehben 
und der Nacheile“ Abſatz: „Und alsbann auch u. ſ. w.“ verwiefen werden, mofelbft 
e3 heißt: 

fol auch ein jeder Bürger oder Pawer, auff bes Stabtvoigts ober Richters 
in Städten, und des Schultiffen in Dörffern, erfordern, jchüldig fein, bie Mörber 
unb Uebeltheter anzugreifen und benfelben nachzueilen bei Vermeidung jegt geſatzter 

a ü 

M ie biefe Beftimmung anwendlich ift, iſt jebes Gericht berechtiget, ſich der Hülfe 
der Bürger und Bauersleute zu bedienen und Ele un verpflichtet, Dem Gerichte beizuſtehen. 

Wonach ı. Schwerin, den 16. Juni 1 


An ven Bürgermeifter Lüders- zu 
Marlow. 


1561. Vorſchriften wegen der Präcluſivbeſcheide. 23. Mai 1833. 
Srieberih Franz ꝛc. Da bie Praxis ber Gerichte Unfrer Lande rüdfichtlich 
des Abdruds von Präcluſiv-Beſcheiden auf Proclamata oder eines Notificatorii ber 
geſchehenen Publication verſchieden ift, fo verorbnen Wir nad rathſamem Bebenfen 
Unfrer getreuen Ritter» und Landſchaft, in Grundlage des in Unfern Landen Reto‘ 
feftgehaltenen und hiemittelit gegen erhobene Zweifel ftabilirten Principe, vermöge 
befien die Wirfung der Präckufion fofort eintritt, mit der im Liquibationd - Lermine 
felbft oder unter Umftänden nach demfelben gehörig geichebenen Publication des Prä- 
eluſiv⸗Beſcheides, daß 
1) demgemäß ein bloßes Notificatorium der geſchehenen Publication künftig allgemein 
hinwegfallen ſoll, ſo wie der Regel nach auch ein ganzer oder theilweiſer Abdruck 
des Präcluſiv⸗ Befcheibes ſelbſt, jedoch in den Fällen, wo künftig die Bekannt⸗ 
machung eines Präcluſiv⸗Abſchiedes durch Abdrud in einem öffentlichen Blatte 
eintreten wird, ein einmaliger Abdrud in ben Schwerinſchen Anzeigen genügen 
ſoll; dahingegen 
2) ein folder Abdruck und ebenſo ein öffentlicher Anſchlag bes Präcluſiv-Beſcheides. 
aus beſonderen Gründen des Bedürfniſſes und ber Zweckmäßigkeit, namentlich 


‘ 
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und insbeſondere aber alsdann verfügt werden ſoll, wenn durch ben Abſchied 
einer fo großen Anzahl von Liquidanten Auflagen gemacht, ober etwas aber= 
fannt worden, Daß die Infinuation beffelben an bie einzelnen Liquidanten 
größere Koften verurfachen würde, als der vollftändige ober mittelit eines Noti- 
ficatorii auszugsweiſe erfolgende Abdruck deffelben; Daß endlich 
3) in ſolchen Fällen außer den baaren Auslagen überall keine Gebühren als die der 
Abſchrift genommen werden dürfen. 
Wonach ꝛc. Gegeben durch Unſre Regierung, Schwerin, am 23. Mai 1833. 
Friederich Franz. 
Verordnung 
wegen Feſtſtellung einer gleichförmigen gericht⸗ 
lichen Praxis gehörig zu publicirender Prä⸗ 
———————— und deren öffentlichen 
Bekanntmachung. 


1562. Verhältniß der Amtsgerichte zu der Kammer. 30. Jun. 1834. 

Sriederih Franz ꝛc. Daß in Medienburg bie refpectiven Amts-Gerichte in 
ihrer Function ale richterliche Behörden von dem Einfluffe‘ der Kammer -oder Re⸗ 
luitionscommiſſion unabhängig, mithin felbitftändige Gerichte find, deren Atteflat der 
öffentliche Glaube nicht verfagt werden Tann, foldhes wird dem Stammerprocurator 
Burmeifter zu Güftrow auf fein Affuhen, unter dem Inſiegel und der gewöhnlichen 
Unterfoprift ber Großherzogl. Landesregierung hieburch bezeugt. Signatum Schwerin 
am 30. Sjuni 1834, 


1563. Verbot der Notificatorien der Publication der Präcluſiv⸗ 
befcheide. 238. Jul. 1834, 

SGrieberih Franz ꝛc. Wenn Wir, ungeachtet der Beftimmung in Unfrer 
befannt gemachten Berordnung vom 23. Mai d. J., im Betreff der zu erlaffenden 
Präcluſiv⸗Beſcheide, — wonach ein bloßes Notificatorium der gefchehenen Publication 
fünftighin allgemein wegfallen fol, — Dennoch ſolche Notificatorien oftmals in 
. ben biefigen öffentlihen Anzeigen finden; fo fol Fraft er jene Berordnung ihrem 

ganzen Inhalte nad, bei Vermeidung einer Strafe von zehn bis fünfundzwanzig 
Rthlrnu. für jeden Contraventiongfall, erneuert fein, Wonach ꝛc. Gegeben Schwe- 
rin, den 28. Julius 1834. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzoglich Medlenburgfche zur Regierung verordnete Präfident, 
Geheime und Räthe. A 


1564. Necht der Domanialunterthbauen zur Klage bei audern 
Gerichten. 1. Mai 1835. 

Srieberih Franz ꝛc. Wir remittiren euch bieneben bie mittelft eures Antrages 
vom 1. März d. 5. in Betreff der Auglegung der Verordnung vom 17. Sept, 1776 
eingereichten Acten und laſſen euch zugleih den von Unferer Yuftizcanzlei bafelbit er- 
"forderten und unterm 14. v. M. abgeftatteten Bericht, beffen Anfiht Wir nur voll- 
tommen billigen können, zu eurer Bedeutung bieneben in Abfchrift zugehen. Wor- 
nad ıc. Schwerin, ben 1. Mat 1835. 


An - 
den Beamten zu Zoitenmwintel Acciferath 
Grumbiegel zu Roſtock. 

— — — Die Gründe unferes Verfahrens find im Wefentlihen bereits durch 
Die Entfcheidung vom 4. Febr. d. J. ausgefprocden. Wäre es bie Abficht des zur 
Frage ſtehenden Geſetzes geweſen, die Befugnig ber Domantaluntertganen, bei andern 
Gerichten zu Hagen, in’ ber Art zu beſchränken, Daß zur Anftellung einer foldhen Klage 
und zur Gültigkeit der "desfallfigen Verhandlungen die vorherige Genehmigung des 
. sompetenten Beamten erforderlich fein ſollte, fo würde Dies ausbrüdlich gejagt worden 
fein, wie in ber Patrimonial⸗G.⸗O. vom 21. Juli 1821 8. 21, wonad ohne Schein 
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zur gerichtlichen Klage von Seiten des Gutéherrn von bem Patrimonialgerichte eine 
Klage nicht angenommen werben darf, gefihehen ift. 

Nun aber erklärt die Verordnung vom 17. Sept. 1776 nicht bloß zu Anfang 
im zweiten Satz ausdrücklich, dag fie nicht bezwede, den Domanialunterthanen irgend 
eine rechtliche Zuflucht ab zuſchneiden, wie fie denn überhaupt nur gegen bas 
wiberrechtlihe Duersliren und Procefiiren und gegen die Aufreizung Dazu durch un⸗ 
befugte Scribenten gerichtet, als worauf auch nur bie Strafbeſtimmung im S. V. 
zu beziehen iſt, ſondern fie ſpricht auch $. IE. nur von vorheriger Vernehmung ber 
Meinung der Beamten. Cine bloße Meinungs -Aeußeriing iſt weſentlich verfchieden 
von Erlaubnig, indem die Erftere zwar befolgt, aber aud unberückſichtigt gelaſſen 
werden kann; und da im vorliegenden Fall der Procurator Schlüter in die Cathegorie 
unbefugter Scribenten nicht zu rechnen iſt, ſo konnten Wir um ſo weniger Bedenken 
tragen, das Amtsgericht zu Zoitenwinfel auch in die Querelloften zu verurtbeilen, ale 
eine Differenz zwifchen zwei gerichtlichen Behörden zu entjcheiden war und die Anficht 
des Amtsgerichts der bekannten Praris, wornad gerichtliche Anträge von Domanial- 
untertbanen auch ohne eine Beſcheinigung ber Rathseinholung und reſp. Genehmigung 
der Beamten toto die zugelaſſen werden, auf eine auffallende Weiſe entgegen if. — — 


1565. Vernehmung der Parteien in niedergerichtlichen Eheſchei⸗ 
dungsſachen Durch die Canzleien. 19. März 1836. 


Sriedberih Franz ıc. Es. ift bemerflic geworben, daß bei Unferen Landee⸗ 
gerichten, mit Verlafjung bes früheren Gebrauchs, bin und wieder in Sponfaken- 
und Eheſachen die Partheien auf eingereichte niedergerichtlihe Sognitionstermine nicht 
weiter in Perfon vorbefchieden, fondern fofort mit einer Entſcheidung verfehen werden, 

Wir ſehen Uns dadurd veranlagt, gedachte Unſere Landesgerichte, unter Ent» 
bietung Unſeres gnädigſten Grußes, zu erinnern, es bei ber beſtehenden Negel, infofern 
nicht ganz fpecielle Gründe einzelne Ausnahmen rechtfertigen follten, zu laſſen. An 
dem u. ſ. w. Gegeben ıc. Schwerin, ben 19. Mär; 1836. 


Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


1566. Verfahren bei Beſchwerden der Armen in den Domainen. 
7. Dct. 1836. 


Sriederih Franz n. f. wm. Bei Zurüdgabe der unterm 12. Nov. v. J. einge⸗ 
reichten Acten, die Unterſtüßung der ꝛc. Wohlert zu Bartelshagen betreffend, erwiedern 
Wir euch auf euer generelles Declaratorgeſuch vom 6. Nov. v. J., daß die Doma- 
nialarmenordnung, namentlih deren $. 11. alle Befihwerben Amtsangehöriger wegen 
Hülfsbedärftigfeit von der gerichtlichen Kompetenz ausſchließt und zwar nidt bloß 
wegen bes Maßes der Unterftügung, fondern auch wegen ber Unterfuchung Diefer 
Hülfsbebürftigkeit felbft. Nur die Frage wegen beftrittener Heimathsrechte fteht nad) 
wie vor zur richterlihen Entſcheidung. Hiernach habt ihr euch in vorkommenden 
Fällen zu richten und Wir verbleiben u. f. w. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 7, Dt 
tober 1836. 

An die Juſtiz-Canzlei zu Roftod. 


1567. Friften und Befanntmachung der Edictalladungen unb prä: 

elufivifchen PBruclamata. 20. Oct. 1836. | 

Friederich Franz ıc Zum Zweck der Herbeiführung eines übereinflimmenden 

Verfahrens, ber Rechtsſicherheit und der Erfparung von Zeit und Koften werden, 
nach erfordertem rathſamen Bedenken Unferer getrenen Stände, unter Aufhebung der 
entgegenftehenben gefeßlichen Borfchriften, injonderheit ber Verordnung vom 28. Ja— 
nuar 1817, gefammten Ober» und Niebergerihten, fo wie gefammten Magiftraten 
in Unſern Landen, mit Einfhluß derer der Stadt und Herrihaft Wismar, wegen 
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ber Friſten und der öffentlichen Bekanntmachung der Edictalladungen 
und präcluſiviſchen Proclamata, die nachſtehenden Vorſchriften ertheilt. 

$. 1. Zur öffentlichen Bekanntmachung ber Edictalladungen und der Proclamata 
ſoll der Anſchlag an der eigenen Gerichtsſtelle, ſo wie der dreimalige Abdruck in dem 
Landes-Jntelligenzblatte erforderlich fein und genügen. 

$. 2. Es foll jedoch eine Befanntmadhung durch auswärtige Blätter nicht unter 
fagt, vielmehr dem pflihtmäßigen Ermellen der proclamirenden Behörde, mit Rüdficht 
auf den Gegenftand der Proclamation — auf ben Stand, das Gewerbe und bie 
Bermögeng = Berhältniffe des Provocanten, ben mutmaßlichen Aufenthalt des Borzus 
Yadenden, oder fonftige befondere Umftände anheim gegeben fein. Sonach werben bie 
proclamirenden Behörden, namentlich in den Fällen, in welchen bei einem ausgebreiteten 
Verkehr, im Handel, aus Fabrik- oder fonftigen Geſchäftsbetrieben beftandene, oder 
noch beſtehende Berbindungen außerhalb Landes vorliegen oder anzunehmen find, eine 
anderweitige Bekanntmachung der Ladung auch noch durch zwei auswärtige 
Blätter, nach ihrer Auswahl zu verfügen, nicht unterlaffen. 

Auch bleibt denfelben außerdem unbenommen, unter Umftänden ben Abbrud in 
Öffentlichen Blättern einzelner inländifher Städte anzuordnen. 

Sn allen Fällen Der Bekanntmachung Durch mehrere Blätter ift in denſelben 
ber einmalige Abdrud eines, auf die Sintelligenzblätter vermeifenden Ertracts 
Regel, und nur ausnahmsweiſe erfolgt nad ber Behörde Ermeilen ein wiederholter 
Abdrud eines folden Extracts. 

$ 3, Die Behörden haben bie Inſertion nicht dem Ertrahenten zu überlaffen, 
vielmehr felbft zu bewirken, und die Bejorgung an die Erpedition ber öffentlichen 
‚Blätter, fo wie den Anſchlag an eigener Gerichtöftelle, thunlichſt zu befchleunigen. 

$. 4. Die Frift für Edictalladungen und Proclamata fol vom Tage ihrer Er= 
fennung, und zwar mit Einfhluß der Serien, berechnet, ber Regel nad) eine 
zehnwöchige, und niemals eine Fürzere Friſt fein; ihre Erweiterung nad) ber muth— 
maßlichen Entfernung des Borzuladenden, oder nad fonftigen Umftänben, bleibt jedoch 
dem pflihtmäßigen Ermeffen ber prockamirenden Behörde überlaffen. 

$. 5. Bor ber Volftredung des angebroheten Nachtheils muß fi aus den Arten 
ergeben, daß der nah $. I und 2 von ber Behörde verfügte Abdrud in ben öffent- 
lihen Blättern überhaupt ‚erfolgt, ferner, daß die Ladung mindeſtens acht Wochen an— 
geſchlagen geweſen und ein gleicher Zeitraum feit dem Tage des erften Abdrucks in 
dem Sintelligenzblatte verfloſſen iſt. Unter dieſen Vorauseſetzungen erfolgt der Prä⸗ 
cluſivbeſcheid wenn ein Termin zur Anmeldung auf einen beſtimmten Tag angeſetzt 
it, in dem Termine jelbft, oder fofort nach Ablauf einer etwa beftimmten Frift, fonft 
ift berfelbe bis zum Ablaufe jener achtwöchigen Bekanntmachungsfriſt auszuſetzen und 
dem Ertrabhenten entweder zur Rechtswirkung der Publication juzufertigen, oder, ohne 
befonbere Terminsgebühr Dafür zu berechnen, in einem anderweitig anzufegenden 
Termine zu publiciren. 

Die gegenwärtige Verordnung foll ſich namentlich auch auf die Fälle des Defer- 
tions⸗Proceſſes gegen Verlobte und Ehegatten, nidyt aber auf die Edictalladung Ber- 
fchollener und ihrer Erben erftreden. 

An dem gefihiehet Linfer gnäbigfter Wille nnd Meinung. Urkundlich unter 
Unferm Hanbzeihen und Inſiegel. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, ben 


20. October 1836. 
Sriederih Franz. 


Verordnung 
wegen ber Friften und Bekanntmachung 
der Edictalladungen und präclufivifchen 
Droclamata. - 


1568. Befanntmachung dervorfichenden Verordnung. 25. %eb. 1837. 


In Betreff der Berorbnung vom 20. October v. J. wegen ber Friſten unb 
Bekanntmachung der Ebdirtalladungen und Prorlamata ift nachſtehende 
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Befanntmahung 


Nach geſetzlicher Vorſchrift, melde biemittelft zur Kunde bes Auslandes gebracht 
wird, genügt Fünftig für biefige Lande, zur Bekanntmachung der Ebdictalladungen 
und Proclamata und zur Bollitredung bes Iadungsmäßigen Nachtheils, der Ab- 
drud in dem Landes - Ipntelligenzblatte, und es ftebt lediglich zum Ermeflen ber 
prochamirenden Behörde, in befonderen Fällen einen Ertract folder Labungen 
Dur) auswärtige Blätter gemeinfündig zu machen. 
Schwerin, den 20, October 1836. 
Großherzoglich Medlenburgifche Lanbes-Regierung. 
dem Streliger Sntelligenzblatte, der Preugifchen Staats- Zeitung, der Hannöverſchen 
Zeitung, den Braunfhmeigfchen Anzeigen, der Stralfunder Zeitung, dem Hamburger 
Gorrefpondenten, den Lübecker Anzeigen und dem Altonaer Mercur inferirt worden. 
Schwerin, den 25. Februar 1837. 
Aus GOroßherzoglicher Landes » Regierung, 


1569. Anfang und Lauf der Proceß⸗Fatalien in den Ferien. 
3. Febr. 1838. 
Paul Friederich ꝛc. Bei den besfallfigen verfihiedenen Anfichten der Gerichte 
verordnen Wir nach vernommenem rathfamen Bedenken linferer getreuen Stänbe: 
Wenn eine richterliche Verfügung, in Folge deren ein Terininus fatalis zu Einwen- 
dung eines Mechtsmittels oder zu Antretung eines Beweiſes zu beobachten fteht, 
nicht ſchon vor dem Anfange einfallender Gerichtsferien, fondern erft in den- 
felben ber betreffenden Partei gehörig befanut gemacht iſt. — fo foll ber Lauf 
einer ſolchen Frift erft mit bem Ende der ferien feinen Anfang nehmen. 

Auch ſelbſt in den im gefeglihen Sinne eiligen Saden fol jene Regel 
nur dann eine Ausnahme erleiden können, wenn in der bezüglichen richterlichen 
Verfügung es ausdrücklich ausgefprochen ift, daß eine folde eilige Sache zur 
Frage fteht, bei welder, auch in Bezug auf die Satalien, bie Gerichts - Ferien 
rechtlich keine Berückſichtigung finden. 

Hiernach haben fich bie procehführenden Theile und gefammte ©erihte in Unfern 
Landen zu achten. 
Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 5. Februar 1838, 
Paul Friederid. 
Verordnung, j 
„betreffend 
den Anfang bed Laufs der Proceß : Fatalien 
in ben Gerichts - Ferien. 


G. Rechtsmittel. 


1570. Gemeiner Beſcheid wegen Befriſtung und Schriftwechſe 
in appellatorio et restitutorio. 32. Dctbr. 1700. 

Bon dem Herzoglihen Hof- und Land= Gerichte werden nachſtehende Proceſſua— 
lifche, den Rechten und befonders ben Landes» Gejegen gemäße, Vorſchriften zur all- 
gemeinen Nachachtung hiemit befannt gemacht. 

$. 1. Da bie, ſowohl auf den Grunbfägen des gemeinen Rechts, ale auf ber 
Vorfehrift der Hof- und Land- Gerichts-Drdnung gegründete, ſummariſche Natur bes 
Reſtitutions⸗Verfahrens, fi zwar in Anfehung der Sa- Schriften des Restitutorii 
gegen bie, in der Appellations- Inftanz definitive gefprocdenen, Urtheile erhalten, hin⸗ 
gegen in dem Reftitutiong = Berfahren gegen bie Erfenntniffe in causis simplicis 
querelae fih nad und nach dahin modificiret hat, bag in dem letztern zum fo un- 
vertennbaren, als unnöthigen Aufenthalt der Sache, Bier Sätze, von jedem Theile 
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zwei, verhandelt werben, fo ſoll von nun an das restitutorium gegen bie in can- 
sis simplicis querelae geſprochenen Urtheile, in Anfehung der darin Statt finden- 
ben Satzſchriften, wieder auf feine obgebacdhte genuine Natur zurädgefüht,. mithin 
auch in bemfelben, fo wie in dem Reftitutions - Verfahren contra appellatorıam 
definitivam fundbarerweife gefchiehet, jedem Theile nur ein Satz zugeſtanden, alfo 
überhaupt daſſelbe mit zwei Sagjchriften abfolviret, folglich auf bes SImploraten Excep⸗ 
tions⸗Schrift der Acten- Schluß und der NRotulations- Termin erfannt werben, wobei 
es fich indeſſen von felbit verfteht, daß, nach Beſchaffenheit der Umſtände, rechtlichen 
Grundfägen gemäß, bie Wiederaufhebung bes Acten-Schluffes und ein weiteres Ver⸗ 
fahren nachgeſucht und erwürft werben möge. In restitutorio contra non-devo- 
Iutoriam aber findet außer dem libello obfervanzmäßig Feine weitere Verhand⸗ 
lung Statt. 

$. 2, Obzwar, die Appellations⸗Inſtanz betreffend, es bei dem, als Regel, barin 
Statt habenden Verfahren bis zur Duplif, nad als vor, fein völliges Verbleiben be— 
hält; fo wird doch das richterlihe arbitrium, nad Beſchaffenheit des Gegenftanbes, 
ober ber Natur bes Proceffes ber zum appellatorio erwachfenen Sade, nur zwei 
Säge zuzulaffen, auch bier vorbehalten. 

$. 3. Wann das Herzogl. Hof- und Landgeriht nicht ohne Misfallen bemerkt 
hat, daß, bekannten Landesherrlichen und gemeinbefcheidlichen Vorfchriften entgegen, 
bei der Einwendung ber zuläſſigen Rechtsmittel, hin und wieder die Einführung der⸗ 
felben von ihrer Rechtfertigung getrennt und, Behufs ber letztern, eine oder wohl gar 
mehrere Sriften nachgeſucht werden; fo werden die Procuratoren und Advocaten diefer- 
halb, (mit alleiniger Ausnahme der Ausführung der Appelationg - Beichwerben, als. 
welche, wenn ihr nicht a judicio eine gewiſſe Frift befonters beftimmt worden, ob⸗ 
fervanzmäßig ın Termino rotulationis noch angenommen mwird,) auf die Herzog- 
lichen Berordnungen vom 31. März und 11. Auguft 1753 und vom 4. Novbr. 1766, 
wie auch auf die Gemeinen Befcheide vom 4, Octbr. 1709 und vom 25. Sanuar 
1779, zu Deren unausgefeßten . genauen Befolgung um fo ernftliher biemit zurüdge- 
führet, je angelegentlicher es dieſem Gerichte ſeyn wird, auf die pünctlihe Gelebung 
diefer Vorſchriften unabweihlih zu halten, und follen die etwa zuläffigen Friften zur 
Rechtfertigung ber Befchwerben von nun an nicht mehr sub poena deserli remedii, 
fondern sub poena praeclusi, eaque peremtoria ertheilt werben. " 

$. 4. Schließli werden gefammte Procuratoren und Advocaten an die, wegen 
der Zuhl und Gründe der Friſt-Geſuchen mehrmals erlaffenen Landesherrlichen und 
gemeinbefheiblichen Verordnungen, ihrem ganzen Umfange nad, erinnert und fie zur 
Gelebung derfelben auf die von ihnen geleifteten Eide zurüdgeführet, mit bem Anfügen: 

1) daß in den, zur Beeilung rechtlich begünftigten, Judicial-Sachen die Friſten, 
nad) Bewandniß der Sache, nicht von Juridif zu Juridik gehen, fondern kürzer 
und fo, als bie Beichaffenheit der Sache es erfordert, beftimmt und ohne Be— 
fheinigung rechtserheblicher Urfachen nicht verlängert werben follen; 

2) daß in den, zur Verengung ber erften Friſt rechtlich nicht qualificirten, Judicial- 
Sachen nad) gehabter eriten vollen Zuritif-Frift, bie zweite Srift, in mehrerem 
Betrachte, daß fchon die erfte volle brei Monathe umfaßte, und mithin perem=- 
toriih war, nicht anders, als auf hefcheinigte gefeglihe Gründe, und zwar nur 
auf drei Wochen, sub finali praejudicio- congruo ertheilt werden fol, und 

3) daß in Ertrajubirial- Saden, nad Ablauf der gewöhnlichen Termine, weitere 
Befriftungen nie anders, als aug legaler und ortnungsmäßiger befäpeinigter Ur- 
fache, gebeten und Statt haben follen. 

Damit Feiner fih mit Unwiſſenheit entfchulbigen könne; fo foll biefer gemeine 
Beicheid auch in tabula publica affıgirt werben. 
Publicatum Güſtrow, am Scluffe der Michaelis-Juridik 1799, den 12. October. 


1571. Appellationsinftanz für Wismar. 7. Erpt. 1803. 
Es wird hiedurch zu Jedermanns Wiffenfchaft gebracht, daß von Ihro Herzogl. 
Durchl. das Herzogl. Oof- und Landgericht zu Güſtrow gnädigſt beauftraget und 
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antorifiret ift, bis auf weitere höchſte Herzogl. Verfügung, in Anfebung ber Stabt 
und Herrſchaft Wismar, deren Gerichte, und ber bei benfelben ventilirt werbenden 
Rechtsfachen, und ber baraus entftehenden. Querelen und Appellationen, die Stelle des 
vormaligen Tribunals in Wismar zu verfehen. 

Schwerin, den 7. September 1803. 


1572. VBerbältniß der QIuftizcanzlei zu Schwerin zum Hof⸗ und 
Zandgericht binfichtlich dev Wismariensia. 5. Nov. 1803. 
Srieberih Franz ıc. Unfern ꝛc.! Wir ertheilen euch auf eure jüngfte An- 

frage, die Jurisbictiong-Berhältniffe Unfrer Stadt und Herrfhaft Wismar, in specie 

gegen euer Collegium, betreffend, hiedurch zur gnädigften Reſolution: daß ihr, fo 
lange euch Feine andere von Uns erlaffenen Befehle zufommen, oder produriret werden, 
euch in allen Rüdfichten gegen befagte Stadt und Herrfhaft, deren Berechner und bie 
bortigen Obrigfeiten, völlig wie bisher zu benehmen habet; und ftehet ihr, in Abſicht 
auf Die in folder Herrſchaft wohnenden, hinführo Unferm Hof- und Landgerichte als 

Iribungl, mittel» oder unmittelbar unterworfenen Perfonen, gegen Diefes Juſtiz⸗Colle⸗ 

gtum in chen bem Berhältniffe, worin ſich baffelbe gegen euch, in Abfiht auf Die 

Einwohner Unſers Fürſtenthums Schwerin befindet. Wornach ıc., und Wir verbl. ꝛc. 

Gegeben 1. Schwerin, den 5. November 1803. 

Sriederih Franz. 

An die Iuftig= Ganzlei hieſelbſt. x 


1573. Beftellung des Hof⸗ und Landgerichts sum Oberappellas 
tionstribunel für Wismar. 5. Nov. 1803. 

Sriederih Kranz x. Unfern 2. In Berfolg Unfers, euch durch Unſere 
Regierung gewordenen Auftrages de dato 7. Septbr. h. a., bis auf weitere Unſre 
Berfügung die Stelle Des Ober-Appellationg-Tribunals in ben procefiunlifchen Ange— 
legenheiten aus Unſrer Stabt und Herrfchaft Wismar zu vertreten; und in gnädigfter 
Antwort auf eure, sub praesentato 31. M. pr., dieferhalb eingegangenen Anfragen, 
wird euch hiemit weiter angefüget, daß 

1) vorgedachter Auftrag an jämmtlihe ordentlihe Medienburg-Schwerinfpe Mit» 
glieder eures Gollegii gerichtet fein foll; 

2) Wir beſchloſſen haben, Das gefammte, bisher für Unfre Stabt und Herrſchaft 
Wismar eingeführte Recht beizubehalten, mithin euch hiedurch zur Pflicht machen, in 
allen, nad den euch bereits zugejantten Acten, bei dem biebevorigen Wismarſchen 
Tribunale anhängig gemejenen und noch unentſchiedenen Rechtsfällen ſowohl, als auch 
in allen, künftig in Gemäßheit vorerwähnten Unſers Auftrages bei euch anzubringenden 
Querelen und Appellationen von den, in ſolcher Unſrer Stadt und Herrſchaft ange— 
ordneten Gerichten, auch Klagen gegen exemte, durch Unſern Auftrag euch unmittel⸗ 
bar unterworfene Perſonen, allemal die, für Unſre Herrſchaft Wismar bisher gege— 
benen, und fernerhin von Uns zu gebenden Geſetze und Landesherrlichen Vorſchriften 
zum Grunde zu legen, und darnad zu urtheilen. Es foll mithin auch 

3) die bisherige Tribunals- Ordnung vom Sjahte 1657, fo weit fie burd bie, 
mit dem Lande und dem Perfonale des Gerichts vorgegangene, Veränderung anmwend- 
lich bleibt, und bis Wir fonft Etwas darin pro futuro Landeaherrlih abzuändern 
erforderlich finden, und darüber neue gefegliche Verfügungen erlaffen möchten, fernerhin 
zur Norm ber Proceßführung in den vorbefchriebenermaßen zu eurer rihterlichen Com— 
petenz geftelleten Rechtshändeln dienen, und darnach allenthalben, mithin auch in Ab- 
fit auf die Umanmendlichleit der Juridiken, und auf Die Tare ber, für bie Mitglieder 
bes Tribunals gehörenden Sporteln, verfahren werben. 

Mas endlich | 

4) die Beitimmung ber Curialien in ben von euch, Kraft. vorerwähnten Auf- 
trages, an Unfer Confiftorium und ben Magiftrat zu Wismar zu erlafienden Verord⸗ 
nungen betrifft; fo lafien Wir euch von denjenigen, bie bei Unferer Regierung gegen 
beide diefe Behörden eingeführt find, in dem Anſchluſſe Nachricht extheilen, um euch 
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derſelben ebenfalls zu bedienen *). An dem ꝛc. Und Wir 2c. Gegeben ꝛc. Schwe⸗ 
rin, den 5. November 1803. 

Friederich Franz. 
An das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 


1574. Bon der Zuftificationsfrift. 42. Scpt. 1804. 
* Sriederih Franz ze. Unfern 2..I Da nad dem bisherigen Gerichtögebraud; 
bei Unfern übrigen Zandes= Gerichten die Yuftification Der Appellationen nicht an ein 
fatale gebunden ift, und Wir dieſes dem Appellations-Prozeß in Unfern Landen an- 
gemeffen finden; fo wird euch hiedurch aufgegeben: in den bei euch vorfommenden 
Fällen ein gleihfürmiges Verfahren zu beobachten, und hinführo nur darauf zu halten, 
daß die Appellanten bei ber Introduction entmeber fogleih den Libellum grava- 
minum bribringen, ober auch zur weitern Juſtification gewöhnliche Pe une 
mäßige Frift bewirken müſſen. Wir verbl, ꝛ*xc. Gegeben ꝛ⁊c. Schwerin, ben 12. 
Septbr. 1804. | 
Sriedberih Franz. 
An bie Juſtiz-Canzlei hiefelbft. 
41575. Praejudieium bei prorogirter Juſtificationsfriſt. 
22. November 1804. 
Friederich Franz ıc. Unfern ꝛc. Wir ertheilen euch auf euren Vortrag im 
Betreff der Friſten zur Zuftification der Appellationen, hiedurch zur gnädigſten Reſo— 
Intion: daß, da über den Punct, weldhes Praejudicıum bei ferneren Friſt-Bewilli⸗ 
gungen zu ermelbeter Juftification anzudroben fei, das Geſetz nichts bisponiret; es 
euerm richterlichen Ermeſſen überlaffen bleibt, nah Bewandniß der Umflände Das 
Praejudieium praeclusi, oder Die poenam deserti remedii anzubrohen. 
Wonach ꝛc., und Wir verbL ıc. Gegeben 0. Schwerin, ben 22. Nov. 1804. 
An die Juſtiz⸗-Canzlei Hiefelbft. 


1576. Bon Abgabe der conftitutionsmäßigen Erflärung. 
| 26. Gebr. 1805. 


Friederich Franz ıc. Unfern ꝛc. In ben Appellationsfällen, wo ber Ad- 
'vocatus causae in loco judich mohnet, habet ihr deſſen perfünliches Erfcheinen 
zur Abgabe ber conftitutionsmäßigen Erklärung nad) wie vor zu verlangen, und nur 
in dem Fall, wo er außerhalb wohnet, bie fohriftlihe Erklärung für genügend anzu— 
nehmen, damit der Parthei nicht durch bie Reife des Advocaten Koften verurfadht, 
und die Appellationen dadurch erfchweret werden. Wornach ꝛc. und Wir ıc. Ge« 
geben ıc. Schwerin, den 26. Februar 1805. 

An die Iuftiz> Sanzlei hiefelbft. 


1577. Bon der Remissio actorum an das judicium a quo. 
26. Febr. 1805. 


Unfern ꝛc. Wenn bei euerm Collegio von einem Amts- oder andern Niederge- 
richte eine Sache, es fei nun per modum simplicis querelae, ober durch fonftige 
Rechtsmittel angebracht und anhängig gemacht worden, dann aber cum remissione 
actorum ein Reformator-Erfenntniß erfolget; fo hat ſolches Reformator» Erfenntniß 
ber Querulant abzulöfen, und bie Ganzlei- Jura dafür zu entrichten. Indeſſen habet 


) An Bürgermeifter und Rath: Fr. Fr. ıc. Unfern ꝛc. Ehrnveſte, Ehrfame, liebe 
Getreue! In fine: und Wir verbleiben euch mil Gnaben gewogen. Gegeben ıc. Auf⸗ 
f — : Den Ehrnveſten und Ehrſamen, Unſern lieben getreuen Bürgermeiſter und Rath 
zu Wismar. 

An das Conſiſtorium zu Wismar: Fr. Fr. 2c. Unſern reſp. gnädigſten Gruß 
zuvor! Ehrnveſte, Wohl auch Würdige, Hoch: und Wohlgelahrte, liebe Andächtige und 
Setreue! In fine: und Wir verbleiben vefp. euch ze. Auffchrift: Denen Ehrn⸗ 
veften, Wohl: auch würdigen, Hoch⸗ und Wohlgelahrten, Unfern zum Conſiſtorio verord⸗ 
neten lieben Anbächtigen und Getreuen fammt unb fonders zu Wismar. | 
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ihr Dabei bie zurückgehenden Original-Acten nicht dem Querulanten anzuvertrauen, 
fonbern immer unmittelbar an dag, judieium a quo zurüd zu fenden, und ben 
Querulanten nur die Remissoriales mit Erlegung ber Gebühren auslöfen zu laffen, 
welches auf jeden Fall anpaffend bleibt, weil der Querulant auch in dem Fall, wenn 
ber Querulat in expensas condemnirt wird, dieſe Auslagen mit den übrigen Koften 
wieder erhält. Wornach ꝛc. Und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 
26. Februar 1805. | 

An bie Juſtiz⸗ Ganzlet biefeldft. 


1578. Gognition über den Susvenfiveffeet der eiugelegten NcchtS: 
mittel. 18. Oct. 1805. 

Grieberih Franz ıe. Unfern x.! Indem Wir euch Unfere völlige gnä- 
digſte Billigung derjenigen Grundſätze biedurd zu erkennen geben, welche eurem Be- 
ridhte vom 14. v. M. in Betreff der Befugniß der Niedergerichte über den Suſpen⸗ 
fio-Effect der von ihren Erfenntniffen an eines Unſerer Landes-Gerichte eingewandten 
Appellationen zu erkennen, unterliegen, communtciren Wir euch Unjer deshalb heute 
an Unſer Hof- und Landgericht erlaffenes Reſcript hieneben zu eurer Nachricht in 
Gnaden, womit Wir 1. Gegeben x. Schmerin, ben 18. Octbr. 1805. 

' Friederich Franz. 

An die Juſtiz-Canzlei hiefelbft und zu - 
Roſtock. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc.! Es iſt verleſen und erwogen, was ihr, 
wegen der Befugniß der Niedergerichte über den Suſpenſto-Effect einer, an die Lan 
des-⸗Gerichte eingemandten Appellation zu erkennen, unterm 24. v. M. berichtlih vor- 
getragen habet. - 

Da jedoch in dem Fpho 388, des Landes-Vergleiche, nur per modum exceptio- 
nis a regula, Unfern Juftiz » Canzeleien biefelbt und zu Noftod, fo wie Unjerm 
Consistorio veritattet iſt, in den, daſelbſt ausdrüdlich benannten Fällen über ben 
Sufpenfiv-Effect der, an euer Collegium eingemandten Appellationen zu erfennen, bin= 
gegen ben Niebergerihten ($. 426 und 427 daſelbſt) einige Cognition darüber eben 
. fo wenig eingeräumet worden, als vielmehr felbft der Magiftrat zu Roftod im Erb- 
vertrage vom Jahr 1584, 8. 59 und 60 ben Appellationen an Unfer Hof» und 
Land » Gericht unweigerlich zu beferiren angemwiefen. ift; fo werdet ihr, nachdem aud 
von Unjern beiden übrigen Zandes= Gerichten dieſerhalb Bericht eingezogen und bei 
felbigen ein gleiches. Verfahren gegen bie übrigen Untergerichte in Unfern Zanden be— 
obachtet worden, hiedurch im gnädigften Befehl autorifiret: auch bei eurem Collegio 
ben Uintergerichten Feinerlei Cognition über die fufpendirende Wirkung der an euch 
ergriffenen Appellationen zu geftatten, fondern nöthigenfalls mit Nachdruck darüber zu - 
halten, ba in Gemäßeit ber Interims-Gerihts-Drdnung vom 14. Jul. 1770 6. 16 
im Fall eines periculi in mora von dem judieio a quo mit Einfendung ber 
Acten Bericht abgeftattet und erwartet werden muß, ob’ die Proceſſe mit oder ohne 
Snhibition von euch erfannt werden. Wornach 30. und Wir ꝛc. Schwerin, ben 
18. Octbr. 1805. 

An das Hof⸗ und Land: Gericht. 


- 1579. Berechnung der Intimationsfrift. 24. April 1811. 
Sriederih Franz 1. Unjern sc. Wir haben bie von ber Pächterin Wiech— 
mann zu Rampe, als Vormünderin ihrer Slinder eingeführte Appellation von euren 
Erfenntnijfen in dem Rechtsftreit des Pächters Wichmann zu Voigtshagen gegen die- 
felbe, puncto Debiti, beigefügtermaaßen heute verworfen ,‚ und remittiren euch bie 
unterm 6. d. M. von euch eingereichten Arten hieneben in Onabden, womit Wir ıc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 24, April 1811, 
An bie Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. i 
Friederich Franz ar. Ebrſame sc. Wir geben Dir auf beine wiederholten 
Anträge, beine Appellationg » Einführung, wider die Erfenntniffe Unferer hiefigen Ju- 
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ſtiz-Canzlei in dem Rechtsſtreite des Penſionarii Wiechmann zu Voigtshagen wider 
dich, als Vormünderin deiner Kinder puncto Debiti betreffend, nunmehr zum Be- 
ſcheide: daß biefe Appellation ſowohl wegen der Irrelevantia Gravamınum als 
ob neglectum fatale intimationis, welche allerdings von eröffnetem Urtheile ober 
infinuirtem Decrete angerechnet werden muß, unftatthaft it, mithin kraft dieſes ver- 
worfen wird. Wornah x. Schwerin, den 24. April 1811. 

An die Pächterin Wiechmann zu Rampe. 


1580. Eigenſchaft der Intimationsfrift. 232. Jun. ISEL. 

Sriedberih Franz 2. Wann es fi ergeben hat, daß in ben Gerichten 
Unferer Lande über die Frage: von welder Zeit an das fatale intimationis ap- 
pellationis laufe? verſchiedene Meinungen angenommen werben, fo werben, um 
fünftig allgemeine Gleichförmigkeit zu erhalten, refp. mit Entbietung Unfers gnäbdigften 
Grußes, Unfere Landes - Gerichte und höhern Collegia, imgleichen geſammte Unſere 
Niedergerichte und Beamte, auch alle Magiſtrate in den Städten, fo wie die Guts— 
Obrigfeiten auf dem Lande hiedurch angewieſen und befehliget: die Intimation der 
Appellation in keinem Falle weiter für ein fatale anzunehmen. 

Wornach gefammte Gerichte in Unfern Landen in ihren Erfenntniflen fi) binfüro 
allewege zu achten. Urkundlich unter Unferm Handzeichen und Inflegel. Gegeben ır. 
Schmerin, ben 22. Junius 1811. 

Sriederid Franz. 
An gefammte Gerichte Hiefiger Lande. 


1581. Gemeiner Befcheid wegen PBrorogatiou der Friften ın Wis- 
mariensibus. 29. März 1816. 

Tas Hof- und Landgericht hat bemerkt, Daß die Sach- und Anwälde in Wis- 
marſchen Sachen, mit gänzlicher Hintenanjegung der Vorſchrift Der Tribunals-Ordnung 
P. 2. Tit. 2. $. 8., auf Erftredung der Appellations-, Introductions⸗ und Juſtifi— 
cationg=Frift, felbft mehreremale antragen. Da nun Diefe Frift gefehlih ſchon ſehr 
geräumig beftimmt ift, und meitere Dilationen in der Regel nur zur Berfchleppung 
der Sache, alfo zum Nachtheil ber Parteien gereichen, fo wird mit gänzlicher Aufhe- 
bung bes Gemeinen Beſcheides des vormaligen Königlich) Schwediſchen Tribunals vom 
17. Octbr. 1692, foviel Diefen ©egenitand betrifft, hiedurch verordnet: Daß es Icdig- 
lich bei der dürren Vorfchrift ber Zribunals- Ordnung Part. 2. Tit. 2. $. 8. ver- 
bleiben fol. Demnach werden hinfüro Feine andere Prorogationd= Gefuche, als in fo 
ferne ein erheblider Grund der Behinderung angegeben und glaubwürdig befdei- 
nigt ift, beachtet, Behinderungen ber Sachwälde aber biebei überall nicht berück⸗ 

fi'hligt werden. 
Zugleih wirb ben in der Herrihaft Wismar mwohnenten Notarien aufgegeben, 
in den von ihnen - ausgeftellten Documenten über eingelegte Appellationen bie Stunde 
der geſchehenen Interpoſition genau zu bemerfen. 

Publicatum Güftrow, den 29. März 1816. 


1582. Verhältniß Noftod’8 zum Oberappellatiousgerichte. 
14. Sept. 1818. 

Wir Friederih Franz ꝛc. Fügen hiemit zu willen: daß, nachdem Wir die 
bisherigen Berhältniffe Unfrer erbunterthänigen Stabt Roſtock und die derſelben durch 
die bekannten Verträge von Uns zugeſtandenen Gerechtſame, in Hinſicht auf das an⸗— 
geordnete gemeinſame Ober-Appellations⸗Gericht, näher -geprüft haben, Wir zur Ver⸗ 
volftändigung des Sphi 37 Unfrer Verorbnung vom 1. Julii d. 9. zur Publication 
ber Ober⸗Appellations⸗Gerichts⸗Ordnung, und in Folge Unfrer nachherigen Verord⸗ 
nung vom 1. Auguſt d. J., nunmehro hiemit weiter verordnen wie folget: 

Die Stadt Roſtock und ihr Magiſtrat ſtehen nach wie vor in erſter Inſtanz 
unter Unſerm Landes⸗Gerichte, und zwar ber Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow. Bon allen 
Crfenntniffen des Magiftrats aber, fie mögen von demſelben in erſter Inſtanz gefället 
oder in Sachen gefprochen feyn, die durch Appellation von einem ihm untergeordneten 
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Nieder⸗Gerichte, es fei Stadt⸗ ober Hospital⸗Gericht, an ihn gekommen find, ſoll vom 
1. October d. 3. an, bie Appellation grade und unmittelbar an bas Ober - Appella- 
. tiond-Gericht geben, jedoch mit Beibehaltung und Beobachtung der summae appel- 
labilis von fiebenzig Gülden. 

Vebrigens bat das Ober - Appellationg - Gericht nach der ihm geiworbenen allge= 
meinen Vorjchrift zu verfahren, in welder ſchon bie Rückſichtuehmung auf nicht aus⸗ 
drücklich aufgehobene privilegia speeialia liegt; wie denn auch, beſonders bei 
Sachen, welche zu dem Gaſtrechte gehören, von welchem der Sphus 50 bes neueſten 
Roſtochſchen Erbvertrags von 1788 redet, nur der efleetus devolutivus, nidt aber 
ber effectus suspensivus, nad) wie vor Statt finden foll. 

Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 14. September 1818, 

Srieberid Franz. 
Verordnung u,“ 
wegen Beitimmung des Verhältniſſes 
der Stadt Roflod zum Ober: Appel 
lationg = Gericht. 


1583. Appellationszug der Wismar’fchen Sachen. 1. Oct. 1818. 
Cs wird hiedurch zu Jedermanns Wiſſenſchaft gebracht, Daß die Juſtiz⸗ Canzlei 
zu Güſtrow von Ihro Königl. Hoheit interimiſtiſch beauftragt und authoriſirt iſt, in 
Anſehung der Stadt und Herrſchaft Wismar, deren Gerichte und der bei denſelben 
verhandelt werdenden Rechts-Sachen, auch der daraus entſtehenden Querelen und Ap⸗ 
pellationen, die Stelle des vormaligen Hof⸗ und Land-Gerichts nad) Vorſchrift des 
demſelben vormals ertheilten Commiſſorii zu verſehen, und ſind die etwanigen Querelen 
von deren Erkenntniſſen, nad wie vor an bie Großherzogl. Landes-Regierung zu richten. 
Schwerin, ben 1. Octbr. 1818, E 


1584. Appellationszug vom Stadtgeriht an den Magiftrat zu 
Parchim. B. Nov. 1818. 

Friederich Franz ı. Unfern ze. Ehrenveſte, auch Ehrfame, liebe Getreue! 
Wir ertheilen euch auf eure Beſchwerde vom 23. 9. M. im Betreff der von Unſerm 
dortigen Statt-Gericht verweigerten Anerkennung der Appellation an den Magiftrat 
dafelbft, nunmehr zur Rejolution: daß, durch bie ss. 16. und 28. der Publications- 
Verordnung Unferes Ober-Appellations-Gerichts, eine Entjcheidung über euer etwaniges 
Recht der Appellation von ftabtgerichtlichen Erfenntniffen nicht beab HORB: if. Wor⸗ 
nad ꝛc. Schwerin, den 9. Novbr. 1818. 

An den Magiftrat zu Parchim. 


1585. Verhältniß Noftod’d zum Oberappellationsgerichte. 
14. San. 1819. f 


Wir Friederich Franz ze. Geben biemit zu vernehmen: wie Unfre Landes- 
herrliche Verordnung vom 14. Septbr. 1818, in Rüdficht der Appellationen von ben 
Erfenntniffen der ©erichte zu Roftod, alfo zu verftehen ift, daß es mit ben, von ben 
Erfenntniffen bes Roſtockſchen Magiftrats vor dem 1. Detober 1818 an linfer ehe- 
maliges Hof» und Land⸗Gericht gegangenen Berufungen eben fo gehalten werben fol, 
als mit den von Unferen Juſtiz⸗Canzelleien und Unſerm Confiftorium in jenem Zeit⸗ 
raum babin gegangenen Appellationen; und Daß insbefondere auch Die vor Dem 
1. Oktober v. J. gegen bie Erfenntniffe bes befagten Magiftrats an das vormalige 
Hof⸗ und Landgericht interponirten Appellationen, bei annoch offenem fatale intro- 
ductionis, grade und unmittelbar an Unfer Ober⸗Appellations⸗Gericht geben follen. 
Wornach befagte Unfre Verordnung Kraft dieſes erläutert fein pe Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 14. San. 1819. 

Sriederidh Franz. 
Erläuterung 
ber Verordnung vom 14. Septbr. 1818 zur 
Beftimmung des Verhältniffes der Stadt Ro⸗ 
ftod zum Ober-AppellationssGerichte. 
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1586. Formalien der Reſtitution und Supplication. 
23. Sept. 1810. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ıc. Sn gnädigſter Antwort auf eure Anfrage 
vom 23. Juni d. J., die Einwendungen der remediorum restitutionis in in- 
. tegrum ordinarii et supplicationis bei Unferen Tanbes-Gerichten betreffend, ver- 
weifen Wir euch auf die ganz Fare Faſſung des $. 29. Unferer Publicator - Verorb- 
nung vom 1. Julius v. J., modurd bloß die darin ausgebrüdten neuen Formalien 
bes Reftitutons > und Supplications-Mittels als Abweichungen von dem bisherigen 
Verfahren, eingeführt find, im übrigen aber es bei ber bisherigen Form unverändert 
gelafien ift, am wenigften aber Die im $. AO und 52 Unferer Ober - Appellationd- 
Gerichts⸗Ordnung vorgefihriebenen Sormalien der Appellation auf die beiden obigen 
Rechtsmittel anmwendlih gemacht worden find, mithin auch die Intimation durch einen 
Notarius auf Feine Weiſe für nothwendig erflärt if. Wornach ꝛc. Gegeben ıc. 
Schwerin, ben 23. September 1819. 

Sriederid Franz. 
An die Suftig= Canzlei Hiefelbft. 


1587. Negiminalrefceript wegen des Appellationszugs vom Stadt: 
gericht an den Magiftrat zu Güftrow. 25. Aug. 1820. 

Unfer Magiftrat dafelbft hat unterm 18. Mat d. J. wider euch die abfchriftlich 
anliegende Beſchwerde darüber erhoben, daß in Sällen, mo Parteien gegen eure Er- 
Kenntniffe das Rechtsmittel ber Berufung an den dortigen Magiftrat ergriffen haben, 
ihr Denfelben nicht deferiren, und die Acten erfter Inftanz nicht an das erwählte Ju- 
dicium ad quod einjenden wollt. Da ſich aber aus früheren Verhandlungen er- 
giebt, daß außer den Appellationen von euch an Unſere Landesgeridhte auch Appella- 
tionen von euch an Unfern Magiſtrat dafelbft ftatt gefunden haben; fo habt ihr, werm 
bie Parteien diefen letzten Weg erwählen, einftweilen euch der Zulaffung berjelben, 
ber Edition der Acten und was fonft damit in Verbindung fteht, fo lange nicht zu 
entziehen, bis demnächſt über den Appellationszug “von Unferm Niedergerihte an Un- 
fern Magiftrat oder an Unfere Tandesgerichte eine Sinalbeftimmung erfolgen wird. 
An dem ıc. Gegeben ꝛc. Schmerin, den 25. Aug. 1820. 

An das Stadtgericht zu Güſtrow. 


41588. Verbot von Nachträgen zur Juſtificationsſchrift. 
4. Nov. 1822 

Das Oberappellations-Gericht hat bemerft, daß die Parteien und ihre Schrift» 
ſteller es fich oft beikommen laſſen, nad eingereichten Juſtifications⸗ Schriften und be⸗ 
wirktem Mandato de excipiendo in ver Appellations- ober Reftitutions-Zuftanz 
willkührlich, und felbft nah Ablauf der geſetzlich zur Einbringung folder Schriften 
beftimmten Sriften mit Nachträgen ad acta hervorzugehen, ohne daß babei irgend 
eine andere Urſache, als Bernadläffigung oder Bequemlichkeit der Schriftiteller zum 
Grunde lieget. 

Wenn nun aber ein foldes Benehmen zur Umgehung ber beflimmten Vorſchriften 
in ben $. 8. 58. 64. 66. 68 und 81 ber Ober - Appellationg = Gerichts - Ordnung 
führet, und den Procefgang verwirret, indem es Verbindlichkeit einer jeden Partei 
it, nicht nur bie geſetzlichen Friften gehörig zu beobachten, fonbern au vor Bewir- | 
fung des Mandati de exeipiendo ihre Yuftificationg- Gründe gleichzeitig und in 
gehöriger Zufanmenftellung zur gerichtlichen Prüfung einzureichen, infoferne nicht etwa 
erheblihe und zu befcheinigende Gründe Den Antrag um Erweiterung ber Frift oder 
Berftattung eines Nachtrages rechtfertigen, fo wird dieſes hiemit öffentlich zur allge- 
‚meinen Erinnerung gebradt, mithin ben Parteien, Sach⸗ und Anwälden angefüget: - 

daß, nach eingereichter Zuftifications-Schrift und darquf bewirftem Mandato de 

excipiendo ein weiterer Nachtrag nur bei gehöriger Befcheinigung eines erheb- 
lichen Grundes der unterlaffenen gleichzeitigen Einreichung anzunehmen, außerbem 


+ 
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aber heffen Retrabition ober den Umſtänden uach fonflige angemeifene Berord- 
nungen zu gewärtigen ftehet. 
Pardim, den A. Novbr. 1822. 
Großherzoglich Medlenburgifches semeinfihafttiges 
Ober - Appellationgd = Gericht. 


1589. Appellationszug der Wismarfchen Sachen. 30. Mai 1829. 

Wir Friederih Franz 2. Fügen hiemit öffentlich zu wilfen, daß, nachdem 
in Folge der gegenwärtigen commiflarifhen Verhandlungen mit der Stadt Wismar 
bie Unterordnung berfelben unter das Ober-Appellationsgericht zu Parchim‘, mittelft 
eined am 20. d. M. abgejchlojfenen und von Uns genehmigten Regulatives, feftgeftellt 
iſt, Wir bejchlojfen haben, die Juſtiz-Verhältniſſe für Unfere Stadt und Herrſchaft 
Wismar, melde burd die Verordnung vom 7. Septbr. 1803 nur proviſoriſch be= 
ſtimmt find, befinitiv zu reguliren. und dadurch die, $. 5 Unferer Publications - Ber- 
ordnung vom 1. Zulius 1818 vorbehaltenen, Beftimmungen zu erlaffen. Kir ver- 
ordnen daher wie folgt: 

$. 1. Die bisherige Unterordnung der Stadt und Herrſchaft Wiemar due die 
Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow böret mit dem 1. Julius d. J. gänzlich auf. 

SG. 2. Die Appellationen und Querelen von Unfern Amtggerichten zu Pöl und 
Neuflofter gehen von biefem Zage an, in Grundlage der Publicationg - Verordnung 
vom 1. Zulius 1818 8. 26, 27, 28 und 29, an die Auftiz-Canzlei zu Roſtock. 
Die Anwendlichkeit ber fönigl, ſchwediſchen Tribunals⸗-Ordnung — fo weit fie nach 
den Verordnungen vom 15. Febr. 1804 und 15. Septbr. 1808 überhaupt noch flatt 
fand — höret auf und werben Die Amtsgerichte lediglih auf die Interims - Ordnung 
und die fonfligen, in Unfern Landen für die Niedergerichte geltenden, Proceß-Geſetze 
veriviefen. 

$. 3. Die Appellationen unb Querelen von den geiftlichen Hebungs-Gerichten — 
wohin jedoch die Patrimonial- Gerichte ber, von den Hebungen außerhalb der Herr 
[haft Wismar befeffenen, in ben ritterfhaftlichen Aemtern belegenen, Güter nicht zu 
rechnen find — geben von bem genannten Tage an das magiftratiihe Obergericht 
zu Wismar. 

$. 4. Bon allen Erkenntniſſen deſſelben, ſo wie des Ehegerichts, ſie mögen in 
erſter Inſtanz gefället, oder in Sachen geſprochen ſein, die durch die Appellation von 
einem untergeordneten Niedergerichte, es ſei Stadt⸗ oder Hebungs⸗Gericht, dorthin 
gekommen ſind, ſoll die Appellation, ſo wie die Querel gegen das Verfahren, vom 
1. Julius d. J. an, grade und unmittelbar an das Ober⸗-Appellationsgericht zu 
Parchim gerichtet werden. Dabei wird bie Appellations-Summe zu 50 Rthlr. NZmpr. 
beftimmt. 

$. 9. Die bisher in bem Appellationg-Recefje vom 12. Dechr. 1581 enthaltenen 
und durch den Huldigungs⸗Receß vom 14. Junius 1653 beftätigten Beſchränkungen 
des freien Zuges ber Berufungen fallen fünftig fort. 
$. 6. Für das Berfahren bei Rechtsmitteln, weldhe gegen Verfügungen und' Ent- 
fcheidungen der ftäbtifchen Niebergeridgte und der Hebungs- Gerichte, vom 1. Julius 
d. 3. an, eingewandt werden, und ebenfo für das Verfahren bei Rechtsmitteln gegen 
Entſcheidungen ober Verfügungen des Obergeridhte, Die an das ber - Appellationg- 
gericht gelangen, wird bie Tönigl. ſchwediſche Tribunals- Ordnung gänzlih und für 
immer außer Anwendung gefeßet, und es follen allein die Beſtimmungen ber Ober- 
Appellationsgerihts-Drbnung und ber Publicationg-Berorbnung vom 1. Julius 1818, 
fo wie ber darin in Bezug genommenen Paragraphen des Tandesgrundbgefeglichen Erb- 
vergleichs und ber fonftigen Proceſſes-Geſetze Unſerer Lande, gelten. Die vor bem 
1. Julius bei biefen ſtädtiſchen Gerichten auf bisherige gefeßliche Weiſe ‚eingewanbten 
ober bereit eingeführten nicht devolutiven Rechtsmittel werben nach ber bis dahin in 
Wismar gültigen Proceß⸗Ordnung erlediget. Auch iſt es ben Parteien geftattet, wenn 
gegen eine Entfiheibung oder ein Decret Diefer Gerichte am 1. Julius d. J. bie, 
nach ber Publications = SEE, vom 1. Julius 1818 zuläffigen Rechtsmittel nicht 
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mehr eingewandt werden können, jedoch die Friſt zur Interpoſition der bisher ge⸗ 
bräuchlichen, nicht devolutiven Rechtsmittel annoch läuft, ſich dieſer letzteren zu bedienen, 
- and wird darin das Verfahren nad) den bisherigen Geſetzen geleitet, 

87. Rüdfihtli der gegenwärtig bei ber Juſtiz-Canzlei zu Güſtrow penbenten 
ober dahin eingewandten Rechtsmittel wird Folgendes beftimmt: 

1) Die bei diefem Landesgerichte am 1. Julius annoch unbeendigten, von dem Ma- 
giftrate zu Wismar oder dem vormaligen Conſiſtorio bafelbft, dorthin durch bag 
remedium appellationis oder nmullitatis gefommenen Proceffe werden an 
bas Ober-Appellationsgericht zu Pardim abgegeben. Die bereits beendigten 
Wismarſchen Sachen bleiben in der Güſtrowſchen Banzlei = Regiftratur, bis etwa 
deren Einforderung von dem Ober-Appellationsgerichte nothwendig erachtet wird, 

2) Inſoweit nad dem bisherigen Zribunald=Proceffe fofort auf ben Appellationg-, 
Reſtitutions- oder Deductions-Libell zur Urtbel abgefeget iſt, entſcheidet das 
Ober⸗Appellationsgericht nach Maßgabe der Ober-Appellationsgerichts⸗Ordnung 
über die Erheblichkeit der Beſchwerden, und leitet in Grundlage derſelben das 
weitere Verfahren. Es kommt alſo für die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels der 
Reſtitution, wenn ſolches auch bereits bei ber Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow einge- 
wandt und juftificiret worden, nicht weiter darauf an, ob nova in facto 
nachgemwiefen find, und wird das reinedium deductionis, falls daſſelbe er- 
wählet fein follte, beim Ober-Appellationsgerichte wie das remedium restitu- 
tionis benommen, ba der oberappellationogerichtliche Proceß das erſtere überall 
nicht zuläßt. 

3) Wenn in einzelnen Sachen von der Regierung annoch der Gebrauch bes reme- 
dii revisionis zugeſtanden ſein ſollte, oder die Nullitäts-Querel an die Regierung, 
in den von der Juſtiz-Canzlei zu GOüſtrow abgeurtheilten Sachen, gebraucht und 
zugelaſſen worden wären, fo werden dieſe Rechtsmittel gleichfalls beim Ober— 
Appellationsgerichte in Grundlage deſſen Proceß⸗Ordnung — nachdem auf ge— 
bührenden, bei der Landes⸗-Regierung einzureichenden, Antrag ber Intereſſenten 
demſelben darüber Verordnung zugegangen ſein wird — erlediget. 

4) Die, vor dem 1. Julius, gegen bie Erkenntniſſe des Magiſtrats zu Wismar an 
die Juſtiz⸗Canzlei zu Güſtrow, als bisheriges Appellationsgericht für bie Stadt 
interponirten Appellationen und Querelen geben bei noch offenem bisherigen fa⸗ 
tale introduetionis, von reſpect. drei Monaten und ſechs Wochen, grade und 
unmittelbar an das Ober-Appellationsgericht. Iſt die Appellation bei der Ju⸗ 
fiz-Canzlei zu Güſtrow bereits eingeführt, Die Acten find vom Magiſtrate aber 
noch nicht eingejfaubt, fo hat der letztere Diefelben, unerwartet weiteren Befehls, 
an dag Dber-Appellationggericht einzujenden. 

5) Die von ben Hebungs=-Gerichten zu Wismar an bie Yuftiz-Ganzlei zu Güſtrow 
vor dem 1. Julius anhängig gewordenen Appellationen werben dort in der Ap⸗ 
pellations⸗ Inſtanz beendiget. Wegen der weiter aber etwa zuftehenden Rechts⸗ 
mittel normirt gänzlid die Vorſchrift ber Yublications· Verordnung reſp. $. 26, 
27, 28 und 29. 

6) In foweit gegen foldhe Erfenntniffe der Hebungs⸗Gerichte vor dem 1. Julius 

d. 3. die Appellation an bie Yuftiz-Canzlei zu Güſtrow bloß eingelegt, aljo 
noch nicht eingeführt, und das bisherige fatale introduetionis annoch offen 
it, geben fie an das Dbergeriht zu Wismar und werben vor bemjelben 
erledigt. 
$. 8. Sp mie bie ſämmtlichen geiftlihen Hebungen, gleih ben ſtädtiſchen Ver⸗ 

maltungsbehörben, ber Juristiction bes magiftratifchen Obergerichts in erfter Juſtanz 
unterworfen find, fo follen auch die in der Herrfchaft Wismar belegenen Hebungs⸗ 
Güter bemfelben, felbft in ben Fällen, in benen bie Hebungen als Befiger ber Güter 
in Anfprucd genommen werben, übertragen fein. Die auf den Hebungs- Gütern und 
Dörfern, welche ber Raths⸗Juriſsdiction untergeben find, wohnenden, von ber Nieber- 
gerichtsbarfeit erimirten, Perſonen ftehen fortan in eriter Inſtanz gleichfalls unter dem 
Obergerichte. 
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$. 9. Die Stadt felbft und ihr Magiftrat fortiren vom 1. Julius an in erfter 
Inſtanz unter der Yuftiz-Canzlei zu Roftod, deren Diftricte mit dieſem Seitpuncte bie 
ganze Herrfhaft Wismar überwiefen wirb. 

Die bei der Juſtiz-Canzlei zu Güftrow am 1. Julius anhängigen Proceſſe diefer 
Art werden an die Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod abgegeben, und verfähret Diefe von dem 
Beitpunde nah Maßgabe der medienburgifhen Proceg- Ordnungen darin. Aud) 
ftehet den Parteien gegen die Entfcheidungen und Verfügungen berfelben ber Gebrauch 
ber gejeglichen Rechtsmittel frei, 

$. 10. Wir gebieten und befeblen demnach allen obern und niedern Behörden, 
auch gefammten Unfern Unterthanen und Einwohnern gnädigft und ernftlih, ſich nad 
dieſer Unferer Iandesherrlichen Verordnung auf das genauefte zu richten. 

Urkundlich haben Wir diefe Verordnung auf gewöhnliche Art vollzogen, auch, 
Daß fie Durch das officielle Wochenblatt gemeinfündig gemacht werde, befohlen. Ge⸗ 
geben auf Unfrer Veſtung Schwerin, den 30. Mai 1829, 


Friederich Franz. 
Verordnung 


über bie künftigen Iurisdictiong s Ver: 
bältniffe in der Stadt und Herrfchaft 
Wismar. 
1590. Bon deu Nechtömitteln in Civil: und in nicht criminellen 

Straffaden. 20. Juli 1840. i 

Paul Friederich ꝛc. Da es bei ber flatt gehabten Revifion ber bisherigen 
Oberappellationsgerichts⸗Ordnung zmweddienlich befunden ift, nicht nur die gefeßlichen 
Beſtimmungen über die Rechtsmittel in Givilfachen und nichteriminellen Strafſachen 
vollftändig zufammen zu faſſen — und gwar mit thunlichfter Befeitigung- aller durch 
bie Erfahrung erkennbar gewordenen Ungemwißheiten —, fondern aud) auf, ein abge= 
fürztes und vereinfachtes Verfahren Bedacht zu nehmen, infoweit bie Rückſicht auf aus— 
reichende Rechtsficherheit ſolches geftattet, jo haben Wir, nad bausvertragsmäßiger 
Communication mit Sr. Königlihen Hoheit dem Großherzoge von Medienburg-Stre- 
ig, und im Einverftändniffe mit Unſern getreuen Ständen landesherrlich beichloffen, 
Die hier beigefügte Verordnung, betreffend bie Redtsmittel in Civil- 
ſachen und nihteriminellen Straffaden, mie hierdurch geſchieht, Dergeftalt 
publiciren zu laſſen, daß Diefelbe für Unfere gefammten Lande, mit Einfchluß der 
Stadt und Herrfhaft Wismar, mit dem 1. October d. 3. in Kraft und Wirkung 
treien fol. 

Zugleich erflären Wir hierdurch, bag in Folge getroffener Uebereinkunft die vier 
Juſtiz⸗Canzleien zu Schwerin, Güftrow, Roſtock und Neuftrelig als gemeinfame Spruch⸗ 
bebörben beider Randesantheile, wie für Criminalfadhen, fo aud nunmehr für Eivil- 
ſachen und nichteriminelle Straffachen gegenfeitig conftituirt und anerfannt find. 

Vom 1. October d. 3. an find alle früheren mit der erwähnten Verordnung 
nicht übereinftimmenben geſetzlichen Vorſchriften, namentlih ift die Verordnung vom 
14, December 1836, über das Verbot ber Actenverfendung in Eriminal» und Polizei- 
fachen, als aufgehoben zu betrachten. 

Wegen der erfolgten Aufhebung ber bisherigen Dberappellationggerichts-Drbnung 
und ber Erläuterungs-VBerorbnung vom 27. Julius 1836, ferner der beiden Verord⸗ 
nungen som 17. März und 19, September 1837, betreffend die Beftellung und Le- 
gitimation ber Procuratoren, fo wie wegen bes einftweiligen theilmeifen Fortbeſtandes 
der Publications- Verordnung vom 1. Julius 1818, wird auf das Publicationg- 
Patent zur revidirten Oberappellationsgerichts-Ordnung und auf die Nebenverordnung, 
beide vom heutigen Datum, hingemiefen. 

Auch auf Die am erften October d. 3. fhon anhängigen Rechtsſachen findet 
bie gegenwärtige Verordnung injomeit Anwendung, als es nad Dem jebesmaligen 
Stande der Sache ausführbar iftz jedoch muß 

1) jede dann ſchon begonnene Rechtsmittel- Inftanz immer nad dem bisherigen 

Proceßrechte durchgeführt werben. 
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2) Die Frage, ob ein viertes Erkenntniß verlangt werden darf, iſt ausnahmsweiſe 


nach den bisherigen Rechten zu beurtheilen, wenn 
a.in Sachen, wekche in erſter Inſtanz bei den Niedergerichten anhängig find, 
die Actenverſendung zur Einholung des vom Oberappellationsgerichte in der 

Appellations-Inſtanz abzugebenden Spruchs bereits vor der Publication Des 

gegenwärtigen Geſetzes beantragt worden iſt; nach der Publication deſſelben 

findet ein ſolcher Antrag nicht weiter ſtatt; 

b. wenn gegen ein in zweiter Inſtanz geſprochenes Erkenntniß vor dem erſten 
Detober d. I. das Rechtsmittel der Reftitution bereits eingelegt worden ift, 
und baffelbe entweder nad gefeßlicher Vorſchrift, oder auf den Antrag des 
Imploranten durch Actenverſendung an eine Juriſten-Facultät erledigt 
werden muß. 

In einer hiernach zuläſſig befundenen vierten Inſtanz darf jedoch die, für 
den Fall, wenn ſelbige beim Oberappellationsgerichte zu verhandeln iſt, ſonſt zu- 
läffige, Einholung eines Facultätsgutachtens nicht beantragt werben, 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 20. Julius 1840. . 


Paul Friederid. 


Verordnung, betreffend die Rechtsmittel in Eivilfaden und in nicht— 


eriminellen Straffaden. 


Inhalts⸗Ueberſicht. 
J. Zuläſſigkeit der ordentlichen — in Eipitfagen 


1. Anzahl der zuläfiigen Erkenntniſſe — 8.1.1, 
2. Rechtsmittel der Appellation( Reftitution) und ber Duerel(Repräfentation) 5. 2. 
3. Gegenvorttellung beim — 5 - . 5 $. 3. 
4. Berechnung ber Appellationsfumme = ⸗ 8. 4. 
5 Ausſchließliche Anwendlichkeit der Appellation (Refitution), 

im Gegenfage zur Querel (Repräfentation) ⸗ = §. 5. — 8 


Ausſchließliche Anwendlichkeit der Duerel (Repräfentation) im 
Gegenſatze zur Appellation (Reftitution) = = §. 9. — 11. 
Gemeinfhaftlihe Beitimmungen in Betreff der Anwendlichkeit 


ber Appellation (Reftitution) unb ber Querel (Repräfentation) ⸗ $. 12, 
6. Anwendlichkeit der Rechtsmittel in Eoncursfachen - = ⸗ $. 13, 
7. Zuläffigfeit der Appellation und Reftitution in Euratelfahen - °S. 14, 
8. Befondere Erforderniffe für Die Anmwenbligyfeit der Querel = $. 15, 


9, Berzicht auf Rechtsmittel . 7. ⸗ ⸗ „= $. 16, 


II. Sinlegung und Durdführung der ordentlichen Rechtsmittel, 


A. Einlegung und richterlide Verfügung ze le 
1. Erforderniffe der Einlegung = ⸗ - = 1$. 17. 
2. Rechtsfolgen mangelhafter Einlegung = - = ⸗ ⸗ $. 18. 
3. Cognition über die Einlegung ⸗ $. 19. 
DB. Suspenfin-Wirfung in Appellations- und Reftitutionsfällen $. 20. — 23. 
Wegfallen ber OUSBERNDSTPIETENG in un und Repräſenta⸗ 


tionsfälen - ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ $. 24. 
C. Durchführung der Appellations⸗ — ⸗ ⸗ §. 25. — 30. 
der Reſtitutions⸗Inſtanzen = - = ‚31. — 37. 
ber Querel⸗Inſtanzen = ⸗ - = ⸗8. 38. 
der Repräſentations⸗Inſtanz = . . = $. 39. 

D. ©emeinfame ——— für al ae ⸗Inſtanzen. 
t. Friſten ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 6.40.— AA, 
2. Anzahl der Satzſchriften ⸗ Er $. 45. 
3. Bollmaditen der Sadmwälte = = © ⸗ ⸗ ⸗ $. 46. 
4. Recht des neuen Vorbringens = = ⸗ .. = $, 47. 
I. Zufammentreffen mehrerer Rechtsmittel = . = - 648, 
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6. Trennung des Erfenntniffes über Die proceſſualiſche an 
eines Rechtsmittels von dem Erfenntniffe in Der Hauptſache 49, 
7. Gemeinſchaft der Rechtsmittel -— ln: — Refor- 
matio in pejus = ⸗ ⸗8. 50. 

8. Form der Erkenntniſſe — Rotulations⸗ —— — Acten⸗ 
verſendung — Publications⸗Termine — Inſinuationen $. 51. 
9. Frivolitätsſtrafen. ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 9. 52. 
III. Derlarations-Geſuche - ⸗8. 533. 

IV. Wiedereinſezung in ben —— Stand —— 
rechtskräftige Erkenntniſſe — Nichtigkeiten — $. 54. 55. 

V. Recurs: 


1. in den Fällen verzögerter Rechtspflege ⸗ ⸗ ⸗ $. 56. 

2. in den Fällen unſtreitiger Gerichtsbarkeit = ⸗ ⸗ §. 57. 
VI. Rechtsmittel in el Straffaden: 

1. Fiscalifhe Proceſſe ⸗ ⸗ = = ⸗ $. 58, 

2. Sonftige nichteriminelle Straffagpen ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ $. 59. 


J. Zuläffigfeit der ordentliden Rechtsmittel in Eivilfaden. 
$. 1. Die Zuläffigfeit mehrmaliger richterlicher Erfenntniffe über einen und Anzahl ber 
benfelben Streitgegenftand entſcheidet fih nad ben folgenden Beftimmungen : — 
1) Für Streitgegenſtände unter zweihundert Thaiern NZwdr. an Werth iſt Sr nſe 
ein in zweiter Inſtanz erfolgtes beſtätigendes Erkenntniß allemal das letzte. 
Iſt dagegen das zweite Erkenntniß abändernd, ſo kann noch ein 
dritter Richterſpruch von der Partei beantragt werden, melde durch die auf das 
Rechtsmittel des Gegners erfolgte Abänderung ſich beſchwert findet. 
2) Bei einem Werthe des Streitgegenftandes von zweihundert Thalern 
NZwdr. und darüber kommen 
a. eben dieſe Vorſchriften (No. 1.) alsdann zur Anwendung, wenn das Ober⸗ 
appellationsgericht in zmeiter Inſtanz gefprochen hat. — 
b. Iſt aber von einer andern Gerichtsbehörde, als vom Oberappellationsge— 
richte, das zweite Erfenntniß abgegeben worden, fo ift Die Beantragung 
bes dritten Nichterfpruchs ber einen, wie der andern vermeintlich befchwer- 
ten Partei ‚unbebingt geſtattet. 
Auch darf in ſolchen Fällen noch ein vierter Spruch von der Partei be— 
antragt werden, welche durch eine auf das Rechtsmittel des Gegners vom Ober— 
appellationsgerichte in dritter Inſtanz erfolgte Abänderung ſich beſchwert findet; 
jedoch iſt ein ſolcher Antrag alsdann unzuläſſig, wenn das Erkenntniß dritter 
Inſtanz den erſten Spruch wieder hergeſtellt hat. 
$. 2. Die hiernach zuläſſigen Entſcheidungen zweiter, dritter, vierter Rechtsmittel 


Inſtanz können nur durch die — zur Abwendung einer ſonſt eintretenden der 

Rechtskraft nothwendigen — ordentlichen Rechtsmittel: N 
A. ber Appellation und Reftitution, ae 
B. der Querel und Repräfentation, ‚Querel (Res 


herbeigeführt werben, präfentation). 
1) Die Anmwendlichfeit ber Appellation ſowohl, als die ber Reftitution iſt Appellation 
dadurch bedingt, daß die Beſchwerde entweder gegen ein- Endurtheil gerichtet und 
wird, oder gegen ein ſolches Zwijchenurtheil, weldes zur Grundlage eines Be— Reftitution. 
weisverfahrens dienen fol, oder welches das Ergebniß einer Bemweisführung 
ausſpricht; — und zwar alles dies unter ber Vorausfegung eines Hauptrechts⸗ 
ſtreits und einer voraufgegangenen Berhandlung (ngl. $. 5. ff.). 
2) Wenn der GStreitgegenftand einen Werth von mindeftens zweihundert 
Ihalern NZmer. bat, und wenn baneben Das anzufechtende Erfenntniß nicht 
vom Oberappellationsgerichte geſprochen iſt, fo wird nur Appellation, in ben 
übrigen Fällen wird nur Reſtitution anwendlich; eine Wahlbefugniß zwifchen 
beiden findet nicht flatt, 


Querel und 
-Repräfenta: 
tion, 


Gegenvorftels 
tung beim 
Oberappellas 
tionsgericht. 
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Die Appellation bringt die Verhandlungen an ein höheres Gericht, die 
Reſtitution beläßt ſie bei dem bisherigen Gerichte. 

3) Hinſichtlich aller, die ſtreitigen Rechte verſchiedener Betheiligten gegen 
einander betreffenden gerichtlichen Erlaſſe, welche nicht zur Appellation 
oder Reſtitution geeignet find, iſt — inſofern nicht das eigene Ver— 
fahren des Oberappellationsgerichts zur Frage ſteht (K. 3.) — entweder die 
Fa oder die Repräjentation das ausſchließlich zuſtändige ——— (vergl. 
8§. 9. ff.). 

4) Die Repräſentation iſt nur gegen Entſcheidungen des Oberappella— 
tionsgerichts in zweiter oder Dritter Inſtanz anwendlich; in ben übrigen 
Sällen findet nur Querel ftatt. 

Die im $. 1 feftgeftellten Grundfäge über bie Anzahl der zuläffigen Er- 
fenntniffe gelten gleichmäßig für alle Rechtsmittel und kommen auch dann 
zur Anmendung, wenn die auf einander folgenden Inſtanzen durch verfchiebenar- 
tige Rechtsmittel herbeigeführt werden (vergl. $. 12. No. 2. 

$. 3. In Bezug auf das ei gene Verfahren bes Oberappellationsgeriöhts 
— im Öegenfaße ber von bemjelben in höherer Inſtanz abgegebenen Entfchei- 
dungen — wird nur eine Gegenvorftellung anwendlich. 

Eine ſolche Gegenvorſtellung iſt 

1) nur ausnahms weiſe an eine förmliche Einlegung und an eine Noth- 
friit für dieſelbe gebunden, und zwar in ben Fällen, wenn das Oberappellations⸗ 
gericht ein. bei ihm eingeführtes oder gegen feine Entſcheidung eingelegtes 
Rechtsmittel deshalb für unzuläffig erflärt hat, weil entweder dem vermeintlich 
Befchwerten überall Feine Rechtsmittel weiter zufländig, oder auf das zuftändige 
verzichtet, oder ben mefentlihen Erforberniffen ber Einlegung oder Einführung 
nicht genügt ift. 

2) Dagegen wird in allen Fällen die Gegenvorftellung nit bloß durch 
eine ausdrückliche, fondern auch durch eine ſtillſchweigende — namentlich aus der 
veränderten Lage des Procefies zu eninehmende — Anerkennung bed zur 
Frage ſtehenden Erlaſſes von ſelbſt ausgeſchloſſen; auch muß ſie, wenn ſie gegen 
einen ſolchen Erlaß gerichtet iſt, welcher auf den Ablauf einer vorgeſchriebenen 
Friſt einen Nachtheil geſetzt hat, vor der Vollſtreckung des letztern erfolgt ſein. 

3) Bei dem vom Oberappellationsgerichte auf eine ſolche Gegenvorſtellung 
Erkannten bewendet es für den vermeintlich Beſchwerten unbedingt; desgleichen 
für feinen Gegner, wenn derſelbe zuvor gehört worden. ft Dagegen ohne vor= 
gängiges Gehör bes Leitern abändernd erkannt, fo bleibt auch ihm noch eine 
Gergenvorftelung unbenommen. Das hierauf Erlaffene unterliegt Feiner weitern 
Anfechtung von Eeiten der einen bber der andern Partei. 

$. 4. Für die Berechnung der Appellationsfumme ($. 2. No. 2,) gelten 
folgende Regeln: 

1) Zunächſt entfcheibet ber Werth bes Gegenſtandes der Beſchwerden, 
wenn er für ſich allein beſtimmbar iſt; ſonſt entſcheidet der Werth des Haupt⸗ 
gegenſtandes des Proceſſes. | 

2) Alle Beſchwerden befielben Appellanten ober mehrerer Streitgenoffen 
find ihrem Werthe nach zufammen zu rechnen. 

Dei Prioritätsftreitigteiten genügt es, wenn bie Liquidate derjenigen, welde 
gemeinfam ein Rechtsmittel verfolgen, zu fammen die Appellationsfumme erreichen; 
au Tommt eo auf Den Betrag ber einzelnen Liquidate derer, gegen welche 
ein ſolches eingelegt wird, nicht an. 

3) Iſt nicht bloß über eine zunächſt eingeklagte einzelne Leiſtung zu er⸗ 
kennen geweſen, hat vielmehr die Entſcheidung zugleich die Hauptverpflichtung für 
bie Zukunft mit ergreifen müſſen, fo iſt Beides in Anſchlag zu bringen. 

4) Nur der Werth. der Hauptforberung und bie mit berfelben als fällig 
eingeflagten Zinſen Tommen in Betracht, auf bie damit verbundenen Schabens= 
Anfprüce, fo wie auf die Proceßkoſten wird Feine Rüdfiht genommen, 
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9) Jährliche Leiftungen auf unbeflimmte Zeit werben als Zinfen zu vier 
Procent berechnet, und kommt ber fi) darnach ergebende Capitalwerth in Anſchlag. 

6) Wegen bes bloßen Koftenpuncts findet Die Appellation nicht ftatt. 

7) In Zweifelsfällen iſt die Appellationsfumme als vorhanden anzuneh- 
men; jo wie aud) 

8) bei folden Rechten, bie Feine Schätzung zulaffen; jedoch 

9) in Injurienſachen nur dann, wenn bie geſchehene Berurtheilung zu 
einem Geld -Erlegniffe von mindeſtens 200. Rthlrn. NZmwbr., ober zu einem 
minbeftens 1Atägigen Gefängniſſe, oder wenn eine verfügte öffentliche Befannt- 
machung den Gegenſtand ber Beſchwerde ausmacht, 

$. 5. Die Appellation oder Reftitution findet gegen Entſcheidungen in erſter Nahere Be: 
oder in einer folgenden Inſtanz nur unter nachſtehenden Borausfegungen ſtatt. ſtimmung des 


Es muß die anzufechtende Entſcheidung unterſchiedes 

3. in einem Hauptrechtsſtreite (vgl. $. 9.) erfolgt fein, und zwar een 

31. auf Verhandlung — alfo auf vorgemefenes minbeftens einmaliges ober (Keftitution) 
präcludirtes Gehör beider ftreitenden Theile. Daneben muß und Querel 
III. dieſe anzufechtende Entſcheidung entweder GRepräſenta⸗ 


1) das den Gegenſtand des Proceſſes ausmachende Rechtsverhältniß der HM) 
freitenden Theile, wozu auch die Nebenleiftungen (Schadenserſatz, Zinfen, le 
Proceßkoſten) zu rechnen find, durch Derurtheilung oder Freifprechung ganz oder on 
theilweife enblid feitftellen; oder Appellation 
| i 2) eine ſolche endliche Feſtſtellung von Bemweisführungen abhängig machen; (Reſtitution). 
ober 

3) einen ſolchen durchgeführten Beweis, ohne ober mit Nuferlegung eines 
Eides, für gelungen ober für verfehlt erflären. 

6, Unter ber Bezeichnung eines Hauptrechtsſtreites ($, 5. No. J ) 
find mitbegriffen: bie eingeleiteten Proceffe 
. auf poffefforifche Klagen; 
. auf Klagen wegen Rechnungsablegung; 
. auf Präjudicial- Klagen (über den Perfonenftand); 
. auf Klagen wegen des ausjchlieglihen Befiges oder bes Mitbefiges von 
Urkunden ; 
e. über folde Einreden, welche im Erecutionsverfahren noch für an fi 
zuläſſig erfannt worten; 
f. auf Principal= Snterventionen. 

$. 7. Die Anwendlichkeit der Appellation oder Reftitution gegen ein in 
einer Appellations- oder Reſtitutions-Inſtanz erfolgtes Erfenntnig ift dadurch 
richt ausgefchloffen, daß wegen unterbliebener Rechtfertigung kein Gehör des Ap= 
pellaten oder Imploraten in dieſer Inſtanz (ogl. 8. 5. No. II.) ſtatt ge⸗ 
funden hat; auch braucht, wenn in einer Appellations-Inſtanz Die Entſcheidung 
auf den Grund der Unerheblichkeit der Beſchwerden erfolgt iſt, ſelbſt auf die 
Rechtfertigungsſchrift kein ſolches Gehör eingeleitet geweſen zu ſein. 

.8. 1) Als endbliche Feſtſtellung durch erfolgte Freiſprechung ($. 5. 

No. 148. 1.) ift nicht bloß die reine Abweifung des Gegners, fondern auch 
die Abweifung „angebrachtermaaßen »oder „zur Zeit” zu betrachten, mit Aus⸗ 
nahme ber Fälle, wenn eine folhe Abweifung wegen Nichtzuftändigkeit bes Ge— 
richts, oder wegen mangelnder Befähigung der Parteien zur gerichtlichen a0 
verfolgung geſchehen iſt. 

2) Für eine endliche Feſtſtellung iſt auch eine ſolche Verurtheilung zu 
en welcher noch ein Liquibationsverfahren nachfolgen muß. 

3) In Bezug auf bie — der Appellation oder Reſtitution gegen 
ein Beweisinterlocut (H. 5 III. 2) macht es keinen Unterſchied, ob die 
Beſchwerde gegen die Zulaſſung oder Nichtzulaffung von Beweiſen, gegen di⸗ 
Auferlegung berfelben, fo mie gegen bie Faſſung ber Beweisſätze, ober aber 
ob fie gegen die Zulaffung ober Berwerfung auch nur einer einzelnen perem=- 
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toriſchen Einrede, Replik u. ſ. w., nicht minder gegen eine in: Betreff der Le⸗ 
gitimation zur Sache erfolgte Entſcheidung gerichtet iſ. 

4) Im Fall eines richterlich auferlegten Eides (H. 5. III. 3.) führt 
ber inhalt beffelben zur Appellations- oder Reftitutionsbefchwerde (vgl. S. 10. 
No. 2.); nicht minder findet 

9) die Appellation oder Reſtitution in allen Fällen ſtatt, wenn mit Er⸗ 
theilung ber Wiedereinſetzung in den‘vorigen Stand gegen einen proceſſualiſchen 
Nachtheil ein an fich zur Appellation ober zur Reftitution geeignetes Erkennt⸗ 
niß c$. 5. III. 1,2, 3.) verbunden wird. 

$. 9. Die Duerel oder Repräfentation iſt in allen Fällen anwendlich, 
welche nicht zur Appellation ober Reftitution geeignet find ($. 2. No. 3, 4.). 

Demgemäß findet nur Querel oder Nepräfentation ftatt: 

1) in allen ben Proceijen, melde einem SHauptrechtöftreite vorbereitend 
voraufgehen, namentlih in Folge von Provocationen zur Klaganftellung, und von 
Enitionsanträgen zur Borlegung und Einſicht von Urkunden oder Acten; 

2) in allen aus Veranlaſſung eines bereits anhängigen Proceſſes ent- 
ſtehenden Nebenftreitigfeiten, mithin inſonderheit: 

a. auf im Laufe deſſelben vorkommende Editionsanträge, ſie mögen wider den 
Proceßgegner oder wider dritte Perſonen gerichtet ſein; 

b. gegen alle nur das Reſtitutionsgeſuch wider einen proceſſuallſchen Nach- 
theil (vergl. .S. 8. No. 5.), und ebenſo gegen alle nur die Wieberein- 
fegung in den vorigen Stand gegen rechtskräͤftige Erfenntniffe (vgl. 8. 45.) 
betreffenden Entfcheidungen ; 

c. gegen Abmweifungen „angebrachtermaaßen“ und „zur Zeit”, wenn fe ($. 8. 
No. 1.) wegen Nichtzuſtändigkeit bes Gerichts, oder wegen mangelnder Be— 
fähigung einer der Parteien zur gerichtlichen Rechtsverfolgung gefchehen find; 

d. im ganzen Laufe eines Executionsverfahrens, ſo wie in den Fällen einer 
beſonderen Klage auf die Vollſtreckung eines rechtskräſtigen Erkenntniſſes, 
mit alleiniger Ausnahme des Falles eines eingeleiteten neuen Proceſſes über 
ſolche Einreden, welche im Executionsverfahren noch für an ſich zuläſſig 
erkannt worden ($. 6. e.); 

3) gegen die Erkennung ober Aufhebung von Arreften, Sequeftrationen, in= 
terimiftifchen Anordnungen, Inhibitorien, fo wie von Sicherheitöverfügungen aller 
Art, ſelbſt wenn ſolche auf Befchlagnahme des ganzen Vermögens gerichtet fein 
follten, und zwar ohne Unterſchied, ob fie mit einem gegenwärtigen ober künf⸗ 
tigen Dauptrechtsftreite in Verbindung ſtehen oder nicht. 

$. 10. Nicht minder findet demnach die Querel oder Repräfentation ihre 
ausihlieglihe Anwendung: 

1) gegen alle Zwifchen - Erfenntniffe im Laufe des Proceſſes CInterlocu- 
torien), ‚mit alleiniger Ausnahme ber Fälle eines Erfenntniffes auf Beweis 
oder auf einen durchgeführten Beweis ($. 5. III. 2. u. 3.), mithin felbft als⸗ 
dann, wenn über einen Präjudicialpunet, namentlid über die Legitimation zur 
Sad, entfchieden fein follte; 

2) in Gtreitfällen über die Art und Weife der Ableiftung eines jeben 
Eides, ſelbſt wenn es ein richterlih auferlegter ift (Ss. 5. III. 3.), namentlich 
über die Frage, durch men die Ableiſtung geſchehen fol, fo wie ob ein Wahr- 
beitö= ober nur ein Glaubenseid verlangt werden barf. 

- Bei zugeihobenen Eiden wird aud wegen des richterlich feftgeftellten In - 

—— ber Eidesformel nur Querel ober Repräſentation anwendlich (vergl. 8. 8. 

o. 4.). 

G. 11. Ferner iſt nur Querel oder Repräſentation ſtatthaft: 

1) gegen die erfolgte Verweiſung von Einreden zur beſondern Ausführung; 

2) in allen Fällen, wenn lediglich ein geſetzlich eingetretener Nachtheil 
ausgeſprochen ober ein angedroheter vollſtreckt iſt; 

3) gegen Erkenntniſſe auf einen für deſert erklärten Beweis und auf ge⸗ 
leiftete ober verweigerte Eide, wenn bie Folge der Nichtführung des Beweiſes, 
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jo wie bie einer Ableiftung oder Verweigerung bes Eides bereits rechtskräftig 
feſtſteht; | 
4) gegen den Abſchlag eines Rechtsmittels, ‘welcher aus Dem Grunde ber 
procefjualifchen Unftatthaftigfeit deſſelben erfolgt ift; 
9) gegen Eutjcheibungen über Proceßkoſten in allen den Fällen, wenn das 
gegen den fonftigen Inhalt der Entſcheidung dem vermeintlich Beſchwerten zu= 
fändige Rechtsmittel die Querel oder die Repräfentation iſt; — fo wie gegen 
eine aus bejonderer Deranlaflung. erfolgte Verurtheilung eines Gerichts in Die 
. Quereltoften. | 
$. 12. Hinfihtlih bes Unterfchiebes zwiſchen Appellation oder Reftitution Gemeinfcaft: 


und Querel oder Repräfentation fommt es . lie Beſtim⸗ 
1). nur auf den Inhalt der anzufechtenden Entſcheidung, mithin nicht — in 

darauf an, ob ſie in der Form eines Urtheils oder eines Abſchiedes oder in der ee 

eines bloßen Deerets ergangen ift. feit der Ap⸗ 


2) Nur der’ Inhalt des legten durch das Rechtsmittel anzufechtenden pellation (Re: 
Erfenntuiffes fommt dabei in Betracht; baber findet auch nur Querel oder fitution) und 
Repräfentation flatt, wenn eine frühere zur Appellation oder Reſtitution geeignete a 
Entſcheidung in Folge eines Diefer Rechtsmittel aufgehoben und Vorſchrift zur 3 tion). 
- weitern Berhandlung ertheilt ift, 

$, 13. 1) In den Fällen eines Derfahrens aus ber Verordnung vom 17. Anwendlich⸗ 
December 1834 wegen Eröffnung und Abwendung von Eoncurfen keit der 
ift, mit Ausnahme ber Prioritäts-Beſtimmung des $. 5. b. jener Verordnung, a 
bie Querel ober Repräjentation nady wie vor das ausfihlieglich zuftändige Rechtsmittel. fachen. " 

Die im $. 11. e. derfelben enthaltenen befonderen Vorſchriften in Betreff 
der Querel gegen Niedergerichte werden hierdurch aufgehoben. 

2) Im Concursverfahren — fei 68 ein allgemeiner ober Specials Eon- 
enrd — iſt gegen bie Entſcheidungen und fonftigen Erlaffe des Concurs-Gerichts 
als foldhen, der Regel nad, die Querel — gegen bie Entjcheidungen bes Ober- 
appellationsgerichts .in ber Querel⸗Inſtanz Die Repräfentation — das ausſchließlich 
zufländige Rechtsmittel. Namentlih macht es Teinen Unterſchied, ob Differenzen 
zwifchen den Gläubigern über ben Betrieb und die Auflöfung des Concurfes, 
oder ob die ftreitigen Rechte Dritter in Bezug auf ben Zuſchlag der zur Sub» 
baftation gebrachten Grundflüde zur Frage ſtehen. 

Die Appellation oder Reftitution iſt vielmehr in Beihalt der Vorfchriften 
bes $. 5. nur zuläſſig in den Fällen, wenn entſchieden iſt: 

a. über Vindications-Anſprüche; 

b. über bie Liquibität, falls die Entfcheidung weiter gebt, als auf ben Le— 
gitimationspunct zur Erhebung eines an fih anerkannten Poftens; 

c. über bie Priorität; 

d. über die Maflenfeparation; 

e. über die Erfagverpflihtung Der gemeinfamen cereditorifhen Vertreter und 
Maſſenverwalter; es mag das Erfenntniß auf Berhandlung, oder auf offi- 
cielle Monitur und darüber eingeleitetes Gehör erfolgt fein. 
$. 14. Sn Curatelſachen if die Appellation oder Reftitution Zufäffigkeit 

nur gegen eine obervormundſchaftliche Entſcheidung über die Erfagverpflid- ber 

tung der Euratoren zuläſſig und zur Abwendung ber Rechtskraft nothmen- a 
Dig; es mag ein ſolches Erfenntnig auf Verhandlung, oder auf officielle Mo- 7 
nitur und barüber eingeleitetes Gehör erfolgt fein. Guratelfadyen. 

Segen alle fonftigen obervormundſchaftlichen Entſcheidungen und 
Erlaffe ohne Ausnahme — fie mögen mithin Die Anordnung oder Wiederauf- 
hebung einer Curatel, die Beſtellung oder Entlafjung‘ von Vormündern, bie 
Perſon des Euranden, oder bie VBermögensverwaltung, fo wie bie rechtlichen Be— 
ziehungen ber Curatoren zum Quranden und zur Obervormundſchaft betreffen — 
wird fein ordentliches Rechtsmittel (F. 2.), fondern nur der Recurs ($. 57.) 


anwendlich. 


Beſondere 
Erforderniſſe 
für die An⸗ 
wendlichkeit 
der Querel. 


Verzicht 
auf 
Rechtsmittel. 


Erforderniſſe 
der 


Einlegung. 
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F $.15. Die Anwendlichkeit ber Querel iſt durch nachſtehende Erforderniſe 
bedingt: 

1) Wenn der anzufechtende Erlaß nicht auf Verhandlung — alſo nicht auf 
vorgeweſenes, mindeſtens einmaliges oder präcludirtes Gehör beider ſtreitenden 
Theile — erfolgt iſt, ſo muß der Regel nach zunächſt bei dem bisherigen Gerichte 
eine Abhülfe der vermeintlichen Beſchwerde nachgeſucht werden. Es iſt mithin 
erſt gegen den auf die ſolcherhalb gemachte Vorſtellung erfolgten ganz oder theil⸗ 
weiſe ungewierigen Beſcheid, welcher bie Gründe bes Abſchlags enthalten muß — 
nicht aber gegen den frühern Erlaß — die Querel einzulegen. 

2) Ausnahme von dieſer Regel finden nur in der Inſtanz eines Rechts⸗ 
mittels ſtatt. 

Es iſt nämlich im nachſtehenden Fällen eine ſolche ber Querel -vorauf- 
gehende Borftellung beim bisherigen Gerichte ausgefchloffen, es muß vielmehr 
bie Einlegung dieſes Rechtsmittels fofort gefhehen: 

a. von ber Partei, welche bas Rechtsmittel eingelegt bat, wenn flatt ber Reſti⸗ 
tution Die Appellation oder Querel, fo wie wenn ftatt der Appellation 
oder Querel bie Reftitution für anwendich erklärt iſt; 

b. wenn die Appellation ober bie Reſtitution aus dem Grunde abge— 

ſchlagen ift, weil entweber bem vermeintlich Befchwerten überall Fein Rechts⸗ 
mittel weiter zuſtändig, oder auf bas zuftändige verzichtet, oder ben weſent⸗ 
lichen Erforderniffen ber Einlegung ober Einführung nicht genügt ift; 

c. wenn ein Abſchlag ber Querel aus biefen Gründen, und ebenſo, wenn 
ihre ſofortige Verwerfung wegen Unerheblichkeit der Beſchwerden — ohne 
oder auf vorgängige Einforderung der Acten — erfolgt iſt; 

d. wenn in einer Querel⸗Inſtanz ohne vorgängiges Gehör des Querulanten 
eine abändernde Entſcheidung ergangen iſt. 

3) Die nah dem Vorftehenden zur Abwenbung ber vermeintlichen Be⸗ 


ſchwerde der Regel nad zuläſſige Vorſtellung beim bisherigen Gerichte iſt zwar 


an Feine Nothfrift gebunden; fie wird jedoch nicht bloß durch eine ausdrückliche, 
fondern aud durch eine ſtillſchweigende — namentlih aus ber veränderten Lage 
bes Procefies zu entnehmende — Anerkennung des zur Frage fiehenden Er- 
laſſes von ſelbſt ausgefchloffen; auch muß fie, wenn fie gegen einen foldden Erlaß 
gerichtet iſt, welcher auf den Ablauf einer vorgefchriebenen Frift einen Nachtheil 
u a vor ber Vollſſtredung des letztern erfolgt fein. 

$. 16. Zum Boraus darf feinem andern Rechtsmittel entfagt werben, 
als der Appellation und Reftitution, entweder ganz, ober binfihtlih ber Sus⸗ 
penfio-Wirfung und der besfallfigen Cautionen; und auch biefer Verzicht iſt 
nur dann rechtsgültig, wenn er vor Gericht ausdrücklich erklärt ift, und ‚wenn 
beide Theile gleichmäßig verzichtet haben. 

Die vor Yublication ber gegenwärtigen Verordnung bereits gefhehenen 


Entfagungen auf Rechtsmittel find nach Dem bisherigen Rechte zu beurtheilen. 


u. Einlegung und nd. ber ordentlichen Rechts— 
mitte 

8§. 17. Jedes ordentliche Rechts mittel (Appellation, Reſtitu⸗ 

tion, Querel, Repräſentation), ſo wie die Gegenvorſtellung in den 

Ausnahmefällen bee $. 3. No. 1. muß binnen einer Notbfrift von vierzehn 

Zagen, mit Angabe der Befchwerden, eingelegt werden, und zwar bei bem Ge⸗ 

richte, welches die fragliche Verfügung erlaffen hat, ober in beffen Namen ſie von 


. einer Spruchbehörbe abgefaßt ift. 


Die Einlegung gefhieht mittelſt fihriftlichen Vortrages, ber nicht durch 
einen Notar überreicht zu werden braucht. Bei Niedergerichten iſt auch die 
mündliche Einlegung — zur Regiſtratur oder zum Protocoll — zuläſſig; die 
Partei iſt alodann zu befragen, durch en Puncte ber Entſcheidung fie ſich 
beſchwert erachte. 


Rechtsmittel. 361 


Das Gericht, bei welchem Appellation oder Querel eingelegt iſt, hat ſolches 
dem Appellanten oder Querulanten zu beſcheinigen, und zwar ſelbſt, wenn es die 
Appellation unbeachtlich finden ſollte (vergl. F. 19. No. 1. a. und c. und 
2. b). Nicht minder hat es die Beſcheinigung der erfolgten Einlegung eines 
Rechtsmittels auch, alsdann zu ertheilen, wenn dieſes Rechtsmittel entweder gar 
nicht, oder unrichtig benannt iſt, ſeinerſeits aber die Appellation oder Querel für 
anwendlich gehalten wird. 

F. 18. Wenn die Einlegung nicht zu rechter Zeit, oder nicht bei der 
rechten Behörde, oder nicht auf die vorgeſchriebene re geſchehen ift, fo zieht 
folches ben Verluſt der Rechtsmittel von ſelbſt nach fi 

Zur Wiedereinſetzung in ben vorigen Stand A bergleihen Verſäumniſſe 
oder Fehler ift bei dem Rechtsmittel ber Reftitution ber bisherige Richter, bei 
ber Appellation und Querel aber nur ber höhere Richter competent. 

Die unrichtige oder ganz unterbliebene Benennung hat ben Verluſt bes 
gefeglich auläffgen Rechtsmittels nicht zur Folge. 

$. 19. Bon dem bisherigen Gerichte ift jedesmal bie proceſſualiſche 
Statthaftigfeit bes eingelegten Rechtsmittels forgfältig zu prüfen. 

1) IR ein unrichtiges ober nicht beſtimmt bezeihnetes Rechts— 
mittel eingelegt worden, fo bat ber Richter folgende Vorſchriften zu beobachten : 

a. Wenn er findet, Daß bas Rechtsmittel ber Reftitution anwendlich ift, fo find 
die Berfügungen zu treffen, welche bei richtiger Benennung bes Rechts⸗ 
mittels erforderlich geweſen ſein würden. 

b. Wenn er das Rechtsmittel der Reſtitution für nicht anwenblich erachtet, fo 
hat er daſſelbe abzuſchlagen. Das Oberappellationsgeriht hat in ſolchem 
Hall, wenn Repräfentation anwenblich befunden wird, bie danach erforder= 
lihen Verfügungen zu treffen, 

c. Wenn ber bisherige Richter, ftatt ber eingelegten Appellation, die Querel 
zutreffend findet, fo ſteht es zu feinem Ermefien, .einftweilen — bis etwa 
Inhibitorialien eingehen — weiter in ber Sache zu verfahren (vergl 8. 24.). 
Dem Appellanten ift fofort bas danach Erforderliche zu eröffnen. 

d. Erſcheint es bem bieherigen Richter zweifelhaft, welches Rechtsmittel zu⸗ 

- treffend fei, fo if ihm unbenoinmen, Die Acten — auf Antrag oder ohne 
folden — an bas höhere Gericht, unter Wahrnehmung der Koften von 
ber vermeintlich beſchwerten Partei, befchleunigt einzufenden, und demſelben 
die erſte Entſcheidung über dieſe Vorfrage zu überlaſſen. 

e. Wenn in ſolchem Fall (d.), ſo wie auch im Fall einer gegen die Zu— 
laſſung oder ben Abſchlag der Reſtitution erhobenen Querel bie Anwend- 

lichkeit der Appellation oder Querel rechtskräftig feſtgeſtellt wird, fo bedarf 
es keiner Einführung Diefer Rechtsmittel, 


Rechtsfolgen 
mangelhafter 
Einlegung. 


Cognition 
über die 
Einlegung. 


2) Zeigt ſich, daß dem vermeintlich Beſchwerten überall kein 


Rechtsmittel weiter zuſtändig, oder auf das zuſtändige verzichtet, 
oder den weſentlichen Erforderniſſen der Einlegung nicht genügt 
iſt, ſo hat das Gericht, 
a. wenn ber Sache nach das Rechtsmittel der Reſtitution oder Repräſentation 
das zutreffende geweſen fein würde, baffelbe als unftatthaft fofort zu verwerfen; 
b. falls Appellation eingelegt worden, ober dieſe als das ber Sache nach zutref- 
fende Rechtsmittel erſcheint, deſſen ungeachtet einftweilen — bis etwa In⸗ 
bibitorialien eingeben — weiter in ber Sache zu verfahren; audy bem 
Appellanten zu eröffnen, daß ſolches gejchehen werde. Dem Gerichte ſteht 
aber auch frei, die Acten, unter Wahrnehmung ber Koften von ber ver- 
meintlich beſchwerten Partei, fofort an bag Appellationsgericht einzufenden, 
$. 20. Der zur Appellation oder Reftitution geeignete Inhalt 
eines Erfenntnifjes Tann bis zum Ablauf ber Einlegungefrift ($. 17.) nit zur 
Bollziehung gelangen; besgleichen wird durch die Einlegung eines biefer Rechts⸗ 
mittel, wenn bafelbe nicht einftweilen unbeachtlich (5. 19. No .1. c. und 2.b.), 


Suspenſiv⸗ 
Wirkung 


in 
Appellations⸗ 
und 
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fällen. 
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oder ſofort verwerflich iſt, das weitere Verfahren bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung über die aufgeſtellten Beſchwerden in ſoweit gehemmt, als die Entjchei- 
bung dadurd angefochten und, feine zum Fortſchreiten in ber Sache geeignete 
theilweife Rechtskraft eingetreten ift. 

$. 21. Ausgenommen von bdiefen Regeln find: 

A. bie im Ererutin- oder bedingten Ramalg Frosch erfolgten Entſcheidungen. 
In einem ſolchen Fall iſt 

1) auf Verlangen des einſtweilen obſiegenden Theils, ohne eine von dem— 
ſelben zu beſtellende Caution, der Verurtheilte ſchuldig, dasjenige, was er 
ſeinem Gegner zahlen oder ausliefern ſoll, zum gerichtlichen Depoſitum zu 
bringen. Die künftigen gegenſeitigen Leiſtungen an Zinſen, Schäden und Koſten 
ſtehen zur Enſcheidung in der Hauptſache. 

Wenn dagegen 

2) ber einftweilen Berechtigte die Zahlung uber Auslieferung bes ihm vor- 
läufig Zuerfannten begehrt, fo muß er auf Berlangen ber Gegenpartei eine 
rechtegenügende Caution für die demnächſtige Wiedererſtattung und Schadlos⸗ 
haltung auf eine gerichtlich zu beflimmende Summe durch von ihm darzulegende 
ausreichende Realſicherheit beftellen. 

$. 22. Ferner find von obigen Regeln ($. 20.) ausgenommen: 

B. die Fälle, wenn mit bem Aufjchub ber Vollftredung bie Gefahr eines 
Schwer zu erfegenden oder ſchwer zu ermittelnben Schadens verbunden iſt; als 
wohin alle Räumungsfachen, fo wie die Fälle der Verordnung wegen der Kir- 
chen⸗ und Pfarrbauten vom 27. December 1824 gerechnet werben follen. 

1) In diejen Fällen ift bie Partei, welche die Vollſtreckung verlangt, zu 
einer genügenden Sicherheitsleiftung verpflichtet, mit Ausnahme des Falles, 
wenn ihr Antrag nicht weiter gebt, als auf eine proviſoriſche Vollſtreckung 
bes ihr günftigen Urtheile, — d. h. eine foldye, wobei die demnächſt etwa erfor- 
berlihe Wiedereinjegung ungefährbet bleibt. 

2) Derjenige, wider den bie Bollftredung geſchehen fol, kann dieſe Maaß— 
regel dDaburd abwenden, daß er genügende Caution wegen ber Anſprüche des 
Gegners in der Hauptfache fowohl, als binfihtlih des aus ber gehemmten 
Bolftredung etwa entftehenden Schabend beftellt. 

3) Schon in erfter Inſtanz ift eine eventuelle Verhandlung barüber zu— 
läffig, ob und unter welchen Bedingungen eine demnächſt etwa zu Gunſten des 
Betheiligten ausfallende Entjheitung ohne Aufichub zu volftreden if. Der 
Richter hat dann mit dem Erfenntniffe in der Hauptſache zugleih das Nöthige 
in Betreff der einftweiligen Bollftredung zu verfügen. 

$. 23. Wenn Dagegen erft nad Abgabe des Erfenniniffes in der Daupt- 
ſache darauf angetragen wird, daß daſſelbe vor eingetretener Rechtskraft ($. 20.) 
auf den Grund der gejehlichen Ausnahmen (SS. 21. 22.) vollfiredt werte, fo 
bat in Reftitutiongfällen das bieherige Gericht hierüber allemal felbit zu 
entfcheiden und demgemäß weiter zu verfahren. 

Auch in Appellationgfällen hat dafjelbe, bis auf etwa eingehende In— 
bibition Des Appellationsgerichts (vergl. $. 27), bie gleiche Berechtigung und 
Verpflichtung. Nur auf einen von ber Partei, welche die Vollſtreckung begehrt, 
ausdrücklich geftellten Antrag find ftatt deffen Die Acten fofort an das Appella= 
tionsgericht einzujenden, und hat lehteres fobann — in geeigneten Fällen, ohne 
Abmwartung des Ablaufs ber Einlegungs= oder Einführungsfrift — bie nachge— 
ſuchte Entſcheidung abzugeben, mithin nad Befinden dem Gerichte ber vorigen 
Inſtanz das weitere Verfahren zu geftatten, ober felbft die vorläufige Boll- 
firedung zu verfügen, oder etwanige proviforifche Verfügung zu treffen. 

. 24, Auf eingelegte Querel oder Repräfentatson if der bis- 
berige Richter niemals genöthigt, fein weiteres Verfahren zu filtiren. 

Er iſt jedoch fowohl dazu, als auch zu proviforiihen Berfügungen, fo 
wie — in Querelfälen — zu einer fofortigen Acteneinfendung unter Wahr: 
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nehmung der Koſten vom Querulanten befugt, wenn er das Eine oder das 
Andere nach Lage der Sache für zweckmäßig hält. 

$. 25. Die Appellation gegen. Entſcheidungen eines Niedergerichts geht 
an bie dem Gerichtsbezirke nad) zuftänbige Zuftiz-Canzlei. 

Bon den Juſtiz-Canzleien, fie mögen in eriter ober zweiter Inſtanz ent- 
fhieden haben, wird an das Oberappellationsgericht appellirt. 

Für die Roftoder und Wis marſchen Geridtöverhältniffe find ſolcherhalb 
bie ſtädtiſchen Obergerichte den zuftändigen Süftiz-Canzleien gleich zu achten. 

Die Appellation gegen Entfcheidungen 

1) bes Conſiſtoriums zu Roſtock, 

2) bes Univerfitäts - Gerichts daſelbſt und 

3) der Kriegsgerichte, in foweit deren Erfenntniffe die bürgerlichen DVer- 

hältniſſe der Militairperfonen betreffen, 

führt, bis auf anderweitige Beftimmung, unmittelbar an bag Oberappellationsgericht. 

$. 26. Die Einführung der Appellation muß bei dem zuftändigen höheren 
Gerichte binnen einer Nothfrift von vier Wochen — von dem auf die Publi- 
.eation oder Inſinuation ber angefochtenen Berfügung folgen- 
den Lage zwölf Uhr Mittags angerechnet (8. 40. Abſch. 2.) — mit fpecieller 
Angabe der Befchwerden fihriftlich gefcheben. Die Verſäumung oder Unterlaffung 
bes einen oder andern biefer Erforderniffe zieht ben Berluft bes Rechtsmittels 
von felbit nach fich. 

Der Einführungsſchrift iſt das Atteſt über bie Einlegung ber Appellation 
(6. 17. a. E.) in Urſchrift und das bejchwerende Erkenntniß mindeftens in 
beglaubter Abſchrift beizulegen. Wenn folderhalb etwas verfäumt worden, fo 
ift die nachträgliche Einreihung binnen furzer Frift aufzugeben, deren Nichtbeob⸗ 
achtung den Berluft des Rechtsmittels von felbft nach ſich zieht. 

Eine unrichtige oder ganz unterbliebene Benennung des eingeführten Rechts⸗ 
mittels hat den Verluſt des gefeglich zuläfftgen nicht zur Folge, 

$. 27. Bon ber Einführung an ftebt das weitere Verfahren, bis zur 
Beendigung ber Sinftanz, unter ber Leitung des Appellationggerichts. 

Lehteres bat bie proceffualiihe Zuläffigfeit bes eingeführten Rechtsmittels 
fofort zu prüfen. Wird folhe als vorhanden angenommen, fo ift die Actenein= 
forderung zu verfügen, und — nad Befinden ber Umftände — das Berfahren 
des bisherigen Richters zu hemmen (vergl. $. 19, 21 — 23.). 

Nach Ablauf der zur Acteneinſendung gefegten Frift (in der Negel vierzehn 
Tage) ift Die besfallfige Verfügung von Amtswegen gefihärft zu erneuern, bis 
ihr Folge geleiftet wird; und zwar bas erfte mal auf Koſten des Appellanten, 
demnächſt aber auf Koften bes fäumigen Gerichte. 

Wenn ber Appellant auf einftweilige Ausfegung ber Wcteneinforderung 
anträgt, fo darf fie bis nach abgelaufener Redtfertigungsfrift ($. 29.) unter- 
bleiben, falls und fo lange ber Appellat dieſem Antrage nit widerſpricht. 
Eine ſolche Ausſetzung iſt dem Richter voriger Inſtanz befannt zu machen. 

$. 28. 1) Wird die Appellation vor Einforderung ber Acten, oder nad 
Eingang berfelben, aus dem Grunde unzuläffig befunden, weil ehtweder dem 
vermeintlich Beſchwerten überall Fein Rechtsmittel weiter zuftändig, ober auf Das 
zuftändige verzichtet, oder den weſentlichen Erforderniffen der Einlegung oder Ein⸗ 
führung nicht genügt ift, fo ift Diefelbe ohne Weiteres abzufhlagen und ber vorige 
Nichter Davon in Kenntniß zu feßen. 

2) Zeigt ſich bingegen, flatt ber unrichtig gewählten Appellation Die Re— 
flitution zutreffend, fo iſt der Appellant auf die ordnungsmäßige Durchführung 
ber Reftitution zu verweifen, und dies felbft alddann, wenn ber bisherige Richter, 
welcher mit Diefer Verfügung allemal befannt zu machen ift, die Reftitution früher 
aus bem Grunde ber Anmwendlichfeit der Appellation abgefihlagen haben follte. 

Wird ftatt ber Appellation die Querel anmwenblich befunden, fo iſt bergeitalt 
zu verfügen, als wenn Die Querel ausdrücklich eingeführt wäre; nöthigenfalld 
unter Bewilligung einer furzen Friſt zur Rechtfertigung der Befchwerben. 


Appellationd: 
gerichte. 


Einführung 
der 
Appellation. 


Richterliche 
Verfügungen 
auf die 
—— 


en 
Appellation. 


——— 


—— 
und richter⸗ 
liche Verfü⸗ 
gungen auf 
dieſelbe. 


Acten⸗ 
Remiſſion. 


Reſtitutions⸗ ® 


Inſtanz. 
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In Bezug auf den etwanigen Abſchlag der Suspenſiv⸗Wirkung normirt 
auch in dieſer Lage des Proceſſes die Vorſchrift des $. 23. a. €, 

$. 29. Die Orbnungsfrift zur Rechtfertigung der Appellationsbe— 
fchwerden hat ben Umfang von zehn Wochen (vergl. $. 26. pr.). 

Nach eingegangener oder ausgeſchloſſener Rechtfertigung hat das Appellations⸗ 
gericht, 

1) wenn fih die procefjualifche Unftatthaftigfeit bes Rechtsmittels ($. 19.) 
erft nunmehr hervorgeben follte, nah Vorfchrift bes $. 28. No. 1. und 2. zu 
verfahren. 

Wegen etwanigen Ahfälage ber Suspenſiv-Wirkung wirb ber $. 23. 


‚a. E. anwendlid. 


2) Wenn bei einer broceſſualiſch zuläſſigen Appellation die Beſchwerden 
unerheblich befunden werden — in welcher Beziehung Die genaueſte Prüfnng 
anzuſtellen iſt —, ſo erfolgt demgemäß ſofort die Beſtätigung der angefochtenen 
Entſcheidung, und iſt ſolche dem bisherigen Gerichte mitzutheilen. 

Die Remiſſion der Acten geſchieht in dieſem Falle erſt nach eingetretener 
Rechtskraft, wenn nicht die Eile der Sache ein Anderes nothwendig macht. 

Wird dagegen eine ſofortige Beſtätigung nicht anwendlich, ſo iſt 

3) auf eine eingegangene Rechtfertigung (vergl. S. 45. No. 3.) Ver⸗ 
handlung einzuleiten und nad Ermeflen bes Gerichts, entweder Dem Appellaten 
aufzugeben, feine Exceptionsſchrift — in ber Regel binnen acht Wochen — ein 
zureichen, ober ein eben fo lange. hinauszufehender Termin zur Güte anzube- 
raumen, unter dem Nachtheil bes Actenſchluſſes und mit ber Sreilaffung, bie 
Erreptionalen 3 Tage vor dem Termine einzureichen. 

$. Nach eingetretener Rechtskraft des Appellationg = Erfenntniffes find 
die Acten von Amtswegen zum weiteren Verfahren, unter Wahrnehmung ber 
Koſten vom Appellanten, zurüdzufenden. 

Auf Antrag kann die. Acten» Remiffion auch ſchon früher, bevor noch die 
Sache in ihrem ganzen Umfange beendigt iſt, geſchehen, wenn einzelne trennbare 
Streitgegenſtände bereits rechtskräftig entſchieden, oder nur noch Nebenpuncte 
unerledigt find. Es ſteht in ſolchem Fall zum richterlichen Ermeſſen, zweck⸗ 
dienliche Maaßregeln zu treffen, damit die Hauptſache nicht unnöthig aufgehalten 
werde; namentlich bie Verhandlung eines wegen ſolcher Nebenpuncte noch zu- 
ſtändigen Rechtsmittels einftweilen auszufegen, ober demnächſt Acten = Abfhriften 
zum Zwed ber Erlebigung der noch nicht hinlänglich erörterten Puncte veranftalten 
u laffen. 

$. 31. 1) Das Berfahren in jeder Reſtitutions-Inſtanz fteht, bis zur 
eingetretenen Spruchreife, unter der Leitung desjenigen Gerichts, bei welchem 
Das Rechtsmittel nad) Vorſchrift des $. 17. eingelegt worben. 

2) Nach eingetretener Spruchreife wird in der Reſtitutions⸗Inſtanz Das Er— 
fenntniß von einer ber vier Juſtiz-Canzleien zu Schwerin, Güſtrow, Roftod 
und Neuftrelig — in Roftod und Wismar unter Umftänben ($. 32.) von ben 
bortigen Obergerichten — abgefaßt, und zwar immer Namens bes baffelbe 
einholenden Berichts, mit dem Beifake: 

- „auf eingebolten Urtheilsſpruch ber ꝛc.“ 

Nur die Reftitution gegen Entfheidungen bes Oberappellationsgerihts macht 
in biefer Beziehung eine Ausnahme ($. 37.). 

Für Das von einer Juſtiz-Canzlei in ber Reſtitutions-Inſtanz abgefaßte 
Srfenntniß fol, wenn die Streitfache zu ben geringfügigen gehört (unter 30 Rthlr. 
NZwdr. an Werth), nur ber geringfte Anfah der Urtheilsgebühr nad ber 
Sanzleitare erlegt werden. 

3) Keiner ber freitenden ‚Theile ift befugt, eine ober bie andere ber ge= 
meinfamen Spruchbehörden auszuwählen ober zu verbitten. 

. 32. Wenn ein Niebergeriht ben Spruch einholt, fo muß bad Er- 
kenntniß zweiter Inſtanz von ber zuſtändigen Juſtiz⸗Canzlei ($. 25.) abgefaßt werben. 
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In Roſtock und Wismar bat das fläbtifche Obergericht das Erkenntniß 
zweiter Inſtanz abzufaffen. 

Ein Erkenntniß dritter Inſtanz iſt von einer ber übrigen Juſtiz⸗Canzleien 
abzugeben, und zwar nach Auswahl des daſſelbe nachſuchenden Gerichts, 

$. 33. Hat dagegen eines der Gerichte, von welchem unmittelbar an das 
Oberappellationsgericht appellirt wirb ($. 25.), den Spruch einzuholen, fo hängt 
es lediglih von der Beſtimmung eines foldhen ‚Gerihts ab, an welche YJuftiz- 
Canzlei die Arten zur Abfafjung des Erfenntniffes zweiter Snftanz und an welde 
der übrigen Yuftiz-Canzleien fie zur Abfafjung bes Erfenntniffes britter Inſtanz 
zu fenden find, 

$. 34. 1) Ein procefjualifch ſtatthaft befundenes Rechtsmittel ber Re⸗ 
flitution ($. 19.) darf nicht fofort aus dem Grunde ber Unerheblichkeit ber 
Beihmwerben verworfen werben, vielmehr ift, im Hall erfolgter Rechtfertigung, 
auch der Implorat vor Einholung des Erkenntniſſes zu hören. Nur in der 
beim Oberappellationsgerichte zu verhandelnden —— ⸗Inſtanz iſt eine 
Ausnahme von dieſer Regel zuläſſig (8. 37. ): 

2) Dagegen find bie Borfchriften des $. 30. — angemeſſener Förderung 
der Entſcheidung in der Hauptſache u. ſ. w., beziehungsweiſe auch für jedes die 
Verhandlung der Reſtitutions⸗Inſtanz leitende Gericht anwendlich. 

3) Sn Saden unter dreißig Thaler NZwor. an Werth (vergl. $. 4.) 
und in allen bei ben Niedergerichten anhängigen Injurienſachen, welche nicht 
appellabel find ($. 4. No. 9.), ſoll in der — nad S. 1. etwa zuläſſigen — 
dritten Inſtanz überall Feine Verhandlung ber Parteien ſtatt finden. Eine Recht- 
fertigung der Befchwerden ift nicht zuzulafien, mithin auch der Gegner nicht zu 
bören. Die Acten find in ſolchem Fall fofort auf die procefiualifh zuläffig be— 
fundene Einlegung ber Reftitution zur Einholung bes brilten Erfenntniffes zu 
verfenden. 

$. 35. Bon den Niedergerichten ift Reſtitutlons⸗ 

1) auf die Einlegung ein Termin — nicht über ſechs Wochen von Zeit en ei 
ber Publication oder Inſinuation bes Erfentnifies hinaus — zur Verhandlung it 
über Die Befchwerden anzufeben. 

2) Eine vor bem Termine eingehende Rechtfertigungsſchrift it dem Im⸗ 
ploraten fofort mitzutheilen, und demfelben geftattet, die Bewilligung einer an«- 
he Friſt zur Beibringung einer fohriftlichen Ermieberung zu beantragen. 

3) Im Termine dürfen Sahmwälte mit ben Parteien, oder ohne biejelben 
— auch iſt die Uebergabe ſchriftlicher Receſſe zuläſſig. 

A) Der Implorat -ift mit dem Inhalte eines ſolchen zur Rechtfertigung 
übergebenen Receſſes bekannt zu machen, und ihm die jofortige Erflärung 
darüber zu geftatten. 

Auf feinen Antrag iſt ihm bie Abſchrift und eine angemeffene Friſt zur 
— Vernehmlaſſung zu bewilligen. 

. 36. 


Die Verhandlungen in ber Reftitutiong - Inftanz bei den Juſtiz⸗ Reftitutions- 

a 
beiten Juſtiz⸗ 
Ganzleien ꝛc. 


> 


Bande, ben ftäbtifhen Obergerichten und ben im $. 25. No. 1. 2. und 3, 
namhaft gemachten Gerichten find ſchriftlich. 

Die DOrbnungsfriften zur Rechtfertigung ber Befchwerben (vergl. $. 26. 
pr.), fo wie zur Beibringung ber Exceptionalen find ſechswöchige. 

$. 37. Die Reftitution gegen Entfcheidungen Des Oberappellationsgerichts Reſtitutions⸗ 
in zweiter oder dritter Inſtanz wird: Pelle 

1) nicht bloß beim Oberappellationsgerichte felbit verhandelt, ſondern auch appellationg- 
allemal durch den eignen Sprud beffelben erledigt, und zwar mittelt Be⸗ſgerichte. 
ftellung eines neuen Referenten, fo wie, wenn fo viel ſtimmfähige Mitglieder 
ba find, auch eines neuen Correferenten. 

2) Die DOrbnungsfrift zur Rechtfertigung der Beſchwerden iſt eine adıt- 
wöchige (vergl, F. 26, pr.). Auf bie eingegangene Rechtfertigungsſchrift iſt 


Querel⸗ 
Inſtanzen. 


\ 
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die Exceptionsſchrift — in der Regel binnen gleicher Friſt — zu erfordern. 

3) Nach geſchloſſener Verhandlung hat das Oberappellationsgericht, wenn 
von dem Imploranten — ſpäteſtens in der Rechtfertigungsſchrift — ſolches 
beantragt worden, vor feinem Erkenntniſſe Die Acten an eine Suriften » Facultät 
zur Abgabe eines Rechtsgutachtens zu verfenden, infofern die Eile ber Sache 
folches nicht verhindert, ala worüber die Cognition dem Oberappellationsgerihte - 
verbleibt. Die Auswahl der Facultät gefchieht durch Collegial-Befchluß; jeder - 
Partei ſteht es frei, beziehungsmweife in der Nechtfertigungs- und Erceptions- 
Schrift gegen zwei Facultäten zu ercipiren. Erſt nach erfolgtem Spruche bes 
Dberappellationsgerihts ift den Parteien, wenn fie Darauf antragen, das einge- 
holte Facultäts = Gutachten mitzutheilen, 

Die Koften deffelben find in Bezug auf ihre Wahrnehmung und Erftattung 
ben übrigen Proceßfoften gleich zu behandeln. 

4) Wenn der Implorant auf die Einholung eines Rechtsgutachtens nicht 
angetragen hat, fo darf eine Verwerfung bes Rechtsmittels wegen Unerheblichkeit 
ber Beſchwerden, auch ohne Gehör des Imploraten erfolgen (vergl. $..34. No. 1.). 

$. 38. Für das Berfahren in ber Querel-Inſtanz gelten nachftehende 
Vorſchriften: 

1) die Querel führt an baffelbe höhere a welches bie Appellationen 
von dem bisherigen Gerichte anzunehmen bat ($. 25.) 

Wenn jedoch gegen das von einer Juſtiz⸗-Canzlei (ſtädtiſchem Obergerichte) 
Namens eines Niedergerichts in einer erſten Reſtitutions⸗Inſtanz abgefaßte 
Erkenntniß nach Vorſchrift des F. 12. No. 2. Querel anwendlich wird, fo iſt 
dieſelbe zwar bei dem Niedergerichte einzulegen, aber unmittelbar beim Ober⸗ 
appellationsgerichte einzuführen. Daſſelbe gilt von einer Querel in dem Fall, 
wenn Das Niedergericht eine zweite Reſtitutions⸗Inſtanz aus dem Grunde 
verworfen bat, weil nicht Die Reſtitution, ſondern die Querel das anwendliche 
Rechtsmittel ſei. 

Die Querelen gegen die Hofſtaats⸗Gerichte führen, bis auf etwanige ander⸗ 
weitige Beſtimmung, unmittelbar an das Oberappellationsgericht. 

2) Rückſichtlich der Einführung normirt der $. 26. 

Die Rechtfertigung muß innerhalb der Einführungsfriſt geſchehen. 

3) Wird die eingeführte Querel deshalb unzuläſſig befunden, weil entweder 
überall. Tein Rechtsmittel zufländig, ober den weſentlichen Erforberniffen der Ein- 


Iegung oder Einfübrung nicht genügt iſt, fo ift Diefelbe ohne Weiteres abzufchlagen. 


4) Wenn fi dagegen zeigt, daß zwar bie Querel unrichtig gewählt, aber 
bie Appellation oder Neftitution zutreffend ift, fo .ift im erften Fall eben fo zu 
verfügen, als wenn bie Appellation ausdrüdlich eingeführt worden, im lehtern 
Dagegen der Querulant auf bie orbnungsmäßige Durchführung ber Reftitution 
x verweifen, und der vorige Richter Davon in Kenntniß zu ſetzen (vergl. $. 28. 

0. 2.) i 

9) Die eingeführte Querel ift fofort nad Eingang der Nedhtfertigung ober 
nah dem Ablaufe der Einführungsfrift auch hinſichtlich der Materialien ber 
genaueften Prüfung zu unterwerfen, ehe und bevor eine Einforberung ber Acten 
geſchehen barf. 

Geht ſchon aus dem eigenen Vorbringen bes Querulanten, ober bei unter= 
laſſener Rechtfertigung ſchon aus dem bloßen Inhalte der Beſchwerden die Uner⸗ 
heblichkeit derſelben hervor, ſo iſt der angefochtene Erlaß ohne Weiteres zu beſtätigen. 

Wenn dagegen nach ber Sachlage fo wenig eine Verwerfung, als bie Ac- 
teneinforberung zur Zeit zutreffend erfcheint, vielmehr ſich in thatſächlicher Hinz 
ficht Zweifel bervorgeben, fo ift die befiere Begründung ber Querel binnen einer 
angemeflenen Friſt freizulaffen, und muß ſodann nah dem Eingange ber ver⸗ 
fuchten beflern Begründung, oder nach bem von Amtswegen au beachtenden Ablauf 
ber unbenußten Friſt entweder bie fofortige Verwerfung, ober die vorgängige 


Acteneinforderung erfolgen, 
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6) Die Inhibition des Verfahrens wird nur auf befondere Beranlaffung 
und, nach Befinden, nur auf, genügende Befcheinigung — nöthigenfalls durch 
volftändige Manualacten — erkennt. 

7) Der Einfendungs - Bericht des vorigen Richters ift auf den Gegenftand 
ber Beſchwerden nur dann zu richten, wenn foldes vom Querel- ©erichte aus⸗ 
Drüdli verlangt fein follte, 

8) Ob auf die Rechtfertigung ber Beſchwerden eine Vernehmlaſſung bes 
Gegners zu erforbern itt, hängt vom Ermeſſen des Gerichts ab. 

9) Eine in der Querel- Inftanz ohne gegenfeitiges Gehör erfolgte“ Ent- 
fheidung iſt Dem bisherigen Gerichte fofort mitzutheilen. 

10) Mit Ausnahme eiliger Käle erfolgt die Remiſſion ber Acten von 
Amtswegen, unter Wahrnehmung der Koflen vom Querulanten, erft alsdann, 


wenn feinem Theile ein Rechtsmittel gegen die in Der Querel⸗ Inftanz erfolgte‘ 


Entſcheidung weiter zuſteht. 
Auf Antrag des einen oder andern Theils erfolgt die Remiſſion allemal, 
falls fie ſich nicht nach der Proceßlage als zur Zeit zwedwidrig darſtellen ſollte. 
In den Fällen endlich, wenn 
11) gegen eine von einer Juſtiz⸗-Canzlei oder einem magiſtratiſchen Ober⸗ 


gerichte in zweiter Inſtanz erfolgte Entjcheidung in Sachen unter 30 Rthlr. 


NZwdr. an Werth (vergl. $. 4), fo wie in den bei Niebergerichten. in erfter 


Snftanz anhängigen Injurien-Sadhen, welche nicht appellabel find ($. A, No. 9.), . 


bie Querel anwenblih und demgemäß bei jenem Gerichte zweiter Inftanz eingelegt 
wird, ift eine Rechtfertigung berfelben nicht zuzulaffen, und der Gegner nicht 
zu bören, vielmehr find Die Acten fofor auf die procefjualifch zuläffig befundene 
Einlegung der Querel, zur Ginholung des dritten Erfenntniffes an eine ber 
Sprucbehörden zu verfenden. 

$. 39. Sn der Repräfentations-Sinftanz ($. 2. No. A.) ſteht dem Ober» 


Repräfenta: 


appellationsgerichte nicht bloß Die Leitung des Verfahrens, fondern auch bie tions: Inftanz. 


Entſcheidung über die Erheblichkeit oder Unerhebligfeit ber Beſchwerden zu, welde 
mittelft Beitellung eines neuen Referenten, jo wie — wenn fo viel flimm- 
fählge Mitglieder da find — aud eines neuen Correferenten erfolgt. 

Eine proceffualifch ftatthaft befundene Repräfentation ($. 19.) darf wegen 
Unerbeblichkeit der Beſchwerden nicht vor eingegangener oder ausgeſchloſſener Rechte 
fertigung verworfen werben, 

Die Ordnungsfriſten zur Rechtfertigung ber Beſchwerden (vergl. $. 26. pr. ), 
ſo wie zu einer auf die eingegangene Rechtfertigung nöthig befundenen Vernehm⸗ 
laſſung des Gegners ſind vierwöchige. 

F. 40. Alle in Bezug auf Rechtsmittel und deren Erledigung vorkommenden 
Friſten — die Notbfriften nicht. ausgenommen — beginnen ihren Lauf Mittags 
12 Uhr bes erften vollen Tages nah geichehener Publication ober Snfinuation 
bes Erlaffes, der fie vorfchreibt oder veranlaßt. 

Demgemäß nehmen auch fämmtlihe Einführungs- und Redhtfertigungsfriften 
(s$. 26, 29, 36, 37, 38, 39.) ihren Anfang nicht mit dem auf die Einlegung 
des Rechtsmittels, fonbern mit dem auf die Publication ober Inſinuation der 
N Verfügung folgenden Tage. 

$. 41. Denn ber rihterlihe Erlaß, in Folge beffen eine Frift ($. 40. pr.) 
zu beobachten fteht, nicht ſchon vor dem Anfange einfallender Gerichtöferien, 
fondern erft in denſelben ber betreffenden Partei gehörig befannt gemacht ift, 


jo nimmt der Lauf der Friſt erft. nach beendigten Serien feinen Anfang. Auch‘ 


felbft in ben im gejehlichen Sinne eiligen Saden erleidet jene Regel nur dann 
eine Ausnahme, wenn in ber bezüglichen richterlichen Verfügung es ausbrüdlich 
ausgefprochen it, Daß eine folhe eilige Sache zur Frage fteht, bei welcher bie 
Gerichtsferien rechtlich Feine Berüdfichtigung finden. 

Dagegen wird ber Sriftenlauf durch einfallende Ferien nicht gehemmt. 
Der gejeßliche oder angedrohete Nachtheil erfolgt jedoch für alle Sriften über 
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acht Tage erſt nach dem Ablaufe ber Ferien; nur bie Einlegungs⸗ und Ein⸗ 
führungsfriſten gehen auch während der Ferien zu Ende. 

$. 42. Die Friſten find ſämmtlich peremtoriſch; es iſt mithin 

1) der Nachtheil der Verſäumung auch der richterlich vorgeſchriebenen 
Friſten auf den erſten Anruf zu vollſtrecken; der Nachtheil des Ausſchluſſes 
einer Proceßhandlung braucht nicht angedrohet zu werden, ein ſonſtiger proceſſuali⸗ 
ſcher Nachtheil iſt allemal beſtimmt anzugeben. 

2) So wie der geſetzlich angedrohete Verluſt eines Rechtsmittels nach den 
86. 18, 26, 38, No. 2. und $. 46. von ſelbſt eintritt, fo gilt daſſelbe von 
ben nad) $. '37. No. 3. und nach $. 49. geſetzlich bloß freigelaffenen Proceß⸗ 
handlungen. 

$. 43. 1) Die Beſtimmung bes Umfanges ber Friſten — fo weit er 
nicht durch gegenwärtige Verordnung vorgefchrieben iſt — ſteht zum richterlichen 
Ermeſſen. In der Regel ift dabei nicht über vier Wochen hinauszugehen. 

Zu etwa nothwendig werdenden ſchließlichen Verhandlungen ſind angemeſſene 
Friſten von kürzerer Dauer, als die für die Rechtfertigung und die exceptiviſche 
Erwiederung geſetzlich vorgeſchriebenen Ordnungsfriſten zu beſtimmen. 

2) Die Friſten zur Einlegung und Einführung ſind unter keinem Vorwande, 
ſelbſt nicht Durch Uebereinkunft der Parteien, erftredbar. 

3) In andern Fällen kann eine Frifterftredung ober bie Prorogation 
eines Termins vom Gerichte bewilliget werben, wenn genügende Gründe Dazu 
vorhanden und nöthigenfalls befcheiniget find. Andermweitige Geſchäfte Des Sach⸗ 
walts find in der Regel nicht dahin zu rechnen; wohl aber ift es nach Befinden 
eine befondere Wichtigkeit, Umfänglichkeit oder Berwidelung des Streitgegenftandes. 

$. 44. Wenn nad gefeglicher Vorſchrift ſummariſch und außerordentlich 
verfahren werden muß, jo find zum Zweck einer befcleunigten Entſcheidung, auf 
Antrag des Betheiligten, den Umſtänden nady die Friften zur Rechtfertigung, fo 
wie zur ſonſtigen Verhandlung, ſo weit nöthig abzukürzen. 

Es find in dergleichen Fällen auf Antrag, fo wie nach Befinden von Amts⸗ 
wegen, die Acten an das Gericht der Inſtanz des Rechtsmittels beſchleunigt einzuſenden. 

$. 45. 1) In jeder Rechtomittel⸗Inſtanz ind nicht mehr Satzſchriften, als 
eine von jeder Partei zuzulaflen, falls nicht in beſondern ———— 
eine weitere Erörterung der Sache nöthig befunden wird. 

2) Nachträge zu den Satzſchriften find, ſobald auf letztere verfügt worben, 
in Ermangelung gehöriger Befcheinigung eines erheblihen Grundes der unters, 
laſſenen früheren Einreichung, als unzuläſſig zurückzugeben. 

3) Auch in Appellations⸗ und Reſtitutionsfällen find die Acten, ohne Ein⸗ 
leitung gegenfeitigen Gehörs, Amtswegen für geſchloſſen anzunehmen, wenn ber 
Appellant oder Implorant ſich lediglich auf Die Angabe feiner Beſchwerden be- 
ſchränkt bat, ohne irgend etwas zu ihrer Rechtfertigung hinzuzufügen, indem 
entweder ausdrücklich auf die Rechtfertigung verzichtet, oder dieſelbe ausgeſchloſſen 
worden. 

$. 46. Ein zum Proceſſe ordnungsmäßig legitimirter Sachwalt bebarf 
Feiner neuen Bollmadıt für die Rechtsmittel-Inſtanzen, und ift auch zur Beftellung 
eines für biefelben erforderlichen Procurators befugt. 

Auf die Einlegung durch einen angeblich dazu Beauftragten ift bie Beibrin⸗ 
gung ber Vollmacht binnen angemeffener Frift aufzugeben, deren Berfäumung 
den Berluft bes Rechtsmittels von felbft nach fich zieht. 

$. 47. Neue Thatfachen und Nachweiſungen in einer Rechtsmittel-Snflanz 
vorzubringen if infoweit unzuläffig, als dieſes neue Vorbringen 

a. eine weſentliche Abänderung der Klage oder die Häufung einer neuen Klage 
mit der frübern in fich fchließt; oder 

b. auf das Nachholen verfäumter Einreden (Replifen u. ſ. w.) ober Beweiſe 
gerichtet iſt. 
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Im letzteren Balle (b.) tritt nur dann eine Ausnahme ein, wenn bie 
Partei nöthigenfalls eiblich verfidhert: 

Daß fie die Thatſachen oder die neuen Beweiſe nicht fo früh gefannt babe 

oder nicht fo früh beizubringen im Stande geweſen fei, um davon in voriger 

Inſtanz Gebrauch machen zu können. 

Ob durch ein zuläſſig befundenes neues Vorbringen die Sache in ſolche 
Lage gekommen iſt, daß die weitere Inſtruction und abermalige Entſcheidung 
an bie erſte Inſtanz verwieſen werden muß, oder ob in ber Rechtsmittel-In— 
ſtanz ohne Weiteres über die Erheblichfeit der Beſchwerden zu erfennen iſt, 
bleibt zum richterlichen Ermeſſen verjtellt. 

$. 48, 1) Wenn gegen eine Entſcheidung — namentlich auch gegen Prioritäts⸗ 
Erfenntniffe — von derfelben Partei oder von verfchiedenen Parteien die Rechtö- 
mittel der Appellation und ber Reflitution zur Hand genommen find, fo zieht 
eritere, falls fie fortgefegt, auch nicht fofort verworfen wird, die leßtere in ber 
Manage nah fih, daß beide Rechtsmittel vor dem Appellationgsrichter verhandelt 
und von demfelten entſchieden werben. 

Auf die Zuläffigfeit einer mweitern Inſtanz ift jedoch ſolches ohne Einfluß. 

2) Zur Appellation ober Reititution geeignete Beſchwerden können niemals 
auf tem Wege ber Querel verfolgt werben. 

Dagegen bürfen einzelne an fih zur Querel geeignete Beſchwerden zwar 
mittelft einer gleichzeitig ſtatthaften Appellation oder Aeftitution, fie können aber 
auch mittelit befonderer Durchführung der Querel zur Erledigung gebracht werden. 

"Wenn leäteres gefchehen, oder wenn die Einlegung beider Rechtsmittel von 
Prorehgegnern erfolgt ift, fo ſteht — mit Ausnahme eiliger Fälle — zum 
richterlichen Ermeflen, bie Querel-Beſchwerden mit zum Erknntniſſe in ber 
Appellationg=. oder Reftitutions-Inftanz zu verweifen. 

Alles BVorftehende gilt auch für die Fälle, wenn beim Oberappellationg- 
gerichte Repräfentatiou und Reſtitution zufammentreffen. 

3) Die von beiden ftreitenten Theilen gegen das nämliche Erfenninig ein- 
gelegten Rechtsmittel find, zum Zwecke der Entſcheidung durch einen und benjelben 
richterlichen Erlaß, gleichzeitig zu verhandeln; und haben die Appellationg- und 
Duerelgerichte — jedoch mit Ausnahme des Oberappellationsgerichts — fobald 
bas eine biefer Rechtsmittel angenommen wird, Dag andere nur aus Gründen pro= 
ceffualifcher Unftatthaftigfeit ($. 19. No. 2.) fofort abzuſchlagen. Nicht minder 
it die Verhandlung bderfelben thunlich zu vereinigen, namentlih find Feine ver=- 
ſchiedenen Termine zu ſolchem Zmwede oder zur Güte anzufegen. 

4) In Berbindung ftehende Proceffe zwifchen verfchiedenen Betheiligten, in= 
fonberheit die gegen biefelbe Prioritäts-Urthel gerichteten Rechtsmittel, find, falle 
nicht befondere Gründe entgegenftehen, zur gleichzeitigen Entſcheidung zu bringen. 

F. 49. Nah Vorſchrift der SS. 19, 28, 29, 34, 38 und 39 hat das 
Gericht, unter beffen Leitung das Verfahren in einer Rechtsmittel-Inſtanz ſteht, 
die proceffualifche Zuläffigkeit oder Unzuläffigfeit Des Rechtsmittels au prüfen, 
bevor es (vergl. bie S$. 29. No. 2, 37, No. 4, 38. No. 5, 8, 9. und 39.) 
über Die Unerbeblichkeit oder Erheblichkeit der Beſchwerden erkennt, ober (vergl. 
tie SS. 29. No. 3, 34, 38, No. 8, 39. a. €.) das Gehör des Gegners ein- 
Veitet, oder endlich (vergl. F. 45. No. 3.) die Arten ohne Einleitung gegenfeiti> 
gen Gehörs für gefchloffen annimmt. Findet das Gericht das Rechtsmittel un- 
zuläffig, fo iſt ſolches fofort auszufprechen; Dagegen Tiegt in ber Abgabe eines 
Erfenntniffes über die Befchwerden, fo wie in der Einleitung gegenjeitigen &e- 
börs, und in einem ohne folches verfligten Actenſchluſſe die vorgängige richterliche 
Anerfennung ber proreffualifchen Zuläffigfeit ohne einen Darüber erfolgten aus— 
drücklichen Ausſpruch. Demgemäß ſteht diefe auch niemals zur Cognition ber 
Spruchbehörden in der Reftitutiong » Inftanz, welche vielmehr ftets nur über bie 
Unerheblichfeit oder Erheblichkeit ber Beſchwerden zu erkennen haben. 

Medi. Geſetzſammlung U. 24. 
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Ferner kann in feinem Fall nad publicirtem oder inſinuirtem Erkenntniſſe 
über die Beſchwerden die proceſſualiſche Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit von der 
einen oder andern Partei weiter in Frage geſtellt werden. 

Endlich ſteht demjenigen, wider welchen ein Rechtsmittel eingelegt, und deſſen 
Gehör darauf eingeleitet worden iſt, nur fo lange frei, feine proceſſualiſchen Ein« 
wendungen einzubringen, als das Rechtsmittel nicht zum Erkenntniſſe über bie 
Beſchwerden fpruchreif geworben if, 

Die Erledigung eines hieraus, oder aus fonftiger Veranlaffung, etwa ent“ 
ſtehenden Incidentſtreichs über eine folche Vorfrage darf niemals zur Entſcheidung 
in der Hauptſache verftellt werden. Wenn vielmehr das Rechtsmittel nad vor⸗ 
gewefener oder präcludirter Verhandlung fprucdreif geworben ift, jo muß Daffelbe 
unbedingt als proceſſualiſch zuläffig angenommen werben, und darf das Erfennt- 
niß in der Hauptſache nur über die Befchwerben entfcheiden. 

$. 50. Die Gemeinfchaft der Rechtsmittel wird hierdurch aufgehoben und 
eine Adhäſion iſt unzuläjfig, Gebe Partei ift vielmehr verpflichtet, die Abhülfe 
ihrer etwanigen Beſchwerden auf dem Wege eines von ihr einzulegenden 
zuläffigen Rechtsmittels zu fuchen. 

1) Es darf demnad eine Abänderung der angefochtenen gerichtlichen Erlaſſe 
zum Nachtheile des das Rechtsmittel einwenbenden Theils weder von Amtswegen, 
noch auf abhärirenden Antrag des Gegners erfolgen. 

Die Partei, welche auf dieſe Weife dennoch verlegt zu fein glaubt, hat — 
wenn ihr fein Rechtsmittel weiter zufteht, oder wenn fie bavon keinen Gebrauch 
machen will — bas Recht, binnen einer Nothfrift von vierzehn Tagen, bei’ Dem 
Gerichte, von dem ober in befien Namen das letzte Erfenntniß ergangen ift, auf 
Miederherftellung des vorletzten Erfenntniffes anzutragen. Diefem Anfuchen muß 
ohne Weiteres gewillfahrt werben; jebocdh find von dem Antragenden dem Gegner 
bie Koften der lebten Inſtanz zu erflatten. 

2) Im umgelehrten Sal, wenn nämlich zu Gunften der das Rechtsmittel ein- 
wendenben Partei eine Abänderung der angefochtenen Entſcheidung bergeftalt er- 
folgt, daß für ben Gegner die legte Entſcheidung ungünftiger ausfält, als eine 
frühere, welche gegen jene Partei Die Rechtskraft befhritten hatte, hat auf Antrag 
des dadurch ſich verlegt findenden Appellaten (Imploraten 20.) das Gericht, von 
weldem oder in defien Namen das letzte Erfenntnig ergangen ift, Die frühere 
gegen den jetzigen Appellanten (Imploranten 20.) rechtskräftig gewordene Ent« 
ſcheidung jedesinal ohne Weiteres wieder berzuftellen. Diefer Antrag ift jedoch 
ebenfalls an eine Notbfrift von vierzehn Tagen gebunden, Hinſichtlich ber often 
der legten Inſtanz behält es in ſolchem Hall bei den in dem legten Erfenntniffe 
barüber getroffenen Beftimmungen bas Bewenden. 


$. 51. 12) Förmliche Urteile und Abſchiede erfolgen nur in ber Appella- 
tions- und Reftitutiond-Inftanz und zwar in foldhen allemal, wenn auf ein fpruch- 
reifes Rechtsmittel zu erkennen und baffelbe nicht aus dem Grunde ber Unerheb⸗ 
Iichfeit ber Befchwerden ($. 29. No. 2, $. 37. No. 4.) fofort zu verwerfen iſt. 

2) Rotulationstermine finden nicht ſtatt; wenn es nöthig erfcheint, find No⸗ 
tificatorien Des verfügten Actenſchluſſes zu erlaflen. 

3) Der Antrag auf Aectenverfendung an Suriftenfacultäten ift in allen 
Redhtsmittel- Inftanzen ausgefchloffen, mit alleiniger Ausnahme bes befonberen 
Falles S. 26. der revidirten Oberappellationsgerichts- Ordnung. 

4) Die Urtheile und Abfchiede werben in der Regel nicht publicirt, fonbern 
infinuirt; Teßteres namentlih dann, wenn Die Parteien ober deren Sachwälte am 
Drte des Gerichts wohnen oder bafelbfi Procuratoren beftellt haben. 

9) Die Infinuation an Gerichtsbehörden geſchieht in ber Regel von 
Amtöwegen, und zwar an die Gerichte eines andern Ortes durch die Poſt; nur 
im Zal einer Gefahr beim Berzuge iſt eine ſolche Infinuntion nach richterlichem 
Ermeſſen dem Ertrahenten zu überlaffen, 
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Die Inſinnation an bie Parteien erfolgt allemal Gerihtswegen, wenn 
fie oder ihre Sachwälte am Orte des Gerichts wohnen ober Procuratoren da⸗ 
ſelbſt Heftellt haben, und bewendet es überdies für die Amts- und Stabtgerichte 
jolderhalb bei dem $. 15. ber Interimoordnung (wonach bie Snfinuation ledig- 
ih durch Die Gerichtsbediente zu befchaffen find, auch Die gefihehene Inſinuation 
durch ben Secretair oder Actuar kurz unter dem ertendirten Deeret regiftrirt 


werben fol), fo wie für bie vereinten Patrimonialgerichte bei der Berordnung 


vom 22. Februar 182% 

Wenn die Beihaffung der Inſinuation einer auf bie Rechtfertigung er- 
folgten Verfügung dem Extrahenten überlaffen wird, fo ift bemfelben auf Antrag 
feines Gegners bei Strafe des Berluftes feines Rechtsmittels aufzu- 
geben, daß er binnen angemefjener Friſt Die gefchehene Snfinuation zu ben Acten 
nachweiſe. 

$. 52. Sn ben Fällen bes offenbaren Mißbrauchs eines Nechtsmittels iſt, 
wach richterlihem Ermeflen, der Sachwalt in eine Srivolitäteftrafe von fünf bis 
funfzig Thaler zu nehmen, Die Partei aber, wenn fie entweder keinen Sachwalt 
bat, oder ſich Doch bei jenem Mißbrauche felbft hat etwas zu Schulden kommen 
laffen, mit einer gleichen Geldftrafe, ober, bem Befinden nach, mit angemeffener 
Sefängnißftrafe zu belegen. 


IL Declarationsgefude. 


$. 53. Sollte das Gericht über einen zu entjcheidenden Punct gar nicht 
ober doch nicht beftimmt erfannt haben, fo iſt zunächſt bei bemfelben Gerichte 
auf Entjcheidung, Declaration oder nähere Beftinmung anzutragen. Inſofern 
gegen bie erfte richterlihe Derfügung ein orbentlihes Rechtsmittel zuläffig ift, 
muß die Derlaration innerhalb der Einlegungsfrift gefuht, und bie Einlegung 
bes Rechtsmittel — für den Hall, dag Dem Antrage gemäß nicht verfügt werden 
follte — damit verbunden werden. 

Ein bloßes Verſehen in Zahlen, Namen oder Worten kann durch ein Des 
cret beffelben Gerichts, von welchem oder in beffen Namen das Erfenntnig ab- 
gegeben ift, berichtiget werden. igentlihe Erläuterungen des von einer Spruch⸗ 
behörde abgefaßten Erfenntniffes Tann nur diefelbe Spruchbehörde ertheilen. Die 
beöfallfigen Geſuche find bei dem Gerichte, in deſſen Namen gefprochen worden, 
anzubringen, welches — wenn es das Declarationsgeſuch nicht ganz unbegründet 
achten folte — daſſelbe mit den Arten an Die Spruchbehörbe einzufenden hat. 


IV. Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen rechts— 
fräftige Erfenntniffe — Nichtigkeit. 
$. 54. 1) Wenn ein Erfenntniß auf falfhen Urkunden, auf wiſſentlich falfchen 
Zeugenausfagen, auf untergejhobenen oder abſichtlich wahrheitswidrigen Gutachten 
von Sachverſtändigen gegründet ift, oder enbli wenn neue Beweismittel gegen 
einen notwendigen Haupfeid aufgefunden werben, fo darf ber dadurch Verletzte, 
wenn ihm gegen ein folhes Erfentnig Fein ordentliches Rechtsmittel zufteht, bie 
Wiedereinſetzung in ben vorigen Stand bei dem Gerichte erfter Inſtanz beantragen. 
Nach Ablauf von zehn Jahren, von Zeit des letzten Erfenntniffes angerechnet, 
ift eine ſolche Wiebereinfegung in ben vorigen Stand gegen bafjelbe nicht weiter 
uläſſig. 
Dagegen behält es in nachſtehenden Fällen bei ben Vorſchriften des ge= 
meinen Rechts über die restitutio contra rem Judicatam das Bewenben: 
a. wenn in Sachen minberjähriger ober anderer unter Curatel ſtehender Pers 
fonen während ber Euratel zu ihrem erheblichen Schaden von ihren Ber- 
tretern etwas im Proceffe verabjäumt und dadurch bas nachtheilige Erkenntniß 
herbeigeführt iſt. 
Daſſelbe gilt für ben Fiscus, fromme Stiftungen und Alle, welche bie 
Rechte der Minderjährigen genießen, 
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b. Wenn der Sachwalt im Einverſtändniſſe mit der Gegenpartei dieſer zu 
Gunſten, feiner eigenen Partei aber zum Nachtheile im Proceſſe gehandelt 
oder etwas unterlaffen bat. | 

3) Auf das Berführen in gefammten biefen Zällen erhalten Die für das⸗ 
felbe geeigneten VBorfchriften wegen des Verfahrens in Rechtsmittel- Inftanzen 
angemeffene Anwendung. 

F. 55. Nichtigkeiten im Proceffe werden nur durch einen weſentlichen 
Mangel in Hinſicht der Gerichtsperfonen, ober ber Perfonen ber Parteien, ober 
bes gerichtlichen Verfahrens begründet. 

Ueber Nichtigkeits-Beſchwerden gegen Entſcheidungen bes Oberappellations- 
gerichts enthält bie revidirte Dberappellationsgerichts-Drbnung $. 25. Nr. 2. 
die näheren Beſtimmungen. 

Werden Nichtigfeiten bei Entfcheibungen ber Übrigen Gerichte, gegen welche 
noch ordentliche Rechtsmittel zuläfftg find, erfichtlich, fo ift bieferwegen kein ſelbſt⸗ 
ffändiges Rechtsmittel (Querela oder remedium nullitatis), fondern nur 
das zuläffige ordentliche Rechtsmittel anwendlich. 

Werden fie aber erft dann erfidtlih, wenn Feine ordentlichen Rechtsmittel 
mehr zuläſſig find, jo ift Die Nichtigkeits-Beſchwerde bei dem Oberappellas 
tionsgerichte anzubringen. Daffelbe hat unter genauefter Prüfung ber Bes 
ſchwerdeſchrift (vergl. S. 38. No. 5.) nad Befinden von bem betreffenden Ge— 
richte Beriht, mit Vorlegung ber Arten, zu erfordern und, wenn daraus eine 
nähere Begründung ber Beſchwerde hervorgeht, bad weitere Gehör der Dabei 
betheiligten Parteien einzuleiten (vergl. $. 54. No. 3.), bemnächft aber feinen 
Ausspruch lediglich darauf zu beſchränken, ob die behauptete Nichtigkeit vorhanden 
it, oder nicht, mithin Fein fonftiges Erfenntniß in der Sache abzugeben. 

Fällt der Sprud für das Vorbanbenfein einer Nichtigkeit aus, fo ift da⸗ 
mit die fraglihe Entfcheidung für aufgehoben zu achten und in ber Sade weiter 
rechtlich zu verfahren; Dagegen ift in geeigneten Fällen auf die Srivolitätsftrafe 
bes S. 52. zu erkennen. Nach Ablauf von zehn Jahren von Zeit ber Enticei- 
Dung, gegen welche die Nichtigkeits-Beſchwerde zu richten ift, angerechnet, findet 
diefelbe nicht weiter ftatt. 


V. Recurs. 

F. 56. Der an ben für bie Duerel- Inftanz competenten Richter führende 
Recurs findet ſtatt: 

1) in allen Fällen, wenn durch das Ausbleiben eines gerichtlichen Erlaſſes 
eine ungebührliche Verzögerung ber Rechtöpflege eintritt, 

Es bewendet foldherhalb zur Zeit bei dem bisherigen geſetzlichen Verfahren. 

Wegen der gegen das Dberappellationggericht gerichteten Befchwerben 
biefer Art ift im $. 25. No. 1. der residirten Oberappellationggerihts-Ordnung 
Beftimmung getroffen. . 

$. 57. Ferner ıft 

2) der Recurs das ausſchließlich zuläffige Rechtsmittel in ben Fällen un« 
freitiger Gerichtsbarkeit, namentlich in Erblegitimationgfällen nach der Verord- 
nung vom 22. December 1829, fo wie in Curatelſachen ($. 14.) und in den 
Fällen des Einfchreitens ber Gerichte in Bezug auf die väterlihe Bermwaltung 
bes Vermögens ber Kinder, nicht minder in ben Fällen nachgeſuchter gerichtlicher 
Ergänzung verweigerter Eheconjenfe. 

Es muß 

a.. bem Recurfe eine Gegenvorjtellung vorausgehen. 


b. Eine Einlegung und Einführung ift nicht erforberlih, und bie Aufftellung 
und Rechtfertigung ber Beſchwerden an Feine gefehliche Frift gebunden. 

e. Auf die NRecursfchrift if nah Maßgabe ber für die Querel in S. 38. 
No. 5. 6. 7. ertheilten Borfchriften zu verfahren. 
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d. Nach eingegangenen Neten iſt allemal fofort mittelit bloßen Deerets beftä- 

tigend ober abändernd, fu wie in geeigneten Fällen auf bie Frivolitätg- 
firafe ($. 52.) zu erkennen. 

e. Bei einer ganzen ober theilweifen Berwerfung bes Necurfes von Seiten 
ber Juſtiz- Sanzleien und magiftratifhen Obergerichte bewendet e3 unbedingt, 
wenn ber ©egenitand der Beſchwerden Die Appellationsfumme nicht erreicht; 
ſonſt ift noch ein weiterer Recurs an Das Dberappellationegericht zuläffig. 

f. Gegen eine ganze ober theilweife Verwerfung des auf rine ober bie andere 
Weife an das Dberappellationegeriht gelangten Recurſes findet Fein meiteres 
Rechtsmittel ftatt, 

g. Einem aus befonderer Veranlaffung in bie Koſten ber Recurs⸗-⸗Inſtanz ver— 
urtbeilten ©erichte ift foldyerhalb der Recurs an das Oberappellationsgericht, 
jo wie gegen eine von letzterem geſchehene Berurtbeilung in ſolche Koſten 
die Gegenvorftellung (8. 3.) zuftändig. | 

VI Rechtsmittel in nichteriminellen Straffadhen. - 
$. 58. In fiscalifhen Proceffen find die Rechtsmittel gleichwie in Civil— 
fachen für beide Theile unter nachftehenden Befchränfungen anmendlih: 
a. das dem Anfläger zuftändige darf nicht auf Erhöhung der Strafe und, wenn 
ber Angeflagte freigefprodden worden, nicht auf Strafbeſtimmung gerichtet fein, 
b. Die Appellation ift dem Anfläger unbedingt verfagt, und ſolche auch dem 
Angeklagten nur alsdann geftattet, wenn ein wiber ihn erfanntes anderes 
Strafübel, als eine Geldftrafe, oder aber eine erfannte Geltfirafe von min- 
beftens 200 Rthlrn. NZmor. den Gegenftanb ber Beſchwerde ausmacht. 
$. 59. 1) Gegen gerichtliche Erfenntniffe in fonftigen nichteriminellen 
Straffadhen -— namentlih auch geben das Verbot anberweitiger Verheirathung 
— findet nur der Recurs an das competente höhere Gericht flatt, Bei ber in 
Recurs⸗Inſtanz erfolgten Entſcheidung behält es ohne Weiteres dns Beenden. 

Nur wenn das Straferfenntniß ohne vorgängiges Gehör des Verurtheilten 
erlaffen ift, Darf und muß eine Gegenvorftellung dem Recurfe voraufgehen; im 
übrigen normiren für das Verfahren die Vorfihriften des $. 57. unter b. c. d 

2) Wenn jebodh auf eine zweijährige oder längere Sreiheitsftrafe, oder auch 
auf eine gänzliche Amtsentjegung, und was berfelben gleich zu achten, 3. B. auf 
Entziehung der Praris für immer, mit oder ohne anderweitige Strafbeflimmung 
erfannt ift, fo wird das Rechtsmittel der Resifion nah Maßgabe ber Verordnung 
vom 8. Januar 1839 anwendlich. 

3) Gegen bie vom Oberappellationsgerichte felbft im Laufe feines 
Berfahrens erkannten Proceßſtrafen ift nur bie Gegenvorftellung ($. 3.) 
ftatthaft. 


9. Gerichtögebühren. *) 
21591. VBerbältnig der Gebühren zu der Dauer der amts⸗ 
gerichtlichen Seffionen. 13. Juli 1808. 

Unfern ꝛc.! Wir geben euch, auf eure unterthänigfte Anfrage vom 9, d. M., 
im Betreff des neueſten Tax⸗-Reglements für Unfere Amtsgerichte in Indical⸗ 
Fällen, hiemit zur gnädigften Antwort: bag eine 6 Stunden gebauerf” habende 
Seſſion für eine Doppelte zu rechnen frei. Wonach ꝛc., und Wir verbleiben ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 13. Juli 1803, 
An die Zuftiz-Sanzlei zu Schwerin. 


*) Nach einem Refcripte vom 12. December 1805 an den Amtöverwalter Reußner 
zu Krivitz ift in dem Zarreglement für die Amtsgerichte (vide bie exfte Folge 
diefer — „Band 1, pag. 366, Zeile 4 von unten) bei Beſtimmung 

. pro copia protocolli ein Druckfehler vorgefallen; und muß es ftatt 12 BL. heißen 4 ßl. 


Fiscalifche 
Drocefle. 


Sonftige 
nidhteriminelle 
Strafſachen. 
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1592. Abänderungen der amtsgerichtlichen Gebährentare. 
3. Juli 1804. 

Sriederih Franz ec Wir haben Uns bewogen gefunden, bie Unfern 
fämmtlichen Amts-Gerichten mittelft Circulare vom 11. Mai 1802 zur Nachach⸗ 
tung vorgefihriebene allgemeine Gebühren-Tare in folgenden Puncten näher zu be= 
immen. 

Behält es zwar in allen geringfügigen, bloß protucollarifh zu verhanbelnden 
Saden bei den mündlichen Eitationen fein Bewenden, fo fol doch geftattet 
fein, an Die vom Gerichtsorte entfernten Parteien ſchriftliche Ladungen zu erlaflen. 
Für ſolche fohriftliche Ladungen find aber nur A Schillinge, nämlih 2 ßl. für 
den Amts⸗Actuarium und 2 Hl. für den Amts-Landreiter, anzufeßen. 

2. Finden gleich ber Regel nad eigentliche Termind- und Urtheils- Gebühren für 
bloße Abſchiede nicht flatt, fo find dennoch in Saden, bie ſchriftlich verhandelt 
werben, und wo nad vorgewefenem Rotulationg- Termin eine Urthel abzufaſſen 
ift, ſowohl für bie Urthel felbft, als für ben Terminum publicationis Sen- 
tentiae Gebühren zu nehmen, und für erftere nach Befchaffenheit und Widhtig- 
keit der Sade 2 bis 6 Rthlr. anzufehen. 

3. Der Amts-Landreiter erhält in ben Fällen, wo er auf rechtliches Erfenntniß 
einen Amts-Einwohner ob Contumacıam perfönlich einholt, 1 Rthlr. 

4, Eine 6 Stunden dauernde Seffion in Eriminalfachen iſt für eine doppelte zu 
rechnen, und danach die Gebühr zu berichtigen. 

5. SR dur bie neue Gebühren-Taxe ber $. 18 ber Interims-Gerichts⸗Ordnung, 
foviel die Beftimmung der Gebühr für Die Aufnahme der Vormundſchafts⸗Rech- 
nungen betrifft, gänzlich aufgehoben. 

6. Wird in Abſicht der Gebühren bei Liquibationd-Terminen folgendes feftgefeht: 
1) Wenn gar Feine Liquidanten oder nur zwei münblide Profitenten in ſolchen 

Terminen erjchienen find, werben bie vollen Borbefcheibsgebühren von ben 
Provocanten mit Einem Rthlr. 32 EI. NIwdr., 

2) wenn aber brei oder mehrere Liquidanten fi) eingefunden haben, für jeben 

münblihen 24 Bl. und für ben Amts-Regiftrator 8 Sl. NZwoör. zu nehmen 
eftattet. . 

3) Fr fhriftliche Liquidationen aber findet Feine Gebühr ftatt. 

7. Bei Eonfirmationen von Schuldverfhreibungen wird gleih wie bei ber Subha- 
statione Ammobilium bie Gebühr zu Ye Procent des Capital-Betrags beftimmt. 
Uinfere fämmtlichen Amts-Gerichte werden hiedurch gnädigſt angewiefen, fi nad 

biefen Erläuterungen und Feſtſetzungen aufs genauefle zu adten. An dem gefcieht 

Unfer gnäbigiter Wille und Meinung. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. Juli 1804. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Derzogl. Medlenburgifhe zur Regierung verobnete Präfibent, 
Geheime- und Räthe. 


1503. Verurtheilung des judicii a quo in die KRoften. 16. Febr. 1805. 

Sriederih Franz ıc. Unfern sc. Wenn Wir gleich bei eurer Entſcheidung 
der Klageſache des Maurers Mathies wider den Pächter Schmidt in puncto debiti, 
wovon bie mittelft eures Berichts vom A. d. M. eingereichten Acten hiebei zurüdfommen, 
in ber Sade felbft den Ss. 397 des L. V. nicht eintretend finden, mithin Diefelbe, 
obne für Diefen fpeciellen Sal etwas vorzufihreiben, euren Pflichten überlaffen, fo 
fönnen Wir euch Doch nicht verhalten, daß bag euch anvertrauete Ober-Richter-Amt 
euch nicht dazu ermächtigt, in Civil-Streitfachen, welche durch Appellation ober Querel 
an euch gebracht werden, das Erfenntniß weiter, als über Die Sache und zwiſchen 
ben Parteien felbft zu eritreden und einen Dritten, den Unterrichter, — wenn berjelbe 
durchaus nichts Böſes gethan, fondern bloß über Die ftreitige Frage eine andere 
Rechtsmeinung beget ala ihr und ın decidendo nad) Einfiht und Gewiſſen gehandelt 
bat, andy Feineswegd als Partei von Jemanden durch eine Spolien-, Syndirate= ober 
dergleichen Klage in Anfpruch genommen ift, mithin durch Ueberbringuug der Sache 
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beim Obergericht auf Feine Weiſe aus ber Lage bes Unterrichters herausgetreten und 
zur Partei geworben fein Tann, — bloß dafür, daß er anders denft ale ihr, zu 
beftrafen und ihn zur Tragung ber durch die Berufung ad superiorem entflandenen 
Proceßkoſten anzuhalten. 

- Wir Fönnen Landesherrlich nicht zugeben, daß es bei den Obergerichten in 
Gebraud komme, ın reformando sententias vel decreta inferiorum nicht bie 
Koften zu compenfiren oder eine oder bie andere Partei darin zu verurtheilen, fondern 
fie den Untergerichten zur Laſt zw legen, da ihr felbft ermeilen werbet, daß es ber 
AQuftizverwaltung nit zuträglic fein Tann, noch mit den Rechten ber Unterrichter ver- 
einbarlich it, fie in die Lage zu verfehen, Daß fie bei dem gemillenhafteiten Berfahren 
dennoch jedesmal, es fei bei bem einen oder dem andern Tandes-Gerichte, der Be— 
firafung mit den Berufungefoflen gewärtig fein müßten; fo wie es euch eben fo 
wenig gefallen würde, wenn bei einer reichsgerichtlihen Reformation eurer Decrete, 
nicht Die Parteien, fondern ihr, um eurer verjchiebenen Rechtsmeinung willen, in Die 
Koften verurteilt würbet. Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ıc. Schwerin, den 16. Febr. 1805. 
An die Zuftiz-Sanzlei zu Roſtock. 


1594. Gebühren der Wiedergerichte ald Commiſſarien. 
20. Nov. 1805. 

Srieberih Franz 2. Unfern ꝛc. Wir ertbeilen euch, anf euren Vortrag 
vom 13. d. M., die Beitimmung ber Gebühren ber zu Commiſſarien beftellten Nieder⸗ 
gerichte betreffend, Hiedurch folgendes zur Reſolution: Wenn ein Nicdergeriht von 
euch zum Commiſſarius beftellt worden; fo find deſſen Geſchäfte nach ber, fonft bei 
bemfelben Statt habenden Tare zu bezahlen; und, wenn 'mehr als eine, nicht weniger 
als drei Stunden lange, Seffion an einem Zage gehalten worben, habet ihr Dafür 
boppelte Gebühr paffiren zu laſſen; für etwas längere Dauer biefer Seffionen, ift 
aber nichts befonderes anzurechnen, und fällt alfo eine drei- oder mehrfade Forderung 
für Arbeit eines Tages unter jedem Borwande weg. Werdet ihr nun ben Belauf 
der hiernach zu beftimmenden Nechnung bes Stadtgerichts zu Parchim anzeigen, fo 
babet ihr deshalb eine Zahlunge-Verordnung an Unfere Cammer zu gemärtigen. 

Wonach zc., und Wir verbleiben ec. Gegeben sc. Schwerin, den 20. Nov. 1805. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. j 


1505. Gebühr bei angerbalb Amts anszurichtenden Commiſſorien. 
. Dec. 1805. 

Sriederih Franz. Unſern xc. Wir finden Uns bewogen, die Vorſchrift bes 
unterm 11. Mat 1802 publieirten Tar-Reglements für Unfere Amts⸗Gerichte, wornach 
bie Terminsgebühr für Unfere Beamten und ben Actuarius Überhaupt zu 1 Mihle. AO EL., 
audy bei den ihnen übertragenen Commilfionen aus Unferer Regierung oder den Landes- 
gerichten feitgefeßt worden, Straft Diefes bahin näher zu beſtimmen: daß obige Gebühr 
nur von den in loco judicii augzurichtenden Commiſſionen zu verfteben tft; bingegen 
bei allen commiflarifchen Gejchäften, ſowohl in Cinil- als Eriminal-Sadıen, welche 
außerhalb bes Amtsbezirfs vorfallen, ihnen bie gewöhnlichen, durch Unſere unterm 
13, Sept. 1800 erlaffene Verordnung näher beflimmten Eommiffions-Diäten zu Theil 
werben follen. Wonach ꝛtc., und Wir verbl, ꝛc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 23. Der. 1805. 

Sriederih Franz. 
An bie drei Landesgerichte. 


1596. Bon der Gebühr pro copia mandati, G. Sept 1806. 

Friederich Franz xc. Ehrbarer, Ehrfame 2. G. Wir geben euch auf eure 
Anfrage vom 5. v. M. wegen ber bem Actuarius pro copia mandati zuftehenden 
Gebühr bei Zurüdjendung der eingereichten Arten hiedurch zum Beldeide: daß ber 
Actuarius für die ihm tasmäßig pro mandato ausgefegten 6 ßl., auch Die Copei 
des Manbats beforgen muß. 

Wornach ꝛc. Schwerin, den 6. Sept. 1806. 
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1507. Ausdehnung der Canzleifreiheit der Advocaten auf Deren 
Kinder. O. Dct. 1806. 

Friederich Franz ꝛc. Wohlgelahrter ꝛc. Wir geben euch als Curatori ber 
Kinder des verſtorbenen Doctors Peitzner hieſelbſt auf eure Beſchwerde und Bitte 
gegen Unſre hieſige Juſtiz-Canzlei wegen verlangter Gerichtsgebühren für eure Curanden 
hiedurch zur Antwort: daß eurem Geſuche nicht zu deferiren ſtehet, da die Canzlei⸗ 
freiheit der Advocaten ein Privilegium personale iſt, welches ihnen ratione 
ofhicii zuſteht, aber über ihre Lebenszeit hinaus nicht extendiret werden kann. Wonach ꝛc., 
und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 9. Oct. 1806. 

An den Abvocaten Büfing hiefelbft. 


1508. ®ebührenfreiheit der Zoldatenfrauen in Ehefcheidungsfachen. 
6. Sept. 1815. 

Sriederih Franz ꝛc. Unfern ac. Wir geben euch, aus Veranlaſſung Unferer, 
nächſtens im officiellen Wochenblatte erſcheinenden Lonftitution vom’ 22, Juli 1815, 
wegen ber Wieberverheirathung ber Ehefrauen Unfers, in ben Feldzügen verſchollenen 
Milttairs, hiedurch zu vernehmen: Daß, wenn fothane Ehefrauen der Soldaten fid,, 
in Gemäßheit gedachter Conftitution, bei eurem Collegio der Scheidung halber melden 
folten, ihr Die Ausfertigungen bieferhalb unentgeldlich beforgen zu laſſen habet, indem 
dieſe rauen bavon feine Gebühren zu entrichten vermögen. 

Wonach ꝛc., und Wir ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, ben 6. Sept. 1815. 


Friederich Franz. 
An die drei Landesgerichte separatim. 


41599. Gebührentaxe der Juſtiz⸗Canzleien. 9. Mai 1818. 

Srieberih Franz ꝛc. Unſere auf bem lebten Sternbergfchen Landtage für Die 
Lanbesgerichte publicirte Gebührentare wird euch hiedurch mit dem gnädigften Befehl 
zugefertiget, euch nach Derjelben hinführo auf Das genauefte zu achten und bag dagegen 
keinerlei Abweichungen von euren Untergebenen geftattet werde, burd bie ernftlichiten 
Borfehrungen zu veranftalten. — — — — — — — 

Wonach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 9. Mai 1818. 

Friederich Franz. 


An die drei Landesgerichte. 


Gebührentare für die Großherzoglichen Juſtiz-Canzleien. 
1) Pro Mandato (ob «3 simplex ober poenale fei, macht hier, fo wie bei 
allen andern Arten von Ausfertigungen, feinen Unterſchied) ⸗ 18 zl. 
Pro mandato per reeponsum = = 0 = 16 
2) Pro response -» = = ⸗ FE Er 6 ßl. 
welche Gebühr unter dem Namen dis Refrripts ober retraditors nicht 
überföpritten werben darf, das responsum mag furz oder lang, an Privat⸗ 
perfonen ober Gerichte innerhalb Landes gerichtet fein. Auch für Moderator⸗ 
Reſponſe ſoll ein mehreres nicht genommen werben, fo wie für die bloße Ab— 
weifung ber Klage ober Verweiſung an eine andere en 
3) Pro notificatorio per responsum - ⸗ ⸗ 16 ßl. 
Jedoch muß per decretum ein Notißeatorium befonbers ausgebrüdt fein, 
fonft bleibt e8 bei ber Gebühr pro responso. 


Pro notificatorio cum annexo Bene - - £ „ 18 $l. 
A) Pro citatıone = ” rn = = 2 = = 15 gl. 
5) Pro mündlide citation ober aubere mündliche Verordnung, entweder von 

jeder Parthei = ⸗ ⸗ - “ - P Ah 
ober von bem Extrahenten allen -» = - 0.0 8 gl. 
6) Pro documento comparitionis = - ⸗ ⸗ 12 ßl. 


7) Pro remissorialibus, nemlich wenn Acta Indici en an 
werben * * = 2 s „ = = 30 gl. 
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8) Pro iohibitorio, arrestalorio, restitutorio, extraditorio, commissorio, 
sequestratorio, BBECHLOEINIDRD, EEE ISINEE, taxatorialıbus, 
adjudicatorialibus ⸗ ⸗ ⸗300 ßl. 

Für eine Wiederaufhebung, —— oder Ele einer foldhen Verordnung, 
jedesmal eben ſo viel. 

9) Pro evacuatorio, worunter nur das wirkliche Mandat an den Executor, 
Jemanden vacuam possessionem zu verſchaffen, zu verſtehen iſt 30 ßl. 

10) Pro excitatorio, wenn das Gericht ex ofſicio bie —— jeiate vernach⸗ 
läſſigten Verbindlichkeiten einſchärft - = 30 $l. 

Wird auf Jemandes Anruf im Proceß ein Mandat de ——— lite 
ober bergleidhen erkannt, fo bleibt es bei ber Mandate-Gebühr. 

11) Pro depositorio, in foferne darunter ein Mandat an ben Executor bie Sache 
quaest. ad depositum judictale zu fehaffen, verftanden wird = 30 ßl. 

Ein bloßes Mandatum de deponendo, gilt nur jedem andern Mandato gleich. 
NB. In allen Fällen, wo zwei ober mehrere Verordnungen in eine Erpedition 
gezogen find, als citat. cum inhibit. et mandato, restitutorium cum 
inhibit. immissor. et mandato de adjudicando, wird bie volle Taxe 
von ber Berordnung, bie in der höchſten Taxe ftehet, von ben andern aber 
nur bie Hälfte gerechnet. Jedoch barf nie mehr genommen werben, als 
bas Doppelte ber höchſten Tare einer ber obbenannten Erpeditionen beträgt, 

12) Pro procuratorio sive actorio, wenn einer ex oflicio oder auf gejchehenes 
Anrufen Semanden zum Anwalbe eonftituiret wird = ⸗ „= 3 . 

13) Pro compulsorialibus = . > — e > - 30 $l. 

14) Pro tutorıo sive curatorio ⸗ — = 30 ßl. 

Wenn aber eine Mutter zur Vormünderin oder zur Quratricin ihrer Kinder 
beftellt wird und deshalb den mweiblihen Rechtswohlthaten und einer anders 
weitigen Heirath bei einem angeorbneten Verhör zuvor gerichtlich entfagen 
muß, richtet ſich Die zu erlegende Taxe nach der Beſchaffenheit und ben 
Umftänden ber Perfon, jedoch bergeftalt, daß außer den Termins-Gebühren 
nie über 6 Rthlr. hinausgegangen werbe, 


15) Pro protectorio sive mandato manutenentae - = - 1Nhlr. 
16) Pro Stedbrief - ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ - ⸗ -» 1RtHlr, 
17) Pro Mortificatorio = - ⸗ ⸗ ⸗18Rthlr. 
18) Pro attestato judiciali — gerigtligen Siegel = ⸗ - 1Nthlr, 
19) Pro proelamatibus jedes ⸗- - ⸗ ⸗1Rthlr. 


außer den Gebühren für die Neben - Erpebitionen. 

Für Edictales eben fo. 

Für af- et refixione eines per subsidiales eingefandten Proclamatis, wenn 
folche unmittelbar, und nicht durch die Niedergerichte beforgt wird, oder wenn 
nur bie Einrüfung in bie Intelligenzblätter und Zeitungen begehrt iſt 2Rthlr. 

Pro mandato an bie a Bi zur Affigirung, bie gewöhnliche Mandats⸗ 
Gebühr ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ßl. 
dem Bidellen für jedes Droclası ⸗ 4 ßl. 
demſelben für an ein Niedergericht — Mandatum de affigendo 3 gl. 
bemfelben für af- und refixion eines auswärts erfannten, per ——— 

eingegangenen- proclamatis anjamen! = - = - 8 ßl. 

Pro decreto af- et rehxionis - =» «16 $l. 

20) Pro Subsidialibus und andere Schreiben. an auswärtige Collegia, fie beißen 
requisıtoriales, responsoriales, intercessionales oder wie fie fonft wollen, 
imgleichen Schreiben an auswärtige Juriften- ober andere Facultäten, bei Ver⸗ 
ſchickung der Acten, monitoria an ſolche Facultaäten ober ———— 1Rthlr. 
dem Bidellen ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 4 $l. 

21) Bei Zeugen = Berbören: 

Für fummarifche und ——— — eines Zeugen 32 ßl. 
für eidliche ⸗ - ⸗ ⸗ 1Rthlr. 


378 Juſtizſachen. Civilproceß. 


22) Pro confectione rotuli für jeben Zeugen = s 16 $t. 
ober wenn der Artifein ober —— viele „Nnd, Rat folge > Bl I 
jeden Bogen bes rotuli a 

23) Borbefcheidss Gebühr mit Inbegriff bes abſhiches es mog Sie gi nn 
erft nachher erfolgen, von jeder Parthei = 1 Rthlr. 36 ßl. 

Für die Abfchrift des Abfchiebes, wenn es nur ein Bgm iſt ⸗ 4 ßl. 
iſt er ſtärker, für jeden übrigen Bogen = ⸗ 3 ßl, 
dem Bidellen oder — für die Aufwertung bei Borbefheden, son jeder 
Parthei - ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ Al. 


Gleiche Vorbeſcheids⸗Gebühren ,‚ ein —— aber nicht, finden Ratt für Be⸗ 
ſcheide ad dissolutionem spousalioram und auf protocolla eommis- 
sionis, fo wie für Liberatoria nad gerichtlich revibirten Rechnungen, wenn 
ſolcherhalb bei den Landes-Gerichten Fein Termin an gefunden. 

24) Für citationes ad rolnlandum - ⸗ ⸗ -» 27 gl. 
Wird in der Ladung zugleih der Befehl zur Beibringung ber Verſchidungs⸗ 
Toften ertheilet, fo Fommt die Hälfte der Mandats- Gebühr hinzu. 

25) Bet Acten-Verſchickungen: 


pro mandato de transmittendo von jeber Partei - 18 ßl. 
pro Paß für den mit den Acten an die auswärtige Jacalit amidich 
Boten, von jeder Partei ⸗ ⸗ 12 ßl. 


pro mandato an das Poſtamt, wenn li Sällen, wo — gerichtlich nöthn er⸗ 
achtet wird, Acten mit der Poſt verſandt werden ⸗ ⸗18 ßl. 
pro bie Acten bei der Transmiffion nachzuſehen, einen Auszug ber excipirten 
Univerfitäten zu maden und die Einpadung ber Arten zu beforgen, für jebes 
Bund mit Inbegriff des zum — ee GER —— — 


oder Pappbedels ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 2 ßl. 

dem Bidellen bei dieſer Gelegenheit, für Verfegelung ber zu ——— 
Acten zuſammen ⸗ ⸗ ⸗ - 1281. 

26) Bei Publication einer ab extraneis eingehoften Urtpel, Fr fei in cansa cıvili 
oder eriminali, von jeder Parthei ⸗ - ⸗ 1 Rihlr. 36 ßl. 

dem Bidellen oder Boten von jeder Parthei 3 =» 4 $l. 


27) Urtheile- Gebühr für ein ın loco abgefaßtes Urthel, nalen die Acten groß 
ober Hein, ober Die Urthel interloeut oder definitiva ift, nad Ermeſſen Des 
©erichts, 2, 3, big A Rthlr. von jeder Parthei. 

Dem Bibellen ober Boten bei Publication ber Urthel von jeder Partei 4 gl. 
Denfelben, wenn er ben Partheien oder deren Anwälden und Procuratoren bie 
Urthel oder ben Beſcheid bringt, hiefür von jeber Partei - - ßl. 
Bei in loeo abgefaßten Priorität- — für die ———— eines jeden 
Credit: ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ = -» 1 Rthlr. 
Für Die Aufführung der Chirographarien über zufammen ⸗ = 2 Rthlr. 

Sedo Tann, wenn derfelbe Poften in verfchiedenen Abtheilungen ber Priori⸗ 
tät⸗Urthel wiederholt claffifieirt worben, immer nur einmal für benfelben 
bezahlt werben. 

Bei Publication einer ab extraneis eingeholten Priorität - Urthel, wie sub 
Nr. 26. und zwar in ber Art, dag Actor Communis für eine Parthei 
und gefammte übrige Creditores für die zweite Partei zu nehmen, unb 
darnach nie mehr als Toppelte Gebühren zu berechnen find. Für eine Di- 
ſtributions ⸗Urthel hingegen, wirb nur bie Hälfte biefer Taxe erlegt, je⸗ 
doch erfiredet ſich ſolche Abgabe nicht weiter "als auf bie wirklich zur Per- 
‚seption kommenden Pöfte. 

Für ein Informatorium in criminalibus werden nad Wichtigkeit und Weit- 
läuftigkeit der Sache erleget: 

a. für ein Inſormatorium zur Direction des Proceſſes, wohin auch das 
Erkenntniß, daß bie Sache nicht als criminell zu behandeln, gerechnet 
werben ſoll, nach Ermeſſen bes Gerichts = 2, 3 bis 4 Rthlr. 

b. für die endliche Belehrung oder Urthel - 3, 4, 5 bis 15 Rthlr. 
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Bei Den es fey in civilibus ober criminalibus, erhält ber 
idell * 2 = = - ⸗ ” - a = 8 

28) Pro confirmatione einer des Endes eingereichten, nicht von ben Landeo⸗ Ge 
richten abgefaßten Eriminal⸗Urthel, wenn ſie auf ar ——— lebens⸗ 
wieriges Gefängniß oder Lebenoſtrafe gehet ⸗ ⸗ 4Rthlr. 

29) Für Berichte ad judiecia superiora (wenn nämlich vom judicio superiori 
auf die Berichtokoſten erkannt, oder das Verfahren des vorigen Richters a 

bin beftätigt wird) A Bogen — = - — P ⸗ » 1 Rthle. 

dem Bidell bei Berichten 2* 2 ⸗ ⸗ 2 4 gl. 

30) Sür außergerichtliche und ſolche Borkommenpeiten, bie voluntariae jurisdic- 
tionis find, und zwar pro confirmatione eines unter den Partheien getrof- 
fenen, zur Beftätigung ERSTEN Vergleiche . ⸗ ⸗1Rthlr. 


X 


dem Bidellen ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗2 ⸗ a gl. 
Pro actu obaizmalionis — 2 Rthlr. 32 ßl. 
dem Bidellen = ⸗ = ⸗ ⸗ ⸗ = ⸗ ßl. 
Für eine Inventirung täglich = - ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗22Rthlr. 
dem Bidellen täglich ⸗ ⸗ ⸗ 32 ßl. 


pro actu resignationis die Hälfte deſſen, was bie Berflegelung Toftet. 
In allen übrigen Fällen vorgebachter Art, als: 

pro decreto de alienando, Snhananen einer —— *. 
nach Befinden ⸗ ⸗ ⸗ ⸗2 2 bis A Rthlr. 
Wenn In dergleichen Fällen ein Vorbeſchei ————— müſſen die Termins⸗ 

Gebühren beſonders bezahlt werden. 
31) Bei Teſtamenten: 

pro oblatione eines gerichtlichen Teſtaments, mit Inbegriff bes Oblations⸗ 

Scheins, wird nach en ber — us Proportion Des Vermögens 


bezahlt = ⸗ = 4 bis 20 Rthlr. 
dem Regiftrator für dem Drpoftione- Si ⸗ ⸗ ⸗ - 1 Rthlr, 
dem Bidellen — z 2 ⸗ = 2 ⸗ 32 ßl. 
pro publicatione testamenli, nad Beſchaffenheit ber Perfonen und Um— 
finde = ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 10 His 50 Rthlr. 


dem Bidellen = ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 3 32 gl. 

32) Bei öffentlichen Verſteigerungen: 
ro subhastatione immobilian von 100 Riflr, — ⸗ -» 24 $l. 
* gerichtliche ——— ‚nad SB ber Perfonen und Um— 


fände — ⸗ ⸗ 10 bis 50 Rthlr. 
ro auctione mobilium von 1 Nthlr. Dh executori unb auctionario 
zufammen ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 3 ßl. 
in andern Fällen dem anclionario allein = = - = 2 ßl. 


33) Dei SJmmatriculirung der Advocaten und Procuratoren: 
für das Eramen = ⸗ » ⸗ - ⸗ ⸗ ⸗210 Rthlr. 
für die Matrikel ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 3 - 32 Nthlr. 
34) Bei Immatriculirung der Notarien, ſie mögen eraminirt ee oderniht 10 Rthlr. 
35) Bei bloßer Immatriculirung eines Advocaten als Procurators -» 20 Athlr. 
36) Bei Eraminirung ber Aubitoren oder angehenden Richter = = 16 Rthlr. 
37) Befondere Regiftratur-, Collations-, Vidimations-, Communications-, 
Eopial= sc. Gebühren: 


pro inspeetione actorum für jedes Bund = ⸗ ⸗2 ßl. 
Sind es alte, über 50 Jahre vor dem Tage des Sufpesiond» Geſces hinaus⸗ 
gehende Acten, im Betracht des mühſamen Aufſuchens ⸗ 36 ßl. 


Für noch ältere Acten, die über 100 Jahre hinausgehen ⸗ 21Rthlr. 
Rotulations⸗Gebühren von a Fuge, die ſich art — — 


giebt ⸗ Pr Pr = 
Depofitions- Gebühren, wenn bie Deponie Sumne in 1000 Kthlr. * darunter 
beſteht 2 2 * 2 = 1 pCt, 


von bem aber was über 1000 Rihlr. iR, nur . - -» Na pet, 


880 Juſtizſachen. Civilproceß. 


Wenn keine baare Gelder, ſondern nur Obligationen deponirt ſind, für er de- 
ponirte Obligation - „ - - - » - “ Rthlr. 

Collations⸗-Gebühren a Bogen - - - - 2 gl. 

Bidimationg- Gebühren, e8 mag das Stüd fe Aa ober fo — 2* —17— ‚als es 
wolle, außer der Collatione-Gebühr - 6 $l. 

Abſchrifts⸗ Gebühren a Bogen = - = - * „ g 3 gl. 
es müfjen aber die Acten conftitutionsmäßig gefihrieben feyn. 

Für die Copei eines Mandati, Arrestatorii, und anberer Verordnungen 2 Sl. 

Des Abſchiedes oder einer Urthel, wenn fie nur de are Bat find 4 $l. 
für jeden mehreren Bogen - ⸗ 3 Hl. 
Eben fo bei ben übrigen expediendis, fo unter "Siegel ober nicht unter 

Siegel gehen, 


Kür ſtarke Rechnungen der Bogen = = ⸗ ⸗ 
Für eine Stammtafel = ⸗ ⸗ ⸗ - ,68l 
Drr Proclamatum zufanmen - ⸗ ⸗ 11 $l. 


Communications-Gebühr außer dem Eoflations-Groftgen ⸗ ⸗ 1 $l. 
und bem Bidellen pro communicalione simplici, in jedem Ball, es mag 
das Stüd und was per idem decretum communiciret wird, viel ober 
wenig, mit oder ohne Beilagen feyn, und es mag bie Parthei gegenwärtig 
ober abweſend ſeyn unb keinen Gevollmächtigten zur Stelle haben, un Das 


Stück im verfiegelten Couvert ihm zugefchidt werden müſſen ⸗ 2 ßl. 

für gedruckte Formulare zu Vollmachten à Stück — ⸗ 2 ßl. 

38) Bidellen-Gebühren, in ſoferne ſie nicht ſchon im Vorhergehenden re befondere 
Beftimmung erhalten haben, bei einem Response - = 2 Sl. 


bei allen antern Ausfertigungen bie unter 1 Rthlr. Toften ⸗ 3 ßl. 
Iſt Dabei ber Anſchluß fo ſtark, daß er angebunden Be muß, wegen bes er- 


forderlichen zweiten Siegels noch ⸗ ⸗ ⸗ 2 ßl. 
für mündliche Ausrichtung eines deereti ⸗ ⸗ ⸗ al. 
Dorzeigung eines decreti, wenn fie befohlen ift = - “ ⸗ 4 Sl. 


bei Einrüdung in öffentlihen Zeitungen oder Intelligenzblätter “ 2 $l. 
Geſchieht aber von bem Bidellen über bie gefchehene Abfenbung eine Annotation 


ad acta, jo befomnt er für ein — en — 8 ßl. 
Bei retraditionibus originalium ⸗ 2 ßl. 
Bei Edirung und für Einpacken ber — in Appeiationsfälen ⸗ 16 $I 
pro insinualione ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 3 ßl. 
pro documento insinuationis = ⸗ 3 ßl. 


ß 
Wenn eine Infinuation außerhalb der Stadt durch Boten geſchiehet, ſo bekömmt 
der Bidell für die Beſorgung und Abfertigung des Boten, der nachher beim 
Regiſtrator zum Empfang feines Lohns ſich melden muß - ⸗ 8 ßl. 
Der Regiſtrator aber, welcher wegen der beſchaften Sant eine re 
l. 


abgefaßt, und zu den Acten leget ⸗ ⸗ ⸗ 
Bei Subsidialibus, Attestatis, Stedbriefen und ander dergleichen — 
tionen, bie 1 Rthlr. und darüber koſten ⸗ ⸗ 4 gl. 


Bei Gonfirmationen eines unter den Partheien —— und zur Beſtätigung 
eingereichten Vergleichs ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 8 ßl. 
Bei Immatriculirungen — . ⸗ ⸗ ⸗ 32 ßl. 
Bei einer donation ad acta ⸗ ⸗ 16 ßl. 
In Fällen, wo die Expedition auherordentlih beeilet — muß, ale ber Bi⸗ 
bel ftatt ber fonftigen geringen Gebühr ⸗ ⸗ = 8 ßl. 

in ben Serien boppelt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Commissoria zur Ausrichtung von Gefchäften, melde das Collegium felbft 
zu übernehmen ſchuldig ift, 3. B. zu Eriminal-Unterfuhungen gegen Eanzleis 
fäßige Perfonen, Rehnungs- Aufnahmen, Vergleichs - Terminen ıc, follen eigen- 
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mächtig unter keinen Umſtänden erkannt, und nur bei beſonders erheblichen Be⸗ 
hinderung oder Ablehnungs⸗Gründen, auf vorherige, in jedem einzelnen Falle, 
nachzuſuchende Erlaubniß, dem Befinden nach Landesherrlich verſtattet, dann 
aber auch dem Commissario für jede Seſſion nicht mehr als gewöhnliche 
Termind- Gebühren zugebilliget, etwanige Commissoria an Membra Collegii 

: in dergleichen Sachen aber allezeit als bloße Deputationen angefehen werben. 

2) Alle Erfenntniffe und Erpeditionen find ſchlechthin der Gebühren halber unter die 
sorftebenden Rubrifen zu bringen, wobei in zweifelhaften Fällen die geringite 
Taxe normiren, die Formirung neuer Rubriken aber gänzlich unterfagt feyn fol, 


21600, Crftattung der Gerichtsktoften bei Promotorialen an die 
Niedergerichte. 17. April 1821. 

Sriederih Franz sc. Wenn eine VBerfchiedenheit ber Praris bei Unſern 
Lanbesgerichten und Eollegien in Hinſicht ber Derihtsfoften - Erftattung bei Promoto- 
rialen an bie Niedergerichte bei Duerelen wiber biefe über verzögerte Juſtiz ſich er- 
geben hat; Wir aber hierbei allenthalben ein gleichmäßiges Berfahren beobachtet wifjen 
wollen; fo verorbnen und befehlen Wir biemit: daß 

I. dei Befchwerben über verweigerte und verzögerte Juſtiz nur dann, wenn bie 

Querulanten zusor befcheiniget haben, daß fie bei bem judicio querulato mit 

einem Maturationdgefuche eingefommen find, ein Mandat zur Juſtiz-Verwaltung, 

fo wie zugleich ein Befehl zur Koftenerftattung erlaffenz; wenn aber 

1A. gegen Erkenntniſſe der Niedergerichte appelliret, uber fiber das gerichtliche Ders . 
fahren ſelbſt Befchiwerde erhoben wird und ein Mandat zur- Ucteneinfendung mit 
einem. Temporal-Inhibitorio, oder zur berichtlihen Vernehmlaſſung erfolgt, 
ber Befehl zur Berichtserftattung in beiten Fällen, bei den beiden erften Man- 

Daten, ohne Wufgabe ber Koftenerftattung geſchehen, im Sal aber, wenn auf 

Anträge ber Partheien, wegen Nichtparition, erneuerte Mandate ergehen und 

wenn blos Arten eingeforbert find, fofort, fonft aber bei ber Entſcheidung über 

bie Querel unb die Berichtefoften, Dem judicio a quo bie Erſtattung der Con⸗ 
tumacialkoſten aufgeben werden ſoll. 
Wonach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin den 17. April 1821. 


Friederich Franz. 
An die Landes: Gerichte, 


1601. Gebühren der Sofhandwerfer zu Ludwigsluſt. 
19. Mai 1821. 
Sriederih Franz ıc. Unſern ꝛe. Wir haben auf euern Beriht vom 14, 
d. M. über das Geſuch des Gerichts zu Ludwigsluſt, im Betreff ber bisherigen Ge⸗ 
bührenfreiheit der Hofhandwerker daſelbſt, den Supplieanten, Inhalts des zu eurer 
Nachricht anliegenden Anfchluffes, geftattet, auch von denjenigen Hofhandwerkern, melde 
bürgerliche Nahrung treiben, die Gerichts-Gebühren nady ber bei den Nieder-Gerichten 
normirenden Taxe wahrzunehmen, unb verbleiben sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 


19. Mat 1821. 
Sriederih Franz. 

An das Hofmarfhall: Amt. j 

Sriederih Franz ze. Wohlgelahrte ꝛc. Auf eure Bitte vom 7, b. M, foll 
euch biedurch die Befugnig ertheilet feyn, in Proceßfachen der Hofhandwerker, die 
bürgerlihe Nahrung treiben, die Gerichts⸗ Gebühren, nach ber bei ben Niedergerichten 
normirenden Taxe wahrzunehmen. Wonach ꝛc. Schwerin, ben 19. Dai 1821. 
An das Gericht zu Ludwigsluſt. 


1602: Diäten der Beamte als gerichtlicher Commiſſarien. 
15. Sept. 1821. 
Srieberih Franz ꝛe. Da mehrere Fälle Uns gezeigt haben, daß bei ben 
Juſtiz⸗Canzelleien und ben Amtsgerichten über die Anwendung bes Tax⸗Reglements 
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für Die Amtsgerichte vom 11. Mai 1802 in Fällen, wo bie Beamten nicht als ſolche, 
fondern ale von höhern Behörden beftellte Commiſſarien handeln, zumeilen Zweifel 
entitanben find, fo erflären und verordnen Wir biemit, Daß allenthalben, wo die Be—⸗ 
börden nicht vermöge der ihnen, als foldhen, übertragenen gewöhnlichen Jurisdiktion 
handeln, fonbern ex commissis einer höhern Behörde, das gedachte Tax⸗Reglement 
nicht in Anwendung Tommen fol; fondern vielmehr das neuefte, in biefer Rüdficht 
von Uns, unterm 16. April 1813 gegebene, und im 18. Stüde bes officiellen Wo⸗ 
chenblatts deffelben Jahres publicirte Geſetz, nach welchem bie, als Commiffarien han⸗ 
beinden Beamten bie daſelbſt ihnen zugebilligten Diäten haben follen, melde alsdenn 
alle gewöhnlichen Gerichts-Gebühren ausfchliegen. Sie müſſen aber baneben von 
ben Parteien, wenn bie Ausrichtung nicht am gewöhnlichen Wohnorte ber Beamten 
iſt, anftändig beföftiget und angeholt, auch zurüdgebracdt, — oder auch wegen biefer 
baaren Auslagen entichädiget werben. 

Dies haben Wir für billig erachtet, ba bas angeführte Tar- Reglement nur für 
bie Berhältniffe der Beamten, als folder, zu ihren Amts-Eingefeflenen berechnet ift. 

Wonach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 15. September 1821, 

Friederich Franz. 


1603. Wahrnehmung der Koſten bei Executionen gegen Mit—⸗ 
glieder des Creditvereins. 31. Aug. 1822. 

" Srieberih Franz sc. Unſern ꝛc. Wir haben Uns bewogen gefunden, über 
den Punct der eventuellen Wahrnehmung der Koſten und Auslagen, welche bei Unſern 
Landes⸗Gerichten durch Verhängung ber Execution gegen ein Mitglied bes ritterſchaft⸗ 
lichen Vereins wegen rückſtändiger Zinſen erwachſen, folgende allgemein zu beobachtende 
Beſtimmung zu geben: Daß Unſere Landes⸗-Gerichte ſothane, von ber Direction bes 
Eredit-Vereins nachgeſuchte Executorialien zwar unentgeltlich ausfertigen zu laſſen, da⸗ 
gegen aber dem Executor aufzugeben haben: daß er die Koſten ſolcher Ausfertigung 
von dem Exequendo, gleich feiner erlaubten Amtsgebühr, wahrnehme. 

Mir eröffnen euch folches zu eurer Tünftigen Nachachtung hiedurch in Onaden, 
womit Wir euch gewogen verbleiben. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 31. Auguſt 1822. 
Sriederih Franz. 

An die Juſtiz-Canzlei in Güfrow, . 


1604. Taxe für das Stadtgericht zu Grevismühlen. 6. März 1826. 

 Srieberih Franz ce. Da nicht die in ber erftien Sorfehung ber von bem 
SanzleisBice-Director von Both Herausgebenen neueften Geſetzſammlung pag. 315 
abgebrudte Gebühren» are, fonbern das für Unfere Amtsgerichte ın Zudicials Fällen 
normirende Tar- Reglement Unſerm Stadt⸗Gerichte zu Grevismühlen verliehen ift, fo 
fehen Wir Uns veranlaßt, um jebem Irrthume vorzubeugen, ſolches hiemittelft zu 
jedermanns Kenntniß zu bringen. Wonach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 6. 
März 1826, 

| Ad Mandatum Serenissimi proprium, 
Großherzoglich Medienburgifche zur Regierung verorbnete Präfibent, 
Geheime» und Mäthe. 


1605. Fälle des Eintretens der halben Amtsfpurteltare. 
24. Mär; 1829. 

Friederich Franz x. Da über bie Deutung bes in der Anmerkung 3. zu 
ber amtögerichtlichen Sportel-Tare vom 11, Mai 1802 gemachten Unterſchieds zwiſchen 
Amts⸗Unterthanen und freien Leuten, nach Aufhebung ber Leibeigenfchaft, Zweifel ent» 
ftanden, fo verorbnen Wir hiedurch gnädigſt: 

daß bie Befugniß, nur bie halbe Amts - Sportels Tare in vorlommenden Fällen 

zu bezahlen, welche vor Aufhebung der Leibeigenfchaft ben unterthänigen Doma⸗ 

nial= Einwohnern zugeftanden, jetzt nach aufgehobenem Bande ber Guto⸗ unb 

Ortes Angebörigfeit nur noch ben Zagelöhnern, ben Bübnern, Die Feine Anfpau- 
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nung halten, ımb ben Handwerkern, welche Teine Gefellen halten und Fein anderes 
Gewerbe daneben treiben, zu Gute kommen ſoll. 
Hiernach haben Unſere Amtsgerichte in vorfommenden Fällen fi genau zu ist. 
An dem ꝛc. Gegeben xc. Schwerin, ben 24, Mär; 1829, 
Friederich Franz 


1606. Weitere Fälle des Eintretens ber halben Amtsfporteltaxe. 
30. Ort. 1820. 

Srieberih Franz ze. Wir verorbnen hiedurch gnädigſt: bag bie, einigen 
Glaffen der Domanial-Einwohner mittelft Unferer Verordnung vom 24. März d. J. 
zugeflandene, Begünftigung, in vorfommenden Fällen nur die halbe Amts - Sportel- 
Zare zu bezahlen, auch ben Altentheilern und Dienftboten in Unfern Domainen zu 
Oute fommen fol. Wonach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 30. October 1829, 

Sriedberid Franz. 


1607. Convention mit Preußen wegen Eoftenfreier Genügung der 
Nequifitionen in Armenfachen. 16. Febr. 1830. 
Auf allerhöchſten Befehl Sr. Königlichen Hoheit bes Großherzogs wird nad- 
ſtehende Erklärung: 

Nachdem die Königl. Preußifche Regierung mit ber Großberzogl. Medlen- 
burg· Schwerinſchen Regierung dahin übereingekommen iſt, die gegenſeitige Koften- 
Vergütung in Criminal⸗, Civil-, und Vormundſchafts⸗Sachen rückſichtlich der 
dabei betheiligten unvermögenben Perfonen aufzuheben, erflärt dad Großherzogl. 
Medienburg-Schwerinfde Geheime Diinifterium, in Gemäßheit ber ihm von Gr. 
Königl. Hoheit dem Großherzoge dazu ertheilten Ermächtigung, hiemit folgendes: 

1. In allen Unterfuhunge=, Civil» und infonberheit Vormundſchafts⸗Fällen, 
wo NRequifitionen von einer Königl. Preußifchen Gerichts⸗ ober vormunbfchaft- 
lihen Behörde an eine Großherzogl. Medlenburg-Schwerinfche derartige Behörde, 
ober von dieſer an jene erlaflen werben, fo wie wenn Delinquenten von einem 
Gericht an das andere audgeliefert worden, find nicht allein alle baaren Aus- 
lagen, fondern auch die fämmtlichen, nach der bei dem requirirten Gerichte üib- 
lichen Tare zu liquidirenden, Gebühren dem legteren aus dem Bermögen ber be- 
treffenden Perfon, wenn ſolches dinreicht, zu entrichten. Hat felbige aber Fein 
binlänglidhes Vermögen, fo fallen die Gebühren für Die Arbeiten ber requi⸗ 
rirten Behörde, mithin auch alle Bergütung ober Taxe für Zeugenvernehmungen 
und für Abhaltung der Termine, für den Erlaß oder bie Erpebition ber Verfü— 
gungen, besgleichen Die Inſinuations⸗- oder fogenannten Siegel-Gebühren burch- 
gehends weg, und das requirirende Gericht bezahlt alsbann bem erfteren nur bie 
unvermeidlihen baaren Auslagen für Atzung, Transport, Porto, Copias 
lien, Reife- und Zehrungsfoften ber Richter und Zeugen, nad ben bei ben re⸗ 
— Gerichten üblichen Taxſätzen. 

2. Zur Entſcheidung der Frage: Ob der Delinquent oder die ſonſt betheiligte 
Perſon hinlängliches Vermögen zur Berichtigung ber Gerichtsgebühren beflge oder 
nit? foll in den beiderfeitigen Landen nichts weiter ala Das Zeugniß derjenigen 
obrigkeitlichen Stelle erfordert werden, unter welcher Die betheiligten Perfonen 
ihre mwefentlihe Wohnung haben. Sollte ein Delinquent folche in einem britten 
Lande gehabt haben, und bie Einziehung der Koſten dort mit Schwierigkeit ver- 
knüpft fein, fo wirb angenommen, baß er Fein hinlängliddes Vermögen befige, 

3. Den in allen Unterfuhungs-, Civil» und Vormundſchafts⸗Sachen zu 
ſiſtirenden Zeugen und jeder abzubörenden Perfon überhaupt follen die Reife- 
und Zehrungskoſten nebft ber wegen ihrer Verſäumniß ihnen gebührenden Ver⸗ 
gätung, nad) beren vom requirirten Gericht geſchehenen Verzeichnung bei erfolgter 
wirklicher Siftirung, ſti es von bem requirirten ober tequirirenben Oericht, un» 
verzüglich verabreicht werben. Inſoferne fie bazu eines Vorſchuſſes bedürfen, 
wirb das requirirte Gericht zwar die erforberliche Auslage übernehmen; es foll 
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ſelbige jedoch vom requirirenden Gericht auf die een Benachrichtigung dem 
requirirten Gericht wieder erſtattet werden. 

A. Gegenwärtige Erklärung ſoll, nachdem fe gegen eine übereinftimmenbe 
von dem Königl. Preußifhen Minifterio ber auswärtigen Angelegenheiten aus- 
gewechjelt worden, Kraft und Wirkfamfeit in Den gefammten beiderfeitigen Ländern 
haben, und öffentlich befannt gemacht werben. 

Schwerin, ben 17. December 1829. 

Erflärung 
wegen bes, zwiſchen ber Königl. Preufs 
‚fifhen und der Großherzog. Medien: 
burg-Schwerinfgen Regierung getroffes 
nen Uebereinkommens rüdfichtlich der 
gegenfeitigen Eoftenfreien Genügung ge: 
richtlicher Requiſitionen in Armen 
Sachen. 


Großherzoglich Meclenburgſches Geheimes Miniſterium. 


nachdem ſelbige gegen eine, vom Königl. Preußiſchen Miniſterio der auswärtigen 
Angelegenheit unterm 10. d. M. vollzogene gleichlautende Erklärung ausgewechſelt 
worden iſt, zur Kenntniß und Nachachtung der reſpectiven Behörden hiedurch publicirt. 
Schwerin, den 16. Februar 1830. 
Großherzogliches Geheimes Miniſterium. 


1608. Wiedererſtattung der Koſten an - ——— Gegner 
armer Parteien. 22 Mai 

Srieberih Sranz.ıc Unfern ꝛc. Wir haben * euren erneuerten Antrag 
vom 16. März d. J. megen Gleichſtellung der Parteien in allen Proceß-Sachen, 
rückſichtlich der Creditirung ber Gebühren, vorlegen laſſen; können jebod die Anficht 
Unferer getreuen Stände, als ob das Princip der Gleichheit der Partheien vor Ges 
richt diefe Crebitirung auch für Die nicht arme Parthei erforderlich made, nicht zu— 
treffend finden, ba gerade dadurch erft, Daß dem Armen bie Gerichtefoften creditirt werben, 
Gleichheit des Rechts bewirkt wird, indem ſonſt letzterer nicht dieſelben Mittel und 
Wege, wie der Nichtarme, um ſein Recht zu ſuchen und zu verfolgen, in Anwendung 
zu bringen vermag. 

Zum Zwed der Bewirkung einer Gleichheit des Rechts alſo iſt es nicht erfor⸗ 
berlich, daß auch der nichtarmen Parthei bie Ereditirung der Koſten bewilliget werde, 
und müſſen foldhe in ben meiften Fällen doch nachgezahlt werben, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme bes Falles, wenn der Gegner der armen Parthei mit ben Koſten obtinirt. 
Nur für dieſen einzigen Fall ſcheint es billig, daß der obtinirenden nicht armen Parthei 
die ihrerſeits bezahlten Koſten erſtattet werden, und um Unſern getreuen Ständen einen 
gnädigſten Beweis Unſrer Berüchkſichtigung ihrer Wünſche auch hiebei zu ertheilen, 
haben Wir, ſtatt der wiederholt nachgeſuchten Bewilligung ber Gebühren-Creditirung 
für Die nichtarme Parthei überhaupt, Inhalts Des copeilihen Anfchluffes, die Verfü— 
gung getroffen, baß berfelben in dem gedachten Falle Die Koſten aus Unſerm landes⸗ 
herrlichen Fiscus zurückgegeben werben; im übrigen aber muß es bei Unſerer Refo- 
Jution som 25. Auguft 1828 das Bewenben behalten. Wonach ıc., und Wir ver- 
bleiben ꝛc. Gegeben 30. Schwerin, ben 22. Mai 1830. 

Sriedberih Franz. 
Den Edlen, Beften, Ehrnveften, Ehrjamen, 
Unfern lieben Getreuen zum Engern Aus: 
ſchuß erwählten Landräthen und ritters und 
landfchaftl. Deputirten Unferer Herzog⸗ 

thümer Mecklenburg in Roſtock. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Bon Unſern getreuen Ständen iſt wieder⸗ 
holt darauf angetragen, daß, zur völligen Gleichſtellung ber Partheien in allen Procch=- 
Sachen, auch dem Gegner einer armen Parthei bie Creditirung ber Gerichto⸗Gebühren 
und des Papierſtempels bewilligt werden möchte. 
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Haben Wir nun zwar Bedenken tragen müſſen, dieſem Antrage in ſeinem ganzen 
Umfauge zu deferiren, ſo iſt es doch Unſer Wille, daß in den Fällen, wo der Gegner 
der armen Parthei mit den Koſten gewinnt, der obtinirenden nicht armen Parthei 
bie ihrer Seits bezahlten Gerichtskoſten aus Unſerm landesherrlichen Fiscus zurüdge- 
geben werden ſollen. Ihr habet daher in vorkommenden Fällen euch hiernach zu 
achten, jedoch die Verhältniſſe, beſonders das vorgegebene Unvermögen zuvor genau 
zu prüfen, ehe ihr einen Armen-Sachwalt und Creditirung der Gebühren bewilliget; 
auch wenn die Condemnation eines Inſolventen, dem das Armenrecht zugeſtanden 
worden, Statt findet, vor der Erſtattung der Koſten an den Gegentheil gutachtlich an 
Unſere Regierung zu berichten. An dem ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 22. May 1830. 
An die drey DIufliz= Canzleyen. 


1609. Liquidationsgebühren bei den AUmtsgerichten. 43. Nov. 1830. 

Sriederih Franz ıc. Da bie Sportel- Zare für Unfere Amtsgerichte vom 
11. Mai 1802 und Unſere Verordnung vom 5. Julius 1804, bei der Beftimmung 
ber Ziquidationsgebühren, nur ben Fall einer vorhandenen, ben Grebitoren gemein- 
famen Maſſe berüdfichtiget, gleichwohl auch bei andern Proclamationen wegen Ber- 
Außerung, Berpfäntung, Auseinanderfegung ıc. bie Bemühung der Amtsgerichte bas 
Maaß eines gewöhnlichen Vorbeſcheides überfchreiten Tann, fo verordnen Wir, zur 
Bellimmung der ©ebühren für folde Fälle, hiemit gnädigſt, bag 

1) für den Termin der Anmeldung, 
a. wenn bie Zahl der mündlichen oder ſchriftlichen N nicht über 
10 if . A Rthlr. 32 El. 
b. wenn aber mehre erſcheinen, für jeden Liquidanten ..8 ßl. 
beides zur gleichmäßigen Vertheilung unter Beamte und Actuar, erlegt werden ſoll. 
2) Für eine vorgängige oder —— — des Betreffs erhält der Actuar 
außerdem . i gl. 
3) Den Verlag dieſer Gebühren muß zwar der "Provocant beftreiten , jedoch darf 
letzter dieſelbe von denjenigen Liquidanten erſtattet verlangen, deren Profeſſionen 
dem Inhalte und der Abſicht der erlaſſenen Proclamatum nicht gemäß find. 

Diefe Erftattung it jofort im Präclufiv - Abſchiede sub poena paratissimae 

exceutionis aufzugeben und demnächſt, auf die erfte Ungehorfams-Befhuldigung, 

mit Erftredung auf die weiteren Koften, Durch Erecution zu bewirfen. 

Im Uebrigen normirt für die Proclamata, Subsidiales, alle weiteren Ber 
bandlungen außer dem Unmeldungs-Termin, eben fo, wie für die Ertrahtrung etwa= 
niger befonderer Verfügungen abfeiten der Liquidanten, und für die den Tagelühnern 
und ihres Gleichen zu Gute fommende Gebühren» Abıninderung Die Taxe von 1802 
und Die gejegliche Regel. 

Unfere Amtsgerichte, fo wie Diejenigen Stabtgerichte, bei denen einftmeilen Die 
amtsgerichtliche Gebühren-Tare Anwendung findet, haben fi fortan in vorkommenden 
Fällen nach Unferer gegenwärtigen Verordnung genau zu achten. 

An dem ꝛc. Gegeben ze. Schwerin, den 13. November 1830. 

Friederich Franz. 


1610. Gebühr der Amtögerichte bei Hetenverfendungen. 
19. Septbr. 1832. 

Triederih Franz x. Die von Unfern Amtsgerichten bisher bei Acten-Per« 
fendungen mit 36 ßl. berechnete Geblihr für das Einpaden berfelben fol von jegt 
an auf 8 Bl. — jedoch neben Wahrnehmung der wirklichen Auslagen — herabs 
geſetzt ſein und demnach fortan auch bei Acten-Verſendungen an das Criminal⸗-Colle⸗ 
gium in Bützow pafjiren. 

Unter refp. Entbietung Unfers gnädigften Grußes befehlen Wir Daher hierdurch Unfern 
ſämmtlichen Beamten und Amtörichtern, Diefer Beftimmung pünctlih nachzukommen. 

Gegeben ꝛc. ame, den 19, September 1832. 

Srieberih Franz. 


Medi. Sefegiammlung Hl. 25 
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2611. Gebühren der Kinder von Sauswirtben und Unterſcheidung 
der Gebühren und des Verlags. 25. März 1833. 

Friederich Franz sc. Wir geben euch auf eure verfihiebenen Vorträge refp. 

vom 2. Nov. und 8. Deebr. v. J. im Betreff der Auslegung und Anwendung ber 

Amts-Sportel-Tare, neben Remittirung der von euch, Unferm Beamten Droften von 

AN, me Seal en 8 Angereupien Anlagen Aa a Reeluton: daß 

ad 3. von den Kindern der Dauswirthe, welche der Eintieger- oder x Dienftboten-lnfe 
angehören, nur, in Gemäßpeit ber Bekanntmachung vom 30. Det. 1829 im 
officiellen Wochenblatt, die halbe Gebühr wahrzunehmen ift, und 

ad 4, bie Copinlien eben fo wenig als bie Stempelgelber zu ben Gebühren gehören, 
weshalb fie nur als Berlag oder als Entſchädigung betrachtet werben Tönnen, 
und daher die Beſtimmung der Anmerkung 3. zur Sportel= Tare auf fie nicht 
anzuwenden, 
Schwerin, am 25. März 1833. 

An die N. Nee Beamten zu N. N. 


2612. Erläuterung des Husdruds: Gerichtskoſten. 26. Aug. 1833. 
Unfern 2, Wir geben euch auf eure Borftellung vom 5. d. M. in Betreff der 
dem Büdner Lübbe zu Hinrichsdorf, Amts Toitenwinkel, zu erftattenden Gerichtöge- 
bühren in Sachen feiner wider den Einlieger Gaebt zu Dierfow bei Nüdgabe ber 
eingereichten Acten hiedurch zum Beſcheide: daß ihr demſelben Die Gerichtsfoften mit 
— ex Fisco zu erftatten habt, — Unter dem allgemeinen Ausbrud Gerichts— 
toften find jebodh fo wenig in Unferm Referipte vom 22. Mai 1830 wegen even- 
tueller Erftattung der ©erichtögebühren an Die nicht arme Parthei, als überhaupt 
unter dieſer rn A zu verſtehen. Wonach ꝛc. Schwe⸗ 
rin, den 26. Auguſt 183 
An die Zufiz+ Garziel zu — 


1613. Gebühr für Actenverfendungen bei Gerichten, für welche 
die Amtsfporteltare normirt., 20. Mai 1831. 

Grieberih Kranz x, Wenn Wir gnädigft wollen: baß die von gefammten 
Unfern Berichten, für welche die Amts-Gebühren-Iare vom 11. Mai 1802 nornirt, 
bisher bei Acten = Berfendungen mit 36 ßl. berechnete Gebühr für das Einpaden ber- 
felben Tünftighin auf 8 ßl., — jedoch neben Wahrnehmung der wirklichen Aus 
lagen, — berabgefegt jein, und demnach auch fortan nur bei Actene- Verfendungen an 
bad Criminal-Collegium in Bützow paffiren fol; fo wird folhes zur Nachachtung ber 
betreffenden Gerichte hiemit befannt gemacht, 

Gegeben durch Unfre Regierung, Schwerin, den 20. Mai 1884, 

Sriederid Franz. 


2614. Taxirung der ae Reftitutionsfachen. 
et 

Sriederih Franz ıc Um eine Gleichmäßigfeit in der Zarirung ber Rechte» 
ſprüche in niedergerichtlichen Reſtitutionsſachen zu erlangen, beſtimmen Wir hiedurch 
im Einverſtändniß mit Unſren getreuen Ständen: daß für diejenigen Erkenntniſſe, 
welche nach $. 25. Nr. 1. Unſerer Verordnung vom 1. Juli 1818 in Restitutorio 
ber bei Niebergerichten anhängigen Sachen per decretum entſchieden werben, nur 
bag Minimum ber Ganzleimäßigen Urtheilögebühren wahrzunehmen ifl. 

Wornach ze. Gegeben ꝛc. Schwerin, den A. October 1834, 

Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Roſtock. 
Postseriptum ad rescriptum de dato hodierno. 

Auch eröffnen Wir euch: dag bei Taxirung ber Rechtsſprüche in niebergericht- 

chen Reſtitutions⸗Sachen, Feine Publications» Terming- Gebühren wahrzunehmen find, 
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ba folge Termine nicht vorkommen, und verbleißen uti in rescripto de 4, De⸗ 
tober 1834, 

Srieberih Franz. 


1615. Amtsgerichtlide Gebühr für Ladung beider Theile auf An: 
trag des einen. 44. Nov. 1834. 

Friederich Franz ꝛc. Auf eure Anfrage vom 7. d. M,, die Auslegung ber 
für Uinfere Amtsgerichte normirenden Tarordnung vom 11. Mai 1802 betreffend, er= 
wiedern Wir euch, daß die von euch angezeigte Anwendung des Geſetzes von Seiten 
bes dortigen Amtsgerichts, wornach daſſelbe, wenn auf Antrag des Klägers beide 
Theile zum Termin geladen werden, fihb nur einmal Die volle Gebühr mit 18 ßl. 
für Die Citation an ben Bellagten und für die bem Ertrahenten zugehende fimple 
Copie derſelben nur 3 fl. bezahlen läßt, bie richtige if. Schwerin am 11. No— 
vember 1834, 


An den N. N. zu N. R. 


1616. Amtsgerichtliche Gebühr bei Depoſition von Teftamenten. 
25. März 1835. 

Srieberih Franz ıc Wenn Wir der Sporteltare für Unfere Amtsgerichte, 
binfichtlich ber Depofition ber Zeftamente, noch eine britte Claſſe, melde die Mühlen-, 
Ziegelei», Holländerei- und Schäferei⸗ Pächter, desgleichen die Erbpächter yon Bauer- 
hufen, ſodann auch die Schiffer (Führer eines Schiffs) auf dem Fiſchlande umfaſſen 
ſoll, hinzufügen und für dieſe dritte Claſſe bei Teſtaments-Depoſitionen nachſtehende 
Sportelſätze: 

1) Wenn ſich das Gericht zum Teſtator ins Haus verfügt, den Beamten 4 Rthlr. 

24 ßl., dem Actuar 1 Rthlr. 24 ßl., dem Landreiter 12 ßl. 

2) Wenn Teſtator in loco jadieii erſcheint, den Beamten 2 Rthlr., dem Actuar 

36 ßßl., dem Landreiter 6 ßl. 

3) Für Publication eines beponirten ober fonft ad publiecandum üßergebenen Te- 
ftaments ben Beamten 2 Rthlr., dem Actuar 36 ßl., dem Landreiter 6 EL. 
feftgeftellt fein follen, fo wirb folches ſämmtlichen Unfern Amtsgerichten zur Nachricht 

und Nachachtung hiedurch befannt gemacht. 

Gegeben durch Unfere Regierung. Schwerin, am 25. März 1835, 

Friederich Franz. 


1617. Gebühren für den Termin zur Entfagung der Nechtsmittel 
von den pachtenden Hauswirthen. 30. Zul. 1836. 

Wenn bei Bollziehung der Pacht⸗Contracte über die Entjagung ber Rechtsmittel 
ein befonderes Protocol von dem Amts- Gerichte abgehalten wird, fo können bafür 
die nad) dem Tar-Reglement für die Amts-Gerichte zuläffigen Terming-Gebühren von 
refp. 28 und 12 — zufammen 40 El. — nebft 1 Hl. für ben Gerichtsbiener unb 
Stempel⸗Gebühr von ben Pädhtern wahrgenommen werden, jedoch nur einmal, wenn 
auch mehrere Hauswirthe einen und benfelben Contract zu vollziehen haben. 

Auch finden dabei Feine weitern Gebühren pro citatione et attestato judı- 
eialı, fondern nur bie le Gebühren für Ausfertigung bes Protocolles ftatt. 
Anf den Bericht vom 7. Sun. d. J. wird ſolches den Beamten biedurdh eröffnet. 

Schwerin, den 30. Julius 1836. 


Großherzogl. Medlenburgifhe Regierung. 


Oroßherzogl. Sammer Collegium. 
An die Beamte gu N. NR. 


1618. Gebühr der Prediger für gerichtliche Eidesverwarnung. 
28. + 1836. 
Sriederih Franz . Da die Gebühren ber Prediger für Verwarnungen 
bei gerichtlichen Eidesleiftungen bisher nicht von allen Gerichten nad gleichen Grund⸗ 
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ſätzen beſtimmt worden ſind, ſo verordnen Wir hiedurch, daß es künftig in dieſer 
Beziehung ohne Ausnahme folgendermaaßen gehalten werden ſoll: 

1) dem Prediger gebühren für eine ſolche Verwarnung einer Partei zwei Reichs⸗ 
thaler NZwbr., 

2) ift derfelbe auf gerichtliche Requiſition in ber Gerichtäftube erfihienen, und es 
erfolgt wegen eines Bergleihs oder aus andern Gründen bie Verwarnung nicht, 
fo beträgt die Gebühr nur einen Reichsthaler NZwör., 

3) find mehre Perfonen gleichzeitig verwarnet, fo erhält ber Prediger bafür im 
Ganzen ebenfalls nur zwei Neihsthaler NZwör., 

4) bahingegen kann der Prediger auf eine Gebühr feinen Anfprud machen, wenn 
die Partei, auf deren Koften die Verwarnung geſchieht, das Armenrecht genießt. 
Wonach sc. Grgeben durch Unfere Regierung, Schwerin am 28; Octbr. 1836. 

Sriederih Tran: 


1618. Bon der Wohltbat der halben Tare und ber Sportelfrei- 
beit für Gegner armer Varteien. 14. Nov. 1836. 

Srieberih Franz ıc. Unſern ꝛc. Wir haben euren Vortrag vom 21. v. M., 

betreffend die Erftredung der Sportul=» Sreiheit und refp. der halber Taxe auf die 

bemittelten Gegner armer Partheien und Feiner Leute im Domanium, verlefen und 

ertheilen euch nunmehr, nad reifliher Prüfung befielben, fo mie ber vorgelegten, 

bierneben zurüderfolgenden Acten, folgenden Befcheid: 
Da Unfere Circular-Berorbnung an die Suftiz-Banzleien vom 22. Mat 1830 nicht 
auch den Amts-Gerichten zur Befolgung vorgefchrieben ift, ſo folgt ganz von 
jeloft, Daß Die Anfiht, dem gegen eine Armen-Parthei mit ben Koſten obfiegen- 
den ©egentheile aud einen Erlaß an ben Gerichtsgebühren, oder Deren ganze 
oder theilweife Zurüdzahlung zumenben und danach Verordnungen an bie Amts⸗ 
Gerichte ergehen laffen zu wollen, eine Ueberſchreitung der zuftändigen Befugniffe 
involoiren würde, mithin auch felbft der Special- Erlaß an das N. Ner Amts: 
Gericht vom 22, Septbr. 1835 [7] ber N. Ner Acten, fomweit er jene Srage 
betrifft, nicht gebilligt werden kann. 
Wonach 10. Gegeben durch Unſere Regierung. Schwerin am 14. Nov, 1836, 

Friederich Franz. 
An dad Kammer-GCollegium hieſelbſt. 


1620. Ertheilung des Gebühreneredits und Unterſchied deſſelben 
von dem Benefiz der halben Tare. 30. Nov. 1836. 

Die Berechner ber Sportelrechnungen find allerdings Dazu anzuhalten, alle eri- 
giblen Gebühren von denjenigen Ertrahenten wahrzunehmen, denen vom Amts-Gerichte 
fein Stempel= und Gebühren⸗Credit ertheilt worden, indem biefelben fo wenig berechtigt 
als verpflichtet find, auch der mohlhabenden Parthei den Gebühren» Erebit dann zu 
bewilligen, wenn ber Gegenparthei das Armenrecht zugeftanden ift. 

Was übrigens Die Anfrage ad 3. des Promemoria vom 9. Januar dieſes 
Jahres betrifft, fo iſt die reine Creditirung vom Benefiz der halben Taxe zu unter⸗ 
ſcheiden, und das Creditirte allerdings nachzuholen; je nachdem der arme Gegner 
ſonſt verpflichtet geweſen wäre, die volle oder halbe Gebühr zu erlegen. Die Faſſung 
des Erkenntniſſes iſt allemal zu berückſichtigen. Schwein, den 30. November 1836. 

Großerzogl. Mecklenburgſche Cammer. 
An das Reviſions⸗Departement hieſelbſt. 


1621. Bon der Gebühr für Verwarnung vor Meineid bei armen 
Parteien. O. Dec. 1836. 

Friederich Franz 20. Unſern ꝛe. Da Unfere, bie Prediger Gebühren für 
Verwarnungen bei Eibesleiftungen betreffende Verordnung vom 28, October d. J. 
für diejenige Parthei, welche im Allgemeinen nur halbe Gerichtögebühr zu erlegen bat, 
diefe Bevorzligung auf bas Honorar ber Prediger nicht ertenbirt, fo verfteht fich, 
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auch ohne die von euch unterm 3. d. M. beantragte. Declaration von ſelbſt, daß auch 
in Hällen der Art, wenn nicht nach Nr. A. ber Verordnung ein zugeftandenes Armen- 
recht ein Anderes mit ſich bringt, bie volle Prebiger- Gebühr von ber Parthei zu 
entrichten iſt. 
Wir verbleiben ꝛc. Gegeben Schwerin am 9. Decbr. 1836. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
An das Sammer: Gollegium. . 


1622. Pflichten der Obrigkeiten binfichtlich der auszuftellenden 
Armenfcheine. 26. Jan. 1837. 

Unfern 20. Auf euren Bericht vom 19. b. M., die Beſchwerde des Magiftrats 
zu Ribnitz wegen Ausftelung eines Armenfcheins für ben Handelsmann Nidelsburg 
betreffend, erwiedern Wir euch: daß ein Mehreres, als ber abjchriftlih anliegende 
Befehl an ben gedachten Magiftrat nicht zu verfügen geweſen, indem eines Theils Die 
Anhaltung zur Erfüllung ber abminiftrativen obrigfeitlichen Pflichten allerdings nur 
zur Competenz Unferer Regierung ſteht, und anbern Theile mehr als eine obrigfeit- 
liche Befcheinigung über Die fartifhen Vermögens-Berhältnifje eines Supplicanten ber 
Art von den Ößrigfeiten nicht erfordert werden mag, und es dem competenten Ge⸗ 
richte überlaffen bleiben muß, nad einer ſolchen Nachweiſung über bie Gewährung 
oder Nichtgewährung des Armenrechts zu beterminiren. 

Hinfichtlih der von euch beantragten allgemeinen Beſtimmung in folder Bezie- 
bung bleibt weitere Prüfung und Verfügung nach Befinden vorbehalten. Wonach ꝛc. 
Schmerin am 26. San. 1837, 

An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod. 


Auf euren Vortrag vom 7. d. M. erwiedern Wir euch bei Riüdgabe eurer 
Acten, Daß ihr euch, wie euch biemit mit Bezug auf eure obrigfeitlihe Pflicht unver- 
balten bleibt, nicht entziehen möget — wenn erforderlich, refp. nach angeftellter Cog- 
nition und eingenommenem Augenschein — bem bortigen Schutzjuden Nidelsburg über 
feine Vermögensverhältniſſe, foweit fie danach zu ermitteln gewefen — ob er und 
feine Frau ausftebenbes Vermögen oder Schulden — Mobiliar, in welder Duan- 
tität, reſp. des Bebürfniffes und Qualität — melden Erwerb — etwanige Befähi— 
gung zu einem größern Ermerbe — mögliche Einfchränfung in ben Ausgaben und 
was fonft noch pertinent fein könnte — ein obrigfeitliches Atteft zu ertheilen, bamit 
derfelbe foldhes hei dem competenten Gerichte, zu deſſen Beurtheilung, ob ihm bas 
Armenrecht zu ertheilen ober nicht, überreichen Fünne. Wonach ac. Den 26. Januar 1837. 
An den Magiftrat zu Ribnig. 


1623. Gerichtsgebühren der Altentheiler. 21. ct. 1837. 
Dem Amte N. NR. wirb auf die Anfrage vom 12, d. M. erwiedert: bag im 
Debitmefen eines Altentheilers nur bie Hälfte ber Gerichtögebüihren wahrzunehmen ift. 
Schwerin, den 21. October 1837, 
Großherzogl. Medlend. Kammer. 
An das Amt N. N, 


1624. Gebühren für Berfiegelungen und Inventirungen. 
25. April 1830. 

Dem Kammer- Kollegium bleibt auf befien Vortrag vom 5. d. M. in Betreff 
einer Declaration der Sporteltare für Die Amtsgerichte hiermit unverhalten: da Die 
bier zur Frage ftehenden Berfiegelungen und Ssnventirungen für Acte angefehen merben, 
bie unter Direction des Richters vorzunehmen find; fo kann es rüdfichtlich der Dafür 
dem Richter beflimmten Gebühr, nit wol Darauf anfommen, wenn berfelbe ſich in 
einzelnen Fällen folder Pflicht entziehet und ben Actuar handeln läßt; benn bies thut 
er dann auf feine Gefahr zu ber Nechtsfolge, Daß er für alles auffommen muß, 
was Dabei verjehen werben Tann unb ta ferner überdies Die Eportel- Zare bei den 
fraglichen Anfägen nicht unterfäpeidet, ob die Beamten und wie viele von ihnen, 
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gegenwärtig ſein ſollen, ob ein Auditeur oder der Actuar dazu committiret werden 
möge, endlich auch den Beamten eine ſolche Erleichterung in unbedeuternden Fällen 
auf ihre Gefahr wol zu gönnen iſt; ſo kann hier nur die wörtliche Erklärung der 
Sporteltaxe normiren. 

Schwerin, den 25. April 1839. 
An dad Kammer: Collegium hieſelbſt. 


"1625. Bon der Gebühr pro insinuatione 4. März 184. 
Dem Stadt⸗Gerichte zu N. N. wird hiedurch refpondirt, daß es bei der Vor- 
ei biefiger Juſtiz-Canzlei vom 5. Detober v. J. lediglich bewende, mithin 
1) bie Gebühr von 6 fl. pro insinuatione nur Statt finde, wenn bem Ertra- 
henten ein Sinfinuntions= Document in dorso der ihm mitzutheilenden Copei 
eined Derrets ertheilt werben müffe, und 
2) für Die zu den Acten zu machende Notiz für Die Erpebition ber Decrete Feine 
Gebühr zu berechnen fei. 
Dagegen follen biemit 
3) dem Gerichtödiener auch beim fihriftlichen Verfahren zwei Schillinge Infinuationd- 
Gebühr zugeftanden fein für jebes Decret an ben Ertrahenten, für nicht befonders 
ausgefertigte Eommunicate und Erlaffe an andere Behörden, wenn er biefelben 
ben Empfängern zuftellt oder zur Poſt beförbert, 
Schwerin am 4, März 1841. 
Großherzogl. Landes - Regierung. 
An das Stadtgeriht in N. N. 


1626. Wahrnehmung der vom Oberappellationsgericht ereditirten 
Gebühren. 12. Jun. 1841. 

Zur mehr geregelten Einziehung ber beim Oberappellationggerichte in Roſtock 
erebitirten Gerichts⸗ und Stempelgebühren in den geeigneten Fällen werden ſämmt⸗ 
liche Gerichte angewiefen, den ihnen folderbalb von dem gedachten Oberappellationg- 
gerichte zugehenden Auflagen mit gehöriger Umſicht und Sorgfalt nachzukommen, auch 
ohne ſolche fo weit thunlich von Amtöwegen das Intereſſe der Caſſe des Oberappella⸗ 
tionsgerichts ebenfo, als das der eignen Gerichts-Caſſe wahrzunehmen, 

Schwerin am 12, Junius 1841. 

Großherzoglich Medlenburgifche Landes - Regierung. 


1627. Gebühren der Beamte ald Commifjarien in gerichtlichen 
Eaden. 1. Sept. 1841. 

Es if hinfichtlich der Gebühren für commiffarifhe Handlungen ber Beamte, wenn 
bie Aemter oder Amts-Gerichte in Partheiſachen Commiſſoria erhalten, allerdings, fo 
lange nicht höhern Orts ein Anderes definitiv beftimmt wird, der Anhalts-Grundſatz 
feitzuhalten, Daß derjenige Beamte die Kommifjiond- Gebühren bezieht, welcher bie 
Arbeit verrichtet hat. Daß übrigens ale Commissoria perpetua, alſo namentlich 
auch alle Sponſalienſachen, welche von den Niedergerichten vi commissorii per- 
petui inftruirt werden, ferner bie befondern Aufträge, bie ben Behörden oder ein⸗ 
zelnen Mitgliedern berfelben im Umfange ihres orbentlihen Gefchäftefreifes ertheilt 
merbeu, nicht zu ben zu remunerirenden Commiflorien zu rechnen find, ſtimmt auch 
mit ber Anfiht bes Eollegiums überein; um jo mehr, als bie Befehung der Amts⸗ 
gerichte von ber Cammer vi commissoris perpetui der Großherzogl. Regierung 
geſchieht. Dagegen aber find von Den bei ben Amts = Gerichten vorfommenben Com- 
miſſorien nicht allein bie gegen friftfäffige Perfonen, ſondern aud bie gegen folde 
Derfonen, welche unter einem andern Nieder-Gerichte ftehen, ertheilten Commissoria 
zu remuneriren, und was Die Aufträge bes Griminal- Eolleglums betrifft, fo kommt 
bie damit verknüpfte Remuneration dem Beamten, welcher bie Ausrichtung beforgt 
bat, allerdings zu, weil bas Criminal» Gericht nach beendetem präparatorifchen Ver⸗ 
fahren die weitere Unterfuchung felbft führen, event. für bie besfallfigen, dem Unter⸗ 
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gerichte committirten Ausrichtungen nad gefeglicher Vorſchrift die Gebühren bezahlen 
muß; die Amtsgerichte dagegen auch nach neuern Geſetzen in manchen Criminalſachen 
ſelbſt erkennen müſſen und dadurch mehr wie früher beläſtigt worden ſind. 

Schwerin, den 1. Sept. 1841. 
An das Reviſions⸗Departement. 


1628. Declaration der amtsgerichtlichen Sporteltare. 
. Oct. 1843. 
Friedrich Franz ıc. Zur — einiger Uns vorgetragenen Zweifel über 
die Beſtimmungen der amtögerichtlichen Gebührentaxe und zur leichteren Berechnung 
ber Auffunft aus Derfelben, verordnen Wir hiermit Nachftehendes : 

1) Für fipriftlihe Ladungen, Die nah ber Verordnung vom 5. Julius 1804 in 
Sachen mündlichen Verfahrens ergehen, ſind nur zwei Schillinge für den Actuar 
und zwei Schillinge für den Landreiter zu berechnen; für die officielle Notirung 
der geſchehenen Inſinuation zu den Acten iſt keine Gebühr wahrzunehmen. 

2) Die Subhaſtations⸗Gebühr von einem halben Procent für immobilia minorum 
it nur nah dem Wortlaute bes Geſetzes zu berechnen und nicht auf andere 
Fälle, namentiich fonftige Curatelen augzubehnen, dagegen aber von bem ganzen 
Kaufgelde wahrzunehmen, wenn auch Majorenne concurriren. 

3) Bei der Beſtimmung, daß gemiffe Perfonen nur die Hälfte der geſetzlichen Ge— 
bühr erlegen jollen, behält es im Allgemeinen das Bewenden, namentlich auch in 
Criminalfällen, bei Teftamenten und bei den Sägen, welche nah dem Werthe 
bes Gegenſtandes berechnet werben. Es fol jedoch über die Anmwenblichkeit der 
vollen oder halben Taxe in Concursfällen der Stand bes Gemeinfäulbners, in 
Erbſchafts⸗ und Curatelfällen der Stand bes Erblaffers rüdfichtlich der gemein- 
famen Koften zur Norm bienen. 

4) Litisconforten und Coinculpaten baden Die volle Gebühr zu erlegen, wenn fie 
nicht fämmtlich zur halben Taxe berechtiget find, 

5) Die Gebühr für Abfchriften und für Wartung der Gefangenen iſt ſtets zu voll 
zu berechnen. 

6) In den Gebühren-Rechnungen dürfen kleinere Anſätze, als halbe Schillinge, auch 
bei Theilungen nicht vorkommen; was unter einem halben Schilling bleibt, iſt 
wegzulaſſen, was höher kommt, ohne einen Schilling zu erreichen, aber zu voll 
wahrzunehmen. Letzteres tritt auch bei Auslagen ein, wenn ſonſt der Berechner 
einen Verluſt erleiden würde. 

Sämmtliche Unſere Gerichte, welche auf die amtsgerichtliche Gebührentaxe ange⸗ 
wieſen ſind, haben ſich hiernach auf das Genaueſte zu richten. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 20. October 1843. 


Friedrich Franz. 
Declarator-Verordnung, 


betreffend die amtsgerichtliche Gebuͤhrentaxe. 


1620. Armenrechtsordnung. 13. Septbr. 1845. 
Inhalts⸗-Ueberſicht. 
Erforderniſſe der Bewilligung des Armenrechts. — Umfang deſſelben . $. 1, 


$. 2, 3. 4, 
Vorſchriften in Betreff der Bewilligung und des berfelben voraufgehenden 
Verfahrens. 

a. Gerichtliche Competenz. Verfahren von Amtswegen. Dinweg- 
fallende Cognition. Gerichtliche Einleitungen im Fall erforder- 
licher Cognition . 

b. Obrigkeitliche förmliche Armenſcheine und Befundſcheine 

c. Weiteres gerichtliches Verfahren auf vorliegende Armen⸗ und Befund- 
fheine, Koftenfreie Verhandlungen. a ber — Rechts⸗ 
mittel . ; ; j . . i . $. A. 
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§. 5. 6. 7. 8. 
Vorſchriften zum Zweck thunlicher Abwendung eines weitläuftigen und 
koſtbaren Proceßverfahrens. 


a. Niedergerichtliches Verfahren erſter Inſtanz §. 5. 
b. Verfahren bei den Juſtiz⸗Canzleien in ame Sen 8. 6 
c. Rechtsmittel⸗Inſtanzen . . : ; A Ss. 7. 
d. Allgemeine Beflimmungen . s ; i r ’ ; F. 8 
Armenfahmwälte und Procuratoren . %. 9 


Rechtsbeziehungen Des Proceßgegners ber Armenpartei. Vergieiche mit 
demſelben. Anrechte der Gerichtscaſſen und MERIDIEN an die 
Auffunft ber fraglichen Berhantlung . h $. 10. 

Strafen eines Mißbrauchs bes Armenrechts ; eg ; $, 11. 


Wir Friedrid Sranz ıc. Um ber fortwährenden Zunahme Der Arınen- 
procefje und ben bamit in Verbindung ſtehenden und theilmeife dadurch herbeige- 
führten Mißbräuchen bes Armenrehts wirkſamer, als bie jet beftehenden ge— 
feglichen Vorfchriften bies möglih machen, zu begegnen, verordnen Wir, nad 
bausvertragsmäßiger Communication mit Gr. Königlichen Hoheit dem Groß- 
berzoge von Mecklenburg-⸗Strelitz und nad vorgängiger verfaflungsmäßiger Be- 
rathung mit Unferen getreuen Ständen, für Unfere gefammten Lande, mit Ein- 
fhluß der Städte NRoftod und Wismar, hierdurch Folgendes. 


Erforderniffe der Bewilligung des Armenrechts — Umfang 
deſſelben. 

8. 1. Tas Armenrecht zum Zwedder Rechtsverfolgung und 
Bertheibigung vor Gericht in Civilſachen ift nur demjenigen zu be— 
willigen, welcher nicht foviel Vermögen befigt, auch nicht folhe Nutzungen 
bezieht, und durch fein Amt oder Gewerbe nicht foviel erwirbt, um neben den 
nothwendigften Lebensbedürfniſſen für fi und Diejenigen, Deren Ernährung ihm 
obliegt, entweder die Procchkoften überhaupt, oder auch nur bie erforderlichen 
baaren Auslagen ber Gerichte zu beftreiten. 

1) Demnach ift die Bewilligung entweder auf bie Crebitirung der Gerichts- 
und Stempelgebühren zu befchränfen, oder auch auf den Vorſchuß jener Aug- 


lagen zu erftreden. 


Letztere fallen vorläufig der Caſſe eines jeden Gerichts in ſo weit zur Laſt, 
als ſie mit den bei demſelben ſtatthabenden Verhandlungen verbunden ſind; je— 
doch nur inſoferne ſie ſich im rechtlichen Intereſſe der Armenpartei wirklich 
vernothwendigen. So wie ſchon nach der Verordnung vom 26. Mai 1832 
eine ſolche Partei ohne beſondere Gründe — deren Beurtheilung eventualiter 
dem competirenden Obergerichte überlaſſen bleibt — nicht berechtigt iſt, in 
erſter Inſtanz die Actenverſendung auf Koſten der Gerichtscaſſen zu beantragen, 
fo iſt ſie ferner einer im Laufe der Verhandlungen erfolgenden Requiſition an- 
derer Gerichte, wodurd ein unverhältnigmäßiger Koſtenaufwand vermieden wird, 
niemals zu widerſprechen befugt, wenn eine Ausrichtung durch dieſelben keine 
Bedenken aus Gründen in der Sache entgegenſtehen. 

2) In beiden Fällen der Bewilligung iſt die Armenpartei 

a. den gewöhnlichen Proceßcautionen enthoben, mithin auch einer Beſtellung 
berfelben durch Eidesleiſtung; jedoch bemendet ed hei ben durch bie Ver— 
ordnung vom 14. März 1837 und durch bie SS. 21. und 22, bes Rechtes 
mittelgeſetzes vorgeſchriebenen Sicherheitsleiſtungen; ferner iſt 

b. derſelben ein Sachwalt oder Procurator zu beftellen, jedoch nur inſoferne 

(vergl. S. 6. und S. 7., 8.9. Nr. 2.) und inſoweit (vergl. S. 9. 

Nr. 3.) als foldes ber zur Frage ftchende Betrieb erforderlich macht. 

3) Das Armenrecht kann niemals allgemein, vielmehr ſtets nur für ben zur 
Frage lebenden fpeciellen Nechteftreit ober ſonſtigen gerichtlichen Betrieb be⸗ 
willigt werden. 
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Vorſchriften in Betreff der Bewilligung und des derſelben 
voraufgehenden Verfahrens. 
$. 2. 1. Sebe Bewilligung ober Verſagung des Armenrechts ſteht zur a. Gexricht⸗ 
gerichtlichen Kompetenz, und zwar ift dasjenige Gericht das zuftändige, bei on — 
welchein bie Sache zur Zeit der Nachſuchung gerade verhandelt wird, oder zu= nene 
nächſt anhängig gemacht werben muß. Die in einer voraufgegangenen Inſtanz wegen. Hin— 
erfolgte Bewilligung ift auch für die nachfolgenden von Wirkung, nicht aber um⸗ wegfallende 
gekehrt Die Bewilligung der höhern Inftanz für ben nachfolgenden Betrieb ber lie 
Niebergerichte. Einleitungen 
Wenn jebody auf ein gegen Die gefchehene Berfagung eingelegtes Rechts⸗ im Kall einer 
mittel das Armenredht von dem höhern Gerichte bewilligt wird, fo ift in recht- erforberli: 
licher Beziehung die Bewilligung als von tem untern Gerichte gefchehen zu al 
betrachten. i 
2) Förmliche Verhandlung zwiſchen ben Parteien ift über bie Bewilligung 
niemals einzuleiten; es unterliegt vielmehr biefe Vorfrage einem Betriebe von 
Amtswegen. Dagegen if eine Vernehmung bes Proceßgegners aus befonderer 
Beranlafjung nit ausgefchloffen, auch bleiben bemfelben bezüglihe Mittheilungen 
zu jeder Zeit unbenommen. 
3) Eine Eognition über bie Armuth findet bei Feinem Gerichte weiter ftatt, 
a. wenn bemfelben bie Erfordernifje des F. 1. aus andern Acten oder fonft 
nnzweifelhaft vorliegen, | 
b. wenn ber Betheiligte befannter= ober nachgewiefenermaßen aus einer üffent- 
lichen Armenanftalt ober von einer Ortsbehörde Unterflügung erhält, 
4) Bon den Juftiz- Canzleien und vom Dberappellationsgerihte darf eine 
folhe Cognition einftweilen unterlaifen und das Armenrecht den nachſtehenden 
Perfonen — nit minder ben Ehefrauen, unabgefonderten Kindern und Wittwen 
berfelben — vorläufig und bis dahin bewilligt werden, Daß auf irgend eine 
Art, mithin durch Anregung ber Gegenpartei oder fonft, Zmeifel gegen Das 
Borbandenfein ber gefelichen Erforderniffe auffommen: ben Zagelühnern, Depu- 
tatiften, Dienftboten, Handwerksgefellen und Lehrlingen und den gemeinen Soldaten, 
Es darf jedoch nicht vorliegen, Daß denſelben ein Grundbeſitz zum vollen 
oder nugbaren Eigenthume zuftändig ift. 
5) Wenn dagegen eine Ermittelung ber Armuth überhaupt noch erforberlid) 
wird (Nr. 3.) oder wenn in ben Fällen unter Nr. A, gleich Anfangs oder 
fpäter irgend ein Zweifel auffommen folte, fo it, mit bloßer Ausnahme eines 
motivirten fofortigen Abfchlags, zunächft Die Beibringung eines fürmlichen Armen- 
ſcheins ($. 3. Nr. 1.) zu verlangen. Die Gründe, mweshalb ber Nachſuchende 
bie Befreiung von einer foldhen Beibringung in Anſpruch nimmt, Die Augreich- 
lichfeit einer anderweitigen Befcheinigung, ober enblid eine unmittelbar einzu- 
ziehende Erfunbigung, jo wie bie Art und Weife ber legtern, ftehen zum Ermeſſen. 
Bon jeder obrigfeitlichen oder gerichtlichen Behörde, fo wie von deu Pre= 
Digern darf die Angabe beffen verlangt werben, was ihnen von den Berhält- 
niffen bes Betheiligten befannt ift, und find Die im folgenden $. benannten Bes 
hörden auch zu ben daſelbſt vorgefchriebenen Ermittelungen auf Erjuchen oder 
Verordnung des zuftändigen Gerichts verpflichtet. 
$. d. 1) Zur Ausftelung von förmlichen Armenfheinen, durch b. Obrig: 
welche Die Erforderniffe des S. 1. bezeugt werben, find nur bie Dbrigfeiten use _ 
ber Angehörigfeit des Betheiligten bereihtigt und beziehungsmweife verpflichtet. —— 
Wenn jedoch von dem Scheine gegen fie ſelbſt Gebrauch gemacht werten ſoll, Befundfceine. 
fält ihre Verbindlichkeit zur Ausftelung hinweg, und geht fie auf Das zu- 
ftändige Gericht des Antragenben über, Sollte baffelbe zugleih für Die frag- 
liche Rechtsſache competent fein, fo bebarf es Feiner fürmlichen Ausftellung, es 
genügt vielmehr Die Erhebung der entjcheidenden Thatfachen zu den Acten. 
Die Armenjcheine müflen entiveder auf eine theilweife, ober die volle Be- 
willigung lauten (6. 1. Nr. 1.) 
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2) Wenn nach der Ueberzeugung dieſer Behörden ein ſolcher Armenſchein 
endlich und unbedingt BE ae ift, fo muß foldhes allemal unter Angabe der 
Gründe (vergl. unten Nr. 4. a.) gefcheben. In Zweifelsfällen haben fie fü ich 
Dagegen auf bie Ausftellung eines Befundfheins zu beſchränken, und fi in 
bemfelben über alle zu ihrer Ermittelung ftehenden Cvergl. unten Nr. A. b.) 
Thatſachen auszufprechen, melde für die Frage von ber gerichtlichen Bewilligung 
bes Armenredhts von Einfluß fein Fünnen. 

3) Zur Ertheilung folder Befundfcheine und zu ben berfelben voraufgehenden 
Ermittelungen ift auch Die Obrigkeit des Aufenthaltsorts, beziehungswelfe 
das bortige Gericht (vergl. obeu Nr. 1.), berechtigt und verpflichtet, ohne ben 
Antragenden zunähft an die Behörde feiner Angehörigfeit verweilen zu bürfen. 

Die Prediger haben fi ber Ausftelungen zu bem Zwede einer Bewilli- 
gung Des Armenrechts zu enthalten, fo lange fie nicht gerichts⸗ ober obrigkeits⸗ 
wegen dazu aufgefordert werden. 

4) Somohl die fürmlihen Armenſcheine als auch bie Befundſcheine müſſen 

a. den ſpeciellen Zweck ihrer Nachſuchung und Ertheilung, und daneben den 
Grund der bezeugten Wiſſenſchaft genau angeben. 

b. In letzterer Beziehung bleibt die angemeſſene Art und Weiſe einer genauen 
Unterſuchung, welche im Falle ermangelnder Notorietät allemal erforderlich 
iſt, vom Ermeſſen ber Behörde abhängig, und treten im Uebrigen die Bor- 
fhriften des $. 2. Nr. 2. und Nr. 5, in geeignete Anwendung. Auf 
eine für ben Betheiligten ihrem Umfange nach nachtheilige und bedenkliche 
Unterfuchung feiner Vermögensverhältniſſe — namentlih auf die Errichtung 
eines Inventars — iſt jedoch nur in Folge Antrags ober Verwillkührung 
besjelben einzugehen; und zwar ift in den Fällen oben unter Nr. 2, dar⸗ 
über feine beftimmte Erflärung zu erfordern. 

5) Beſchwerden aller Art gegen die zur Ausftellung ber Armen- und Be- 
funbfcheine verpflichteten Behörden führen an bie Landes = Regierung. Daſſelbe 
gilt von ben Beſchwerden der Gerichte, und von denen jener Behörden ſelbſt, 
gegen bie an —— oder ſonſtiger Rechtshülfe Verpflichteten ($. 2. Nr. 5., 
$. 3, Nr. A. b.) 

F. 4. 1) Ein Armenfhein (8. 3. Nr 1.), gegen befien Form und 
Anhalt nichts zu erinnern fteht, genligt ohne Weiteres zur vollen oder theilweiſen 
Bewilligung bes Armenrechts. 

Dagegen ift auf einen vorliegenden Befundfhein nach Befinden baffelbe 
enttweder fofort zu bewilligen, abzufchlagen, ober zuvor noch in Beihalt von 
$. 2. Nr. 5. weiter zu verfahren. 

2) Für alle dieſe Borverhandlungen ($. 2. und 3., $. 4. Nr. 1. Abf. 2.) 
find die Gebühren und der Stempeljah einftweilen zu creditiren. Die unver» 
meiblichen Auslagen find von berjenigen Behörde vorzufhießen, bei welcher fie 
vorfommen. 

Sm al des Abſchlags ſteht Die Niederſchlagung oder Beitreibung biefer 
Koften zum richterlichen Ermeſſen. 

3) Zede Bewilligung bes Armenrechts ift nur eine vorläufige, es if 
mithin, 

a. unter ber Vorausſetzung, bag neue Thatumſtände genügende Beranlafjung 
bazu geben,»jedes zuftändige Gericht berechtigt und verpflichtet, ſolcherhalb 
geeignete Ermittelungen anzuftellen oder zu veranlaffen, und auf biefelben 
nad Befinden nit bloß dag Armenrecht für ben weiteren Betrieb zu ent⸗ 
ziehen, fondern auch eine Nachzahlung zu bewirken. 

b. Eine Armenpartei, welhe — vor oder nad Beendigung Des zur Frage 
ftehenden Betriebs — nicht durch die rechtliche oder vergleichomäßige Auf- 
Funft deſſelben (vergl. $. 10. Nr. 4.), vielmehr anderweitig in folde 
Berhäftniffe kommt, woburd, wenn fie zur Zeit bes bewilligten Armenrechts 
vorhanden geweſen wären, biefe Bewilligung ausgefchloffen fein würbe, ift 
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zur ganzen oder theilweiſen Nachzahlung deſſen verbunden, was ſie auf den 
Grund bes ihr ertheilten Armenrechts ſchuldig geworben iſt. Dagegen 
fällt mit dem Armeneide überhaupt auch bas eidliche Berfprechen einer 
eventuellen Nachzahlung Tünftig hinweg. 

e. Die Prüfung und Entſcheidung biefer Fragen (unter a. und b.) ſteht zur 
Competenz besjenigen Gerichts, durch welches die Zulaflung zum Armen- 
rechte gefcheben ift, oder gegen deſſen Entſcheidung fie von dem höhern Ge- 
richte ausgefprochen worden ($. 2. Nr. 1.). Sie fleht zu einem Verfahren 
von Amtswegen; eine Klage bes Armenfachwalts und eine fürmlihe Ver⸗ 
bandlung mit demfelben findet nicht flatt, gegen Die verfagte Eognition und 
das Refultat berfelben iſt jedoch für ihn ber Recurs ($. 57. des Rechts⸗ 
mittelgefehes), beim Oberappellationggerichte bie Gegenvorftellung ($. 3. 
jenes Geſetzes), ftatthaft. Letzterem und den Quftiz-Canzleien bleibt unde- 
nommen, aus Gründen der Zmwedmäßigfeit mit ber Einziehung und nöthi- 
genfalls erecutivifchen Beitreibung bes Nachzuzahlenden das Gericht erfter 
Inſtanz, oder Das zuftändige Gericht der Urmenpartei zu beauftragen. 

.d. Wenn der Betrag befien, was demnach zum Abtrage ber Schuld aus bem 
Armenrechte auffommt, dazu nicht ausreicht, fo find Davon zuerft die For⸗ 
derungen ber Armenſachwälte, jo wie demnächſt Die ber Armenprocuratoren 
zu berichtigen; fobann folgen die creditirten Gebühren und nach ihnen bie 
Auslagen ber Gerichte, zulegt die Stempelgebühren. Unter mehreren be⸗ 
theiligten Gerichten haben die ber niedern Inftanz vor ber höhern ben Borzug. 
4) Sowohl im ganzen Laufe eines gerichtlichen Berfahrens wegen Er- 

mittelung ber Armut, als auch gegen bie bemgemäß erfolgte Berfagung des 

Armenrechts und gegen eine fpätere Entziehung beffelben, ift dem Betheiligten 

ber Recurs, fo wie beim Oberappellationsgerichte bie Gegenvorftellung zuftändig. 

An den Fällen einer Berjagung oder Entziehung kann der vermeintlich 
Beſchwerte, ohne eine vorgängige Borftellung, mittelft bloßer Anzeige, baß er 
ſich beſchwert erachte — wobei ihm bie Angabe der Gründe unbenommen bleibt 
— die Einfendung der Acten an das Recurs= Gericht beantragen, weldes auf 
biefelden, fo wie fie liegen, entfcheidet, Die in einer Recursinftanz erfolgte 

Entſcheidung unterliegt Feiner weitern Anfechtung. 

Gegen eine in erfter ober höherer Inſtanz erfolgte Bewilligung bes 

Armenrechts findet Fein Rechtsmittel ftatt. 


Borfhriften zum Zwed thunlicher Abwendung eines mweit- 
läuftigen und foftbaren Proceßverfahrens. 

$. 5. Für den niedergerichtlichen Betrieb in erfter Inftanz 
bedarf es Feiner befondern gefegliden Anordnungen in Bezug auf Armenpro«- 
eefie; namentlih find alle Obrigfeiten und Gerichte bereits durch ihre ganze 
Stellung, und ihre unmittelbaren Beziehungen zu den Betheiligten auch auf einen 
außergerihtlihen Vergleichsverſuch von felbit hingewieſen. 

Außerdem ift 

1) wenn der Inhalt einer aufgenommenen Regiftratur nidht bie vollftän- 
bige und genaue Bernehmung über das Thätfächlihe und über Die erforder- 
lichen Beweismittel enthalten, auch nicht ftatt deſſen genügende fehriftlihe Vor⸗ 
träge übergeben fein folten, biefer Mangel allemal vor ber Vernehmung bes 
Beklagten abzuftellen; nicht minder ift 

2) Ratt bes zu legterem Zwede und zum Verſuche ber Güte anzuberau- 
menden Termins fein fhriftliches Verfahren einzuleiten; endlich 

3) eine jede Klage, foferne fie nad dem eigenen Bortrage bes Klägers 
ale in den Nechten nicht begründet erfcheint, ohne Einleitung gegenfeitigen Ge⸗ 
hörs rein ober doch zur Zeit abzumeifen. 

z. 6. Für die bei den Juſtiz-Canzleien in erfter Inftanz er- 
hobenen Stlagen folder Parteien, welche das Armenredht in Anfprud nehmen, 


a. Niederges 
richtliches Ver: 
fahren in 
erfter Inſtanz. 


b. Verfahren 
bei den Ju⸗ 


ſtiz-Canzleien 
in erſter In⸗ 
ſtanz. 
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wird zum Zweck ber thunlichen Abwendung eines weitläuftigen gewöhnlichen 
Proceßverfahrens, ſo wie einer folgeweiſen Nothwendigkeit der Beſtellung von 
Armenſachwälten, das Nachſtehende beziehungsweiſe neu angeordet. 

1) Wenn die Partei die Beſtellung eines Armenſachwalts mündlich nach⸗ 
ſucht oder nachſuchen läßt, fo iſt ihre genaue, beutlihe und vollltändige Bers 
nehmung — über den Grund des vermeintlihen Anſpruchs fomohl, als aud 
über Die erforderlichen Beweismittel — zu verfügen. Aus befonderer Beran- 
laffung (vergl. $. 1. Nr. 1.) Tann zu ſolchem Zwede ein Niebergeriht beauf- 
tragt werden. 

Auf ungenügende fohriftliche Vorträge fleht eine foldhe Einleitung oder 
die Aufgabe einer ſchriftlichen Vervollfiändigung zum Ermeſſen. 

So wie nun 

2) aus ber rechtlichen Nothwendigfeit einer fofortigen Abweifung ber Klage 
($. 9. Nr. 3.) die Nichtbeftelung eines Armenſachwalts von felbft folgt; fo ift 
Dagegen 

3) in fonftigen Zälen in ber Regel — unter Ausſetzung des Beſchluſſes 

über eine ſolche Beſtellung — ein Termin zur Güte anzuberaumen, oder aud 
(vergl. Nr. 1.) zu dieſem Zwede ein Commifforium an ein Niedergericht zu 
erkennen. 

Nur aus befonderen genügenden Gründen des einzelnen Falls ift ausnahme- 
weife ein folder vorgängiger Vergleichsverſuch zu unterlaffen, mithin — und 
zwar nöthigenfalls neben oder nad Beſtellung eines Armenſachwalts — jofort 
den Nechten gemäß zu verfahren, 

Die wegen Gefahr beim Verzuge erforderlichen Verfügungen dürfen niemals 
bis nach der Abhaltung dieſes Termins ausgefeht werben. 

4) Der Kläger ift zum perſönlichen Erjcheinen zu laben, unter bem Nadı- 
theil des BVerluftes feines Klagerechts und ber Verurtheilung in die Koften. 

Dem Beklagten ift, unter abſchriftlicher Mittheilung der aufgefommenen 
Verhandlungen (Nr. 1.), das Ericheinen — in Perſon oder durch einen in- 
firuirten Sperialbevollmädtigten — bloß frei zu laffen. 

Beide Theile Dürfen mit einem zum Betriebe bei ben Juſtiz-Canzleien be= 
fäbigten Sachwalte auftreten; die Zulaflung eines fonftigen Beiltandes ftcht 
lediglich zum Ermeflen des Gerichte, 

9) Die Infinuation gefhichet von Amtswegen unb unmittelbar; an einen 
nicht am Sitze der Juſtiz-Canzlei wohnhaften Kläger in der Regel mittelft Er- 
lafjes an das ordentliche Gericht feines Wohnortes — wobei die Porto- und 
fonftigen banren Yuslagen dem requirirenden ©erichte zur Laft fallen — ; an 
einen folhen Beklagten erfolgt fie Dur die Poft. 

6) Eine Abfündigung von Seiten des Beklagten ohne genügende Gründe 
it unbeadhtlidh, und nur eine einmalige Prorogation des Termins — mit ber 
nah den Umſtänden thunlichften Friſtbeſchränkung — zuläſſig. Im Fall unzue 
läffiger Abfündigung oder eines Ausbleibens im Termin iſt auf Antrag bes 
Klägers fofort ein Armenfachwalt zu beftellen. Auch ber Kläger barf eine 
wiederholte Prorogation nur mittelft Beſcheinigung erheblicher Behinderung 
nachfuchen. Sollte diefelbe eine bauernte fein, fo ift nah Befinden die Sache 
einftweilen auszufeßen, oder auch ihm das Erſcheinen durch einen inftruirten 
Sperialbevollmächtigten freizulaflen. 

7) Bor und in dem Zermine ift 

a. beiden Theilen die Uebergabe fohriftlicher Recefje unbenommen. 

b. Nach dem Inhalte folder etwanigen Receffe, fo wie dem Ergebniffe einer 
mündlichen ſummariſchen Vernehmung heiter Theile beftimmt fi Ter amt- 
lihe Vergleicheverſuch. 

c. Sollten ſich Die rechtlichen Erforberniffe einer fofortigen Verwerfung ber 
Klage (oben unter Nr. 2.) gegenwärtig erft bervorgeben, fo ift felbige, 
unter Berurtheilung ber Armenpartei in bie Stoften, durch ben Beſcheid auf 
das Terminsprotocoll nachzuholen. 
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d. Sonſt muß nad verfehlter Güte, in allen umfänglichen ſchwierigen unb 
verwidelten Streitfachen das gewöhnliche Verfahren eingeleitet, mithin für 
den Kläger, welcher der Beftellung eines Armenfahmwalts bedarf, zunächft 
ein ſolcher beftellt werden. Letzterem bleibt unbenommen, ftatt einer neuen 
Klage, auf die VBorverhandlungen Bezug zu nehmen, oder mittellt fürm- 
Iicher Anftellung den Inhalt derfelben zu vervollftändigen und zu verbeffern. 
Wenn ber Armenfadhwalt feine Ueberzeugung von der lingerechtigfeit bes 


Anſpruchs vortragen follte, fo fteht Die fofortige Verwerfung noch jet zum 


richterlichem Ermeſſen. 

e. Sollte dagegen die Sache zu einer vollſtändigen und rechtsgehörigen In— 
firnction im Zermine irgend geeignet erfcheinen, fo ift felbige unter der 
Borausfegung nicht zu unterlaffen, daß der Beklagte zum fofortigen Er- 
Tenntniffe durch den Abſchied auf das Terminsprotocoll fubmittirt. Erſt 
durch Diefen Abſchied ift wegen Beitellung eines Armenfachwalts zum meitern 
Betriebe das Nöthige zu verfügen. 

8) Ob die vorftehenden Einleitungen bis zu einer vollſtändigen Erledi- 
gung ber Borfrage von ber Armuth ($. 2. bis A.) auszufegen find oder nicht, 
fteht zur Beurtheilung des Gerichte. 


9) Jedenfalls find auch für Diefe Verhandlungen Die Gebühren und Aus— 


lagen einftweilen zu creditiren, und von dem Beflagten Terming- und Abſchieds⸗ 
gebühren nicht anders wahrzunehmen, als wenn eine Sachentſcheidung nad) Bor 
fhrift von Nr. 7. e. erfolgt. 

$. 7. Im Betreff der Rechtsmittel bewendet es für alle Fälle, wenn 
bie Armenpartei zur Zeit ber Einlegung bereits durch einen zum Betriebe bei 
den Landesgerichten befähigten Sachwalt vertreten ift, lediglich bei den Vor⸗ 
fhriften des Rechtsmittelgefehes vom 20. Julius 1840, und eben fo in ben 
Fällen, wenn bie Reftitution das zutreffende Rechtsmittel ift. 

Wenn bagegen 

1. die durd einen ſolchen Sachwalt nidt vertretene Partei, welder 
bas Armenredht in erfter Inſtanz bereits bewilligt ift, ein Rechts— 
mittel gegen ein niedergerichtliches Erfenntniß einlegt, fo find 

A: auf eine für proceſſualiſch anwendlich erachtete Appellation, 

1) die Acten ohne Abwartung der Eompulforialen an die Juſtiz⸗-Canzlei 
einzufenden; und bebarf es Feiner Einführung des Rechtsmittels. 

2) das Appellationsgeriht bat bie proceſſualiſche Gtatthaftigfeit — und 
zwar in Beibehalt des $. 427. des Landesvergleichs — fo wie Demnädft die 
Erheblichfeit der Befchwerden ber genaueften amtlihen Prüfung zu unterziehen. 
Die Einleitung eines vorgängigen münblichen Gehörs des vermeintlich Be— 
ſchwerten ift aus befonderer Beranlaffung nicht ausgefchloffenz; auch find geeignete 
Schriftliche Vorträge deſſelben nicht zurüdzumeifen. 

3) Im Ball eines ſolchen vom Appellationsgeridhte erfolgten Abſchlags 
find, auf die weitere Einlegung eines Rechtsmitteld, Die Arten von der Juſtiz- 
Canzlei beim Oberappellationggerichte einzureichen. 

Sollte letzteres die fofortige Beftätigung einer, aus dem Grunde der Un- 
erbeblihpfeit der Beſchwerden erfolgten Verwerfung nit anwendlich 
finden, fo ift die Beftellung eines Armenfahwalts zu veranlaffen, und bemfelben 
bie Acteneinficht, fo wie eine angemefjene Friſt zur Rechtfertigung zu geftatten. 

4) Wenn dagegen die Juſtiz⸗-Canzlei eine an fie gelangte Appellation nicht 
fofort verwerflich findet, fo ift der Negel nad ein Termin zur Güte und zur 
vorläufigen Bernehmung ber Parteien aus ber Sache anzuberaumen, und nad 
dem #efultate beffelben entweber fofort über die Beſchwerden zu entfcheiben, 
oder demnächſt erft ein Armenfahwalt zum Zweck ber Rechtfertigung (vergl. 
Nr. 3. a. E.) zu beſtellen; es kann jedoch eine ſolche Beftellung aus befonderer 
Veranlaſſung auch fofort geſchehen. 


e. Rechts⸗ 
mittel⸗In⸗ 
ſtanzen. 
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B. Wird von dem Niedergerichte auf die Einlegung eines Rechtomittels 
die Querel für anmwenbli erachtet, fo ſteht 

1) Zum Ermeffen deffelben, die Arten entweber fofort an das Querel- 
gericht einzufenden — als in weldem Fall es Feiner Einführung bes Rechts⸗ 
mittels bedarf —, oder bem Betheiligten das gewöhnliche Zeugnig über bie 
Einlegung zum Zwed ber Einführung zu ertheilen. 

2) Die Zuftiz-Canzlei hat zu bemeflen, ob eine Vernehmung bes Quern- 
lanten (oben A. Nr. 2.), oder — in ganz befonderen Fällen — die Beſtellung 
eines Armenfahmalts zum Zweck der Rechtfertigung ihrem Erkenntniß über bie 
Beſchwerden voraufgeben müſſe. 

3) Dieſelben Vorſchriften (1. und 2.) treten für die Juſtiz-Canzleien, fo 
wie für das Oberappellationsgericht in Anwendung, wenn die Armenpartei gegen 
die Entſcheidung des Querelgerichts ein zuläſſiges Rechtsmittel zur Hand nehmen 
ſollte. 

II. Auch in den Fällen, wenn die durch einen Canzlei· Advocaten bisher 
nicht vertretene Partei die Bewilligung bes Armenrechts erſt für eine Appel- 
lations- oder Querel-Inſtanz gegen ein niedergeridtlides Er- 
kenntniß nachſucht, wird den Vorfchriften unter No. I. gemäß verfahren; 
jedoch bewendet es in Betreff einer ber Regel nad) erft auf bie Compulforialen 
erfolgenden Einfendung der Acten und der damit in Verbindung ftehenden Noth- 
wendigfeit einer Einführung bei den Vorſchriften des Rechtsmittelgeſetzes. Falls 
nicht früher bereits Das Armenrecht endlich verfagt fein follte, find bis zum Er- 
tenntnig über Die Beſchwerden Die Verfügungen ſowohl des bisherigen, als bes 
böhern Richters vorläufig gebühren- und ftempelfrei zu treffen. 

Ill. Gegen eine jede, nach Borfchrift von $. 6. Nr. 2. und Nr. 7. c. 
von einer Inſtiz-⸗Canzlei in erfter Inftanz erfolgte fofortige Abweiſung 
ber durch einen Canzlei-Advocaten nicht vertretenen Armenpartei find auf bie 
Einlegung eines Rechtomittels, welche ohne eine vorgängige weitere Vorftellung 
gefhehen muß, Die Acten an das Oberappellationsgericht einzufenden. 

Mit der Einlegung Tann bie mündlide oder ſchriftliche Rechtfertigung ber 
vermeinten Befchwerbe verbunden werben; die Bewilligung einer weitern Friſt, 
fo wie — in ganz befondern Fällen — die Beftellung eines Armenſachwalts 
zur Rechtfertigung erfolgt nur aus genügender Beranlaffung, nad dem Ermeſſen 
der Juſtiz⸗-Canzlei oder auf Anordnung des Oberappellationsgerichts. Letzteres 
bat mithin der Regel nad auf Die eingegangenen Acten fofort zu entfcheiden, 
niemals aber ein gegenfeitiges Verhör einzuleiten. Der beftätigende oder ab⸗ 
ändernde Ausſpruch deffelben unterliegt von feiner ber Parteien einer weitern 

‚ Anfechtung. 
= ann $. 8. 1) Bon einer Armenpartei, melde ohne einen zum Betriebe bei 
— den Juſtiz⸗-Canzleien befähigten Sachwalt iſt, haben geſammte Gerichte auch 
mündliche Anträge anzunehmen. 

Die ſchriftlichen bedürfen keiner Unterſchrift eines Procurators, auch 
ſind ſie wegen ſonſtiger bloß formeller Mängel nicht zurückzuweiſen. 

2) Zum Zweck der Beförderung eines Vergleichs ſind alle Gerichte in 
jedem Stande bes Proceſſes berechtigt, die geſammten bis dahin crebitirten Ge⸗ 
richts⸗- und Stempelgebühren, fo wie die gemachten Vorſchüſſe niederzuſchlagen, 
und zwar mit Rechtsverbindlichkeit auch für die übrigen Gerichte, bei benen bie 
Sade früher etwa anhängig gemwefen ift. 

Die Koften eines Borverfahrens bei ben Sufliz-Ganzleien ($. 6.) follen im 
Hall eines foldhen Vergleichs niemals nachgefordert werben; nur wenn bie Sache 
durch rechtliche Entfcheidung beendigt wird, find fie ben fonftigen Koften bes 
Rechtsganges gleich zu achten. 

3) Nicht bloß im Anfange, fonbern in geeigneten Fällen auch im Verlaufe 
bes Proceffes ſteht zum gerichtlichen Ermeſſen, bie Armenpartei vor ben geſetz⸗ 
lichen Strafen ber Frivolität ($. 11. Nr. 4., 5.) zu verwarnen, 
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4) Alle Vorſchriften für die Juſtiz⸗-Canzleien ($. 6., 7. 8. Nr. 23 6. 9. 
Nr. 2.) treten auch für die übrigen Gerichte in geeignete Anwendung, für 
welche das Oberappellationsgericht die unmittelbare höhere Inſtanz ift. 

5) Sn Fällen ertheilter Commifforien über Gefchäfte, bie an fich bem 
Obergerichte obliegen, bat baffelbe dem beauftragten Gerichte Die erwachfenen 
banren Auslagen zu eritatten. 

Bei Commifforien, welche an nichtvereinte Patrimonialgerichte ergehen, wird 
ein= für allemal geftattet, da Die Erledigung am Orte des Wohnfikes der Ju⸗ 
ſtitiarien gefchehen barf. 


Armenjahmwälte und Procuratoren. 

$. 9. 1 Wenn die Beftellung eines Armenfahmwalts erft beim Ober- 
appellationsgerichte nöthig mwirb, fo bat es dieſelbe Durch diejenige Juſtiz-Canzlei 
anzuorbnen, vor welcher die Sache an bafielbe erwadhfen ift. 

2) Zum Zmede bes Betriebes bei den Niebergeridhten werben in ber 
Regel Feine Armenfachmwälte beftelt, namentlich berechtigt Der Umftand, baß ber 
Gegner durch einen Sachwalt vertreten ift, nicht zu dem Antrage auf die Be— 
ſtellung. Es tft vielmehr ein folder nur in außergewöhnlichen Fällen nad 
richterlichen Ermeflen beizugeben, und find dabei zu berüdfichtigen: Die befonbere 
Umfänglichfeit, Verwickelung und Schwierigfeit der zur Frage ftehenden Ver⸗ 
bandlungen, die perfönlichen Berhältniffe der Armenpartei, endlich eine weite 
Entfernung berfelben vom Sige des Gerichts. 

Meber die Nothwendigfeit einer ſolchen Beftelung bat die competente Ju⸗ 
ſtiz-Canzlei in erfter Inſtanz zu entjcheiden, wenn fie entweber vom Nieder- 
gerichte unter Einreichung der Arten beantragt wird, oder wenn eine genügenbe 
Beranlaffung vorgelegen bat, auf ben Antrag bes Betheiligten die Arten ein- 
zufordern. 

Demnach iſt gegen bie Weigerung bes Niedergerichts, die Beſtellung nach⸗ 
zuſuchen, ein Rechtsmittel ſo wenig nothwendig, als zuläſſig. Im Fall eines 
ſofort oder nach eingeſehenen Acten erfolgten Abſchlags von Seiten der Zuftiz- 
Canzlei wird der Recurs an das Oberappellationsgericht nach näherer Vorſchrift 
des $. 4. Nr, A. anwendlid. 

3) Eine für die erſte Inſtanz erfolgte Beftellung berechtigt und verpflichtet 
ben Armenſachwalt zu dem ganzen Fünftigen Betriebe, namentlih aud für ge⸗ 
fammte fpätere Rechtsmittel⸗-Inſtanzen. 

Die Beftellung für eine Rechtsmittels Inftanz gegen ein niebergerichtliches 
Erfenntnig (vergl. F. 7. No. 1. A. 3,, 4., B. 2.) ift nur big zur redte- 
fräftigen Erledigung berfelben von Wirkſamkeit, fall fie niht auch auf den 
demnädfligen weitern Betrieb in erfter Inſtanz vor bem Niedergerichte gerich— 
tet iſt. 

A) Die Armenfahmwälte haben nicht bloß im Anfange, fondern geeigneten 
Falle auch im Berlauf des Proceffes zu prüfen, ob die Sade der Armenpartei 
offenbar oder doch muthmaßlich frivol erſcheint. In folhem Fall haben fie, 
- neben ber Ablehnung bes Betriebs, biefelbe von einer Rechtöverfolgung oder 
Bertheidigung unter Bezugnahme auf die Strafen ber Frivolität (8. 11., 
Nr. 4., 5.) abzumahnen, auch davon dem zuftändigen Gerichte, unter näherer 
Ausführung der Gründe, die Anzeige zu machen. Im Fall eines ergangenen 
Erfenntniffes haben fie auf Berlangen der Armenpartei jedenfalls Die rechtzeitige 
Einlegung und Einführung des zuläffigen Rechtsmittels zu bejchaffen. 

5) Den Armenfahwälten wird bei Strafe unterfagt, ohne Genehmigung 
bes Gerichtes fih von ber Armenpartei einen Vorſchuß beftelen zu laffen, oder 
irgend eine Zahlung von ihr anzunehmen. . 

6) Auch zum Zwede ber Beitreibung ihrer Forderungen wider ben Proceß⸗ 
gegner ($. 10, Nr, 1.) ift ihnen ber Gebühren- und Stempel-Erebit zuftändig. 
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7) Nur wenn fie Gerichtswegen beſtellt find, erhalten fie den unvermeid- 
lichen baaren Verlag von dem zum Vorſchuſſe der Auslagen verflichteten Gerichte 
cs. 1. Nr. 1.) erftattet, 

8) Dagegen gelten bie fonftigen Vorſchriften bes Geſetzes, inſoweit fie fich 
nicht ihrem Inhalte nach auf die beftellten Armenfachmwälte beſchränken, au für 
diejenigen Canzlei-Advocaten, welche ben Betrieb freiwillig übernommen haben, 

9) Dafjelbe gilt von den Armenprocuratoren, und findet überhaupt Alles, 
wasin Bezug auf die Armenfachwälte verorbnetift, auch auf fie geeignete Anwendung. 


Nechtsbeziehbungen des Proceßgegners der Armenpartei. Ver— 
gleiche mit demſelben. Anrechte der Öerichtscaffen und Armen- 
fachwälte an die Auffunft der fraglichen Verhandlungen. 

$. 10. 1) Der Proceßgegner kann rechtsgültig die von ihm zu erflatten- 
den Koften nur an Diejenigen zahlen, welchen dieſelben zufommen; mithin nur 
an die Gerichte, Armenfachwälte und Procuratoren, infoweit bie Einen ober 
Anderen zu fordern haben. Es macht keinen Unterſchied, ob die Zahlung in 
Folge freiwilligen Erbietens, rechtlichen Erfenntnijfes oder Vergleichs gefchicht. 

Dergleichen Sorberungen der Gerichte find von benfelben in Beibehalt ber 
Vorſchrift des $. 4. Nr. 3. e. beizutreibenz die Einziehung ber Sorderungen 
der Armenſachwälte bleibt ihrem eigenen Betriebe überlaffen. 

2) Auf Die Erftattung folder Koften, in welche ber Proceßgegner rechts— 
Fräftig verurtheilt worden, darf bie Armenpartei nicht verzichten, auch darüber 
feinen DBergleich fhließen. Bon dem Honorar und Berlag der Armenſachwälte 
gilt ſolches felbft alsbann, wenn gegen bie erfolgte Berurtheilung noch ein 
Rechtomittel zuläſſig ift. 

3) Unter dieſen Beſchränkungen iſt die Armenpartei zu einem Vergleiche 
ohne Zuſtimmung ber Gerichte und Armenſachwälte in jedem Stande des Pro— 
cefles berechtigt; ein außergerichtliher DBergleih muß jedoch bei Strafe ber 
Nichtigkeit fchriftlich abgefaßt werben. 

Der Proceßgegner bat einen foldhen Bergleih, binnen vier Wochen nach 
feinem Abſchluſſe, bei Dem Gerichte einzureichen, mwofelbft die Sache berzeit ans 
bängig iſt; im Unterlajjungsfall ift er für den Betrag ber ganzen Schuld aug 
dem bemwilligten Armenredhte verhaftet, Dafjelbe gilt für die Fälle eines linter= 
fchleifg mit der Armenpartei, weldye überdies auch gegen ihn (vergl. $. 11. 
Nr, 3.) einer angemefjenen Beftrafung unterliegen. 

A) Was durch die Entfcheidung eines Proceffes, oder aus einer nicht ſtrei— 
tigen Recdhtefache für die Armenpartei auffommt, kann zum Abtrage ihrer Schuld 
aus dem Armenrechte nur bis zur Hälfte feines Betrags in Anſpruch ge=- 
nommen werden. ; 

Im Fall eines von einer ſolchen Partei einfeitig (Nr. 3.) abgefchloffenen 
Vergleichs verbleibt derſelben gleichfalls die Hälfte der Bergleihsfumme, fo oft 
nicht vorliegt, daß die aufgegebenen Anſprüche fo viel nicht betragen, oder daß 
fie jo hoch nicht anzuſchlagen find. Sonach fteht zwar bei Anfprüden, deren 
Geldbetrag entweder überhaupt oder doch zur Zeit unbeftimmt iſt, Die Seftftel- 
lung eines Ultimats auf die bloße Actenlage zum richterlihen Ermeflen, es ift 
jedoch im Zweifelsfall die Hälfte ber Vergleichsſumme zuzubilligen. 


Strafen eines Mifbrauds des Armenredt3s. 

$. 11. Die Armenpartei wird in Strafe genommen: 

1) wenn fie das Armenrecht durch falfche Angaben erfchlichen, oder wenn 
fie die Ihatjachen, welche dieſe Wohlthat ausgefchlofien haben würben, in irgend 
einem all, mithin namentlich auch in ben Fällen bes $. 2. Nr. A, auch nur 
verfchwiegen oder woh® gar in Abrebe geftellt hat (vergl. $. 4. Nr. 3. a.). 
Zu einem folden Straferkenntniſſe ift basjenige Gericht compeient, von welchem 
das Urmenrecht bewilligt worben (vergl. $. 2, Nr, 1.) 





Exerution. 401 


2) Daffelse gilt von einem wegen veränderter Vermögensumſtände eingetretenen 
Mißbrauche (vergl. 8. A. Nr. 3. b:); dagegen iſt 

3) wegen etwaniger in Bezug auf die Nachzahlung ber Schulb aus dem be— 
willigten Armenrecht begangener Unterfchleife vergl. $. 10.) das Gericht erfter In⸗ 
ſtanz das zuſtändige; ſo wie 

4) im Ball des offenbaren Mißbrauchs eines Rechtsmittels (in näherer Vorſchrift 
von $. 32. des Rechtsmittelgeſetzes) der Richter ober bie Spruchdehörde ber frag- 
lichen Inſtanz. 

Wenn enblich 

5) das die Armenpartei verurtheilende md zum Erſatz ber Proceßloſten ſchuldig 
erkennende Gericht findet, daß dieſelbe nicht in gutem Glauben gehandelt, vielmehr 
argliftig oder mathwillig proceffirt Hat, fo iſt fie zugleich mit dieſem Erfenntniß in 
Strafe zu verurtheilen, beren Vollſtrecung jedoch dadurch abgewanbt werben Tann, 
Daß fie binnen einer ihr zu bemwilligenden Friſt dem Gegner bie Koſten a und 
ihre Schuld aus dem bewilligten Armenrechte abträgt. 

6) In allen dieſen Fällen iſt auf Gefängniß — von Drei Tagen bie: acht 
Wochen — zu erkennen, falls nicht eine daneben begangene Fälſchung zu einer beſon⸗ 
dern Unterſuchung führen ſollte. 

Das Strafmaß beſtimmt ſich nad dem durch ben Mißbrauch bes Armenrechts 
den Gerichtscaſſen und dem Gegner verurſachten größeren oder geringeren Schaden; 
ferner nad) ber größeren oder geringeren Frivolität — welcherhalb zur beſondern Be— 
rüdfihtigung fteht, ob Die Armenpartei vor ben Strafen derſelben verwarnt, oder 
beziehungsweiſe von dem Proceſſe überhaupt, fo wie von einem zur Frage ſtehenden 
Rechtsmittel abgemahnt worden (vergl. F. 8. Nr. 3. und $. 9. M. 4.) — 
endlich darnach, ob ſie ſich, namentlich in Betreff ihrer Rechtsbeziehungen zum Gegner, 
abſichtliche Unwahrheiten, Entſtellungen ober — zu Schnlden kommen 
laſſen. 

7) As Rechtomiltel iſt ihr der Recurs in nichteriminellen Strafſachen ($. 59, 
bed Rechtsmittelgeſetzes) zuftändig. 

Die gegenwärtige Verordnung findet auch auf bie zur Zeit ihrer Publieativn 
bereits anhängigen Armenſachen inſoweit geeignete Anwendung, als ſolches nad dem 
jedesmaligen Stande derſelben ausführbar iſt. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 13. September 1845. 

Friedrich Franz. 


J. Von der Execution. 


21680. Bon Greention gegen ſolche, welche in den fürſtlichen 
ESchlöffern wohnen. 26. Juli 1764. 

Unfern ꝛe. Wir befehlen euch hiemit gnädigſt, daß ihr, im Fall wiber Jemanden, 
er fei, wer er wolle, der in einem Unſerer Schlöffer ober Der Dazu gehörenden Ge⸗ 
bäude wohnt, Execution zu verhängen fein mögte, davon jedes Mal vorher Unferem 
Hof⸗Marſchall⸗Amte geziemende Anzeige zu machen, und nicht anders, als auf deſſen 
Anordnung mit der Verwarnung ſowohl, ale demnächſt mit wirklicher Bolftredung 
ra verfahren Yafjen folt. An dem ꝛc. Datum Schwerin ben 26.. Zuli 


— 


An bie Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. 


1631. Erequirung ſtehender —— — von Nitter⸗ und Laudſchaft. 
4. Juli 1768. 

Friederich ꝛe. Bei den vielfachen Beſchwerden Unſerer Kammer und Unſerer 
Kirchendfonontten über die Saumſeligkeit Der Schuldner aus Unſerer Ritter⸗ imd 
Landſchaft in Abtragung ber rückſtändigen uralten Pächte, Beeden, Allodialrecogni⸗ 

Medi. Geſetzſammlung H. 26 
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tionen, ſtädtiſchen Urbeeden und ſonſtigen unſtreitigen jährlichen Erlegniſſe und bei ben 
Dagegen von einigen dieſer debiterum angebrachten Querelen über das Verfahren 
unferes Beamten und Oeconomorum bei ber bisherigen von ihnen felbit beſchafften 
erecutivifchen Beitreibung ber NRüdftände, haben Wir uns auf den unterthänigiten 
Borfchlag des Engeren Ausichuffes gnädigſt entfchloffen, big zur völligen NRegulirung 
birfer Sache ratione modi exequendi, einftweilen ein temperament bahin zu 
treffen, daß Die Executions⸗Verfügung gegen bergleihen Schuldner von Unferen. Landes⸗ 
gerichten, jedoch ohne alle proceſſualiſche Weitläuftigkeit gemacht werben fol, Wir 
befeblen euch daher hiemit gnädigſt: auf erftes Anrufen Unferer Beantten und Kirchen⸗ 
Oeconomorum ein Mandatum sub poena paratissimae executionis an Die 
Säumigen aus Unferer Ritter- und Landſchaft zur Erlegung. folder uralten jährlichen 
Beeden, Pächte, Allodialresognitionen, und Urbeeden und zur Erftaitung ber verur- 
ſachten Koſten zu erfennen und wenn diefes Mandatum nicht fogleich befolget wird, 
ohne Dinfiht auf alle Exceptiones altioris. indaginis die Ererution unverzüglich 
durch ben ordentlichen Gerichtsexecutor auf Die fchuldigen Erlegniffe und bie aus ber 
perzögerten Zahlung ermwachfenen Koſten vollfireden zu laſſen. Un dem 20. Und 
Wir ıc, Schwerin, den. A. Julp 1768. 
= Srieberid, 
An bie drei Lanbesgerichte. in scparatis. 


1632. Exequirung ſtehender Erlegniffe au NRitter⸗ und Landfchaft. 
0.2.88 Detbr. 1768. 

Unfern sc. Mit Bezug auf Unfer unterm 4. Juli a. c. an euch ergangenes 
Nefeript, in Betreff des Verfahrens wider bie Säumigen aus Unferer Ritter= unb 
Landſchaft in Erlegung ber alten jährlichen Beeden und Pächte an Unfere Beamte 
und Kirchen⸗Oeconomien, fügen Wir euch hiedurch gnädigſt an, Daß ihr in Anſehung 
der aus Unferen Domanial-Gütern den Eingefeflenen von Ritter» und Landſchaft zu 
erlegenben jährlichen Praestandorum gleicher Geftalt zu verfahren, mithin auf erftes 
Anrufen gebachter Eingefeffenen in folhen Fällen ein mandatum sub poena para- 
tissımae exeenlionis an bie Säumigen aus Unfern Beamten ober Domanial 
pächtern zur Berichtigung biefer Pracstandorum und zur Erftattung ber Koften zu 
erfennen, und nach nicht gefchebener Befolgung biefes Manbats ın termino ordinis, 
ohne Hinſicht auf exceptiones altioris indagınıs, bie Eyerution auf bie prae- 
standa und Koſten unverzüglich vollſtrecken zu Iafien habt. An bem ar. Datum ⁊c. 
Den 31. Detbr. 1768, 

An bie Suftiz= Sanzlei zu Schwerin. 


1633. VBerbot des Angriffs des Milch: und Zugviches auf den 
. Gütern. 3. Juli 1775. 

Unfern sc. Auf die abfchriftlih anliegende unterthänigfte Vorftelung und Bitte 
bes Engern Ausſchuſſes Unferer Ritter- and Landſchaft, befeblen Wir euch hiemit 
gnädigſt: Darauf Bedacht zu nehmen, daß Die Güther der in Schulden Bertieften 
fürohin durch verwürfte Execuliones niht, um ein ober bed andern Creditoris 
willen, zum unwiebderbringlihen Schaden aller übrigen Gläubiger, vom Zug⸗ und 
Milch⸗Vieh entblößet werben, allenfalls aber eure wider biefen Befehl habende rebts 
liche Bedenken unterthänigft anzuzeigen. An bem ꝛc. Schwerin, ben 3, Zuli 1775. 
An bie Juſtiz-Canzlei zu Schwerin. 


1634. Meilen, und Neifegeld der Erecntoren. 4. Febr. 1805. 
Srieberich Franz ꝛc. Unfern 0. Wir haben, zur Entfernung aller Unge⸗ 
gewißbeiten, in ber Beurtheilung und Beflimmung ber Executionsa⸗Koſten⸗RKechnungen, 
um die bei Unfern Landes-Gerichten angeftelleten Erecutoren bei der Ausübung eines 
Amts, von melden allein bie Aechtapflege in fo manden Fällen Nachdruck zu er- 
warten bat, ſowohl gegen Berluft zu ſichern, als von Willführ abzuhalten, bie landes⸗ 
berrliche Executions⸗ Ordnung vom 16. Novbr. 1769, fo viel die darin ben Ereru= 
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toren zugebilligten Gebühren anlangt, kraft dieſes dahin erläutert: daß es zwar bei 
ben darin unter ben Ziffern 1., 3. u. ſ. w. ausgedruckten eigentlichen Erecutiong-, 
Verwärnungs- unb andern Gebühren fein unveränbertes Berbleiben behalten, das 
ebendajelbft unter Num. 2. beflimmte Meilen-Gelb von 16 ßl. für jede Meile 
aber, nicht mit dem eigentlihem Fuhrlohn verwechfelt werben, ſondern ebenfalls als eine 
gefehlihe Gebühr zur Vergütung ber mit den Reifen bin und zuräd verknüpften 
perfönlichen Anſtrengungen, ohne Rüdfiht auf Fuhrlohn ober Zehrungs-Koften, mithin 
als ein billiges Dienft-Emolsment, den Ererntoren vergönnet, hingegen dieſen, als 
beeitigten Officianten, verftattet fein foll, ihren baaren Verlag an Fuhrlohn und 
Zehrungs-Roften, ſowohl für fih als ihre Pferde und reſp. Knechte, in Ermangelung 
einer geſetzlich feſtſtehenden Taxe, der einen, wie der andern Gattung dieſer Ausgaben, 
entweder mittelſt Quitungen gewiſſenhaft zu beſcheinigen, oder allenfalls noch überdem, 
auf Verlangen des Exequendi, mit einer eidlichen Verſicherung, daß ſie ſolchen 
Verlag redlich aufgeführet und nicht niedriger haben bedingen können, specifice. zu 
verzeichnen, und ſolchergeſtalt, jedoch allewege mit eventuellem Vorbehalt etwa nachzu⸗ 
ſuchender gerichtlichen Ermäßigung, bei allen außerhalb ihres Wohnorts vorfallenden 
Hülfs⸗Vollſtreckungen, gleich dem etwanigen En und Botenlohn, von dem Exe- 
quendo wahrzunehmen. 

Hiernach Habt ihr nicht allein den bei eurem Collegio angeſtellten Executor zu 
inſtruiren, ſondern auch in den Fällen, wo nad ber Vorſchrift obiger Eyerutiong- 
Drbmung, die den Exequendis näher mohnenden Ererutores Unferer beiden andern 
Landes⸗Gerichte zur Verminderung ber Reiſe-Koſten, von euch requiriret werben, Deren 
Forderungen zu beftinmen, mithin auf die Befolgung biefer Unſrer Erläuterungs- 
Berorbnung genau zu halten, An dem ꝛc. Gegeben ac. Schwerin, ben 4. Sehr, 1805, 

' al Stanz. 
An bie drei Lanbeögerichte separatim. 


1638. Sufinnation der Berwarunngen des Kammer⸗GErecutors. 
. Dee. ‚1807, 

Friederich Franz ꝛc. Bir befehlen hiemittelſt, mit .refp. Entbielung Unſers 
gnäbdigften Grußes, gefammten Unfern Beamten, bie von der Renterei unb Reluitions⸗ 
Caſſe ihnen zugehenben Verwarnungsſchreiben des Caumer-Executors ben Eingefeffenen 
des Amts, an bie ſolche gerichtet ſind, durch den Amts-Landreiter inſinuiren, und das 
Documentum imsinwationie durch ben Amts⸗Actuarium ausfertigen zu laſſen, und 
letzteres ‚bei Uinferer Renteret oder Reluitions-Caſſe, je nachdem von ber einen oder 
der andern diefer Haupt-Taffen das Berwarnungs-Schreiben abgefanbt iſt, einzureichen, 
Es verfteht ih anbei von felbft, bag ſowobl von dem Amts-Actuarius als Amts- 
Landreiter, obige Verrichtungen ex oflicio gefhehen müſſen. Wornach ꝛc. Und 
Wir verbleiben... Datum ic. Schwerin, ben 2, December 1807.. 2% 


‚Sriederih Franz. 


1636. Beitreibung ber Gebühren für Berwaruungen des Kammer: 
erecutord. 1. April 1809. 

Srieberih Franz 2. Da Unfer Cammer-Ererutor befehliget iſt: bie Ver- 
warnungsſchreiben wegen ber zu verfügenden Erecutionen Tünftig flet3 durch bie com⸗ 
petirenden Aemter inſinuiren zu laſſen, welche ihm demnächſt das Documentum in- 
sinuationis darüber zuzufertigen haben; fo werden Unſere fämmllide Beamte, reſp. 
mit Entbietung 'Uinfers gnädigſten Grußes, hiedurch amgemiefen: ‚bei Inſinnirung ber 
Verwarnungsſchreiben bie Gebühren bafür fofort durch ben Amts-Lanbreiter eincaffiren 
zu laſſen, und foldhe jedesmal mit dem Docnmento ıinsinuationis. an den Camner- 
Ererutor einzufenden. 

Gegeben ı5,- Schwerin ben 1. April 1809, 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Herzogl, Medlenburgifche Cammer. 
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41637. Grequirang der onera publica von den Güſtrower Eri⸗ 
mirten. 23. Juni ISOB. 

Friederich Franz ꝛc. Unjern ꝛc. Wir befehlen euch hiedurch gnädigſt: auf 
die, von Bürgermeiſter und Rath daſelbſt, bei dem Directorio eures Collegii zu 
machende Anzeige und Einreichung eines Verzeichniſſes der Rückſtände dortiger Exi⸗ 
mirten an Öffentlichen firen Gefällen und Laften, wider alle, eurem Gerichtozwange 
unterworfene Säumige, nach vorgängiger Verwarnung auf acht Tage, mit der ge- 
firadteften Execution uneinftellig zu verfahren. Wornach x., und Wir verbl. u 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 23. Junii 1809. 


Friederich Franz. 
An das Hof: unb Landgericht zu Güſtrow. 


1638. Erxerntionszwang ber Landesreceptur Commiffien in 
Stempelfachen. 16. Eept. 1809. 

Friederich Franz ꝛc. Wann Wir in Erfahrung gebracht haben, daß mehrere 
Behörden Die vorjhriftsmäßigen Einfendungen der Karten⸗- und Papier-Stempel, auch 
Impoſtgelder, fe in Gemäßheit der Stempel-Drdnung, fpäteftens am Bten jeden 
folgenden Monats und refp. nach act Tagen nad dem abgelaufenen Quartal an bie 
allgemeine Receptur- Eaffe eingefanbt werden follen, verfäumen; fo haben Wir Uns 
genöthiget gefehen, der allgemeinen Zandes-Rereptur-Commiffion bie erecutivifche Bei- 
treibung durch Die Landes- Erecutores vom 1. Januar 1810 an in der Maaße zu 
committiren, daß wenn bie Berechnungen über Die Karten=, Salender= und Papier- 
Stempel nicht mit dem achten bes folgenden Monats, und die Impoſtgelder, ober 
wenn feine erhoben find, Die Attefte darüber, nicht nach acht Tagen nad) dem abge- 
laufenen Quartal an die allgemeine Receptur⸗Caſſe eingefandt feyn werben, nach vor⸗ 
gängiger achttägiger Verwarnung, fofort mit der vorgedachten Execution verfahren 
werden folle, 

Wir wollen Uns jebocdh zu ben gefammten competirenden Behörden gnäbigft ver- 
fehen, daß fie auch hierin ihren Pflichten zu Unfrer höchſten Zufrietenheit gebührend 
nachkommen, und es ber Vollſtreckung ber vorftehenden ftrengen Maaßregeln nicht be» 
dürfen werde. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 16. September 1809. 


Sriedberih Fran; 


1639. Adhibirung des nächften Exerutors. 14. März 1810. 

Srieberih Franz xc. Unfern ꝛ⁊c. Bei abfhriftliher Mittheilung ber Bitte 
bes Executors Räder zu Roftod, im Betreff feiner Dienft-Emolumente und, mit Zu- 
rülführung auf den Schluß Unfrer Circular⸗Verordnung vom 4. Februar 1805, bes 
fehlen Bir euch biedurd gnädigft, auf die genaue Befolgung biefer Anordnung zu 
halten, mithin, wenn der zu Erequirende näher bei Roftod, ala bei Güſtrow (Schwe- 
rin) wohnt, die Executoriales jedesmal an ben Ereeutor Räder zu richten. Wir ıc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ven 14. März 1810, _ 


An das Hof: und Landgericht di Süftrow 
und bie Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


21640. Stelle für Requifitionen yon Executions⸗Commandos. 
42. Juli III. 

Sriederih Franz ze. Wir finden Uns bewogen, bieburd zu beftimmen, daß 
m allen den Fällen, wo Executanten und Executions⸗Commando's Unſrer Truppen 
requiriret werben, biefe Requifitionen an den Orten, wo Commanbanten find, jedes⸗ 
mel an biefe, und nur in beren Ermangelung au die Militair- Chefs ergeben follen. 
Wornach 30. Gegeben ⁊c. Schwerin, ben 12. Julius 1811. 

Ad Mandatum Serenissimi propriam, 


Hergoglich Medienburgifäie zur Regierung verordnete Präſident, 
Grheime- und Räthe, 
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20648. Bow Berfahren des Nammerexecentors. 17. Det. 1811. 

Friederich Franz x. Zur Beobachtung eines gleihmäßigen Verfahrens bei 
ben von Unſern Caſſen dir aufgetragen werbenden Ererutionen finden Wir Uns be- 
wogen, bie nachfolgenden Vorſchriften zu Deiner unabwendlihen Nachachtung zu er⸗ 
theilen: bemnad haft bu: 

1) ſobald du son Unſerer Renterei oder Reluitions-Gaffe zu executiviſcher 
Beitreibung ber Penfions- oder anderer Gefälle angewiefen wirft, den Debenten ohn⸗ 
verzüglihauf14 Tage zuverwarnen, und Daß ſolches gefihehen, bei ber refp. Caſſe zu dociren; 

2) nach deren fruchtloſen Ablauf unaufhältlich dem Debitori die wirkliche Ere- 
cution mit Wahrnahme deiner erlaubten Amtsgebühr zu intimiren; 

3) Wenn dann binnen acht Tagen, als jo lange bie Execution nur liegen darf, 
bie Zahlung ber beizutreibenden Summe nicht erfolgt, fofort zur Abpfändung aus 
dem beweglichen Vermögen bes Schuldners zu fchreiten und zwar in der Maaße, daß 
ge Verhältniß der Größe jener Summe, 

. zuerſt zum Angriff des entbehrlihen Mobiliare, der Kutſchpferde, ber Reitpferbe, 

ber Hüllen, bes jungen Viehs, bes Korns, fomeit foldes nicht zur Saat, zur 

Brödung und zum Futter nothwendig ift, überhaupt aller zur Fortfeung ber 

Wirthſchaft nicht durchaus erforberlichen Objecte, gefchritten werden muß; falls aber 

b. alles dieſes nicht hinreichend fein follte, nur dann erſt mit Annotation ber 

Aderpferbe, der Wirthſchafts⸗ und Holänber- Kühe, des Adergeräthe, und fon- 

fliger nothiwendiger Inventarien-Stüden zu verfahren if, 

4) Sobald foldhergeftalt die Annotation gefchehen, ein fypecificirtes Verzeichniß 
der abgepfändeten Sachen mit beigefügter Taxe und nach fortlaufenden Nummern bei 
Unſerer Cammer, auch ein gleiches bei der Caſſe, von welcher die Execution verhängt 
iſt, einzureichen; 

5) Nach Ablauf von 4 Wochen, vom Tage der geſchehenen Abpfändung ange— 
rechnet, wenn ſodann keine, oder noch nicht völlige Zahlung geleiſtet ſein ſollte, hie— 
von bei Unſerer Cammer unverzüglich Anzeige zu machen und um Inſtruction, ob 
und in welcher Maaße zum Verkauf geſchritten werden ſolle, zu bitten. Wäre 

6) die Execution gegen eine Dorfſchaft verhängt worden, fo verſteht es ſich von 
felbft, daß nur das Superinventarium der Hauswirthe, nit aber Die herrfch. 
Hofwehr, ein Gegenftand bes erecutivifchen Angriffs werden barf, und iſt, falls jenes 
überall nicht, oder doch nicht hinreichend vorhanden ſein ſollte, dieſes in dem, nach 
Nr, A zu erſtattenden Berichte anzuzeigen. 

Schwerin, den 17. October 1811. 


| Friederich Franz. 
An den Cammer⸗Executor Bruſch. 


1642. Nichtbeachtung der Ferien bei Beitreibung von Landedab⸗ 
gaben. 22. Juli 1812. 

Friederich Franz x. Unſern ꝛc. Edler, Veſter, Ehrnveſter und Wohlge⸗ 
lahrter, liebe Getreue. 

Wir haben auf euren Antrag vom 18. d. M. wegen Beitreibung ber rüchkſtän⸗ 
digen Berpflegungs-Steuer für ben April-Monat d. %. Die in Ur» und Abſchrift an⸗ 
liegenden Berorbnungen erlaflen, und lafien euch dabei unverhalten: daß bei Kffent- 
lichen Staats-Laften und deren Einforderung ober Beitreibung Die Gerichtsferien nar 
türlicherweife überall nicht, alfo auch nicht bei der Einrüdung und Fortdauer der ver- 
bängten Ererutionen irgend in Anfchlag kommen Tönnen, und es euch überlaſſen bleibt, 
biefes, wenn ihr es nöthig findet, zum Ueberfluß öffentlich befannt zu machen. Wor⸗ 
nah ıc., und Wir verbl. ıc.. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 22, Zulius 1812. 

Ad Mandatam Serenissimi proprium. 
Herzogl. Mecklenburgiſche zur Regierung verordnete Präfident, 
Geheime⸗ und Räthe. 


Aufſchrift: 
Den Edlen, Veſten, Ehrnveſten und Wohlgelahrten, Unſern zur allgemeinen Landes⸗ 
Receptur⸗-GCommiſſion verordneten en 
oſtock. 
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1643. Gebühren für Verwarnungen im Auftrage ber Neceptur⸗ 
Commiſſion. 27. Juli 1812. 


Friederich Franz ıc. Wir finden Uns, auf bie desfalls eingegangenen Vor⸗ 
träge der Behörden, Landesherrlich bewogen, Traft biefes zu  verorbnen und zu be= 
flimmen: daß von jetzo an, und bis auf weitere Unfre Verordnung, bie Eretntores 
in Unfern Landen für biejenigen Verwarnungen, welche fie aus Auftrag und In⸗ 
firuction der allgemeinen Landes⸗Receptur⸗Commiſſion für deren Cafe beſchaffen, nur 
8 Scilliinge an Gebühren erhalten, Dabei aber verpflichtet fein follen, ſolche Berwar- 
nungen fohriftlich zu machen; wonächſt jeder Verwarnte ſchuldig iſt, dieſe fehriftlichen 
Verwarnungen einzulöfen und mirffam werben zu laſſen; wie denn auf jeden Fall, 
er löſe fie ein, ober fie blieben auf ber für feinen Wohnort competirenden Poſt 
unabgeholt zurüd, ber Beweis bes Erecutors, Daß er Die Verwarnung richtig dahin 
abdrefiirt auf bie Poft gegeben habe, dazu genügen fol, bie Gebühr des Erecutors 
und die etwa durch unjtatthafte Weigerungen ober Conteitationen verurfachten Koften 
mit zum Object ber Erecution zu ziehen. 

Es bleibt jedoch die Ermäßigung ber Neceptur- Commiffion bierunter, fo wie, 
eiwanige gegründete Befchwerbe bei Unferer Regierung, allewege vorbehalten und 
unbenommen, | 

Zur allgemeinen Bekanntmachung vorftehender Unferer Verordnung haben Wir 
biefelbe in dem officiellen Wochenblatte abzubruden befohlen. Wornad ze. Urkund⸗ 
lich unter Unſerm Handzeichen und Infiegel. Gegeben sc. Schwerin, ben 27, Zulius 1812, 


Sriederid Franz. 


21644. Wahrnehmung der Gebühren vom Ertrabenten. 
5. Nov. 1812. 

Friederich Franz ıc. Unfern 10. Damit bei Unfern Landes-Gerichten nit 
nach verſchiedenen Anfichten verfahren werde, eröffnen Wir euch hiemit gnädigft: daß 
Wir, auf vorgefommene Beranlaffung, den Gerichts⸗Gebrauch geprüfet, und ein- für 
allemal genehmiget haben, nad welchem bei ben vorfommenden Erecutionen, wo ber 
Erecutor, in Ermangelung eines objecti execulionis, wegen jeiner Auslagen und 
Gebühren nicht zu feiner Befriedigung gelangen Tann, berfelbe angewiefen wirb, ſich 
an den Ertrahenten zu halten. Wir geben euch hiedurch gnädigſt auf: den bei eurem 
Collegio angeitellten Erecutor mit dem Anfügen zu inftruiren: Daß er, in bem alle, 
wenn fein objectum executionis vorhanden ift, fofort, fobald als er davon Ge⸗ 
wißheit erlanget hat, abgehen und fobann Davon Anzeige machen muß. Wir x. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 5. November 1812. 

Friederich Franz. 
Ah bie drei Sanbesgerichte, . 


1645, Gebühren der Canzleis Erecutoren. 233. Zuli 1814. 

Sriederih Franz ꝛc. Da die Erfahrung gezeigt bat, bad bie in Unſern 
Landen beftehenden Berorbnungen wegen ber Executions⸗Gebühren ber bei Unſern 
Landes⸗Gerichten angeftellten Erecutoren, oft irrig verfanden und gemißbraucht werden; 
fo haben Wir folgende nähere Beſtimmungen Dieferhalb zu geben, gnädigft refolsiret, 
und felbige zu jedermanns Nachricht und Nachachtung durch ben Drud gemeinkündig 
zu machen befohlen. 

Bei dem Ererutions-Berfahren bürfen nicht anders Gebühren Statt finden, als 
in foweit wirkliche Geſchäfte vorfallen, und fol für bie nämliche Beihäftigung nur 
bie einfache, nicht aber eine mehrfache, und nie eine mißbräuchlich fo benannte Inti⸗ 
mationd «Gebühr wahrgenommen werben. Daher haben Die Erecutoren in Unſern 
Landen fi 

1) bei Reifen an dem als Gebühr feitgefehten Meilen-Gelde, in Gemäßheit Unferer 

Circular-Berorbnung vom 4, Februar 1805, genügen zu lafien, und. findet für 

bie Zeit ber Reifetage eine weitere Gebühr nicht Statt, : 


Erecution, 407 


2) Im wirklichen Exerutions-Berfahren bei Schuld-Ererutionen tritt Die Gebühr nur 
für diejenige Zeit ein, ba der Erecutor mit Abpfändung, Verkauf oder fonft, 
nad Vorſchrift ber Erecutions-Orbnung, perſönlich befchäftiget gewefen if. 

Eine andere fortlaufende Gebühr fol bei Schuld-Erecutionen überall nicht ange- 
fegt und gefordert werden, außer in dem, in ber landesherrlichen Verordnung vom 
11. Nov. 1779 sub J. bemerkten Falle, wenn er an einem fremden Ort auf ein⸗ 
gehende gerichtliche Refolution warten muß. 

Bei Auctionen fol es ihm geftattet fein, 2 Echillinge vom Thaler des Erlöfes, 
unter eben ben Berpflichtungen, Die jeder andere Auctionarius bat, zu nehmen; mobei 
fodann für bie Zeit ber Abhaltung ber Auction Feine andere Gebühr eintreten barf. 
Sollte indeſſen von Seiten der Parteien angemeſſen geachtet werden, das Geſchäft 
durch einen andern Auctionarium verrichten zu laſſen, fo ſoll ihm Feine andere 
©ebühr als Die von 24 ßl. & Tag für feine Gegenwart bei dem Gefchäfte zuftehen. 

Auf ben Fall, daß er felbt einen andern Auctionarinm adhibiren würde, fteht 
es ihm nicht frei, ein mehreres zu nehmen, als wenn er felbft Died Geſchäft verrichtete. 

3) In ben Fällen, wo der &perutor nicht freie Defrayrung in Natur erhält, follen 
ihm für bie Ausgaben auf Tag und Nacht zufammen mit Einfluß bes nöthigen 
Trinkgeldes zwei. Rthlr. NZwor. geftattet fein. 

Die Koſten ber Zuhr nber follen ihm, mit Einfchluß ber Beköſtigung bes Fuhr⸗ 
manns und ber Pferde, nad billigem Gebrauch paſſiren. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
den 23. Julius 1814. 

Friederich Franz. 


1046. Gebũbrentaxe für deu Kammerexeentor. 13. Jan. 1815. 
Sriederih Franz ꝛc. Wir haben Uns gnäbigft veranlaßt gefunden, nad- 
ſtehende Gebühren-Tare für Unjern Kammer⸗Executor anfertigen zu laflen, und beren 
öffentlichen Abdrud zur Rachricht und Nachachtung Unferer getreuen Domanial⸗Unter⸗ 
tbanen zu verfügen. Gegeben sc. Schwerin, ben 13. Januar 1815, 
Sriederih Franz. 


Gebührentare für ven Kammer-Executor. 
Derjelbe erhält 


1) für ein Berwarnungs- Schreiben ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 12 51. 
2) auf den Reiſen zu ———— an — 
gel - ⸗ ⸗ 16 — 


als ein zur vergütung ber mit * Reiſen bin * zurüt 
verknüpften perſönlichen Anſtrengung ihm zugebilligtes 
Dienſt⸗Emolument; 
3) an Fuhrkoſten, inel. der Beköſtigung des Fuhrmanns, 
des Pferdefutters und des Trinkgeldes an den Fuhrmann, 
ſowohl für die Hin⸗ als Rücrreiſe, a Meile ⸗ ⸗ 1Rthlr. — — 
4) an eigentlichen Executions⸗ Gebühren à Tag ⸗ ⸗ — — 24 — 
Dieſe Gebühr tritt 
a. bei Schuld⸗ und Gelb⸗Executionen nur für diejenige 
Zeit ein, dba ber Executor mit Abpfändung, Verkauf 
ber abgepfändeten Sache sr. wirklich beſchäftigt geweſen, 
b. bei Zwangs» Ererutionen für ben Zeitraum, wo bie 
zur Execulion eingelegte Mannfchaft bei dem Exe- 
quendo gelegen. 
5) Huf Reifen und in ben Fällen, wo ber Erecutor von bem 
Exequendo nicht frei befrayirt wirb, follen ihm für bie 
Ausgaben auf Tag und Nacht zufammen, mit Einſchluß 
bes etwa von ihm verandgabt werbenden Trinkgeldes = 1 Rthlr. — — 
vergütet werben. Be 
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Erhält derſelbe während feines Aufenthalts bei dem Exequendo freie De⸗ 
fravirung — welches dieſem hiedurch freigeſtellt wird und in welchem Falle, wie ſich 
von ſelbſt verſteht, die Defrapirungskoſten von 1 Rthlr. ceſſiren — fo hat er weder 
Wein noch Caffee, noch Thee zu begehren und muß ſich zum Frühſtücke mit einem 
Butterbrot und einem Glaſe Branntewein begnügen. 

6) Bei Auctionen foll es ihm geftattet fein, 2 El. vom Thaler bes Erlöfes unter 
eben den Berpflichtungen, Die jeder andere Auctionarius bat, zu rechnen, wobei 
fodann für die Zeit ber Abhaltung der Auction die sub A erwähnte Gebühr 
nicht eintreten Tann. — Gollte der Exequendus es feinem Intereſſe ange- 
meflener halten, das Gefhäft Durch einen andern Auctionarium verrichten zu 
laffen, fo ftehet dem Erecutor Feine andere Gebühr als die von 24 El. à Tag 
für feine Gegenwart bei dem Gefchäfte zu. 

Auf ben Fall, daß er felbit einen andern Auctionarium abhibiren würde, barf 
er ein Mehreres nicht nehmen, als wenn er felbit das Geſchäft verriätete, 


2647. Gebühren für alle Erxecutoren. 18. April 1815. - 
Friederich Franz ı. Chrfamer 1. Auf beine Anfrage vom 11. d. M., 
im Betreff der Gebühren der Landes -Erecutoren, bleibt bir hiemit unverhalten: Daß 
Unſere desfallfige Verordnung vom 23, Zul. v. J. im officiellen Wocenblatt Nro. 
CCXXXXIL, für alle Crecutoren in Unfern Landen gegeben if. Wornach x. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 18. April 1815. 
An ben Eigenthümer Boldt auf Holz⸗Eübchin. 


1648. Stelle für Nequiſttionen vun Erecntions :Eommandus. 
25. Auguſt ISIS. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern rꝛc. Wir remitliren euch hierneben bie, von 
euch, mittelſt eures Berichte vom 24. v. M., im Betreff der Vollſtreckung ber Zwangs⸗ 
Execution in vorlommenden Fällen, eingereichten Arten, mit ber Reſolution: daß ihr, 
der biezu zu verabfolgenden Mannfchaft Halber, eu, nad wie vor, an Unſere ver⸗ 
ſchiedenen Commandanten zu wenden habt, Wornach ꝛc., und Wir sc. Gegeben ır. 
Schwerin, den 15. Auguft 1815. 

Friederich Franz. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. 


2649. Berechnung der Ferien bei der Heluitionsfrift. 7. Dec. 815. 


Friederich Franz ı. Unfern ꝛc. Wir geben eu, auf eure Anfrage vom 
23. v. M., im Betreff der Berechnung der Ferien bei ber, den Abgepfänbeten zufte- 
henden vierwödigen Reluitionszeit hiedurch gnädigft zum Beſcheide: daß biefe Frift 
mit Ausfhluß der Serien zu beredinen if. Wornach ıc. Und Wir verbleiben ac. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 7. December 1815. 


| Friederich Gran). 
An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1650. Bon Erecution gegen Beamte und Forſtbediente wegen 
gemeinfchaftlicher Offtcialbandlungen. 1 März 1817. 


Sriedberih Sranz ꝛc. Du haft in allen Fällen, wo gegen Beamte unb 
Forſtbediente wegen gemeinſchaftlicher Dfficinle Gefchäfte, in einem und demſelben Re- 
feripte die Erecution verfügt wirb, nicht gegen jede dieſer Behörden einzeln, fonbern 
immer conjunctim, ſowohl bei Erlafjung der Berwarnungs-Schreiben, als bei wirk⸗ 
licher Bolftredung der Erecutionen zu verfahren, mithin allemal auch nur einfache Ge⸗ 
bühren für Di wahrzunehmen, . 

Schwerin, ben 1. März 1817. 

: J Großherzogliche Kammer. 
An ben Kammer⸗Exccutor Bruſch. ii soo . 
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2851. ©recutiond;wang der Seebabeanſtalt. 5. Sept. 1817. 
Ihro Königliche Hoheit haben ber Doberaner Serebade- Anftalt, in Rüdficht ber 
zur Seebade⸗Caſſe flieffenden Gefälle, ben Executions-Zwang beizulegen geruhet. 
Schwerin, den 5. September 1817. 
Aus Großherzogl. Regierung, 


1652. Adhibirung des — Exerutors. 17. November. 
18, 

Friederich Kranz x. Durch die Anweiſung beſtimmter Landes « Antheile für 
bie Rechtspflege jeber Juſtiz-Canzlei fn Unſern Landen, ift die Verordnung Som 14, 
Mart. 1810, wegen bes jedesmal zu adhibirenden nächſten Executors, nicht aufge» 
hoben, fondern wird hieburd zur jebesmaligen genauen Befolgung wieder in Uner- 
innerung gebracht ꝛt. Gegeben sc. Schwerin, den 17. November 1818, 

Friederich Franz, 

Un die drei Landesgerichte. 


1653. Weguahme der notirten Sachen durch den Erecutor. 
8. Dechr. 1821. 

Friederich Franz 30. - Wir haben and dem Vortrage Unſers Ober-Apyella- 
tions⸗Gerichts und ben darüber erforderten Berichten Linferer Landesgerichte vernehmen 
müßten, daß die gemeſſene Borfchrift der Executions⸗Ordnung vom 16. Nov. 1769, 
wonad bei Executions⸗-Vollſtreckungen bie erforberlihen Mobiliar= Efferten durch ben 
Ererutor fofort meggenommen werben follen, bei ben Ganzlei= Erecutoren ganz außer 
Gebrauch gefommen und e8 Dagegen zur Obſervanz gediehen ift: 

bag bie bei Unfern Landesgerichten angeftellten Erecutoren hei Vollftredung ihrer 

Executionen die erforderlichen Mobilien nur notiren, felbige aber einftweilen noch 

im Beſitz der Schulöner laſſen und erft nach Ablauf ber Reluitionszeit zur Weg- 

nahme und zum Verkauf derſelben ſchreiten. 

Hätte nun glei, bem Haren Rechte entgegen, dieſe Obſervanz nit Platz greifen 
ſollen; fo finden Wir Uns doch, "aus Bründen der Billigkeit, Tandesherrlich bewogen, 
Straft diefes jezt zu verorbnen und zu beftimmen, daß die Ereeutoren bei Heinen und 
leicht zn transportirenden Mobilien die gefehliche Beftimmung ber fofortigen Weg⸗ 
nahme ſtets genau befolgen, deshalb auch allemal, wenn es irgend thunlich, ſolche 
leicht transportable Sachen auswählen und dieſe fogleih mit ſich fortnehmen ſollen; 
wogegen es alsdann, wenn dergleichen leicht transportable Sachen bei ben Exe- 
quendo nicht -vorgefunden werden, aud bie nicht transportablen Sachen ber Loeali— 
tät halber, nicht in befondere Sicherheit und außer dem Gebrauch bed Exequendi 
zu bringen ftehen, bei ber einmal eingeführten Obfervanz bes Annotirens folder Ef- 
fecten einftweilen fein Bewenden behalten mag. 

Wie ihr nun auf die genaue Befolgung vorftehender Unſerer Beftimmung in 
eurem Jurisdietions⸗Bezirk pflichtmäßig zu achten habt; fo find auch biefenigen von 
ben Exequendis, melde bie Veräußerung ber vorgedachtermaßen annotirten Sachen 
mittlerweile unternehmen follten, ohne Anſehen ber Perfon, nad Befinden ber Um⸗ 
fände auch mit ſcharfer Törperliher Strafe von euch zu belegen, Bir ꝛc. Ge⸗ 
geben ꝛc. Schwerin, ten 5. December 1821. 
| Friederich Franz 
An die drei Landesgerichte. en 

210654. Erecutionszwang des Armen⸗Collegiums zu Schwerin. 
418. Mai 1824. | J 

Friederich Franz sc Wir fügen hiemit öffentlich zu willen, bag Wir dem 
Armen-Eollegio in Unſerer Refidenzftadt Schwerin. fraft biefes ein Executorium 
perpelaum zum Zmede fufortiger jebesmaliger Beitreibung jetzt oder Fünftig etwa 
rüdjtänbiger Beiträge zum Snfitute em für allemal gnädigſt ertheilet haben; alfo 
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und dergeſtalt, daß gedachtem Armen⸗Collegio hiedurch auedrücklich bie Macht gegeben 
wird, alle ſäumige Zahler, weß Standes oder Weſens ſie ſein mögen, nach Verlauf 
von 14 Tagen, vom Tage ber Einforderung ber Beiträge angerechnet, ohne vorgäns 
giges gerichtliches Anrufen, aus eigener, ihm Eraft Diefes beigelegter Autorität, auf 
acht Tage wegen ihrer rüdftändigen Beiträge zu verwarnen, nad deren Ablauf und 
nicht erfolgter Bezahlung aber dur einen bes Endes von Unferm hiefigen Comman- 
danten zu requirirenden Golbaten biefe rüdkänbigen Beiträge erecutivifäh beizuireiben. 

Urfundlih haben Wir diefe Unfere Berorbnung eigenhändig unterzeichnet, und zu 
jedermanns Wiflenfhaft und Nachachtung durch das officiele Wochenblatt bekannt 
machen laſſen. Gegeben ꝛc. Scmerin, ben 18. Mai 1824, 

Sriederidh Franz. 


1655. Zwang zur ers der urthelömäpigen Abbitte. 
21. September 1825 

Sriederih Franz sc. Indem Wir euch bie mittel eurer Anfrage und Bitte 
vom 27. Juli d. 3. im Betreff der weiteren Verfügungen wider den N. RN. einge= 
reichten Acten bieneben remittiren, eröffnen Wir euch zu eurer Nachachtung babei: baß, 
wenn ein zur Abbitte rechtskräftig Verurtheilter ſich haleflarrig weigert, biefe zu 
leiften und mäßig angewandte Zwangsmittel, als Gefängniß absque et cum ca- 
rena, auch nach Umftänden Förperlihe Züchtigungen, feinen Sinn nicht beugen, ihr, 
in feiner Gegenwart, bie uribelsmäßige Abbitte Dur den Schließer in feine Geele 
leiften zu laſſen, bann aber ihn wieber in Verwahrfam bringen und bie Acten zur 
Beitimmung feiner alsdann wohlverbienten Strafe an das competirende Landesgericht 
einzufenden habt, Wonad ꝛc. Grgeben x. Schwerin, ben 21. September 1825, 
An dad Gericht zu Ludwigsluſt. 


2656. Gebühr der Randreiter bei der Execution gegen feparirte 
Hauswirthe. 10. Febr. 1827. 

Den Beamten zu Crivitz bleibt auf ihren Vortrag vom 8. bujus hiemit unver- 
balten, daß es bei folden Executionen gegen ganze Dorfjchaften der aufgehobenen 
folidarifchen Verbindlichkeit, ja felbit der Separation der Hauswirthe unerachtet, ledig⸗ 
lich bei der Beſtimmung ber ökonomiſchen Sporteltare de 1802 sub 22 verbleibt, 
unb ein mehreres fo wenig von dem Lanbreiter erhoben werden darf, als bas etwa 
mehr Erhobene auf Verlangen zu reftituiren if. Ein gegentheiliges Verfahren würbe 
unpaflend ben Zandreuter bereichern und ben Hauswirthen bie Mittel zur Bezahlung 
ihrer praestandorum nehmen. Der Landreuter muß aber ſolche auch burd bie 
zugelafiene Gebühr mehr als hinlänglich belohnte Dienfte mit Eifer und Treue aus- 
richten, wenn er überhaupt beim Ofſieio confervirt bleiben fol. Im Allgemeinen 
ift übrigens Großherzogl. Reluitions» Eommiffion von dem Nuten ber Zwangs-Ere- 
cution durch Beiſpiele eben nicht überzeugt worden. Selten fruchtet die Zwangs- 
Execution viel und in benmeiften Fällen iftes befier, zur Abpfändung bes superinventarii 
und wenn biefes nicht entbehrt werden. Tann oder Zahlungs-Unfähigkeit fich zeigt, zur 
Reviſion des Gehöfts und der Wirthichaft, Bericht ad acta specialia, Abmeierung 
ober anderweitige Gehöfts-Berleihung zu fchreiten, im allgemeinen aber durch geuaue 
Kenntniß der Kräfte ber Debenten und ber Mittel berfelben zur Zahlung, der Ere- 
eution möglichſt vorzubeugen, damit bie Furcht vor berfelben nicht erlifcht, ber üble 
Wille aber durch Träftigere Mittel als die Zahlung einer Landreutergebühr, gebrochen 
wird, Schwerin, ben 10. Februar 1827. 

Großberzoglih Mecklenb. Relnitions-Eommiflion. 
An bie Beamten zu Grivig. 


1657. Executiousordnung für die Laudesrecepturcaſſe. 
31. März 1827. 
Friederich Franz ꝛc. Um bem Uns aus mehreren Borfälen als nachtheilig 
bemerflich gewordenen Mangel einer befondern Vorſchrift für das erecutiviiche Ver⸗ 
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fahren bei Beitreibung ber in bie allgemeine Landes⸗Receptur⸗Caſſe einzuzahlenden 
außerorbentlihen Landes» Steuern ꝛc. abzubelfen, haben Wir eine befondere, nur für 
dieſe Gaffe beftimmte, Executions⸗Ordnung entwerfen lafien, unb, nachdem Wir dar⸗ 
über das rathſame Bedenken Unſrer getreuen Stände vernommen, wirb nunmehr 
folche, bieneben abgedrudte, Executions-Ordnung gefammten Behörben und Unterthanen 
in Unfern Landen zur Nachachtung hiedurch publicieet. 

Urfundlih haben Wir dieſe Verordnung auf gewöhnliche Art vollzogen unb be- 
foblen, daß felbige, mit der Ererutiong-Orbnung für Die Landes⸗Receptur⸗Caſſe, durch 
bas officielle Wochenblatt gemeinkündig gemacht werde. Gegeben ꝛc. Schwerin, «ben 
31. März; 1827, 

Friederich Franz. 


Executions⸗Ordnung für die allgemeine Landes-Receptur-Caſſe. 
8. 1. Berwarnung. 

Sobald der Executor das, von ber Receptur-Commiffion in benjenigen Gegen- 
fländen, worin berfelben nicht bereits ein Executorium generale eriheilet ift, bei 
der Landes⸗Regierung mit Einreichung des Reftantens Berzeichniffes erwirkte Manda- 
tum de exeqnendo nebft dem Verzeichniſſe der beitehenden Reſtanten erhält, erläßt 
er an jeden ber darin benannten ein Berwarnungs- Schreiben, worin er ben Gegen 
fand, es mag folder birecte ober indirerte Steuern betreffen, ausdrüdt, und wofür 
er in jeglichem alle eine Gebühr von 12 Bl. und 2 GL für den gebraudten Stem- 
pelbogen ſich auf dem Poſtamte verlegen läßt. 

5. 2. Erecutiond-Sntimation. 

SR der im Verwarnungs - Schreiben nad Maßgabe des allerhöchften Mandatı 
de exequendo beſtimmte, fonft in der Regel zu feßende, 1Atägige Zeitraum bergeftalt 
verflofien, daß, bei orteutlihem Poftenlauf, und unter Hinzurechnung eines Tages zur 
Abholung von ber Polt für bie Oerter, woſelbſt Feine Pofthaltungen find, ſich an⸗ 
nehmen läßt, daß ber Exequendus wirklich fo lange bie Berwarnung in. Hänben ges 
Habt habe; jo wird demſelben, durch ein ernenertes Schreiben des Executors, bie 
Eresution ſchriftlich iatimiret, wobei, mit Abflellung ber bisherigen für das Intima- 
tions⸗ Schreiben durch Poftwerlag wahrgenommenen 40 ßl., deſſen Gebühren a Tag 
16 Sl. mit dem Tage ber wirklichen Abfendung zu laufen beginnen unb bis zu dem 
Tage inclufive fortiaufen, an welchem, durch Eingang und Abgabe au die Cafe, Pa- 
sition geleiftet if, oder bis zur wirklichen Vollziehung der Erecution. 

Die Aufgabe auf bie Poſt zur Abfendung muß an foldem Poſttage geichehen, 
an weldem, nad Ausweiſe der Poft-Kourfe, die nächſte und am gernbeflen fahrende 
Poſt nach dem Orte ber Beſtimmung abgeht, 

Das Datum des Intimations - Schreibens muß mit dem dato bes Poſttages 
der Abfendung übereinſtimmen. 

Dem Ermeſſen und dem oflicıo der Receptur-Eommiffton bleibt es überlaflen, 
eine Nüge bes Erecntors, oder eventualiter befien Beitrafung zu veranlaffen, wenn 
berjelbe fich bei dem Executions⸗Verfahren eines Vergehens oder Verbrechens, nament- 
lich durch vorjägliche Zurüddatirung bes Intimations⸗Schreibens, frhuldig machen ſollte. 

$. 3. Bermweigerung ber Löſung oder Annahme. 
Wenn ein Exequendus bie Löſung oder Annahme eines Berwornungs- ober 
Sintimations =» Schreibens von ber Poft verweigert, und mit biefer Notiz folches von 
dem Poftamte zurüdgebet, fo wird dadurch Die Wirkung befielben nicht alterirek, 
fondern es wird gu allen Folgen als infinuirt und in den Händen bes Exrequendi 
zu ber Zeit, wie oben. die Berechnungs-Art sorgejdhrieben ift, befindlih angenommen, 

Der Eresutor aber, dem Die Rüdgabe bes Poftverlags mit den Koſten und das 
doppelte Porto einſtweilen zur Laſt fällt, iſt berechtigt, mit erweißlicher Specifleirung 
feiner Auslage und Koſten vor ber Commiſſion, feine Rüdgabe und Auslage - Gelder 
mittelſt eines erneuerten Schreibens an ben. Debenien, bem bas verhin nicht gelöfete 
Schreiber beigelegt. wird, einzufordern, und abermals durch Poftverlag. den ganzen 
Betrag, für ſolches erneuerte Schreiben aber eine Gebühr. von 12 ßl., wahrzunehmen, 
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Zu deſto mehrerer Auctoriſation gegen weitere Löſungo⸗Weigerung bes Debenten ſoll 
ein ſolches Schreiben mit dem Stempel ber Receptur⸗-Commiſſion, außerhalb auf ber 
Siegel-Seite beffelben, bezeichnet, und bann zur eventuellen executiviſchen Beitreibung, 
wenn es abermals nicht gelöfet würbe, die ganze Schuld daraus qualifieirt fein. 
Die unterdeflen eingegangene Zahlung ober Leiſtung, welche Gegenſtand ber Verwar⸗ 
nung ober Intimation war, hebt biefe Löfungs- oder Erftattungss Verbindlichkeit des 
Debenten nicht auf, obgleich es mit Den laufenden Iutimations- Gebühren fetent nur 
bis zum Tage ber Abgabe auf ber Caſſe fein Bewenden behält, 
$. 4, Ereceutiond=Bollfiredung. 

Sind 14 Tage nad) ber, in gleicher Art wie bei der Verwarnung zu machenden 
Berechnung nach ber Intimation ohne Parition abgelaufen, fo foll, 

a. wenn es bie Steuer felbft, oder zurüdgehaltene Stempel-Gelder be- 

trifft, die Execution ohne Weiteres wirklich bergeftalt volftredt werden, daß ber 

Erecutor von dem Allerhöchſt angewiejenen Militair- Chef der Orts» ober nächſten 

Garniſon einen Militair = Grerutanten sequiriret. Dem Requifitiond- Schreiben 

wird Die fchriftliche An und Einweifung bes Grecutanten an ben Exequen- 

dumm, zu feiner Legitimation beim Einrüden, beigefügt. - Zugleidh wird aber auch 
ein Denunciationg-Schreiben des Ererutors wegen der nun eintretenden Militair- 

Erecution an ben Exequendum erlaffen. Für dies Denunciations = Schreiben 

erhält der Erecutor eine Gebühr von AO ßl., welche er dur Poſtverlag wahr- 

nimmt, und bie täglichen Gebühren zu 16 I. gehen bis zur Abnahme des Exr⸗ 
eutanten nach geleifteter Parition fort; der Erecutant aber erhält täglich mit 
freier Einquartirung, aber ohne Defrayrung, 10 ßl. oder mit Defraprung 4 ßl., 
nad der Wahl des Exequendi. 

Bon ben Gollertur- Behörden muß bie Steuer binnen 14 Tagen nad ber 
vollſtredten Erecution nebſt der Berechnung unfehlbar eingereicht werben. 

b. Iſt nicht Die Steuer-Zahlung und Berechnung, fonbern bie Erlebigung von 
Monituren und Abſchluß, Gegenftand der erecutiviichen Beitreibung, ſo fol 
am nächſten Pofttage vor dem Ablaufe ber 1Atägigen Intimations-Friſt der 
Exequendus an dieſen Ablauf durch ein Schreiben bes Erecutors, wofür 
biefer feine befonderen Gebühren erhält, erinnert und ihm angezeigt werben, baf 
bie Erecutanten » Einlegung ftatt finden würde, mern nit binnen 8 Tagen, 
vom Tage der Ankunft diefes Schreibens an gerechnet, als bis dahin bie Inti⸗ 
mations⸗Friſt verlängert wird, die Erledigung der Monituren und Abſchluß ein- 
gereicht werde. Erfolgt dieſe dennoch nicht, fo iſt nach ber Vorſchrift wie ad a. 
zu verfahren. 

$. 5. Sortfeßung ber Erecution, 

Wenn die wirkliche Vollziehung ber Execution durch bie vorgeorbnete Einlegung 
eines Militair-Erecutanten nad 14 Zagen niht zum Zwede führt, jo wird Die 
Bwangs-Erecution durch bie Einlegung eines zweiten Erecutanten verftärkt. 

Diefe zweite Erecutanten-Einlegung und Anftellung muß von dem Erecutor, nad 
zuvor gebührend gefihehener Requifition bei dem Chef ber competirenden Garnijon 
und Beſcheidung des Erecutanten, an Ort und Stelle und zu gleicher Zeit mit 
ledterem perſönlich verrichtet, und von ihm bie beſondern Lirfachen einer fo unge» 
wöhnlichen Fruftrirung biefer Beitreibungsmittel möglichſt erforſcht, und Darüber, nad 
fofortiger Rückkehr ohne Berbleiben daſelbſt, an die Commiſſion Auskunft gegeben 
werden, damit felbige erachtlich über die Urjachen an Die allerhöchfte Regierung berichte, 
und das weitere Verfahren der allerhöchſten Beſchlußnahme anheim ftelle. 

Die Gebühren bes Exrecwtors bei dieſer perfönlichen Berrichtung werben folgenber- 
geftalt feſtgeſezt. Er erhält fiir die Hinreife, von dem Orte an, von wo er abreifet, 
à Poft-Meile inclufive des Magen» Geldes 1 Rthlr., und für jeden Reiſetag, auf 
welchen fünf folder Meilen gerechnet werben, AO ßl., nach feiner Ankunft aber, cr 
mag an bem Drte bleiben ober nicht, fortlaufend A Tag 16 ßl., bis Parltion ges 
leiftet ift, und ‚außer biefen 16 ßl., während felnes Bleibens an dem Drte, Tuch noch 
freie Defrapyrung. Für bie Rüdreife darf es keine Fuhrgelder noch erhöhete Diäten 
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außer dieſen 16 Sl. fordern, ba beides biefes ſchon bei ber Beſtimmung ber Gebühren 
auf der Dinreife mit in Rückſicht genommen iſt. 
$. 6. Ferien. 

Wenn bereits bei der Receptur» Caffe der Einhalt mit den Ereeutionen während 
ber Gerichtsferien abgeftellt iit, fo wird Dagegen ber, auch anderwärts eingeführte 
Gebrauch biefes Einhalts während eines Landtages oder Convocations⸗Tages auch bei 
ber Receptur⸗Caſſe, aber nur unter ber Befchräufung zugelaffen, daß ber fihon vier 
Sage vor ber Eröffnung des Landtags befichende executiviſche Act feinen Fortgang 
behält; jedoch binnen biefem Zeitraume und bis vier Zage nach dem Schluſſe oder 
Prorogirung eines Landtages weber Verwarnung noch Intimation, nad Vollziehung 
ber Execution, neuerdings gegen bie perfünlidh geladenen, und zu Stand und Stimme 
berechtigten, Qutsbefiger geſchehen darf. 

$. 7. 3wiſchen⸗-Friſten. 

Steht es zwar der Receptur⸗Commiſſion frei, aus folden Gründen, bie ihr 
valabel feinen, Zwiſchen⸗Friſten zu ertheilen; fo bat fie doch barin ſolche Maaße 
zu balten, daß dadurch Feine Stodung der Zahlungen entfteht, Die auf Die Receptur⸗ 
Caſſe angewiefen find, nod, daß dadurch bie Erledigungen der Monituren und Ab- 
ſchlüſſe über die Gebühr verfpätrt, und fo ber Abſchluß ber Daupt-Eaffen-Bereihnung 
zur tempefliven Rechnungs - Aufnahme verzögert wird. 


1658. Juſtruction ber Laudescerecutoren. 25. Juli 1827. 

Sriederih Franz m. Wir haben Uns durch die, im Lanfe ber Zeit ge- 
machte Erfahrung, daß die, dem landesgrundgeſetzlichen Erbvergleihe vom 18, April 
1755 annectirte, Executions- Ordnung mehrerer weientlichen Abänberungen und erläu- 
ternden Zuſätze benöthigt iſt, veranlaßt gefunten, eine befondere Inſtruüction für bie 
Landes-Ererutoren, hinfihtlich der in den Landkaſten einzuzahlenden öffentlichen Ab⸗ 
gaben, entwerfen zu laſſen, und verordnen, nad vernommenem rathſamen Bedenken 
Unferer getreuen Stände, hiemit gnädigft: daß bie, in dieſer hieneben abgebrudten 
Saftrurtion enthaltenen Vorſchriften, ſowohl von ſämmtlichen betheiligten Behörben, 
ale au von ben Landes Executoren, und insgemein von jebermaun, Den e3- angeht, 
fortan auf das genaueſte beobachtet werben follen, An dem sc. Gegeben ar. Schwe⸗ 
rin, den 25. Julius 1827. - 

Friederich Fraruz. 


Inſtruction für die Landes-Executoren, hinſichtlich der, in den 
Landkaſten einzuzahlenden, öffentlichen Abgaben. 

$. 1. Sobald der Landes⸗Executor das Mandatum de exequendo, ſammt 
dem Berzeichniffe der Rückſtände erhält, erläßt er an jeben der darin benannten Re— 
ftanten ein Berwarnungs- Schreiben, wofür er, außer 2 Pl. für ben gebraudten 
Etempelbogen — vine Gebühr von AO Hl. durch Poftverlag wahrzunehmen, zugleich 
aber auch ch auf dem Poftamte, unter einen vorzulegenden Berzeichnifle, eine Be⸗ 
fibeinigung des Abgangs zu verſchaffen hat. 

$. 2. Wenn nad dem Berwarnungs- Schreiben 14 Tage, melde jedoch erſt 
von dem Tage au berechnet werben, wo das Schreiben, nad dem Laufe der Poiten, 
an dem Wohnorte des verwarnten Reſtanten eingetroffen fein muß, und während 
welcher überall feine Eresutions- Gebühren flatt finden, ohne Parition verfloffen find, 
fo wird dem Reſtanten burd ein erneuertes Schreiben des Ererntors Dig Execution 
ſchriftlich intimiret, uud erhält der Ereeutor für ſolches Intimations - Schreiben — 
außer dem Stempelfoh von 2 Bl. — eine, gleichfalls Durch Poſtverlag mwahrzunch- 
zuende Gebühr von 16 Sl. | Ä 

Bon der Zeit dieſer Erecutieng-Satimation, die jedoch auch erft von dem Tage 
an berechnet werben darf, wo das Zutimationd- Schreiben, nad. dem. Poftenlauf, an 
bem erequirten Drte eingetroffen fein muß, 519 zur erfolgten und nachgewieſenen Ein⸗ 
zahlung erhält Der Landes⸗Cxeeutor für jeden Tag eine GOcbühr yon 16 ßl. 
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5. 3. Iſt nun nach Verlauf von 14 Tagen, von ber Zelt ber wirklich geſche⸗ 
henen Intimation an gerechnet, noch nicht Parition geleitet, fo hat der Kandes-Ere= 
eutor ih perfönlid an ben erequirtn Ort zu begeben, und fann ihm alsbann 
durch vollſtändige reine Lanblaften- Quittung bie Berichtigung ber, zur Erecution 
Rebenden Rüdftände nicht docirt, auch ein, vom Engern Ausfhuß unter dem Landrs- 
fiegel ertheilter Dilations-Schein nit probucirt werben, fo hat er 

a. in ben. Fällen, wu ber Rückſtand nicht einen, ſchon im Boraus beitimmten Gelb- 

betrag ausmacht, ſondern biefer Gelbbetrag erft aus Specificationen hervorgeht, 

“ die baber gleichzeitig mit bemfelben eingereicht werben mälflen, bie reſtirenden 

Derter mit einem, oder, nad Beichaffenheit der Umftände, infonberheit im Kalle 

geäußerter Widerſetzlichkeit, mit mehreren ber, von’ ihm aus der nädften Grof- 
berzogl. Garniſon zu requirirenden, militairiſchen Executanten zu belegen. 

Den Erecutanten bat er nit nur allemal Nachricht von feinem Aufent- 
‘halte zu hinterlaffen, fondern fie auch bahin zu inftrutren, bag, ſobald ihnen 
eine reine Landkaſten-Quittung, oder ein unterm Landes - Siegel ertheilter Dila- 
tions⸗Schein vorgezeigt würde, fle, nad erhaltenen orbnungsmäßigen Gebühren, 
fowohl für ihn als für fi, fofort abzumeichen hätten. 

Iſt Hingegen ber Geldbetrag ber Rüdftände befannt, fo ift Der Erecutor ver⸗ 
pflichtet, fogleich bei feiner, nach Ablauf obiger 14tägigen Friſt erfolgenben, per- 
ſönlichen Einrüdung die im $. 6. ber Erecutions-Örbnung vom 18. April 1755 
bezeichneten Gegenftände anzufchreiden, und den erequirten Reftanten dahin münd- 
lich zu verwarnen, baf, falls binnen A Wochen, von ber Zeit ber Anfchreibung 
an geredhnet, nicht Parition geleiftet wäre, er fodann wiederfommen und zum 
Öffentlichen Verkauf dieſer Gegenſtände ſchreiten würde. 
F. 4. Wenn nun, in ben im vorigen $. sub a. bezeichneten Fällen, nad 
Verlauf einer abermaligen, vom Zage der Erecutantens Einlegung zu berechnenden 
14tägigen Frift, die Einzahlung nicht gefcheben tft, fo bat ber Executor ih wiederum 
perfönlih an ben erequirten Ort zu begeben, und bie Erecutanten zu verdoppeln — 
woburd jedoch feine Gebühren nicht erhöhet werden — , zugleich aber auch über bie 
Urfachen einer fo beharrlihen Nichtparition genaue Erkundigung einzuziehen, und bars 
über an den Engern Ausfhuß zu berichten, damit er durch biefen mit weiterer, even- 
tualiter von der Landes-Regierung einzuziehender Snftruction verfehen werben kann. 
$. 5. Was dagegen die in $. 3. sub b. bezeichneten Fälle anbetrifft, fo hat 
ber Erecutor Diejenigen Derter, deren Rüdftände nad Ablauf von A Wochen, von 
ber Zeit ber Abe Anfchreibung an gerechnet, nicht bezahft find, fobann wiederum 
perfünlich zu bereifen, ımd zum ordnungsmäßigen Verkaufe ber angeſchriebenen Gegen⸗ 
ſtände zu ſchreiten. 

Bon dem daraus geldfeten Gelde nimmt er ſoviel ab, als bie beizutreibenden 
Rückſtände, feine rückſtändigen ordnungemäßigen Gebühren und die etwanigen Verkaufs⸗ 
foften betragen, und reftituirt das Uebrigbleibende bem exequirten Drte. 

Das beigetriebene Quantum hat er fofort Baar an den Landkaſten einzufenben, 
übrigens in allen fonftigen Fällen mit Annahme und Einſendung ber rüdfändigen 
Gelder ſich Im geringften nicht zu befaſſen. 

$. 6. Bon der Vollftredung ber, ben Lan des· Eyecutoren anbefoplenen, Ereen- 
tionen haben fie fi, bei ihrer Verantwortung, einzig und allein nur dann abhalten 
zu laſſen, wenn ihnen eine Landkaſten⸗Quittung über völlig berichtigte Rückſtände, oder 
ein unter dem Landes⸗Siegel ertheilter Dilations- Schein probucirt wird, mit allen 
andern ihnen etwa vorgebracht werdenden Einwendungen aber, es beftehen foldye worin 
fie wollen, bie Reftanten lediglich an den Engern Ausfhuß zu verweiſen. Desgleihen 
haben fie Die unter ben contribuirenden Theilen felbft etwa obwaltenden Gtreitigfeiten 
durchaus unbeachtet zu Taffen, und fi ſowohl wegen der beizutreibenden Rlickſtände, 
als wegen ihrer orbnungsmäßigen Gebühren, allemal lediglich an bie reſtirenden Derter 
felbſt, und beren fedesmalige Beftger oder Bewohner zu halten, 

Indeſſen können fie ſich nicht entziehen, auf Berlangen bes Gutsabeſitzers oder 
Bewohners, auch der Magifträte in ben Stäbten, jeboch auf deren alleinige Gefahr 


* 
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unb Verantwortung, nad einer, ihnen etwa behändigt werdenden Subreparlitien, bie 
Saumigen ſelbſt zu exequiren. 

8. 7. Sn den Fällen ertheilter Dilationen find Die Landes ·Executoren, bei der 
ſchwerſten Verantwortung, verpflichtet, die Execution, nach abgelaufener Friſt, resp. 
fortzufegen und zu ſchärfen, und dürfen ſich davon nur Durch eine ihnen probucirte 
glaubhafte Anzeige wirklich gefchehemer völliger Berichtigung ber zur Erecution 
ſtehenden Rückſtände abhalten laſſen. Sie werben eben deshalb, bei ihrem oft unge» 
wiſſen Aufenthalte, hiemit angewiefen, gleich nach ihnen infinuirtem Suspenfiv » Befehl, 
den Inſinuanten zu benachrichtigen, wohin jene glaubhafte Anzeige zu abdreffiren if, 

$. 8. Die erecutivifche Beitreibung ber in ben Land - Kaften einzuzahleaden 
öffentlichen Abgaben findet. nicht flatt : 

a, während ber gemöhnlichen Gerichtsferien, 

b. währen ber Dauer bes jährlichen Landtags, 
and haben Daher die Landes» Exrerutoren, ohne befontern Auftrag bes (Engern Aus⸗ 
ſchuſſes, in dieſen Zeiträumen und bis zu deren Beendigung nicht nur keine Verwar⸗ 
nungs-Schreiben ergeben zu laflen, fonbern auch bas bereits begonnene erecutivijche 
Verfahren bis dahin zu ſiſtiren, 

5. 9. Bei den, von der-Ererutions-Intimation an, bis zur erfolgten und nad- 
gewiefenen Zahlung fortlaufenden, täglichen Gebühren von 16 ßl. kommen biejenigen 
Gebühren in An⸗ und Abrechnung, melde den Landes-Mrecutoren für bie in ben 
86. 3., A. und 5. bezeichneten perjönlihen Acte (bei Bereifung ihrer Diftricte resp. 
zum Zuncd ber. Ereeutanten-Einlegung, der Anfchreibung und bes Verlaufs) zuſtehen, 

und welche, nach wie. vor, für jeden Tag, bem fie bin- und wieder zurüdreijen, bei 

freier Koft für ih und ihre Knechte, auch Zutter für die Pferbe, 16 BL, ohne dieſe 
aber 40 Hi. beiragen, Dagegen aber alle weiteren Fuhrkoſten⸗- Rechnungen gänzlich 
ausſchließen. 

Sind bie Executoren an bem exequirten Orte nicht perſönlich zugegen, fo ſtehet 
ihnen niemals eine Defrayirung noch Bezahlung dafür zu, und müſſen fie ſich dann 
mit ber täglichen Gebühr von 16 EI. begnügen. 

Ueberhaupt werben ſie biemit. ernitlich erinnert, fi) jeber übermäßigen Gebühren» 
Zorberung zu enthalten, wogegen es ihnen allemal frei ftehet, fomohl ihre orbnungs- 
mäßigen, bereits verfallenen Gebühren einzucafliren, als auch das, von ihnen für bie 
ihnen unfranlirt zugefandten Quittungen und Dilations » Scheine verlegte Porto son 
bem Abfenber gelegentlich wieberzuforbern. 

$. 10, So mie es überhaupt in allen Puncten, worin in gegenwärtiger In⸗ 
ſtruction keine abweichenden Beſtimmungen getroffen ſind, bei den Vorſchriften der dem 
Landes⸗Vergleiche von 1755 annectirten Executions⸗Ordnung lediglich das Bewenden 
behält, fo gilt Dies. auch namentlich von ben, in den 88. 8. und 9. derſelben ben 
Executanten angemwiefenen Gebühren. 

$. 11. Sollten übrigens Fälle vorfommen, für beren Beurtheilung und Ent⸗ 
ſcheidung Die in vorgedachter Erecutiond - Drdnung und gegenwärtiger GErläuterungs- 
Inſtruction enthaltenen Beſtimmungen nicht ausreichen, oder auch bie, aus ben Groß. 
berzoglichen Garnifonen zu requirirenden militairijhen Erecutanten nicht prompt ver» 
abfolget werben, fo haben bie Ranbes-Erecutoren jedesmal fofort deutlichen Bericht 
an ben Engern Ausſchuß zu erftatten, Damit biefer fe mit näherer Inſtruction vers 
feben, ober, wegen Bejeitigung ber eingetretenen Hinderniffe, die behufigen Verfügungen 
böhern Orks veranlaffen Tann. 


1650. Erzecutiou der Pacht von — Hauswirthen. 
11. Dec. 1830, 

Nach Aufhebung ber . früheren ſoldariſchen Verbindlichleit der Hauswirthe und 
nach eingetretener Separation der Dorffelbmarten in ben Großherzog. Domainen, 
it von deu Beamten bei ber. Execution, in Beireff ber rüdjländigen Pacht, auf ver- 
fihiebene, den Geſetzen, —— — * en nicht un malt 
verfahren. morben, 
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Deshalb wird hierdurch beſtimmt: daß 

1) wenn ganze Dorfſchaften — ſie mögen in Communion oder auf ſeparirten 
Hufen wirthſchaften — mit der Pacht in Rückſtand gerathen find, die Verwarnung 
auch an das ganze Dorf zu richten ift und Dauswirthe bes Zweds im Schulzenhauſe 
som Lanbdreiter zufammen zu rufen find, wofür biefer 16 Kl. Ngubr. erhält 

2) Zwange-Erecution, an ſich fhon geſez⸗ und zwedwibrig in Schuldſachen, 
ber rüdfländigen Pacht wegen nicht zu verfügen, mithin — in Gemäßheit der, zur 
Abftellung der Mißbräuche bei Erecutionen, unterm 16. Nov. 1769 erlaffenen Ver⸗ 
ordnung — nah fruchtloſem Ablauf ber Berwaraungefrift fofort zur Abpfänbung 
zu fihreiten iſt und 

3) für bie Abpfänbung, da fie auf jebem einjelnen Hof geſchehen muß, ohne 
Unterſchied, ob Hauswirthe in Communion oder ſeparirt wirthſchaften, von jedem 
Hauswirthe 8 ßl. NZmbr. zu erlegen find. 

Sämmtliche Großperzoglide Beamte haben ſich hlernach aufs Genauefte zu 
— Schwerin, ben 11. Dee. 1830. 

Großherzoglich Medienburgifche Kammer. 


1660, Execution rüdftäudiger Erleguiffe der Dorfichaften. 
27. April 1833. 

Die Beamte zu N. N. hätten willen müflen, daß nach befannter Verorkuung 
Zwangs⸗ Ererutionen auf rückſtändige Erlegniſſe der Dorfiaften überall nicht ſtatt 
finden bürfen, daß vielmehr nach frudtlofer Verwarnung fofort zum. osbentlihen An 
griffe ber beweglihen Habe zu ſchreiten, und Daß dazu der Amts“ Lanbreuter gu ad⸗ 
bibiven ift; keineswegs aber ihnen die Befugnif . zufteht, mit eigenmädtiger Ber- 
laſſung Des geſetz⸗ und regelmäßigen Weges Militair Dazu gu .vermenden, unb 
biefem eine fo übermäßige, als unerlaubte Gebühr zuzutheilen, wie fie dies bei ber 
Dorfibaft N. N. gethan haben; fie hätten hierin nicht frühere Weifungen unbeachtet 
laſſen follen, Mit geringer Ueberlegung hätte endlich ihnen nicht entgehen können, 
dag die Militairifche Erpreifung einer großen Gebühren-Gumme nur bies Gelb ber 
Amts⸗Caſſe entwende unb die Debenten um jo mehr ſchwmäche. 

Demnach erfceint ihr Berfahren gegen die Dorfſchaft R. NR. fo rigenmädhtig 
und unüberlegt, ala orbnungswidrig, uud ba fie in ihren lebten betreffenden Bor« 
trage nichts zu deſſen Rechtfertigung beigebracht, fo wird: nicht mur ihnen daſſelbe 
ernftlich hierdurch verwieſen, und bei harter Strafe für alle Bälle unterfagt, fonbern 
Beamte bleiben auch jchuldig ber Dorfſchaft, den unrechimäßigen Theil ber Erecutiong- 
Gebühren zu erftatten. 

Erlaubt wird nach klarer a der ame — nur 

für die Verwarnung. : 3 16 ft. 

für höchſtens 7 Tage Erecution : . 4 Rhle, 32 Sl. 

für die Abpfändung ebenfalls von jebem Debenten 8 öl. . A Rthlr. 8 ßl. 

Summa 9 Rthlr. 8 fi. 

und wie fie alfo das Uebrige den Hauswirthen erfegt, Davon wird ihre Anzeige Binnen 

14 Tagen gewärtigt, die eventuelle Abfindung des betheiligten Lanbreiters vor- 
behältlich. 

Schwerin, den 27. April 1833. 

Großherzoglich Mecklenburgiſche Kammer. 


1661. Beitreibung der Gebühren für die Erecution der außer⸗ 
ordeutlichen Randesftenern. 15. Auguft 1836. 

Srieberid granz w. Zur Ergänzung Unferer Erecutions-Orbnung vom 31. 
März 18727, für die Beitreibung ber rückſtüͤndigen außerorbentlichen Landesſteuer, ver⸗ 
ordnen Wir, in Uebereinſtimmung mit Unſern getreuen Ständen, hiemit Folgendes: 

Für den Fall, daß nad erfolgtem Einſchreiten des Execators zwar bie rültſtän⸗ 

dige Steuer, nicht aber bie Iutimalions⸗ und Exeeutions⸗ Gebühr betichtigt 

wird, iſt der Executor, wenn er ber Landesſteuer⸗Direction bie Weigerung bes 
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Debenten berichtet, von dieſer dahin zu inſtruiren, den Debenten wegen der ge— 
nannten Gebühr ouf 14 Tage, unter Wahrnahme von 12 ßl. Gebühr und 
2 Bl. für den Stempel, dahin zu verwarnen, Daß er nach Ablauf dieſer Frift 
perſönlich zur Abpfändung auf ben Betrag ber Schuld und der Koften, nad 
fruchtlos verftrichener viermöchentliher Reluitiongfrift aber zum Berfauf Des 
Pfandes fihreiten, von dem Erlöſe feine fälligen und die weiter entflanbenen 
Gebühren und Koften, inclusive ber Neifefoften und Diäten, wahrnehmen werbe, 
und demnächſt bei nicht erfolgender Zahlung nad Ablauf der, Verwarnungs⸗ 
frift der Androhung gemäß gu verfahren. 

Urkundlid unter Unferm on und Inſiegel. Gegeben durch Unſere Re- 

gierung, Schwerin, den 15. Auguſt 183 
de Franz. 


1662. Execution der Erkenntniſſe bei Einlegung von Nechts⸗ 
mitteln. 11. März 1837. 

Paul Friederich ꝛc. Für Die im gerichtlichen Verfahren vorkommenden Fälle, 
in welchen einer der ftreitenden Theile, mit Vorbehalt feiner weitern Rechtsvertheidi— 
gung, 90 rläufig zur Zahlung oder zu fonftiger Leiftung verurtheilt wird — auch 
Dem gegen ein ſolches Erfenntnig etwa eingewandten Rechtsmittel der Suspenſiv— 
Effert gefeßlich zu verfagen ift — haben Wir anftatt ber $$. 384, Nro. 10 und 
386 bes Iandesgrundgefeglichen Erbvergleiche von 1755 und beren in ber Ober-Appel- 
lationg = Gerichts - Ordnung vom 1. Julius 1818 $. 41, Nr. 9 und $. 42 vorge- 
fchriebenen Anwendung eine anderweitige nähere Beftimmung nothiwendig erachtet und 
verorbnen ſonach, im Einverfländniffe mit Unfern getreuen Ständen: 

1) Der zu folder Zahlung oder Leiftung vorläufig Verurtheilte hat Diefelbe auf 
Berlangen bed Gegners, aud) ohne eine von dieſem zu beftellende Caution zum 
gerichtliden Depofitum zu beichaffen. 

Sn einem ſolchen Falle ftehen Die gegenfeitigen Keiftungen an Zinfen, Schä- 
ben und Koſten zum demnächſtigen Erfenntniffe in der Hauptſache. 

2) Wird Dagegen von dem einftweilen Berechtigten die Erhebung bes ihm vor— 
läufig Zuerlannten begehrt, fo muß Diejer auf Berlangen bes vorläufig Ber- 
pflichteten zuvor eine rechtsgenügliche Caution de eventualiter restituendo 
cum omni causa auf ein gerichtlich zu beſtimmendes Ultimatum durch von 
ihm barzulegende ausreichende Realficherheit beftellen. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 11. März 1837, 
Paul Friederich. 
Verordnung, 


al die Anmenbung der 88. 384, 
Nro. 10 und 386 des landesgrundges 
feslichen Erbvergleichs. 


1663. Requiſition de8 Kammer: Erecutors durch die Beamten. 
9. Dechr. 1837. 

Beamte mögen in Zukunft in ben Fällen, wo ihnen bie Beitreibung ber Parht- 
erlegniffe von Döfen und Mühlen durch den Gammer:Ererutor nothwendig oder räth- 
lich erjcheint, biefen unmittelbar und ohne — ſpecielle Autoriſation Groß⸗ 
herzogl. Kammer requiriren. Schwerin, den 9. Dec. 1837. 


Großherzoglich Mecklenburgiſche Kammer. 
An die Beamte zu Güſtrow. hherzoglich giſch 


1664. Aufhebung des Executionszwangs des Schweriner Armen: 
Gollegiums. 1. Oct. 1838. 

Auf Antrag des Armen-Eollegit biefelbft ift der demfelben in dem Publicando 
vom 18. Mai 1824 beigelegte unmittelbare Erecutionszwang binftchtlich der in Rück— 
ftand gebliebenen Beiträge zur Armencaſſe wieder aufgehoben, und ftatt beffen ber 
biefige Magiftrat autorifirt und angewiefen worden, biefe Rüdftände in eben ber Art, 
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als die Stadtabgaben von ihm wahrgenommen werden, mithin ohne Unterſchied des 
Gerichtsſtandes der Schuldner executiviſch beizutreiben. 
Schwerin, am 1. October 1838. 


Aus Großherzog. Medienburgifcher Landes⸗Regierung. 


2665. Bon der Erecntion gegen Beamte auf Amtohandlungen. 
13. Sul. 1839. 


Wenn bie Ererution wegen Feiner zu bezahlenden Gelbfhuld, worauf die In⸗ 
ftruction vom 11. Det. 1811 allein geht, fondern wegen eines andern vorzuneh⸗ 
menden Geſchäfts, wohin aud Die von den Beamten vorzunehmende Einfordernng unb 
Einfendung ber von den Amts-Eingeſeſſenen zu bezahlenden Gelber gehört, verfügt 
und dem Cammer-Ererutor Bruſch aufgetragen worden, fo ift: 

1) bie Berwarnung in berfelben Art, mie bei der Schulb= Ererution, nad) der 
Inſtruction vom 17. Det. 1811 vorzunehmen und bie 14tägige Verwarnungsfrift 
nur auf befondere und ausdrüdlihe Beſtimmung der beauftragenden Behörde abzu- 
fürzen. 

2) Die Zwangs-Execution nad) fruchtlos abgelaufener Verwarnungsfrift gleich- 
falls fchriftlich einzulegen und bie gewöhnliche Erecutions- Gebühr, A Tag 24 ßl. 
NZwdr, von 8 zu 8 Tagen durch Poftverlag fo lange wahrzunehmen, bis entweder 
ber Aufgabe genügt, oder auf feinen, fowohl bei ber Einlegung, als nad Ablauf von 
14 Tagen an bie beauftragende Behörde zu erftattenden Bericht, ein Anderes verfügt 
worden, bis wohin aud das Fortlaufen ber Ererutions- Gebühr nach dem Ablaufe 
der erfin A Wochen allemal fiftirt bleibt. 

3) Wird von der beauftragenden Behörbe Die Verboppelung ber Erecutions- 
Gebühr verfügt, fo muß foldhe erhöhete Zwangs-Execution bei MWahrnahme ber bis 
dahin fortlaufenden einfachen Erecutiond» Gebühr gleichfalls fehriftlich eingelegt und 
Dabei Übrigens ebenfo, wie bei ber einfachen Erecutiong» Gebühr verfahren werben; 
boch fol bie verdoppelte Executions⸗Gevühr nicht länger ale 14 Tage fortlaufen. 

4) Wird aber von berfelben Die Vornahme des Geſchäfts, oder bie Einholung 
bes Gegenftandes durch einen Commifjarius, oder ben Erecutor felbft verfügt, fo muß 
letzterer im erften Falle fich aller weitern Ererutions-Handlungen enthalten, im letztern 
Galle aber ſich nach näherer Beitimmung bes ihm ertheilten Auftrags perſönlich dahin 
begeben und bas Erforderliche ungefäumt ausrichten, auch für foldhe Ausrichtung außer 
ben Reife» und Defrairungsfoften eine Gebühr von 2 Rthlr. NZwbr. für den Tag 
von Exequendo unmittelbar wahrnehmen, eventualiter zu deren Beitreibung fo- 
fort zur Abpfändung und demnächſtigen Verkauf der abgepfändeten Gegenftände nad 
Maaßgabe der Inftruction vom 17, Det. 1811 ſchreiten. 

Die Verwarnungs» und Erecutiongfriften Tönnen allemal nur von dem erflen 
Tage nad Ankunft der Poft, mit welder bas VBerwarnungsfchreiben abgefandt worten, 
an, und bis zu bem Zage bes Abgangs ber Poft, mit welcher bie Befolgung ber 
Aufgabe abgehen Tönnen, ober wirklich abgegangen, Iaufen und berechnet werden. 

Wenn aber die Frift von dem Abgange ber nächſten Poft, mit welcher bie Be- 
folgung nur geſchehen können, abläuft, fo wird bie Zwifchenzeit nicht mitgerechnet. 

Der — hat ih hiernach zu richten, und in zweifelhaften Fällen vorher anzu⸗ 
fragen. Schwerin, ben 15. Juli 1839, 

Großherzoglich Mecklenburgiſche Kammer. 
An den Kammer⸗Executor Bruſch. hherzoglich she 
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K. Actenverſchickung. 


1666. Sinftruction der Extranei ralione ſormalium. 30. Oct. 1749. 


— — daß, ob Wir zwar nie gemeint gewefen, in ber Hauptſache entfcheibenbe 
Maße zu geben, hingegen ſolche alldort ihren völligen Lauf laſſen, dennoch darin von 
Euch zu wenig gefchehen fei, bag ihr den Extraneis nicht fattfamen Bericht und 
Unterrit ratione formalium und styli eures Gerichts in actıs mit überfandt habt. 
Dahero von euch beffer gethan wäre, wenn ihr Die Urthel, Die einen fichtbaren Fehler 
ratione styli an ſich gehabt, überall nicht hättet publiciren und alfo fo gefchwind 
sententiam contra sententiam ergehen laſſen. Ihr werbet’s alfo in Zukunft zur 
Vermeidung alles Übelſtandes im Gericht zu beobachten wiffen. Schwerin, ben 30. 
Drtober 1749, 

An das Hof: und Landgericht. 


1667. Bon Actenverſchickung in causis summariis. 10. Sept. 1778. 


Unfern ꝛc. Ihr erinnert euch eurer unterthänigften Vorftelung, melde ihr wider 
Unfere Zuftizcanzlei zu Gunften bes Grafen von Schmeitan zu Langenoels in Sachen 
feiner gegen den wailand Major von Schwark im Puncte benegirter Verſchickung ber 
Acten sub dato ben 24. Juni a. c. bei Unferer Regierung übergeben babet. Auch 
wird euch unvergeſſen fein, weſſen ihr babevor ſchon auf andere eure Anträge bes 
nämlichen Betrefs ber transınissionis actorum, theild mediante rescripto vom 
6. Mart. 1776 ad aeta ber Gerdſenſchen Erben etra die Obriſtin von Lowtzow 
ſeid bedeutet worden, und was nachhin noch bei einer neuern Gelegenheit Wir euch 
zu Gemüthe geführet haben, daß ihr nemlich fichtbarlich wider euer und eurer Brüder 
eignes Intereſſe handeltet, wenn ihr euch zu einer folgen Berwendung mollet ver- 
leiten laffen, daß ber $. 399 des LXanbes- Vergleichs in Betreff der barin genera- 
liter erwähnten VBerfhidung ber Acten über Abfiht und Gebühr auf die ausge- 
dehnteſte Weife erfläret und damit zugleich alle befondere ältere, auf ſchnelles Recht 
in causis summariis gerichtete "fo heilfame als wohlthätige gefehliche Verordnungen 
unterbrüdet ober gänzlich vernichtet werden mögten, als auf welde beide Meseripta 
ihr daher ausdrücklich hiemit zurückgewieſen fein ſollet. Inſonderheit aber den gegen- 
wärtigen fperiellen Graf Schmettanfchen Tall nunmehr anbelangend, communiciren 
Wir euch nicht allein die auf eure gleich Eingangs erwähnte Borftellung und Die da⸗ 
neben eingegangenen Bejchwerbeführungen bes ebengebadhten Grafen von Schmettau 
abgeftatteten zweien Berichte Unferer Zuftizcanzlei sub dato ben 30. Juni und Aug. 
a. e., fondern überbem auch noch einen britten Bericht berfelben, in welchem unter 
dem Rubro: Unterthänigfter Vortrag, die Arten» Berfendung betreffend, die ganze 
Gtreitfrage umftändlih abgehandelt, dabei aud) ber Ungrund der Querelen pro ob- 
tiınenda transmissione acloram in den Casibus quaest. gewiefen ift, und fo 
find Wir durch ſolches Alles und weniger auch nicht durch bie gleihförmigen Grund- 
fäße und den nämlichen Gerichtsgebraud bei Unferer Auftizcanzlei zu Noftod, wovon 
ihr ebenmäßig zu eurer Belehrung zween Berichte hiebei abſchriftlich empfanget, 
rechtlich bewogen worden, an ben mehrbenannten Querulanten Grafen von Schmettau 
basjenige Responsum zu erkennen, beffen Inhalt ihr aus ber beilommenden ſechs⸗ 
ten und letzten Beifuge zu erfehen babet. 

Wir zweifeln keinesweges, wasmaaßen bei einer unpartheiifchen Prüfung ber 
Sache auch ihr felber nunmehr Meberzeugung bei euch fühlen werdet, daß ihr in dem 
quaest. Stück irrig und fuglos queruliret habet, und jo mögen Wir euch nicht 
bergen, daß Wir fchlechterdings ber Rechtsbegründeten Willensmeinung bebarren, 
Unfere Landesgerichte im Punct der mehrbefagten transmissionis actorum in ber 
Ausübung eines gefegmäßigen alten, dur neuere Anordnungen nicht verbrängten, 
fondern ſich allenthalben noch fehr heilfam bebauptenden Gerichtsgebrauchs nicht zu 
flören, noch je flören zu laffen. Wornach ꝛc. Schwerin, ben 19, Sept. 1778, 

An den Engern Ausfchuß in Roſtock. 
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1668. Gemeiner Beſcheid wegen der Aectenverſchickung. 
27. April 1804. 

Es ift vom Herzoglichen Hof- und Landgericht nothwendig erachtet worden, 
folgende Puncte, in Anfehung der Verfendung der Arten zum auswärtigen Rechts⸗ 
fpruch, zur Erinnerung und Nachachtung befannt zu maden: 

1) Es wird in Zufunft bei Dem Gemeinen-Befcheide vom 10. Juli 1722, in Ge⸗ 
mäßheit beffen bioß auf die jedesmaligen legten Einreden gegen bie Acabemien 
zu reflectiren, wiewohl mit Ausnahme derer, wo vordem gefprocden, fein Be⸗ 
menden behalten. 

2) Da die bei Erkennung ber Berfendung ergehenben Befehle, Die poenam re- 
spective paratissimae executionis et finalem praeclusionis enthalten; 
fo wirb binführo, nach abgelaufener Friſt und nicht erfolgter Parition, auf 
gegenfeitigen Anruf, fo viel bie Verſchickungskoſten betrifft, fofort Die Hülfsvoll⸗ 
firedung auf das Quantum berfelben, und auf bie Koften des Anrufs cum 
annexıs erfannt, jo viel Bingegen Die Einreden gegen die Academien anlangt 
wird, purificato praejudicio, mit Verfendung der Acten verfahren werden. 

Dahingegen aber wird zugleich hinführo in ben Verſendungs-Befehlen, ftatt 
ber bisherigen 1Atägigen Frift, ein Termin von drei Wochen vorgefhrieben werben. 

3) Die etwanigen Bitten, um Berfendung der Acten, find in Zukunft unbebingt im, 
Rotulationdtermine beizubringen, und wirb Deshalb auf ein, In Diefem Zermine, 
ohne befcheinigte erhebliche Gründe, angebrachtes Geſuch um Frift zur Erklärung 
über die Berfentung der Acten nicht attendirt, vielmehr auf Die demnächſt annoch 
eingehenden Berfendungsbitten, in Gemäßheit älterer Gemeinen -Befcheide ver⸗ 
fahren werben. 

Es haben demnach bie Procuratoren und Advocaten hinführo zur gehörigen Zeit 
von ihren Partheien Inſtruction über Die Acten-Berfendung einzuholen. Publicatum 
Güſtrow, am Schluffe des Rechtstages nad Quasimodogeniti 1804, ben 27, April. 


1669. Bon den durch das Preußiſche gehenden Aetenverfchidtungen. 
3. April I810. 

Srieberih Franz sc. Unfern ꝛc. Nachdem von Seiten bes Königl. Preuß. 
Minifterii der Durdgang ber mit Arten an die Facultäten verfanbt werbenden 
Canzlei⸗Boten burd bie Preuß. Staaten, ale ber Königl. Poftordnung zuwider, an⸗ 
gezeiget und um Abſtellung biefes Transports gebeten worden; ift auf dieſerhalb ge- 
führte Correspondenz Das abſchriftlich hiebeigefhloffene Schreiben des Königl. Preuß. 
Geheimen Staates Minifterd von der Golz zu Berlin eingegangen, und habt ihr in 
deſſen Gemäßheit die mit Arten abzufenbenden Boten, wenn fie ihre Tour durch bie 
Könige. Preuß. Lande nehmen, mit Päffen und Requifitiond- Schreiben gehörig zu 
verſehen. Wornach ıc., und Wir ꝛc. Gegeben ır. Schwerin, den 5. April 1810. 


Friederich Franz. 
An bie drei Landesgerichte separatim. 


41670. Actenverſchickung in causis liquidis et summariis. 
8. Septbr. 1812. 

Sriederih Franz ꝛc. Unfern ꝛc. Wir ertheilen euch, auf eure Anfrage vom 
31. v. M., im Betreff ber unbedingten Befugniß der Parteien zur Begehrung ber 
Actenverſchickung, hiedurch zum Beſcheide: bag ın causis liquidis et summarlis 
keine Verſchickung der Arten zuzulaffen if. Wornach ꝛc. Und Wir verbleiben ıc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 8. September 1812, 
An da8 Amtsgericht zu Dargun. 


21671. Borzugsweife Verſchickung der Acten an die Landes⸗ 
Univerfität. 13. Nov. 1815. 


Unfern ꝛc. Da nad ber Lanbesherrlihen Verorbnung vom 11. Sept. 1762 
alle drei Zanbesgerichte in vorkommenden Fällen bie Arten bis auf rechtliche Aus- 
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nahme zum Rechtsſpruch an die inländiſche Juriſtenfacultät ſenden ſollen, dieſes Pri- 
vilegium der vormaligen Bützowſchen Univerſität auch ausdrücklich auf die Roſtockſche, 
Inhalts des neueſten Roſtocker Erbvertrages vom Jahre 1788, $. 185, 1. übertragen 
worden ift; fu wollen Wir euren Bericht Darüber zu Unferer Regierung gewärtigen : 
ob und aus welchen Gründen jene Anweiſung, welche von Unfern beiden anderu Lan⸗ 
besgerichten bis biefen Augenblid befolgt wird, von eurem Collegio, foviel Uns 
befannt geworben, bis jetzt nicht beobachtet it? Und habet ihr für bie Zufunft es 
baran bis auf rechtlihe Gründe einer Ausnahme nicht ermangeln zu laſſen. Wo— 
nad ꝛc. Schwerin, ben 13. Novbr. 1815. 

An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1672. Rüdfichten bei Verſchickung der Acten nah Noftod. 
20. Febr. 1816. 


Unfern rc. Wir laſſen euch biemit gnädigft unverhalten fein, daß es, wegen 
Berihidung der Acten an Unfere inländifhe Academie, eures Bortrages vom 
30. v. M. obngeachtet, bei Unferen Ranbesherrlichen Verorbnungen und bei Unferm 
Refeript vom 13, Noobr. v. J. an Unfere Juſtizcanzlei fein Bewenden behalten 
muß, und werden fi) eure, font wohl Beachtung verbienende Bedenken, wegen Da= 
durch unmöglich werbdender Geheimhaltung der requirirten Facultät, und wegen Des 
möglichen Vorwurfs einiger Partheilichkeit in Sachen, welde Unfer Intereſſe mehr 
ober minder betreffen, dadurch völlig verlieren, daß euch allemal ein billiges Ermeffen 
und befonderes Erwägen ber obmwaltenden Umftänte und Verhältniffe unbenommen 
bleist, mithin Die Verfendung ber Acten nah Roſtock nicht abſolut ohne Ausnahme, 
fonbern nur bis auf rechtliche Gründe einer Ausnahme verordnet if, Wir ıc, Ge— 
geben ıc, Schwerin, ben 20, Gebr. 1816, 

An den Sanzleis:Director von Bülow. 


2673. Aetenverſchickung bei eigener Sand und Siegel des Bes 
Elagten. 17. April 1818. 


— — Die von eud) in eurem Beriht vom 7, d. M. über die Beſchwerde ber 
von Lützow-Eickhöfer Curatel in cansa berfelben, Bellagten, wider die vermwittwete 
Dittmann, Klägerin, peto. Zinfen, angezogene Proceßorbnungen feßen allerdings bes 
Beklagten eigene Hand und Siegel voraus, wovon beglaubte Hanbfchriften — 
wegen ber Möglichkeit einer fpäteren Zurüdgabe oder Zernicdhtung bes Driginale, 
einer Abweichung oder Fälſchung ber Abſchrift — allemal weſentlich verfchieden 
bleiben. Da es nun aber in der vorgebachten Sache an dem vorausgefehten Daſein 
ber Originalurfunde wirklich fehlt, mithin ber Klägerin Intention Durch des Schuldners 
Hand und Siegel gefeßlich wirklich nicht alsbald beſcheinigt ift, fo habt ihr nad 
Vorſchrift bes Landesvergleichs $. 399 euch nicht zu entziehen, zur Ab— 
faffung eines rechtlichen Erkenntniſſes auf ber Beklagten Verlangen die Acten nad 
deren vorgängiger Rotulation ad extraneos zu verſchicken. 

Schwerin, den 17. April 1818. 

An die Juſtiz-Canzlei zu Roſtock. 


1674. Bon der Aetenverſchickung bei eintretendem landesherrlichen 
Intereſſe. 31. März 1825. 


Friederich Franz ac. Nach vorgängiger verfaffungsmäßigen Berathung mit 
Unſern getreuen Ständen verordnen Wir hiemit: 

1) Bei der jetzigen Verfaſſung Unſerer Juſtiz⸗Canzleien ſoll die im 8. 399 bes 
Iandesgrundgefehlichen Erbvergleihs in den Fällen, wo Unfer Intereſſe eintritt, vor⸗ 
gejchriebene Berfendung ber Acten ex oflicio fünftig nicht weiter ſtatt finden. 

2) Die Berichidung der Arten in dergleihen Sachen tft jedoch nit gänzlich 
ausgefchloffen, fondern muß auf Antrag des einen ober andern Theile zugelafien 
werben, 
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3) In einem folchen Falle fol von jedem Theile bie Hälfte ber Berfihidungs- 
Koften vorfhüffig beigebracht, und von dem fachfälligen Theile, wenn er in bie Pro⸗ 
seßfoften verurtheilt wird, wieder erftattet werden. 

Wir haben obige Berordnung nicht nur geſammten Yuftiz- Ganzleien als Norm 
ihres Tünftigen Verfahrens zugeben laffen, fondern auch die Bekanntmachung durch 
Das officielle Wochenblatt zu jedermann“ Nachricht und Nachachtung verfüget. Ur- 
kundlich unter Unſerm Dandzeichen und Inſiegel. Gegeben sc. Schwerin, ben 31, 


Mär; 1825. 
Friedrich Franz, 


1675. Crläuterung der vorftchenden Verordnung. 13. Dec. 1825. 
Sriederih Franz sc. Auf eure unterthänigfte Anfrage vom 8 d. M., be= 
treffend bie Deutung Unjerer Verordnung vom 31. März 1825 wegen Aufhebung 
der in $. 399 bes landesgrundgeſetzlichen Erb-Vergleichs in ben Fällen, wo Unfer 
Intereſſe eintritt, vorgefchriebenen Actenverſendung ex ofhcio, geben Wir euch 
hiedurch zur NRefolution: daß vorbenannte Unfere Berorbnung lediglih von Civil— 
Sachen zu interpretiren if. Wornach ꝛc. Schwerin, den 13. December 1825. 


"1676. Actenverſchickung auf Antrag armer Partheien. 
26. Mai 1832. 

Friederich Franz ıc. Nach vorgemwefenem rathfamen Bedenken Unferer ge⸗ 
treuen Stände wirb allen betreffenden Behörden zu ihrer Nachachtung hiemit ange- 
füget: daß bie ArmensPartheien ohne bejondere Gründe, — deren Beurtheilung 
eventualiter dem competirenden Ober⸗-Gerichte überlaffen bleibt, — künftighin nicht 
berechtigt fein follen, in erfter Inſtanz auf Acten-Verſendung auf Koften der Gerichte 
Caſſen anzutragen. 

Wonach ꝛc. Grgeben se. Schwerin, ben 26. Mat 1832. 

Friederich Franz 


2, Concursrecht und Concursproceß. 


1677. Der actor communis darf nicht zugleich Anwalt einzelner 
Gläubiger fein. 2. Jan. 1770. 

Friederich sc. Unfern ꝛc. Veſte sc. Wir haben zwar auf euren unterthäs 
nigften Bericht ad acta convocalionis des Hptm. v. b. Kühe zu Thelkow in ber 
abſchriftlich beiliegenden Maaße Unferm Oberamtmann Brandt Beſcheid ertheilet, 
mögen euch jedoch bey Remittirung des adjuncti enres Berichts nicht bergen, daß 
befien Gründe, noch vom flärferm Gewicht fodann ſeyn würden, wenn es fich anges 
gebener Maaßen würklich alfo verhält, daß der Dr. Brandenburg, mwelder jet com- 
munem mandatarıum ereditorum vorftellet, zugleih aud dem communi de- 
bitori beyräthig ift, als auf melden Umftand ihr Fünftighin immer genau zu vis 
giliren und dadurch allen gefliffentlichen Protraftionen vorzubeugen habt. 

Merklich ift es Überhaupt, baß die Doctores Strauel, Engelfen und Wienfe es 
mit den Sentiments unfers Oberamtmanne Brandt halten, und follte es nun würk⸗ 
ih an dem feyn, daß ber Doctor Brandenburg die Sache bes communis debi- 
toris mit betriebe, fo if es wohl zu befürdten, daß dies Debitweſen fih in ein 
langes Gewirre hineinziehe. Diefe Confiderationes habet ihr in ber Folge nicht aus 
ben Augen zu laffen und es insgemein nicht zu geflatten, ba, wie es eine Zeitlang 
bei Unfern Gerichten wohl ift conniviret worden, ber actor communis aud die 
Privat- Procefle einiger ereditorum, tie er vorher geführet, nebenher fortfegen 
bürfe, fonbern fo if vielmehr ein jeder Advocat fihuldig, fobald er zum actore com- 
mani in einem Concurſe beitellet wird, bie Sachen der erediterum bei fothanem 
nämlidhen Concurs fahren zu laffen, unb Diejenigen Advocaten bem Gerichte namhaft 
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zu machen, an welche er ſolche Particular⸗Proceſſe wieder übertragen hat; Geſtalten 
denn bey ber vermiſchten Betreibung ber communium unb ber particularium 
nichts als Aufenthalt und Verſäumniß in dem einen oder andern entftehen Tann, und 
öfter au ob diversum interesse Berwidel- und Verwirrung erwahfen muß. 
Wornach ıc.; und Wir sc. Datum ı. Schwerin, ben 2. Januar 1770, 

An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Roſtock. 


1078. Wohnort des actor communis. 14. April 1770. 

Srieberih 2. Unfern 20. Unter bie Uns höchſt miffäligen Einleitungen, 
woburd die armen Öläubiger bei Concurs⸗- und Debitſachen um das Wenige von 
bem Ihrigen, welches fie dem Debitori noch mit Mühe entriffen haben, öfters völlig 
gebracht werben, gehört auch das Betragen ber Actorum Communium, bie zum 
Theil, wie Wir mit Erftaunen bemerkt haben, für ihre Perfon ber Massae bono- 
ram jährlich weit über 1000 Rthlr. Koften und noch größern Aufwand verurfachen, 
wenn fie von dem loco des forı concursus entfernt leben. Nun laffen Wir wegen 
ihrer übertriebenen Koftenrechnungen es zwar zur Zeit noch dabei bewenden, daß Wir 
euch ein pflichtmäßiges ftrenges Einfehen ex officio hiedurd empfehlen. In An- 
fehung bes Domicilii eines Actoris Commmunis aber ordnen Wir biemit, daß 
fortan nie ein andrer Actor Communis angenommen werben foll, als der in loco 
des fori concursus wohne. Wornach ihr, gleich ben übrigen Unferer Zandes- 
gerihte, euch in Zukunft zu achten habt. An dem 2. Datum 3. Schwerin, ben 
14. April 1770, 

Sriederid, 


An die drei Landesgerichte. 


1679. Borfchriften wegen der cura bonorum. 26. Zun. 1773. 


Srieberih ı. Wir befehlen euch hiemit gnäbigft: 

1) Daß die cura eines in Concurs befangenen Gutes unter feinem erbenflichen 
Vorwand einem Advocaten übertragen werben fol, insbefondere auch dann nicht, 
wenn es gleich durch eine Pluralität der creditorum und ihrer Anwälde, und unter 
bem Prütert ber Anfäfligkeit bes Advocaten mit unbeweglichen Gütern im Lande, 
befchloffen würde. 

2) Daß unter dem Vorwande, als ob Fein curator von nötben, das Gut nicht 
ohne curam gelaffen, fondern felbiges Orbnungsmäßig der curae eines qualiflcirten 
Wirthſchafts-Verſtändigen anvertraut werden folle. 

3) Daß bie Oeneralbenollmächtigten Anmwälde ber creditorum bei Concurſen, 
bei den wichtigften Veränderungen, mit dem zum Concurs gediehenen Guthe vorzu- 
nehmenden Verpachtungen, Berechnungen und überhaupt bei allen Handlungen, Die ent- 
weder Die massaın honorum merklich vermindern oder gar in Gefahr fehen, unbe- 
fragt ihrer Principalen nicht votiren und befchließen, noch remissiones an ber Pacht 
ertheilen, weniger Präfente und Schenkungen machen, fonbern in allen ſolchen und 
denenfelben ähnlichen Fällen nicht anders, ale mit Vorwiſſen und Bewilligung ihrer 
Principalen und auf von ihnen erhaltene Mandata specialissima zu Werke gehen 
ſollen. An dem 20. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 26. Sun. 1773, 


1680. Wohnort des actor communis. 12. Sept. 1804. 

Sriederih Franz ze. Wohigelahrter ꝛc. Mit abfihriftliher Beiſchließung 
ber unterthänigiten Borftelung bes NAdvocaten Krüger zu Waren wider euch, pto. 
Erklärung ber Conftitution vom 14. April 1770 verhalten Wir euch hiemit gnädigſt 
nicht, daß die gedachte Eonftitution, wie aus dem Schluſſe berjelben beutlich hervor- 
gebet, zunächſt nur Unfern drei Zanbesgerichten zur Nachachtung vorgefchrieben, bin- 
gegen auf die Amts-, Guts⸗ umb Stadigerichte, fo viel ben Wohnort des gemein- 
ſamen Anwalds ber Gläubiger in Eoncursfällen anlangt, in der Regel eigentlih nicht 
anwendbar ſei. Wonach 16. Gegeben ıc. Schwerin, ben 12. September 1804, 
An das Stadtgericht zu Malchow. 
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1681. Bericht ad regimen vor Verpachtung von Coneursgütern. 
20. Jun. 1806. 


Srieberih Franz ıc. Unfern ıc. Wohlgeborne ıc, Da bei ber Verpach⸗ 
tung bes in Concurs gerathenen Lehngutes Vietow, Inhalts eures Berichts vom 
14. d. M. eine balbjährige Kündigung vorbehalten ift, und dazu jeht Fein Käufer 
fi angefunden hat; fo mag es für Diesmal bei Der gedachten Einleitung fein Bes 
wenden haben. Im Uebrigen aber werdet ihr auf das Landesherrliche Nefcript vom 
15. San. 1779 hiedurch zurüdgeführt und habt ihr demfelben gemäß hinführo ber- 
gleichen dem conftitutionsmäßigen Verkauf allemal nachtheilige Unternehmungen abfelten 
der crebitorifchen Gevollmädhtigten nicht wieder zu geftatten, am twenigften aber öffent» 
liche Ausbietungen zum Verpachten eigenmädhtig anzuordnen: Hingegen, wenn ein- 
mal ein Fall eintreten follte, woher ihr glaubet, daß eine Verpachtung unumgänglid 
nothwendig wird, bavon cum actıs an Unfere Regierung zu berichten, wo ihr fü= 
dann mit weiterer Unſerer Reſolution verfehen werden follet, Wornach 2r., und 
Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. Schmerin, den 20. Jun. 1806, 

An die Juſtiz-Canzlei zu Roftod, 


1682. Bericht über in Concurs geratbene Landgüter. 
26. Sept. 1806. 


Srieberih Franz 20. Unfern ıc. Euch wirb hiedurch ein- für allemal gnä= 
bigft aufgegeben: bei Einreichung ber Specificationen von den in Concurs gerathenen 
Gütern, zugleich anzuzeigen, wann che fle cediret, und mer zum Actor communis 
beftellet worden. Wir verbleiben ꝛ2c. Datum sc, Schwerin, ben 26. Sept. 1806. 
An bie drei Lanbeögerichte separatim. 


1683. Vorherige Anzeige von Verpachtung der Concurögüter. 
23. Juni 1809. 

Friederich Franz 20. Unfern 2. Wir geben euch auf euren Bericht vom 
geftrigen Dato, Die üffentlidhe Verpachtung der Güter Hohenfelde und Friederichs⸗ 
bagen betreffend, hiedurch zum gnädigſten Beſcheide: daß es zwar bei bem von euch 
anberahmten Pacht - Licitationd- Termin — mit dem bedingungsmäßigen Borbehalte 
einer jährlichen Auffündigung bes Pacht-Contracts, fein Bewenden behält, und Unfer 
Inhibitorium vom 17, d. M. hiedurch wieder aufgehoben fein fol. 

Jedoch habet ihr Fünftig vor Anfegung folcher Pacht-Licitations-Termine, davon 
mit beftimmter Angabe der Gründe und Einreihung ber Bedingungen bie Anzeige zu 
machen. Wornach ꝛc. Und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 23. Suuii 1809. 
An die Juſtiz-Ganzlei biefelbft. 


1684. Vertheilung auffommender Mafjeugelder wahrend des Con⸗ 
eurfes. 12. Sept. 1809. 

Friederich Franz 10» Unfern ꝛc. Die Bertheilung ber während ber Con⸗ 
curs⸗Proceſſe auffommenden Maffen- Gelder hat Unfre Landesherrliche Aufmerkjamfelt 
um fo mehr erreget, da Wir zu bemerken Gelegenheit gehabt haben, baß Unſere 
Lanbes= Gerichte biebei nicht nach völlig gleichen und durchgehends richtigen Grund» 
fägen verfahren. 

Es ift und bleibt eine ſowohl in ber Natur des Eoncurfes, als in ber Hof- 
gerichts- Ordnung Part. IH. tit. 45. $. Und wenn ber Schuldner ıc. begründete 
Negel, daß bie aufflommenden Eoncurd= Gelder nicht zinsbar belegt, fonbern unter 
die Bläubiger vertheilt werden müffen. So lange biefe Bertheilung baher ausführbar 
it, bleibt eine zinsbare Verleihung ganz unzuläſſig. Auch ſtehet es einem Gläubiger 
zu, einer ſolchen Vertheilung aus Dem Grunde des der Maſſe entgehenden Zinfen- 
Genuffes zu widerfprechen. Denn ber Conturs⸗Maſſe gebühren Eeine Zinfen von den⸗ 
jenigen Geldern, welche vertheilt werben können; fie bat daher in foldem Falle, wenn 
auch dem ausbezaplten noch nicht rein abgefunbenen Gläubiger bie Zinfen feines Per- 
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cepti bei der Final⸗Diſtribution angerechnet werden müſſen, auf ein Iuterusurium 
nie irgend eine Anſprache. 

Gelbft bei noch nicht rechtefräftig feſtſtehender Priorität müſſen bie eingehenden 
Concurs⸗Gelder vertheilt werden, und es ftehet, wenn folcherhalb unter ben Erebis 
toren feine gütliche Vereinbarung zu treffen ift, die beshalb nöthige Beſtimmung zu 
ben Pflichten des Fori concursus. Hiernach fann es 

1) fein Bedenken haben, an Diejenigen Gläubiger, welche augenſcheinlich und mit 
Anerfennnng aller möglichfterweife nur perceptionsfähigen Grebitoren die eriten find, 
unbedingt und ohne Cautionsleiſtung wegzahlen zu laffen. Denn es ift überall fein 
Grund abzufehen, warum bergleichen Gläubiger länger in nexu und Communion 
bleiben müßten. 

2) An diejenigen Ereditoren, welche nad einer fummarifchen Meberficht ber Mafie 
und gleihmäßigen Prüfung ber Priorität als bie erſten erfcheinen, Denen aber bie 
Priorität von andern beftritten wird, muß gegen genügende Caution de eventualiter 
restituendo cum omnı causa gezahlet werben. 

3) Können bie sub 2, erwähnten Gläubiger Feine foldhe Sicherheit beftellen, fo 
it ihr Antheil an den auffommenden Maffengeldern zinsbar zu belegen, unb even- 
tualiter für fie aufzubewahren. 

4) Mit dem folgenden Borratd muß weiter eben fo, als sub 1, 2, 3. ver⸗ 
fahren werben. 

5) Allemal aber find etwanige Möerſprüche jüngerer Gläubiger gegen bie Abbe- 
zahlung und Vertheilung felbft gar nicht, Widerfprühe aus dem Grunde beftriticner 
Priorität hingegen nur von ſolchen Ereditoren zu beachten, bei welchen eine Möglich“ 
Teit zur Perception zu fommen, und ein ntereffe zum Widerſpruch abjehbar ift. 

6) Endlich Fünnen und follen Wegzahlungen der Maffe an CErcditoren gegen 
zinsbare Verſchreibungen gar nicht Statt finden. 

Nach diefer Unfrer gnädigften Willensmeinung, welche ben beiden andern Landes— 
Gerichten sub hodierno gleichfalls zu erfennen gegeben tft, habet ihr euch Fünftig 
zu richten, und allen Dagegen etwa zu verfuchenden Einleitungen Fräftigft zu fleuern. 
Mir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 12. Septbr. 1809, 

Sriederih Franz. 
An bie drei Landesgerichte. 


1685. Zäbhrliche VBerzeichniffe der in Concurs gefallenen Land: 
güter. 2. Oct. 1810. 

Sriederih Franz ac. Unfern 2. Wir erinnern euch biemit gnädigſt: Die 
jährlihe Anzeige von ben, bei euerm Collegio in Concurs gerathenen Landgütern, 
nicht ſpäter als 14 Tage nad Michaelis jedesmal zu unferer Negierung einzureichen, 
unb verbleiben 10. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 2. October 1810, 

An die drei Landeögerichte scparatim. 


1686. Verbot der Vereinbarung über ein beftimmtes forum con- 
eursus. 6. Dct. 1810. 


Sriederih Franz x. Unfern 2. Wir haben bemerkt, baß in neuern Zeiten 
und bei den überhand nehmenden Koncurfen die ntereffenten ober beren Sachwälde 
fih zu allerhand unziemlichen Einleitungen befonders auch dahin verleiten laſſen, einen 
gebrängten Schuldner zu dem Verſprechen zu beflimmen, daß er feine etwanigen Ans 
träge wegen Abtretung der Güter oder fonftiger concursmäßiger Verfügungen bei einem 
oder andern Landesgerichte anbringen wolle. 

Nun find zwar dergleichen Verſprechungen an fi völlig unverbindlich, und ge⸗ 
reihen babei fo fehr zum Defpert der verorbneten Landesgerichte, dag Wir von 
Seiten ber Iehteren eine Beglinftigung berfelben nicht erwarten. Indeſſen fol euch 
aus befontern Gründen hiedurch aufgegeben fein, folchen vermefienen Einleitungen und 
abgebrungenen Verſprechen nie bie geringfte Wirkung beizulegen, vielmehr dieſelben, 
fobalb fie zu eurer Kenntniß kommen, allezeit ex oflicio ct cum indignatione 
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zurückzuweiſen, auch die Advocaten hiemit bekannt zu machen, denſelben dergleichen 
Einleitungen ein- für allemal gänzlich zu unterſagen und etwanige Contraventionen 
gegen dieſe landesherrliche Vorſchrift dem Befinden nach ernſtlich zu ahnden. 

An dem ꝛc., und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 6. Oct. 1810. 


Sriederih Franz 
An die drei Lanbesgerichte. 


1687. Vom Gefchaftsbetriebe Bed curator bonorum uud actor 
communis. 7. Nov. 1810. 


Da die in bem gemeinen Befheibe vom 23, Zulii 1782 enthaltenen Bor- 
fhriften oftmale, mie fi befonbers bei Aufnahme der Rechnungen in den Eoncurfen 
zeigt, außer Acht gelaffen worden; fo ſollen gefammte Maſſen⸗Curatoren ſowohl, als 
fämmtlihe Anmwälde und Sahmälde, hiedurch an eine forgfältige Befolgung beffelben 
erinnert fein. Daneben werden nachfolgende Puncte zur verbindlichen Norm hinzugefügt. 

$. 1. Die Curatores bonorum haben ohne vorherige Anfrage beim Gericht, 
ober ohne Befehl deſſelben Feine andere Zahlungen vorzunehmen als folde, Die zu 
der Berwaltung ber ihnen anvertraueten Maſſe mefentlih gehören. Solchergeſtalt 
bedarf #3 bei einer Maffe, wozu ein Gut gehörig ift, Feiner gerichtlichen Autorifation 
zu ben unvermeidlichen Zahlungen, bie Durd die Adminiftration des Guts veranlagt 
werden. Dahingegen find Ausleibungen von Maijengelbern gegen zinsbare Verſchrei— 
bungen, Auszahlungen an Gläubiger auf ihre Forberungen, Zahlungen an ben Ac- 
torem communem und andere Perfonen für gebabten Berdienft, ber nicht zur 
Bewirtbichaftung des Guts oder fonftiger Theile der Maſſe gehört, ſelbſt dann nicht, 
ohne Borwiffen des Gerichts vorzunehmen, wenn auch gefammte Gläubiger darin 
confentirt haben follten, und wird eine jebe Zahlung diefer Art, je nachdem die Um⸗ 
fände es mit ſich bringen, als nicht juftificirt angefehen und überbies mit angemeffener 
Geldftrafe beahndet werden, 

% 2. Dem gemäß wirb die im gemeinen Beſcheide vom 23. Yulii 1782, 
Nro. 10. enthaltene Aufgabe an Curatores bonorum wegen ber Advocaturred= 
nungen hiedurch näher dahin beftimmt, Daß eine jede Zahlung für Verdienſt- und 
Verlag-Rechnungen, die mit feinem gerichtlihen Crmäßigungs-Decret verfehen find, es 
fei an ben Actorem communem oder an andere Sahmälde, oder an Notarien, 
obnfehlbar wird in der Ausgabe geftrichen, und mit Zinfen von bem nädften Termin 
nad der Zahlung bis zu dem Abſchluß der eingereichten Rechnung zum Caffenbeftande 
wird hinzugerechnet werben. Dabei bleibt es fodann dem Berechner unbenommen, 
demnächſt, fo bald ihm ein gerichtlihes Ermäßigungs-Deeret wird eingehänbigt fein, 
den Betrag defjelben bei der folgenden Rechnung in Ausgabe zu feßen. 

$. 3. Geſammte Curatores bonorum werben angewiefen, gegen jeden An⸗ 
tonii- und Zrinitatig-Termin einen Rechnungs-Extract anzufertigen, welcher in allge- 
meinen Nubrifen die Lieberfichten ber, feit dem vorigen Termin mit Einſchluß des⸗ 
felben, bi8 zu dem eintretenden Termin vorfommenden Einnahmen und Ausgaben ents 
halt. Daneben ift eine ungefähre Ueberſicht ber Einnahmen und Ausgaben, bie in 
bem bevorjtebenden Zermin zu erwarten find, hinzuzufügen. Bon beiden Ueberfichten 
ift vor dem Zermin ein Eremplar beim Gericht einzureichen, und ein anderes dem 
Actori communi zuufertigen, damit ſich berfelbe bei etwanigen Berathfchlagungen 
mit ben Gläubigern über bie Terminszahlungen und bie Berwentung bes Caſſenbe⸗ 
ſtandes der Weberfichten bedienen könne. Ein jeder Eurator, ber die erwähnte Ueber⸗ 
reihung bei dem Gerichte nicht acht Tage vor dem Zahlungstermine befchafft hat, iſt 
dadurch, ohne daß es einer weitern Androhung und Vollftredung berfelben bedarf, in 
eine Strafe von 5 Rthlr. verfallen. 

5. A. Auf gleiche Weiſe ift jeher Curator bonorum in eine Pön von 
5 Rthlr. verfallen, welcher nicht ber Aufgabe bes Gemein-Befcheibes vom 23. Julii 
1782, sub muın. 2, wegen Cinreihung feiner Jahresrechnung binnen vier Wochen 
nad demjenigen Termin, mit welchem ſolche abzuſchließen geweſen, befolgt hat, ba es 
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einem jeden Rechnungoführer obliegt, feine Rechnung beſtändig in ſolcher Drbnung zu 
balten, daß fie ohne Aufſchub ausgefertigt werden Tann. 

$. 5. In Anfehung bes Gefchäftsbetriebes zwifchen dem Curatore bonorum 
und ben Gläubigern hat berjelbe alles basjenige, was ben Gläubigern zu wiſſen 
nöthig ift, dem Actori communi mitzutheilen, und wirb dies in Anfchung bes 
Curatoris bonorum fo angefehen, als ob es ben Gläubigern felbft bekannt ge= 
macht worden. Doc bleibt es ihm frei, in Fällen, wo er es ratbjam erachtet, un⸗ 
mittelbar mit den Gläubigern zu commtuniciren und zu conferiren. 

Sm Berbältuig zu dem Gericht hängt es von bem Curatore honorum felöft 
ab, ob er feine Anträge und Anfragen beim Geriht unmittelbar übergeben, oder ſich 
zu ber Uebergabe und zur Entgegennahme ber Verordnungen darauf des Actoris 
communis bedienen wil, Im letztern Sal hat dieſer den Guratorem bonorum 
unausgefeht mit ben auf beifen Anträge erfolgenden, gleichergeftalt, wie mit allen 
fonftigen, die Maſſe betreffenden gerichtlichen Verfügungen, befannt zu machen, 

Soviel indeß befonders bie Leberreihung von Maijen - Obligationen zur gericht- 
lihen Confirmation anlangt; fo wirb zwar auch hiebei der Actor communis da⸗ 
durch, daß ber Gurator bonorum ihm bie, von dieſem allein auszuftellende Ob- 
ligation einhändigt, als zur Erwürfung der Confirmation und zu ihrer Entgegennahme 
genugfam legitimirt angefehen werden. Es bleibt indeß ber Curator bonorum 
allein für das Geld, welches auf die Obligation erhoben wird, verantwortlid, indem 
er fie unmittelbar zur Confirmation einjenden barf, und ſteht dem Actori communi, 
felbft, wenn er von den Gläubigern fpeciell dazu beauftragt worden, nicht frei, ohne 
befondere Einwilligung bed Curatoris von ber Obligation Gebraud) zu maden, unb 
das Geld darauf zu erheben. Ohne biefe Einwilligung wird Die Erhebung des Geldes 
als eine Contravention gegen den gemeinen Beſcheid vom 23. Julii 1782 Nro. 1. 
angefehen und beahndet werben. Gleichergeftalt bleibt ber Curator bonorum 
perfünlich verantwortlich, wenn er fich des Actoris communis zu andern, Die Ver—⸗ 
waltung ber Maſſe betreffenden Geſchäften, welche ihm allein obliegen, bedient. 

Wegen der Publication bes Abſchiedes auf die gefhhehene Rechnungs » Aufnahme, 
behält es bei ber Verfügung des gemeinen Befcheides vom 23. Zulii 1782 Num. 17, 
fein ausbrüdliches Bewenden. 

$. 6. Was für die Curatores bonorum feſtgeſetzt ift, gilt aud für bie 
Reccptores pecuniae in Concurfen, in fo weit es bei ihnen anwendlich ift. 

$. 7. Die Actores communes werden hiedurch angewiefen, vor Ablauf 
von 6 Wochen nad) erfannter Mittheilung des Liquidationd-Protocollg, ein Verzeich— 
niß der aufgetretenen Anwälde mit Dinzufügung ihrer Principalen "zu den Acten zu 
übergeben, und zwar foldergeftalt, daß bei einem jeden Anwalde bie Namen feiner 
Principalen bemerkt werben. 

Zuletzt find Diejenigen Liquidanten hinzuzufügen, welche Feine Anwälde beftellt Haben. 

$. 8. Zu allen Reifen, weldye der Aclor commanis in Concursfadhen vor- 
nehmen will, hat er zuvor gerichtlichen Conſens nachzuſuchen, und zwar jedesmal bei 
einer Strafe von I Rthlr. die Reife möge ſich demnächſt rechtfertigen ober nicht. 

$. 9. Soviel bejonbers bie Ausübung des Juſtitiariats anf den Concurs- 
Gütern betrifft; fo tft folches nicht unbedingt von bem Actore communı zu be= 
treiben, fondern, falls ein näher wohnenber Zuftitiar zu haben ift, ift über deſſen 
Beftellung mit ben Oläubigern zu conferiren, und der gefaßte Beſchluß dem Gerichte 
vorzulegen, 

Falls jedoh der Actor communis fih ohnehin anderer Geſchäfte wegen auf 
bem Gute befindet, find die Suftitiariategefchäfte der Regel nach von ihm mit wahr 
zunehmen. 

$. 10. Im Unfehung ber einzelnen Special» Anwäße in den Concurfen wird 
bie in bem gemeinen Befcheide vom 23. Julii 1782 sub 15. enthaltene Berfügung 
wegen Anzeige ber Principalen bei Unterzeschnung der Anwälde unter bie Conferenz- 
Protocolle, hiedurch auf die Unterfäriften der Miffiven zu ben Eonferenzen ausge⸗ 
behnt. Daneben wirb es zugleich unterfagt, bei ſolchen Miffiven, bie eine Anfrage 
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und Aufforderung zum voto enthalten, ein bloßes vidii zu unterzeichnen. Vielmehr 
bat jeder Anwalt fein votum hinzuzufügen. Geſammte dieſe Vorſchrift des S. 10. 
it ber 2 Rthlr. Pön für jeden Contraventiondfall zu befolgen. 

$. 11. In den Lignidations- und Productions-Terminen werben hinführo Feine 
andere Liquidanten zum protocollarijchen Receſſe, bei Fortfehung bes Termins vor 
dem Protonotär, zugelaffen werben, als Diejenigen, bie bei Eröffnung des Terming 
im Protocol, als erfchienen, verzeichnet find. Dieſe folhergeftalt aufgeführten Liqui— 
Danten haben ihre protocollariichen Anträge nach derjenigen Ordnung, nad welcher fie 
aufgeführt find, vorzubringen, und wird berjenige, welcher nicht gegenwärtig ift, wenn 
bie Reihe ihn ergreift, durch Zulaffung bes folgenden, ber legte aber in gleichem 
Falle, durch Abſchluß des Protocolls prächudirt werden. Dabei wirb mit ber Eon 
finuation des Protocolls unnusgefeht, Vormittage und Nachmittags, mit alleiniger 
Ausnahme der Ferien verfahren werben. 

$. 12. Der gegenwärtige gemeine Beſcheid fol den biefigen Procuratoren und 
Advocaten publicirt, demnächſt fol berfelbe abgebrudt, einem jeden Curatorı bono- 
rum und Receptori pecuniae ein Eremplar bavon angefertigt und in öffentlichen 
Blättern, wo er zu haben fei, befannt gemadıt werden. 

Bon Rechtswegen. 
Publicatum Güftrow im Herzogl. Hof» und Landgericht, ben 7. Nov. 1810. 


1688. Bon den Commiffionen zur Tarirung der Concursgüter. 
13. Jun. 1811. 


Sriederih Franz x. Unfern ꝛc. Wir geben euch auf euern Bericht vom 
13. v. M. die Taration ber Concurs-Güter betreffend, hiedurch zum Beſcheide: daß 
es euren Pflichten überlaffen bleibst, anftatt eineg befondern Commissarii zur Leis 
tung bes Taxations-Geſchäfts der Concurs-Güter, zweien, euch befannten zuverläjfigen 
Landwirthen dag Commissorium bazu, ohne Zuordnung bee Commiſſions-Secretairs, 
unmittelbar zu ertheilen; und Wir ze. Gegeben ac. Schwerin, ben 13. Junii 1811. 

Sriederih Franz. 

An bie Juſtiz-Canzlei hieſelbſt. 


1689. Siftirung der ParticnlarsProcefie gegen den Cridarium. 
30. Nov. 1811. 


Sriederih Franz ꝛc. Unfern ꝛc. Wir geben euch, auf euren Bericht vom 
25. d. M., im Betreff der Declaration der Conftitution vom 6. Novbr. 1770, 
wornad durch Proclainata, die ein eventucles Erbieten des Schuldners ad ce- 
dendum enthalten, ein forum commune begründet und processus filtirt werben, 
bei Zurüdgabe der Originals Anfchlüffe, hiedurch zum gnädigften Beſcheide: daß ge- 
dachte Eonftitution nur den Zweck hat, die Particular=Erecutionen zum Nachtbeil 
andrer Creditoren zu verhindern; mithin foldhe Streitigkeiten, Die bei einem andern 
Gerichte bereits anhängig find, und nicht wohl ohne deſſen Acten beurtheilet werden 
fünnen, in fo meit es bloß auf Liquidmachung des Streits, nicht auf Die wirkliche 
Befriedigung ber daraus entftebenden Forderung anfommt, nit an dag forum 
commune gelangen fonnen, und daß eben fo wenig ſolche Proceffe zu filtiren find, 
bie nicht auf ein Geben und Zahlen, fondern auf ein Handeln gerichtet find. Wor⸗ 
nad ze. und Mir verbleiben sc. Gegeben x. Schwerin, ben 30, Novbr. 1811. 


Srieberid Franz. 
An bas Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1690. Pacht: nud Mietbscontracte ın fraudem cereditorum. 
21. März 1812. 
Friederich Kranz m. Wir finden Uns gnäbigft bewogen, ben 8. 4. Unſrer 
Gonftitution vom 22. Zun. 1811 wegen bes Beftandes ber Pacht-Eontracte in Con⸗ 
surfen hiedurch dahin näher zu beflimmen: 
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Daß alle Pacht⸗ und Mieths⸗Contracte, welche nach dem 1. Zul. v. J. binnen 
einem Jahre vor ber bedingten ober unbebingten Snfolvenz-Erflärung oder über» 
haupt vor ber Einleitung eines concursmäßigen Berfahreng, fei es nun durch 
Siftirung der Particulair«- Proceffe, oder durch Inhibition der Alienationen und 
Öratificationen, ober durch Sicherheits - Verfügungen abgefchloffen worden, ipso 
jure als in fraudem ereditorum abgeſchloſſen betrachtet werben ſollen. 
Zur allgemeinen Kundwerdung dieſer Declaration haben Wir dieſelbe dem hieſigen of- 
ficiellen Wochenblatte einzurücken befohlen. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und 
Sinfiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 21. März; 1812. 
Sriedberih Franz. 
Erläuterung der Gonftitution wegen des 
Beftandes der Pacht-Contracte in Son: 
eurfen und wegen ber Rechte der Pacht: 
Vorſchüſſe in denjelben. 


1691. Bon Erdffnung uud Leitung der Debitweſen. 31. März 1812. 

Sriederih Franz 2. Zügen, refp. mit Entbietung Unſers gunftgnädigen 
und gnädigften Grußes, Unfern Landesgerichten, Haupt- und Amtleuten, denen von 
der Ritterfchaft, Bürgermeiftern, Gerichten und Räthen in Unſern Etäbten, auch ind- 
gemein allen Lanbes- Einwohnern und Unterthanen, hiemit zu willen: Wenn Wir 
zwar durch Unſere Patent- Verordnung vom 10. Januar 1812, wegen einflweiliger 
allgemeiner Siftirung der Zahlungen zinstragender Capitalien, ber temporairen Be⸗ 
drängnig eines großen Theile Unſerer Unterthbanen bei dem vorhanbenen Gelbmangel 
zu Hülfe zu fommen betvogen geworben find, fo bleiben dennoch auch bei diefer Gr« 
feße8-Berfügung mehrere Fälle übrig, wo Die Siftirung der Capital- Zahlungen, nad) 
ben Dabei verorbneten Motdificationen, felbft den vermögenden Schuldner gegen uns 
zeitiges Andringen feiner Gläubiger nicht fichern, noch ber, den jetzigen Zeitumftänden 
nad, dem gemeinen Weſen höchſt nachtheiligen Bervielfältigungen der Concurfe vor⸗ 
beugen wird. 

Wie Und nun überhaupt, alſo auch für biefe befondern Fälle, die Vorbeugung 
übereilter Concurs-Eröffnungen fehr am Herzen liegt, zu dem Ende aber eine nähere 
gefehlihe Beitimmung bes gerichtlichen Verfahrens vor allen Dingen nöthig befunden 
it; fo haben Wir, in Folge des Vorbehalts im $. 10 ber Berordnung vom 10, 
Januar d. J. und nad erfordertem rathfamen Bedenken Unferer getreuen Ritter: 
nnd Landſchaft, nachfolgende Eonftitution unvorlängſt zu erlajlen und gemeinfünbig 
- zu machen Uns bewogen finden müffen. 

Steben, ordnen und befehlen demnach hiemittelft: 

1) Allen Gerichten wird unterfagt, weder auf Antrag eines ober mehrerer Gläu- 
biger, noch viel weniger ex oflicio, beim Collidiren mehrerer Gläubiger gegen ben 
Schuldner Mandata de docendo sufficientiam zu erlaffen und dabei das Prä- 
judietum der Concurs⸗Eröffnung anzubrohen. 

2) Ereditorifhe Anträge auf concursmäßige Einleitungen wider ihren Schuldner 
finden nur dann flatt, wenn 

a. dazu ganz fpecielle Vollmacht, wobei das font übliche gedrudte Procuratorium 
unzuläffig ifl, von den Gläubigern ertheilt, auch 

b. daß es an beweglichen ohjectis executionis fehle und bei vorhandenen Im— 
mobilien die Berfolgung bes Executionsweges nicht zur Befriedigung führen 
könne, bejcheiniget, mithin 

e. die Vermuthung, daß das Vermögen des Schuldners zur Befriedigung feiner 

Grebitoren nicht Binreiche, anders als durch Bezug auf unterbliebene Capital- 

Zahlung wahrſcheinlich gemacht ift. 

Die sub b. c. erwähnte Nachweiſung ift auch in dem Falle erforberlich, 
wenn für einen Gläubiger Execution erfannt iſt, und ein anderer durch Inter⸗ 
vention deren Siſtirung erwirfen will. 

3) Iſt der Antrag auf coneursmäßige Einleitungen gehörig begründet, fo haben 
bie Gerichte vor allen Dingen, zur offisiellen Unterfuchung über die Vermögens⸗Ver⸗ 


! 
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hältniſſe des Schuldners, denſelben mit der Auflage, alle erforderlichen Schriften und 
Urkunden mitzubringen, sab praejudicio pro omni ber Real-Eitation vorzuladen. 
Hiebei iſt: 

a. feine Termind-Abfünbigung ohne Befcheinigung eines gefehlichen Impediments, 

h. feine Anmwefenheit eines Gläubigers oder Sachwaldes zu geflatten, weniger noch 

c. ein communis creditoxum mandatarins zu beftellen oder zuzulaffen; hingegen 

d. jedem Gläubiger unbenommen, den Gerichten vor dem Termine zweddienliche 
Bemerkungen zur Mitbeachtung zu übergeben; 

e. dem Schuldner Das Erfdeinen durch einen ganz genau und vwollfländig zu in- 
firuirenden Special» Bevollmädtigten mur bei befcheinigter unabwenblicher Be— 
binderung zu verftatten; eine fehriftlihe Darlegung vor dem Termine aber nad) 
Befinden frei zu ftellen ober aufzugeben. 

Uebrigens find bei Liefer Borladung, welche in fofern ein forum com- 
mune brgründen fol, nur die Ererutionen wiber ben Schuldner zu fuspendiren, 
anbere Sperial- Proceffe bis zur Erecution aber noch nicht zu ſiſtiren. Auch 
findet dabei eine Beichränfung des Schnltners in ber Bermögens - Verwaltung 
nicht anders flatt, als unter ſolchen Umftänden, vie für Die Glänbiger eine be— 
fondere Gefahr begründen, und bleibtdie Beurtheilung deßhalb Den Gerichten überlafien. 
4) Sin dem erwähnten Termine wird ber zu erforbernde status bonorum 

mit dem Schulöner genau durchgegangen, der Bermögensbefland möglichſt ausgemittelt 
und der Schuldner über feine Hülfsquellen und Bergleichs - Borfchläge vernommen, 
wobei bie Schritte und Anträge zu feiner Erhaltung von geridtlihen Amts wegen 
mit Rüdfiht auf Das allgemeine Beſte der Creditoren forgfältig zu leiten find. 

9) Findet das Gericht, daß dem Schuldner durch bloße Zahlungsfriſten, mit 
oder ohne Anordnung einer gerichtlihen Sequeftration der Büter, zu helfen ſtehe, und 
kann ber Schuldner zu dem Ende glaubhaft nadhmeifen, baf 

a. fein Bermögen genüge, um bie eindringenden Gläubiger zu befriedigen ober zu 
beruhigen, 

b. fofortige prompte unb baare Zahlung ohne feinen Ruin unmöglich, hingegen bei 
billiger Nachſicht 

ec. zur fucceffiven Befriedigung ber Gläubiger unb prompten Berichtigung ber lau⸗ 
fenden Zinſen bei Erhaltung feines Nahrungeftandes Auefiht vorhanden ſei; 

Eo find die von bem Schuldner nachzuweiſenden eindringenden Gläubiger 
mit Demfelben, allerfeits in Perfon, zum Verſuche gütlich zu regulirender Par⸗ 
ticular- Zahlungen vorzuladen. Den Gläubigern ift biebei, im Falle bejcheinigter 
Behinderung, durch Special-Bevollmädytigte, wenn folde auch Feine Rechtsge— 
Ichrte find, zu erjcheinen verftattet. 

6) Sollten audy die Gläubiger zur gütliden Annahme foldyer Particular-Zahlımgen 
nicht zu bewegen fein, fo haben die Gerichte dennoch, menn die $. 5. bemerkten Er- 
forberniffe eintreten, dem Sculöner von Amtswegen beftimmte Abtragungs- Termine 
zu feßen, jedoch, daß 

a. ſolche Friften nie einen Zeitraum von zwei jahren überfchreiten ; 

b. bei erheblihen Zweifeln gegen die Sicherheit der Einhaltung, andere Caution 
als durch das Vermögen des Schuldners erfordert; 

e. im Falle gleicher Zweifel gegen die Zweckmäßigkeit der Vermögens - Verwaltung 
oder bei unterbliebener Zinjen» Berichtigung, auf Verlangen ber Creditoren eine 
Bermögens- Sequeftration angeordnet; 

d. der Schulöner, bei Ueberweifung einer unrichtigen Angahe ober unterbleibenber 
Einhaltung, des Reneficii der Particular-Fahlung fofort verluftig erHlärt, auch 
wenn er bei hinreichendem Vermögen einer bloß gewinnfüchtigen Erfchleichung 
biefer Wohlthat überführet wird, außer dem vollen Schabenserjake mit einer 
Geldbuße von 50 bis zu 1000 Rthlr. nach Maaßgade ber Gefliſſenheit und 
Des Vermögens beftraft werben fol. 

Uebrigens ift ſolche Verhandlung an fih zwar nur für die vorgelabenen 
Släubiger verbindlih, Es follen aber neue Schuldflngen in dergleichen Fällen 
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ausſchließlich bei dem Gerichte angebracht werben, wo bie BZahlungsfriften be 

ſtimmt find. Und bat biefes Geriht dann vor allen Dingen von Amtswegen 

den Beitritt ber hinzulommenden Gläubiger möglihft zu befördern. Wenn 
folches jedoch nicht zu erreihen wäre, fo fol die Sache in den Zufland ber 
eriten Verhandlung zurüdtreten, mithin wenn bie Umſtände ber Zuläfligfeit einer 

Particular⸗-Befriſtung nicht weſentlich geänbert find, biefe unter gleichen Ber 

pflichtungen wie mit ben vorher ba geweſenen Gläubigern von Gerichtswegen 

angeorbnet werben. Nur bann erft, wenn ſich befindet, daß durch bas Hinzu⸗ 
fonımen neuer Gläubiger bie weſentlichſten Suppofitionen und Erforderniffe aus 

8.5. a. b. c. nicht mehr haltbar bleiben, fol bie ganze erfte Abtragungs- Be- 

ſtimmung gerichtlich wieder aufgehoben und Laß Fein Gläubiger weiter daran 

gebunden fei, erflärt werben. 

7) Bei eintretenter Sequeftration, welche dem Schuldner auch ohne gericht- 
lichen Andrang feiner Gläubiger nachzuſuchen frei ftehet, follen bie Gerichte ohne Ab- 
bibirung nnd Zulaflung einiger Sachwälde bas Bermögen ober, dem Befinden nach, 
einen Theil beffelben unter gehörige Abminiitration fegen, ben Unterhalt bes Schuld⸗ 
ners beftimmen, und die Abminiftration ex ofhcio dirigiren. 

8) Wenn aber auf bem vorbezeichneten Wege dem Schulbner nit gu helfen 
it, oder wenn folder felbft auf einen Bergleih mit allen feinen Creditoren provo⸗ 
ciretz fo follen von dem Schuldner Bergleiche= Propofitionen erfordert, und mit den 
öffentlichen proclamatibus ad liquidandum zugleih unter Anberahmung eines 
4 Wochen weiter hinausgefehten Termins Eitationes zur gütlichen Regulirung ver- 
bunden werben. Auch ift Daneben fofort eine eidliche Abſchätzung der Güter zu ver- 
fügen, in Rüdjiht deren Das Weitere durch eine befondere Verordnung nächſtens be= 
fimmt werben foll. 

9) Alemal find inmittelft die Special- Proceffe gänzlich zu filtiren, auch übrige 
den Umfländen nach nöthige Sicherheits = Berfügungen zu treffen. Mit dem Augen- 
blide ber Proceßſiſtirung fol jede Dispofition Des Schuldners und jede Handlung 
ber Gläubiger, welche ben Stand ber Priorität, fo wie er bei Erkennung der Si- 
ftirung war, verrüdet, mithin jede Bevorzügung einzelner Grebitoren, auch jede Alie- 
nation nicht fungibler Sachen, indbefondere aller Holzverkauf unwirkſam fein, und 
biefe Vorfihrift bei den proclamatibus in Erinnerung gebradt werben. Ein Actor 
communis oder communis creditorum Mandatarıus ift auch bei biefer Ber- 
handlung weder zu beftellen noch zuzulaffen, fondern das ganze Verfahren ex officto 
zu betreiben und tie Reprotuction der proclamatum von einem Gerichts - Ber- 
wandten zu beforgen. Sollten bei der Vermögens⸗-Adminiſtration bebenflihe Fälle 
eintreten, fo haben die Gerichte foldherhalb ohne Vernehmung einiger Creditoren pro⸗ 
viſoriſche Beſtimmung zu treffen. 

10) Zu dem Bergleichs - Termine gefchiehet bie perfönlihe Vorladung bes 
Schuldners sub praejudicie pro omni ber Real-Eitation, die Citation ber Gläu— 
biger sub praejudicio pro omni, daß bie Ausbleibenden an bie Beſtchlüſſe ber 
Erfcheinenden gebunden fein follen. Schriftliche Erklärungen werben biebei gar nicht, 
mündliche Vergleich - Ablebnungen der Manbatarien nur dann berüdfihtiget, wenn 
ber Mandanten eigenhändige Erklärung babei producirt wird. Nur im alle bes 
ſcheinigter unabwendbarer Hinderniſſe haben die Gerichte Darauf den Rechten gemäß 
Rüchkſicht zu nehmen. 

Was fonften zur zwedmäßigen Vorbereitung und Inſtruirung biefed Termind zu 
verfügen, bleibt dem gerichtlichen Ermeflen überlafien. 

11) In dem Bergleihs- Termine iſt das Verfahren nad ben Borfchlägen zu 
mobifieiren. Die Zukinglichkeit ber Maſſe zur Berichtigung ber öffentlichen Abgaben 
und der Zinfen, gleich wie die Sicherheit der Ereditoren für Erfüllung bes Vergleiche 
und gegen etwanige Benadhtheilung während deſſelben bleibt mit Rüdfiht auf bas 
Refultat Der angeortneten Taxe und bie Ausficht zur Erhaltung des Schuldners hiebei 
ber Hauptgeſichtspunct. Iſt eine gütliche Vereinigung nicht zw erreichen, fo muß bie 
Derhandlung ſolcherhalb zu einer möglichſt reinen Urberſicht inftruiret, bei einem, nad) 
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dem $. 16. durchzuſetzenden Remiſſions⸗Vergleiche aber, wenn derſelbe son Seiten 
einiger Creditoren Widerſpruch findet, die Sache im Wege protocollariſcher Verhand⸗ 
lung zur rechtlichen Priorität-Beſtimmung eingeleitet werden. Receſſe ſind hiebei nicht 
zu geſtatten, ſondern wer den Beſtand und das Recht ſeiner Forderung nicht ganz 
kurz angeben Tann, mag deshalb einen ſchriftlichen Vortrag zum Protocolle überreichen. 

Allemal bleibt den Gerichten unbenommen, vorerft eine außergerichtliche Unter» 
handlung zu veranlaffen, oder auch Die gerichtlichen Verhandlungen per Comnissa- 
rium beſchaffen zu laſſen; wenn nad Beſchaffenheit der Umftände Dabei ein geringerer 
Koftenaufwand oder aud ein befferer Erfolg zu erwarten fein follte, 

12) Die Wohlthat des Indults fol ohne NRüdfiht auf den Widerfprud ber 
Gläubiger und die Zahl ber Contradicenten dem Schuldner gerichtlich zuerkannt 
werden, wenn 

a. beflen Vermögens⸗Sufficienz außer Zweifel geſetzet, 

b. gegen die Sicherheit der Gläubiger für Erfüllung der Bedingungen bed Yndults 
nichts Erhebliches zu erinnern if. Als Refolutio- Bedingung eines ſolchen In⸗ 
dults ift allemal zu beftimmen, daß der Schuldner immittelft 

a. die laufenden Zinfen zur Verfallgeit prompt berichtige; 

b. fein Xctio-Bermögen nicht weſentlich vermindere; 

e. ohne Anzeige bei bem Gerichte, welches ben Indult verfüget bat, und Ver⸗ 
ftattung deſſelben, weder neue Schulden contrahire, nach bie Rechte feiner Oläu⸗ 
biger verändere. 

Unter biefen Umständen bleibt den Gerichten vor ber Hand und bis zum 

Ablauf der Wirkung Unjerer allgemeinen Indults⸗-Verordnung vom 10, Ja⸗ 

nur db. 9. die Regulirung eines bejontern Indults für den Schuldner, ben 

Umftänden nad) freigelaffen; weitere, Dieferbalb etwa nöthige Beitimmungen aber 

bleiben Uns als Landesherrn vorbehalten. 

13) Wenn während bes Indults bedenkliche Umſtände eintreten, fo follen bie 
©erichte deshalb nie einen Schriftwechjel zulaffen, fondern nöthigenfalls mündliches 
Verhör anordnen, und was zum offenbaren Nutzen gefammter Greditoren gereichet, 
ohne Umſtände verfügen. 

14) Zum Zwede ber vorbemerkten Sndultsgewährung fol bie Vermögens⸗Taxe 
normiren, und derjenige Schuldner fir hinreichend ficher angenommen werben, aus 
beijen Vermögen bei fortbauernder Wirthſchaft und ohne Deteriorirung der Subftanz 
bie Öffentlichen Laſten und bie Zinfen berichtiget werden können. 

15) Gleichwie indeflen vorftehende Grundfäge in ihrer Anwendung ter richter⸗ 
lichen nähern Beurtheilung nad Befchaffenheit etwaniger befonterer Umstände über- 
laſſen bleiben; fo haben Die Gerichte, wenn dennoch die Enticheidung zwiſchen Indult 
und Concurs ihnen zweifelhaft bleiben follte, die Acten mit ihrem Erachten bei Un« 
ferer Negierung einzureihen, durch welche Wir fobann wegen eines landesherrlichen 
Indults dem Befinden nad höchſte Rejolution zu ertheilen Uns vorbehalten, 

16) Der Remiffiong»Bergleih foll bei dem Widerfprucdhe einiger Gläubiger nur 
in dem einzigen alle gerichtlich beftätiget werben, wenn mit Beftimmtheit zu erſehen 
ift, Daß die Gontradicenten auf den Fall bes Concurfes aus dem gegenwärtigen Ber- 
mögen bes Schuldners gar nicht, oder nicht mit einem größern als dem Vergleichs⸗ 
Quanto zur Perception kommen können. Jedoch bleibt ſolchen Bläubigern ihr Recht 
. an bem Fünftig zu ermwerbenden Vermögen des Schuldners vorbehalten, unb ſoll bis 
zu ihrer völligen Befriedigung jede Entfagung bes Schuldners auf Fünftige Erbfchaften 
und Anfälle, fo weit fie zum Nachtheile jener Gläubiger gereichet, unwirkſam fein, 
auch dieſes in jebem alle üffentlich befannt gemacdt werben. Auch haben bie Ge— 
richte ben Gläubigern, beren Widerſpruch folchergeftalt verworfen wird, auf Verlangen 
zu ibser Meberzeugung ein Furzgefaßtes Prioritäts= und Diltributiong-Decret zu er⸗ 
theilen, wobei die Actiomafie, in fofern fie nicht zur Subhaſtation kommt, nad bem 
eidlich tarirten Werthe veranfchlaget wird. 

17) Wenn ein Schuldner, ohne auf Siitirung der Proceffe anzutragen, ſich frei« 
willig zur Sufficienz» Docirung erbittet, fo fol dieſe Conſtitution ihm ebenfalls zu 
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gute kommen, und haben die Gerichte hiebei, was dem Schuldner und den Gläubigern 
zuträglich ſein kann, beſtmöglichſt zu befördern. 

18) Sind dergleichen Anträge mit der Bitte um Siſtirung ber Proceſſe ver- 
bunden, fo follen den Umftänden nad) bie SS. 3 ober 8 seq. biefer Conftitution zur 
Anwendung kommen, nur baß bie erfte alleinige Vernehmung des Sculöners nie 
unterbleiben darf, auch bie F. 9 verorbnete Folge der Procef-Siftirung bier ebenfalls 
eintritt. Und wird bie Conftitution vom 6. Novbr. 1770 biedurh in der Maaße 
außer Kraft gefeget, daß bag eventuelle Erbieten ad cedendum nicht weiter in 
befondern Betracht Tommen und bie gerichtlichen Ladungen allemal ein forum com- 
mane begründen follen. 

19) Zur Erleichterung der gerichtlichen Special-Indulte fol bei deren Ausferti— 
gung Fein befonberer Stempelfaß, noch von den Gerichten bei ber Verhandlung dar⸗ 
über andere als die gewöhnlichen Decretur= und Termins-Gebühren, letztere jedoch 
nicht aus der Maffe, fondern von jedem Comparenten für feinen Theil aufgenommen 
werben. 

20) Die Entfagung der Sperial-Indulte und ber Wohlthaten dieſes Geſetzes 
fol Feine Wirkung haben. 

21) Bei Beobachtung obiger, den Gerichten zur Abwendung ber Eoncurfe er- 
theilten Vorſchriften findet Fein orbentlihes Rechtsmittel, fondern allein die Querel 
über verfagtes Gehör ober unrichtige Anwendung dieſer Conftitution ſtatt. Nur in 
dem Falle des $. 16 follen ben Gläubigern, deren Widerſpruch verworfen ift, bie 
remedia juris ordinarta, wiewohl allemal mit Verfagung bed Euspenfio - Effects, 
verftattet fein. 

- 22) Die gefehliche Kraft dieſer Conftitution tritt mit ihrer Yublication, für alle 
Sälle, in welchen ber formelle Concurs noch nicht eröffnet ift, ein, 

Ale Unfere Landes- und Niedergerichte, fo wie gefammte Patrimonialgerichte, 
werben hiedurch gnädigſt und ernftlich befehliget, über vorftehende Unfere Conſtitution 
ihrem ganzen Inhalte nach hinführo allewege genau zu halten. 

Damit auch biefelbe zu Jedermanns Wiſſenſchaft gelangen möge, haben Wir ben 
Abbrnd derſelben in dem biefigen officiellen Wochenblatte verordnet. 

Urfundlih unter Unferm Handzeihen und Inſiegel. Gegeben ı. Schwerin, 
den 31. März 1812, 

Sriederih Franz. 


1693. Nachweis der Bermögensfufficienz und Frift für Qnerelen 
in Concursſachen. 26. Sept. 1812. 

Sriederih Franz 1. Unfern ıc Indem Wir euh bie Acten, melde 
eurem Bortrage vom 23, d. M., ben Sinn ber $. $. 3. und 21. Unferer Eonfti= 
tntion vom 31. März d. J., wegen Verhütung voreiliger Concurd = Eröffnungen be— 
treffend, beigefüget geweſen, hieneben remittiren, ertheilen Wir euch, auf eure gemachten 
Anfragen, hiedurd zur Refolution: daß, ſo viel bie erfte ad $. 3. der Conſtitution 
betrifft, in dem Falle, wenn ein Schuldner die Sufficienz ſeines Vermögens in ter— 
mino nicht nachweiſen will, dies eben fo viel iſt, als wenn er es nicht Fann, 
mithin fobann ber $. 8. der Conſtitution eintritt, 

bag nämlih dem Schuldner auf dieſe Weife nicht zu helfen tft, 
und Unfere Zanbes- Gerichte dann ohne weiteres fo zu verfahren haben, als in ben 
$$. 8. und 9. vorgefährieben iſt. Wenn aber in dem folgenden Termin (nach $. 10,) 
ber herbeigeholte Schuldner wiederum pertinax bleibet, und ihm alfo auch dabei 
nicht zu helfen ſtehet; fo ift er als einwilligend in diejenigen Verfügungen anzufehen, 
welche Die gegenwärtigen Ereditoren, unter ber Direction des Gerichts, befchließen, 
und ift barnach meiter zu verfahren. Anlangenb ben $. 21, fo muß es, ba das 
Geſetz Fein fatale zur Querel bes Schuldners vorfihreibet, babei fein Bewenden be- 
halten, und ift dem Richter nicht erlaubt, dazu eine Notbfrift zu fubftituiren; wo⸗ 
gegen aber ben Michter, welcher feines gefehlichen Verfahrens gewiß ift, nichts hindert, 
babei bis auf höhere Inhibition forkzufahren, obwohl ihm über e Zuläſſtgkeit der 

Medi. Geſetzſammlung IL. 
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Querel kein Urtheil zuſtehet. Wornach ꝛc. Und Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
den 26. September 1812. 


Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1693. Bermögenstarationen zur Abwendung von Concurſen. 
27. Febr. 1813. 


Friederich Franz rc. Nachdem in Folge Unſerer, zur möglichſten Abwen⸗ 
dung der Concurſe unter dem 31. März 1812 erlaſſenen Conſtitution, die in der⸗ 
ſelben vorbehaltene Beſtimmung wegen ber Vermögens⸗Taxationen reiflich erwogen, 
auch dabei Unſere getreuen Stände vernommen worden; fo verordnenz Wir hiemit 
olgendes: 
> $. 1. Es follen bei den hier zur Beſtimmung flehenden Vermögend-Tarationen 
von etwanigen Activis nur Diejenigen in Betracht kommen, welche fofort als liquibe 
und unbedenklich ſicher erſcheinen. 

$. 2. Mobilien und Inventaria find nad bem beitebenden wahren Werthe von 
Kunftverftändigen eidlih zu fchäßen. 

$. 3. Bei fläbtifhen Häufern und Grundſtücken foll berjenige Werth anges 
nommen werben, melden ſie an jedem Orte, nicht grabe in dem Augenblide ber 
Taration bei außerordentlichen Laften, fondern in gewöhnlichen Zeiten nad ber durch 
besidigte Sachverſtändige auszumittelnden allgemeinen Anerkennung haben. 

$. 4. In Rüdfiht der abzufchägenden Landgüter fol: 

a. die bei.ber Directorial- VBermeffung ausgemittelte Fläche — mit Rückſicht auf 
etwa eingetretene Beränderungen — zwar zur Grundlage dienen, jedoch 

b. die Bonität des Aders nur nach bem wahren Korn= Einfall — in der Maaße, 
wie dem Urtbeile der Taxanten zufolge auf bem zu ſchätzenden Gute wirklich 
gefäet werden muß — und bie Heufuberzapl nah dem wirklichen Stande ber 
Gewinnung befjelben beftimmt; 

c. bei Beilimmung ber Sornpreife bis auf anderweitige mit Zuziehung Uuferer 
getreuen Stände zu erlaffende Verordnung, der Durdfanitts- Preis ber letzt 
verfloffenen 30 Tahre in den Städten Noftod, Wismar, Schwerin, Boitenburg, 
Pardim, Demmin und Fürftenberg, und zwar bei dem zu tarirenden Gute 
folder Durcfchnitts-Preis aus derjenigen von ben benannten 7 Städten, welche 
jolhem Gute entweder am nächſten belegen iſt, ober für bafelbe auch Pie ge⸗ 
wöhnlih am vortheilhafteften Markt-Preife bat, zur Norm angenommen; 
auf mögliche Tünftige BVerbefferungen oder beftehende Einrichtungen, welche feinen 
baurenden, ſichern und reinen Ertrag geben, nicht gefehen, wohl aber 

e. die Wohnung, fo weit fie nicht nothwendig zur Bewirthichaftung bes Gutes 
gebraudt wird, billig veranfchlaget, und ein Mangel ober verfallener Zufland 
ber Gebäude in Abrechnung gebradt; 

f. nad ausgemitteltem Brutto = Ertrage zur Ausfindung bes reinen Ertrages ein 
Korn zur Einfaat und das als Drefcherlohn abzugebende Korn, außerdem aber 
alle Abzüge ganz fperiell und auf das zu ſchätzende Gut, nad beffen Bebürfs 
niffen, specifice berechnet, Dabei auch 

g. an öffentlichen Landesabgaben bis auf weitere Verordnung für bie Hufe 70 Rihlr. 
NZmbdr. abgerechnet, endlich aber 

h. ber Ueberreft, nach Dem Zinsfuße von 5 pro Cent, zu Capital gefchlagen 
werben. 
$. 5. Anlangend infonderheit die Tarationen ber Foriten und Waldungen, fo 

fol, wenn es offenbar ift, daß bie Hölzung nachhaltig jährlich nicht mehr als den 
Gutsbedarf erwarten läßt, oder auch zu letzterem noch ein Koſtenaufwand erforberlidy 
wird, eine befondere forſtwirthſchaftliche Taxe nicht nothwendig fein, ſondern ber er- 


wähnte Koflenaufmand von ben öconomiſchen Taranten veranfchlaget und von bem 
Werthe bes Gutes abgezogen werben. 


> 
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Wenn aber von einer Waldung bie Frage ift, welche außer dem Gutsbedarfe 
noch ein baares Capital, oder auch einen jährlichen Ueberſchuß, ober beides zugleich 
abmwerfen kann; fo iſt zur Abſchätzung derſelben allemal ein Forftverftändiger zuzu- 
zieben, dabei aber 

a. dag jüngere noch nicht haubare Holz, wenn es binnen den nächſten 10 Sahren 
einen fihern Ertrag erwarten läßt, nad Maaßgabe dieſes Ertrages zu veran- 

Schlagen, und babei fo wie ad A. h. zu verfahren. 

h. Der Werth bes haubaren forft- und landwirthſchaftlich entbehrlichen Holzes, nach 
dem Durchſchnitts⸗Preiſe der vorherigen letzten 10 Jahre, zu tariren, 

c. bei Berechnung der Qutöbebürfniffe auf eine mäßige Holzeonfumtion, fo mie auf 
bie in den nächſten 10 Jahren bevorftehenden nothwendigen Bauten, Riüickſicht 

zu nehmen. . 

$. 6. Zu landwirthſchaftlichen Taratoren folen in jebem Militair-Recrutirungs- 
Diftriete zwei Sadverfländige, zu forftmäßigen Schäßungen aber in jedem folden 
Diftricte ein Forſtverſtändiger beftellet, und von Unferer Regierung, mittelft Ableiftung 
eines Förperlichen Eides, verpflichtet werden. Wir behalten Uns vor, foldhe nach ben 
Grundfägen diefer Verordnung näher inftruiren, und ihre Namen zu feiner Zeit öf⸗ 
fentlich bekannt machen zu laffen. 

$. 7. Sn der Regel find vorerwähnte Zaranten aus dem Diftricte zu nehmen, 
in welchem Das zu fchägende Gut liegt. Indeſſen bleibt, wenn dagegen in befonderen 
Fällen erhebliche Gründe eintreten, den Gerichten unbenommen, Taranten eines andern 
Diſtricts zu abhibiren. 

$. 8. Die Taranten bleiben, wegen Beobachtung ihrer Pflichten, Dem Gerichte, 
welches fie in jedem Falle berufen hat, verantwortlich. 

$. 9. Jeder Tarant erhält, außer freier Beköſtigung, für jeben Reiſe- oder 
Arbeitstag 4 Rthlr. NZwör. Diäten, und zur Beftreitung der Fuhr⸗, Wagen» und 
anderer Koften für die Meile 1 Rthlr. NZwdr., wobei aber feine weitere Koftenbe= 
rechnung Statt finden darf. Nur wenn dem Taranten freie Fuhr gefchaffet wird, ift 
ibm fein auf ber Reife gehabter nothwendiger Verlag zu vergüten, und fällt ſodann 
dag Meilen-Geld weg. 

Dagegen ift jeder Tarant verpflichtet, ofne Stundenzählung, nad Kräften ge= 
wiſſenhaft zu arbeiten, und das Geſchäft möglichft abzufürzen. Er foll aud nie be- 
rechtiget fein, fih mehr als A Rthlr. Diäten, oder wenn Reife» und Arbeitstage mit 
einander verbunden werben fünnen, dafür mehr als die Diäten eines Tages anzurechnen. 

$. 10. Sollte es bei Taxationen eines befonderen Feldmeſſers bedürfen, fo er- 
hält derfelbe, außer freier Befüftigung, 2 Rthlr. NZmwdr. Diäten und wird Übrigens 
dem Taranten gleich behandelt. Wäre einer von ben Taratoren ſelbſt Feldmeſſer, fo 
gebühret ihm für Die Ausübung biefer Kunft Feine befondere Bezahlung. 

F. 11. Die Beftelung eines eigenen Commiſſarii zur Direction bes Taxa— 
tionsgefhäftes, au eines Actuarii oder Taxations-Seeretarii wirb hieburd gänzlich 
unterfaget. Es follen vielmehr die Taranten das Refultat ihrer Arbeit, ohne alle 
Sörmlichkeit, ald einen Bericht an das Gericht, welches bie Zaration angeordnet hat, 
felbft niederſchreiben. | | 

$. 12. Da bdiefe VBerorbnung ihrem Hauptzwecke nach die möglichfte Abwendung 
ber Concurfe und Erhaltung ber Schuldner zu ihrem und ber Creditoren Beſten be— 
zielet; fo follen bie in berfelben beftimmten Zarationd - Principien bei Schätzungen 
folder Güter oder Maſſen, berenthalben bereits formeller Eoncurd erkannt worden, 
nicht zur Vorſchrift dienen. 

$. 13. Hingegen find die $. 9 — 11, biefer Verordnung, vom Tage ihrer 
Publication an, auch in allen wirklichen Eoneursfällen genau zu beobachten, und follen 
bei den darin vorkommenden Tarationen die Actores communes oder Curatores 
bonorum nie zugelafjen werden. 

Wir befehlen demnach gefammien Dber= und Untergerichten Unſrer Lande, fo 
wie insgemein allen Landes» Einwohnern und Unterthanen, ſich hiernach auf das ge» 
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naueſte zu richten. Damit auch dieſe Verordnung zu Jebermanns Wiſſenſchaft ge⸗ 
langen möge, haben Wir deren Publication Durch den Abdruck in dem hieſigen offi⸗ 
riellen Wochenblatte verordnet. 
Urfundlih unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
ben 27. Februar 1813. 
Srteberih Franz. 


gandesherrlidke Verordnung 
wegen ber zu ben Soncursabwendungen anzu⸗ 
orbnenden Vermögens = Zarationen. 


Snfruetion für die zur Abfhägung der Hölzungen in den Con— 
eurs-Öütern verordneten forftverfändigen Zaratoren. 

Sn Gemäßheit des $. 5. der Landesherrlichen Eonftitution vom 27. Febr. 1813, 

wegen ber Bermögens-Tarationen zur Abmwendung der Concurfe, welcher $. alfo Tautet: 

Anlangend insbefondere die Tarationen der Forften und Waldungen, fo fol, wenn 

es offenbar ift, Daß die Hölzung nachhaltig jährlich nicht mehr als den Guts— 

bebarf erwarten läßt, ober auch zu letzterem noch ein Koften-Aufmanb erforberlich 

wird, eine befondere forſtwirthſchaftliche Taxe nicht nothwendig fein, fondern ber 

erwähnte Koften-Aufwanb von ben öconomiſchen Taranten veranfchlagt und von 
dem Werthe des Gutes abgezogen werden. 

Wenn aber von einer Waldung bie Frage ift, melde außer dem Gutsbedarf 
noch ein baares Capital, oder auch einen jährlichen Meberfhuß, oder beides zu- 
gleich abwerfen kann; fo ift zur Abſchätzung berfelben allemal ein Forfiverfländiger 
zuzuzieben, Dabei aber 

a. das jüngere noch nicht haubare Holz, wenn es binnen ben nächſten zehn Jahren 
einen fichern Ertrag erwarten läßt, nad Maaßgabe biefes Ertrages zu veran⸗ 
fhlagen und bie Aufkunft nad) dem Zinsfuße von 5 pro Cent zu Capital zu rechnen, 

b. Der Werth bes haubaren forft= und landwirthſchaftlich entbehrlichen Holzes, 
nad bem Durkfchnittspreife der vorherigen lebten zehn Jahre zu tariren, auch 

c. bei Berechnung der Guts-Bedürfniffe auf eine mäßige Holz-Confumtion, fo mie 
auf bie in ben nädften zehn Jahren bevorftehenden nothwendigen Bauten, 
Rückſicht zu nehmen, 

und mit befländiger Berüdfihtigung ber Vorfchriften Diefes Sphen haben die forft- 

verftändigen Zaratoren bei ben Gütern nachſtehendes zu beobachten: 
Zur Abſchätzung der Gutshölzungen und richtigen Würdigung ihres wahren 
Werthes werden folgende Regeln im Allgemeinen biemittelft feftgefeht, und es 
muß dabei der Einficht und Erfahrung bes beftellten Forſttaxanten überlaffen 
bleiben, welche berfelben bei jedem Gute zur Anwendung zu bringen ift, und ob 
nicht auf einem und bemfelben Gute, ja felbft für jede vorhandene Holzart, eine 
befondere Berechnungsart erforberlid wird, 

Die Berechnung des Werthes der Hölzung muß fi immer auf Die vor- 
züglichfte Nugungs»Art berfelben begründen, unb der Taxant bat allemal diejenigen 
zu wählen, wodurd den Waldungen forftwifienfchaftlih, mercantiliih und politifch 
ber höchſtmöglichſte Geld=- Ertrag abzugewinnen ſteht. Er muß biebei die Be— 
fhaffenheit, das Alter und bie Nugbarkeit des Holzes, die örtlichen Verhältniſſe, 
jetige und vorauszufehende Fünftige Conjuncturen, Möglichkeit des Abſatzes und 
geſetzliche Beſtimmungen, in Hinſicht der Benugung der Hölzung überhaupt reif- 
li erwägen und gehörig berüdfichtigen, ohne fich jedoch von chimärijchen been 
leiten zu laſſen, und Berechnungen aufzuftellen, die nicht burd bie Wirklichkeit 
realifiret werden können. +Läßt fih nun zwar nicht für jeden denkbaren Hall eine 
Vorſchrift entwerfen; fo follen doch folgende Regeln im Allgemeinen zur Keitung 
bienen, welche bei veränderten Berhältniffen, darnach modiflcirt, denſelben ange— 
paßt werben müjlen. 

Die Waldung eined Gute, oder bie verſchiedenen Holz-Arten derſelben können 
in Hinſicht ihres Alters folgender Art fein, und es müſſen zu ihrer Werthbe- 
ftimmung folgende Berechnungs-Arten angewandt werben: 
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1) wenn das haubare, ſo wie das noch nicht haubare jüngere Holz in einem ſolchen 


Verhältniſſe ſteht, daß ein jährlich gleicher nachhaltiger Holzertrag zu erwarten 
iſt; fo iſt von dem beſtellten Forſttaxanten zuvor reiflich zu erwägen, ob 
A. eine jährlich nachhaltige Revenüe aus ber Hölzung, ober 
B. ein möglicher fofortiger Gapital- Abtrag aus dem haubaren oder zunächſt 
haubaren Holze, in peruniärer Hinſicht, den größten Ertrag giebt. 

Im erften 
ad A. beregten Falle, welcher auch dann ohne weitere Rüdficht anzunehmen fteht, 
wenn die Waldung fo bedeutend ift, Daß ein größerer Holz⸗Abſatz, als ber jähr- 
liche nachhaltige Ertrag, nad Abzug des Bebarfs, mit Sicherheit nit voraus- 
zuſehen iſt, wird der jährliche nachhaltige Holzertrag der Waldung, nad ben 
Grundſätzen der Forſttaxation, unterſucht und berechnet. Dieſer ausgemittelte 
nachhaltige Holzertrag iſt, nach dem in ber Gegend Statt gehabtem Durchſchnitts⸗ 
Preiſe der letzten 10 Jahre, zu Gelde anzuſchlagen und, nach dem Zinsfuße zu 
5 pro Cent, der Capitalwerth der Waldung zu berechnen. 

Fällt aber, nah gehöriger Beachtung aller früher angegebenen Rüdfichten, 
bie Entfcheidung für den ad B. erwähnten Fall aus; fo iſt das Eapital, weldes 
aus dem Verkaufe Des fofort zu vesjilbernden Holzes gewonnen werden Tann, 
zufammt demjenigen, welches nad) Dem aus ber übrigen Hölzung noch zu erwar⸗ 
tenben jährlichen Revenüenertrag zu berechnen sit, ale der Werth der Waldung anzufehen. 


2) Findet fih ein größerer Vorrath von haubarem Holze, ale es das Verhältniß 


3) 


4) 


ber jüngeren Beflände erforbert; fo fit ein fofortiger verhältnigmäßiger Abnutz 

aus dem hbaubaren Holze zu erwarten und zu berechnen, und Demfelben, das 

aus den fonftigen jährlihen Revenüen abzurechnende Kapital, zuzurechnen, ſo 
wie ſolches oben ad 1. B. angegeben worden. 

Iſt nur wenig haubares aber mehr junges Holz vorhanden; fo iſt zuvörderſt 

zu unterfuchen und zu berechnen, 

A. wie groß bas, nach dem jährlichen Revenüen-Ertrage ber Hölzung und ihrer 
Nebennugungen zu berechnende Capital ıft, wenn von den jungen Waldungen, 
nah dem Verhältniß bes älteren Holzes, fo viel hinzugenonmen wird, Daß 
ber Holz-Ertrag gleich und nachhaltig bleibt. 

B. Welchen Capital-Abnutz der übrige Theil der jungen Walbungen — bie 
nicht zur Productrung des nah A. auszumitielnden jährlichen nachhaltigen 
Ertrages erforberlih find — zur Zeit feiner eintretenden öconomiſchen Hau— 
barkeit gewähren wird — und endlid) 

C. wie groß die Summe ift, welche, wenn fie jeht zinsbar zu 5 pro Cent 
belegt wird, mit Zinfen und Zmwijchen-Zinfen zur Zeit, wenn jener Capital- 
Abnutz aus ten jegt jungen Waldungen eintritt, bem baaren Ertrage der⸗ 
felben gleich iſt. 

Iſt dieſes alles gehörig unterjucht und berechnet; fo wird ber jeht an- 
zunehmende Gapitalwerth der Waltung, durch die Addition des nah A. und C. 
berechneten Kapitals bewerfftelliget. 

Befteht die Guts-Waldung aus bloß haubarem Holze, fo bat ber Zarator, 

nad reifliher Erwägung aller fhon mehr erwähnten Nüdfichten, zuvor gu er= 

mäßigen, ob ber Abjah dieſes Holzes am vortheilbafteften oder füglichſten 

A. fofort in einem Sabre, ober 

B. — zum Theil ſogleich, das übrige aber nach Verlauf einiger Zeit, oder 
endlich 

C, während eines gewiſſen Zeitraums von Jahren, und zwar jährlich in einem 
gleichen Quanto, bewerfftelliget werben Tann. 

Muß und kann ber Abtrag und Verkauf des Holzes nah A. fogleih im erften 
Jahre geſchehen; fo if, nach genauer Abſchätzung befjelben, Die Durch den Verkauf 
zu erlöjende Summe zu berechnen und als Bapitalwerth der Waldung anzunehmen. 
SR aber nad B. nur ein Theil bes haubaren Holzvorraths jeht gleich, bas 
Vebrige aber erft nach Verlauf einer gewiflen Zeit, als abſetzbar zu rechnen; fo wird 
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a. das aus dem ſofortigen und 

b. das aus dem demnächſtigen Verkaufe bes Holzes zu erlöfende Capital — nach⸗ 
bem von ledterem der Zuwachs binzugenommen — berechnet, aud ferner 

c. ebenfalls durch Berechnung dasjenige Capital ausgemittelt, welches — wenn es 
jest zu 5 pro Gent zinsbar angelegt wird — mit Zinfen und ZwifchensZinfen, 
zur Zeit ber 2ten Hauptnußung, dem daraus erfolgenden baaren Ertrage gleich ift. 

Der anzunehmende Werth der Outshölzung entfteht fodgnn durch bie Abbition 
des ad a. und c. beredjneten und ausgemittelten Capitals. 

Kann der Abſatz des haubaren Holzes nah C. nur am füglichften während 
eines gewiffen Zeitraums von Jahren und zwar gleihmäßig jährlich gefchehen; fo it 

a. zu ermäßigen, in mie viel Fahren ber Abtrieb und Abſatz Heſchehen Tann, 

b. Forfttarationgmäßig zu unterfuchen und zu beilimmen, wie groß während bDiefes 
Zeitraums ber jährliche Ertrag fein wird, und 

ce. zu berechnen, wie groß am Ende dieſer temporellen Rugung Der ganze baare 
Ertrag beffelben if, wenn außer den fämmtlidhen Aufkünften, bis zu dieſem Zeit- 
puncte Zinfen und Zwifchen- Binfen berfelben zu 5 pro Cent mit in Aufred- 
nung kommen. 

Sit diefes ad e. berechnete Capital ausgemitteltz fo ergiebt diejenige Summe, 
melde jeht zu 5 pro Cent zinebar angelegt, mit Zinfen und Zwiſchen-Zinſen, 
zu Ende jener temporellen Nußung, der ganzen Auffunft berfelben gleich ift, ben 
anzunehmenden Capitalwerth der Waldung. 

5) Befteht nun endlich die Waldung bes Guts aus bloß jungen noch nicht haubaren 
Holz-Beſtänden; fo find folgende Unterfuchungen und Berechnungen zur Werth 
Beftimmung derfelben anzuwenden und erforberlidh: 

A. welchen baaren Abnutz die Hölzung, fowohl aus den demnächſtigen Zwifchen- 
Nutzungen, als auch durch Abtrieb zur Zeit ber Haubarkeit der Beſtände, 
in der Folge gewährt, 

B. zu welchen Zeitperioben dieſe Nutzungen, nach Berfehiedenheit bes Beltandes, 
fo wie ber für fie feitzufeßenden Umtriebszeit eintreten werben, und endlich) 

C. welchen Capital- Werth jeder diefer, mehr oder weniger entfernten baaren 
Nudungen, jest hat, wenn angenommen wird, daß ein jeht zu 5 pro Gent 
belegtes Capital mit Zinfen und Zwifchen-Zinfen, zur Zeit ihres jebesmaligen 
Eintritts, derſelben gleich if. 

Iſt dieſes alles gehörig ausgemittelt; fo giebt bie Summe aller nad C. be⸗ 
rechneten Capital- Werthe fümmtlicher früher oder fpäter erfolgenden Nutzungen ben 
anzunehmenden Werth der Guts- Waldung. — 

Dies find Die vorzüglichſten Regeln, morauf die Werth «Berehnung der Guts- 
MWaldungen zu begründen iſt. Es verfteht fih Dabei übrigens von felbft, Daß bei 
allen diefen Berechnungs-Arten, dem Werthe der MWaldung. noch basjenige Kapital 
hinzuzufügen ift, Deffen Zinfen zu 5 pro Cent dem jährlih wahrfheinlichen Ertrage 
der Neben⸗Nutzungen alas Werde, Jagd, Maft, Lohe, Torf ar. gleih if. Nachdem 
‚auf diefe Art der pofitive Werth der Waldung berechnet worden, fo ift ber jährliche 
Gutsbedarf an Bau, Nutz⸗, Pfahl-, Brenn- und Bufchholz zu Gelde anzufchlagen, 
und die andern wahrſcheinlich nöthigen Ausgaben für Aufficht und Wartung ber 
Hölzung, an Eultur- und Grabe-Koften, an Schlage- und ZTorfiteher- Lohn dazu zu 
rechnen, Hierauf ift das negative Capital zu berechnen, beffen Zinfen zu 5 pro 
Cent jener Summe gleih ift, und biefes von dem pofitiven Capital-Werihe ber 
Waldung abzuziehen. Der dann bleibende Net ift als der wirklich) wahre Capital- 
Merth der Hölzung anzunehmen. 


Inſtruction für die, bei den in Eoncurs gerathenen Landgütern 
adhibirten, landwirthſchaftlichen Taratoren. 
Bei ber vorzunehmenden Abſchäzung des Werths ber Landgüter quaest. nad 
ihren Grundſtücken, Häuſern ꝛc. haben die beeidigten Taxatoren folgende Zu 
fich vorzüglich zur Richtſchnur dienen zu laſſen: 
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$. 1. Die bei ber Directorial-Vermeſſung hieſfiger Sande ausgemittelte Guts⸗ 
Grundfläche foll, mit Nüdficht auf etwa eingetretene Veränderungen, zur Gruntlage 
ber Abſchätzung dienen. 

$. 2. Allein Die eigentlirhe Bonität des Aders fol nur nah dem mahren 
Korn-Einfall, in ber Maaße, wie bem Urtheil der Zaranten zufolge, auf dem zu 
fhäßenden Gute wirflid geſäet werden muß, und bie Heufuder- Zahl nad 
dem wirklichen Stande der Gewinnung deſſelben beftimmt werten. 

$. 3. Bei Feſtſetzung der Korn-Preiſe fol, bis auf anderweitige Landesherr⸗ 
liche, mit Zuziehung der Landſtände vorzunehmenbe Beftimmung, ber Durchſchnitts⸗ 
preis der leßtverfloffenen 30 Sahre, in den Städten Rojtod, Wismar, Schwerin, 
Boitzenburg, Pardim, Demmin und Fürſtenberg, und zwar bei bem zu tarirenden 
Gute folder Durchſchnittspreis aus berjenigen von ben benannten 7 Städten zur 
Norm angenommen werben, welche dem Gute entweber zunächſt belegen ift, ober auch 
für daffelbe die gewöhnlich am vortheilhafteften Marftpreife bat. 

$. 4. Bei der Abſchätzung fol auf mögliche Fünftige Verbeflerungen, oder auf 
beitehende Einrichtungen, bie feinen daurenden, fihern und reinen Ertrag geben, nicht 
gejehen werben. 

$. 5. Wohl aber fol die Wohnung, fo weit fie nicht nothwendig zur Be— 
wirtbichaftung des Gutes gebraudt wird, billig veranfchlagt, und ein Mangel oder 
verfallener Zuftand der Gebäude in Abrechnung gebradt werben. 

$. 6. Nach ausgemitteltem Brutto -Ertrage fol, zur Ausfindung bes reinen 
Ertrags, erſtlich Ein Korn zur Einfaat, und dag, als Drefeherlohn abzugebende Korn, 
Dann aber außerdem alle Abzüge ganz jpeciell, und für das zu ſchätzende Gut spe- 
cıfice nad) deſſen Bedürfniffen berechnet werben, 

$. 7. Bei biefer jedesmaligen fperialen Berehnung find folgende Fragen genau 
zu beachten: 

Wie viele Menfchen bedarf dies Gut zu feiner Bewirthſchaftung? Was koſtet 
ihre Unterhaltung? und ihr Lohn? Wie viele Anfpannung bedarf es? Was koſtet 
der Unterhalt jedes Gefpannes an Futterkoſten, an Geſchirre, am Beſchlag ꝛc.? 

Wie viel betragen Die gleihfale vom Brutto» Ertrage abzurechnenden Zinfen 
som Gapital-Werth des Inventarn? 

Wie viel betragen die Koften der Unterhaltung ber Gebäude, nach den befonderen 
Berhäftniffen Des vorliegenden Gutes, je nachdem es die Baumaterialien ſelbſt befigt 
oder nicht? 

$. 8. Un öffentlihen Laften follen, bis auf weitere Landesherrliche Verordnung, 
für Die Hufe Siebenzig Rthlr. NZwor. abgerechnet werben, 

$. 9, Endlich muß ber Meberreft des Ertrages nad dem Zinsfuße von fünf 
pro Cent zu Capital gefchlagen werben. 


Eid des zur Abfehägung der in Concurs geratbenen Landgüter 
beftellten 1) landwirthſchaftlichen 
2) forftverftändigen 
Taxators. 

Ich N. N. gelobe und ſchwöre einen körperlichen Eid zu Gott und auf ſein 
heiliges Wort: 

Nachdem, auf höchſte Anordnung des Durchl. Fürſten und Herrn, Herrn Friede⸗ 
rich Franz, Souverainen Herzogs zu Mecklenburg ꝛc. 30. zur landwirthſchaftlichen 
(forſtmäßigen) Taxirung und Abſchätzung der (Hölzungen auf den) in Concurs ge- 
rathenen Landgütern in den Medlenburgifihen Herzog-, Fürſtenthümern und Lanten, 
id mit berufen und angenommen bin, Daß ich bei folder mir aufzuiragenden und 
anzuvertrauenden Taxation allewege aufrichtig und reblih zu Werke geben, Darunter 
niemand zu Liebe oder Leibe handeln, mit niemand, er fei, wer er wolle, conniviren, 
mich auch Durch Feinerlei Anlaß, am wenigiten durch Berbeißungen, Drohungen, Ge- 
ſchenke und ‚Gaben von einem reblichen ober rechtlichen Verfahren bei folder Taxirung 
abwendig machen laſſen, vielmehr nach ber. mir vorgelefenen, auch in Abſchrift zuge- 
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ſtellten Taxirungs⸗Inſtruction mich nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ſtets unauf- 
hältlich achten, und überhaupt dabei mich ſo verhalten will, als einem erfahrnen und 
redlichen Landwirthſchafts- (Forſtwirthſchafts-) Verſtändigen, auch ehrliebenden Manne 
wohl anſtehet, eignet und gebühret, und wie ich ſolches vor Gott, meinem eigenen 
Gewiſſen und Jedermann alle Zeit zu verantworten mich getraue. So wahr mir 
Gott helfe durch unſern Heiland Jeſum Chriſtum! 


1694. Bon den Proceſſen, in welchen der Gemeinſchuldner Kläger 
ift. 24. März 1813. 

Sriederih Franz 3%. Unfern sc Durd bie Anordnung im $. 9. Unfrer 
Sonftitution vom 31, März 1812, wegen möglichfter Abwendung der Concurfe, dag 
bie Special» Proceffe fiftiret, aud übrige, den Umfländen nad, nöthige Sicherheits- 
Berfügungen getroffen werden follen, ift ed dem Ermeflen Unferer Gerichte überlaffen 
geblieben, auch wegen derjenigen Procefje, worin ber Debitor communis Kläger 
if, das, zu feinem und feiner Gläubiger Beten, Erforberlihe zu reguliren; mithin 
in Fällen, wo durch Berfäumung in ſolchen Procefien Nachtheil entftehen könnte, den 
Adminiftrator zu Beforgung des Nöthigen, durch einen Special-Sadhmwalt, oder, ben 
Umftänden nah, durch ben Schulöner felbft, anzuhalten; fo wie auch bie eimanigen 
Zablungsmandate zwedmäßig einzurichten. Habens, auf euren Vortrag vom 20. 
d. M., euch alfo anfügen wollen, und verbleiben 0. Gegeben x. Schwerin, ben 
24. März 1813. 

An die ZuftizsGanzlei hieſelbſt. 


1695. Bon Anfekung des Vergleichstermins und Beziehung dess 
felben per mandatarınm. 37. April 1813. 

Srieberih Franz 30 Unſern 20. Es bleibt euch, auf euer Gefuh vom 
10. d. M., um Erläuterung ber SS. 8. und 10, Unfrer Eonftitution vom 31. März 
1812, im Betreff ber Abwenbung der Eoncurs = Eröffnungen, biemit überlaffen, in 
einzelnen Fällen, wenn ihr, eintretender Umftände halber, ben Termin von A Wochen 
zu kurz findet, benfelben angemeifen weiter binauszurüden. 

Am übrigen finden Wir nicht gerathen, an den vorfichtigen und beftimmten Vor⸗ 
fögriften im $. 10. etwas abzuändern, ober weiter über bie Vollmachten, und daß 
bie Mänbatarien folche neben ihrer Inſtruction dem Gerichte eröffnen follen, zu ver⸗ 
ordnen, und vertritt Die im gedachten Spho vorgefchriebene eigenhändige Erklärung, 
für den Ball der gänzlichen Bergleihd» Ablehnung, die Stelle der Special- Bollmadt, 
Wornach ꝛc. Und Wir ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, ven 17. April 1813, 

Srieberid Franz. 
An die Juftiz= Ganzlei zu Schwerin. 


1696. Bon dem Nechte auf bie Früchte der einzelnen Concurs⸗ 
güter. 25. Mai 1813. 

Friederich Franz 3. Unſern ꝛc. Zu eurer Nachricht und Nachachtung geben 
Wir euch aus dem abfchriftlihen Anſchluſſe zu erfehben, was Wir heute an Unfer 
Hof⸗ und Landgericht in Güftrom, im Betreff der Berechnung ber Früchte und fon- 
fligen Nugungen eines Grundſtücks oder einer fonft fruchttragenden Sade, während 
der Adminiftration, vor formeller Concurs» Eröffnung erlaffen haben, Wir vers 
bleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 25. Mai 1813. — 

Friederich Franz. 
An die Juſtiz-Canzleien zu Schwerin und 
Roſtock. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern sc. Wir laſſen euch auf eure Anfrage vom 
3. Febr. d. J. wegen Verwendung ber, während ber Adminiſtration, vor formeller 
Concurs⸗Eröffnung, rückſtändig gebliebenen Früchte, hiemit in Antwort unverhalten 
fein: daß die Früchte oder ſonſtige Nutzungen einer fruchttragenden Sache, im Con- 
curſe ber Creditoren und bri eintretender Maſſen-Separation, von ber Zeit an, we 
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der Gemeinſchuldner ſie zu genießen aufhöret, denjenigen Gläubigern gebühren, welchen 
die fruchttragende Sache ſelbſt zugeſprochen wird. Wornach ꝛc. Schwerin, den 
25. Mai 1813. 

An das Hof: und Landgericht zu Güftrow. 


41697. Bon Actenverſchickung im Concurfe 6. April 1814. 


Sriederih Franz 2%. Unfern sc. Was von Unferm Hofe und Landgerichte, 
zur Entſcheidung ber Trage, über Verſchickung ber Acten in ben, nad Unferer Con— 
ftitution vom 31. März 1812 zu behandelnden Debitfachen vorgeftellet und darauf 
von Uns heute zur Refolution ertheilet worden tft, das communiciren Wir euch hie- 
neben in Abfhrift zu eurer Nachricht, und verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, 


ben. 6. April 1814. 
Friederich Franz. 
An die Juſtiz-Canzlei hieſelbſt und zu Roſtock. 


Sriederih Franz 20. Unfen ꝛc. Wir ertbeilen euch auf eure Anfrage 
vom 30. v. M., im Betreff der Actenverfendung in ben nad) Unferer Eonftitution 
vom 31. März 1812 zu behandelnden Debit- Sachen, hiedurch folgende Refolution. 
Zu Erfenntniffen über den Indult findet gar Feine Verſchickung Statt; bei denen hin- 
gegen, fiber Miderfprüche gegen Remtffiong- Vergleiche, mithin in dem Fall des S. 16. 
Unferer befagten Conftitution, Tann die Berfhidung fodann, wenn alle Gläubiger 
baranf antragen, zugelaffen werden, und zwar auf deren Koſten. In den ührigen 
von euch sub 1, 3 und A. angegebenen Fällen aber in der erften Inſtanz auch nicht, 
fondern nur bei folhen Remediis gegen euren Ausſpruch, welche nad ber Beftim- 
mung des Sphi 21. gedachter Conſtitution keinen GSuspenfiv-Effert haben. Wor- 
nach ıc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 6. April 1814. 

An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1698. Wahrung des Nechts der Gläubiger durch die Eoncurs: 
gerichte. 23. Tan. 1815. 


Srieberih Franz ꝛc. Uufern ꝛc. Es ift Unferer Regierung bemerklich ge» 
worben, bag bie zur Abwendung übereilter Concurſe unterm 31. März 1812 erlaffene 
Gonftitution in manchen Fällen von den Schuldnern oder ihren Sachwälden gemiß- 
brauchet und, zum höchſten Nachtheil ber Gläubiger, dahin benußet wirb, Daß jene, 
bloß durch einen allgemeinen Bezug auf die erwähnte Conftitution und deren Wohl- 
thaten, fih nur augenblidlicher Berlegenheit zu entziehen, und ben Ereditoren bie Ver- 
folgung ihrer Rechte ohne nugbaren Erfolg zu erſchweren willen. 


Ein ſolches Verfahren zu dulden, Tieget nicht in dem mwohlthätigen Zwecke bes 
Geſetzes. Wir haben dadurch nur ben vermögenden Schuldner gegen unzeiliges Ans 
dringen feiner Gläubiger ſichern, keinesweges aber Ießtere Der bloßen Laung und ben 
Aufzüglichfeiten der Debitoren Preis geben wollen. Auch giebt bie Borfchrift ber 
$. $. 17, 18. ber Eonftitution den Gerichten hinreichende Beranlafjung, foldem Un- 
weſen zu fteuren. Denn das Berfahren nad) dem $. 17. ſetzet ausbrüdlid voraus, 
bag Feine Siſtirung ber Procefie erfolge, mithin Die Gläubiger, während befielben, in 
Berfolgurg ihrer Rechte nicht behindert werben. Und wenn auch im 8. 18. es ben 
Gerichten überlaffen ift, ben Umftänden nach, die $. $. 3. oder 8, seq. zur Anwen« 
bung zu bringen; fo verfteht es fich Doch allemal von felbft, daß berjenige Schuldner, 
welcher, während bes einzuleitenden Verfahrens, bie Siftirung ber Proceſſe bewirfen 
will, feine Intention beftimmt angeben und die Dualification zu ber beabfichtigten 
Einleitung, mittellt gehöriger Befcheinigungen, dem Gerichte glaubhaft nachweifen müſſe, 
als welches grade der Hauptzweck ber im $..18. unbebingt vorgefehriebenen erften 
alleinigen Bernehmung bes Schuldners iſt. 

Wir verbleiben 3. Gegeben ıc. Schwerin, ben 23. San. 1815. 

An die drei Landesgerichte separatim. 


442 Juſtizſachen. Civilproceß. 


1609. Actenverſchickung zur Einholung von Prioritätsurtheln. 
24. Jan. 1816. 

Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Es find die großen Nachtheile, welche 
durch bie bisherige Verſchidung der Acten, zur Einholung ber Prioritäts-Erfenntnifle 
in ben Debitwefen, theils wegen ber Unfunde ber auswärtigen Urthelsfafler mit dem 
biefigen Ereditwefen, ben Landesgefegen und ihrer Anwendung, theils wegen bes Ber- 
zugs und ber bedeutenden Koften ber Greditoren erwachſen find, zu Unferer Kenntniß 
gefommen. 

Wir wollen zur nöthigen Beſchränkung oder gänzlichen Abftellung Diefer Verſen⸗ 
Dungen, nad) eingeholtem ratbfamen Erachten und Bedenken Unſrer getreuen Ritter- 
und Landſchaft, eine allgemeine gefeglihe Vorſchrift ergehen laſſen. 

Zur Verhütung fortdauernder bedeutender Nachtheile wird euch hiedurch aufs 
gegeben: 

einftweilen unb bis auf weitere Unfre Verordnung in Concurss Fällen bie 
Arten zur Einholung der Privritäts = Erfenntniffe, aller etwanigen darauf ge= 
richteten Anträge ungeachtet, nicht zu verfdiden, ausgenommen, mo bie Ur⸗ 
ſachen in den Perfonen des Gerichts Tiegen möchten. 

Dagegen bleibt es einzelnen ®läubigern, nach wie vor, frei, nad) ein⸗ 
gelegten Rechtsmitteln gegen Prioritäts- Erkenntniffe, auf Verſchickhung der 
Acten nad auswärtigen Facultäten anzutragen. 

Wornach ꝛc., und Wir verbleiben ze. Gegeben ı. Schwerin, ben 24. Ta- 


nuar 1816. 
Friederich Franz. 
An bie brei Lanbesgerichte, 


1700. Zaration aller Gutswaldungen zur Abwendung von 
Concurſen. 2 Oct. 1816. 

Friederich Franz ıc. Wir finden Uns, nad) eingefordertem rathfamen Er- 
achten Unſerer Ritter- und Laudſchaft, gnädigft bewogen, den 8. 5. Litt. a. Unferer 
Gonftitution vom 27. Sebruar 1813, wegen ber zu den Concurs-Abmwendungen anzı= 
ordnenden Vermögens - Tarationen, dahin zu erläutern unb näher zu beflimmen: daß 
nicht allein das baubare Holz, wenn es binnen ben nächſten Zehn Jahren einen 
fihern Ertrag erwarten läßt, fondern überhaupt alle und jede Guts⸗Waldungen, ohne 
Unterſchied ber Größe ober des Beftandes, mit zum Anfchlage kommen follen. 

Wornach ſich ein jeder, infonderheit bie forfiwirthfchaftlichen Taratoren, zu achten. 
Gegeben 1. Schwerin, den 2. October 1816 

Friederich Franz. 


1701. Beſchränkung der Actenverſchickung zur Einholung von 
Prioritätsurtheln. 16. Jun. 1818. 

Friederich Franz ꝛc. Die großen Nachtheile, welche durch die bei Priorität- 
Erkenntniſſen der. Landesgerichte vormals zugelaſſenen Acten-Verſchickungen an aus 
wärtige Juriſten-Facultäten, wegen deren Unbekanntſchaft mit den hieſtgen Landes⸗ 
Geſetzen und Gebräuchen, entſtanden ſind, haben Uns bereits unterm 24. Jan. 1816 
zu einer vorläufigen Inhibition an die Landes⸗Gerichte bewogen. Die zugleich ein- 
geleitete Verhandlung zu einer ſolcherhalb nöthigen beftändigen landesgeſetzlichen Bor- 
fhrift hat dahin geführt, daß von Unſerer auf dem Sternbergfchen Landtage ver⸗ 
fammelt gewefenen getreuen Nitter- und Landſchaft der heilfame Zweck anerkannt unb 
zu deſſen Erreihung eine allgemeine Conftitution aferunterthänigft in Vorſchlag ge- 
bracht worden. 

Nah folhergeftait vernommenem rathfamen Bedenken und Erachten linferer 
Ritter⸗ und Landſchaft verordnen Wir hiedurch Folgendes: 

1) In ben bei den Landes» Gerichten anhängigen Concurſen ſoll bie Einholung ber 

Priorität Erlenntuiſſe son Juriſten⸗Facultäten, und bie —— der Acten 

zu dieſem Zwecke nie anders Statt finden, als wenn 
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a. von allen Gläubigern einſtimmig darauf angetragen wird, oder wenn 
h. bei eintretendem Unſerem Landesherrlichen Intereſſe wenigſtens Die Hälfte ber, 
nach der Summe ihrer liquidirten Forderungen zu berechnenden Creditoren dar⸗ 
auf antragen wird, in welchem Falle jedoch die Actenverſendung auf Koſten 
der Bittenden geſchehen muß. 

2) In denjenigen Fällen, wo in dem Landes⸗-Gerichte entweder eine nicht zu 
hebende Stimmengleichheit entſtehet, o der auch einige Mitglieder des Gerichts 
zu ſtimmen geſetzlich behindert find, dergeſtalt, daß nicht wenigſtens drei ſtimm⸗ 
fähige Mitglieder übrig bleiben, ſoll das Prioritäts-Erkenntniß dennoch von 
feiner auswärtigen Juriſten⸗Fakultät, ſondern nad Ermeſſen des Dirigenten von 
einer Unferer Juſtiz⸗Canzleien und ber Juſtiz⸗-Canzlei zu Neu-Strelid, oder von 
ber Juriſten⸗Facultät zu Roſtock eingeholet werden. Dieje Behörden find ver- 
pflichtet,, ſich dergleichen Anträgen unweigerlich zu unterziehen, babei aber auf 
das Berhältnig bloßer Spruch⸗Collegien zu befchränfen. 

3) Dagegen bleibet, nad) eingelegten Rechtsmitteln gegen Die Priorität s Erfennntniffe . 
Unferer Zanbess Gerichte, Die Berfhidung der Acten an auswärtige Juriſten⸗ 
Barultäten — in fo fern fie nah Eröffnung bes Ober- Appellationg - Gerichtes 
annoch zuläffig fein wirb — nad wie vor unvermwehret, 

Hiernach Haben Unſere Kandes= Gerichte und fonflige Behörden fowohl, als 
bie intereffirenden Parteien fi anf das genauefte zu richten, 
Gegeben vw. Schwerin, den 16. unit 1818. 
Friederich Franz. 
kandesherrliche Verordnung 


wegen aufzuhebender Acten-Verſchickung bei 
Prioritäts⸗Erkenntniſſen der Landes-Gerichte. 


1702. Bon den Anträgen auf Actenverſchickung bei Prioritäts—⸗ 
urtbeln. 23. Zul. 1818. 
Friederich Franz sc. Unſern 2. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
20. d. M. im Betreff ber zu befchränfenden Acten-Berfhidungen bei Prioritäts-Er- 
kenntniſſen der Zandesgerichte hiedurch zum Befcheide: dag bie Einwilligung zur Ver— 
ſchickung ber Acten entweder von den Principalen felbft oder mindeſtens von ihren 
specisliter ad hunc aclum legitimirten Sachwälden abgegeben werden muß. 
Wornach x. Gegeben c. Schwerin, ben 23. Zulii 1818, 
Ad Mandatum Serenissimi proprium, 
Großherzogl. Mecklenb. zur Regierung verorbnete Präfibent, 
Geheime» und Räthe. 
An die Yuftiz: Canzlei zu Roſtock. 


1703. Zahlung a Auffünfte ons dem Debitwefen anf Abfchlag 
der Zinfen. 6. Dct. ISIS. 

Triederih Franz ꝛc. Wir finden Uns zur Einführung eines gleichmäßigen 
Gerichts - Gebrauchs in Unfern Landen bewogen, die particulaire Borfchrift des Sphi 
20, f. der Sinterimd-Drdnung für Unfere Rieder-Gerihte vom Jahr 1770 hiedurch 
wieber aufzuheben, fo daß hinfüro Die Auffünfte aus den Debitweſen nicht weiter, 
wie in gedachtem Fpho 20 f. verordnet ift, auf Abſchlag der Haupt-Summe, ſondern 
auf Abſchlag der —5— gezahlt werden ſollen; und haben ſämmtliche Gerichte in 
Unſeren Landen nach dieſer veränderten Beſtimmung ſich forthin aufs genauefte zu 
achten. — u. Schwerin, ben 6, Octbr. 1818, 

Friederich Franz. 


1704. Jortbeſtand ber Conſtitution vom 3L März 1812. 
29. Jan. 


Krieberih Franz at. Nach vernommmenem rathſamen Erachten Unſerer ge⸗ 
treuen Stände verordnen Wir und machen hiedurch gemeinkündig: daß bie unterm 
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31. März 1812 wegen Abwendung ber Concurſe erlaſſene Couſtitutivn, ber inzwiſchen 
verfügten Aufhebung bes General⸗Indults ungeachtet, einftweilen noch fortbeftehen fol. 
MWornad sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 19. Jannar 1829. 
Sriederib Franz 


1705. Conftitution über Eröffnung und Abwendung von Euncurfen, 
17. Dec. 1834. 

Sriederih Franz ıc. Auf rathfames Bedenken Unferer getreuen Stände 
wirb Die, in Folge außerorbdentliher Zeitverhältniffe erlaffene Conftitution vom 
31. März 1812 hiemittelft aufgehoben, und Dagegen — zu dem Hauptzwecke unge- 
hemmter creditorifcher Rechtsverfolgung, fo wie ber Erhaltung und Beförderung bes 
Real» und Perfonal- Credits — gefammten Unfern Gerichten, mit, Einfluß berer 
der Stabt und Herrſchaft Wismar, für die erforberlihen Einleitungen zur Er- 
öffnung oder Abwendbung eines Concürſes — mit Ausnahme der Bälle einer 
erblofen Erbihaft und reines entwichenen Schuldners — bis zu einer umfallenderen 
befinitiven Gefeßgebung ein Verfahren in Grundlage ber nachflehenden Anordnungen 
vorgeſchrieben. 

$. 1. Es ſollen concursmäßige Einleitungen nach wie vor nicht von Amts- 
wegen erfolgen, vielmehr nur 

a. wenn der Schuldner ſelbſt ſolche Einleitungen nachſucht, 

b. auf den Antrag eines oder mehrerer andrängender Gläubiger, d. h. 
folcher, beren Fordernngen mindeſtens bis zu einem unbedingten Zahlungsbefehle aus— 
geklagt find. 

Diefer Antrag if 

1) ohne Weiteres begründet, fobald die Siſtirung einer Execution auf Die 
Sintervention eines andern Gläubigerd aus dem Grunde bevorzügter ober gleicher 
Erftigfeitsrechte erfolgt ift; fonft muß 

2) die Inſufficienz bes Schuldners ober fein gegenwärtiges Zahlungsunvermögen 
wahrfcheinlich gemacht werden. _ 

Hiezu genügt ſchon die Darlegung eines ober des anderen ber nachſtehenden 
Ihbatumftände: 

bag ed an ausreichenden beweglichen Erecutionsgegenftänden fehlt, oder ber Ere- 
cutor folche nicht ermittelt hat; 

daß bie BVollfiredung in benfelben durch geltend gemadte Eigenthums⸗ ober 
anderweitige nicht oben sub 1. erwähnte Anfprüde Dritter gehemmt wird; 

daß bereits ein Erecutionsverfahren auf Inſtanz eines andern Gläubigers aus 
Diefen Gründen erfolglos gewefen ift. 

Es bedarf mithin Feiner Nachweiſung von Seiten bes Gläubigers, baf Die, ihm 
jedod allemal unbenommen bleibende, Einleitung oder Verfolgung eines gemeinredht- 
lichen Erecutionsverfahreng in vorhandenen Immobilien oder ausftehenden Forderungen 
bes Schuldners nicht zu feiner Befriedigung führen könne. 

$. 2. Auf folde Anträge CS. 1. a. b.) find unausgefeht bie nachſtehenden 
Berfügungen zu erlaſſen. 

a. Die Vollſtreckung bereits verflgter Executionen tft zu hemmen. 

Neue Erecutortalen find nicht zu erfennen, vielmehr an deren Stelle un« 
bedingte Zahlungsbefehle ftatt der Berwarnung. 

b. Der Schuldner ift zur amtlichen Unterſuchung feiner Sufficienz und feines 
gegenwärtigen Zahlungsvermögens unter dem Nachtheile ber Eoncurseröffnung vorzu- 
laden, nad Befinden mit der unter gleichem Nachtheile erfolgenden Aufgabe, vorber 
einen vollſtändigen und belegten Activ- und Paſſivſtand einzureichen. 

c. Die nach ber Kenntniß bes Gerichts competenten Hypothefen- und Stabt- 
buchbehörben ſind zu benachrichtigen, daß einftweilen feine Eigenthumsübertragung ber 
Grundflüde des Schuldners, Teine Eintragung auf biefelben und Feine Umfchreibung 
feiner Activforderungen fait finde. Daneben finb von ihnen vollflänbige beglaubte 
Extracte über ben Schulbenftanb zu erforbern, 
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F§. 3. Es iſt nämlich 

a. dem Schuldner von Zeit feines Antrags ($. 1. a.) ober ber Inſinuation 
der Ladung ($.2.b.) bei Strafe der Nichtigkeit und des Betrugs geſetzlich unterfagt: 

jede Veräußerung über feinen gewöhnlichen Betrieb hinaus, 

jede ben Gläubigern nachtheilige Entfagung auf gegenwärtige ober Fünftige Erb- 
fchaften und Anfälle, 

jede Begünftigung einzelner Gläubiger, fo wie neuer Anleiher oder anderer Per⸗ 
fonen durch Zahlung, Berrüdung der Priorität ober auf fonflige WVeife, 

b. Dagegen erfolgen richterlihe Sicherheits - Verfügungen aller Art — nament- 
ih bie Inventur, Inhibitorien gegen Zahlungen an ben Schuldner, Berfiegelung, 
Sequeftration — fo wie eine öffentliche Bekanntmachung zur Zeit nicht von Amts⸗ 
wegen. Sie find jedoch, wenn ihre rechtlichen Erfordernifie in Beibalt allgemeiner 
Grundſätze von proviforifchen Verfügungen vorliegen, ebenfo wie in ben Fällen noch 
nicht eingetretener concurdmäßiger Einleitungen, auf den Antrag eines jeden bethei- 
ligten Gläubigers, ohne baf er bereits geflagt zu haben braucht, fo wie nach Befinden 
nur auf fummarifhes Gehör des Schuldners, zu erlaffen. 

8. 4 Die Zuziehung einzelner Gläubiger zu dem Linterfuchungs - Termine ded 
$. 2. b. ift nicht ausgefchloffen, und eben fo wenig der richterlihe Verſuch einer 
vergleichöweifen Niederlegung bes Schuldverhältniffes zum Zwecke Der Abmwendung 
des weiteren concurömäßigen Berfahrens ($. 6.) 

Es bat vielmehr 

a. das Gericht von Amtswegen eine ihm zweckmäßig erſcheinende Vorladung 
actenmäßig bekannter Gläubiger zu einem ſolchen, oder nöthigenfalls zu einem — 
nahen Termine, zu verfügen. 

b. Eine vom Schuldner mit Angabe feiner Vergleichsvorſchläge zu rechter Zeit 
nachgefuchte Vorladung dieſer oder anderer Gläubiger ſteht lediglich zum richterlichen 
Ermeffen; ihm bleibt jedoch unbenommen, das auch ohne Labung zuläffige Erfeheinen 
berfelben in dem einen oder dem anderen Termine außergerichtlich zu bewirken. 


⸗ 


e. Zu Vergleichsverhandlungen iſt der Schuldner unter dem Nachtheile der 


Eoncurseröffnung zu laden; bie Gläubiger find es unter bem anzunehmender Ein- 
willigung in die im Termine vom Gerichte zu machenden ober enblich zu regulirenden 
Vorſchläge. Solden Gläubigern, bie nah $. 25. ber ritterfähnftlihen Hypotheken⸗, 
nah $. 52, der Stadtbuch -Ordnung oder nach dem Inhalte fperieller Hypothefen- 
Ordnungen von Der Anmeldung ausgenommen find, iſt jedoch in ber Ladung das 
Erfcheinen nur freizulaffen. 

$. 5. Durch den, fpäteftens in einem Termine des $. 2. oder A, zuläffigen 
Antrag des Schuldners auf die Subhaftation eines oder mehrerer, 
nad) Befinden zu fequeftrirender Grundſtücke Fann ein weiteres concursmäßiges Ber- 
fahren ($. 6.) einftmeilen abgewandt werben. 

Auf die in einem foldhen Termine vorliegende Zuftimmung fämmtlidjer bis dahin 
anbrängender Gläubiger ($. 1. b.) tft eine ſolche Subhaftation zu verfügen, 

Sonft ift darauf, zwar ohne das Erforbernif ihres vorgängigen Gehörs, jedoch 
nicht anders Gerichismegen einzugehen, als wenn Feine überwiegende Bedenken gegen 
bie Sufficienz obwalten und, infonderheit in Beihalt der Ertracte bes 6. 2. c., eine 
dadurch zu bewirkende Befriedigung ſämmtlicher dieſer Gläubiger ſpäteſtens in bent 
auf Zuſchlag folgenden zweiten landüblichen Zahlungstermine nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich 

In * Fällen der Zuläſſigkeit einer ſolchen Subhaſtation iſt 

a. durch ein und daſſelbe Proclama 
ein Liquidations- und Productions-Termin in derſelben Maaße, als ſolcher unten 
$. 6. ec. vorgeföhrieben ift, unter Erſtredung auf Die Prioritätsdeduction ($. 6. d.), 
anzuberaumen ; 

daneben gefammten, mithin aud ben von ber Ladung ausgenommenen Oläubigern 
freizulafien, zum Zwecke einer endlichen Regulirung der Kaufbedingungen in Bu, 
felben oder nöthigenfalls in einem andern Termine zu erfcheinen, fo wie 
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ein demnächſtiger Verkaufs⸗ und ein Gleichbots⸗Termin anzuſchen. 

b. Die Subhaſtation erfolgt ganz wie im Concurſe und zu benfelben Rechtsfolgen. 

Dur einen Aufruf des Schuldners, weitere concursmäßige Cinleitungen ober 
die Eröffnung bes Concurfes felbft wird fie nicht gehemmt. 

Die Diftribution der Kaufgelder gejchieht allemal nach vereinbarter oder fofort 
richterlich feftzuftellender Priorität. 

e. Eben fo wie in Concurfen ift auch hier nur bei Landgütern ein Bot von 
Zweidrittel der anzuorduenden oder ber Creditvereins⸗ Taxe (F. 74. der Statuten) 
Bedingung des Zuſchlags in diem. Bei andern ländlihen Befitungen und allen 
ſtädtiſchen Grundflüden erfolgt derſelbe — einftweilen und bis zu einer Revifion ber 
Berordnung vom 27. Februar 1813 — auf einen jeden Bot, mit bloßem Borbe- 
halte des crebitoriichen Gleichbots. 

dd. Es iſt ein folder Berfuch ber Abwendung des meitern concurämäßigen VBer« 
fahrens verfehlt und baffelbe, jedod nur auf Antrag eines zur Zeit ber verfügten 
Subhaftation andrängenden Gläubigerd ($. 1. b.), einzuleiten, wenn 

fich hervorgiebt, dag für ihn Feine Ausficht fei, dadurch fpäteflens in dem auf 
ben reinen Zuſchlag folgenden zweiten Iandüblichen Zahlungstermine zur Befriebigung 
gu gelangen, oder 

auf den Berfaufstermin Fein Zufhlag ın diem erfolgt if. 

Das Geſuch des Schuldners um bie Subhaflation eines andern Grundſtüds if 
nur gegen neu andrängende Gläubiger ftatthaft. 

$. 6. Sobald die Befriedigung ſämmtlicher bis dahin andrängenden Gläubiger 
($. 1. b.) aus dem Vermögen des Schuldners oder eine anderweitige Zufrieben- 
ftellung berfelben actenmäßig vorliegt, ift das amtliche Verfahren, ſelbſt im Falle einer 
fih ergebenden Anfufficienz, mittelft Aufhebung der erfolgten concursmäßigen Ginlei- 
tungen, zu beendigen. 

Sonft hat das Gericht auf einen Termin des $. 2. oder 4, oder nach verfehlten 
Subhaftationsverfahren ($. 5.) — ohne Siftirung der Sperialprocefie und ohne Be⸗ 
ftellung eines gemeinfamen Anwalts — von Amtswegen zu verfügen: 

a. die erforberlihen volftändigen Siderheitsmaaßregeln ($. 3. b.) und eine 
öffentliche Bekanntmachung ber eingetretenen. Dispoſitionsbeſchränkung; 

b. die Zaration in Vorſchrift der Verordnung vom 27. Zebruar 1813, mit 
Ausnahme der im Erebit-Bereine befindlichen Güter. | 

e. Es find, wenn es nicht ſchon gefihehen ($. 5. a.), öffentliche Ladungen mit 
voller Wirkung eines Concursproclams und mit ber gefjeßlichen Ausnahme von ber 
Meldung ($. 4. c.) zu erlaffen, zur beſtimmten Anmeldung, fo mie zur Production 
der Driginalien und fonftigen fihriftlihen Beweismittel, unter dem Nachtheile der 
Abweifung von der Maffe und des Ausſchluſſes. 

d. Dur daſſelbe Proclama find zu einem demnächſtigen Vergleichetermine, in 
welhem unter letztgedachtem Nachtheile auch die Priorität zu deduciren ift, neben 
Freilaffung bes Erjcheinens an die von ber Meldung ausgenommenen Gläubiger, 
bie übrigen unter bem Nachtheile anzunehmender Einwilligung in die im Zermine 
Gerichtöwegen zu machenden oder enblih zu regulirenden Borfchläge vorzuladen, 
Sie dürfen durch Bevollmächtigte erfheinen, beren Ablehuungen ober Friſtgeſuche nur 
im Falle einer auf Widerfpruch gerichteten Specialvollmadht zu beachten find. Bloße 
ſchriftliche Erklärungen werden überall nicht berüdfichtigt. 

e. Der Schuldner ift zum Liquibationss oder einem befondern Termine zur 
beftimmt und ohne Vorbehalt abzugebenden Erklärung über Die Anmeldungen unter 
bem Nachtheile der Anerkennung, und zum demnächſtigen Bergleichstermine unter bem 
ber Concurseröffnung zu laden, 

Es bleibt ihm die Einreihung von Vergleicht - Vorfchlägen ober ber Antrag zu 
ihrer Regulirung in einem Termine unbenommen, falld ein folder nit von Amts- 
wegen anberaumt wird, . 

$. 7. Auf den Widerfpruh auch nur eines Gläubigers im Bergleichstermine 
erfolgt in Der Regel bie Eoncurseröffnung. 
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Es iſt nämlich 

a. künftig jeder richterliche Zwang ſowohl zu einem Nachlaſſe, als auch zu einer 
Stundung gänzlich, mithin auch für fämmtliche Fälle biefer Verordnung, ausgeſchloſſen, 
und eben fo 

b. jeder landesherrliche Indult gegen von der Meldung ausgenommene 
Gläubiger (S. A. e.). Der Schuldner hat zur Abwendung ber Eoncurseröffnung 
ihre Einwilligung fpäteftens im Vergleichstermine darzulegen. 

c. Gegen ben Widerſpruch anderer Gläubiger ſteht ein, zur Erhaltung bes 
Schuldners erforberliher Indult in Folge Unferer landesherrlichen Entfchliegung, und 
zwar ohne Rüdficht auf eine jebe, nicht in einem Zermine bes Verfahrens aus dieſer 
Berorbnung geſchehene Entjagung, zu bemilligen. 

Es fol derfelbe Koftenfrei und ohne einen befondern Stempelſatz ertheill werben, 
ijedoch 

nie länger, als höchſtens auf drei Jahre von Zeit ber Ladung bes $. 2. b, 

nie anders, als auf einen in Grundlage bed Berfahrens aus diefer Berorbnung 
erfolgten gerichtlichen Borfchlag. 

$. 8. Ein folder Borfchlag erfolgt nur unter nachſtehenden Bebingungen und 
Beftimmungen: 

a. Der Schuldner muß bie Wohlthat ber Güterabtretung anfprecdhen können, 
er darf bie Rechtsverfolgung feiner Gläubiger vor oder im Laufe biefes Verfahrens, 
namentlich durch grundlofes Ableugnen und frivole Rechtsmittel, nicht verfchleppt, bie 
Vorſchriften Sphi 3. nicht übertreten, Feine gefährbenben Einleitungen zur Benad- 
theiligung feiner Gläubiger und feine fälſchlichen Angaben über feinen Activ⸗ nud 
Paſſivſtand gemacht haben. 

b. Es muß feine Sufficienz — einſtweilen in Beihalt der Verordnung vom 
27, Februar 1813 (vergl. jedoch $. 6. b.) inſonderheit deren Spha 1, — vorliegen, 
Bei Berehnung bes Paſſivſtandes bleiben auf ber einen Seite vom Schuldner be- 
ſtrittene illiquide Anmeldungen, auf der andern illjquide Einreden gegen liquide Fors 
berungen unberüdfichtigt; nieht minder von ber Präcluſion ergriffene Forderungen, 
falls eine Wiedereinſetzung in ben vorigen Stand nicht bereits rechtokräftig erfolgt iſt. 

- c. Es müffen nad Abtrag ber rüdftändigen öffentlichen Abgaben und gemein- 
famen Koſten bie erwachſenen Zinfen= und fämmtliche andere terminlihe Rüdktänbe, 
die aufgelaufenen Verzugszinſen unb die Klagefoften fpäteflens bis zum Ablaufe bes 
Indults in zu beftimmenden Friſten berichtigt werben können, fo wie baneben biefe 
und alle anderen notbwendigen laufenden Ausgaben zw ihrer Verfallzeit. Auf unver- 
zinsliche Pöfte find von ihrer Zablfäligfeit an bie Zinfen von A pro Gent in ben 
landüblichen Zahlungsterminen zu entridten. 

dd. Die Ertheilung ift som Gerichte öffentlih befaunt zu machen und für Die 
Erfüllung, fo mie für die Erhaltung bes Bermögensbeflandes, erforderlichen Falls 
Dur) Fortdauer der Sequeftration unter einer feitzuftelenden creditorifchen Concurrenz 
oder auf andere Weife, als Durd das Vermögen bes Schuldners, Sicherheit zu ge- 
währen. 

e. Auch nad abgelaufenem Indulte verbleibt es bis dahin, daß fämmtliche von 
demſelben ergriffene Gläubiger völlig befriedigt find, bei den S. 3, a. enthaltenen ge⸗ 
feßlichen Befchränfungen der Diepofitionsbefugnig bes Schuldners. Es haben mithin 
jene ®läubiger ben Vorzug in der Priorität vor allen fpäter entflandenen Schulben, 
felbit in dem neuen Ermwerbe des Schuldners, infoweit berfeibe unbelaftet auf ihn 
übergegangen ift. | 

f. Ein bewilligter Indult wird auf Antrag eines folden Glänbigers mittelft 
Concurseröffnung Gerichtswegen aufgehoben, wenn bie Leiftungen sub c. unerfüllt 
bleiben, wenn das Erfordernig sub b., namentlich dadurch, daß beftrittene Forde⸗ 
rungen liquide oder prärludirte Gläubiger rechtsfräftig in ben vorigen Stand geirht 
- werden, fpäter binwegfält, wenn ber Sculbner währenb ber Dauer beffelben bie 
Vorſchriften sub a. übertritt, wenn enblich nachgewieſen wird, daß die VBorausfeßungen 
ber Ertheilung (sub a. b.) nicht vorhanden gewefen find. 
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g. Nach dem Ablaufe des Indults iſt auf Antrag eines ſolchen, nicht ſofort 
klaglos zu ſtellenden andräugenden Gläubigers ($. 1. b.) ber Concurs zu eröffnen. 

$. 9. Bei ber Anwendung dieſer Berorbnung find nachſtehende allgemeine 
Vorſchriften zu beobachten: 

a. Nach erfolgten concursmäßigen Einleitungen ($. 1. a. b.) unterliegt bas 
fummarifche, fomweit eine grünblide Behandlung es irgend geitattet, zu befchleunigende 
weitere Verfahren und die Fortrüdung ber Sache bis zu ihrer Beendigung (jedoch 
in Beihalt des 8. 5. d. und 8. 8. f. g.) einem Betriebe von Amtöwegen. 

Ramentlich find alle Auflagen und Ladungen unter einem ein- für allemal an⸗ 
zudrohenden Nachtheile zu erlaſſen und Gerichtöwegen zur Infinuntion zu beförbern. 

b. Der Schuldner muß perfünlid und darf mit einem Beiltande erſcheinen, 
fowie, im Galle nachzuweiſender erheblicher Behinderung, durch einen inftruirten 
Sperialbevollmädtigten. 

Ankündigungen werden nur beachtet, wenn nachgewiefen wird, daß das einge» 
tretene Hinderniß auch einer Beauftragung und Snftruction entgegen geftanben bat, 

c. Falle der Schuldner in den Terminen die erforderlichen Nachweiſungen oder 
Erflärungen verweigert, fo wird er als nicht erfchienen betrachtet, mithin ber ladungs⸗ 
mäßige Nachtheil gegen ihn vollftredt. 

d. Es Tann in ben Bergleihöterminen SS, 4. und 6. Der ganze anwendlidhe 
Inhalt Diefer Verordnung, fo wie jedes andere gefehlih nicht ausgefchloffene Ber- 
fahren, namentlih die Concurseröffnung vermilllührt werden. 

Auf eine reine Güterabtretung ift, mit Vorbehalt ber cereditoriſchen Rechte, alle» 
mal fofort der. Concurs zu eröffnen, 

e. Zi in biefen Bergleichsterminen die Güte verfehlt, fo wird auf einfeiligen 
Antrag des Schultners bie gefchloffene Verhandlung nicht wieder eröffnet. 

f. Die Sequeftrationen ($. 3 b., & 5. pr., $. 6. a. $. 8. d.) find, in Bei» 
halt ber Statuten des Credit-Vereins, gerichtlich zu reguliren und von Amtswegen 
u leiten, . | 
Diejenigen Proceſſe, in denen ber Schuldner Kläger ift, werben, nad Befinden 
unter feiner Zuziehung, auf gerichtliche Ermächtigung vom Sequeſter fortgeführt ober 
erhoben. Daſſelbe gilt von ben gegen ben Schuldner fortgejeßten oder neu ange- 
ftellten Specialproceffen ($. 6. pr.), falls das Gericht im crebitorifchen Intereſſe 
Solches für erforberlih erachtet. 

g. Auf das, felbft zu einer Zeit, wo noch Feine Klage gegen ihn angeftellt tft, 
zuläffige Geſuch des Schuldners um bie Zufammenberufung gefammter 
Gläubiger zum Zmede einer NRegulirung feiner Schuldverhälmniffe iſt nicht anders 
einzugehen, als wenn es zugleih auf concursmäßige Einleitungen ($. 1. a.) gerichtet 
if. Erfolgt folhes zu einer Zeit, wo bie Verfügungen aus $. 2. noch nicht ge⸗ 
troffen worden, fo find Diefelben allemal zu erlaflen, und zwar neben ben nicht aus⸗ 
zufegenden Berfügungen aus $. 6. 

$. 10. Dagegen kaun der Schuldner eine gerichtliche Regulirung feiner Schulb- 
verhältniffe mit einem ober mehreren einzelnen Gläubigern, in Örunblage ber 
65. 4. und 5, in Anfprucd nehmen, ohne concursmäßige Einleitungen ($. 1. a.) 
nachzuſuchen. 

Auf einen ſolchen, gleichfalls vor einer gegen ihn erbobenen Klage zuläſſigen 
Antrag iſt dieſer Verſuch mit dem Termine bes $. 2 b. einzuleiten und bis zu einem 
feinerfeite erfolgenden Aufrufe oder Dem Mebergange in concursmäßige Einleitungen 
(s. 1.2. 8 1. b., $. 9. g.) fo lange fortzufeßen, als nad richterlichem Ermeſſen 
Refultate Davon zu erwarten ftehen. 

Im Laufe folder Verhandlungen ift ber Nachtheil der Eoncurseröffnung ($. 2 b. 
6. 4. e.) nicht anzudrohen, eine Hemmung ber Ererutionen ($. 2. a.) und eine 
Dispofttionsbefchränfung ($. 2. c. $. 3. a.) tritt nicht ein und Verfügungen aus 
$. 6. erfolgen nicht von Amtswegen. 

$. 11. Es findet 
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a. ein Verfahren aus dieſer Verordnung nur bei dem für ben Concurs ſelbſt 
egmpetenten allgemeinen Gerichtsſtande des Schuldners ſtatt und bleibt im Falle con⸗ 
sursmäßiger Einleitungen ($. 1. a. b.) das Gericht der anhängigen Sache bis zur 
völligen Bembdigung derſelben, ſelbſt im Falle soncurrenter Jurisdiction, eh 
competent, 

Bereits gegen ben Schuldner anhängige Sperialproreffe find auf Erforbern an 
daſelb⸗ abzugeben, neue nur bei ihm anzuſtellen. 

b. Der Antrag auf Actenverſendung it ausgeſchloſſen. 

e —— der Priorität» Beftimmung Sphi 5. b. bewendet es bei den ge⸗ 
ſetzlichen Rechtsmitteln; gegen alle übrigen Verfügungen und au erfler oder 
zweiter Inſtanz it, unter Beobachtung ber geſetzlichen Erforbernifie, bie Querel an 
bas competente Obergericht und nur fie allein, mit Auoſchluß aller fonftigen Rechts⸗ 
mittel, zuläflig. 

Jedes Gericht braucht fein. Berfahren nur auf Inhibition zu fifiren, auch bleibt 
ihm bie Einreihung der Acten ohne eine vorgängige Einforderung berjelben unbe⸗ 
nommen. (ine folde Einforderung erfolge nicht anders, als wenn bie Sade zur 
Annahme der Duerel nad beren genauen Prüfung auch in Unfehung ber Materialien 
geeignet befunden iſt; eine Indibition wird nur auf befondere Veranlaffung und eine 
genügenbe Bereinigung, nöthigenfalls durch vollſtändige Manualacten, erlanm. 

Die Querel gegen Niedergerichte ſoll in den Fällen einer Concurseröffnung oder 
bes beſchloſſenen Vorſchlags eines Indulto an eine. zehntägige Nothfriſt der Einlegung 
bei dem Gerüchte ſelbſt und an eine dreiwöchige Nothfriſt von Zeit dieſer Ein- 
legung an zu ihrer Einführung gebunden fein. Iſt bis zum Ablaufe biefer Friſt eine 
Rechtfertigung nicht erfolgt, fo wird, ohne Daß, es eines Ausfchluffes berfelben bedarf, 
unausgeſetzt auf die vorliegenden Acten erkannt. 

d. Die Koften bes gerichtlichen Verfahrens, auch die der Sequeſtrationen ($.9. f), 
treffen bei Schuldner, im Falle eines Concurſes bie Maſſe. 

Ueber bie Koftenerflattung an einzelne Gläubiger ift nad —— nr 
genndſätzen zu: entſcheiden. 


Es fol dieſe Verordnung auch auf die bereits anhängigen Schuldſachen ans 
wendlich fein, in welchen ſich die Fortſetzung ober Erneuerung concursmäßiger Ein- 
leitungen vernothwendigt. 

Für das Verfahren aus derfelben — im Laufe deſſen jede nicht aus befonderen 
Gründen burdaus nothmendige Wiederholung einmal ſchon vorgewejener Verhand⸗ 
lungen unbedingt ansgefchloffen it — baben Wir dur die im Obigen enthaltenen 
beitimmten, allemal unabweichlich zu befolgenden Vorſchriften nur Grundzüge und 
einzelne Anhaltpuncte zu thunlicher Befchleunigung und Abwendung von Verſchlep⸗ 
pungen geben wollen, ohne das richterliche Ermeſſen für die Verſchiedenheit der ein- 
zelnen Fälle überhaupt und die geringfügigen Schuldſachen inſonderheit zu beſchränken. 
Je freier vielmehr ſich ſelbiges nach den Geſetzen der Zweckmäßigkeit, Vereinfachung 
und Koſtenerſparung bewegen kann und ſoll, deſto mehr dürfen Wir erwarten, daß 
durch pflichtmäßige richterliche Beſtrebungen der ausgeſprochene Hauptzwed der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung erreicht, Daneben aber auch eine, mit Dem Intereſſe der GOläu— 
biger nicht in Widerſpruch tretende Erhaltung bes redlichen Schulbuers thunlich be⸗ 
fördert werde. Gegeben durch Unfere Regierung. Schwerin, am 17. — 1834. 


Friederich Franz. 


Interimiſtiſche Berordnung 
über Eröffnung und Abwendung von Goncurſen. 





1706. Beſtellung von Affiftenten des curator bonorum. 5. Nop. ISAG. 
Friederich Franz ꝛc. Wenn nicht unbemerkt geblieben, daß bie Beſtimmun⸗ 


gen ber für Unſere Amts» und Stadtgerichte normirenden Interimsordnung vom 
14. Zulins 1770 dahin: 


Medi. Gefegfammlung 11. 29 
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daß zur Koſtenerſparung ein Actor communis anders nicht, als wenn dae 

Puactam liquidi ober bie Herbeiholung ber Maſſe ganz bejondere Diseus- 

siones erfordert, verorbnet, vielmehr im übrigen vom Gerichte dem curatorı 

bonorum, wenn es nötbig, ein zuverläffiger fleißiger und fühiger Mann aus 

ben intereffirenden gelehrten Special-Gevollmädhtigten ober in deren Ermangelung 

aus den biefigen Advocatis nad Befinden beygejeget werben, bei welchem er 

fih Raths erholen und durd ben er bie gerichtlichen Verträge machen laſſen Tann, 
von ben betreffenden Gerichten hin umd. wieder übertreten und dadurch unnöthige, mit 
deu Belauf Der Maſſe iu keinem Verhältniß ſtehende Koſten verurſacht merben; fo 
verordnen Wir: 

Es haben geſammte Amts⸗ und Stadtigerichte, bei Vermeidung einer Strafe von 
5 bis 10 Rtihlr., ‚welche im Wiederholungsfall zu nerboppeln if, felbit emen bloßen 
Aſſiſtenten des Curatoris honorum nur in denjenigen Ausnahmsfällen zu beſtellen, 
wo ein ſolcher wirklich nöthig iſt und daneben von Seiten deſſelben keinerlei Anſãtze 
in moderando paſſiren zu laſſen als für diejenigen einzelnen Vorkommenheiten im 
Laufe bes Cocursproceſſes, welcherhalb fich eine Thätigkeit des Curatoris bonorem 
überhaupt and feine Vertretung durd einen Rechtsbeiſtand inſonderheit vernothwendigt, 
woburd für alles dasjenige, was vom Gerichte von Amtswegen geſchehen kann und 
muß, ſich alle überflüffig darauf gerichtete Anträge von felbit ausschließen. 

Unfere Suflizcanzleien haben auch in biefen Fällen bei fi hervorgebender Vers 
anlaffung ex oflicio einzufchreiten, den Gerichten die Erftattung ber nutzloſen Koſten 
an die Maſſe aufzugeben und Daneben eine Strafe, wie ſolche im Obigen vorgeſchrieben, 
zu erklennen. Gegeben ꝛc. Schwerin am 5. Nov. 1836, 


Friederich Franz. 


In specie: 4. Priorität der Forderungen. 


1707. Rechte der für Unterftügungsgelder EINE Gerätbe 
der Wollarbeiter. 28. Aug. 1 

Triederih Franz x. Wohlgelahrter, Ehrfame, Tiebe — Bei Concurs⸗ 
Fällen der Wollarbeiter gehören bie für Unterftügungsgelber angefchafften Inventarien⸗ 
Geräthe nicht zur Concursmaſſe, ſondern fie haften, in Gemäßheit $. 10. bes Regu⸗ 
Intivs vom 26. Mat 1794, für Die Gewerbs⸗-Vorſchüſſe. Auch beim Concurſe Des 
entwichenen Tuchſcheerers Thüme gehören baher die Geräthe deſſelben, namentlich bie 
Preſſe mit Zubehör, zwei Scheeren, einige hundert Preßpapiere, ein Scheertifh und 
der Tuchrahmen, nicht zur Concursmaſſe und dürfen auch nicht gerichtlich veräuffert 
werden. Es ift Dieferhalb dem Bürgermeifter Engel, als Patron des dortigen Tuch- 
macheramts, bag Behufige ara, und Wir laffen euch foldhes auf eure unter⸗ 
thänigfte Anfrage vom 14. d. M. gnädigft unverhalten fein. Wornach ꝛc. Ges 
geben sc. Schwerin, den 28. "lost 1802. 

Herzoglih Medlenburgifhe zur Regierung verorbete Präfibent, 
Geheime- und Räthe. 

An das Stabtgericht zu Malchow. 


17086. Locirung der Zinfen im Eoncurfe J. Ang. 1808. 

Srieberih Franz ıc. Unfern ꝛc. Auf eure Anfrage vom 24. v. M. im 
Betreff der Location der Zinfen In Eoncurfen, geben Wir euch hiedurch zur Antwort: 
bag nur Diejenigen Zinfen gleiche Priorität mit dem Capital haben, welche aus bem 
nemlidhen Rechtsgrunde mit dieſem geforbert werden; wenn daher aus einer neuern 
causa debendi ein mehreres als obligationsmäßige Zinfen gefordert werben; fo ift 
die Eonflitation von 1746 dabei nicht anwendlich. Wornad sc, und Wir verbl, ac. 
Gegeben sc. Schwerin, den 1. Auguft 1803, 
An das Hof⸗ und Landgericht zu 

Güftrow. 
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1709. Vorzug der vergriffenen Deposita im GEoncurfe des 
Gerichtsherrn. 13. Mär; 1811. 

Srieberih Franz ic. Unſern ıc. Wir finden Uns bewogen, Unfere Conſti⸗ 
tntion, wegen bes Beitrags zu ben gemeinfchaftlichen Koften im Concurfe, vom 
22. Deebr. 1789 im erſten Abſchnitt Nr. 1. Kraft dieſes dahin zu erläutern: daß 
der Erſatz der bei dem Patrimontal- Geridhte bes Gemeinfchulöners deponirten unb 
von biefem vergriffenen Gelber oder Efferten, wenn bie Eigenſchaft eines gerichtlichen 
Depositi erwieſen ift, als Maffenſchuld angefehen werben fol; ihr habet euch hier⸗ 
nach in eurem Prioritäts⸗Erkenntniſſe zu achten. 

Damit aber ein Schuldner deſto weniger in die Verſuchung kommen möge, ſtatt 
ber Schuldverſchreibung einen gerichtlichen Depoſitenſchein auszuſtellen, um dadurch 
eine bloße Anleihe zum Nachtheil der Ereditoren zu einer Maſſenſchuld zu erheben; 
wollen Wir denjenigen, der ſich des Verbrechens der Vergreifung gerichtlicher Depoſiten⸗ 
Gelder, alſo ber Veruntreuung anvertraueten Guts ſchuldig machen wird, allemal 
ohne Anſehen der Perſon nach der Strenge beftraft wiſſen, und vermeifen euch des⸗ 
halb anf Unſere heutige erweiterte Patent» Verordnung. Wornach ıc. und Wir ıc. 
Gegeben se. Schwerin, den 13. März 1811. 

Friederich Franz. 
Un die drei Landesgerichte separatim. 


1710. DBeftand der Wachtenntracte und Nechte der PBachtvorfchüffe 
in Eoncurfen. 232. Jun. 181I. 

Sriederih Franz ıc. Wann Uns bie, vor ben Gerichten Unferer Rande 
neuerdings entflantenen Zweifel und Differenzien über den Beftand ber Pachtcontracte 
bei entſtehenden Concurſen, ſo wie über die Rechte der Pacht⸗Vorſchüſſe in ben Con⸗ 
tracten, von der Nothwendigkeit, dieſerhalb ein jus certum für Unſere getreuen 
Unterthanen zu ſtatuiren, je mehr und mehr überzeugt haben; ſo find Wir der gnä=- 
digſten Entſchließung geworben, nad deshalb vernommenent tathſamen Bedenken Unferer 
Ritter⸗ und Landſchaft, folgendes darüber Landesherrlich zu verordnen und zu be⸗ 

immen: 

1. Mit der Eröffnung eines Concurſes ſoll allemal ıpso jure die Auffündigung 
ber vorlommenten Pacht⸗ Contracte bes Schuldners, er fei Verpächter ober Pächter, 
eintreten und zwar bergeftalt, Daß der Pacht-Contract über Landgüter nur noch ein 
Jahr nach bem auf bie Consurs- Eröffnung folgenden erſten Zrinitatis= Termin, jeder 
andere, auf mehrere Jahre gefhloffene Pacht- oder Mieths⸗Contract aber bis zum 
zweiten gewöhnlichen Umzugs-Termin nach Eröffnung des Concurſes fortbauern, dann 
aber als beendigt amgefehen fein, und die Räumung unb reſpect. Zurückgabe bes 
Pachtſtücks ſodann ohne Verzug und ohne Beachtung einiger Einwendungen ‚ober 
Nechtamittel von ben Gerichten verfügt werben fell, 

14. Während des Pacht- ober Miethhefiges, von Eröffnung des Eonrurfes an, 
bie zu Der, nad) dem vorigen $phe eintretenden Ablieferung, fol der Pacht-Contract 
für beide Theile in allen Puncten verbindlich bleiben; und bie cqntractlichen prae- 
standa follen wittelft Compenfirung des Pacht⸗-Vorſchuſſes, in fo ferne derſelbe nick 
die Pachtſumme eines Jahres überfteigt, gegenfeitig geleiftet werben, 

Dahingegen fol 

IH. Wegen aller fonfligen contractlichen Forderungen — beſonders wegen bes 
Pacht⸗ Vorſchuſſes über den Betrag ber Pachtſumme eines Jahres hinaus — ferner 
wegen ber Penfions- ober anderer, aus ber zeit vor Eröffnung bes Concurſes her⸗ 
rührenden Rückſtände, auch ber etwa auf den Kündigungsfall bedungenen Abfinbungs- 
Gelder — feine Anjprade an die Concurs-Maſſen ſtatt haben, fondern felbige follen 
in den Concurs gehören, und bafelbft nach ihren contrartliden Rechten und Vorzügen 
elnjfifieiret werben, 

IV. Wenn Paht- oder Mielhs⸗æContratte sa fraadem Creditoram ge⸗ 
ſchloſſen find; fo behält es ſolcherhalß bei den Beſtimmungen des gemeinen Rechts 
das Berbleiben; bahie fallen aber au vom 1. Julius d. J. an alle Diejenigen 
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Fälle gerechnet werben, wo ber Contract binnen einem Jahre vor ber Concurd- Er- 
Öffnung abgeſchloſſen if, ba denn aljo Die ausgegebenen Borfehuß- Gelber nicht aus 
ber Maffe, fondern nur suo Joco aus bem Goncurfe follen zurüdgeforbert werden 
können. 

V. Gegenwärtige Unſere Conſtitution ſoll ohne Rüdfiht auf entgegenſtehende 
Verabredungen und Verwillkührungen, vom Tage ihrer Publication an, in allen vor⸗ 
kommenden, noch nicht rechtskräftig entſchiedenen Fällen zur Ausübung gebracht werben, 
wobei jedoch in denjenigen Fällen, worin etwa eintretende ganz beſondere Umſtände 
eine Vereinbarung zwiſchen dem einen Contrahenten und den Gläubigern des andern, 
über die Fortſetzung des Pachtverhältniſſes, mithin einen Aufſchub des conſtitutions⸗ 
mäßigen Verkaufs, ratbfam machen mögten, und eine ſolche Vereinbarung mit Vor⸗ 
yiffen und Genehmigung bes Concurögerishts zu Stande käme, den Gläubigern frei 
bieiben muß, bieferhalb befondere zweckmäßige Difpenfation bei Unferer Regierung zu 
bewirken. 

Gebieten und befehlen demnach Unſern Landes⸗, Amts⸗ und Stabt⸗Gerichten, fo 
wie ben geſammten Patrimonial= Berichten und Magiſträten in Unſern Landen: nad 
obftebenden Borfchriften in allen, zu ihrer Dijubicatur vorkommenden Fällen fi mit 
ihren Berfügungen und Erfenntniffen fürobin allewege auf das genauefte zu richten. 

Damit aud diefe Unſere Eonftitution zu Jedermanns Wiſſenſchaft gelange, haben 
Mir felbige in den biefigen öffentlichen Anzeigen abdruden zu laffen befohlen. 

Urfundlid unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben x. Schwerin, 
den 22. Junius 1811, 

Friederich Franz. 
Gonftitution 


wegen bed Beftandes der Pacht: Gontracte 
in Goneurfen und. wegen ber Rechte her 
Padıt: Borfchüffe in benjelben. 


1741. Location der Zinfen und Der pia corpora gegen 
Dotalforderungen. 232. Jun. 1811. 

Srieberih Franz ı. Es hat fi eine Ungleihförmigfeit in dem Verfahren 

Unfrer Gerichte gefunden 

1) in Abſicht ber Präferenz der pioram corporum vor ben Dotalforberumgen 
ber Ehefrauen, 

2) wegen ber Roration ber Zinfen, welche durch einen andern Vertrag als die 

Hauptforderung bedungen worden. 

Da Wir nun zur Verhütung der Conteſtationen und Rechtsmittel wider bie Prioritäts- 
Erfenntniffe, mithin zur möglicht fehnellen Beendigung ber Eoncurfe, biefe Ungleichheit 
aufgehoben wiffen wollen; fo geben Bir allen Gerichten in Unſern Landen hieburch 
gnädigſt auf, hinführo bierunter, ohne alle Nüdficht auf vermeinten andern Gerichte- 
gebrauch bei ihnen, Lediglich nach den gefeßlichen Vorſchriſten zu urtheilen, mithin nad 
ber wörtlichen Vorſchrift ber Eonftitution vom 6. Febr. 1644, welde ausdrücklich 
Befaget, daß bie pia corpora ben Vorzug vor allen bypothecariis, alfo auch 
hypothecariis privilegiatis, haben follm, ben piis corporibus jedesmal ben 
Borrang vor ben Dotalforderungen der Ehefrauen zuzufprecden. 

Berner werben gefammte Gerichte hiedurch angemwiefen, in Gemäßheit Unirer 
Berordnung vom 29. Januar 1746 nur denjenigen Zinfen gleihe Priorität mit dem 
Gapital zuzuerfennen, welde aus dem nämlichen Rechtsgrunde mit biefem gefortert 
werben. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben x. Schwerin, 


ben 22. Zunius 1811. 
Friederich Franz. 


1712. Verhältniß der Bachteontracte und⸗-Vorſchüſſe bei 
Domaninlpyadtungen. 3. Aug. 1811. 
Friederich Franz ꝛc. Auf Anfuchen Unferer Kammer wird diermit gemein⸗ 
kündig gemacht: daß, ſoviel Die von derſelben unmittel⸗- ober mittelbar gepachtet ha⸗ 


Concurs. 453 


benden Pächter betrifft, Unſere unterm 22. unit d. J. erlaſſene Conſtitution wegen 

Beſtandes ber Pacht-Contracte in Concurſen und wegen ber Rechte ber Pacht-Vor⸗ 

ſchüſſe in benfelben, in Unfern Domainen nit anwenblid fein fol. Urkundlich 

under Unſerm Handzeichen und Inſtegel. Gegeben 20. Schwerin, ben 3. Auguft 1811. 
Friederich Franz. 


1713. Verhältniß der Pachtvorſchüſſe in Concurſen. 
16. Miärz 1812. 


Friederich Franzıc. Chrfamer ꝛc. Wir geben dir auf beine Anfrage und Bitte 
vom 9. d. M., im Betreff der Conftitution vom 22. Zumit 1811, wegen ber Dauer ber 
Pacht-Contracte bei entflandenen Eoncurfen, hiedurch zum Beſcheide: daß das, mas 
vom Pacht⸗-Vorſchuſſe verorbnet ift, bei bemfelben, ohne Rückſicht auf ben für einen 
ſolchen Vorſchuß gebrauchten Ausdrud gelten muß. Wornach ꝛc. Gegeben ıc, 
Schwerin, den 16. März 1812. 

An den Pächter Zreubenfelb zu Marshagen 
bei Waren. 


1714. Erläuterung der Verordnung über den Beitand der Pacht⸗ 
euntracte in Concurfen. 19. Sept. 1812. 


Srieberih Franz ıc. Wir geben euch auf eure Bitte vom 16. v. M. im 
Betreff der Erläuterung ber Conftitution vom 22. Junius 1811 in Betreff bes 
Rechts der Pacht-Contracte in Concurſen hiedurch zum Beſcheide: daß bie vermeinte 
Dunfelheit bes Geſetzes ganz unerfindlih if. Daſſelbe beftimmt über den Beftand 
ber Pacht-Contracte in Concurſen, obne zu unterfcheiden, ob folde auf ein ober 
mehrere Jahre gefchloffen worden. Snfonderheit läßt der S. 4, in Zufammenhalt 
mit der durch Das zweite Stüd bes offic. Wocenblatts vom 21. März d. 5. 
publicirten Verordnung, daß alle nah bem 1. July 1811 binnen einem Jahre 
vor dem Concurje abgefchloffenen Pacht- oder Mieths-Contracte, als ın fraudem 
Creditoram abgefäloffen, angefehen werden follen, Feine andere Deutung zu. Aus 
diefen beftimmten Worten felgt von ſelbſt, daß die länger als cin Jahr vor bem 
Concurſe abgeſchloſſenen Contratte darunter nicht begriffen find. Für die im Gefeh 
ebenmwenig begriffenen Fälle, wohin alle vor bem 1. July 1811 abgefchloffenen Eontrarte 
gehören, muß es bei der im $. 2. gefchehenen Berweifung auf das gemeine Recht fein 
Bewenden behalten. Wonach zc. Gegeben 2. Schwerin, ben 19. September 1812, 


1715. Locirung der Zinfen. 16. Oct 1812. 


Friederich Franz x. Unfern a. Wir geben euh, auf euer Derlarationg- 
Geſuch vom 13. d. M., im Betreff bes resp. Indulto⸗ und Concurs-Edicts vom 
10. Januar und 31. März d. J., hiedurch zum Beſcheide: daß der 8. 9. ber Ver⸗ 
ordnung vom 10, Januar b. 5, nur Diejenigen Zinfen berüdfichtiget, womit ein 
Gläubiger freiwillig und außergerichtlih dem Scultner nachſteht; alfo Feine Anwen 
bung finden fann, wenn fie eingeflagt und derwegen in Gemäßheit ber Conftitutign 
vom 31. März d. 3. gerichtlide Particular- Befriftungen vereinbaret ober beftimmet 
worden, Wornach ꝛc. Und Wir ꝛc. Gegeben 10. Schwerin, den 16, Octbr. 1812, 
An die Zuftigs Sanzlei zu Schwerin. 


1716. NRetentionsrecht der Ehefrauen wegen ihres Eingebrachten. 
5. Febr. 1813. 


. Friederich Franz x. Nachdem Wir bei ben verfchiebenen Meinungen ber 
Rechtslehrer über Das vermeintliche Retentions⸗Recht der Ehefrauen wegen ihres Einge- 
brachten in den Concurſen der Ehemänner und den darans entflandenen Mißbräudhen 
das Erachten Unſerer getreuen Ritter- und Landſchaft erfordert haben; fo verorbnen 
Bis hiermit, zur Borbengung aller weiteren Zweifel, baß foldes vermeintlidde Re⸗ 
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tentions⸗ Recht als in ben Geſetzen nicht begründet, mindeſtens mit ben Orundſatzen 
des heutigen Concurs⸗Verfahrens unvereinbarlich, vom Tage der Publication dieſer 
Berordnung an, in allen noch nicht rechtokräftig entſchiedenen Fallen nicht weiter aus 
gezogen noch berüdfichtiget, hingegen den Ehefrauen in Rüdfiht Ihres Brautſchatzes 
und fonftigen Eingebradhten alle gefegliche Dotal⸗Rechte, befonders auch auf ben Ge⸗ 
nuß der Zinfen, fo wie etwanige Bindications-Befugniffe, ungefränft erhalten werben 
ollen. 

Befehlen demnach allen hohen und niebern Gerichten in Unfern Landen hiedurch 
gnädigft, ſich hiernach aufs genauefte zu achten. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. 


Februar 1813. 
Srieberid Franz. 
Conftftution 5 
— ganzlicher Aufhebung des vermeintlichen 
Retentions⸗ Rechts der Ehefrauen wegen ihres 
Eingebrachten in ben Eoncurfen der Ehemänner. 


1717. Locirung auswärtiger piorum corporum. 18. Febr. 1883. 

Sriederih Franz ıc. Unfern ze. Wir geben euch, auf eure Anfrage vom 
10, Novbr. v. I., Die Prüferenz der auswärtigen piorum corporum in Con- 
curſen betreffend, nunmehr zur Antwort: bag, ba gemeinredhtli ben piis corporibus 
vor andern Gläubigern Teine Vorzüge zuftehen und die Landesgeſetzliche Vorſchrift in 
den Conſtitutionen vom A. und 6. Februar 1644 im introitu ansdrücklich die Auf⸗ 
pelfung ber in Unfern Landen belegenen Kirden- und Armen - Häufer als ra- 
tionem legis angiebt, mithin dies privilegiam speciale feiner Natur nach striete 
zu interpretiren it, — die ausländifchen pia corpora ben einheimifchen in Con- 
enrfen nicht gleich gefebt werben können. Wir verbleiben 30, Gegeben ıc. Schwerin, 
ben 18. Februar 1813. 

Friederich Franz. 

An die Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


41718. Locirung der Geffionarien aus vorbebaltenen 
Eigeuthbumsrechten. 15. Mai 1813. 

Friederich Franz w. Die Berfihlebenheit ber gerichtlichen Prioritätd = Er- 
kenntniſſe über ben Rang der Eeffionarien aus vorbehaltenen Eigenthums⸗Rechten hat 
Unfere Aufmerkfamteit erreget. Nachbem bie Landes“ Gsrichte und ber Engere Aus⸗ 
Schuß Unferer Ritter- und Lanbfchaft barüber vernommen worden, haben Wir Uns 
bewogen gefunden, der Anſicht des Lehteren wegen ber biebri normirenden Grunbjäße 
des beitebenden Rechts beizuftimmen. 

Dennad hat es Fein Bedenken, bag, gleihwie ber Verkäufer, welcher ſich das 
Eigenthum und von feinen Ceffionarien dag Vorzugs-Recht bebungen hat, biefen un- 
bedingt vorgehet, aljo auch Die Eeffionarien unter einander nah dem durd die Ceſſion 
erworbenen Rechte ihres Cedenten zu lociren fird. Der Gedent, welder bei ber 
Geffion fein Vorzugs-Recht wegen bes rückſtändigen Kaufgeldes nicht beftimmt und 
ausdrüdlich vorbehalten hat, Tann mit den Eeffionarien, fo wie Diefe unter einander, 
nur pro rata concurriren. Sf hingegen Das Vorzugs-Recht wegen bes Reftes bei 
ber Ceſſion ausbedungen, fo find die Geffionarien in umgefehrter Zeitordnung zu lo— 
eiren, bergeftalt, daß Die jüngeren den älteren vorgehen. Gollte aber ber Eedent in 
Anfehung ſolches Reſtes dem Geffionar den Borzug zugeftanden haben, fo ift ber 
nachfolgende weitere Ceſſionar eben fo wohl als ber Gedent felbft dem erften Geffionar 
zu poftponiren und zwar in ber Maaße, Daß diejenigen Geffionarien, welchen das 
Vorzuge recht zugefihert worden, unter einander der Zeitorbnung nad, und bei gleich 
zeitigen Rechten pro rala rocurriren. 

Es iſt Unfer Iandesherrlider, auf gleiche Rechtspflege und möglichſt fehnelle Be— 
enbigung der Goncurfe abgefebener Wille, daß nad obigen Grundfägen in Unſern 
Landen gleichförmig erfannt werte. Wir befehlen Demnach gefammten Ober- und 
Untergeridgten Unferer Zante, fi darnach bei ihren Erfenntaiffen in allen nod nicht 
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rechtolraäftig entſchiedenen ober verglichenen Fällen zu richten, und wegen ſolcher ge⸗ 
ſetzlichen Principien forthin keine weitere Conteſtationen zuzulaſſen. 

Damit auch dieſe Verordnung zu Jedermanns Wiſſenſchaft gelange, haben Wir 
Deren Publication durch den Abbruck in dem hieſigen officiellen Wocheublatte verordaet. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Infiegel. Gegeben x. Schwerin, 
den 15. Mai 1813. 

Friederich Frauz. 
Lanbesherriidhe Verordaung 


wegen Locirung der Geſſionarien des vorbe⸗ 
haltenen Eigenthums im Concurſe. 


1710. Zuläffigfeit won Mechtowitteln gegen die Locirung von 
Geffionarien aus vorbebaltenen Eigenthumsrechten. 8. Gebr. 1814. 


Griederih Franz sc. Unſern 2. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
3. d. M., im Betreff der Zulaſſung eines Rechtsmittels wider bie, in Gemäßheit ber 
Eonitiiution vom 15. Mai v. 3. erfolgten Locationen in Debitwejen, hiedurch zum 
Befcheide: Daß gebachte Conſtitution nur das Rechts⸗Priucip beftimmt und will, daß 
darüber nicht weiter geftritten werben fol. Ueber bie Application bes Geſetzes auf 
einzelne Fälle Tann aber im Allgemeinen nicht geurtheilet werben, mithin müflen fonft 
zuläffige Rechtsmittel offen bleiben. Wornach x. Und Wir 10. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 8. Februar 1814, 
An die Juſtiz-Ganzlei Hiefelbft. 


1720. Präferenz ber Landgüter befikenden pia corpora vor 
Dotalforderungen. 9. Aug. IS14. 


Sriederih Franz ı. Chrfame rc. Wir geben Dir, auf beine Vorſtellung 
und Bitte vom 7. v. M., um Interpretation Unferer Verordnung vom 22. Zur 
nit 1814, bie Präferen; ber piorum corperum vor ben Dotalforberungen ber 
Ehefrauen betreffend, hiedurch zum Beſcheide: daß der Beſitz von Landgütern ben 
milden Stiftungen biefiger Lande bie conftitutionsmäßigen Anfprüde auf die Privi- 
legia piorum corporum auf Leine Weiſe entziehen Tann. Wornach ꝛc. Ge⸗ 
geben ıc. Schwerin, den 9. Auguft 1814. 


An die Ehefrau des Criminal⸗Regiſtrators 
und Actuarii Stammer zu Bützow. 


1721. Locirung ded Gefindelohns bei den Amtögerichten. 
6. Dec. 1816. 


Wir Friederich Franz 2. Geben Unfern fünmtlichen Beamten, rejp. unter 
Entbietimg Unfers gnädigften Grußes, hiemit zu wiffen: daß Wir in Erwägung ber, 
feit Ertafjung Unferer Eircular- Verordnung vom 7. Jannar 1775, wegen bes rlid- 
ſtändigen Gefindelohns in Conkurſen bei den Amts= Gerichten, veränderten Umftände 
der Wirthe in den Domainen, und daher nicht mehr zutreffenden Anmwenblichkeit jener 
Verordnung, deren Wiederaufhebung befchloffen haben; mie benn ſolche hiemittelft für 
Die «Solge auffer weiterer Kraft gefeßet wird, und Unfere Beamte angewiefen fein 
follen, in dem vorgebadten Betreff auch in den Domanial-Aemtern die Vorſchriften 
des gemeinen Rechts wieder eintreten zu laſſen. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 6. Derbr. 1816. 


Ad Mandatum Serenissimi proprıum. 
Großherzogl. Medienburgifche Kammer. 


2732. Präſferenz des angelichenen Saat: und Brobfurns im 
Concurſe. SO. Oct. 1817. 


Sriedberih Franz 2. Unfern ıc. Wir remittiren end bie Anlagen eures 
Antrages vom 30. v. M. bie authentiſche Interpretation ber Conſtitution vom 
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13. Mär; 1685, wegen ber Präferenz bes angeliehenen Saat⸗ und Brodkorns bei 
entftebenden Eoncurfen betreffend, bieneben mit ber Reſolution: Wie Wir nicht ben 
geringiten Grund zu folder erbetenen Juterpretation finden, da gedachte Conſtitution 
nach ihrem ganz deutlichen Inhalte nur wegen deq Damaligen Mißwachſes und Daraus 
entitandenen Mangels an Brodt⸗ und Saatlorn gegeben, mithin für ein weiter wir- 
fendes Geſetz auf Feine Weife zu halten ft. — — — — — — — — 
Wornach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 30. Oct. 1817. 
Sriedberih Franz 
An das Hof= und Eanbgericht zu 
Güſtrow. 


1783. Locrirung der Hakebarg’fchen pia corpora. 233. Mai 1824. 


Srieberih Franz ıc. Es if bie Frage vorgefommen: Ob die Rakeburg- 
fen pia corpora in hiefigen Landen auf das privilegium piorum corporum 
Anſpruch machen können. Dies veranlagt Uns, euch zu eröffen: daß nur, in ben 
1644 zu Unfern Landen gehörig geweſenen Provinzen belegene pia corpora ober 
per rescriptum speciale ihnen gleichgeftelte Behörden, Auſpruch barauf machen 
VBnnen. Wir verbleiben 30. Schwerin, ven 23. Mai 1824, 


724. Locirung des Arztlohns und der Arzneitoften. 
14. Ian. 1826, 


Friederich Franz sc. Zur Hebung ber Berfchiedenheit in ben Erfenntniffen 
Unferer Gerichte bei Locirung der Arzt= und Arzuei-Stoften ber legten Krankheit in 
Concurſen verftorbener Cridarien verordnen Wir hiedurch: daß fortan nad ber ſteten 
und vieljährigen Praris der Landes Gerichte, gegen Die neuere Meinung einiger, bie 
gedachten Arzt- und Arznei-Koſten jeberzeit in bie Claſſe der abfolut privilegirten 
Gläubiger, zunächſt ben Separatiften, im Concurſe zu Tociren find, jebod ohne ber 
Borfchrift des F. 30. ber Hypotheken⸗Ordnung über ritterfchaftlihe Güter zu berogiren. 

Sämmtliche Unfere Gerichte haben ſich hiernach in ihren Prioritäts-Erfenntniffen 
aufs genauefte zu achten. j 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den 14. Januar 1826. 

Srieberihb Franz. 


2, Vom Berkauf der Concursguͤter. 


1425. Verbot des Borbehalts einer Auswahl unter den 
Meiftbietenden. 8. Inn. 1807. 

Den Hof» und Landgericht wird auf beffen Anfrage vom 5. d. M. hiedurch 
zur Antwort gegeben: bag die unterm 9. v. M. im Betreff ber Verpachtungen er» 
laffene Verorbnung fi nicht blos auf Verpachtungen der Guratelgüter, fontern aud 
auf Eoncurögüter, infofern Verpachtung bei berfelben ftatt finden darf, erftredet, und 
daß folche bei Euratelgütern auch dann zu beobachten ift, wenn majorenne Mitinter- 
effenten unter ben Verpächtern vorhanden find und biefe auf jene Bedingung 
befteben. 

e Gegeben ıc. Schwerin, ben 8, Juni 1807; 
An bas Hof: und Landgeridgt zu 
Güſtrow. 


19726. Zinofuß zur Berechnung bed Werths ber Concursgũter. 
2. Mär; 1898. 
Srieberih Sranz x. Unſern x. Moplgeborne . Wir remittiren euch 
bieneben bie Anlagen eures Berichts vom 22, v. M. in Betreff des conſtitutiono⸗ 


° 
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mößigen Verkaufs des Lehuguto Adlgem und ber: darüber entſtandenen Differenzen, 
mit dem gnädigſten Anfügen: daß Wir nicht zugeben können, daß ber ceonſtitutions⸗ 
mäßige Verkauf ber. Goncnrögäter durch Erörterung ber Frage über ben, bey ber 
Berechnung des wahren Werths nach dem ausgemittelten reinen Ertrage, anzunehmenden 
Zinsfuß verzögert werde, da es an allen Grünben fehlt, in ſolchen Fällen reinen 
anderen Maaßſtab, als ben gewöhnlichen Zinsfuß zu 5 pCt. anzunehmen. 

Ihr habt hiernach ſowohl in dem zur Frage ſtebenden Dugge⸗Kölzow'ſchen Fall, 
als in andern vorkommenden Fällen zu verfahren. Wornach ꝛc. und Wir x. Ge—⸗ 
geben ıc. Schwerin, ben 25. März 1808. 


m an bie Zufliz= Ganzlei 
u Roflod. 


1727. CErtragsermittelung bei zu verkaufeuden Landgütern. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Auf eure ehegeſtrige Anfrage, im Betreff 
ber Anwendbarkeit der Ertrags⸗Ausmittelung bei in Concurs gerathenen Gütern geben 
Wir euch hiedurch zur Antwort: daß die Conſtitution vom 19. Januar 1778 nur 
auf Kandgüter anwendlii if. Wornad sc. und Wir verbl. ꝛt. Gegeben ꝛc. Schwe⸗ 
rin, den 16. Jul. 1808. 

An das mn und Landgericht zu 
Güftrom, 


1728. Anzeige vom Verkauf von Zandgütern and dem Concurfe. 
13. April 1810. 


Srieberih Franz ac. Unſern 20. Wir befehlen euch hiedurch gnädigſt: 
künftig vor. bem Verlauf ber in Concurs gerathenen Landgüter fogleih nad dem ers 
folgten reinen Zufchlag bei Unfrer Regierung separatim bie berichtliche Anzeige zu 
machen. Wir 36, Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 13. April 1810, 

An bie brei Lanbesgerichte seperatim. 


1729. Zum Zuſchlag erforderlide HGöhe bes Bots. 
. 38. April 1810. 


Fried ee Franz 20. Unfern ꝛc. Sn Antwort auf eure Anfrage vom 
12. d. M. im Betreff der Subhaftation der Goncursgüter, werben die Conſtitutionen 
vom 21. May 1776, vom 27. Decbr. beffelben Jahres und das Derlarator-Refeript 
som 19. Yan. 1778 hiedurch dahin erläutert: daß, wenn im dritten Subhaftations- 
Termine ohne formellen Bot und Ueberbot von reinem Kaufliebhaber zwei Drittel Des 
eonftitutionsmäßigen Werths des zum gerichtlichen Verkaufe gebrachten Concurs⸗Gutes 
offeriret find, ſolches in dem Maaße genügen fol, um dem Offerenten den Zuſchlag 
mit alleinigem Vorbehalt des creditoriſchen Rechts zum Gleichgebot in dem dazu an⸗ 
zuſetzenden vierten Termine zu ertheilen. Wornach ꝛc. und Bir sc. Gegeben ır. 
Schwerin, den 18. April 1810. 

Friederich Franz. 

An die —— hieſelbſt. 


1730. Competenz zum Verkauf unbeweglicher Concursgũter. 
15. Febr. 1SL1. 


Friederich Franz ꝛc. Wohlgelahrter sc. Das fornm coneursus iſt be⸗ 
fügt, die Grundſtücke bes Oridarii ſelbſt zu verkaufen und zu addiciren; nur muß 
es dem Käufer aufgeben, dem foro rei sitae Die Acgqnisilion anzuzeigen und bie Noth⸗ 
barft zur Erlangung beg Belikes, zosp. durch Berlafjung zu Stadt» Pfandbuch und 
font zu beobachten, 
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Wenn indeſſen das forum rei sitae von dem foro concursus, aus beſon⸗ 
deren Gründen, zum Verkauf von Grundſtücken einmal requirirt worden iſt, ſo iſt 
kein Grund abzuſehen, weshalb erfteres, in Folge ſolcher Requiſition, den Terminum 
ad exercendum jus idem offerendi, anzuberahmen und abzuhalten, den Zuſchlag 
zu ertheilen und ben Addictions⸗Abſchied auszufertigen, and) bie geſetzlichen Licitatione⸗ 
Gebühren bafür zu erheben, nicht ebenmäßig berechtigt fein follte, 

Laſſen's auf eure Anfrage dom 6. d. M., euch in Antwort alſo unverhalten. 
Gegeben ı. Schwerin, ben 15. Bebruar 1811. 

An das Stabtgeriht zu Grabow. 


1731. Mitbieten der Indult genießenden Kaufluſtigen. 
Kt. Zul. USE. 

riederih Franz x. Unfern sc. Es iſt zu Unſerer KRenntniß gekommen, 
Daß beim gerichtlichen Berkauf der Landgüter von Unſern Landesgerichten bie Be— 
biugung mit untergeleget worben: 

daß Fein Käufer zuzulafen fei, Der entweder von feinen Gläubigern einen Con- 

ventional- Indult nachgeſucht ober erhalten, oder auch wider feine Gläubiger 

einen Zanbesherrlihen Special⸗Indult nachgefuht oder erwirfet hat, 

Wir können biefe Beftimmung nicht für zuläffig halten, weil dadurch im Voraus 
bas Recht eines jeben britten auf folden Termin beſchränkt, und für die Maſſe der 
Gläubiger felbft nachteilig wirken muß. 

Erft, wenn gegen benjenigen, ber wirklich ben höchſten Bot behält, und bem das 
Gut in diem, oder definitive zugeſchlagen werben fol, Zweifel und Bedenklichleiten 
entfteben, in wie ferne er bie Berlaufsbedingungen zu erfüllen im Stande fein wird, 
find nod vorher bie dazu erforderlichen Beweiſe zu fordern. 

Die Indults-Impetranten werben. wenn ihnen ber höchſte Bot verbleibt, jedes⸗ 
mal noch vor dem Zuſchlage, dem Gerichte, zu deffen gehörigen Prüfung unb Be⸗ 
urtheilung, Diejenigen befonderen Mittel, wodurch fie eine ſolche Unternehmung zu 
beden und die Verkaufs⸗Bedingungen zır erfüllen vermögen, erſt genau nachzuweiſen haben. 

Wenn nun aud gleich dieſe Nachweiſungen vieleicht nur felten Statt haben 
werben; fo kann ihnen doch die Möglichkeit, ihr Vermögen zu verbeflern, nit ge⸗ 
nommmen, mithin fie vom Bieten überhaupt nicht ausgeichloifen, uber bie Nachweiſung 
über bie Sufficienz zur Erfüllung ber terminlihen Bedingungen, früher von ihnen 
nicht verlangt werden, als es entſchieden ift, ob fie den höchſten Bot behalten. 

Im Falle die Indulte-Fmpetranten ſolche Nachweiſungen nicht zur Genüge, nad 
tem Ermeſſen des Gerichte, ertheilen können, muß der zunächſt nad ihnen den höchſten 
Bot babende ben Zufchlag erhalten. Ahr babt euch hiernach zu achten. Und Wir x. 
Gegeben . Schwerin, den 11. Juli 1811. 

Sriederih Franz. 
An bie drei Lanbeögerichte. 


1732. Verkanf und eventuelle Datio in solutum you Concursgütern. 
21. Aug. 1812. 

Friederich Franz 2. Unfern sc. Wir geben euch, auf euren Bortrag vom 
26. Novbr. v. J., das Verfahren in Concurfen betreffend, wenn fi zum Concurs- 
Gute Fein Käufer findet, und ber erfte Gläubiger mehr zu fordern hat, als bie ganze 
Taxe beffelben beträgt, hiemit gnädigf auf: dem allein zur Perception Tommenden 
Gläubiger, das But für %5 ber Taxe ın solutum anzubieten, und ihm babei zu 
erflären, bag es bei ihm ſtehen folle, es anzunehmen oder nit, — ba dann, wenn 
er es ausſchlage, forberfamft ein Termin angefeht werben follte, in welchem das Gut 
für jeben Preis würbe meggefchlagen werden, — und habt ihr dann, nadbem er 
num wählen wird, weiter zu verfahren. Wegen eines, biefer VUngelegenheit halber 
allgemein anzunehmenden Grundſatzes, werben Wir auf eine neue Eonfitution Bedacht 
nehmen, womit ihr zu feiner Zeit werdet befannt gemacht werben. 


Concurs. 459 
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guſt 1812. 
Friederich dran; 
an das Hof⸗ und Landgericht zu 
Güſtrow. 


1733. Bon den Berktanfdterminen für Concursgüter. 
29. Sept. 1812. 

Srieberih Franz ꝛc. Unfern ıc. Belle sc. Da bie Erfahrung gelehrt hat, 
baß bei den gerichtlichen Subhaftationen liegender Gründe bie beiden erſten Verkaufs⸗ 
Zermine faft durchgängig unnüß, und von ernflichen Staufliebhabern, in Erwartung 
bes britten und eventualen Addictions⸗Termins, faft niemals beſucht werben; fo finden 
Wir Uns Landesherrlih bewogen, zur Erfparung und Abmwendung unnöthiger Ge- 
richts⸗Gebühren und Actorats⸗Koſten don ber Maſſe, bie Eonflitution vom 21. Mai 
1776, wegen öffentlihen Verkaufs ber Eoncurs- Güter, S. 3, dahin Fraft dieſes ab- 
zuänderns daß vom 1. Januar 1813 an zum gerichtlichen Verkaufe ländlicher ober 
ſtädtiſcher Grundfläde in der Regel nicht mehr als ein einziger Licitations⸗Termin, 
jedoch mit geräumiger Friſt von wenigftens zwei bis brei Monaten, in einer zum 
Beſehen ber Landgüter- paßlichen Jahreszeit angefehet, und in gehörigen Intervallen 
durch mehrere Intelligenz⸗ und nad Befinden auswärtige Zeitungs - Blätter gemein 
fündig gemacht, mit ber Unberaumung bes ronflitutionsmäßigen Termins zur Aus- 
übung des Gleichgebots-Rechts aber es in ber $. 5 obgedachter Konftitution vorge» 
fhriebenen Maaße fernerhin gehalten werben fol, Wornach ıc und Wir verbl, ꝛc. 
Gegeben x. Schwerin, ben 19, September 1812, 

Friederich Franz. 
An bie drei Landesgerichte separatim. 


1734, ,Berbot der Abänderung der Bedingungen im Berfanfstermin. 
24. Jun. 1815. 

Es kann auf Feine Weife zugegeben werben, daß auf andere, als vorher öffent- 
lich bekannt gemachte, allgemein einverftandene unb vom Gerichte einmal genehmigte 
Kaufbedingungen Licitanten zugelaffen oder barunter in ipso termine noch Mobifi- 
cationen vorgenommen werben, worauf bie fpäter erfäheinenden Kaufluftigen nicht ge⸗ 
laben, daher nicht vorbereitet find, woburd mithin das Publicum nur verwirrt und 
der öffentliche Erebit no mehr compromittirt wird. Ihr habt euch Daher ſolcher Abweichun«- 
gen von ber Regel für die Zukunft gänzlich zu enthalten, hingegen den höchſten Bot, ohne 
weitere Rüdficht auf ungleibe Grundlagen und Borausfeßungen ber verſchiedenen Kauf⸗ 
liebhaber, nur allein nad Zahlenverhältniffen abzumellen und darnach den Zufchlag 
auszufpredhen. Schwerin, ben 24. Juni 1815. 

An das Dof: und Landgericht. 


1735. Weiteres desfallfiges Berbot. 3. Januar. 1816. 
Wenn einmal tie gerichtlich approbirten Raufbebingungen öffentlich befannt ge⸗ 
macht, und barauf unter gerichtliher Auctorität Staufliebhaber in den Zeitungeblättern 
eingeladen worden find, fo ift jede mehr oder minder wejentlihe Abänderung der= 
felben in Dem zur Addiction in diem angefeßten Termine um fo viel bedenklicher und unzu= 
läſſiger, weil ausländiſche SKaufliebhaber hiefiger Concursgüter durd ihre hiefigen 
Mandatarien von foldhen veränderten Bedingungen nicht allemal frühe genug unterrichtet 
werben Fönnen, um dieſe barüber zu dem Gleichgebots⸗ und reinen Zufhlagstermin 
hinlänglich zu inftruiren, fie folglich eben dadurch von weiterem Bot und Ueberbote 
abgehalten werben dürften. Schwerin, den 3. Jannuar 1816, 
An das Hof: und Landgericht. 
2736. Geheimhaltung der Taxe der Eoucnrögäter. 32. Febr. I816. 


Srieberih Franz ıc Unfen ꝛc. Wir finden Uns, auf Antrag bes Engern 
Ausſchuſſes Unferer Ritter- und Landſchaft, nach ringezogenem Erachten Unſerer Landes⸗ 
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gerichte, gnädigſt bewogen, hiedurch zu verorbnen: daß bei dem Verkaufe Der Concurs⸗ 
Güter in allen Fällen, wo Unſere Conſtitution vom 31. März 1812 nicht eintritt, 
die Taxe ſolcher Güter vor deren reinem Zuſchlage nicht öffentlich bekannt gemacht, 
ſondern ſtrenge geheim gehalten werde. Ihr habet hiernach zu verfahren, und zu 
dem Ende den Taxanten aufzugeben, die, die Taxe folder Concurs-Güter betreffenden 
Papiere jedesmal dem Gerichte verfiegelt zu übergeben, auch ihnen babei, mit Zurüd«- 
führung auf ihren geleifteten Eid, bis ſtrengſte Geheimhaltung, bei Vermeidung ernit- 
licher Ahndung, zu injungiren, j 
Wornach ꝛc., und Wir ı.. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 22, Gebruar 1816. . 

ER Srieberih Franz. 
An bie brei Landesgerichte. en 


. 2737. Vom Zuſchlag anderer Grundſtücke als der Landgüter. 
4. Mai 1SI8. 


Sriederih Franz ꝛec. Wir laſſen euch — im Betreff ber Anwendung ber 
Sonftitution vom 19. Januar 1778 auf Häufer, hiemit unverbalten, daß, ba der 
Verkauf ber in Concurs befangenen Grunbflüde, die Landgüter ausgenommten, in 
feinem Geſetze auf eine Quote des Werths befhränft, noch dabei ein jus idem of- 
ferendi gefeglich eingeführt ift, es beim Zufchlage in ben Subhaftationen Feiner weitern 
Norm, mithin aud Feiner vorberigen Taxirung bedarf. Wornach ⁊c. Gegeben ıc. 
Schwerin, den 1. Mat 1818, 

Ad Mandatum Serenissimi propriam. 
Großherzogl. Mecklenb. zur Regierung verortnete Präftdent, 
Geheime» und Räthe. 
An die Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


- 1738. Vom Zufchlag der unmittelbaren ritterfegaftl. Gehöfte. 
19. Ian. 1877. 


In Antwort auf eure Anfrage vom 10. d. M, im Betreff der Anwendung ber 
Gonftitution vom 19. Jan. 1778 wegen Berfaufs ber Concursgüter für zwei Drit- 
theile des nad der Taxe ausgemittehten Werths auf das in Conrurs gerathene Ge— 
böft des weiland Eigenthümers Lembde zu Wentifh-Priborn bleibt euch hiemit un 
verhalten, dag in Fällen diefer Art bie conftitutionsmäßige Taxe bis auf ausdrückliche 
Anträge unterbleiben fol, Schwerin, ben 19. Jan. 1827. 

Regiminalrefeript an bie Juſtiz-Canzlei | 
zu Güſtrow. 


3. Bon den Concurskoſten. 


217390. Glaffifieirung der Concurskoſten und Tragung derfelben. 
2. Der. 1780. 


Grieberih Franz ıc. Dur Lanbesherrlihe Verordnungen vom 20. Juli 
1776, 10. Febr. 1777 und 15. April 1778, ift feſtgeſetzet worden, daß in Concurfen 
Diejenigen Gläubiger, welche adiudicata ober fonft eigenthümliche Nechte haben, ober 
zu ben fogenannten Separatiften gehören, folher ihrer Vorzüge uneradhtet, zu ben 
Koften, weldhe aus dem eigentlihen Concurs⸗Proceß, als Proceß betrachtet, ent⸗ 
fanden find, zugleich mit den andern, zur Perception gelangenden Oläubigern, pro 
rata concurriren, hingegen von andern nicht zur Dirigirung des Concurs =» Proceffes 
gehörigen, durch manderlei Vorkommenheiten erwachſenen Koften, als Reparaturen, 
Bauten, Meliorationen, Unglüdsfällen, unb anderen Bergleihen, bas Guth und Die 
Massa treffenden Angelegenheiten einen Beitrag leiſten follen. Es fehlt aber noch 
an ber Beilimmung, was für fonftige, während bes Concurfes entflehende Koften und 
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Verwendungen allein won ben Uebrigen sur Perceytion kommenden Gläubigern pro 
rata übernommen, ober aus ber Concuror Maſſe beitritten werben müſſen. 


Um nun bierunter auch den Zwed gleihförmiger gerichtlicher Erkenntniſſe zu bes 


fördern, fo verorönen Wir nach vernommenenm vatbfamen unterihänigften Bedenken 
und Erachten linferer getreuen Nitter- und Landſchaft hiemit gnädigſt und wollen, daß 

I. aus ber Conturo⸗Maſſe, ohne Unterſchied, ob in den nachbenannten Fällen 
. einfiweilen Kapitalien aufgenpmmen werden, ober nicht, mithin . übernehmen, 
und zu beftreifen fein follen: 


IL. 


i) 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 


ale auf den Gütern haftende rüdftänbige : öl laufende "Abgaben, als 
Läandes-Gontributionen — Landes⸗ und ‚Amts-Anlagen — unablöslihe Nenten, 
Kirchen⸗ und PfarrsPraestanda, auch alle rüdfländige ober Inufenbe, aus 
ben mit ber Pfarre und Kirche unter Landesherrlichem Anſehen getroffenen 
Erb⸗Pacht⸗ Contracten entſtehende Erbpächte, ‚fie beſtehen in baarem Gelde 
ober in Victualien, ferner Prediger - und Küftergebühren, Verwaltung der 
Jurisdiction, nicht weniger alle mit dem inre palranatus verbundene Onera 


‚und Koſten x. 


Ales was. zur Einrichtung einer Sitten Haus⸗ und Feldwirthſchaft gehöret, 
als Salariren ber Adminiftratoren, Schreiber und Dienftbothen, Baurenhülfe, 
Ziehung ber Gräben, Brüden- und Wege Beflerungen ꝛc. 

Meliorationen und mas deshalb verordnet wird, wenn gleich ber Erfolg 
nicht alemahl der Erwartung gleich kommt. Dabin ſteht zu rechnen, bie 
Hebungen ber Bommunionen, bie Errichtung der Erpacht-⸗Contracte über 
Ländereyen ber Kirchen unb Pfarren, Vermehrung bes unzulänglich -befun- 
denen Vieh⸗Beſatzes, neue Gräben, Ausradungen und Urbarmachung ber 
Aecker und Wiefen ꝛc. 

Neparationen der Gebäude und deren Derftellung, fie mag Altershalber oder 
durch Unglüdsfälle nöthig werben — doch bleibt der Regreß gegen biejenigen 
vorbehalten, welche etwa den Unfall veranlagt haben. 

Abgänge von der Subflanz ber Concurs-Maſſe, ale durch Evincirung ber 
Guth6 = Pertinenzien, dur die Proceſſe und Sommifft ionen, welche Gränzen 
md GServituten zum Gegenſtande haben, durch Abſchwemmung ober Ver—⸗ 
finfang, — Abbrennung der Gebäude oder Waldungen, Sturmwinbe ır. 
Unglädsfälle an den Auffünften ber. Güther, welche deu Ertrag eines ober 
eliher Jahre mehr oder weniger vermindern, als Ueberſchwemmung, Dagels 
fhaden, Mißwachs, Viehſterben und andere, mit ber Landwirthſchaft ver- 
bundene Abgänge, welcher Art fie jein mögen. 


Ohne Rüdfiht auf Diejenigen Gläubiger, welche mit Adiudications⸗, Eigenthums- 
und Separations⸗Rechten verfehen find, follen die übrigen, zur Perception ge⸗ 
langende Ereditoren pro rala übernehmen und fi Fürzen laffen, 


” 


. bie gerichtlichen und außergerichtlichen Proceß⸗Koſten und damit In Berbinbung 
ftebende Ausgaben, welche zu den, zum eigentlichen Concursproceß, als Pro⸗ 
seh betrachtet, bis zur endlichen Diſtribution aufgehenden — Koften nicht 
gehören, gleichwohl pro interesse. communs, fo fange bie gemeinfante Ber- 
waltung fortwährte und der Concurs nicht völlig beendigt ift, verwandt 
werden müſſen. Den Gerichten bleib überlaſſen, ſolche nad ben Acten ge- 
börig zu beflimmen. 


‚ Dasjenige, mas zur Befeitigung ber, am Anfange bes Eoncurfes, mehrmalen 


bey ber Abtretung ber Güther an die Gläubiger entgegenftehenden Hinderniſſe 
zu verwenden ift, zumahl in Abfickt auf ben gemeinfamen Schnldner und . 
befien Ehefrau, um mit ihnen auseinander zu fommen. Wobey aber, fo viel 
bie Letztere anbetrift, von ſelbſt ſich verſtehet, daß Die übrigen Erebitoren, 
wenn fie wit ihren Alatis nad) Beſchaffenheit der Mafle zur Perception 
fommen kann, in fo weit alo Diefeg gefchiehet, von Webernehmung - bes ihr 
bezahlten, oder zuftehenden Geldes pro rala. befreyet bleiben, u 
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e. Bas in Kriegszeiten zur Abkehrung ber das Guth bedrohenden Beläfligung 
und Gefahren, mithin zu Abwendung größeren —— hinzugeben, von 
Creditoren beliebet wirb, 

d. Sollte etwa bie Concursmaſſe durch Vergreifung ober Untreue des Actoris 
communis und Quratoris bonorum, ober ſonſtiger, von den in Ge⸗ 
meinſchaft ſtehenden Gläubigern abhängenden, ober durch einen, zum Concurs 
gerathenen Pächter in Verluſt gebracht werden: ſo wird andy biefer Berluft 
pro rata von ben Verpächtern, bie post adimdicatorios, dominos et 
separatos ereditores zur Perteption kommen, Abernommen. 

118. Sm Falle die Concurs⸗Maſſe zur Zeit der Diſtribution nur auf diejenigen reichet, 
welche Adiudications⸗, Eigenihume- oder ferifiige Srparations-Reihte haben, der⸗ 
maaßen, daß nicht einmal biefe benannten Arten ber Gläubiger döllig zu bem 
Ihrigen gelangenz fo kommt bei ſolcher Unzulängiichkeit ber Maſſe es in An- 
febung der Concurs⸗Pröceß-Koſten nicht in Betracht, daß bie Intersfienten dieſer 
Art nicht einerien echte haben, fondern je nachdem fie von ben vorletzten oder 
von früheren Vorfahren des letzten Guthöbelikers, 3. B. von Bater, Großvater, 
Eitervater ıc. ihren Urſprung nehmen, bie Intereſſenten jeder Klaſſe, in gewiller 
Ordnung folgen und allemal bie höhere Klaſſe dor ber nächſtfolgenden ihren 
Borzug behält. Sie müflen viemehr alleſammt, ‚in foferne fie zur Perception 
kommen, ſolche Koſten pro rata ſich kürzen faifen. Im übrigen if die Concurs⸗ 
Maſſe, weil weiter die Conſtitution außer Auwendung ſtehet, durch einen redht- 
lien in Gemäßheit ber Prioritäts -Urthel abzufaflenden Diftributions - Befcheib, 
fo weit fie veichet, zu vertheilen; Wobey fi denn von ſelbſt verfiohet, daß die⸗ 
jenigen Separatiften, melde von .der Perception ausgefhloffen werben, zu ben 
Eoncursfoften Nichts beitragen können. 

IV. Da endlich oftermalen vorzüglidhe Gläubiger, beven Rechte in quali et quanto 
unbeftritten find, mit ziemlichen Verluſte an ihren Forberungen, von ben übrigeu 
Erebitoren auegefauft und bezahlt, oder aber, wenn deren profitirte Schulbpöfte 
in Anfehung des Vorzugs oder der Summe nit außer Zweifel fliehen, — dar⸗ 
fiber Bergleiche getroffen werben und dann bie Zahlung gefchiehet; So kömmt 
im erfien Ball ber Vortheil allein ben jüngſten Gläubigern zu gut, baber das⸗ 
jenige, was zur Abfindung vermanbt oder aufgenommen wird, wit pro rata 
ben älteren oder ficherfiehenden Ssntereffenten angerechnet werten mag. Aber 
auch im zweiten Kal foll ben Älteren Erebitoren, die nichts Dabei getwinnen ober 
verlieren, der Rechtöftreit möge ausfallen wie er wolle, son ſolchen Berwendungen 
oder gezahlten Vergleichs⸗ und Afndungögelbern Nichts in Anrechnung gebradt 
werden. 

Urkundlich unter Unſerm Sandzeidhen und Suflege, Gegeben 3. - Schwerin, 


ben 22. Derbr. 1789. 
„Frieberich Franz 


2749. Vorwegnahme ber Kuften and der Mafle. 7. Zau. 1809. 

Wir Friederich Franz ır. Fügen, nebftrefp. Entbietung Unfers gunft- und gnädi⸗ 
gen, auch gnädigfen Grußes, Unſern Landesgerichten, Haupt- und Amtleuten, Denen von 
ber Ritterjchaft, Bürgermeiftern, Gerichten und Räthen in Unfern Städten, auch insgemein 
allen Landes-Einwohnern und Unterthanen biemit zu wiſſen: Wie Wir, durch verfchiebene 
feither vorgefommene Anträge unb Beſchwerden, insbefondere aber durch bie, barauf erfor⸗ 
derten Erachten und Ausführungen geſammter Unſrer Landesgerichte, die Ueberzeugung 
erlangt haben, daß die, nad) Vorſchrift der landesherrlichen Circular⸗-Verordnung vom 
20. Julius 1776 bisher bei den Eoncurſen beſtandene Einrichtung, wonach im Fall 
ber Unzureichlichkeit ber Maſſe die geſammten gemeinſchaftlichen Concurskoſſen von den 
zur Perception kommenden Gläubigern pro rata getragen werten müſſen, ſowohl aus 
Gründen der Billigkeit als der Nothwendigkeit, zur Aufrechthaltung des, für Unſre 
Lande und Unterthanen fo erfprießtichen Erebits, fernerbin nicht beizubehalten, fondern 
Darunter alles auf den vorigen Zuß wiederum zu fehen ift. 
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Wir haben daher Ianbeauätentiäh beſchloſſen, ſolcherhalb, nach vernommenem rath⸗ 
ſamen Bedenken Unſrer, auf dem jüngſten allgemeinen Laudes⸗Convent verſammelten 
getreuen Ritter⸗ und Laudſchaft, eine zwedckdieunliche Conſtitution zu publiciren; und 
verordnen demnach hiemittelſt: 

Daß die oberwähnte Beſtimmung vom 20. Julius 1776, mithin die, darnach 

bisher beſtandene geſetzliche Vertheilung der Concurskoſten auf bie zur Hebung 

kommenden Forderungen pro rata derſelben, kraft dieſes gänzlich aufgehoben 
und außer Wirkung geſetzt, alſo für alle in Unſern Landen bereits exiſtirende 
und etwa noch weiter vorkommende Concurſe, wo die Vertheilung der Koſten 
nicht ſchon, durch Vergleich ober rechtliches Erkenntniß, feſtgeſetzt worden iſt, non 
nun an ungültig und unanwendlich fein, hingegen die, auch ehemals in den 

Medlenburgfchen Landen gefeglih geweiene Borabnahme aller Concurskoſten 

von ber Mafle bei allen, in Unfern Landen bereits anhängigen ober etwa noch 

fih aufgebenden Concurſen, worin fie Prioritäts-Urtel bisher nicht publiciret, 
ober fon Durch Vergleich bie Bertheilung der Concurskoſten pro rata feſtgeſetzt 
ift, hinfüro jedesmal beobachtet und ia Anmenbung gebracht werben foll. 

Wir gebieten und befehlen demnach allen Unfern Landes- und anderen Gerichten, 
über biefe Unſere Conſtitution von jego an pünktlich zu halten und derſelben entgegen 
nicht zu erkennen. 

Damit au ſolche linfere Verfügung .-und Berorbuung zu jebermanne Willens 
ſchaft gelangen möge, haben Wir felbige burd ben Drud im ben biefigen Intelligenz“ 
blättern öffentlich bekannt zu machen befohlen. 

Urkundlich unter Unterm Dandgeichen und Inſiegel. Gegeben sc. Schwerin, 
ben 7. Sanuar 1809, 

Sriederih Franz. 


1741. Gemeinfchaftlide Koften und Koften einzelner Gläubiger. 
" S. Aug. 1809. 

Srieberih Franz 2. Wohlgelahrter m. Wir geben euch auf eure Anfrage 
vom 27. v. M. im Betreff der Bezahlung der Concurskoſten hiedurch zum Beſcheide, 
daß die von einzelnen Släubigern zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame verwendeten 
Liquidations⸗ oder fonftige Koſten nicht zu den Concurskoſten, von benen bie Verorb- 
nung vom 7. Januar d. J. rebet, gerechnet werben Tönnen, Wornach 30. Gege⸗ 
ben x. Schwerin, den 8. Auguft 1809, 

An ben Advocaten Wendt zu Lübz. 


1742. Borweguahbme der Gebühren des Curatoris bonorum und 
der übrigen Koften. 21. März 1810. 

Srieberih Franz x. Unfern ꝛc. Wir communiciren euch hieneben abfchrift- 
lih das unterm heutigen Dato an Unſre Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod erlaffene Reſcript, 
im Betreff der Bezahlung ber Gebühren bes Curatoris bonorum, zur Nachachtung 
in vorkommenden Hällen, und verbleiben 3. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 21. März 


1810, 
Triedberih Tran; 

An das Hof- und Eanbgeriht zu Güftrow 

und die Juſtiz⸗Ganzlei hiefelbft. | 

Sriederih Franz x. Unfern ıc Wir geben euch anf euren Bericht vom 
22. Rovbr. v. 3. die Gebühren bes Berechners der Concurs⸗Gelder für die Ent⸗ 
gegennahme und Bertheilung derſelben betreffend, hiedurch zum gnädigſten Beſcheide: 
daß die Gebühren bes Curatoris bonorum nebft ben übrigen Concurs⸗Koſten von 
ber Maſſe abzurechnen find. Lieber bie Größe ſolcher Gebühr pro future bieibt bie 
Beftimmung vorbehalten, bis dahin habet ihr biefelbe nach Billigfeit und Ueblichleit 
zu ermäßigen. 

Wornach 0. Schwerin, den 21. März 1810. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 
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1748. Gebühren bein Verkauf der Concursgũter beim. Getett 
| auderer Känfer. 31. Zul. IB. 

Friederich Franz sc. Unfern m, Wir ertbeilen euch, anf eure Anfrage vom 
27. d. M., wegen ber gerichtlichen DVerfleigerungs- Gebühren, hiedurch zur Reſolution: 
Tr wenn nah dem reinen Zufchlage eines Eomeurs- Gutes, ein anderer Käufer, 
Statt deffen, dem das Gut zugefchlagen worden, ohne Weiteren Anfbot, mit Zu⸗ 
ſtimmmung des letzteren und mit crebitorifcher, auch "Berißtlicher Genehmigung eintritt, 
alebann bie Gebühr eines halben Procents nicht verlangt werben Tann, wohl aber 
bie fonftigen Gerichts =» Gebühren; jedoch nicht ex niassa, fondern refpertive von ben 
beiten Stäufern, weil ber zweite Verkauf nur aus einem freiwilligen Eontracte mit 
beim erften Käufer berrührt. Wornach und Wir verbleiben. ıc. Gegeben ꝛc. Schwe⸗ 
rin, den 31. Inlii 1812. 
An das Hofs und Landgericht zu Güſtrow. 


744. Bedingtbeit des Zählgeides durch baare Zahlungen. 
| 7. Aug. SIEB. 

Srieberih Franz ıc. Unfern se Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
5. d. M. ob bie gewöhnliche Recepturgebühr des Curatoris Bonorum ven "a pet. 
Statt findet, wenn von bem Käufer des Concursgutes, nad ber Verordnung vom 
10. Jannar 1812 $. 6. nicht Baar, fondern durch Agnitionen überwieſener Gläu⸗ 
biger gesaplt wird, bei Znrüdgabe des Anfchluffes hiedurch zum Beſcheide: daß keines⸗ 
weges in ſolchen Fällen, fondern nur bet: Baaren Zahlungen, Zählgelb parhren Inn. 
Wornach ıc. und Wir ꝛx. ‚Schwerin den 17, Anguf 1818, 


en Franz. 
An die Juſtiz⸗-Ganzlei zu Roſtockk. 


4. Allgemeine Indulte. 


. 2745. Cinjähriger Indult. 13. Der. 1806. 

Wir zur Mediendurg- Schwerinfchen Regierung verordnete Präjident, Geheime⸗ 
und Räthe: Fügen biemit öffentlich zu wiſſen: daß Wir bei ber, Durch Die gegen- 
wärtigen Zeitumflänbe berbeigeführten allgemeinen Seltenheit bes baaren Geldes in 
ben hirfigen Landen und bei den fichtbaren Schwierigkeiten, durch Anleihen vom Aue⸗ 
ande frembes Geld herbeizufihaffen, zur Abwendung bes gänzlichen Ruins der mit 

Schulden beladenen und von Baarſchaften entblößten -Tandes- Einwohner, nad - ein 
gangenem rathfamen Bebenfen und Erachten des Engern Ausfhufies ber Medienbur- 
gifhen Nitter- und Landſchaft, Fein anderes wirkſames Nettungsmittel zu finden ver- 
mocht haben, als die Verbindlichkeit zur Bezahlung sinstragender Capitalien allgemein 
auf Ein Jahr zu fuspendiren. 

Es wird ſolchemnach aflen Capital» Schultuern von Kandes- Obrigfeitswegen ein 
Gencral- Indult oder Anſtands⸗ Jahr ſolchergeſtalt bewilliget und hiemit verkündiget: 
daß alte vom 1. Januar 1807 bis zum 31. December 1807 fällig werdende Eapital- 
Zahlungen, fie mögen aus Berträgen oder aus voraufgegangenen Loskündigungen in 
bem beſchriebenen Zeitraume zahlbar werden, ohne Rüdjiht, ob in den Schuld = Ber- 
fhreibungen bem beneficio moratori oder Indulten entfaget worben oder nicht, 
im allgemeinen, der Schuldner mag eine Privat= Perfon, eine Commüne oder öffent⸗ 
liche Caſſe fein, eingeftellet, mithin den Gläubigern, in Abſicht auf Die vom Ifen Januar 
bis zum letzten Dechr. 1807 zahlfähig werdenden Hauptſtühle bas Klage-Recht, und ben 
Sapital-Borberungen bie Ererntionsfähigleit einftweilen benommen und verweigert fein, 
hingegen das Capital unter ber bisherigen Sicherheit und zu bem bis babin verſchrie⸗ 
benen Zinfenfuße, ohne alle Neuerung unabgetragen fichen. bleiben, folglich jebe ver» 
meinte Prätenfion oder Berechnung des @läubigers, tuegen Schäben und Verlufles an 
Sntereffe und Koften, im Boraus für unftatthaft erfläret und vernichtiget ſein fol. 

Wie inzwifchen dem Schuldner, der demohngeachtet feine Haupt» Schuld zur 
Berfallzeit berichtigen will, foldhe Gapital- Zahlung freigelafien, and ber Bläubiger 
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ſodann die Zahlung anzunehmen verpflichtet ſein ſoll; ſo ſind dagegen alle übrige nicht 
zinstragende Zahlungen, ſie mögen Namen haben, wie ſie wollen, insbeſondere die 
Tratten, und Wechſel der Kaufleute unter einander, die Pacht-Vorſchüſſe und deren 
Rückzahlung, rückſtändig gebliebene oder fällig werdende Zinfen und Renten, öffentliche 
©efälle, überhaupt aber alle CapitalPoften, welche fhon vor dem 1. Sanıar 1807 
zahlfällig gewefen, ober bereits ausgeflaget, oder gar ſchon erecutionsfähig geworben 
find, von bem vorftehenden Indult ausgefchloffen, und müffen, nad wie wor, zur 
resp. Berfallgeit berichtiget, eventualiter klagbar gemacht werden und erecutionsfähig 
bleiben, 

Ale und jede höhere und niebere Gerichte ber Medlenburg-Schwerinfhen Lande, 
werden demnach hiedurch befebligets in ihren Erkenntniſſen nad dieſer Verfügung auf 
das genauefte fi zu achten. 

Zu deſſen Beurkundung ift dieſelbe nicht allein ben Landes⸗Gerichten mitgetheilet, 
fondern auch den hiefigen Anzeigen eingerüdet. Gegeben ıc. Schmerin, ben 13. De— 
cember 1806, 

Medlenb, Schwerinfche Regierung. 


1746. Indult für die bereits vor dem Antonitermin I812 fchuldig 
gewordenen zinstragenden Gapitalien. 10. Januar 1812. 

. Srieberih Franz x. $ 1. Wenn gleich Wir den feſten Entſchluß gefaßt 
haben, Feines Gläubigers Rechte in Unſern Landen beſchränken, und durd einen allges 
meinen Indult aufhalten zu laſſen, wie Wir denn foldhes durch die öffentliche Erklä> 
rung vom 1. Junius v. J. bewisfen haben, fo find Dennoch ſeitdem die Lage und 
bie Umstände Unfers Landes fo fehr verändert, bag wir Uns zu Unſerer innigften 
Betrübnig außer Stande fühlen, diefen gerechten unb Unſerm Herzen fo theuren 
Entſchluß fernerhin ganz feftzuhalten. 

$. 2. Nachdem feither auf der einen Seite Die Folgen des gehemmten Abſatzes 
ber Producte auf den allgemeinen Erwerb und auf Das Einfommen bes ganzen Landes 
ihren fortwirfenden Nachtheil geäußert, und die innere Girculation in völlige Stodung 
gebracht haben, während auf der andern Seite die befannten Ereigniffe der Zeit bie 
äußerftien Anftrengungen nothbwendig machen, und die hier an den Küften und im 
Lande aufgeftellte erforberlihe Iruppenzahl Durch ihre Unterhaltung vor der Hand bie 
außerordentlichen Auflagen beinahe um das Sechsfahe vermehrt; fo wird, bei einer 
monatlihen Aufbringung von Einhundert und Funfzig Taufend Thalern zu Diefen 
anßerorbentlichen Bebürfniffen, es leider big zur Evidenz Har, daß, vielleicht nur mit 
Ausnahme von jehr wenigen Perfonen, welde fi) in befonders günftigen Umftänten 
befinden mögen, in einem folden Moment, zunächft bie öffentlichen Caſſen und dann 
mit diefen auch Die Privat» Güter-Befiger ſich gänzlih außer Stande fühlen, noch 
Gelb zur Zahlung und zum Übtrage von Capitalien anzufchnffen, und bag felbft durch 
rüdficgtlofe Anwendung gerichtliher Zmwangsmittel die Möglichkeit folder Zahlungen 
nicht bemwirft, fondern nur zum Nachtheil Der Gläubiger unzählige Concurfe herbei- 
geführt- werden würden. 

$. 8. Dies läßt Uns endlich, bei den erneuerten dringenden Auträgen Unferer 
getreuen Stände, Feine andere Wahl übrig, ala eine allgemeine Siftirung aller bereits 
sor bem AntoniisTermin 1812 ſchuldig gewordenen, zinstragenden Capi— 
talien, ohne Rüdfiht auf gefhehene Entfagung, zu beſchließen; ſowohl für 
gefammte öffentliche Caſſen, als für Privat» Schulöner; fo, Daß fie Dazu durch ge— 
richtlichen Zwang nicht ſollen angehalten werden können. 

$. 4. Jedoch greifen Wir hiezu nur in der augenblicklichen Noth, als zu einem 
Mittel der einftweiligen Erhaltung, bis daß Zeit und angemefjenere Mittel gewonnen, 
aufgefunden und angewendet werben Tönnen, den geſammten üffentlihen Caſſen bie 
zum Abtrage der ſchuldigen apitalien ihnen nothwendigen Einnahmen wieber zu 
verfchaffen und zuzumenden, und bis durch zwedmäßigere Einrichtung und Berbefferung 
Der Hppothefenbücher und des Concurs= Berfahrens, während deſſen mit mehrerer 
Wirkſamkeit für die Sicherheit und für die Möglichkeit der Sn der Gläu⸗ 

Medi. Sefesfammlung U 
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biger geſorgt werben kann, worauf Bir forderſamſt Bebacht nehmen, und dazu Ber- 
fügungen erlaffen wollen. 

$. 5. Wir verorbnen demnach hiedurch, mit Aufhebung aller bisherigen, biefen 
Gegenſtand und die Schuldflagen betreffenden interimiftifhen Berorbnungen, daß 
ſämmtliche Ober- und Untergerichte in Unſern Landen Teine Klage auf zinstragende 
Sapital= Schuld annehmen follen, wo nicht zugleih auf rüdftändige Zinfen geklagt 
wird; jedoch follen fie auf Auszahlung bes Capitals nur erſt aladann erkennen, 
wenn nad) erfolgtem Zahlungs=Befehle auf Die Zinfen, durch wirklich verſuchte Execu⸗ 
tion, mittelft eines officiellen Atteftes des Erecutors fi ergiebt, daß der Schuldner 
außer Stande ift, dieſe Zinfen, ohne Angreifung des zur Beltellung bes Aders er- 
forderlichen Sinventarii, zu bezahlen; oder bei einem Schuldner, ber fein Ader-Guts- 
befiger wäre, daß fih fein beweglihes Objeetum executionis findet. 

$. 6. Zur Sicherheit der Gläubiger aber, welde vor bem Antonii= Termine 
1812 ereditirt haben, und jegt durch dieſe Unfere Verordnung verbinbert werben, ihr 
Capital zurüdzuforbern, verordnen Wir bier, unter Vorbehalt ber $. 4 erwähnten, 
wirffamer. eingreifenden, Verfügungen, ferner: 

F. 7. Es fol zwar, während ber Dauer biefer Verordnung, bie Nieberlegung 
öffentlicher Hypothekenbücher, welchen gerichtliche öffentliche Proclamata vorhergehen, 
mit ihrem vollen Effect nad mie vor geftattet bleiben; und fol auch bie fernere 
Eintragung in die auf ſolche Weiſe bereits errichteten Hypothekenbücher, fo wie auch 
in die öffentlihen Stabt- Pfandbücher, ben eingetragen werbenden Schuldforderungen 
das, in der Confirmation des Hypothekenbuchs verfprochene, oder ben Stadt- Pfand- 
büchern gefeglich zuftebende, Recht gewähren; allein es follen außer biefen Zeinerlei 
gerichtlich, oder auch quasi publice conftituwirt werbende Hypotheken gültig fein. 

$. 8. Berner follen während ber Dauer diefer Verordnung keine Adjubicate 
gegeben werben, fondern Die Gerichte follen, wo die audgeflagte Schuld nicht von 
diefer Verordnung ergriffen wirb, unter den fonft gefeßlichen Vorſchriften fofort zum 
Berfaufe des Grundſtücks ſchreiten, fobald ſich Fein, nad F. 5 zuläffiges, Objectam 
executionis findet. 

$. 9. Die Zinfen, welche während ber Dauer dieſer Berorbuung irgend ein 
Gläubiger länger als bis zum verfihreibungsmäßigen nächſten Zinszahlungg » Termin 
aufſchwellen ließe, follen Feine Anſprüche auf die Priorität Des Capitals haben, fonbern 
allen frühern Schulden ohne Unterſchied nachſtehen. 

$. 10. Ohnerachtet biefer Verorbnung foll es ben Gerichten frei bleiben, gegen 
einen Schuldner, von welchem einer feiner ©läubiger es dem Gerichte, nach beflen 
gewiffenhaftem und pflihtmäßigem Urtheile, wahrfcheinlich machte, daß, bei ihm bereits 
eine Insufficientia bonorum wirflih eingetreten fei, auf Vorlegung feines Ver⸗ 
mögens-Zuftandes zu erfennen; und wenn fih, cognita causa, die vermuthete In⸗ 
ſufficienz wirklich ergäbe, entweder die Sicherftellung der Gläubiger bis nad Ablauf 
ber Wirfung diefer Verordnung zu reguliren, oder, im Falle diejes nicht zu erreichen 
fände, den Eoncurs zu eröffnen; wobei Wir Uns vorbehalten, das Berfahren näher 
vorzufchreiben. 

$. 11. Auch fol dem Gläubiger, biefer Unſrer Verordnung ohnerachtet, das 
Recht verbleiben, jede zu feiner Gefährdung "bon feinem Schuldner verſuchte Verſchleu— 
berung feines Vermögens, fo wie jede Beräußerung, welche die Grenzen eines ge= 
wöhnlichen unb regelmäßigen Verkehrs und Umfages überfchreitet, mithin zur Vermin⸗ 
derung ber Subſtanz bes Vermögens führt, durch gerichtliche Anträge zu hinter- 
treiben. 

$. 12. Daher fol au, bei Strafe der Nichtigkeit, während der Dauer biefer 
Berordnung, fein Acker-Gut verpacdhtet, und deſſen Inventarium verkauft werben, 
ohne Daß es vier Wochen vorber durch bie Intelligenzblätter üffentlih bekannt ge=- 
macht worden ift, Damit die Gläubiger ihre Sicherheits-Maßregeln nehmen können. 

$. 13. Auch follen zu gleihem Zwede Fünftig, während ber Dauer biefer Ber- 
ordnung, alle von Uns ertheilt werdende Eonfenfe zu Holzfällungen öffentlich bekannt 
gemacht werden. 
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F. 14. Haben Wir nun gleich alles vorſtehende für jetzt zu verordnen Uns 
entſchließen müſſen, fo hoffen Wir doc, und werben nach inhalt bes 8. A und fonften 
fein Mittel unverfucht laſſen, bei einer Wendung des jet obmaltenden Nothftandes, 
anf das baldigfte zu dem fehnlich gewünſchten Ziele der Wiederaufhebung biefer, durch 
bie gegenwärtige Noth gebotenen Sperre, (ſo bald es möglich) zu gelangen. 

Gegeben ı. Schwerin, den 10, San, 1812. 

Srieberih Franz. 
Patent:Berordnung 
wegen einftweiliger allgemeiner Siftirung aller 
Zahlungen zinstragender, bereitd vor dem 
Antonii:Zermin 1812 fchulbig geworbener Gas 
pitalien fowohl u: on ale Privat 
affen. 


1747. Vom Berbältnif des allgemeinen Indults zu Kaufgeldern. 
410. Januar 1812. 


Friederich Franz ı. Da bei Unferer heute erlaffenen Verordnung, wegen 
einftweiliger Siftirung aller Zahlung zinstragender, vor bem Antonii- Termin 1812 
fhuldig gewordener, Gapitalien Zweifel entftehen könnte, wie fie auf bie Zahlungen 
für gerichtlich oder aus der Hand vor Antonii 1812 verkaufte Grundftüde, Snven- 
tarıen ober Waarenlager angewendet werben folle, und eine verkehrte Anwendung der⸗ 
felben eine ſchädliche Stodung und befonders eine Berwirrung in den Concurſen her= 
vorbringen Fönnte, fo verordnen Wir hiemit: 

$. 1. Daß diejenige Summe, welde zur Erwirfung der Uebergabe eines ge- 
Fauften Grundſtückes, Inventarii oder Waarenlagers zu bezahlen verſprochen worden, 
von ber Wirkung obgedachter Verordnung ausgenommen fein fol. 

5. 2. Jedoch foll ba, wo über die verkaufte Sache Fein Concurs obwaltete, 
ber Käufer nicht abfolut gehalten fein, in baarem Gelde zu zahlen, fondern es 
fol, im Falle der Käufer erHlärt, Dazu nicht Anftalt machen zu fünnen, nur dem 
Berfäufer die Wahl bleiben, entweber die Ceſſion ihm gut fiheinender Papiere an 
Zahlungs-Etatt anzunehmen; oder auch den Kauf» Contract aufzurufen, ohne jedoch 
ben Käufer alsbann wegen Nichterfüllung bes Contracts in Anſprache nehmen zu können. 

$. 3. Was der Käufer in foldhem alle bereits bezahlt hat, iſt ihm alsdann 
vom Berkäufer, je nachdem es in baarem Gelde oder in Papieren bezahlt ift, in 
baarem Gelbe ober in Papieren, aber den nämlichen, zurüdzugeben, ohne bag 
auch der Käufer dem Berkäufer eine Schadens⸗Rechnung machen kann. 

$. 4. Wenn aus einem Concurſe verfauft ift, fo fol es, der $. 2. gemachten 
Ausnahme obnerachtet, Dennoch zur Beurtheilung und Entſcheidung des Gerichts ſtehen, 
vb von einer biefer Alternativen, und von welcher, Gebrauch gemacht werben foll, 
um Berwirrung im Concurſe und bie Entftehung eines neuen Concurfes zu vermeiden. 

$. 5. Wählt das Gericht die Wiederaufrufung des Contracts, fo foll bie ver- 
Tauft gewefene Sache fofort wieder zum neuen Verkaufe ausgeboten werben, ohne 
dag verläuferifcher oder Täuferifiher Seits gegenfeitige Schadens -Nechnungen ſtatt 
finden follen, 

8.6. Enblih follen ſämmtliche übrige Kaufgelder für im Concurſe verkaufte 
Grundflüde, Inventarien und Waarenlager ebenfalld von der verorbneten GSiftirung 
zinstragenber Eapitalien ausgefhloffen fein, jedoch fol dem Käufer, wenn er bie zur 
Bewirkung ber Uebergabe ftipulirte Summe berichtigt bat, freiftehen, Diele fernere 
Schuld in ben ftipulirten Terminen auf die Art abzutragen, daß er die Forderungen 
ber Gläubiger aus bem Goncurfe, melde ihm das Gericht der Orbnung nad an« 
weifen fol, ohne Neuerung in Anfehung ihrer Rechte an die verkaufte Sache, agnos⸗ 
eirt, da fie alsdann zwar zindtragend zu 5 pCt, werden, aber als ſolche Kapitalien 
angefehen werben follen, welde bereits vor Antonii 1812 fehuldig geworben. 

$. 7, Die Gerichte werben hiermit angewiefen, Diefes möglichſt zu befördern, 
bamit durch Unfere Verordnung wegen Sifirung aller Zahlungen, zinstragender Ca⸗ 


468 Juſtizſachen. Civilproceß. 


pitalien, bie Concurſe nicht verlängert werben. Gegeben ır. Schwerin, ben 10. Ja⸗ 
nuar 1812, 
Friederich Franz. u 
Patent-Verordnung 

wie es während der, unterm 10. Januar 1812 

verordneten einſtweiligen Siſtirung aller Zah⸗ 

lung zinstragender, vor dem Antonii= Zermin 

1812 Tchuldig gewordener Gapitalien, mit ben 

Zahlungen für gerichtlich, oder aus der Hand 

por Antonii 1812 verkaufte Grundftüde, Ins 

ventarien ober Waarenlager gehalten 
werden fol. 


1748, Anwendlichkeit des Zudults auf zur Erwirfung ber Tra- 
dition gezahlte Kaufgelder. 26. Febr. 1812. 

Sriederihb Franz x. Hochgelahrter rc. Der $. 1. Unſerer Patent⸗Verord⸗ 
nung vom 10. Januar 1812, in Rüchſicht Des Berfahrene bei ben fiftirten Gapitalien- 
Zahlungen, beſchränkt ſich cusbrücuich nur auf diejenige Summe des Kaufgeldes, 
welche zur Erwirkung der Uebergabe des gekauften Grundſtückes verſprochen 
worden erſtreckt ſich alſo nicht auf ſpäter fällig werdende Zahlungstermine; ſondern 
in Anſehung dieſer behält es bei der allgemeinen Vorſchrift im $. 3. Unſerer Patent- 
Verordnung von eben dem Datum, wegen aller zinstragenden Gapitalien, bas 
Bewenden. Haben’s, in Antwort auf eure Anfrage vom 20. d. M., euch aljo an- 
fügen wollen. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 26, Februar 1812, 

An den Doctor ber Rechte Crull in Roftod. 


1749. Berhältniß des he zu den Zinfen auf Wechſelſchulden. 
721. Aug. 1812. 

Srieberih Franz ıc, Wodign. rc. Dir geben euch, auf euer Geſuch vom 
8 d. M., um Erläuterung Unferer Indults-Verordnung vom 10. Januar d. J., 
hiemit, bei Zurüdgabe bes vidimirt eingereichten Michlerfhen Wechjels, zum Beſcheide: 
Daß das Geſetz unter der Art ber Zinfen nicht Biftinguiret. Es verftehet fih aber 
von felbft, daß die, zur anfangs veftgefehten Zahlungszeit, ftipulirten Zinfen, während 
des Indults fortlaufend gezahlet werden müſſen. Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwe⸗ 
rin, den 21. Auguſt 1812. 


An den Stadt-Richter, Advocaten Voß 
in Röbel. i 


1750. Beltand des bisherigen Zinsfunes während des Indults. 
16. Jau. 1813. 

Sriederih Branz ꝛc. Unſern ıc Da lnjere Landesherrlihe Conſtitution 
vom 10. Januar 9. J., wegen ber im $. 3. bezeichneten Bapitalzahlungen, den ges 
rihtlihen Zwang fuspendiret; ſo Tann, außer den in berfelben ausbrüdlic beflimmten 
Fällen, feine Kündigung ber unter dem Geſetze begriffenen Capitalien von rechtlichem 
Effecte, mithin auch fein Gläubiger befugt fein, Die Erhöhung des Zinsfußes von 
den Schuldner, bei Berluft ber geſetzlichen Wohlthat, zu erzwingen. 

Laſſens euch, als gemeinfhaftlihem Bevollmächtigten der von Preſſentinſchen 
Allodial-Erben auf Yangenbrüß, auf euer Derlarationsgefuh vom heutigen Tage, hie⸗ 
mit unverhalten, und verbleiben ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, den 16. Sanuar 1813. 
An den Canzlei-Rath von Scharf hiefelbft. 


1751. Indult für die zu Antonii 4814 fälligen Zinfen. 
28, Dec. 1813. 

Sriederih Franz ꝛc. Wann Uns von Unſerer getreuen Ritters und Land⸗ 
haft die, aus ben feither erforderlich geweſenen Naturale Lieferungen und Militair- 
Fuhren für den Landmann entitantene Unmöglichfeit, feine Getraide-Vorräthe, behuf 
ber Zinfen-Mbtragung, ſchon jegt zu Gelde zu machen, geziemend vorgeflellt und drs— 
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halb um eine landesherrliche Befriſtung Unſerer Untertbanen mit ber, ſonſt auf An- 
tonii 1814 fohuldigen Zinfen» Zahlung unterthänigft gebeten worden; fo haben Wir, 
in Inndesfürftlicher Berüdfichtigung ber vorliegenden Zeit- Umftände, dieſem Geſuche 
ſolchergeſtalt Raum gegeben, daß Wir Fraft dieſes gnädigſt geflatten wollen: 
daß von Unſern Unterthanen alle, in Terinino Antontı 1814 fällige und zu 
entrichtenbe Zinfen in der Antonii-Octave zur einen Hälfte bezahlt werden mögen; 
die Pflicht zur Bezahlung ber andern Hälfte aber erft in der Woche eintreten 
fol, welche mit dem. 17. Aprif 1814 anfängt nnd mit dem 24, deſſelben Monats 
aufhöret. 
Wer jedoch die erfte Hälfte feiner fehuldigen Zinfen in Octavis Termini 
Antoni 1814 nicht bezahlt Hat, fol der obigen Wohlthat ber Befriftung für 
die andere Hälfte eo ipso verluftig fein. 
Wir befehlen demnach insbefondere allen gerichtlihen Behörden in Unjern 
Kanten, nad vorjtehender Beſtimmung in ihren Erfenntniffen ſich allewege zu adten. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 28. Decbr. 1813. 
Triederih Franz. 


21752. Zeit des Aufbörens des allgemeinen Indults. 
| 19. April 1826. | 

Wir Sriederih Franz ac. Fügen, refpertive mit Entbielung Unfers gnädig⸗ 
fen Grußes, Unfern Landes-Gerichten, Haupt» und Amtsleuten, Denen von ber Ritter- 
haft, Bürgermeiftern, Geriht und Räthen in Unfern Städten, auch insgemein allen 
Landes-Einwohnern und Unterthanen, auf allerunterthänigftien, von Uns genehmigten 
Antrag des Engern Ausfchußes Unſrer getreuen Ritter- und Landſchaft, hiemit zu 
willen: Nachdem durch bie angeordnste Errichtung ber Hypothekenbücher für gefammte 
ritterfchaftlihe Güter Unferer Lande, fo. wie für gejammte Erbzinsgeböfte und Büd- 
nereien in ben Domainen, und bie verbeilerte Einrichtung der Statt- Pfandbücer, 
ber in dem Spho A Unfrer Patent-Verordnung vom 10. Januar 1812, wegen einft- 
weiliger allgemeiner Sittirung aller Zahlungen zinstragender, vor dem AntoniisTermine 
1812 ſchuldig gewortener Gapitalien, fowohl aus öffentlichen als Privat-Caffen, vor- 
auggefehte Zeitpunet eingetreten, und gedachte Verordnung ſchon fat außer Gebraud) 
gefommen tft; fo fegen, verorbnen und befehlen Wir hiemittelft: 

daß der allgemeine, in: folcher Verordnung angeordnete, Indult für Capitals 

Zahlungen .mit dem Zrinitatis-Termine des Jahres 1825 yollfommen und durch— 

gängig außer Kraft treten und aufgehoben fein foll, alfo und bergeftalt, daß im 

genannten Trinitatis- Termine 1828 zuerſt wieder ein volles, unbeſchränktes 

Kündigungs-Recht, mithin für ale auf halbjährige Kündigung flehende Capitalien 

im Antoniis Zermine 1829 zuerft wieder eine vollfommene Zahlungs» Verpflid- 

tung eintritt. > | 
Wenn nun zur Zeit des Erlöſchens Unfrer Patent-Berordnung vom 10. San. 1812, 
aljo im Trinitatis- Termine. 1828, überall Feine weitere geſetzliche Verordnung bier- 
über erfolgen wird, fo erinnern Wir zugleich einen jeden, fi ſchon jet auf Diefes, 
bann gewiß ftatt findende Aufhören des allgemeinen Indults vorzubereiten, allen Unjern 
Landes- und Niedergerihten aber, fo wie fämmtlichen Patrimonialgerichten, befeblen 
Wir hiedurch gnädigſt und ernftlih, ſich nach vorflehender Unfrer Willengmeinung 
allewege genau zu richten, 

Damit auch biefelbe zu jedermanns Wiflenfhaft gelangen möge, haben Wir ben 
Abdruck diefer Patent-Verorbnung in dem biefigen officiellen Wochenblatte und in dem 
Intelligen zblatte verfüget. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
den 19. April 1826. 

Friederich Franz. 
Patent-Verordnung 
wegen Auflöſung des unterm 10. Jan. 1812 


landesherrlich angeordneten cinſtweiligen In⸗ 
dults für Capital-Zahlungen. 
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1753. Theilweiſer Fortbeſtand des Indults. 13. Mai 1928. 

Friederich Franz ꝛe. Die unterm 10. Januar 1812 erlaſſene Indults⸗ 
Verordnung wird kraft dieſes dahin erläutert und beſtimmt: daß die in derſelben, 
F. 7 — 13, zur Sicherheit derjenigen Gläubiger, welche vor dem Antonii - Termine 
1812 creditirt haben, getroffenen Verfügungen, der Patent-Verordnung vom 19. April 
1826 ungeachtet, einftweilen und bis auf weitere Verordnung fortbauern 
ollen. 
Wornach ꝛc. Gegeben ac. Schwerin, den 13. Mat 1828, 

Sriedberid Franz. 


M. Vom Beweile. 


1754. Pflicht fürftlicher Diener zur Zeugnigablegung in Sachen 
landesherrlichen Intereſſes. 17. Nov. 1769. 

Friederich ꝛc. Unfern 20. 3. Bey Remittirung ber unterthänigft einge- 
fandten Acten ın causa Procuratoris Camerae c. Pensionarium Bühring 
erinnern Wir euch, in gnäbdigfter Antwort auf euren Beriht vom heutigen dato, 
biemit an ben hiebevorigen ähnlichen Fall, in causa von Braun zu Zrendenberg, 
contra Procuratorem Camerae, in weldem ihr bas petitum pro decernen- 
dis cıtalionıbus an linfere, zu Zeugen von dem son Braun vorgeſchlagene Ardiv- 
bediente von felbft als unſchicklich abgejchlagen hattet, und Wir demnächſt auf Die von 
folhem eurem decreto a Producente anmaaslich gefchehene Appelation an Unfer 
Hof- und Landgericht, fo wohl biefem Unferm Dicasterio, als auch euch mittelſt 
eines von Uns eigenhändig unterzeichneten Rescripti, erfläret haben, 

dag Wir die Borfchlagung und Production Unſerer Archivbebienten zu Zeugen, 

NB. ın officialibus, fie gejdhehe, von wem es wolle, als den Rechten 

und dem Herfommen zuwider, nie verftatten würden. 

Da es mit den Membris Unferer Cammer in oflicialibus wohl unftreitig 
eine gleiche Bewandnis hat, fo hättet ihr mit Erfennung, der von bem Pensionario 
Bühring in feinem Proces, gegen Unfere Sammer gebetenen Ladungen Unfers Ge⸗ 
heimen Cammerraths Wachenhuſen, und Unſers Cammerraths Manede, als Zeugen, 
billig Anftand nehmen, und dem anmaaslichen Producenten vielmehr fofort Die Be— 
deutung geben mögen, die Wir ihm in ber abfchriftlich hiebey geſchloſſenen Verord⸗ 
nung, nunmehr unmittelbar haben ertheilen müſſen. 

So viel übrigens das formale gedachter Ladungen anbelanget, hat felbiges 
Unfern Geheimen Cammerratb Wachenhuſen und Unfern Cammerrath Manede, mit 
Recht anftögig feyn müſſen, ba eine Citation in forma patente an dieſe linfere 
würklichen Räthe von welchen bie ihnen nebft den Gnadengruß gebührenden Curialien 
nicht unbekannt feyn können, in ber Ihat nach jetzigen Landes⸗Geſetzen etwas unſchick⸗ 
Tiches iſt; wenn gleich ber übrige Inhalt foldher Verordnung, jedesmal dem recht⸗ 
lihen und gewöhnlihen Canzleyſtyl gemäs, ohne Unterfchied bes Standes gefaffet 
werden muß. Wir wollen foldhes in dieſem Ball mit einem bloffen Verſehen ent⸗ 
fhuldigen. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 17. Nov. 1769, 


1755. BZeugnißablegung der Superintenbenten in SKirchenfachen. 
13. Nov. 1802. 

Friederich Franz 2. Unfern 36. sc Wir geben euch auf eure Anfrage 
vom 24, v. M, im Betreff ber, aus Unfrer biefigen Juſtiz⸗Canzlei ergangenen Ladung 
zu eurer eidlichen Abhörung in Sachen bes Kirchen-Procurators zu Lanken, wider 
den Magiftrat zu Parchim, für fih und in Vollmacht bes Eigenthümers Lüdeke auf 
Zanfen, wegen verweigerten Beitrags zu Dem Pfarrbau zu Lanfen, bey Zurüdgabe 
bes Anfchluffes biedurdh zum Befcheibe, daß es euch unbenommen bleibet, euer Auſſen⸗ 
bleiben auf Die ergangene Ladung und Die Berweigerung eured Zeugniffes in biefer 
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Angelegenheit, mit Bezug auf eure Dienſtpflichten, bey dem judieio requirenti, an 
welches das abſchriftlich hiebey geſchloſſene Reſcript ergangen iſt, zu entſchuldigen. 
Wornach ꝛc. Schwerin, den 13. Nov. 1802. 


1756. Zeugnißablegung fürftlicher Diener über DOfficialfachen. 
417. Sebr. 1803. 

Srieberih Franz ꝛc. Unfern ꝛc. Veſte ꝛc. Es iſt Uns unerwartet ge= 
weien, daß ihr euch durch Die fehr Haren Vorhaltungen in Unfern vorigen Refcripten 
in Sachen bes Procurators ber Kirche zu Landen wider Bürgermeifter und Rath zu 
Parchim, in puncto fubfidiarifchen Beitrags, nicht habet überzeugen laffen wollen, 
welches doch bey ber innern Evidenz ber Sade nicht hätte fehlen können, wenn ihr 
anftatt ber Argumentationen bey bem ganz einfachen Punkte ftehen geblieben märct, 
daß bier von dem gewöhnlichen Zeugnißgeben vor Gericht in Procefien dritter Perfonen 
überall die Rede nicht fey, fondern Davon, ob wider Unfern Willen Unfere Diener 
irgend woher gezwungen werden fünnen, etwas, Das ihnen von ihrem Herrn anner= 
trauet und nicht anders als vi officii bekannt ift, publicirt zu machen, mithin pflicht- 
vergeffene und ungetreue ‘Diener zu werben. 

Ahr werdet euch felbit ohne Zweifel nie entichließen, auf Verlangen einer Parthei 
wiber einen Herzogl. Procurator birjenige Behörde, welche von biefem vertreten wird, 
nöthigen zu wollen, daß fie ihre eigenthümlichen Regiftraturen dem Gegner öffnen, 
und ihn alles herausfuchen Iaffen folle, was ihm nüglich feheinet, als welches auch 
feiner Privatperfon angefonnen werben Tann; und gleichwohl wollet ihr es unbebend- 
ih finden, die Vorſteher ſolcher Regiftraturen anzubalten, daß fie felbft ihrem Wiber- 
part mit den ihnen anvertraueten SKenntniffen zu Dülfe fommen, und ihm über Nad- 
richten und Scripturen, Die fie weber zu ediren ſchuldig, noch berechtiget find, münb- 
lich Auskunft mittelft Eides geben follen. Wir laſſen Unfere Fürftlihen Patronats- 
und Unfere Kirchenrechte bier Durch die Superintendenten und den ihnen zu gericht- 
lihen Verhandlungen zugeordneten Procurator unter Aufficht Unferer Regierung ver— 
walten und defendiren. Diefe alle find alfo die Parthei felbft, und wenn einem 
darunter abjeiten bes Klägers ein eiblihes Zeugnis abgefordert werben follte, fo 
würde Dies nicht Zeugnig eines Dritten in einer fremden Sache feyn, fondern in ber 
Ihat anders nichts als Zumuthung de calumnıa zu ſchwören. 

Ihr folltet einmal die bier vorkommenden Prabatorials Artifel recht betrachten, 
um das Unnatürlihe zu finden, was barin lieget, baß birjenigen, welche vi officii 
und auf ihres Herrn Geheis Die Unverbinblichkeit medlenburgifcher Patronen zu ben 
Baufoften unvermögender Kirchen und Unſer als Patroni in und auffer Gericht be= 
baupten und ausführen müffen, nun zugleich in ben Proceſſen eiblich Über das Dafein 
oder Nichtdaſein dieſer Unverbinblichfeit, über ben Grund oder Ungrund ihrer eignen 
amtspflichtmäfligen Behauptung abgehöret, daß fie aus Beklagten Oelfer und Zeugen 
ihrer Kläger werben follen, 

Sn fo ferne lieget allerdings Widerfpruch und Nichtigkeit in der Anmuthung bes 
Zeugnisgebens, und zwar aus ber Natur ber Sade, und um fo mehr noch, ba 
ſchon nach gemeinem Privatrecht die Untauglichfeit folder Zeugen, quibus imperari 
potest, ut testes fiant, ober derer, benen etwas Geheimes anvertrauet ift, und ber 
Executorum negotiorum ausbrüdlih verorbnet ift, welches durch eigenmächtige 
Abweihung in ben Gerichten oder fogenannte Prarin nicht abgeändert werben Darf, 
auch infonderheit hier zu Lande, in fo ferne es auf bie Abwendigung Fürftlicher 
Diener von ihrer Amtstreue ankommt, nicht abgeändert if. 

Denn von ber Unerheblichkeit beffen, was ihr über ben Bühringfchen Fall an⸗ 
gemerkt habet, werbet ihr euch aus ber Bergleihung bes von Braunſchen Falles und 
ber dabey vorgelommenen beutlih genug redenden Referipte vom 10. Det. 1767, fo 
wie aus ben, bey euren Acten vermiften und deshalb fchriftlich angefchlofienen Ber- 
ordnungen vom 17. Nov. 1769 fofort felbit überzeugen, wie ihr euch benn aud 
beifen, daß es 1775 erft einer eigenen ben zuvor geprüften Umfländen nad bermalen 
ertheilbar gefundenen Landesherrlichen Erlaubnis an ben Oberjägermeifter von Koppe— 
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low bedurft habe, um über etwas in fein Officium einſchlagendes ein Zeugnis ab- 
zugeben, aus euren Arten in Sachen Petſchow contra Cameram in pto. Schadens 
erinnern, und aus ber gleichfalls beiliegenden Abſchrift erfehen werdet, Daß ebener- 
maaffen eitlihes Verhör der Directorial-Bermeffungs-Commiffion und ihrer einzelnen 
Mitglieder über Sachen und Wiffenfhaften ihres Ofßeii nicht geftattet fey. 

Ihr werdet nicht zweifeln, daß eben fo wenig bey Den Cammer-, Ardiv-, Forſt⸗ 
und Vermeſſungs-Bedienten, aud bey den Superintendenten und andern Räthen ber 
Berrath ihrer Ofhicial-Kenntniffe duldbar fey, weil allenthalben par ratio if. 


Am allerwenigften aber fünnen Bir es billigen, Daß ihr hier eine regiminale 
Derifion einer Juſtiz-Sache, nemlih der von euch aufgeftellten Trage, von Berechti— 
gung der Producenten, Zeugnis von den Guperintendenten zu fordern, ober von 
Schuldigkeit der Letzteren zu ſolchen Ausfagen, vorfinden und auf bie $$. 393. 394, 
bes Landesvergleichs Bezug machen mollet, da hier Doch nicht von gedachter Schuldig- 
feit Die Frage feyn kann, fontern von ber, blos von ihrem Herrn abhängenden Be— 
fugnis dazu, und bier, anftatt einer richterlichen Entſcheidung, lediglich Unſere Erklä— 
zung ba ift, Unfere Diener Uns nit abwendig machen laſſen zu wollen, und Unfer 
Gebot an dieſe, ihren beſchwornen Pflichten gemäs über dasjenige, was Wir ihnen 
anvertrauet haben, verſchwiegen zu bleiben. 

Hiervon können und werden Wir in keinem Fall zurüdtreten, und wollen Une 
zu euch ernftlich verfchen, daß ihr fo menig bier als fonft, wenn jemand von Fürft- 
lichen Beamten Verrath ihrer Oflicial-Kenntniffe fordern follte, daran Theil nehmen, 
oder mit Zwang gegen dieſe hervorgehen, fonbern folche fo unnatürliche als unziemliche 
Geſuche verwerfen, oder allenfalls bey zweifelhaften Umftänden Uns vorlegen werdet. 

Die mittelft eurer Vorftellung vom 10. d. M. eingereichten Acten erfolgen biebei 
zurüd, und Wir verbleiben a0. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 17. Febr. 1803. 


Friederich Tran; 


1757. Gemeiner Befcheid wegen der Beweis⸗ und Gegenbeweis⸗ 
frift in Wismariensibus. 6. Mai 1806. 


Wann in den Gemeinen Beſcheiden bes Königl. Schwedifhen Tribunal resp. 
vom 17. October 1757 und von 8. Juli 1793 Num 10. Jitt. c. et d. serord= 
net worben, baf ir bem Falle, wo Fein Smpugnativmittel gegen ein ben Beweis auf- 
legendes Erfenntnig eingeführt, oder auch nur intimirt ift, excepto tamen easu 
remissionis Actorum, ber Beweis- und Gegenbeweistermin a die publicationis des 
ben Beweis auflegenden Erfenntniffes berechnet werden folle, aus der Befolgung biefer 
Berordnung aber Unbequemlichkeiten entitchen, fo wird in Ermangelung besfallfiger 
Vorſchrift der Tribunals-Ordnung, mit Aufhebung obbefagter Verordnung, in Wis- 
marıensibus hiedurch feftgefeßet: 

bag der Beweis⸗ und Gegenbeweistermin auch außer obberegtem Remiffions-Falle 

nicht eher zu laufen anfangen foll, als von ba an, wo das ben Beweis auf- 

legende Erfenntniß für ben Bemweisführer ſowohl, als für Den Gegentheil in die 

Rechtskraft getreten ift. 

Im Uebrigen behält es bei den Eingangs erwähnten Gemelnen Befcheiben überall 
fein Berbleiben. 

Damit fib Niemand mit der Unwiffendeit entfchuldigen könne; fo foll biefer 
Gemeine Beſcheid fowohl dem Herzogl. Confiftorio zu Wismar, als dem Magiftrat 
daſelbſt, Teßterem mit fpecieller Aufhebung bes Dieferhalb unterm 2, Dechr. 1796 vom 
Konigl. Schwebiichen Tribunal an denfelben erlaffenen Referipts, infomeit ſolches dieſem 
Gemeinen Beſcheide entgegenläuft, und ben Amtsgerichten zu Porl und Neuffofter zu» 
gefertigt, auh Den Wismarfhen Zeitungen inferirt werden, wie denn zugleih den 
Wismarfhen Procuratoren anbefohlen wirb, felbigen ben Partbeien und Sachwälden 
zur Notiz zu bringen, wes Endes der Drud deſſelben und die Affirion ın tabula 
publica verfüget worten. 

Publ. beim Herzogl. Hofe und Landgericht In Güſtrow ben 6. Mai 1806. 
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1738. Zuläffigkeit des Glaubenseides. 21. Febr. 1833. 
— — — daß, da ein beftändiger Gerichtsgebrauch für bie Zuläſſigkeit des Glaubens⸗ 
eides entſchieden habe, es dabei bis dahin, daß dieſe Praxis durch ein allgemeines 
Geſetz etwa verändert werde, bewenden ſolle. 
Regiminalreſcript 
d. d. Schwerin, den 21. Febr. 1833. 


1759. Beweiskraft ſchriftlicher Schuldbekenntniſſe und Quittungen. 
17. März; 1838, 

Wir Paul Friederich ꝛc. Verordnen, auf rathfames Bedenken Unſerer ge- 
treuen Stände, hinſichtlich ber Beweiskraft fchriftliher Schuldhefenntniffe und Quit⸗ 
tungen wie folgt: 

Die gemeinrechtlihe Beichränfung ber Beweiskraft ſchriftlicher Schulöbefenntniffe 
und Quittungen wird hinſichtlich aller dergleichen Urfunden, welche nad ber Publication 
biefer Verordnung ausgeſtellt werben, hiemit außer Anwendung gefecht. 

Es fol demnach eine Tas Befenntniß bes Empfanges der Valuta enthaltende 
Handſchrift und eine jede ausgeftellte Quittung fofort mit ihrer Ausftelung und Aus— 
händigung unabhängig von einem beftimmten Zeitablauf in Der Art gegen den Aus— 
fteller bemeifend fein, baß biefem ber Beweis der etwa in ber Folge dagegen vorge— 
fihühten Einrede der nicht empfangenen Zahlung obliegt. Die Zuläffigfeit diefes Be— 
weifes, welcher namentlih auch durch Eidesbelation geführt werben kann, wirb, mit 
Ausnahme des Falls im $. 36. der Stadtbuch-Ordnung, durch Zeitablaufnicht ausgefchloffen. 

Hiedurch follen jedoch die fonftigen gejeglichen Beſtimmungen wegen Anwendung 
bes Erecutiv-Proceffes und ber Berweifung ad separatum feine Aenderung erleiden. 

Wir befehlen demnadh gefammten Gerichten Unfers Landes, fo wie einem eben, 
ben es angeht, ſich nach obigen Borfchriften .zu richten. 

: Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 17. März 1838, 
Far Paul Friederich. 
Verorbnun 


g 
betreffend die Beweiskraft (hriftlicer Schuld⸗ 
bekenntniſſe und Quittungen. 


B. Criminalrecht und Eriminalprocek,. 


A. Ron den Griminalgerichten und deren 
Verhaͤltniß zu einander. 


1760. Beftimmung des informirenden Landesgerichts für mehrere 
Umter. 28. März 1804. 

Friederich Franz ı. Ehrſame ıc Euch wirb hiedurch angefüget, baß ihr 
in ben Fünftig bei euch vorkommenden Griminalfällen Die erforberlihen Belehrungen 
nicht meiter bei Unfrer Juſtiz-Canzlei zu Roftod, fondern, mit Ausnahme ber bereits 
anhängigen und ſchon vorher dahin verſchickten Saden, bei Unferm Hof- und Lanb> 
gericht zu Güſtrow, nach Vorſchrift ber Eircular-BVerorbnung vom A. Novbr. 1769 
zu erwarten haben follet, Wornach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 28. März 1804, 

Friederich Franz. 
An die Amtsgerichte Neukloſter, Poel und 
Stavenhagen separatim. 


Friederich Franz ı. Unſern sc. Zu eurer Nachachtung wird euch hiedurch 
gnädigſt angefüget, daß ihr Tünftig in vorfommenben Eriminalfällen, Die, nad Bor- 
ihrift ber Circular- Berorbnung vom 4 Novbr. 1769, erforderlichen Belehrungen 
nicht weiter bei Unferm Hof⸗ und Landgerichte zu Güſtrow, fondern, mit Ausnahme 
ber bereits anhängigen und ſchon vorher dahin verſchickten Sachen, bei Unfrer Juſtiz⸗ 
Canzlei zu Roftod einzuholen haben ſollet. Wornach 3. und Wir verbleiben ır. . 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 28. März 1804. 

Friederich Franz. 
An die Amtsgerichte Srivis, Medienburg 
und Gnoien separatim. 


1761. Berichte der Stadtgerichte über ihre Eriminalfachen. 
| 21. März 1805. 

. Friederich Franz ꝛc. Unfern sc Wir befehlen euch hieburch gnädigſt, hin- 
füro zu Anfang eines jeden Quartals, Unferm Hof- und Landgeridte zu Güſtrow, 
(Unfrer Zuftiz- Canzlei hieſelbſt) (Unſrer Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod) eine volftänbige 
Anzeige von ben, bei euch vorgefommenen erheblichen und mit Verhaftung ber Ver- 
brecher verbundenen, Eriminal-Sällen, und von bem Stande einer jeden ſolchen Sache 
zu machen. 

Wornach 30. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 21. März 1805. 
Friederich Kran, 
An ſämmtliche Stadtgerichte. 


Friederich Franz 20. Unſern ꝛc. Wir communiciren euch hieneben bie an 
Unſre geſammten Stadtgerichte erlaſſenen Circulares, wegen ber Unſern Landesge⸗ 
richten vierteljährig zu machenden Anzeige von den vorgekommenen Eriminal- Unter⸗ 
ſuchungen, und iſt dieſes verordnet, um euch zu einer allgemeinen Aufſicht auf die 
Handhabung ber Criminal-Juſtiz in ben Städten, und zu Verhinderung ber, auf 
ſolche Art euch bekannt werdenden etwanigen Berfchleppungen in ben Untergerichten, 
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zum Rachtheil ber Inquiſiten, mittel zweckmäßiger Berfügungen, ex oflicıo in den 
Stand zu fehen. Wornach ꝛc. und Wir sc. Gegeben sc. Schwerin, ben 21. März 


18053. 
Srieberih Franz. 


An 1. das Hof⸗ und Landgericht zu Güſtrow. 
2. die Zuflig: Sanzlei zu Roſtock. 


1762. VBerbältuiß der Stadtgerichte zu deu Zuftiz» Canzleien 
in criminalıbus. 24, März; 1805. 


Friederich Franz 0. Unfern sc. Wir find durch euren Vortrag vom 
4. d. M., wegen Bertbeilung der Stabigerichte in eriminalibus unter die Landes- 
gerichte, bewogen worden, die hiebei gefihloffenen Verordnungen zu erlaſſen; finden 
aber Bedenken, dieſerhalb etwas weiteres, zur Beſchränkung der Stabtgerichtlichen 
Eriminal- Jurisdiction, einzuführen; um fo mehr, da hiedurch ber Hauptzwed und 
Nuten ber, in Abſicht auf bie Amtsgerichte gemachten Anordnung bereits völlig erreicht 
wird, indem ihr es nunmehr in eurer Hand habet, bie euch befannt werbenben Ber- 
zögerungen ber Criminal-Juſtiz bei den Stabtgerichten in einzelnen Fällen zu ver» 
hüten, wohingegen das jedesmalige umftändliche Unterrichten und Vorſchreiben jebes 
einzelnen Actus bei ben Eriminal-Procelien, zu wirfliher Beförberung ber Juſtiz, 
wenig ober nichts beiträgt, und nur ohne Noth bie Arbeit in ben Obergerichten bäuft, 
bie Unterrichter aber oft verlegen und nach und nad forglos und unthätig macht. 
Wornach 1. Und Wir ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 21. März 1805. 


Friederich Franz. 
An die Zuftiz= Ganzlei Hiefelbft. 


41763. Übertragung der Griminalgerichtöbarkeit der Elbzollbeamten 
zu Boizenburg au das dortige AUmtögericht. 19. Febr. 1812. 


Sriederih Franz 30. Unfern ze. Nach Berlefung eures, erft heute einge= 
gangenen Berihts vom 8. d. M., haben Wir, wegen der Fünftigen Ausübung ber 
Unfern Elbzoll- Beamten in Boizenburg zuftehenden Criminal» ©erichtsbarfeit, durch 
Unfer Amtsgericht daſelbſt, Die abfchriftlich anliegenden Verordnungen erlaffen. Wor- 
nach ꝛc., und Wir verbleiben 3. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 19. Februar 1812. 

Sriedberih Tran Ä 
An bie Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. 


Trieberich Franz sc. Unfern ꝛc. Wir finden Uns veranlaffet, für die Zu⸗ 
funft Kraft biefes zu beftimmen und euch zur Pflicht zu machen: bag ihr jeden fid 
etwa ereignenden Fall, wo von Ausübung einiger Surisdiction in Criminalibus 
bie Frage ift, fofort zur Kenntniß Unfers dortigen Amts- Gerichts zu bringen, und 
euch fobann ber meiteren Cognition zu enthalten habet. Wornach ꝛc., und Wir ıc. 
Schwerin, den 19. Febr. 1812, 

An die Eib:30ll = Beamte zu Boizenburg. 


Srieberich Franz ꝛc. Was Wir, wegen Fünftiger Ausübung ber Criminal⸗ 
Gerichtsbarkeit Unſerer dortigen Elb⸗Zoll⸗Beamte durch Unſer Amtögericht heute verfüget 
haben, das communiciren Wir euch hieneben zur Nachricht und Nachachtung in Ab» 
ſchrift. Gegeben Schwerin, ben 19. Febr. 1812. 

An die Beamte zu Boizenburg. 


1764. Errichtung eines allgemeinen Criminal: Eollegiums,. 
5. Sept. 1812, 
Wir Friederich Franz x. Fügen hiemit, respect. unter Entbietung Unfers 
gunftgnäbigen auch gnädigften Grußes, Unfern Landes= Gerichten, Daupt- und Amt- 
leuten, denen von der Ritterfchaft, auch Bürgermeiftern, Gerichten und Räthen in 
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Unfern Stäbten, fo wie iiberhaupt allen oberen und ‚niederen Gerichts -Bebhörben in 
Unfern Landen, zu wiflen: Daß Wir, nad) erfordertem und geprüftem rathſamen Be⸗ 
denken Unſerer getreuen Ritter und Landſchaft, zur unausfeglidhen Verbeſſerung ber 
bisherigen Criminal- Zuftizpflege in gefammten Unfern Herzog», Fürftenthümern und 
Landen ein allgemeines Criminal-Collegium für biefelben zu beftellen, daſſelbe mit drei 
Criminal-⸗Richtern und Räthen nebft zwei Affefjoren zu befegen, ihnen zur Erpebition 
zwei Actuarien und Regiftratoren zuzuordnen, zum Sitz dieſes Collegii aber Unfere 
Stadt Bützow zu beftimmen, und demfelben zur Haltung der Seffionen, auch Erpe- 
bition und Aufbewahrung der Gerichtsacten, fo wie zu den erforderlichen Gefängniffen 
einen Theil Unſers Schloſſes daſelbſt einzuräumen und ejnrichten: zu laffen, in Onaden 
refolviret und beſchloſſen haben. 

Wie nun gedachtes Unjer Eriminal= Collegium feines Wirkungs-Kreiſes halber 
mit Unſerer landesherrlichen Inſtruction annoch weiter verfehen werben ſoll; fo haben 
Wir bemfelben zuvörderſt, und wegen dringender Nothwendigfeit, die Unterfuchung 
gegen alle fi etwa in Unjern Zanden hervorgebenden vereinigten Diebsbanden, ins⸗ 
befondere gegen Die fogenannte Mehlſche Bande, aufgetragen; und befehlen baher vor= 
benannten oberen und niederen Gerichtsbehörden gnädigft und ernftlih: vom 1. Oc⸗ 
tober biefes jahres an, wo Unfer Criminal= Collegium in feine Wirkſamkeit treten 
wird, demfelben auf Verlangen fogleih alle bei ihnen vorgefonmenen Arten, bie Die- 
bereien und Beraubungen ber Mehlſchen, oder anderer vereinigten Banden, oder auch 
andere einigermaßen damit in Verbindung flehende Verbrecher betreffend, fo wie alle, 
dahin gehörige, bereits in ihren Gefängniſſen verhaftete Menfchen, ab= und auszuliefern ; 
dann auch befagtem Collegio auf deſſen geſchehende Requifitionen Die nöthige Affiftenz 
durch Abbörungen oder Nachrichten zu leiften; übrigens aber aud ihre Gerichtsbe- 
börigen, wenn fie von diefem Unferm Eriminal-Collegio unmittelbar vorgeladen werben, 
zur gebührenden Geſtellung anzumweifen, und nach Befinden anzuhalten. 

Wornach geſammte Gerichts⸗-Behörden ſich geborfamlid und unmeigerli zu 
richten haben. 

Urfundlih unter Unferm Herzogl. Handzeihen und Herzogl. Inſiegel. Ge- 
geben ıc. Schwerin. den 5. September 1812, 

Friederich Franz. 


1765. Criminalgerichtsorduung. 31. Januar 1817. 


Sriederih Franz 2. Dem feit dem Jahre 1812 in Unfrer Stadt Bützow 
angeordneten Criminal⸗Collegio, beffen großer Nutzen für Unfre Lande ſich bemwähret 
bat, fehlte. es biaber noch an einer vollfländigen Gerihis-Drdnung Wir haben 
dieſem dringenden Bebürfniffe jegt abgeholfen, und nachdem, mit Zuzicehung Unſers 
Criminal=-Collegii, und eines Deputirten Unferer Ritter= und Landſchaft, der einem 
einfichtigen und erfahrenen Beamten aufgetragene Entwurf einer Eriminal- Geridts- 
Ordnung, unter Direction eines Mitgliedes Unſrer Landes» Regierung revidirt und 
umgearbeitet worden, ift berjelbe Unfrer auf dem allgemeinen Lanttage zu Malin ver» 
ſammlet gewefenen getreuen Ritter= und Landſchaft vorgelegt, und deren allerunterthänigftes 
Erachten darüber vernommen, Dem zufolge wird nunmehro die biebei abgebrudte 
Eriminal-Gerihts-Drbnung gefammten Behörden und Unterthanen in Unfern Landen, 
zur Nachachtung hiedurch publiciret, mit ber Beftimmung, daß felbige in Gemäßheit 
bes $. 98, im zweiten Theile, vom 14, April d. 3. 1817 an gerechnet, allgemein 
verbindliche Gefegesfraft haben, und von biefem Tage an zur Anwendung gebradt 
werben fol, 

Gleich wie nun bis zur befinitiven Ernennung bes Ober-Gerichts, Unfer Hof- 
und Landgeriht zu GOüſtrow zum interimiftifchen Dber- Gerichte Unfers GCriminal- 
Collegii beitellet worden; 

Sp befehlen Wir hiedurch Linfern Haupt» und Amtleuten, Denen von ber Nitter- 
fhaft, den Magifträten und Gerichten in Unfern Städten, auch gefammten Einwohnern 
und Unterthanen Unferer Großherzogl. Fürſtenthümer und Lande, fi hiernach in ihren 
Erfenntniffen und Verfügungen anf das Genaueſte zu achten. 
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Urkundlich haben Wir biefe Verordnung auf gewöhnlige Art vollzogen, auch 
daß diefelbe mit ber Criminal⸗Gerichts· Ordnung durch das officielle — ge⸗ 
meinkündig gemacht werde, befohlen. 

Gegeben 2c. Schwerin, ben 31. Januar 1817. 


(L. S.) Friederich Franz. 
A. von Brandenſiein. 
Publications = Verordnung 


wegen 
ber Sriminal- Gerichtö = Orbnung. 
Grininal- Geridhts- Ordnung für Das N N Criminal- 
Enllegium zu Bützow mit Anlagen I 
Inhalts-Verzeichniß. 
Erſter Theil. 
Criminal-Anſtalt überhaupt. 


I. Einrichtung der Anſtalt ⸗ §. 1.- 27 
II. Geſchäfts-Betrieb— ⸗ = - = = $. 28. — 35 
III. Xeußerlihe Verhältniſſe ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ $, 36. — 41 


Zweiter Theil. 
Criminal-Gerihts-Drbnung. 


J. Waurkunge⸗Kreis bes Criminal⸗-Collegii = ee 68. 1. - 9 
II. Verfahren bet Unterſuchungs ⸗ Sachen = ⸗ ⸗ ⸗ $. 10. — 68 
III. Berfahren in befonberen Sachen - ⸗ §. 69. — 84, 
IV. Verhältniß des Simmel Selen zum Dbrrgerite un Biber 

Behörden — “ = 2 8. 85. — 90, 
V. Landesherrliche Ober - Aufficht = ⸗ - ⸗2 $. 91. — 96. 
VI. Schluß-Beſtimmungen = ee. = 89. 98. 


Erſter Theil. 


Criminal- Anftalt überhaupt. 
1. Einrichtung der Anftalt. 

$. 1. Perſonal⸗Beſtand. Das son Sr, Königl. Hoheit unter Beitritt 
Allerhöchſt Ihrer Stände errichtete Eriminal-Eolegium beftchet aus: 

drei Richtern, 

brei Gerichtsbeiſitzern, wovon einer zugleich Regiſtrator, 
zwei Actuarien, wovon einer zugleich sa enberechner, 
einem Pebellen, 

brei Gefangenwärtern, und 

einem Schließer. 

6.2. Sig des Eollegii. Der Sitz Des Criminal⸗-Collegii ift zu Bützow, 
wofelbft Das bort befindliche Schloß zum fortdauernden Gebrauche beilimmt und ge- 
hörig eingerichtet iſt. 

$. 3. Verpflichtung. Im Rückſicht der Gerichts-⸗Perſonen behält es bei der 
bereits geſchehenen Anweiſung und Beeidigung ſein Bewenden. Für die Zukunft 
werden die Anzuſtellenden nad ben in der Anlage J. beikommenden Formularen zu 
Protocol vereidet. 

$. 4. DBefehung ber erledbigten Stellen. Bei Befegung der im Collegio 
erledigt werdenden Stellen, fol ein befonderer Turnus für bie Räthe und rin befon- 
berer Turnus für Die Beifiker Siatt haben. In jedem Turno befeßen Ihro Künig- 
lichen Hoheit eine Stelle und geſtatten HöchſtIhrer Ritter⸗ und Landſchaft und zwar 
jeder beſonders die Präſentation eines Candidaten, deſſen allerhöchſte Beſtätigung er⸗ 
folgen wird, inſoferne nicht beſondere Recuſations⸗Gründe gegen — Statt 
haben, als in welchem Fall eine neue Präſentation geſchiehet. 
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Und dba Ihro Königl. Hoheit Die gegenwärtigen Räthe und Beifiger beſtellet 
haben; fo wollen AllerböchftDiefelben, daß ber Turnus, bei der erften Erledigung ber 
einen ober andern Stelle bei der Ritterfchaft anfängt, auf welche der Turnus für bie 
Landſchaft folgt, nach welcher fodann bie Beſetzung ber erledigten Stelle von Seiten 
Ihro Königl. Hoheit wieder anfängt. 

Zur Befegung ber. bei biefem Collegio befindlichen Subaltern- Stellen, ſchlägt 
baffelbe nach zuvoriger collegialiiher Berathung, der Großherzogl Regierung drei 
qualificirte Subjerte zur allerhöchſten Auswahl und nad Befinden, Beſtätigung vor, 
und führt der Director, fo mie folde erfolgt ift, felbige in ihrem Officio ein. 

$. 5. Beftallung der Mitglieder bes Eollegti und deſſen Sub- 
alternen. Die Befallung wird ben Mitgliedern des Collegii, fo mie beffen Sub- 
alternen aus Großherzogl. Regierung ohne Kündigungs-Elaufel ertheilt. 

$. 6. Erforderniffe Geſammte Criminal⸗ Gerichts ⸗Verwandte müſſen von 
Seiten ber Rechtſchaffenheit und eines unbeſcholtenen Lebenswandels glaubhafte Zeug- 
niffe für fich haben. Es fol auch insbefondere 

$. 7. a) Der Richter, zur Richterſtelle nur ein folder gelangen, ber durch 
Redlichkeit, Fleiß und Fähigkeiten fi ausgezeichnet hat, und in einer zum Zwecke 
feiner Anftellung vom Obergerichte mit ihm vorzunehmenden Prüfung wohl be- 

anden ift. 

' $. 8. b) Deren Prüfung Bei diefer Prüfung ift außer dem münblichen 
Eramen aus ber Theorie des Eiyil- und Eriminal-Nechts und ber Landes-Verfaflung, 
wobei Fragen und Antworten zu Protocol genommen werben, eine ſchwierige Probes 
Relation aus Eriminal-Acten zu erfordern, befonbers aber dem Examinando noch 
ein Bund EriminaleActen zur Ausarbeitung feiner critifhen Bemerfungen über ben 
Unterfuhungs-Proceß zuzuftellen. Ueber ben Werth der letzteren foll das Obergericht 
bes Criminal= Collegii Erachten erfordern und unter beiden ſchriftlichen Arbeiten an 
Eidesftatt verfichert werben, daß foldhe ohne fremde Beihülfe gefertiget worben. 

$. 9. c) Der übrigen Gerihts-Perfonen. Die Beifiger müllen zu 
den ihnen obliegenden Gefchäften gehörig qualificirte Perfonen; die Actuarien und 
Regiftratoren aber auf Academien gebilvete, im beutlihen, correcten unb fertigen 
Schreiben auch Concipiren geübte Subjecte fein. Deshalb follen auch bie Actuarien 
und Regiftratoren fih vor der Anftellung einer angemefjenen Prüfung ihrer Zähige 
feiten ne 

$. 10. Die Oefangenwärter und Pedellen follen im Schreiben unb Rechnen 
nicht ganz unerfahren fein. Der Pförtner oder Schlieger muß wenigftens gefchriebene 
Schrift leſen können. 

$. 11. Dienſt-Pflichten und Berhältniffe im Allgemeinen. Bei 
gefahrvollen Begebenheiten, 3. B. beim Ausbruche eines Feuers im Gefangenhaufe 
oder in befien Nähe, bei einem Aufitande ber Gefangenen 20. haben fi gefammte 
Nichter und Gerichts⸗Verwandte unfehlbar im Gefangenhauſe einzufinben. 

$. 12. Die Eriminal- Richter find in Rüdfiht der Verpflichtung und Verant⸗ 
wortlichkeit für Handhabung ber Gerechtigkeit einander völlig gleih und Teinesweges 
fuborbinirt, Ihro Königl. Hoheit werben aber aus bern Mitte einen Director 
ernennen. 

6. 13. Insbeſondere, 1) bes Directors. Der Director fol für bie 
Aufrechthaftung dieſer Ordnung und Regelmäßigkeit bes Geſchäftsganges vorzüglich 
wachen. Derfelbe hat daher 

a) alle Anfragen und Dienfimeldungen ber Subalternen, alle auf die Caſſen⸗Be⸗ 
rechnung, Deconomie und bie Ordnung bes Ganzen ſich beziehende Vorträge, 
auch alle verſiegelt an das Collegium eingehende Stücke, zuerſt in Empfang zu nehmen, 

b) die Vertheilung der Arbeiten zu beſorgen; 

e) bie Snfpertion auf bie Deconomie bes Gefangenhaufes zu leiten, unb fowohl 

d) bei den erften Verfügungen wegen Aufnahme und Bertheilung ber Gefangenen, 
ale bei fonftigen außerorbentlichen dringenden und gefahruollen Vorlommenheiten 
die unausfegliche Vorkehr zu treffen. 
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$. 14. Doc foll berfelbe in ben 9. 13. sub d. bemerkten Sällen den übrigen 
Richtern von ben getroffenen Berfügungen ſogleich Kenntniß geben und beren Beitand 
ober Beränbernng zur collegialiiden Beſchlußnahme vorftellen. 

$. 15. Auch liegt dem Director ob, Die Geſchäfte nach einem möglichft genauen 
und gerechten Berhältniffe au vertheilen. Die Leitung der Unterfuchungen fol nad 
einem, im Seffionszimmer offen liegenden Turnus unter ben brei Richtern grabeburd) 
vertheilet, und nur wenn der Drang der Geſchäfte oder ſonſtige beſondere Gründe 
dabei eine Ausnahme erfordern, ſolche collegialiſch verabredet, doch für die Ausgleichung 
dann bei nächſter Geſchäftsvertheilung wieder geſorget werden. 

$. 16. 2) der Richter. Die Eriminal-Nichter mit Einſchluß bes Directors, 
follen in ben ihnen zugetheilten Inquiſitions ⸗Sachen, das Verfahren leiten, bie Ber- 
böre abhalten, und mas nöthig ift, eoneipiren. Sie haben in bergleihen Sachen bie 
vorkommenden eiligen Verfügungen zu treffen, find jedoch dabei ebenfalld an bie Bor 
fhrift des $. 14. gebunden, ' 

$. 17, Ueberhaupt find die Eriminal-Nichter verpflichtet, zur Beobachtung Diefer 
Ordnung und Abftellung etwaniger Mängel oder Misbräuche ſich wechfelfeitig an Hand 
zu geben. Jeder unter ihnen iſt berechliget bergleihen Gegenftände zur Berathung 
zu bringen. 

$. 18. 3) ber Beifiger. Die Beifiger müſſen pünctlich zu ben angefehten 
Berhören erfeheinen, benfelben mit Aufmerkfamfeit, Ruhe und ohne unzeitiges oder 
unbefcheibenes Zwifchenreben beiwohnen, vielmehr wenn fie beim Dirigenten während 
bes Verhörs etwas an Hand zu geben haben, dies unvermerkt thun, bei Borlefung 
bes Verhandelten die ftrengfte Aufmerkfamfeit, fo wie wegen alles beilen, was ſie in 
ihrem Amte erfahren, bie tiefite Berjchwiegenheit beobachten, auch ben Richtern ge» 
bührende Achtung und Folgſamkeit beweiſen. Sie haben deren etwanige Aufträge zum 
Regiftriren oder zu fonftigen gerichtlichen Danblungen mit Unverbroffenpeit und Treue 
auszurichten, 

6. 19. 4) bes Regiftrators. Der Regiftrator muß bie eingehenden Stücke 
recipiren, bie Acten fammeln, eompletiren und ſolche nur in der Regiftratur, nicht im 
Haufe aufbewahren, über alles Einfommenbe und Abgehende ein fortgehendes Diarium, 
zu jebem Acten-Bunbe ein protocollam actorum, ein deutliches Repertorium über 
bie in ber Regiftratur befindlichen Acten und Saden, fo wie ein Termins-Buch und 
ben Gerichts⸗Calender führen, in welchem bie zu beobachtenden Friſten genau zu be= 
merfen find, 

Derfelbe bat alle ihm aufzutragende Abfchriften, Auszüge, Bidimationen, Colla- 
tionen, Documente und fonftige Ausfertigungen mit höchſter Genauigkeit zu befchaffen, 
auch bie nöthigen Befiegelungen zu beforgen, bie Infinuationen zu notiren und das 
Sinventarium bes Gefangenhaufes aufzubewahren und fortzuführen, mithin Abgang 
und Zuwachs in daſſelbe einzutragen. 

Er darf ohne Erlaubnig des Directors oder bes Dirigirenden Inquirenten nie- 
manden, dem es nicht zukommt, den Eintritt zur Regiſtratur, noch einige Mittheilungen 
aus berfelben, geftatten. 

. 20. 5) ber Actuarien. Die Actuarien müffen bie ihnen zugetheilten Ar- 
beiten rein und leſerlich fchreiben, größere Stüde paginiren und heften, alle Protocolle 
und Regiſtraturen mit größter Sorgfalt eigenhändig fchreiben und unterfchreiben, mit 
Genauigkeit ertendiren, mundiren, die Aufträge, oder was ihnen zur Bejorgung zu⸗ 
gebet, promt erpediren, daß unb wann dieſes geſchehen, aufs Concept bemerken, und 
in Fortſetzung ber Acten-Protocolle oder wo font nöthig, bem Regiftrator zu Hülfe 
kommen. 

Beide, der Regiſtrator ſowohl als die Actuarien, haben übrigens ihren vorge- 
fegten Richtern Die fchuldige Achtung und Folgſamkeit zu beweifen, ſich zu den be- 
fiimmten Stunden an ben vorgefchriebenen Stellen bei ihren Arbeiten einzufinden, und 
etwanige ll gerichtliche Aufträge unweigerlich und pünktlich zu befolgen. 

$. 21. 6) des Caſſenberechners. Der Berechner ber Criminal⸗Gerichts⸗ 
Caſſe ſoll allemal vor Uebernahme dieſes Geſchäfts eine Caution auf mindeſtens 
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2000 Rihlr. beftellen. Er bat alle Einnahme und Ausgabe gehörig zu. Regifter zu 
bringen, richtige Caffen-Manualien und zweckmäßig eingerichtete Rechnungen zu führen 
und ſolche allentpalben mit den gehörigen Belägen zu juflificiren. Er darf auffer ben 
feftftehenden Behalten ohne ſchriftliche Ratification der anweſenden Mitglieder, ‚überall 
nichts zahlen. 

ö Mit dem Ablauf eines jeden Quartals, bat er einen zuverläßigen Quartal-Er- 
tract und mit dem Schluß jebes Rechnungs» Jahre einen genau zutreffenden Gene- 
ral-Ertract der Rechnung vorzulegen. Die Rechnung felbft mit ihren Belägen hat er 
jährlich und zwar binnen 6 Wochen nad dem Schluß des Rehnungs- Fahre, wenn 
er fie zuvor auch den Criminal⸗Richtern zur Einfiht und Kenntnißnehmung mitgetheilt 
bat, zur großherzogligen Regierung, in feinem Namen, zum Zmed der unter ſtändiſcher 
Concurrenz zu verfügenden Revifion einzureichen und nach befundener Richtigkeit von 
borther feine Liberation zu gemärtigen. Die Caſſe ift von. ibm an einem fihern 
Drte mit höchſter Vorfiht aufzubewahren. ©ehalts- oder fonflige Vorſchüſſe irgend 
einem Mitgliebe oder Angehörigen bes Criminal⸗-Collegii aus der Caſſe .zu machen, 
iſt ihm aufs ſtrengſte unterfagt. 

$. 22. 7) des Gerichts-Dieners oder Pedellen. Der Criminal⸗-Ge⸗ 
richte- Diener, Pedell, hat an jedem Morgen feine Aufträge einzuhohlen, und folde 
mit Treue und Berfchwiegenheit auszurichten. Er beforgt alle Poftfachen, von und 
zur Poft, führt über ſolche und über die Infinuation ein Journal und hat ſowohl 
bei den Seſſionen als in ber Negiftratur die Aufwartung. Er findet fih täglich zu 
mehreren malen im Gefangenhauſe ein, und übernimmt bie bafelbit vorfallenden Be- 
ftellungen an bie Criminal» Richter, fo wie deren für ben Dienft nöthige Aufträge. 
Endedte Unordnungen zeigt er fofort dem Dirertor an und beweifet ſich zu allen 
Zeiten willig und gehorfam. . 

$. 23. 8) der Gefangenwärter. Die Gefangenwärter haben zunächſt bie 
Auffiht und Sorge: für die Gefangenen und müſſen zu dem Ende ftets im Gefangen- 
hauſe zugegen fein. Bei ber Einkunft eines Gefangenen Tiegt ihnen bie Anſtellung 
der genauelten Bifitation befjelben, feine Einkleidung und Berfellung, auch ſchonende 
Aufbewahrung feiner Sachen ob. Zur nähern Inftruction berfelben und bes Pförkners, 
dienet die befondere Gefängniß- Ordnung in ber Anlage II. 

Sie müflen ben Gefangenen zu und aus ben Verhören hegleiten, vor bem 
Seffions- Zimmer Wade halten, bei Anlegung der Feſſeln auf ben Schließer achten, 
täglich zu mehreren Malen bie Gefängniſſe vifltiren, zu allen Tageszeiten, vorzüglich 
auch bei der Nacht die Corridors fleißig durchwandern, alle Ruheſtörungen abwenden, 
Beſuche ohne Erlaubnig des Dirertors oder bes dirigirenden Inquirenten nicht zu⸗ 
laffen, auf Reinlichkeit, Heuer und Licht ſehen, alle Anorbuungen mit Nachdruck und 
Strenge zur Bollziehung bringen, Vertraulichkeit und Durchſtecherei mit den Gefan⸗ 
genen vermeiben, bie Schlüffel, von melden fie alle zu den innern Thüren des zweiten 
und britten Stodwerfs im Gefangenhaufe, jo wie die zu ben Thüren unter bem 
Boten gehörige Schlüffel behalten und - forgfältig aufbewahren follen, mit grüßter 
Vorſicht an ſich halten, ſich bei gefahrvollen Begebenheiten muthig und entſchloſſen bes 
weiſen, auch frühe und gewiſſenhaft ihre Entdeckungen dem Director vermelben. 

Die Speifung der Gefangenen muß von ben Gefangenwärtern reinlih, zur be⸗ 
ftimmten Zeit und contractmäßig beforgt werden. Auch fol einem berfelben tie Anf- 
bewahrung der ben Arreftaten gehörigen Effesten ausſchließlich übertragen werben. 

$. 24, 9) des Pförtners ober Schliegers. Der Pförtner ober Schließer 
hat alle äußere Thüren unter Schloß zu halten, barf ſich ohne Erlaubniß bes erften 
Gefangenmwärters nicht aus dem Gefangenhaufe entfernen, muß bie Sclüffel unb 
UÜtenfilien forgfältig aufbewahren und letztere in befter Ordnung halten, bie 
höchſte Aufinerkjamkeit bei Verfeftang ber Gefangenen beweifen, letztere zu und von 
ben Berhören begleiten und enblih alle Züchtigungen und Strafen mit Nachdruck 
vollziehen. 

$. 25. Sonſtige beim Inſtitut nöthige Perfonen. Ale vom Eriminal- 
Collegium adhibirt werbenbe und mit den Gefangenen ober ©efängnißen in Berührung 
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kommende Handwerker und fonftige Perfonen, müſſen mit größter Borfiht ausgewählet 
werden, und mo möglich angefeflene Subjerte fein. Sie follen bei der Annahme an 
Eibesftatt, Sorgfalt, Treue und Verſchwiegenheit geloben, auch für Gefellen und Ges 
bilfen einzuftehen verſprechen, und haben Diefelben ihre Gefchäfte nur unter gerichtlich 
anzuorbdnender Aufficht zu vollführen. 

$. 26. Militair-Wache und Beiftand. Die äußere Bewadhung bes Ge- 
fangenhanfes gefchiehet burd das Militair, welches ſcharf gelabene Gewehre führen 
muß. LUnterofficiere und Gemeine find zum geräuſchloſen Berhalten zu inftruiren, und 
die Poften zur höchſten Wachſamkeit, auch zum Beweife derfelben und zum Eindrude 
für die Gefangenen bei Nachtzeit zum viertelflündigen lauten Anruf zu verpflichten. 
Auf einen ausbrechenden und entweicdhenden Gefangenen wird, wenn von ber Schild 
wache erfolglos angerufen worden, Feuer gegeben. Alle Verdacht erregende Borfälle 
und Greigniffe in der Nähe des Gefangenhaufes, find von der Wache Dem comman- 
Direnden Dfficier zu rapportiren, welcher dann dem Director bievon Nachricht giebt, 
und deſſen, fo wie überhaupt des Criminal⸗Collegii, Anordnungen zur Sicherung ber 
Gefangenen und der ganzen Anfalt auf gebührende Requifition zur Ausführung 
bringen läßt. 

$. 27. Uebrigens behält es, fo viel die innern Bewachangs-Anftalten bes Gefangen 
hauſes, auch bie fpecielle Aufficht und Bifitation ber Gefängniße betrifft, bei ber ſolcherhalb 
beftehenden an 13ten Mai :d. 3. Landesherrlich beftätigten, in ber Anlage III. ent- 
baltenen Anorbnung bis dahin fein Bewenden, daß fi das Bebürfnig andermweitiger 
Beflimmungen etwa ergeben mögte. 


II. Gefhäfts- Betrieb. 


6 28, Gollegialifher Betrieb. Alle Gegenftände und Vorkommenheiten, 
welche Bezug auf das Eriminal-Eollegium ober auf bieß Inſtitut im Ganzen ober 
Einzenen haben, werden von den fämmtlihen Mitgliedern, alfo durchaus collegialiſch 
behandelt, und: verfammilet ich baffelbe, fo oft es nöthig ift zu den vom Director zu 
beftimmenben Zeiten, um der Regel nach durch münbliches Votiren Die erforderlichen 
Beſchlüſſe zu nehmen. 

Bei Leitung ber einzelnen Unterſuchungs⸗Sachen, bleibt aber jedem Damit beauf- 
tragten Richter das Berfahren überlaflen, ſo lange nicht teictige Borfommenheiten 
collegialiſche Berathang erfordern. 

$. 29. Regelmäßige Berfammlung Es foll inbeffen, damit jedes Mit⸗ 
glieb in gehöriger Kenntniß von dem Stande geſammter Unterſuchungs⸗Sachen bleibe, 
für dieſen Zweck alle vier Wochen eine beſondere, vom dem Director zu beſtimmende 
Seſſion gehalten und in derſelben von jedem der Richter über den Stand der zu ſeinem 
Betriebe ſtehenden Unterſuchungen, fo wie über das weſentlichſte ſeit ber letzten Seffion 
zu deren Fortrüdung Oeſchehene, mündlich referiret, dabei auch auf etwaniges Erfordern 
der übrigen Mitglieder von dem Inquirenten nähere Auskunft gegeben werden. Das 
Reſultat dieſer Berhandlungen iſt kürzlich in der Tabelle zu den Quartal⸗Berichten 
zu bemerken. 

$. 30. Stimmen, Gleichheit * Verſchiebenheit. Bei Verſchiedenheit 
ber Meinungen entſcheibet bie StimmenMehrheit. Sollte aber in beſonderen Fällen 
durch Gleichheit ber Stimmen oder fonft, ein Beſchluß nicht zu erreichen fein, fo wird 
nach Beſchaffenheit der Sache die Beflimmung ber Großherzogl. Regierung ober bie 
Entfpeitang bes Ober⸗Gerichts nachgeſuchet. | 

$ 31. Berien und Abmefenbeit. Regelmäßige Ferien finden nicht flatt. 
Doc bleibt den Mitghiebern und Angehörigen des Griminal-Eollegii zu ihrer Erhohlung 
eine Entfernung von den Geſchäften auf höchſtens zwei Monate in jedem Jahre ver- 
gönnet. Längere Entfernung und alle Reifen außerhalb Landes bedürfen eines bet 
der Regierung nacdhzufuchenden Urlaube, Bon den Eriminal-Richtern müflen zur Zeit 
ſtets zwei anweſend und in Function fein, und das verreifende Mitglied hat zuvor, 
mit Demerlüng Bes Standes einer jeben ihm obliegenden Unterſuchung, alle Acten und 
Offieial⸗Papiere abzuliefern, auch den Ort feines Aufenthalts Bauen 

Medi, Sefegfammlung Il 
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Keiner von den Richtern darf ohne Vereinbahrung mit den andern, fo wie keiner 
der übrigen Gerichts -Berwanbten, ohne Erlaubniß des Directors abweſend fein, ober 
die beſtimmte Zeit überfchreiten. Die Arbeiten des foldhergeflalt Abweſenden ober auch 
Dur Krankheit Behinderten, werben, ohne daß derfelbe zur Nachhohlung verbunden 
ift, Ha: vertheilt. | 

. 32. Reifen, auf Koften Der Kaffe: Ohne Vorwiſſen und gemeinfchaft- 
lichen —5— ſämmtlicher Mitglieder, darf Fein Mitglied zum Zweck ber Einleitung 
ober Bortführung einer Unterſuchungs⸗Sache, Reifen auf Koften Der Criminal⸗Gerichts⸗ 
Caſſe übernehmen. Denjenigen Reiſen aber, welche das Collegium zum beſſern Betrieb 
einer Unterſuchungs⸗Sache ober zu mehrerer Veſthaltung bes Thatbeſtandes unvermeidlich 
findet. muß ſich jedes Mitglied, gegen Erſtattung ber Koſten, willig unterwerfen, 

$. 33. Eafien-Angelegenpeiten. Bewilligungs-Ertheilungen und Anwei⸗ 
— auf die Caſſe über Ausgaben, welche über den feſtgeſetzten Etat hinausgehen, 
finden nicht ſtatt. Sonſtige nach dem Etat unbedenkliche Bewilligungen, und auf bie 
Caſſe und Caſſen⸗Rechnungen ſich beziehende Verfügungen, abgufspließende Accorde und 
Contracte, fo wie alle und jede, ben Haushalt und bie öconomiſche Verwaltung des 
Inſtituts betreffende Angelegenheiten, find Gegenſtände gemeinſchaftlicher Berathung ber 
gefammten Eriminal-Ricter. 

$. 34. Signaturen. Alle im Namen bes Eriminal-Eollegii ergebende Deerete 
und Berfügungen, follen im Concepte und extenso von gefammten Richtern fignirt, 
die munda von bem Dirigenten jeber Unterjuchung, und wenn bie Ausfertiguagen gu 
feiner fpeciellen Unterfuchung gehören, von dem Director unterfihrieben. werben, 

Nur find alle Berichte an die Regierung und dag Ober-Gericht, auch in mundo 
von gefammten Richtern zu unterfchreiben. 

$. 35. Euriolien. Das Eriminal-@ollegium bat gegen die, Namens Sr. Kö⸗ 
niglichen Hoheit fpreddenden, Behörden Die gewöhnlichen Curialien, gegen alle übrige 
Debörben aber, zur Abfürzung des Geichäfts- Ganges, bloß bie Form von Pro-Me- 
morien — welche eriviedert werden Tann — zu beobachten. Es unterfchreibt fich 

„Großherzogliches Eriminal-Eollegium,” 


III. Aeuſſerliche Verhältniſſe. 


. 8. 36. Verhältniß. a) Zur Regierung Das Criminal· -Gollegium flehet 
in allen, deſſen collegialifche Verhältniſſe betreffenden, und nicht zur eigentlichen Rechts⸗ 
ee gehörigen Dienft-WUngelegenheiten, - unmittelbar unter * Großherzoglichen 
egierung. 

$. 37. b) au Ober⸗Gerichte. Als Gericht iſt daſſelbe in allen und jeden 
Rechts⸗Angelegenhelten dem Ober⸗Gerichte unterworfen, jedoch wit Vorbehalt ber 
landesherrlichen Ober⸗Aufſicht. Es ſoll indeſſen bei dieſer, durch die Großherzogliche 
Regierung zu verwaltenden Ober⸗Aufſicht, den Criminal⸗Richtern oder dem Ober⸗Ge⸗ 
richte nie auf was Art fie rechtlich zu verfahren haben vorgeſchrieben, noch durch 
Apocationen und Inhibitionen unmöthiger Aufenthalt gemacht werden, fonbern ſolches 
deren Eiden und Pflichten überlaſſen bleiben. 

. 38, In allen und jeden Unterſuchungs⸗Sachen hat das Criminal⸗Collegium 
dm Vorfhriften des Ober⸗Gerichts unbebingte Folge zu leiſen. Es fol aber be— 
wanntes Collegium ſolche Unterſuchungen ohne weitere Anfrage und Belehrungs-Gr- 
ſuche bis zum Acten⸗Schluß fortführen, mithin Aeta ohne beſondern Defepl bes 
Ober⸗Gerichts an baffelbe nicht einfenden, fonbern ‚die. Unterfahungen nach eigenem 
rechtlichen Ermeſſen &is zum Erfenntniß befördern unb nur bei eintretenden Zweifeln 
und Bebenklichkeiten Beſtimmungen des Ober-Gerichts eimzuhoblen berechtiget fein. 

$. 39. Gerihtsftand der Mitglieder und Gerichtsverwaändten. Ge⸗— 
jammte Mitglieder und Gerichtöverwandte bes Criminal⸗Collegii haben für fi und 
ihre Familien in erfier Inſtanz ihren perſönlichen Gerichtsſtand unter der Juſtiz⸗ 
Cauzlei zu Schwerin. Deren Dienſtboten ſollen in erſter Inſtanz dem Stadt⸗Ge⸗- 
richt zu Bützow, per modum commissorii unfergeordnet, jedoch demſelben dabei 
zur Pflicht gemacht werben, ſich in Feine Dienſtherhäliniſſe bes Criminal.Collegii au 
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miſchen, und, vhne gebührendes Anfuchen bei den Beobherrfchaften, in beren Woh⸗ 
ungen Teine Jurisdictivns⸗Acte zu unternehmen. 

$. 40. Sonftige Vorzüge. Auſſerdem follen bie Mitglieder und Angehörigen 
bes EriminalsEoflegit, infoferne ſie Beſtallungen erhalten und in Eid und Pflicht ge⸗ 
nommen find, alle perjönlichen Borzüge, Nechte und Gerechtſame ber Großherzoglichen 
Bedienten — auch wegen bes Beitritts zum obligaten Bedienten⸗Wittwen- Inſtitute — 
genießen. 

$. 41. Ruheſtand. Dimipfi ion. Bieljährige treue Dienflleiftungen follen 
den Emerstis durch einen ehrenvollen Rubeftand und eine angemellene Penfion aus 
der Criminal⸗Gerichts⸗Caſſe, nach vorber erforderten Erachten des Engern Ausfihufles 
ber Ritter⸗ und Landſchaft, vergolten werden. Die Dimiffionsnehmung bleibt nad 
vorheriger halbjähriger Anzeige bet ber GOroßherzoglichen Regierung, und abgelieferten 
Arbeiten, auch Dffirial-Papieren, einem jeden Mitgliebe und Angehörigen bes Erimi- 
nal⸗Collegii unbenommen. Hingegen fol keiner berfelben ohne vorheriges richterliches 
Erfenutmiß, ober in den dazu nach Vorſchrift ber landesherrlichen Verordnumg vom 
31. März; 1813 geeigneten Fällen, feines Dienſteo entſetzet oder entlaſſen werben. 


- Zweiter Theil, 
Criminal-Gerichts⸗Ord nung. 
I. Würkungs⸗Kreis des Criminal⸗Collegii. 

6. 1. Grundſatz ber Competenz. Das Criminal⸗Collegium ſoll in ges 
ſammten Großherzoglichen Landen — bie Herrſchaft Wismar mit einbegriffen — bie 
peinlihe Gerichtobarkeit nady folgenben Beflimmungen verwalten und ausüben. 

. 2% Peinliche Sachen. Zu ben ;peinlichen Sachen, mithin zur Compelenz 

des Criminal⸗Collegii gehören alle — nicht befonberd ausgenommene — Handlungen, 

welche durch Die Geſetze für Verbrechen erklärt, und mit einer Strafe belegt find, 
 % 8 Uusnabmen Ausgenommen bievon, alfo von ber Competenz des 

Criminal⸗Collegii ausbeſchieden ſind: 

1) Ale nicht qualiſicirte farta prima, fo wie auch diejrnigen nicht qualifieirten 

Diebſtähle, deren Werth bie Summe von 50 Rthlr. NZwbr. nicht erreicht. 

2) Diejenigen Vergehen, wo nur auf Anzeige bes beſchwerten Theils geſetzlich eine 
Strafe ſtatt ſndet. 

3) Ehebruch und fonfiige delicta carnıs. Nur bie Verbrechen ber Nothzucht, 
Blutſchande, Sobomie, Berfappeiung und gewaltfamen Entführung, bleiben deu 
Griminal» Eoegio vorbehalten 

4) Injurien, Schlägereien und Ranfereien, infofern fe nicht in thätliche Belzibigung 
conſtituirter üffentlicher Behörben, ober in ber Amtsfunction begriffener Staats⸗ 
Diener, uber in Lebensgefährlidhe Berwundungen, auch Tödtungen ober in Aufe 
Rand, oder Aufruhr ausarten. Es find auch hieher zu rechnen bie Duelle, ins 

foferne . nicht die ordentlichen Gerichte Dabei anf Hingebung an bas Eriminal- 

Eollegium aus befonderen Gründen erfennen, da alsdann die Vorſchrift des $. 7. 

‚zur Anwendung kommt. 

5) Steuer, Zoll-, Yolt= Defrmabationen und alle geſehwidrige Handlungen, welche 
in ber Regel nur mit einer Gelbſtrafe belegt find, namentlich Wucher, Haſard⸗ 
fpiel u. f. w. 

6) Alle Diseiplinar - Angelegenheiten , dahin find infonderheit zu reinen, bie Ber- 

gehen der Seiftlichen, betreffend ihre Lehre, Leben und Wandel, die Uebertretun⸗ 
gen ber academiſchen und Schul» Grfeke, der Offirianten als folder gegen bie 
ihnen vorgefeßten Behörden, der Sachwälde gegen die. Gerichte, bei wekhen fie 
ihr Amt verwalten und alle Dienftvergehen, fo lange das DVerfahren nad der 

Iandesgerrlichen, unterm heutigen Dato befonders erweiterten Verorbnung vom 

: 831. März 1813, nicht zur befondern criminellen Unterſuchung kommt. 

:7) Alle Uebertrehungen bloßer Policei ⸗Perordnungen, wohin im dieſer — auch 

die Behandlung bes Et — werden fol. 
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8) Alle bloß inchoirte, nicht aber conſummirte, fonft zur Competenz des Eriminal« 
Eollegii gehörige Verbrechen, in foferne Deren Anfang noch Teine Spuren nad 
fih gelaffen Int, oder nicht ein oder einige Mitglieder einer Bande, bei Ber- 
übung von Brandilifiung, Raub, Mord und Diebflahl ergriffen worden, in 
welchen Fällen auch bie nicht vollführten Verbrechen ber Cognition des Grimme 
nal⸗Collegii vorbehalten bleiben. 
$. 4. Oehülfen u. f. w. In den an bas Criminal- Collegium gehörigen 

Unterfuchungen, find nicht bloß bie Daupt= Verbrecher, fondern auch beren Beförderer, 
Hehler, Bartbierer, Diebeswirtbe und alle Gehülfen, der Eriminal- Gerichtsbarkeit 
unterworfen. 

6. 5. Befreiun gen. Sonftige Befreiungen von ber Gerichtsbarkeit des Cri⸗ 
minal⸗Collegii in peinlichen Fällen finden nur ſtatt: 

13 bei Militair-Perfonen, infoferue Das Militair-Gefegbuch, nantentlich — 194. 
and 200. nicht die Competenz der fonftigen Behörden begründet. 

2) Wenn in befonders Dazu geeigneten Häfen eine commiflarifche rigene Criminal⸗ 
Behörbe amgnorbnen Landesherrlich nothiwendig erachtet wird. Doc follen 
$. 6. Commiſſionen. bergleigen Commiſſionen nur auf Fälle des Hoch⸗ 

verraths, ber Randesverrätherei, der Majeſtäts⸗ und anderer mit einer bringenden 
Gefahr für bie beftehende Staats-Berfaffung verbundener Verbrechen befchränfet, außer⸗ 
ben aber bie Criminal= Gerichtsbarkeit nie anders als auf dem orbentlihen Wege 
ausgeübet werben. Allemahl ſollen dergleichen Commiſſionen zur Abfafjung rechtlicher 
Erfenntniffe nicht autborifirt fein, vielmehr folde ben ordentlichen: richterlichen Be⸗ 
börben überlaffen. Sie bleiben auch in Anjehung Der Leitung der Unterſuchung nicht 
allein an bie Vorſchriften der beftehenden Geſetze, und ber Criminal⸗Gerichts⸗Ordnung 
gebunden, fonbern auch bem Griminal-Ober-Berichte, ebenfo wie das Eriminal-Lollegium, 
unterworfen, 

.$. 7. Beauftragung bed Eriminal- Collegii. In Rüdficht berjenigen 
Verbrecher, welche nach ihrem perſönlichen Gerichtsſtande, von der niedergerichtlichen 
Jurisdiction befreiet find, ſoll das Criminal⸗Collegium in den dazu nad) obigen Be- 
flimmungen geeigneten Fällen zur Verwaltung feines Amtes, durch ein befonderes Commiſſo⸗ 
rium bes Ober-Gerichts, weches dazu ein für allemal Landesherrlich authorifiret wird, be⸗ 
wuftraget werben, . Zu bem.Ende wird ben Landes-Gerichten aufgegeben werben, fo 
bald fie einen oder den andern ihrer Jurisdiction unmittelbar. unterworfenen Incul« 
paten zur Captur⸗ ober. Special⸗Inquiſition rechtlich qualificiret finden, davon, mit 
Beiſchließung ber Arten, bei dem Ober⸗Gerichte bes Criminal⸗Collegii bie Anzeige zu 
machen. Findet biefes Ober= Gericht die Sache zu gleicher Behandlung geeignet, fo 
it die Unterfuchung und bas weitere Berfahren. von demſelben bem Eriminal-Collegio 
zn committiren. Sobald aber erwähntes Ober» Gericht gegen folde Behandlung der 
Sache einiges Bebenten hat, wirb ſolche an das Landes⸗Gericht vemittiret, und. durch 
bafjelbe weiter. betrieben. Und fo wie nad obigen Beftimmungen bas Eriminal- 
Eollegium wider Sanzleifäffige Perfonen unmittelbar eriminaliter und mit ber Ber- 
baftung zu verfahren, außer dem Fpho 8, erwähnten Zalle nicht berechtiget if; fo 
werben auch gefammte Gerichte erinnert bei Verhaftnehmungen. unbeſcholtener Subjerte 
nicht anbers ‘als mit größter Behutfamfeit und unter firenger Beobachtung ber ge= 
meinen Rechte und ber Landes⸗Geſetze zu verfahren. 

5.8. Weitere Befugniß. Bei foldhen Verbrechern, welche als Mitglieder 
einer Bande bei ber That betroffen werden, findet keine Rückſicht auf ihren perſönlichen 
Gerichtoſtand ftait, fondern es tritt auch bei ihnen ohne weitere Beichränfung bie 
Competenz bes Eriminal= Eollegii in ben bazu geeigneten Zällen ein. Doc bat das» 
tele, wenn Dabei ein exemtus ergriffen und zur Daft gebracht worden, davon bem 
Obergerichte fofort Anzeige zu maden. 

99 Vorbehalt. Uebrigens aber. bleibt bie Zuriebichong - Befugniß ber 
Criminal - Jurisdictions⸗Berechtigten mit allen ihren Folgen, alfo auch ben Surisbic- 
Hond-Berwandten ihr Gerichtsſtand in ben im $pho 3. ausgenommenen Fällen 
unbedingt und unbeſchränkt, jo mie in ben zur. Competenz bes Eriminal-Gollegii ver⸗ 
ftellten Fällen bis zur Ablieferung ber Unterfuchung, vorbehalten. 
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3E Verfahren bei Unterſuchungs-Sachen. 

6 10. Zweck aller Unterfuhbungen: Die Abfiht aller anzuftellenden 
Uinterfuchungen, ift Entdedung und Herftellung factiſcher Wahrheiten zur Anwendung 
firafgefeglicher Vorſchriften. Diefe Unterfuchungen in gefegliher Form, mit höchſtem 
Eifer und Fleiß, mit Umfiht, Scharffinn und mit Vermeidung unnöthiger Weit- 
fhweifigfeiten, Koften und Zeit, ſchonend zu vollführen, und foldergeftalt bie ſtraf⸗ 
gefeglihen Borfchriften zn einer möglichit ſchleunigen und fiheren Anwendung zu be— 
fördern, muß flets Das unverrückte Augenmerk bes Eriminal-Collegii fein. 

g& 11. Erwählung der Fürgeften Maafßregeln. Zu dem Ende hat bas- 
felbe vor Anfang einer jeden Unterſuchung wohl zu überlegen, welche rechtliche Manf- 
regeln einzufchlagen find, um bie durch Rechtsverletzungen entſtandenen Mißverhältniße 
aufs baldigſte zur Ausgleichnng zu bringen, alſo durch eine ſchnell zu bewürkende An⸗ 
wendung der Strafgeſete bag entſtandene Unrecht auszugleichen, und das im Staate 
gegebene böſe Beiſpiel zu verkilgen. 

F. 12. Grundſatz dieſerhalb. Solche Maaßregeln beſtehen vorzüglich 
darin; daß den künftigen Unterſuchungen von ihren geſetzlichen Formen nichts Weſent⸗ 
liches entzogen, ihnen aber auch Feine mehrere Formen und Feine weitere Ausdehnung 
gegeben werben, ala das eigentliche Sach⸗ und das weſentlichſte Rechtsbedürfniß bei 
jeder Sache erheiſcht. 

8. 13. Borſchriften. Hiernach iſt bei allen und jeden dem Criminal⸗Collegio 
obltegenden Interfuchungen von folgenden Grundſätzen auszugehen: 

1) Eine jede Unterfuhung ift als beendigt, vollführt und zum richterlichen Erkennt⸗ 
niffe gereift anzunehmen, fobald die zur Frage ſtehenden Thatſachen, fei es durch 
Geſtändniſſe oder auf ſonſtige rechtliche Art, zur rechtlichen Gewißheit gebracht 
worden ſind. 

2) Keine Unterſuchung über Hauptverbrechen muß durch Unterfuchungen etwaniger 
geringerer Nebenverbrechen, in ihrer Beendigung aufgehalten. werben. Inſonder⸗ 
beit ſoll auch | 

3) bei einem überwieſenen Capital-Verbrechen in ber Regel Feine weitere 
Unterſuchung wegen anderer Verbrechen ber eberführten ftatt finden, — es wäre 
denn, daß dieß zur Entbedung von Complicen, oder zur Aufflärung von That— 
umſtänden geſchehe, wobei andere Perfonen in Beziehung kämen. Cs bleibt 
jeboch dem Ermeſſen bes Criminal⸗ Collegii, fo wie der Spruch⸗-Collegien und 
bes Obergerichts überlaſſen, hievon in beſonderen Fällen rechtsbegründete Aue⸗ 
nahmen ſtatt finden zu laſſen. 
$. 14. Präparatoriſches Verfahren. Alle bisherige Griminal- Behorden 

bleiben berechtiget und werden ausedrücklich verpflichtet, den Verbrechen nachzuforſchen, 
die Beweiſe zu ſammlen, mit.den Inculpaten Die erſten Verhöre abzuhalten, die nd» 
thigen Sicherheits » Berfligungen zu treffen, und bie weitere Unterſuchung in den ge⸗ 
eigneten Fällen an das Criminal-Collegium abzugeben, allemahl auch in ſolchen Fällen 
gleich nad ber Captur bie Anzeige des Verbrechens und bes Verbrechers vorläufig am 
das Criminal» Collegium gelangen zu laffen. 

8. 15. Nähere Befimmung Doch follen die Verfügungen diefer Behörden 
nur auf dasjenige befchränfet fein, mag entweder gleich‘ Anfangs am wefentinhften iſt 
und Teinen Aufſchub leidet, ober im Berfolge ber Unterſuchung zu deren nothmenbigen 
Förderung nur in foris delieti aut domichlii vorgenommen werben Tann. Diefe 
Gerichte haben daher 

a. vor Abgabe der uUnterſuchung den Thatbeſtand des Verbrechens durch ſummariſche 
Vernehmung der Zeugen und der Inculpaten, ſo wie nach Beſchaffenheit der 
Sachen durch Daus- und Orts-Durchſuchung, Einnehmung bes Augenſcheins, 

Aufnahme von Ignographien, Obductivnen und ſonſtige die Spuren des Ver⸗ 
brechens beurkundende, auch das künftige Verfahren ſichernde Maaßregeln, nach 
äußerſter Möglichkeit feſtzuſtellen, 

b. nach der Abgabe auf Erfordern bes Criminal-Eollegii bie an Ort und Stelle 
angemefienen und ausführbaren Verfügungen zu treffen und dagegen bie Erftat⸗ 
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tung ber Koſten aus ber Criminal⸗Gerichts⸗Caſſe nach ber für das Criminal⸗ 

Collegium normirenden Taxe zu gemwärtigen. Sobald nun bie präparatorifche 

Unterfuchung nad obigen Beitimmungen bis dahin geführet worben, daß barnad) 

eine rechtliche Beurtheilung barüber eintreten kann: ob bie Sache zum ferneren 

Criminal= Verfahren und ber oder die Sjnculpaten zur Ablieferung an das Cri— 

minal-Collegium geeignet, fo giebt | 

$. 16. Acten-Einſendung. das Gericht vor Abfenbung des. oder der In⸗ 
eulyaten dem Criminal⸗Collegio unter Anſchließung aller Acten Kenntniß von ber 
Sache und rerhtfertiget in irgend zweifelhaften Zälen das Aufinnen um Annahme unb 
weitere Fortführung der Unterſuchung durch kurze Darftellung feiner Gründe. 

$. 17, Prüfung Das Griminals@ollegium hat dann fofort collegialifch ben 
Punct feiner Competenz, und wenn biefer nicht zweifelhaft ift, Das flatt gehabte prä⸗ 
paratorifche Verfahren infonderheit auch ben Punct der Captur, ſowohl in Rüdficht 
ber Anorbnung als des etwanigen Beftandes oder der Aufhebung zu prüfen, auf 
vor der Annahme bes Verbrechers von dem Gerichte dasjenige noch zu requiriren, 
was zur Berichtigung bes Verfahrens beſonders zur ungezweifelten Veſtſtellung bea 
eorporis delieti nad) den Beftimmungen $. 15. a. annoch nachzuhohlen fein dürfte, 

Letzteres muß dann zu ben Acten gebracht und nunmehro erft ber Verbrecher, 
und wenn mehrere zu transportiren find, jeber Verbrecher allemahl abgeſondert, unter 
fiiberer Bebedung abgefandt und vom EriminalsEollegiv gegen Empfang-Schein aufge» 
nommen werben. Mit dem Augenblid ber gefchehenen Ablieferung bes Berbrechers 
böret für das, die Unterfugung abgebende Geriht, bie Verbindlichkeit zur weitern 
Koftentragung auf. 

$. 18. Wenn das Eriminal-Eollegium feine Sompetenz nicht be— 
gründet findet. Findet das Criminal-Collegium feine Competenz nicht begründet, 
fo ift biefes+ bem Gerichte unter Anfügung ber Gründe zu eröffnen, welchem fobann 

allenfalls ber Recurs an bas Obergericht frei bleibt. - Was nun bei ſolchem Recurſe 

das Obergericht über die Annahme oder Nichtannahme der Unterſachung entſcheidet, 
dabei hat es zum Zwedce ber ferneren Unterfuchung fein Bewrnden und bat berjenige 
Nichter, weldhem Die fernere Unterfuhung zuerkannt wird, Diefe ohne allen Aufenthalt 
fortzufegen und zu vollführen. Doch bleiben dem burd ſoich Entſcheidung vermeint⸗ 
lich Beſchwerten dagegen weitere Vorträge, ſo wie eventualiter die bei dem Ober⸗ 
gerichte zuläſſige Rechismittel in separato unbenommen. 

$. 19. Woiteres Berfahren. Wenn bie Unterſuchung an das Criminal- 
Collegium gelangt iſt, ſo hat daſſelbe unverweilt den Inquirenten zu beſtellen, das 
peinliche Gericht zu formiren und in Vorſchrift dieſer Gerichts⸗Ordnung und ber 
Rechte zu procediren. Es darf aber kein Mitglied, welches mit dem Verbrecher bis 
zum vierten Grade exelusive verwandt oder verſchwägert oder auch demſelben mit 
Schulden verhaftet iſt oder Forderungen an ihn hat, zum Inquirenten beſtellt werden. 

$. 20. Beſetzung des Gerichts. Zur Vollſtändigkeit des Gerichts genüget 
ein Beiſitzer, inſoferne nicht articulirtes Verhör gehalten wird, wobri allemahl zwei 
Beiſitzer außer dem Richter und Actuario zugegen ſein ſollen. 

5. 21. Wenn bie Sache klar befunden wird. Findet ber beſtellte In⸗ 
quirent unter Zuſtimmung ber beiden andern Criminal⸗-Richter, daß das Verbrechen 
durch das beim vorigen Gerichte eingeleitete Berfahren bereits fo völlig eruirt ober 
yom Verbrecher eingeflanden worden, daß ein Erkenntniß eingehohlt werden kann; fo 
ift der Inculpat nad feinen Bertheidigungs-Grünben und etwanigen Vorträgen ange- 
meflen ad protocollum zu vernehmen, und find dann bie Acten zur weitern Ber- 
fügung des Gollegii wegen einzubohlenden Erfenntnifjes zu ftellen. 

$. 22. Dann zur weitern Unterfuhung gefhritten werben muß. 
Iſt aber die Sache von der Befchaffenheit, daß zur weiteren Unterſuchung geſchritten 
werben muß, fo hat ber Inquirent bamit nad Vorſchrift der Rechte, und des Cri- 
minal= Prozefjes zu verfahren. 

$. 23. Articulirtes Verhör. Das articulirte Verhör, welches ber Regel 
nach Statt haben und nur nad von bem Obergerichte zu genehmigenben befonbern 
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Gründen, unterbleiben joll, ift nach ‚Anleitung ber vorher von bem Inquirenten zu 
entwerfenden, auch von den übrigen Mitgliedern zu genehmigenten und zu fignirenden 
Artikel abzuhalten. 

SG. 24, Behandlung ber Inquifiten. jeder Inquiſit iſt Bandenfrei vor 
Bericht zu ſtellen und zu Protocoll, fo viel immer möglich, mit eigenen Worten redend 
aufzuführen. Nur ber Jnuquiſit, welder wegen Unbändigkeit oder meßrmahliger Aus- 
brüche ſtark geſchloſſen oder eingeſchmiedet aufbewahret wisd, lann in Banden verhört 
werden. Die Beſtimmung hierüber bleibt dem Ermeſſen des Criminal⸗Eollegil an- 
beim geftellet. 

Eine ſolche Verfügung iſt aber ale eriminalgerichtliches Deeret zu den Acten 
zu nehmen. 

$. 25. Zähtigung. Kein Inquiſit darf ber Regel nad während bes Ber- 
börs gezücpliget werben. Bei einer unvermeidlichen Züchtigung iſt vielmehr das 
Verhör, mit Regiſtrirung dieſes Vorgangs, mindeſtens auf eine halbe Stunde zu 
beſchließen. 

Eine Züchtigung über 15 Rohrhieben kann von dem Inquirenten nicht verfügt 
werben, fondern-bebarf der Zuſtimmung ber übrigen Criminal⸗Richter. 

$. 26. Dauer ber Verhöre. Der Regel nad darf Fein Verhör bis zur 
Ermattung des Inquifiten und ber Erfhöpfung feiner Aufmerkiamfeit ausgedehnt werben. 

$. 27. Bortrits bes Inquifiten außerhalb der Berböre. Jeder In— 
quifit muß, wenn er außerhalb der Verhöre, Vorträge, ———— ober Anzeigen 
zu maden bat, vor bein Inquirenten gelaifen werben. 

$. 28. Unzuläffigfeitdesperfönliden Vergreifens an ben Ingatfiten, 
Kein Inquirent darf ſich perſönlich an ben Inquiſiten vergreifen ‚und iſt, wenn dies 
ja geſchehen ſollte, fofort ein anderer Inquirent zu beſtellen. 

$. 29. Unmittelbare Vorladung ber Zeugen. -Das Criminal⸗Colleglum 
iſt Kraft eines ihm in allgemeinen ertheilten Commiſſorii zur unmittelbaren. Vorladung 
ber Zeugen, -weh Standes und welcher Gerichtsbarkeit Diefelben fein mögen, berechti⸗ 
get und hat jeber Geladene demielben Folge: zu leiſten. 

$. 30. Ladungen an Fanzleifäffige Perfunen. Die Ladungen an lanzlei 
ſfäſſige Perſonen geſchehen in Formen von Erſuchungs⸗-Schreiben, welche aber Feines- 
weges bie Berechtigung einer willfährlichen Befolgung gewähren fellen. 

Ladungen an Leute geringerem Standes geben mittelſt Erfuchungs- Sqreiben 
der competenten Obrigkeit zu, um ſie zur Inſinuation zu befördern. 

$. 31. Ungehorſam der Zeugen, Der Ungehorſam im Erfheinen, wird 
durch Geldſtrafen von 2 bis 20 Thaler NZwor. oder Real⸗Citationen coexciret. 
Doch fellen letztere bei kanzleiſäſſigen Perjonen nicht .ohne Noth angebropet, allemahl 
aber nur durch bas Obergericht vollfiredt werben. 

6, 32. Zwangs- Mittel wider bie Zeugen. Jeder Zeuge Tann darch 
wchilihe Zwangemätel zum Zeugniß-Ablegen angehalten werden. 

$. 33. Koſten der Zeugen, Jeder vorgeladene Zeuge iſt berechtiget, feine 
baar verlegten, nöthigenfalls gerichtlich zu beſtimmenden Neife und Zehrungs-Koften 
aus ber Inſtituto-Caſſe zu fordern. Den Zeugen aus ber arbeitenden Claſſe ſoll 
Botenlohn oder bean Umſtänden nach Tagelohn vergütet werden. Das Criminal- 
Sollegium bat die Dbliegenheit, ſolche Koften ſofort nad) üblichen und billigen Grund» 
fügen aus ber Caſſe erſetzen zu laffen. 

6. 34. Berfahren zum Beſchluſſe. Wenn eine Unterfuhunge-Gade, nach 
dem Dafürhalten bes Inquirenten Spruchreif geworben iſt; fo hat derſelbe Die voll- 
ſtändigen Acten in Umlauf zu bringen, ba dann ſolche ans dieſem Geſichtopuncte von 
ben beiten andern Mitgliedern aufs genaueſte zu prüfen ind. 

$ 35. Abfendung zum Sprude Die Sprucreif befimbenen Arten, 
werben bonn mit. einem kurzen Berichte unter bem Siegel bes Criminal⸗-Collegii an 
das Sprudh= Collegium eingefandt. 

6. 36. Berjenbungen an Sacultäten. Verſchickungen an auswärtige 
Facultäten finden in der Regel ſelbſt auf Begehren nicht ſtatt. 
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Ausgenommen hiervon find jebod bie Fälle: 

a. wenn das Intereſſe ber Landesherrſchaft mit folden Sarnen verwickelt if; 

b. wenn vom Ober= Gerichte aus beſonderen rechtlichen Gründen oder von ber 
Großherzoglichen Regierung per modum dispensationis auf Verſchidung ber 
Acten an eine nicht eripirte auswärtige Facultãt respective erkannt oder ſolche 
bewilliget wird... Für diefen Ball ift jedoch ein Eremplar biefer Gerichts⸗Ord⸗ 
nung und ber in bie Sache einſchlagenden Landes-Conſtitutionen ben Acten ans 
zulegen. 
$. 37. Erlennende Behörden. Regelmäßig erkennen und fprechen bie 

Lanbes-Serichte und bie Facultät zu Roftod in allen Unterſuchungs⸗Sachen unb zwar 
bergeftalt, daß das Criminal⸗Ober⸗Gericht in allen Sachen das letzte Erfenntnig fället. 
$. 38. Erceptionen. Dem Inquiſiten felbft ober deſſen Verteidiger ftehet 

8 frei, beim erften Urtel von ben — mit Ausnahme bes Griminal-» Ober - Gerichts 
übrig bleibenden Sprudy-Eollegien eines zu esipiren, ba Dann bem Eriminal-Collegio 
die Wahl unter den übrigen frei bleibt. Bei geftatteter weiterer Defenfion bat ber 
Inquiſit oder befien Vertheibiger das Recht unter den übrigen Spruch-Collegien eins 
auszuwählen. Bei Einbohlung bes letzten Erkenntniſſes gelangt die Sache ohne Aus 
nahme an das Criminal» Ober- Geridt. 

$. 39, Bon ber Rechts⸗Kraft eines Erfenntiniffes In ber Regel 
behält es beim britten Erkenntniſſe fein unabänderlihes Bewenden uud ift bafjelbe im 
Augenblid der Publication judicat. 

Ob nad eingetretener Rechtskraft, wegen neu enibedter Unmftände, weitere Ver⸗ 
handlung zuläſſig, gehöret zur Entſcheidung bes Eriminal» Ober = Gerichis. 

$. 40, Gleiche Bertheilung der Urtels-Arbeiten. Beim Auswählen 
bes Spruch⸗Collegii hat das Eriminal- Collegium bapin zu forgen, daß bie Sachen 

möglich gleich vertheilt werben, 

$. 41. Form der Urtheile. Die Urtheile find, wenn fie aus ben Landes⸗ 
Gerichten ergeben in Form der Referipte, jedoch jo volftändig ertendirt zurückzufertigen, 
daß nur Eingang und Schluß hinzugefügt werben darf. . 

Die Urtheile der Facultät werden in gewöhnlicher Form abgefaßt. 

Das zu den Acten, ohne alle Veränderung ansgefertigte Erfenntuiß, muß vor 
ber Publication von allen ortsanweſenden Mitgliedern fignirt werben. Alle Urtheile 
werden im Namen des Criminal⸗Collegii mit ausdrücklicher Erwähnung bedjenigen 
Sprud- Eollegii, von welchem das Erkenntniß eingeholt worben, abgefaßt und dem 
Inquiſiten vor beſetztem Gerichte publicirt.. | 

$. 42. Notbmwendigfeit der Urtheils-GOründe. Sebes Erfenninig muß, 
wenn auch nicht wie die Hacultät- Erlenntniffe, befonders ausgefertigte, doch fo voll⸗ 
Rändige Gründe enthalten, daß Daraus bie Rechtfertigung des Erkenntniſſes zu ent⸗ 
nehmen ſtehet. Auch find bie richterlich vermorfenen Milderungs= Gründe, wenn aud) 
nur beiläufig, Darin zu berühren. Sollte die Publication: einzelner Gründe bem 
Eriminal= Collegio nad ber Dualification bes Inquifiten bedenklich feinen, fo bleibt 
beren Zurüdhaltung bem Ermeſſen befielben überlaffen, jedoch find folhe Gründe dem 
Defenfor allemal volfländig mitzutheilen. 

$. 43. Publication, Bei Publication ber Urtel wirb zum Protocolle regi- 
ſtriret: ob fih ber Condemnat bei dem Cihm im erforderlichen Falle zu verbeut- 
lichendem) Crfenntniß beruhigen, ober aber Dagegen Bertheibigung rinwenden will. 
Rechtsunerfahrene find deßhalb gehörig zu belehren. 

6. 44, Gemeinfündigmahung bes Urtheils. Das publicirte Erfenntnig 
ift, wenn es zur Bolfiredung gebracht worden, burd die Medienburgifchen Anzeigen 
unter ber Rubrif: Strafen in einem zmedmäßigen Auszuge gemeintündig zu machen, 
infofern das Erfenninig nicht Die Unterlaffung folcher Bekanutmachung beſtimmt. Die 
erkannten Todesſtrafen follen vor ber Volfiredung an bem Orte bes Gerichts, wo 
dad Verbrechen begangen worben, befannt gemadt werden. 

$. 45. Defenfion. Moaterielle Bei ber Verpflichtung des Criminal- 
Collegii, von Amtswegen für die vollſtändige Aufſuchung und Bewahrheitung aller 
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BertheibigungssGrlinbe zu forgen, bat baffelde jeden Inculpaten nicht nur mit feinen 
Entfhuldigungs-Gründen volles Gehör zu geben, fonbern ihn auch jedesmal vor dem 
Beſchluſſe der Sache nad allen Umfländen, bie er zu feinem Beten anführen könnte, 
namentlih auch gegen feine etwanigen Einwendungen gegen bie Perfon bes In— 
quirenten und nach feinen Anträgen wegen ber Defenfion unter Bekanntmachung mit 
den deßhalb ihm zuſtehenden Befugniffen zu befragen, und ſolches ſorgfältig regiftriren 
zu laſſen. Sind Einwendungen gegen bie Perfon bes Inquirenten angebradt, jo bat 
berfelbe foldhe zur Beurtheilung des Collegii zu verſtellen und if bei irgenbs befun⸗ 
bener folder Einwendungen ein anderer Inquirent zu. beitellen.. 

46, Es iſt auch ohne Rüdfiht auf ben Stand bes Unterfuhungs«- Pros 
ceſſes zu jeder Zeit auf. alle Gründe, welche zum Beweiſe ber Unſchuld dienen, ober 
bie Erlafjung oder Milberung der Haft zur Folge haben Tünnten, die forgfältigfte 
Rüdjiht zu nehmen, es mögen ſolche Gründe von dem Inculpaten angeführet, oder 
fonft zu den Arten befannt geworben fein. 

$. 47. Sollten bergleihen Gründe fo Har aus ben Acten hervorgehen, dag 
bie Mitglieder bes Criminal⸗-Collegii fi einſtimmig von ber Unſchuld bes Inculpaten 
ober von ber rechtlichen Nothwendigkeit ber aufzuhebenden oder zu milbernden Haft 
überzeugt halten, fo hat das Criminal» Collegium ſofort bie Aufhebung oder Milde⸗ 
fung ber Haft zu verfügen. Wäre aber auch nur einer ber Richter anderer Mei- 
nung, ober bie Sache nicht Yon ber vorausgefegten Alarheit, fo find die Acten bei 
bem Dbers®erichte einzureichen, und deſſen Vorfchriften zu befolgen. 

6948 Förmlide Bertheidigung Die formelle Vertheibigung — Des 
fenfion — foll überall nur zur Abwendung, ober Minderung der Strafe, mithin gegen 
Teinen Act im Lriminals Verfahren, welder ber Definitiv-Entfheidung voraufgedet, 
ftatt finden, folglich auch nicht zur Abwendung ber Haft, der Confrontation, ber wei⸗ 
teren Unterjucdhung, ber Special-Inquifition x. 

Des Endes follen auch alle mit dieſen Handlungen etwa fonft in Rüdſicht der 
Ehre und bes Rufes verbundene Nachtheile hiedurch gänzlich aufgehoben fein. 
5. 49. Hingegen fol bie. förmliche Defenfion 
a) bei Verbrechen, worauf in thesi ZTodesftrafe ſtehet, alemahl auch wenn nit 
darauf angetragen worden, vor Einhodlung des erften Erkenntniſſes, ex, ofſicio 
angeordnet, bie zweite anf Verlangen geftattet, bie britte aber nicht anders zus 
gelafjen werben, als wenn ſolche Ihatumitände dargelegt werben können, welche 
nit ſchon in den Acten binlänglich erforfchet, und fo relevant find, daß eine 
neue Unterſuchung deshalb eingeleitet werben muß, 
bh) In andern peinlihen Fällen findet bie Defenfion vor ber erfien Definitiv⸗Urtel 
unter feinen Umſtänden, gegen biefelbe auf Berlangen allemapl, gegen bie zweite 
Definitiv-Urtel aber nicht anders flatt, ale wenn die erfannte Strafe eine Gelb- 
buße über 50 Rtihlr. oder eine Über drei Monate hinausgehende Gefangenſchaft, 
oder auch eine ſolche körperliche Sirafe iſt, welche nad den blirgerlichen Ver⸗ 
bältniffen des Condemnirten auf deſſen Ehre: ober Fortlommen einen befonbers 
nachtheiligen Einfluß haben würde, 
Die ad a. erwähnte Ausnahme ber Darlegung neuer, relevanter, und zur 
Einleitung einer neuen Unterfuhung genügender Umflände, macht in jebem Galle 
eine auſſerdem unzuläſſige Defenflon, zuläflig. - 
$. 50. Die Entfcheidung über die Zu= ober Unzuläſſigkeit ber Defenfionex 
nad obigen Vorſchriften gebühret, wenn bie Zuläffigfeit ber Defenfion nicht ganz 
Har vorlieget, nur allein dem Ober⸗Gerichte, jedoch mit Vorbehalt des Recurfes au 
bie Lanbes-Regierung, bei vermeintliher Beſchwerde wegen verfagter Defenſion. 

$. 51... Defenfor. Der Bertheibiger foll allemapl mit bem Defendende 
perjünliche Rüdjprace halten Dürfen und iſt dazu nach gefchloflener Unterſuchung auf 
— auch ohne Beiſein einer Gerichtsperſon, zu laſſen. 

52. Das Criminal⸗Collegium bat, falls ber Inculpat feine Vertheidigung 
nicht Kein führen kann, ober von Dem Rechte ber rigenen Wahl bea Bertheibigerg 
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keinen Gebrauch machen will, den Defenſor allemahl mittelſt ſchriftlich zu vollziehenden 
Eides dahin: 

„daß er ſich die Förderung und zweckmäßige Führung der Defenſion angelegen 

„ſein laſſen, nur Das Recht und die Unſchuld vertheidigen, Hingegen alles, was 

„zur Unterdrüdung ber Wahrheit abzmeden Fünnte, forgfältig vermeiden wolle", 
befonders ad acta zu verpflichten und bei ber Beſtellung anf erhebliche Recufationd- 
Gründe rechtliche Nüdjicht zu nehmen. Bei der, dem Ineulpaten freigelaffenen Wahl, 
bat jedoch das Griminal- - Collegium bei eintretenben befonbern —— der Unzu⸗ 
läffigfeit die Beſtätigung zw verweigern. 

$. 53. Die Defenfionsfärift iſt binnen einer nach ben Umſtänden gerichtlich zu 
beſtimmenden Friſt von acht Tagen, bis zu drei Monaten einzureichen, der Defenſor 
bei etwaniger Nachläſſigkeit ſofort mit Geldſtrafen von 10 bis 50 Rthlr. zu belegen, 
wenn ſolche Geldſtrafen aber nicht fruchten, auf deſſen Koſten bie Vertheidigung einem 
anderen zu übertragen. 

F. 54. Ohne erhebliche Gründe darf Fein immatrikulirter Sachwald ober Doctor 
jaris eine ihm aufgetragene Defenfion ablehnen, allemahl muß folde Ablehnung bei 
20 Rthlr. Strafe binnen den erſten 8 Tagen geſchehen. 


$. 55. Die Gebühr für die Defenfion ift von dem Griminal=GCollegio nad 
Meitläuftigfeit der Arten und Anzahl der delictorum zu 5, 10, höchſtens 50 Rtihlr., 
bie Gebühr pro inspectione actorum nad) gleichen Rüdft ten von 2 bis 10 Rthlr. 
zu beflimmen, mit Ausflug der nothwendigen Copialien und ber Diätenmäßig zu 
———— Koſten für die Unterredung mit dem Inculpaten ꝛc. ıc. Jedoch bleibet 
dem defendendo, auſſerdem feinen Vertheidiger nach Gefallen zu remuneriren, übers 
laſſen, nur daß ſolcherhalb im Boraus geſchloſſene Verträge lein Klage-Recht be⸗ 
wirken ſollen. 

$. 56. Das Criminal⸗Collegium fol in Rüdfiht ber bei demſelben vorkommen⸗ 
den Criminal» Fälle, die unmittelbar vorgefehte Behörde ber Advocaten und Defen⸗ 
foren fein, dergeſtalt, Daß es zu ihrer Beſtellung, Zurechtweiſung, Beflrafung und 
Erequirung Feiner Requifition bes fonftigen Gerichtsſtandes berfelben bedarf. 

$. 57. Entbedte. Kollufionen oder Mißbrauch der Acten von Seiten ber Defens 
foren ſollen, außer der gefeglihen Strafe, bei Advocaten ober Notarien, bie fofortige Re⸗ 
motion von der juriſtiſthen Praxis und reſpective dem Notariate in birfigen Landen 
zur Folge haben. 

$. 58. Vollziehung ber Erlenntniffe.. Jedes rein abſolutoriſches Er⸗ 
kenntniß muß fofert im Ausführung gebradt und bemjenigen, welchem Genugthuung 
— Rechte vorbehalten worden find, bie Erreichung feines Rechts möglichſt erleichtert 
werben. . | 

$. 59. Bollziebung ber Ertenntniffe Jedes Erkenntniß, bei welchem 
ich der Condemnat beruhiget, ober falle dies nicht geſchehen, jedes letzte Erkenntniß 
swf ohne Verzug vollzugen werben, infoferne keine rechtliche Grünbe des Aufſchubs 
eintreten, wohin ber Hall gehören fol, wenn e8 annoch auf Fortſetzung ber Unter⸗ 
ſuchung gegem andere. mit dem Condemnato in Verbindung ſtehende Berbreder ankommt. 
Die Beſtimmung hierüber gebühret Dem Dber-Richter, obgleich ein Aufſchub von wenigen 
Tagen bei eintretenden befonderen Grünben, bem Ermeilen bes Eriminal-Eollegii über- 
laſſen bleibt. 

$. 60. Beitätigung. Alle erkannte Tobeoftrafen bebürfen vor ihrer Voll⸗ 
ziehung Der landesherrl. Beſtätigung, zu welchem Ende das Eriminal- Collegium nad 
beſchloſſener ———— bie vollſtündigen Acten bei Großherzogl. Regiernug einzu⸗ 
reichen dat. 

5. 61. Ale erkannte Strafen werden unmittelbar vom Eriminal⸗Collegio an 
dem Orte, wo es ſeinen Sitz hat, vollſtrecket, inſoferne durch das Erkenntniß ein 
anderes nicht beſtimmt iſt. In dieſem Halle hat das Criminal⸗Collegium ſich mit ber 
Obrigkeit bes Orts, we bie Strafe: zu vollſtrecen iſt, ohne deren Beläſtigung und 
Koſten zu benehmen. 
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6. 62. Signalement ber Laudesverwieſenen. Berbrecher, welche des 
Landes verwieſen werben, müſſen vor Iransportirung über die Grenze in den öffent⸗ 
Blättern vollſtändig ſignaliſtret werben. 

$. 63, Lanbesvermweifung. Es fol aber bei ſolchen Verſonen, welche für 
tinheimiſch zu halten find, künftig nie auf Lanbes-Berweifung, weber zur Strafe, ned 
als Sicherheitsmaaßregel, erlammt werben. 

G. 64. Lebrigens find bie des Landes Verwieſenen * Vorſchrift der Landes⸗ 
Verordnung und der mit benachbarten Staaten beſtehenden Conventionen ũber die 
Grenze zu transportiren. 

$. 65. Verfahren vor Bolliredung bes Todes-Urtheile, Einige 
Tage vor Bolftredung jedes Todeo⸗Urtheils, wirb dem Delinguenten und zwar vor 
vollſtändig verfammleten Eriminal-Eollegio und in Beifein des Defenfors ober feines 
Subſtituten, ein Eurzer Auszug ber Verbrechens⸗Geſchichte und das vollftändige Todes» 
Urtel vorgelefen. Halle er biebei Teinen von neuen Gründen unterflähten Widerruf 
vorbringen follte, wird er mit ber Bedeutung zurüdgeführt, daß fein MWiberruf auf 
ber Riht- Stätte unbeachtet bleiben werde. Wiberruft inbefien berfelbe, fo find bie 
Acten fihleunigft beim Ober⸗Gerichte einzufenden unb von daher BESSOHNLOESDUTEDE 
gu erwarten. 

$. 66. Doh-Noth-Weinlides Gericht. Die Hegung bes Hoch⸗Noth⸗ 
Peinlichen Gerichts ſoll in folgender Form beibehalten werden; der Delinquent wird 
in feiner gewöhnlichen Meidung, Banbenfrei, unter geiſtlicher Begleitung und ſicherer 
Bedeckung, vor das unter freiem Himmel verfammelte Gericht, zn welchem ein Richter, 
zwei Affefforen und ein. Actuarius zu beftellen find, geführt, und es wird ihm von 
dem Richter ein gedrängter Auszug ber Verbrechens⸗-Geſchichte deutlich vorgeleſen. 
Der Actuarius verliejet ſodann noch einmal bas Urtheil. Nachdem hierauf ber Richter 
mittelſt zwedmäßiger Anrede an den Delinguenten ben Stab gebrochen und biefem 
vor bie Füße geworfen bat, fo mwirb ber Delinguent dem Scharfrichter und befien 
Gebülfen zur Bollziehung der Strafe übergeben und bamit bie öffentliche Gerichts» 
Sitzung aufgehoben. Der ganze Vorgang und bie erfolgte Hinrichtung werden erſt 
nachhin in der Gerichtsſtube prototollirt, etwanige Widerrufe, Ablehnungen und Pro⸗ 
teſtationen aber hier nicht weiter beachtet. 

$. 67. Scharfrichter. Der Scharfrihter hat bei ſchwerſter Verantwortlich 
feit alle Todesftrafen mit zuverläffigen Inſtrumenten, raſch und quallos zu vollziehen. 
Demſelben iſt mit feinen: Leuten ein ſicheres Geleit zu gewähren, wenn auch die Exe⸗ 
eution verunglücken ſollte, welches Ereignißß übrigens die Vollziehung der Strafe nicht 
rückgängig machen darf. 

5. 68. Antretung der Strafe. Zeber Condemnat, welcher zur. Zuchthaus⸗ 
ober Karren⸗Strafe verurtheilt iſt, und salva defensione in die Antretung folder 
Strafe williget, ſoll zu derſelben ſofort abgeführet werden. Gegen feinen Willen findet 
eine ſolche Abführung, salva deſensidne nicht anders ſtatt, als wenn derſelbe durch 
zwei in Nüdficht ber. Art der Strafe gleichförmige, wenigſtens auf fünfjähriges Zucht⸗ 
haus oder Karrenſchieben lautende Erkenntniſſe verurtpeilet worden. 

Allemal ſoll in dergleichen Fällen bie etwa erkannte körperliche Züchtigung aug- 
geſetzet und die nach der Abführung erlittene Strafe dem Condemnaten am Ende zu 
gute gerechnet werden. 


III. Verfahren in beſonderen Sachen. 


$. 69, Concurrenz mehrerer Verbrechen. In ber Regel müſſen alle 
Verbrechen, deren Jemand verdächtig geworben it, oder überwiefen werden Tann, mit 
Fleiß und Gewiſſendaftigkeit zur Unterfuhung gezogen werben, und das Eriminal- 
Collegium iſt berechtiget, auf alle Neben- Berbreden, wenn fie auch fonft nicht zu 
feiner Competenz gehören, bei Gelegenheit der Haupt⸗ Unterſuchung zu inquiriren, 
ijedoch mit Beobachtung der Vorſchrift S. 13. 

$..70. Sind zwei ober mehrere Haupt-Berbredien begangen worber, fo. muß 
bie Unterfuchung über jedes berfelben ortnungsmäßig vollführet und beendiget fein. 
bevor bie Sache zum Erfenntniffe verftellt werden Tann, 


492 Juſtizſachen. Criminalrecht und Criminalproceß. 


8. 71. Wenn bei dem Criminal⸗Collegio eine Unterſuchung eröffnet. worden, fo 
bat jedes Gericht Die bei demſelben pendenten Neben-Unterfuchungen an bae Eriminal- 
Collegium abzugeben und bie verhanbelten Acten dahin zu überfenben. 

$. 72. Bürgerlide Sachen. Beim Griminal-Eollegiv Fünnen feine bürger- 
lihe Rechts⸗Sachen verhandelt werden. Wem alfo Unterſuchunge⸗ und bürgerliche 
Redhte-Sadjen zufammentreffen, fo find foldhe wo möglich zu trennen. und letztere an 
ben competenten Richter zu ‚verweifen. Erentnaliter gehet bei eintretender Connexität 
in ber Regel bie peinliche Unterfuchung ber bürgerlichen vor. Nur wirb lehtere zu» 
erfi verhandelt, wenn von deren Ausgang die Entfheidung abhängt, ob eine peinliche 
Unterſuchung ſtatt findet und es an rechtlichen Indiciis zu biefer Unterſuchung fehlet. 

87% Polizeiſachen. Treffen Unterfuhungs- Sachen mit Polizei» Sachen 

jufammen.und können leßtere wegen Comnexität michi an bie. Polizei- Behörde abge» 
geben werden, fo find folde mit und neben. einander ‚zu betreiben. Die Unterfuhunge- 
Sache muß aber ber Polizei⸗Sache vorangehen. 
8.74. Bagabonden Sn Rückßcht der von. ben. Polizei - Behörben aufge⸗ 
griffenen Vagabonden ſoll, wenn ſie eines befonderen Verbrechens, oder bandenmäßiger 
verbrecheriſcher Verbindung verdächtig oder durch Steckbriefe, öffentliche Anzeigen und 
ſonſtige glaubwürdige Nachrichten als der allgemeinen Sicherheit gefährlich, ſchon übel 
berüchtiget ſind, deren einſtweilige Annahme hiedurch dem Criminal-Collegio beſonders 
aufgetragen fein. Doch bat bie Polizei⸗Behörde in ſolchen Fällen vor der Ablieferung 
allemal das erſte Verhör abzuhalten, und die Acten an das Eriminal= Collegium ein« 
zureichen, vom befien Ermeſſen Pie Annahme oder Bermweigerung abhängig, im letzteren 
Falle aber die Polizei-⸗Behörde nach beitehenden Landes⸗Verordnungen mit dem Baga- 
bonden zu verfahren verpflichtet bleibt. 

6. 75. Berfahren mit benfelben. Crgiebt die Unterfuchung bei dem Cri⸗ 
minal-Eollegie, daß dem Vagabonden Fein befonberes Berbrechen zu Schulden komme, 
und daß Teine peinliche Strafe, ſondern nur etwanige polizeilihe Correction, Sicher⸗ 
beits- Verfügungen ac. eintreten Tünne, fo hat das Eriminal-Collegiumsbavon mit Ein» 
fendung der Arten und .Abftattung feines Gutachtens an die Öroßberzogl, Regierung 
zu. berichten, babei auch etwanige fi aus ben Acten ergebende Pflichtwidrigkeiten der 
Polizei oder anderen Behörden beſtimmt anzuzeigen, und durch Bezug auf die Acten 
nachzuweiſen. 

$. 76. Sollte ſich bei dieſer unterfuchung ein beſonderes Verbrechen ergeben, 
fo iſt ohne Rückſicht auf deſſen Beſchaffenheit und bie etwanige Anwendlichkeit ber 8. 3. 
bemerkten Ausnahmen bie Sache von dem Criminal⸗-Collegio nach Vorſchrift ber 
Rechte und dieſer Gerichts-Ordnung weiter zu betreiben. 

$. 77. Allemahl ſoll das Criminal⸗Collegium hiedurch beſonders authoriſirt fein, 
zur ferneren Wachſamkeit gegen verbrecheriſche Verbindungen und zu den des Endes 
nöthigen Erforſchungen, die demſelben glaubhaft bekannt gewordenen berüchtigten Vaga⸗ 
bonden, durch bie Polizei-Behörden — welche den Requiſitionen bes Criminal⸗Collegii 
dieſerhalb willige Folge zu leiſten haben — aufgreifen und nach Befinden zur Anſicht, 
Signalements-Aufnahme, Zuſammenſtellung und anderer zweckmäßiger Verfügung ſich 
vorführen ober abliefern zu laſſen. Doch dürfen dergleichen Subjecte, wenn ihnen 
perfönlich nichts beſonderes zu Schulden kommt, nur in leidlicher Verwahrung und 
um anderweitiger Erforſchungen willen nicht über acht Tage vom Eriminal- Gollegio 
angehalten werben. 

$. 78. Allen durch Bützow paffirenden Gensb’armen it Die Befihtigung ber 
Gefangenen und beren Signalifirung, nad) gebührender Meldung bei dem Director, 
verftattet. Die Straf- und Arbeits-Anflalten haben mit dem Abfchlufje jedes Quartals 
bie Liſten ihrer Gefangenen, und wenn fi in Rückficht berfelben fonft eimas zu 
weiteren Unterfuhungen und Entdedungen Führendes ergeben follte, auch dieſes dem 
Eriminal⸗Collegio nnaufpältlih mitzutheilen. 

$. 79. Sicherheits-Maaßregeln. Wenn Jemand beim Criminal⸗Collegio 
in Unterſuchung gerathen und als Verbrecher weder geſtändig noch überführt, gleich— 
wohl aber durch die Unterſuchung fo viel eruirt worden iſt, daß er früher rinen ver⸗ 
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dãchtigen Erwerblofen ſchlechten Lebenswandel geführt, mit fchlechten und verbächligen Sub- 
jeeten auch tn Verbindung geftanden, oder wenn naher Berbadht eines ober mehrerer Ders 
brechen wiber ihn begrüntet worden, und er überall, fei es aus allgemeinem Ruf ober 
durch fein Betragen während der Unterjuchung als ein Menſch erſcheinet, welchem man 
yerbrecherifche Neigungen zutrauen kann; fo hat bas erfennende Gericht, im Falle 
ein ſolches Subject entweder ganz ober ab instantlia von dem ober ben zur Unter» 
fuchung gekommenen Verbrechen rechtlich abfolvirt würde, beshalb vor Abfendung ber 
Urtel mit Borlegung ber Acten, allemal aber und wenn auch auf Strafe erfannt würde, 
nach Abfendung ber Urtel bei ber Landes⸗Regierung gerichtlidhe Anzeige zu machen. 

$. 80., Güter-Verwaltung. Wenn das Vermögen eines Verbrechers vom 
Griminal-Eollegio unter Arreſt, Sequefter oder Abminiftration geſetzt it, fo gebühret 
bie Berwahrung und Verwaltung deſſelben dem ordentlichen Richter des Verbrechers. 
Letzterer iſt aber verpflichtet, einer ſolchen Anordnung auf Requiſition des Criminal⸗ 
Collegii unbedingte Folge zu leiſten. 

Privat-Genugthuung. Iſt Jemandem Privat- Genugthuung oder 
Schaden-Erſat zuerkannt, ſo gehören deren Ausführung und Vollziehung vor ben 
Civil⸗Richter, an welpen die Unterfuhungs-Acten deßhalb abzugeben find. 

$. 82, Koſten. Die von vermögenben Verurtheilten zu berichtigenden Koſten 
und Gerichts⸗Gebühren hat das Eriminal-Eollegium durch Requifi tion ber competenten 
Behörde —— beizutreiben. 

$. 83. Die aus ber Infituts-Caffe auf den Verbrecher verwandten Koſten ſind 
genau zu berechnen und nad dieſer Berechnung wieder in Einnahme zu bringen, 
Diefe Koften gehen den eigentlichen Gerichts-Koften vor. 

$. 84, Gebüßren-Tare. Für has Criminal = Collegium und alle mit dem⸗ 
felben in Folge biefer Gerits-Drbnung in Verbindung Fommende Behörden, foll ber 
Gerichte-Gebühren halber die Großherzogliche Amts-Sportuln-Tare normiren. - 


IV. Verhältniſſe bes Criminale Collegii zum Ober⸗ Gerichte und anderen | 
Behörden. 


5. 85. Ober⸗Gerichi. Das zu ernennende Ober-Gericht fol in allen und 
jeben Unterfuhungs- Sahen dem Eriminal=Gollegio vorgefehet, auch letzteres deſſen 
Aufficht anzuerkennen fehuldig fein. 

$. 86. Etwanige Querelen über bas Unterfuungs - Berfahren, weldier jeder 
Befangene au ad registraturam anbringen barf, gehören, im Fall das Eriminal- 
Collegium ſolche nicht ſelbſt abgeftellet Bat, zur Competenz bes Dber-Gerichts, mit 
Borbehalt der dem Eriminal-Collegio ‚bei etwanigen Beſchwerden zuſtehenden Rechts⸗ 
mittel, worüber nähere Beſtimmung reſervirt bleibt. 

$. 87. Spruch-Collegia. Jedes ber. beſtimmten Spruch-⸗Collegien hat die 
ibm zum Erkenntniſſe zugeſandten Griminal- Sachen vor allen übrigen zu fürbern unb 
nicht ohne dringende Nothwendigkeit mit deur Definitiv-Erkenntniß Anftand zu nehmen. 
Sollte aber den Rethten nad auf weitere Erörterung oder Nachhohlung einiger Um⸗ 
fände erfannt werben müflen, fo ift Dies Erfenntnig mit ben Aeten von ben Landes⸗ 
Berichten, mittelft bloßen Reſcripts, von ber Facultät zu Aoftod aber mittelft P. Mi 
dem Griminal- Collegio zuzufertigen, und bat legteres fodann das Erforderte ohne 
Einwendungen: fofort nachzuholen. Findet eine erfenmende- Behörde vor Abfaſſung des 
Erfenntniffes annoch bie Einhohlung eines mediciniſchen Erachtens ober eines fonfligen 
Elogii nöthig, fo bat fie Jolches unmittelbar einzuforbern und bie Koften von bem 
Eriminal-Eollegio - wahrzunehmen. 

$. 88. Reguirirte Gericht. Jedes Gericht iſt ſchulbig, allen Erſuchungs⸗ 
ſchreiben des Criminal⸗-Collegii aufs ſchleunigſte zu willfahren, und das Criminal⸗ 
Eollegium iſt befugt und ermächtiget, nach fruchtlos erlaſſenem einmahligen monitorio 
Ordnungsſtrafen, welche mit 2 Rthlr. NZwor. anheben und bie durch ſolche Ver⸗ 
fügungen verurſachten Koſten exerutiviſch beitreiben und zur Caſſe berechnen zu laſſen. 

8. 89. Erecntoren. Zu bem Ende iſt es dann auch ermächtiget, ſich ber 
bei den Landes⸗Gerichten angeſtellten Executoren zu bedienen, muß aber zur Vermei⸗ 
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dung unnüßer Koſten, jedesmal den, dem Exeqnendo zunähft wohnenben Erecutor, 
requiriren. Die Erecutoren haben den Aufträgen. des Eriminal-Eollegii ſchleunige und 
wegen der Zwangs-Erecution allen übrigen vorgebende Folge zu leiften. 

$. 90. Elogien. Zur Einhohlung von Elvgien, dat ſich bas Griminal-Colle- 
gium zuerit an einheimifche Behörben zu wenden, und nur wenn ber. Defenfor folde 
mit Gründen verwirft und bas Elogiam einen Paupt-Einfif en bie Saale 
dung hat, ein auswärtiges. einzuhohlen. 


V. Landeoherrliche Ober- Aufſicht. 


Quartal-Berichte. Das Eriminal- Collegium hat ferner wie bisher 
bei dem Sätufe eines ‘jeden Quartals über die aufbemahrten. Gefangenen unb übe 
den Stand einer jeden Unterfuhung mittelſt gehöriger Liſten an die Großherzog! 
Regierung zu berichten, aufferdem auch derfelben von allen merfwürbigen Greigniffe: 
fofortige Anzeige zu maden. Und wollen Se. Königl, Hoheit die Quartal Beridt. 
aus ber Regierung dem Engern Ausfhuffe der Ritter- und Landſchaft mittheilen laſſen. 

$ 9. Bititationen, Zur Verhütung aller Mißbtäuche, fo mie zur allge» 
meinen Beruhigung über bie fortgehende Berbefferung und dauernde Drbnung biefet 
Anſtalt, foll das Criminal- Collegium einer jährlichen Viſitation, durch einen Depu⸗ 
tirten des Dbers Gerichts, unterworfen werben. Dem erwähnten Deputirten find dit 
Diäten und Reiſe-Koſten aus ber Criminal-Gerichts⸗Caſſe zu erfehen. 

F. 93. Bet folder. Vifltation muß das ganze’ Criminal-Colleffum ſich im Ort 
anmwefend halten und ſoll dieſelbe ſich ſowohl über Das Allgemeine aller Geſchäfts⸗An 
elegenheiten, als über die Reviſion bes ganzen Inſtitus in allen feinen Zweigen er: 
— * mit demſelben auch bie Reviſion der Criminal-Gerichts⸗Caſſe, unter ſtändiſcher 
Concurrenz, verbunden werben, wobei dem fländifchen Deputato alle Gelegenheit zu 
ben in loco nöthigen informationen gegeben und erleichtert werben fol. 

$. 94. Auch auf Beſchwerden einzelner Oefangenen hat ber Deputirte bes Ober⸗ 
Gerichts Rüdficht zu nehmen und ſolche nach Befinden zu unterſuchen, abzuſtellen oder 
deßhalb an das Obergericht zur weiteren Verfügung zu referiren. 

$. 95. Die Erinnerungen ber Vifltationen werben zu Protocol genommen, und 
müffen zur nächſten Bifitation völlig: erlebiget fein, wenn feine frühere Erledigung er» 
fordert wird, 
896 Nah erftatteter Relation des Drputirten wirb vom Öber-Gerichte unter 
Anſchlieung des Viſitations⸗Protocolls an die Landes-Regierung berichtet. Etwanige 
nicht abgeftellte Mängel, werben zur Abänderung, die nöthig befundenen Verbeſſerungen 
aber zur allerhöchſten Prüfung und Genehmigung verſtellt. 


VI. Schluß⸗Beſtimmungen. 


97. Ständiſche Concurrenz. Ihro Königliche Hoheit wollen eine Ver« 
änderung dieſer Crimingl⸗Gerichts⸗Ordnumg anders nicht verfügen, noch derſelben ent⸗ 
gegen ‚etwas verordnen, als unter Landeaverfaſſungsmäßiger Beiſtimmung Ihrer ge» 
freuen Stände. Bei ſonſtigen zur Aufrechthaltung oder Vollführung dieſer Criminal⸗ 
Gerichts ⸗Ordnung nöthigen Berfügungen fol nach Befinden der ümſtände und ber 
Verfaſſung, das rathſame Bedenlen bes Engern Ausschuffes ber Ritter⸗ und Land» 
ſchaft erfordert werden. 

$. 98. Aufang der Geſetzkraft. Endlich ſoll dieſe Criminal⸗Gerichts⸗Ord⸗ 
nung vom 14. April —J— Jahres 1817 angerechnet, as verbindliche Geſetzes⸗ 
Kraft haben. 


Anlage l. 
Eid ber Criminal⸗Richter. 


ch N. N. ſchwöre zu Gott: dem Allwiſſenden dieſen leiblichen si, ba ich 
dem Durchlauchtigſten Großherzoge und Herrn Friederich Franuz meinem gnädig⸗ 
ſten Herrn unverbrüchlich sven fein will. 
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IH ſchwöre, daß ich In nyinem Amte bie Gerechtigkeit, in Vorſchrift ber. Eri- 

miflal- Gerichts - Ordnung und der Gefege, nach meiner beften Kenntuiß und Ueber— 
aengung unpartheiiſch hanghaben will. 

Ih ſchwöre, daß ich deg äußerſten Fleiß anwenden und Feine Mühe fcheuen will, 

um allen meinen Berufe - Pflichten treulich, pünctlich und gewiffenhaft nachzukommen. 


So wahr ꝛc. 
u Zu Eid der Beiſttzer. 
Ich ſchwöre rc. daß ich dem Durchlauchtigſten sc. 
Ihh ſchwöre, daß ich mich in meinem Amte, in Vorſchrift der Eriminal-Berichts- 
Ordnung under Geſetze, jeberzeit verhalten will. 
| 3% ſchwöre, bag ich in meinen Berufs Pflihten Treue, Verfchiwiegenheit und 
Oersifferpaftigkeit nad äußerſten Kräften anwenden will. Sp wahr ıc. 


.. 


⸗ Eid des Regiſtrators. 

Ich N. N. ſchwöre ꝛe., daß ich dem Durchlauchtigſten ıc. | 

Ich ſchwöre, daß ich in meinem Amte die Vorſchriften der Criminal⸗Gerichts⸗ 
Drdnung und ber Gefeße mit Gewiſſenhaftigkeit, Treue und Redlichkeit befolgen und 
ben Außerften Fleiß anwenden, auch keine Mühe fcheuen will, um allen Obliegenheiten 
eines Regiftrators (Actuarius) nachzukommen. 


Eid des Criminal⸗Gerichtsdieners, der Gefangenwärter und des Pförtnere. 
ch N. N. ſchwöre ır., Daß ih dem Durchlauchtigſten sr. 
| ch ſchwöre, daß ich In meinem Amte den Vorſchriften ber Criminal Gerichts- 
Drbnung und ber Geſetze pünktlich, redlich und gewiſſenhaft nachkommen will. 

Ich ſchwöre, dag ich mich flets wachſam, fleißig, gehorfam und zur Zufrieben- 
heit meiner Borgefeßten betragen mil. | 

J Eid der Zeugen und. Kunf-Berfänbigen. 

Ich N. N. ſchwöre, die lautere, reine Wahrheit auszufagen und in dem, wor⸗ 
nach ich gefragt werbe (weshalb mein Kunftmäßiges Erachten gefordert wird) weber 
etwas zu verbeimlichen, noch anderes zu fagen Cerachten) als es fi) in der That ver- 
hält (als eo meine redlichſte Erfahrung und Wiſſenſchaft mit ſich bringt.) 

So wahr ꝛc. ee | 
| Anlage I. 

Gefängniß-Ordnung. 


1) Jeder Gefangene, welcher dem Criminal- Collegio eingeliefert wird iſt von ben a 


Gefangenwärtern und dem Schlieffer, nach erhaltenem Befehl bes. Directors, ent⸗ 
gegen zu nehmen und in bem dazu beſtimmten Gemache fo lange zu bewachen, 
bis weitere Derfügung über feine Perfon ergangen fein wird. 

2) Im Beifein der. vom Director abzuorbnenden Gerichts-Perſon wird der Gefangene 
von ben Gefangenwärtern und, wenn es ein Fraueuzimmer ift, yon beren Ehe⸗ 
frauen aufs Genaueſte viſitirt und inſonderheit darnach geforfchet, ob ſich Spuren 
erlittener Beftrafungen ober geiragener Banden bei ihm entdeden laſſen. 

3) Bon der anmwelenden Gerichts⸗Perſon wird fobann ein genaues Signalement 
von ber Derfon bes Gefangenen aufgenommen und in dupla ausgefertiget. 

- Das eine Esemplar wird zu ben Unterſuchungo⸗Acten gelegt; das andere in 
der Regiftratur unter ben allgemeinen Gefängniß- Acten affervirt. | 

&) Diernähft wird der Gefangene, nachdem er fi bie äußerſte Reinlichleit angethan 
bat, mit der Gefangenen Kleidung belleidet und deſſen milgebrachtes Zeug, wenn 
es erforberlichen Falls vom Schlieſſer zuvor gereiniget worben, nach einer eben⸗ 
falls in duplo auszufertigenden Deſignation, mit welcher es wie ad 3. ge⸗ 
halten wird, in der Zeugkammer aufbewahrt. 

5) Der Director beſtimmt das Gefängniß und, falls es nothwendig iſt, vorläufig 

5.. bie Urt der dem Gefangenen auzulegenden Bande. Beides wird in bie Gefäng⸗ 
niß⸗Liſte eingetragen. 
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6) Bor ber Abführung kes Gefängniß in dem Gefangenen, unter Bedrohung mil 


unabbittlicher körperlichen Züchtigung, ein geruhiges, ſtilles und folgſames Be⸗ 
tragen anzubefehlen, und ihm infonderheit anzudeuien, daß jedes hörbare Sprechen 
ober abſichtliches Geräufch, vielmehr noch jedes lauts Schreien, Singen ober 
Toben, je nach Bewandniß des böſen Vorſatzes und der-Umfänbe mit zeitiget 
Verkürzung in der Koſt oder körperlicher Züchtigung, und zwar zum erſten Male 
mit 3 bis 10, zum zweiten Male mit LO bis 20 Hieben und zum dritten Malı 
mit 25 Hieben und mit Einfperrung in DiE dunkeln Kammern, am wit Der 


‘ 


ftärfung ber Banden, unnachſichtlich beahndet werken werde. 


7) Einige Tage nad ber Einführung in das. Gefängniß iſt ber Geſaugene davor 


zu überzeugen, daß fi) daſſeibe im durchaus unverlehten reinlichen Zaſſande bes 
findet. Erſteres muß auch is Abſicht ber. ihm anzulegenden Feſſein: geſchehen. 


8) Derſelbe iſt vor allen Verſuchen zur Flucht nachdrücklicht zu warum. Es 


ihm anzudeuten, daß ein bloßer unſchädlich gebliebener Verſuch zum Entflieh 
die Verſtärkung der Banden; ein Verſuch zum Eutfliehen aber mit Verletzung 
der Banden, des Gefängniffes, oder mit Zerflörung ber Gefängniß - litenfilien, 


nicht allein die Verſtärkung ber Banden, fondern auch, nad Bewandtniß der an« 


gewandten Liſt und Gewalt, 15 bis 25 Hiebe unb bie Einfperrung in bunfle 
Gefängniffe, zur Folge haben würde. Ihm iſt zugleich anzubeuten, bag jebe 
Schildwache auf einen Entfliebenden Feuer zu geben befepliget fei. 


9) Jeder Gefangene ift, bei körperlicher Beftrafung, welche der Gefangenwärter nad 


10 


nf 


13) 


mehrmaligen Warnungen, fofort mit 3 Hleben vollzieht, ſchuldig, fi reinlich 
zu halten, fih zu wafchen, zu Fänmen, das Ungeziefer von’ fih abzuhalten, und 
zur Verhütung üblen Geruche die Gefchirre forgfältig zuzubeden. Das nidl 
aufgezehrte Brot des vorigen Tages muß er abliefern, indem bie Anhäufung einee 
Brot-Borraths unter feinen Umftänden Statt finden barf. 

Jeder Gefangene, welcher fi ruhlg,. orbnungsmäßig und folgfam bemeifet, Tann, 


: went nicht beſondere Umſtände ein anderes gebieten, vom competirmben Unter 


fugungs- Richter bie Erlaubnig erhalten, ſich innerhalb feines Gefängniffes mil 
folcden Arbeiten zu beihäftigen, wozu Feine feharfe Inſtrumente erfordert werben. 
Ueber den Verdienſt darf er jedoch nicht disponiren. Es fol ihm berfelbe aber 
gewiflenhaft berechnet und für ihn aufbewahret werben. — 
Jeder Gefangene iſt ſchuldig, etwanige zufällige Schadhaftigkeiten des Gefäng⸗ 
niſſes, der Banden ober der Gefängniß-NUtenſilien ſofort anzuzeigen und wirt 
im Unterlaſſungsfall eine ſolche Verheimlichung als abſichtlich geſchehen, nad- 
drücklichſt beſtraft; weniger nicht das Bekritzeln und Bemalen der Wände 'unt 
die Verunreinigung des Gefängniſſes. — — y 
Wer einen Nagel, ein eiſernes Inſtrument, kleine Feilen ober dergleichen bei 
ſich betreffen läßt, hat zum erſten Male 15 Hiebe und die Verſtärkung der Banden 
zu gewärtigen, wenn nicht beſondere Rechtfertigungsgründe eintreten ſollten. 

Bei der Vorführung ind’ Berhör ſowöhl, als bei der Rüdlehr Ins Gefängniß, 
bat fih der Gefangene bei fofortiger Züchtigung alles Sprecdhens zu enthalten, 
auch fih im Verhör befcheiden und anftändig zu’ betragen. _ 

Jeder Gefangene muß fi gegen die Mitglieder des Criminal⸗Gerichts und beffen 


. 


Angehörige mit Adytung betragen, auch den Gefangenwärtern und dem Schließer 


16) 


Sulgfamfeit beweiſen. Die geringfte Widerfeglichfeit wird aufs nachbrüdlichfte 
beahntet. — ce A 

Ein kurzer Zufpruch unverdächtiger Perfonen ſteht zwar micht ‚ganz zu verſagen. 
Inzwiſchen ift ſolche nur auf eingeholte ausdrüdliche Erlaubniß bes competirenden 


Unterſuchungs⸗Richters ımb in Gegenwart einer Gerichts⸗Perſon zuzulaffen, und 


feine andere Unterrebung als ‘über gleichgültige Angelegenheiten zu dulden. 

Bei der Entlaffung aus dem. Gefängniß, muß jeder Gefangene feine OGefängniß- 
Kleidung zurüdlaffen und wird ihm fein mitgebrachtes Zeug, infofern beffen ent⸗ 
behrliche Stücke nicht der Erimmal» Gerichts - Cafe rechtlich zur Schadloshaltung 
verfallen find, gegen Quittung ausgeliefert, 
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17) Ein zwedmäßiger Auszug biefer. Gefängriß- Drbnung fol gebrudt und an bie 

. innere Thür jedes Befängniffes gebeftet werben. 

| Anlage IIA. 
Die Sicherheit der Gefängniſſe und der Gefangenen betreffende Anordnungen. 

1) Die bisherige tägliche Viſitation gefchiehet ferner unausgefeht und wirb der Herr 
Aſſeſſor von Pleſſen berfelben beiwohnen. 

2) Der Criminalrath Rötger wird wöchentlich einmal oder nach Gelegenheit öfterer 
Dabei gegenwärtig fein, ober auch für ſich eine Nachvifitation anordnen, 

3) Es fol unter Direction deſſelben und mit Zuziehung des Herrn Aſſeſſors von 
Dieflen eine allgemeine forgfältige Viſitation Statt finden, und Das dabei bes 
merkte zur Regiftratur gebracht werden, 

4) Diefe Regiftratur fol ber Anfang und bie Grundlage eines fortlaufenden Ge⸗ 
badhtnig = Buches, von der Einrichtung fein, daß auf dem gebrochenen Bogen 
linfs die bei ben jebesmaligen Bifitationen gemachten Bemerkungen niederges 
fhrieben, rechts aber die Darauf getroffenen Verfügungen eingetragen werben. 

5) Diefes Gedächtniß-Buch afferviret der Herr Aſſeſſor von Pleffen und legt bafjelbe dem 
Herrn Criminalrath Rötger vor, fobald irgend eine Bemerfung zu demſelben 
gekommen, Die eine Verfügung nothwendig madt. 

6) Der Herr Iſeſſor von Pleſſen iſt zugleich beauftragt, ‚dahin zu fehen, daß bie 
für Yale ‚Jaltenen Verfügungen ind Werk geftellet werden. 


7) Derfel‘ . ‚uch fein Augenmerk darauf richten, daß die Äußeren Wachen ihre 
Shr, . — und daß bie Laternen gehörig angezündet und brennend er⸗ 
ir a 


8) zuugelben werben die zweiten Eremplare ber Schlüſſel zu ben olern und ben 
untern Cingangsthüren anvertrauet, um fih berfelben gelegentlih einmal zu 
einer nächtlichen Vifitation des Zweds, ob Die Gefangenwärter auch ihre Schul- 
Digfeit thun, zu bedienen. 

9) Die täglichen Viſitationen ſind, ſo wie bisber, gegen Abend vorzunehmen, doch 

iſt die Ordnung, in welcher das Viſitations-Geſchäft angefangen wird, ſtets 

zu verändern. 

Die ſchon längſt verfügte öftere Umwechſelung mit den Ketten, iſt nicht aus der 

Acht zu laſſen, und find bei jeder Viſitation eine angemeſſene Anzahl von Ketten 

zu wechjeln. 

11) Die Gefangenwärter haben fih nach den Einrichtungen, welche ber Herr Aſſeſſor 
von Pleffen ihnen aufgeben wird, unweigerlich zu richten, indem felbiger, im 
Einyerftändniffe mit dem Griminalrath Nötger, handeln wird, 

12) Der Gefangenwärter Zee wird angewiefen, etwanige desideria bem Herrn 
Affeffor von Pleifen vorzutragen, damit felbige dem Gedächtniſſe einverleibt und 
das Nöthige darauf verfügt werben könne. 


Actum Bühow, den 7. Mai 1816, 


Inhalts bes allerhöchſten Referipts vom 24. v. M. war ed allergnäbdigft ge= 
nebmiget worden, Daß bem Herrn Aſſeſſor von Pleffen die Mitaufficht über Die Sichers 
heit ber Eriminal-Gefängniffe zu übertragen fei. 

Um mit bemfelben hierüber bas Nöthige zu reguliren, war ber Unterfihriebene 

heute mit ihm zuſammen getreten, und hatte denjelben fowohl mit bem Inhalte des 
vorgedachten Allerhöchſten Reſcripts, als mit derjenigen vorläufigen Snftruftion befannt 
gemacht, welche hieneben sub A. angelegt iſt. 
- Der Herr Affeffor gab hierauf bie Berficherung, daß er fih dem ihm übertra- 
genen Geſchäft für die ihm zugebilligte Remuneration von 50 Rthlr. NZwör., aus 
Eifer für Die gute Sade gerne unterziehen, und ſich demfelben vom morgenben Tage 
an, mit dem erforderlichen Eifer und Nachdruck widmen wolle, 

Der Gefangenwärter Zeed ift hierauf vorgefordert und bemfelden von der in 
Dinfiht Des Herrn Aſſeſſors von Pleffen für die Zufunft ro Einrichtung für 

Medi, Geſetzſammlung IR. 
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ben Zwed, Eröfnung, er auch mit ben näheren Beſtimmungen befannt gemacht, um 
fich theils ſelbſt darnach zu richten, theils den beiden übrigen Gefangenwärtern, und 
tem Gerichtsdiener Davon zu ihrer Nachachtung, Nachricht zu ertheilen. 

Es fol nun vorläufig das Collegium von biefer Einrichtung in Kenntniß geſetzt, 
und beute noch zu einer allgemeinen Viſitation der Gefängniffe und des Gefangen- 
hauſes geſchritten werten. 

Rötger. 


1766. Bon der Noftoder Juriſtenfacultät als Spruchbehörde in 
Grininalfachen. 31. Jan. 1817. 


Sriederih Franz ꝛc. Wir befehlen euch hierdurch gnädigſt: Vom 14. April 
d. 3. an, in Folge der Vorſchriften Unfrer Eriminalgerichtsordnung, namentlich P. 11. 
$. 37. seq. die Erfenntniffe auf Antrag Unferes Griminalcollegit abzufaflen, und 
demfelben in ber $. 41. beſtimmten Form zugeben zu laſſen. Wornach ꝛc. Schwe⸗ 
rin, ben 31. Januar 1817, 
An die Zuriftenfacultät zu Roſtock. 


1767. Beifiger und Actuar der Amts: und Stadtgerichte. 
1. Febr. AS28. 


Wir Friederich Franz ꝛc. Binden Uns bewogen, hiemit amnorbnen und öf- 
fentlich befannt zu machen: baß bei Criminal = Unterfuhungmn bei zenſern Amts- und 
Stabtgerichten Fünftig in der Regel Ein Beifiker zur vollftändigen Beſetzung Des Ge— 
richtö genügen, und nur bei dem articulirten Verhöre ein zweiter Beifiger zugezogen 
werden fol, jedoch unter den ausdrüdlichen Beftimmungen, Daß 

1) die Stadt- Berichts - Beifiger auch ben vorfähriftsmäßigen Eid ber Patrimonial- 
Gerichts-Beiſitzer, ober einen, bemfelben gleich geltenden, Eid geleiftet haben ober 
leiften werben, und daß 

2) außer dem Richter und dem Beifiger auch ein befonderer Ackuarius, wie es ben 
Patrimonial- Geridten nach $. 7. Unferer Verordnung vom 21. Julius 1821 
obliegt, zugezogen, unb 

3) bei Unfern Amts-Gerichten ein wirklicher Beamter oder beeidigter Amts-Aubitor 
als Beifiger adhibiret werde. 

Wornach ı. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben I. Februar 1828. 


Sriedberih Franz, 


1768. Quartalberichte der Niedergerichte über ihre Criminalfachen. 
| 13. Prärz 1830. 


Friederich Franz x. Da, nad ber Anzeige Unfers Eriminal- Collegii, bie 
von Unfern Amts- und Gtabt= Berichten, in Gemäßheit Unjerer Berordnung vom 
22. Auguft 1828, vierteljährlih an dieß Collegium einzureichenden Verzeichniffe der 
bei ihnen anhängigen Eriminal- Sachen nicht regelmäßig eingefandt werben, fo ver- 
ordnen Wir hiemit: 

1) daß bie benannten Untergerichte ſolche Berzeichniffe allemal binnen 14 Tagen nad 
abgelaufenem Quartale einzureichen, widrigenfalld aber zu gewärtigen haben, daß 
fofort ein, mit der gewöhnlichen Mandate» Gebühr einzulöfendes, Erinnerungs- 
Schreiben vom Criminal-Eollegio erfolgen, und bei fernerer Säumniß mit Pö- 
nal-Mandaten wirb weiter eingefchritten werben; 

2) daß auch in den Fällen, wo während bes abgelaufenen Quartals bei einem 
Amts- oder Stadt- Gerichte Feine Eriminal=Unterfuhung anhängig geworben, 
bievon, bei Vermeidung eines gleichen Nachiheils, bie Quartal- Anzeige beim 
Eriminal-Collegio einzureichen ift. 

An dem gefhichet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. Gegeben ı. Schwerin, 
den 13. März 1830, 
Friederich Franz. 
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2760. Zahl der Beifiker bei allen Eriminalstinterfuchungen. 
24. Sept. 1833. 

Friederich Franz u. Nah vernommenem ratbfamen Bebenfen bes Engern 

Ausſchuſſes Unferer getrenen Stände verorbnen Wir biemit: 
daß es Fünftig bei fämmtliden Gerihten in Unfern Landen in allen Griminal- 
Unterfuchungen, und in jedem Theile bes Verfahrens — alſo auch in ben arti⸗ 
eulirten Verhören — volllommen genügen ſoll, wenn neben dem Ritter und 
Actuarius Ein Beifiger gegenwärtig iſt. 

Wornach se. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, den 24, September 


1833 
Friederich Franz. 


1770. Qualification der Beifiger bei Den Amtsgerichten. 
22. jebr. 1836. 

Wir Friederih Kranz ıc. Beſtimmen hiedurch, daß durch Unſere Beraten 
vom 24. September 1833, wegen ber Beifiger in CriminalsUnterfuchungen, der $. 3. 
Unferer Verordnung vom 1. Sebruar 1828 nicht aufgehoben ift, daß aljo bei Unter- 
ſuchungen vor Unfern Amtögerichten nur ein wirklicher Beamter ober beeitigter 
Amtsauditor und außer biefen niemand als Beiſitzer fungiren kann. 

Borna sc. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin am 22, Februar 1836, 

Frieberich Franz. 


2774. Verfafſung der Niedergerichte hinſichtlich der Criminaljuſtiz⸗ 
pflege. 13. Jan. 1838. 

Paul Sriederih 1. Mit ber durch Unfere Berorbnung vom 12. d. M. 
für Unfer Eriminal-Collegium zu Bützow vorgeſchriebenen anderweitigen Competenz- 
Ord nung ſteht eine vervollſtändigte Verfaſſung der Niedergerichte in Bezug auf 
die Berwaltung ber Criminal-Juſtiz in enger Verbindung — und fo verorb- 
nen Wir im Einverſtändniſſe mit Unfern getreuen Ständen auch in folder Hin- 
ſicht nachſtehendermaßen. 

$. 1. Es bleiben zwar die Niedergerichte nach ber ſtaatsrechtlichen Verſchieden⸗ 
beit ihrer Conſtituenten fürſtliche, ritterſchaftliche und ſtädtiſche Gerichte, dadurch ſoll 
aber für Die Zwecke ber Strafrechtopflege eine jene Verſchiedenheit feſthaltende An- 
fhließung und Verbindung derſelben unter einander mit Vorwiſſen und Genehmigung 
ber Landes-Regierung nicht unzuläffig geachtet fein. 

$. 2. Die Bereinigung ber Derwaltung ber Civil- und Criminal-Juſtiz in 
einem Gerichte ift nach wie vor zuläffig, nicht aber nothwendig. 

$. 3. Die magiftratlihen Patrimonial- Gerichte für den ländlichen Grundbeſitz 
find mit Den eigentlichen ſtädtiſchen Magiftrats-Gerichten zu verbinden. 

$. 4. Es bewenbet bei der Befugnif der einzelnen Gerichte, flüchtige Verbrecher 
zu ihrer AInhaftirung auch ohne vorgängige Requifition, wenn ber damit verbundene 
Zeitverluft ben Erfolg vereiteln Fünnte, auch in andere Sjurisbictionsbezirfe bin ver- 
folgen und bafelbft verhaften zu Fünnen; nur ift Demnädft ohne Verzug dem compe- 
tenten Gerichte von bem Borgange bie Anzeige zu machen. 

$. 5. Da, wo das mit der Eriminal- Juftiz » Verwaltung beauftragte Gericht 
nur mit einem ordentlichen Richter beſetzt ift, wird noch ein zweiter erforderlich, 
welcher in allen Fällen als Eubftitut für den ordentlihen Richter fofort eintreten 
lann, wenn biefer auf: fürzere oder längere Zeit in der Verwaltung feines Amts be⸗ 
hindert iſt. 

Diefe Subflituten können, nah zuvor erlangter Genehmigung ber’ Landes = Hte- 
gierung dazu, auch aus den am Orte bes Gerichts befindlichen oder aus ben nicht 
über 3 Meilen davon entfernten Amts- oder Stadtrichtern, nad ſolcherhalb mit ein⸗ 
ander zu treffenden Uebereinkommen, gewählt werden. 

$. 6. Es fit, wenn irgend thunlich, dahin Vorkehr zu treffen, daß bie für bie 
Criminalrechtspflege beſtimmten Richter oder doch ihre Subflituten am Orte bes 
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Gerichts ſelbſt ihren beſtändigen Aufenthalt haben; keinenfalls aber dürfen ſie über 
3 Meilen davon entfernt wohnen. 

Der Gerichtsactuar und ber Gerichtöbiener dagegen müſſen nothwendig amt Orte 
bes Gerichts felbft ihren Wohnſitz haben und ſich in einer ſolchen Stellung befluben, 
daß fie, auch bei dem Betrieb anderer Geſchäfte, doch ſtets zur Ausübung ber richter- 
lichen Berfügungen und ihrer fonfligen Dienftobliegenheiten bereit fein Fünnen. 

$. 7. Die Richter oder deren Subftituten auf die Theilnahme an ben in Unter- 
fuchungefachen etwa auffommenden Gerichtsſporteln anzuweiſen, iſt ferner nicht zuläflig. 

$. 8. Hinfichtlih der GStrafrechtöpflege in den Jurisdictionen ber ritterfhaft- 
lichen Patrimonial= Gerichte wird neben ben obigen allgemein geltenden Beftimmungen 
biemit noch insbefondere verorbnet: Daß zu ſolchem Zwede, durch Vereinigung mehrerer 
einzelner Patrimoninl= Gerichte mit einander, größere gemeinfhaftliche Criminal ©e- 
richte zu bilden, und: zwar nad den nachſtehenden Grundlagen: 

1) ber Bezirk eines folhen vereinten Eriminal-Gerihts muß eine Bevölkerung haben, 
bie, mit Ausſchluß der noch nicht confirmirten Sinder, mindeſtens zweitauſend 

Seelen beträgt. i 


2) Bei der Bildung diefer Vereine if auf eine benachbarte Lage ber einzelnen Ju⸗ 
risbictiondbezirte befonders Rüdfiht zu nehmen, 
3) Das Gericht felbft muß feinen feiten Sig in einer Stadt, Fleden oder in einem 


folchen größern Orte haben, wo Die Gelegenheit zu anfländigen Wohnungen 
für das Gerichtö-Perfonal, fo wie zu einem angemeſſenen Gefängniß-Locale ih 
befindet. 

A) Diefer Ort barf nicht ‚über 3 Meilen von jebem zum Vereine. gehörigen Bute 
entfernt fein. 

5) Benn in einzelnen Fällen ſich beſondere nicht zu befeitigende Localſchwierigkeiten 

.. in ber Ausführung der Beſtimmungen sub 1) 2) unb 4) finden, fo bleibt es 
ben einzelnen Gerichten unter Vorwiſſen und Genehmigung der Landes-Regierung 
frei, ſich andern vereinten Gerichten in größerer Entfernung anzuſchließen ober 
auch vereinte Gerichte von geringerem Umfange zu bilden, 

6) Der Austritt aus einer folden eingegangenen Bereinigung Tann, mit Vorwiſſen 
und Genehmigung ber Landes-Negierung, beim Borbandenfein erheblicher Gründe 
fatt finden, wenn nur ber vereinte Gerichtsbezirk auch nach foldem Austritt 
noch eine Bevölkerung mindeſtens von ber oben sub 1) beftimmten Zahl behält, 

7) Die ſchon beftehenden Vereine ber Art, fo wie bie fh in Folge der neuen An⸗ 

ordnung bildenden, haben die Pflicht zur Aufnahme einzelner Güter, ohne daß 

diefe damit ein Recht erhalten, eine Veränderung ber Statuten folder Vereine 
verlangen zu Tünnen. 

Die Bereine find wejentlih mit auf eine gemeinfchaftliche Uebertragung, minbefteng 

ber bauptfächlicheren, mit den Eriminal-Unterfuhungen verbundenen Koſten zu 

richten, und ift dahin namentlih die Erflattung bes Berlags zu rechnen, welder 
zum Zweck ber Siftirung ber Inculpaten und der Ausmittelung bes Thatbe- 
ftandes, dann für bie Hafts⸗, Defenſions⸗, Urtheild- und Strafvollfiredungg- 

KRoſten zu machen ift. 

Zur Leitung und Auffiht auf das vereinte Gericht haben Die Dazu verbundenen 

Juriodictions⸗Inhaber unter fih einen Dirigenten, mindeflens auf 3 Jahre zu 

erwählen, welder Die allgemeinen abminiftrativen Geſchäfte des Vereins beforgt 

und wenigftend einmal im Jahre bie Zurisdichions=Berbundenen zur Berathung 
über gemeinfame urisdictiong » Angelegenheiten, Eaffen-Rechnungsmwefen u. dgl. 
verfammelt und im Namen bes vereinten Gerichts in ſolchen Angelegenheiten mit 
ber Lanbes-Regierung und ben einzelnen Behörden des Landes communicirt, 

innerhalb ber vorfiehenden Orundbeftimmungen bleibt bie nähere Regulirung ber 

Dereine son der Gonvenienz ber Gerichtsherren und ben ſolcherhalb umter ſich 

zu treffenden Bereinbarungen abhängig. 

Die fpecielen Statuten eines jeben foldhen Berichts -Bereins find ber Landes⸗ 

Regierung zur Prüfung und Beſtätigung einzureichen. 
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12) Späteftens bis zum 1. März 1838 millfen biefe vereinten Eriminals®erichte für 
gefammte Güter geordnet fein, und findet von da ab an bei einzelnen oder nicht 
gehörig vereinten ritterfchaftiichen Patrimenial- Gerichten Teine Eriminal- Zuftiz- 
Berwaltung weiter ftatt, 

6. 9. Weber bie Ausführung diefer Verordnung, inöbefondere: der Beflimmungen 
der 88. 3. und 5., haben bie betreffenden Behörden zur Landes - Regierung innerhalb 
zwei Monaten zu berichten und Unſere Amts» und Stabt-Geridte alsbald mit geeig- 
neten Vorſchlägen ſolcherhalb hervorzugehen. Vergeben durch Unfere Segierung 
Schwerin, ben 13, Januar 1838, ' 

Paul Sriedberid. 
VBerorbnung, 
betreffend 

bie Vervolfftändigung der Verfaflung ber 

Nieder: Gerichte in Bezug auf die Ber: 
waltung der Criminal Suftiz. 


1772. Bon dem einzureichenden TÜberfichten der vorgefonmenen 
CGriminalfälle. 9 Mai 1842. 

Sriedrih Franz ıc. Da ſich bei den Viſitationen bes Criminal⸗Collegiums 
in Bützow ergeben hat, ba bie im S. 6. No. 2 ber Competenz⸗Ordnung vom 
12. Sanuar 1838 vorgefhriebene Einreichung ber tabellarifchen Ueberſichten von ben 
bei ben einzelnen Unterfuhungs-©erichten im zuletzt verfloflenen Jahre vorgefommenen 
Eriminal-Straffällen von mehren derſelben überall nicht und von anderen -in nicht ge- 
nügender Form befchafft wird, fo werben gefammte Eriminal-Unterfuhungs-Gerichte 
an bie gehörige Befolgung folder Vorſchrift hierburd alles Ernftes mit der Aufgabe 
erinnert, die fraglichen Überfichten nach dem bierunter gebrudten Formular einzurichten, aud), 
zur Vermeidung von Monitorien, dann, wenn in bem Jahre überall feine Eriminal-Unter- 
ſuchungen vorgefommen find, davon dem Eriminals Collegium, flatt Einreichung ber 
Ueberficht, ebenfalls am Jahresſchluß ſchriftliche Anzeige zu marhen. 

Gegeben, — Unſere Regierung, Schwerin am 9. Mai 1842. 


Friedrich Franz. 












Insbeſondere deren Alter, 















Fortlau⸗ Geburts: und Wohnort, 

fenbe Gewerbe und enge Verhaftung | - Refultat 
Nummer und deren der geführten 
ber Unter: Dauer, |Unterfudung. 


ſuchungen. 
erichts. 


1773. Interimiſtiſche Spruchbehörde für die dritten Erkenntniſſe. 
25. Zul. 1843. 

Friederich Franz ı. Bei ben zufammentreffenden Umftänden, melde bie Ge⸗ 
(häftsthätigkeit mehrerer Mitglieder bes Ober-Appellations- Gerichts für jetzt entbehren 
lafien, wird, zur Vorbeugung einer nachtheiligen Anhäufung unerlebigter Rechtsſachen 
bei dem höchſten Landes-Gerichte, nach hansvertragsmäßiger Communication mit Gr. 
Königlihen Hoheit dem Großherzoge von Medienburg- Strelif nnd nad flattgehabter 
verfaffungsmäßiger Beratbung mit Unfern getreuen Ständen, ausbülflich für ben Zeits 
raum big zum 1. September 1844 hieburch beftimmt: 
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1) das DÖber-Appellationg-Gericht ift ermächtigt, mit ber Abfaſſung ber Dritten 
Erfenntniffe in Criminalſachen, welde von jetzt an, nad 8. 5. Nr, 4. ber 
Verordnung vom 8. Januar 1839 zu ſolchem Zwecke an bailelde gelangen, ſo⸗ 
weit es folches nad) der zeitigen Gefchäftslage nüthig oder fonft angemeſſen finden 
wird, eine der allgemeinen fünf Spruchbehörden in Eriminalfadhen ($. 5. Nr. 1. 
bafelbft), welche in ben voraufgegangenen Inſtanzen barin noch nit gefproden 
bat, zu beauftragen und Davon, daß dies geſchehen, dem betreffenden Unter⸗ 
ſuchungsgerichte Kenntniß zu geben. 

In den Sachen jedoch, in welchen Todesftrafe aber lebenswierige Freiheits⸗ 
frafe zur Frage fichen, hat Das Ober⸗Appellations⸗Gericht das dritte Erkenntniß 
auch ferner ſelbſt abzufaſſen. 

2) Die Sprucdbehörden haben bie aus biefer Beranlaffung von ihnen abzufafjenden 
dritten Erfenntniffe in ber, $. 13 jener Verordnung vorgefihriebenen Form ab» 
zugeben und mit ben Acten unmittelbar an das Unterfuchungägericht zu befördern. 

Die im $. 12. gebachter Berortnung für Die Abgabe ber Eekenntniſſe 
beitimmte zweimonatliche Friſt wirb hinſichtlich ber britten Erlenntniffe anf 6 Mo⸗ 
nate hiedurch erweitert. Die Spruchſachen erfler unb zweiter Inſtanz find nad) 
wie vor vorzugsweiſe zu erledigen und bürfen auch benen, worin britte Erfennt- 
niſſe abzugeben find, nicht nachgefeht werben. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 25. Julius 1843, 

Ad Mandatum Serenissimi speciale. 


Berorbnung L. von Lützow. 
betreffend die aushülfliche Abfaſſung a 
ber dritten Erfenntniffe in Crimi⸗ " 

naffachen. 


1774. Jährliche Einreichung der Griminalerfenntniffe der Nieder⸗ 

gerichte ohne drei rechtsgelebrte Nichter. u, Febr. 1845. . 

In Folge einer von ber hohen Großherzoglichen Landes⸗Regierung unterm 26, 
Februar vorigen Jahres an bie: Hiefige Großherzugliche Juſtiz⸗Canzlei erlaffenen 
näheren Beflimmung des $. 7. ber Iandesherrlihen Verordnung vom 8. San. 1839, 
betreffend die Erfenntniffe und Rechtsmittel in Criminalſachen, werben alle Diejenigen 
zum Juſtiz⸗-Diſtricte ber legteren gehörigen Criminal= Unterfuhungs s Gerichte — na⸗ 
mentlich alſo auch die mit Criminal» Yuristicton verfebenen Magiftrats - Gerichte und 
Diejenigen vereinten ritterfchaftlichen Criminal» Gerichte, zu welchen nur einzelne bem 
hieſigen Juſtiz⸗Diſtricte angehörige Güter gehören, jedoch nur, fo viel dieſe betrifft —, 
bei welchen nicht mindeftens drei rechtögelehrte Richter an der Urtheilsfaffung Theil 
genommen haben, hierdurd ex ofhelo aufgefordert: Binnen A Wochen a dato ber 
Inſertion Diefes Notificaloriums — infoweit es nicht ſchon gefchehen iſt — entweder 
ihre im Sabre 1844 abgegebenen Criminal-Erfenntniffe mit den zugehörigen vollftän- 
digen Urtheilsgründen in einer, mit der Beglaubigung bes Actuars verfehenen Ab⸗ 
ſchrift, welche aud Die Zeit bes erfolgten Artenfchluffes und die ber Publication bes 
Erfenntnifjes nachweijen muß, bei hiefiger Großherzoglicher Juſtiz-Canzlei einzureichen, 
ober berfelben Anzeige davon zu machen, daß in dem gedachten Jahre Feine Eriminal- 
Erfenntniffe von ihnen erlaffen find. 

Güſtrow am 11. Februar 1845. 

Großherzoglich Medienburg«- Schwerinfche Yuftiz - Eanzlei. 


B. Forum und Sompetenz. 


1775. Befuguig des Noſtocker Stadtfiscald gegen fremde 
Gerichtöunterbebörige. 7. Febr. 1708. 
Friederich Franz 3. Unjern sc Wir communiciren euch Unfer unterm 
heutigen Dato an ben Magiftrat zu Roſtock ergehenbes Mefeript im Betreff ber 
$$. 95. 96. und 97. des neuen Roftod’jchen Erbvertrags wegen ber anmanglichen 
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Befuguiffe bes dortigen Stadt⸗Fiscals gegen nicht unter ber Roſtodſchen Gerichts- 
barkeit ftebende Perfonen ın causis muletarum bieneben abfchriftlich zur Nachricht, 
und Wir verbleiben euch mit Gnaden gewogen, Gegeben sc. Schwerin, den 7. Ges 


bruar 1798, 
drieberid Franz. 
An bie Juſtiz⸗ Canzlei zu Roſtock. 


Friederich Franz x. Unſern ꝛc. Gerne können Wir in Antwort auf eure 
ſo rubricirte Repräſentation vom 30. October v. J. im Betreff des 8. 96. des 
neuen Erbvertrages vom Jahr 1788 euch eure von ber Unanmenblichfeit bes $. 95. 
hegende Meinung laffen, aber dadurch feyb ihr um nichts gebeffert. Nur müſſet ihr nicht 
den F. 96. außer Verbindung mit dem $. 97. betrachten, mit welchen jener durch 
bas Anfangswort: Solchemnach, ganz genau zufanmenhängt, gehörig beſtimmt und 
erkläret wird. 

Diefer 8. 97, handelt durchaus und ausbrüdlih von criminellen Verbrechen und 
folhen delictis, (eben dies Wort ſteht im $. 96.) um berentwillen ber Delinquent 
ertappt, eingezogen, in Gewahrſam genommen, und zum Verhaft gebracht werden Tann, 
alſo von peinlichen Fällen, die zur Eriminal- Zurisdicton gehören, 

Den Ausdrudk des im $. 96. gebraudten Wortes: delieti zu captiren, und 
über die Verbindung, worin dieſer Paragraph mit bem nächſtfolgenden fehet, ſich hin⸗ 
wegzufeßen, mithin jenes Wort auf dansas muletarum ausdehnen zu wollen, das 
gebühret euch nicht, und Wir. werben eine ſolche extenſive Deutung nicht geſtatten, 
nod) weniger es gut beißen, daß ihr ſolche in Anfepung Des Amtoverwalters Thieſſing 
de ſaeto durchzuſetzen gewaget habet. 

Daß aber in dem vorliegenden Fall eine Geldbuße und fiscaliſche Ahndung vor- 
geſchrieben ſey, davon müſſet ihr aus ber Herzogl. Conſtitution vom 6. December 
1766, als einem kundbaren Landesgeſetze, welches unterm 5. Mai 1785 erneuert, 
und durch biefige Sintelligenzblätter von Uns in Erinnerung gebradyt worden, üßer- 
zeuget fein. Mit welchem obrigkeitlichen Ernft ihr dieſes Geſetz in fönlbigem Ge⸗ 
horſam befolget, die nicht unbekannten dortigen Hazardſpieler, Häuſer und Wirthe zur 
Verantwortung gezogen und nach Vorſchrift des Geſetzes beſtrafet habet, beſonders 
auch, zu welcher Zeit, aus welcher Veranlaſſung, und in welchem Maaße ſolches in 
Anſehung des Amtsverwalters Thieſſing geſchehen, allem Anſehen erſt, nachdem Unſer 
Fiscal die Schuldigen in Anſprache genommen, das laſſen Wir unberührt, kann aber 
nicht immer verborgen bleiben. 


Uebrigens muß euch auch noch das Unnatürliche und Rechtswidrige, ſo in eurer 
Behauptung lieget, zu Gemüthe geführet werden, — dieſes nämlich, daß ihr die Be— 
rechtigung zu erwerben ſuchet, durch euren Roſtockſchen Stadtfiscal die unter eurer 
Jurisdiction noch nie geſtandenen, ſondern Unſern höhern und Nieder-Gerichten gänz⸗ 
lich unterworfenen Landeseinwohner und Unterthanen, Herzoglichen Bedienten, Prieſter 
und Küſter des ganzen Landes, mit Inbegriff des vormaligen Stifts, jetzigen Fürſten— 
thums Schwerin, wenn irgend jemand zu Roftod einmal etwas fräfliches begangen hat, 
durch euren Fiscal vor den Roſtockſchen Gerichten zu belangen, und unter eure Stadt- 
Gerichtsbarkeit zu ziehen. Dies Ungeheuer kann euch zur Zeit der Vergleichs-Unter— 
handlungen doch wohl nicht in den Sinn gefommen fein, und von Uns Häffet fiche 
nicht einmal gebenfen, daß Wir dergleihen follten bewilligt haben, wenn Wir eine 
ſolche Mißdeutung, als ihr jcht Äußert, auch nur geargmwöhnet hätten, 

Hoffentlih werbet ihr nunmehro rure fehlfame Meinung fahren Taffen, und ein- 
feben, Daß eurem Gefuch eben jo wenig in Unferm Fürftentbum Schwerin und in 
Unfern Domantal-Aemtern, ale es wrgen der Ritter und Landfchaftlihen Güter und 
Städte, geſchehen mag, gewillfahret werten könne. Wornach 2. Und Wir ic. 
Schwerin, den 7. Februar 1798, = 
An den Magiſtrat zu Roſtock. 
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1776. Befugnifle des Noftoder Stadtfidcald gegen fremde 
Gerichtöunterbebörige. 230. Zul. 1799. 


Srieberih Franz ꝛc. Wir communiciren euch Unfere unter heutigem Dato 
an ben Magiftrat zu Roſtock und ben Eigenthümer Paetow auf Scharftorff erlaffene 
Berorbnung im. Betreff bes fori der wegen zu Roftod gefpielter Hazardſpiele fisca⸗ 
liſch Belangten bierneben abfriftlih respective zur Nachricht, und um dem Fiscal 
davon Kinficht zu geben, damit Fünftig Die Sachen aus bem alleinigen hier angenom- 
menen Gefihtöpuncte beurtheilet werden. Wir verbleiben xx. Gegeben x. Schwe⸗ 
rin, ben 20. Suli 179. 

Sriederih Franz. 


An die Juſtiz-Canzlei zu Roſtock. 


Sriederih Franz 2. Unſern 2. Wir vermögen es Uns nicht zu erklären, 
wie ihr eure neu erdachte Praetenfion an einem Gerichtszwang über Derzoglide Ju⸗ 
ziödictiong » Verwandte in nicht peinlihen Füllen, euch fo feſt habet einbilden können, 
Daß ihr keinerley Bebeutung darüber annehmen wollet. Es ift doch fo Har, und bes 
greiflich, daß ber ganze Ste Artikel bes Erbvertrags, aljo auch deſſen $. 96. durchaus 
von nichts, als Criminalſachen, fo wie der 6. Artikel febarat von Cinil- Gerichts“ 
und ber 7. Artifel von Polizei-Sacden rede, und daß eine Feſtſetzung über fora de- 
lieti et deprehensionis, nicht zugleich für foldge Säle gemadt feyn, und normiren 
könne, worin biefe beiden fora redtlih gar nicht vorkommen können, fondern bie 
augenfcheinlih vor das Judiciam civile gehören. Ihr könnet unmöglich verläugnen, 
baß bey ben bem $. 95. voraufgegangenen Zractaten fchledhterbings an fonft nichts, 
als an Berichtigung der damals noch übrigen S2ften Differenz von Auslieferung ber 
Perfonen, welche außerhalb delinquiren, gedacht, und daß dabei feftgefeht fey, daß 
ſolche auch von Roſtock aus an das forum delieti im Lande ausgeliefert werben 
follen: wobey denn nad Harer wörtlicher Ausweiſung des Protocolli Commis- 
sionis B. pag. 201 bloß bas Reciprocum ber Stadt Roftod zugeftanden ift, 
verbis: „Wenn jemand in Roftod belinquiret, außerhalb Noflods aber ertappt 
wird; fo fol auf gebührende Requiſition E. E. Raths Die Auslieferung des=- 
felben nad Roftod geſchehen.“ Etwas anders als biefes ift durchaus nicht vers 
glihen ober zugefaget, mithin auch etwas ganz anders in dem barnad) ausgefertigten 
Vergleich nicht zu fuchen, oder ba heraus zu erflären. Da ihr nun doch wohl 
nimmermebr werdet behaupten können, baß in folhen delietis minoribus, welde 
feine körperliche ober folchen gleiche Strafe mit fidh bringen, und baber nad) gemeinen 
Deutſchen Rechten, fo wie ber allbefannten Landesverfaſſung, auf fiscalifche Klage vor 
das judiecium civile gehören, von Ertappung und Auslieferung, und überhaupt 
von peinlihen Verbrechen die Rede fein könne; fo tretet ihr fichtbarlih aus allem 
Schranfen der Gebühr, wenn ihr da, mo Niemand zu ertappen und auszuliefern iſt, 
dennoch einen von diefen Griminal-Dandblungen allein rebenden Vergleich in Anwen⸗ 
dung zu bringen verſuchet. 

Ihr möget nun davon denken, was ihr wollet, fo find nicht allein Wir in der 
vollen Ueberzeugung, daß beim Bertrage Fein Menfh, auch ihr nicht, an fo etwas 
unnatürliches gedacht habe, fondern Wir willen es inshefondere gewiß, daß Wir auch 
bie entferntefte Abficht nicht gehabt haben, in anderen als peinlichen Fällen ein Dazu 
überall nicht pafjendes forum delieti einzuführen, und alle Perfonen im Lande, die 
nicht unter Patrimonial= Gerichtsbarkeit ftehen, in ihren geringen Vergehungen per 
pactum cum tertio folyem Dritten, nämlich bem Roſtockſchen Magiftrat, unterzu- 
ftelen, Uns zur Ergreifung und Auslieferung derfelben nah Roftod hin zu verbinden, 
wie ihr denn ſelbſt aus der Natur der Sache, ja fhon aus ben zmifchen such und 
Unferer Ritterfchaft entftandenen Differenzen bezweifeln werdet, dag Wir nicht einmal 
folhe feltfame und wahrhaft ungereimte Meinung in transigendo gehabt haben 
fönnen. 

Sp wie Wir Und nimmermehr eine ſolche Abſicht werben aufbringen laffen, fo 
Tann auch um eurer neuerbachten erorbitanten Praetenfion halber, keinerlei Berfinde- 
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rung in demjenigen flattfinden, mas bisher im Lande bei fiscalifchen nicht peinlichen 
Klagen, Recht und Berfaffung mit fih gebradht haben. Daran alfo, daß Unfere 
Zandrögerichte in den bey ihnen pendenten Sachen im rechtlichen Verfahren von Re— 
gierungswegen unterbroden werben follten, ftehet gar nicht zu gedenken. Und wenn 
ſich einige der rechtmäßig vor Unfern Lanbesgerichten beflagten Perfonen haben ver= 
leiten laffen, pendente lite und vor dem Erfenntniß über Ihre Eremtion fi) von 
euch citiren und beftrafen zu Taffens fo haben ſolche bie Folgen ihrer Handlungen und 
Die ihnen derwegen zugegangene in Abfchrift hiebey liegende Befcheidung mehr als zu 
gut verdient; fo wie gegen euch ſelbſt das Weitere, wegen foldhen höchſt ungebühr- 
lichen thätlichen Zugriffes in andere Jurisdiction, vorbehalten bleibt. 

Wenn nım gleich Wir zufolge ber euch durch Unſer vorheriges Refeript gemachten 
Eröffnung feinesmegs abgeneigt find, die wenn gleih ganz unndthigen und lediglich 
von euch erfundenen Zweifel über die hergehörigen Stellen bes Erbvertrages nad) . 
Recht und Billigfeit zu heben; fo iſt Boch, mie ihr euch hoffentlich von ſelbſt beſcheiden 
werdet, ber von euch vorgefchlagene Weg auf Teine Weife ein, dem Sinn des $. 288. 
angemeffenes und zur Lage der Sache paſſendes Ausfunftsmittel, 

Wornad ꝛc. Und Wir ꝛc. Schwerin, den 20. Yulius 1799. 

An;ben Magiftrat zu Roſtock. 


» sSriederih Franz 30. Ehrbarer ıc. Deinem Gefuh um Abolition deines 
fiscaliſchen Procefies, pto. Hazardſpiels, Tann für jegt um fo weniger Gewährung 
widerfahren, da bu bie Folgen beiner fonderbaren und chikanenſen Aufitellung, Dich 
unter den Zwang eines fremden Gerichts, fogar während ber Anhängigfeit bes Streits 
über beine Erception, zu begeben, felbft verſchuldet haſt. Wornach ꝛc. Schwerin, 
den 20. Julius 1799. 


An den Eigenthümer Paetow auf 
Scharſtorff. 


41777. Vräferenz des fori delieti commissi. 10 Auguſt I8II. 


Wir Sriederih Franz ar. Fügen, refpect. mit Entbietung Unſers gunft- 
und gnädigen auch gnäbigiten Ornßes, Unſern Landes⸗Gerichten, Haupt und Amt- 
leuten, denen von ber Ritterfchaft, Bürgermeiftern, Gerichten und Räthen in Unſern 
Städten, auch insgemein allen Landes-Einwohnern und Unterthanen hiermit zu willen: 
wie Wir, nad vernommenem rathſamen Bedenken Unfrer getreuen Ritter- und Land- 
fchaft, zur Beförderung ber Eriminal-Fuftiz« Pflege und Hebung aller aus Berfchie- 
denbeit der dabei vorkommenden Gerichtsſtände entftebenden Streitigkeiten und Hin 
derniffe hiedurch beftimmen und verorbnen, daß binfüro, mit Aufhebung alles andern 
bisherigen Gerichtsbrauchs oder dahin abzielenden Verorbnungen, dem Foro delicti 
commissi, wenn mehrere Pora coneurriren, allemal der Borzug ausſchließlich bei⸗ 
gelegt fein folle, dergeſtalt, daß 

1) zwar jedes Gericht ſchuldig bleibt, fih die Entbedung der Verbrecher und Thäter. 
ernſtlich angelegen fein zu laffen, fih ber Ießtern, wenn ber Fall es nöthig 
macht, zu bemächtigen, und fie zum erften vorläufigen Verhör zu ziehen; fobann aber 

2) fobald gegründete Indicien des begangenen Verbrechens klar gewordeu find, fo= 

wohl berechtigt als verpflichtet bleist, den Inculpaten mit ben bis bahin ver- 
banbelten Acten bem Foro delieti commissi auszuliefern, ohne jedoch Erfah 
ber bie dahin vorgefallenen Koſten zu begehren, 

Es fol dabei auf dasjenige Delietum gefehen werben, was zuerft zum Bor- 

fhein gefommen iſt, und zu ber Nachſpürung und Ergreifung des Thäters 

Beranlaffung gegeben bat. 

4) Wenn fih auch mehrere früher ober fpäter begangene Delicta ergeben, fo fol 
dennoch die Unterfuhung und Beflrafung demjenigen Gerichte zufallen und ver⸗ 
bleiben, in deſſen Gerichtszmange das die Entbedung veranlaffende Delictum 
verübet if. Dahin find alfo auch bie fih meiter entdeckenden Complicen mit 
tem Berbör und ber Beftrafung berfelben zu ziehen, 
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.9) Wenn mehrere Verbrechen in verſchiedenen Gerichtsbezirken begangen find, fo 
fol unter biefen mehreren Foris delieti commissi bie Unterfuchung bei bem- 
jenigen bieiben, bei welchem fie zuerft angefangen ift, mithin Dabei bie Präven- 
tion beachtet werben. 

Sollten in folben Fällen dennoch Streitigkeiten über Die Begründung bes einen 
oder andern Fori delieti entftehen, fo hat das derwegen anzutretende Landes⸗ 
gericht proviſoriſch die Unterſuchungs-⸗Behörde auf Gefahr und Koſten des ſuc—⸗ 
eumbirenden Theils zu beſtimmen. 

7) Wenn der Inculpat ein Forum privilegiatum et speciale hat, ſoll es ſo⸗ 
wohl ihm frei bleiben darauf zu provociren, als auch feinem bisherigen Ge— 
richte unbenommen fein, die Ueberlaſſung der Unterfuhung von dem Foro de- 
lieti commissi zu verlangen. 

Wir gebieten und befehlen demnach allen Unſern Landes-⸗ und andern Gerichten, 
über dieſe Unſere Coftitution von jest an pünktlich zu halten, 

Damit auch dieſe Unfre Berorbuung zu Jedermanns Wiſſenſchaft gelangen 
— haben Wir ſolche durch die hieſigen Anzeigen öffentlich befannt zu machen 
efohlen. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben x. Schwerin, 
ben 10ten Auguft 1811. 


6 


Wr 


Friederich Franz. 


1778. Competenz über bie in den Pfarrwohnungen verübten 
Vergeben. AL. Nov. 1812. 

Sriedberih Franz ı6 Unfern sc. Wir geben euch, auf eure Anfrage vom 
heutigen Dato, im Betreff bes fori der in Den Pfarr» Wohnungen verübten Ber- 
gehungen, bieburd zum Beſcheide: bag folhe Vergehungen nach dem Sinne des 
Sphi 418. des Landes = Vergleichs, je nahdem das Pfarr-Patronat Uns oder ber 
Nitter- und Landſchaft zuftändig ift, zur Competenz refpect. ber Amts⸗, Stadt» oder 
Patrimonial- Gerichte gehört} in fo ferne ſich nicht der Ball an Orten zuträgt, wo 
bie Kirchen ſelbſt Gerichtsbarkeit haben. Wornach ꝛc. Und Wir ꝛc. Gegeben ıc. 
Schwerin, den 11. November 1812. 

An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Schwerin. 


1779. Competenz des CriminalsCollegiums. 3. Nov. 1813. 
Sriederih Franz ze. Unfern sc. Ehrnveſte ꝛc. In Verfolg Unjers Reſcripts 
vom 2. Junius d. J. geben Wir euch, zur erforderlichen Erweiterung eures Gr» 
ſchäfts⸗-Kreiſes, nach eingegangenem Erachten Unjrer getreuen Landſtände, hiedurch in 
Gnaden auf: Vorläufig, und bis ayf nähere Unfre Beftimmung, die in Unfern Landen 
etwa verübten Berbrecdhen bes Mordes, bes Todtſchlags, der Brandftiftung, des Raubes, 
bes qualifieirten und Des von einer, wenn aud ſchon. aufgelöfeten Diebsbande ver- 
übten .Diebftahle, fo wie überhaupt derjenigen Diebereien, welde durch mehrere dazu 
verbundene Perjonen volführt worden find, imgleichen des Pferde-Diebſtahis, als zu 
eurem Wirkungs⸗Kreiſe gehörig, anzufehen, und euch benen von andern Niebergerichten 
an euch abzugebenden Unterfuchungen wegen ber benannten Verbrechen ungeläumt zu 
unterziehen. An bem 20. Und Wir ꝛc. Gegeben zu Roſtock, den 3. Nov. 1819. 
Friederich Franz. 
An das Griminal⸗Collegium in Bützow. 


1780. Competenz bei Dazardfpielen. 4. Febr. 1S15. 
Friederich Franz ıc Unſern ı. Bir ertheilen euch, auf eure Anfrage 
vom 31. v. M., megen ber Jurisdiction über Die Dazarbipieler während des dor⸗ 
tigen Umfchlages, hiedurch zur Reſolution: dag Das Hazardſpiel fo wenig das forum 
bes Spielere, alo irgend cin anderes Bergehen veränderte. Wenn bas Pocale, wo 
das Spiel betrieben wird, euch zur Ausübung ber polizeilichen Aufſicht berechtigt und 
verpflichtet; jo habet ihr bafelbit, nach Umfänden, ben Actum ber Polizei- Juris- 
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diction auszuüben, die nicht unter eurer ſonſtigen Jurisdiction ſtehenden Perſonen aber 
dem competirenden ſoro zu denunciiren. Wornach ꝛc., und Wir verbl. sc. Ge⸗ 
geben ıc. Schwerin, ben A, Februar 1815. 

An Bürgermeifter und Rath zu Güſtrow. 


1781. Competenz des Criminal: Collegiums bei Diebftählen. 
8. Jul. 1817. 

Srieberih Franz x. Unſern ze. Die gefehliche Dispofition ber Criminal⸗ 
Gerihts-Drbnung vom 31. Januar d. J. erklärt deutlich genug, daß von qualificirteu 
Diebftählen aller Art bey ben Ausnahmen nicht bie Rebe ift: von nicht qualificirten 
hingegen uur bie erfien und bie geringen unter 50 Rthlr. ausgenommen und ber 
Competenz des Criminal-Collegii entzogen fein follen. 

Laffens euch auf euer Declarationd- Gefuh vom 28. v. M. alfo unverbalten 
ſeyn und verbl. ꝛc. Gegeben #. Schwerin, ben, 8. July 1817. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium, 
Großherzoglich Mecklenb. zur Regierung verordnete Präſident, 
| Seheime- und Räthe, 
An die Zuftig- Ganzlei zu Güſtrow. 


1782. Gompetenz; des er bei Diebftäblen. 
3. Sept. 1817. 

Srieberih Franz ıc, Unfern ꝛc. Die gi tzliche Dispofition ber Griminal- 
Gerichts-Ordnung ‚vom 31. Januar d. 3. im II. Theil S. 3. erklärt deutlich, daß 
von qualificirten Diebftäßlen aller Art bei ben Ausnahmen daſelbſt nicht die Rede ift: 
von nicht qualificirten hingegen nur bie erften und bie geringen unter 50 Rthlr, aus⸗ 
genommen und der Kompetenz unfers Criminal- Collegii entzogen feyn ſollen. Wir 
verhalten euch foldhes auf eure Anfrage vom 28. v. M., bei Zurüdgabe ber einge— 
reichten Acten hiedurch gnädigft nicht und ıc. Gegeben x, Schwerin, ben 3. Sep- 
tember 1817. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzogl. Mecklenb. zur Regierung verordnete Präfitent, 
Geheime⸗ und Räthe, 
An bie Juſtiz-Canzlei Hiefelbft. 


2783. Sprengel der Iandeögerichtlichen Fiscale. 8. Jan. 1819. 

Srieberih Franz sc. Wir find, infonderheit zur Vermeidung möglicher Col- 
Kftonsfälle, der gnädigſten Entſchließung geworden, bie pflihtmäßige Wachſamkrit Un— 
ferer Lanbesgerichts-Fisfäle in Entbedung von Vergehungen, um foldhe zur fiskaliſchen 
Nüge zu ziehen, auf die abgetheilten Yurisdictiong - Bezirke Unferer verfchiedenen Ju— 
— zu beſchränken. An dem sc. Gegeben r Shrerin, den 8. Januar 
1819. | 


Srieberih Franz. 
An die drei Lanbesgerichte, 


1784. Competenz bei Thäatlichkeiten gegen Staatödiener und 
Gensdarmen. 21. April 1823. 

Srieberih Franz 2. Nah Borfhrift der Kriminal-Gerichts⸗Ordnung 
II. Theil, S. 3. num. A, gehört 

jede thätliche Beleidigung fonftituirter öffentlicher Behörden, ober in ber 

Amtsfunction begriffener Staatsbiener, 
zur Kompetenz Unfers Striminal- Kollegii zu Bützow. 

Hieran erinnern Wir, resp. mit Entbickung Unfers guädigfien Grußes, alle 
Obrigfeiten in Uinfern Landen und. befehlen ihnen auch, in allen Fällen, wo Mits 
glieder Unferer Gendarmerie in ihrer Amtefunction thätlich beleibigt werden, bie Leitung 
der deshalb eintretenden Unterſuchungen dem Kriminal⸗Kollegio zu Bützow zu über» 
geben und die aus folhen Gründen yerbafteten Verbrecher dahin abzuliefern, 
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rin, den 21. April 1 
Srieberig Franz. 


1785. Entſcheidung über die Competenz des Criminal⸗Collegiums. 
8. Mai 1824. 

Friederich Franz ıe. Unfern ꝛc. Wir befehlen euch hiemit, in ben Fällen, 
wo ihr Durd die Ablehnungs- Gründe des Eriminal- Collegii zu Bützow vor deſſen 
Incompetenz nicht überzeuget ſeyn ſolltet, die. Arten zur, oberrichterlichen Entſcheidung 
fofort unmittelbar au das Ober=Appellationsgericht einzufenben. 

An dem ıc. und Wir verbl. ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 8. Mai 1824. 

Friederich Franz. 
An die Iuftiz=Ganzlei zu Güftrom. - 
1786. Competenz der Niede ale 1ass. beim Ehebruh und stupram. 
17. 

Srieberih Franz ıc. Wenn barüber Zweifel entflanben, ob bie Untergerichte 
in Ehebruchs-Sachen, fo wie in den Fällen, wo ex stupro ad ducendum vel 
dotandum geflagt wird, zur Abfaffung des’ Erfenntniffes, ohne vorherige Einholung 
eines informatorii, competent find, fo wird, zum Zwecke ber Ginführung "eines 
gleichfürmigen Verfahrens bei ben Gerichten, hieburch verordnet: 

1) daß die Untergerichte in Ehebruchs-Sachen gegen nicht canzleiſäſſige Individuen, 
wenn feine Matrinionial- Sade bamit concurrirt, alfo bloß criminell verfahren 
wird, das Straferfenntnig felbit, und ohne von dem competenten Zandesgerichte 
Belehrung einzubolen, ſprechen follen; 

2) daß in ben Sällen, wo unter nicht ſchriftſäſſigen Perfonen bloß ex. stupro, 
mithin nicht aus einer Eheberedung, ad ducendum vel dotandum geflagt 
wird, bie Untergerichte ebenfalls ſelbſt zu erfennen befugt fein follen. 

Unfere Lanbesgerichte fowohl, wie gefammte Untergeridhte, haben fi hienach auf 
das genauefte zu achten. An dem sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 17. März 1828. 
Srieberih Franz. 


1787. Gompetenz der Niedergerichte in eriminalibus. 45. Oct. 1836. 

Sriederih Franz ıc. Wir verorbnen hiedurch, zum Zwed der Abftellung 
einer verjchiebenen Praris und ber Befeitigung erbobener Zweifel, wie weit bie 
Beredhligung ber Amts- und Stadt-Gerichte geht, im nicht zur Gompetenz bes Cri⸗ 
minal- Eollegiums ftehenden Unterſuchungsſachen, ohne Einholung eines Informatorii 
ber ihnen vorgefegten Suftiz-Canzlei, über minder wichtige Bergehungen Straferfennt- 
niſſe zu fällen: 

Daß zu ſolchen Bergehungen diejenigen gerechnet werben follen, welche höchſtens 

mit 10 Athlen., mit Gefängniß auf acht Tage, — in beſondern Fällen einen 

Zag um ben andern bei Wafler und Brod, — oder endlich nah Beſchaffenheit 

ber Perfon mit 25 Rörchenhieben geſetzlich zu beitrafen find; wobei jedoch hinfichtlich 

ber Berabreihung ber letzteren auf die individuelle Förperliche Befchaffenheit des 

Ineulpaten ftets forgfältige Rücſſicht zu nehmen, und foldhe überhaupt nur auf 

ein Unterkleid, alfo nicht aufs Hemde ober gar auf ben nadten Körper zu vers 

fügen ift. 

Wenn jedoch Unfere Amts» und Stabtgerichte auch nur zweifelhaft darüber find, 
ob nach Beichaffenheit Des Delicts nicht vielleicht eine härtere Strafe eintreten müſſe; 
fo find fie zur Nachfuchung bes Informatorii allemal verpflichtet, zu einer foldhen 
aber in allen und jeden Fällen berechtiget. 

Außerdem aber behält es allen Woalts bei Unſern Verordnungen vom 17. 
März 1828, wegen Beſtrafung des Ehebruchs, und vom 1. Novbr. 1832, wegen 
Gognition bei plögliden Todes fällen, das Bewenden. 

Un dem sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 15. October 1836. 

Srieberih Iran. 
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2988. Unfhlup von Roſtock an dad Eriminal⸗Gollegium. 
18. Febr. 1837. 

Paul Friederich ıc Wir machen hiedurch gemeinfundig, daß, In Folge vor⸗ 
geweſener Verhandlungen und erfolgter Erklärung des Magiſtrats zu Roſtock, der An⸗ 
ſchluß an das Eriminal-Eollegium zu Bützow' auch rückſichtlich berjenigen NRoftoder 
Straf⸗ Unterſuchungs⸗Sachen, welche bie unter ſtädtiſcher Juriédiction befindlichen 
ſtadtbehörigen Perſonen betreffen, verfügt iſt, und die desfallſigen behuſigen Ver⸗ 
ordnungen ſowohl an das Criminal⸗Collegium als an das Dber-Appellations-Geriäit 
nnd an die Spruchbehörben heute‘ erlaffen find. Wonach sc, 

Gegeben durch unen Regierung, Schwerin, am 18ten Februar 1837, 

Daul Friederich. 


VPaul Friederich 30. Unſern ic Ehrenveſte u. Nach Entgegennahme eurer 
ferneren Erllärung vom 11. d. M., im Betreff ber Criminal⸗Juſtiz-Verwaltung da- 
feloft fol nunmehro, in Gemäßheit eurer mittel vom 10, Zuni v. 3. zu Unferm 
gnädigſten Wohlgefallen erklärten Bereitwilligteit, euch auch rüdfichtlih der unter 
ſtädtiſcher Jurisdiction befindlichen ſtadtangehörigen Verbrecher dem Criminal- 
Collegio in Bützow, in Orundlage der Grimimgl-Gerichts-Drdnung vom 31. Januar 
1817 und ben weiter erfolgten ober noch erfolgenden bezüglichen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, quoad comımnodum et ineommodum anfchließen zu wollen, bahin an⸗ 
genommen jein: 

I. daß vom jetzt an ‚alle bergleichen, in Gemäßheit beſtehender oder fünftiger 
gefeglichen Vorfhriften zur Competenz des Criminal» Eollegii. gehörigen Strafunter- 
fuhungsfachen, auch wenn fie Roſtocker ſtadtbehörige Verbrecher betreffen, an Das 
Eriminal-Eollegium zu Bühomw zur gefehlichen Behandlung abzugeben, und dies auch 
von benjenigen Strafunterſuchungsſachen gelten fol, welche ſchon jetzt bei ben ſtädti⸗ 
ſchen Gerichten etwa anhängig und noch nicht definitiv abgeurtheilt find, mit- 
hin ſich noch nicht in Folge bereits rechtskräftig feſtſtehender Erkenntniſſe im urtheils⸗ 
mäßigen Strafverfahren befinden; und find Sachen dieſer Art, wenn das vorſchrifts⸗ 
mäßige präparatorifche Verfahren darin bereits beendiget ift, in ber Lage, worin fie 
ſich jeßt befinden, mag bie Unterfudung ſchon gefchloffen und mögen auch ſchon nich 
rechtöfräftig gewordene Erkenntniſſe darin ergangen fein oder nicht, gur weiteren befi- 
nitiven Behandlung dem Criminal=-Collegio zuzufertigen. Dann 

IE. daß, wie es ſich auch ohnehin ſchon von felbft verſteht, biefer euer Anſchluß 
an das Eriminal-Eollegium in die bezüglichen beſondern Stabtverhältniffe nicht weiter 
eingreifen fann und fol, als nad ber beftehenden Criminal- Gerichtsorbnung und ben 
weiter bahin gehörigen geſetzlichen Beflimmungen, ber Zwed jener Central⸗ Unterſuchungs⸗ 
Behörde es nothwendig mit ſich bringt, — ſo wie es denn auch 

III. hinſichtlich der zur beſonderen Erörterung gekommenen Specialpuncte bei 
euren Erklärungen vom 30. December v. J. und 11. d. M., fo wie insbeſondere 
bei dem Referipte vom 19. Januar d. 9. dahin Das Bewenben behält, dag 

1) aud die Volziehung ber gegen Roftoder ftabtbehörige Verbrecher beim Cri⸗ 
minal-Eollegio erfannten Strafen, namentlich auch bie Freiheitsſtrafen, in den allge⸗ 
meinen jetzigen ober künftigen Strafanſtalten, alſo Big: im ſtädtiſchen Zucht⸗ und 
Werkhauſe Statt findet; 

2) dem Criminal» Eollegio ein Verzeichniß ber für Die Griminal- Juriobdiction 
competenten ſtädtiſchen Gerichtobehörden mit näherer Bezeichnung ihres Jurisdictions⸗ 
bezirks ſofort zuzuftellen, und bie im Laufe ber Zeit darin etwa eintretenden Beräns 
berungen demfelben jedesmal anzuzeigen find; 

3) rüdfichtli der Prüfung des fori delieti commissi bie Verordnung vom 
10. Auguft 1811 auch von ben NRoftoder Gerichten zur Norm zu nehmen ift; 

4) von ben flädtiichen Unterfuhungss Gerichten, in jedem einzelnen Galle, bie 
etwa vorhandenen, barauf Bezug habenden, ftatutarifchen Strafgeſetze ben Unter- 
fuchungsacten bei deren Abgabe an bas Eriminals Collegium ® beglaubigter Abſchrift 
beizulegen find; 
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- 5) wegen bes zuftiabigen jaris de non evocando, es zwar bei ten besfall- 
figen Beftimmungen bes Erbvertrages von 1788 $. 105 seq. insbefonbere, fo wie 
binfichtlich der an Roſtock'ſche Jurisdictions⸗Behörige nur mittelſt Requifitionen zu 
erlaffenten Eitationen, Mandate und erecutivifhen Verfügungen, bei den Beſtimmungen 
des S. AV. des Jurisdictions⸗Regulativs von 1748 verbleibt; jedoch mit den bier 
nothwendigen Befchränfungen, daß nicht nur bie Beurtheilung über die. Nothwendigkeit 
oder Nützlichkeit der perſönlichen Gegenwart zum Berhör, Gonfrontation, Recog⸗ 
nition und Dal. lediglich dem Criminal⸗-Collegio zufländig iſt, ſondern daß auch das⸗ 
ſelbe den bei ihm fungirenden Roſtock'ſchen Advocaten, in Gemäßheit $. 56. ber 
Criminal⸗-Gerichts⸗Ordnung, die erforderlichen Auflagen unmittelbar zufertigen zu 
können berechtiget fein muß und nur die etwanige Erequirung von Strafen mittelft 
Requiition durch euch zu befchaffen ift; 

6) basjenige, was ber $. 7. Nr. 2. der Griminal- Gerichtsortmung won ben 
Juſtiz⸗Canzleien nnd ben canzleibehörigen Perfonen verorbnet, auch auf Bas RNoſtock⸗ 
fe Obergericht und bie obergerichtsbehörigen Perfonen atzumenden ſein wird; und 

75 daß der in $. 175. Nr. I, des Erbvertrags von 1788 auch für Eriminal- 

fachen beſtimmte Recurs von nun an ceffirt und dagegen Das allgemeine Eriminal- 
Dbergericht, Das Ober - Appellationsgericht zu Parchim, auch in vergleichen Rofod- 
ſchen Querelſachen beim Strafverfahren in letzter Anftanz eintritt. 

Was dieferwegen an das .Dber- Appellationsgericht in Pardim, an bag Crimi⸗ 
nal- Collegium und an die Spruchbehörden erlaſſen worden und zur Bekanntmachung 
dur bas offcielle Wochenblatt verfügt iſt, werdet ihr aus ben Aaſchlüſſen erſehen, 
nnd liegt euch noch ob, auch in dortiger Stadt für eine gehörige Bekanntmachung 
bes: eingetretenen Anfihlufes zu forgen, fo wie nunmchro mit ber Publication ber 
Verordnung, im Betreff bes Urtheilöverfahrens in ben nicht zur Competenz brö 
Griminal-Eollegii ftehenden Roſtodſchen Strafſachen, nicht länger Anuſtaud zu nehmen, 
da demnächſt auch nach erfolgter Einreichung dem Oberappellationsgerichte davon Mit⸗ 
theilung gemacht werden fol, Wir bleiben euch mit Gnaden gewogen. Gegeben 
durch Unſere Regierung, Schwerin, am 18. Februar 1837. 

Paul Srieberid. 
An ben Mogiſtrat zu Roſtock. 


1789. Beſchränkung der nenn des Criminal⸗Collegiums. 
22 Gebr. 1837. 

Paul Friederich ꝛc. Im inverftändniffe mit Unfern getreuen Stänben ver- 
ordnen Wir hinfihtlich Der in den 86. 2. und 3., Theil II., Unſerer Eriminal-Ge- 
richte-Örtnung vom Iiften "Januar 1817 beftiimmten Gefchäfte: Competenz Unſers 
Criminal⸗Collegiums in Bützow, daß von jetzt an Davon ausgeſchloſſen fein follen: 

1) bie Berbrechen, welche Biderfeglichfetten gegen Subälternen oder Officianten 
ber obrigfeitlihen oder fonftigen öffentlichen Behörden betreffen, infofern fle nur 
ſolche find, und nicht in Aufſtand, Aufruhr, Tebensgefährlihe Verwundung ober 
ar Tödtung audarten; 

2) Bas Verbrechen der Kuppelei; 

3) das an Privat-Perfonen verübte Verbredhen ber Gewalt und zugefügter Ver⸗ 
wundung, inſofern dieſe nicht lebensgefährlich ift, ober die Handlung überhaupt 
fi) als ein anderes, befonders benanntes, und als folches zur Competenz bes 
Criminaf-Eollegiums. ſtehendes Verbrechen baritellt. 

Auch diejenigen Verbrechen der vorbemerkten Art, welche zwar ſchon vor Pub- 
lication biefer- Unferer Verordnung begangen und zur Unterfuchung gezogen fein mögen, 
aber vom Eriminals-Eollegium noch nicht zur Behandlung angenommen find, follen 
von bdiefer Beſtimmung ergriffen werben. 

Hiernach haben fih alle Behörden, bie es angeht, zu achten. 

Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, den 22ften Februar 1837. 

Paul Friederich. 
Berordnung 
wegen Ausnahme einiger Verbrechen von 


der Competenz des el 
in Bügow, 
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21790. BEREIT ne des Criminal⸗GCollegiums. 
: 18. Ian. 1838. 
Paul Friederich ıc. Nah ber durch die Erfahrung erlangten Ueberzeugung, 

Daß die nad Vorſchrift ter Criminal Gerihts- Ordnung vom Iiften Januar 1817 

Unferm GCriminal-Collegium zu Bütz ow zugewieſene Unterſuchungecompetenz zu um⸗ 

faſſend iſt, als daß dadurch, auch bei einem unverhältnißmäßigen Koſtenaufwande, eine 

ſchnelle, ſichere und ſomit wirkfame Strafrechtöpflege in Unfern Landen zu verwirklichen 
wäre, baben Wir eine mehr befchränfte Eompetenz- Ordnung für das Criminalcolle⸗ 
giam nöthig erachtet, und verordnen ſolcherhalb im Einverſtändniſſe mit Unſern ge⸗ 
treuen Ständen, wie folget. 

$. 1. Zur Competenz bes Criminalcollegiums, als allgemeinen Unterfuchungs= 
gerichts, follen die nachbenannten Verbrechen gehören: 

1) Hochverrath; 

2) Landesverrätbereis 

3) Majeftätsbeleitigung; 

4) Aufruhr; 

5) thätliche Wiberfehung oder ſonſtige thätliche Belefbigung gegen bie Obrigkeit 
oder in ber Ausübung ihres Amtes begriffene Staatodiener — mit Ausnahme 
derjenigen gegen Subalterne ober Dificianten ber obrigfeitlichen oder fonftigen 
öffentlichen Behörden; 

6) vorfäglihe Brandſtiftung; 

7) vorſätzlich verurfachte gemeingefährlicde Ueberſchvemmung; 

8) Landzwang; ' 

9) s Münzverfätichung; 

b. Nachahmung ober Berfälſchung ber Staatefchuldfcheine ober fonft von einer 
Öffentlichen Behörde oder einer antorifirten Corporation ausgeftellten Schuld- 
Verſchreibungen; 

10) Meineid; 

11) Mord; 

12) Todtſchlag; 

13) Tödtung in Raufhändeln; 

14) Todtung aus Fahrläſſigkeit; 

15) Kindesmord; 

16) Abtreibung der Leibesfrucht; 

17) Kindesausſetzung; 

18) vorſätzliche Vergiftung; 

19) Duelle, infoferne die ordentlichen Gerichte aus befondern Gründen auf bie Hin⸗ 
gabe der Unterſuchung an das Criminalcollegium friennen; 

20) Nothzucht; 

21) Menfchenraub; 

22) gewaltjame Entführung; 

23) mehrfache Ehe; 

24) Blutſchande der Ascendenten mit ihren Descendenten und ber leiblichen Ge- 
ſchwiſter mit einander; 

25) Raub und die mittelft thätlicher Mißhandlung ober Durch Drofungen, bie mit 
gegenmwärtiger Leibes⸗ oder Lebensgefahr verbunden waren, verübte Erprefiungen ; 

26) Kirchendiebſtahl; 

27) Pferdediebſtahl; 

28) bewaffneter Diebſtahl; 

29) alle von einer, wenn gleich ſchon aufgelöfeten Diebesbande verübten Diebſtähle 

und andere Eigenthumsverbrechen; 

30) alle Diebftähle und Eigenthumsverbrechen, melde von Perfonen verübt worben 
find, welche ſchon früher wegen Diebſtahls ober anderer Eigenthumsverbrechen 
zweimal oder auch nur einmal, aber auf einen mindeſtens zweijährigen Zeit⸗ 
raum eine Freiheitsſtrafe im Zuchthanfe, Stockhauſe oder in irgend einer andern 
Öffentlihen Strafanftalt erlitten haben. 
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31) Bon der beſonderen Verbrechen ber Staatebeamten und öffentlichen Diener — 
wenn fie nicht zu den unteren Officianten und Bedienten gehören: 

a. die Beftehung; 

b. bie Erpreflung; 

ce. die Fälſchung in Amtsbandblungen ; 

d. Unterfhlagung und Beruntreuung anvertraueten Geldes oder Guts. 

In allen .diefen Fällen (1 bis 31) erftredt fi die Competenz des Criminal- 
colegiums ſchon über ben ftrafbaren Verſuch. 

Auch find in dieſen Fällen nicht blos die Urheber ber Verbrechen, fonbern auch 
deren Gehülfen und Begünſtiger der Gerichtsbarkeit deo Criminalcollegium⸗ unter⸗ 
worfen. Daſſelbe hat jedoch in denjenigen Fällen, in welchen eine Complicität allein 
durch Nebenvergehen begründet und dieſelbe nicht für die ſeine Competenz begründende 
Hauptſache von Erheblichkeit iſt, auf zweckmäßige Trennung des Verfahrens wider die 
Gehülfen oder Begünſtiger Bedacht zu nehmen und dann daſſelbe den ordentlichen Ge— 
richten zu überlaſſen. 

F. 2. Wenn in einzelnen erheblicheren, nicht ſchon nach den obigen Beſtimmun⸗ 
gen zur Competenz des Criminalcollegiums gehörigen peinlichen Fällen die eingeleitete 
Unterſuchung ſehr ſchwierig oder verwickelt und umfänglich iſt, — ſei es an ſich oder 
wegen Mehrheit der Verbrechen oder der Inculpaten, oder aber wegen Verſchiedenheit 
ber Gerichtsbezirke der begangenen Verbrechen oder der Gerichtsſtände der Incul— 
paten, — ſo ſoll auf motivirten Antrag des betreffenden Unterſuchungsgerichts das 
Criminalcollegium die weitere Unterſuchung, gleich der eigentlichen zu ſeiner Competenz 
ſtehenden Fällen, übernehmen. 

F. 3. In Unterſuchungsſachen wider Inculpaten, welche der niedergerichtlichen 
Jurisdiction nicht unterworfen ſind, haben die competenten Gerichte in den nach obigen 
Beſtimmungen ($. 1., 2.) zur Competenz bes Criminalcollegiums gehörenden Fällen, 
fobald fie Die Sache zur Special⸗Inquiſition rechtlich qualificirt finden, Die Acten an 
das Oberappellationggericht einzufendenz findet dieſes fodann gleichfalls die Sache zur 
Special⸗Inquiſition geeignet, fo hat baffelbe dem Eriminal-Eollegium das weitere Ver» 
fahren zu übertragen, wibrigenfalld aber dem einfendenden Gerichte bie Acten zur 
weiteren eigenen Behandlung ber Sade zu remittiren. 

Uebrigens normiren binfihtli des präparatorifchen Verfahrens auch für biefe 
Fälle die Beflimmungen in ben $$. 14 und 15 Thl. II. der Eriminalgerihte-Drbnung. 

$. 4 Das Griminalcollegium iſt ermächtiget, nah feinem Ermeſſen Unterfu- 
dungen gegen foldhe Perfonen Durch die zufländigen Gerichte au veranlaflen oder bie 
von benfelben bereits eingeleiteten an fih zu nehmen, welde einer bandenmäßigen 
verbrecheriichen Verbindung oder ber gewerbmäßigen Berübung bes Diebſtahls oder 
anderer Eigenthbumsverbrechen verdächtig geworden find. Insbeſondere ift das Erimi- 
nalcollegium ermädhtiget, bie von ben Polizeibehörden aufgegriffenen Landſtreicher 
in foldhen, wie auch in den folgenden Fällen einftweilen anzunehmen: 

1) menn fie eines befonderen, auch nicht zur Competenz bes Eriminalcollegiums ge- 
börigen Verbrechens verbäcdtig geworben; 

2) wenn fie durch Stedbriefe ober fonftige glaubwürbige Nachrichten als ber allge 
meinen Sicherheit gefährlich, ſchon bezeichnet worden ſind: 

3) wenn fie ohne. einen beſtimmten erlaubten Zwed und Gewerbe und ohne bie 
nöthigen Subſiſtenzmittel längere Zeit im Lande umhergezogen ſind, und eben 
dadurch ben Verdacht eines gewerbmäßigen Betriebs bes Diebftahls oder anderer 
Eigenthbumsverbredhen wieder fi) begründet haben. 

Doch hat bie Polizeibehörde in folhen Fällen vor ber Ablieferung allemal bas 
erite Verhör abzuhalten und die Acten an das Griminalcollegium einzureichen, aud 
falls die Annahme von bem Criminalcollegium abgelehnt wirb, nad den beitehenben 
Landesverorbnungen mit- bem Landftreicher weiter zu verfahren. 

Denn aber dad GCriminalcollegium bie Sache annimmt und bie Unterfuhung bei 
bemfelben ergiebt, daß bem Landftreicher ein befonderes Verbrechen zur Laft fällt, ſo 
it ohne Rüchſicht auf deſſen Beſchaffenheit und auf bie fonflige Zuftänbigfeit bes 
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Grimimalcollegtums yon demſelben bie Sache nach Borfshrift ber Rechte und ber Eris 
minalgeriht3= Ordnung weiter zu betreiben, 

Ergiebt dagegen bie Unterfuchung bei dem Eriminalcollegium, Daß von dem 
Landftreicher kein beſonderes Berbrechen verübt worden, unb daß Teine peinliche Strafe, 
foudern nur etwanige polizeiliche Eorrection, Sicherheitsverfügungen u. ſ. w. eintreten 
fünnen, fo hat das Criminalcollegium ben Landftreicher mit. den Acten an bas Land«- 
arbeitehaus abzugeben, oder auch, in wichtigeren Fällen, mit Einfendung der Arten 
an bie Landesregierung zu berichten. 

$% 5. Es fol ferner das Griminalcollegium beſonders ermächtigt fein, zur 
jerneren Wachſamkeit gegen verbrecheriſche Verbindungen und zu den bes Endes ubihigen 
Erforfchungen, bie bemfelben ‚glaubhaft. befannt gewordenen berüchtigten Landſtreicher 
Durch die Polizei Behörden, weldhe den Reguifiticnen des Criminalcollegiums diefer- 
halb fchleunige Folge zu leiſten haben, aufgreifen und nad. Befinden zur Anficht, 
Signalementsaufnahme, Zufammenftelung und anderer zwedmäßigen Berfügung fi) 
vorführen oder .abliefern zu laffen, | 7 

$. 6. Hm zwiſchen bem Griminaicollegium und ben übrigen Gerichten eine für 
bie Zwede der Criminal-Juſtiz nützliche Verbindung zu erwirken und zu erhalten, 
haben gefammte ‚Gerichte 

1) in allen folden Criminalfälen, in welchen ihnen zur Kenntniß über bie Jucul⸗ 
paten — aus Nüdfiht auf frühere Beftrafung oder auf verbrederifche ‚Ber- 
bindung — oder zur Ausmittelung der Thäter des. Verbrechens, eine Communi- 
cation mit dem. Eriminalcollegium zwedmäßig erſcheint, dem Lebtern betreffende 
Mittheilungen zu machen, worauf »on. bemfelben ſchleunigſt die erforberlice 
Auskunft zu ertheilen ift; 
am Jahresſchluß dem Eriminafcollegium eine tabellariſche Ueberficht über bie 
vorgefommenen Griminalfälle mitzutheilen, ‚in welcher bie Delicte, mit Angabe 
ber Zeit ihrer. Derübung, fo wie die Inculpaten und bie, fonftigen verbächtigen 
Perfonen nad Alter, Gewerbe, Geburts⸗ und Wohnort, und das Refultat der 
geführten Unterfuhhungen, zu bemerken find. 
$. 7. Auch hinſichtlich der nach dieſer neuen Gompetenz-Orbnung den Orte 
Gerichten wieder zugewieſenen Unterfuchungefathen bleibt es bei ber Regel, daß -bafür 
keinerlei Koſten⸗Erſtattung ans ber Caſſe des Eriminakollegiums gefordert werden kann. 

Jedoch wird es hiemit geflattet, in allen peinlihen Fällen, welche vom 
Tage ber Rechtsverbindlichkeit dieſer Berorduung an. bis zum 1. März 1839, als 
bis dahin nad Vorſchrift Unſerer Verordnung, betreffend bie Vervollftändigung ber 
Drts- Gerichte in Bezug anf bie Eriminals Zuftizvermaltung, bie vereinten Criminals 
Gerichte eingerichtet fein müfjen, bei den Drts= Gerichten ald zu beren Competenz 
gehörig zur Unterfugung anhängig werden, zur Erftattung aus der Caſſe des Eriminal- 
collegiums, in foweit fie von bem Inculpaten felbft nicht einzuziehen find, zu liquidiren: 

a. alle baar. verlegten Urtpelfegebühren und Defenſionskoſten; u 
b. von ben Strafvollitredungstoften, ale für Zußthausftrafen ohne NRüdficht auf 
bie Dauer Diefer Strafen — und für Gefängniß- Strafen, Die Koſten für bie- 
jenige Zeit, welche vier Wochen überfchreitet, und zwar mit acht Schillingen für 

ben Tag gerechnet. M 

Die Liquidation biefer Koften beim Eriminalcoffegium ift am Schluffe der Unter⸗ 
fuhung unter Einjendung der Unterfuhungs » Acten zu beſchaffen; im Hal bag 
beireffende Gericht durch Moderation bes Criminalcollegiums ſich bejchwert findet, ba 
es den. Recurs an dag Dberappellationsgericht. z 

6.8 Die in den 88. 2., 3.,:4., 7., 74, bis 77, ber Criminalgerichts = Drb- 
nung unb in ber Berorbuung vom 22, Zebruar 1837, wegen Ausnahme einiger 
Verbrechen von ber Competenz des Eriminalcollegums enthaltenen gefehlihen Bes 
flimmungen über Die Gompetenz,.fo wie Die in ber Berordnung vom 21. April 1823 
wegen Miderfeßlichkeit gegen die. Gendarmen und bie in ben Berortnungen vom 22, 
Auguft 1828, No. 2., und vom 13. März 1830 wegen der vierteljährigen Ein- 
fendung ber Eriminal-Riften an das Griminalcollegium werden hirdurch außer Kraft geſetzt. 

33 
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6. 9. Diefe Verordnung tritt nach Ablauf vom. vier Wochen, vom Tage ihrer 
Publication im officiellen Wochenblatt an gerechnet, in Anwendung und indbefoudere 
zu der Folge, dag alle alsdann noch nicht bei dem Eriminalcollegium, als zu deſſen 
bisherigen Competenz gehörig, mit Einfendung ber Acten angemeldeten Unterfuhunge- 
ſachen darnach zu beurtheilen und zu behandeln find, 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 12. Januar 1838, 

Paul Friederich. 
Fompetenz⸗Ordnung 
für das Eriminalcollegium zu Bützow. 


1701. Competenz bei den auf geiſtlichen Grundſtücken begangenen 
Verbrechen. 25. Jun. 1838, 

Paul Friederich ꝛec. Wir haben ans mehreren, das Recht und die Pflicht 
zur Bellrafung der in Pfarrmohnungen und Überhaupt auf geiftlihen Grundftüden 
verübten Bergehen betreffenden Anfragm die Meberzeugung erlangt, daß das in bem 
erften Theile ber von Bothſchen Geſetzſammlung pag. 196 unter Nr. 2. abgebrudte 
Refeript vom 11. November 1812 bei manchen Perfonen, ja fetbft bei manchen 
Behörden bie irrige Borftellung erzeugt hats Unfern Amtegerichten gebühre unbedingt 
und bloß des Uns zuftändigen Patronats- Rechtes wegen bie Unterfuhung und Be- 
ſtrafung folher Vergehen, ohne alle Rückſicht auf die Gerichtsbarkeit des Gutes, in 
welchem eine Pfarre Unfers Patronats belegen ift, und wollen aljo zur Hebung jeg- 
licher Zweifel, wie zur Vermeidung fernerer Anfragen, bas befagte Refeript vom 
11. November 1812 Hiemit dahin erläutern, daß deſſen Worte: „je nachdem das 
Pfarr -Patronat Uns — — zuftändig ift* nit den Sinn haben, Unſern Amtäge- 
richten bie Zurisdiction auch in Anfehung folder geiftlichen Grundſtücke Unfers Patronats 
beizumeffen, welche innerhalb ber Grenzen ritterfähaftlicher und ftättijcher Güter belegen 
find und einen eignen Beltandtheil Unferer Domainen nicht bilden. 

Wonach 21. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 25. Junius 1838. 

Paul Friederid. 


1792. Gompetenz zum vfficiellen Berfahren wegen Ehebruchs. 
21. Nov. 1838, 6. Dec. 1838, 21. Jan. 1839, 8. Sept. 1840. 
Srieberih Branz sc. P P. Auf euren Bortrag vom 16. Auguft d. 9. 
wegen Rathſamkeit einer beclarirenden Beftimmung über die Beitrafung bes Ehebruce 
von Amtswegen, verhalten Wir euch gnädigſt nicht: daß den beftehenden Rechten 
gemäß wegen Ehebruchs von Amtswegen eriminaliter nur zu verfahren ift, wenn 
derfelbe ein öffentliches Aergerniß veranlagt dat. Wornach 3. Gegeben Schwerin, 
am 21. Novbr. 1838, 
An das Magiftratsgericht hieſelbſt. 


Der Juſtiz-Canzlei zu Roftod wird ber Bericht bes Oberappellationsgerichts, 
betreffend bie Rathſamkeit einer beclarirenden Beſtimmung über die Beitrafung bes 
Ehebruchs von Amtswegen, mit der darauf unterm 21. v. M. an den hiefigen Magi- 
rat ergangenen Verfügung zur gleihförmigen Beachtung abſchriftlich mitgetheilt. 
Schwerin, am 6. December 1838. 


Großherzogl. Medienburgifche Landes⸗Regierung. 
An bie Juſtiz-Canzlei zu Roſtock. bherzog giſch e 


In Folge der Landesherrl, VBerorbnung vom 8. b. M. (DOfficielles Wochenblatt 
von 1839, St. 3), betreffend die Griminalerfenntniffe und die Mechtsmittel gegen 
folde, und nad ber $. 28 Lit. g. daſelbſt verfügten Aufhebung der Berordnung 
vom 17. März 1828 wird der Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod zur Vorbeugung aller Miß- 
verfländniffe hiedurch bemerklich gemacht, daß in Ehebruchs⸗Sachen bie erften Straf-Er- 
tenntniffe Dem competenten Riedergerichte auch dann zu überlaffen find, wenn mit der Ehe- 
bruchs⸗Sache eine Matrimonial-Sade concurriren ſollte. Schwerin am 21. Januar 1839. 
Großherzoglich Mecklenburgiſche Landes «Regierung. 

An die Juſtiz⸗GCanzlei zu Roſtock. — giſde 
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Der Juſtiz⸗Canzlei wird auf Ihren Vortrag vom 21. März b. J., Die Bee 
firafung des Ehebruchs von Amtswegen betreffend, hiemit erwiedert, daß das Decla- 
rator=» Refeript vom 21. November 1838, bei welchem es das Bewenden behalten 
muß, ein officielles Strafverfahren nicht ausihließt, wenn in einem Chefcdeidungs- 
Procefie die Trennung ber Ehe wegen ſtattgehabten Ehebruchs rechtskräftig erkannt 
it, indem eben wohl auch bei einer Ehefcheidung aus ſolchem Grunde ein gegebenes 
öffentliches Aergerniß als vorhanden anzunehmen if. Schwerin, deu 8. Septbr. 1840, 

Großherzoglich Medlenburgifhe Landes» Regierung. 
An die Juſtiz-Canzlei zu Roſtock. 


C. Berbrechen und Vergeben. 


1793. Beitrafung des Wuchers. 5. Tau. 1805. 

Srieberih Franz ıc. Unfern ꝛc. Veſte ıc. Wir finden bei bem burch ben 
Drang ber Zeitumftlände, befonders feit dem vorigen Jahre in Unferem Lande berbei- 
geführten einftweiligen Geldmangel, auf geziemendes Anſuchen des Engern Ausfchufles 
Unferer getreuen Ritter» und Landſchaft, Uns veranlaffet, Die zur Steuerung bee 
unmäßigen Geldwudersd unterm 1. Julius 1765 von Unfers in Gott ruhenden Herrn 
Oheims Gnaden an euer Collegium erlafjene Verordnung euch hiedurch in Erinnerung 
zu bringen, indem Wir euch zugleih in gnädigftem Befehl ernftlih aufgeben: Unſern 
Canzlei⸗Fiscal dahin zu inftruiren und anzubalten, Daß er auf Diejenigen Geldwechsler 
in Unfern Landen, welche die augenblidlihen Berlegenheiten Unferer Landes = Einge- 
fefienen dazu benutzen, um fremde Gelder zu hohen Zinfen an ſich zu bringen, unb 
folhe, oder gar unter ſolchem Vorwande ihre eigene Capitalien, für ungebührliche 
Provifionen oder unter fonftigen mucherliden Bedingungen auf kurze Friſten den 
Geldbedürftigen anzuleihen, ein wachjames Auge richten, und wenn ihm dergleichen 
geſetzwidrige Erpreflungen, es fei von Unferen Bebienten, denen von der Nitterjchaft, 
Mdvoraten, Notarien, Kauf» und Handelgleuten, Juden oder anderen Einwohnern 
Unferer Städte oter auf dem Lande, befannt werben, gegen felbige, ohne Anjchen der 
Perfonen, bei Strafe der Nemotion, feines Amtes gebührend wahrnehmen unb fie 
zur gefeßmäßigen Beltrafung bringen, aud ben Denuncianten, mit Verſchweigung ihres 
Namens, die etwanigen Koften für Rechnung Unfers Fiscus erftatten folle. An dem ıc. 
und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. Sjanuar 1805, 

Srieberid Franz. 

An bie drei Landeögerichte (separatim). 


1704. VBerbot des unbefugten Fiſchens. 25. März 1805. 
Friederich Franz ıc. Da nah einem Berichte Unferer Kammer bie hiefigen 
Oftorfer Fiſcher darüber Klage führen, daß fie in ihren Fiſchereien durch Angeln, 
Hechte täuben, ja felbft durch Beraubung ihrer Fiſchkörbe und Netze ſehr beeinträchtigt 
würden: fo wollen Bir die wider bergleihen Beeinträdtigungen in den Sahren 1756, 
1777 und 1778 ergangenen landesherrlihen Verordnungen, wodurch alle zu Beein- 
trächtigung der hieſigen Pacht- Sijcher gefihehende Befiſchung der hieſigen Seen mit 
Setz-⸗Netzen, Körben oder Angeln, oder auf irgend eine andere Meije, imgleihen das 
Fangen der Krebfe bei einem Blaß und mit Sciebhamen, und das Täuben und 
Stehen ber Fiſche oder Aale unter dem Eife, bei willführlicher ſchwerer Strafe, aud 
Berluft ber Sahrzeuge und Geräthe verboten worben, bieburd alles Inhalts erneuert 
und aufs friſche eingefhärft haben, und werben ſowohl Unſere hiefigen Beamten, ber 
biefige Magiftrat der Altſtadt und Unſer Gericht der Neuftatt, als auch Unſer Com⸗ 
mandant biefeloft und der Oberſte Unſerer Garde hiemit aufgefordert, auf gedachte 
Berordnungen ernftlih und firenge zu halten. Wonach ꝛc. Grgeben ze. Schwerin, 
ten 25. März 1805. 
Ad Mandatum Serenissimi speciale. 
Derzoglid Diedienburgijche zur Regierung verordnete Präfident, 
Grheimes und Räthe, 


516 Juſtizſachen. Criminalrecht und Eriminalproceß. 


: 19795. VBerbot der Sazardipiele 1. Zul. 1800. - 

Sriederih Franz ze. Unſere bisherigen landesherrlichen Berordnungen gegen 
bie Hazarb- Spiele haben, wie bie Erfahrung Uns gelehrt hat, ihren mwohlthätigen 
Zweck nicht ganz erreicht: gleichwohl wünſchen Wir aus Tandesväterlider Zürforge 
für das Wohl Unfrer getreuen Unterthanen, fo viel möglich biefem verberblichen Uebel 
noch engere Grenzen zu feßen. Wir verorbnen demnach, nad vernommenem rathſamen 
unterthänigften Erachten Unferer getreuen Ritter- und Landfchaft, bierdurd Folgendes: 

Ale Hazard - Spiele, e8 mögen foldhe ſchon erfunden fein ober Fünftig noch er- 
dacht werben, wozu Karten, Würfel oder andre Zeichen gebraucht werden, mithin 
Bassette, Pharo, Quinze, Biribi, Trente-Quarante, Cavagnole, Passe- 
. dix, Cinq_et neuf, Stoßen, Häufchen, Habzwölf, Vingtetun, Schneiden, Rouge 

et noir, Sleineilf, Roulet u. f. w., ſollen hiemit allen Landes - Einwohnern und 

Fremden ohne Unterſchied in Unſern Landen, es fei in öffentlichen Häuſern ober bei 
Privat⸗Perſonen in den Städten und auf bem Lande, durchaus verboten fein, und 
zwar bei nachbeflimmter Strafe: " 

1) für alle Herzogl. Bebiente, ſowohl Militair⸗ als Civilſtandes, des Verluſtes ihrer 
Dienſte, neben den in dieſem Geſetz beſtimmten Geldſtrafen, 

2) für diejenigen, welche die ſogenannte Bank machen, nach Beſchaffenheit Des 
Spiels von 100 Bis 500 Rthlr. fiscalifher Strafe, 

3) für die Mitjpieler von 50 bis 300 Rthlt. gedachter Strafe, ' 

4) für die Gaſtwirthe oder Privat-Perſonen, welche dergleichen Spiele in ihren 
Häuſern oder in Miethe habenden Wohnungen dulden, ohne die Spieler dagegen 
zu warnen, oder der Obrigkeit ſolches anzuzeigen, nach vr breimonatlicher 
Zuchthaus⸗ oder harter Geldſtrafe. 

Jedoch ſoll der Flecken Doberan, in Hinſicht der dortigen Babe- Anftalt, von 
dem Verbot in ber Maaße ausgenommen: fein, baf bafelbft vom: 15, Junius bis 
zum 15. Oetbr. das Hazard⸗Spiel erlaubt ſein ſoll. 

Solchemnach befehlen Wir, reſp. mit Entbietung Unſers gnäbigfen Orufes, 
allen und jeden höheren und nieberen Gerichten und Obrigfeiten in Unſern Landen, 
biemit gnädigſt ernftli, über die genauefte Befolgung vorfichender. Unſerer Tandes- 
herrlichen Verordnung, und Daß berfelsen auf Teine Weife entgegen ' gehandelt merbe, 
zu ihrem Theil durch unerwartete Bifltation der Wirthehäufer, Schenken und Krüge, 
auch forgfältige Bigilanz auf verbäditige Privat Häufer, und durch bie patentmäßige 
Unterfuhung und Beftrafung der Gontraventionen ſowohl von Amtswegen, als auf 
gefhehene Anzeige, gehörig zu halten, fo Tieb ihnen ift, den unabbittlichen Erfolg zu 
vermeiden, im Tall einer erweiglichen Vernachläſſigung ſolcher ihrer obrigkeitlichen 

Pflichten, für die ganze Strafe der Spieler und mit einer proportionirlichen Geld⸗ 

ftrafe für Die Strafe des Wirthé ſelbſt zu haften, und überbem zur Bezahlung bes 
Gedoppelten aus ihrem eigenen Vermögen, welches fobann Unſetm Fiscus anheim 
fallen und zur Hälfte dem Angeber mit Verſchweigung feines Namens zu Iherl werben 
foU, angehalten zu werben. 

Zugleich wird Unfern Siscalen, mit Zurädführung auf ihren geleifteten Eid, 
aufs neue bie Pflicht eingeſchärft, gegen das Hazardſpielen äußerſte Wachſamkeit zu 
beobachten, und wider die gehörig erweislichen Uebertretungen Unfrer gegenwärtigen 
Patent- Berordnung, ohne Anſehen der Perſon ihr Amt wahrzunehmen. An dem ꝛe. 
Urkundlich en Unferm Handzeichen und Infegel, Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 
1, Julius 1 en 

Sriederihb Franz 


Anberweitige Patent-Berorbnung gegen ' 
die Dazard: Spiele. 


1796. Ausbeſcheidung des Dreikartſpiels von den Hazaärdſpielen. 
21. Sept. 1800. 

Srieberih Franz x. Unfern ꝛc. Wir geben euch, auf cure Anfrage vom 

16, d. M., hiedurch zum Beſcheide: daß bas Sartenfpiel, Drei⸗Kart genannt, zu den 
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Hazardſpielen nicht zu rechnen ſtehet. Worn. gehauen en Holzes 
geben 2. Schwerin, ben 27. September 1808 20% % 8 andern Vol; 
An das Stabtgericht zu Lange. J Ger — —S 
1797. Strafe des mehr Porto erheben. e „® a 
Poftoffieianten. 10. Nov. ı u” | 
Friederich Franz z. Wir finden Uns bewogen, * 
Ordnung dahin bieburd näher zu beftimmen: 2 


Daß derjenige. Pof-Offeiant, welcher vorſätzlich mehr Poſt 

ale demnächſt von ihm in ber Charte berechnet worden, unte. 

Kir Dienftes entſetzt, fo. wie. außerdent dem Befinden nach 
eibes⸗ oder Zuchthausſtrafe belegt werben ſoll. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Infegef, Gegeben ꝛc. SH a, ben 


10, November 1810, 
Srieberih Franz. 


1798. Vergreifung gerichtlicher Depofiten. 13. März 1811. 


Srieberih Franz ꝛc. Fügen, refpeet. mit Entbietung Unſers gnädigften 
Grußes, hiemit jedermann Öffentlich zu wiſſen: Wie Wir, auf geziemendes Anfuchen 
bes Engern =» Ausfchufles Unfrer getreuen Ritter» nnd Landſchaft, die von Unfers in: 
Gott ruhenden Herrn Oncles, Gersons Friederich zu Medlenburg GOnaden, zunächſt 
und für herrſchaftliche und geiſtliche Berechner und Officianten erlaſſene Patent-Ver— 
ordnung vom 5. Jun. 1784, im Betreff der Ablegung der Rechenſchaft vom anver⸗ 
traueten Gut, dahin hiedurch erweitert haben, daß ſich die darin auf das Verbrechen 
der Beruntrenung anvertraueten Guts $. 2. und 8. gefehten Strafen allgemein auch 
auf das Verbrechen ber Bergreifung gerihtlicher Depofiten erfireden follen. 

Wer demnach fih die DVeruntreuung oder Bergreifung erweislich gerichtlicher 
Depofiten zu Schulden kommen läffet, hat die im ber oben angezogenen Patent-Ber- 
ordnung angedroheten gefehlichen Eriminal-Strafen ohne Anſehen der Perfon zu erwarten, 

Urkundlich iſt Diefe Unfre erweiterte Patente Verordnung Unfren Landes-Gerichten, 
um fi in ihren Erfenntniffen darnach zu achten, mitgetheilt, auch zu Jedermanns 
Nachricht deren Bekanntmachung durch die hiefigen Anzeigen von Uns verfüget worden. 
Gegeben 3. Schmerin, den 13. März 1811. 

Sriederih Franz. 


1709. Bon ben Strafen für Dazardfpiele. 16. Nov. 1811. 


Sriederih Franz ıc Da. De Erfahrmg zeigt, baf die in ber Patent 
Verordnung gegen die Hazarb-Spiele verorbnetn Geld-Strafen zuweilen ihren Zweck 
verfehlen, jo werben ſtimmiliche Gerichte hiedurch autorifirt und angewiejen, bie be⸗ 
fimmten Geldftrafen, wobei es in. der Regel fein Bewenden behalten fol, in beſonders 
dazu geeigneten Fällen, nad Beſchaffenheit ſowohl ber Vermögens⸗Umſtände als ber 
Einfichten der Eontravenienten herabzuſetzen, oder flatt deren auf gemeflene Leibesſtrafe 
zu erkennen. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſtegel. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 16. Novbr. 1811. 

Friederich Franz. 


1800. Vom unbefugten Fiſchen. 13. März 1813. 

Friederich Franz ꝛc. Die Ueberhand nehmenden Beeinträchtigungen der 
Fiſchereien veranlaſſen Uns, nachſtehende, von Unfers in Bett ruhenden Herrn Oneles 
Gnaden erlaſſene Verordnungen reſp. som 9. Octbr. 1778 und 21. Decbr. 1784 
hiedurch zu erneuern, und werben fAmmtliche Obrigfelten in: Unſern Landen an die 
genaue Beobachtung gedachter Verordnungen hiedurch an Ya erinnert, 

Datum auf Unſrer Veſtung Schwerin, ben 13. März 1 

Friederich rang. 


— 
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19795. sung untreuer Caffenbeamter. 31. März 1818. 


Friedeniß ang ze. Unfern ꝛc. Wenn Bir die Patent» Verordnung vom 
bie Do 754 wegen Ablegung ber Rechenſchaft vom anvertraueten Out unterm 

figen Dato, Inhalts des ‚abjcheiftlihen Anjchluffes, ermweitert haben; fo geben Wir 
euch biebei auf: euch in euren besfallfigen Erfenntniffen alles Urtheilens zu ent— 
halten, wenn es glei‘ euren Pflichten überlaffen bleibet, Darauf bei Beftimmung Der 
Strafen Rüdfiht zu nehmen; aud habet ihr im etwanigen Falle ber Arten» Ber- 
ſchickung diefe Unjere erweiterte Verordnung allezeit beizulegen. 

Zugleid) wird euch hiebei angefüget: Daß eine foldhe Dienftentfegung von Feiner 
Behörde eigenmächtig gefchehen,  fondern vor der Vollziehung darüber allezeit Uns 
bet Unſrer Regierung untertdänigfter Vortrag gemacht werden fol. Wonach ıc., und 
Wir verbleiben 20. Gegeben 2c. Schwerin, den 31. März 1813. 

Sriederid Franz. 
An bie drei Landesgerichte. 


Mir Friederich Franz ꝛc. Finden Uns gnäbigft bewogen, die von Unſers 
Hochfeligen Herrn Oncles Herzogs Friederih zu Medienburg Gnaden unterm 5. Sun. 
1784 erlaffene Patent-Verordnung, wegen Ablegung der Rechenſchaft vom anver- 
traueten GOute, nicht nur allen Inhalts zu erneuern; fondern aud dahin zu erweitern, 
und zu verordnen: daß alle Unfere Bebiente, welche burd eine fummarifche, von 
ihrer competirenden Dienft:Behörde zu verfügende, Unterſuchung überführet find, daß 
fie entweder als Caſſen-Bediente Gelder untergefchlagen, oder fonft ihr Amt zu Privat 
Zwecken oder Erpreffungen gemißbraudt haben, nachdem Uns darüder bei Unferer 
Regierung zuvor von ber competirenden Behörde unterthänigfier Vortrag gemacht 
morben, fofort ihres Amtes entlaffen, jedoch dadurch ohne Abbruch Unferer vorbejagten 
Patent» Verordnung von ber Unterfuchung zum Zweck befonberer wohlverdienter Be- 
ftrafung nicht befreiet werden foden. 

Urkundlich iſt dieſe Unſere erweiterte Patent-Verordnung Unſern Landes-Gerichken, 
um ſich in ihren Erkenntniſſen darnach zu achten, mitgetheilt, und deren Bekannt⸗ 
machung zu jedermanns Nachricht durch das officielle Blatt von Uns verfüget worden. 
Gegeben u. Schwerin, den 31. März 1813; 


Friederich Franz. 
Erweiterung 


der Patent-Verordnung vom 5. Jun. 1784, 
betreffend die Ablegung der Rechenfchaft vom 
anvertraueten But. i 


1802. Einſchickung der Straferkenntniffe gegen untrene 
Gaffenbeamte. 24. Jun, 1813. 


Friederich Franz 3. Unfern ꝛc. Wir remittiren euch Hieneben verfchloffen 
bas von euch unterm 21. d. M. eingereichte Straf Erfenntniß wider denD.... 
S...... zu Z........ Im Betreff feiner Dienfl-Bergehungen, um bieferpalb, nad 
euren Pflichten zu verfahren, wobei euch zugleich unverhalten bleibet, daß in Unſerm 
Refcripte vom 31. März d. 3. wegen Erweiterung linferer Patent: « Berorbnung bie 
Ablegung der Rechenſchaft vom anvertraueten Gut betreffend, ſolche Einſchickung zwar 
von den Dienftbehörden, nicht aber von ben Gerichten beabfichtiget if. Wornach zc. 
und Wir ıc. Datum Schwerin, den 24. Junii 1813. 

An die Juſtiz-Canzlei biefeldft. 


1803. Unterſchied ie Solsfrevel und Holzdiebſtahl. 
2. April 1814. 
Friederich Franz x. —— ꝛc. Die Constit. Carol. $. 168. ſagt aus⸗ 
drücklich: 
Co jemand gehauen Holz bem andern heimlich hinwegführet, das iſt einem 
Diebftahle glei, nad Geſtalt der Sachen zu beftrafen. Welcher aber ıc. 
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und beſtimmt daher ganz Kar, Daß nur bie heimliche Entwendung gehauenen Holzes 
einem Diebftahle gleich zu achten ift, nicht aber wenn Jemand in eines andern Hol; 
bauet, ober fogenannte Holzfrevel begehet. 

Dadurch beantwortet fi bie erfte Anfrage eures Vortrags vom 15. d. M., 
wegen Beftrafung ber außerhalb ber Domainen begangenen Holz-Diebereien, von 
feloften. Mit dem Begriff eines Verbrechens im eigentlichen Sinne bes juris erı- 
minalis fällt aber auch die Pflicht des Richters weg, ohne Klage, auf bloße De⸗ 
nunciation, zu inquiriren. Laſſens euch alſo — fein, und verbleiben ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 22. April 1814. 

An bie Juſtiz⸗Canzlei in Schwerin. 


1804. Beitrafung des Solzdiebftahld und des Holzfrevels. 
24. Auguft 1814. 

Friederich Franz x. Unfera ꝛc. Wir laffen euch, auf eure weitere Anfrage 
vom 9. Mai d. 3., im Betreff ber Beſtrafung der außerhalb Unferer Domainen 
begangenen Holgdiebereien, hiemit unverbalten fein; Daß es folderhalb Feiner neuen 
Geſetzgebung bedarf, da das von euch angezogene Geſetz an fih ganz Far ift und 
darin 

ua 1., das Holzftehlen von dem verbotenen Holz⸗Abhauen, ſowohl in rubro 
als nigro bes Geſetzes wefentlih von einander abgefondert, 

qua 2., aber die Beftrafung des letztern ber Gewohnheit jedes Landes und 
Drts überlaffen worden; wobei es denn auch ferner verbleiben muß, mithin Die Holz- 
Frevel weber in nod außer ben Domanio als gemeiner ober qualificirter Diebftapl, 
fondern nad Landes» Gebraudh und Gefehen fernerhin bebantelt, aljo im Domanie 
von ben Sorft- Gerichten gerügt, außer bemfelben, in fo ferne fie nicht burd Pfändung 
in continenti abgethan worden, von der orbentlihen Obrigkeit des Frevlers, auf 
erhaltene Anzeige Davon, beitraft werden follen, ohne daß bie, nicht für ſolche Fälle, 
fondern für eigentliche Crimina, gegebene Gonflitution de 10. Auguſt 1811 dabei 
angewandt werden fol, Wornach ꝛc., und Wir 1c. - Gegeben 0. Schwerin, ben 


24. Auguft 1814, 
Friederich Franz. 
An die Juſtiz⸗Ganzlei hieſelbſt. 


1805. Vom Hausdiebſtahl. 18. Sept. 1815. 
Friederich Franz ıc. Unſern ıc. Ihr emwpfanget hierneben Abſchrift des an 
Unſer Hof- und Landgericht unter heutigem Dato erlaſſenen Reſcripts, im Betreff 
der unterm 26. Junii 1749 gegen die Hausdiebe erlaſſenen Verordnung, zu eurer 
Nachachtung, und Wir verbl. ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 18. Septbr. 1815. 


Friederich Franz. 
An die Zuftiz-Sanztei hiefelbft und zu Roftod, 
auch dad Griminal:Gollegium zu Bützow. 


Friederich Franz 2c. Unſern ꝛc. In Antwort auf euren Vortrag vom 
14. d. M., im Betreff der für den Hausdiebſtahl burd tie Verordnung vom 26. 
Junii 1749 beflimmten Strafe, eröffnen Wir euch hiedurch gnädigft: daß, nachdem 
das Geſetz feit fo Tanger Zeit in Desuetudinem gekommen if, Wir nicht gefonnen 
find, e6 wieder zu erneuern, und habet ihr in bergebörigen Fällen nah Dem gemeinen 
Rechte zu erkennen. Wornach zc. Schwerin, ben 18. September 1815. 
An bas Hof⸗ und Landgericht zu Güftrow. 


1806. Strafen der Feen der — am Schwerin. 
on. 1816. 
Friederich Franz ꝛc. Wir haben Ber — bemerkt, daß die ſeit einigen 
Jahren zur Berfhönerung der Umgebungen Unſrer hieſigen Reſidenz angelegten — 
pflanzungen von böſen Menſchen auf die ruchloſeſte Art verwüſtet werden. 
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Degen Ahndung ſolches ſträflichen Frevels werortnen Wir nun ‚folgendes: . 

Seder der einen in den neuen Alleen gepflanzten. Baum aus Unvorfichtigfeit be= 
fhädiget, foll in eine Strafe von Zwei Rthlr., und in bie Unterfuhungs- Koften 
verurtheilet fein. 

Seder aber, der einen Baum in folchen Alleen mutbwillig ruinirt, fol bas erſte⸗ 
mal mit 15 bis 50 Rörchenhieben auf öffentlichem Markt, und Das. zweitemal mik 
breimonatliher Zuchthausftrafe unabbittlich belegt, imgleichen zur Bezahlung der Unter⸗ 
fuhungs = Koiten angehalten werben. 

Dem Denuncianten eines foldhen Frevels wird, wenn ber Thäter auf feine Des 
nunciation zur Strafe gezogen werben kann, jedesmal bie Hälfte ber Geldftrafe; in 
ben Fällen aber, wo feine Geld- fondern körperliche Strafe Statt findet, 5 Rthlr. 
hiedurch zugeſichert. — 

Die Unterſuchung und vorſchriftsmäßige Beſtrafung ſolcher Frevel iſt Unſern 
biefigen Beamten ſpecialiter committiret. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben--8. San. 1816. 

Friederich Franz. ' 


1807. Beltrafung nicht in fürftlichen Dienften fichender untreuer 
NHechnungöbeamten. 31. Jau. 1817. | 

Friederich Franz x. Wir finden Uns auf allerunterthänigften Antrag Unfrer 
auf dem allgemeinen Landtage zu Malchin verſammlet gemwefenen getreuen Ritters und 
Landſchaft gnädigſt bewogen, .die von Unſers Hochſeeligen Herrn Oncles Oerzogs 
Friederich zu Mecklenburg Gnaden, unterm 5. Junii 1784 erlaſſene, von Uns 
unterm 31. März 1813 ernenerte und erweiterte Patent-Verorbnung, wegen. Ablegung 
ber Rechenſchaft vom anvertraueten Gut, und bes bei bergleichen Dienftvergehen zu 
beobachtenden Verfahrens hiedurch dahin zu erweitern, baß nit nur alle Unfre Bes 
Diente, fondern and alle darin erwähnte Dfficianten, ‚welche auch Feine Großherzogl. 
Diener find, fobald fie burg eine ſummariſche, vor ihrer competirenden Dienftbrhörbe 
au. verfügende: Unterſuchung überführt ſind, entweder als Caſſen⸗Bediente Gelder unter- 
geſchlagen, oder font ihr Amt zu Privat- Zweden gemißbrauchet zu baten, nachdem 
Uns Darüber bei Unfrer Regierung zuvor von der competirenden Behörde allerunter- 
thänigfter Vortrag gemacht worden; fofort ihres Amtes entlaffen, jedoch dadurch ohne 
Abbruch Unfrer vorbefagten Patent- Berorbnung, von ber linterfuchung zum Zweck 
befonderer mwohlverdienter Beftrafung nicht befreiet werden follen. 

Urkundllich iſt dieſe Unfere erweiterte Patent-Verordnung Unfern Landes-Gerichten, 
um fih in ihren Erfenntniffen darnad zu achten, mitgetheilet, und beren Belannt- 
machung zu Jedermanns Nachricht’ dur Das offirielle Blatt von Uns verfüget worden. 

Öegeben 1. Schmerin, den 31. Jannar 1817. 

Friederich Franz. 
Erweiterte Patent-Verordnung 
vom 31. März 1813, ... 


in Betreff der Ablegung der NRechenfchaft 
vom anvertraueten But. 


4808. Strafe. für Beleidigungen gegen Geusdarmen. 
15. März 1823. 

Srieberih Franz x. Da Wir bemerkt haben, daß Unſere Genbarmen bei 
ber Ausübung ihrer Zunktionen nicht immer gehörig unterftügßt werden, und daß bie 
Obrigfeiten hin unb wieder die wörtlihen und thätlihen Widerfeglichfeiten, ja ſelbſt 
grobe Beleidigungen gegen bie in ihren Amtsverrichtungen begriffenen Gendarmen zu 
gelinde behandeln; fo erflären Wir hiemittelftz daß Wir bei folden Vorkommenheiten 
ben ftrengften Ernft angewendet wiſſen wollen; und befehlen demnach Unfern Landes— 
gerichten, Beamten und allen Obrigkeiten. in Ufern Landen hiedurch gemeſſenſt: überall, 
wo rin Gendarme in Ausübung feines Amtes durch Widerfeglichfeit geflört, oder wohl 
gar perfönlich angegriffen ‚und beleidiget wird, bie Sache eben fo anzuſehen, zu be- 
handeln und aufs ftrengfte zu ahnden, ale wenn eine Schildwache auf ihrem, Poſten 
angegriffen und beleidiget wirb: wohingegen Wir, auf gegründete Veſchwerde gegen 
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einen Genbarmen, ber bie Grenzen feiner. Befugniß überſchritten Bat, bie ſtrengſte 
Unterſuchung und Beitrafung verfügen werben. 
Zur allgemeinen Befolgung vorftehender Unſerer Willensmeinung er Wir 
biefelbe durch den Drud gemeinkündig zu machen befohlen. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den :15. März; 1823, 
— Friederich Franz. 


41809. Verbot, altes Eiſen von verdächtigen Leuten zu kaufen. 
6. Jul. 1827. 

Friederich Franz ı.. Da Wir erfahren, daß in neuerer Zeit häufig Dieb- 
ſtähle an Eifenwert unter Vernichtung der Gegenflände, an welchen baffelbe befindlich 
war, beſonders an Acker⸗ und Barten-Gerätbfihaften, Garten-Häufern, Garten und 
fonftigen Befriebigungen ‚begangen ‚werben, fo befehlen Wir zur möglichſten Verhütung 
Diefer fo gemeinfchäblichen ‚als leicht ausführbaren Entwendungen hiemit: 

daß fortan niemand. altes Eifen. von: folchen Leuten, bie. fih über den Erwerb 
befielben nicht genügend ausweilen Tönnen, anlaufen oder fonft an fi) bringen, 
vielmehr ein jeder, wo ihm. foldies angeboten wird, es, bei Vermeidung einer 
‚Strafe. von: 3 Rthly. und in etwanigen Wiederholungs-Fällen bes Doppelten und 
: Bierfachen, fofert::anbalien und der Obrigfeit davon Anzeige machen. fol. 
-.. Wie uun gefammte Obrigkeiten in Unſern Landen hirdurch angewieſen werben, 
beſonders die Schmiede hiermit bekannt zu machen, und ſtreuge darauf zu wachen, 
ſo hat auch ſonſt ein jeder 2) aufs. genaueſte hiernach on richten. Gegeben ıc. 
a ben 6.: Julius 1827. 
‚ Brieberig, Branı. 


zue Beftrafung der Nachmachung ober Verfälſchung meklen⸗ 
burgifcher Pfaudhriefe. 11. Jul. 1828. 

Friederich— Franz 2c. Nachdem Wir über die im S. 68 ber. Statuten bes 
mecklenburgſchen ritterſchaftlichen Gredit- Vereins vorbehaltene Beſtimmung ber Strafe 
wegen Nachmachung oder Berfälfibung medlenburgfcher Pfanb= Briefe oder Zins⸗ 
Coupons das Gutachten unferer getreuen Ritter⸗ und Landſchaft eingezogen haben, 
Serorduen Wir hiedurch Folgende: 

Jede Nachmachung oder Berfälſchung — Pfand⸗ „Briefe ober Zins⸗ 
Coupons ſoll mindeſtens mit fünfjähriger Zuchthaus⸗Strafe belegt werben, dabei ſollen 
alle rechtlich zu beobachtenden Milderungs-Göründe zwar ‚nicht ausgeſchloſſen fein, aber 
ea ſoll auch die Strafe im Falle ber. Wieberholung des Berbrechens, oder wenn 
ſolches unter fonftigen beſchwerenden Umſtänden begangen, geichärft. werben. 

Wir befehlen demnach allen Gerichten und Spruc-Eollegien in Unfern Landen 
— gnädigß, ſich nach dieſer A in vorkommenden Fällen aufs genaueſte 
zu achten. 

Urkundlich haben Wir dieſe — Uns behandzeichnete Patent⸗Verordnung mit 
Unferm Oroßherzogl. Inflegel bekräftigen laſſen, und =‘ bat offiriele Wochenblatt 
zu publiciren befehlen laſſen. 

©» geſcheher Schwerin, ben. 11. Julius 1828, ee 

eng gran; md 
Patent: Verordnung 
megen der im $. 68 der Statuten des med: 
lenburgſchen ritterfchaftlichen Exedit-Vereins 
vorbehaltene Beſtimmung der Strafe ıregen 
Nachmachung oder Verfälfchung mecktenburg⸗ 
cher. Pfand» Brirfe aber Zinssigupons. 


AS. Bon Verbalinjurien gegen Gendarmen, 25. Nov. 1829. 

Friederich Franz m... Da bin und mwieber Fälle vorgelommen find, wo 
wörtlihe Beleidigungen gegen. bie in ihren Amts⸗Verrichtungen begriffenen Gensd'armen 
durch bloße Abbitte bechndet worden, eine ſolche Beſtrafung aber ben Vorſchriften 
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Unfrer Verordnung vom 15. März 1828 (officielles Wochenblatt de 1823 
Stüd 11) keineswegs entſpricht, fo befeblen wir Unfern Landes» Gerichten, 
Beamten und allen Obrigkeiten hiemit: bei wörtlihen Beleibigungen gegen in 
Ausübung ihres Amtes begriffene Gensb’armen nie auf bloße :Abbitte, fonbern 
allemal auf eine außerordentliche, nad Lage der Sache zu beftimmenbe, Gelb-, 
Sefüngnig- oder Leibeöftrafe zu erkennen. -. Wonach ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, 
ben 25. November 1829, | 
Srieberig Frans. 


1812. Bon Verbrechen gegen den. Deutfchen Bund, 

zo. Sept. 1836. .. 

Friederich Sins 30. Thun Hiermit Fund, daß in ber ſechezehnten dies⸗ 
jährigen Sitzung der deutſchen Bunbes-Berfammlung zu Frankfurt a. M. wegen 
Beitrafung der Bergeben gegen ben beutichen Bund, und wegen Auslieferung 
von politiſchen Berbrechern auf dem deutſchen Bundesgebiete der nachflefente 
Beſchluß gefaßt worden ift: 

„Beſchluß: 


Artikel 1. Da nicht nur ber Zweck des drutfäpen Bundes. in ber Erhaltung 
ber Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit ber beutfchen. Staaten, fo wie ber 
äußern und innern Ruhe und Sicherheit Deutfchlands beſteht, fondern auch 
bie Berfajlung bes Bundes wegen ihres weſentlichen Zuſammenhanges mit 
ben Berfafjungen ber einzelnen Bundes= Staaten ale ein nothiwenbiger 
Beſtandtheil ber letztern anzufehen  ift, mithin ein gegen den Bund oder 
deſſen Berfafl Inng gerichteten Angriff ‚zugleich einen Angriff gegen den einzelnen 
Bundesftaat in fich begreift; jo ift jedes Unternehmen gegen bie Erifteng, 
die Sintegrität, Die Sicherheit oder die Verfaſſung des deutſchen Bundes in 
den einzelnen Bundesſtaaten, nach Maaßgabe der in den letzteren beſtehenden 
oder künftig in Wirkſamkeit tretenden Geſetze, nad welchen eine gleiche 
gegen den einzelnen Bundesſtaat begangene Handlung als Hochverrath, 
Landesverrath ober unker einer andern Benennung zu richten wäre, zu be⸗ 
urtheilen und zu beftrafen. 

Artikel 2. Die Bunbesftaaten verpflichten ſich gegen einander, Individuen, 
welche der Anftiftung eines gegen ben Souverain, oder ‚gegen bie Exiſtenz, 
Integrität, Verfaſſung oder Sicherheit eines andern Bundesſtaates gerichteten 
Unternehmens, oder einer baranf .abzielenden Berbindung, ber Theilnahme 
Daran, oder der Begünftigung derſelben beinzichtigt And, dem verlegten 
oder bedroheten Staate anf Berlangen auszuliefern; — vorausgefcht, daß 
ein ſolches Individuum nicht entweder ein Unterthan des um bie Auslieferung 
angegangenen Staates. felbft, oder in bemfelben ſchon wegen anderer ihm 
zur Laſt fallenden Verbrechen zu unterfuchen ober zu beitrafen if. Sollte 
bas Unternehmen, deſſen bee. Augzuliefernde beinzichtigt ft, gegen mehrere 
einzelne Bundesſtaaten gerichtet fein, fo hat. die Auslieferuug an jenen biefer 
Staaten zu gejchehen, welder barum zuerft das Anfuchen fteflt.“ 

und befeblen allen Behörden in vorkommenden Fällen fih darnach zu richten. 
Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 20. September 1836. 
Sriederih Franz. 


1813. Berorduung, Baar Se die Beftrafung bes Diebftahle. 
4. Jan. 1839. 

Paul Friederih ıc. Da bie vorhandenen gefeglichen Borfehriften über 
bie Arten und Das Maaß ber Diebflahlsftrafen mehr oder weniger unanwenb- 
li) geworben find, ber an beren Stelle geiretene Gerichtsgebrauch aber manthe, 
mit guter Handhabung der Straf-Juſtiz nicht verträgliche Ungleichheiten gezeigt 
bat, fo verorbuen Wir, . um dieſem Uebelſtande möglichſt abzmhelfen, im Ein⸗ 
verfländniffe mit Unſern getreuen Ständen, hieburd wie folgt: 
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$. 1. Diebe und beren Grhülſen und Begünſtiger find in ber Regel mit 
Gefängniß oder Zuchthaus zu beftrafen. 

Die Gefängnißſtrafe wird durch einfame Haft im Gerichte - Sefäng- 
niffe — nach Umftänden mit Anbalten zu geeigneter Arbeit — vollzogen; Die 
Zuchthauoſtraf e einſtweilen noch, wie bisher, in ber Straf⸗Anſtalt zu Dömitz, 
fünftig aber in ber neuen Straf-Anftalt bei Bützow. 

Nach Eröffnung der letztern wird über bie Bolljiehungsweife ber Strafen 
daſelbſt das Erforderliche befannt gemacht werben. 

5 2. Die Gefängnißitrafe kann nicht unter vier unb zwanzig 
Stunden und nicht über ſeche Monate, bie Zuchthausſtrafe nicht. unter vier 
Monaten erkannt werben. 

Der Zag ift zu vier unb zwanzig Stunden, bie Woche zu ſieben 
Tagen und der Monat zu dreißig Tagen zu rechnen. 

Wenn unter beſondern Umſtänden, z. B. wegen Nüdjalle ($. 17), Zucht⸗ 
hausſtrafe und Gefängniß verwirkt iſt, ſo ſoll legteres in Zuchthausſtrafe von 
halb ſo langer Dauer verwandelt werden. 

Treffen mehrere Gefingnißftrafen fo zuſammen, daß fie mehr als ſechs 
Monate ausmachen, fo foll ihre Verwandlung in Zuchthausſtrafe von Halb fo 
langer Dauer, jetod nie unter vier Monaten eintreten. 

In den Urtheilen iſt bie erkannte Strafe nach Art und Maaß genau aus- 
zudrüden, tie Weife ber Ermütelung unb Berechnung berfelben aber in den 
Urtheils⸗Gründen anzugeben, 

$. 3. Statt Gefängnißſtrafe, ober zu ihrer Abkürzung in Berbin- 
bung mit berfeißen — unter Berüdfihtigung bes Alters, ber Törperlihen Be⸗ 
Ichaffenheit, der äußern Bergältniffe und ber fonfiigen Perfönlichleit des Schul⸗ 
bigen — auf förperlihe Zühtigung erfannt werben, 

Auch iſt, zur Ablürzung der Sefängnigfrafe, auf Schmälerung ber Koft 
(Waſſer und Brod) zu erfennen; und zwar in der Kegel immer, wenn nicht 
Nüdfihten auf ben Geſundheitszuſtand bes Schuldigen es verbieten. 

Sn folder Hinfiht find ſechs Streide einem Tage und fünf unb 
zwanzig Streihe einer Woche einfacher Gefängnißftrafe, fo wie zwei 
Tage ter letzteren einem Tage bei. Wafler und Brod gleich zu achten. 

Die Törperlihe Züchtigung ift nit unter ſechs und nicht über funfzig 
Streiche zu erfennen. Sie ift im Gerichtelocale zu vollziehen, und darf, wenn 
fie fünf und zwanzig Streiche überfleigt, nur bie zu biefer Anzahl von Streichen 
auf einmal vollzogen, umd erft nad) Ablauf einer Zwiſchenzeit von ſechs Zagen 
fortgefegt werben, 

Bei Bollftredung ber Gefängnißſtrafe bei Waſſer und Brod iſt nicht, wie 
bisher gewöhnlich, an jedem zweiten, ſondern an jedem britten Tage warme 
Koft zu verabseichen; bei längerer Dauer iſt dieſelbe in einer Folge nicht über 
vierzehn Tage auszudehnen, und bie Fortfeßung erft nach Berlauf einer Woche 
bei warmer Speifung zuläſſig. 

Bei Zuerkennung riner Gefängnißſtrafe iſt jebesmal genau anzugeben, in 
welchen Wochen und an welchen Tagen warme Kofß. gereicht werben ſoll. 

86. 4. Auf Gelbfirafe ik nur in ben durch dies Geleh befonders be⸗ 
zeichneten Fällen zu erfennen. 

Dinfichtlic) des etwanigen Berluftes Der Amts» ober befonberen bür- 
gerithen Rechte, als Strafe bes Diebflahls ober überhaupt als Folge ber 
Berurtpeilung wegen folder Begangenfhaft, nach befenderer Urtheilsvorſchrift 
oder auch ohne folhe, fol burd dies Gefeh an bem befichenden Rechte nichts 
geändert werden, 

Gegen Ausländer kann auf SAUIERDERDEN ung erkannt werben, Wenn 
ber Ball fi rechtlich dazu eignet, 

Andere Strafmittel, als bie bisher genauen, durfen in Diebſtahlofallen 
überall nicht angewandt werden. 


BF, Straf⸗ 
mittel. | 


Fortſetzung. 


Fortſetzung. 


Fortfegung« 
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IE &trafs $. 5. Die Strafe des ohne Auszeiänung (6. 6, 7 unb 8) begangenen 
maaß. einfachen Diebſtahls ift zunächſt nad dem Werthe. des Entmendeien zu be— 
— a meſſen. Es follen dabei nachſtehende ſechs Stufen unterſchieden werben, 
fähle. Wenn ber Werth beträgt 
1) fünf Ipaler ober weniger, fo. ift auf Gefängnif von u und’ zwanzig 
Stunden bis zu einer Woche zu erkennen; 
2) mehr wie. fünf, aber nicht über breißig Thaler, — anf Gefängnig 
von 3 Tagen bis zu fehs Wochen; 
3). über dreißig Thaler, aber nicht über hundert —— — = auf Ge⸗ 
fängniß von. drei Wochen bie. zu drei Monaien; 
4) über hundert Thaler, aber nicht über dreihundert Thaler — af ſechs⸗ 
wöchiges Gefängniß bie zu einjähriger Zuchthausſtrafgeee 
5) über dreihundert, aber nicht, über tauſend Thaler, — viermonat⸗ 
liches Gefängniß bis zu ;siweijäßriger Zuchthauoſtrafez 
6) über tauſend Thaler, — auf Zuchthausſtrafe . vier Monaten ‚bis 
zu vier jahren. 
B. ber aus: $. 6. Der ausgezeichnete Disbtahl erften Brabes M als 0 srpandın 
gezeichneten anzunehmen: 

Zn 1) wenn Poftgüter vom Poftwagen- geſtohlen find; 

Braded. 2) wenn ber Dieb, nur zur Nachtzeit zu ſtehlen, ſich in bemopute Gebäude 
eingefchlichen. hatte ober ‚hatte einſchließen laſſen; 

3) wenn ber Diebftabl im Innern eines bewohnten Gebäudes mittel Er⸗ 
bredung oder Eröffnung durch Nachſchlüſſel oder durch andere bazu 
dienliche Ziſtrumente vallführt wurde, namentlich auch Durch den Gebrauch 
der rechten Schlüſſel, welche ih ber Dieb burg Liſt oder heimlich zu ver⸗ 
haften gewußt hatte; . 

4) wenn der Dieb in bewohate ober unbewoßnte Gebande eingebrochen, 
oder in bewohnte eingeſtiegen iſt; 

5) wenn ber Diebſtahl aus einem dem Gottesdienſte — Gebãude, 
oder aus der Sakriſtei deſſelben, an Gegenſtünden begangen iſt, bie nicht 
zum Gebrauch bei der Ausübung bes Oottesdienſtes beſtimmt find; + . 

und foll beftraft ;werben: bes einem Betrage nicht über drrißig Thaler mit 
ſechowöchigem Geſüngniß bis zu "einjährigem Zuchthaus, — bei einem Betrage 
über ‚dreißig, nicht aber über hundert Thaler mit viermonatlichem Gefängniß 
bie zu zweijährigem Zuchthaus, — hei einem Betrage über hundert, nicht aber 
über. dreihundert Thaler mit Zuchthaue von vier Monaten bis zu vier Zahren, 
— mit einem Betrage über dreibundert Thaler mit Zuchthaus son ſeche Mo- 
naten bis zu ſechs Jahren. 

Ce: $. 7. Den ausgezeichneten Diebſtahl zweiten Brabrs trifft Zucht⸗ 

gezeichneten hausſtrafe von vier Monaten bis zu acht Jahren. Dahin gehört | 

Diebftäple .1) Pferdediebſtahl; 

nn 2) das gewerbmäßig betriebene Stehlen; 

rn 3). ſolche Diebflägle, bei: benen der Dieb, um ſich allenfallo zur Wehr zu 
ſetzen, Waffen mit fi. geführt bat. 
D. ber aus: . S. 8. Der ausgezeichnete Diebftapl dritten Orabes iſt mil. eine bis 
— zehnjähriger Zuchthaueſtrafe zu belegen. 

ne nn Folgende Fülle ſind hierher zu reihen: 

2... 1) menn eine zu lirchlichem Gebrauch bei ber Ausübung bes Gottesdienſteo 
beſtimmte Sache ans einem dem Gottesdienſte gewibmeten Gebäube, ober 
aus der Saktiftei. deſſelben entwenbet if; 

2) wenn ber Dieb nad) vollbrachtem Diebftahle von ben Waffen, mit denen 
er ih im alle eines. Wiberflanbes verfehen, (6. 7, nr. 3), gegen Die= 
jenigen, welche ihn feftnehmen oder an Forthringung bes entwandten Guts 
verhindern wollten, wirklich. Gebrauch gemscht S infoferne nicht dabei 
ein ſchwereres Verbrechen vorliegt. 
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Waren die Waffen zur Bollbringung bes Diebflahts: ſelbſt gebrandt 
werben; ſo iſt: die That ale. Raub anzuſehen. 
3) alle von Diebsbanden verübten Diebſtähle. 
Die Strafe ‚des Anfühters folder Baude Tann bis zu lehensläng- 
licher Zudthausftrafe gefteigert werben. 

6 9. 1) Bewohnte Gebäude find Bier alle Hauſer und andere Erläute⸗ 
Gebäude, in. welchen Menfchen wohnen, uber worin fie ihre: gewöhnliche Schiaf- rungen. 
ftelle haben, wenn fie auch zur Zeit des begangenen Diebſtahls darin wicht 
gegenwärtig waren. 

2). Einen Einbruch begeht berienige, welcher einen verſchloſſenen ober 
vorher nicht da geweſenen Eingang in ein Gebäude ober. in einen zu einem 
Gebäude gehörigen, befriedigten. und gefclaiienen Oofraum mit Gewalt öffnet, 
ober eine vorhandene Oeffnung zum Eindringen erweitert, ober ſich fonft ge= 
waltfam eine Definung bereitet, mittelſt welcher er entweber ben vorhandenen 
Eingang fih zum. Eindringen Öffnen, ober auch ‚ohne rinzubringen ben Diebftahl 
im Simmern vollführen Tann. 

3) Das Erbreden wird durch gewaltſame Eröffnung yon Eingängen 
und Durdgängen im Innern, von Schränken, Kiſten oder andern ähnlichen 
Behältniffen begangen. 

4) Das Einſteigen iR als fiatigebabt anzunehmen, wenn ber Dieb in 
ein Gebäude oder in den bazu gehörigen, befriedigten und verfibloffenen Hofraum, 

m irgend einer Richtung, durch Dinauf- ober Derabfleigen eingebrungen if. 

5) Unter Waffen werben bier alle. Werkzeuge verftanden, mit welchen, 
— ihrer. gewöhnlichen Wirkung, lebensgefährliche Verletzungen zugefügt werden 
önnen. 

6) Der Betrag bes Diebftadls wird nach dem gemeinen Werthe 
beſtimmt, welthen die Sache zur Zeit der Entwendung Hatte, 

Sedem Tpeilnehmer ($. 19) ift der volle Betrag bes Diebſtahls anzu⸗ 
rechnen. Steht bem. Diebe. ein Miteigenthum an der entwantien Sache zu, 
fo ift ibm, nicht aber den etwanigen Theilnehmern am Diebſtahl, der Betrag 
ſeines Eigenthums bei ber Werthermittelung in Abrechnung zu bringen. 

7) Wo in dieſem Geſetze Gefängulßftrafe. angedrohet worden, iſt bie ein⸗ 
fache gemeint. Sie muß daher bei hinzukommender Schmaͤlerung ber Koſt 
($. 3) verhältnißmäßig abgekürzt werden. 

8) Die Münzſorte der hier vorlommenden Geldſammen iſt Natel, | 

:$. 10. Die Gründe, meldhe. überhaupt bei Verbpechen bie Zurechnung TIL. Gründe 

zur Schuld "ausfchließen, finben beziehungeweiſe auch bei dem Diebſtahle ihre ae — 
Anwendung. meſſung 
- Hit darnach eine völlige Zurechmungelofigleit nicht anzunchuen, wohl aber hy — auge 
ein ſolcher Geifteszuftand- des Angeſchuldigten zur Heit ber That erweislich, 
welcher feine Willensfreiheit in einem hohen Grade beſchränkt haben könnte, 
3 D. eine an Blödfinn grenzende Verſtandesſchwäche, ſo darf der Richter, in 
Erwägung aller Umſtände eines ſolchen befondern Falles, ausnahmsweiſe unter 
das, durch dies Geſetz beſtimmte geringſte Strafmaaß hinabgehen. 

Soweit dies Geſetz die Abmeſſung ber Strafe dem rechtlichen Ermeſſen 
bee Richters überläßt, alſo — mit alleiniger Ausnahme .ber ſo eben bemerkten 
Fälle — immer Innerhalb ber durch dies Geſet geſteclten Geenzen, iſt dabei 
zu ſehen: 

Ba ben höheren ober geringeren Grab ber Berdorbenpeit bes Thäters, 

auf bie bewieſene größere Gefliſſenheit, Lit, Frechheit, Dreiſtigkeit und 

Oefährlichkeit in ber Vorbereitung und Bolbringung ber That, auf bie 

größere ober geringere Gemeinfhäblichkeit, nuf. den höheren. oder minderen 

Werth bes geftohlenen Guts, fowie auch barauf, wie empfindlich Dem 

Beſtohlenen, nad beiten bem Diebe. Iefannten Lage, ber erlittene Verluſt 

war, und wie weit etwa der Schaben durch den Dieb aber ſonſt wieber 

vergütet wurde. 
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Das Abmeſſen ber einzelnen Erfäwerungs- und Minderungs- 
Gründe nad ihrer innern Stärke, fowohl an fi als in ihrer wechſelſeitigen 
Berbintung, bleibt in jedem einzelnen Ball, nach den befondern vorliegenden 
Umftänden und nach ber Perfönlichkeit bes Verbrechers, ber richterlichen Beur- 
theilung überlaffen. 
Unverfäuldete Unterſuchungshaft ſoll als ſchon tm voraus erlittene 
Strafe angefehen, und deshalb bei Beitimmung der letzteren angemeſſen berück⸗ 
fihtigt werden. 
2) Minde⸗ 6. 11. Ale Strafminderungsgrünbe find insbeſondere anzunehmen: 
rungsgründe. N Las jugendlihe Alter, vom vollendeten zwölften ($..22, nr. 1) bis 
zum vollendeten achtzehnten Jahre, Infoferne nicht. aus ben vorliegenden 
Umftänden ſich ergiebt, Daß das Verbrechen Teineswegs aus jugendlichen 
Leichtſinn, fondern mit- reifer Ueberlegung begangen iſt; 
2) entſchuldbarer Irrthum hinſichtlich des Wertheo ber entiwanbten Sachen; 
3). wenn ben Thäter ein hoher Grad von Armuth zu ber That drängte; 
vorausgeſetzt, Daß es ihm an Gelegenheit gefehlt hat, durch rechtliche Mittel 
feine Noth zu kehren, und daß der Betrag des Entwendeten das Bedürfniß 
nicht bedeutend überſteigt; 
4) wenn aus ſeinem Benehmen bei und nach der That auf einen nur geringen 
Grad von Verdorbenheit und Verwilderung geſchloſſen werden kann, wohin 
namentlich zu rechnen iſt: 
a. wenn er abſichtlich weniger entwandte, als er den Umſtänden nach, ohne 
größere Anſtrengung und Gefahr für ſich ſelbſt, entwenden konnte; 
b. wenn er aus freiem Antriebe thätig bemühet mar, ben Beſtohlenen zu 
entſchädigen, ober ihn ganz oder theildeife entjchädigte, und 
wen er fidy ſelbſt den Gerichten als Thäter angab, oder doch im 
Anfange ber Unterfuhung und ohne noch überführt zu ſei, fich ſchuldig 
befannte; 
Die Entdedung ber Mitſchuldigen durch den Angeſchuldigten, oder wenn dieſer 
zu deren Entdeckung oder Ergreifung Mittel und Wege angegeben hat, 
und 
6) die nach $. 22, nr. 3 a. den Kamilien-Diebflahl begründenden Voraus⸗ 
feßungen, wenn berjelbe zur Beftrafung kommt. 
3) Erſchwe⸗ $. 12. Befondere Straferfhwerungsgrünbe find: 
rungsgründe. 4) wenn ber Diebftahl an ſolchen Orgenftänden verübt it, melde, ohne be- 
fondere Verwahrung und Bewachung, ber öffentlichen Sicherheit anzu- 
vertrauen üblich iſt; namentlich: 
an Vieh auf der Weide, in Koppeln oder Hürden, — an Bienenſtöcken, 
— an Fiſchen aus Teichen, oder andern zur Zuzucht und Aufbewahrung 
beſtimmten Gewäſſern, oder aus Fiſchbehältern, — an landwirthſchaft- 
Geräthen im Freien, — an Baum⸗, Feld⸗, Wieſen⸗ oder Oartenfrüchten 
von dem Orte ihrer Cultur, — an geſchlagenem Holze aus Waldungen, 
von öffenlichen Holzlägern ober während bes Flößens, — an Bleich⸗ 
ſtücken u. ſ. w. 
wenn auf Jahr⸗ oder Wochenmärkten, oder ſonſt in einem Menſchengedränge 
geſtohlen iſt; 
ferner wenn der Diebſtahl verübt if: 
von Dienftboten, Gefellen oder Lehrburfchen, von Tagelöhnern und antern 
Derfonen, welche um Lohn und Brod Dienfte keiften, ans dem Daufe oder 
fonftigen Dertlichfeiten, zu welchen fie vermöge jener ihrer Stellung freieren 
Zutritt haben, an den Sachen der Dienſtherrſchaft, der Meiſter oder Haus⸗ 
berren, oder derjenigen, Die ſich mit dieſen in derſelben häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft befinden; 
von beſtellten Wächtern und Wärtern an ben zu bewachenben Ben 
oder auch an andern Dingen, während ber Wachzeit; 
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5) auf ber Landſtraße, oder anf andern Wegen, am Gepäd der Reiſenden; 

6) an Frachtgütern, die ih auf dem Land⸗ oder Baflertransport befinden; 

7) von Dieben, welche in unbewohnte Gebände ober in geſchloſſene Hofräume 
eingeftiegen find, ober innerhalb ſolcher Gebäude a Thüren ober 

Behältniſſe erbrochen haben; 

7) bei Gelegenheit einer Feners⸗ oder Waſſervoth, oder in dringenden Kriegs⸗ 
gefahren, oder andern dergleichen Unglücksfällen, imgleichen an Strandgütern 
oder aus geſtrandeten Schiffen; 

9) an Leihen, oder Sachen aus und an Gräbern ober Grabftätten, 
$. 13, 1) Werden bei einem einfachen Diebflahl (8. 5) oder bei einem 

‚ausgezeichneten Diebflable erften Grades (8. 6) einer ober mehrere. ber in 
$. 12 bezeichneten Erſchwerungegründe angetroffen, jo kann die Strafe über 
das für die Stufe, in welche der Diebftahl nach feinem. Werthbetrage fällt, 
beftimmte Manf hinaus und bis zum höchſten Man der zunächſt folgenden 
Stufe binangehen. Gehört aber der Diebftahl, feinem Werthe nach, zur legten 
Stufe, fo iſt das höchſte Strafmaaß diefer Stufe nicht: zu überſchreiten. 

2) Bei ausgezeichneten Diebſtählen zweiten und dritten Grades wird 
dagegen durch einen oder mehrere ber im 8. 12 bezeichneten Umſtände die 
Strafbarkeit nur innerhalb der Grenzen des Grades erſchwert, zu welchem der 
Diebſtahl feiner ſonſtigen Beſchaffenheit nach gehört. 
$. 14. 1) Die bei einem Diebſtahle zuſammentreffenden mehreren Aus⸗ 
zeichnungen deſſelben Grades find für eben fo viele beſondere Erſchwerungs⸗ 
gründe der Strafe zu achten, jedoch nur innerhalb der Strafgrenzen dieſes 
Grades; nicht aber darüber hinaus, ſelbſt dann nicht, wenn auch andere gra⸗ 
virende Umſtände (8. 12) hinzukommen. 

2) Treffen mehrere Auszeichnungen verſchiedener Grabe ($$. 6, 7, 8) 
bei bemfelben Diebftable zuſammen, fo if ‚innerhalb ber Strafgrenzen bes 
höchſten dieſer Auszeihnungsgrade die Strafe fo abzumeſſen, daß fie durch 
die geringeren Auszeichnungen erſchwert wird. Die erwähnte Grenze darf 
nicht überſchritten werden. 

$. 15. 1) Iſt Jemand wegen ‚mehrerer einfachen Diebſtähle in Strafe 
zu nehmen, oder auch wegen mehrerer ausgezeichneten Diebſtähle deſſelben 
Orades, fo ift das Strafmaß, infoweit dafjelbe von dem Wertbe bes 
Geſtohlenen abhängt, nah dem Gelammibetrage ber mehreren gleichartigen 
Diebflähle zu beſtimmen. 

2) Wenn bie Strafe ber zufammentreffenden gleihartigen Diebftähle 
nit — oder doch nicht vorzugsweiſe — nad) dem Werthe des Geftohlenen 
zu bemeſſen ift, fo kann dem Schuldigen das höchſte Maaß der Sale Des 
nächſtfolgenden Grades auferlegt werben, mehr aber nicht. 

3) Wenn mehrere noch unbeſtrafte Diebftäple verſchiedener Art gegen 
benfelben Thäter in einer Unterfuhung zufammentreffen, fo iſt die Strafe bes 
höchſt bedrohten ber zur Frage ſtehenden Diebftähle mit angemeflener Erhöhung 
derfelben, die den Umſtänden nah bis zum höchſten Strafmaaß der zunächft 
folgenden ſchwereren Art hinangehen kann, in Anwendung zu bringen. 

4) Wegen des Zufammentreffene mebrerer ausgezeichneten Diebfähle des 
Britten Grades mit einander ober mit geringeren Diebflählen Tann bie Strafe 
nad Umfländen das für ben britien Grad gegebene höchſte Maaß ($. 8) noch 
um zwei Jahre überſteigen. 

$. 16. Treffen andere unbeftrafte Verbrechen mit unbeftraften Diebſtählen 
gegen denſelben Verbrecher in derſelben Unterſuchung zuſammen, ſo findet die 
Strafe des ſchwerſten der fraglichen Verbrechen mit angemeſſener Erhöhung ihre 
Anwendung. Jedoch darf das Hinzukommen eines Diebſtahls zu andern Ber- 
brechen niemals die Todesftrafe zur Folge haben. . 

$. 17. 1) Der Rüdfall, — welcher alsdaun vorhanden iſt, wenn ein 
zu beſtrafender Dieb ſchon früher gerichtlich zuerkannte Strafe wegen Diebftahle 
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(65. 5-8 und $. 22 nr: 3) ganz oder theilweiſe erlitten hat, — begründet 
bie Nüdfallsftrafe, melde ber durch ben neuen ae CME für ſich 
betrachtet) verwirften Strafe: hinzuzurechnen iſt. 

2) Die Rüdfallsftrafe ift auch Dann verwirft, wenn: bie frühere Strafe 
nur wegen Verſuchs oder Beihülfe zu einem Diebſtahle erkannt, auch ganz oder 
theilweiſe vollſtredt —— und. num ein vollenbater. 2, au deſſen Urheber 
zu ſtrafen iſt. 

Daſſelbe findet im umgefehrten Fall feine Anwendung. 

Den Diebeshehler von Gewerbe. trifft die Rückfallsſtrafe glei — Diebe. 

3) Bei Erkennung ter-Rüdfalisftrafe iſt zunächſt darauf zu ſehen, ob ber 
Died, wenn er nicht ſchon früher: beftraft wäre, jegt mit Gefüngniß⸗ ober 
mit Zuhthausftrafe zu belegen fein würde, Im erſten Bal'- Pr bie‘ Rüde 
falleftrafe "betragen: | 

A. beim erften Rügfall (zweiten Dicbſtehh drei ‚die vlerzchn Tage Ge⸗ 

fängniß; 

B. beim zweiten Rüdfalt (britten. Dep) — Monate Gefängniß bis 
ein Jahr Zuchthaus; 

C. beim dritten Rüdjel u. ſ. w. ler Monate: Grfängnig bis zwei Jahre 

Zuchthaus, ' 

Am zweiten Falle, wenn nämlich der. Dieb ſchon allen wegen deſſen, was 

er ſeit ſeiner letzten Beſtrafung geſtohlen hat, ——— verwirkt 
hätte, fol die Rüdfalleftrafe fein: -. 

beim erſten Rüdfall ein bis ſechs Monate Zugthausz 

beim zweiten Rüdfall zwet Monate bie zwei Jahre Zuchthaus; 

beim dritten Rückfall u. ſ. w. Bien: Monate big vier Sabre 

Zuchthaus. 

A) Sind ſolche Perſonen wegen —— oder dritten. Ruüafals zu 
beſtrafen, bie. ſich durch fortgeſeßztes Bagabondiren uud ſonſt ale gemeingefährlich, 
ober als der Dieberei im hoben: Grade ergeben, gezeigt haben, fo if eine Er⸗ 
böhung um die Hälfte zuläffig. 

5) Beim Abmeſſen ber Rüdfallsftrafe, imerhalb ber vorgezeichneten Grenzen, 
iſt zu ſehen: auf die höhere oder geringere Strafbarkeit des von neuem verübten 
oder verſuchten Diebſtahls, fo wie auf Die Art und Gyühe der früheren Strafen, 
and ob biefe ganz oder mır zum Theil: vollzogen. worden, — -ferner auf-bie 
fürzere oder längere Zeit, welche feit Beendigung der letzten Etrafe big zur 
Beribung des neuen Diebitahld” abgelaufen m md auf ten inmittelſt vom 
Ipäter geführten. ‚Lebenswandel, — endlich "auf ben Umſtand, ob der Dieb 
mehr. als dreimal rückfällig geworben iſt und wie oft, 

6) Die Nüdfallsfirafe füllt ausnahmsmeife. weg, wenn keit Überfandener 
leiten Strafe bie zur Berübung des ‚ober ber wieberpolten Diebftäple: sehn 
Jahre verfloſſen find, 

IV. Strafe, ::: $. 18. Der Berfuß bes Diebſtahls iſt, als ſolcher, nur dann ſtrafbar, 
a. des wenn bereits mit der Vollführung des Verbrechens ber Anfang gemacht, und 
Verſuchs, dieſelbe nur durch ſolche Umſtände verhindert worden iſt, die außer dem Willen 
des Ihäters lagen, 
Die Strafe eines ſolchen Verfuchs: ſoll um fo ſchärfer ſein, je weiter im 
Vollführung des beabſichtigten Diebſtahls vorgeſchritten war. Sir darf nicht 
geringer als ber ſechſste Theil, und nicht ſchwerer, als. bie, välfte der Strafe 
— des vollendeten Diebſtahls ſein. 
b. dee Mit-⸗68. 19. 4) Haben mehrere Perſonen in Gemeinſchaft einen Diebſtahl 
urheber, verübt, fo hat jeder non Ihnen (Miturheber) die der Beſchaffendeit des 
Diebſtahl⸗ entſprechende volle geſetzliche Strafe verwirkt. 

Gleiche Strafe trifft den an der ———— des eeene nicht. Theil 

— —— ER 
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2) Bei einem voraufgegangenen Eomplott zum Diebflahle follen bie= 
jenigen, welde bafjelbe zuerſt vorgefdhlagen und zu Stande gebradt (An⸗ 
ftifter) oder das Unternehmen geleitet haben (Anführer), bei fonft gleichen 
Berjchuldungs = Verbältniffen, böher ala die übrigen Theilnebmer, wenn biefe 
ſelbſt nicht ſchon das höchſte geſetzliche Strafmaaß verfahuldet haben, mithin ohne 
Veberfchreitung bes letzteren, beftraft werden. 

Ausnahmsweiſe find die Theilnehmer des Complotts, jedoch mit Aus- 
ſchluß der Anftifter deſſelben, von Strafe frei, wenn fie ber Obrigkeit zu 
einer Zeit, wo dem Verbrechen nod vorgebeugt werden fonnte, eine Anzeige 
von dem Complott gemacht haben, und dadurch die Bolführung des Verbrechens 
verhindert worden iſt. 

3) Die Gehülfen find im Verhältniß ber Unterflügung, welche fie bem 
Ihäter geleiftet haben, mit ein Drittel bie zu zwei Drittel ber Strafe 
zu belegen, die fie verwirtt haben würden, wenn fie Miturbeber gewefen wären. 

Iſt der Diebflahl, zu welchem die Beihülfe geleiftet wurde, nicht vollendet 
worben, fo it bie Strafe des Gehülfen im Berbältniß zu der, vom Haupt⸗ 
thäter verwirkten Strafe bes Verſuchs zu ermäßigen. 

$. 20, 1) Die Diebeshepleret if, nach Umſtänden, mit Gefängniß, 
bis zu einjährigem Zuchthauſe zu beftrafen. 

In diefe Strafe verfällt derjenige, ber willentlih und aus eigennüßiger 
Abficht einem Diebe Zuflucht verfhafft, oder Sachen, die ihm als geftohlen 
belannt find, bei fih aufnimmt, verbirgt, am ſich bringt, oder zu deren Abſatz 
an Andere mitwirft. 

2) Wer aus ber Diebeshehlerei ein Gewerbe macht, bat Zuchthausſtrafe 
von vier Monaten bis zw acht Jahren verwirft, 


ce. der 
Gehülfen, 


d. der Die⸗ 
beshehler, 


3) Wenn bie Unterſuchung nur fo viel ergiebt, daß Jemand unter Um⸗ e. der ſonſti⸗ 
ſtänden, bie ihm verbädtig fein konnten und mußten, fi auf bie vorgedachte lei 


Weiſe mit Dieben oder geitoplenen Saden befaßt hat, fo verfällt berfelbe, 
wenn er auch ber wiſſentlichen Diebeshehlerei weder geftändig noch überführt iſt, 
in eine Geltftrafe bis zu funfzig TIhalern, melde, im Fall des Unvermögens, 
mit Gefängniß bis zu vier Wochen zu verbüßen if. 

A) Wer ohne eigennüßige Abfiht dem Diebe nach vollbrachter That Bor- 
ſchub leiftet, fol Gefängnißftrafe von vier und zwanzig Stunden bis zu acht 
Tagen, oder Geldftrafe bis zu zehn Thaler erleiden. 

Ehegatten, Verwandte in auf- und abfteigender Linie, Geſchwiſter, Ber- 
(hwägerte bis zum zweiten civilrechtlichen Grade, Vormünder und Münbdel, 
Pflegeeltern und Pflegelinder, find von der Strafe ber Begünftigung frei, wenn 
ihnen nichts weiter zur Laſt fällt, als daß fie den Dieb nad vollbrachter That 
gegen Entdeckung und Strafe zu ſchützen geſucht haben. 

$. 21. Wer eine Sache, die über einen halben Thaler werth iſt, und 
von der er nicht annehmen Tann, bag fie der Eigenthümer aufgegeben habe, 
gefunden und fi) dieſelbe ohne weiteres als bie feinige zugeeignet hat, vers 
fällt in die Hälfte der auf einfachen Diebſtahl von gleichem Werthbetrage ge= 
feßten Strafe ($. >). 

2) Der Sinder ift nämlich verpflichtet, Binnen 14 Tagen, entweber bem 
ibm bekannten Eigenthümer, ober der nächiten Obrigleit von feinem Funde 
Anzeige zu machen und auf Verlangen bie Sache abzuliefern. 

Hat er weder das eine nod das andere gethan, — auch nicht durch ein 
öffentliches Blatt ben unbelannten Eigenthümer zur Zurüdnahme aufgefordert, 
übrigens aber nod in Feiner Weife an ben Tag gelegt, bag er bie gefundene 
Sache als die feinige betrachten wolle, fo ift er in Geldſtrafe von zwei big 
zwanzig Thaler zu nehmen; vorausgefeht, daß der gefundene Gegenftand 
mindeftens den Werth eines halben Ihalers hat. 


V. Ans⸗ 
nahms⸗ 
fälle: 
A. der ſoge⸗ 
nannte 
Fund⸗ 
Diebſtahl. 


$. 22. In nachſtehenden Entwendungsfällen fol das richterliche Straf⸗ B. a 


amt entweder gar nicht, oder doch nur auf Antrag geübt werben. 
Medi. Sefekfammiung I. 34 


des 





richterlichen 
Strafamts. 


VI Ber: 
jährung. 


VII. 
Schlußbe⸗ 
ſtimmun⸗ 

gen. 
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1) Die von Kindern, welche das zwölfte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, begangenen Entwendungen ſind keiner gerichtlichen Strafe zu unterwerfen. 

Nur häusliche ober, nach Umſtänden, polizeiliche Züchtigung und Beſſerungs⸗ 
mittel ſind hier anwendlich. 

2) Wer nach einem einfachen, zum erſten Male begangenen Diebſtahl, 
deſſen Werth funfzehn Thaler nicht überſteigt, vor Einſchreitung der Behörde 
gegen ihn, durch Rückgabe des Geſtohlenen oder Erſtattung des Werthes den 
Beſchädigten ſchadlos ſtellt, iſt keiner Beſtrafung zu unterwerfen. 

3) Nur auf Antrag des Beſchädigten oder deſſen Bertreters find zur 
Strafe zu zichen: 

a. die Entwenbungen, melde zwiſchen Ehegatten, Blutsverwandten in auf- 
und abfteigender Linie, zwiſchen Geſchwiſtern, Stiefeltern und Stieffindern 
ftatt gefunden haben; vorausgefegt jedoch, daß der Thäter ſich zu einer 
folden Entwendung nicht mit Waffen verfehen hat; 

b. die Entwendung, welche an Eß⸗ ober Trinlwaaren zum eignen Genuß 
begangen iſt. 

Sind nach der Zeit, da dem Beſchädigten oder beſen Vertreter der Ent⸗ 
wender bekannt geworden iſt, vier Wochen verſtrichen, ohne daß ein ſolcher 
Antrag gemacht wäre, ſo iſt dieſer nicht weiter zuläſſig. 

Wird der Antrag wieder zurückgenommen, bevor noch der Angeſchuldigte 
als ſolcher im Verhör geweſen iſt, ſo iſt das Verfahren wider ihn einzuſtellen. 
Eine ſpätere Zurücknahme iſt unzuläflig. 

4) Einfache noch nicht beſtrafte Entwendungen, von Jemandem begangen, 
der bisher wegen Diebſtahls noch keinerlei Beſtrafung erlitten hat, ſind, wenn 
ber Werth der einzelnen, ober Der zuſammengerechnete Werth mehrerer folder 
Entwendungen die Summe von fünf Thalern nicht überfteigt, von ber Orts— 
Polizei zu rügen, und mit Gefängnig von vier und zwanzig Stunden bis 
zu einer Woche, oder ftatt beffen mit körperlicher Züchtigung von fechs bis zu 
fünf und zwanzig Streichen zu belegen. Jedoch können Entwendungen biefer 
Art, unter einem Thaler an Werth, wenn ſie an Feld⸗, Wieſen⸗ und Garten⸗ 
Gewächſen begangen ſind, mit Geldſtrafe von einem bis fünf Thaler gerügt werden. 

Will der Thäter ſich dem Polizei-Beſcheide nicht unterwerfen, fo iſt bie 
Sache an das zuftändige Criminalgeriht, zur gerichtlichen Behandlung und 
Aburtheilung abzugeben. 

Da, wo die Orts» Polizer von einer Gutäherrfhaft verwaltet wird, Tann 
der Gutsherr felbft, mit Zuziehung eines Actuars, jene polizellihe Rüge ver=- 
fügen; fonft aber fol in diefen geringen Diebftahlsfällen der ordentliche Patris 
monialrichter, mit gleicher Zuziehung des Artuars, zu ber polizeilihen Ein- 
ſchreitung berechtigt und verpflichtet fein, 

Iſt der, die polizeiliche Rüge verfligende Gutsherr bei ber Entwenbung 
als Beſchädigter betheiligt, fo ift der Entwender mit ber Berechtigung, die Ab- 
gabe der Sache an das Eriminalgericht fordern zu können, wenn er ſich der 
erfolgten Strafbeftimmung nicht unterwerfen wolle, zum Protocoll befannt zu 
machen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen nr. 2. und hinſichtlich der polizeilichen 
Behandlung auch die nr. A finden auch auf die Fälle des $. 21 Anwendung. 

$. 23. Wenn nad Berübung eines Diebſtahls funfzchn Jahre ver- 
floffen find, ohne daß der Thäter wegen dieſes Verbrechens zum Berhör ge= 
zogen, oder verhaftet, oder mit Stedbriefen verfolgt worden wäre, fo barf dann 
eine — wider ihn wegen jenes Verbrechens nicht mehr ſtatt finden. 

$. 24. 1) Die mit gegenwärtigem Geſetze nicht übereinſtimmenden Vor⸗ 
Schriften des gemeinen Rechts und ber Landesverordnungen werben hiedurch für 
aufgehoben erklärt. 

2) Auf Wilddieberei und Jagdfrevel, fo wie anf unbefugtes Fiſchfangen 
aus Lanbfeen und fließenden Gewäſſern fol bies Geſetz Feine Anwendung finden, 
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vielmehr bewendet es in dieſer Beziehung bis auf weiteres bei bem bisherigen 
Rechte. 

3) Nach Publication dieſes Gefetzes iſt daſſelbe ſofort bei allen noch nicht er⸗ 
öffneten, auch nicht von einer Spruchbehörde bereits abgeſandten Straferkenntniſſen in 
Diebſtahlsſachen zur Richtſchnur zu nehmen; jedoch darf niemals, auf den Grund 
dieſes Geſetzes, ein bereits geſprochenes Erkenntniß durch das zweite oder dritte 

Uriheil in derſelben Sache in irgend einer Beziehung zum Nachtheil des Inculpaten 
abgeändert werden. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, den 4. Januar 1839. 

Paul Friederich. 


1814. Analoge Anwendung der Verordnung wegen Beſtrafung des 
Diebftahlse. 11. Febr. 1840. 

Dem Sprudeollegio der Auriftenfacultät in Roftod bleibt auf den Vortrag vom 
16. v. M. wegen authentifher interpretation der die Beftrafung bes Diebſtahls 
betreffenden Verordnung vom 4, Januar 1839 unverhalten: dag zwar die allegirte 
Verordnung lediglih die bei Beftrafung des Diebſtahls anzumendenden Normen be= 
ftimmt, deren analoge Anwendung in anderen geeigneten Fällen aber, inſoweit folde 
nach allgemeinen Rechtsprincipien überhaupt ftatthaft ift, keinesweges ansgefchloffen 
worden. Schwerin, am il, Febr. 1840. 

Großherzogl. Medi. Lanbes- Regierung. 


An das ne vi Zuriftenfacultät 
Roſtock. 


1815. Beſtrafung der Beſchädiger von wifendabnanlagen. 
31. Dec. 1845. 


Sriebrih Franz sc. Da die eigenthümliche Natur bes Transports auf 
Eifenbahnen und Die mit einer Störung beffelben verbundene Gefahr befondere Straf: 
beftimmungen für Beſchädigungen der Eijenbahn » Anlagen und beren Transportmittel 
erforderlich machen, fo verordnen Wir, nad) verfaffungsmäßiger Berathung mit Unferen 
getreuen Stänten, wie folgt: 

$. 1. Wer vorfäßlich an folden Eifenbahn-Anlagen, melde fhon mit Dampf- 
wagen befahren werden, an beren Zrandportmitteln oder fonftigem Zubehör ſolche 
Beſchädigungen verübt, ober auf der Fahrbahn und an Bahnhöfen in irgend einer 
Weiſe, durch Aufftellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenſtänden, durch Verrückung 
ber Schienen ꝛc., ſolche Hinderniſſe bereitet, Durd welde Der Transport auf ber 
Bahn in Gefahr gefeht wird, hat, je nad dem minderen oder ftärfern Grade ber 
böswilligen Abfiht, die ihn dabei geleitet, eine Zuchthausftrafe von einem bis zu zehn 
Jahren verwirkt. 

Iſt in Folge einer folhen Handlung ein Menſch am Körper oder an ber Ge⸗ 
funbheit erheblich verlegt worden, fo tritt vier= bis zmanzigjährige, und menr ein 
Menſch das Leben verloren hat, zehmjährige bis Tebenslängliche Zuchthausſtrafe ein, 
Iſt die Tödtung beabfihkiget worden, fo finden bie Strafgefeße gegen den Morb 
Anwendung. 

F. 2. Wer fahrläffigerweife durch Handlungen ber im $. 1. bezeichneten Art 
bie Transporte auf Eijenbahnen in Gefahr fett, fol mit Dreimonatliher Sefängniß- 
bis einjähriger Zuchthausftrafe, und wenn badurd ein Menfh am Körper oder an 
ber Geſundheit erheblich beſchädiget worden oder gar getödtet ift, mit ein= bis viers 
jähriger Zuchthausftrafe belegt werten. 

S. Die im $. 2. gedachten Strafen finden auch auf bie zur Leitung ber 
Eifenbapnfahrten und zur Aufficht über Die Bahn und ben Transportbetrieb ange» 
ftellten Perfonen, und zwar auch alsdann Anwendung, wenn fie durch Vernachläſſigung 
. ber ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr ſetzen. 

Eiſenbahn-Officianten, welche ſich eines der in dieſer Verordnung bezeichneten 
Verbrechen ſchuldig machen, find aber, außer der verwirkten Strafe, zugleich ihrer 
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Anftellung für verluftig und jeber ferneren Anftelung bei einer Eifenbahn ober dem 
Transportbetriebe für unfähig zu erflären und verfallen bie Vorfteher ber Eifenbapn, 
welche die Entfernung des verurtheilten Officianten nach ber Mittheilung des Erfennt- 
niffes nicht ſogleich bewirfen, in eine Geldbuße von 10 bis 100 Rthlrn. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 31. Derember 1845. 


Friedrich Franz 
Verordnung 


wegen Beltrafung der Beihäbiger von 
Eifenbahn = Anlagen. 


1816. Bon der Nückfalleftrafe beim Diebftahl. 29. Jan. 1846. 
Sriedrih Franz ze. Zur Erläuterung bes $. 17. Nro. 1. ber Berorbnung 
vom A. Sanuar 1839, bie Beftrafung des Diebflahls betreffend, beſtimmen Wir, 
nad zuvoriger bausvertragsmäßiger Communication mit bes Großherzogs von Med⸗ 
lenburg⸗ Strelig Königlichen Hoheit und nah verfaffungsmäßiger Berathung mit 
Unfern getreuen Ständen, hiermit: 
daß Lie Erkennung ber Rüdfalleftrafe für ben refpective zweiten, britten und 
ferneren Rüdfad in dem jedesmaligen zur Beftrafung vorliegenden Falle allein 
dadurch, daß der Inculpat fhon früher wegen Diebſtahls vefpeftive zum zweiten, 
dritten oder ferneren Male gerichtlich beftraft worden ift, bedingt fein, und es 
Dabei nicht in Betracht Fommen foll, ob bei einer folden früheren Beftrafung 
ein voraufgegangener Rüdjall etwa unberüdfichtigt geblieben ift. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 29. Januar 1846, 
- Sriedrid Franz. 


4817 Berbot des Sklavenhandels. 16. März 1846. 


Friedrich Franz ıc. Sn Folge bes von ber beutichen Bundes = Berfammlung 
in ber 21. vorigjährigen Sigung vom 19. Junius v. 9. wegen Unterbrüdung bes 
Sklavenhandels gefaßten Beſchluſſes verorbnen Wir, nah verfaffungsmäßiger Be- 
rathung mit Unfern getreuen Ständen, hierburd Folgendes : 

$. 1. Sobald ein Sklave ober als folder behandelter Kriegsgefangener Unſer 
Lanbeögebiet betritt, wirb er frei, und gegen ihn verübte Gewalt und Mißhandlung 
fol angefehen und beftraft werben, als fei fie gegen einen Freien verübt. 

$. 2. Wenn der Führer oder auch ber Supercargo eines Medlenburgifchen 
Schiffes, oder derjenige, welcher beren Stelle vertritt, ben Transport eines ober 
mehrerer Sklaven übernimmt, fo ift derſelbe mit einer Zuchthausftrafe von ſechs bis 
zwölf Monaten und außerdem mit einer Geldſtrafe von SU bis 100 Rthlrn. zu belegen. 

$. 3. Ber als Rheder, Befrachter, Eapitain, Steuermann ober Supercargo 
ein Schiff zum Behuf des Sklavenhandels ausrüftet, oder damit verfegelt, oder 
Sklavenhandel damit treibt, ober durch Andere ausrüſten ober betreiben läßt, ober 
daran Theil nimmt, verfällt, nad ben Umſtänden und je nachdem bas Schiff vor ber 
Abfahrt im Hafen ber Ausrüftung oder nad ber Abfahrt, jedoch vor Bollziehung 
bes Sflavenraubes oder Sflavenhandels, ober nach wirklicher Begehung eines Actes 
bes SHavenraubes ober Sklavenhandels angehalten wirb, in eine Zuchthausſtrafe von 
einem bis zu zehn Jahren, fo wie außerbem in eine Gelbftrafe von 100 bis 1000 
Rthlrn. und verliert das Recht, die Medlenburgifhen Slaggen zu führen. Eine gleiche 
Strafe trifft aud diejenigen, welche als Borfhußleifter ober Berfidherer biefe Ver⸗ 
brechen befördern. 

$. 4. Das gegenwärtige Gefeh findet auch Anwendung auf Ausländer, melde 
auf Unferem Landesgebiete, oder am Borb eines Medlenburgifhen Schiffes ſich ber 
in den vorftehenden Paragraphen bezeichneten Verbrechen fchuldig machen, ober zum 
Behuf bes Skavenhandels die Medienburgifhen Flaggen mißbrauben, ober Schiffe 
aud unter fremder Slagge zur Betreibung bes SHavenhandels auf Unſerem Landes⸗ 
gebiete ausrüften oder ausrüften Taffen. 

$. 5. Ausländer, melde im Auslanbe bie bort wider ben Sflavenhanbel be⸗ 
ſtehenden Gefege übertreten haben, unb in Unferen Landen betroffen werben, finb in 


Von den Strafen. 533 


Gemäßpeit beſtehender Eonventionen ober auf Verlangen ber Regierung bes Landes, 
wo bad Berbredhen begangen wurde, an biefelbe, jedoch nur mit Einwilligung ber 
Regierung des Landes, bem fie angehören, auszuliefern. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 16, März 1846, 


Friedrich Franz. 
Verorbnung, 


betreffend 
das Verbot des Sklavenhandels. 


D. Bon den Strafen. 


1818. Veröffentlichung der erfannten Strafen. 7. März; 1759. 


Sriederih ꝛc. Hoch⸗ und Wohlgeborner Veſter, Ehrnveſte und Hochgelahrte, 
L. G. Wir beziehen Uns auf bie von Unſers in Gott ruhenden Herrn Vaters Gnaben 
unterm 12. Sept. 1754 und 15. San. 1755 wegen Belanntmadung der End-Urtheile 
und Abfchiede zc. mittelit der Sutelligenz- Blätter, an euch ergangene Verordnungen 
und mollen biefelben Kraft biefes dahin erweitert haben, daß ihr nit nur Die bey 
euch in eriminalibus publicirte End-Urtheile entweder abfchriftlich ober ihrem mefent- 
lichen Inhalt nad Fünftig bergeftalt, daß das begangene Verbrechen und die barauf 
erfolgte Strafe zu jedermanns Wiſſenſchaft gelange, inferiren laffen, fondern, auch 
Unfern Nieder-Gerichten in ben ertheilenden Informatoriis, daß fie von gefchehener 
Bollfiredung der erkannten Strafe binnen kurzer Friſt berichten müflen, jedesmal aud- 
brüdlic aufgeben, allenfallg durch fiscalem über Die ungefäumte Erftattung dieſer Berichte 
halten, und biernächft auch biefe gefibehene Executiones in den Sntelligenz-Blättern 
gleihmäßig befannt machen laſſen follet. An dem ıc. Und Wir ıc. 
An die Derzogl. Juſtitz⸗Ganzeley hieſ. 


An bie Herzogl. Juſtitz- Ganzeley zu 
Roſtock. 


item 
An das Hof⸗ und Land» Gericht zu 
Roſtock. 


4819. Vorſchriften wegen der körperlichen Züchtigung. 
10. Sept. 1806. 

Friederich Franz ıc. Ehrſame, liebe Getreue! Unſere Circular⸗Verordnung 
vom 27. Januar 1802 ſchreibt zwar deutlich genug vor, wie es bei Unſern Nieber- 
gerichten mit Züchtigung der Arreſtaten gehalten werden ſoll, und daß dazu, wenn 
nicht in den Informatoriis ausdrücklich ein anderes erkannt iſt, keine andere Inſtru⸗ 
mente, als bie bei Unſerm Sternberg⸗ ober Warinſchen Amtsgerichte derzeit ſchon 
eingeführten dünnen Röhrchen gebraucht werden ſollen, auch was ſonſt für Maße in 
ber Exequirung der Züchtigung gehalten werben fol. Da gleichwohl bemerklich ge⸗ 
worden iſt, daß foldhe Borfchrift bald mißverflanden, bald nad rigenmächtiger Willkür 
gemigdeutet, bald durch Bewidelung ber Enden ber Röhrchen offenbar überfchritten 
worden, und daß felbfi in der Länge und Dide ber vorgefchriebenen Röhrchen bisher 
nicht bei allen Unfern Riebergerichten eine durchgängige Gleichheit beobachtet, auch hin 
und mieber unter Rohr⸗ und Rörchenhieben ein felbitgefälliger Unterſchied gemacht, 
auf vielfältige Art alfo Unfere gedachte Verorbnung nicht genau befolgt ift; fo finden 
Wir nöthig, jene Unfere Kircular = Berorbnung vom 27. Januar 1802 hiedurch nicht 
nur alles Ernſtes zn erneuern, fondern auch dahin zu erläutern: daß alle und jebe 
Unfere lntergerichte ohne Ausnahme fich Feiner Röhrchen von größerer Länge als 
8/4 gewöhnlicher Ellen, und von größerer Stärke als ungefähr "a Zoll im Durd- 
mefler, nach ber hiebeikommenden Probe, bebienen, auf Feinen Fall folde an ben Enden 
bewinden laſſen, auch fi aller eigenmächtigen Unterſcheidungen unter Rohr⸗ und 
Röhrchenhieben, fo daß erftere mit flärfern Inſtrumenten als bie vorgeſchriebenen zu 
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erequiren wären, enthalten, eben fo bie Züchtigungen auf bas bloße Hemb nur daun, 
wenn ſolche in Informatoriis ausdrücklich vorgeſchrieben worden, vornehmen, und 
endlich eigenmädhtig felbft auf nie mehr als höchſtens 25 Rörchenhiebe erlennen ſollen, 
alles bei fiscalifcher Ahndung und anderer unbelichigen Verfügung, Wonach ır. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 10. September 1806. 
Sriederih Franz. 
Gireulare 

an die Amts- 2c. Gerichte 


4820. Bon der ee der förperlih zu Züchtigenden. 
24. Dct ; 


“ 1806 

Srieberih Franz ꝛc. Chrbarer ꝛc. Wir ertheilen euch, auf euer Belehrungs⸗ 
Geſuch vom 14. d. M., im Betreff Unferer Conftitution vom 27. Januar 1802, 
wegen Züdhtigung ber Inculpaten mit Robrhieben, hiedurch zum Beſcheide: daß ge- 
dachte Gonftitution in allen Puncten, wo fie nicht durch Unſre DeclaratorsBerorbnung 
vom 10. 9. M. ausbrüdlich reftringirt ift, ihren vollen Beſtand behält. So viel 
aber eure Anfrage anlanget, wie viel Kleidung ber Berurtheilte anhaben darf, wenn 
Das Erfenntniß die Diebe nicht auf bas bloße Hemd feftjeßet, bleibt die Beſtimmung 
eurem richterlihen Ermeffen, nad Befihaffenheit der Umflänte und infonderheit ber 
körperlichen KConftitution des Berurtbeilten, überlaffen. Wonach ꝛc. Gegeben ac. 
Schwerin, den 24. Octbr. 1806. 
An das Amtsgericht zu Biübow-Nühn. 


1821. Wbftellung des fogenannten Willkommens und AUbfchiedes. 
10. März 1809. 

Sriedberih Franz ꝛe. Unfern sc Bir laffen euch Linfere heutige Verord⸗ 
nung wegen künftiger Unterlaffung ber bisher im Stod= und Zuchthauſe zu Dömitz 
allgemein zugetheilten, unter dem Namen von Willlommen und Abjchieb befannten 
Züchtigung, bieneben in Abfchrift zugehen, um darauf in euern Erfenntniffen hinführo 
Rüdficht zu nehmen, und verbleiben ac. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 10. März 1809, 

Sriedberih Franz. 
An bie drei Landesgerichte scparatim. 


Srieberih Franz ıc. Unfern c. Wann Wir der gnäbigiten Entſchließung 
geworben find, die bisher Im bortigen Stod- und Zuchthauſe beibehaltene Gewohnheit, 
ben dazu verurtheilten Arreflaten obne Unterſchied den fogenannten Willlomnen oder 
Abſchied geben zu laffen, aufzuheben; fo eröffnen Wir euch, zu eurer Nachricht und 
fünftigen Nachachtung, hiemittelft: bag binführo dieſe außerordentliche Züchtigung bort 
nie anders, als wenn fie ausbrüdiid, fo wie auch das Maaß derfelben, in ber Urthel 
beſtimmt worben iſt, Statt finden ſoll. 

Wir verbl. ꝛc. Schwerin, den 10. März 1809. 


An den Veflungs:Gommanbanten, Major von Roeder 
zu Dömig. 


1822. Bon der Berweifung ans einem beftimmten rt. 
15. März 1809. 

Friederich Franz 0. Unfern sc. Da es feit einiger Zeit oft vorkommt, 
bag in euren Informatorien, neben den Gefängnig- oder Zuchtbaus-Strafen zugleich 
eine Verweifung aus dem Orte, ober einem Bezirke von einigen Meilen um benfelben 
vorgeſchrieben iſt, Daraus aber, bei der neueren Einrichtung, wornach jeder Ort für 
feine Armen forgen muß, vielfältige Inconvenienzen erwachſen, indem auf folde Weiſe 
ben zur Berforgung fehuldigen Obrigfeiten eine gefegmäßige Laft abgenommen wird, 
und, da fein anderer Drt im Lande fhuldig ift, ſich foldhe aufbürden zu laffen, bie 
nebenher verwiefenen Menfchen mit den Ihrigen nirgends unterfommen fünnen, und 
alfo entweder zu neuen Verbrechen gezwungen, oder auch, wider die Abſicht bes Er» 
Ienntniffes, re vera eben fo hart beftraft werden, als durch gänzlidhe Landes - Ber- 
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weifung; fo habet ihr hinführo in euren Infſormatorien, beſonders bei Beftrafung 
unvermögender Leute, und wenn nicht ganz eigene, Feine andre Art von Beſtrafung 
zulaffende, und jebesmal ausdrüdlich zu benennende Urfachen eintreten, ſolche Ver— 
weifungen, fo viel irgenb möglid, zu vermeiden. Wornach 2, und Wir verbl. ıc. 
Gegeben x. Schwerin, ben 15. März 1809, 

| Friederich Franz 

An die drei Landesgerichte. 


1S23. Recht des Fiscald anf feine Competenz bei Straferlafien 
für Duellanten. 30. Sept. 1818. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern sc. Bei abſchriftlicher Mittheilung Der Bor- 
ftellung und Bitte des Fiscals Sarnger ad acta beffelben wider den N. NR. wegen 
Vebertretung des Duell-Edicts, eröffnen Wir euch hiedurch, daß die Erlaflung 
von 100 Rthlrn. der urtheilgmäßigen Strafe fih immer salvo jure tertii, mithin 
ohne PVerfürzung der vollen Gompetenz des Supplicanten, verſtehet. Wornach ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 30. Sept. 1818. 


Friederih Franz. 
An die Juſtiz-⸗Canzley zu Güftrom. 


1824. Recht des Fiscals auf feine Competenz bei Straferlaſſen. 
12. Mai 1821. 

Sriederih Franz 20. Unfern ꝛc. Auf die copeilich beifommenbe Borftellung 
Unfers Canzley- Fiscald Hofraths Saenger bafelbft, feine. Competenz von ber, dem 
NN. auferlegten Geldbuße betreffend, geben Wir euch hiedurch zu vernehmen: daß auch hier 
Die geſchehene Erlaffung des dritten Theils fothaner Geldbuße immer. nur salvo jure 
tertii, mithin ohne Verkürzung ber vollen Competenz des Supplicanten, zu verftehen 
iſt. Wornach 2c. und Wir verbleiben 3. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 12. Mai. 1821. 

Sriederid Franz. 
An die Juſtiz-Canzley zu Güftrow. 


1825. Bon dem Hecht anf die erfannte Gelditrafe. 2. an. 1835. 

Sriederih ‚Sranz.ıc. Auf eure Berichte vom 11. October und 1. De« 
cember v. J., die Zahlung einer dem Pächter Seeler zu Schlafendorf zuerfannten 
Strafe u. f. mw. betreffend, ertheilen Bir euch hiemit zur Nefolution: daß in allen 
Sällen, wo auf ein Delehrungegefuch eines Niedergerihts in einer bei bemfelben an= 
bängigen Eriminalfadhe eine Geldſtrafe per informatorium erfannt worden, biefe 
Strafe für: der Strafcaffe des betreffenden Niedergerichts zuftändig erachtet werden 
fol, mithin der Ganzleifiscal Daran Anſpruch zu machen nicht berechtigt iſt. 

Wornach sc. Gegeben ıc. Schwerin, ben 2. Januar 1835, 


Sriedberih Franz. 
An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roftod, 


1826. Eutehrende Eigenſchaft der Strafe des Baldeifens. 
13. Febr. 1835. 

Srieberih Franz x. Wir laffen euch auf eure Anfrage wegen Auslegung 
ber Verordnung vom 16. April 1821 in Anſehung der in Criminalfällen zuläſſigen 
Defenſionen und ſonſtigen Rech tsmittel, hiemit in Antwort unverhalten fein, daß bie 
Strafe des gemeinen Halseifens, nad ber erſten Beſtimmung ber oben ange⸗ 
zogenen Berorbnung, zu ben entehrenden Strafen zu rechnen if. Wornad u. f. w. 
Segeben Schwerin am 13. Februar 1835, 

An die Juſtiz⸗Ganzlei zu Güſtrow. 


1827. Recht der Inculpaten anf Hffentliche gerichtliche Bekannt: - 
machung freifprechender Erfenntniffe. 20. März 1841. 
Paul Friederich 2. Da Zweifel darüber entftanden find, ob und in tie 

ferne freifprechende Erkenntniſſe in Interfuchungsfachen öffentlich befannt zu machen 
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find, fo verorbnen Wir zur Hebung dieſer Zweifel nach vernommenem rathſamen 
Bedenken Unferer getreuen Stände biemit folgendes: 

1) bie öffentliche gerichtliche Bekanntmachung freifprechender Erkenntniffe erfolgt 
niemals von Amtswegen; 

2) Dagegen ift fie auf Antrag bes Freigeſprochenen von bem Gerichte, welches Die 
Unterfuchung leitete, ftets, jedoch nur auf Koften bes Bittftellers und in ber 
Regel nur durch einmalige Snfertion in die Landes⸗Anzeigen, zu verfügen. Sm 
befonteren Fällen jedoch, in benen der Freigefprochene ein weſentliches Intereſſe 
dabei bat, bie fragliche Bekanntmachung auch einem auswärtigen Blatte inferiren 
zu laſſen, bleibt es dem Gerichte überlaffen, zu ermeljen, ob von ber Regel eine 
Ausnahme zu geftatten ſei. 

3) Ward bie Unterfuhung durch eigenes Verſchulden bes demnächſt Breigefprochenen 
veranlagt, fo kann bies den Umftänden nach bei ber öffentlihen Bekanntmachung 
ausdrücklich vom Gerichte bemerkt werben. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 20, März 1841. 


Paul Friedberid, 


41828. Aufhebung der Stodhaus: oder Karrenftrafe. 16. Jun. 1842. 


Da, in Folge ber bevorftehbenden Verſetzung ber ſämmtlichen jeht im Stodhaufe 
zu Dömit befindlichen Sträflinge in die Strafanftalt Dreibergen, jene Abtheilung ber 
Dömitzer Strafanftalten zunächſt eingehet, fo werben demnach ſämmtliche Criminal» 
Spruchbehörden angewiefen, von jegt an nicht mehr auf Stodhausftrafe ober Karren⸗ 
firafe zu erfennen, 

Schwerin am 16, Junius 1842. 

Großherzoglich Mecklenburgiſche Lanbes-Regierung. 


E. Proceſſualiſche Beſtimmungen. 


1829. Eiunſchickung der Acten bei gefälleten Todesurtheilen an 
die Regierung. 14. Dec. 1775. 


Srieberih 20. Unfern ꝛc. Veſte sc. Wir find ber Entfchließung geworben, 
bag fortan von Uinfern Gerichten Teine Todes⸗Urthel vollſtrecket werden foll, bevor 
Uns barüber Anzeige gemacht worden ii. Diefemnad wollen Wir euch hiedurch 
gnädigft angefüget haben, daß in allen Hällen, da von eurem Collegio eine ſolche 
Urtpel abgefaßt, ober eine ab extraneis sapienlibus abgefaßte Todesurthel einge⸗ 
reichet wird, ihr biefelbe mit Beifchliegung ber rationam decidendi und gefammter 
Snquifitiond » Acten an Unfere Regierung einfhhiden und Unſere Höchſteigene Beſtäti⸗ 
gung oder fonftige Refolution gewärtigen follet. An dem ꝛc. und Wir x. Schwerin, 

ben 14. Dee. 1775. 


1830. Verbot der Eidesdelation in Unterfuchungen gegen 
Dazardipieler. 1. Zul. 1809. 


Sriederih Franz ıc. Unfern 2. Wenn in ben fiscalifhen Procefien, von 
ben öffentlichen Antlägern, beim Mangel anderer Beweismittel, dem Angeflagten über 
das Factum bes unerlaubten Spiels felbft, bisher hänfig der Eid beferiret mworben, 
Wir aber in folden, wahre Delicta betreffenden Klagen bie Eides- Delationen fo 
bedenflih als anftößig, und felbft ben Mechten nicht angemeffen finden; fo befehlen 
Wir euch hiedurch gnädigſt: in fiscalifhen Proceffen diefer Art den Beweis burch 
Eides-Delation nicht zugulaffen. 

Wornach ꝛc., und Wir verbleiben sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 1. Julii 1809. 

Sriedberih Franz. j 
An die brei Landesgerichte. 
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1831. Berbot anßergerichtlicher Wergleiche des Fiscals mit dem 
Angellagten 24. Sept. 1810. 


Sriedberih Franz ꝛc. Unfern zc.! Wir geben euch, auf eure Anfrage, im 
Betreff der Zuläffigfeit Der Vergleiche in’ fiscalifchen Proceſſen, bei abfhriftliher Mit- 
theilung des, unterm 2. Februar 1797 ſolcherhalb an den Banzlei- Director Fromm 
und Bice-Sanzlei- Director Prehn hieſelbſt, erlaffenen Referipts,*) hiedurch zum Beſcheide: 
bag ihr in anhängigen fiscalifchen Sachen, euch in außergerichtlihe Vergleichsunter⸗ 
banblungen nicht einzulafien habet; fontern es muß in einzelnen Fällen den Pflichten 
des Landesgericht überlaffen bleiben, wenn ihr bemfelben Die Gründe eured Ber- 
fahrens vorgelegt haben werdet, zu beurtheilens ob der Fortſetzung bes fiskaliſchen 
Proceſſes bis zum Definitig-Erfenntniß eine von bem Verklagten angebotene Abfindung 
loco mulctae vorzuziehen, mithin ihr zu beren Annahme zu aurtorifiren, oder even- 
tualiter der Verklagte zur Nachſuchung einer Landesherrlichen Abolition anzuweiſen fei. 
Wornach er. Und Wir sc. Gegeben ꝛ⁊c. Schwerin, den 24, September 1810, 


Friederich Franz. 
An den Ganzlei:Fiscal, Hofrath Scharenberg 
zu Roſtock. 


1832. Von Nequifitionen und Commifiorien des Griminalcollegiums. 
2. Juni 1813. 


Friederich Franz 3. Wann bereits durch Unfere Patent-Berorbnung vom 
5. Sept. 1812, die Beitellung und Drganifation eines allgemeinen Criminal⸗Collegii 
für Unfere Lande betreffend, alle inländiſche Gerichtsbehörben befehliget find, gedachten 
Eollegio auf deſſen Requifition die nöthige Affiftenz dur Abbörungen ober Nachrichten 
zu leiſten; fo haben Wir, damit die fo nothwendige und beſonders beabfidhtigte Be— 
fhleunigung der Griminalslinterfuhungen durch unnöthige Verzögerung ungebührlid 
nicht gehemmt werde, Unſer Eriminal-Eollegium kraft dieſes autorifiret, die in ob» 
gedachter Aſſiſtenz fäumigen Niedergerichte und DOrts-Obrigkeiten, dem Befinden nad), 
mit Zwangs⸗-Execution ober einer Geldſtrafe für den Nictbefolgungefall einer an 
biefelben erlaffenen Requifition zu bedrohen, diefe auch Durch Die dazu aufzufordernten 
Erecutoren Unferer Landes-Gerichte, welche Wir deshalb ſpecialiter inftruirt haben, 
ausrichten und reſp. beitreiben zu laſſen. 

Desgleihen haben Wir Unferm Griminal-Collegio, zur erforderlichen Abkürzung 
aller Weitläuftigkeiten bei ben Inquiſitionen, bie Befugniß ertheilet, zur Abhörung 
oder fonftigen gerichtlichen Vernehmung erimirter Perfonen jeglihen Standes, Behuf 
vorliegender Unterfuchungen, ben Niebergerichten bes Orts, wo ſolche Exemti zunähft 
fi befinden, Special» Kommifforia zu ertheilm. Daher werben nicht nur ſämmtliche 
Untergeridte in Unfern Landen kraft biefes angewiefen, ſolchen Aufträgen Unſers 
Criminal⸗Collegii unausſetzlich und vollftändig zu genügen, fondern auch alle Exemti 
jeglihen Standes refp. gnädigſt befehliget, wenn fie auch fonft dem Gerichtszwange 
bes requirirten Gerichts nicht untergeorbnet find, auf ſolche, ihnen gehörig befannt 
zu machende commiffarifche Ladungen, die zur Erfparung ber Zeit und Koſten gereichen 
follen, eben fo folgfam ſich zu ſiſtiren, als ob fie von ihren unmittelbar competenten 
Gerichtobehörden dazu angewiefen wären. 

Endlih iſt befagtes Unfer Eriminal-Collegum angemwiefen, wider diejenigen 
Bagabonden, welde, als ſchon fehr berüchtigt, von ben Diftriets- Policei- Behörden 
dorthin eingeliefert werben, Die man aber in dem Verdacht einer bantenmäßigen 
Verbindung nicht gehabt hat, noch deſſen überführen Tann, dennoch auch im Allgemeinen 
bie Unterfudung zu führen. 


»Nach diefem Referipte Toll die Strafe entweder nad Beſchaffenheit der, von den Ans 
geklagten vorgetragenen Umflände und deshalb erforberten Erklärung bes Fiscals per 
deeretum beftimmt, oder die fiscalifhe Sache nur in Worbefcheiden, unter Direction 
bes Gerichts, beigelegt werben. 
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Zur allgemeinen Befanntwerbung und refp. Nachachtung haben Wir biefe Unfere 
Berfügung in dem Officielen Wochenblatte abzubruden befohlen, Gegeben 2. Schwerin, 
ben 2. Suniug 1813, 

Friederich Franz. 


1833. Bon der Eidesdelation und dem Neinigungseide in 
fiscalifhen Saden. 23. Jul. 1813. 

Srieberih Franz ıc, Unfern ꝛc. Mir laffen euch, auf eure Anfrage vom 
16. d. M., in Betreff der Eides-Delation in fiscalifhen Saden, hiemit unverhalten 
fein, daß dieſe, abfeiten des Anflägers bei keinerlei Delietis Statt finden muß, 
wiewohl dadurch richterliche Auferlegung des Purgatorii. in dazu rechtlich geeigneten 
Fällen nicht ausgeſchloſſen if. Wornad re. Gegeben ıc. Schwerin, den 23. Zuli 1813. 
An das Hof: und Landgericht zu Güſtrow. 


1834. Dfficielle Actenrotulation bei nicht in loco wohnenden 
Defeufor. 38. Zul. 1818. 

Friederich Franzıc. Die NRotulation der Eriminal-Acten vor beren Berfendung 
zum auswärtigen Spruch Rechtens, durch bie Defensores, welche nidt am Orte 
bes Gerichts wohnen, hat bisher unnöthige Koften veranlaffet. 

Wir haben auf Abftellung dieſer Foftjpieligen Sormalität Bedacht genommen, und 
befeblen nad) eingezogenem gutadhtlichen Bedenken Unfrer detreuen Ritters und Landſchaft 
ſämmtlichen Ober- und Niedergerichten in Unſern Landen, rejp. mit Entbietung Unfers 
gnädigften Grußes: 

„ın den Fällen, wo bie Rotulation ber Criminal-Acten, aus dem Grunde Der 
„Abweſenheit des Defenfors, unterbleibt, die Acten vor ber Berfhidung vor 
„befegtem Gerichte Durchfehen, auch Daß und in wie vielen Nummern biefelben 
„richtig befunden worden, zu Protocoll bemerken, und dieß Protocol dem Defenfor 
„mittheilen zu laſſen.“ E 
Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 31. Julius 1813, 

Friederich Franz. 


1835. Einſchickung Der Acrten vor Einlieferung der Inculpaten. 
30. April 1814. 

Srieberih Franz ꝛc. Auf eingegangene Anzeige Unfers Eriminal-Collegit zu 
Bützow, wie die Zahl ber dorthin gefandten Arreftaten jego Lergeftalt angewachſen 
fei, daß es unmöglich werde, mehrere in ben Sriminal-©efängniffen unterzubringen, 
befehlen Wir, refp. mit Entbietung Unfers gmäbigften Grußes, allen Obrigfeiten und 
Behörden in Unfern Landen, einftweilen mit der fofortigen Zuſendung von entbedten 
Verbrechern einzuhalten, nnd unr erft das Griminal-Collegium mit Zuſchickung ber 
Arten von dem Kalle zu benachrichtigen, und von bemfelben meitere Snftructionen 
wegen etwa ſogleich nöthiger Hinfchidung der Areftaten, oder fofortiger angemefjenen 
Behandlung der Sache, bis zur thunlich werdenden Abnahme, unter Erftattung der 
Ihnen dadurch zuwachſenden baaren Auslagen aus der Criminal-Gerichto-Caſſe zu 
gewärtigen, und folde beften Sleißes zum gemeinen Wohl zu befolgen. Wonach. ꝛc. 
Grgeden 1. Schwerin, ben 30, April 1814. 

Friederih Franz. 


1836. Anführung des begründenden Strafgefeges bei fiScalifchen 
Klagen. 2. Jun. 1815. 
Postscriptum. 

Auch geben Wir euch hiedurch gnädigſt auf: den Fiskal eures Collegii mit Ernft 
bahin anzuhalten, daß er bei feinen Anträgen auf Strafen allemal dasjenige Straf» 
geſetzz, worauf er feine Anflage gründet, austrüdlid und beſtimmt angebe, und nicht, 
wie Wir öÖftermalen bemerkt haben, ungebührlih ganz allgemein anführe, daß Das 
gerügte faclum in befannten Geſetzen verboten fei. Wornach ıc., und Wir ac. Ge⸗ 
geben ıc. Schwerin, ben 2. Juni 1815, 

Friederich Kranz. 
An’ die Juſtiz⸗Ganzlei zu Schwerin. 
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1837. Siuſchickung der Aeten und Inquiſiten ans Eriminalcollegium 
17. Dee. 1817. 

Ungeadtet der deutlichen Borfchrift der Eriminal-Gerihts-Drbnung Part. H. 
$. 16 et 17, gefihieht es häufig, dag die zur erften Unterfuchung einer anhängig 
werdenden Inquiſitions⸗Sache verpflichteten Behörden, ohne vorher die erwachſenen 
Arten eingefandt, und bie Erklärung des Eollegii fiber die Annahme der Sache er» 
wartet zu haben, bie Inquiſiten hierher transportiren, und mit denfelben die Acten 
überreichen laſſen, ja es find fogar ſchon Inquiſiten hierher gebracht, ohne daß felbit 
mit ihnen die Acten eingejanbt worden. 

Eben fo häufig werden die Acten mit einem Boten hierher gefandt, und wird, 
ohne zu berüdjichtigen, daß die Prüfung der Arten fi nicht allein auf die Competenz 
des Collegii, fondern au auf das im präparatorifchen Verfahren etwa nachzuholende 
erftreden, überhaupt auch alles collegialifch betrieben werden müſſe, dem Collegio 
angefonnen, mit demfelben Refolution zurüd gelangen zu laffen. 

Das Collegium fieht fih daher genöthiget, fämmtlihe Behörden, mit welchen es 
in Berührung fommt, zu erfuchen, fih in dem erften Falle ftrenge an die gefehlice 
Vorſchrift zu binden, und im zweiten, dringende und Feinen Aufſchub leidende Sachen 
ausgenommen, ſich zur Einfendung ber Acten ber Pojt zu bedienen, indem nur dadurch 
bie mit dem Zurüdjciden ber Inquifiten verfnüpfte Unannehmlichkeit, und ein unnüger 
Koften - Aufwand wird vermieden werden können. Bützow den 17. December 1817. 

Großherzogl. Eriminal-Collegium, 
1838. Schnelle Beförderung der Criminalfachen. 22. Mai 1819. 

Friederich Franz ꝛc. Da bie Verzögerung ber Urtheile in Griminalfachen 
in vielen Hinſichten mit ben größten Nachteilen verbunden iftz fo werdet ihr hiedurch 
gnädigſt⸗-gemeſſenſt erinnert, alle Eriminaljfachen vorzugsmweife zu bearbeiten, und fo 
viel irgend thunlich zu befördern. Wornach ꝛ⁊c. Schwerin, ben 22. May 1819, 


Sriederid Franz. 
An die Zuriftenfacultät in Roſtock. 


1839. Maßregeln zur Beförderung der Erfenntniffe bei ben 
Sprucdbebörden. 5. Anguft 1829. 

Srieberih Franz ze. Unfern 2. Da feit einiger Zeit es bemerkt worden, 
Daß einige der einheimischen und auswärtigen Spruchbehörden die Eriminal-Urtheile 
nicht mit Der Schnelligfeit befördern, die den erften dur ben S. 87. ber Eriminals ' 
Gerichts-Ordrung befonders anempfohlen und die fle ihrer Natur nach erheifchen, fo 
befehlen Wir euch, um dieſem Uebelftande möglihft abzubelfen: Dem Ober-Appellations- 
Gericht fofortige Anzeige zu machen, wenn von erflern bie Acten mit ben Erfenntniffen 
nicht binnen 2 Dionaten, yon auswärtigen (wenn im Fall des $. 36. Verſchickungen 
an fie ftatt gefunden haben) nicht binnen 3 Monaten zurüdgefommen fein follten, 
bamit das Ober⸗Appellations⸗Gericht mit den geeigneten Maaßregeln einfchreiten Tönne, 
Wornach ac. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 5. Auguft 1820. 
An das Sriminal:Collegium zu Bützow. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern ıc. Was Wir wegen Beförderung ber nicht 
tempestive wieder eingehenden zur Abfafjung von Urtbeln an in» und ausländifche 
Sprucbehörben verfantten Arten an das Criminal-Collegium erlaffen haben, geben 
Wir euch aus der abjchriftlich anliegenden Berfügung zu erfehen, und wird euch 
biemit aufgegeben, in ſolchen Fällen ungebührlicher Verzögerung zur Befürderung der 
Aburtdelung Die euch am zuläffigften fiheinenden Einleitungen zu treffen. An dem sc. 
Schwerin, den 5. Auguft 1820, 

An das DOber:Appellationd:Gericht zu Parchim. 
21840. Maßregeln zur Beförderung der Erkenntniſſe bei den 
Spruchbebörden. 15. Mai 1822. 

Sriederih Franz ꝛc. Unfern 2. Nachdem Wir bereits im Jahre 1820 

zur Beförderung ber nicht tempestive wieder eingehenden, aus Unferm Criminal- 
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Gollegio zum Urkhelsfprud an in⸗ ober auslänbifche Behörben verfandten Acten bie 
eopeilich beifommenten Berfügungen getroffen haben, geben Wir euch biedurch aufs: 
in Gemäßheit berfelben auch bei eurem Collegio zu verfahren c. Gegeben x. Schwerin, 
den 15. Mai 1822, 
Ad Mandatum Serenissimi proprıum. 
Großherzog. Medi. zur Regierung verordnete Präfibent, 


Geheime und Räthe. 
An bie drei Landesgerichte und bie Zuriftens 
Facultät zu Roftod. 


1841. Berfahren bei verdächtigen plöglichen Todesfällen. 
1. Nov. 1832. 

Srieberih Franz x. Zur näheren Beflimmung des von ben Niebergerichten 
bei plöglihen Zobesfällen zu beobadhtenden Verfahrens verorbnen Wir biemit: daß 
bei vorfommenden plößlihen Todesfällen, wenn fi, den Umſtänden und Verbältnifien 
nach, der Verdacht einer fträflichen Handlung ober ein Selbſtmord ergiebt, das Nähere 
vor der Gerichts⸗ oder Polizei-Behörbe gehörig ermittelt und regiftrirt, und im Falle, 
daß babel ein crimineller Geſichtspunct eintritt, über Die etwa nöthige Section und 
bie zu geftattende Beerdigung von der Localbehörde, falls fie darüber felbft Feine 
Zweifel hat, ohne Einholung einer höheren Belehrung, auf eigene Verantwortung 
geurtheilet werben fol. 

Gleichwie indeffen gefammte Gerichte erinnert werden, bei plöhlihen ZTobesfällen, 
fobaldb die Umftände fi zw ihrer Eognition eignen, mit ber höchſten Aufmerkſamkeit 
zu verfahren, um bie Spuren einer etwanigen meitern ober Fünftigen Unterſuchung 
möglichſt fiher zu ſtellen; fo fol insbefondere Unfern Amts- und Stabtgerihten hiemit 
zur Pflicht gemacht fein, bei Den in Folge Unferer Patent-Berorbnung vum 22. Au⸗ 
guft 1828 jährlich in Abfchrift einzureichenden Verzeichniſſen zugleich über die vorge⸗ 
fommenen, zu ihrer Cognition gelangten, aber zur Criminal-Unterfuhung nicht geeignet 
befundenen, plößlihen Todesfälle, eventnaliter unter Beilegung der Acten, bei der 
competirenden Yuftiz:Canzlei berichtlihe Anzeige zu machen. 

An dem 26. Gegeben durch Unſere Regierung. Schwerin, am 1. Nov. 1832. 

Friederich Franz. 


41842. Vorſchriften zum Zweck der Vereinfachung des Verfahreus. 
16. Dec. 1833. 

Friederich Franz ꝛc. Bei einer forgfältigen Prüfung bes Verfahrens in 

Eriminals Unterfuchungen hat fih das Bedürfniß einiger Beſtimmungen zur Berein- 

fahung beilelben und zur Vermeidung unnöthiger Koften ergeben. Zu bem Ente 

verordnen Wir, im Einverfläntnifje mit Unfern getreuen Ständen, Folgendes: 

1. Jeder Berhaftete fol fofort nad feiner Verhaftung von dem Gericht, welches 
ihn zur Unterfuhung zieht, desgleihen vom Griminal-Eollegium nad der Ablieferung, 
ſpäteſtens vor Ablauf von vier Tagen, fummarifch verhört werben. 

2. In jeder an das Eriminal-Eollegium gelangenden Unterſuchungs⸗Sache, fobalb 
fie irgend — fei es nach Anficht ber erften unterfuchenden Behörde ober des Eriminal- 
Collegiums — für fpruchreif anzunehmen if, hat das unterfuchende Gericht dem Ins 
eulpaten beim Schluß ber Verhöre folgende Fragen vorzulegen: 

a. ob und wo er fhon früher in Unterfuchung geweſen? 

b. ob er in feiner Sache namentlih zu feiner Entfhuldigung noch etwas vorzu⸗ 
tragen habe? 

c. ob er Einwendungen wider ben Inquirenten und Einreden wiber bie (ihm 
namentlich zu nennenden) vier Spruch⸗Behörden babe? 

3. Bei Unterfuchungen, in welchen gegen mehrere Betheiligte zu erfennen ift, iſt das 
Urtheil gegen diefe alle nur von einer Spruch⸗Behörde einzuholen, 

Können die Betheiligten ober deren Defenforen ſich nicht über bie Spruch - Be- 
hörbe einigen, ſo tritt ſolcherhalb richterliche Beſtimmung bes Eriminal-Eollegiums ein. 
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4. Zur Abftelung des Mißbrauches zu großer Weitläuftigkeit in ben Defenfionen 
wird ber $. 55. im zweiten Theile der Criminal» Gerihts- Ordnung bahin näher 
beftimmt: 

daß bie Gebühr für die Defenflonen in ber Regel nad bem Umfange ber 

Arten und der Berwidelung des Falls zu 5, 10, höchſtens 25 Rthlr. und in 

beſonders wichtigen Fällen, nad dem Ermeflen des Eriminal- Eollegiums, jedoch 

nie höher als bis zu 50 Rthlr. zu beitimmen ift. 
Wir gebieten und befehlen demnach fämmtlihen Gerichten Unferes Großherzug- 
thums gnädigft, fih nach Diefer Unferer Verordnung auf Das Genauefte zu richten. 

Urkundlich haben Wir dieſe Berorbnung mit Unferm Handzeichen und Inſiegel 
durch Das officiele Wochenblatt bekannt zu machen befohlen. 

Gegeben durch Unſere Regierung. Schwerin, den 16. December 1833, 


Friederich Franz. 


1843. Bon Actenverſendung in Criminal: und Polizeiſachen. 
27. Zebr. 1836. 


Sriederih Franz ıc. Da nah einem Beichluffe ber beutfchen Bunbesver- 
fammlung Die Verfhidung der Arten in Criminal- und Polizeifachen an deutſche oder 
ausländiſche Univerfitäten, fpäteftens vom 1. San, 1837 an, gänzlich aufhören und 
allen beutihen Iniverfitäten die Annahme folder Acten zum Spruch von bem ge= 
nannten Zeitpunete an unterfagt werben foll: fo wollen Wir in der Abſicht, bie zur 
Ausführung biefes Befchluffes für Unfere Lande erforderlichen Verfügungen tempestive 
vorzubereiten nicht nur eure berichtlihe Angabe derjenigen Fälle, worin in Eriminal- 
und Polizeifachen nad ber jegt beftebenden Gefeßgebung, die Actenverfendung an aus⸗ 
wärtige Farultäten anno zuläfig ift, fonbern auch euer motivirtes unb beftimmtes 
Erachten darüber baldigft erwarten, durch welche anderweitige gefehliche Anorbnungen 
ſich die durch das Verbot foldher Arctenverfendung entſtehende Lücke am zweckmäßigſten 
wird ausfüllen laſſen. Wornach ce. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 27, Febr. 1836. 
An bie Juſtiz⸗Ganzlei zu Roſtock. 


1844. Fälle der zuläffigen Aetenverfendung. 22. März 1836. 


Friederich Franz ıc. Wir laffen euh auf eure Anfrage vom 12. d. M. im 
Betreff bes Verbots ber Berfehidung ber Arten in Criminal» und Polizeifachen in 
Antwort hiedurch unverhalten fein, Daß 

1) das in Unſerm Rejcripte vom 27. v. M. bemerkte Verbot auf bie bortige 
Suriftenfacultät, welche in der Criminal» Gerihts- Ordnung Thl. II. S. 37 mit zur 
ee ige in Unterfuchungsfachen beftellt worden ift, Teine Anwendung finden 
ann; un 

2) die föcalifhen Klageſachen, fo wie auch diejenigen Strafſachen, welde durch 
bie Berordnung vom 27. Decbr. 1813 von dem Begriffe wahrer Criminalfacdhen 
ausgefchloffen wurben, bei Angabe der Fälle, worin bei Criminal⸗ und Polizeiſachen 
bie Arctenverfendung an auswärtige Bacultäten annoch zuläſſig ift, zu berüdfichtigen 
find. Wornach ıc. Gegeben Schwerin, den 22. März 1836. 

An bie Juſtiz⸗Canzlei zu Roſtock. 


4845. Berbot der Hetenverfhidung au auswärtige Facultäten. 
14. Dec. 1836. 

Friederich Franz ıc. Zur Ausführung eines Befchluffes der deutfchen Buubes- 
Berfammlung vom 5. Novbr. 1835, nad welchem zur Einholung der Erfenntniffe 
in Criminal» und PolizeisSaden die Berfendung der Acten an auswärtige 
Juriftenfacultäten und Schöppenſtühle vom 1. Januar 1837 an nicht weiter zu- 
läffig fein fol, — verordnen Bir, in Berüdfihtigung ber in folder Beziehung big 
dahin in Unfern Lanten beftandenen Berhältniffe, nad vernommenem ratbfamen Be- 
benfen linjerer getreuen Stände, wie nadhfolget. 
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1. In eigentlichen Eriminalfachen werben auch bie im S. 36., Theil 2., ber 
Eriminal- Gerihte- Ordnung vom 31. Januar 1817 zugelaffenen Ausnahmen hiemit 
gänzlich aufgehoben. 

Solite das Oberapprllationegericht in einzelnen Fällen aus befonberen rechtlichen 
Gründen fih in ber Faſſung eines Erfenntniffes behindert finden, fo tritt eine ber 
übrigen geſetzlichen Spruchbehörden, nämlich ber JuftizeCanzleien zu Schwerin, GOüſtrow 
und Roftod und der Zuriftenfacultät dafeleft, welden, in Gemäßpeit getroffener Ver⸗ 
einbarung mit des Großherzogs von Medienburg-Strelig Königl. Hoheit, als fünfte 
ordentliche Spruchbehörte für alle Straffadhen au in Unfern Landen, von jebt an 
noch bie Juſtiz-Canzlei in Neu-Etrelid binzufommt — an befien Stelle, und 
iſt unter diefen fünf Spruchbehörden dem Inculpaten die Wahl zu laſſen. 

Sind mehrere Sinculpaten bei einem ſolchen Erkenntniffe betheiligt, und können 
folche ſich felbft oder durch ihre Vertheitiger in der Wahl nicht vereinigen, fo trifft 
das Oberappellationsgericht in Gemäßheit ber Verordnung vom 16. Deember 1833, 
Nr. 3, die Beſtimmung. 

11. In denjenigen Criminal Unterfudhungsfadhen, welche nah $. 7., Theil 2,, 
ber Criminal-Geridhts-Ordnung nicht an das Griminal-Collegium gelangen, fonbern 
bei den Juftiz-Canzleien verbleiben, fpricht eine der fünf Spruchbehörten, gegen welche 
vom Inculpaten nicht ercipirt if, Das erfte Erfenntniß. - 

Für das zweite Erfenntuiß bat ber Snculpat die Wahl zwiſchen ben übrigen 
vier Spruchbehörben. | 

In beiden Fällen kann alfo auch das Unterfuchungs- Gericht refp. zum erften 
oder zweiten Eprucde gelangen, infoferne nämlich nicht gegen daſſelbe ereipirt ift, oder 
Daflelbe gewählt wird. 

Sm Falle des Vorhandenſeins mehrerer betheiligten Inculpaten normirt auch 
bier die Verordnung vom 16, December 1833, und bat das Unterfuchunge - Gericht 
darin bie eventuelle Beftimmung zu treffen. 

Das dritte Erfenntnig endlih, wenn ed in Grundlage der Verordnung vom 
16. April 1821 überall zuläjfig ift, fpricht Das Dberappellationegericht, jedoch auch 
bier mit der sub I. gedachten Freilaſſung im Fall einer rechtlihen Behinderung. 

In den Unterfuhungsfadhen dieſer Art, welche beim Confiftorio verhandelt werben 
möchten, finden dieſelben Grundfäße ihre Anwendung, und Tann bafjelbe das erfte 
Erfenntniß ſelbſt fprechen, wenn Dagegen nicht ercipirt iſt. 

IH. Sn Polizei- und Disciplinar-Saden, Infoferne darin in— 
quifitorifch bei Unfern Suftiz-Canzleien und dem Confiftorio verfahren ift, normiren 
binfichtlich des erften Erfenntniffes dieſelben Beftimmungen, welche sub HI. gegeben find. 

Wegen ber folgenden Erfenntniffe, infoferne gegen die erfte Verfügung 
überall ein Rechtsmittel zur Ermirfung einer anderweitigen richterlichen Beſtimmung 
zuläffig ift, finden bie Vorforiften der Verordnung von 16. April 1821 ihre Ans 
wendung, und find mithin Diefer Art Unterfuhungs- Saden in dieſer Hinſicht den 
Eriminal-Saden gleih zu behandeln, 

IV. Hinſichtlich der bei Unfern Suftiz=Ganzleien und dem Confiftoriv vor= 
Tommenden fiscalifhen Saden bleibt es zur Zeit bei ber bisherigen Berfahrungs- 
weife, und find dieſen Sachen Diejenigen Polizei= und Dieciplinar⸗Sachen gleich zu 
achten, welche bei jenen Behörden nicht inquifitorifch, fondern auf Antrag 
accuſatoriſch behandelt werben. 

V. Gefammte Untergerichte haben, infoferne und inſoweit fie nicht ſelbſt zu 
erfennen berechtigt find, ober von Diefer Berechtigung Teinen Gebraudy machen wollen, 
bas erfte Urtheil allemall dur ein Informatorıum ber competenten Yuftiz- 
Canzlei einzuholen, 

Iſt auf ein ſolches Informatoriom erfannt, fo normiren wegen ber zuläffigen 
weiteren Rechtsmittel die oben sub II. gegebenen Vorſchriften. 

Hat aber das Untergericht felbft erkannt, und zwar innerhalb ber Grenzen ber 
allgemeinen geſetzlichen niebdergerichtlihen Competenz, fo ift Das zweite Erfenntniß 
allemal mittelt Informatorii der commpetenten Juſtiz⸗Canzlei zu fprechen. 
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Gegen Diejenigen erften Erfenntniffe endlich, welche über jene allgemeinen ge- 
feglihen Grenzen hinaus von einem mit wenigftens drei als Richter geprüften Rechts- 
gelebrten beſetzten Nicdergerichte, namentlich von den Magiftratsgericdhten zu Parchim, 
Güſtrow und Schwerin gefproden find, werden bie überhaupt zuläffigen Rechtsmittel 
wiederum nach ben oben sub II. gegebenen Beftimmungen erlediget. 

Vi. Die sub V. für die Untergerihte für Eriminal- Straffachen gegebenen 
Beftimmungen gelten auch für fie hinſichtlich der Polizei» und Disciplinar⸗Strafſachen, 
infoferne dieſe überall bei jenen Behörden zur gerihtlichen Cognition und Ent- 
ſcheidung ſtehen können. 

VII. Das Univerfitätsgeriht in Roſtock ſpricht in Criminal⸗, Polizei- und 
Diseiplinar-Saden, infoweit daſſelbe nad der Verordnung vom 20. Mai d. 3. über- 
haupt noch für Sachen der Art competent ift, die erfte Urtel flets felbft, und wegen 
ber zuläjfigen folgenden Erfenntniffe findet das oben sub Hi. und IH. Beflimmte 
feine Anwendung. 


Sollten Sachen der vorftehenden Art zur Einholung eines Erfenntniffes vor dem 
1. Januar 1837 noch nach auswärts verfchidt fein, fo fol es zwar bei ben barin 
eingehenden Erfenntniffen verbleiben, allein die zuläffigen weiteren Urtheile find nad) 
den gegebenen Vorſchriften von einer ber sub HJ. benannten fünf Spruchbehörden 
abzufaffen. 

Daffelbe fol von folhen Sachen gelten, welche auf ein bereits bon auswärts 
eingeholtes Erfenntnig in zweiter oder dritter Inſtanz noch in Verhandlung fein möchten. 

Hiernach haben ſich alle betreffenten Behörden auf das Genauefte zu richten. 
Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, den 14. December 1836, 

Friederich Franz: 
Landesherriihe Verordnung, 
betreffend 

das Verbot ber Acten:Berfendung an Suriftens 
facultäten in Criminal⸗ und Polizei⸗Sachen. 


1846. Promemorialforn bei Verhandlungen mit dem Griminals 
collegium. A. Febr. 1837. 

Paul Friederich 2. Wir beflimmen hiedurch, daß zur Abkürzung bes 
Geſchäftsſtyls und zur Gleichförmigkeit beffelben bei Unferm Criminal-Collegio bei 
ben Official⸗Verhandlungen mit dieſem Collegio die bei demſelben ohnehin ſchon ftatt 
babende Pro-Menorial»-Form hinführo allgemein, alfo aud mit allen denjenigen 
Behörden, deren Erlafje nicht in Unferm Namen ergehen, Anwendung finten fol, 
Wonach ⁊c. Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 1. Februar 1837, 


1847. Bon Spruchreife und Abfürzungen geringfüger Straffachen. 
15. Jan. 1838. 

Paul Friederich sc. Zur Abfchneibung unnöthiger Weitläuftigfeiten bei ben 
Unterfuchungen in Criminal⸗Strafſachen verordnen Wir im Einverfländnig mit Unſern 
getreuen Ständen: 

$. 1. Gefammte Gerichte haben neben dem pflidtmäßigen Beftreben einer 
gründlichen und forgfältigen Unterfuhungsführung bie nothwendige Rückſicht auf Zeit 
und Koftenfhonung nit aus ben Augen zu verlieren, die Unterfuchung fowohl in 
formeller als materieller Hinficht lediglich auf Das Wefentliche zu befchränfen, demnach 
feine Unterfuchung durch geringere Nebenvergeben, oder durch Ausmittelung von 
Umfländen aufzuhalten, die auf das Erfenntnig Teinen wirklich erheblichen Einfluß 
äußern würden und ſomit biefeloe nie über bag eigentliche Sad- und Rechtsbedürfniß 
hinaus zu führen. 

..$ 2. Insbeſondere haben fie Dies in geringeren Straffällen zu berüdfichtigen, 
bamit Zeit- und Koftenaufwand mit dem Zwecke ber Unterfuhung in richtigem Ver— 
bältniffe bleibe, bie baldigfte Anwendung ber ftrafgefeglihen Vorfchriften erreicht und 
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nicht durch das Gegentheil das Intereſſe des Staato und des Angeſchuldigten be⸗ 

einträchtiget werde. 

$. 3. Um ben Gerichten bie Erfüllung biefer Vorſchriften, ſoviel als für jetzt 
zuläffig, in einigen von der Kompetenz des Griminal«Eollegii ausbefchiebenen Fällen 
zu erleichtern, wird für nachfolgende Unterfuhungsfälle: 

a. gegen Sneulpaten, welche das 15. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, bei allen 
Eigenthums-Verbrechen; 

b. bei kleinen, (nicht die Summe von 15 Rthlr. erreichenden) nicht qualificirten 
erſten und zweiten Diebſtählen; 

e. bei Betrügereien und Fälſchungen, deren Betrag ben Werth eines großen Diebſtahls 
(15 Rthlr.) nidt erreicht; 

d. bei wörtlichen oder thätlichen zur officiellen Unterfuchung geeigneten Injurien, in 
foferne fie nicht in ein anderes befonderes Delict übergeben, fowie 

e. bei thätlihen Widerfeglichfeiten gegen fungirende Subalternen und Officianten ber 
obrigfeitlichen oder fonftigen öffentlichen Behörden, wenn fie nicht in ein ſchwereres 
Delict hinausgehen; 

Folgendes beitimnit: 

1) Es foll der Zugiehung eines Beiſitzers zu ben gerichtlichen Verhandlungen nicht 
bedürfen. 

2) Bei geridtlihen Verhandlungen, in welchen nicht bie Bernehmung bes Inculpaten 
oder nicht Die eigentlihe Beweisführung witer benfelben zur Frage fteht, z. B. 
bei vorläufiger Erforfhung des Ihatbeftandes, bei Erforfhung von Verdachto⸗ 
oder Milderungsgründen, bei etwa zwedmäßiger Localbefihtigung und bergleichen 
genügt es — nad Ermeſſen des Gerichts — wenn folde Umftände nur über- 
baupt auf glaubhafte Art, namentlih durch Regiftraturen des Richters ober bes 
Actuars, durch fchriftliche Darlegungen des Damnificaten oder der Zeugen, durch 
Depofitionen der Officianten 20. zu den Acten erhoben werben, auch follen Tara- 
tionen durch unbeeidigte glaubwürdige Perfonen, nah Ermeflen bes Gerichts, auch 
durch letzteres felbft, fo lange ausreichen, als nicht die Ausmittelung eines ge» 
nügend indieirten großen Diebftahls ober eines biefem an Werth gleichkommenden 
Betrugs oder Fälſchung zur Frage ſteht. 

3) Auf die oft ganz nuglofe Ausmiltelung der frühern Lebensverhältniffe bes Inculpaten 
ift Fein weitläuftiges zeitraubendes Berfahren zu verwenden, fondern nur dann 
darauf, foweit erforberli, die Aufmerkfamfeit zu richten, wenn ber Inculpat bem 
Gerichte ganz unbekannt ift, oder eine hinreichend indicirte Gefährlichkeit deffelben 
ober erhebliche Milderungsgründe weitere Nachforſchung nothwendig machen. 

4) Sollte fih im Laufe der Unterfuhung oder am Schluſſe berfelben ergeben, daß 
ein anderes Deliet, als ein von ben oben sub a. bis e. benannten vorliegt, ſo 
foll defien ungeachtet das bisherige Verfahren sechtsbefländig bleiben und nur für 
das etmanige weitere Verfahren bie Form bes orbentlihen Griminalprocrfies 
ftattfinten. 

5) Die in den in vorflehender Art fummarifch zu behandelnden Unterſuchungsſachen 
erforberlich werdenden Erfenntniffe find vorzugsmeife zu befördern und müſſen 
kann, wenn fie von ben Spruch⸗Behörden abzufafen find, fpäteltens innerhalb 
4 Wochen erfolgen. - 

$. 4. Im Ball ber Behinderung eines orbentlihen Actuars Tann an beffen 
Stelle ein anderes qualificirtes Subject, wenn bafjelbe auch nicht das Notariat: Amt 
bekleidet, nach vorgängiger fehriftlicher Beeidigung abhibirt werden. 

.% Das articulirte Verhör fol künftig unbedingt nur in benjenigen Fällen 
flatt haben, in welden nad beren concreten Beichaffenheit auf Tobesftrafe erkannt 
werden könnte, fonft aber deſſen Abhaltung bem Ermeflen bes Unterfuchungs- Gerichts 
überlaffen bleiben. Dagegen find gefammte Gerichte verpflichtet, in allen nicht ganz 
Haren und einfachen Unterſuchungsſachen und mit fperieller Ausnahme ber oben im 
$. 3. benannten Bälle, falls articulirte Verhöre unterlaffen find, für überfidtliche 
Schluß⸗Verhöre der Haupt⸗Inculpaten oder für eine gebrängte, ben Gang bes Ver⸗ 
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fahrens und bie zur Unterfuchkung gefundenen Delicte und Sneulpaten zwedmäßig zu- 

fammenftellende, auf Acten-Nachmeifungen geftübte Darftellung der Sache Cüberfichtliche 

Promemorien) zu forgen: 

8. 6. Jedes Unterſuchungs⸗Gericht iſt Die zur Beſtimmung bes Umfanges ber 
Unterfuchung und ber zweckmäßigen Führung berfelben allein competente Behörde; bie 
Spruch⸗Behörden dagegen haben Das Erfenntniß als ſolche und zwar auf, ben Grund 
der vorliegenden Acten abzufaſſen. Interlocute berfelben ‚follen daher nie aus bem 
Geſichtspunet bloßer Zweckmäßigkeit, fonbern nur aus dem ber bringendften Nothwendigfeit, 
demnach nur dann ftattfinden Tönnen, wenn in formeller oder materieller Hinſicht 
Gegenftände zur Frage ſtehen, die einen weſentlichen Einfluß auf die bisher verhandelte 
Sache äußern würden. 

Sie ſollen daher nicht ſtatthaben: 

a) auf Nachholung ber im F. 5. benannten Arbeiten, mit alleiniger —— des 
articulirten Verhörs, da, wo es unbedingt vorgeſchrieben iſt; 

b) über Neben⸗Inculpaten oder Neben⸗Vergehen; | 

e) über Verbrechen oder Verbrecher, welche das Unterſuchungs⸗Gericht von ber Unter- 
ſuchung ausbefchteben, oder von denen dafjelbe im Laufe des Verfahrens abftrafirt 
‘bat, es fet denn, daß felbige mit den zum Sprudy verfellten Haupt-Delicten in 
ſolcher Sach⸗Verbindung fländen, daß fie jur weſentlichen Aufklärung dieſer letzten 
Delicte gereichen würden. 

d) Erſcheinen ber Spruch-Behörde bie Geſtändniſſe der Inculpaten über weſentliche 
Puncte nicht hinreichend klar und unumwunden, ſo hat dieſelbe dem einſendenden 
Gerichte die zweifelhaften Puncte beſtimmt zu benennen, über welche der Inculpat 

danun mittelſt ſpecieller Fragen von neuem zu vernehmen iſt. 

e) Auf Auomittlung indizirter Ueberführungsmittel und überhaupt auf Vervollſtandigung 
des Beweiſes iſt nur dann zu interloquiren, wenn die Ueberführung des Inculpaten 

von ſolchem weitern Verfahren mit Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt. 

8.:7. Alle den Beſtimmungen der obigen $$. 3, A, 5, 6 etwa entgegenſtehenden 
Borfäpriften ber Eriminalgerihte-Orbnung ſowie auch bie Gireular-Berorbnung vom 
Zten März 1827 No. 2 find als aufgehoben anzunehmen, 

Hiernah haben fih das -Eriminal- Collegium und alle übrigen Unterfuchungs- 
Gerichte, auch die Spruch-Behörden in Eriminal-Straf-Sachen, zu richten. 

Gegeben: x. Schwerin, am 15. Januar 1838, 


| Paul Frieberid. 
Verorbnung, 
betreffend 
die Sprucreife ber Griminalzinterfudjiungs: 
Sachen und ein abgelärgtes Nnterfuchungs> 
Verfahren in geringfüglgeren Straf⸗Sachen. 
1548. Verhältniß der Fiscale zum Unterfnchungsproceh. 
21. San. 1839. 


Da e3 dem Vernehmen nad hin und wieder anmendlich gefunden worden ift, 
in ben zur Unterfuchungscompetenz der Landesgerichte ſtehenden wirklichen Criminaf« 
ſachen ben Fiscal als Ankläger zu excitiren oder auch ohne Auftrag benfelben ale 
Ankläger zuzulaffen, dies Verfahren aber mit dem allgemeinen Grundfage bes in ben 
biefigen Landen flättfindenden Unterſuchungsproceſſes in Criminalſachen nicht wohl 
zu vereinigen ift, fo wird der Juſtizcanzlei zu Roſtock biemit aufgegeben, in Fällen 
ber Art nur Das offieielle Unterſuchungsverfahren eintreten zu laſſen. Schwerin, am 
21. Januar 1839. 

Großherzogl. Medi. Landesregierung. 
1849. Bom Beweife im Griminalprocen, infouderbeit vom 
Indicienbeweiſe. 22. Tan. ABA. 

Paul Friederich xꝛ. Um mehrere. Ungewißheiten und Mängel zu heben, welche 

ſih im Criminalproceſſe ſowohl wegen Anwendung ber Beweismittel, ale wegen ber 
Medi. Gefegfammiung II. 35 


Geſtändniß. 


546 Juſtizſachen. Criminalrecht und Criminalproceß. 


Rechtsfolgen unvollſtändiger Beweisführung und wegen ber Sicherungsmaßregeln 
bervorgegeben haben, verordnen Wir, nad, hausvertragamäßiger Communication 
mit Sr. Königlichen Hoheit Dem Großberzoge von Medlenburg-Strelit und nad) 
verfaffungsmäßiger Berathung mit Unfern getreuen Ständen, biemit für. Unfere 
gefammten Rande, mit Einfluß Der Stabt und Herrſchaft Wismar, wie folget. 
F. 1. Im Unterſuchungsverfahren iſt nach wie vor das Hauptaugenmerk 
und: angeftrengte Bemühen zu richten auf Die Erlangung eines. vollgältigen — 
in gehöriger Form abgelegten, ſeinem Inhalt nach umſtändlichen, in ſich ſelbſt 
wahrſcheinlichen und mit- anderweitig — Umſtänden im Weſentlichen 
übereinſtimmenden — Geſtändniſſes. 
Dies iſt auch dann nicht zu unterlaſſen, wenn bereits andere Beweismittel 
in einer, zur Verurtheilung anſcheinend genügenden Stärfe zu ben Acten erhoben find. 
$. 2. Ein foldes vwollgältiges Geſtändniß heweifet ſowohl Die eigene 
Handlung des Angefihuldigten und beflen rechtswidrigen Vorſatz, als auch den 
Thatbeſtand, infoferne zum Thatbeſtande sm einzelnen. Sale nicht Merkmale ge- 
bören, deren richtige Wahrnehmung den Beſitz von Kunſtkenntniſſen vorausſetzt. 
Doch darf auch bier nicht unterlaffen.. werben, von allen: anwendlichen 
Mitteln, den Thatbeſtand auch auf andere Weiſe zu erforfchen: und feftzuftellen, 
gehörigen Gebrauch zu. machen, namentlich über. jeden ayf den Thatbeſtand be- 
züglichen Umſtand, wenn eine finnlide Erforſchung möglich if, unverzüglich 


Augenſchein einzunehmen, 


Zeugenbeweis, - 


F. 3. Ein gerichtliches, aus andern Rückfichten der. Form nach mangel⸗ 


haftes, aber mit den übrigen Erforderniſſen der Vollgültigkeit ($. 1.) verfehenes 


Geſtändniß ſoll einem vollgültigen gerichtlichen gleich geachtet werden, wenn nur 


die Ablegung. ale ſolche und nach ihrem Inhalte genügend erwieſen iſt, und 


außerdem noch ein Umſtand, ber eine mit dem Geſtändniſſe genau überein⸗ 
ſtimmende Schlußfolgerung auf die Schuld des Bekennenden begründet, erwieſen 
vorliegt, ober Die Ausſage eines. vollgültigen Zeugen, oder des Damniftcaten, 
oder. Des :Mitjchuldigen, unter den, in dieſer Verorbuung. vorgefihriebenen Vor—⸗ 
ausfegungen und Bedingungen ($$. 6. 1. 7.), bamit übereinftiurmt.- 
8. MA. . Die in gehöriger. Form. abgelegte, auf. eigene ſivnliche Wohruehmung 
begründete, übereinfimmende Ausſage zweier. vollgültiger Zeugen erhebt bie ein⸗ 
gezeugte Ihatfache in Bezug ſowohl auf den Thätor, als auf ben Ihatbefland 
zur rechtlichen Gewißheit. Daneben ſoll jedoch ber Unterfuchungsridter auch 
nach andern Unterftügungsmitteln der Zeugenausſagen forfchen, wenn fich bie 
Gelegenheit Dazu auf eine fadhgemäße Art barbietrt, nantentlih um aud hier 
den Ihutbeftand thunlichſt auf andere Weife- feftzuftellen (vergl..-$. 2). 

$. 5. Rüdjichtlih des zur Zeugniß⸗Ablegung erforderlichen. Alters ift ein 
Zeuge erft mit dem zurüdgelegten ſechszehnten Lebensjahre für vollgültig zu halten. 
86, Außtr Dem Shan -$. 8. gedachten Falle fell Aurch die. Ausſage Deo 
durch Das Verbrechen Berlegten (Damniflcaten) vollftändiger Beweis aud gegen 
ben Angeſchuldigten erbracht werben Tünnen, wenn damit Die Ausſage eines 


vollgültigen Zeugen übereinftimmt, 


Tür beide Fälle wird aber noch befonbers vorausgeſetzt: 


" a) daß dem Damnificaten bie allgemeinen Erforderniſſe eines ngtinigen Zeugen 


nicht fehlen, namentlich. gegen feine Wahrhaftigkeit und Redlichkeit bis dahin 
keine gegründete Zweifel vorgewaltet haben; und insbefondere i in Bezug auf 
den als Thäter Angeſchuldigten, 

b) daß er aus feiner eigenen, zur Zeit des verübten Verbrechens gemachten 
finnlihen Wahrnehmung, mit Anführung befonderer Erfennungsgründe, ben 
Angeſchuldigten Als den Thäter beftimmb angiebt und dabei nad vorauf= 
gegangener Beridigung beharrt. 

Die ſelbſt unter jenen Vorausſetzungen —— übereinftinmenben Ausfagen 

zweier ober mehrerer Damniſicaten — ſollen jedoch keinen vollſtändigen 

Zeugenbeweis begründen können. 











1! gppoceffnalifihe Beſtimmungen. 547 


. Himnfichtlich der Herſtellung des Thatbeſtaudes durch den Damnificaten, 
namentlich hinfichtlich ber Ausmittelung der Größe des durch Eigenthums-Ver- 
brechen geftifteten Schadens durch deſſen Angabe, foll durdh "bie vorftehenten 
Beftimmungen am beſtehenden Rechte nichts geändert werben. 

ST. : Abgefehen‘ sun der bezüglichen Beftimmiung des $. 3: fol Das 
Zeugniß eines Mitſchuldigen wiber den von ihm bezeichneten —** an 
dem Verbrechen (Niturheber, Gehülfen ober Begimftiger) zwar, zumal wegen 
Unftattnaftigkeit feiner : Beeidigung, niemals der beſchworenen Ausfage eines 
vollgültigen Zeugen ganz gleich geachtet werden, doch iſt ſein Zeiugniß dem des 
letztern in dem Verbätiniffe mehr oder! weniger nahe zu ſtellen, in welchem da⸗ 
bei die folgenden Vorausſetzungen mehr ober weniger zutreffen: 

a) wenn er, abgefehen von dem zur Frage flehenden Verbrechen, für einen 
vbllgültigen Zeugen zu halten ſein wirde; 

b): wenn: Beine actenkundigen Unftände feine‘ feinbliche oder auch nur übelmolfenbe 
Geſinnung gegen ben leugnenden Mitbefchuldigten annehmen laflen; 

ec) wert bie Umſtände nicht vermuthen laſſen, daß er ſich einen Vortheil von 
ſeiner Ausſage verſpreche; 

d) wenn actenmäßige Umſtände die: Wahrſcheinlichkeit ber Vollführung Des 
Verbrechens durch mehrere Theilnehmer begründen; 

I went er in Ben Hüllen, in’ melden eine voranfgegangene Berebung zur 
Vollführung der That ftatt gehabt haben muß, mit dem leugnenden Mit- 
ſchuldigen vor bem- begangenen Verbrechen irgend einen Verkehr gehalten hat; 

wenn er ſelbſt ſich einer ſolchen Theilnahme an der That ſchuldig befennt, 

die eine Eriminalitrafe- für- ihn zur Folge Haben muß; 

g) wenn - feine Ausfage ſich als ein vollftẽndiges und beſtimmtes, mit den 

- Übrigert: aetenmäßigen Vorläagen: nicht im Widerſpruch ſtehendes Zeugniß 
darlegt und er bei angeſtellter Coufrbntation dabei verbleibt, und 

4) wenn der leugnende Mitbefhulbigte, vermüge - befotiderer, hinreichend er= 
wiejener Umftände, als eine Merſon zu auch He zu ber: man ſich der 
That wohl verſehen tem, it 

Jedoch ſoll bie Ausſage eines uber wehreter alertichinmtnde— Ditfäufdigen 

niemals” das entgegenfteßertbe- Zenghitg :fineg voligüiltigen Zeigen aufheben vder 

unfräftig machen dürfen. - - 

8.8. Eine Thatfade hat ber Richter auch Bann als erwieſen anzunehnien, 
wenn die aus zuſammentreffenden Umſtänden (Anzeigen) ih Bezug auf biefelbe 
fih ergebenden Schlußfolgerungen, bei vurausgejehtem natärlichen und gewöhnlichen 
Gange der Ereigaiffe, feine vollſtändige Ueberzeugung von dem Vorhandenſein 
derſelben begründen. 

6. 9. Solche Anzeigen beweiſen nicht: allein die Verfon bes Ihäters und 
befien verbrecheriſchen Vorſatz, fondern auch den Thatbeſtand, inſoweit bei ber 
Herſtellung des letzteren nicht: Thatfachen zur Frage ftehen, melde nur burd 
andere Beweismittel, als durch Anzeigen, erweisbar find. 

5, 10. Die Gerichte bleiben ‚zwar in ber Anwendung audi bes Anzeigen 
beweiſes in. ihrer forgfältigen gewiſſenhaften Prüfung im Allgemeinen unbefchränft,; 
namentlih in der Beurtheilung ber innern Skärke ber einzelnen Anſchuldigungs⸗ 
und Entfhulbigungs-Unzeigen, ber Abwägung der einen gegen die anderen, ber 
zur Herſtellung eines beweiſenden Reſultats erforberlichen Anzahl der Anzeigen 
imd ihrer Uebereinſtimmung mit einander; jeboch kann ber leugnenbe Ange 
ſchuldigte nur bann durch Anzeigen Mir überführt gehalten werden, wenn folgende 
Brdingungen vorhanden ſind.: 


9 Es muß die Gewißheit des Thalbeſtandes, inſoferne ſich derſelbe nach der 


Natur des. in Frage ſtehenden Verbrechens abgeſondert herſtellen läßt, nicht 
lediglich auf den Anzeigen beruhen, durch welche die Perſon des Thäters 
erwieſen werden ſoll. Wenn das in Frage ſtehende Verbrechen ſeiner Natur 
nach nothwendig äußerlich wahrnehmbar bleibende Wirkungen hinterläßt, fo 


Beweis durch 
Anzeigen 
(Indicien.) 
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müſſen ſolche durch andere Beweismittel, als durch Yuzeigen, vollkänbig 
erwiejen fein, 
Es müfjen mwenigftens zwei mit ben übrigen, Ergebniffen ber Unterfuchung 
im Wefentlihen übereinftimmende Anzeigen, welde einzeln volllländig und 
zwar durch andere Beweismittel, als durch Anzeigen, erwielen find, gegen 
ben Angeſchuldigten zufammentreffen. Es bürfen aber bei ber Zählung ber 
Unzeigen nicht mehrere Thatfadhen, bie zufammengenommen nur eine An- 
zeige bilden oder ſolche verftärken, als eine Mehrheit von Anzeigen betrachtet, 
ober ein einzelner Ipatumftanb, weil er aus verſchiedenen Geſichtspuncten 
als verdächtigend betrachtet werden kann, mehrmals in Anſchlag gebracht werden. 
3) Es muß aus der Unterſuchung, unabhängig von den auf die Verübung des 
in Frage ſtehenden Verbrechens bezüglichen Anzeigen, ſich ergeben, daß der 
Angeſchuldigte eine Perſon iſt, zu der man ſich der That wohl verſehen 
kann, entweder weil nach ſeinem Rufe oder nach ſeinem Lebenswandel eine 
Geneigtheit deſſelben zu dieſem oder einem ähnlichen Verbrechen anzunehmen 
iſt, oder weil er ſolche Geneigtheit beſtimmt zu erkennen gegeben hat. 
Wenn insbeſondere Diebſtahl oder Raub den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung ausmacht, iſt ſolche Verdächtigung dann als vorhanden anzunehmen, 
wenn der Angeſchuldigte wegen eines andern gleichen oder ähnlichen Ber- 
brecheng entweder ſchon früher in Unterfuchung gezogen und durch das bar- 
über erfolgte Urtheil nicht freigefprocdden if, oder in ber gegenwärtigen 
Unterfuhung eines vor dem fraglichen Diebflahl oder Raube begangenen 
gleichen oder ähnlichen Verbrechens, felbft wenn er deswegen nicht weiter in 
Unterfuhung und Strafe zu ziehen wäre, überwiefen wird; oder wenn er 
mit einer oder mehreren Perfonen, welche gleiche oder ähnliche Verbrechen 
verübt haben und von Denen ihm dies bekannt iſt, vertraueten und ver- 
dächtigen Umgang gehabt, ober in Häufern, Die in Bezug auf dergleichen 
Derbrechen verrufen find, verkehrt bat; oder wenn er fi über: Feinen 
ehriichen Nahrungserwerb auszuweiſen vermag. 
4) Die Verantwortung bes Angeſchuldigten muß unwahrſcheinlich befunden ſein. 

F. 11. Inſoweit der Angeſchuldigte durch Anzeigen der That für über⸗ 
führt gehalten werden ſoll, wird für den Fall, daß vier oder mehr als vier 
Mitglieder des Gerichts an der Abſtimmung Theil nehmen, erfordert, daß die 
Zah} der verurtheilenden Stimmen bie Zahl der bedingt ober unbedingt los— 
fpredhenden Stimmen mindeftens um bas Doppelte überfteige. Es iſt aber 
Stimmeneinhelligkeit erforderlich, wenn das Gericht mit weniger als vier rechts⸗ 
gelehrten Richtern beſetzt iſt oder auch, bei ſtärkerer Beſetzung, doch weniger 
als vier Mitglieder an der Abſtimmung Theil nehmen. 

Diejenigen Gerichte, bei denen nicht wenigſtens drei rechtsgelehrte Richter 
an ber Abfaſſung des erſten Erkenntniſſes Theil nehmen, ſollen befugt ſein, in 
den Fällen, wo ſich über den Beweis, insbeſondere über den Anzeigenbeweis 
ſolche Bedenken hervorgeben, welche ſie nach ihrer Ueberzeugung beſtimmen, 
von der Abfaſſung des erſten Erkenntniſſes abzuſtehen, die Acten zum Spruch 
an die zuſtändige Juſtiz-Canzlei einzuſenden; dadurch wird letztere zur Abgabe 
des erſten Erkenntniſſes berechtigt und verpflichtet. 

$. 12. Den Angeſchuldigten, welcher durch Anzeigen für überführt ge⸗ 
achtet wird, trifft bie geſezliche Strafe bes in Frage ſtehenden Verbrechens, 
mit alleiniger Ausnahme der Tobeoftrafe, an deren Stelle lebenslängliche Zucht⸗ 
haus⸗ oder Feſtungsſtrafe zu erkennen iſt. 

$. 13. Das Zuſammentreffen von Anzeigen mit andern — für ſich nicht 
vollſtändig beweiſenben — Beweismitteln, imgleichen das Zuſammentreffen der 
letztern allein, iſt immer nur als Anzeigenbeweis zu behandeln, und gelten dem⸗ 
nach die Vorſchriften dieſes Geſetzes über den Anzeigenbeweis auch für dieſe Fälle. 

Folgen bes $. 14. In allen Fällen wo es nach erſchöpfter Unterſuchung an den 
unvolftändie Bedingungen zur Verurtheilung ebenſowohl, als — wegen nicht genugfamer 
sen Beweiſes. GEntfräftung der Anfhuldigungsgründe — an ben Bedingungen zu einer voll- 
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ſtändigen Losſprechung mangelt, fol auf einſtweilige Losſprechung (Ent- 
bindung von der Snftanz), welche jeboch fernerhin an und für ſich allein Feine 
Nachtheile ‘für ben Angeſchuldigten rückſichtlich feiner bürgerlichen Ehre, namentlich 
in deren Bezug auf feine etwanigen Amtsverhältniffe, zur Folge haben ſoll, 
erkannt werden. 

Dagegen ſoll bie Erkennung auf ben Reinigungseid in Criminal— 
ſachen überall nicht weiter ſtattfinden. 

F. 15. Der Verdacht, welcher gegen einen von der Inſtanz Losgeſprochenen 
übrig bleibt, berechtigt den Richter nicht, auf Sicherungsmaßregeln wider den 
Verdächtigen zu erkennen, ober ſolche bei der Polizeibehörde in Anrege zu bringen. 

Eben fo wenig find Sicherungsmaßregeln gegen einen Verurtheilten nach 
überſtandener Strafe wegen ſeiner in dem beſtraften Verbrechen offenbarten 
Gefährlichkeit richterlich anzuordnen oder zu beantragen. 

Wenn aber bei Gelegenheit einer Criminalunterſuchung, gleichviel ob der 


Angeſchuldigte losgeſprochen oder in Strafe verurtheilt wird, ſich anderweitige 


Sicherungs⸗ 
maßregeln. 


Veranlaſſungen zu Sicherungs- oder Correctionsmaßregeln hervorgeben, ſo hat 


das Gericht oder die Spruchbehörde, welche das Erkenntniß abfaßt: 

1) in dem Falle, wenn der Angeſchuldigte nach den Unterſuchungsacten als ein 
dem Gemeinweſen gefährlicher Menſch erſcheint, namentlich wenn ermittelt 
worden, daß er einen verdächtigen Lebenswandel geführt, auch mit ſchlechten 


und verdächtigen Subjecten in Verbindung geſtanden, oder wenn er eine 


gefährliche Geſinnung und verbrecheriſche Neigungen an den Tag gelegt hat, 
ober dod in dem allgemeinen Rufe derfelben ſteht, — in einem an bie 
Landes⸗Regierung zu erftattenden Bericht das Sachverhältniß zu entwideln, 
und ſolchen Bericht abfchriftlich "den Unterfuchungsacten beizulegen. 

Die Landes-Regierung erfordert ſodann, dent Befinden nad, Die Ein- 
fendung ber Unterſuchungsacten, fowie auch ben gutachtlichen Bericht ber 
betreffenden Drtsobrigfeit und beren Vorſchläge darüber, wie bie von dem 
Verdächtigen zu befürchtende Gefahr durch polizeiliche Maßregeln entfernt 
werben: könne. 

Nur auf folden Bericht verfügt Die Landes⸗Regierung das zur Sicherung 
bes gemeinen Wefens Erforderliche; Iediglih aber zu ihrem Ermeſſen ſteht 
die Beflimmung, ob unb melde Siherungsmaßregeln und in welchem Maße 


biefelben anzuwenden ind. Jedoch trifft le in den Bällen, wenn fi nad -- 


ihrem Ermeſſen eine Sreiheitsentzichung von Drei Jahren und Darüber ver- 
nothwendigt, Die Beſtimmung erft nad) zuvor erforbertem gutachtlichen Be⸗ 
richte des Dber-Appellgtions-Gerichts. 

2) Sind wegen Landſtreicherei, Vernachläſſigung der Mittel eines ehrlichen 
Nahrungserwerbes u. ſ. w. nach ben beſtehenden Polizeigeſetzen und ben 
Drdnungen und NReglements der betreffenden PolizeisAnftalten, namentlich 
bes Landarbeitshauſes, Maßregeln der gedachten Art zu treffen, fo bat das 
Gericht oder Die Spruchbehörde, weldes das Erkenntnig abfaßt, nur bie 
betreffende Drtsobrigfeit darauf aufmerkfam zu machen. 

3) Wenn Dagegen aus ermwiefenen Thatjachen ſich zur Genüge ergiebt, daß von 
dem Angefchuldigten erhebliche Gefahr für beitimmte Perfonen oder beren 
Habe und Gut zu beforgen ift, Doch aber beshalb nicht in Grundlage ber 
Strafgefege gegen ihn Strafe oder doch nicht genugfam ſichernde Strafe 
erfannt werben kann, gehört es zur Befugniß und Pflicht bes Richters, 
auf Begehren bes Bedrohten rechtlich begründete Sicherungsmaßregeln, 
namentih — nah ben Umfländen — Lautiongleiftung, Stellung unter 
polizeiliche Aufficht, Confination oder Gefängniß zu verfügen. Dem Be— 
theiligten ift Dabei unbenommen, fich ber geeigneten Rechtömittel zu bedienen, 
$. 16. 1) Da, wo in den nicht criminellen Straffahen, namentlich in 

Polizei» und Digriplinarfachen, nicht ohne Lies ſchon nach fpeciellen Beftimmungen 

ober Herkommen, in Bezug auf die Beweisführung geringere Erforderniſſe 


Schlußbe⸗ 
ſtimmungen. 
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ausreichend find, als fe dies Geſetz für Die. Brweisführung in Griminnffachen be— 
ſtimmt, finden beziehungs weiſe auch. Diefe auf Strafjachen der Urt ihre Anwendung. 

2) Die Vorſchriften ber peinlichen Gerichts-Ordnung Karl V; über bie Benugung 
ber Anzeigen, infoweit fie ben bafür ‘in biefem Gefege gegebenen Beſtimmungen enk- 
gegenftchen, namentlih Lie des Art, XXII. SEEN, werben been außer · An⸗ 
wendung geſetzt. 

8) Die ohnehin nicht zur Anwendung ——— Anenahme fällo der Verordnung 
vom 16. Decbhr. 1769, betreffend die Abſchaffung der Tortur, ſind auch ferner nicht 
zu berückſichtigen. 

4) Desgleichen ſind die Beſti mmungen des 8. 79. Thl. IT. ber Criminalgerichta⸗ 
ordnung vom 21. April 1817 und bie bes Art. 176 ber C. G. C. für aufgehoben 
zu achten. 

5) Die neuen Beftimmungen biefes Geſetzes ſiud⸗ auf alle auch ſchon anfängige 
Unterſuchungsſachen anzumenden, in welchen bei der Publication deſſelben bem Ange— 
ſchuldigten noch Fein Enderkenntniß, welchem auch rin- En auf Entbindung von 
der Inſtanz gleich zu achten, eröffnet iſt. 

6) Uebrigens bleibt eine Reviſion dieſes Geſetzes nad. gemachter ‚Erfahrung aus⸗ 
drücklich vorbehalten. Um ſolche Reviſion vorzubereiten, haben die Spruchbehörden 
ihre Erfahrungen über die Anwendung dieſes Geſetzes und über deſſen Wirkungen 
ſorgfältig zu ſammeln und namentlich ſolche Fälle zu beachten, in denen, bei vollſtändiger 
Ueberzeugung der Richter von der Wahrheit ber Anſchuldigungsanzeigen, dennoch Los⸗ 
ſprechung erfolgen mußte,;meil das eine oder Das ‚andere ber. für ben: Anzeigenbeweis 
in dieſem Geſetze aufgeſtellten Erforderniſſen nicht vorhanden war, vder aber in denen 
die geſetzlichen Erforderniffe des Aunzeigenbeipeiies vorhanden ie — aber der 
Angeſchuldigte nicht ſchuldig befunden ward. 

Gegeben sc. Schwerin, am: 12, Januar 1841, 

j PaulSrieberid. 


1850. Bericht aus der: Sache bei Einſendung der Aeten, an 
das Criminaleollegium. 24. Febr. 1843, 


Friedrich Franz m. Da bei den Viſitationen bes Criminal⸗-Collegiums 
wiederholt in Anrege gekommen iſt, daß mehrere Unterfuchungegerichte, den Vor⸗ 
ſchriften im $. 16. Theil IT. der Criminal-Gerichts-Ordnung vom 31. Januar 1817 
und im $. 2. ber Competenz⸗Ordnung vom #2. Januar 1838 entgegen, nach be= 
endigtem präparatorifchen Verfahren, Die Acten ohne ‚entfprechende berichtliche Sach⸗ 
darlegung an das Criminal-Collegium einſenden, dies aber, zumal bei unfänglicheren 
Acken, die Antwort deſſelben erſchwert und zum Nachtheil ber Sache nicht ſelten ver- 
zögert, ſo werden alle und jede Unterſuchungs⸗Gerichte hierdurch erinnert, es bei der 
Einſendung der Unterſuchungs-Acten an das Eriminal- Collegium an einem Berichte 
aus ber Sache, welcher den Stand der letzteren überfihtlih erfennen läßt und den 
geftellten Antrag durch Nachweiſung aus den Acten begründet ferner nicht ermangeln 
zu laſſen. — 

Gegeben ꝛc. Schwerin, am 24. debruar 1813. 


Friedräch Franz. 


Io specie: 1. Rechtsmittel, 


1858. Nichtanwendlichkeit der Defenfion bei leichten Vergeben. 
27. Dec. 1813. 

Friederich Franz ı. Wir finden Uns bewogen, zur Hebung der Mißbräuche 
mit den Defenfionen, nachdem Wir, über Diefe Angelegenheit Das unterthänigfte ratpfame 
Bebenfen Unfrer getreuen Ritter- und Landſchaft ringezogen haben, für jest in -Rüd« 
fiht der leichten Vergeben folgendes zu beflimmen: . 
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: Die formelle: Vertheidigung (Defenſion) ſöll als beſonderes Rechtsmiltel fernerhin 
nur in wahren Crlminal⸗Fallen, nicht /aber bei leichteren Vergehen, weniger noch in 
bloßen Policei⸗ oder Disciplinar⸗Sachen Statt finden ober zugelaſſen werben. 

Bon dem Begriffe wahrer Criminal⸗Fälle bleiben in dieſer Rückſicht alle die— 
jenigen: Unterfuhungen ausgeſchloſſen, in welchen nicht mindeſtens "auf vierwöchentliches 
ra Veſtung oder auf eine entehrende, auch den Verluſt. bürgerlicher 
Rechte m ſich ‚Führende, Steafe, erfanut worden. Jedoch bleiben in dergleichen ge- 
ringeren u denen vermeintlich Beſchwerten alle ſonſt erlaubten Rechtsmittel, 
jo wie allemal der Recurs ad. ; Sunertorem. unbeugmmen, Yu werben Die Ge— 
richte ernſtlich und bei Vercreidung angemeſſener Strafe gugewiafen,, einem jeden In— 
culpaten mit feinen Entſchuldigungst Gründen volles Gehör zu geben. und -ihnen- deu 
Recurs ad superiorem .oder Dazu etwa begehrte . Berathung mit rechtlichen. Bej⸗ 
ſtänden nicht zu erſchweren. 

Wir befehlen demnach allen Gerichten in Unſern Landen hiedurch gnäbigft ernftlich, 
ſich in vorkommenden Fällen nad dieſen Unſern geſetzlichen Vorſchriften aufs genaucfte 
zu achten. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. nn 2c. Schwerin, 


den 27. Dechr. 1813. 
Friederich Franz. 
Verordbnun 


g 
wegen Nichtanwendlichkeit dee Defenfionen: 
.55: bei Kelchten Vergthen. 


1852, Gebrauch aller Hechtsmittel: bei leichten Vergeben auder 
der Defenſivn. 8. Nov, 1814. 

Srieberih Franz ꝛc. Unfern ».: Wenn. Unſere Landesberrliche —— 
vom 27. December v. J., im Betreff „der Nichts Anwendlichkeit der Defenflonen bei 
geringeren Straffällen ale fonft erlaubte Rechtsmittel freiläßt, mithin von neuen 
remediis barin nichts vorgeſchrieben ift; fo darf darüber: ob und welde Nechts- 
mittel geſetz⸗ und verfeffungamäßsg. für erlanbt zu achſen, bei Den Gerichten Tin 
Zweifel obmwalten. Hiernach werdet. ihr in,ber vom cuch, mittelft eurer Anfrage vom 
13, v. M., eingereichten, hiebei zurückkommenden Unterſuchungsſache, im Betreff der, 
von dem N. N. in N. N. heimlich weggenommenen, verfornen_ vier, Scheffel Malz, 
was Rechtens zu verfügen — übrigens aber in vorkommenden Fällen die allgemeine. 
Vorſchrift des Landes-Vergleichs, 8. 430, zu beobachten wiſſen. en ꝛc. Und. 
Wir sc. Gegeben ıc. "Shwerin, den 8. November 1814, | ie 
An bie Juſtiz⸗ Canzlei Siefetoft, 


1858. Anwendlichkeit. des‘ — sapplicationie. ® . Dee. 1817. 


Frieberich Franz ꝛe. Unfern ꝛc. Wir laſſen euch auf. euren Vortrag vom 
6.9. M. im Betreff der Declaration Unferer Gonftitution vom 27, Der. 1813, 
wegen Beſchränkung der Defenfionen hiemit unverhalten fein: —. — — — — 
und wird euch zur Nachachtung auf das Keftimmtefte‘ eröffnet, daß nach. ber vor- 
erwähnten Verordnung vom 27, December 1813 unter ben bäfelbft erwähnten er- 
laubten Rerhtsmitteln auch Das remedium supplicationis, ohne Rüdſicht auf den 
fiskaliſchen oder Unterſuchungs-Proceß in allen geringeren Straffällen nach Vorfchrift 
des Landes-Bergleihe F. 430 Statt finden ſoll. Wornach we. und Wir x Ge⸗ 
geben ıc. N ben 9, December 1817. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großhexzogl. Medl. zur Regierung verordnete ia 


Gecheime⸗ und Räthe. 
An die Sufig-Gangei zu Schwerin. 


1854. Unterredung des Defenfors mit dem Inquiſiten. 5. Aug. 1820. 


Friederich Franz ıc Es iſt bemerflich geworben, daß bie unbebingte Faſſung 
be Sphi 51 ber Criminal-Gerichta⸗Ordnung leicht Anlaß zum Mißbrauch der dort 


552 Juſtizſachen. Criminalrecht und Criminalproceß. 


geſtatteten perſönlichen Unterredungen bes Vertheidigers mit dem defendendo und 

dadurch zu großen Beläſtigungen ber Gerichts⸗Caſſe gegeben bat. Um dieſem, fo weit 

thunlid, vorzubeugen, verorbnen Wir, nad vernommenem Erachten Unferer getreuen 

Landſtände, als Erläuterung dieſes $. 51.: 

1) Bor ber erften Defenfion ift bie im S. 51 ber Criminal⸗Gerichto⸗Ordnung zu- 
geftandene perfünliche Rückſprache des Bertheidigers mit bem defendendo niemals 
und auf feine Weife zu verfagen, mithin aud nicht bie Erftattung der Reiſekoſten 
des Vertheibigers zu ſolcher Unterredung. 

2) Sn allen Saden, wo das erfie Erfenntnig auf Todes= ober Tebenslängliche 
Gefängnißſtrafe erkennt, bleibt dem Inquifiten, auf beffen ober feines Vertheidigerg 
Verlangen, jede fernere Unterredung mit dieſem geitattet. 

3) In allen Fällen, wo das erite Erfenntniß nicht auf Tobes= oder lebendlängliche 
Gefängnig-Strafe lautet, muß der Inquiſit es fich gefallen laſſen, Daß die zweite 
und jede weiter folgende Unterredbung mit feinem Defenfor nicht unmittelbar, 
fonbern nur durch einen beauftragten, beit einem ber Landes-Gerichte immatrifulirten 
und am Orte bes Griminal- Gerichts wohnenden Anwald geſchehe, und biefer 
fodann auf feinen geleifteten, ihn zur Verſchwiegenheit verbindenden, Advokaten⸗ 
Eid an den Defenfor berichte. 

Diefer Bevollmächtigte, befjen freie Wahl dem Inquifiten oder beifen Vertheidiger 
überlaffen bleibt, foll für biefe Unterredung und die Berichts» Erftattung über das 
Refultat derfelben billigmäßig honorirt werben, 

Hiernach haben Unfere Landes⸗Gerichte und fonftige Behörden ſowohl, als bie 
intereffirenden Perfonen ſich zu richten. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. Auguft 1820, — 


Friederich Franz. 


1855. Bon ben verſchiedenen Nechtsmitteln in Criminalſachen. 
216. April 1821. 


Briedberih Franz ıc Nachdem Wir Uns auf dem vorgemweienen Landtage 
mit Unfern getreuen Ständen über eine rathfame Abkürzung ber Eriminal-Unterfuchungen, 
Beihränfung ber Defenfionen, und Berbefferung des Criminal= Procefjes überhaupt, 
berathen haben, verorbnen Wir nunmehro, mit Beachtung der auflinfre landesherrliche 
Propofition abgegebenen Erklärung: 

1) daß in allen Fällen, wo wenigftens auf dreißig Rthlr. Geldbuße Drei- 
monatliches Gefängniß oder eine entehrende Strafe erkannt fein follte, eine 
Defenfion, von ber auf ſolche Defenfion erfolgten Urthel aber, wenn fie ber Strafe 
nicht das Entehrende nimmt, auch fie nicht unter 30 Rthlr. oder Dreimonatliches 
Gefängnig herabfegt, annoch eine Revifion beim Ober-Appellations-Gerichte, mithin 
im «Ganzen drei Urtheln und eine fürmliche Defenfion, aber burdaus ein mehreres 
nicht, geftattet fein follen. 

2) In ben Fällen, wo wenigftens auf 10 Rthlr. NZwdr. Geldbuße ober 
8 Tage bürgerlihes Gefängniß erkannt ift, fol gegen foldhe erfte Urthel, auf 
Verlangen, die Revifion zwar ohne fürmlihe Defenfion, jedoch in ber Art ftatt 
finden, dag bie Alten von dem Griminal= Gerichte an eine der Bier Spruchbehörben 
eingefandt, von dieſen aber, (wenn es die Juriſten-Fakultät zu Roftod ift, mittelft 
Subfidialen an Unfre bortige Juſtiz-Canzlei) auf Verlangen des Inkulpaten, einen 
ber in loco mwohnenden immatriculirten Adoofaten, nad der Wahl des Inkulpaten, 
fonft nad) Ermefien der Spruchbehörde, übergeben werben, um in einer furzen Dar- 
ftellung Diejenigen Gründe an» und auszuführen, welche ihm zur Vertheidigung bes 
Inkulpaten zweckmäßig feinen. 

Dieſe Arbeit ſoll aber von dem gewählten Sachwalde höchſtens in drei Wochen 
inelusis ſferiis beſchafft und bei den Spruchbehörden eingereicht werben. 
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Die Gebühr hat die Spruchbehörde, nach ihrem Ermeſſen von der Wichtigkeit 
ber Arbeit, inclusive der gewöhnlichen Alten⸗ Inſpections⸗Gebühr, von 5 bis 10 Rthlr. 
zu beſtimmen. 

3) Anlaygend endlich bie Fälle, worauf weniger als 10 Athlr. Geldbuße oder 
Stägiges Gefängniß erfannt wäre, fo foll gegen: bie erfte Urthel noch eine einfache 
Revifion bei einer der vier Spruch⸗Collegien ftatt finden, ein mehreres aber nicht. 
Urkundlich unter er Handzeichen und Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 


16, April. 1821. 
. . Iriedberi Franz. 
QSerorbnung 
wie es künftig mit den Defenfionen und fonftigen 
Rechtömitteln in Sriminal-Fällen gehalten 
werden fol. 
1856. Gebrauch der Nechtsmittel vor dem erften Urtbeil. 
3. Jul, 1821. 

Srieberih Franz ıc. Wir laſſen euch, auf euren auberweitigen Vortrag vom 
geftrigen dato, bie Anwendung Unferer Berorbnung vom 16. April db. J. über bag 
Defenfionswejen betreffend, in Antwort hieburd unverhalten fein: daß gedachte Ver⸗ 
ordnung gar nicht von dem redet, was dem erſten Erkenntniſſe vorher gehen ſoll, 
und alſo gar nichts in dem verändert, was — a geſetzlich beſtanden hat. 
Wornach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5. Juli 1821. 

Ad Mandatum — proprium. 
Sroßperzogl. Medi. zur Regierung verordnete Präfdent, 
Geheime⸗ und Räthe. 
An das Griminal⸗Collegium zu Butzow. 


1857. Entſcheidung der Niedergerichte über bie Zaläffigfeit ber 
Defenfion und Supplication. 27. Nov. 1821. 

Friederich Franz ıc. Unfern ı. Es find barüber Zweifel entſtanden: ob 
die Stadt» und Patrimonialgerichte in Unfern Xanden befugt find, in Criminalibns, 
bei Einlegung der Rechtsmittel der Defenflion ober Supplication, über die Zuläfligfeit 
eines solchen Nechtsmittels felbft zu entſcheiden und in Folge ſolcher Entſcheidung bie 
Acten zur Einholung eines Erkenntniſſes an eine Juriſten-Facultät zu fenden, ober 
ob fie über Die Zuläffigkeit folcher Rechtsmittel zuvor bei dem Informirenben Landes⸗ 
gerichte anzufragen haben. 

Wenn nun gedachten Stadt⸗ und Vatrimonlalgerichten nicht nur als wirklichen 
ſelbſtſtändigen Gerichten, ſondern auch nach Vorſchrift der Publications⸗Berordnung 
vom 1. Juli 1818. 8. 29. Die eigene Beſtimmung über bie Zuläſſigkeit ſolcher 
Rechtsmittel, ohne vorherige Anfrage bei ben Landesgerichten, zuſteht; fo wird euch 
foldes zur Beobachtung der Gleichförmigkeit hiedurch zur Nachricht und Nachachtung 
angefüget. Bir ı. Gegeben 3. Schwerin, ben 27 Nov. 1821. 

Srieberih Franz. 
An die drei Landesgerichte, 


1858. Vom Verzicht auf die auch ohne Antrag eintretende 
Defenfion. 21. Dec. 182. 

Friederich Franz ꝛc. Unfern ze. Wir geben euch auf eure Anfrage vom 
19. d. M.: vb in bem von euch vorgetragenen Eriminal-Balle das erfte Erkenntniß 
ohne vorgängige Defenfion von. euch abgefaßt werben lann? hiedurch zum Beſcheide: 
daß ſolches allerdings. such unbenommen bleibt, da ber im Gefetz anggebrüdte Fall 
„a. auch wenn nicht Darauf angetragen worden“ 
von dem vorliegenden, wo nach eurer Berficherung: 

„der mit obiger Beitimmung befaunt gemadte Inquiſit auf bie fürmliche Defenfion 

„vor dem erften Erfenntnig verzichtet bat, 
weſentlich fich unterjiheibet, indem aus. eurem Bericht nirgenbs bie Vermuthung hervor⸗ 
gehet, als ob er zu ſolcher Verzichtleiſtung gezwungen oder überredet worden, folglich 
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kein Grund vorhanden iſt, weshalb es bei ſolcher Entſagung nicht das Verbleiben 
umſomehr behalten Tann, je weniger von einem rechtlichen Urthelsfaſſer zu erwarten 
fteht, daß er ſolche freimillige Entfagung zum Nachtheil bes Inquiſiten misbrauchen, 
und nicht vielmehr: ex offlieio die demſelben zu ˖ Ratten kommenden Bertheidigungs⸗ 
Gründe in Erwägung zu zichen von ſelbſt nicht ——— — — ı nr 
deren x. en den 21. December 1821. nz re 
Ad: Mandatuın Berenissimi —— 
Großherzogl. Meckl. zur Regierung verordnete Dräfldent, a 
-  Gehelmes -und- Raͤthe. 
An die Juſtiz-Canzley zu Güſtrow. 


41859. Allgemeine Anwendlichkeit der Verorbnuug vom 
16. April 1821. > Februar 1822. 


Friederich Franz ꝛc. Unjern x... Bir verhalten euch auf eure Anfrage 
vom 12. d, M. über Die Anwendlichkeit Inferer Zandesherrlihen Verordnung vom 
16. April v. wegen Zuläſſigkeit ber Defenfionen in Criminalfällen hieburd 
gnaͤdigſt nicht: daß ſich die gedachte Verordnung nicht auf die bei Unſetm Criminal⸗ 
Collegium zu Bützow anhängigen Unterſuchungen beſchränkt, ſondern für alle Fülle 
von Strafurtheilen eajen if. Wornad re.’ Brgeben ꝛc. ‚Schwerin, ben 19. ‚Sehr. 1822: 

Srieberig dran. ö 
An bie Joſtiz⸗Canzlei zu saßen. 5 


1860. Bon der. Defenfiou nor dem — Erkenntniß. 
5. Jul. 1822. 


Friederich Franz ıc. Wir laſſen euch‘ auf euren anderweltigen Borkrag 
vom geſtrigen Dato, die Aintornbung Unſerer :Berordndng vom 460. April d. 5. 
über das Defenftongipfen Betreffend, ın Antwort hiedurch anverhalten fen: Daß ge- 
dachte Berordnung. gar nicht von dem redet, was dem erften Erkenntniſſe vgrher- 
gehen fol, und alfo gar nichts in dem verändert, was ee bisher. nn 
beftanden hat, Wornach ꝛ⁊c. Schwerin, ‚ben 5. July 1822. 


1861. Deeiatatorverorbuung in Betreff der, Meitemittel 
. 24. Jauuar 1874. 

Friederich Frauz x. Bir Iaffen euch auf euren chegeftern eingegangenen 
Dortrag.. vom 14, dieſes, wegen eurer: Ameifel,, über einige Beflimmungen Unferer 
Berordnung vom 16. April 1821., .in Betreff ber Defenfionen und. fonftigen Rechts⸗ 
mittel bey Criminalfälen, , ‚bieburd, anaͤdigſt unverhalten: wie rückſichtlich eurer Anfrage 

sub 1) Das, was wir unterm ‚19. Februar 1822 Unferer Yuftizcanzlei - zu 
Süfrom zeferibirt, haben, allerdings auch bey eurem Collegio Anwentung findet, und 
es ſich von felbit verftehet, Daß, wenn bie Unterfuhung egen Erimirte geführt wird, 
dasjenige Spruchcollegium, weldes entweder die Sache at geleitet und abgrurtheilt 
oder Belehrung zum Erkenntniſſe eriheilt bat, nicht, wenn Dies noch einmal angefochten 
wird, Darüber abermals erfennen Tann; fondern in dieſem Tall es gehalten werden 
muß, wie ber 8. 38. des 2. Theile ber Criminal⸗Gerichts Ordnung vorſchreibt. 

Auf fiscaliſche und‘ Injurienproceſſe kann dies aber nie Anwendung finden; 
vielmehr behält es bey deren von ber Natur Tee Criminalproceſſes ganz abweichenden 
Form lediglich das Bewenden. Hicedurch beantwortet num eure Anfrage 

sub 2) Sich ebenfalls; und es ertheilt überdem ber $. 29. Unferer Publications⸗ 
Verordnung vom 1. July 1818. in dieſer Rückſicht, ſo viel das Remodium sup- 
plicationis anlangt, genügende Beſtimmung. Anlangend eure Anfrage 

sub 3) Iſtes, — inſofern die Unterſuchung nicht bey Unſerm Criminal⸗Collegio 
geführt wird, — ber Beſtimmung Uuferer Griminal-Gerihts-Orbnung Part. 11..$. 38. 
entfprechender, daß das erfte Erfenntnif don der competivenden Diſtricts⸗Spruchbebörde 
abgefaßt wird, Dagegen aber beym zweyten Erkenntniß ber Gondemuatus bie — 
unter den übrigen ˖Spruchbehörden hat, Soviel die Anfrage ’ 
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. sah 43: Betrifft, ‚habt ihr in: Anfehung der. vorgängigen Defenſtonen, au. nad) 
Unferm dem Erissinal-Eollegio unterm 5. Zuly 1821. gegebenen Beſcheide in den bey 
eurem Collegiv vorfommenden Eriminal-Unterfuchungen euch gleichfalls zu achten. 

sub 5) Eurer Anfragen, läßt ſich das Verhältaiß der Fürperlichen Züchtigungen 
nicht fo beſtimmt abtheilen, wie: das Verhältniß ber Geld⸗ und Gefängnißſtrafen, die 
Unſere Berorbaung vom 16. April 1821. anführt; denn es kommt ſehr dabei auf Die 
Qualität der Perſon und ihre körperliche Beſchaffenheit an. In Fällen alſo, wo keine 
alternative Straſbeſtimmung anwendlich wird, muß es, mit Vorbehalt einer Beſchwerde⸗ 
führnng des Candemnati, von. der Brurtheilung bes Gerichts, bey dem die Sache 
pendent ift, abhängen, welcher von ben Fällen, bie in Unſerer Berorbaung vom 16. April 
1821. unterjchieben find, zur Anwendung Tommi. Soviel eure. Anfrage: 

‚sub .6) Betrifft, ift:.es in.dem Fall, ber sub 1. der gedachten Verordnung 
vom  16.. April 1821. beſtimmt ‚wird, fowvhl in Anſehung der Wahl. tes’ Defenjors, 
als ber Entſcheidung fiber dies Rechtsmittel, auch bey: Unfern übrigen: Gerichten, nad) 
Anleitung bes 2ten Theils ber Criminal-Gerichts⸗Ordnung in. —— deren SS. 37. 
38. und 51. zu halten; ſowie in Ruckſicht enrer: Aufrage 

sub 7) Es euch gleichfalls unbenommen bleibt, in Anehung der Strafandtohungen 
für fäumige: Defenſoren fo zu verfahren, als in 8. 53. des Zten Theilo ber —— 
Gerichte «Ordnung vorgeſchrieben if. Den Punkt 

sub‘ B): Betreffend, Tann es der von end nachgeſuchten: Derlaratton nicht be⸗ 
dürfen, ba ſich: von ſelbſt verſteht, daß kein Nieder⸗Oericht anders, -alsı-an bie ihm 
vorgeſchriebene Juſtiz ⸗Canzley Acta zum Spruch einſenden darf; wis ihr denn even- 
tualiter die hierunter fehlenden Nieder⸗Richter zu bedeuten Ba Hingegen it für 
den Punft 
: sub O) · Im Gegenfah ber Beſtimmung sub 2. in Ufern Berorbiung vom 
16, April 1821. ad 5. deutlich vorgefchrieben, daß in dieſem letzten Fall eine ſchriftliͤche 
Darlegung der Vertheidigungs-⸗Gründe weder veranlaßt noch zugelaſſen werden darf. 
Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 24. Januar 1824, 


Friederich Franz. 
An die Juſtizcanzlei hieſelhſt. 


1862. Von den Straferkenntniſſen wider Soldaten in den 
weiteren Inftanzen. 32, Detober 1833 . 

Fried erich Franz m. Wir remittren euch. hiemittelſt die bey eurem Antrage 
vom 15. d. M. wegen. Fällung ber Straferkenntniſſe wider Militaixperſonen wegen 
gemeiner Verbrechen, in. zweiter und dritter Inſtanz, eingereichten Acten in Denuntiationo⸗ 
fachen wegen ‚der. dem N, im Wachdienſte durch F. E. widerfahrnen Beleidigung und 
eröffnen euch dabyy zu eurer Nachricht. und Nachachtung: bag in;allen Fäller, wenn 
von Militairperfonen gemeine Verbrechen begangen worden, und es rechtlich nothe 
wendig ift, Daß.in zweyter und dritter Inftaaz Straferkenntniſſe abzufaſſen ſind, Diefe 
Gtraferfenntniffe bon. ben Pilitairgerichten, nach Vorſchrift Unſerer Berordnung vom 
16. April, 1821. in zweiter Inſtanz bes einer Unſerer drey Sußizcenzieien oder 
der Juriſtenfacultät zu Roſtock, und in dritter Inſtanz bei dem Dber-Appellntiond«- 
Gerichte zu Parchim nachgefucht -werden follen. — x. ONE: den 22, 


October 1825. 
| Da, dran; 
An den General Major v. Both. 


A803. Fälle der Deienft ion vor dem — urtheil und des 
articulirten Verhörs. 3. März 1827. 
Friederich Franz 1. „‚Unfern gaäbdigften Gruß zuvor 2! Um dem Uns 
bemerkbar gewordenen Mangel einer beflimmten geſetzlichen Vorſchrift, über bie An- 
wenblichkeit fer Defenfion ber Inquiſiten vor ber erſten Urthel, nach dem $. 49. a., 
Thl. 2. Unferer Griminal-®erite-Drbnung - vom 31. Januar 1817, ſo wie auch 
über bie Anmwenblichleit des, im S. 23., Thl. 2. genannter Gerihtö-Drkitung vor- 
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gefihriebenen articulirten Verhöro, abzuhelfen, finden Wir, nach erforbertem ratbfamen 

Bedenken Unferer getreuen Stände, Uns gnädigſt bewogen, euch hiermittelſt Folgendes 

u eröffnen: 

1) Der $. 49. a. fol hiedurch dahin erläutert fein: 
„Dingegen foll die förmliche Defenſion bei den eingeſtandenen — über— 
„wiefenen Verbrechen der Tödtung eines Menſchen, lebenegefährlicher Körper⸗ 
„Verletzung deſſelben und der Brandſtiftung, in ſofern bier nicht bereits 
„ansgemittelt, dag bloße eulpa: obgemaltet, ferner des Raubes, Des 
„Dierde-Diebftahle, Hochverraths und Aufruhrs, des Complotis unter ver⸗ 
„bafteten Inculpaten zur gewaltfanen GSelbfibefreiung, ber Münzverfälfchung, 
„ferner der Rotbzucht, der Entführung wider Willen ber Entführten und 

„bes britten Diebftahls, in fofern biefer durch Einbruch, Einſteigen, 

„oder auch bewaffnet verübt worden, allemal vor Einholung des erften 
„Erkenntniſſes, auch wenn bie Defenfion verbeten worden; ex ofſſicio an⸗- 
„georbnet u. ſ. w. — werden.“ 

2) Der $. 23., Thl. 2. ber Eriminal-Geriäts. Ordnung ſoll hingegen folgender⸗ 

maßen näher beffimmt fein: 
„Das. artieulirte Verhör, welches der Reg el nad ftatt haben, und nur nad) 
„befondern Gründen des Eriminal-Eollegii, welche daſſelbe der erfennenden 
„Bebörbe, bei Einſendung der Aeten, allemal in einem Pro Me- 
„moria forgfältig und ausführlich, darzulegen verpflichtet ift, 
„unterbleihen, auch auf: etwaniges Erforbern folder erlennenden Behörde hier 
„und in dem Falle bee 5. 21. nachgeholet werden foll, ift nad Anleitung 
„u. ſ. w. abzuhalten.“ 

Hienach habet Ihr euch fortan auf: bad Genaueſte zu richten. An dem geſchiehet 

Unfer gnäbtgfter Wille und Meinung, und Bir. verbleiben euch mib- Gnadri gewogen. 

Gegeben sc. Schwerin, den 3: März 1827. | 


Srieberi Franz. 


An 
a das Ober:Appellations:Gericht zu Pardim, 
. bie drei Juſtiz⸗Canzleien, 
3. das Sriminal:Collegium zu Bützow. 
1864. Bon den Unterrebungen des Defenſors init dent 
Inquiſiten. 10. Dec. 1829. | 
Srieberi Franz ꝛc. Die Uns mittelſt eures Vortrages vom 11. db. M. 
vorgelegten Untetſuchungsacten wider den Inquiſiten N. N. wegen Töbdtung eines Kindes 
werden euch hieneben mit dem Anfügen remittiret: daß euch eine ſpecielle Vorſchrift 
wegen ber von dem Defenſor dieſes Inquiſiten begehrten weiteren Colloquirung mit 
letzterem, von Unſerer Regierung nicht ertheilt: werden kann; ba jedoch der $: 53; 
der Eriminal-Gerihts-Orbnung euch ein genügendes Mittel an die Hand gibt, ben 
Mißbraud ber den Defenforen durch bie Berorbnung vom 5. Auguft 1820 geftatteten 
u. mit bem Sinquifiten zu wehren; ſo bedarf es keiner Declaration dieſes 
eges. 
Wornach sc. Schwerin, ben 19. December 1829. 
An das Griminalcollegium zu Bützow. 


1865. Defenfion gegen die absolutio ab ınstantia. 10. Mai 1830. 
Sriederich Franz ꝛc. Wir finden Uns durch Die officielle Anzeige Unfers Ober- 
Appellations⸗Gerichto von ber in Unfern Landesgeſetzen bisher annod fehlenden be⸗ 
fimmten Dispofition über die Frage: 
Ob oder in wiefern in Criminal⸗Sachen gegen bie absolutiones ab instlantıa 
bie Defenfion zuläffig if? 
gnädigft bewogen, nad vernommenem rathſamen Bedenken Unferer getreuen Landſtände, 
ſolcherhalb folgende landesherrliche Deslaration kraft biefes zu ertheilen und zu publiciren: 
1) Defenfionen und Reviſtonen gegen absolutiones ab instantia find in allen 
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denjenigen Criminal⸗Sachen nit zu geſtatten, in’ welchen fie unzuläſſig fein würden, 
wenn der Angeſchuldigte, des Verbrechens überführt, zu einer Strafe verurtheilt wäre. 

2). Dagegen find fie in allen Fällen, worin fie, wenn in Gemäßheit ber An- 
ſchuldigung ein. Straf⸗Erkenntniß ergangen wäre, zuſtändig geweſen fein würden, 
gegen auf Mangel an Beweis«Ueberführung ‚SeDrünbeie, Losfpredung von 
der Inſtanz auch zuzulaften; unb zwar 

3). nach Maßgabe Unfrer Conflitution vom. 16. April 1824 in der Art, daß, 
ſtatt der nicht wirklich erkannten Strafe, die Strafbarkeit des zur Unterſuchung ge— 
zogenen Verbrechens, ; mit jener Conſtitution verglichen, die Norm für das weitere 
Rechtsmittel wird. 

Wonach x. Urkundlich unter Unferm Oandzeichtn und Safe, Gegeben ꝛc. 
— den 10. Mai 1830, 


——— ran; 


1866,. Bon der Defenfion vor dem erften Urtpeil bei 
Zumultuanten. 232. Nov. 1830. Ä 

Srieberich. Franz ꝛc. Unferm ꝛc. Um ben entſtandenen Zweifel, ob Unfere 
Derclarator-Berorbaung son 3. März 1827. über die Anwendlichkeit ber Defenfion 
der Inquifiten von ber erſten Urthel nach bem 6. 49, a. Theil 2, Unſerer Criminal» 
gerichtd-Drdnung vom 31.: Jan. 1817, bey dem Ansbrud „Aufruhr“ Unterfeldungen 
unter Aufruhr und Aufftand, Tumult und Auflauf zuläßt, abzubelten, haben Wir den 
Beſcheid an Unfer Eriminal-Eollegium erlaften, welchen Wir euch zu eurer Nachricht 
und Nachachtung hiebey in Abjchrift mitteilen, und verbleiben ı. Gegeben sc. 
Schwerin, den 22. Nov, 1830. 


Srieberid dran. 
An die Juſtiz⸗Kanzley zu GSüftrow. 


Friederich Franz ꝛc. Wir laſſen euch auf euren alleranterthänigflen Bericht 
vom 17. d. M. im Betreff ber Unterſuchung wegen des am 19. Septbr. d. J. Bier 
ſelbſt Rattgehabten Tumults, hiemit unverhallen: daß | bie Defenſion nor der Einholung 
des erften Erkenntniffes, felbft wider Willen der Inculpaten, bei bloßen Tumulten, 
alſo auch im vorliegenden Falle, nicht Ben ni * — ꝛe. — ꝛc. 
Schwerin, den 22. Nov. 1830. 


An das Eriminal⸗Collegium zu Butzow. 


1867. Bon der Defenfion bei bloßen Zumniten. 21. Mai 1831, 
Sriederih Franz ꝛxc. Wir eröffnen euch hiedurch gnädigſt, daß der Engere 

Ausſchuß der Ritter- und Landſchaft der. erläuternden Beſtimmung in Unſerem unterm 

22. Nov. v. J. an das Criminalcollegium ergangenen Reſcripte wegen Unzuläffi gkeit 

der Defenſion vor Einholung des erſten le bei bloßen Zumulten HEIOEIDESEN 

it und verbleiben ꝛ2c. Schwerin, ben 21. Mai . | 

An die Juriftenfacultät zu Roflod, 


1868. Zuläſſigkeit der Defenſion, wenn alternativ > Strafe 
von 400 Rthlrn. erfannt if. 13. Febr. 1833. 
Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Da in ber, . in eurem Vortrage vom 7, 
db. M. beregten, Unterſuchungs⸗Sache alternativ auf eine Strafe son 400 Rthlrn. 
erfannt iſt, ſo kann dem Inculpaten das geſetzlich dafür beſtinimte umfänglichere Rechto⸗ 
mittel ber Defenfion nicht abgeſchnitten werden. Es liegt. dies ſchon im Geſetze felbft 
und er leßteres daher Feiner Declaration. 
Bornad ‚ac, und Wir verbleiben zc. Gegeben x, Schwerin, am 13. Febr. 1833, 
: Ad Mandatum Serenissimi proprium, —— 
Großherzogl. Meckl. zur Regierung verordnete — 
Geheime⸗ und Räthe. 
An bie Juſtiz⸗Kanzley zu Gilſtrow. 
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1569. emmendigret der Defenfion bei SER PIEREDETDECHUN! 
83. Dee. 18833. 

Brieberig FSranı.w. Da es fh: in ber Erfahrung gezeigt. hat, daß bem 
Mangel: einer beflimmten- gefeglichen Vorſchrift über die Anwendlichleit der Defenſion 
ber Inquiſtten vor dem irſten Unthek nach dem 8..490 a. im Theile 2: Unſerer 
Criminalgerichts⸗Ordnung auch durch Unſere Berordaung som 3. März 1827 nicht 
abgeholfen iſt, ſo haben Wir zur Hebung deſſelben, nad vernommenem ene 
Bedenken Unferer getreuen Banbfände, folgendes ibeſchloſſen: 

Der :$.: 49 a. foll hieburdy dahin näher erläutert feiny hingegen. for die. förmliche 

Defenſion bei Capital⸗Verbrechen, wenn es, nach dem Stande der Unterſuchungs⸗ 

Aeten umd der rechtlichen: Ueberzeugung Led; Criminal⸗Collegii, zu einer. Todes⸗ 

ſtrafe kommen könnte, allemal, auch wenn bie Defenſion verbeten:;wsorben, vor 

Einholung bes erften Erfenntnifes ex -oflicio angeordnet, fonft aber von ber 

erfennenden Behörde, nad) rechtlihem Befinden, jedoch allemal vor Erfennung ber 

Tobenftrafe; anf Nuchholung ber — vor Afeflung ver erſten Definitiv⸗ 

Urthel erkannt werken. — 

Wir befehlen demnach Unſern LZandes⸗ Gerichten fo wie überhaupt ‚einem. eben, 
ben. es angeht, ſich nach vorßehender Usſerer Drelarator-Berordeung, Er dem 
offisiellen. Wochenplatte :inferirk werben fol, forkan genau zu achten. 

+ An dem, gefchieht -Unfer ::guädigften Wille ea — —— . 

ae ac. en am & Deebr. 1833... 2 — 

Bere, Friedericch Frauß 


"1870. Geiscinfisaftliher Defenfor tießrerer Zugüiften) J 
13. Febr. 1835. 


Friederich Franz ıc Wir verorbnen biedurdh, nad erforbertem: ratbjamen 
Bedenken bes Engern Ausſchuſſes Unferer getreuen. Stände: daß bei allen Unter⸗ 
fuchnngen! gegen verfchledene Berbreder zu den nämlichen Arten, ſobgld' tin Todes⸗ 
UHbert nicht zit Befokgen "Eder das Intereſſe der Inquffiten‘‘ einander nicht entgegen⸗ 
ſtehi, biefe ſich fortan ber einen" Defenfor vereinigen müffeh, den' fie aus ‚dreien, 
ihnen vom Gericht vorzufchlagenden Defenſoren zu waͤhlenoder zu getotirtigen huben, 
DaB, wenn ſie ſich nicht Sereinigen können, er Holen‘ gerichtlich — tyird: Wonach rc. 
Gegeben sc. Schwerin, ben 13. Februar 18383. 

Sriedberih Franz en 


1871; erordaung betreffend die — und Nechtsmittel 
F a re Eriminalſachen. 8. Jan. 183D.. : ı. ;. : 


Paul Frieberigh je" "Dü bie megert ber Une ange im Criminal⸗ 
Proceß, wegen ber Spruch Behörben, ber Rechtsmittel und beren Ausführung x. 
beſtehetiden verſchiedenen geſetzlichen Vorſchriften nicht allenthalben die erforderliche 
Beſtimmung enthalten, auch zut Vereinfachung des Berfahrens in ſolcher Beziehung 
Abänderungen und Ergänzungen des Beſtehenden nöthig befunden find, ſo verordnen 
Wir, im Einverſtändniß mit Unſern getreuen Ständen, wie folget: 

51. Jedes erſte Erfehntnig, bei. welchein ſich der Ungefpulbigtiperuhiget ift 
ſofort vollſtredbar, en es nicht Auf Todesſträfe lautet. 

Iſt gegen einen in Haft befindlichen Inculpaten eine Freiheitsſtrafe Auf langere 
Zeit erkannt, wogegen er von bein zuſtändigen Rechtsmittel noch Gebrauch machen 
will, fo iſt Ünf fein Verlangen democh, vorbehältlid des‘ Verfolgs bes Rechto⸗ 
mintels mit ber Vollſtreckung zw verfahren. 

Gegen rein freifprehende Erfenntniffe, in denen auch fonft Terme beſchwerenden 
Beftimmungen gegen‘ beit’ Angefihulbiäten enthalten find, besgleichen gegen Coſſprechung 
von ber Inſtanz,“ wenn der Angeſchuldigte fchon : in eine: —— Verbrechens 
verurtheilt worben/ Raben kelur Rechtsmittel ſtatt. 

$. 2. Ein zweites Erkennktaiß iſt 
a. unbedingt nothwendig, wenn das erſte bie Todeoſtrafe ausſpricht; 
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h: auf Antrag bes ‚Berurtheilten zuläfſig, wenn. das erſte Erkenutniß irgend eine 
‚. Strafbeftimmung: oder irgend einen ſonſtigen Nachtheil gegen ihn enthält. In 
" Jehter Beziehung begrlinben bie Berechtigung zu einem zweiten. Erfenntniffe, namentlich 
auch. bie Entbindung von. Der Inſtanz, wern der Angeſchuldigte ‚nicht. ſchon wegkn 
eines gleichartigen Verbrechens verurtheilt wurde, Die Zuerfeunung eines Verweiſes, 
die, auch nur auf beſtimmte, kürzere oder längere Zeit beſchränkte Amtsentſetzung 
oder Entziehung ber Praris, und die Verurtheilung in die sure 
88 Ein-Drittes Erkenntniß if : + 
a. unbedingt notbmwendig, ‚wenn Das zweite Urtpeil es bei Der in erfer Inſtang 
„erkannten Todesſtrafe belaſſen hatz 
h. anf Antrag: des Verurtheilten zuläſſig, wenn das weite Ertmetnig eine weis. 
». Täbrige. oder. längere. Freiheitsſtrafe heikimmt, ; oder auch auf. gäuzlidhe Amto- 
entſetzung “und was derſelben gleich zu achten, z. B. auf Entziehung der Praxis 
- für immer, mit ober ohne anderweitige Strafbeitimmung, gerichtet. ift. 

6.4 Wenn eine geſchloſſene Unterfuchung,. in. welder. Das Enberfenntnig noch 
nicht erfolgte, aus Veranlaſſung eines Zwiſchen-Erkenntniſſes, oder aus ſonſtigen 
Gründen fortgeſetzt iſt, ‚and. fi daraus neue Umſtände, ergeben haben, welche gegen 
ben Angeſchuldigten ein wachtheiligeres Urthril, als dao hvieher geſprochene begründen 
können, fo bat das Gericht, von welchem: das erſte Erkenniniß abgefaßt war, ‚auch 
über das Ergebmiß. ber fortgeſetzten Unterſuchung zu erfennen, und ift Da Urthril 
ſodann als erſtes in der Sache zu betrachten. 

Sollte aber, nach beendigtem Spruchverfahren, bie, Wiedrranfnaßıne — Unter: 
ſuchung rechtlich nothwendig werden, fo tritt in dieſem Fall unbeſchräukt ein neues, 
Spruchverfahren ein, und..das. ſodann erfolgende. Erfenntuiß # als das — in der 
Sache anzufehen. 

.$&3 1) In ben bei — Criminal⸗ Collegium u. Bützoe geführten Unier⸗ 
ſuchungsſachen, welchen nach F. 6, Theil AU der Criminal⸗-Gerichts⸗Ordnung Die 
durch Commiſſionen geführten gleich zu achten, haben: Die fünf.aligemeinen Spruch⸗ 
behörden, Die Juſtizeanzleien zu Schwerin, Güſtrow; Roſtock und Aeupeclig and 
bie. Juriſtenfacultät zu Roſtock, die erſten Erkenntniſſe ‚ndzufaffen.. : «. 

“ +2) Alle übrigen Unterfuchungsgerichte raue: in: ben, von ‚ibnen unteraiten 
Sachen bie. erſten Erkenntniſſe ſelbſt. Ber 

3) Ein jedes zweite Erfenntniß iſt von einer * fünf — Spruih⸗ 
behörden abzugeben, welche nicht etwa ſchon in erſter Juſtanz in der Sache geſprochen hat. 

.:&%. Alle dritten. Erkenntniſſe ſpricht das OberzAppellations⸗Oericht zu Parchin. 

— Von dieſen Regeln ($. 5) ſind nur die folgenden Ausnahmen zuläſſig: 

Iſt Das Ober⸗Appellations⸗Gtricht ‚aus allgemeinen Reistägründen an. ber: 
— 1* bes dritten Erkenntniſſes behindert, fo iſt es berechtiget, eine der fünf alle: 
gemeinen Spruchbehörden, melde in: den voraufgegengenen Inſtanzen noch nicht ge⸗ 
ſprochen hat, damit zu beauftragen. 

2) Findet ſich eine ſolche Behinderung bei einer ber fünf allgemeinen Spruch⸗ 

behörden in Abgabe der eriten aber zweiten. Erkenntniſſe, fo gelangt die Sache zum 
Spruch an. eine der übrigen: allgemeinen RSREN ‚von welcher darin noch: nicht 
geſprochen iſt. 
In einem ſolchen Fall. find Bir. eingegangenen Anterſuchungs · Aten von ber ber 
binderten Spruchbehörde, mit Anführung- der Behinderungegrimde, an das Unter⸗ 
—— zurückzuſenden, und von Diem. an eine ber. andern rm 
zu. be Men .. - E 

3) Iſt eine ter Zuftigcanzleien al⸗ Unterfuhungsgericht aus. ſolchen Gründen 
am erſten Spruch behindert, jo bat fie gleichfalls mit Anfüßrung ber Behinderungs- 
nn die .Acken.. .an eine. her vier, ‚übrigen: allgemeinen Spruchbehürden gelangen 
zu laſſen. 

A): Tritt eine feld, gehörig begründete. Behinderung. ve einent ber übrigen 
Unterſuchungsgerichte ein, ſo gelangen ‚die Achten zum eriten Spruch an Die, nad: 
ihrem Gerichtsbezirk für das betreffende Unterfuchungsgericht zuftändige Juſtiztanzlei. 


ð 


— 
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5) Sollten bei den Unterſuchungsgerichten, wo nicht wenigſtens drei rechts⸗ 
gelehrte Richter an der Abfaſſung des erſten Erkenntniſſes Thell nehmen, in beſonders 
ſchwierigen Fällen ſich ſolche Bedenken hervorgeben, die bas Unterſuchungsgericht nach 
feiner Ueberzeugung beſtimmen, von ber Abfaſſung bes erſten Erkenntniſſes abzuſtehen, 
jo ſoll, bis anf anderweitige Vorſchrift, dann ausnnhmsweiſe geſtattet ſein, die Acten 
zum Spruch an die zuſtändige Juſtizcanzlei zu ſenden. 

$. 7. Diejenigen das erſte Erkenntniß ſprechenden Unterſuchungsgerichte, bei 
welchen nicht mindeſtens drei rechtsgelehrte Richter an ber Urtheilsfaſſing Theil 
genommen haben, ſind verpflichtet, am Schluſſe eines jeden Jahres ihre abgegebenen 
Erfenntniffe mit den zugehörigen, volltändigen Urthellsgründen in einer, mit ber Be⸗ 
glaubigung des Attuars verfehenen Abfchrift, welche auch bie Zeit des erfolgten Acten⸗ 
fhluffes und bie. der Publication- bes Erlenntniſſes nachweiſen muß, bei der zuſtändigen 
Juſtizcanzlei einzureichen: 

$. Den: in’ einer Unterſuchungsſache betheiligten Angeſchuldigten ſteht, in 
Bezug auf bie in ben SS. 5, 6 Damen Spruchbehbrden, eine Wahl ˖ oder Exceptions⸗ 
befugniß überall nicht zu. 

Nur in dem einzigen Fall, wein ein Inculpat aus ber, während ber Unter⸗ 
ſuchung ihm vom Unterſuchungsgerichte widerfahrnen Behandlung, artegmäßige triftige 
Bründe zur Berbittung bes Unterſuchungsgerichts als Spruchgerichts anzuführen 
vermag, iſt biefes berechtiget unb verpflichtet, fich der Abgabe des Erkenntniſſes zu 
enthalten, und mit Hervorhebung folder vorgebrachten Gründe die Sache zum erften 
Spruch an die zuftänbige. Juſtizcanzlei ober BEIUDRRBENENE an eine ber vier Übrigen 
allgemeinen Spruchbehörden abzugeben. - 

Wegen der. Perborrescenz und deren tZulaſſtgkeit auch in Criminalſachen, bewendet 
es bei den darüber beſtehenden allgemeinen Grundſatzen. 

6. 9. Da, wo nur ein -rechtsgelehrter Richter ber Griminal- Juſtizverwaltung 
vorſteht, Tann, bei perfönlicder oder ſachlicher Behinderung beffeiben,. Der ſubſtituirte 
Richter ſich auch: der Abfafjung bes erſten Erkenntniffes nicht entziehen, 

$. 10. Sn den Fällen, in’ welchen nicht ſchon nach den vorſtehenden Beftimmungen 
($. 6, nr. 4, 5 und $. 8) eine Juſtizcanzlei als zuſtändige Spruchbehörde beſonders 
bezeichnet iſt, und die Acten an eine der allgemeinen Spruchbehörden zum Erkenntniſſe 
in erſter oder zweiter Inſtanz gelangen müſſen, haben die Unterſuchungegerichte unter 
ſolchen die Wahl zu treffen. 

Das. Criminai⸗Collegium hat jedoch die Vertheilung der bei ihm anhängigen 
Unterfuchungsſachen fo zu machen, daß darin eine thunlichſte Gleichmäßigkeit erreicht wird. 

8. 11. Für. die Roflod- und Wismarfchen Gerichts verhältniſſe vertreten die 
ſtädtiſchen Obergerichte die zuſtändigen Juſtizcanzleien, und ſprechen in den bet ben 
ſtaͤdtiſchen Niedergerichten anhängigen Unterfuchungsfachen. im Fall deren Behinderung 
($. 6, nr. A, 5, $. 8) das erſte und das zweite Erkenniniß da, wo bie samen als 
Unterfuchungsgerichte in erfter Inſtanz erkannt haben 

Dinfihtlic ber. von den ftäbtifchen SDbergerichten als Unterfugungsgerichten in 
Bebinderungsfällen nicht felbit abzugebenden erften Erfenntniffe und der erforberlicdhen 
‚zweiten, wenn fle bas erſte felbft gefprochen haben, ober das zweite zu ſprechen 
behindert find, fo mie endlich auch wegen eines notbwendig werbenden dritten. Er⸗ 
Tenntniffes ‚finden bie bezfglichen obigen Borfchriften allenthalben ihre Anwendung, fo 
daß die Erkenntniſſe dann beziehungoweiſe won ben fünf allgemtiuen Sprunvegdrben 
und von dem Dber-Appellations-Gerichte abzufaflen find. . 

$. 12, Die Spruchbehörden haben bie Eriminalerfenntniffe vorzugoweiſe zu 
befördern, und dies insbeſondere dann, wenn bie Sache mit Unterfuhungshaft ber 
Betheiligten verbunden iſt. 

Iſt das. Erkenntniß von einer der allgemeinen Spruthbehörden aicht ſpäteſtens 
innerhalb zwei Monaten von Zeit des Empfanges der Acten an gerechnet, und von 
dem ſelbſtſprechenden Unterſuchungsgerichte nicht ſpäteſtens innerhalb vier Wochen nach 
dem Actenſchluſſe abgegeben, fo in dies in der Regel ſchon für eine Verſäumniß 
zu halten. 
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$.. 13. Jedes Erkenntniß iſt in der Form abzufaſſen, daß das Unterſuchungs⸗ 
— als bie erfennenbe Behörde erſcheint, und daß in den Fällen, in welchen eine 
der allgemeinen Spruchbehörden für ein anderes Gericht das Erkenntniß abgefaßt hat, 
dies durch bie Formel: „auf eingeholten Urtheilsſpruch der 20.” erſichtlich iſt. 

Es haben daher die allgemeinen Spruchbehörden, ſo wie auch das Dber- 
Appellationg=- Gericht die von ihnen eingeholt werdenden Erkenntniſſe in folder Form 
fo volftändig ausfertigen und den Remiffions«Referipten oder Promemorien beilegen 
zu laffen, daß das linterfirhungsgeriht nur noch Die beglaubigende Unterfihrift bes 
Gerichtsperſonals und das Publicatum hinzuzufügen bat. 

$. 14. Einem jeden Erfenntniffe find davon getrennt ausgefertigte, vollftändige 
Urtheilsgründe beizugeben. 

Solche Gründe müflen in gebrängter Kürze, in.einer natürlichen, leicht überfiäht- 
a Ordnung enthalten ; 

Die für bie Entfheidung wichtigen — und Sachverhältniſſe mil aus⸗ 
drücklicher Bezeichnung ber zur Frage ſtehenden Verbrechen nach ihren recht— 
lichen Merkmalen, — die für den Beweis der That und der Verſchuldung 
entſcheidenden Umſtände, alſo im zutreffenden Fall namentlich auch ſpeciell die 
Belaſtungs- und Entlaſtungsanzeigen mit deren rechtlichen Würdigung und Ab- 
wägung gegen einander, und endlich in Bezug auf den Inhalt des Urtheils die 
denſelben ſpeciell rechtfertigenden Gründe, mithin namentlich da, wo eine Strafe 
erkannt iſt, die Zumeſſungsgründe, wie ſie zur Findung der ſchwereren oder 
geringeren Strafe benutzt ſind. 

8. 15. Dagegen iſt in bie Entſcheidungsgründe nichts aufzunehmen, was nach 
ben vorliegenden befondern Umftänden zur Kenntniß des Suculpaten zu bringen etwa 
unangemeflen erachtet werden kann. Dergleihen ift in befondern Promemorien dem 
-Erfenntniffe beizufügen, bie jebod der Kenntniß bes Defenfors oder eines fonftigen 
Rechtsbeiſtandes des Inculpaten nur dann entzogen werben Tünnen, wenn bies von 
ber Spruchbehörde ausbrüdlich bemerkt ift, 

$. 16. Die zuläffigen zweiten und britten Erfenntniffe (68. 2.b, 3.5) kann 
ber Berurtheilte mittelt Einwenbung des Rechtsmitiels der Reviſion beantragen, 
und im Kal zuerlannter Todesſtrafe (SS. 2.a, 3.a) if daſſelbe auch ohne folchen 
"Antrag und felbfi gegen einen Verzicht des Berurtpeilten durchzuführen. 

$. 17. Sofort nach der Publication des Erkenntniſſes iſt ber Inculpat barüber 
zum Protocol zu befragen, ob er fih bei dem Erfenntniffe beruhigen wolle. 

1) Erflärt berfelbe bann oder doch fpäteftens innerhalb Drei Tagen nad ber 
Publication feine Abficht, von dem zuſtändigen Rechtämittel ber Revifion, welches ihm 
nöthigenfalls näher zu erflären, Gebrauch zu machen, fo find nad viergehn Tagen 
die Acten mit ber etwa eingehenden Vertheidigungsſchrift bes Inculpaten zum 
ferneren Spruch zu verſenden. Auf gehörig begründeten —— kann die Ein 
fendungsfrift angemeffen verlängert werben. 

2) Zautet das alfo angefochtene Erfenntnif auf Zuqhth auoſtrafe tgleichviel von 
welcher Dauer), oder auf Feſtungsarreſt über ein Jahr, oder auf Amtsentſetzung 
und was ber letzteren gleich zu achten (F. 3. 6), fo iſt dem unvermögenden Verur— 
theilten auf ſein Verlangen ein Vertheidiger auf Koſten der Gerichtscaſſe zu ‚beitellen; 
jedoch mit ber Einfchränfung, Daß, wenn ſchon gegen das erfle Erfenntnig eine folche 
Bertpeidigung gewährt ift, Diefe nicht zum zweiten Male gegen das - zweite Er⸗ 
kenniniß gefordert werben Tann. 

3) Auch if es bem Berurtbeilten immer geftättel, gegen jedes Erfenntniß, 
welches nicht Das letzte ift, feine Vertheidigung zum Protocoll vorzutragen. 

4) Somohl gegen das erfte als gegen bas zweite auf Tobes= oder lebens⸗ 
längliche Freiheitsſtrafe Tautende Erkenntniß muß dem Verurtheilten unbebingt und 
adthigenfalls auf Koften der Gerichtscaffe ein Vertheidiger beftellt werben. 

5) Schriftliche Bertheibigung des Angeſchuldigten durch einen Defenfor foH 
vor dem erſten Erlenntniſſe in Feinem Ball mehr zugelaffen werben. ° 
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5. 18. Als Vertheidiger find nur bie. bei einer. ber vier Juſtizcanzleien 
immeatricultrten Advocaten zuläſſig. Diefe dürfen ſich aber. nu ber ihnen überira- 
genen DBertheidigung ohne erhebliche Gründe wicht entziehen ‚ und find im Gall einer 
begründeten Ablehnung verpflichtet, bei Vermeidung einer Strafe von fünf Zhalern, 
davon bem Unuterſuchungsgerichte innerhalb acht Tagen nach empfangener Beſtellung 
bie Anzeige zu: madıen. 

9 19. Iſt ein Vertheidiger auf Koſten ber Gerichtscaſſe zu beſtellen, ſo ſind 
von tem Gerichte dem Inculpalen drei Advocaten zu benennen, unter welchen ihm 
die Wahl freizuſtellen iſt; die einmal getroffene Wahl kann derſelbe nur. Daun ver⸗ 
ändern, wenn er dafür fachliche, vom Gerichte für genügend. erklärte Gründe anzu⸗ 
führen vermag: 

Wünſcht ein Inculpat aus erheblichen Gründen von’ einem andern, ihm nicht 
vorgeſchlagenen Advocaten vertpeidigt zu merden, To hat das Unterſuchungsgericht, 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen, darauf billige Rückſicht zu nehmen. 

F. 20. Sind zu einer und derſelben Unterfuhungsfuhe mehrere auf Koften 
bes Gerichts zu vertheidigende Ineulpaten, beren Intereſſe fih nicht entgegenfteht, 
vorhanden, fo ift die Vertheidigung burd) einen und denfelben Advocaten zu beſchaffen; 
können die mehreren Incuipaten ſich in ſolchem Fall über die Mapl nicht vereinigen, 
fo beftellt Das Gericht ohne weiteres den gemeinjchaftlichen Dertheidiger. 

Liegt aber in berfelben Sache gegen mehrere Verurtheilte ein Todesurtheil vor, 
jo iſt a derfelben ein befonderer Bertheidiger zu beftellen, 

. 21. Die Vertheidigungsſchrift iſt innerhalb einer vom Unterſuchungegerichte 
zu a Srift, von vier bis acht Wochen, melde jedoch aus erheblichen 
Gründen verlängert werden Tann, zu den Acten zu bringen. 

Die fäumigen Vertheidiger jind mit Seldftrafen don zwei bie eb Thalern 
zu belegen, und wenn dies fruchtlos bleibt, iſt bie Vertheibigung einem andern Advo⸗ 
caten auf Koſten bes Säumigen zu übertragen. 

$. 22, Die Unterrebimg bes Vertheidigers mit bem in Daft defindlichen Intul⸗ 
paten iſt auch ohne Beiſein einer Gerichtsperſon zu geſtatten. 

Sind wie Koſten der Vertheidigung ans ber Gerichtocaſſe ya beſtreiten, fo kann 
nit mehr als eime Unterredung auf beren Koften gefordert twerben, 

Für das Eriminal-Colegium zu Bützow bemendrt es jebod in letzterer Ber 
ziebung bei den bezüglichen Beſtimmungen der Verordnung vom. 5. Auguſt 1820. 

$ 23. Das Heuorar für eine Vertheidigungsſchrift tft von dem Unterſuchungs⸗ 
gerichte nach dem Umfange ber. Arten und nach ber größeren ober geringeuen Schwie- 
rigfeit :des Falls in feiner Behandlung zu fünf. bis fünf und zwanzig Thalern, 
und nur in, befonders wichtigen Fällen höher, doch mie über funfzig Thaler 
zu beftimmen, 

Für bie Einficht der Acten find ‚nad gleichem richterlichen Ermeſſen zwei bis 
zehn Thaler, bei ungewöhnlich ſtarken Acten bis ſ edbezehn, höchſtens zwanzig 
Thaler zu bewilligen. 

Die nothwendigen Copialien und etwanigen fonfligen Auslagen find: befonbers 
zu vergülen, und bie Koſten ber Unterrebung mit Dem Inculpaten ‚biätenmäßig 
zu berechnen. 

‚. Bar Anhörung ber - Erkenntniſſe iſt die — des Vertheidigers nicht 
erforderlich. Rotulations⸗Termine finden überall nicht ſtatt. 

$. 24. Die Vertheidiger haben ſich ihrer Obliegenheit dinſichtlich einer geför⸗ 
derten und ſorgſamen Vertheidigung mit allem Fleiße und Umſicht zu entledigen, 
den Anordnungen und Auflagen des Unterſuchungsgerichtes gehörig nachzulommen, 
und zwar bei Vermeidung ber von ſolchem nöthigenfalls, wie namentlich ia ben 88. 
18,24 begeichneten Fällen, gu erkennenden Ordnungsſtrafen. 

Mißoͤrauch der Acten oder Eollufionen der Bertheidiger follen bem ordentlichen 
Richter der letzteren zur Unterfuhung und Beilrafung, mit weicher nach Umflänben 
bie Suspenfion ober Remotion von der Praxis zu verbinden ifl, vom Unterfugungs- 
gerichte angezeigt werden. 
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- Für das Criminal⸗Collegium zu Buͤtgzow — es binfichtlich deſſen Verhältaiſ e 
zu den Vertheidigern bei bem $. 56, Th. der Geiminal« Gerißte-Orbnung 
das Bewenden. 

$. 25. Seine vermeinten Beſchwerden gegen das Unterſuchungsgericht kaun ber 
Intulpat, wenn ſie aufı feinen Antrag von demſelben keine Abhülfe finden, mittelft 
ber an keine Nothfriſten uud ſonſtige Förmlichkeiten gebundenen, auch ohne erfolgende 
Inhibitorien dag Verfahren nicht aufhaltenden Querel an das Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht, an die zuſtändige Juſtizcanzlei und in ben: Städten Roſtock und Wismar 
an das ſtädtiſche Obergericht bringen, — je nachdem eine Juſtizeanzlei, das Criminal⸗ 
Collegium zu Bützow, ober ein ſtädtiſches Obergericht, ober eins ber ſtädtiſchen 
Niedergerichte, oder eins der. übrigen Criminalgerichte das Unterſuchungsgericht iſt. 

Dem in Haft befindlichen Inculpaten kann die Regiſtrirung ſeiner Beſchwerde 
und ſeines Antrags auf Einſendung der Acten an das für die Beſchwerde zuſtändige 
Gericht nicht verſagt werden. 

. Der auf ſolche Qusrel erfolgenpen richterlichen Beſtimmung bat der Inculpat 
ſich zu unterwerfen. 

$. 26. Auch das Unterſuchungegericht Tann ohne beſondere Formlichkeit bei dem 
Ober⸗Appellalions- Gerichte queruliren; 

1) gegen die auf die Querel des Inculpaten erfolgte, daſſelbe gravirende 
Entſcheidung einer Juſtizcanzlei ober eines ſtädtiſchen Obergerichts, und 

2) gegen bie allgemeinen und befonderen ($. 6, nr. 4, 3, $. 8) Sprud- 
Behörden, wenn es vermeinen follte, daß von biefen ber Leitung der Unterfuchung 
wegen, Insbefonbere auch in Bezug auf die Sprucdreife Dem Geſetze und ben Acten 
nad, unzufreffende Zwiſchen⸗ Erkenntniſſe oder ihre Zuſtändigkeit überſchreitende Wei— 
ſungen erlaſſen wären. Bei den in dieſen Fällen vom Ober - Appellations- Gerichte 
—— Beſtimmungen bewendet es ſchließlich. 

$. Finden fih bie dem Ober - Üppellations - Gerichte unmittelbar unter 
— — als Unterſuchungsgerichte, durch eine eigene Verfügung des Ober— 
Appellations-Gerichts beſchwert, ſo können ſie dagegen von der einmaligen Repräſen⸗ 
tation Gebrauch machen. 

$. 28. Die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen, welche bie in gegenwärtiger 
Berordnung feftgeftellten Verhältniſſe betreffen, werben hiedurch außer Anwendung 


gefeht; ; namentlich 


a. aus ber Eriminal-Gerihts-Drbnung vom Iiften Sanuar 1817, II. Theils die 
$$, 36 — 43, incl. 49 a, b, ss. 50 — 55, 57, 68 und 86; 
hi das Aefeript vom 18ten Bär; 1795 (0. Both Gefehfammlung, 1.2b. p. 136) 
wegen Gompetenz ber Patrimonlalgerichte zum rignen Sprud in Criminalſachen; 
c. bie Verordnung vom 27ſten Desember 1813 wegen Nichtanwendung der Defen⸗ 
ſion bei leichten Vergehen; 
d. die Verordnung vom 16ten April 1821 wegen ber Zahl ber Erkenntniſſe, wegen 
Defenfion, NReviflon mit und ohne Rechtsausführung; 
e. bie Verordnung vom 25ften April 1823 wegen ber Refractairs, inſo weit 
fie bie urtheilende Behörde und djie Rechtsmittel gegen das 
. Erfenntriß betrifft; 
f. die Verordnung vom Iten März 1827 nr, 1 wegen ber Defenfion vor dem 
erſten Erkenntniſſe; 
g. bie Verordnung vom 17ten März 1828 wegen ber Urtheils⸗ Competenz in 
Ehebruchsſachen; 
h. die Verordnung vom 10ten Mai 1830 wegen ber Defenſton gegen Erfenntniffe, 
die auf Entbindung von ber Anftanz lauten; 
ı bie Verordnung vom Zten December 1888, "wegen ber Defenfion vor bem 
erſten Erfenumifle; 
&. Die Verordnung vom 16ten Derember 1883, ar. 3 zweit. Abſchn. und nr. A, 
wegen ber Dahl ber Spruchbehörde von — Complicen, und wrgen ber 
Defenflonagebühren; ; 
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J. bie Verordnung vom 13ten Februar 1835 wegen Vertheidigung mehrerer 
Complicen durch einen Defenſor; 

m. die Circular-Verordnung vom 15ten October 1836 an bie Amts= und Stadt⸗ 
gerichte wegen ihrer Spruchcompetenz in Criminalſachen; 

n. die Verordnung vom Adten December 1836 wegen Aufhebung ber Acten⸗ 
verfenbungen an auswärtige Spruchbehörben, infoweit fie bie in Eriminal- 
fachen erforberlidden Erfenntniffe betrifft. 
$. 29. Diefe Berorbnung findet gleih mit der Publication ihre Anwendung; 

hinsichtlich ber bereits anhängigen Unterfuhungen unbedingt, wenn darin noch Tein 
erftes Urtheil erfolgt ift, auch bie Arten dazu noch nicht verfandt find, ſonſt infoweit 
es nach dem jebesmaligen Stande ber Sade ausführbar if, 

Gegeben ꝛc. Schwerin, ben Bten Januar 1839, 


Paul Friederich. 


2. Bon den Gerichtskoſten und den Bruchkaſſen. 


41872. Necht der Bruchfaffen und nicht der richterlichen Ver: 
fonen anf die Strafgelder. 20. März; 1803. 


Friederich Franz ꝛc Ehrfamer 2. Wir geben bir, auf bein Gefuh vom 
10ten d. M., um Erläuterung ber Patent Verordnung vom Gten December 1766, 
das Hazarbfpiel betreffend, hiedurch zum Beſcheide: daß Die Strafen, hier mie fonft, 
dem Gerichte und nicht ben Perfonen, bie es verwalten, verfallen. Wornach ıc. 

Gegeben ıc. Schwerin, ben 20ften März; 1803, 

An ben Amtsverwalter Gloͤckler. 


1873. Necht des requirirten Gerichts auf Sinziehung der 
Koften vom Condemnaten. 15. Sept. 1504. 


Friederich Franz ꝛc. Unfern ꝛc.! Es bleibt euch in benen Griminalfällen, 
wo der Gondemnatus auch zur Erftattung ber Unterfuhungsfoften verurtheilt wird, 
und Vermögen Dazu hat, unbenommen, bie Bezahlung ber, al$ Judicium regnisitum, 
babei gehaltenen Verhöre und anderer abgefaßten Deerete, bei bem requirirt habenben 
Gerichte nachzuſuchen. Habens, auf eure geftrige Anfrage, euch alfo in Onaben, 
womit Wir refp. ıc., nicht verhalten wollen. Gegeben sc. Schwerin, d. 15. Septbr. 1804, 
An das Gericht der Altſtadt hieſelbſt. 


1874. Führung der fiscalifden Proceſſe auf Gefahr und 
 KRoften des Fiscald. 1. Sept. 1808. 


Srieberih Franz 2. Unfern ꝛc.! Inſoferne Die Anftelung ber fiscaliſchen 
Anklagen von ben Fiscälen abhänget, verftehet es fich von felbft, daß dieſe Proceſſe 
von ihnen auf ihre Gefahr und Koften geführt werben müſſen; wie auch feither 
immer Regel gewefen ift, wenn gleich in einzelnen Fällen bie befundenen Umftände 
Ung bewogen haben, Entſchädigungen wegen gehabter Auslagen, ober auch Bezahlung 
ber fänmtlichen Koſten ex fisco zu verfügen, worüber jedoch zum Boraus nichts 
allgemein veftzufegen ſtehet. Dabens euch, auf eure Anfrage vom 25ften v. M., alfo 
anfügen wollen, und verbleiben ꝛc. Gegeben . Schwerin, den iften Septbr. 1808, 

An ben Canzlei⸗Fiscal, 

Hofrath Scharenberg zu Roſtock. ; 

1875. Einfluß der Ereitirung des Fiscald auf die Tragum 

der Koſten. 29. Juni 1809. 


Srieberih Franz 2. Unfern sc! Wir geben euch, auf euer Geſuch vom 
13ten d. M., im Betreff ber Koften- Erftattung im Ball eurer Excitirung, bieburd) 
zum Beſcheide, dag ſolche Excitirung feine Ausnahme von ber Beſcheidung in Unferm 
Besponso vom Iften September v. J. machen könne, meil in berfelben natürlich 
fein unbedingter Befehl liegen Bann, anzuflagen, ohne daß ihr zuvor burd nähere 
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Erforſchung aller Umſtände von dem vollfummenen Grunde und ber Ausführbarkeit 
der Anklage überzeugt worben feid, in deſſen Ermangelung Das ercitirende Gericht 
euch nicht zwingen wird, gegen cure Demfelben angezeigte Kenntnig und Ueberzeugung 
u handeln, 

li in bem feltenen Fall, da ſchon ein Straf-Erfenninig da ift, und das 
Gericht bloß bie Beitreibung von dem Fiscal verlangt, und dann ber Condemnatus 
am Ende nicht solvendo ift, feib ihr befugt, von dem Gerichte Die Bezahlung ber 
Auslagen zu verlangen. Wornach se. Und Wir ꝛc. Gegeben sc. Schwerin, ben 
29ften Juni 1809, 


An ben Canzlei⸗Fiscal 
Hofrath Scharenberg zu Roſtock. 


1876. NHefervirung des Stempelbugens in fiscalifchen Sachen. 
20. Ian. 1812. 


Srieberih Franz ꝛc. Unfern ꝛc! Wir wollen auf bie abfehriftlich hiebei 
gefchloffene Vorftelung und Bitte des Canzlei⸗Fiscals, Hofraths Lembde hiefelbft, ge- 
fcheben laſſen, daß berjelbe in fiscaliihen Sachen die Stempelbogen referviren möge, 
falls ihr nicht Bedenklichkeiten dabei habet, deren Anzeige Wir eventualiter gewär- 
tigen wollen. Wornach ꝛc., und Wir verbleiben ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 
20ften Sanuar 1812. 

An bie Juſtiz⸗Canzlei hieſelbſt. 


1877. Bezeichnung der einzureichenden Armen -Unterfuchungs: 
Sachen als ſolche. 22. April 1813. 


Friederich Franz 2c. Unſere fämmtlichen Amts- und Stabdt⸗Gerichte werden 
reſp. mit Entbietung Unſers gnädigſten Grußes hiedurch befehliget, bei Einreichung 
ber Acten in Unterſuchungs⸗Sachen gegen unvermögende Inquiſiten an Unſre Landes- 
Gerichte auf die Rubrik den Ausdruck Armen⸗Sachen ſetzen zu laſſen. An dem 
geſchiehet Unſer gnädigſter Wille und Meinung. J 
“Gegeben 2c. Schwerin, den 22ſten April 1813. 


Frieberich Franz. 


1878. Anzeige über die Vermsgensverhältniſſe ber Ineul⸗ 
Yyaten. 3. Jan. 1I83143.. 


Friederich Franz ıc Ehrbarer rc. Bir befehlen ex officio euch hiedurch 
gnädigſt, bei ber erſten Einſendung von Criminal-Acten ad informaudum, und 
bei Reexhibition derjenigen, worin bereits Belehrungen ertheilt worden, zugleich ans 
zuzeigen: ob die Inculpaten zur Tragung der Unterfugunge= Koften unvermögend 
find? Datum Schwerin, ben 31ſten Januar 1814, 


3870. Gebühren des Criminaleollegiums für —— 
ſchreiben u, dgl. 26. Sept. 1814... . 


Srieberih Sranz x. Nachdem dem: Criminal- Collegio zu Bützow bereits 
unterm 18ten Januar d. J. von Uns Die Befngniß ertheilt worden, von den in 
Ausrichtung feiner Requifitionen und Aufträge ſäumigen Local>Behörben und Obrig⸗ 
keiten Gebühren für bie Erinnerungs- Schreiben und fonſtige Verfügungen nad ber 
Gebühren-Tare für Unſre Domainen wahrzunehmen; fo wird ſolches, und daß biefem 
Collegio weiter geftattet. fein fol, ſolche Gebühren eventualiter durch unmittelbar 
zu verhbängende Execution betreiben. zu laſſen, zur Nachricht und Nachachtung ber 
Local⸗Obrigkeiten fowohl, als der bei Unfren Landes— = Öerihten beftellten Erecutoren, 
hiedurdy - Au son Uns bekannt Bemag): urn ” Schwerin, ‚ben 26ften 
September 1814. | 

Sriederig Be 
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1SSO. Anträge auf Nemuneration der Amtsactnare in Ar— 
menſachen. 18. Dec. 1826. 


Bon fünmtlicen Domantal=Bramten iſt jedem Antrage auf Remuneration des 
Actuarius in Armen-Unterſuchungs⸗Sachen immer eine Specification der fraglichen 
Achrariats- Gebühr nad der Sporteltare beizuſchließen. Sonft wird ber Antrag 
ſtillſchweigend übergangen werden. Schwerin, den 18ten December 1826, 

Zum Großherzogl. Medlend. Kammer-Collegio Alerhögft- 
verordnete Director, Vice-Director und Räthe. 


1881. Einfluß der abgeminderten Strafe anf den Moften: 
punct. 12. Mai 1827. 


Brieberih Kranz x. Wir finden Uns zur Begründung einer größern 
GSleihförmigfeit in der Behandlung bes Koſtenpuncts bei Abfaffung von Criminal- 
Erfenntniffen durch Unſere Gerichte, nach vernommenem rathſamen Bebenfen Unferer 
getreuen Stände, gnädigſt bewogen, hiemit Ianbeoherrli zu beitimmen: 

bag bei Griminal- Erfenntniffen in. zweiter und folgender Inſtanz bie bloße 
Abminderung Des Strafmaßes, bei Abweſenheit fonftiger Rechtsmoinente, Keinen 
Rechtsgrund abgeben fol, ben oder bie Gondemnaten vom Erfaße ber wei— 
teren Koſten biefer folgenden Inſtanzen freizuſprechen. 

Wir gebieten demnach geſammten Gerichten in Unſern Landen, bei Abfaſſung 
von Straf-Erkenntniſſen ſich hiernach genau zu richten. Gegeben ꝛc. ——— den 
12ten Mai 1827. 


Friederich Franz— 


1882. Bezeichunng der einzureichenden Armen⸗ Unterſuchungs⸗ 
Sachen als ſolche. 12. März 1828, 


Friederich Franz 2c. Wir erinnern Unfere Amts- und Stadt-Gerichte 
biemit gnädigſt-ernſtlich: auf die pünrtlihe Beobachtung Unſrer Verordnung vom 
22ften April 1813, wodurd felbige angewiefen worben, bei Einreihung ber Acten 
in Unterfudungs- Sachen gegen unvermögende Inquiſten an Unſere Randes = Gerichte 
auf die Rubrif den Ausdrud: 

„Armen-Saden“ 
fegen zu laſſen, mit ber gebührenden Aufmerkſamkeit zu — 
‚An dem geſchiehet Unſer gnädigſter ‚Mille und Meinung, Gegeben ar. 
Sqhwerin, den 12ten März 1828. 


— — Sranz. 


1883. Liquidationen der Beamten für . Anformatorien in 
Armenfachen. 6. Sept. 1828. 

Mit Zurücdfährung auf bie allerhöchſte Vorſchrift wegen ber, von ben ober- 
gerichtlichen Behörden unentgelttich zu ertheilenden Informatorien in Armen -Unter= 
ſuchungs-Sachen wird gefammten Domanial-Beamten aufgegeben, für ſolche Infor- 
matorien feinen. Verlag zu Hquibiren, da ſonſt bie Burüdgabe | der ER 
worin dies nicht beachtet worden, zu erwarten iſt. Bar: 

Sgwerin ben Gten September .1828, 

Zum Großberzogl. Medlenb. Ranmrr-Gollegio Aberpönf- 
beroednete Director, Bice-Director und Räthe. 


1581. Gebühren für Erfenutniffe. 10. Oetbr. 1834. 


‚Sriederig Branz.ı. Wir beftunmen biemit, zur Erreigung aägliäfer Gleiche 
förmigfeit in der Anwendung bes Auſates = 27 b. ber Canzleigebſchrertaxe vom 
9. Mai 1818, daß 

1) bei Erfenntniffen gegen einen Inquiſiten nie über 15 Rthlr.; 
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2) bei Erkenntniſſen gegen einen Hauptrerbrecher und mehrere Deilnehwmer, für 
jeben der letzteren nie über 5 Riplr. 

3) ın feinem Falle aber mehr als im Ganzen 50 Rthlr. gaamım werben —— 
Wornach ic. Gegeben sc: Schwerin, den 10. Octoher 1834. 


Friederich Franz. 
An die Juſtiz-Canzlei zu Roſtock. 


„1883. Bon den aus fürftlichen Caſſen zu Übentzagenden Vnters 
| fuchungstoften 5. Dec. 1834. 


Friederich Franz 2c. Unfern gnädigſten Gruß zuvor! Veſte, Ehrſame, liebe 
Getreue! Wir verordnen wegen der aus Unſern Caſſen zu übertragenden Unter- 
en me 
Gleich im Anfange einer Unterfuhung haben Unfre Gerichte bie Ber- 
mögens-Berfäftnfe der Inculpaten zu erforfhen, nach Befinden. Sicherheitsmaßregeln 
— etwanige künftige Koſten-Erſtattung zu treffen und hierüber ——— Arten zu 
ormiren. 

F. 2. Müſſen die Haupt-Acten an eine andre Behörde zum meitern Berfahren 
abgegeben werben, jo bat dasjenige Gericht, welches Die Unterfuchung einleitete, vor 
Abgabe ber Acken ein Verzeichniß derſelhen anzufertigen und darin ale zur Beur- 
teilung ber Koftenrehnungen erforberlihen Data bei jeder Aetennummer 34 bemerfen, 
auch von den nach $. 1. entſtandenen Specialacten Abſchrift zu retiniren. 

$. 3. Diejenigen Gerichte, welde eine Unterſuchung zu Ende führten, haben 
allemal benfenigen Gerichten, welche dieſelbe eingeleltet, eine beglaubigte Abſchrift des 
rechiskräftig gewordenen ‚End- Urtheils (die Entſcheidungsgründe nur anf, Verlangen 
und gegen bie Gebilhr) unentgeltlich und unaufgefordert zuquflelen. 

784 Iſt“ ver Inculpat befinttiy zur Erſtattung der Unterfuchungskoſten ver⸗ 
urtheilt, ſo muß deren Wahrnahme allemal erfolgen, mindeſtens verſucht werben, und 
genügt der Bezug auf notoriſche Armuth niemals, ſondern ‚unr’ das Ergebniß ber 
Ererutionsvollitredung, es ſei denn, daß ber Mangel der Executions-Objecte ſchon 
anderweitig aetenınäßig nachzuwriſen uber dahin aurrkunnt wÄrt, Ba. Alimente aus 
Öffentlichen Fonds gegeben werden. -” '. 

S. 5. Bei ber. Liguibation ber Unterfuchungsfpften zu Laſten Unfrer Saffen 
find allemgi die Acten der Unterſuchung mit yorzulegen, um pa Ben. paß der 
Inculpat zur Bezahlung der Koften nicht verurtbeilt oder außer tänbe genefrn ſei 
und um die Nichtigkeit Ber" Anſätze nad den Acten, mindeſtenẽ aber" nad | bem $pho 
2, erwähnten Berzeithniffe e prurtheilen zu können" ' ' 

8.6. Sollte‘ fine ober bie andere Unterſuchung am "Shhufe des Rechnungs⸗ 
ahres noch nicht beendigt und'die Koſtenrechnung niet üquibationsfähig ſein, * iſt 
der Vorſchuß older Role aus ter folgenben. Gahresrehnung zit leiſſen, eventaäliler 
deſſen. vorſchüffige Zahlung aus der Haͤupt-Caſſe zu erwirken. 

Nur ausreichende Beobachtung diefer —— Vorſchriften wirt künftig gar Katie 
fication Der Unfre Caſſen treffenden Unterfu ungsfoften - führer.” Wornach X. Ge⸗ 
deden durch Unſre Regierung. Schwerin, am 5ten December 1834." 


gr - F Friederich Franz—⸗ 
An: das Amte⸗Gericht Unser 


A886. Von ben’ bei den Amtsgerichten erwachfenben Crimi⸗ 
nalgerichtskoſten. 28. März 1835. 


Fried er ich Franz ꝛc. Unſern x. ‚Da bie Bereinigung ber Gerichtopflege 
it, rs abminiftrativen Verwaltung bei dem nehmlichen Perfonale nie Beranlaflung 
werben darf, ‚Die richterlichen Befugniffe. und Verpflichtungen nach ‚ben abminifirg- 
tiven:-Satsyefien. zu heſchränken: jo kann den Amtegerichten. aud bie Berechtigung 
giebt, frreitig „gemacht, werben, „Dig bei Gelegenheit, ber Criminal· Gerjchts. Pflege vor⸗ 
Ipmmenpen ,. Rpften Rechnungen, inſoweit Das perſönliche Jutereſſe ihrer Muglieder 
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dabei nicht betheiligt iſt, zu moderiren und zu beſtimmen; daher denn auch das bis⸗ 
herige Verfahren, nach welchem ihr, als adminiſtrative Oberbehörde der Beamten, 
auch die Amtsgerichtlichen Berlags- Rechnungen und außergerichtlichen Auslagen oft⸗ 
mals ermäßiget habet, abzuftellen und bies ben Amts= Gerichten zu überlaffen ift. 

Die Amtsgerichte haben jedoch über ben Betrag der von ihnen moberirten unb 
feftgeftellten Verlags-Rechnungen bei eurem Gollegio zu liquibiren und bie Zahlungs- 
bewilligung für die Amtskaſſen nachzuſuchen. Bow euch ift dabei das Intereſſe Unferer 
Caffen auf zwiefache Weiſe wahrzunehmen, nehmlich 

a. durch Erwirkung allgemeiner Taxen, Normen und ergänzender Vorſchriften von 
Seiten Unſerer Regierung, wornach denn bie Amts Gerichte ſich bei ihren 

Moderationen zu richten haben; 

b. dur Bewachung ber richtigen Anwendung biefer Taxen und Vorſchriſten bei 
ben Amts Gerichten, welches namentlich auch zur Prüfung des Revifiong-Depar- 
tements gehören wird, indem bie Amtö-Gerichte dann, wenn durch ihre” offen- 
ſichtliche Zehler bei Anwendung Harer Taxen und Vorſchriften, britte Perfonen 
unberechtigt Anfprücde auf die Amiskaſſen erlangt haben follten, zur Entſchã⸗ 
digung verpflichtet und zur Leiſtung derſelben anzubalten find. 

‚Bei einem ſolchen Verfahren behalten die Amts-Gerichte die ihnen zukommenden 
Befngniffe zur verantwortliden Ausübung und Unfer Caſſen Snterefie bleibt doch 
von eurem Bollegio und vom Reviſions-Departement bewacht und controlirt, und 
zwar in dem Maaße nach allgemeinen Normen, als ihr darauf Bedacht nehmen 
werbet, bie desfallſige Snftruction der Amts - Gerichte bei der Regierung zu erwirfen. 

Ihr werdet baher alle Amtsgerichte hiernach zu inftrwiren, und fie auf ihre 
Berantwortlichkeit bei der Moderation aufmerffam zu machen, auch von ihnen zu 
verlangen haben, baß ſie dabei vorfommende Zweifel und Ungemwißheiteu anregen, 
damit darüber allgemeine Beſtimmungen veranlaßt. werben. Wornach ꝛc. Gegeben ꝛc. 
Schwerin ben 28ften März 1835. 


“ das Sammer: Kollegium biefelbft. 


"1887. Von Liquidetion der Seiminal-Bericptö-Roften der 
Ümter. 24. Oct. 1835. 


Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Veſte sc. In Anſehung bes Verfahrens 
bei Liquidalionen ber bei. „Orlegenpet der Griminal= Gerichts = Pflege bei den Amts⸗ 
(Berichten vorfommienden Koften, eröffnen Wir euch hiemit weiter: wie dieſe Koſten 
nur von ben Amtsgerichten, nicht aber von den Beamten, bei eurem Collegio 
— fo lange ihr bie Revifion und Beauffihtigung folder ag re zu 
veranftalten habet — zu liquidiren find, wie dies auch in Unſerm Referipte vom 
28ſten März d. 3. gejagt if. Es tritt alfo rüdjichtlich biefer amtsgerichtlichen Yus- 
lagen, wenn bie Amtsgerichte darüber bei eurem Collegio liquidiren, um für den Be— 
rechner der Amtscaſſe einen Ausgabe-Belag zu erwirken, eben das Verhältniß ein, 
welches. für die Stadt-Gerichte ähnlich ſchon beftehet, indem dieſe über die aus ber 
Civil» Abminiftrationg = Eaffe erhaltenen Borfhüffe bei der Regierung liquibiren, um 
für die eben genannte Gaffe die reinen Ausgabe - Verorbnungen zu erwirfen. Dies 
Verhältniß würde fih binfichtlih eures Eollegit und der Amtgerichte ganz klar bin- 
ftellen, wenn bie berecinenden Beamten den Amts = Gerichten Vorſchüſſe in runder 
Summe, nah Maaßgabe der Amts-Etats, zur Beftreitung ber gerichtlichen Auslagen 
machten, worüber dann letztere zuſammenhängende Berechnungen zu führen und jähr- 
lich zur beflimmten Zeit bei eurem Collegio abzulegen hätten. 

Bei Beflimmung ber Auslagen in Criminal - Unterfuchungen kömen die Amts⸗ 
gerichte nur auf zwiefache Weiſe fehlen, nehmlich durch zu hohe oder zu niedrige 
Feſtſtellungen der Vergütungen. Da es nun nicht in Bmwelfet gezogen werden Tann, 
Daß ihr, fo lange bei eurem Collegio die Liquibafionen über Amtegerichtlichen Verlag 
eingereicht werden, auch das eg Unfrer Caſſen anf die, in Unferm Neferipte 
von 28. März d. J. sub a und b, gedachte Weiſe geltend zu machen Babet, ſo 
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werbet ihr, wenn bie Amts-Gerichte bei ihren Moberationen ganz klare Beſtimmun⸗ 
gen unberücfichtiget laſſen und ſich desfalls nicht zu rechtfertigen vermögen, 
allerdings die Ratifieation des unbefugt. Bewilligten verfagen können, wogegen den 
Amts- Gerichten jedoch ber Recurs an bie Regierung, unbenommen iſt; zmweifelbafte 
Fälle werben aber nur Anlaß geben dürfen, darüber eine allgemeine genaue Beſtim— 
mung auf geeignetem Wege zu bewirken. Wenn aber einzelne Perfonen ihre Rechte 
burch "zu niebrige Keftftellungen der Amts⸗Gerichte verlegt glauben, fo wirb ihnen für 
folche einzelne Fälle nur bie NRepräfentation bei den Amts⸗-Gerichten, eventualiter 
bie Befchwerbe bei ben Dbes-Gerichten frei ſtehen. 

Wenn Nichtbeachtung klarer allgemeiner Vorſchriften, zum Nachtheil der bereih- 
tigten Perfonen euch bemerflich wird, fo könnt ihr Die Amte⸗Gerichte nur darauf 
aufmerffam machen, und bie Angabe der Gründe der Abweichung veranlaffen, nad 
Befinden auch allgemeine Weifungen aus Unferer Regierung beantragen. 

Wornach 15 Unb Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. ben 2äften OH. 1835. 


An bas Cammer⸗Gollegium hieſelbſt. 


ISSS. Diäten für Commiffarien in Unterfuchungsfachen. 
13. Febr. 1836. 


5 — Franz ꝛc. Es iſt zu Unſerer Kenntniß gelangt, daß von Unſern 
— hinſichtlich der Diäten für Commiſſarien, Aſſeſſoren und Actuarien in 
nterſuchungsſachen nach verſchiedenen Grundſätzen verfahren wird, Da aber ein 
gleichmäßiges Verfahren wünfchensmerth erſcheint; ſo wird flir die Zukunft hiedurch 
vorgeſchrieben: daß bie von den Juſtizcanzleien in Unterſuchungsſachen beſtellten Com⸗ 
miſſarien, Affefforen und Actuarien, ohne Rückſicht auf die Dauer der Berbörstermine 
im Allgemeinen nur einfache Diäten verlangen können. — In einzelnen Fällen fol 
jedoch eine außerorbentlihe Remuneration wicht entſtehen und habt ihr, wo folde 
billig und angemefjen erſcheint, fobann gutachtlich an Unſere — zu berichten. 
Wornach ꝛc. Schwerin, am 13. Februar 1836. 


Grieberig Branı. 
in bie Jaſtig⸗ Canzlei zu Roſtock. 


1589. Beitimmung der amtögerichtlichen. Koſtenrechnungen 
der Kreisphyſiker, 27. Oct. 1836. 


Nachdem die Eompeten; der Amts-Geriöhte, zur erften Beſtimmung der Koſten⸗ 
rechnungen der Kreis⸗Phyſici und Chirurgen in den bei ſelbigen vorkommenden Un⸗ 
terfuchungen, allerhochſt dahin feſtgeſtellt worden: 

bag dergleichen Rechnungen allemal vor deren Einreichung Zwecks der Auweiſung 

auf die Amtscaſſe, erſt von dem betreffenden Amts-Gerichte geprüft und auf 

den ®rund: der beitehenden geſetzlichen Borfchriften. beftimmt werben, in zweifel⸗ 

baften Fällen aber. nad der Mebicinal- Ordnung vom 18ten Februar 1830, 

Cap. 1, $. 3, bie Bellimmung ber Phyſicats⸗ Rechnungen beim Medicinal- 

Collegium erwirkt, — ein gleiches Berfahren eventualiter auch auf Antrag 

ber Ir einzuleiten ift, wenn biefe etwa mit der amisgerichtlichen Feſtſtellung 

nicht einverſtanden find; 
fo werden Beamte zu N. R. von folder allerhöchſten Verfügung hiedurch in Kenutnihz 
geſetzt, um danach fortan in allen vorkommendenFällen ſich zu benehmen. 

Schwerin, ben 27ſten Ocibr. — zZ 


Gircular . — 
analle Amts⸗Gerichte. RR 


‚1890. Gebühren ceommittirter Stadtgerichte. 28. Oet. 1836. 


Sriederich Franz sc. Unſern x. Beſte ac, Huf ee" Anfrage vom 16ten 
b% N, bie ben Stadigerichten in Fällen, wo fie ſtatt eines andern Stabtgerichts 
eine‘ Unterfüäung zu führen haben, zufommende Remuneration betreffend, erwiedern 
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Wir euch, daß dem committirten Gerichte auch bie Gerichtsgebühren nach ber 
Sportel⸗Taxe des betreffenden Gerichts berechnet, zuſtändig find, und in dem vor⸗ 
liegenden Falle aus ber Bruch⸗Caſſe des Gerichts, an deſſen Stelle fungirt worden, 
gleich den Auslagen berichtigt werden müſſen. 

Wo nad ꝛc. Schwerin, am 28. October 1836. 


An die Juſtiz⸗Canzkei zu R. N. 


1891. Gebühren der Gerichtöfubalternen bei unermittelten . 
Inquiſiten. 20. Mai 1838. 

Wenn fein Inquiſit erinittelt If, erhält ber Aetnarius Die Hälfte ‚bee :vollen 
Gebühren ; Lanbreiter und Gerichtsbiener aber erhalten letztere ganz, indem Deren 
Remuneration nicht mie die des Ackuars bon N ———— bes Collegii 
abhängt. 

Auf die Anfrage vom 10. d. bleibt. dies Dem: Reviſidno Departement wuverbalten, 

Schwerin, den 29, Mai 1838, 
Großherzoglich Melenburgſche Cammer. 
An das Reviſions⸗Departement. . 


‚ 1892. Wegfall der Gebühr für Nemiffions : Heferipte oder 
PBromemvrien. 21. Jan. 1839. 


Da nad allerhöchſter Bewilligung fernerhin nicht weiter neben den taxmäßigen 
Uttheilsgebühren in Griminalfahen, auch noch für bie Remiſſiongreſcripte ober 
Promemorien befondere Gebühren follen wahrgenommen werden, fo wird der 
Sußis-Ganzlei zu Roſtock ſolches hiemit zur Nachachtung noliſieirt. Degeben ꝛc. 

Schwerin, am 21ſten Januar 1839. 


1508. Gebühr der Untögerichtödiener für. Einziehung von 
Gefangenen... 25. März 1830. 


Zur Hebung entſtandener Zweifel wird hiedurch zur Nachachtung für die be⸗ 
treffenden Behörden bekannt gemacht, daß bie nach der Amtsſporteltaxe vom Ulten 
März 1802 dem Gerichtsdiener für bie Einziehung eines Gefangenen zuſtehende 
Gebühr von 1 Rthlr. nur dann A und bei Ausrichtung von Requiſitionen des 
Criminal⸗ Tollegiums ‘zu Butzow zur Eiſtattung aus der’ Criminal⸗ Gerichts -affe 
berechnet werden Fand, wenn eme-Perfon duͤrch Diener des "Gerichte außerhalb bes 
Gerichtslocals zum. Zwed ber Gichruung: Bes Sißirens vor Gericht, verhaftet wird, 
alſn nicht in Den Falle, wenn eine fraiwaͤllig, oder auf bloße Ladmig vor Gericht 
erſchienene, oder von andern une —* ra. dee aume in DaA 
Gefängniß abgeführt mirb,. 

= — am 25ſten Bär, 1839; . 
or Ans Örnßherzogl. Medlenburgiſcher Landes-Regieruvg. 


iso Bon den durch vplötzliche Todesfälle verurſachten Unter⸗ 
| ſuchungs⸗ und ‚fonftigen. Koften. 4: April 1839. 


Da. Über bie Verpflichtung sur Bezahlung, der. durch plötliche Todesfälle in ben 
Domanial- Amts- Bezirken verurfachten Unterfuhungs- und. fonftigen Koſten bei, vers 
ſchiedenen :Mlemiern Zweifel entſtanden finb, fo bat Großherzogliche Kammer ſich ver⸗ 
anlagt gefehen, ſolcherhalb bei Moßberzoglicher LaubrsrMegierung sine quihentiſche 
Snterpretation ber betreffenden Berordnungag: zu srwirken,. BDemgensß wird dem 
Amte ...... zur Nachachtung folgendes eröffnet: 

1) die gelegentliche Benennung ber Sections⸗Koſten in $. 6. ber. Berorbnung nom 
2ten May 1801 hat in biefem Betreff Das gemeine Recht nicht abgeindert 
und Da Achteres auch durch ſonſtige Puaticular⸗Geſehe micht veräüdert werben, 

„fe iſt die ppn zichtgrlichen Amtswagan gnzuordaçude Unterſjuchung 
einer. manthlichen, Teiche dem übrigen präpqrathriſchen Berfahren in einer 

3 Ssiminphrbhnterfunng. gleichzu achten. ab bar hamii-perbundene-Kaflsa- 
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Aufwand ald onus jurisdietienis zu betrachten, — infoferne nicht 

- 08 einer ermittelten Verſchuldung ein Dritter oder ber Nachlaß des. Denati 
ſelbſt dazu rechtlich ſchuldig erfannt worden und sablungsfähig erſcheint. 

Deßhalb iſt 
3. in Füllen doloſer oder culpoſer Töbtung, 
in. den durch reisen Unglücksfall herbeigeführten, fonie 

in den natürlichen plötzlichen Todesfällen, 

der —R bes denati mit den erwähnten — Unterſuchungs⸗, Beſichtigungs⸗ und 
Soctians⸗ u — Koſten überall nicht zu: beſchweren, —— — Zahlung aus 
ber Amts-Kaſſe zu leiſtenz dagegen ſind, 

d. im Fall einer. Selbſt-Entleibung 
alle dieſe Koften in ber Regel. aus bem Nadlag bes Entleibten und. nur bann 
aus der Amts⸗Caſſe zu nehmen, wenn berfelbe fih anerkannt im mwahn- 
finnigen Zuftande befunden hat. 

2) bie Beerdigungs-Koften aber find — fowohl nad einer bolojen oder culpofen 
Tödtung durch einen britten, als auch nad einer Die Zurechnungsfähigkeit nicht 
auoſchließenden Selbſt⸗Entleibung — Selbſtmord — in suhsidium aus ber 
Amtskaſſe zu beſtreiten, 

während bei: . 
Selbſttödtung ohne Zurechnungsfähigfeit, 
Tödtung durch Zufall, und 
plötzlichen natürligen Tobesfalen 1 
bie Beerdigung und bie Damit ‚verbundenen: Koften in ——— Seq⸗ dev. Com⸗ 
münen find, deren Reſtituktion vom ber competenten Heimaths⸗Behörde, in Beihalt 
bes F. 6 der Berordnung vom 2ten May 1801 und deo 6. 13 ber Conſtitution 
vom 2iften July 1821. — welche für. Tobesfälle aus Verbrechen Überall‘ nichts be⸗ 
ſtimmen — zu begeßren .ift, wobei es jedoch dem Amte alsdann, wenn bie Umſtände 
und polizeiliche⸗ Müdfichten' es’ ee allerdings obliegt, ber Gtimatpe- Behörde bes 
dena‘ die! Leiche zum Zweit ber Weerbiginig anzubieten und anszallefern. 1. : ' 
"&owie das Amt ......’nady: biefen Beflimmungen verfahren wird, dat daſſelbe 
auch ſofort jedesmal Anzeige davon zu machen, wenn andere Behörden ſich der 
Pflicht der Erſtaltung in den geeigneten Fällen -eiton entziehen zn. Damit’ len 
halb sim: Nechtswege gegen NE vor 0, werde. - . —— — = 


Scthwerin, den Atdn April 183 , 
Großherzoglich Mate Banner. 
ı@ireula:  ' 
x alle Aemter. NE .- ; 


is. Gebühr des Gerichtödieners bei a Beieimsirihngen F 
gegen Arme. 9. Dec. 1830. 


Auf Ihren Beriht vom 16ten Oct. c. betr. bie Monituren zur PR und 
Inquiſitions-Koſten-Liquidation für 1898/30 wird Ihnen hiedurch erwiedert, daß, da 
ber- Gorichtodiener auf. bie taxmäßige Gebühr von zesp. 3ßl. und 16 il. nur daun 
Anfprud bat, wenn ber megen eines Polizei-Verbrechens Beftrafte zahlun fähig iſt; 
im Unverindgensfalfe dagegen ben Dienern bei. allen Aenttern nur bie * 
Aufwartungsgebühr von 2ß1! ans berrſchaſtlicher Kaſſe zugeſtanden wird, —— 
beim re 2m — er en Ya zn mer. 4 

en = Er ) . A 

dfe Beamten * Beberam — ne a an s 
» ie a re 

1896. Bon den bei Heguifitionen des Eriminai. ‚Collediums den 
requivirten Gerichten zu erftattenden Auslagen. '31: Jan. 1840. 


H Feen h- 


Paul Sriederich se, Menähm bie Vslegung ‚Der, ‚Bererbuung yom 29ſten 
Decenber 1232 und der Porſcrtti imı6. 15, b- ‚Sheikh. der Erimmal Berichte 
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Orduung rüchſichtlich der bei Requiſitionen Unſers Criminal⸗ Collegiums den requi⸗ 
rirten Gerichten zu erftattenden Auslagen Zweifel entſtanden ſind, fo verordnen Wir 
im Einverfländniffe mit Unferen getreuen Ständen, zur näheren Crläuterung ber vor- 
gedachten gefeglichen Beſtimmungen, bieburd: 
Daß unter ben in ber Berorbnung vom 29ſten December 1772 unb im 6. 15. 
b. Theil IE. ter Eriminal-Geridts-Orbnung erwähnten Auslagen, melde ben 
requirirten Gerichten erflattet werben müffen, bie durch Ausrichtung ber Requi- 
ſitionen inländifcher Gerichte den requirirten Gerichten entitanbenen Reife- und 
Drfrairungs-Koften nicht zu verfleben, vielmehr folche als ein onus jurisdic- 
tionis anzufehen find und baher eine Erflattung berfelben nicht begehrt werben kann. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 3iften Januar 1840, 


Paul Friederich. 


Declarator:Berorbnung, 
etreffen 
die bei Requiſitionen in Criminal⸗Sachen 
den requirirten Gerichten zu erſtattenden 
Auslagen. 


1897. NWuterfuchung des Bermögensftaudes der Ineul⸗ 
yaten, 26. Apr. 1841. 


Haut Sriederich 3. Auf euren Vortrag vom 9. März 1839 erwiebern 
Wir euch, bag es bei ber Erlaffung ber Circular⸗Verordnung an bie Stadtgerichte 
vom 3. Dech. 1834, betreffend bie Liquibation ber Unterſuchungskoſten — Bruch⸗ 
kaſſen Rechnung — überall nicht die Abſicht geweſen ift, durch ben $. 1. dieſer 
Verordnung hinſichtlich ber Koftenfiherung gegen ben Inculpaten eine Abweichung 
von bem ſolcherhalb ſchon beftehenden Rechte zu ftatuiren. In wiefern bie Umſtände 
im einzelnen Fallo zur gehörigen Sicherung ber künftigen Befultate einer Unter- 
fuchung eine Bertidfihtigung ber Bermögens- Berhältnifie des Inculpaten und nad 
Befinden Sicperheitsmanßregeln vernothwendigen unb rechtlich zuläffig machen Eönnen, 
bat nach wie vor bem -richterlihen Ermeſſen überlafien bleiben und nur auf bie 
Erfüllung dieſer Pflicht im zutreffenden Falle im Intereſſe ber Bruch⸗-Caſſen zu ber 
Folge hingewieſen werben ſollen, daß gleich im Anfange ber Unterſuchung dieſer 
Punct gehörig in Obacht zu nehmen, ohne dabei beſondere, nicht ſchon ohnehin zu⸗ 
läßige Erforfhungamiktel vorzuſchreiben. 

Diefem entſpricht felbit die Wortfaſſung bes gedachten S. 1. und iſt es auch 
bis dahin nicht bemerkbar geworden, daß Die Gerichte demſelben eine Ausdehnung 
gegeben hätten, weldhe dem beſtehenden Recht nicht entſpräche, weshalb denn auch, 
mwenigften® zur Zeit ein Bedürfniß zu einer Declaration nicht vorliegt. — Wornadıc. 
Wir verbl, ꝛc. Schwerm, den 26. April 1841, 


An den Engeen Aut ſchuß zu Roſtock. 


ISOS. Aıntögerichtliche Gebühr für Erkenntniffe. 24. Mai 1844. 


G.rieb rich Franz re. Da bie amtsgerichtliche Gebührentaxe keinen Auſatz für 
Erkenntniſſe in criminellen Unterſuchungsfachen enthält, fo beſtimmen Wir hiemit, daß 
Unſere Amtsgerichte und Unſere ſonſtigen Niedergerichte, welche auf bie amtegericht⸗ 
liche Gebührentaxe angewieſen ſind, für Erkenntniſſe in Criminalfällen, nach Maßgabe 
der Wichtigkeit und Umfänglichkeit ſolcher Erkenntniſſe, zwei bis ſechs Thaler, außer 
ber Ausferligungs⸗Gebühr von A ßl. für den Bogen und der Publications-Gebühr 
von 2 Rthlr. 2 Al, wahrnehmen follen. 

Die halbe Taye fommt nur dann zur Anwendung, wenn gefammte Juculpaten 
zu berjelben berechtiget ſind. 

In wichtigen und merklich verwickelten polizeilichen Unterfuchungsfachen, nach Der 
Verordnung vom Aten Jannar 1839, 8. 22., iſt für Erkenutniffe die Hälfte ber 
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vorſtehend feſtgeſetzten Gebühr zu berechnen, in geringeren, ſummariſch abzumachenden 
Sachen aber nur bie etwanige Ausfertigungs⸗ Gebühr. 
Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 24ften Mai 1844, 


Ad Mandatun: Serenissimi speciale. 
2. von Lützow. 


1809. Zare für die gerichtlichen Aerzte und Wundärzte. 
21. Dec. 1844. 


Wir Friedrich Franz ıc. Fügen hiemit zu wiſſen, daß Wir zur Hebung 
eines immer fühlbarer gewordenen Bebürfnifies, im Zufammenbange mit ber unterm 
heutigen Datum publicirten neuen Mebicinal- Tare, nach vorgängiger verfaifungs- 
mäßiger Berathung mit Unfern getreuen Ständen, auch bie hierunter abgebrudte neue 
Tare für die Amtshandlungen ber gerichtlichen Aerzte und Wunbärzte haben ab- 
faffen laſſen. 

Wir gebieten demnad, Daß vom iften Januar kommenden Jahrs 1845 an 
nit nur die Zaren der frühern Medicinal- Ordnung vom 20ften Sulius 1751, 
fondern auch bie Verordnungen vom Aten März 1768 und 20ften December 1774, 
fo wie überhaupt alle und jede in Bezug auf Die Zare für bie gerichtlichen Aerzi⸗ 
und Wundärzte erlaſſenen Verordnungen und Declaratorien, in ſo weit ſelbige mit 
dieſer neuen Taxe nicht übereinſtimmen, aufgehoben und außer Anwendung geſetzt 
und von ſolchem Zeitpunkt an dagegen die Beſtimmungen gegenwärtiger neuen Taxe 
zur Anwendung kommen und von ſämmtlichen Gerichten, den Behörden, welche For⸗ 
derungen der gerichtlichen Aerzte und Wundärzte feſtzuſtellen haben, endlich von dieſen 
ſelbſt, ſo wie von ſonſt einem Jeden, den es angeht, zur Richtſchnur genommen 
werden ſollen. Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 2iften Dechr. 1844. 


Friedrich Franz. 
Taxe für die gerichtlichen Aerzte und Wundaͤrzte. 


a. Gebühren des Kreis⸗ und Stadt⸗Phyſikus. $ ß 


Für bie Abmwartung eines gerichtlichen Zermins, um. Auffchläfle 1. 
zu ertheilen, auch dann, wenn bie Partheien nicht erjcheinen, | 2 | — 
Für die Befichligung und Unterfuchung eines Verletzten, nebft 
Fundſchein,. 
Bemerkung. Bei wichtigen Verletzungen und wo ein um: 
fänglicherer Fundſchein erforderlich wird, barf berfelbe 
inel. der Unterfuhung & Bogen mit - A, aber böch- 
ftens berechnet werden mit . . . Al — 
Für die Unterfuhung von Krankheiten, namentlich von fimu- 
lirten und bisfimmulirten Straukheiten des Gemüthszuſtandes, 
des Zeugungsvermögens, verbeinlichter Ren]: und 
Entbindung u. |. w., nebſt dem Berichte, ; 131 — 
Bemerkung Wo in den Källen sub. 3. und 4. wieder: 
holte Befuche erforderlich werden, find dafür die in der 
Taxe ber Aerzte beftimmten Gebühren wahrzunehmen. 
Für die Unterfuhung einzelner Theile des menfchlichen Körpers, 
ala Knochen, Nachgeburtstheile und bergleichen, nebit Bericht, 
Für bie ocigung eines Leichnams, nebit dem dietamen ad 
u um, . 
Für bie Section eines Leichnams, nebſt dem dietamen ad 
protocolium, . } . . . N . . 4 — 
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Bemerkung. Die Gehfhren sub 6. und 7. umfaflm zu⸗ 
gleich die Nemuncration für das bei der Beſichtigung 
oder Section zu Protocol gegebene kurze Erachten über 
bie Urſache des Todes. Windes die Beſichtigung einer 
Leiche an demfelben Zage ftatt, an welchem bie Section 
angeftellt wird, fo barf für die erftere nichts befonbers 
berechnet merden. 

7. | Sür bie Section einer mwieberaudgegrabenen Leiche, nebſt dieta- 

men ad protoeollum, 

8. | Für Erachten wird, mit nor ber beſonders ‚au figuibi- 

xenden Gopialien, a Bogen I Rthlr. berechnet, im Ganzen 

aber höchſtens Be W 
Bemerkung. 

m: Wenn ein meditiniſches Erachten in einem fchmwierigen 

Falle ſo umfänglich und grünblih ausgearbeitet iſt, daß 

daflir nad) der Ucherzeugung des. Gerichts bie Gebühr 

von 4 Rthlrn. als eine unverhältnigmäßig geringe Ent: 


bühr als eine extraordinaire Remuficration, wenn ſolche 


in Anfpru genommen wird, bis zu 10 Rthirn. erhöhet 


werden. 
b. Für ActensInfpection darf der Regel nad; nichts beſon⸗ 
ders berechnet werden. — Nur in dem Falle, wenn zur 


Abfaſſung eines Erachtens es der Infpectiom anderer als 

- der in der obſchwebenden Unſerſuchung erwachſenen weit⸗ 

. lauftigen Acten bedurfte, kann dafür im Ganzen eine Ge⸗ 
bühr non 2 Rthlen.. in Anſpruch genommen werden. 

9, | Für die Unterſuchung in ber Leiche gefundener ober anderer 
verdächtiger Subſtauzen, Naprungsmittel, Arzneien, Gifte unb 
bergleidhen, nebit Bericht, — 

Bemerkung. Die etwa gebrauchten Reagentien ſind zu 
fpecificiren und beſonders au beyechnen. Die Remunera⸗ 
tion für den etwa binzugezogenen Ghemifer bleibt, bei 
der großen Verſchiedenheit der Fälle und der erforderlichen 
chemiſchen Arbeiten, dem billigen Ermeſſen des Gerichte 


anheimgegeben. 
10. | Für. Die Prüfung von Arzneis Waaren, mit denen Handel ge- 
trieben werben: fell, R 


11. Für ‚Die Unterfuhung epidemiſcher oder epizootiſcher Krankheiten 


12. Sür bie Bifitatlon einer Apotheke, nebſt dem an die. Diebicinal« : 
Gpmmiſſion zu erftuttenden Bericht, . ; u 
Bemerlung. Die Auslagen —* Gopialien und die Ges. 


bühren, für den zu odhibirenden Notar, fo wig die Fuhr⸗ 
koſten, werben befonders berechnet. 

13. | Für: Die Prüfung eines Apothefer-Rehrlings nad surüdgelegten 
Lkehrjahren, mit Einſchluß des Atteſtes, — 
14. | Für die Prüfung eines Baders, mit Einſchluß des Atteſteo, 
15. Füridie Prüfung einer Hebamme, mit Einſchluß bes Attefles, . 
16. | Bei, allen DOffieialreifen, fie mögen nah ober weit fein, einen 
hhiben ober ganzen Tag bauern, erhält ber Phyfirus, außer 
foeier Fuhre, noh à Tag an Diäten ; 2 rn F— 
Bemerkung. Wenn die Belichtigung 2... am Wohnorte 
bed Phyſicus durd) weitläuftige Verhöre ihn ungewöhnlich 
lange aufhält, fo ift er berechtigt, außer dem Honorar 
für das ftattfindende Geihäft, noch auf bie Hälfte ber 

Diäten eines Tages Anſpruch zu machen. 


17. | Das Fuhrwerk wird entweber von ber requirirenden Behörde ge⸗ | 


ftelit oder von bem Phyſicus beſorgt; im letztern Sale darf 
befür im Ganzen, mit Einfhluß der Chauſſee-, Brüden- und 


Gäht» zu. Gelber, eine Entſchädigung non 1 Rthlr. 16 Gl. 


für Die Meile in Rechnung geftelt werden, und zwar dergeſtalt, 


ſchädigung erfcheintz fo darf dafür von demfelben die Ge: _ 
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daß, Wenn ber Phyſices na rinem Tage vom Haufe wegfuhr 8 
und an demſelben dorthin zurückehrte, die Entfernung nur 

einmal gerechnet wird; Daß aber, wenn er eine Nacht oder 
mehrere Tage vom Saufe entfernt. fein muß, ſowohl die Ent- 
fernung hin «ie zurüd gerechnet wird, 
Außerdem erhält der Phyſikus bie Auslagen für die Be⸗ 
köſtigung erſtattet. 

18. Wohnt der Kreis⸗ ober gerichtliche Wunbarzt, ober der im Bes 
hinderungsfalle ſtatt ſeiner zu adhibirende Wundarzt mit dem 
Phyfieus an einem und demſelben Orte, fo muß letzterer ihn 
unentgeltlich in ſeinem Fuhrwerke mitnehmen. 


b. Gebühren für . den Kreis- und gerichtlichen 
Wundarzt. | | 


Der Kreis⸗ ober gerichtliche Wundarzt erhält nn Gebühren unb 
Diäten in allen Fällen, wo feine Thätigkeit bei gerichtlich 
mebicinifchen Unſerſuchungen erfordert wird, die Hälfte deſſen, 
was für den Kreisphyſitus feſtgeſetzt iſtz fir die Don Letz⸗ 
terem allein abgefaften Ausarbeitungen aber, bie er bloß 
durchzuleſen und. zur Beglaubigung mit, zu unterfehreiben hat, 
darf er nichts berechnen. Tritt aber der Fall ein, dag auch 
er an biefen fchriftlichen Arbeiten Theil nehmen ober. be» |’ 
fonbere Ausarbeitungen Viefern muß, fo erhält er biefür bie 
Hälfte bdefien, mas dem Phyficus zuſteht. Bedient er fi, T 
wenn er vom Phyficus nicht mitgenommen werben kann, 
eines eigenen Fuhrwerks, fo wird ihm für die Melle im 
Ganzen 1 Rthlr. vergütet, und zwar ſonſt in eben der Weiſe 
wie beim Phyſicus. 

Vorſtehende Beſimmungen normiren auch, wenn ven dem 
Kreis⸗ oder Stadtphyſicud iu Bchinberunggfalle ein anderer 
Arzt oder Wundarzt fubftituirt worden if, finden, aber feine 
Anwendung, wenn zwifchen einer Behörde und einem Phyſicus 
beſondere Vereinbarungen getroffen worden ſind. 

Vrertritt ein Doctor medicinae bie Stelle bes gericht⸗ 
lichen Wundarztes, fo wird er als Wundarzt reinunerirt. 

Macht die Dringlichkeit des. Falles es nöthig, Daß der Ge- 
richtsarzt oder Wundarzt zur Ausführung feines Geſchäfts in 
der Nacht reifet, fo erhält er das. daplum. der Diäten. 





F. Criminalpolizeiliche Beftimmungen. 
meer): Affirion und Aufbewahrung der. Steckbriefe u. dgl. 
18. Ian 1814. 


Friederich Franz re Wenn Uns, auch aus' der Anzeige Unfros Eriminale 
Collegit, bemerflih geworben ift, daß von den and gefänglicher Daft entfprungenen 
und durch Stedbriefe der gerichtlichen Behörden m Unſern Lanben verfolgten Inqui⸗ 
fiten und Verbrechern bisher nur ſehr wenige wieder eingefangen worden find: fo 
‚geben Wir allen obern und niebern Gerichts⸗ und Polizei-, -amch obrigfeitlichen Be⸗ 
börben im Unſern Landen, biemittelft auf: hinfliro alle Steälbriefe und ſonſtige auf 
Verbrecher Bezug babende Bekanntmachungen in Abſchrift an den gewöhnlichen Orten 
öffentlich affigiren zu laſſen, und bei den Acten aufzubewahren. Wonach biefelben 
fi) allewege genau zu adıten haben. Gegeben ꝛc. Schwerin, den- 18. ‚Ian, 1814, 


Friederich Franz. 
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1904. Anzeige über bie auszuſpürenden Verbrecher au die 
Bice: Kreis: Polizeimeifter. 4. Febr. 1815. 


Srieberih Franz ıc. Wir find von dem großen Nachtheil unterrichtet wor⸗ 
ben, ber für bie Sicherheit Unferer getreuen Unterthanen und Sande daraus entfpriugt, 
bag bie Nachrichten von Diebftählen, Beraubungen, entfprungenen Verbrechern ıc. fehr 
fpät erft zur Kenntniß Unferer Gensdarmerie gelangen. 

Derowegen erinnern Bir alle obrigfeitlihe und Polizei=Behörden in Unfern 
Landen hiedurch gnädigſt, auch ernfllih: zur Beförderung ber, bei vorgefallenen 

Diebftählen, Beraubungen uud anderen Verbrechen nöthigen Aufmerfjamfeit, und zur 
Befchleunigung ber oft nur in der erften Zeit mit Nuten anwendlichen Nacftellungen 
fofort die nöthigen Anzeigen Bei Unſern competirenden Bice- Kreis-Polizeimeiftern, 
Behuf nöthiger Inſtruction der Gensdarmen, zu machen, und ſich davon durch den 
erwarteten Abdruck in den Anzeigen, — deren Inhalt oft zu ſpät zur Kenntniß ber 
Gensdarmerie gelangt, — nicht abhalten zu laſſen. An dem gefchiehet Unſer gnä- 
Digfter Wille und Meinung. Gegeben ⁊c. Schwerin, ben ‚1ften Februar 1815. 


SFriederich Gran; 
1902. Abfchaffung der Urphede. 5. Febr. 1810. 


Srieberih Franz ꝛc. Wir finden Uns bewogen, ben für Die jetzigen Zeiten 
nicht mehr paflenden, und nur zu Meineiden veranlaffenden Gebraud ber Ableiftung 
der Urphebe de non vindicando nec redeundo, bei Entlaffung ber Verbrecher 
aus ben Strafanftalten, gänzlich aufzuheben und befehlen euch hiedurch gnädigſt, euch 
in euren Erfenntniffen hiernach zu achten, auch, bei vorfommenden Berfihidungen ber 
Arten, eine: Abfchrift diefer Verordnung jedesmal beizulegen. An dem ac. Gegeben ıc, 

Schwerin, den Sten Februar‘ 1819. 

| Friederich Franz 
An die drei Landesgerichte. 


2903. en 6 5* Flüchtlinge aus dem Büuͤtzower Criminal⸗ 
ngniffe. 22. Mai 1819. 


Srieberid a 0. Nachdem die Verfügung getroffen worden, baß bei 
ber etwanigen Flucht eines ©efangenen aus dem Eriminal-Gefängniffe zu Bützow, 
fofort eine Lerm-Stanone gelöfet werden fol, werben die Bewohner aller benachbarten 
Ortſchaften hiedurch gnädigſt erinnert, es in foldhen Fällen an ber erforberlidhen 
fhleunigen Nacheile zur Wiederergreifung bes Flüchtlings, nicht ermangeln zu laffen. 

Wornach ꝛ2c. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 22ften Diay 1819, 


Srieberih Kranz. 


21904. Unterbringung der miteingelieferten Kinder von 
Inquiſiten. 5. Aug. 1820. 


Krieberidh Franz ıc. Es ift in Erwägung gezogen, ob bie Kinder ber 
Inquiſiten, die an das Griminal-Gollegium zu Bützow mit abgeliefert werben, "nicht 
zur einftweiligen Berforgung und allenfalls auch nützlichen Beſchäftigung anderweitig 
unterzubringen fin möchten; und haben Wir deshalb mit Zuſtimmung Unſerer ge⸗ 
treuen Stände beſchloſſen und verordnet: 

daß fortan alle die Kinder armer vagabondirender ober heimathsloſer Eltern, welche 

fih zur Zeit der gefänglichen Einziehung ober Ablieferung an das Criminal- 

Collegium bei jenen befinden, bis zur Entiheidung des Schickſals ihrer Eltern 

von dem Griminaf-Colegium an das Landarbeitshaus abgeliefert werben follen. 

Ahr habet demnach für ihre angemeffene Unterbringung, Beföftigung und, bie 
ihrem Alter angemefiene Pflege, oder etwanige Beſchäftigung gehörig. Sorge zu tragen, 

Wornach ꝛ⁊c. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben Sten Auguſt 1820, 


An bie Direction 
des LanbsArbeitshaufes zu Güſtrow. 
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1905. Fangprämie für aus Domitz entfprungene Gefangene. 
17. Dct. 1820. 


Srieberih Franz 2. Da bei ber bisher noch nicht vollendeten neuen Befrie- 
bigung ber Feſtung zu Dömitz Entmeichungen einzelner Gefangenen nicht immer zu 
verhüten geftanden; fo fol, zur Berdoppelung der Aufmerkfamfeit auf beren Ers 
greifung und Einholung, für denjenigen, der einen aus Dömitz entfprungenen Ge⸗ 
fangenen wieder zur Daft bringen wird, eine Zang- Prämie von zehn Rthlr. M. V. 
biemit ausgeboten fein und aus ber Feſtungs-Kaſſe bei der Ablieferung baar ausge- 
zahlt werben. Gegeben sc, Schwerin, den 17. October 1820, 

Sriedberih Franz. 


2006. Arreftaten: Transport von den Stadtgerichten zum. 
Criminal: Collegium. 25. Sept. 1826. 


Wenn zufolge allerhöchfter Verfügung bie Arreftaten- Transporte aus ben Be— 
zirfen der GStabtgerichte nah Bützow zum Griminal=- Gerichte, fofern felbige nicht 
zu Buß gefchehen können, fortan nicht weiter von Amt zu Amt, durch requirirte 
Amtsfuhren, fondern auf Koften ber betreffenden Bruch-Caſſen durch gemiethetes 
Fuhrwerk befhafft, Dabei aber immer bie Fürzeften Wege angeordnet und ringe» 
ſchlagen werben follen, falls nicht die Weite der Entfernung des Abfendungs - Or- 
te3 hierin, wegen der Wahl eines Amts zum Nachtquartiere, eine Abänderung 
nöthig madıt, fo wird allen Beamten dies zu ihrer Nachricht und Beachtung hie- 
durch mit Dem Anfügen eröffnet: daß übrigens bie Verpflichtung, folden Trans— 
porten auf den Aemtern Nactquartier zu gewähren, und dann für Die Sicherheit 
der Berhafteten Sorge zu tragen, unverändert bleibt, 

Schwerin, ben 25ften September 1826, 

Zum Großherzogl. Mecklenb. Kammer-Collegio Allerhöchſt- 
verordnete Director, Vice-⸗Director und Räthe. 


1907. Arreſtaten⸗Transport von den Aemtern zum Criminal⸗ 
Collegium. 8. Febr. 1831. 


Sriederih Franz 2. Sämmtliche Unfere Domanial= Beamten werben, refp. 
unter Entbietung Unſers gnädigften Grußes, hierdurch befehligets ben Transport von 
Arreftaten zum Criminal= Gerichte in Bützow, in foferne folder nicht zu Fuß ge- 
fcheben Fann, fortan nicht meiter von Amt zu Amt, fondern bis zur Stelle im 
Außen-Dienft oder auf Koften der Amts-Fuhrcaſſe mit einem fihern Fuhrwerk be— 
Schaffen zu laffen, dabei auch immer bie Einfhlagung des Fürzeften Weges anzu- 
ordnen, wenn nit bie Weite ber Entfernung des Abfendungsortes hierin, wegen Der 
Wahl eines Amtes zum Nachtquartier, eine Abänderung nöthig macht. Ueber die 
Koften ſolches Transports ift jedesmal bei Unſerer Kammer zu liquidiren. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, den Bten Februar 1831: 


Friederich Franz. 


1908. Errichtung der Strafanftalt Dreibergen. 16. Nov. 1839. 
Es wird hiedurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, Daß ber ohnferne ber 
Stadt Bützow eingerichtet werdenden Landrs-Strafanftalt der Name 
„Strafanftalt Dreibergen“ 
beigelegt worden. x 
Schwerin, am 16ten November 1839. 


Aus Großherzoglicher Landes-Regierung. 
1908. Siegel der VBerwaltungsbehörde und des Gerichts der 
Strafanftalt Dreibergen. 16. März 1840. 


Der Verwaltungs» Behörde ber Straf-Anftalt Dreibergen fo wie dem Gerichte 
ber Anſtalt if ein öffentliches Siegel beigelegt worden. Beide Siegel führen einen 
Medi, Sefegfammlung I. 37 
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gefrönten Büffelöfopf und reſp. bie Umſchriften: „Großherzoglich Medienburg-Schwe- 
rinſche Landes-Straf-Anſtalt zu Dreibergen” und „Sericht ber Oroßherzoglich Med- 
Ienburg- Schwerinfchen Landes⸗Straf⸗-Anſtalt zu Dreibergen.“ 
Schwerin, am 16ten März 1840, 
Sroßherzoglih Medlenburgifhe Landes - Regierung. 


1910. Tragung der Snftentationdkoften ber nach Dreibergen 
eingelieferten Sträaflinge. 10. Mai 1840. 


Da auch für alle folhe Verbrecher, melde nit vom Griminal=Collegio zu 
Bützow, fondern unmittelbar von andern Unterfuhungs- Gerichten zur Abbüßung von 
Strafen in die Straf» Anftalt Dreibergen geliefert werben, von biefen die beftimmten 
Suftentationsfoften (jetzt 48 Rthlt. NZwbr. aufs Jahr) an die Caſſe folder Anftalt 
zu berichtigen find; fo haben — wie hiedurch zur Vorbeugung von Irrungen erinnert 
wird — aud diejenigen Unterſuchungs-Gerichte, bei melden bie Unterfuchungsfoften 
ın subsidium ganz oder theilweife aus landesherrlihen Caſſen zu libertragen find, 
namentlich alfo auch die Amts-, Stadt- und Militair- Gerichte ſolche Suftentations- 
foften aus ben reſp. Amts- und Gerichts-Caſſen an gedachte Anftalt für Die Zeit 
bes Aufenthalts der Sträflinge Darin zu entrichten. 

Dies gilt auch von denjenigen Sträflingen, welche von ſolchen Gerichten zwar 
zunächft nah Dömitz abgeliefert, oder ſchon vor dem iften Sanuar 1837 durch 
das Criminal» Collegium aus landesherrlihen Juriodictionen dahin befördert, bem- 
nächft aber nach Dreibergen verfeßt find ober noch verfegt werben. 

Schwerin, am 19ten Mai 1840. 

Großherzoglich Medlenburgifche Landes- Regierung, 


1918. Tragung ber Koften der Sicherungdmaßregeln gegen 
gemeingefährliche Subjecte. 30. Jan. 1841. 


Paul Friederih ꝛc. Hinfichtlich der mit den Sicherheitsmaßregeln des S. 16. 
nr. 1. ber Verordnung vom 12ten biefes Monats, betreffend den Beweis im Cri⸗ 
minal-Proceffe, verbundenen Koften — in fo weit fie von ben betreffenden Perfonen 
felbft nicht wahrgenommen werden fünnen — verordnen Wir im Einverftändniffe mit 
Unfern getreuen Ständen, daß 

1) die durch foldhe Verfügungen, welche außerhalb einer allgemeinen öffentlichen 
Anftalt — 3.2. durch Stellung unter polizeiliche Aufſicht, Anbalten zur Arbeit, 
Eonfination ꝛc. — zu vollführen find, entftehenden Koften von den Orts⸗Obrigkeiten 
zu übertragen find; Dagegen ; 

2) die mit der Detention im Lanbarbeitshaufe zu Güſtrow, ober in ben Straf⸗ 
‚anftalten zu Dömitz ober Dreibergen verbundenen Koſten aus ber Kaſſe des 
Landarbeitshaufes in der Weife beftritten werden follen, daß biefelbe, wie bisher, 
für die dm Landarbeitshaufe Detinirten Teinen Erfag erhält, für die zu Dömitz 
oder Dreibergen Detinirten aber an biefe Anftalten dieſelbe Bergätung zu leiften 
bat, welche die Gerichte für Die Sträflinge an biefelben zu zahlen haben, 

Diefe Beftimmungen find auf alle von jegt an angeorbnet werbenden 

Siherheitsmaßregeln der Art anwendlich. 

Gegeben x. Schwerin, am 30ſten Januar 1841. 


Paul Friederid, 


1912. Empfehlung der Nichter'ſchen Obductionstabellen. 
13. Mai 1841. 


Sämmtliden Gerichts-Aerzten des Landes werben bie_von dem Sanitätsrathe 
und Kreis-Phnfieus, Dortor Richter in Boizenburg im Januar d. 5. ebirten, ſehr 
zwedmäßigen Obductions= Tabellen zur allgemeinen Berüdfihtigung und Benutzung bei 
Obductionen, auch bei Abfaffung der Obbductiong- Berichte biekurc empfohlen. 

Schwerin, am 13ten Mai 1841. 

Großherzoglich Mecklenburgiſche Lanbes- Regierung. 
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1913. Vorausbezahlung der Suſtentationsgelder für die Straf: 
linge zu Breibergen. 31. Ian. 1845. 


Friedrich Franz ıc Nah verfaffungsmäßiger Berathung mit Unfern ge⸗ 
treuen Ständen verordnen Wir hiemit, daß für fämmtlihe Sträflinge zu Dreibergen, 
mithin fowopl für bie, melde vom Criminal Collegio zu Bügow, als auch für Die» 
jenigen, welche unmittelbar von andern Unterfuchhungs» Berichten in die Straf- Anftalt 
bereits abgeliefert find und fortan werben abgeliefert werben, bie Guftentationg- 
Gelder (für jegt 48 Rthlr. NZwer. auf das Jahr) vierteljährlich vorausbezaplt 
werden follen. 

Wegen ber aus ber Criminal-Gerichts-Caſſe zu entrichtenden Suftentationg- 
Gelber ift die Vorausbezahlung bereits geordnet, die übrigen Unterſuchungs⸗-Gerichte 
haben foldhe bei neuen Cinlieferungen fofort, für bereits in ber Straf-Anftalt ſich 
befindende Sträflinge von Neujahr dieſes Jahrs an zu leiten. 

Gegeben ꝛc. Schwerin am Iiften Januar 1845, 


Friedrich Franz. 


G. Verhaͤltniß zum Auslande. 


1914. Convention mit Schweden wegen Auslieferung von Leib⸗ 
eigenen und Verbrechern. 15. Febr. 1806. 


Sriederih Franz 1. Wir machen hiedurch gemeinfünbig, daß Wir mit der 
Krone Schweben, megen wechſelſeitiger Auslieferung entrwichener Keibeigenen und Ber- 
breher aus ben Königl. Schmedifchen beutfchen Staaten und Unfern Landen, nad» 
folgende Gartel- Konvention geſchloſſen haben: ‘ 

Gartel-Eonvention 


wegen wechfelfeitiger Auslieferung entwichener Leibrigenen und Verbrecher 
zwifhen Sr. Königlich Schwebifhen Majeftät deutſchen Provinzen und ben 
Staaten Sr. Durdl. des Herzogs von Medlenburg= Schwerin. 

Ge. Majeftät, der König von Schweden, und Se. Durdl. der Herzog von 
Mecklenb. Schwerin, Dur lange Erfahrung von ben fühlbaren Beſchwerden in der 
Landwirtbfchaft überzeugt, die aus der Leichtigkeit entftehen, womit Ihre beiberjeitige 
Zeibeigenen fih durch Entweichung ber Dienftpflicht entziehen, zu welcher fie bie 
Geſetze verbinden, gleihwie von den gefährlichen Holgen für bie allgemeine Sicher- 
heit, die aus ber Hoffnung herrühren, welche ausgeartete Menſchen nähren, in an« 
grenzenden Ländern vor rechtliher Beahndung einen Schutzort zu finden, find, um 
weiterm Unmefen in benannter Rückſicht vorzubengen, auch zugleich das nadbarliche 
Einverftändniß und Bertrauen zmifchen beiden Staaten fo viel mehr zu beveftigen, 
fibereingefommen, ein fürmlidhes Cartel zu fehließen, und haben zu dem Ende bevoll- 
mädhtiget, Se. Majeftät, der König von Schweden, Einen ber Herren Ihres Reiche, 
ben General» Gouverneur bes Herzogthums Pommern und Fürſtenthums Rügen, 
Kanzler der Greifswaldiſchen Akademie, General» Lieutenant, General» Sinfpector ber 
Schwedifh- Pommerjchen Truppen, Ritter und Commandeur Ihrer Orden, Freiherrn 
Hans Heinrih von Eſſen; Se. Durchl., ber Herzog von Mecklenb. Schwerin, bin- 
gegen Ihren Geheimeraths-Präfldenten,. Erfien Minifter und Ritter bes Ruſſiſch⸗ 
Kaiferliden St. Ulerander-Newelg- wie auch St. Annens Ordens, Grafen Bernhard 
Srieberih von Baſſewitz, melde, nach gefchehener Huswechfelung ihrer Vollmachten 
und reifliher Erwägung hes ihnen ertheilten Auftrages, über folgende Artikel einig 
geworben find. 

Art. I. Se. Majeſtät, ber König von Schweben, verbinden Sich, unb eben 
fo machen au Se. Durchlaucht der’ Herzog von Medlenburg- Schwerin Sich an- 
heifchig, Erftere, alle aus dem Schwediſchen Pommern und Fürſtenthum Rügen, Lehtere, 
alle aus Ihren Herzogthümern Mecklenburg⸗ Schwerin und GOüſtrow, dem Fürftenthum 
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Schwerin, imgleichen ber jebt pfandweiſe innehabenden Herrfhaft Wismar, nebft ben 
Aemtern Poel und Neuflofter, in des anderen Staaten anstretenbe Leibeigene, männ- 
lichen ober weiblichen Geſchlechts, fie mögen unter Fürftlihe Domainen, adliche Güter, 
Städte, Klöfter und fonft öffentlihe Einrichtungen, oder einzelne Perfonen, fie fein 
wer fie wollen, gehören, wenn ſchon fie fih zum Kriegsdienſt anwerben lafjen, aus- 
zuliefern. Auch ſollen Gelder, Vieh ober Effecten, wenn felbige von ihren Haus- 
berren, ober anderen mitgenommen, ohne Widerrede, Zeitverluft, oder gerichtliches 
Belangen nad) dem beftimmten Grenzorte zurüdgejchidt werden, fobald Deshalb von 
ber Obrigfeit bes Orts, wovon fie entwidhen, an bie des Orts, wohin fie fi be— 
geben, fürmlihe Reclamation, nebit deutlicher Befchreibung ber Perfon, Die zurüd 
begehret wird, und gültigen Beweifen ihrer Leibeigenſchaft, ergangen ift. 

Art. II. Auf eben fo geſchehene und gehörig beftärfte Reclamation werben 
gleihergeftalt, und ohne weitere Umſtände Mifjethäter und Verbrecher, fle fein Freie 
ober Leibeigene, ausgeliefert, die fih ber Berrätherei, Staatsverbrechen, Mordes, 
Morbbrennerei, Raubes, Diebſtahls, unredliher Verwaltung öffentliher Gelber, 
Berfälfhung von Münzen, Wechſeln und Obligationen, ober irgend eines fonftigen 
Vergehens, bas bie öffentlihe Sicherheit flört, ſchuldig gemacht. 

Art. III. Alle auf die Verhaftung, Aufbewahrung, Zranfportirung und Unter- 
baltung eines Entwichenen verwandten Koften werden bei der Auslieferung von dem 
Requirirenden erſetzt. Solche Schulden aber, bie der Entwichene bei Privatleuten 
gemacht hat, müſſen biefe felbft im Wege Rechtens fuchen. 

Art. IV. Bon ber Auslieferung find Leibeigene ausgenommen, melde inner- 
balb eines Jahres nah ihrer Entweihung nicht zurüdgefordert worden, fo wie aud 
die, welche aus anderen unter biefem Gartel nicht begriffenen Ländern, wo fie über 
Sahr und Tag gemefen, anfommen. 

Art. V. Die im zweiten Artifel benannten Verbreder fünnen, es fei wann 
es wolle, zurüdbegehret werben. Iſt aber ein Jahr ohne Reclamation verftrichen: 
fo hängt die Auslieferung berfelben von befonderer Mebereinfunft ab. 

Art, VI. Das Eartel gilt vom Tage der ausgewechſelten Ratification an, 
gleichwohl fo, daß, wenn nad Verlauf zweier Jahre die Wirkung und Folgen bef- 
felben ausgemittelt worden, derjenige Der hoben Contrahenten, welcher Sich foldyes 
weniger zuträglich findet, Befugnig hat es aufzufagen, und daß, wenn dergleichen 
von feiner Seite gefchieht, es von felbit, ohne neue Unterhandlung und Verabredung 
noch die zwei nächſtkommenden Jahre hindurch befteht, auch daß bie Auffündigung 
nad jedem Schluß zweier Jahre Statt haben Tann, und wenn fie bann unterbleibt, 
die Wirkung davon immer bie nämlide if. 

Sp geſchehen zu Stralfund am 10ten und zu Schwerin am 31ſten Auguft 1805. 

(L. S) 9. 9. von Ejien. (EL. 8.) 3. 5. Graf von Baſſewitz. 
und es nimmt biefe Convention mit dem 14ten db, M, ihren Anfang, Wornach ꝛc. 
Datum ꝛc. Schwerin, den 15ten Februar 1806, 


Friederich Franz. 


1915. Verhältniß zu Medlenburg-Strelig hinſichtlich des 
fori delicti commissi, 31. März 1813. 


Grieberih Franz ı. Zur Abwendung und Hebung ber Zweifel, welche bei 
ben gerichtlichen Behörden in Unfern Landen über Die Wirkfamfeit Unfrer Eonftitution 
vom 10ten Auguft 1811, wegen ber Präferenz bes fori delieti commissi, im 
Fall der Concurrenz mehrerer Gerichtsbarfeiten, außerhalb linfrer Zande in dem 
Herzogthum Strelig entitehen mögten, fügen wir biemit zu willen, daß nach mechfel- 
feitiger Webereinfunft, obgedachte, in den Herzogl. Strelitzſchen Landen gleichförmig 
ergangene Conſtitution ihre Wirkſamkeit in vorkommenden Fällen auch über die 
beiderſeitigen Landes» Örenzen erſtrecken, und darnach allemal verfahren werben ſoll. 

Wornach ꝛc. Gegeben 2c. Schwerin, den I1ften März 1813. 


Srieberihb Aranz. 
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1916. Beſchränkung der Auslieferungs:Eonvention mit Schweden 
auf Verbrecher. 31. Jul. 1813. 


Sriederih Franz ꝛc. Die unterm Iiften Auguft 1805 mit bes Königs 
von Schweden Majeftät abgefchloffene, in dem 2iften und 25ſten Stüde ber hieſigen 
Anzeigen vom Jahr 1806 öffentlich bekannte Kartel- Convention wegen wechfelfeitiger 
Auslieferung ausgetretener LXeibeigener und entwichener Verbrecher aus den Königlich 
- Schwetifhen Provinzen und den Herzogl. Landen, fol auf Antrag ber Königlich 
Schwediſchen Regierung in Abficht der Leibeigenen, bei ber gänzlihen Aufhebung der 
Leibeigenfchaft in den Könige. Schwediſch-Pommerſchen Landen, mithin bei dem Auf- 
bören aller Reciprocität, nur bis zum erflen Detober d. J. ihre Fortdauer haben; 
fo viel aber die mechfelfeitige Auslieferung der entwichenen Verbrecher betrifft, behält 
gebachte Convention ihre volle Kraft. 

Geſammte Obrigfeiten und Behörden in Unfern Landen haben ſich hiernach aufs 
genaufte zu achten. 

Urfundlib unter Unferm Handzeihen und Inſiegel. Gegeben ꝛc. Schwerin, 
ben 3iften Julius 1813. 


Sriedberih Franz. 


2017. Mittheilung der Steckbriefe an die preußifchen Gensdarmen. 
9. Jun. 1815. 


Friederih Franz 20. Nach gegenfeitig mit dem Königl. Preußiſchen Polizei⸗ 
Minifterium getroffener Vereinbarung befehlen Wir allen Fuftiz- und Polizei-Behörben 
in Unferen Landen, refp. mit Entbietung Unfers gnädigſten Grußes, hiedurch ge⸗ 
meflenft: Bon allen Stedbriefen, welche diefelben von jetzt an erlaffen werben, bie 
zunächſt an den Grenzen Unferer Zanben ftationirte Königl. Preußiſche Gensb’armerie 
auf das ſchleunigſte in Kenntniß zu fegen, indem dadurch bie Verhaftung ber mittelft 
folder Stedbriefe verfolgten Individuen, wenn ſolche die Königlichen Staaten be- 
treten follten, am zuverläſſigſten erleichtert wird. 

Zugleich werben alle Obrigfeiten angemiefen: wenn Die, burd ihre erlafienen 
Steckbriefe verfolgten Verbrecher wieder an fie abgeliefert find, dieſes fofort durch 
bie hieſigen üffentlihen Anzeigen befannt zu machen. Un tem geſchieht Unfer gnäs 
digſter Wille und Meinung. Gegeben 3. Schwerin, ben Oten Junius 1815. 


Srtederih Franz. 


1918. Couvention mit SHolftein und Lauenburg wegen Aus; 
lieferung der DBerbrecher und Aufhebung der Gerichtögebübren, 
7. Auguft 1817. 


Bir Zriederib Franz ıc. Thun kund und befennen hiemit: Nachdem über 
die wechfelfeitige Ueberlieferung und Annahme der Eriminale Verbrecher aus unferm 
Großherzogthum und den Herzogthümern Holftein und Lauenburg, zwifchen dem 
Königl, Holſteiniſch-Lauenburgſchen Obergericht zu Glüdftabt an einem, und Unferer 
Landes-Regierung am andern Theile, nachfolgende, aus 17 Sphen beftehende Con- 
vention, welche ihrem wörtlichen Inhalte nach alfo Tantet: 

Sr. Königl. Hoheit, des Großherzogs von Medienburg- Schwerin zc. ꝛc. Wir 

zur Landes- Regierung verordnete Präfident, Geheime- und Räthe urfunden 

und befennen hiemit: Daß wegen wechfeljeitiger Auslieferung ber Berbreder 
und Aufhebung der Gerichts- Gebühren in Griminal- Fällen mit dem Königlich 

Dänifh- Holftein- Lauenburgfchen Dber-Geriht zu Glüdftadt, unter Vorbehalt 

ber beshalb beizubringenden Ianbesherrlichen Ratificationen, folgende Berabredung 

getroffen und feftgefegt ift. 

1. Ude SPerfonen, die während ihres Aufenthalts in ben Herzogthümern 
Holſtein und Lanenburg oder dem Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin ein Cri> 
minal- Berbrechen begangen haben, follen, wenn fie vor erfolgter Unterfuchung ober 
Beftrafung in bie anderfeitigen Lande fi gewandt haben, anf gefihehene Requiſition 
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Schwerin, imgleichen ber jetzt pfanbweife innehabenden Herrſchaft Wismar, nebft den 
Aemtern Poel und Neukloſter, in des anderen Staaten austretenbe Keibeigene, männ- 
lichen ober meiblichen Geſchlechts, fie mögen unter Fürſtliche Domainen, abliche Güter, 
Städte, Klöfter und fonft öffentliche Einrichtungen, oder einzelne Perfonen, fie fein 
wer fie wollen, gehören, wenn ſchon fie fih zum Sriegsdienft anwerben laſſen, aus- 
zuliefern. Auch foilen Gelder, Vieh oder Effecten, wenn felbige von ihren Haus— 
herren, oder anderen mitgenommen, ohne Widerrede, Zeitverluft, oder gerichtliches 
Belangen nad) dem beftimmten Grenzorte zurüdgejchidt werden, fobald Deshalb von 
ber Obrigfeit des Orts, wovon fle entwidhen, an bie bes Dris, wohin fie fi br- 
geben, förmlihe Reclamation, nebft deutlicher Befchreibung ber Perfon, bie zurüd 
begehret wird, und gültigen Beweifen ihrer Xeibeigenfhaft, ergangen iſt. 

Art. II. Auf eben fo geſchehene und gehörig beftärfte Reclamation werben 
gleichergeftalt, und ohne weitere Umftände Miffethäter und Verbrecher, fie fein Freie 
ober Leibeigene, ausgeliefert, Die fih ber BVerrätherei, Staatsverbrechen, Mordes, 
Morbbrennerei, Raubes, Diebſtahls, unrebliher Verwaltung üffentliher Gelber, 
Verfälſchung von Münzen, Wechſeln und Obligationen, oder irgend eines fonfligen 
Vergehens, das bie öffentlihe Sicherheit flört, fhuldig gemacht. 

Art. III. Me auf die Verhaftung, Aufbewahrung, Tranfportirung und Unter- 
haltung eines Entwichenen verwandten Koften werben bei ber Auslieferung von dem 
Requirirenden erſetzt. Solde Schulden aber, die der Entwichene bei Privatleuten 
gemacht bat, müſſen biefe felbit im Wege Rechtens fuchen. 

Art. I Bon ber Auslieferung find Leibeigene ausgenommen, welche inner- 
balb eines Jahres nad ihrer Entweihung nicht zurüdgeforbert worden, fo wie aud) 
bie, welche aus anderen unter diefem Cartel nicht begriffenen Ländern, wo fie über 
Jahr und Tag geweſen, anfommen. 

Art. V. Die im zweiten Artikel benannten Verbrecher können, es fei wann 
es wolle, zurüdbegehret werben. Iſt aber ein Jahr ohne Reclamation verftrichen: 
jo hängt Die Auslieferung derjelben von befonderer Uebereinkunft ab. 

Art, VI. Das Cartel gilt vom Tage ber ausgewechfelten Natification an, 
gleichwohl fo, daß, wenn nach Berlauf zweier Jahre die Wirkung und Folgen bef- 
ſelben ausgemittelt worden, derjenige ber hoben Gontrahenten, welder Sich ſolches 
weniger zuträglic findet, Befugniß bat es aufzufagen, und daß, wenn dergleichen 
von Feiner Seite geſchieht, es von felbft, ohne neue Unterhandlung und Verabredung 
noch tie zwei nächſtkommenden Jahre hindurch beftcht, auch daß bie Auffündigung 
nad jedem Schluß zweier Jahre Statt haben Tann, und wenn file Dann unterbleibt, 
die Wirkung davon immer die nämliche iſt. 

Sp geſchehen zu Stralfund am 10ten und zu Schwerin am 31ften Auguft 1805. 

(L. S.) 9. 9. von Eſſen. (L. S.) 2. F. Graf von Baffewig. 
und es nimmt biefe Konvention mit dem 14ten d. M, ihren Anfang, Wornach ꝛc. 
Datum ı. Schwerin, ben 15ten Zebruar 1806. 


Srieberih Franz. 


1915. Verhältniß zu Medlenburg-Strelig binfichtlich des 
fori delicti commissi, 31. März 1813. 


Grieberih Franz ı. Zur Abwendung und Hebung ber Zweifel, welche bei 
ben gerichtlichen Behörben in Unfern Landen über die Wirkfamfeit Unfrer Conftitution 
vom 10ten Auguft 1811, wegen ber Präferenz bes fori delieti commissi, im 
Zall der Concurrenz mehrerer Gerichtöbarkeiten, außerhalb Unſrer Lande in dem 
Herzogtum Strelig entflehen mögten, fügen wir biemit zu willen, dag nad wechſel⸗ 
feitiger Uebereinfunft, obgedachte, in ben Herzogl. Streligfchen Landen gleichförmig 
ergangene onftitution ihre Wirkſamkeit in vorkommenden Bällen auch über bie 
beiderfeitigen Landes⸗Grenzen erftreden, und darnach allemal verfahren werden fol. 

Wornach ꝛc. Gegeben 2c. Schwerin, ben Iiften März 1813. 


Srieberih Franz. 
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1916. Beſchränkung der Auslieferungds:Eonvention mit Schweden 
auf Berbrecher. 31. Zul. 1813. 


Sriederih Franz ꝛc. Die unterm 31ſten Auguft 1805 mit bes Königs 
von Schweden Majeftät abgefchloffene, in dem 2iften und 25ften Stüde der hiefigen 
Anzeigen vom Jahr 1806 öffentlich befannte Gartel- Convention wegen mwechfelfeitiger 
Auslieferung ausgetretener Leibeigener und entwichener Verbrecher aus ben Königlich 
Schwediſchen Provinzen und den Herzogl. Landen, fol auf Antrag ber Königlich 
Schwediſchen Regierung in Abficht der Leibeigenen, bei der gänzlihen Aufhebung der 
Leibeigenfchaft in den Königl. Schwediſch-Pommerſchen Landen, mithin bei dem Auf- 
bören aller Reciprocität, nur bis zum erflen October d. J. ihre Fortdauer haben; 
fo viel aber die mechjelfeitige Auslieferung ber entwichenen Verbrecher betrifft, behält 
gedachte Konvention ihre volle Kraft. 

Gefammte Obrigfeiten und Behörden in Unfern Landen haben fih hiernach aufge 
genaufte zu achten. 

Urfundlih unter Unferm Dandzeihen und nfiegel, Gegeben ꝛc. Schwerin, 
ben 3iften Zulius 1813. 


Sriederih franz. 


1947. Mittheilung der u an die preußifchen Gensdarmen. 
1815. 


Srieberich Franz ꝛc. Nach gegenfeitig mit bem Königl. Preußifchen Polizei 
Minifterium getroffener Vereinbarung befehlen Wir allen Yuftiz= und Polizei-Behörden 
in Unferen Landen, reſp. mit Entbietung Unfers gnädigften Grußes, hiedurch ge- 
meflenft: Bon allen Stedbriefen, welche biefelben von jetzt an erlafien werben, bie 
zunächſt an den Grenzen Unferer Landen ftationirte Königl. Preußifhe Gensd’armerie 
auf das ſchleunigſte in Kenntniß zu fegen, indem dadurch bie Verhaftung ber mittelft 
folder Stedbriefe verfolgten Individuen, wenn folde die Königlichen Staaten be= 
treten follten, am zuverläffigften erleichtert wird, 

Zugleih werben alle Obrigfeiten angewiefen: wenn bie, durch ihre erlaffenen 
GStedbriefe verfolgten Verbrecher wieder an fie abgeliefert find, Diefes fofort durch 
die hieſigen öffentlichen Anzeigen bekannt zu machen. An dem geſchieht Unſer gnä⸗ 
digſter Wille und Meinung. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben Iten Junius 1815. 


Sriederih Franz. 


1918. Couvention wit Solftein und Lauenburg wegen Aus: 
lieferung der Verbrecher und Aufhebung der Gerichtögebühren, 
7. Auguft 1817. 


Bir Friederich Franz ꝛe. Thun Fund und befennen hiemit: Nachbem über 
die wechſelſeitige Ueberlieferung und Annahme ber Griminal- Verbrecher aus unferm 
Großberzogtfum und ben Herzogthümern Holftein und Lauenburg, zwiſchen dem 
Königl. Holfteinifch- Lauenburgfchen Obergericht zu Glüdftabt an einem, und Unferer 
Landes-Regierung am andern Theile, nachfolgende, aus 17 Sphen beftehende Con- 
vention, welche ihrem wörtlichen Inhalte nach alfo Tantet: 

Sr. Königl. Hoheit, des Großherzogs von Medienburg- Schwerin ꝛc. ꝛc. Wir 

zur Landes- Regierung verordnete Präfident, Geheime- und Räthe urfunden 

unb befennen hiemit: Daß wegen wechfeljeitiger Auslieferung der Verbrecher 
und Aufhebung der Gerihtd- Gebühren in Criminal=- Fällen mit dem Königlich 

Däniſch-Holſtein-Lauenburgſchen Dber- Gericht zu Glüdftadt, unter Vorbehalt 

ber deshalb beizubringenden landesherrlichen Ratificationen, folgende Verabredung 

getroffen und feitgefegt ift. 

1. Me Perfonen, bie während ihres Aufenthalts in ben Herzogthümern 
Holftein und Lauenburg ober dem Großherzogthum Medienburg- Schwerin cin Cri— 
minal»Berbrechen begangen haben, follen, wenn fie vor erfolgter Unterfuchung oder 
Beftrafung in bie anderfeitigen Lande ſich gewandt haben, auf gefihehrne Requiſition 
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unweigerlich ausgeliefert werben, in foferne dieſe Perſonen folde ſind, welche man 
nicht ale Einheimifche betrachtet, mithin foldhe, Die aus einem fremden Lande herein» 
gekommen find und biefer ober jener Zwede wegen nur auf eine kurze Zeit in biefem 
Lande ihren Aufenthalt genommen haben. 

2, Das Requifitions- Schreiten, welches zur Bewirkung ber Auslieferung 
zu erlaflen ift, giebt zu erfennen, aus welchen Gründen das Anſuchen geſchiehet. 

Wenn in andern als Criminal» Fällen, oder in Anfehung anderer Perfonen, ale 
ben bemelbeten Sremben, um Auslieferung angeſucht wird, ober wenn der requirirte 
Richter irgend etwas bedenklich findet, muß er den Fall feiner Regierung einberichten 
und Refolutionen erwarten. 

Sollte nad) ber Verfaſſung besjenigen Landes, wo das Verbrechen verübt 
worden iſt, die Unterſuchung von einem andern Gerichte, als demjenigen geführt 
werden, in deſſen Gerichtsbarkeit das Verbrechen ſich zugetragen hat; ſo erfolgt die 
Auslieferung an den, die Unterſuchung auf ſich habenden Richter. 

3. Zur Annahme ber angebotenen Auslieferung der Verbrecher ſollen bie 
beiderfeitigen Gerichte nicht nur in dem Fall verpflichtet fein, wenn die Auslieferung 
durch Stedbriefe und Aufforberungen in öffentlihen Blättern, oder durch befondere 
Schreiben requirirt ift, fondern auch in den Fällen, wenn ein Inculpat in bem 
andern Lande in Unterfuchung gezogen und vor beendigtem Proce ausgetreten ift, 
oder wenn ein Berbrecher in eine peinlide Strafe verurtheilt und vor vollzogener 
oder geenbigter Strafe entwichen if, in foferne er nicht demnächſt in dem andern 
Lande cin ſchwereres Verbrechen verübt hat, 

4, Zrüge es fih zu, daß um bie Auslieferung eines Verbrechers zu einer 
Zeit nachgefucht würde, wo felbiger ſchon wegen eines andern Verbrechens bei bem 
requirirten Gerichte in Unterſuchung befangen iftz fo foll die Auslieferung nur ale- 
dann ftatt finden, wenn das Verbrechen, welches ber reqnirirende Richter zu unter- 
fuchen hat, nad den Grundfägen ber, feinem Verfahren zum Grunde liegenden Rechte 
eine größere Strafe nad ſich zieht. 

5. Iſt es aber zweifelhaft, welches von beiden Verbrechen eine größere 
Strafe nad fih ziehe, oder find beide Verbrechen von gleicher Strafbarfeit; fo 
unterbleibt die Auslieferung, wofern nicht in jedem einzelnen Falle durch Ueberein⸗ 
funft beiberfeitiger Regierungen ein anberes beliebt wird. 

6. Erfolgt die Auslieferung in einem foldden Salle, wo ber Verbrecher in 
beiderfeitigen Landen fi vergangen hatz fo werben dem requirirenden Richter bie 
von dem reqmirirten Gerichte geführten Acten und alle fonft erforderlichen Nachrichten 
zugleich mitgetheilt, um darnach bie auf beiden Berbreihen beruhenden Strafen zu 
erkennen oder bie ſchon erfannte Strafe zu vollziehen, fo weit fie noch nicht vollzogen 
it und mit der von dem requirirenden Richter zu erfennenden ſich vereinigen oder 
verbinden läßt, und auch fonft in Anfehung ber Entſchädigung odsr anderer Um⸗ 
ftände darauf Die nöthige Rüdfiht nehmen zu Fünnen. 

Eben dieſe Grundſätze follen auch in dem Fall flatt finden, wenn bie requirirte 
Auslieferung des Verbrechers aus rechtlihen Gründen nach obigen Beftimmungen 
ne iſt. 

7. Wenn der Verbrecher, um deſſen Auslieferung nachgeſucht wird, nicht 
bereits bei dem requirirten Gerichte ſich in Haft befindet; fo ſollen zur Verhaftung 
deſſelben bie fehleunigften Anftalten ‚getroffen werden. 

8. Sobald ber Verbrecher in Haft gezogen ift, muß ber requirirte Richter 
dem requirirenden davon unverzüglihd Nachricht ertbeilen, damit biefer fobann bie 
ungefäumte Abholung beſorge. Der requirirte Nichter hat demnach Die eigene Ab- 
fhidung bes Verbrechers nur alsbann zu veranftalten, wenn beide Richter deshalb 
einveritanden find. 

9. Auch in folhen Criminal⸗-Fällen, wo nicht um bie Auslieferung eines 
Verbrechers, fondern nur um Vernehmung ber Zeugen oder anderer Perſonen und 
um Mittheilung der Acten ober fonfliger Nadrichten angefucht wird, follen Lie 
Gerichtsftellen ber beiberfeitigen Lande mit aller Wilfährigleit einander zu Hülfe 
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kommen. Selbft die Stellung ber Zeugen oder anderer Perfonen fol, wenn fie ber 
requirirende Richter unumgänglich nöthig findet, nicht verweigert werben. 

10. Wenn Behuf anzuftellender Confrontationen die Stellung eines ober 
mehrerer Inquiſiten nöthig erachtet wird, fo follen, auf vorgängige Kommunikation 
ber Landes⸗Juſtiz⸗Collegien, der ober biefelben nicht bloß bis auf Die Grenze, fondern 
unter ben erforberlihen Sicherungs-Anſtalten an Das unterfuchende Gericht ſelbſt zu 
ſolchem Zmwede verabfolget werben. 

11. Mit der Bezahlung ber Koften ſoll es nachfolgendermaßen gehalten werben: 

Wenn der an das requirirende Gericht ansgelieferte Verbrecher hinreichend eigenes 
Vermögen befigt; fo werden hieraus dem requirirten Richter nicht allein alle baare 
Auslagen, fondern auch die ſämmtlichen, nad ber bei dem requirirten Gerichte üblichen 
Zare zu liquidirenden Gerichts-®ebühren entrichtet. 

Dat aber ber ausgelieferte Verbrecher Tein Binreichendes eigenes Vermögen; fo 
fallen die Gebühren für die Arbeiten des requirirten Gerichts Durdgehends weg und 
der requirirende Richter bezahlt alsdann dem requirirten ©erichte lediglich Die baaren 
Auslagen, welche durch bie Haft und die Unterhaltung des Verbrechers bis zur er- 
folgten Abholung veranlagt worben find. 

12. Nah gleichen Grunbfägen fol auch in Abfiht der Bezahlung ber 
Koften in folden Eriminalfällen verfahren werben, wo es nicht auf die Auslieferung 
von Berbrechern, fondern nur auf die Abhörung oder Stellung von Zeugen ober 
anderer Perjonen anfommt. 

13. Zur Entſcheidung ber Frage: ob ber Verbrecher binreidhendes eigenes 
Vermögen zur Bezahlung von Geridhts-Gebühren befige oder nicht, fol in heiber- 
feitigen Landen etwas weiteres nicht, als Das Zeugniß Desjenigen Gerichts erfordert 
werden, unter welchem der Verbrecher feine mwefentlihe Wohnung hat. 

Sollte derfelbe feine weſentliche Wohnung in einem dritten Lande gehabt haben 
und Die Beitreibung der Soften dort mit Schwierigkeiten verbunden fein; fo wirb 
es angefehen, als ob derfelbe Fein hinreichendes eigenes Bermögen beſitze. 

14, Den bei Griminal=-Unterfuchungen zu flellenden Zeugen und anderen 
abzuhörenden Perfonen, follen Die Reife- und Zehrungskoſten, nebft der wegen ihrer 
Berfäumnig ihnen gebührenden Bergütungs- Summe, nad) beren von Dem requirirten 
Gerichte geſchehenen Verzeichnung, bei erfolgter wirklichen Stellung von bem requi- 
rirenden Richter fofort verabreicht werben. Und fofern felbige deswegen eines Vor— 
fchuffes bebürfen, wirb das requirirte Gericht zwar bie Auslage Davon übernehmen: 
es foll jedoch felbige von dem requirirenden Richter auf Die Davon erhaltene Benad- 
richtigung dem requirirten Gerichte ungefäumt wieder erflattet werben. 

15. Wenn VBerbredhen entweder auf unbeftrittener Grenze oder an ſolchen 
Drten, woſelbſt die Hoheits⸗Grenze zweifelhaft iſt, verübt werben; fo foll bie Prä⸗ 
vention unter ben beiderfeitigen Gerichten bergeftalt ftatt haben, daß die Unterfuchung 
und Bellrafung demjenigen Gerichte verbleibe, welches ben Inquiſiten felbft über Das 
angezeigte Verbrechen oder Vergeben zuerfi vernommen hat: wobei jedoch zur wechſel⸗ 


feitigen Bedingung gemadt wird, daß folhe Fälle in Abfiht ber Landes⸗Hoheit 


nicht für Befighandlungen gelten, noch als ſolche jemald angezogen werben follen. 
16. Wegen Durdführung ber ©efangenen durch beiderfeitige Lande if 
annoch feitgefeßt daß in ben Fällen, wenn 
a) der Arreftat Fein Unterthan besjenigen Landesherrn ifl, Durch deſſen Lande bie 
Durdführung geſchieht; 
b) die zur Wade mitgegebene Mannſchaft niht vom Militair ift, ſondern nur 
aus Polizei-Bebienten oder anderen Perfonen beſteht; aud 
e) nicht von beträchtlicher Anzahl und nur höchſtens 5 Mann ftarf iſt, 
folche auf bloße Päſſe der Polizei Behörden, melde jedoch die obige Einſchränkung 
sub a deutlich enthalten müſſen, von den Garnifonen und jeben Orts-Obrigkeiten 
geftattet, auch bie nöthige Aſſiſtenz dabei geleiftet, außer ſolchen Fällen aber Die ge- 
wöhnliche vergängige Eorrefpondeuz ber höheren Collegien fernerweit erforderlich fein. 
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17. Endblih ift den Polizei-Bedienten beiberfeitiger Regierung veritattet, 
flüchtigen Verbrechern ober Verdächtigen über bie Grenze nachzufegen, auch folde, 
wenn nicht fofort die Hülfe bes Landes-Beamten dazu bewirkt werben kann, anzu=- 
halten, da bann bie Angebaltenen jedesmal fofort an die Obrigkeit des Orts, wo fie 
ergriffen worden, abzugeben find, welche wegen ber Auslieferung nad der gegebenen 
Vorſchrift verfährt. 

Urkundlich unter dem vorgedrudten Großherzog, Inſiegel. Gegeben Schwerin, 
ben 2Aften Mai 1817. z 
Großherzoglich-Medienburgifche zur Regierung verorbnete Präſident, 
Geheime⸗ und Räthe. 
Convention 
der Großherzogl. Mecklenb. Schwerin⸗ 
ſchen Landes-⸗Regierung mit dem Königl. 
Holſteiniſch⸗Lauenburgſchen Obergerichte 
zu Stüdftadt. 
vereinbaret und abgefchloffen worden, daß Wir fothane Convention nach ihrem ganzen 
Anhalt und allen barin feftgefegten einzelnen Puncten und Claufeln Landesherrlidh 
genehmiget und ratificiret haben. Wie Wir denn ſolche Convention Kraft dieſes für 
Uns und Unfere Nachfolger an der Regierung ausdrüdlic genehmigen und ratificiren; 
geloben zugleich, befagte Konvention in allen ihren Puncten gemwiffenhaft erfüllen zu 
laffen, ohne zu geftatten, daß von irgend jemand dagegen, auf welde Art und 
Weiſe es fei, gehandelt werde. | 
Deffen zur Urfund haben Wir gegenwärtige Natififation eigenhändig unter- 
zeichnet und mit Unferm Großherzogl. Snfiegel beftärfen laffen. So gefchehen zu 
Schwerin, den 7ten Auguft 1817. " 
Friederich Franz. 
Ratififation 
ber, wegen wedhfeljeitiger Auslieferung und Ans 
nahme der Sriminalz Verbrecher mit dem Königl. 
Holftein = Lauenburgfchen Obergerichte zu Glück⸗ 
ftadt abgefhloffenen Convention. 


1019. Convention mit Medlenburg:Ztrelig wegen unentgeltlicher 
Ausrichtung der Nequifitiouen der Zuftizcanzleien. 
20. Nov. 1818. 


Sriederih Franz a. Wir eröffnen euch hiedurch gnädigſt zu eurer Rach⸗ 
achtung: daß zwifchen dem Großherzogl. Strelisfh. Staats - Ministerio und Unferm 
Geheimen Ministerio die von Uns Allerhöchſt genehmigte Webereinfunft getroffen iſt, 
baß das in Gemäßheit Unferer Pateni-Berorbnung vom 26ſten Oct. 1792 beitimmte ° 
Reciprocum ber beiberfeitigen Niebergerichte wegen ber wechfelfeitigen unentgeltlichen 
Ausrichtung der NRequifltionen in Griminalfällen auch auf die beiderfeitigen Juſtiz⸗ 
Canzleien ausgebehnt fein fol. An dem ꝛc. Schwerin den 20ſten Novbr. 1818. 

Sriederih Franz. 


An 
bie Lanbesgerichte separatim, 


1920. Convention mit Oldenburg wegen Auslieferung der Bers 
brecher und Aufhebung der Gerichtägebühren. 3. Auguft 1822. 


Wir Sriederih Franz ıc. Urkunden und befennen hiemit für Uns und Un⸗ 
fere Nachfolger, regierende Großherzöge von Medlenburg, gegen Jedermann: Nachdem 
zwifchen Unſerm Geheimen Mintiterio und dem Herzoglich Holftein- Didenburgifchen 
Sabinets-Minifterio diejenige Convention wegen mwechfelfeitiger Auslieferung der Ver⸗ 
brecher und Aufhebung der Gerichts-Gebühren in Criminal» Fällen abgeſchloſſen und 
unterzeichnet worben, welde in ber Urfchrift bieneben geheftet, in beglaubigter Ab⸗ 
fhrift aber bei den Alten Unfers Minifterii aufbewahret if; dag Wir befagte 
Convention in allen ihren Punkten und Glaufeln kraft biefes genehmigen, ratificiren 
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und betätigen, bergeftalt und alfo: bag biefelbe von Uns und Unfern Nachfolgern . 
an ber Regierung flets feit und unverbrüdlich gehalten werben fol. 

Urkundlich haben wir dieſe Unfere Ratification eigenhändig vollzogen und mit 
Unferm Großherzoglichen Inſiegel bedrucken laffen. So geſchehen Schwerin, den 


31ſten Auguft 1822. 
Sriedberih Franz. 


Ratififation 
einer Sonvention mit dem Herzogthume 
Didenburg, wegen wechfelfeitiger Auslie⸗ 
ferung der Verdrecher und Aufhebung ber 
Gerichte: Gebühren in Criminal: Fällen. 


Convention 
zwiſchen dem Großherzoglich Medlenburg- Schwerinfchen Geheimen Minifterio 
und dem Herzoglich Holftein-Dlvenburgifhen Cabinets-Minifteriv, wegen 
wechfelfeitiger Auslieferung der Verbrecher und Aufhebung der Gerihts-Gebühren 
in Criminal= Fällen. 

1. Alle Perfonen, die während ihres Aufenthalts in dem Großberjogthume 
Mediendurg- Schwerin, ober in bem Derzogthume Didenburg und dem Fürftenthume 
Lübeck, ein Verbrechen begangen haben, welches nad ben Grundſätzen ber in beider- 
feitigen Landen geltenden Rechte eine peinlihe Strafe nach fich ziehet, follen, wenn 
fie vor erfolgter Beltrafung in die anderfeitigen Lande ſich gewandt haben, an das⸗ 
jenige Gericht, auf geſchehene Requifition, unweigerlich ausgeliefert werben, in befien 
Gerichtsbarkeit das Verbrechen verübt worben if. 

Wo ferne jedoch die DVerbreider, deren Auslieferung verlangt wird, wirklich 
bomicilirte Landes⸗Unterthanen bes einen ober andern Tandesherrn find, fo fol Die 
Bewilligung ber Auslieferung berfelben zu einer, vorher barüber in jedem einzelnen 
alle zwifchen ber Großherzoglich Medlenburgifchen Regierung zu Schwerin unb ber 
Herzoglih Oldenburgſchen Regierung oder ber fürſtlich Lübeckſchen Regierung zu 
Eutin zu treffenden Uebereinfunft verftellt fein, | 

Nah der in biefem Artikel enthaltenen Beftimmung findet demnach bie Aus— 
lieferung in bloßen Acciſe- und Eontrebandes Vergehen, wenn gleich in dem einen 
‘oder dem andern Lande barauf entweber überhaupt oder nad) den Zeitumfländen, 
3. B. bei Sruchtfperren ꝛc., eine peinliche Strafe gefegt fein follte, nur in den Fällen 
ftatt, wenn deshalb für den vorkommenden einzelnen Fall zwifchen ben beiberfeitigen 
Regierungen eine Uebereinkunft getroffen fein follte. 

2 Das Requifitionsfähreiben, welches zur Bewirkung ber Auslieferung zu 
erlafien ift, giebt zu erkennen aus.weldhen Gründen das Anſuchen geſchieht. 

Wenn in andern als Criminal-Fällen oder in Anfehung anderer Perfonen, als 
ber zuerft genannten Fremden, um Auslieferung angejucht wird, oder wenn ber 
requirirte Richter irgend etwas bedenklich findet, muß er ben Ball feiner Regierung 
einberichten und Reſolution erwarten. 

Eolite nad) ber Berfaffung besjenigen Landes, wo das Verbrechen verübt worben 
ift, die Unterfuhung von cinem andern Gerichte, ale demjenigen geführt werben, in 
befien Gerichtsbezirt das Verbrechen ſich zugelragen bat, fo erfo:gt bie Auslieferung 
an den bie Unterfuchung auf fih habenden Nichter. 

3. Zur Annahme der angebotenen Auslieferung ber Verbrecher follen bie 
beiderjeitigen Gerichte nicht nur in dem alle verpflichtet fein, wenn bie Auslieferung 
durch Stedbriefe und Aufforderungen in öffentlichen Blättern oder durch befondere 
Schreiben requirirt ift, fondern auch in ben Fällen, wenn ein Inculpat in bem andern 
Lande in Unterfuchung gezogen und vor beendigtem Proceffe ausgetreten ift, oder 
wenn ein Verbrecher in eine peinliche Strafe verurtheilt und vor vollzgogener ober 
geendigter Strafe entwichen ift in fo ferne er nicht in dem andern Lande ein 
ſchweres Berbrechen verübt hat. 

Trüge es fih zu, Daß um bie Auslieferung eines Verbrechers zu einer 
Zeit nachgefucht würde, wo felbiger ſchon wegen eines andern Berbreihend bei dem 
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requirirten Gerichte in Unterfuchung befangen ift: fo fell bie Auslieferung nur alsbann 
ftatt finden, wenn das Verbrechen, weldes der requirirende Richter zu unterſuchen 
bat, nad) den Grundfäßen ber feinem Verfahren zum Grunde liegenden Rechte cine 
größere Strafe nach ſich zieht. 

5. Sf es aber zweifelhaft, welches von beiden Verbrechen eine größere 
Strafe nad firh ziehe, oder find beide Verbrechen von gleicher Strafbarfeit, fo unter- 
bleibt bie Auslieferung, woferne nicht in jedem einzelnen Falle durch Webereinfunft 
beiderfeitiger Regierungen ein anderes beliebt wird. 

6. Erfolgt die Auslieferung in einem folgen Tolle, wo ber Verbrecher in 
beiden Landen fih vergangen hat, fo werden Dem requirirenden Richter die von bem 
requirirten ©erichte geführten Acten, und alle fonft erforderlihen Nachrichten zugleich 
mitgetheilt, um darnach die auf beiden Verbrechen beruhenden Strafen zu erkennen, 
und auch ſonſt in Anſehung der Entſchädigung oder anderer Umſtände darauf die 
nöthige Rückſicht nehmen zu können. 

Eben dieſe Grundſätze ſollen auch in den Fällen ſtatt finden, wenn bie requi- 
rirte Auslieferung des Verbrechers aus rechtlihen Gründen nach obigen Beilimmungen 
abgelehnt ift. 

7. Wenn ber Verbrecher, um deſſen Auslieferung nachgeſucht wird, nidt 
bereits bei dem requirirten Gerichte fi in Haft befindet, fo follen zur Berhaftung 
befielben die fchleunigften Anftalten getroffen werben. 

8. So bald der Verbrecher in Daft gezogen if, muß Der requirirte 
Richter dem requirirenden davon unverzüglich Nachricht ertheilen, damit dieſer fodann 
die ungefäumte Abholung beforge. Der requirirte Richter hat demnach Die eigene 
Abſchickung Les Verbrechers nur alsdann zu veranftalten, wenn beide Richter deshalb 
einverftanden find. 

9. Auch in ſolchen Eriminalfällen, wo niht um bie Auslieferung eines 
Berbreiders, fondern nur um Vernehmung der Zeugen ober anderer Perſonen und 
um Mittbeilung ber Alten oder fonftiger Nachrichten, angefucht wird, follen Die Ge⸗ 
richtsftellen ber beiterfeitigen Rande mit aller Willfährigkelt einander zu Hülſe Tommen. 
Selbſt die Stellung der Zeugen oder anderer Perfonen foll, wenn fie ber requirirende 
Richter unumgänglich nöthig findet, nicht verweigert werben. 

10. Wenn Behuf anzuftellender Lonfrontationen bie Stellung eines oder 
mehrerer Inquiſiten nöthig erachtet wird, fo follen, auf vorgängige Communifation 
der Landes-Juſtiz⸗-Collegien, berfelbe oder Diefelben nicht blos bie auf Die Grenze, 
fondern unter ben erforderlichen Sicherungs-Anſtalten an das unterfuchenbe Gericht 
ſelbſt zu ſolchem Zwecke verabfolgt werben. 

11. Mit der Bezahlung ber Koſten ſoll es nachfolgendermaßen gehalten 
werden: wenn ber an das requirirende Gericht ausgelieferte Verbrecher hinreichend 
eigenes Vermögen befigt, fo werten hieraus dem requirirten Richter nicht allein alle 
baare Auslagen, fondern aud die fänmtlihen nad ber bei dem requirirten Gerichte 
üblichen Tare zu liquidirenden Gerichtsgebühren entrichtet, 

Hat aber der ausgelieferte Verbrecher Fein hinreichendes eigenes Bermögen, fo 
fallen die Gebühren für Die Arbeiten bes requirirten Gerichts durchgehende weg unb 
der requirirende Richter bezahlt alsdann dem requirirten Gerichte Lediglich Die baaren 
Auslagen, welche durch die Haft und bie Unterhaltung bes Verbrechers bis zur er⸗ 
folgten Abholung deffelben veranlagt worben find. 

12. Nah gleichen Grundſätzen foll auch in Abfiht ber Bezahlung ber 
Koſten in folhen Sriminalfällen verfahren werben, wo es nicht auf die Auslieferung 
von Verbrechern, fondern nur auf bie Abhörung ober Stellung von Zeugen ober 
anderer Perfonen ankommt. 

13. Zur Entſcheidung ber Frage, 0b ber Berbredher binreichenbes eigenes 
Bermögen zur Bezahlung von Gerichtsgebühren befige ober nicht, fol in beiberfeitigen 
Landen eimas Weiteres nicht, als das Zeugniß desjenigen @erichts erforbert werben, 
unter welchem ber Verbrecher feine weſentliche Wohnung hat. 

Sollte derſelbe feine wefentlihe Wohnung in cinem brikten Laube gehabt 
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haben, und die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſein, 
ſo wird es angeſehen, als ob derſelbe kein hinreichendes eigenes Vermögen beſitze. 
Den bei Criminal- Unterſuchungen zu ſtellenden Zeugen und anderen 
abzuhörenden Perſonen ſollen die Reiſe- und Zehrungskoſten, nebſt der wegen ihrer 
Verſäumniß ihnen gebührenden Vergütungsſumme, nach deren von dem requirirten 
Gericht geſchehenen Verzeichnung, bei erfolgter wirklichen Stellung von dem requi- 
rirenden Richter fofort verabreicht werben, Und foferne felbige deswegen eines Vor— 
ſchuſſes bedürfen, wird das requirirte Gericht zwar Die Auslage davon übernehmen, 
es foll jebody felbige von dem requirirenden Richter auf die bavon erhaltene Be» 
nachrichtigung dem requirirten Gerichte ungefäumt wieder erjtattet werben. 

15. Wegen Durdführung ber Gefangenen durch beiberfeitige Lande ift 

annoch feitgefeht, daß in den Fällen, wenn 
a) der Arreftat Fein Unterthan besjenigen Landesherrn ift, durch beffen Lande Die 
Durchführung geſchieht; 
b) die zur Wache mitgegebene Mannſchaft nicht vom Militair iſt, ſondern nur aus 
Polizei-Bedienten, oder andern Perſonen beſteht; auch 
e) nicht von beträchtlicher Anzahl und nur höchſtens fünf Mann ſtark iſt, 
ſolche auf bloße Päffe der Polizei-Behörben, welche jedoch bie obige Einfhränfung 
sub a) deutlich enthalten müſſen, von den Sarnifonen und jeden Orts- Obrigfeiten 
geftattet, auch die nöthige Aſſiſtenz dabei geleiftet, außer folchen Fällen aber bie gewöhnliche 
vorgängige Eorrefpondenz der höhern Collegien fernermweit erforderlich fein foll, 

16. Endlich iſt ben Polizei-Bebdienten beiberfeitiger Regierungen verftattet, 
flüchtigen Berbrechern oder Verdächtigen über bie Grenze nachzuſetzen, auch folde, 
wenn nicht fofort Die Dälfe ber Landes-Bramten dazu bewirkt werden Tann, an= 
zubalten, ba bann die Angehaltenen jebesmal fofort an bie Obrigkeit bes Orts, mo 
fie ergriffen worden find, abzugeben find, welche wegen ber Auslieferung nach ben 
gegebenen Borfchriften verfährt. 

Gleichwie nun bie gegenwärtige Vereinbarung auf Neciprocität gegründet, und 


: anf bie Beförderung einer unverweilten Juſtizpflege lediglich gerichtet ift, alſo werben 


in felbiger alle beiderfeitige Lande begriffen, und fol biefelbe vom 1ften October 
1822 an in Kraft treten, auch demnächſt in ben gedachten Landen beider Höchſten 
pariscirenden Theile gewöhnlichermaaßen befannt gemacht werben. 

Schwerin, den 3iften Auguſt 1822, 

Friederich Franz. 
1921. Beftrafung ber im Auslande begaugenen Verbrechen. 
24. Aug. 1826. 

Sriederih Franz ıc. Da es zu Unferer Kenntniß gefommen, baß die Be— 
ſtrafung der im Auslande begangenen Verbrechen von Unfern Gerichten bisher nad 
verfchiebenartigen Grundfägen beurtheilt mworben, fo fehen Wir Uns gnäbigft ver- 
anlaßt, Dieferhalb Folgendes -gu verordnen: 

. Bo eine Convention mit auswärtigen Staaten befteht, behält es bei tem 
Inhalte derfelben das Bewenden. 

II. Wo aber feine Konvention vorhanden ift, oder mo die vorhantene Feine 
ausreichende Norm giebt, follen Unfere Gerichte die zu ihrer Cognition gelangenden 
Handlungen, welche in auswärtigen Staaten begangen, auch nad ben Geſetzen ber 
biefigen und auswärtigen Lande für Verbrechen zu erfennen find, nach bem gemeinen 
beutfhen Criminal⸗-Rechte beitrafen. 

Dabei bleiben jedoch die Medlenburgfchen Strafgefege auf bie innerhalb Landes 
begangenen Berbreden, fo wie bei Concurrenz abweichender Strafgefehe Die gemein- 
rechtlihen Orundfäße wegen bes Borzugs ber gelinderen gefeglichen Strafe anwendlich. 

Wir befehlen demnach Unfern fümmtlihen Gerichten, über dieſe Unſere Ber- 
ordnung von jegt an pünctlich zu halten. Gegeben ꝛc. Schwerin, d. 24. Aug. 1826. 

Sriederihb Franz. 
Verordbnun 
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1922. Bon den in biefigen Landen begangenen und auswärts 
beftraften Berbredden. 21. Jun. 1828. 


Friederich Franz ꝛc. Wir laffen euch auf euren Bericht, Anfrage und Bitte 
v. 12. d. M. in Betreff der Beftrafung ber im Inlande begangenen Verbrechen, 
wenn deshalb ſchon in einem auswärtigen Staate, mit welchm Feine Convention ge- 
fchloffen, eine Beftrafung ftatt gefunden hat, zu eurer Nachachtung biemit unverhalten 
fein: Daß, wenn aus der Urthel klar erhellet, daß ber Inculpat auch wegen bes in 
biefigen Landen begangenen Verbrechens bereits beftraft ift, er wegen deſſelben Ber- 
brechens nicht noch einmal beftraft werben kann. Wir ꝛc. Schwerin ben 2iften 
uni 1828, 


An 
die Zuriftenfacultät zu Roftod. 


41923. Wuterfuhung und Beitrafung der im Auslande begatigenen 
Verbrechen. 16. Ian. 1838. 


Paul Sriederih ꝛc. Die Berorbnung vom 2äften Auguft 1826, betreffend 
bie Unterfuhung und, Beltrafung Der im Auslande begangenen Verbrechen, bebarf 
nach ‚den folderwegen gemadten Erfahrungen riner Vervollſtändigung, und fo ver- 
orbnen Wir Tieferwegen im Einverfländnig mit Unfern getreuen Ständen wie folgt: 

$ 1. Wegen folder im Auslande begangenen Verbrechen, welde weder 
gegen ben biefigen Staat noch gegen biefige. Unterthanen gerichtet Rad, follen Fremde 
bei ben einheimifchen Gerichten nicht zur Unterfuchung und Beitrafung gezogen werben. 

Es findet in Fällen dieſer Art nur das Erbieten ber biefigen Gerichte zur 
Auslieferung ber Angefchuldigten an das zufläntige auswärtige Gericht ftatt, wozu 
jeboch vorher Die Genehmigung ter Landes⸗Regierung eingeholt werben muß. 

Auch haben Die Gerichte bei ſchwereren, gegen den Fremden durch Die aus⸗ 
wärtige Behörde ober den Beihädigten zur Anzeige gebrachten Verbrechen, nach 
Befinten der Umflände und nah ben Brunbjägen bes biefigen Criminal» Proceffes, 
ber Perjon des Angefchuldigten ſich zu verfihern und benfelben, bis zu eingeholter 
Berfügung ber Landes-Regierung, in Berwahrfam zu halten. 

$. 2, Treffen bergleichen Verbrechen mit ſolchen zufammen, welche ber Ange⸗ 
Hagte in ben hiefigen Landen begangen bat, fo fol die Unterfuchung auf bie letzteren 
beſchränkt werden und nad vollendeter Unterfuhung und volzogener Beftrafung, 
wo ſolche fatt findet, Das obige (1.) bemerkte Verfahren in Hinſicht auf die 
auswärts begangenen Verbrechen eintreten, und dies auch Dann, wenn wegen ber 
in biefigen Landen begangenen Berbrechen eine gänzliche oder nur vorläufige Frei⸗ 
ſprechung erfolgte. 

$. 3. Bei ber, in ben in $. 2. bemerlten Sällen zu erfennenden Strafe haben 
bie hiefigen Gerichte auf bie auswärts begangenen Verbrechen und auf bie etwa aus⸗ 
wärts ſchon früher erlittene Beftrafung ber Ungefchuldigten nur dann nad ben 
Grundſätzen des gemeinen Criminalrechts Rüdficht zu nehmen, wenn das bezüßgliche 
Factiſche durch Geftändnig ober durch fonftige actenmäßige Vorkommenheit zur 
Kenntniß des Unterjuchungs=- Gerichts gelangt if. Befonbere, den Schluß ber Uhter- 
fuhung verzögernde Nahforfhungen find ſolcherhalb nicht vorzunehmen. 

$. A. Würde die angebotene Auslieferung bes Angefchulbigten von dem aus- 
wärtigen Gerichte abgelehnt, und wäre dann aud eine zu feiner Annahme verpflichtete 
Angebörigkeits-Behörde nicht zu ermitteln, fo ift mit ibm als einem Sanbiraler den 
beftebenben Gejegen nach weiter zu verfahren. 

$. 5. Bei ber eintretenden Auslieferung felbit aber if bem Auszuliefernbden 
ber Wiedereintritt in bie hiefigen Lande bei fharfer, dem Befinden nach, mehrjähriger 
Zuchthausſtrafe und Signalifirung durch die öffentlichen Blätter zu unterfagen. 

$. 6. Die mit auswärtigen Staaten in biefer Beziehung beftehenden Conven⸗ 
tionen merben durch die vorftehenden Beftimmungen nicht geändert. 
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$. 7. Im Uebrigen behält es bei der Verordnung vom 24ften Auguft 1826 
bas Bewenben und find bie obigen Beflimmungen auch fon auf bie etwa jegt 
bereits anhängigen Unterfuchungsfachen ber Art, infoweit es Deren Sachlage nod 
zuläßt, in Anwendung zu bringen. 

Gegeben sc. Schwerin, am 16ten Sjanıar 1838, 


Paul Frieberid. 


* Verordnung, 
betreffend 
die Unterfuchung und Beftrafung ber von 
Ausländern im Auslande begangenen Vers 
bredyen. 


1924. VBerbältnifie zu Meclenburg: Strelig binfichtlich der Gri⸗ 
minals Zuftiz. 12. San. 1839. 


Paul Friederih ꝛc. Wir fügen biemit zu willen, baß zur Hebung von 
Zweifeln und zur mehreren Förderung einer wirffamen Criminal-Juſtiz, nad deshalb 
getroffenem gegenfeitigen Uebereinkommen, 

1) die Beſtimmung Unferer Verordnung vom 13ten Januar 1838 $. A, wegen 
ber Nacheile der flüchtigen Verbrecher auch über bie einzelnen SFurisdictiong= Grenzen 
hinaus, auch auf das gegenfeitige Berhältnig ber biefigen und ber Medienburg- 
Streligifhen Gerichte ihre Anmwendung finden fol; und 

2) dag rüdfichtlih der Vorfihriften in ben SS. 1, 2, 3 Unferer Berorbnung 
vom 16ten Januar 1838, betreffend Das Berfahren gegen Ausländer, die Medlenburg- 
Schwerinifhen und Medienburg- Streligifhen Lande gegenfeitig nicht als Ausland 
zu behandeln find. 

Wonach ꝛc. Gegeben w. Schwerin, am 12ten Sanuar 1839. 


Paul Friederid, 


1925. Convention mit Medlenburg-Strelig wegen unentgeltlicher 
Ausrichtung der Mequiſitionen aller Gerichte. 
4. März 1846. 


Wir Friedrich Franz ꝛc. Beſtimmen bierdurdh, nad) getroffener Lebereinkunft 
mit Sr. Königlihen Hoheit dem Großherzoge von Medienburg- Strelig und nad 
fattgehabter verfaffungsmäßiger Berathung mit Unfern getreuen Ständen, daß bie 
auf Amts-, Guts- und Stadtgerichte befchränkte Patent-Verordnung vom 26ften 
Drtober 1792, wegen gegenfeitiger unentgeltliher Ausrichtung von Requifitionen dieſ⸗ 
feitiger und Großherzoglih Medlenburg- Streligifcher Gerichte in Criminalfällen, auf 
alle Gerichte ſich erftreden und auch hinfichtlich der Deflarator-Berorbnung vom 31ften 
Januar 1840, betreffend bie bei Requifitionen in Criminalſachen ben reguirirten 
Gerichten zu erflattenden Auslagen, eine gleiche Gegenfeitigfeit gefammter Gerichte in 
den beiderjeitigen Großherzoglichen Landen ftatthaben fol. 

Begeben x. Schwerin am Aten März 1846, 


Sriedrih Franz. 


Berorbnung 
wegen gegenfeitiger unentgeltlidher Aus⸗ 
rihtung von Requiſitionen Mecklenburg⸗ 
Schwerinſcher und Mecktenburg : Streligi- 
fher Gerichte in Griminalfachen. 














II. Militairfachen. 


1926. Neues Kriegsrecht oder Militairgefegbuch. 


Srieberih Franz ıc. Thun Funb und fügen allen, bie es angeht, insbefondere 
aber Unfern Commandanten, Milttair- Chefs und übrigen Militairperfonen von allen 
Graden, Hiedurd zu wiſſen: dag Wir in Erwägung fo mancher veränderter Zeit⸗ 
umftände, nad dem Beifpiel anderer benachbarten Lanbesfürften, gnädigft befchloffen 
haben, ein neues Kriegsrecht publiciren zu laſſen. Nachdem Wir Daher dieſes Kriegs⸗ 
secht mit Nüdficht auf Die eingetretenen neueren Berhältniffe und Einrichtungen, nebft 
einem Auszuge für die Unter⸗Officiere und Gemeinen haben entwerfen Taffen: fo haben 
Wir baffelbe durch den Drud gemeinfündig machen unb publiriren wollen, mit bem 
gnädigften Anfügen, daß foldes vom 1ften December d. J. an in völlige Kraft 
treten fol. Urkundlich unter Unferer Unterfägrift und Herzoglichem Inſiegel. 

Grgeben ı. Schwerin ben 10ten November 1810. 


Sriederi Franz. 
Titulus 1. 


Ron den Pflidten der MiltitairsPerfonen, und den Beloh— 
nungen und Strafen im allgemeinen. 


Erftes Eapitel Bon ben Pflihten Im allgemeinen. 


Art. I. Jeder Staatseinwohner ift verpflichtet, feine Handlungen ben vorhatt- 
benen Geſetzen gemäß einzurichten, und bie ihm obliegenden Pflichten aufs getreuefte 
zu erfüllen. Um fo mehr if} dazu der Soldat verbunden, deſſen ehrenvolle Pflicht 
es ift, das Vaterland zu vertheidigen, und Ruhe, Ordnung und Sicherheit darin auf- 
recht zu erhalten. . | 

Art. 2. Se. Herzoglihe Durchlaucht erwarten und verlangen es daher von 

HöchſtDero Militairperfonen, daß fie, biefes ehrenvollen Berufs ftets eingeben?, nicht 
allein ihre Dienftpflichten, dem ganzen Umfange nad, jederzeit mit möglichiter Treue 
und Gewifienhaftigfeit erfüllen, fondern fi) auch beftreben werden, ihren Mitblirgern 
überall ein Muſter eines ordentlichen, gefitteten und tugendhaften Lebenswandels 
u geben. 
Art. 3. Wenn in früheren Zeiten auch perfönlihe Tapferkeit und genaue 
Kenntnig der Dienft- unb Erercier-Reglements und ber militairifchen Tactik für 
einen Officier hinlängli fein mogten: fo erforbert doch jet bie fortgefchrittene neuere 
Kriegskunſt überbies noch wiſſenſchaftliche Kenntniſſe; und Se, Herzogliche Durchlaucht 
erwarten es daher von HöchſtDero Officieren und übrigen Militairperſonen, bie auf 
Beförderung zu Officieren Anſpruch machen wollen, daß fie fich eifrigft angelegen fein 
laffen werden, fid in folgenden Stenntniffen und Wiſſenſchaften nad Migliätei aus⸗ 
zubilden. 1) In der Fertigkeit, über militairiſche Gegenſtände mit Präciſion richtig 
und gut geſchriebene Aufſätze entwerfen zu Tönnen. 2) In der Franzöſiſchen Sprache. 
3) In den Anfangsgründen ber reinen Mathematik, und zwar ber Arithmetik, ebenen 
Geometrie und ZTrigenometrie. 4) Im Aufnehmen von GSituationge - Charten und 
DperationssPlanen. 5) In der Geographie und Statiſtik, und 6) in ber Welt- 
geſchichte und vaterländifchen Geſchichte. 


D 


592 Militairfarhen. 


Zweites Capitel, Bon ben Belohnungen. 
1. Beförderung im Militair=Dienfte, 


Art. 4. Ein jeder Soldat, welcher bie ihm obliegenden Pflichten als Staats- 
bürger und Soldat in und außer Dienft in ihrem ganzen Umfange treu erfüllt, und 
fih dadurch ben Beifall und das Xob feiner Borgefegten, und dadurch auch Gr. 
Herzogl. Durchlaucht höchſte Zufriedenheit erwirbt, hat, nad Verhältniß feiner Fähig- 
feiten und Senntnijfe, ohne Rüdfiht auf Geburt, die Beförderung zu ben böchften 
Militair-Graden zu erwarten. Einen Anſpruch auf Officierftelen follen in Friedens⸗ 
zeiten nur Kenntniſſe und Bildung, und im Sriegszeiten auch Geiftesgegenwart, 
Ueberblick und ausgezeichnete Tapferkeit geben. 

2, Anftellung im GCivildienft ober Prufion. 

Art, 5. Auch verheißen Se. Herzogl. Durdl. allen Militairperfonen, bie 
während einer beträchtlichen Anzahl Jahre treue Dienfte geleiſtet haben, und zum 
ferneren Militair⸗Dienſt unfähig geworden ſind, die Verſetzung in einen, ihrem Grade, 
Fähigfeiten und Kenntniffen angemefienen Civilpoſten, oder auch eine verhältnißmäßige 
Penſton. 

3. Unterſtützung ber von ben Gebliebenen hinterlaſſenen Wittwen und Waiſen. 

Art. 6. Nicht weniger verheißen auch Se. Herzogl. Durchlaucht denen, von 
den auf dem Felde der Ehre Gebliebenen, —— Wittwen und Waifſen nach 
Möglichkeit Unterſtützung reichen zw laſſen. 

Drittes Capitel. Von der Behandlung der Militairperſonen und 
deren Beſtrafung im allgemeinen. 
1. Der Officiere. 

Art. 7. Se. Herzogl. Durchlaucht erwarten es von ben höheren Militair⸗ 
Borgefegten, daß fle ihre untergebenen Officiere durch zutrauliche Erinnerungen und 
Zufriebenheits= Bezeugungen zu anftändigem gefitteten Betragen und zur möglichſt 
treuen Erfüllung ihrer Dienftpflichten, als einer vorzüglich ehrenvollen Sache, aufs 
fordern und ermuntern werden, und eben fo erwarten HödftDiefelben es von ben 
ältern Dfficieren, daß fie ihre jüngeren Cameraden zu ſolchem Betragen durch freund- 
mal Ermahnungen zu bewegen fuchen werden. 

Art. 8. Se Herzogl. Durchlaucht erwarten es ferner von dem Ehrgefühle 
HöchſtDero Officiere, daß in den meiſten Fällen ein vom Vorgeſetzten ohne Zeugen 
gegebener Verweis genügend fein wird. 

Art. 9. Verfehlt dieſe mildere Beftrafung ihren Zwed, jo mag ein, in abge- 

meffenen ernften, jedoch nicht beſchimpfenden Worten abgefaßter Verweis vor dem 
verfammelten Offisier-Eorps folgen. 
Art. 10. Sollte jedoch auch dieſer ohne Wirkung fein, ober bei erheblichern 
Bergehungen, wird der vor dem Officier-Corps ertheilte Verweis mit fummarifcer, 
jedoch genauer Anführung ber Urſache, warum, dem Parolbefeple beigefügt und in 
Die Parolbücher eingetragen. 

Art. 11. Eine firengere Beftrafungs-Art iſt Stubenarreft, wobei es ſich von 
ſelbſt verſteht, daß derjenige, welcher dieſen Arreftort verläßt, nicht länger fähig fein 
könne, Dfficier zu bleiben, indem er das ihm burg) biefe milbere Beſtrafung bewieſene 
Vertrauen treulos verlegt hat. 

Art. 12. Der Arreſt in einer beſondern Ofſtcier-Arreſtſtube wird daher nur 
gegen diejenigen Officiere verfügt oder erkannt, welche ſich oft wiederholter Verge⸗ 
hungen oder eines, eine Criminal⸗ Unterfuchung ‚zur Folge babenden, Verbrechens 
ſchuldig gemacht haben. 

Art, 13. Am Schluſſe jeden Jahres wird ein ſpeclelles Verzeichniß ſämmt⸗ 
licher in Die Parolbücher eingetragener, im 10ten und 11ten Artikel gedachten Straf⸗ 
befehle Sr. Herzogl. Durchlaucht von dem oberſten Militair-Vorgefetzten Höchſtun⸗ 
mittelbar eingereicht, um hieraus die fortſchreitende Bildung der einzelnen Individuen 
des Officier⸗Corps beurtheilen zu können. 
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Art. 14. Befindet ſich ein Vorgeſetzter in der Nothwendigkeit, wider einen 
Officier die Arreſtſtrafe zu verfügen, ſo geht dieſer allein oder in Begleitung eines 
Officiers in ſeinen Arreſtort, von wo der Vorgeſetzte deſſen Degen abholen läßt. 


Art. 15. Iſt wider einen Officier Arreſt und Unterſuchung verfügt, ſo be— 
gleitet ihn der Adjutant oder ein Älterer Ofſicier ins Verhör und wieder zurüd, 
wobei der Arretirte, ſo lange er über die Straße geht, ſeinen Degen zurück erhält. 
Nur bei wichtigen Criminal⸗Verbrechen, und beſonders wenn Entweichung zu beſorgen 
ſteht, iſt Hinführung in den Arreſt und ins Verhör durch Begleitung eines Officiers, 
eines Unterofficiers und zweier Gemeinen als Sicherheitomaaßregel anwendlich. 


2. Der Unter⸗-Officiere und Gemeinen. 


Art, 16. Se, Herzogl. Durchlaucht wünſchen, daß auch bei ben Unterofficieren 
und Gemeinen das beim Militair fo nothiwendige Ehrgefühl möglichit gemedt und 
befördert werde, und erwarten und verlangen es daher von HöchſtDero Dfficieren, 
bag fie, ihrer ehrenvollen Beflimmung als Erzieher und Anführer ‘ber erfteren, fo 
wie aud .der Erfahrung, Daß zurüdftoßende harte Behandlung und Strafen ſehr oft 
ihren Zweck verfehlen, ſtets eingeben fein; daher ihre Untergebenen durch zutrauliches 
Zureben und Zuredtweijen zur Pflichterfüllung anhalten, und nur erft Dann, wenn 
dieſes Derfahren fruchtlos, gefeglih erlaubte Beitrafungs- Arten anwenden werden, 
weshalb auch alle das Ehrgefühl verlegende Schimpfworte gänzlich unterfagt werben. 
Denn nur burdh eine folde Behandlung Tann fih der Officer die, jederzeit und 
befonders zur Zeit der Gefahr, fo höchſtnothwendige Zuneigung und Achtung feiner 
Untergebenen erwerben, und auf ihre freue Folgſamkeit mit Zuverfiht Rechnung machen. 


Art. 17. Eben daher ſoll für bie Folge die Beftrafung durch Fuchtel und 
Saffenlaufen gänzlih megfallen, und die Beftrafung durch Schläge mit Fleinen 
Stöden ober Röhrchen nur ausnahmeweiſe bei foldhen Individuen angewandt werben 
dürfen, die durch Arrefi- Strafen nicht zu beffern gewefen find. Jedoch' foll diefe 
. Beitrafung durch Stodihläge oder Rohrhiebe in ben Garnifonen nur mit Vorwiſſen 
des Commandanten, und außerhalb berjelben, des Regiments- Chefs, ober in beilen 
Abmefenheit, des Bataillons-Chefa, verfügt werden fünnen; und dann auch nie öffentlich 
vor den Augen des Publicums, ausgenommen an ſolchen Individuen, melde nad 
vollzogener Strafe fofort weggejagt werden. Woher es fi denn von felbft verftcht, 
daß die fonft wohl üblien fogenannten Stubenererutionen der Compagnie⸗-Chefs oder 
Subaltern- DOfficiere gänzlih wegfallen. 

Art. 18. Die höhern Borgefegten, fo wie auch die Compagnie-Chefs, haben 
bei eigener Verantwortung darauf zu ſehen, Daß von ihren Untergebenen der Soldat 
nach diefen Orundſätzen behandelt, un) jedes — ——— harte und beſchimpfende 
Verfahren vermieden werde. 

Art. 19. Dahingegen ſtehen dem Officier, in Friedenszeiten bei thätlichen 
Widerſetungen eines einzelnen oder mehrerer, und in Kriegszeiten bei Verſammlungen 
ber Truppen, YAufwiegelungen, Marfch zum Gefechte, beim Gefechte ſelbſt und endlich 
bei Verwehrung der Plünderungen und ähnlicher fträflichen Handlungen alle Mittel 
zu Gebote, feinen Befehlen Gehorfam zu verfhaffen, und er ift in ſolchen Fällen 
fogar berechtiget, ben widerfpenfligen Soldaten auf ber Stelle leben oder su 
fhießen, wenn andere Mittel, ben durchaus nothwendigen Gehorſam zu erhalten, 
nicht wirffam oder ſchnell genug bei der Hand fein follten. Jedoch find Diefe außer- 
orbentlihen Mittel von dem Borgejegten mit gehöriger Umficht, Ueberlegung und 
Vorſicht /anzuwenden, wenn fi derfelbe nicht ſtrenge Beftrafung, als Eaffation, Veſtungs⸗ 
arreſt bis auf mehrere Jahre, und nach Befinden noch härterer Strafe ausſetzen 
will. Ein jeder Officier, der eine ſolche außerordentliche Maaßregel zu verfügen 
nöthig erachtet hat, iſt verpflichtet, ſolche nachher ſeinem Vorgeſetzten zur Unterſuchung 
der Rechtmäßigkeit derſelben anzuzeigen. Auch iſt jeder Militair⸗Vorgeſetzte verpflichtet, 
in ſolchen Fällen ſelbſt, ohne voraufgegangene Beſchwerde, feine Untergebenen zur 
Rechenſchaft zu ziehen. 

Mei. Geſeßzſammlung M. 38 
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3. Bon den Arretirungen. 


Art. 20. Wenn in ber Folge wider Militairperſonen Unterſuchungen wegen 
noch nicht in rechtliche Gewißheit gefeßter Befchuldigungen verfügt werben, fo fol bie Unter» 
ſuchung nicht mit der Arretirung des Angeſchuldigten anfangen, fonbern biefe nur aladann 
verfügt werden, wenn 1) jemand ein Verbrechen im Dienft begangen bat, weshalb er vom 
Dienft einftweilen fuspendirt werben muß, wenn 2) gegen ben Angefhuldigten, wegen eines 
Verbrechens, nahe Anzeigen oder fonftige erhebliche Verdachtsgründe vorhanden find, und 3) 
wenn bie Entweihung des Angefchuldigten ober andere Nachtheile, als Wiederholung des 
Verbrechens, Rache gegen ben Ankläger, u. f. w. beim Anfange ober Fortgange ber 
Unterfuchung zu beforgen ſtehen. Vorzüglich fol hierauf bei Vergehungen ber Dfficiere 
Rüdficht genommen werben. Gefhloffen wird ein Arreftat nur dann, wenn er eines 
Verbrechens wegen in Unterfuchung befindlich ift, worauf bie Geſetze Siährige Veſtungs⸗ 
firafe und härtere Strafen beflimmen, und feine Entweichung zu befürchten iR. 


Biertes Capitel. Bon den militairiſchen Strafen insbefondere. 


Art. 21. Bet Vergehungen und Verbrechen der Militairperfonen follen folgende 
Strafen Statt finden, 

1. Wider DÖfficiere. 

Art. 22. 1) Verweis ohne Zeugen. 2) Verweis vor dem verfammelten Officier- 
corps, ohne oder mit Bekanntmachung beim Parolbefehl. 3) Hausarreft. A) Arref 
in einer befondern Officier-Arreſtſtube. 5) Veſtungs-Arreſt. 6) Dienftentlaffung, 
mit Vorbehalt der Ehre. 7) Caſſation, mit Berluft der Ehre. 8) Todesſtrafe. 
9) Eonfiscation des Vermögens. 

2. Wider Unterofficiere und Gemeine: 

Art. 23. 1) Gelinder Arreft im Haufe oder im einfamen Gefängniffe ohne 
weitere erſchwerende Umſtände. 2) Mittlerer Arreſt. Er befteht in der Aufbewahrung 
im einfamen Gefängniffe bei Waſſer und Brod und mit Entziehung der fonft gewohnten 
Bebürfniffe, als bed Tabaks u. f. w., wobei bem Arreftaten auch nur ein Gtroß- 
Tager zu geftatten if. Dauert dieſer Arreft länger als 3 Tage, fo erhält Der Arreftat 
jeden tritten Tag warmes Effen. Der ftrenge Arreft beſteht in mittleren Arrefte, 
ber durch Entziehung Des Tageslichts und des Strohlagers in feftverfchloffenem Ge- 
fängniffe, wo ber Fußboden dergeftalt mit 3 Zoll breiten, 1 Zoll hoben und 2 Zoll 
von einander entfernten Latten benagelt wird, Daß dadurch das Nicderlegen nur mit 
Unbequemlichfeit verfnüpft ift, erfehwert wird. Dauert biefer Arreft länger als 3 
Tage, fo erhält ber Arreftat jeden britten Tag gleichfalls warmes Eſſen, auch wirb 
ibm an biefem Lage ein Strohlager und der Gebrauch des Tageslichts geftattet. 
4) Degradation. Diefe Strafe befteht darin, daß der Iinterofficier auf beftimmte 
oder unbeftimmte Zeit bis zur erfolgten Bellerung, zum Gemeinen beruntergejeßt 
wird, und als folder Dienfte leiften muß. Bei ber Degrabation auf beftiinmte Zeit 
erhält der Degradirte nur Gemeinen-Tractament und ben leberfchuß erhalten bie 
übrigen Unterofficiere der Compagnie, welche ben Dienft des Degradirten übertragen 
müſſen, ald Zulage. Der auf unbeftimmte Zeit Degradirte erhält gleichfalls nur 
Gemeinen-Tractament, und verliert auch das Abzeichen der Unterofficiere. 59) Dienit- 
entlafjung, mit ober ohne Verluft der Ehre. Sie fann durch anderweitige Strafen 
gefhärft werden. In beiden Fällen wird Fein ordentlicher Abſchied ertheilt, ſondern 
nur eine Beſcheinigung über die Entlaffung, mit Anführung der Gründe, warum, ober 
ein fogenannter Raufpaß. 6) Veſtungsſtrafe. Der dazu Berurtheilte kömmt auf bie 
Veſtung, woſelbſt er zu öffentlichen Arbeiten angehalten wird. Nach Beentigung ber» 
felben kann der Beftrafte wiederum in ben Militairbienft treten. 7) Kugelſchleppen. 
Der biezu Verurtheilte wird gleichfalls zur Veſtung gebracht, ſchleppt jebod an einer 
5 Fuß langen Kette eine zwei bis breipfündige Kugel und wird vorzüglich zu ben 
ſchwereren Veſtungs-Arbeiten, als Karrenſchieben u. f. w. angehalten. Derſelbe kanun 
nie wieder in den Militatritand treten. 8) Todesſtrafe, durch Erſchießen, durchs 
Schwerdt und burd ben Strang. 9) Eonfiscation des Vermögens. 
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3. Bon ben Gelb» Strafen. 


Art. 24, Auf Geldftrafen Fann in der Hegel wider Militairperfonen und be— 
fonders gegen ſolche, melde außer ihrer Gage Fein Bermögen befiten, nur in ben 
Fällen erfannt werden, morin die Militairgefege es ausdrücklich vorſchreiben. Bon 
ſelbſt verſteht es ſich übrigens, daß auch Die Militelrperfonen zum Schabens= und 
Koften- Erfah verpflichtet find. 

4, Bon ben Disciplinar- Strafen. 

Art, 25. Außer dieſen vorbenannten Strafen bleibt e& den Einfichten und Er- 
meflen ber höhern Militair⸗ Vorgefehten überlafien, Heine Erersier- und Dienftfehler, 
auch ſonſtige Feine Vergehungen ihrer Untergebenen, durch Nachexertieren, Reinigung 
der auf den Montirungsfammern befindlichen Gewehre, u. ſ. mw. zu beabnden, welde 
Strafen ſämmtlich als gefehmäßig zu betrachten find, fobald fie nicht Förperlich oder 
bas Ehrgefühl verlegend find, 


Titulus II. 
Bon den Militairverbreden und deren Beftrafung. 


Art. 26. Militairverbrechen find alle Diejenigen Verbrechen ber Militairperfonen, 
bie entweder eine unmitielbare oder eine mittelbar nahe Beziehung auf den Militair- 
dient haben. Bon ben erfteren im eriten und zweiten, und von lebteren im britten 
und vierten Kapitel, 


Erftes Capitel. Bon ber —— der Dienſttreue. 
1. Durch Verrath. 


Art. 27. Eine jede Militairperſon iſt ſchuldig, ihrem Landesherrn mit mög- 
lichſter Irene zu dienen, mithin das Beſte beffelben und des Landes nah Möglichkeit 
zu befördern, und allen Schaben und Nachtheil möglichſt abzuwenden. Der Solbat 
muß fih daher in Feine Beratbſchlagung einlaffen, die zum Rachtheil Sr. Herzogl. 
Durchlaucht, HöcftDerofelben Herzog Hauſes, des Militairs oder bes Landes und 
ber Unterthanen gereichen Tünnen. 

Art. 28. Der Soldat muß Daher ferner weder mündlich noch ſchriftlich mit 
dem Feinde unterhandeln, demſelben nicht bie Looſung und Feldgeſchrei oder militai- 
rifhe Dispofitionen und Pläne verrathen, noch überhaupt fich Handlungen oder Unter⸗ 
laffungen zu ſchulden kommen laffen, welche Das Land oder Militair in Gefahr bringen, 
ober bemfelben Nachtheil verurfachen können. 

Art. 29. Alle dergleichen Handlungen oder Unterlaffungen werben mit Baffation, 
Beftungsitrafe, Todtſchießen, ja ſelbſt der härteſten Todesſtrafe belegt; und zwar 
nach Verhäliniß des geringern oder größeren Grades des bösartigen Vorſatzes, ber 
minder oder mehr zu beſorgen geweſenen Gefahr, oder des entſtandenen geringeren 
oder größeren Nachtheils. 

Art. 30. Nach gleichen Orundfäßen wird andy beftraft: 1) Jeber Eomman- 
bant einer belagerten Beftung ober eines baltbaren Platzes, welcher wider bie Mafd- 
rität bes Kriegsraths, wozu auch befonders bie Dfficiere der Artillerie berufen werben 
müffen, ben Ort übergeben hat, und ohne dazu durch rechtmäßige Urfachen, als 
Hungeranoth, ftarfen Mangel an Munition, oder fihhere Vermuthung, daß der Drt 
in Turzer Zeit unausbleiblih mit Verluſt der ganzen Beſatzung und andern gleich 
nachtheiligen Folgen ſich dennoch ergeben müſſe oder eingenommen werde, genöthigt 
zu fein. 2) Jeder Officier und anbere Militairperſon, welche nicht von einer fräf- 
lichen Uebergabe abgeratpen oder barin gemwilliget hat. 


2. Durch Defertion. 
a) Begriff berjelben. 
Ast. 31. Jeder Soldat ift ſchuldig, feine Eapitulationg- oder Dienfpeit tren 
auszudienen. Auf Verlangen fol jedem an Beendigung derſelben sin m 
Abfchied ertheilt werben. 


\ 
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Art. 32. Sollte jedoch die. Capitulativns⸗ oder Dienſtzeit, während der Exer⸗ 
cierzeit, während einer. commandirten Ausrichtung, bei bevorſtehendem Feldzuge, oder 
wäbrend der Zeit, worin ſich das Militair im Kriegszuſtande befindet, zu Ende gehen; 
ſo kann der Abſchied nur erſt nach Beendigung der Exercierzeit, der commandirten 
Ausrichtung, des Feldzuges oder des Kriegszuſtandes ertheilt werden. 

Art. 33. Wer daher ohne einen ſchriftlichen Abſchied erhalten zu haben, ohne 
Rückſicht darauf, ob die Capitulations- oder Dienſtzeit beendigt iſt oder nicht, ſich 
von feinem Regiment, Bataillon oder Compagnie aus der Garniſon, auf dem Marſch, 
vom Commando oder Urlaub in der Abſicht fortbegiebt, um ſich dem Militairdienſt 
zu entziehen, wird als Deſerteur angeſehen und auf folgende Weiſe beſtraft: 

b) Strafe der Deſertion zur Friedenszeit. 

Art. 34. Defertirt jemand zur Friedenszeit 1) allein, zum erftenmal; fo wird 
er mit ‚jähriger, und bat er auswärts : Militairdienfte genommen, mit Sjähriger 
Veſtungsſtrafe beftraft; 2) allein, zum zweitenmal, nad erbaltenem Pardon, fv 
werden bie vorgedachten Strafen verdoppelt. Iſt er aber für die erſte Deſertion 
beſtraft, ſo hat er 5 bis Sjähriges Kugelſchleppen —— de nachdem er aus wärtige 
Militairdienſte genommen hat oder nicht. 

c) Strafe der Deſertion zur Reicgegeit, 

Art. 35. Defertirt jemand zur Kriegszeit 1) allem, nicht zum Zeinde; ſo wird 
er mit jähriger Veſtungsſtrafe belegt, und dieſe Strafe wird bis auf 10 Jahre 
erhöhet, wenn bie Defertion kurz vor einer bevorſtehenden Action gefihiehet, und.diefes 
bem Deferteur. befannt warz 2) allein, zum Feinde; fo mird- er todtgeſchoſſen, und 
eben biefelbe Strafe trifft 3) denjenigen, welcher, nachdem er in Gefangenſchaft ge⸗ 
rathen iſt, freiwillig beim Feinde in Militairdienſt getreten iſt. 

d) Strafe ber Defertion im Complott. De —— 

Art. 36. Deſertiren 3 und mehrere zuſammen im Complott, und geſchiehet 
ſolches 1) zur Friedenszeit; ſo werden die Rädelsfübrer mit 10jährigem Kngelſchleppen, 
bie übrigen aber mit 4 ober Gjähriger Veſtungoſtrafe belegt, je nachdem fle auswärts 
Dienfte genommen haben oder nicht; 2) zur Kriegszeit; fo werden bie Näbelsführer 
mit Todtſchießen, die übrigen aber mit 10jähriger Beftungsftrafe beſtraft; und wenn 
ſolche Defertion im Complott zum Feinde geſchehen iſt, fo werden die Rädelaführer 
mit dem Strange beftraft, von den übrigen aber wird ber Ste Mann, melden bas 
2008 trifft, todigeſchoſſen und bie übrig bleibenden mit Gjährigem Kugelſchleppen belegt. 

e) Strafe ber Defertion som Poſten. 

Art, 37. Der Deferteur von Poften wird 1) zur Friedengzeit mit 10jähriger 
Beftungsftrafe, und 2) zur Kriegszeit in der Nähe ober Angefichte des Feindes, fo 
bag zur Vermeidung eines Ueberfalls Poften ausgeftellt find, mit dem Strange beftraft, 
und Diefelbe Strafe trifft 3) den Deferteur aus einer belagerten Veſtung. 

f) Bon der Confiscation des Vermögens der Deſerteure. 

Art, 38. Das Vermögen jebes Deferteurs, welcher fi binnen 4 Jahren nicht 
wieder eingefunben hat oder wieder ertappt if, wird zum Bellen ber Militair- 
Kaffe ronfiscirt. 

g) Don ber Verlängerung ber Gapitulationgzeit der Dejerteure. 

Art. 39. Jeder Deferteue muß überbies nach verfloffener Strafzeit — vorige 

———— wiederum von vorne anfangen, 
b) Bon ber Berleitung zur Defertion, 

Art. AU, Wer einen. andern zur Defertion verleitet, folk eben fo ‚hart als ber 
Berleitete beftraft werben. 

1) Dom Verhehlen und Forthelfen der Deſerteure. 

Art, Al, Wer ein Deſertionsvorhaben entdedtt, und ſolches feinem Vorgeſetzten 
nicht fofort anzeigt, ober wer einem Deferteur forthuft, wird nach den Umſtänden 
mit 4 bis Swöchentlichem Rrengen Arrefte. beftraft, und Strafe hat ber ver- 
wirkt, welcher in ber Folge einen Deferteur entbedt, und ihn nicht zum Verhaft 
bringt, ober foldhes feinem Borgefeten anzeigt. z 


— 
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k) Bon ber Eheſcheidung der von ben Deferteuren zurückgelaſſenen Eheweiber. 

Art, 42. Die sun Den Deferteuren zurückgelaſſenen Eheweiber, wenn ſie eidlich 
erhärten Tönnen, Daß fie weber um bie Defertion ihres Mannes gewußt, noch ben 
gegentwärtigen Aufenthaltsort deſſelben in Erfahrung gebracht haben, fünnen nad) Ablauf 
einer Jahresfrift, vom Tage ber: Defertion an gerechnet, auf Eheſcheidung antragen; 
un) ſollen ſelbige ohne voraufgegangene Edictalladungen geſchieben werben. 

I) Bon der Beſtrafung derjenigen Epeweiber, , welche um de ul 
ihrer Männer gewußt haben, 

Art, 43. Die Ehemeiber find gleichfalls verpflichtet, ſobald ſie das Defertiond- 
vorhaben ihrer Männer erfahren, foldes dem Compagnie-Chef baldmöglich anzuzeigen. 
Werden fie in ber Folge überführt, um die Defertion ihrer Männer gewußt zu 
haben; fo wird: ihr Vermögen zum Beſten der Militatreaffe confiscirt. 


Zweites Gapitel, Bon ber Berlebnng ber ————— 


1. Von Verletzung der Subordination. 


Art. 44. Eine der vorzüglichſten Pflichten der Militairperſonen if ed, ©r. 
Herzoglichen Durchlaucht Generalen, Commandanten, ‚Dfficiers: und übrigen Borges 
fegten in und außer Dienft fchuldige Achtung und pünctlichen Gehorfam zu bemeifen. 

a) Bon ber Verletzung der fehuldigen Achtung gegen Vorgeſetzte. 

Art. 45. Verletzung ber ſchuldigen Achtung durch Gebehrden oder Worte wird 
beim Dfficier nach Verhältniß des Ranges bes DVorgefegten, auch nad dem: gerin- 
gern oder größern Grabe ber. Berlegung, mit angemeſſenem 2 bis Amöcyentkichent 
Arreft in ber Garnifon oder bmonatlichem bis 2jährigem Arreft auf ber Beftung beftraft. 

. Art. 46. Laffen fih Unterofficiere oder. Gemeine dergleichen Bergehungen zu 
ſchulden kommen; fo werben ſelbige nach gleichem Verhältniß und Grade mit 4wöchent⸗- 
lichem mittlern, nach Befinden ſtrengem Arreſte, bis zu Ajähriger Veſtungsſtrafe belegt. 

b) Bon unterlaffener Befolgung der Dienſtdefehle. 

Art. 47. Wer unterläßt, die ihm gegebenen Dienſtbefehle pünctlich zu befolgen, 
wird, je nachdem biefe Unterlafjung zur Friedens⸗ ober Kriegszeit gejchehen, und nad) 
Berhältnig bes durch Diefe Unterlaffung zu beforgen gewefenen oder entſtandenen 
Nachtheils, wenn er Officier ıft, ‚mit Arreſt, mehrjährigen Serung Arrefte, bis zur 
Strafe der Caſſation beſtraft. 

Art. 48. Läßt ſich ein Unterofficier ober Gemeiner ſolche Nachläſſigkeit zu 
ſchulden kommen; fo wird er nad gleichem Verhältniß mit 2wöchentlichem ſtrengen 
Arreſte bis zu Aiähriger Veſtungsſtrafe belegt. 

Art. 49. Iſt die Unterlaſſung der pünctlichen Befolgung eines Befehls vor⸗ 
ſetzlich geſchehen; ſo wird ſelbige nach Befinden als Widerſetzung oder Verrath beſtraft. 

e) Bon der Wiberfegung gegen Vorgeſetzte. 

Art. 50, Widerfeßung gegen Dienftbefehle der Vorgeſetzten durch Worte ober 
Gebehrden wird, nad Verhältnig des Ranges bes Vorgefehten unb nach dem Grabe 
ber Widerſetzlichkeit, mit Gwögentlihen ſtrengen Arrefte bis zu Gjägriger Beftungs- 
ſtrafe belegt. 

Art. 51. Eine gleiche Strafe bat berjenige verwirkt, ber feinen Vorgeſetzten, 
wegen geichehener Dienftverfügungen ober im Dienft wiberfahrner unrechtmäßigen 
Behandlung, zur Rede ſtellt oder zur Genugthuung auffordert. 

Art. 52. Geſchichet die Widerſetzung gegen Borgefegte Durch Drohung mit 
Gewehr und Waffen, ‘ober durch Thätlichkeit; fo wird ſolche, nah Verhältniß bes 
Ranges bes Borgefehten, Beim Officier mit Caſſation und mehrjähriger Veftungsftrafe, 
beim Unterofficier und Gemeinen aber mit 5 bis 10jähriger Veſtunggſtrafe belegt; 
und dieſe Strafe bis zum Todtſchießen erhöhet, wenn wirkliche Gewaltthätigkeit oder 
Verletzung Be iſt. 

d) Bon der Widerſetzung gegen Wachen. 

Art, 55. Widerſetzung gegen eine Wade ober Datronille bei Arschiriihgen; 
Steuerungen eines Unfugs oder Aufſtandes, wirb ber Widerſetzung gegen Vorgeſetzte 
gleich geachtet und beſtraft. 


598 Militairfachen. 


e) Bon Beleidigung ber Schildwachen. 

Art. 54, Die Beleidigung einer Schildwache durch Worte wird mit 4 bis 
Gmwöchentlihem, nach Befinden ftrengen Arrefte, und bie thätliche Beleidigung mit 2 
bis mehrjähriger, auch ſelbſt 5 bis 10jähriger Veftungsftrafe belegt, wenn körperliche 
Berlegung von bleibendem Nachtbeile für die Gefurdpeit erfolgt if. 

f) Vom vereinigten Ungehorfam oder Aufftanbe, 

Art. 55. Wenn eine Militairperfon gegründete Beichwerbeführung zu haben 
glaubt, fo kann fie ſolche allein bei ihrem närhften Vorgeſetzten gebührend anzeigen. 
Aufftand oder vereinigter Ungeborfam gegen Vorgeſetzte, er geſchehe wegen nicht ge- 
zahlter ober vorenthaltener Löhnung und überhaupt aus welcher Urfache er wolle, 
wird bei den Aufwieglern mit dem Tode beftraft. | 

Art. 56. Als Aufwiegler oder Urheber eines Aufftandes werben Die baran 
Theil nehmenden Unterofficiere angefehen. Sind Feine Unterofficiere Dabei gegen» 
wärtig, und bie Aufwiegler fonft nicht auszumitteln; fo werben bie beiden äfteften 
Soldaten im Dienfte als Aufmiegler angefehen und beftraft. 

Art. 57. Bon ben Übrigen Theilnehmern wird, nad Verhältniß der Anzahl 
berfelben, der Ste ober 10te Mann, welchen das Loos trifft, erſchoſſen, und bie übrig 
bleibenden nad Verhäliniß des geringern oder größern Antheild mit 2 bis Ajähriger 
Veſtungsſtrafe beirgt. 

‚Art. 58. Iſt ein folder Aufſtaud nicht gegen Vorgeſetzte oder deren Befehle 
gerichtet; ſo werden die Aufwiegler oder diejenigen, welche nach dem 56ſten Artikel 
als ſolche anzuſehen ſind, nach Verhältniß des geringern oder größern Nachtheils und 
bes beabſichtigten oder ausgeführten Endzweds, mit 5 oder 10jähriger Veitungsfirafe, 
die übrigen aber nach gleichem Verhältniß mit 4 bis bwöchentlichem ſtrengen Arreſte 
bis zu rs Beftungeftrafe belegt. 

Art. 59. Wer von einem entfichenden Aufftande etwas in Erfahrung bringt, 
und ſolches nicht fogleich feinem Vorgeſetzten anzeigt, wird als wirklicher u 
angefeben und beftraft. 

2. Bom Aufenthalt im Quartier. 


Art. 60. Vom Zapfenftreih bis zur Reveille muß jeder Soldat, wenn er fid 
nicht im Dienft befindet, ober Erlaubniß erhalten hat, ſich anderswo aufhalten zu 
bürfen, in feinem Quartier fen. Wer ſich außer dieſen beiden Fällen aus feinem 
Quartier entfernt, bat Stägigen bis Imöchentlichen mittlern Arreft zu erwarten, und 
wird dieſe Strafe bis zu gleichmüßigem ſtrengen Arreſte geſchärft, wenn foiche Ent⸗ 
fernung aus dem Quartier in ber Abſicht geſchehen iſt, um andere Verbrechen auszu⸗ 
üben, und zwar nad) Berhältnig der Sträflichfeit des beabfichtigten Verbrechens. It 
bas beabfichtigte Verbrechen wirklich vollführt: fo wird bie barauf ſtehende geſetzliche 
Strafe geſchärft. 

3. Bon treuer Aufbewahrung der Armatur» und Montirungsftüde. 

Art, 61. Jeder Soldat muß feine Armatur- und Montirungsfahen möglihft 
in Adıt nehmen. Wer fih hierin eine Nachläſſigkeit zu ſchulden kommen läßt, wird 
nad Verhältniß bes dadurch verurſachten Nachtheils mit mittlerem Arrefte beftraft. 

Art. 62. Wer aber dieſelben vorfäßlichermweife verdirbt, verſetzt oder verſpielt, 
hat Stägigen bis 6wöchentlichen firengen Arrefl, und wer felbige verfauft, 1 bie 2 
jährige Veftungsftrafe verwirtt. 

4. Bon ber pünctlichen Stellung zum Dienft, 


Art, 63. Wer zum commandirten Dienft fih nicht pünctlich einfindet, wird 
disciplinariſch beſtraft. Wer aber gänzlich megbleibt, ohne Dur Unmöglichkeit, wonen 
er aber feinem Vorgeſetzten baldmöglichſte Anzeige machen laffen muß, baran behindert 
zu fein, wird mit Btägigem bis Amöchentlichen mittlern Arreſte, und bei Wieber- 
bolungen mit ftrengem Arrefte beftraft. 

Art, 64. Ein Dfficier, ber ſich ein folhes Vergehen zu Schulden kommen läßt, 
bat Btägigen bis 4wöchentlichen Arreſt im Haufe, au nad Befinden im Officier⸗ 
Arreſtzimmer zu erwarten. 
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Art, 695. Wer bei entflandenem Alların ſich nicht auf dem Allarmplatz ein⸗ 
findet, u; boppelt ‚ftrenge geſtraft werben. 


5. Vom Berbalten im Wahhienſt. 


Art. 66. Ein jeder eine Wache commandirender Dffitier ober Unterofficier iſt 
für alles verantwortlich, was auf der Wache vorgeht. Er muß daher die genaueſte 
Aufſicht haben, und beſonders die Schilbdwachen in Gemäßheit Der für Die Wache 
gegebenen Ordres inſtruiren. 

Art. 67. Wer ſich im Wachdienſt befindet, darf ſich ohne Erlaubniß bes Com⸗ 
mandeurs ber Wade bei Strafe 8 bis 14tägigen mittlern Arreſtes nicht davon ent= 
fernen. Diefe Strafe wird bis zu firengem Arrefte, ja felbft bis zu 1 und 2jähriger 
Beftungsftrafe gefhärft, wenn foldes zur Kriegszeit und von einer vorzüglich wid- 
tigen Bade geſchehen ift. 

6. Vom Verhalten auf dem Poſten. 

Art. 68. Eine jede Schildwache muß andere Militair- oder Civilperfonen mit 
Schonung und ſchuldiger Achtung zur Befolgung ber ertheilten Ordres anhalten. 
Geſchiehet Die Widerſetzlichkeit in Der Nähe einer Wache; fo iſt die Schildwache ver- 
pflichtet, Davon bem Befchlehaber der Wache zur weitern Verfügung fofortige An— 
zeige zu maden. Nur im höchſten Nothfall iſt ber Gebrauch der Waffen erlaubt, 
und wer. ſich unzeitige oder unangemeffene Gewalttpätigfeiten herausnimmt, ber bat 
nah Verhältniß der Größe des Exceſfes die ſtrengſte ÄUhndung durch 14tägigen bis 
Amwöchentlichen mittlern, nach Befinden firengen Arreft zu ermarten. 

Art. 69. Keine Shilwahe barf ohne Erlaubniß oder Befehl des Vorgeſetzten 
ber Wade über bie ihr vorgefchriebene Entfernung von ihrem Poften geben, bei 
Strafe 1ätägigen bis Amöchentlichen firengen Arreftes. 

Art. 70. Geſchichet Die Entfernung vom Poſten zur Striegszeit oder gar im 
Angeſichi⸗ Des Feindes; fo wird ſelbige im erſten Fall mit 1 bis Ajähriger Beftungs- 
ftrafe belegt, und im letztern Hall kann dieſe Strafe felbit bis zum ZTobtfdießen 
erböhet werden. 

Art. 71. Keine Schildwache darf Das Gewehr von fid feßen, ſich niederfegen, 
niederlegen, eſſen, Tabad rauden. oder andere nicht zum Dienft gehörige Dinge vor- 
nehmen, bei Strafe 8 bis 14tägigen mittlern, auch nad Befinden ſtrengen Arreſtes. 
Art. 72. Wer auf dem Poſten ſchläfſt oder ſich berauſcht, wird mit A bis 8 
wöchentlichem ſtrengen Arreſte beſtraft. Geſchieht ſolches zur Kriegszeit in der Nähe 
oder Angeſichts des Feindes, ſo wird cs mit mehrjähriger Beftungeitrafe, ja ſelbſt 
bem Tode beftraft, je nachdem geringere ober größere Gefahr vorhanden, ober zu 
beforgen gemefen ift. 

Art. 73, Iſt einer Schildwache bie Auffiht über Magazine. ober fonftige 
Gebäude und Militatr-Transperte oder Sachen anvertrauet, und es wird Daraus oder 
davon etwas entwandt ober Daran beſchädigt; fo wirb fie eben fo beftraft, als babe 
fie ſolches felbft gethan, wofern fie nicht beweifen kann, daß ihr ſolches zu verhindern 
unmöglich geweſen fei; und Doppelt harte Strafe hat felbige verwirft, wenn fie es 
felbft gethan, oder daran Theil genommen bat. 

Art. 74, Meberhaupt ift jedes von einer Schildwache begangene Verbrechen 
doppelt hart zu betrafen, woferne nicht für einzelne Fälle bie Kriegs⸗Artikel nament- 
lihe Strafe beftimmen. 

7. Bom Bewahen und Escortiren ber Gefangenen. 

Art. 75. Wer einen ihm zur Bewachung und Escortirung anvertraufen 
Arreftaten entweichen läßt, und geſchiehet ſolches aus Nachläffigkeit; fo hat er Btägigen 
bis Gwöchentlichen mittlern Arreſt zu erwarten, nad Berbältnig ber Wichtigkeit bes 
bem Arreſtaten angejhuldigten Verbrechens, und der bewiefmen geringern ober größern 
Nachläßigkeit. Diefe Strafe wirb bis zu 2jähriger Beflungsftrafe erhöhet, wenn Dex 
Berhaftete des Verratho oder anderer ſchwerer Verbrechen angefhulbigt war, worauf 
bie. Geſetze 10jährige His lebenswierige Deftumgaftrafe, a oder Todea⸗ 
—* beſtimmt haben. 
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Art. 76. Hat jemand cinen Arreftaten vorjäglich entweichen laſſen ober fort- 
geholfen; fo wird berfelbe nach vorangeführten Verhältniſſen mit 4 bis Gwöchentlichem 
firengen Arrefte, 1 bie mehrjähriger Beflungsftrafe, ja ſelbſt im letztern Falle, wenn 
nämlid der Arreftat vorgebachter Verbrechen angeſchuldigt war, mit 2 bis Ajährigem 
Kugelſchleppen beftraft. 

Art. 77. Hat fih ein Officier jo etwas zu ſchulden Fommen laͤſſen; fo bat er 
nach Verhältniß ber vorangeführten Umflände angemefjenen Arreft im Danfe, im 
Dffirier-Arreftzimmer, auf der Veſtung, ja felbft Caffation zu erwarten. 

8 Bon Berbalten auf dem Marſch. 

Art. 78. Wenn ber Generalmarfch gefchlagen wird, fell jeder. Soldat fi auf 
dem Sammelplab ungefäumt einfinden. Jede Berfpätung wird beim Officier mit 
Arreft, beim Unterofficier mit 14tägigem mittlern, und beim Gemeinen mit Stägigem 
ftrengen Arrefte beftraft. Ber Wiederholungen fol die Strafe verdoppelt werden. 

Art. 79. Wer gänzlich zurüdbleibt, wird als Deferteur angefehen und beftraft, 
moferne er nicht. beweilen kann, daß ihm das Kommen unmöglich geweſen ift. 

Art. 80. Beim Marſch muß jeder auf dem ihm angewieſenen Plat bleiben, 
bei Strafe eines 8 bis 14tägigen mittlern, nad Befinden auch firengen Arreſtes. 
Wer ohne Erlaubniß feines Vorgefegten zurüdbleibt, und über eine Biertelftunde von 
feinem Corps betroffen wird, mwirb ohne Rüdfiht auf etwanige Entfhuldigung wegen 
Ermübung oder Krankheit nad) Befinden als Deferteur angefehen und beftraft. 

9, Bom Verhalten vor dem Feinde, 

Art. 81. Ein jeder Soldat, weiber zum Marſch gegen den Feind beorbert ift, 
und fi nicht auf feinen Poften begiebt, wirb mit 6wöchentlichem frengen Arrefte, 
ber Unterofficier aber mit Degrabation und 6wöchentlichem mittleren Arrefte beitraft. 
Geſchiehet foldes aber aus Feigheit, um für eigene Sicherheit zu forgen, fo hat ber- 
felbe 2 bis 4jähriges Kugeljchleppen verwirkt. 

Art. 82, Sollte fih wider Erwarten ein Offlcier fo etwas zu fhulben kommen 
lafien; fo hat er im erften Sal 4wöchentlichen Arreft, im letztern Ball aber Caffation 
zu erwarten. | 

Art, 83. Wer bei einer Action mit dem Feinde feigerweife, als angeblich 
bleffirt, das Gefecht verläßt, zuerſt fein Gewehr wegwirft, oder die Flucht ergreift, 
bat den Tod verwirkt, und Tann fogleih auf der Stelle erfchoffen werben. Sollten 
mehrere foldhes geihan haben, ohne vom Zeinde dazu gezwungen zu fein; fo wirb 
son ihnen, nad Verhältniß der Anzahl, ber Ste oder 10te Mann, welchen bas Loos 
beftinnmt, erfihoffen, und bie übrigen werben mit 2 bis Ajährigem Sugelfchleppen 
beftraft. 

Art, BA... Wer fih bem Feinde, ohne von ihm dazu gezwungen zu fein, muth- 
Ioferweife gefangen giebt, ober bei ber Retirade fein Gewehr megwirft, bat nad 
Befinden 2 bis Ajähriges. Kugelfchleppen zu erwarten. Gefchiehet foldhes aber von 
einer ganzen Compagnie, oder noch größeren Truppenabibeilung; fo wirb ber 10te 
Mann, welden das Loos beftimmt, erſchoſſen, und die übrigen mit 2jährigem Kugel⸗ 
fchleppen beftraft. 


Drittes Bapitel. Bon ben fonftigen Vergehungen unb Verbrechen 

ber Militairperfonen, welde eine unmittelbare nahe Beziehung 

zum Militairbienft haben, und daher zu den Militair-Berbreden 
gerechnet werben. 


1. Bon der Trunfenheit. 

Art, 85. Die Irunfenbeit außer Dienft wirb als Disciplinar» Vergehen von 
ben Vorgeſetzten mit Rüdfiht darauf, ob foldhe zufällig ober vorſätzlich geſchehen, 
mit 8 bis 14tägigem mittleren, nach Befinden firengen Arreſte beftraft. 

Art, 86. Findet ſich Jemand zum commanbirten. Dienſt beirunfen ein, ober 
berauſcht fh im Dienfte felbft, fo Daß.er dazu ‚unfähig wirdz ber. bat zum erſtenmal 
14tägigen jtrengen Arreft zu erwarten. 
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Art, 87. Bei Wisberholungen find diefe in ben. beibem vorhergehenden Artikeln 
beitimmten. Strafen im erſten alle bis. zu Gmwöchentlichem Ätrengen Arreſt, und im 
legten Falle felbit bis zu 1jähriger Veſtungsſtrafe zu ſchärfen. 

Art: 88. Hat: Jemand außer; Dienſt in bewußtioſer Trunfenheit ein Berbreihen 
begangen; fo kann ihm dieſe Trunkenheit nur alakann zur Milberung gereicen, 
wenn der Raufch: zufällig, das heißt nicht in ber Abſicht, um. ein Verbrechen zu 
begeben, entftanten if. In vorfeglihem Raaldr begangene Amar werden noch 
härter als fonft beitraft. 

‚Art: 89. Sind bie Berbreihen bei bemußtlofer Trunkenheit im Dienſt begangen; 
ſo wird die geſetzliche Strafe allemal geſchärft, ja ſelbſt bis zur Verdoppelung, wenn 
ber zu Verurtheilende ſich vorſätzlich berauſcht hat, um ſolches Verbrechen auszuüben, 

Art. 90. Ein Betrunkener kann nur erſt nach völlig wiedererlangter Beſinnung 
beſtraft werden, und ſoll er nicht durch beſchimpfende oder unnöthig harte —— 
zu größeren Bergehungen gereizt werden. 

2. Vom Spiel. 

Art. 91. Alles und jedes Hazardſpiel iſt nu ben Militairperfonen, in Ge⸗ 
mäßheit ber wider bie Hazardſpiele erneuert erlaſſenen Verordnung vom 1ften Juli 
d. J., bei Strafe bes Dienftverluftes, und zugleich einer Geldſtrafe von: 100 bie 
500 Rthlr. Für Das fogenannte Bantmaden, und 50 bis 300 Rthlr. für- bae Mit⸗ 
ſpielen, ernſtlich unterſagt. 

Art. 92. Befindet ſich jemand außer Stande, die gedachte Gelbſtrafe erlegen 
zu können; ſo hat er an deren Stelle, nebſt dem Verluſt des Dienftes, 1 bis 5 
monatlichen Veſtungsarreſt zu gewärtigen. 

Art, 93. Unterofficieren und Gemeinen wird. jebes Spiel um Geld, es habe 
Namen wie es wolle, bei 8 bis 1Atägigem mittleren Arrefte, und Das Hazardfpielen 
bei Strafe 1Atägigen bis Awöchentlihen mittleren Arreſtes unterſagt, welde Strafe 
bei Wiederholungen bis zu bwöchentlichem ſtrengen Arreſt geſchärft werben kann. 

3. Vom Schuldenmachen. 


Art. 94. Das Schuldenmachen wird allen Militairperfonen aufo ernftchhe 
verboten. 

Art. 95, Hat ein Officier Schulden a: ohne felbige durch Gagenabzug 
oder fonfliges :Bermögen bezahlen zu Tönnen; ſo mwirb er, nach Verhältniß der. babei 
bemwiefenen geringeren ober größeren Unbrfonnenhrit und LZeiehtfinns, oder des Danges 
zum unorbentlidyen Lebenswandel, mit 2 bis Gmonatlihen Beflungsarrefte beſtraft. 

Art. 96. Der Abzug son den Gagen ber OÖffisiere zur Bezahlung: ihrer 
Schulden wird nad Verhältniß Der Größe der Schuld usb bes zus Dienft noth- 
wendigen Bedarfs des Schuldners beſtimmt; jedoch darf bie Gage befielben ohne 
feine Zuftimmung nit über. ben britten Theil gekürzt werben. 

Art. 97. Ein bereits gerichtlich angeordneter Bagenabzug Tann durch gericht⸗ 
liches Erkenntniß wiederum herabgeſetzt werden, wenn ſolches der Dienſt, für welchen 
die Gage beſtimmt iſt, nothwendig machen ſollte. 

Art. 98. Unterofficiere und Gemeine, wenn ſelbige Schulden gemacht haben, 
ohne ſolche bezahlen zu können, ſind gleichfalls nach dem Grade der Unbeſonnenheit 
und des Hanges zum unordentlichen Lebenswandel mit 8tägigem mittleren bie 4 
wöchentlichen ftrengen Arrefte zu beftrafen. 

4. Bon Verlobungen unb Verheirathungen. 

Art. 99. Keine Militairperfon darf fi) ohne Vorwiſſen und Conſens der höheren 
Vorgeſetzten verloben oder verheirathen. 

Art. 100. Iſt demnach ſolches geſchehen; fo. wird das Verlöbniß, wenn auch 
die Schmwängerung erfolgt if, ober die Ehe als. ungültig aufgehoben. Der Officier 
wird im erften Sal. mit Arrefl, im zweiten Fall aber mit Dienftentlaffung beſtraft. 

Art. 101. LUinterofficiere und Gemeine werben im erſten Ball mit- 8 bis 14 
— mitileren er und im ah Fall mit Gmonatliddem — 
eſtraft. 
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Art- 102. Heirathsconſenſe für einen Dfficier, und bie ihnen gleich rangirenden 
Militairperfonen, müſſen durch bie vorgejehten Chefs bei Sr. Herzogl. Durchlaucht 
nachgeſucht werben. Ä 

Art, 103. Wenn Subaltern⸗ Officiere darum nachſuchen wollen, ſo müſſen fie 
beweiſen, daß fie zu ihrem Dienſteinkommen einen jährlichen Zuſchuß von wenigſtens 
500 Rthlr. aus eigenem Vermögen haben, oder durch das Vermögen der Braut 
erhalten. 

Art. 104. In Friedens zeiten darf ſich die Anzahl der beweibten Unterofficiere 
und Gemeinen nur auf 10 Mann bei jeder Compagnie erſtrecken, in Kriegszeiten 
aber gar fein Heiraths-Conſens ertheilt werden. 

Art, 105. Bis dahin, Daß die Anzahl ber beweibten Unterofficiere und Ges 
meinen bei einer Compagnie bis auf 10 Mann geruntergeient iſt, darf gleichfalls Fein 
Heiraths⸗-Conſens ertheilt merben. 

Art. 106. Die erften Militairvorgefegten. find bafür verantwortlich, das bie 
Vorſchrift des 10Aten und 105ten. Artifeld genau befolgt wird, und follen baher für 
bie Folge für Lnteroffieiere und Gemeine nur von ihnen auf voraufgegangenes 
Anſuchen der Compagnie-Chefs Heirathe-Confenfe ertheilt werden Fünnen. 

Art. 107. Bei Ertheilung der Heiraths«Conſenſe fol allemal auf die Bermö- 
gensumftände, Tüchtigkeit und fonflige Gefchidlickeiten der Braut Rüdjiht genommen 
werden, fo daß zu vermuthen iſt, Daß ber Unterofficier oder Gemeine durch die vor—⸗ 
habende Ehe in feinen häuslichen Verhältniſſen verbeſſert wird, worüber bie Compagnie- 
Chefs zuverläſſige Erkundigungen einzuziehen, und ſolche dem vorgeſetzten Chef ge— 
wiſſenhaft anzuzeigen haben. 

5. Von der Mufterung. 

Art. 108. Ein jeder Officier, welcher bei ber Mufterung von einem andern 
Bataillon oder einer andern Compagnie, oder überhaupt ein anberes nicht zum Bataillon 
oder zur Compagnie geböriges Individunm aufgeftellt hat, fol caffirt werben. 

Art. 109. Eben fo werden Diejenigen Dfficiere beftraft, welche zu ſolchem 
Zwed Leute oder Armatur: und Montirungsfachen hergegeben haben. 

Art, 110. Wer fih zu einer ſolchen Aufftellung hat mipbraugen laſſen, hat 
Awöchentlichen firengen Arreſt verwirft. 

6. Bon den gegen Perfonen verübten Beleidigungen und Gewaltthätigfeiten. 

Art, 111. Eine ber erſten Berufspflichten des Soldaten it es, Ruhe und 
Ordnung im Staate aufrecht zu erhalten, und er muß fich Daher, vor allen anberem, 
Jeber wörtlihen ober thätlihen Beleidigung und Gewaltthätigkeit enthalten. 

ap Bon twörtlihen und Fhätlicheri Beleidigungen. 

Art. 112. Wörtliche Beleidigungen und die Beranlafjung dazu werben mit 
verhältnigmäßigem Arrefte beftraft, und doppelt bart, wenn ber Beleidiger auch die 
Veranlaſſung zum Streite gegeben hat. 

Art. 113. Thätliche Beleidigungen, ohne körperliche Verletzung, — nach 
Verbältniß der erſchwerenden Umſtände, beim Officier mit Btägigem bis Awöchentlichem 
Arrcfte im Arreftzimmer, bei Unterofficteren und Gemeinen aber mit Btägigem bie 
Amöchentlichent mittleren Arrefte beftraft. 

Art. 114. Sind erhebliche förperliche Berlegungen erfolgt, fo werben folde, 
nad dem Grabe ber Erheblichfeit, und je nachdem ganz oder nur zum Theil Wieder⸗ 
berftellung erfolgt, mit Stägigem bis Bwöchentlichem firengen Arrefle und 1 bie 10 
jähriger Veſtungeſtrafe belegt. 

Art. 115. Alle in ben beiden vorhergehenden Artikeln gedachten Bergehungen 
ober Verbrechen find beppelt hart zu befirafen, 1): wenn felbige gegen den Wirth 
ober deſſen YSamllie, ober gegen Wehrloſe, als Brauensperfonen, zumal ſchwangere, 
Kinder u. ſ. w. verlibt find; 2) wenn ſich ber Beleidiger dabei feiner Waffen ‚bedient 
bat; 3) wenn ber Beleldiger ‘zugleich Urheber des Streits geweſen ift. 

Art. 116. Wörtlige oder thätliche Beleidigungen gegen üffentlibe Behörden 
und beren Mitglieder find gleihfalls doppelt hart, auch nach Sefinden noch härter zu 
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betrafen, befonbere dann, ‚wenn fie in Ausübung ihrer Amtepflichten begriffen 
eweſen ſind. 

Art. 117. Sind die Gewaltthätigkeiten von mehreren in Geſellſchaft mit Vor⸗ 
bedacht verübt worden, fo werben bie Anflifter doppelt hart beſtraft, und als folde 
werben allemal bie etwa dabei befindlichen Officiere oder Unterpfficiere angefehen. 

Art, 118. Bon felbft verſteht es ſich übrigens, Daß bie wörklichen oder thät- 
lichen Beleidiger aud zu ber von ben Livilgefegen vorgefchriebenen Privatgenugthuung, 
ale eg Abbitte, Entfhädigung u. ſ. m. verpflichtet und anzuhalten find. 

b) Bon der Nothwehr. 

Art. 119, Die Nothwehr gereicht zwar auch dem Soldaten zur Entſchuldigung 
wenn er ſich wirklich in Gefahr befunden hat, verwundet ober getödtet zu werden, 
jeboh muß berjelbe nicht Beranlaffung. bazu gegeben haben, ober gar ber angreifende 
Theil geweſen fein, auch muß das bei der Gegenwehr angewandte Mittel zu ber vor⸗ 
handen geweſenen Gefahr im Vexhältniß ſtehen. 

Art. 120. Außer diefem Falle ber gerechten Nothwehr, wird thätliche Berlegung, 
welche den Tod zur Folge bat, mit der Strafe Des Todtſchlags belegt. 

ec) Von Duellen. 

Art. 121. Alle vorſätzlich angeſtellten Duelle oder Zweikämpfe, innerhalb oder 
außerhalb Landes, bie Herausforderungen dazu und Annahme derſelben, das Cartell⸗ 
tragen,‘ das Secundiren, die Beiwohnung derſelben als Zeugen, und überhaupt alle 
und jede Handlungen zur Beförderung oder Ausführung derſelben, als Anleihen und 
Herbeifchaffen ber Waffen, u. |. mw., werben, noch Vorſchrift des Duelledicts vom 
2öften Septbr. 1786, nad) Befinden mit entehrender Caſſation, Landesverweiſung und 
Leib⸗ und Schenäftrafen beftraft. 

Art, 122. IR wirkliche Entleibung erfolgt, fo foll ber Thäter, gleichviel ob er 
Beleidiger ober Derausforberer gewefen iſt ober nicht, mit ber gefeglichen Strafe des 
Zobifchlags belegt werben. 

Art. 123. Wenn einheimifhe Dffictere von auswärtigen Offitleren außerhalb 
Landes beleidiget werden, und ſie keine anderweitige Satisfactivn, als durch einen 
Zweikampf erlangen können, ſo behalten ſich Se. Herzogliche Durchlaucht die Be— 
ſtimmung der Strafe für jeden einzelnen Fall, nad Verhältniß der weniger ober mehr 
Dazu gegebenen Beranlaffung, bevor. 

d) Bon ber Nothzucht. 

Art, 124. Gewaltfame Shänbung eines Brauenzimmers ober Nothguht wird 
mit 5jähriger Beitungsftrafe belegt. 

Art. 125. Iſt die Nothzucht an einem Frauenzimmer unter 12 bis 14 Jehren 
verübt, fo wird die Strafe bis zur Bjährigen Beftungeftrafe geſchärft. 

Art. 126. Hat ſich der Schuldige bei einer Nothzucht durch thätliche Mit⸗ 

wirkung anderer unterftägen laffen, fo wird er ſelbſt, je nachdem bie un an 
einem Frauenzimmer Aber ober unter 12 bis 14 Jahren verübt ift, mit 8 bie 10 
jähriger: Beftungsfirafe und die Mithelfer, wenn fie nicht zugleich auch bie Nothzucht 
verübt Haben, mit Iyähriger, fonft. aber gleichfalls mit B bis 10jäpriger Veſtungs⸗ 
ſtrafe belegt. 
Art. 127. Hat die Genothzüchtigte Schaben an ihrer Geſundheit gelitien, oder 
it fogar ber Tod dadurch veranlaßt worden, fo wird Die Strafe, zugleich mit 
Nüdficht darauf, ob felbige allein ober durch Mitwirkung anderer verübt ift, bis zu 
40jähriger, lebenswieriger Beftungsftrafe,; ja ſelbſt bis zum Todtſchießen geſchärft. 

‚Art. 128. Sf der Urheber einer in Geſellſchaft verübten Nothzucht nicht aus⸗ 
zumitteln, fo wirb der Höchſte im Grade, und bei gleichem Grabe bei Aeltefte im 
Dienft, als Urheber angefehen und beßraft. 

ec) Bon ber Entführung. . 

Art. 129. Die gewaltſame Gntführung eines unboſcholtenen unverbeitntheten 
Frauenzimmers wider Willen ber eltern oder fonftiger Borgefehten, wird .mit 1 bis 
2jähriger Veſtungeſtrafe Kelegt, und birfe Strafe wird, nad. Verhäliniß ber ange» 
wandten Gewalt, big zu Sjähriger Veſtungsſtrafe erhöhet, wenn. Me Euitführung zu⸗ 
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gleich wider ben Willen ber. Entführten geſchehen iſt. Iſt bie Entführte verbeivatbet 

gemwefen, fo wird bie Strafe, mit Rüdſicht die vorgedachten — bis zur 

Verdoppelung geſchärft. 

7. Von den gegen die Sicherheit fremden Eigentums verübten Milfair- Verbrechen. 
a) Don PVeruntreuung anvertrauten Guts oder Gelber. 

Art. 130. Sr. Herzoglihen Durchlaucht ernftliher Wille ift es, daß Hödft- 
dero Truppen alles, was für Liefelben an Löhnung, Service, Montirung, Proviant 
u. f. mw. geliefert wird, richtig und zur rechten Zeit gegeben werde. Jede Vorent— 
haltung oder Berfürzung daran wird mit Kaffation, und, nad Verhältniß des gerin- 
geren oder größeren bösartigen Vorſatzes, überbies mit 1 bie‘ 2jähriger Veſtungs⸗ 
ftrafe belegt. 

Art. "st. Jede ſonſtige Veruntreuung anvertraueten Guts oder Gelder wird, 
nach Vorſchrift der in dieſer Hinſicht unſerm Zten Juni 1784 erlaſſenen Gonftitution, 
nad Befinten mit Berluft bes Dienftes, ber Ehre, Landesverweiſung und Beflungs- 
firafe beahndet. 

b) Bom Marobiren und Plünbern. 

Art. 132. Wer in Kriegszeiten, ohne Befehl ober Erlaubniß bes Vorgeſetzten, 
in den Hof, Garten, Gebäude oder überhaupt in einen befriedigten Bezirk eines Be— 
wohners eingedrungen iſt, und daſelbſt Vieh, Geflügel, Fleiſch, Früchte, Gemüſe oder 
ſonſtige Lebensmittel ober Fourage weggenommen hat, fol als Marodeur mit 4 bie 
Gwöchentlichem ſtrengen Arreſte beftraft werben, 

Art, 133, Wenn das Marodiren von mehreren in Geſellſchaft verübt wird, 
fo werben die Anführer, oder melde nach Vorſchrift des folgenden 138ften und 139fen 
Artikels als foldhe anzufehen find, mit 2 bis Ajähriger Veſtungoſtrafe belegt, bie 
übrigen aber mit Gwöchentlihem ſtrengen Arrefte beſtraft. 

Art. 134. IR das Marodiren von mehreren in Geſellſchaft mit gemwaffneter 
Hand verübt. worden, fo. folen bie Anführer, ober. welche nady Dem vorgebanten 

138ften Artifel als folde anzufehen find, mit Ajährigem, und Die übrigen mit 2jäh- 
rigem Kugelichleppen beftraft werten. 

Art. 135; Ein jeber Unterofficier ‚ober Soldat, welcher ohne Befehl oder 
Erlaubniß ſeines Vorgeſetzten über eine halbe Stunde hinter ſeinem Corps betroffen 
wird, ohne hinreichende Entſchuldigung angeben zu können, wird, als des Marodirens 
verdächtig, mit Amüchentlichem ſtrengen Arreſte beſtraft, woferne er nicht, nach Vor⸗ 
ſchrift des si Artitels, ale ber Defertion verbächtig anzuſehen und gu be= 
ftrafen iſt. | 

Art. 136. Jeber unterofficier oder Soldat, welcher, ohne Befehl oder Er⸗ 
laubniß ſeines Vorgeſetzten, mit gewaffneter Hand von freundſchaftlichen oder feind⸗ 
lichen Unterthanen Gelb oder Sachen durch Drohung oder Gewalt erpreßt, ſich 
folglich eine Plünderung zu ſchulden kommen läßt, ſoll, nach Verhältniß der verübten 
Gewalt, mit 2 bis Ajähriger Veſtungsſtrafe belegt werben, und dieſe Gtrafe wird 
bis zum Todtſchießen erhöhet, wenn muthwillige Zerförungen oder körperliche Ber- 
letzungen von bleibendem Nachtheile erfolgt find. 

. Art, 137, Iſt ſolche Plünderung von mehreren in Gefelfchaft verübt worden, 
ſo follen bie ‚Anführer, ober welche. nah Vorſchrift der nächſtfolgenden Artifel als 
ſolche anzuſehen find,. mit dem Todtſchießen beftraft werben, 

Art, 133. Als Anftifter und Anführer beim Marotiren oder Plündern werten, 
wenn ſolche nicht aus zumitteln find, die beiden älteften im Dienſt angefehen und beftraft. 

Art. 139, Sind Unterofficiere dabei gegenwärtig, und haben fie ſolches nicht 
zu verbindern gefucht, ober, wenn ihnen foldes nicht möglich geweſen, ihren Vor⸗ 
geſetzten nicht baldmöglichſte Anzeige davon gemacht; fo werben ſie mit 1 bis 2jäh- 
riger Veflungäftrafe, ‚wenn fie aber ſelbſt daran Theil genommen haben, allemal ale 
Anführer angefehen und beftraft. 

Art, 140. Jeber Officier ift verpflichtet, ‚bie zweddienlichſten Mittel zur Ver⸗ 
hinderung bes unerlaubten Marobirens ober Plünderns anzuwenden. Hat er ſolches 
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verabfäumt, uber, menn ihm bie Verhinderung wicht möglich geweſen ift, nicht fofort 
feinem böbern Vorgeſetzten davon Yuzeige gemaht; jo wird er caſſirt, und überdies 
noch mit 1 bis mehrjähriger Beftungaftrafe belegt. 

Art. 141. Eine jede Militairperſon, welche wiſſentlich durch Marobiren oder 
Plündern herbeigeſchaffte Sachen angenommen ober angekauft hat, wird, wenn es ein 
Dffieier if, mit Caſſation, ber ee ünb Gemeine aber mit 4: Hi ———— 
lichem ſtrengen Arreſte beſtraft. 

0) Bon ber Brandſtiftung. 

Art. 142. Eine jede Militairperfon, welche — — belimnten 
Befehl des Oberbefehlshabers an Magazinen oder ſonſtigen Gebäuden und Woh— 
nungen vorſätzlich Feuer angelegt zu haben, es mag ſolches zum Ausbruch gekommen 
ſein oder nicht, wird todtgeſchoſſen, und kann dieſe Strafe nach Verhältniß des ge— 
ringeren oder größeren Grades ber Bosheit ober des zu beſorgen geweſenen ober 
verurfachten Nachtheils, bis zur Strafe des Schwerdts oder Stranges geſchärſt werden. 

Art. 143. Hat Jemand durch Nachläßigkeit oder Verwahrloſung eine Feuers— 
brunſt veranlaßt, fo wird ſolches nach dem Grade der geringeren ober größeren 
ee mit 4wöchentlichem firengen Arreſte bis zu Ajähriger Veſtungsſtrafe 
beitraft 

Art. 144. Das feuergefährliche Tabackrauchen, befonbers bei und in Magazinen, 
in. ber Nähe von Ammunitionen und fonft leicht een Sachen, au 
Befinden mit 2. bis Ajähriger Beflungsftrafe belegt. 


Biertes Capitel. Bon ben Militair-Berbreden ber jum Militairdienſt 
Verpflichteten vor ihrem Eintrjtt in den RNilitairdienſt. 


1. Bom Gntweihen vor- ber Geſtellung zum Militairdienſt. 


Art. 145. Wer zum Militairdienſt verpflichtet, und als ſolcher: bereits in bie 
Regifter eingefchrieben ift, jedoch vor ber -mirklihen Stellung beim Militair ins 
Ausland entweicht, wird mit 1jähriger Veſtungsſtrafe belegt, und muß demohngeachtet 
feine Dienſtzeit ausdienen. Wenn ſich derſelbe binnen A Jahren, vom Tage ber 
Entweichung an gerechnet, nicht wieder einfindet, oder ertappt wird; ſo wird auch 
fein Vermögen, welches er am Tage der Entweichung befaß, oder ibm in der Folge 
anpeimfallen follte, zum Beſten ber Militaircaffe confiscirt. 


2. Bon ber Verſtümmelung, um fid zum Militairdienſt umbraugbar zu machen. 


Art. 146. Wer, zum Militairdienſt verpflichtet und ſchon in bie Regiſter ein- 
getragen, den Berfuh macht, ſich durch Verftümmelung feines Körpers zum Militair- 
dienſt untüchtig zu machen, ohne benfelben völlig ausgeführt zu haben, hat 4wöchent- 
lichen ſtrengen Arreit bis Gmonatlihe Veflungsftrafe zu erwarten. IR Semand durch 
bie Ausführung des Verſuchs zum Militairbienft unfähig geworben; fo wird er mit 
1 bis 2jähriger Veſtungsſtrafe belegt. Wird dieſes Verbrechen von einem im 
Militairbienft bereits befindlichen Soldaten begangen, fo wird Die Strafe verdoppelt, 


3. Bon Begehung entehrender Verbrechen in gleicher Abſicht. 


Art. 147. Wenn Jemand, der, als zum Militairdienſt beftimmt, bereits in bie 
Negifter eingetragen ift, überführt wird, ein entehrendes Verbrechen in der Abſicht 
begangen zu haben, am dadurch zum Militairdienft unfähig zu werden, fo wird bie 
auf ſoſches Verbrechen ſtehende gefehlihe Strafe verboppelt, welche Strafe gleichfalls 
denjenigen trifft, der ſich bereits im Milttaisbienft befindet. 


4. Bon Verhehlung bereits erhaltener entehrender Strafen, | 


Art, 148, Wer bei feinem Eintritt in Den Militairdienſt eine früher. erlittene, 
ſelbſt nad den Givilgefegen entehrende Strafe verjchwiegen hat, Soll mit —— 
Dienſtentlaſſung und 1jähriger ee belegt werben, 
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Tualas IH. ‘ 
Bon gemeinen Berbrehen und deren Befrafung. 
1. Begriff derfelben und allgemeine Vorbemerkungen. 


Art, 149, Gemeine Berbrehen ber Militairperfonen Hub ſolche Verbrechen, 
welche eine unmittelbare oder mittelbar nahe Beziehung zum Militairdienſt haben. 

Art. 150. Diefe gemeinen Verbrechen werden nad Vorſchrift ber Civilgeſetze, 
zu beren pünktlihen Erfüllung Die Militairperfonen gleichfalls verpflichtet find, beitraft. 
Jedoch ift im allgemeinen dabei zu bemerfen: 1) bag nach Vorſchrift des 2Aften 
Artikels "gegen Militairperfonen in der Pegel nicht auf Geldſtrafen erkannt wirb, 
fondern wenn bie Eivilgefeße Geldftrafen vorfchreiben, folde in verbältnigmäßige 
Arreſt- oder Beftungsfirafen verwandelt werben; 2) bag, wenn fubordinirte Militair- 
perfonen in einzelnen Fällen höheren Civilbehörden unterworfen find, alle Ladungen 
ober fonftigen Befehle und Verordnungen nur durch die ihnen vorgefegten Militair- 
Chefs infinuirt werben Tünnen, damit felbige fih, in Rüdfiht ber Dienftverrichtungen 
ihrer Untergebenen, darnach richten können; 3) bag gleichfalls alle etwanigen Ere- 
eufionsverfügungen gegen fubordinirte Militairperfonen, welche mit feinen Grundſtücken 
angeſeſſen find, nur durch die Militairvorgefehten befhafft werben können. Allein 
ausgenommen hievon find Die Fälle eines Landfafflats, und wenn eine untergeorbnete 
Militairperfon zugleih eine Eivilftelle bekleidet, und fie in dieſer Hinſicht einen be= 
fonderen Gerichtsſtand hat, Die in vorgedachter Rückſicht an die Militairchefs er- 
gehenden Requifitionen müflen jedoch ohne Aufenthalt befolgt werden, es fei denn, 
daß der Dienft ſolches durchaus nicht geftatten follte, als wovon ber requirirenden 
Behörde fofortige Anzeige zu machen ift, 

Art. 151. Bon den gemeinen Verbrechen werben nachbenannte mit benjenigen 
näheren Strafbefiinmungen aufgeführt, melde das Verhältniß des Militairftandes 
nöthig gemadt hat. 

2. Von ber Störung des öffenklichen Gottesdienſtes. 

Art. 152. Störung des Öffentlichen Gottesdienſtes durch Lärmen ober fonftige 
unanfländige Handlungm wird nad Berhältnig des Unfuge mit 2möchentlichem 
ſtrengen Arreft bis zu 1fähriger Veftungsftrafe belegt. j 

3. Bon falſchen Zeuguifien. 

Art 153. Jede Militairperfon, welche bei Unterfuhungen ein falfches Zeugniß 
gegen einen Angefchulbigten abgelegt hat, fol biefelbe Strafe leiden, melde ben An- 
geſchuldigten griroffen haben würde, wenn er hiedurch überführt worden wäre, 

Art. 154. Sonſt wird jebes falſche eiblihe Zeugniß in Gerichten mit 1 bis 
2jähriger Beftungsftrafe und Verluſt der Glaubwürdigkeit, auch nad Befinden der 
Ehre, beftraft. 
4. Bon Berfertigung falfcher Urkunden und Befceinigungen. 

Art, 155. Wer falſche Wechfel, Verfehreibungen, Päſſe, Abjchiede und überhaupt 
fonftige falſche Befcheinigungen oder Urkunden verfertiget, wirb nad Verhältniß des 
beabfichtigten ober verurſachten Nachtheils mit 4wöchentlichem frengen Arrefte bis zu 
2jähriger Veſtungeſtrafe belegt. 

3. Bon Münz-Verbrechen. 

Art. 156. Die Berfertigung falſcher Münzen wird nach Verhältniß bes beab⸗ 
fihbtigten ober angerichteten Schadens mit mehrjähriger Veftungsftrafe, mehrjührigem 
Kugelfchleppen, ja felbft dem Tode beftraft. 

Art. 157, Wer vorſätzlich falfhe Münzen in Umlauf Bringt, wird nach gleichem 
Verhäliniß zu mehrwöchentlichem ſtrengen Arreß bis zu Zjähriger Beflungsftrafe 
verurtheilt. 

Art. 158. Wer gute Münzen beſchneidet, abfeilt ober ſonſt verringert, hat 
mebrwöchentlichen mittleren Arreſt bis 1jährige Veftungsftrafe zu erwarten. 
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6. Bon ben Verbrechen ber Unzucht. 

Art, 159. Die von Unverheiratheten begangene. Hurerei wirb bisciplinarifch 
durch Arreſt beftraft, wobei fih bie Ernährung des Kindes und bie Entſchädigung 
des unſchuldigen Theils nach Vorſchrift der Civilgeſetze von ſelbſt verſteht; jedoch 
können Unterofficiere und Gemeine nur ſodann dazu angehalten werden, wenn ſie 
noch außer ihrem. Solde eigenes Vermögen befigen. . 

- Art. 160. Ale Kuppelei, wenn nämlich jemand. Frauenzimmern zur Betreibun 
der Unzucht bei ſich Aufenthalt geſtattet, oder überhaupt zur Beförderung der Unzuch 
Anleitung und Gelegenheit giebt, wird mit 8 bis 141ägigem mittleren Arreſt beſtraft. 

Art, 161. Der einfache Ehebruch wird auf Antrag bes unfchuldigen Ehegatten 
an dem ſchuldigen Ehegatten mit 8 bis 1Atägigem, der boppelte Ehebruch aber mit 
1dtägigem bis 4wöchentlichem mittleren Arrefte belegt, je nachdem ber oder Die zu 
Berurtpeilende mehr ober weniger Veranlaſſung dazu gegeben hat. 

Art. 162. Wer wiſſentlich eine noch verehelichte Perſon heirathet, oder vor 
Trennung eigner Ehe eine andere vollziehet, hat Aufhebung der ſträflichen Ehe und 
1 bis 2jährige Veſtungsſtrafe zu erwarten. 

Art. 163. Blutſchande wird nad Verhältnig der Nähe bes Verwanbtſchafts- 
Grated, aud der öftern Wiederholungen, mit 2 bis Ajähriger Veftungsftrafe belegt, 

Art. 164. Sobomiterei ober Vermifhung mit dem Vieh und andere wider- 
natürliche Sünden werden mit 5 bis ſOjähriger Veſtungöſtrafe beftraft. 


7. Bom Diebflahl und Raube. 

Art. 165. Der Soldat if vor. allen anteren Staatseinwohnern vorzüglich 
verpflichtet, die Sicherheit fremden Eigenthums auf Feine Weiſe zu verlegen, und ba 
überdies jebe vorfäßliche Begehung eines Diebftahls mit ber militairijchen Ehre 
durchaus unverträglich iſt; fo iſt es Sr. Herzogliden Durchlaucht fefter Wille, daß 
ferner Fein Dieb beim Militair geduldet werben fol, Dagegen aber haben ‚Högft- 
biefelben die Strafen bes Diebftahle zu ſchärfen für nöthig erachtet. 

Art, 166. Wer daher vorfäglid und in gewinnſüchtiger Abſicht fremdes 
Eigenthum entwendet, wird allemal vor ober nad) überflandener anderweitigen Strafe, 
der militairijchen Ehre für verluſtig erflärt und aus dem Militairkanbe. lei: 
Die anderweitigen Strafen find folgende; 

Art, 167. Begehet jemand einen Heinen Diebſtahl, deſſen Werth unter oder 
nicht viel über 10 Rthlr. beträgt, und ſind auch ſonſt keine erſchwerenden Umſtände 
vorhanden, fo bat er TAtägigen bis Gwöchentlichen ſtrengen Arreſt zu erwarten. 

Art. 168. Ein großer Diebſtahl, deſſen Werth bedeutend über 10 Rthlr. ber 
trägt, und von feinen fonft erfchwerenden ———— begleitet iſt, wird mit 1 bie 
en Kugelſchleppen beitraft. 

Art. 169. Berübt jemand einen Diebitahl unter .erfchwerenden Umfländen, als 

. DB. in feinem Quartier, oder. beftiehlt er feinen Cameraden, feinen Vorgeſetzten, 

fircen, Magazine, fonftige öffeutliche Gebäude, öffentlihe Caſſen ‚oder überhaupt 

Militairfahen, u. f. w., fo bat er, nad DVerhältuig der Größe bes Diebflahle, 
Smöchentlihen firengen Arreſt bis Ajäpriges Kugelſchleppen verwirkt. 

Art. 170. Begehet jemand einen gefährlichen oder gewaltſamen Diebſtahl durch 
nächtliches Einſchleichen, Einſteigen oder Einbrechen in Häuſer oder durch Erbrechen 
verſchloſſener Behältniſſe, der wird, nach Verhältniß der angewandten Liſt oder 
Gewalt, auch ſonſt erſchwerenden Umſtände, zu 2 bis Bjährigem Kugelſchleppen 
verurtheilt. 

Art. 171. Wer einen Diebſtahl an Menſchen, mit Androhung gefährlicher Be— 
handlung oder mit angewandter Gewalt verübt, mithin einen Raub begangen hat, 
wird mit 5 bis 10jährigem Kugelſchleppen beftraft, und dieſe Strafe kann bis zur 
Zodesitrafe geſchärft werden, wenn durch die angedrohete oder angewandte Gewalt 
dem Beraubten ein bleibender Nachtheil an ſeiner Geſundheit zugefügt iſt. 

Art. 172. Diebſtahl in Banden, Bee verübt, wirb dem Raube gleich 
beitraft. 
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Art. 173. Alle birjenigen, welche durch Verhehlen, durch Anleitung, durch Ber- 
führung, ober fonft durch Rath und. That zum Diebſtahl behülfich geweſen find, ober 
denfelben begünftigt haben, werben, nach Berhältnig ber Theilnahme, ‚mit den Strafen 
ber Diebſtähle felbit. belegt. 

8. Bom Zodtfchlage, vorſätlichen Morde und Selbſtentleibung. 

Art. 174. Der Todtſchlag wird mit der Strafe des Schwerdts beſtraft, und 
bieſe Strafe finbet in der Regel allemal ſtatt, wenn jemand, außer dem Galle der 
gefeßlich erlaubten Nothwehr, in der Abfiäht, einen Menfchen zu beſchädigen, Hanb- 
lungen ausführt, Wovon ber Tod des Beſchädigten, dem Laufe der Ratur gemäß, 
wothwendige Folge geweſen iſt 

Art, 175. Wer, mit. vorher: überlegtem Vorſatze zu töbten, einen Todtſchlag 
wirklich vollführt Hat, wird ale ein vorſãtzlicher Mörder zur Strafe bes Rades 
verurtheilt. 

Art. 176. Eine gleiche Strafe hat der zu erwarten, wer vorſäͤtſich durch 
Gift tödtet. | 

Art. 177, Wer fih felbft das Leben nimmt, deſſen Körper wird, wenn foldes 
aus Schwermuth gefiheben ift, an einer ‚entlegenen Stelle bee Kirhhofes eingegraben. 
Geſchiehet es aber, um der Strafe eines — zu entgehen, ſo wird der 
Körper auf dem Richtplatze eingeſcharrt. 


Titulus IV. 
Von den Militairgeſetzen, deren Anwendung und den Verhältniſſen 
der Strafen. 
1. Bon den Pflichten der Militair-Vorgeſetzten zur Aufrechthaltung ber Militair⸗ 
geſetze und von ben Disciplinarordres derſelben. 


‚Art. 178. Die Milttair-Vorgefegten haben-bei eigener Verantwortung darauf 
zn feben, Daß bie Kriegsartikel von. ihren Untergebenen genau befolgt werben, und 
fein dagegen verübtes Vergeben ober Verbrechen ungeftraft bleibe; es mag biejerhalb 
Klage erhoben werden oder nicht. Denn nur dadurch ift gute Drönung und Die- 
ciplin ‚beim Militair zu erhalten und zu befürben möglich, 

Art. 179. Ein jeder Commandant eines Ortes, erfter Militair-Chef ober 
Commandeur eines befonderen Truppencorpe bat die Befugniß, Die Den Umſtändeun 
nach erforderlichen Disciplinarorbres oder Neglememts zu erlaffen, melden hiedurch 
gefegliche Kraft. ertheilt wirb, bie jebod nur fo lange gültig find, als ber Commandant 
an bemfelben Orte bleibt, ober ber Chef oder Commandeur die beſondere Truppen⸗ 
Abtheilung befehliget. 

2. Von den Milderungs⸗ und Schärfungs⸗Grünben. 

Art. 180. Bei Beſtimmungen der Strafen auf begangene Verbrechen ſoll 
genau auf die Vorſchrift der Kriegsartikel Rückſicht genommen, und nur, wenn er- 
heblihe Milderungs- ober Schärfungs - Gründe vorhanden ſind, davon abgegangen 
werden können, 

Art. 181. Den Unterfucjungs -Commiffionen wird Die Ausmittelung berjenigen 
begleitenden Umftände eines Berbrechens, worin Milderungs- und Schärfungs-Gründe 
liegen, hiedurch zur vorzüglichen Pflicht gemacht. 

Art. 182. Auf Milderungs- und Schärfungs-Gründe ſoll bei Abfaſſung ber 
Erkenntniſſe nach Vorſchrift der Rechte, Rückſicht genommen werden, worauf die 
Anditeure bei ihren Relationen in ben Stand» und Kriegorrchten aufmerkſam zu 
machen haben. 

Art. 183. Begehet jemand ein Verbrechen, wofür er ſchon einmal geſtraft iſt, 
zum zweltenmal, ſo hat derſelbe daburch bewieſen, daß die erhaltene Strafe zu ſeiner 
Beſſerung nicht hinreichend gewefen iſt, und ſoll daher bie zweite Strafe, nad Ber- 
hältnig bes geringeren ober größeren bösartigen Borfahes, Bis zur Verdoppelung 
geſchärſt werben, woferne die Gefege für. einzene Bälle feine ausdrückliche Strafe 
für die Wiederholung beſtimmt haben, 
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3. Bon ber ſubſidiariſchen Anwendung auswärtiger Kriegerechte und bes 
gemeinen Rechto. 


Art. 184. Wenn etwa vorkommende Fälle in dieſen Kriegsartikeln, auch ſonſtigen 
Landesgeſetzen und Verordnungen, nicht entſchieden ſein ſollten; ſo treten anwendliche 
Militairgeſetze benachbarter Staaten, und endlich auch die gemeinen Rechte ein. 


4. Bon den Verhältniſſen der Strafen gegen einander. 


Art. 185. Zwiſchen mittlerem und ftrengem Arreft findet ein ſolches Verhältniß 
fatt, daß 14tägiger miltlerer Arreft für Stägigen ftrengen Arreſt gerechnet wird. 

Art, 186. Sechswöchentlicher firenger Arreſt fol für Zmonatlichen Veſtungs⸗ 
arrelt gerechnet werben. 

Art. 187. Die Degrabatign der Unterofficiere zu Gemeinen auf unbeflimmte 
Zeit wird Zmonatlicher Beitungsftrafe gleich gerechnet, 

Art. 188. Auf mittleren Arreit kann in ber Regel nur bis zur Dauer von 
6 Monaten, und auf firengen Arreft nur bis zur Dauer von 3 Monaten erfannt 
werden. Sind härtere Strafen rechtlich nothwendig, fo treten die Beftungsftrafen ein. 

Art. 189. Die in den Striegsartikeln feftgefeßten beftimmten Strafen follen 
nicht ohne bie in benfelben vorgeſchriebenen ober fonft rechtlich erheblichen Gründe 
gegen einander vermwechjelt werden können. 


Titulus V. 


Bon dem Gerichtsftande der Militnirperfonen, den Militair— 
gerichten, und den Unterfuhungs-Commifjionen. 


Erftes Capitel. Von dem befreieten Geridhtsftande ber Militairperfonen 
in Civil- und Eriminal-Saden. 


Art. 190, Mile und jede Militairperfonen, deren Ehefrauen, Kinder und Dienft- 
boten haben in bürgerlich-perfünlihen Rechtsſachen und Criminalſachen ihren völlig 
befreieten militairifhen Gerichtsſtand. 

Art, 191. In dinglichen Klageſachen werden felbige vor denjenigen Civilgerichten 
belangt, worunter ihre Grundſtücke belegen find. 

Art. 192.. In Verlöbniß- und Eheſachen ſtehen auch die Militairperfonen 
unter den Landesgerichten, und ftehet den Militairgerihten, nad Vorſchrift ber 
Verordnung vom 10ten Auguft 1782, gleich ben übrigen Untergerichten, nur bie erfte 
Cognition der Sache zn. : 

Art. 193. Der im vorhergehenden 190ften Artifel gebachte befreite Militair- 
gerichtaftand nimmt mit dem Augenblid der Militair-Berpflihtung feinen Anfang, und 
bört mit dem Austritte der Militairperfon aus dem Militairdienft Durch Penftonirung, 
Beabſchiedung, Entlaffung oder durch den Tod wiederum auf. Iedoch beforgt bag 
Militairgericht noch bie Regulirung und Auseinanderfeßung des Nachlafies einer ver- 
ſtorbenen Militairperfon. Sind minorenne Erben vorhanden, fo wird bie Sache 
bemnädft, wenn ber Erblaffer von unterm Grade bis zum Feldwebel hinauf mar, 
an ben Magiftrat bes Wohnorts des Erblaffers, fonft aber an ein Randesgericht zur 
Anordnung nöthiger vormundfhaftlihen Bermögensverwaltung abgegeben. 

Art. 194. Wenn wider Militairperfonen vor ihrem Eintritt in ben Militair- 
bienft bei andern Gerichten Eivil- ober Criminalſachen anhängig find; fo wird ber 
vorige Gerichtsftand dadurch "nicht verändert, fondern biefelben müſſen zur Geftellung 
vor das vorige Gericht bis zur Beendigung der Sache, und zur Erfüllung ber ihnen 
auferlegten Verpflichtungen, angehalten werden. In Eriminalfällen bleibt jedoch dem 
Militair⸗Chef die Vollziehung der Urthel und bie verhältnigmäßige Verwandelung ber 
nicht militairifchen Strafe in eine militairifche überlaffen. Iſt oder wird jedoch bie 
Militatrperfon eines Verbrechens überwieſen, weshalb fie, wenn fie foldhes als Militair- 
perjon verübt hätte, zu fernerm Militairbienft unfähig geworden wäre; fo ift die 
Verpflichtung ungültig, und wirb ber Beruriheilte gänzlih an das vorige Gericht 
ausgeliefert. 

Medi. Sefegfammlung. N. 39 
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Art. 195. Ale Commandanten und übrigen unmittelbaren erſten Militair- 
Chefs oder Commandeurs, fo wie auch bie Aubiteure, ſtehen in bürgerlich perfünlichen 
Rechtsſachen in erfter Inſtanz unter einem beftimmten Landesgerichte, wozu, bis auf 
weitere Verordnung, hiedurch das Hof» und Landgericht verordnet wird, Sind bie 
Commandanten nit zugleih erſte Militair-Chefs; fo werden fie in vorgebadten 
Sachen bei den vorgejchten Chefs belangt. 

Art. 196. In Unterfuchungsfachen wiber die Commandanten und übrige erfle 
Militair- Chefs, auch Aubiteure, behalten Sih Se. Herzogliche Durdlaudt die Er- 
nennung ſpecieller Unterfuhungs-Commiffionen bevor. 

Art, 197. Alle übrigen fuborbinirten Militairperfonen ſtehen in bürgerlich perfün- 
lichen Rechtsfachen, fo wie auch in Disciplinar- und Griminalfacdhen, unter der ihren 
vorgefeßten Chefs übertragenen Gerichtsbarkeit. Die, bei einem etwanigen Ausmarſch 
eines unmittelbaren Militair-Chefs außerhalb Landes, im Lande zurüdbleibenden ihm 
untergeordneten Militairperfonen Reben während feiner Abweſenheit unter der Gerichts⸗ 
barkeit des im Lande befindlichen ohberften und älteſten Staabs- Dfficiere. Nah 
erfolgter Zurüdfunft des Chefs werden dieſe Sachen zum weitern Berfahren an 
ihn abgegeben. 

Art. 195. Keine fuborbdinirte Militairperfon darf fi ohne Vorwiſſen und 
Genehmigung des Militairvorgefegten vor andern Gerichten als Kläger, Beklagter, 
Angefihuldigter oder Zeuge einlaffen. Alle foldhe Einlaffungen ohne Vorwiſſen bes 
Militairvorgefegten, wodurd eine Militairperfon Verpflichtungen gegen andere Gerichte 
übernimmt, find ungültig. 

Art. 199. Wenn Militairperfenen mit Einilperfonen in Klage ober Unterfuhungs- 
jachen oder fonftigen NRechtöverhältniffen, als Kläger, Beklagte, Theilnehmer ober 
Zeugen verwidelt find; fo merden ſolche Sachen nach Borfärift des Reglemente vom 
1iten Auguft 1787 in judicio mixto verhandelt oder unterfucht und abgeurthelt. 
Sind jedoch bie. Civilperfonen den höchſten Landesgerichten unterworfen, jo führen bie 
Zandesgerichte Die Unterfuhung ohne milltairifhe Beiſitzer. Die Verurteilung Der 
Militairinculpaten, in Gemäßheit ber Kriegsartifel, geſchieht jedoch durch Stant- 
oder Kriegsgerichte. 

Art. 200. Wenn die von Militair- und Livilperfonen gemeinſchaftlich began⸗ 
genen Berbredhen der Art find, daß bie Militairperfonen, wenn fie berfelben überführt 
‚werden, dadurch zu fernerem Militairdienft unfähig find; fo werben fie, wenn nahe 
Anzeigen wider fie vorhanden, oder He fonft der That verdächtig find, zum Zweck ber 
Unterfjuhung und Berurtheilung gänzlich an Lie Livilgerichte der Givilinculpaten 
abgegeben. 

Art. 201. Wider beurlaubte Militairperfouen ſtehen ben Ortögeriähten, nad 
Borfehrift der Berordnung vom 30ſten December 1776, bie eriten Verfügungen zu 
einer rechtlich nothwendigen Unterfuhung nur fodann zu, wenn im Orte feine Gar⸗ 
nifon anweſend if. Hievon if Dem Milituirvorgefehten des Beurlaubten zur weitern 
Berfügung förberfamfte Anzeige zu machen. 


Zmeites Sapitel, Bon den Militairgerigten und ben Unterfuhungs- 
Commiffionen oder Berhören, 


Art, 202. Se. Herzoglide Durdlaucht haben ben Eommanbanten und auch ben 
übrigen unmittelbaren Militaire: Chefs die bürgerlich perfünlidde Gerichtsbarkeit erſter 
Inſtanz, fo wie auch Die Griminal-Gerichtsbarfeit über alle und jebe ihnen fubordie 
nirte Militairperfonen, deren Ehefrauen, Kinder und Dienftboten übertragen. 

Art. 203. Sie verwalten die ihnen anvertrauete Gerichtöbarfeit mit Zuzichung 
des ihnen fuborbinirten Auditeurs, oder, wenn berfelbe durch Krankheit, Abweſenheit 
oder auch fonftige rechtliche Dinderniffe behindert if, eines anderen für ihn fwbftitnirten 
Rechtokundigen. 

Art. 204. In bürgerlich perſönlichen Rechteſachen verwalten Re dieſe Grerichts- 
barkeit mit alleiniger Zuziehung des Auditeurs, welcher die nöthigen gerichtlichen Expe⸗ 
ditionen in Gemäßheit der geſetzlichen oder herkömmlichen Proceßordnung nach Bor- 
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ſchrift der Rechte audfertiget, welche ſodann von Milttair- Chef originalifiret, vom 
Auditenr gleihfalle unterfhrieben, und entweder von ihm felbft, oder auf feinen Befehl 
durch den Anditeur zur Expedition beförbert werben, 

Art. 205. Bon den Garnifons- oder Regimentsgerihten gehen bie Appellationen 
oder Duerelen an das im 195ſten Artikel beftimmte Landesgericht, bei welchem auch 
die Belehrungen in Rechtsſachen nachzuſuchen find. 

Art. 206. Zur Unterfuhung der Berbrechen werden für jeden Fall befondere 
Unterfuhunge-Commiffionen, und zur Fällung ber Urtheile Stand - und Kriegsgerichte 
angeordnet, 

Art. 207. Ein jeder unmittelbarer Militatr - Vorgefegte, welchem ein Aubiteur 
untergeben worden, kann Unterſuchungs-Commiſſionen ober Verhöre anordnen. Die 
übrigen Militair-Borgefegten müffen bei erfterem um Anordnung derſelben nachfuchen, 
welcher ſodann enticheidet, ob Unterſuchung ſtatt finden foll oder nicht, 

Art, 208. Zur Unterfuhung wider Unterofficiere und Gemeine wird ein Subaltern- 
Dfficier als Beifiger und ber Aubiteur, in wichtigen Criminalfällen auch noch ein 
Capitain als Präfes commandirt. 

Art. 209. In Unterfuhungsfachen wider Officiere und denen gleich graduirte 
Milttairperfonen werben commanbirt, und zwar 1) wider einen Gubaltern » Öfficter 
ein Capitain als Präfes, ein Subaltern-Dfficter vom Grabe des Inculpaten als 
Beifiger und der Auditeur; 2) wider einen Capitain ein Major als Präfes, ein 
Sapitain als Beifiter und der Auditeur; 3) wider einen Major ein Oberft als 
Präjes, ein Major als Beifiger und ber Aubitenr. 

Art, 210. Geſtatten es bie Umftände nicht, einen Präfes von höherem Grabe 
zu commandiren, fo Tann befien Stelle durch einen älteren Dfficier vom Grade bes 
Inculpaten befeßt werben. 

Art, 211. Das zu einer und berfelben Unterfuhung commandirte Perfonale 
bleibt bis zur Beendigung berfelden unverändert, und nur in Sranfheits- ober 
fonftigen Behinderungsfällen ift die Subflitution geſtatte. 

Art. 212, Es ik den Auditeuren geftattet, bei Unterſuchungen, vorzüglich in 
wichtigen und vermwidelten Fällen, einen dazu tüchtigen Unterofflcier, mit Genehmigung 
bes die Unterſuchung commandirt habenden Militairvorgefegten, zum Protocollführen 
zu gebrauchen, welcher während der Dauer ber Unterfuchung vom anderweitigen Dienft, 
den fo lange bie übrigen Unterofficiere der Garnifon, des Bataillons oder bes 
Regiments übertragen müffen, befreiet bleibt. 

Art. 213. In Hinfiht. der Kührung und Leitung ber Linterfuchungen haben 
die Auditeuge, gleich ben übrigen Unterrichtern, bie grfegliche oder herkömmliche Ber- 
fabrungsart zu beobachten, wobei im allgemeinen zu bemerken: 1) daß bei ben 
kriegsgerichtlichen Unterfuchungen möglichſt ſummariſch verfahren wird, ohne jedoch bie 
gefeßlich nothwendige Form zu werlegen, und 2) bag bei Unterfuchungen ber Militair- 
verbredhen in ber Regel kein articulirtes Verhör ftatt findet. 


Titulus VI 
Bon der Feſtſetzung der Strafen. 
Erftes Eapitel. Bon ber Feftfehung ber Strafen auf Militair- 
Berbreden. 


Art. 214. Der 26fte Artikel beſtimmt, welche Verbrechen Milttair= Verbrechen 
find, und bie Strafen darauf werden allemal durch die Militairvorgefehten ober durch 
Stand- oder Kriegsgerichte feitgefeßt. | 

1. Durch die Militairvorgefeßten. 

Art, 215. Wider Unterofficiere und Gemeine Tann der Compagnie- Eher ober 
Commandeur bie im 25ften Artikel gedachten Disciplinarftrafen, gelinden Arreft auf 
8 Tage und mittleren Arreft auf 3 Tage, ohne zuvorige Anfrage höheren Orts 
verfügen, jedoch muß er bie Nnerbnung bes miltleren Arreſtes dem Bataillono⸗ 
Chef anzeigen. 
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Art. 216. Der Batailons- Chef kann gelinden Arreft auf 14 Tage, mittleren 
auf 8, und frengen Arreft auf 3 Tage, auch Rohrhiebe bis auf 25 verhängen, 
jedoch Die letzteren nur gegen ſolche Individuen, bie durch Arrefiftrafen nicht zu 
beffern geweſen find; auch ift er verpflichtet, von ber Beftrafung durch Rohrhiebe bem 
Regiments Chef Anzeige zu machen, welchem bie Unterſuchung ber Rechtmäßigkeit 
biefer außerordentlichen Verfügung freifteht. | 

Art. 217. Der Regiments- Chef und auch ber Commandant eines Orts Tann 
gelinden Arreft auf 3 Wochen, mittleren auf 14 Tage unb firengen auf 8 Tage, 
auch, unter eben gebachter Bedingung, Rohrhiebe bis auf 50 verfügen. 

Art. 218. Wider Officiere Tann der Bataillons - Chef ohne Anfrage Verweis 
ohne Zeugen und Bermweis vor dem verfammelten Offlcier-Corpe, jedoch den letzteren 
nur in Abwefenheit Des NRegiments- Chefs ober deſſen Stellvertreters verfügen, auch 
muß biefer legtere dem Regiments» Chef angezeigt werden. 

Art. 219. Der Regiments» Chef oter Kommandant eines Orts Tann wider 
Dfficiere überdies Verweis vor dem verfammelten Dfficier-Corps mit Bekanntmachung 
„beim Parof- Befehl, und Stägigen Stuben-Arreft verhängen. 

Art. 220. Uebrigens kann jeder Militair-Vorgefegte wider feine Untergebenen 
den nad Vorſchrift Des 20ſten Artikels nothwendigen Sicherheits-Arreft fofort ver- 
fügen, muß aber gleich nachher Dem höheren Borgefeßten zu weiteren Berfügungen 
Anzeige Davon marken, 

2. Durch Stand= oder Kriegsgerichte. 


Art. 221. Wenn von Militairperfonen Militairverbrechen begangen find, worauf 
die Geſetze höhere Strafen, als die vorgedachten, feftgefeht haben, fo Fönnen 1) 
wider Unterofficiere und Gemeine nur Stand= oder Striegsgerichte, und 2) wider 
Officiere nur Striegsgerichte Urtheile fällen. 

Art. 222. Zum Standgericht werden commandirt ein Gapituin als Präfeg, 
zwei Premier- und zwei Second = Kieutenants als Beifiker und der Aubiteur. 

Art, 223, Ein Standgeriht Tann erfennen auf alle drei Grabe des Arreftes, 
auf Degrabation der Interofficiere, auf Förperlidde Züchtigungen, auf .Gmonatliche bis 
1jährige Beitungsftrafe, und in Defertionsfällen bis auf Zjährige Veſtungsſtrafe. 

Art. 224. Zu höheren Strafen, als mehrjährige Beftungeftrafe, mit Ausnahme 
der vorgedachten Dejertionsfälle, Kugeljchleppen und Zodesfirafen, können nur Kriege- 
gerichte verurtheilen. | 

Art. 225. Zum Kriegegericht werden commandirt: 1) wider Untenoffictere und 
Gemeine ein Major als Präjes, zwei Capitains, zwei Premier- und zwei Secont- 
Lieutenantse als PBeifiker und der Aubiteur. 2) Wider Subaltern- DOfficiere ein 
Major als Präfes, vier Capitains und zwei Subaltern=Dfficiere, jedoch nicht unter 
dem Grabe des zu Berurtheilenden, als Beifiker, und ber Aubiteur. 3) Wider einen 
Capitain ein Oberft als Präfes, vier Majors und zwei Capitains als Beifiger und 
ber Auditeur. 4) Wider einen Major ein General als Präfes, vier Oberften und 
zwei Majord als Beifiger und der Auditeur. 

Art. 226. Wenn e3 die Umſtände nicht geflatten, alle Mitglieder eines Kriegs⸗ 
gerichtö nad ben im vorhergehenden Artikel vorgefchriebenen Graden commandiren zu 
fönnen, fo foll der Kommandeur des NKriegsgerichts die fehlenden Mitglieber aus ben 
zunächſt unteren Graben, doch nie unter dem Grabe bes zu Verurtheilenden, zu beor- 
bern beredtiget fein. 

Art. 227. Die Stand= und Striegegerichte werben vom Regiments “Chef ober 
jedem andern unmittelbaren Chef angeordnet. Sind bie Verbrechen aber im Gar: 
nifondienft begangen, jo commanbirt bie hierüber anzuordnenden Stand» und Kriegs⸗ 
— ber Commandant Des Orts, der auch bie Unterſuchungen in ſolchen Fällen 
verhängt. 

Art, 228. Berwanbte bes zu Verurtheilenben bis zum Aten und Verſchwägerte 
beffelben bis zum Iten Grabe inclusive, können fo wenig bei Stand- und Arirge- 
gerichten, als bei Unterfuchungs - Commiffionen commanbirt werben. 
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Art. 229. Außer dem alle der zu naben Verwandtſchaft und ber Behinderung 
dur Krankheit, Darf fih niemand der zum Stand= oder Striegsgerichte Commanbirten 
dDiefem Auftrage, bei Strafe der Caſſation, entziehen. 

Art. 230. Wenn wider Generale, Commantanten, Regiments» Chefd ober 
Bataillons⸗Chefs, Kriegsgerichte nothwendig werben follten, fo behalten fih Se. Herzogl. 
Durchlaucht bie Anordnung derſelben in jedem fperiellen Falle bevor, 


3. Bon ber Berfahrungsart in den Stand- und Striegsgerichten. 


Art. 231. Die Stand= oder Sriegegerichte werben entweder im Conmans 
Dantenhaufe oder im Quartier des commankirten Präfes gehalten, welches von dem 
Befehle Des Commandeurs ber Stand= oder Kriegsgerichte in jedem einzelnen Falle 
abhängig if. Wenn fih die zum Stand- oder Kriegsgerichte Commandirten am 
beftimniten Orte und zur beflimmten Stunde eingefunden haben, fett fih ber Präfes 
oben an, ber Auditeur nimmt feinen Pla ihm zur Rechten, und bie übrigen Beifiker 
fegen fich zu beiden Seiten nad ihrem Grade und Dienftalter, fo daß ber erfte zur 
Rechten, der darauf folgende zur Linfen und eben fo bie übrigen ihre Plätze nehmen. 
Der zu Verurtheilende, oder in deſſen Abweſenheit der von ihm vorgeſchlagene und 
vom Präfes genehmigte, oder der von dem Leßteren bem zu Berurtheilenden zuge— 
ordnete Sachwald, wird vorgeführt oder vorgelaffen und befragt: „ob und welde 
re‘htlihe Gründe er anzuführen habe, einen ober andern der anweſenden Comman— 
dirten auszuſchließen?“ Werten ſolche Gründe rechtlich genügend geachtet, fo wird 
an die Stelle des ausgeſchloſſenen Mitgliedes ein anderes commandirt. Sodann 
werden ſämmtliche verhandelten Acten laut und deutlich vorgelefen, und der Ineulpat 
oder deſſen Etellvertreter befragt; „ob er noch etwas zur Berichtigung ber Acten oder 
auch zu feiner Bertheidigung anzuführen babe?” Auch bat der Präfes und jeder ber 
übrigen Beifiter bie Befugniß, dem Inculpaten, zur nähern Aufklärung der Sache, 
Fragen vorzulegen, worauf derſelbe mit Befcheidenheit zu antworten verpflichtet iſt. 
In wie ferne einem Inculpaten ein Defenfor zur münblichen oder fehriftlihen Ver— 
theidigung zu geftatten, oder demfelben ex officio zuzuordnen ift, hängt Davon ab, 
ob Die That felbft, ober auch bie begleitenden Umftände, noch erheblichen Zweifeln 
unterworfen ift. Iſt jedoch Das Verbrechen felbft und find Die begleitenden Umftände 
völlig ermiefen, auch bie darüber vorhandenen Geſetze Deutlich und beftimmt, fo ift in ber 
Kegel fein Defenfor zu geftatten, weil fihon der Aubiteur, nach Vorſchrift des folgenden 
Artifels, zur Ausführung ber vorhandenen Milderungegründe verpflichtet iſt. Wenn 
hierauf Die Anführungen und Antworten des Inculpaten oder deſſen Stellvertreters 
nebfi den Ha voraufgegangenen Fragen Des Präfes ober der Beiſitzer, getreulich 
protocollirt Pd, fo wird der Inculpat ober deſſen Stellvertreter abgeführt oder ent- 
loffen, und fodann zum Stimmenfammeln gefähritten, 


Art. 232. In den Stand- oder Kriegögerichten bat ber Aubiteur nur eine 
rathgebende Stimme, Er muß vorber aus ben verlefenen Acten in minder wichtigen 
Fällen mündlich referiren, in michligen ober vermwidelten Fällen aber eine ſchriftliche 
Relation cum voto consultativo und mit Ausführung der Milderungd> und 
Schärfungsgründe, fo wie auch bie auf ben vorliegenden Fall anwendlihen Geſetze, 
vorleſen. Iſt ſolches gefcheben, fo entfernen fi Die Beiflger, um nad ihrem Grabe 
und Dienftalter Paarweife in Claſſen zu treten, Damit jede Claſſe befonders ſich über 
ein gemeinfchaftlihes Botum vereinbaren Tann. Können fih die Beifiger einer Claſſe 
nicht vereinbaren, fo wird jedes Botum zu Protocoll genommen, und ber Präſes 
giebt Durch feinen Beitritt der einen Stimme ben Ausſchlag. Der Aubiteur trägt 
das Votum jeder Claſſe, nebft den Grünten, zu Protocol, fo Dag Die folgente Claſſe 
Das Botum ber früheren nicht erfährt, womit bie unterfte Elaffe den Aufang madıt. 
Eine jede Claſſe unterfchreibt ihr Botum eigenhändig. Sollte ein Botum Den arten» 
mäßigen Thatſachen oder Haren Gefegen zuwider fein, worauf der Auditeur den 
Präſes aufmerkſam zu machen verpflichtet ift, fo hat der letztere entweder felbit oder 
Durch den Auditeur den Botirenden foldyes bemerflich zu machen. Beharren jedoch dieſelben 
auf ihrem Botum, fo ift felbiges mit ber gefihehenen Gegenvorftellung zu Protocol zu tragen. 
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Art. 233. Der Präſes läßt hierauf durch ben Auditeur, nach Mehrheit der 
Stimmen, die Urthei entwerfen. Sind bie Vota verfchieben, fo daß feine Stimmen- 
mehrheit vorhanden ift, fo giebt der Präſes durch feinen Beitritt den Ausſchlag. 
Ein Stand» oder Kriegsgeriht Tann den Angefchuldigten nicht allein verbammen, 
fondern auch gänzlich freifprechen, auch die geführte Unterfuchung für unvollfländig und 
mangelhaft erfennen. Die verbammenbe Urthel muß in gebrängter Kürze bie Ihat- 
fachen, die in Anwendung fommenden Gefete, und die rechtliche Beurtheilung über Die 
Anwendung berfelben anf den vorliegenden Fall, nebft Anführung der vorhandenen 
Milderungss und Scärfungsgründe enthalten. Sind bie Thatſachen völlig erwieſen 
und die in Anwendung fommenden Gefege deutlich und beftimmt, fo find bie Ent- 
fheibungsgründe der Urthel einzuverleiben, fonft aber befonbers anzufügen. Die im 
Standgerichte entworfene Urthel wird vom Präfes und Auditeur, die Friegegerichtlihe 
Urthel aber auch von fämmtlihen Beifigern nah ber Anciennetät von oben herab 
unterfchrieben, und bie letztere auch unterfiegelt. 

Art. 234, So bald als die commandirten Striegsgerichte über Verbrechen zu 
urtheilen haben, worauf die Gefege 1) wider DOfficiere Caſſation oder härtere Strafe, 
" 2) wiber Unterofficiere und Gemeine 10jährige bis lebenswierige Beitungsftrafe, 
Kugelſchleppen oder Tobesftrafe beftimmen; fo wird Das Striegsgericht dur den Aus 
Diteur, in Gegenwart Des Inculpaten oder deſſen Stellvertreters, noch vor Borlefung 
der Acten, mit folgendem Eibe belegt: „Wir zu gregenwärtigem Kriegsgericht comman= 
dirten Vor⸗ und Beifiger ſchwören zu Gott dem Allmächtigen einen förperlichen Eid, 
bag wir, ale in der vorliegenden Unterfuchungsfache beftellte Richter, ohne Anfehen 
der Perfon und ohne irgend eine Nebenabfiht, Den SKriegsartifeln und fonftigen 
Rechten gemäß, bergeftalt Recht fprehen mwollen, wie wir es vor dem allwilfenden 
Gott und vor Sr. Herzogliden Durchlaucht jederzeit zu verantworten ung getrauen. 
So wahr ung Gott helfe u. f. w.“ In minder wichtigen Fällen iſt Diefe Beeidigung 
nicht nothwendig, weil jeder Officier ſchon in ſeinem Dienſteide, die Militairgeſetze, 
ſelbſt in Gerichten, zur Richtſchnur nehmen zu wollen, angelobt hat. In wie ferne 
jedes einzelne Kriegsgericht zu becidigen iſt oder nicht, dat ber Commanbdeur beffelben 
vorher zu beſtimmen. 

Art. 235. Ueber bie geſchehene Beobachtung der in ben vorhergehenden Artikeln 
vorgefihriebenen Berfahrungsart ift bei jedem Stand- ober Kriegsgericht ein getreues 
Protocol aufzunehmen. 

Art. 236. Nach geichloffenem Stand» oder Striegsgerichte verfügt ſich Der 
Hräfes mit dem Auditeur zum Commandeur beffelben, und übergiebt er Protocoll 
nebſt der Urthel. 

Art. 237. Die ſtandgerichtlichen Erkenntniſſe, in ſo fern ſelbige nicht auf 
Veſtungsſtrafen erkannt haben, werden vom Commandeur derſelben, kraft der ihnen 
übertragenen Gerichtsbarkeit, beftätiget. Glaubt der Commandeur des Standgerichts, 
daß das gefüllte Urtheil den Geſetzen und Arten zuwider fei, fo ftchet es ihm frei, 
entweder das Urtheil zu cafjiren und ein anderes Standgericht zu commandiren, 
oder auch bei Sr. Herzoglihen Durchlaucht, mit Vorftellung der Gründe warum, 
auf Milderung bes Urtheils ober angemefiene Abänderung ber darin erkannten Strafe 
unterthänigft anzutragen. 

Art, 238, Die ftandgerichtlichen Urtheile, melde auf Beſtungsſtrafen erkannt 
haben. und alle Eriegsgerichtlichen Urtheile werden Er. Herzoglihen Durdlaudt zur 
höchſten Beftätigung eingefandt. 


Zweites Bapıtel. Bon ber Feſtſetzung ber Strafen auf gemeine 
Berbreden. 


Art. 239. Der 149fte Artikel beſtimmt diejenigen Verbrechen, melde gemeine 
Verbrechen find, wohin auch alle Verbrechen derjenigen Perfonen gehören, welche zwar ben 
Militairgerihten unterworfen, jedoch nicht für den Militairbdienft und auf bie ſtriegs⸗ 
artifel verpflichtet find. 














Kriegsartifel oder Militairgeſetzbuch. 615 


Art. 240, Wenn von den, den Militairgerichten unterworfenen Perfonen gemeine 
Verbrechen begangen werben, und Straferkenntniſſe Dagegen abzufaſſen find; fo find 
folgende Fälle zu unterſcheiden: 1) Berorbnen bie Gejeke auf ſolche Verbrechen 
feine höheren Strafen, als welche die Militairvorgefeßten, nach Vorſchrift des 215ten 
bis 219ten Kriegsartikels, ohne Stand- oder Kriegsgerichte verfügen Tönnen; fo kann 
ber Misitairvorgefebte die Strafe verhüngen. 2) Wenn die Gefehe aber höhere 
Strafen vorfchreiben, jo iſt entweder das Verbrechen, und find bie begleitenden 
Umflände völlig erwiejen, au die in Anwendung Tommenden ©efege deutlich und 
beitimmt, oder nicht. Im erften Halle find gleichfalls Stand - oder Kriegsgerichte 
zum Spruch zu commandiren, im letztern Falle ift aber Belehrung von dem im 195. 
Artikel beftimmten Landesgerichte nachzujuchen. 


Art... 241. Ber gemeinen Verbrechen it aub dem Sneulpaten allemal ein 
Defenfor ex ofhcio anzuorbnen, wenn ſolches Die Civil» Gefehe vorfchreiben.. 


Drittes Eapitel. Bon der Rechtskraft ber Sriminal-Erfenntniffe, den 
Nehtsmitteln gegen felbige, und der Publication berfelben. 


1. Der ſtand- ober Friegsgerichtliden Urtheile. 


Art, 242. Die fland» oder Friegsgerichtlichen Urtheile werden rechtefräftig, fo 
bald als bie völlige ober. mildernde Beftätigung berfelben erfolgt iſt, und Fann Dagegen 
in ber Regel tag Rechtsmittel einer weiteren Bertheidigung nicht geftattet werden, 


Art. 243. Wenn jetod von dem Anculpaten neue, bei der erften Unterſuchung 
unentdeckt gebliebene Thatſachen oder Gegenbeweismittel angegeben werden, die felbft 
mit Einſtimmung ber Gefehe erheblichen Einfluß anf bie Milderung der Strafen 
baben: fo ift bei ftandgerichtlichen Erfenntnilfen, vom Commandeur derfelben, weitere 
Unterfuchung zu verfügen; bei kriegsgerichtlichen Urtheilen aber an Se. Herzoglice 
Durchlaucht zur weitern höchſten Verordnung zu berichten. 

Art. 244. Wenn dieſe angegebenen neuen Thatſachen oder Gegenbeweismittel 


durch die fortgeſetzte Unterſuchung für gegründet befunden werden, ſo iſt ein neues 
Stand- ober Kriegsgericht zu commandiren. 


2. Der Criminab⸗Erkenntniſſe wider gemeine , Berbreßen. 


Art, 245. Gegen bie, wider diefe Verbrechen, erkannten Grininal- Erfenntniffe 
find den Verurtheilten diefelben Rechtsmittel Der weiteren Vertheidigung zu geftatten, 
welche in den dazu geeigneten Fällen den Inculpaten vom Bisilftanbe zuftehen. 


Art. 246, Die Inculpaten find daher in foldhen Fällen nah Publication ber 
Urthel zu befragen, ob fie fih dem Erkenntniſſe unterziehen, ober Dagegen das Rechts⸗ 
mittel der weiteren Bertheidigung ergreifen wollen. 


3. Bon ber Publication ber Erkenntniſſe. 

Art, 247. Alle durch Stand⸗ oder Kriegsgerichte erkannten Urtheile ſollen ben 
Verurtheilten mit der Beſtätigung vor einer Commiſſion durch Vorleſung publicirt 
werben, welche Commiſſton eben fo beſetzt wird, als mie bie Unterfugungs-Eommiiflon 
wider felbige beſetzt geweſen ift. 

Art. 248. Alle ſtand⸗ ober Friegsgerichtlichen Urtheile follen am Tage nach ber 


Bollziebung berfelben im fummarifchen Auszuge beim Parolebefehl befannt gemacht, 
und in die Parolebücher eingetragen werben, 


Art. 249. Sn wie ferne es heilfam oder räthlich if, dieſe Strafurtheile auch 
durch die öffentlichen Lanbes-Anzeigen gemeinkündig zu machen, bleibt bei Friegsgericht- 
lichen Urtbeilen Sr. Derzoglichen Durchlaucht höchſten Bellimmung, bei ftandgericht- 
lichen Erfenntniffen aber dem Ermeſſen ber oberen Militairvorgefeten, welche bie 
ſtandgerichtlichen Urtheile beftätiget haben, vorbehalten. 
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Titulus VE. 


Bon der Vollziehung der Strafen und Führung der 
Straf-Regifter. 


Erftes Eapitel. Bon der Bollziehbung der Strafen. 


1. Der Arrefl- Strafen. 


Art. 250. Se. Herzoglide Durchlaucht erwarten und verlangen es von Höchſt⸗ 
Dero Militairvorgefegten, Daß fie dafür forgen, bag bie Gefängnißftrafen nach ben 
vorgefchriebenen Graben und in ihrer ganzen Strenge vollzogen werden, weil biefe 
Strafen nur dadurch von Wirkſamkeit fein Können, und jede unzeitige Nachſicht nach⸗ 
theilig und zweckwidrig ſein würde. Es hat daher jeder Vorgeſetzte, bei eigner 
Verantwortung, mit Einſicht und Eifer ſolche zweckmäßige Oberaufſicht anzuordnen, 
daß jedes unverſtändige geſetzwidrige Mitleiden unmöglich gemacht werde. 

Art. 251. Sollten jedoch die Geſundheitsumſtände des zu Beſtrafenden der 
Anwendung des ſtrengen Arreſtes, in ſeinem ganzen Umfange im Wege ſtehen, welches 
in vorkommenden Fällen durch ein gewiſſenhaftes pflichtmäßiges Gutachten des Negiments- 
oder Bataillong- Chirurgus auszumitteln ift; fo Fann folder durch Verminderung der 
Gtraftage, durch öftere Geſtattung warmer Koft oder Lagers gemildert, ober auch 
durch verhältnißmäßig verlängerten mittleren Arreſt erſetzt werden. 

Art. 252. Wider Unterofſteiere findet Fein ſtrenger Arreſt ſtatt; wenn ſelbige 
daher Verbrechen begehen, welche, den Kriegsartikeln nach, mit ſtrengem Arreſt zu 
beſtrafen ſind, ſo ſollen ſie, wenn ſie ſich ſonſt geſittet, ordentlich und untadelhaft 
betragen haben, anſtatt des ſtrengen Arreſtes mit verdoppeltem mittleren Arreſt beſtraft 
werden. Haben ſie ſich jedoch ſchon öftere Vergehungen zu ſchulden kommen laſſen, 
oder auch beim Verbrechen einen vorzüglichen Grad bösartigen Vorſatzes bewieſen, 
fo follen fie mit gleichzeitigem mittleren Arrefte, anftatt bes firengen Arreftes, und 
mit Degradation auf fo viel Monate, als bie in Anwendung kommenden Kriegs⸗ 
artifel firengen Arreft auf Wochen vorfihreiben, beftraft werben. 

Art. 253. In den Garniſonen haben bie Commandanten bafür zu forgen, 
bag zwedmäßige Gefängniſſe, wo möglich in der Nähe der Wachen, eingerichtet werben, 
und in Cantonnirungs=- Quartieren haben bie erften Militairvorgefegten anpaffente 
Lorale zur Vollziehung ber Arreftfirefen auszumitteln. 

Art. 254. Während bes Marſches werden die Arreftaten dem Iruppen- Eorpe 
wozu fie gehören, unter Bededung eines Commandos nachgeführt, und wird bie Zeit 
bes Marfches nicht mit angerechnet, 


2. Der Beflungsftrafen, 


Art, 255. Wenn gegen Unterofficiere bis auf Gmonatlihe Beftungsftrafe zu 
erfennen ift, fo follen felbige bafür auf unbeflimmte Zeit, bis zur bewiefenen Befferung, 
zu ©emeinen begrabirt werben; doch darf die MWieberanftellung zum Unterofficier nur 
nad) Ablauf eines Jahres fatt finden. Schreiben die Hriegsartifel höhere Beftungs- 
firafe vor, fo bat Diefelbe allemal die Degradation auf unbeflimmte Zeit zur Folge, 
und wird biefe ben Berurtheilten zu Gmonatliher Beitungsftrafe angerechnet. 

Art. 256. Die zu Veſtungsſtrafen verurtheilten Unterofficiere und Gemeinen 
werden, wo möglich, fowohl bei den täglichen Arbeiten. als audy befonbera bes Nachtg, 
yon den zum Kugelſchleppen Verurtheilten und den übrigen Veſtungsbau⸗-Gefangenen 
etrennt. 

Art. 257. Entweicht der zur Veſtungsſtrafe Verurtheilte während der Strafzeit, 
ſo wird er als Deſerteur angeſehen und beſtraft. 

Art. 258. Während der Dauer der Beftungaftrafe Täuft Die Capitulations- 
oder Dienftzeit nicht, und wird Darauf nicht angerechnet. 

Art. 259. Se. Herzoglide Durchlaucht wollen ih aljährlih vom Veſtungs— 
Commandanten genauen Bericht über das Betragen und Die Aufführung ber zur 
Beftungeftrafe Berurtpeilten abftatten lajfen, und Daraus abnehmen, ob rin Berur- 
theilter ber Begnadigung würdig ift ober nicht, 
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3. Der entehrenden Dienſtentlaſſung. 

Art. 260. Dem dazu Verurtheilten wird bie Urthel vor ber Parade vorgeleſen 
und berfelben die Erklärung hinzugefügt: „das Geſetz erklärt bi für ehrlos und nie 
Fannft du wieder in ben Milttairftand treten.” Dem Verurtheilten wird hierauf, 
anftatt der Militairuniform, ein Rod von nicht militäirifcher Karbe und Form angr- 
zogen, und berfelbe mit einer Befcheinigung über feine Entlaffung, welche Die Gründe 
derfeiben enthält, verſehen, durch eine Patrouille aus der Garniſon oder dem Stand» 
quartier berausgeführt. ft der Verurtheilte ein Ausländer, fo wird er von Garnifon 
zu Garnifon über bie von ihm gewählte Landesgrenze transportirt; ift er jedoch ein 
Einlänber, fo wird ihm im Laufpaß die nächſte Route bis zu feinem Geburtsort 
vorgefährieben, von wo aus er für fein weiteres Fortlommen zu forgen hat. 

4. Der Strafe des Kugelſchleppens. 


Art. 261. Bevor die zum Kugelſchleppen Verurtheilten zur Veſtung abgeführt 
werden, werden ſie, wie bei der entehrenden Dienſtentlaſſung, für ehrlos erklärt. 


5. Der Strafe des Todtſchießens. 


Art. 262. Ein Commando von 50 bewaffueten Soldaten eines andern Bataillons 
führt den zum Tode Berurtheilten zu Dem zur Execution beftiimmten Platz, welches 
für die Aufredthaltung ber Ordnung zu forgen bat, 

Art. 263. Es werben 4 Gergeanten, A Eorporale und A Gemeine, in fo 
weit foldyes angehet, von ber Compagnie des Berurtheilten, bie übrigen aber Yon 
dem Bataillon, wozu berfelbe gebürt, und zwar bie älteften im Dienft, nad ber 
Reihe commanbirt, in zwei Glieder geftellt, und müffen fie, auf Das vom Adjutanten 
gegebene Zeichen, auf ben Schuldigen feuern. 

Art. 264. Die übrigen anmwefenden Unterofficiere und Gemeinen bes Bataillons 
oder bes befonderen Corps, wozu Der Berurtheilte gehört, find Dabei ohne Waffen 
gegenwärtig und in zwei Gliedern aufgeftelt. 

Art. 265. Bor der Volziehung ber Erecution ſchließt Das zur Aufrechthaltung 
ber Ordnung beorberte Commando einen Kreis um ben Verurtheilten, worin bemfelben 
noch einmal das Straferfenntnig vorgelefen wird, während welcher Vorlefung das 
Commando bas Gewehr präfentirt. 

6. Der Gonfiscation bes Vermögeno. 

Art. 266. Wenn auf Confiscation des Vermögens erkannt ift, fo muß ber 
oberfte Militairvorgefegte bes Berurtheilten dem Militair-Collegio ſowohl hievon, ala 
auch von dem Geburtsort, der Herkunft und ben Bermögensumftänden des Verur— 
teilten, in fo weit er foldhes hat in Erfahrung bringen können, ungefäumte Anzeige 
machen, damit daſſelbe die Landesbehörden berjenigen Orte, wo ber Berurtheilte 
Bermögen befißt oder zu erwarten hat, zur Beitreibung beffelben und Auszahlung an 
die Militaircaffe requiriren kann. 

Art. 267. Eben fo müſſen die oberen Militairvorgefegten jeden Defertionsfall, 
nebft vorgedadten Umſtänden, dem Militair-Collegio. zu gleichem Zweck anzeigen. 

Art. 268. Die Landeshehörben find verpflichtet, dieſer Aufforderung des Militair- 
Collegiums erarte Folge zu Teiften, auch demfelben auf jedesmalige Aufforderung ober 
Anfrage von ben Vermögensumftänden der zur Confiscation Berurtheilten, auch von 
ben im dieſer Hinſicht getroffenen Verfügungen beftimmte Nachrichten zu ertheilen. 

Art. 269. Das Vermögen der Dejerteure wird bis zum Ablauf des Aten 
Fahre, vom- Tage ber Defertion an gerechnet, ald das Bermögen eines Abmefenden, 
nach Borfärift der Gefehe, von ben Behörben verwaltet, nach verflofienem Aten Jahr 
aber der Militaircaſſe ausgeliefert. 

Art. 270. Bevor jedoch Das Vermögen der Defertenre nad Ablauf des Aten 
Jahrs der Militaircaffe eingehändigt wird, werben biefelben auf ihre Koften zu einem 
I Wochen binauszuftellenden Termin rdictaliter citirt. 

Art, 271. Die durch Beitreibung des confiscirten Vermögens ber Deferteure 
entftebenden Unfoften- Rechnungen werben, bei Einhänbigung dieſes Vermögens an bie 
Militaircaſſe, derſelben in Anrechnung gebracht. 
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Art. 272. Sn wie fern einem, nad Ablauf bes Alten Jahres wieber erfcie- 
nenen oder ertappten Deferteur fein Vermögen ganz ober zum Theil zurädzugeben ift, 
ift lediglich von der Gnade Sr. Herzoglichen Durchlaucht abhängig. 


Zweites Capitel. Bon Führung der Strafregifter. 


Art, 273. Seber Compagnie- und Bataillons-Chef oder Kommandeur fol 
über die von ihm wider feine Untergebenen verfügten Arreft- oder Förperlide Strafen 
ein genaues Negifter, mit Unführung des Namens, Alters, der Herkunft und ter 
Dienftzeit und des Grades bes Beltraften, nebft der Urſache warum, führen. 

Art. 274, Ein gleiches Hegifter hat jeder Regiments-Chef, Commandant oder 
andere unmittelbare Befehlehaber über Die von ihm verhängten, fo wie auch über bie 
durch Stand- oder Kriegsgerichte erfannten Strafen, führen zu laſſen. Bei ben 
legteren ift zugleich zu bemerken, ob felbige beftätiget oder gemildert worden, und im 
legtern Falle, warum folches gejcheben ift. 

Art. 275. Wenn über jemand, der fhon früher Strafe erlitten bat, Stand⸗ 
oder Kriegsgericht zu halten ift, fo fol, vor Abfaffung bes Erfenntnifies, dem Stand- 
ober Kriegegericht ein Auszug aus den Compagnie-, Bataillons- oder Regiments: 
Strafregiftern, in fo weit felbige den Inculpaten betreffen, vorgelegt werden, bamit 
daffelbe, ſowohl im allgemeinen als auch befonders nad Vorſchrift des 183 ften Artikels, 
wegen wicberholter Verbrechen, bei Abfaſſung tes Erfenntniffes darauf Rückſicht 
nehmen kann. 


Art. 276. Die unmittelbaren Vorgeſetzten haben bei eigner Verantwortung 
dahin zu fehen, daß dieſe Vorfchriften, in Hinfiht der Etraf-Regifter, von ihren 
Untergebenen aufs pünftlichfte befolgt werben. 

Art, 277, Am Schluß jeden Jahres follen die oberften Militairvorgefchten bie 
ihnen durch die Bataillons-Chefs übergebenen Compagnie» und Bataillons-Strafregiſter, 
fo wie auch Die von ihnen geführten, Sr. Herzoglichen Durchlaucht einreichen, woraus 
Höchſtdieſelben ſowohl Die geringere oder größere Einſicht und Fähigkeit der Vor⸗ 
gefegten in richtiger Anwendung der Striegsartifel, ala a die Fortſchritte bes 
Milttairs, in Hinfiht der Dieciplin, entnehmen werben. 


Titulus VEIT, 
Bon der Berpflidtung der Militairperfonen 


1. Der Unterofficiere und Gemeinen. 

Art. 278. Die Unterofficiere und Gemelnen follen, bald nad ihrem intrift 
ins Militeir, mit der Gapitulation zum Auditeur gebracht werden, berfelbe über ihren 
Namen, Alter, Geburtsort, Herkunft, bisherigen Erwerb und Capitulation eine ſum— 
marijche Regiftratur aufnehmen, und fie Darauf, nad voraufgegangener Vorlefung ber 
von der Defertion handelnden Kriegsartikel und Erklärung der Wichtigkeit der von 
ihnen an Eides Statt abzugebenden Angelobung, folgende Formu nadfprechen, und 
beren treue und gewiſſenhafte Befolgung durch einen Handſchlag beftärfen: „Ich NN 
gelobe hiedurd an Eides Statt, Daß ih dem Durdlauchtigften Herzoge und Herrn 
Sriederih Franz, fouverain regierendem Herzoge zu Medlenburg, in allen und 
jeden Borfällen während meiner Dienftzeit treu und redlich, felbft mit Aufopferung 
Reibes und Lebens dienen, Höchftdemfelben, Höchft-Dero DOfficieren und meinen übrigen 
Borgefehten jederzeit Ehrerbietung, Achtung und ſchuldigen Gehorſam in genanefter 
Befolgung ihrer Befehle bemweifen, und mich in Ausübung meiner fämmtlichen Pflichten 
ftets fo betragen will, wie es einem ehrliebenden, rechtfchaffenen und brasen Soldaten 
eignet und gebühret.* 


2. Der Officiere. 
Art. 279. Die Officiere ſollen nachſtehende ſchriftliche Eidesformel, im Beiſein 
eines höher graduirten Officiers und des Auditeurs, durch eigenhändige Unterſchrift 
und Beiſetzung ihres Pettſchafts, vollziehen: 
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1) Eidesformel der Lieutenants und der übrigen Officiere, mit Einfchluß bes 
Bataillons⸗Chefs: „Sch N IN gelobe und fchwöre zu Gott dem Allmächtigen, daß 
ih dem Durchlauchtigſten Herzoge und Herrn Friederich Franz, ſouverain regie— 
rendem Herzoge zu Mecklenburg, in allen und jeden Vorfällen, fo lange ich in Höchſt⸗ 
Dero Militairdienft bleibe, in Kriegs- und Friedengzeit, felbft mit Aufopferung Leibes 
und Lebens, treu und redlich dienen, Höchſtdemſelben und meinen Vorgefeßten jederzeit 
Ehrerbietung, Adtung und jchuldigen Gehorfam in pünftlichfler Befolgung ihrer 
Befehle beweifen, auf meine Uintergebenen forgfam Acht haben, die Militairgefeße und 
fonftigen Verordnungen im Dienft und in Gerichten ſtets zur Richtſchnur nehmen, 
und mich überall, in und außer Dienft, jeberzeit fo verhalten will, wie es einem 
ehrliebenden braven Dfficier gebühret. So wahr mir Gott helfe u. f. m. 


2) Eidesformel bes Regiments - Chefs. In felbiger wird nad ben Worten: 
„treu und reblich bienen“ eingerüdt: „Höchftbemfelben jederzeit jchuldigfte Ehrerbietung 
und ſchuldigſten Gehorſam in pünktlichſter Befolgung mir ertheilter Befehle beweiſen, 
das mir gnädigſt anvertrauete Regiment in beſter Disciplin und Ordnung halten, 
Höchſt Dero Intereſſe, ſowohl im allgemeinen als beſonders in Montirungs-, Armatur- 
und Verpflegungoſachen, möglichſt befördern, auch darauf ſorgſam Acht haben will, 
daß ſolches von meinen Untergebenen geſchehe, die Militairgeſetze und ſonſtigen ver⸗ 
ordnungen im Dienſt und in Verwaltung der mir anvertraueten Gerichtsbarkeit ſtets 
zur Richtſchnur nehmen, und mich überall ſo verhalten will, wie es einem ehrliebenden 
braven Regiments⸗Chef gebühret. So wahr mir Bott helfe u. ſ. w.“ 

3) In der Eidesformel der Commanbdanten wird nad ben im Eide desRegiments⸗ 
Chefs enthaltenen Worten: „Befehle beweifen“ eingefchaltet: „Die mir als Comman⸗ 
danten obliegenden Pflichten in ihrem ganzen Umfange, nah Borfchrift der vorbans 
denen Reglemente oder fonfligen Berordnungen, ſtets treulic erfüllen, meine Unter- 
gebenen in befter Disciplin und Ordnung halten, das höchſte Herzogliche Intereſſe in 
allen Stüden befördern, und jeden Nachtheil möglichft abwenden.“ — Das übrige 
bleibt mweg, bis zu den Worten: „die Militairgefehe” u. |. w. 


3. Der übrigen Militairperfonen. 


Art. 280, Die Regiments-Quartiermeifter vollziehen vorfhriftsmäßig folgenden 
Eid: „Ih N N gelobe und ſchwöre zu Gott dem Allmädtigen, daß ich dem Durch— 
lauchtigſten Herzoge und Herrn, Sriederih Franz, fouverain regierendem Herzoge 
zu Mecklenburg, in allen und jeten Vorfällen, fo lange ih in HöchſtDero Militair- 
bienft bleibe, treu dienen, Höchſtdemſelben und meinen Vorgefegten jeberzeit ſchuldigſte 
Ehrerbietung und Achtung, aud) ſchuldigen Gehorſam in genaueſter Befolgung mir 
ertheilter Befehle beweiſen, die mir anvertraueten Gelder treulich verwalten, ſie nicht 
anders als ihrer Beſtimmung gemäß anwenden, und richtig berechnen, bei allen 
Lieferungen das höchſte Herzogliche Intereſſe möglichſt befördern, auch allen Nachtheil 
abwenden, die Militairgeſetze uud fonftigen Berorbnungen ftets befolgen, und mid) 
überhaupt jederzeit fo verhalten will, als ca einem ehrliebenden rechtfchaffenen negimenie- 
Quartiermeifter gebühret. So wahr u, f. mw.” 

Art. 281. Im Eide des Regiments-Feldſcheers ift nach den Worten „Befehle 
beweifen® einzurüden: „Die Kranken und Berwundeten innerlih und Außerlid mit 
möglichſter Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit behandeln, das zur Medicin beſtimmte 
Geld treulich dazu verwenden, auf bie mir untergebenen Bataillons- und Compagnie- 
Feldſcheers forgfam Act haben, daß fie ein gleiches thun, das höchſte Herzogliche 
Intereſſe u. ſ. w.“ wie im Regiments-Quartiermeiſter-Eide. 

Art. 282. Im Aupiteur-Eide iſt gleichfalls nach den Worten: „Befehle beweiſen⸗ 
einzuſchalten: „bie Militairgeſetze und Verordnungen, auch ſonſtige nah Vorſchrift ber 
Geſetze anwendliche Rechte, bei Ausübung meiner Dienſtpflichten und überall, ſtets 
meine Richtſchnur ſein laſſen, ohne irgend eine Nebenabſicht, das böchfte Herzogliche 
Intereſſe u. f. w.“ wie im Regiments - Quartiermeifter » Eide, 

Art. 283, Ueberhaupt bleibt c8, der Einſicht des Aubiteurs überlaffen, bei 
Verpflichtungen ber übrigen Militairperfonen bie, in Gemäßheit ber verſchiedenen 
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Dienftverbältniffe und Dienftpflichten, nöthigen Einfhaltungen zu machen; wobei im 
allgemeinen zu bemerken, daß alle Militairperfonen unter dem Range eines Dfficiers, 
fo wie die Unterofficiere und Gemeinen, nur behandſchlagt werben. 
Titulus IX. 
Bon der Publication dieſes Militairgefegbude. 

Art. 284. Jeder DOfficier und jede Militairperfon von gleichem Range erhält 
ein Eremplar biefer Militairgefege, welches derſelbe zu feiner Nachachtung fleißig 
nachzulefen, und bei feinem Austritt aus dem Milttairdienft wiederum abzuliefern hat. 

Art, 285. Für die Unterofficiere und Gemeinen iſt zur leichtern Faſſung und 
Bekanntmachung ein Auszug ber fie betreffenden Strafgefege in 141 Artikeln verfaßt 
worben, welchem hiedurch gleiche geſetzliche Kraft ertheilt wird, und wovon jeder 
Unterofficier und Gemeine, jo wie auch Die übrigen mit ihnen gleich rangirenben 
Militairperfonen, ein Exemplar erhalten, welches fie treu aufzubewahren und demnächſt 
bei ihrem Austritt aus Dem Militairdienft abzuliefern haben. 

Art. 286, Diefe, für die Unterofficiere und Gemeinen, verfaßten Kriegs— 
Artikel follen denfelben, gleih nad deren Publication, Durd den Feldwebel oder einen 
Unterofficier bei jeder Compagnie, in Gegenwart eines dazu beorberten Officiers, 
durch langfames und deutliches Borlefen gehörig befannt gemadt, und dieſe Vor— 
lejung alljährlich zweimal an den von den höhern Militairvorgefegten beſtimmten 
Tagen wiederholt werben. ; 

Art. 287. Eben fo follen jedem Recruten bald nach feinem Eintritt in ben 
Militairbienft diefe Kriegsartifel, in Gegenwart eines Officiers, durch einen Unter- 
officier vorgelefen werben. 

Art. 288. Die höheren Militair - Vorgefehten find bafür verantwortlich, daß 
biefe Bekanntmachung ber Striegsartifel, ſowohl jetzt als für bie Folge vorfcrifte- 
mäßig gefchebe, wozu fie ihre untergeorbneten Kompagnie- Chefs anzuhalten, und fid 
von ihnen darüber gehörige Meldung machen zu laſſen haben, 


A. Recrutirungdfachen. 


1927. Eintheilung des Landes in ſechs Necrutirungs: Diftricte 
nach dem NecrutirungssNeglement vom 20. Dec. 1810.) 


Eintheilung ber Medlenburg-Schwerinfhen Landen tn 6 Diftriete. 


I. Rofoder Diftrict. Stäbte: Hauptort Roftod, Bützow, Marlow, Ribnik, 
Schwaan, Sternberg, Sülz. Flecken: Doberan, Warnemünde. Domanial- 
Aemter: Bützow, Doberan, Rühn, Ribnik, Schwaan, Sternberg, Toitenwinkel. 
Ritterſchaftliche Aemter: Ribnitz, Schwaan, Sternberg, ein Theil der vorigen 
Stifts-⸗Güter des Anites Mecklenburg, Kloſteramt Ribnitz, Roſtocker Diſtrict, Kämmerei- 
Güter der Stadt Nibnig. Präpoſituren: Bützow (ohne Warin), Doberan (ohne 
Kröpelin), Roſtock, Schwaan, Sternberg, Ribnitz. 

1. Wismarſcher Diſtrict. Städte: Hauptort Wismar, Bruel, Neubudom, 
Gadebuſch, Grevismühlen, Kröpelin, Rehna, Warin. Flecken: Daffow, Klüg. 
Domanial-Aemter: Buckow, Gabebufh, Grevismühlen, Medlenburg, Neuklofter, 
Poel, Redentin, Rehna, Tempzin, Warin. Ritterfhaftlide Nemter: Budom, 
Gadebuſch, Grevismühlen, Medienburg, fo viel Güter davon in den nebenftehenden 
Präpofituren liegen, ein Theil des Amtes Schwerin eben fo, Kämmerei⸗ und geiftliche 
Hebungs-Güter der Stadt Wismar, Präpoſituren: Budow, Gadebuſch, Grevis— 
mühlen, Lübow, Medlendburg, Wiemar, Kirchſpiele: Kröpelin, Warin ex ] 

IH. Schwerinſcher Diftrict. Städte: Hanptort Schwerin, Boikenbura, 
Hagenow, Wittenburg. Bleden: Zarrentin. DomanialsAemter: Badentorf, 
Boikenburg, Hagenow, Schwerin, mit Einſchluß Des Stifte» Amtes, Toddin, Wale- 

) Diefe Eintheilung ift freilich für die Militair- Recruticung jest nicht mehr maßgebend ; 


fie durfte bier aber nicht feglen, da fie bie Grenzlinie ber Güterabfchägungen, der Kreis: 
Polizeimeifter und der Gens'darmerie: Brigaben giebt. 











Non der Reerutirung. 621 


mühlen, Wittenburg, Zarrentin. Ritterfchaftlide Aemter: Boibenburg, Schwerin 
(dieffeitse des Sees), Wittenburg (ohne Ivenack), Kämmerei- Güter ber Stäbte 
Boikendurg, Schwerin und Wittenburg. Präpoſituren: Boitendurg, Hagenow, 
Schwerin (ohne Oranzin und Frauenmark vid. IV.), Wittenburg. Kirchſpiel: 
Plate (bieffeits der Stoer ex IV.) 

IV. Parchimſcher Difrict. Städte: Hauptort Pardim, Erivis, Dömik, 
Grabow, Lübz, Neuftadt, Flecken: Ludwigsluſt. Domanial⸗Aemter: Crivitz, 
Dömitz, Eldena, Grabow, Lübz, Marnitz, Neuſtadt. Ritterſchaftliche Aemter: 
Crivitz, Grabow, Kämmerei⸗ und Oeconomie-⸗Güter der Städte Parchim und Grabow. 
Präpoſituren: Crivitz (ohne Plate vid. III.), Grabow Lübz (ohne Satow und 
Stuer jenſeits der Elde vid. VI.), Neuſtadt, Parchim. Kirchſpiele: Lubwigsluft, 
Frauenmark und Granzin ex LII. 

V. Güſtrowſcher Diſtriet. Städte: Hauptort Güſtrow, Gnopen, Gold⸗ 
berg, Neukalden, Krakow, Lage, Teſſin, Teterow. Flecken: Dargun, Kloſter Dobbertin. 
Domanial-Aemter: Dargun, Gnoyen, Goldberg, Güſtrow, Neukalden, Roſſewitz. 
Ritterſchaftliche Aemter: Gnoyen, Goldberg, Güſtrow, Neukalden, Klofter- Amt 
Dobbertin (ohne bie Sand-Probftei). Präpoſituren: Gnoyen, Goldberg, Oüſtrow 
(ohne Roſſow vid. VI.), Neukalden, Lüſſow, Teterow. 

VI Warenſcher Diſtriet. Städte: Hauptort Waren, Malchin, Malchow, 
Penzlin, Plau, Röbel, Stavenhagen. Flecken: Ivenack. Domanial-Aemter: 
Plau, Stavenhagen, Wredenhagen. Ritterſchaftliche Aemter: Lübz, Neuſtadt, 
Pau, Stavenhagen, Wredenhagen, Ivenack (aus dem Amte Wittenburg), Kloſteramt 
Malchow, Sandprobſtei des Kloſters Dobbertin, Kämmereigüter der Städte Plau und 
Waren. Präpoſituren: Malchin, Penzlin, Plau, Röbel, Waren. Kirchſpiele: 
Satow und Stuer ex IV., Roſſow ex V. 


1928. Nevidirtes Necrutirungé⸗Geſetz. 22. Febr. 1830. 


Wir Friederich Franz ꝛc. Fügen, mit Entbietung Unſers gunſtgnädigen, auch 
gnädigſten Grußes, allen Unſern Landes-Collegien, Beamten, denen von ber Ritter- 
Ihaft, Bürgermeiftern, Richtern und Rüthen in Unfern Städten, und insgemein allen 
Unfern Unterthanen und Landes-Einwohnern in Unferm Großherzogthume, ſowohl in 
Unfern Herzogthümern Schwerin und Güſtrow, als in Unſerm Fürftentfume Schwerin, 
und in Unferer Derrfhaft Wismar, hiermit zu willen, daß Wir die Verorbnung 
wegen der Militair- Pflicht vom 15ten December 1820 nad ben feitbem gemachten 
Erfahrungen haben residiren laſſen, und nunmehr, nach gepflogener reiflicher Berathung 
mit Unfern getrenen Ständen, folgendes beſchloſſen haben: 

NRevidirtes Recrutirungs-Geſetz. 
Il. Ber militairpflichtig if. 

$. 1. Die Militairpflicht, wie fie der Beſchluß bes Bundestags forbert, ergreift 
jeden Medlenburger ohne Unterfihieb des Standes und ber Religion. 

2. Wer feinem Alter nach militairpflichtig if, muß unaufgefordert zur 
Oenügung diefer feiner Pflicht ſich zur gefehlichen Zeit melden. Bon diefer Meldung 
entbindet Fein Grund irgend einer Art, und fle geſchieht in Perfon zunäcft bei ber 
Dbrigfeit des Orts, wo der Militairpflihlige zur Zeit im Baterlande fih aufhält; 
im Falle feiner Abweſenheit aber burd einen genugfam Bevollmädtigten, burd feine 
Eltern oder Bormünder, bei der Obrigfeit bes Orts feiner Angebörigkeit. 

IH. Bann muß die Militairpflicht erfüllt werben. | 

$. 3. Die Militairpflicht beginnt mit Ablauf bes Ziften und mit Antritt bes 

22ften Lebensjahres, und zwar bergeftalt, daß in jedem Recrutirungs⸗-Jahre ein 

Geburts-Jahr vom Iften Auguft incl. bis zum Iiften Julius des nächſten Jahres 
incl, normirt. 

$. 4 Der Militairpflichtige bat fein Alter durch einen Geburtsfchein nach⸗ 
zuweifen, welcher ihm von bem competirenden Prediger ftempelfrei, gegen eine Gebühr 
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von A Schillingen, jebod mit ber Bemerkung, daß er nur zum Beweife des militair- 
pflichtigen Alters zu benwhen fei, auszuſtellen iſt. 


II. Auf welche Art die Militairpflit erfüllt wird. 


$. 5. Die Militairpflicht wird erfüllt durch freimilligen Eintritt in das artive 
vaterländifhe Militair, oder durch Theilnahme an Der gefeglichen Auslooſung. 

Beide Fälle verpflichten zum vierjährigen Aetiv-, und zum einjährigen Reſerve⸗ 
Dienſt. Wen das Loos zur Neferve trifft, bleibt. fimf Jahre Dazu pflichtig. Frei⸗ 
gelvofete bleiben anf zwei Fahre refervepflichtig. 


IV. Bom freiwilligen Eintritt ins Militair, 


$. 6, Freiwillig ins Militair zu treten, wirb als Beweis der Baterlanbsliehe 
anerfannt, Wer fo. feine Pflicht perfönlich erfüllt, Hat, fo weit es bie Umſtände und 
feine körperliche Beichaffenheit geftatten, die Wahl der Waffengattung. 

8. 7. Freiwillige, melde nicht gedient haben, werben bis zum vollendeten adt- 
undzmwanzigften Lebensjahre, die im activen Milttair gedient habenden bis zum vollen- 
beten vierunddreißigiten. angenommen; im Dienfte wirklich befindlihe Militaire fo 
lange die Militair» Behörde fie für fähig Hält, als Frriwillige, Recapitulauten ober 
Stellvertreter. 

$. 8 Ein Freiwilliger muß: 

1) vollfommen körperlich dienftfähig fein; 

2) nachweiſen, daß er ein Medienburger, oder dem gleich zu achten; 

3) daß er unverbeirathet, und 

4) daß er unbefcholten iſt; 

5) bag er Fein ihn bindendes Eivil- Verhältniß bricht; es ſei denn, daß die 
eigene Looſungs⸗Pflicht Dies aufhebt. 

SR er ein Medienburg-Streliger, fo hat «er die erfüllte Militairpflicht zu 
beweiſen. 

Mangel an Körper-Stärke, an dem Militair- Maße, fo wie an ber elterlichen 
oder vormundſchaftlichen Zuftimmung, gewähren der Behürbe das Recht ber Abweiſung; 
befreien aber nicht von bereinfliger Erfüllung gejegliher Militairpflicht. 

$. 9. Ein zur Mblieferung qualificirter Freiwilliger ift ohne Berückſichtigung 
bes Alters feinem zunächſt abzuliefernden Ausloofungs = Bezirks» Gontingente zu Gute 
zu rechnen. 


V. Bas zu leiſten if, wenn die Militair- Pflicht nicht perfönlich 
erfüllt wird. 


$. 10. Erwiefener Mangel der zum perjönlichen Militairdienſt gefeglich quali- 
ficirenten Eigenfchaften befreiet von jeder andern Leiftung flatt berfelben, 

$. 11. on der perſönlichen Dienflleiftung Fann der Pflichtige ſich durch Stellung 
eines Stellvertreter (S. 15.) befreien. 

8. 12. Diefe Freiheit und Befugniß muß jedoch, wenn es möglich ift, vor der 
Ablieferung, oder binnen den erften acht Tagen nad derfelben, durch Die gehörige 
Erklärung von dem Ausgeloofeten fi angeeignet werben; wer biefe Erflärung nicht 
vor der Ablieferung abgiebt, wird abgeliefert, und nicht eher entlaffen, als bis er den 
Gtellgertreter binnen ben gefehten acht Tagen, bei Strafe der Nichtachtung feiner 
Erklärung, wirklich gefteht hat, 

Wer vor ber Ablieferung fi erklärt hat, kann von derſelben frei kommen, 
wenn er eine Caution von 100 Rthlr. Reſatel, entweder baar ober durch einen ſichern 
Bürgen, bei der Zoafungs- oder Diftricts- Behörbe dahin beftellt, dag er binnen acht 
Zagen nad) geichehener Ablieferung, entweber einen annehmlichen Stellvertreter, oder 
ſich ſelbſt ſtellen wolle, 

Dieſe Caution fol an bie Invaliden⸗Caſſe verfallen fein, wenn bie geſetzliche im 
Galle eines triftigen Grundes bis anf 14 Tage zu ie Sri verſtrichen iſt, 
vhne daß 
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1) ber refervirte, qualificiste Stellvertreter an das Militair abgeliefert ift; 

oder aber 
2) ftatt deffelben der Pflichtige fich perſönlich geftellt hat. 

Der Militairpflichtige erhält dieſe Kaution zurüd, wenn er eine der vorgebadhten 
alternativen Berpflichtungen erfüllt, wie auch in dem alle, wenn er bei perfünlicher 
Geſtellung wegen körperlicher Unbrauchbarkeit ausgefchoflen wird. 

$. 13. Wer zwifchen einer Erercierzeit und der nächſten, Cntlaffung aus dem 
Militair gegen Geftellung eines qualifieirten Stellvertreter wünſcht, dem foll dazu 
die befondere Allerhöchfte Bewilligung nicht entfichen, wenn er genügend Die durch 
feine perſönlichen Verhältniſſe wirklich herbeigeführte Nothwendigkeit darthut. Tritt 
dieſer Fall in feinem 2ten Dienſtjahre ein, fo muß fein Stellvertreter ein gedienter 
Soldat fein. Allemal aber Tann die Entlaffung nicht während ber Dauer ber wirf- 
lichen Erercierzeit zugeftanden werben, und verftebt es fih von felbft, daß jeder aljo 
angenommene Stellvertreter zur Erfüllung der rückſtändigen Dienftzeit, auch überhaupi 
aller Berbindlichkeiten Des vertreten werdenden verpflichtet. ift. 

$. 14. Zur Reerutirungszeit foll e8 dem zur Referve Verpſflichteten geftattet 
fein, für einen zum activen Militair kommenden Ausgeloofeten als Stellvertreter 
einzutreten, wogegen der Vertretene jedoch verpflichtet it, Die Stelle feines Stell- 
vertreterö in biefer Referve einzunehmen, unb als Reſerve-Soldat vor der Diftricts- 
Behörde den Handſchlag zu leiften. 


VE Bon den Stellvertretern. 


$. 15. Der Stellvertreter muß feine Militairpflicht SL ae auch) überdem 
alles nachweiſen Fünnen, was von dem Freiwilligen in $S. 8 sub 1 — 5. verlangt 
wird. Rückſichtlich feines Alters gilt eben fo, was $. 7. Forbert, 

Iſt er activer Militair gemwefen, fo bat er durch feinen Abſchied nachzuweiſen, 
baß er mit Ehren gedient babe; fo wie, wenn bie Verabſchiedung bereits vor län- 
gerer Zeit erfolgt ift, durch ein obrigfeitliches Zeugniß fein Wohlverhalten und feine 
Unbeſcholtenheit; auch daß er noch unverheirathet ift. 

$. 16. Die Resapitulanten follen vor allen andern zu Stellvertretern genom— 
men werden, 


vH. Bon Belohnung der Stellvertreter. 


$. 17. Ein Rerapitnlant erhält im Ganzen 78 Rthlr. R%s und zwar für 
bie erften 4 Dienftjahre jährlih 13 Rthlr. postanmerando und nad geendigtem 
5ten Dienftiahre 26 Rthlr. N”. 

$. 18. Ein anderer Stellvertreter erhält, was fein Contract ihm zufichert, 
Hat er eine höhere Summe als die Recapitulantens Prämie fih ausbedungen, fo 
müſſen wenigſtens 78 Rthlr. N%Ys davon deponirt werben, die ihm, auf Berlangen, 
wie nach $. 17. zurüdzuzahlen find, 

Bon einer geringern Prämie, die ftets ganz zu beponiren ift, erhält er nicht 
mehr, als jährlich Ein Fünftheil postnumerando. 

$. 19. Die 78Rthlr. Ns für jeden Recapitwlanten werben fofort an bie 
Diſtricts⸗Behörde haar, bie übrigen Prämien nah romtractliher Beflimmung an bie 
Diſtriets⸗ oder Augloofungs - Behörde beriätigetz; umb wird bem ‚Recapitulanten oder 
Stellvertreter ein Depofltions - Schein hierüber zugeftellt. 

$. 20. Wird die Stellvertreter-Prämie nicht baar, ſondern durch eme Schuld» 
verfäpreibung deponirt, fo find Die Augloojungs = Behörden, vor melden Tolde Stell 
vertreter-Contracte unter ihrer Genehmigung abgeſchloſſen find, verpflichtet, dafür Sorge 
zu tragen und fo weit Rechtens zu befcheinigen, daß dieſe Gelder gehörig‘ gefichert 
ftehen, auch die Erigibilität Derfelben mit keinen Schwirrigfeiten füt ben Stellvertreter, 
oder mit zu befürgenden Verluften für die Invaliden-Caſſe verbunden if, Die 
Diftriets - Behörden haben die Pflicht, falle fie den Sicherheits Punct folder Doru- 
mente zworifelhaft befinden, bie unbedingte Annahme bes Stellvertreters zu verweigern, 
und bas vertretene Indididuum von feiner Militairpfkicht erſt dann völlig zu liberiren, 
wenn dieſe Bedenken gehoben find. 

Stellvertreter « Prämien unterliegen Feiner Arreft- Anlegung. 
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8§. 21. Stellvertreter ⸗Contrackte können bei den Auslooſungs⸗ und Orte⸗ 
Behörden, auch bei andern Gerichten angefertiget und vollzogen werden; es genügt 
aber auch, wenn die contractlichen Beſtimmungen von beiden Contrahenten den 
Diſtricts⸗- Behörden angezeigt und von dieſen in den un ie Liſten regiftrirt 
werben. 

$. 22. Irgend etwas zu fordern, was nicht auf dieſe Weiſe fanctionirt ift, 
Dazu hat weber ber Stellvertreter nody ein Dritter Das Recht. Jede entdeckte uner- 
laubte und geheime Ausbebingung ift ernſtlicher Ahndung unterworfen. Cine Diefer- 
halb zu verfügende Strafe ſoll jedoch nie mit Gelbe abgebüßt werben. 


VIII. Bom Abgange ber Stellvertreter, vor beenbigter 
Capitulation. 


$. 23. Findet ber Abgang eines Stellvertreters vor beendigter Dienſtzeit ftatt, 

und zwar 

1) durch den Tod 

a) im Dienſte; ſo gehört der ganze Rüchſtand der Prämie zu ſeinem hinter⸗ 
laſſenen Eigenthum. 

b) außer dem Dienſte; fo gehört Dazu nur ber, für die verfloſſene Dienſt⸗ 
zeit. und das laufende Dienftjahr fällige Antheil; alles übrige fällt ber 
Snvaliten = Eafje anheim. 

2) Durd körperliche, ihn zum Dienſt geſetzlich unfähig machende Gebrechen; 
fo verbleibt ihm bie ganze Prämie als Eigenthum, er habe ſich biefe Ge— 
brechen in oder außer bem Dienfte zugezogen; falls er nicht vorſätzlich 
oder durch grobe Fahrläſſigkeit ſie veranlaßte, in welchem Falle der Rückſtand 
der Invaliden-Caſſe zufällt. 

3) Durch Verbrechen, deren geſetzliche Beſtrafung ſeine Entlaſſung ans dem Dienſt 
zur Folge bat. In dieſem Falle fällt der Rückſtand ſtets der Invaliden⸗ 
Caſſe zu. | — 

4) a Deſertion; dann fällt Das ganze Depositam an bie Sinvaliben- 
Enfje, welche nur die Militair-Eaffe hieraus für etwa mitgenommene 
Militair- Erfecten zu entſchädigen bat. 

5) Durch Verſetzung in ben Civil-Dienſt; bei Förperlicher Fähigkeit zum 
Militair- Dienft fällt dann ber Reit der Prämie an die Invaliden-Caſſe. 
Bei entſtandener Unfähigkeit zum Militair- Dienft wird es wie ad 2 
gehalten. 


IX. Auf welche Art der Necruten- Bedarf bes Militairs gededt wird. 


$. 24. Es muß Erfjaß geliefert werden mittelſt der jährlichen Recrutirung für 
den Abgang 

a) beim activen Kontingent durch aljährlihe Einftellung eines Biertels 
vom Ganzen ber Unterofficiere, Spielleute und Soldaten. 

b) beim Referve-Contingent burd Zutheilung fo vieler auszulooſender 
Mannſchaft, als zu beffen Ergänzung nod fehlt, nachdem das ältefte 
Viertel des activen Militairs zur Reſerve übergetreten ift. 

$. 25. Der Abgang wird erfeßt: 
1) beim activen Eontingente: 

a) in Sriedenszeiten: 
burch Freiwillige und burd bie alährlich Auszuloofenden. 

bh) in Kriegszeiten: 
zuerfi aus ber im activen Dienft geweſenen Referve, bann, wenn biefe 
nicht augreicht, aus ben zur Reſerve Bebandfchlagten, und endlich aus ben 
durch ihre Breilafjungs= Scheine annoch zum Eintritt in bie Reſerve 
Verpflichteten, bergeftalt, daß bie ältere Alters - Clafle immer nur fubfl- 
diariſch eintritt, und iſt bei beiden bie Reihefolge ber Lonfungs - Nummer 
zu berüdfichtigen, | 
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2) Beim Reſerve⸗Contingent. 
a) in Friedensyesten :. 
Durch bie, welche nach vierjähriger Dienftzeit . im — — aus 
dieſem in die Referve ‚treten, und, in fo weit das Reſerve⸗Contingent da⸗ 
durch nicht completirt wird, durch Pine‘ abgefonderte: Referve ⸗Auolooſung. 
—— — "mb in Griedenszeiten aetiven Dienſt nicht gehalten. 
b) in Kriegözeiten: De 
— Wenn durch Eintritt der Referve in ‚bes active Militai⸗ jene un⸗ 
an: volizůdlig wird, :aus dem ‚zmieht zur Recrutirung gekommenen Looſungs⸗ 
. Sabre, und infofern. diefes wicht ansreicht aus dem, biefem. vorhergegan⸗ 
genen Geburts-Jahre, in beiden Fällen nad Reihefolge der niedrigſten 
vLooſunge⸗Nummern. 
Nach beendigtem Kriege ſoll bag für die Geiedenapeit geltende Berhältniß, mög 
lichſt wieder hergeſtellt werden. 
X. Vom Looſen. 


. 26. Wer nicht Freiwillig eintritt, nicht gefehlich. behindert iſt, und das mili- 
tairiſche Alter erreicht bat, muß looſen. 
Die Looſung geſchieht in der Regel perſönlich, und nur ausnahmeweiſe durch 
einen Bevollmächtigten, der von dem Loofungepflichtigen- ſelbſt, oder durch feine 
Qualität als Bater, Mutter. oder Vormund rechtlich Dazu autorifirt fein muß. 
Anmerkungen. 
1) Der zur. Looſung für einen andern Bevollmächtigte Tann biefe- einem 
Dritten nur übertragen, wenn feine Vollmacht dies ausdrüdlich geſtattet. 

2) Eltern, Vormünder ꝛc., welche für bie abweſenden Ihrigen aufzutreten 
eſetzlich berechtiget find, Können bei perfönlicher. aopaltung einen Dritten 
Fir ſich zu dieſem Geſchäfte ſtelſen. 

Bei beharrlicher Verweigerung eines Looſungspflichtigen zu Toofen, haben bie 
Ausloofungs » Behörden von Amtswegen jemanden zu beflimmen, ber für ihn. looſet. 

$. 27. Wer das looſungoepflichtige Alter noch nicht erreicht hat, wird nicht zur 
Loofung zugelaffen, um feine Militairpflicht früher zu erfüllen. 


XI. Vom Loofen find ausgenommen: 


$. 28. 1) Me diejenigen, welche nach Anlage I. $. 1. wegen ber im subadj. A. 

bezeichneten Gebrechen zum Militair-Dienft untauglih find, 

2) Alle, welche die Handthierung ber Abdederei treiben. 

3) Alle diejenigen, welche zur Zeit ihrer eintretenden Roofungspflicht nicht 5 

Fuß nach dem beim engern Ausſchuſſe deponirten frühern Milttair-Maße haben. 

H Alle Ausländer, desgleichen alle im Auslande geborne, inſoferne nicht fie 
ſelbſt, oder ihre Eltern ein volles Jahr vor Eintritt ihreö looſungspflich⸗ 
tigen Alters einen weſentlichen Aufenthalt, d. h. einen eigenen Hausſtand, 

ſei es miethweiſe oder als Eigenthum, im Lande gehabt, oder nicht vor der 
Obrigkeit genügend erklärt haben, Mecklenburger ſein und bleiben zu wollen, 
in welchen Fällen fie als Einländer zu betrachten find, wenn nicht durch 
Beſchlüſſe des Bundestags durch beſtehende oder abzufihließenbe Cartel⸗ 
Conventionen ein anderes Verhältniß für ihre Militairpflicht feſtgeſetzt wird, 

AH, Bon den Refractairen. 

6. 29. Ber, um dem Milltair⸗Dienſte zu ergehen, an feinem Körper fich 
oerunftaltet, wer in gleicher Abfecht fern Alter falſch angiebt, oder gar feinen Geburte⸗ 
ſchein verfätfcht, der fol bennod, wenn er irgend brauchbar ift, ohne weilere Loofung 
eintreten. 

Iſt er auf Feine Art Förperlich brauchbar, fo foll er auf feine — unit drei⸗ 
jähriger harter Feſtungsſtrafe belegt werden. 

Reicht das Vermögen des Sträflings zur Beftreitung Diefer Raflen- ‚nicht aus, 
fo wird fubfidinrifch aus der Invaliden⸗Caſſe, das Fehlende En 
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F. 30. Wer fi der Looſung abſichtlich entzieht, iſt Refractair. | 
$. 31. Erſcheint er nicht innerhalb 14 Tagen :nach dem BezirkdsMusloofungs- 
Tage, fo hat die Obrigkeit bes Ortes, gu welchem er Toofungepflidtig iR, fein Ber- 
mögen unter Sequefter zn ſezen. ' Erfolgt die Rüdlchr. zu: ſeiner Pflicht ‚nicht innerhalb 
3 Sabren, fo wirb er edictaliter geladen, binnen. 3 Monaten zu erſchrinen, und bleibt 
biefe Ladung ohne Erfolg, fe wird fein Bermögen einſtweilen der Invaliden⸗ Caſſe 
verfallen erflärt und er verliert feine bürgerlichen Rechte im Vaterlande. i 
Er kann nur dadurch wieber in den Bei: feines Bermögens ganz ober theil- 
weife unb feiner hürgerlichen: NReikte gelangen, wenn er vor Ablauf: feines 28ften 
Lebensjahres zur Erfüllung feiner Militairpflicht angehalten werben kauu, unter fol- 
genden Mobificationen: Ä tn, 
a) meldet er ſich freimillig, fo erhält er fein Vermögen ‚nach vollendeter Dienfl- 
jeit, ober überflandener Strafzeit, auch Abzug der verurſachten Koften zurück. 
b) wird er unfreiwillig dazu angehalten, fo erbält: er. ‚fein. Vermögen. nur theil⸗ 
weife zuräd nah Abzug eines, Der Invaljben⸗Caſſe verfallenden, nad Ab- 
maße feiner Schuld obergerichtlih zw ermefjenden Theils, fo mie. auch nad 
Abzug der veranlaßten often. 7:00 er 
$..32. Alle Refractaire, wenn fie nicht durch ihr zu welt vorgerücktes Alter 
oder ihre körperliche Untauglichkeit vom perfänlichen Dienft ausgefchloffen bleiben müffen, 
find zu einer 5jährigen Dienftzeit verpflichtet," welde von der nächſt bevorftehenden 
Recrutirungszeit angeredinet wird. Zur Etrafe verlieren fie das Recht, beurlaubt zu 
werden und fidh vertreten zu laſſen. eb an en 
Drcer competente Auslooſungs-Bezirk darf bahn fte dem nächſtjährigen Conkingente 
als abgeliefert anrechnen. = EEE 
68.33, Das Alter, bis zu welchem ein Nefractair zum perfönlichen Eintritt ins 
active Militair annoch Angenommen wirb, ift das zuriläfgelegte Zöſte Lebensjahr. St 
ein Refractair über 30 Jahre alt, fo wird er bei nächſter Reerutirung ale erfte 
Referve-Nummer ber Diſtritts-Behörde präfentirt, und nad befunbener Brauchbarkeit 
gleich den übrigen auf 5 Jahre’ verpflichtet; ift aber veſſenungeachtet zum Beſten ber 
Invdiliden-Caſſe in eine Geltftrafe von 10 Rthlr. Ns zu nehmen, melde im Falle 
gänzlichen Unvermögens in eine Awöchentliche Gefängnißftrafe verwandelt mird. 
$. 34. Die zum Militair- Dienft körperlich wicht brauchbar, oder wegen bereits 
überfhrittenen Ofen Lebensjahre nicht annehmbar befundenen ‚Refracteirs, fo wie 
auch Die zwar als brauchbar angenommenen, aber. wegen eines hinterher entdedten, 
erweislih von ihnen, um der Strafe zu entgehen, verheimlichten körperlichen Fehlers 
als unbrauchbar entlaſſen werdenden, find nah Maßgabe ihrer größern oder geringern 
Strafbarkeit, unter Berüdfichtigung der etwa erfolgten Bermögens-Gonfiscation fo wie 
bes Umſtandes, ob ber verurſachte Koften- Aufwand aus ihrem Vermögen zu. deden 
fein wird, mit ſechswöchentlicher Gefängnißftrafe bis zu dreimonatlichem Feſtungs-Arreſt 
zu betrafen; wo aber gar Feine Miülderungs- Gründe eintreten, mit ſechsmonatlichem 
Feſtungs-Arreſt. — 
| iejenigen Refractairs aber, welche zur Zeit, ba fie gefeglich hätten looſen follen, 
ſolche Kraukheiten und Gebrechen gehabt haben, die ie gleih in die Augen 
fallen, daher keiner ärztlichen Unterfuhung bedürfen, und. in dem sub Adj. A. zur 
Anlage, I. ſpecificirt. ftepen, find won jeder Strafe befreit... 


XIII. Day: der. Rahleofungs- Berehtigung. 


$. 35. Wer uns Unwiſſeaheit und ohne Vorſatz die Looſung verfäumt hat, 
muß, jobalb er zur Kenmtaig feiner Pflicht gelangt; zur Nabholung feiner Berpflib- 
tung bei feiner Obrigkeit ſich „melden, welche ſeine Entſchuldigungsgründe zu Protocoll 
nimmt und ihn mit Diefem an die Auslooſungs-⸗Behörde fendet, zum Zweck ‚weiterer 
Unterſachung jeiner Pflichtwidrigkeit. u 

Wird er von ber Ausloofungs-Behörte für exculpirt erffärt, fo verfügt dieſe 
feine Rachlovſung. 5 

$. 36. Loofet er ſich zum activen Mititatr: fo zeitig feſt, daß er innerhalb. Der 
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erfen 14 Tage nach beſchaffter Hanpt-Ablieferung an has Milttair nachgeliefert werben 
fan, je tritt bei uoch nicht überſchrittenem 30ſtän Lebensjahre im: Falle Förperlicher 
Brauchbarfeit ein Austaufch ber für ihn aus feinem. Looſungs⸗ Bezirke eingetretenen 
legten Aotis⸗NRummer mittelſt Reclamation derſtlben ein. Nah Ablauf dieſer 14tä- 

gen Friſt: Jann ein ſolcher Nachgelieferter dem Bezirke - Eontimgente des laufenden 
Recrutirungs=Gabres für das active Militair nicht mehr, fondern erft dem bes 
nädftfolgenden. Recrutirungs⸗Jahres angerechnet werben. Vom Austanfh in der 
Reſerve gilt eine gleiche Zeitbeſtimmung rüdficktlich ber, Naklieferungs- griß. 

„. XIV. Militair-Diſtrirts— Bebörden. 


F 5.37. Zür jeden der heiten. Nilitair-Diftricte wirb ein Dikricts-Dörift beſtellt, 
der in Amt ununterbrochen verwaltet, und dem zwei Deputirte aus ber Ritter⸗ 
and. Landſchaft, und; von dieſer gewählt, zugeordnet fein ſollen, welche in demſelben 
Diſtricte refp,. angeſeſſen und ale Magiftrate-Perfonen angeftelt fein müflen. 

$. 38. Die ftändifchen Deputirten wohnen allemal den Geſchäften ber jähr- 
Iihen Gontingents-Repartition und der Reeruten-Ablieferung bei, und find vom Diſtricts⸗ 
Dberften auch anßer der Zeit bei jeder Vorkommenheit zu Rathe Zu ziehen, mithin 
auch gehalten, den amtlihen Einlabungen des Diſtricts⸗Oberſten gu perfünlichen Zufam- 
menlänften am. Diſtricts-Orte nachzulommen. 

$. 39, Der Diftriche- Behörde wird zum Behuf ber Ausſerligungs⸗ und Regiſtra⸗ 
tur⸗Geſchäfte ein Actuarius beigeordnet, den ſie der Regierung zur Beſtätigung vorſchlägt. 

Dieſer fungirt ununterbrochen und muß mit dem Diſtricks⸗Oberſten an einem 
Orte, wrnigſtens in fp geringer Entfernung von ihm wohnen, daß durchaus Feine 
Verſäumniß in den laufenden Geſchäften ſtatt findet. 

Sein Gehalt beſteht in jährlichen 300 Rihlr. NYa, wozu die Großherzogliche 
MiliteirBafe 190Rſhlr. und. die Landes⸗Caſſe: die übrigen 200 Rthlr. Rs beiträgt. 

$. 40. Die durch ben GeſchäftsaBetrieb ſelbſt veranlüßten Koften werden aus 
der Recrutirungs-Caſſe beftritten,: nachdem dag Verzeichniß vom Diftricta- Oberften 
der. Regierung vorgelegt und vom biefer genchwigt iſt. Statt der Zehrungs- und 
Reijekoften erhält jeder Diſtricts-Oherſte : sine Entſchädigung von jährlich 400 Rthlr. 
Nꝰ/s, in vierteljiährigen Raten von 100 Rthlr., aus Großherzogl. Militair-Caſſe. 

F. 41. Den- Militair⸗ Diftricks - Behörben liegt bie obere Leitung des Recru— 
tirungsmefens im Diftricte ob. Sie find verpflichtet, alle auf eine rihbige Hanbha- 
bung dieſes Recrutirungs-Geſetzes Bezug, babende Geſchäfte ‚pünktlih zu- verwalten, 
über alle Beſchwerden nad zuvoriger Unterfuhung zu entfcheiden, und den Auslooſungs⸗ 
Behörden, melde hiedurch angewiefen find, bei Zweifeln über Die Anwendung der 
Retrutirungs⸗Geſetze zuerft fih an Die Diſtricts⸗Behörden zu wenden, bie nachgeſuchte 

Belchrung: zu geben, welche ſie bei. eintreſenden eigenen Zweifeln pon der Regierung 
— haben. 

6.. MA2. le. auf has, Militatzweſen. fi N Araiehenben Lanbegherrlichen. Verord⸗ 
megen ‚mad. ‚Befehle, sergapen yollfret an, bie. Diſtricts ⸗Oberſten unb bie, — 
MDehhoͤrden. Ebenſor iſt dje Poſiſreihejt zugeſtanden -für alle vom ‚Diftricte-Dberften, zu 
beſchaffenben Geld + Barfendungen und, Yugfestigyuges in Dienſtſachen, wenn. das ben 
Diſtricts-Behörden allerhöchſt bew illigte Siegel fie, als ſohche bezeichnet, auch für alle 
übrigen Mittheilungen in Dienft- Sachen, wenn folhe, mit dem Namen ber bei den 
Militair-Diftriete- Behörden fangirenbeh' ſtändiſchen Deufirten eigenhändig bezeichnet find. 

Alle dienſtlichen Mittgeilangen Dagegen, welche :O9R- andern Behrden und Per- 
‚foren: am. die Diſtrichs⸗Pehörden und an, bie Diſtricis ⸗ Oberften. ergehen, und alle 
Militair-⸗Geld⸗Einſenduugen, müſſen von den Abſendern poſtfrei gemacht — 
XV Ausfooſungs-Bezirks⸗ Behörden. — 

:$. 43. In jedem Auslooſungs-Bezirk leitet und beſchafft eine zu beftellende 
Ausloofungs- Behörde. ale auf das Recrpfirungsmelen im "Bezirk, ſelbſt, und auf deſſen 
Berpflihtung zum ganzen Diftrict Bezug, habenden Gefgäfte 

1,9 Ad. „Eine, Auslopfungs.- Behörde beſteht: 
a) im Domanio aus einem von Großherzogl. Kammer von angewiefenen 
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Beamten, welcher der Kammer einige rechtliche und verſtändige Männer aus 
den Einwohnern des Bezirke vorſchlägt, von denen dieſe zwei. zu feinen 
Gehülfen und Beiligern ernennt. 

b) Zn den ritterfhaftl. Aemtern aus dem Dirigenten, welches Der jedes⸗ 
malige Amts-Deputirte, iſt und aus zweien Gehülfen und Beifigern, welche 
von ben Gutsbeſitzern auf dem Amts⸗-Convente gewählt werden. 

©) In den Kloſter-Aemtern und dem Roſtocker Diſtricte aus einem 
‚ebenfo unter Dirertion reſpective bes Kloſter⸗Amts und bes Diſtricts⸗ 
Directors conftituirten Perſonale. 
d) In den Städten aus einem Dirigenten, den der Magiſtrat aus ſeiner 
Mitte beſtellt, und aus zwei Gehülfen und Beiſitzern, nämlich einem aus 
ber Bürgerfeheft, den der Dirigent ans breien, von ber repräfentitenden 
- Bürgerfchaft ihm vworgeftellten Bürgern, unb aus einem Erimirten, ben Die 
Regierung unter einigen, vom Magiftrate ihr dazu vorgeſchlagenen ermäblt 
und beſtätiget. 


XVI. Wer zum. Ausloofungs= Bezirk gehört = 


6. 85. Zum Ausloofungs-Bezirk gehört zuerft: 

a) ein jeder Xoofungspflichtige, der an einem zum Vezirt gehörenden Orte ſeinen 
eingerichteten Hausſtand hat, in Ermangelung deſſen gehört er 

b) zu dem Orte, wo fein Vater wohnt, nad deſſen Tode aber 

ce) wo feine Mutter wohnt, 

Bemerkung. Unehelihe Söhne gehören immer dem Wohnorte 
ihrer Mutter an. 
Sind beide rechte Eltern verſtorben, 

d) dahin, wo feine unbeweglichen Güter (und zwar normirt ber er größte Grunb- 
befiß) gelegen find, In Ermangelung eines Grunbbefiges: 

e) dabin, wo fein bewegliches Vermögen adminiftrirt wird, alfo wo fein beftellter 
Vormund, ober, wenn biefer im Auslande wohnt, bahin, wo das compe- 
tirenbe obernormundfchaftiiche Gericht iſt. 

Bemerkung. Iſt dies ein Patrimonial⸗Gericht, ſo normirt nicht 
der Ort, wo das Gericht ſeinen Sitz hat, ſondern das Gut ſelbſt. 

Paßt Feine dieſer Beſtimmungen auf ben Looſungspflichtigen, ſo iſt er gehörig 

f} dahin, wo er geboren iſt, und wenn fein Geburtsort im zu nicht 
anszumitteln iſt 

8) dahin, wo er ſich zur Zeit aufhält. 

$. 46. Alle in vörftehenden Sphen enthaltenen Beftimmungen, welche jedoch 
mil einem etwa zu promulgirenden neuen Armen Geſetz in Uebereinftimmung gebradt 
werben follen, find fo anzuwenden, daß bie frühere immer bie folgende ausfchliekt; 
Daß ferner bei Anwendung ber mit a, b, e, d, e und g, bezeichneten Gathegorien 
ber Zeitpunet anzunehmen ift, zu welchem "bie Ortshften fir bas betreffende Recru⸗ 
trungs = Jahr anzufertigen find; daß endlich auch bie im Auslande Gebornen durch 
die Prädicate sub a, b, e, d, e, ergriffen werben, inföferne nicht bie Beflimmungen 
bes $. 28, sub 4. ein N Verhältniß berbei führen. 


XVII. Recrutirungs-Zeit. 


$. 47. Die Recrutirung zur Completirung bes Bunbrö-Contingent hat fatt: 
1) in Kriegszeiten fo oft Die Gefege bes Bundestägs fie erforderlich machen. 
2) in Friedenszeiten aljährkch einmal im Monat Npeil 
dergeftalt, daß die Dauptablieferungen an das Militair am .27ften April incl. in 
beiden Militair - Diftrieten beendigt fein Fünnen, 
Bemerfung. Denn das Öfterfeft fpät eintritt, fo. tft dae 
Ablieferungs⸗Geſchäft erſt 8 Tage nach Oſtern anzufangen. 
$. 48. Mit Rüdficht hierauf haben die Auslooſungs-Behörben ben Tag ber 
Ausloofung jo zu beſtimmen, bag bie Ablieferung unfehlbar an bem von ber Diſtricts⸗ 
Behörde anberaumten Tage erfolgen kann. 
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xvui. Befimmung wegen ber ins ‚active Militair gefommenen. 


$. 49. Sobald ein Recrut von Militair angenommen ift; gehört er bem Mili- 
tair, und weder ber Diſtrict noch‘ der Bezirk find zu weitern Leiſtungen für ihn 
rüdfichtlich feiner Einquartirung und Ernährung in ber Garnifon und Auf dem Marfche 
dahin Yerpflichtet. 

$. 50. Sollten unter .bas active Contingent junge‘ Männer kommen, melde 
während ihrer Militafe -Dienftzeit ihre wiſſenſchaftliche Ausbildung” auf Academien 
fortzufegen wünfchen, fo ſoll ihnen :dies geftattet fein; jedoch unter Der unerläßlichen 
Bebingung, baß fie bei ihrer Ablieferung an die Diſtricts-Behörde genügende Zeugniffe 
beibringen, welche ihren’ Fleiß und. ihre Fäpigfeiten zu dem wiſſenſchaftlichen Sache, 
dem fie ich mwibnten, barthun. Bit Zeugniſſe müſſen Reſultate eines ſtrengen Examen 
fein, dem ſie ſich zu unterziehen haben, fei es auf ber gelehrten Schule, wo fie ſich 
zur Zeit noch befinden, oder der von ihnen [don beſuchten Academie,, Bei entfpre- 
— ſolchen Zeugniſſen ſollen ſie nur . wäprenb der erſten Exercierzeit und bei 

eneral- Sıijpectionen, bie das Bundesheer im Ganzen, oder das Armee- Corps, zu 
welchem Das Medienburg - Schweriuſche Contingent gehört, treffen, beim verfammelten 
Militair’ gegenwärtig, für bie übrige Zeit aber beurlaubt bleiben, wenn nicht ein aus— 
brechender Bundestrieg Ihre Einberufung nöthig macht, ber fie dann pünctlich Folge 
zu leiften und zu dem Ende auch ihren: Militgir-Ehef wenigſtens alle halbe Sabre 
von ihrem Aufenthalte Meldung zu machen haben. 
„si Auch follen alle und jede im wirklichen Militair-Dienft ſtehende zu allen 
Öraben des Officierſtandes gelangen können, ſobald Talent und Aufführung ſie dazu 
qualificiren. 

$..92. Nach beendigter Exercier-Zeit iſt die jüngſte Claſſe der Soldaten zum 
Garnifons- Dienſt zu behalten; bei geringerem Bedarf find die körperlich ſchwächern 
zu beurlauben; bei größerem Bedarf' geſchieht bie Ergänzung aus ber nächſtvorber⸗ 
gehenden Alters- Claſſe, insbeſondere durch bie, welche noch keinen Garniſons- Dienft 
geleiſtet haben. 

5. 33. Die Exercier-Zeit ſoll in der Regel nach Awöchentlicher Einũbung der 
Recruten, alſo mit dem erſten Zunt anfangen und Ende Jimi-Monats aufhören. 
Die Beurlaubten find bazu einzuberufen und nad beren Beendigung zu entlaffen. 

$. 54. Die nad) beendigter Ajähriger activer Dienftzeit fo "wie durchs Loos 
ſofort in die Reſerve kommende Mannſchaft erhält ſogleich Urlaub, wird in Friedens⸗ 
zeiten zur Exercierzeit und zum Dienſt nicht einberufen, und empfängt, nachdem ſie 
ein Jahr in der Reſerve geſtanden, ihren unbedingten Abſchied, falls nicht ein aus- 
gebrochener Bundeskrieg ihre, vor beendigter Dienftzeit erfolgte Einberufung von län⸗ 
gerer Dauer erheiſchen mögte. | 


XIX. Mititair-Breilaffungs-Seine. 


$. 55. Ein jeder Militairpflichtige, ber. ‚feine Verpflichtung nicht durch perſön⸗ 
lichen Dienſt im activen Militair oder durch einen Handſchlag bei der Reſerve erfüllt, 
ſei es, daß er ſich frei looſete, oder einen Stellvertreter geflellt habe, daß er wegen 
fehlender Maafe oder’ anderer Gebrechen nicht zur Looſung gefommen; fi es, daß 
er als abgelieferter Refractair zum Militair-Dienſt unbrauchbar befunden und ſo ent⸗ 
laſſen iſt; ſei es endlich, daß er als Freigelooſeter demnächſt einen Stellvertreter⸗ 
Contract eingehe und fo ins Militair trete — muß zu feiner Legitimation einen 
Schein bei feiner Loofungs- "Behörde einlöfen, und baflir, falls er nicht ermweislich arm 
if, 12 Bl. N%s entrichten. 
$. 56. Diefe Militairs Freilaſſungs⸗ Scheine ſind von ben Militair ⸗Diſtricts⸗ 
Behörden auf Nachſuchen der Auslooſungs⸗- Behörde auszufertigen, und iſt darin 
auszudrücken: 
a) bei den Freigelooſeten, daß fie vom erſten Mai bes Recrntirungs⸗Jahrs an, 
in welchem fie looſungspflichtig find, annoch auf 2 Jahre refersepflidtig, dann 
‚ aber. unbedingt militairfret und berechtigt find, auch in andern deutſchen 
Bundesſtaaten ſich niederzulaſſen; 
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:b) bei Denen, welche Stellsertreter geſtellt haben, welche zwar Fteigeldoſtte And, 
aber nach ber vorgedachten Beſtimmung sub a) annoch ſelbſt militairpflichtig 
werden können, — daß ber Vertretene die Verpflichtung bes Stellvertreters 
noch auf deſſen zwei Referve- -Japre. zu leiften habe; 

c) bei denen, welche ganz militairfreie Stellvertreter geftelt haben, und bei 
benen, welche wegen Untermanße oder anderer Gebrechen ale militairuntauglidh 
entlaſſen worden — daß ſie unbebingt miltairfrei find. 


XX. Von Treibung bürgerlicher Gewerbe. 


$. 57. Den etatmäßig Beurlauhten des ackiven Militairg und Ken Riſerde— 
Soldaten, während ber Dauer ihres Urlaube, iſt ber Betrieb jedes” font erlaubten 
bürgerlichen Gewerbes in geſetzlicher Art und gegen Erlegung der geſetzlichen Abgaben 
eſtatte. 
8. 58. Mm zu vermeiden, daß nicht Roofungopfliätige verheimlicht werben, ſoll 
fein Brotherr, ‚bei 10 Rthlr. der Invaliden- affe anhelmfallender Sträfe, jemanden 
in Dienft nehmen, ber nicht wegen erfüllter — 32 durch einen Sein der 
Diftricts > Behörde, ober durch feinen Militair-Abſchied und bei noch nicht erreichtem 
looſungspflichtigen Alter durch ſeinen Geburtsſchein genügend ſich Tegitimirt haben wird. 


XXl. Vom Heira typen. 


$. 59. Um heirathen zu dürfen, muß ein jeber ber Obrigkeit des Drts, die 
ibm fein Domicilium beſcheinigen wird, fü wie dem ihn“ aufbietenden und krauenden 
Prediger nachweiſen, daß feine Militairpflicht feiner Verheirathung nicht gefeßlich ent- 
egen ſtehe. 
nd $. 60. " Diefe Nachweiſung Kann nur gültig geſchehen durch, Beibriugung: 

a) einer landesherxlichen Diepenfation, welche aber nur in auhßerordentlichen 

dringenden Fällen ertheilt wird, oder 

b) eines geſetzlichen Abſchieds aus dem äctiven Militäir, oder 

m. eines ber andern, Pegitimationg = - Scheine, „melde von ber Oigeiit Behörte 

ausgefertigt ſein müſſen und nicht durch ihend ‚anderer, Behörden Interim» 
Scheine erfeßt werben Fönten, 

.$.61: Sofbaten, die, nochn im artiyen Contingente ſtehen, bebürfen einer heſon⸗ 
dern jaubesherrlichen Erlaubniß zur deirath welche jeboch nicht, anders ertheilt werden 
wird, als wenn der Nachſuchende jn Gemãßheit der: Verordnung vom 25ſten Januar 
1823, ‚eine obrigkeltliche Beſcheinlgung darüber beigebracht hat, daß. ihni nach der 
Entlaſſung ein Domicilium zugeſichert worden. 

‚62. Wer noch in der Referve ijt, wird in Friebendzeiten dadurch zwar nicht 
verhindert zu heirathen, aber fo wenig als der heirathende Freigelooſete daburch von 
der in feinem Referuee oder Freilaſſungsſchein ausgedrückten Bicpflihtung entbunben. 


XXII. Bon ber Berechtigung außerhalb Laͤndes zu gehen. 


$. 63. Dieſe Berechtigung hat unbedingt nur ber, welcher ſei r Militairpflicht 
genliget hat, unter Beobachtung der allgemeinen Geſede, welche in ihr Beziehung 
für die deutſchen Bundesſtaaten normiren. 
8. 64. Bedingt Fann ein Milttairpflichtiger dieſe Berechtigung ſi ſi ch erwerben: 
a) durch ausdrügliche landesherrliche Erlaubniß; 
5) durch eine bei feiner Oris⸗Obrigkeit baar oder durch Bürgen und Pfand 
zu beflellende Caution auf 200 Rihlt. N”, welche für jeiug tempeſtive 
| Pflihterfülung haftet; 

„in einjelten‘ dringenden Fällen, wo erweiolich eine ſolche Cautlonsleiſtung 
ganz unmöglich wird, durch juratorifche, aber nur mittelft körperlicher Eibes⸗ 
Ableiſtung. 

Anmerkung. Kinder, welche ihren Eltern nach Medlenburg folgen, 
werden von Verpflichtungen allererſt Ein Jahr vor Eintritt 
der fie zur Lvoſung verpflichtenden Recruljrungs - Zeit ergriffen. 


Pi 
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‘d) durch Urlaub' vom militaiviſchen Chef, fo. lauge er im activen Militair 
Bi ober au benen.. Aue dem. BREDER Militair in bie Referve Getretenen 


Eine | dr Beurlaubung ing Ausland ft vom Militairs Chef unter ker Bedin- 
gung. zuzugeſtehen, daß der Denrlaubte, bei Etrafe als Deſerteur angefehen zu 
— pünctlich nach Sun de Urlaubgpäfles: in der Gurnijon ſich wieder 
einſtelle. F 
$. 65. Damit nun die im vorigen $. sub a, b,,e, Gedachten fi ch nicht mit 
Unwiſſenhtit über den, ihre Rücklehr ms Baterland. heiſchenden Zeitpunct ihrer ein⸗ 
tretenden Militairpflicht entfchuldigen können, haben fie ben vom, competirenden Pre- 
biger: Zwecks ihrer Militairpflichtigkeit auszuftsllenden Geburtsſchein Dann ſchon ſich 
zu verſchaffen, ſolchen bei derjenigen Behörde zu produeiren und zu deponiren, welche 
ihnen die reſp. Reiſe-Päſſe oder Wanderbücher ausſtelt. Dieſe Behörben haben dann 
in. ten Puüſſen und Wunderbüchern. nicht nur Jahr und Tag ber. Geburt des Empfän- 
gers, fonbern auch gu bemerken, in welchem Recrutirunge » Jahre Ber Inhaber wegen 
feiner eintretenden. Mititarrpflicht, ſich bei ſeiner u und zwar allemal-vgr 
dem m März; gebacken ‚Zähres;::zu melden babe. : 


a XXI. Son den Invatiden. 


s. 66, Br darch. (den inf: invalide wird, ‚bat iu· erwarten, daß er nad 
Maßgabe: deſſen, was er: zu feinem: Untenpalte fih noch zu erwerben vermag, nad ben 
Grundſader deq Perſtons⸗Reglements vom Lanbraheren billig, verſargt werde. 

Wer aber aus Deranlaflungen, welche der Dienſt, nicht, a Br wird 
kann nie Sans —— Auſpruch machen. 


AxV. Schluh 


8. 67. ‚Alle übrigen, auf king Handhabung biefes Beſehes Bezug —— 
Beſtimmungen find in demjcnigen Reglemsat .onthnlten, welches. in ber. Anlage III. 
dieſem Rerrutirunga«Ghefähe hinzugefügt iſt, und wird zur genaueften Befolgung alles 
deſſen, was dieſe Verordnungen, durch, weiche alle früheren, die Militasr - Recrutirung 
betreffenden Veſetze und Beſtimmungen ‚anfgeboben werden, zur Pflicht. machen, nicht 
ner jebermanu aufs ernſtlichſte sranapnt, fonbern es ſind auch beſonders alle obrig- 
keitlichen Behörden und Prediger einer ſtrengen Ahndung unterworfen, wenn fie nicht 
ſelbſt aufs gewiſſenhafteße denſelhen nachlommen, guch in ihren Wirkungskreiſen bie 
größte ae nn verwonden, ſie in allen Puncten ihrem Zwecke gemäß 
ausgeführt zu ſehen. 

Urlandlich unter: Unſerm Baodieider und Juſegel Gegeben ꝛc. Schwerin, 
den’ 22fen Februar 1830. -  .. — — 

Sriederiqh Franz. 


J Anlage I. 
Cum subadjunetis A. B. C. 


Reffimmungen Berjenlgen Gebrechen, welche ganz, oder zum 
Theil zum Militatr-Dfenft auge maden, und Der - Art 
und Weife, wie ſolche umterfuht und darüber genrtheilt ' 
„werben fol. 


$. 1, Eine Hehe mit Anferiguug ber Looſungs⸗ Liſten beauftragte Orts⸗Obrigleit 
hat: zuvörderſt Diejenigen Gehrechen, welche als ſolche gleich in Die Augen fallen, und 
ja der Anlage A, namentlich anfgeführt ſind, bei jedem Militairpflichtigen, der ſolche 
zu haben angiebt, oder bei dem fie fi dem Auge barftellen, durch protocollariſche 
"von. der competirenden Orto⸗Obrigkeit bes Looſungspflichtigen zu verfügende Ver— 
nehmung zweier Hausväter, deren ‚Süpne ſich unter Den Xaofungspflichtigen befinden 
sub ‚zum. Mikkair-Diraft tauglich. find, im deren Ermangelung, anderer glaubmwürbiger 
Perfonen, in Gewißhejt au feben, das Nöthige barüber in Der anzufertigenten Looſungs⸗ 
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Lifte, unter Ausſchließung ber aufgenommenen Protocolle, zu bemerben, und. wenn Die 
Gewißheit dieſer Gebrechen ſolchergeſtalt völlig. dargethan iſt, die betreffenden Indi⸗ 
viduen ohne weitere ärziliche Unterſuchung von aller Looſung und GeRelung vor Der 
Austoofungs = Behörde frei zu fpreden. 

$.:2.: Eo viel die- übrigen Gebrechen beirift/ welche erſt Bann eine bedingte 
sder unbebingte Tauglichkeit zum Militairbienft zur Folge haben, wenn eine ‚genaue 
ärztliche Unterfuchung burch die bei der Diftrictd= Behörde angeflellte ärztliche Com⸗ 
million ſolche bewahrheitet, ſo theilen ſie ſich 

4) in ſolche, welche gu allen Waffen- und Dienſt Gattungen gänzlich. und für 

-- immer umanglich machen, und . 

2) in folhe, welhe den Dienft beim Armee» Zubhrweien, Held = » Bäderei und 

fonftiger Bermwendung bei ber: Urmee noch zulafien, und endlich 

3) in foldye, welche nur temporair untauglich machen. 

6. 3. Zu der erften .Elaffe gehören die in ber Anlage B. und zur zweiten bie 
in der Anlage C. verzeichneten HOebrechen. Zu der dritten Claſſe gehören ſolche 
Krankheiten und Gebrechen, bei welchen eine volllommene Heilung nach dem gewöhn⸗ 
lichen Gange wahrſcheinlich iſt, und die nur eine beſtimmte Zeitfriſt erfordern, um 
dieſe Heilung durch zwedmäßige Mittel herbeiführen zu können. Die mit ſolchen 
Krankheiten Behafteten werden daher, wenn fie zur Ablieferung kommen, von ber 
Diſtricts Behörde an das Militair abgeliefert und im Hoſpital geheilt. 

G. 4. Bei Anfertigung der Uusloofungs-Liften ſind die zu vereichnenben Loo⸗ 
ſungspflichtigen, unter der Bekanntmachung, daß derjenige, welcher ſich Fehler ober 
Geoͤrechen fälfchlich andichten würde, um ſich vom Militeirbienfte zu befreien, unab⸗ 
bittlich mit dem Verluſte des Rechts zu looſen beſtraft, und -foßert ohne weiteres an 
das Militair abgegeben werden würde, aufzuſordern, ihre etwanigen Gebrechen wahr⸗ 
haft anzuzeigen und ſolche nicht allein durch beizubringende Atteſte glaubwürdiger und 
geſetzlich approbirter Aerzte zu beſcheinigen, welche jedoch bei 5 Ahle. Strafe für 
jeden Eontraventionsfall fidh Fein Urtheil über Die Brauchbarkeit oder Unbrauchbarkeit 
bes betreffenden Individui zum Milttairdienfte in ihren Atteſten erlauben bürfen, und 
lediglich ihre Wiſſenſchaft von dem Gebrechen beffelben und deren etwanigen Behand» 
Yung zu bezeugen haben, funbern auch einige andere Perfonen nambaft zu maden, 
welche den körperlichen Zuftand gleichfalls zu bezeugen bereit‘ find. Aerztliche Atteſte, 
welche ein Mehreres, und indbefondere ein angemaaßtes Urtheil über Die Unbraud- 
barkeit zum Militairdienfte enthalten, find zurüdzugeben und ber Arzt felsit dem com⸗ 
petirenden Fifcale zur Wahrnehmung ihres Amtes gegen fie anzuzeigen. 

Die zur Bezeugung bes Törperlichen Zuftandes namhaft gemachten Berfonen find, 
unter ernftlicher Verwarnung zur’ Ausfage:der reinen Wahrheit über ihre Wiſſenſchaft 
von dem Gebrechen des Militairpflichtigen, zu Protocol zu vernehmen, in welchem die 
vernehmende Behörde das Nöthige. aus eitwaniger eigener Wiflenfhaft von berfelben 
von Amtswegen zu bemerken und beides, fomohl die vorgedachten ärztlichen Attefte, 
ala die Protocolle, zu ben Auslvofungs-Liften zu legen und in biefelben kurz das 
Nöthige daraus einzutragen hat, 

Beglaubigte Abfchriften diefer ärztlichen Atteſte und aufgenommenen Protocolle 
ſind dem Militairpflichtigen ſofort koſtenfrei zurückzugeben, damit derſelbe ſich dieſerhalb, 
wenn. ihn Das Loos zum Eintritt getroffen hat, bei ber Auslvofungg - und Diſtricts⸗ 
Behörde Iegitimiren Tann. 

Vom Loofen können aber biefe Scheine unb Protocolle, wenn fie keins ber im 
Subadjunctum: A. angegebenen Gebrechen darthun, ein Individuum' nicht diſpen⸗ 
firen, fondern vielmehr nur dazu dienen, ber bei ber Diſtricts- «Behörde angeſſellten 
ärztlichen Eommiffion eine genauere Kenntnißz bes angegebenen ——— 
zu verſchaffen. 

85 5: Ale auf dieſe Weiſe in den Ausloofungs - Liften verzeichneten Militair⸗ 
pflichtigen, wenn fie nicht von ber Auslooſungs⸗Behörde wegen der Sabadj. A. 
aufgeführten Gebrechen, als anbedenklich unbrauchbar zurüdgewieſen, als weldes ihr 
nach den genauern Beſtimmungen im $. 10.-bes Inſtructions⸗,Reglements zuſteht und 
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obliegt, ſind verpflichtet zu. looſen, ohne Rüchſicht ‚herauf, ob fe Sehler angegeben und 
beſcheinigt haben, oder nicht, und nur derjenige wird einer ärztlichen Unterſuchung 
unterworfen (vid. $. seq), der nad ber Zahl ber Nummern zum Eintritt in das 
Militair an bie Diftriete-Behörbe abzuliefern ift. Es müſſen aber bei ber wirklichen 
Ablieferung bes vom Looſe ergriffenen Contingents fo viele Militairpflihtige mehr, 
als unter ben Frerſt anfgerufenen Nummern ſich mit Krankheiten und Fehlern Behaftete 
befinden, nad Ordnumg der gezogenen Runmern abgeliefert und nöthigen Falls nach⸗ 
geſandt werden, damit bei der von der Geſundheits⸗Commiſſion anzuſtellenden genauern 
Beſichtigung gleich der etwanige Ausfall. gedeckt und bei, ber Hand iſt. 

$. 6. Dieſe Geſundheits⸗Unterſuchungs⸗ Commiſſion wird ans einem, von ber 
Diftricte-Behörbe nach geſetzlicher Vorſchrift bes 8. 23. des Inſtructions⸗Reglements 
zu deſignirenden Civil⸗Arzte und einem vom Militair abzuordnenden Militair⸗Arzte 
gebildet, welche, unter Leituug der, Diftrichg = Behörde, den körperlichen Zuſtaud ber 
vom Looſe ergriffenen jungen Mannfchaft mit ber : größten. Unpaxteilichfeit, wiewohl 
auch mit angemefjener Genauigkeit, um niht durch fälſchlich ſich angeeignete Krank⸗ 
beiten getäufcht zu werben, nad. ben. Grundſätzen ihrer Kun und wiſſenſchaftlichen 
Beurtheihiug, mit. Zubiifimaßme: bar dri den Aualorjunge-Behürden probprirten Atteſte 
unb Beſcheinigungen, forgfältig unterfucht, ‚aöthigenfalld weitere Erfundiguugen auſtellen 
läßt, und baburd ihre Entſcheidung tiber bie Brauchbarkeit oder Unbrauchbarkeit ber 
Militairpflihtigen nach ben im 8. 2. ingtugenen "Bezeichnungen abgiebt. Cs wirb 
biebri jedoch vorausgeſetzt, daß von benen, welche nach dem ärztlichen Erachten nur 
eine beſtimmie Wuffe führen Ianeu, auch. wirklich ſo viele, bei derſelhen angeftellt 
werden können; ſollte dies nicht der Fall ſein, ſo wird unter ihnen gelooſet, wer zum 
Eintritt gelangen kann. 

Bei diefer Unterſuchung and Prüfung: eniſcheidet übrigens. nicht allein, ob das 
unterſuchte Individunm lediglich mit: einem ſolchen Gebrechen behaftet ſei, welches 
alleln ihn untauglich macht, ſondern es iſt auch dabei gu berüdſichtigen, ob bei dem⸗ 
jelben mehrere Kleine phyſiſche Fehler aufammentreffen, weldhe die Summe ‚bes Leidens 
fo vermehren, daß baffelbe wegen dieſer zuſammen wirkenden Uebel in feineh — 
tungen dergeſtalt geſtört wird, daß er für unbrauchbar zu achten. 

"Da. aber. bie ärztliche Sosmnifften nicht permanent iR, fo kann and nuv kann 
bie: Unterſuchung bes Geſundheito⸗Zuſſandes eines: Militairpflichtigen ſtatt finden, wenn 
die Diſtricta⸗Behbrde und mit ihr Die - ärztliche 'Commetffion, verfammelt if. Hieraus 
folgt, daß ein Militairpflidtiger in der Zwifchenzet von riner- Meeruten - Ablieferung 
zur andern, am Wenigften aber vor dem Eintritt feiner Militairpflicht, eines lörper⸗ 
lichen Gebrechens wegen von ber Diſtriets⸗Behörde nicht erimirk werben Eänne. 

$. 7. Wird ein foldes Individuum von dieſer Geſundheits⸗Unterſuchungs⸗ 
Commiſſion für gänzlich unbrauchbar erflärt,. fo mm. die folgenbe Nummer für ihn 
eintreten: "Die nur. tempowmir Kramken werben jedoch an das Militate mit abgeliefert 
und im Militair« Oofpitadigeheilt. : Im Falle fih jemand durch ben Ausſpruch dieſer 
Behörde befchwert erachten ſollte, fo ſteht es demfelben zwar frei, dieferhalb bei der 
Landes⸗Negierung zu recurriren, welche das Möthige ſodann zum Zweck einer weitern 
Unterſuchung auf feine Koſten verfügen wird: Doch iſt er ſchuldig, immittelſt ins 
Militair zu treten, und darin fo lange zu verweilen, bis er losgeſprochen wird. 

—2 bie beiden Aerzte verſchiedener Meinung fein, fo haben fie jeder. iht 
Erachten mit Grünben der Diſtricts⸗-Behörde vorzulegen, welche ſodansg unter ſolchen 
Beſtimmungen, wie oben bemerkt iſt, nach tingepoltem . weitern ärztlichen Erachten, über 
die Brauchbarkeit entſcheidet. 

8. 8. So, wie ber. vom Militair abtrordnete —* ſeine Remuneration aus der 
Militair- Gaffe erhält, fo follen dem von ber Diftricts - Behörde zu. wählenden Kreis⸗ 
Phyſicus aus ber Recrutirun *— Caſſe die geſeglichen Diäten für feine Bemühung ge- 
zahlt werden, wobei A Arbeilsftunden für eine einfache Diät zu liquidiren find. Es 
wird aber beiben aufs ftremgfte, und bei. dir. auf: Ähnliche Bergehungen ’Bffentlicher 
Beamten goſetzten Strafe, unterfagt, fich von den Militairpflichtigen oder beren Ange- 
börigen, ſo wie von jedem Dritten, für biefelbe. eine Oratifiention, . welcher Art .fie 
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auch ſein müge, geben zu laſſen ober anzunehmen, fo: wie auch derjenige, ber ſich er⸗ 
lauben wütde, ihnen —— NT N mit. — Strafe delegt 
werden foll. 


Sobadjunctum A. J 
————— und Gebrechen, welche jedermann' gleich in die 
Ausen. fallen und. Se; — A UNEN Unterfugung. 
Ä edürſen55 


1) In ber Gemeinde bekannter Wahnſmn, Bon inn, Tauſtunmden. 
- 2) -Berluft- beider - Augen, oder gänzlice SEINE: 
- 3) Mangel ber Naſe. 
4) Mangel Bed Obtes: ober Unterkieferb. zz 
1.9) -Anffallender, das Athen :fehr ‚erfäpserenber Kropf. = 
:, 6) Mangel eines Ürıns, eiuer Hand, eines Jußes. n 
: 7) Ein: ftarter Böder auf! der Brit :öber am Rücken. 
3) Auffallende Berfrümmungi des Nüdgratbs * :" 
".9) Starles Hufen, durch auffallenbde! IEDESTOLINEO, et bet unten Urtremitätn. 
N. — — oder te ferbefiitge.i 1 
—— — 


in“, ; ' 
TE u '"Subadjunelum. B, Be u er 5 


nt Bu allen und jebem —— die Waſfen⸗ und Dienftesgettungen 
kin, u fe wollen) machen folgendr Kraukheitru ud Fehler vquig unfahig 


i. Allgemeine Rrantfeiten. 


1) Allgemeine Körperſchwäche; ein zu ſchwacher Knochen⸗ und Muelabeu- 

2) CEdroniſche und ſchwer zu heilende Hautfnankhellen, als: bösartige, ſtich über 
den größten an vr. le verbreötenbe GFiechtenausſchlãge. —— 
Krankheiten. 

3) Theoniſche Deiſe atranhellen, krankhafte Beräuberungen de 3egewnbe; z. B. 
bebeutenbe Verhärtungen deſſelben. 

: 75 4) Lymphgeſchwülſte, Balggeſchwülſte, wodurch "bie Körperfunchien : geſtört wird, 
umd nicht wegzuuehmen ſiudzu Pulsabergeichwiilte, Krampfadern von ſolchem nn 
daß durch ſe der. davon ergriffene .Sheil in. — SUR. me 

5) VFingewurzolte wenerifdge Uebel. 

6) Waſſerſuchten, chronische Belbfucht, Scharbod. 

7) Schwind ſuchten, Abzehrungen, en —2 Bierchen, ronifäre 
Rbrumatismad ımd Gicht, Trunkſucht. 

" 8) Meevnitrankpeiten, Chnvniflonen, Könkenfie, aqhtwandein, Hypochoubrie. 

: 9. Abnvrme: Thätigkeit ber Gerleaträfte, als; Schwrrmuth (Melanchalia). 
Wahnſiun, Berrüdtgeit, Tobſucht, Blöbſtun, Stumpfſtun, und. di boher. Grad von 
Dummheit, mit welchem Gedächtnißloſigkeit verbunten iſt. 

109) Berkgungen ſehnigter Theile, wodurch bie Verrichtungen bes. baneı games 
Theilo geſtürt, oder aufgehuben, ober fehr 'verunftaltet wird. 

11). Beiyutenbe, oder unheilbare Knochenkranſheiten, ale Bermochfungen (anchy- 
loses), Knocheugeſchwülſte, Knochenauswüchſe, Knochenfraß, Knochenbrand, Winddorn. 

12) In die Augen fallende Berunftaltung bes —— ner Dem — ober 
ken Verrichtungen bes Militairdienſtes nachtbrilig find. . 

13) Unbheilbare Ungelenfigfeit des Körpers, 

:- 14) Eine übermäßige: Ne ser un ige bie gshnlen Ber - 
haltniſſe überſchreitet. nt, 


II. Sraufpeiten. unb FOR: gm, Kopf und Halſe. 


1), Veralteter Kopfgrind, der unbeilbare Weichfelzopf. 
2) Brdrmiende Nürben, oder Bertwfungen, Die son Nnochenverluſi oder von 
einer Eindrückung ber Anochen herrühren, Mißbildung bes Schädels, Mangel der Kopfhaare. 
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33 Chroniſche, unheilbare, ober ſchwer zu heilende Strankheiten ber Augen und 
ber umgebenden Theile derſelben, als Yöllige Blindheit, Tag⸗ und. Nacht Blintheit, 
Verluſt eines Auges, in ſofern er einen Combattanten betrifft, das ſehr ſchwache 
Geſicht, eine bedeutende Kurzſichtigkeit, wo der Retrude keine 30 Schritte weit ſehen 
kann, das Eiterauge, augehender grauer vder ſchwarzer Staar, bedeutende Flecken der 
Hornhaut auf beiden Augen, wodurch Das Erkennen der Gegenſtände guf einige Ent- 
fernung gehindert wird, ferner ber Vorfall der Regenbogenhaut, das "Trauben = Auge, 
bie: Umfebrung ber Augenlieder, die — alu un u Be: N 
Bee. Augenentzümdnugen. .:- Z 

4) Taubheith ermiefene Schwerh origteit, Nelricthender aceſut "aus einen, m 
beiben Ohren/ aus unheifsaren Urſachen. - 

5) Chroniſche, bösattige "Krankheiten, der Naſe und der Haſcaböhle anochrefraß 
der Nafenbrine und der Muſcheln, Polypen, ſolche Verunſtaltungen ober Digsiltungen 
ber Nafe, daß dadurch bas Athmen erſchwert, uber Efel! erregt‘ wird. Geſchwuͤre, 
Beinfraß, Afterbitdungen in ben Stirn - und ren ae vn wie‘ auch das — 
gewordene ‚Nafenbluten. 

— 6) Der fehlende aumen ober Zapfen, große Haſenſe 

yolypen, chroniſche Ge chwülſte und bösartige | eſchwi re 

beträchtlicher Subftängverluft berfelben, ‚Speielfiftel, "Sp 

meln, größfentheils verbörbene und mangelnde Schneide⸗ 

ekelhafter Geruch aus dem Munbe, Verietzungen oder D 

(Ber ie bildenden Theile), wodurch das um ‚Spreden und ea febr er⸗ 
— wird. | 

7) Throniſche Drtfengeitte am Oalfe und in der Achſeihohle⸗ — 
— * Bruch, Schiefſtellung oder Steifheit des sale ber große Satthals 


Udin mescentia telae ‚selluldsae eolli).. 
1 


— HL Rrantpeiten unb Bebler der Bruß. 


1) Deformität bes Htüdgrathe, der Schulterblätter, bes rufen ind ber 
Rippen, der Budel, und ſehr hohe Schultern. 

2) Geſchwüre, welche bis in’ Die Vruſtber Bauchhöhle dringen. 

): Engbrüftigfeit,. chroniſhes Yllına, , Bruſtſchwäche, flache, nicht „Higläuglich ge⸗ 
wölbte ſchmale Bruſt Eindruck ‚bes Bruſibeins ‚jede: chroniſche Bruftfrantpeit, chro⸗ 
niſches heftiges Herzklopfen. 


F IV. ‚ Krankheiten. und, Behler, des, ‚Antepleiben, N 


1) Berhärtungen einzelner soder - möherer - Alnterleibs. -Eingewuibe, irde chroniſche 
Unterleibs ⸗Krankheit, eingerwnrzelle Hämorrhoidal⸗ Uebel, beſonders mit eigen! perio⸗ 
diſchen Blutverluſte, ferner veraltete der eiternbe Hämorrhoidale Kanten und ſtarke 
Schleimfläſſe, ferner habituell gewordene ned wohin beſonders der luxus 
lientericus und coeliacns gehören. .. 

2) Harnröhren=, ‚Blafen = unb unpeilbare. Maſldarinfſtein Steinbeſchwerden, 
Unvermögen, den Urin ju halten’ und zu Taffen, chroniſches Biotharnen Vorfall des 
Maſtdarms und Unvermögen, den Koth zu halten, Verengerung der Harnröhre, wohin 
beſonders der Zuſtänd des wahren Hypospadiaeus gehört, ferner bie Anſchwellung 
ber glandula prostata, ber habituell gewordene Vorfall des Maſtbarms. 

1.8) Chronische Geſchwülſte, oder Geſchwolſe Rn Deere ” nn 
Kranges und ‚ber Lympbgefäße. 

‚ 4) Brüde: am: linterleibe (Hemiag), fie mögen. fi & an dam: Oru deſelben 
beinben, wo fie wollen, mögen groß oder klein, bush ein Bruchband durück gehalten 
ſein, oder: nicht, ohne. Ausnahme, ſelbſt, ſtarle Aulage dazu.  .. 

5) Falſche Brüche, ala Fleifchbruch, Waſſerbruch, Bhntorud unh Renmpiater- 
bruch (Varicocele), letzterer sch; nun imuhühern Gradey. ein nr chim des 
Bauchringes, oder in der Leiſtengegend ſteckender Hode. DEN 
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Anmerkung Die Aderbrüche des Saamenſtranges machen nur alsdann 
zum Militairdienſt untauglich, wenn fie als Krankheit, und nicht als Mißbildung 
anzuſehen, weil fie in :biefem Salle einen Real ———— auch mit 
keinen Schmerzen verbunden ſind. 

6) Das Ischias, Mangel ber Zeugungstpeile, und ine enorme Größe: der Hoben. 


NV. Krankheiten und Fehler der Gliedmaßen. | 


Krümmung, Verlängerung, Berfürzung, Schwinben, Lähmung ober: Sieifheit der 
Gliedmaßen, Auftreibung der Knochen, von innern Urſachen entftandene Steifheit, 
Unbeweglichkeit und Verſtlimmelung pinns, - oder mehrerer Singer der rechten ſowohl, 
als der linken Hand, wodurd ber Soldat behindert. wird, vorſchriftamäßig - feine 
- Waffen, oder ben: Zügel zu gebrauchen. Ueberbeine auf ben Haupigelenien, wenn 

burd fie bie Berseglicteil berfelben beſchränkt wird, Gelenlgeſchwülſte, fehlerhafte Be⸗ 
ſchaffenheit und Bildung ber Gelenke, Berbrehungen ber Füße, su. ſtark einwärts ober 
auswärts gebogene ‚Knie, ſichelförmig gebogene ‚Schenkel, übel, gepeilte Knochenbrüche, 
Verluſt ber großen Zehe, der drei lehten Zehen, gänzliche Krümmung einer Zehe, 
ein großer unförmlicher Ballen, große Froſtbeulen und veraltet Geſchwuͤre, von denen 
vorauszuſetzen iſt, baß ſie nicht geheilt werden koͤnnen, große Narben von alten Fuß 
gefchwfiren, die wieder ben Ausbruch broßen, Blitaberfnoten ‚(yarieae), Die ben 
ganzen Fuß. einnehmen, ſchwitzende Füße im "hohen Grabe, Der völlig ausgebildete 
Plattfuß, das Hinken und bie Verwachſung der Fußzehen. | 


Aaumerkung. Der ausgebildete Plattfuß iſt von dem Breifuß wohl zu 
unterſcheiden. Dieſer macht zum Dienſte nicht unfähig, unterſcheidet ſich aber 
von jenem darin, daß bie Knochen des Unterſchenkels nicht in einer ſchiefen Rich- 

| tuug auf bem Fußknochen ftehen, der Fuß Feine ‚Tiefe, Richtung ach außen hat, 
der Gang nicht mit gebogenen Knien und, anf ben innern Rand: bes Fußes ge⸗ 
ſchieht. Der Rüden des Fußes iſt übrigens wie beim Plattfuße nicht gehörig 
gefrümmt, alle Theile ber Fußſohle berühren gleichfalls ben’ Erdboden dergeſtalt, 
bag man bie Spitze bes Zeigefingers nicht unter fie ng an mean Der 
Mann fteht. — 
— Sabadjanetum Ci 

Körperliche Fehler, welche noch zum Milttatr- ‚Gerd: Bien 

nicht unfähig machen. 

1) Zum Infanteriſten und Artileriften 

a. eine geringe Krümmung bes Ring- und Heinen Fingers ber ‚Aafen Sant, 
weun ‚unc.nicht gäuzlicke Steifheit bamit verkunden iſt. 

b, Mangel Des legten Gliedes an- einem ober tem andern Eier, ja ſelbſt 
gänzlicher Verluſt des Mittel⸗- oder Ring⸗Fingeronder linken Hand, wobei 
aber der Daumen und bie Übrigen -Binger völlig geſund fein müſſen. 

e. Verluſt einer Zehe, ber mittlern, vierten ober kleinern. 

.d. Mäßig einwärts gebogene Knie, wobei aber die Unterſchenkel nicht ſtark nach 

außen gerichtet fein müſſen. 

e. Mangel eines Ed⸗ und Schneidezahns linker Seite, wenn die — Zähne 
gefund find, 

2) Bu den Handwerters a Fuhe leuten: Verhuſt eines: Auges, eines ‚ober: wie 
Singer, einer oder zweier Zehen, geringe Berunfaltungen- oder Mißbildungen 
des einen ober. des ändern. Theils des Korbers, als: ein fihiefer Hals, cine 
hohe Schulter, ein Furzer Arm, eine höhe Hüftr, ein etwas kurzer. Fuß, ein 
ftarf einwärts gebogenes Knie, ein fast: ausgebogener ‚Obere ober Unterſchenkel, 

em: Meberbein, mehrere verdorbene ober . mangelnde Schneide⸗ und Echzähne, 


ſtarkes Schielen, Kurzſichtigkeit, — Sm * Rn Be nicht 
alle anzuführende Fehler. 
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Anlagell. 
Eintheitung‘ ©. „Brospersnathums Medienburg- Säwerin, 
m Zibed der Recrutirung. 
Das — — Medlehburg - Schwerfn wird in zwei San. - Militair- 
Recrutirungs Diſtricte getheilt, nämlich: 
1. In den Schwerinſchen Difriet. . 


Dieſer beſteht aus dem ganzen. Medlenburgiſchen Kreiſe, mit Weglaſfung des 
ritterſchaftlichen Amts Neuſtadt, ver (ſonſt zum ritterſchaftlichen Aute Wittenburg 
gehörenden) Ivenacker Güter, und ber. Stähle Waren und Malchow, und mit 
Hinzurechnung Sr ni 

1) des Domanial- Amts Boizenburg, 

2) — — — Bakendorf, 

3) des ritterſchaftlichen Amts Boizenburg, 

4) der Stadt Boizenburg und deren Kämmerei- und zu Stablrecht liegenden 

Güter; ferner, als nicht eingekreiſeter Landes⸗ Beſtandtheile, 

5) des Stifts und Fürſtenthums Schwerin und | 

6) ber Stabt und Herrihaft Wismar. 

In dieſem Haupt» Diftriet iſt bie Stadt Schwerin zum — Diſtricis > Orte 


beſtimmt. 
II. In den Güſtrowſchen Diſtrict. 


Dieſer beſteht aus bem ganzen Wendiſchen Kreiſe, mit Ausnahme des Dontanial- 
und ritterfchaftlichen Amts und ber Stabt Boizenburg c. p. und des Domanlal- 
Amts Bakendorf, mit Hinzurechnung 

1) bes rittesfchaftlichen Amts Neuſtabt, 

2) der Ivenacker Güter, als welche einen ſeparirten Auslooſungs⸗ Bezirk Silben, 

3) ber Stäbte Waren und. Malhom, mit ihren zu Stadtrecht liegenden Gütern; 

u ferner, als nicht eingefreifeter Landes⸗Beſtanbtheile, 

4). der fämmtlichen Stlofter - Güter, 

5) der Stadt Roftod, nebit dem Flecken Warnemünde, und 

6) der Roſtockſchen Diſtritts⸗ Güter, 

In diefem Haupt» Diftrirte if die Stadt Güſtryw ber Haupt⸗ Diftricts - Ort. 

Beide dieſe Haupt⸗Diſtricts⸗Orte Schwerin und Giftrom dienen zu Berfammlungs- 
Orten, wo beide Militair⸗Diſtrirts-Behörden die Geſchäfte der Haupt-Wblieferung ber 
Rerruten des concernirenden Haupt- Diftriets, auch alle übrigen Geſchäfte beſchaffen, 
zu welchen ein perſönliches Zuſammentreffen erforberlich iſt. 

Jeder dieſer beiden Militair⸗Haupt-Diſtricte wird wiederum in ſeparate Aus⸗ 
looſungs· Bezirte getheift, welche fo auszubilden ſind, daß jeder derſelben für ſich, ohne 
fremde Beimiſchung, entweder nur domaniale, ober: zum ritterſchaftlichen Cataſter 
ſteuernde, oder nur landfchaftliche Theile enthalt, ſettert mit — der Kaämmerei⸗ 
und Oeconomie-Güter. 

Jedem ſolcher Nusloofungs» Bezirke ſteht es zwar frei, ſich in angemeſſene klei⸗ 
nere Abtheilungen ˖ zu dieſem Zwece einzulheilen, der Staat aber hält ſich nur an den 
ganzen Bezirk, und nicht an einen alſo formirten einzelnen Theil deftelben. 

Inden Ausloofungs = Bezirken "gefchieht in ber Hegel die Ausloofung an’ — 
jenigen Orten, wo das Domanial-, ritterfchafiliche unb SE me der 
ſtädtiſche Magiftrat‘ Ihren Bi Baben.: er 

— Anhlage II 
Inſtruction zur Geſchaͤftsführung bei der ki: 
I. Repartition.bes jährlichen NRecraten«Bedarfs, 


$. 1. Das Militair⸗-Collegium fenbet: im N jebes Jahres in 
breifacher Abfchrift on bie Regierung eins. - 
1) Die Liſten vom Abgang aus dem activen Contingente 
a. ber nach vierjaͤhriger Dienftzeit. in. Die Reſerve übergehenben; u 
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h. der durch den Tod, nach entehreuben Verbrechen, durch eingetretene Dienft- 
unfähigfeit oder wegen anderer Deingender, Berenisgumg. Allehöhftschft 
zur Öenehmigung: vorgutragender -Umfänbe auggafrhiebenen, fo wie ber zu 

»... Höbern militafrifchen Graben beförderten - 0. 
2) bie Liften vom Abgang aus der Referver. 1.0. 

a, ber nad vollendeter Dienftzeit, vom Militafr zu verabfahlebenden und laut 
ihres Reſerve-Scheins frei werdenden, 0°" 

- "be ber wie beim activen Contingente außerorbentlich abgehenden. 
Beiderlei Liſten müſſen das Nationale des Abgehenden und bdie Utſfachen ſeines 
Abgangs enthalten, auch nachweiſen, dus welchrm Auslooſungs ⸗Bezirke er geſtrlit iſt. 
Anmerkung. Um den außerordentlichen Abgang aus der Reſerve genauer 
beſtimmen zu können, haben die Orts“Behörden die bei’ ihnen fich ereignenden 
Todesfälle von Referve - Soldaten, jedesmal dem Commandeur ber Referve 

anzuzeigen. en ELDER: MR 
Diefe Liften find zur. Zeit fo anzufertigen,. bag für. bie Cavallerie, fo Tange fie 
auf die eine jetige Escadron heſchränkt if, nur nah ‚dem activen. Beftand dieſer 
einen Escadron bie Activ-Recrutirung zu, berechnen. ift, Daß aber, um auch bie andern 
drei: Schwadronen somplet zu erhalten, der Bedarf ber Rejerve in yerbältnigmäßiger 

Vergrößerung auszuloofen. if. | 
3) Acht Wochen vor, ber Augloofungazeit hat das Militgig - Collegium die Reca- 
pitulanten für, die bevorftehende Recrutirung ber. Regierung namentlich anzuzeigen, 
welche folche auf die beiben Militair-Diftrifte repartirt,' und” das — berfeiien 
an bie Militair-Diſtricks-Behörde zeitig genug vor der anzufertigenden Repartition 

Zwecks ihrer Vertheilung an die en gelangen. läpt. m? 


, 8.2. Die Regierung bat den jährlihen Bedarf. des activen Milltairg Ind der 
Reſerve dergeſtalt zu en, daß. 
bat, als ein zu berechnendes Verhäliniß 
der bes ganzen Landes crgicbt. = an ern 

Bei zu dieſem Zmede ſtatt ‚gefundenen und ſindenden Balkszäplungen, ſind von 
Diefer männlichen Bevölkerung abzurehnen und abgerechnett, u 


jeber Diſtrick fo viel. Mannfdaft‘ abzulicfern 
ber’ Zahl, feiner männlichen Bevölferung zu 


3) le im activen, Dienf ‚oder. in, ber Reſerve be ablichen Militaie-Prrfonen, und 
2A aub Al. 5,28, sub.4..gls. nicht militgirpjlichtig außgenommene Perlonen. 
Solche Ligen fertigt die Regierung dem Eugern Ausſchuſſe au, fo wie einer jeden 
ber, beiden Diſtriets- Behörden für. ihren Diſtrigt, ſo „zeitig, dag, ſie den Aus» 
loofungs-Behörben vier Moden vor „ber Auslooſung ihr, ‚zu.,liefernkes Kontingent 
aufgeben. löngen. mp I 
83. Das fo einem jeden Diſtricte zugewieſeug „Gonlingent wird von der 

Dariets - Behirde auf die Ausloqſungs- Bezirke, nach dem. Verhäliniſſe ker männlichen 
Bevollerung bes. Bezirts zu der des Diſtricis vertheill. 

Bei hieraus entſtehenden Zahlen⸗-Brüchen iſt das dem abzuliefernden Tiftricts- 
Contingente daraus erwachfende. Deßicit: dadurſhe zu befen, daß, bis zur Vollzähligbeit 
dro Diſtricto⸗Contingents, den mit. Den: gräßten: Zahlenbrüchen jedesmal ſich eugebenden 
Auslooſungo⸗Bezirblen ſtatt dea Bruchs Die Ablieferung eines Recruten auferlegt wird; 
dagegen iR aber auch den leinſten Brüchen unter. ihnen ein Recapitulant, fo weit 
deren Anzahl ausreicht, vorzugowaiſe nizutheilen. c. een 

Bon dieſen Repartitions-Tabellen haben die. Diſtricts⸗ Behörden der Regierung 
und dem Engern Ausſchuſſe ein Exempfar zugufertigen, und fie vier Wochen vor Anfang 
ber Auslooſung burd has, offisille Wochetzblatt gemeinlündig zu machen. 

: Ih.:&efkäfte. nor: der Lasfusg... 3 

Me 4.. iu Prediger ⸗ iſten. 

F. A. Ale Prediger haben unaufgefordert fm Januar jedes ZJahres den Orts— 
Obrigkeiten ihres Sprengels einen wumtlihen' Auszug ans dem Kirchenbuche un⸗ 
entgeltlich in daplo“ zuzufertigen, der aus dem, zur bevorſtehenden Auolooſung 
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und Reerutirung beſtimmien Zahre ei. velßänbiges namentliches Verzeichniß ber in 
ſolchem Jahre gebornen Knaben enthan, wit hinzugefügter Bemerkung: ob und, wann 
— von ihnen, und welche bereits in der Mmeinde verſtothen ſiad. 


B. Geſchäfte der Drie- Behörden.‘ 


8.5 Alle Orts⸗Behörden haben die Loofungepflichtigen, welche ſich as Orte auf— 
halten, und nach den Beſtimmungen bes Recrutirungs-Reglements, Art. XVI, nicht 
daſelbſt looſungspflichtig find, fſtreng ‚anzuhalten, ſich über. ihr Alter und ihre fonftigen 
Militairpflichtigkeite - Berhältnifte zeitig genng vor Anfertigung ber. Ortgliften zu Iegie 
tiniren, und ſie dann, wenn ihr Alter fie looſungspflichtig macht, berjenigen Yuslopfungs- 
Bezirks⸗Behörde auf fiherm Wege zu benunciren, zu welcher fie darnach gehörig find. 
Diefe Denunsiation muß allemal fo zeitig gHefchehen, daß ber Looſunggpflichtige zur 
rechien Zeit reclamirt. werden Tann, 
Dieſe Ausloofunge-Behörde macht ſofort ber Pbrigkeit des. Orts, wohin fie 
gehören, die Anzeige von dem Aufenthaite dieſes Loofungepflichligen, und Teßtere 
nimmt ihn nicht allein in ihre Ortaliften auf, worin auch ber, mit möglichſter Sorg- 
Fakt zu erfundigende Gefundpeitszuftand des Roofungspflichtigen "anzugeben if, fondern 
reclamirt ihn auch fogleih von der. Obrigkeit fehies temporairen Aufenthalts- Orts, 
unter Beſtimmung der Zeit und bes Orte, wa er ſich zu Rellen bat. Gollte dieſe 
Reclamation auch nicht erfolgen, jo bleibt diefer Loofungepfligtige benno immer Dem 
Lopfungs- Bezirke verpflichtet, bem er gefeglihd angehört. . 
Anmerkung. Mit Medienburg - Strelig‘ ift. in dieſer Rãdũcht ein völlig 
gleichmäßiges Verfahren zu beobachten. 

.$ Die Orts Behörden fertigen bier Wochen vor ver — des 
Bezirks vollftänbige Liſten der in ihrem Orte vorhandenen —— igen an, 
ſenden ſolche in boppelter Ausfertigung acht Tage vor dem’ Foofungs - Tage an die 
Auslooſungo⸗Behörde ‚und ſtellen durch einen fachkundigen Mann afle an dierſem Tage 
Looſungspflichtige des Orts vor die Ausloofüngs- Behörde, 'mit Afleittiger Ausnahnte 
ber in der Anlage I. subadj.' A. bezeichneten Gebrechlichen, wenn fit ſolche Auf“ bie 
in der Anlage 1. 8. 1. orgeſchriebene Weiſe u genügend" bei. ber Auelodjungs- 
Behörde Tegitimirt‘ Haben werden. 
$. 7. Jedrr Lovſungspflichtige wirt; von her ‚Obrigkeit‘ mit einem’ Geſtelungs⸗ 
ſchein verſehen, worin fein völler Name,’ fein Geburtsort/ Jahr und Tag feiner 
Geburt, feine körperliche Beſchafffnheit und der Grund, weßhalb die a oe 
ihn brauchbar oder unbraunchbar findet, angegeben'ſit. 

F. 8, Jede Orte⸗Behörde iſt verbunden, ber“ Auslodſange ·Behörde auch davon 
vor dem Ausloofunge - sage bie a „su machen, wenn ‚te — Looſungd 
hat. 

ge ee Geichöfie⸗ der Ausksofunga-Behörben. 


$..9. Die Auslooſungs⸗Behörden ſorgen für zeitige Belanntmachumg dog 
Loofungs= Tages, nehmen an demfelben bie ihnen nad $. 6. geftellten Looſungs⸗ 
pfliägtigen, nah den Drifchaften, entgegen, rafen die einzelnen Pflithtigen auf und 
befragen jeden, im Beiſein der librkgen, ob er. von nicht augegebenen, oder nicht er- 
ſchienenen Roofungapfkichtigen: etwie wiſſe, und ob er. gegen den von ihm —— 
Drisſchein Einwendangen an — yabr, ‚elle: — ſohleich —— 
entſchiebden werden. 

6. 10. Bon dieſen Eqhienruen Sab. bie Wnoloofimge-Behirbe hiejenägen — 
eg und ohne Loofung fogleih zu entlaffen, von weldes Ber Angenſchein, oder 

eine : fonflige: geſetzliche Legitimation (nom. S. 6.) darthut, Daß fie zu- den vom 
zen Auspenommenen gehören, welche sub ÄL 5.28, dea Neglements bezeichnet finds 

$..11; ‚Die Hebrigen find ſodnuun genau zu meſſen, und iſt bas Ergebniß nad 
Fuß und Zoll in die Buofsägsm.amd- -Meheferunge-Riften einzusgagen, . Ergiebt: Dirje 
Meſſung, daßh einer ober. der andere unter 5 Buß bes alfen et — 
wird ein ſolcher ebenfalls abgeſondert, und ohne zu looſen entlaſſen. — 
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G. 12. Der Grund einer ſolchen nad 8. 10. und 11. eintretenden Entlaſſung 
wird in den Liften der Orto⸗Behörden bemerkt; welche Liſten in ber Regiſtratur ber 
Auslooſungs⸗Behörde aufzubewahren ſind. ee 2 

Die Entlaffenen erhalten zu ihrer vorläufigen Legitimation die Ortoſcheine 
fogleih von ber Ausloofungs = Behörde ausgefüllt zurüd. 

$. 13, Die übrigen Soojene ES Ben find zu befragen, ob von ihnen melde 
freiwillig, ohme zu loofen, ihte Militairpflicht erfüllen wollen, unter Eröffnung ber 
den Sreiwilligen zugeflherten Vorzüge und ber von ihnen geforderten : Eigenfchaften. 
Die ih dazu Meldenden werben von ben zur Looſung kommenden ausgefihieben, und 
ihre Erklärung über die Wahl ber Waffengattung in bie Liſten aufgenummen. 

Iſt ein annoch ſelbſt Mifitairpflichtiger als Freiwilliger vom Militair ſelbſt an= 
genommen, fo hat die Militeir-Behörbe davon fofort bei ber competirenden Aus— 
loofungs-Behörbe befjelden Die Anzeige zu machen, welche dann berechtigt if, einen 
folhen Mann, dem zunähft abzuliefernden Bezirks» Contingente an⸗ und zu gute zu 
rechnen, falls nicht dieſer Freiwillige ausdrücklich erklärt, feine eigene Milttair- 
Loofungspflicht erſt bann erfüllen zu wollen, wann fein Alter ihn dazu verbflichtet. 

| 111. Looſung. u: 

$. 14. Zur Looſung gelangen Ale diejenigen, welche 5 Bug 1 Zoll nad bem 
neuen reetifieirten Normalmaße und darüber meſſen, und bie Ausloofungs- Behörbe 
verfügt aus biefen, nach Reihefolge ihrer Lonfungs= Nummern, bie Ablieferung bes 
Eontingents am Diftriet3- Orte, | a de 

$. 15. ‚Nur wenn von folder Größe nicht ausreichende Mannſchaft im Bezirke 
vorhanden fein follte, um das repartitionsmäßige Contingent zum activen Militair 
und zur Reſerve vollzählig abauliefern, treten in subsidium die Toofungspflidhtigen 
Individnen Fleineren Maßes, bis auf. 5 Fuß des frühern Normalmaßes ein. Diefe 
Iegtern jeboch looſen allemal abgefondert von den Vollmaßigen und treten bann, im 
Falle ber Bezirk ihrer zur Gontingents - Compfletirung bedarf, ebenfalls nach Reihe— 
folge ihrer Looſungs - Nummern ein, EEG | 

$. 16. Zu ber Looſung felbft werben fo viele. Nummern gemacht, und in 
Gegenwart ber Loofungspflühtigen. eingezählt, ale Looſungspflichtige übrig geblichen 
iind. Diefe ziehen einer nach bem. andern ein 2008, deſſen Nummer ſogleich pußlicirt 
und regiftrirt wird. F IE Ba 

Bei zuzulafienden Nachloofungen find dem Nacloofenden fo viele Nummern 
yorzulegen, als in bem Recrutirungs⸗Jahre, in, welchem er feinem, Alter nad pflichtig 
iR, erforderlich waren. a — 

Wenn bei ſolchen Nachlooſungen der Looſende die letzte zur Ablieferung an das 
active Militair ober zur Reſerve verpflichtende Nnmmer zieht, fo entſcheidet zwiſchen 
beiden gleichen Loofungsnummern abermals das Loos a und b, und haben bie 
Auslooſunga · Behörden fofert ex oflicio jemanden zu .beftellen, ber für, ben Ab- 
weſenden lonjet, f | 

6. 17. Bill ein Ausloofungs>Bezirk fein auf ihn repartirtes Contingent burch 

Freiwillige oder Stellvertreter Bellen, fo ſteht ihm folches frei. Sind dieſe Stell⸗ 
vertreter zu: dem für. bas Innfende Rerrutirungs- Fahr und in bemfelben Auslooſungs⸗ 
Bezitke pflidkigen Zahrgange gehörig, fo fält die Bedingung ihrer fihon erfüllten 
Militairpflicht weg. Die übrigen Loofungspflichtigen biefes Bezirks müſſen indeſſen 
looſen, um das eingetretene ober. eintretsube Bebürfniß ber Reſerve, nach Neihefolge 
bes Nummern, zu detftfen. 
“6,18. Die ben Nuslsofungs = Bezirken zugewieſenen Recapitulanten werben 
ben erften Looſungs ⸗Nummern zitgelheild,: die keinen Stellvertreter haben; und 
fofort ben Wunſch eirklären, burd den Recapitwianten: vertreteii zu werben. Nur 
fofortige Zahlung aber det gefelichen Prämis "von: 78 Rthlr. N%Ys macht jene 
Erklärung gültig und befreiet von ber Verpflichtung :zur perſönlichen Geftellung am 
Diſtricts⸗ Orte. — — 
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Anmerkung. Für ben Recapitulanten, welchen die Auslooſungs⸗-Behörde 
bei der Looſung nicht hat anbringen und ber während der Recrutirungszeit nicht 
anderweitig hat angebracht werden Fönnen, bezahlt dieſe bie Prämie fürs erfte 
Jahr, und wird in ben Domainen biefe Leiftung aus der Amts-Caſſe an bie 
Diſtricts⸗-Behörde beſchafft. 


IV. Ablieferung an das Militair. 


$, 19. Gleich nad der Auslooſung werden von der Auslooſungs-Behörde 
Diejenigen, welche die erſten Nummern gezogen haben, und zwar das dem Ausloofungs- 
Bezirke. obliegende Gontingent, zum artiven Militair und zur Neferve, mit einer den 
Umftänden nad) völlig genügenden Zahl zum Erſatz derer, weldhe von ber Diftricts- 
Behörde noch zurüdgewiefen werben könnten, an bie Diftriets - Behörde am Diftricts- 
Orte abgeliefert. 

$. 20, Die Ablieferung Des Bezirks - Contingents am Diſtricts⸗-Orte zu 
befhaffen, committirt Die Ausloofungs= Behörde allemal einen wohl inftruirten, mit 
den Vorkommenheiten bei der ftattgchabten Austoofung befunnten Dann, welder der 
Diftricts- Behörde die betreffenden Liften und Papiere und auch bie Orftsſcheine ber 
zu präfentirenden Mannfchaft überreicht, und überall bie nöthigen Maßregeln trifft, 
dag nicht nur der Marſch der Ausgelooſeten sc. nad dem, und ihre Unterbringung 
am Diftrietss Orte, jondern auch bie Präfentation vor ber Diftricts = Behörde mit 
Ordnung vor fih gehe. Für das Quartier des Bezirks-⸗Contingents auf dem Marfihe 
nad dem Diftricts-DOrte, fo wie am Diftricts-Drte felhft, vor Ablieferung dieſes Con— 
tingents, hat bie Obrigkeit bes Duartier-Drts auf Begehren zu forgen, und werben 
bann für jeden Mann auf 24 Etunden hödftens 2 Bl. vergütet. 

$. 21. Die von ber Ausloofungs- Behörde bei ber Diftrifts= Behörde einzii- 
reichenben Kiffen und Papiere find folgende: 

a. eine beglaubigte Abjchrift des bei der Auslonfung abgehaltenen Protocolls, 

nebit etwanigen Anlagen; 

b. die Auslooſungs⸗Liſte in simplo, in welcher auch alle Diejenigen ' verzeichnet 

werben, welde, ohne zu loofen, aus gefeglichen Gründen entlaſſen ſind; 

c. die Ablieferungs - Lifte in duplo. 

Bemertung Bon ber letztern erhält bie Ausolooſungs-Behörde ein 
gleichzeitig mit dem andern, bei ben Diftriets:Aeten verbleibenden, auszufüllenbes 
Eremplar durd den Abliefernden zurüd. 

d. Eine Stellvertreter⸗Liſte. 

Auch hat die Ausloofungs- Behörde innerhalb A Wochen nah beſchaffter Aus- 
loofung bei der Diſtricts-Behörde einzureichen: 

e. eine Liſte ber zu Legitimationg » Scheinen Berechtigten des Bezirks, 
und dafür Sorge zu tragen, daß die für jeden dieſer Scheine zu zahlenden 12 gl. 
fogleich eincaffirt und dur die Auslooſungs-Behörde an die Diftricts - Behörde ein- 
gefandt erben; von welcher Zahlung nur wirflih Arme frei zu laffen find. 

$. 22. Die Diftricts = Behörden empfangen dann am beftimmten Tage bie von 
den Auslooſungs⸗Bezirken zu präfentirende Mannſchaft, und verfügen deren Förperliche 
Unterfuhung, von welcher nur Recapitulanten befreiet find, 

8. 23. Zu dem Geſchäfte ber Förperlichen Unterfuhung hat bie Diſtricts— 
Behörde einen Krris= Phyfisus oder andern erprobt geſchickten Arzt — letztern aber 
erft nach von ber Regierung erfolgter Genehmigung — aus dem Diftricte gegen bie 
geſetzliche Remuneration zu requiriren, und wird dazu auch vom Militair-Collegio 
ein Militair-Arzt beigeordnet. Beide Aerzte haben die Unterſuchung mit Berückſichti⸗ 
gung der Zeugniſſe, oder der Ausſagen anweſender Looſungspflichtiger, ins Werk zu 
richten, auch ein namentliches Diarium dabei zu führen. 

F. 24. Die zum Dienſt brauchbar Befundenen liefert bie Diſtricts-Behörde an 
ben, zur Entgegennahme ber Recruten vom Militair- Eollegio abgeorbneten Officier 
ab, welcher ben täglihen Empfang zu bejcheinigen bat. Sollte über die Dualification 
eines oder des andern Mannes zwilhen der Militair- Diftriets- Behörde und dem 
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empfangenben Dffieier eine Berfchiebenheit der Meinung nicht auszugleichen fein, fo 
wird zwar proviforijch ber Mann abgeliefert und angenommen, es bat jedoch ter 
empfangende Dfficier feine Weigerungsgründe zu Protocol zu geben und fogleih bei 
dem Militair- Collegio Anzeige zu maden, zum Zwed einzuholender Entſcheidung ber 
Regierung. Iſt dieſe nicht innerhalb 14 Tagen der Diftriets> Behörde zugegangen, 
fo wird der Mann als rein angenommen angejeben. 

Die zum NReferve- Contingent zu Berpflichtenden werben nit an das Militair 
abgeliefert, und haben bie Diftrirtd= Behörden nach beendigter Recrutirung bie Liſte 
der behandſchlagten Referve =» Soldaten an das Militair - Kollegium einzufenden, welche 
Liften in beiden Diftricten gleihförmig anzufertigen finb nad dem, zu ben Ablieferungds 
Liſten an bas active Militair vorgefdhriebenen Schema. 

$. 25. Die Milttairs Diftriets- Behörbe flelt fodann an bie Ausloojunge- 
Behörben einen Empfangfchein aus über die wirflih vom Bezirke zum activen Gon- 
fingente und zur Reſerve Abgelieferten, entläßt die Nichtqualificirten und überzäplig 
Gebliebenen unter Zurüdgabe ihrer Ortsſcheine, behandbfchlagt hierauf bie zur Reſerve 
tretenden Ausgelooſeten, und entläßt auch dieſe mitteld Ertheilung ihrer Referve- 
Scheine, nachdem fie namentlih in bie General⸗Liſte eingetragen find. 

$. 26. Die Ablieferung der Nachgelvofethabenten an das Militair geſchieht 
durch bie Diftricts-Behörbe, wenn ein folder ihr innerhalb ber erften acht Tage nach 
der Daupt- Ablieferung präfentirt wird, In der zweiten Bode und fpäterhin burch 
bie Ausloofungs » Behörde. | 

Nah Ablauf von 14 Tagen kann ber Abgelieferte dem Kontingente des laufen- 
ben Recrutirungs= Jahres weder zum activen Miltair, noch zur Neferve, vielmehr nur 
bem nächftfolgenden Recrutirungd- Jahre zu gut gerechnet werden, und gilt, bei über- 
fchrittenem dreißigften Lebensjahre, für Den Nachgeloofethabenden biefelbe fünfjährige 
Verpflichtung zur Reſerve, wie bei ben Refractairen; jedoch mit Befreiung von ber 
Strafe von zehn Thalern. 

$. 27. Die auf die Haupt- Ablieferung folgenden acht Tage find beftimmt zur 
Befeitigung gefeglicher Reclamationen und zu der unvermeiblid gebliebenen Nad- 
lieferung einzelner Recruten. 

$. 28. Wenn ein Seitgeloofeter wegen ärztlich befcheinigter temporairer Krankheit 
an dem zur Wblieferung bes Contingents feines Bezirks feftgefehten Tage zur Ab- 
lieferung am Diftricts-Drte nicht geftellt werben Tann, fo iſt er bei verfpäteter Genes 
fung mn das Mitlitair directe abzuliefern und nach Befund feiner Brauchbarkeit 
einzuftellen. 

V. Geſchäfte nad der Ablieferung. 

$. 29. Was bei ben Diftriets-Behörden an Geldern und Schuld - Documenten 
für Die Recapitulanten und Stellvertreter eingehet, das fenden fie nad beendigten 
Ablieferungs-Gefhäften fofort an den Engern Ausfhuß. Bon biefem werben bem- 
nächſt Die jährlich fälligen Raten, nad vorher vom Militair-Eolegio erhaltener ESpe- 
eiftcation, an dieſes Eollegium im März-Monat eines jeden Jahres eingefantt. 

Das Militair-Collegium fendet dann dieſe Gelber, zum Zwecke ihrer meitern 
Vertheilung, an Die competirenden Militair-Chefs der zum Empfange Berechtigten. 

Anmertung. Sollten nad befdaffter Haupt- Ablieferung noch Stellver- 
treter vom Militair felbft angenommen werden, fo regulirt bie competente 

Milttair-Behörbe bie Stellvertreter-Contracte in gefehlicher Art, und fendet bie- 

jelben, mit ben dazu gehörenden Geldern und Documenten, fofort an bie 

Diftrietö- Behörde zur ebenmäßigen weitern Beförderung an den Engern Ausſchuß. 

$. 30. Daß und wie die alljährlihe Recruten - Ablieferung befchafft fei, Davon 
haben bie Militair-Diftriete- Behörden fofort der Regierung zu berichten. 


VE Unterfuhungs-Berfahren bei den Refractairen, 


$. 31. a. Die Orts-Dbrigfeit, an melde ein Refractair zuerft gelangen muß, hat 
ihn über die Gründe feiner Pflicht-Verſäumniß ausführlih zu Protocol zu vernehmen, 
und übergiebt fodann ben Refractair mit allen betreffenden Acten an 
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b. Die competente Ausloofunge - Behörde, welche ‚feine Straffälligfeit nach ben 
vorliegenden Acten zu prüfen, und in erfter Inſtanz nach gefehlicher Vorſchrift zw 
entſcheiden hat. Wenn er für einen Refrastair erklärt wird, fo hat fie ihn fofort an 
das Militair abzuliefern. 

c. Wird der abgelieferte Refrartair vom Militair wegen Unbrauchbarkeit nicht 
angenommen, fo fendet tie Auslooſungs-Behörde ſolchen mit den betreffenden Acten 
an bie competente Orts-Behörde zurüd, welche dann eine fofortige gerichtliche Unter- 
fuchung einzuleiten und bie Reſultate berfelben mit allen Arten, auch mit genauer 
Darlegung des Vermögenszuſtandes des Inculpaten, 

d. an die competente Juſtiz-Canzlei (in Roftod an das Obergericht) einfenbet, 
um deren nad) den oben ausgedrückten Strafbeſtimmungen zu ſprechendes Urtheil eins 
zubolen, welches dann nad dem Gerichtöftande bes Berurtheilten von der Juſtiz⸗ 
Canzlei oder von dem Untergerichte zur Bollftredung zu bringen ift, wenn nidt ber 
Inculpat durch die ihm zuftehenden Rechtsmittel ein andermeitiges Urtheil herbeizu⸗ 
führen verſuchen will. 


vn Bon ei Surisbiction über bie Beurlaubten. 


$. 32. Alle etatsmäßig Beurlaubte haben den, von ihrem Militair-Chef ihnen 
jebesmal auszufertigenden, Urlaubs⸗Paß bei der Obrigkeit des Orts im Inlande zu 
produciren, den Diefer Paß beftimmt als ihren Urlaube»Drt ausbrüdt. 

Bemerkung. Diefe im Paß ausgebrüdte Orts» Beftimmung giebt bem 

Beurlaubten fein Anrecht an dieſen Ort, das ihm nicht ohne dies ſchon gefeglich 

zufteßen mögte. 

Befindet fich in biefem Orte ein Militair- Commandant, fo find bie Beurlaubten 
verpflichtet, fih bei demfelben zu melden. 

$. 33. Dieſe Beurlaubten ſtehen dann während ihres Urlaubs unter ber Juris— 
diction ber bürgerliihen Obrigfeit ihres jedesmaligen Aufenthalts⸗-Orts in der Art: 

a. baf fie dem gewöhnlichen Dienflzwange ihrer Brotherren unterworfen ſind, 

wobei ihre körperliche Beſtrafung jedoch nur in milderem oder härterem 
ehrlichen Gefängniß beſtehen ſoll; 

b. daß fie wegen Erfüllung irgend eines eingegangenen Contracts und über- 
haupt in allen bürgerlihen Sachen vor competenter bürgerliper Obrigfeit 
zu belangen find und zu Recht ftehen müflen; 

c. daß die bürgerliche Dörigfeit befugt iſt, gegen fie nad den Gefehen zu 
verfahren, wenn fie wegen firafbarer Exceſſe oder Verbrechen in Unter» 
ſuchung zu nehmen find. Diefe Unterfudhung hat bie bürgerliche Obrigkeit 
gefeglich zu leiten, und ift berechtigt, bis zu einer 1ätägigen bürgerlichen 
Gefängnißftrafe zu erkennen. 

Iſt aber vor und während ber Unterfuchung ſchon eine perſönliche Verhaftung 
auf länger als 8 Tage nöthig geworben, fo zeigt das bürgerlihe Gericht unter An- 
führung der Urſachen folches allemal bei dem militairijchen Chef bes Beurlaubten an. 

Ergiebt num dieſe vorläufige Unterfuchung, daß eine härtere Strafe als bie eines 
1Atägigen bürgerlihen Gefängniſſes eintreten müſſe, fo bat das bürgerliche Gericht 
. die Arten bem competirenden Regiments Gerichte zuzufenden, und im alle einer 
nöthig geworbenen perſönlichen Verhaftung ben Arreftaten an die nächſte Oarniſon 
zur weitern Sransportirung an das Regimentö- Gericht abzuliefern; worauf dieſes 
nad den Borfihriften des militairifchen Geſetzbuches weiter verfährt. 

Jedoch ift allemal vor Ablieferung der Arreftaten an bie nächſte Garnifon der 
Antrag zu dieſer Ablieferung von dem competenten MilitairsGerichte abzuwarten, um 
erforberlihen Falls vor Der Ablieferung die Unterſuchung über ſolche Puncte, beren 
gehörige Erörterung nur an dem Orte der Begangenfhaft möglich ift, auf Koften 
bes requirirenden Militair- Gerichts fortzufeßen. 

Wenn aber der Beurlaubte bes activen Militairs in einem Garnifene - Drte 
anwefenb bleibt, ober feinen Aufenthalt nimmt, fo ift er in allen Fällen, oo er mit 
den Militair-Vorgefeßten in Berührung kommt, denfelben Achtung und Bolgfamfelt 
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ſchuldig, und Vergehungen Dagegen werben als Subordinations-Vergehungen von Der 
competenten Militair-Behörde unterſucht und beſtraft, von welcher Verfügung ſelbige 
der competenten Civil-⸗Behörde ſofortige Anzeige zu machen hat. 

$. 34. Was die beurlaubten Reſerve-Soldaten und Reſerve-Männer betrifft, 
fo treten ſolche ganz unter bie bürgerliche Gerichtsbarkeit zurück, und nur die beiten 
Militair = Berbrehen der Defertion und Inſubordination, weldes letztere aber lediglich 
die Nichtbefolgung des Befehls zur Geftellung zur Sahne ergreift, qualificiren fie zur 
militairgerichtfichen Unterfugung uud Beitrafung. 


VI. Invaliden-Caſſe. 


8.35. Die Invaliden-Caſſe beſteht aus ben nach F. 55. des Neglements in’ diefelbe 
einnahmlich kommenden Legitimationg - Schein » Geldern, und in bem, was fonft ihr 
zufließt aus Beranlaffung etwaniger Bermögens - Sequeftrationen und Eonfiscationen, 
verfallener Cautionen, Stellvertreter - Prämien ꝛc. 

$. 36. Aus diefer Eaffe find die bei den Gefchäften der Diftrictd- Behörden 
entftebenden SKtoften, jedoch nicht bie $. 39. und 40. bed Reglement erwähnten 
Entfhädigungs = Gelder und Gehalte, zu beftreiten. 

$. 37, Vorgedachte Einnahme hat die Diftrictd- Behörde zu berechnen unb bie 
Veberfchüffe an den Engern Ausſchuß zur Invaliden-Caſſe mit fperificitten Bereb- 
nungen ſucceſſive einzufenden, auch Darüber mit DEREN Liquidation zuzulegen, 
mittelft Einfendung fpecificirter Berechnungen. 


IX. Koften, welde burdh die Handhabung ber Rerrutirunge- 
Gefhäfte veranlagt werben. 


$. 383. A. Koften ber Ausloofungs - Bezirks - Behörden, 


Es wird das Recrutirungs⸗Geſchäft umentgeltlih als Pflicht gegen ben 
Ausloojungs-Bezirk übernommen. Nur die baaren Auslagen werden erftattet, bergeftalt, 
daß alle Koften, weldhe durch das Geſchäft der Ausloofung felbft, und durch die 
Ablieferung bes Bezirfs- Contingents an die Diſtricts-Behörde, ober einzelner 
Recruten an das Militair felbit, nothwendigerweife erwachfen, von ben refp. Amts- 
und Stadt-Eaffen getragen werden. 


B. Koſten der Orts- Behörben, 


Den Drtd- Behörden fallen alle Koften zur Laſt, melde durch ihre gefegliche 
Concurrenz bei dem Reerutirungs-Geſchäfte erwachſen, jo wie Die, welche für Zehrung 
und Quartier ber Loofungspflichtigen bis dahin, Daß ihre Looſung über fie entſchieden 
bat, nothmendig werden, der Regel nad von ber Orts-Behörde zu beftreiten find, 
vorbehältlich ihrer Berechtigung, Diefe Koften fih von denen nicht am Ausloojungs- 
und Diſtricts⸗Orte Zurüdbleibenden pro rata reftituiren zu laſſen. Allemal kann 
jedoch der Looſungspflichtige nur die Neife- und Zehrungs-Koſten aus eigenen 
Mitteln tragen, bie dadin, Daß er von ber Ausloofungs-Behörbe zum zn nach 
dem Diſtricts⸗Orte abgejandt wird, 


X. Allgemeine Beflimmungen. 


F. 39, Beſchwerden über angeblich unrichtige Anwendung oder Auslegung der 
Recrutirungs = Gefege find in erfter und zweiter Inſtanz bei den Ausloofungg- und 
Diftricts » Behörden vorzutragen., In letzter Inſtanz gelangen fie zur Entſcheidung 
der Regierung. Ein Borbeigehen ber niederern Inſtanz hat Die höhere nicht zuzulaſſen. 

F. 40. Wenn über die Anwendung der Recrutirungs-Geſetze bei den Diftricts- 
und Ausloofungs = Behörden eine Verſchiedenheit der Anficht entiteht, fo entſcheidet Die 
Stimmen“ Mehrheit. Behauptet jeder ber drei Mitglieder feine Meinung, fo ent⸗ 
fheibet provijorifh Die Stimme des Dirigenten. Die weitere Entfheidung haben 
alsdann die Ausloofunge-Behörden bei ber competirenden Diſtricts-Behörde, und dieſe 
wieder bei der Negierung nachzufuchen, welche nad Befchaffenheit der Umftänte das 
Krachten bes Engern Ausſchuſſes yon Ritter» und Landſchaft einfordern wird. 
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$. Ai. Zweifel der Diftriets-Behörden über die Militairpflicht eines Indivibui 
zu einem ber beiten Milittair-Diftriete entfcheidet die Regierung. 

$. 42. Bon ben zum Belten der Invaliden-Caſſe verbängten Vermögens— 
Sequeftrationen, fo wie von ben bereits erfolgten Confiscationen und ber erfolgten 
Ablieferung der Activorum an die Militair-Diftriete-Behörde, haben bie competenten 
— alle Jahre zu Johannis bei der Regierung berichtliche Anzeige 
zu machen. 

8. 43. Die Unterſuchung und der Urtheilsſpruch in Rerrutirungs-Angelegen- 
heiten fol durch Gerichtd = Serien nit aufgehalten werben. 


1929. Mitzubriugende Kleidung von den einberufenen Beurlaubten, 
31. März 1830. 


Belanntmadhung. 


Da Fünftig, allerhöchſter Beſtimmung zufolge, Den etatsmäßigen Beurlaubten 
feine Montirungsftüde mitgegeben, ſondern felbige in eigener Kleidung auf Urlaub 
entlafien werben follen, jo werben alle zur Grercierzeit am Ziften Mai d. J. cin» 
beorderten Beurlaubten der Großherzoglichen Snfanterie-Brigade hierdurch angewiefen, 
neben den ihnen mitgegebenen Groß- und Slein- Montirungsftüden auch eigene Klei— 
Dung mitzubringen, um nach beendigten Uebungen darin auf Urlaub entlafjen werben 
zu fönnen. 

Die vorgefehten Behörden und Brotherren ber gebacten Beurlaubten erfuche ich 
ganz ergebenft, felbige mit Diefer Beſtimmung gefälligft bekannt machen zu wollen. 

Ludwigsluſt, den Iiften Mär; 1830, | 

Der Brigabe=Chef, General- Major von Both. 


1930. Bon Annahme der Nefervemänner zu Etellvertretern. 
10. April 1830. 


Wir Friederih Franz ꝛc. Beſtimmen und verorbnen, zur nähern Deutung bes 
$. 14. des neuen Recrutirungs-Reglements, und zwar fohon zur Nachachtung für bie 
nächte Recrutirung, biemit: 

bag den zum Reſervedienſt verpflichteten, bei bem activen Militair bereits 
ausgedienten Soldaten nad) wie vor nicht gejtattet fein Tann, Stellvertreter= 
Verhältniſſe eher zu übernehmen, ale bis fie auch das fünfte Dienftjahr in 
ber Referve, — mie gefeglich vorgeſchrieben, — beendigt haben. 

Urkundlih zc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 10ten April 1830, 


Sriederih Franz. 


1931. Transport der andgelonfeten Militairpflichtigen aus den 
Domanialämtern. O. Aug. 1830. 


Die mißbräuchlich bei einzelnen Domanial-Wentern zum Transport von Militair- 
pflichtigen nah dem Diftricts- Orte im Ertradienfte oder zu Laſten der Fuhr-Caſſe 
mitgegebenen Wagen fünnen in den betreffenden Rechnungen nicht paffiren, den Fall 
ausgenommen, da erweislich ein unbemittelter Roofungspflichtiger unterwegs erkrankte. 

Schwerin, den Iten Auguft 1830, 


Zum Großherzogl. Mecklenb. Kammer-Collegio Allerhödhft- 
verordnete Dirertor, Bire-Dirertor und Räthe. 


1932. Stelle für Erhebung der Prämiengelder der Stellvertreter. 
21. April 1831. 


Unterzeichnetes Collegium macht hiedurch erneuert befannt, Daß alle aus ber 
Invaliden-Caſſe zu Roſtock hieher befdrderten Prämien Gelder Der Stellvertreter nur 
an die Herren Militair-Chefd weiter gezahlt, und nur von biefen an bie einzelnen 
Empfänger birect auegehändiget werben können. Die Stellvertreter haben fi) Daber 
in allen auf die Erhebung ſolcher Gelber bezüglichen Echritten allemal nur an ihre 
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Befehlshaber zu wenden, welchen es überdieß allein bekannt ſein kann, ob und welche 
gerichtliche oder außergerichtliche Schuld noch auf die Beträge derſelben haftet. 


Schwerin, den 2tften April 1831. 
Großherzogl. Medcklenburgſches Militair- Collegium. 


41033. Anzeige von dem augerordentlihen Abgange der bloß 
bebandfchlagten Reſerve. 16. April 1832. 


Sriederih Franz, ze. Da ber Mangel fortlaufender und genauer Nachrichten 
über den außerorbentlihen Abgang unter ben bloß behantichlagten, zur Reſerve aus- 
geloofeten, Militairpflihtigen Unrichtigfeiten in ben Berechnungen bes jährlichen 
Necrutenbebarfs für Unfer Bundes⸗Contingent unvermeidlih macht, fo befehlen Wir 
auf den Antrag Unjers Militair-Eollegii fämmtlichen Orts-Obrigkeiten in den Stäbten 
und auf dem Lande hiemit gnädigft: von jedem aufßerorbentlihen Abgange aus Den 
in ihrem Bezirk lebenden, bloß civılıter behandſchlagten und wieder beurlaubten, 
Refervemännern bem Commandeur Unferer Infanterie» Referve Obriftlieutenant ven 
Pogwifh zu Ludwigsluſt mindeftens zu Anfang jedes Taufenden Calender-Jahres, und 
allezeit bei Einfendung des Nationals folder Abgegangenen, Kenntniß zu geben, auch 
biefe Anzeige noch für die Sabre 1829 bis 1831 inclusive nachzuholen. Wonach ır. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 16ten April 1832. 

Friederich Franz. 


1934. Baare Zahlung der Etellvertreter: Bramien. 
17. April 1832. 


Friederich Franz, x. Wir find, nad eingegangenem rathfamen Bebenfen 
Unferer getreuen Stände, ber gnäbigften Entſchließung geworben, den $. 20 bes 
Rerrutirungs-Reglements vom 22ften Sebruar 1830 dahin abzuändern: 

bag Fünftighin bie Stellvertreter- Prämien vorzugsweife baar entrichtet 
werden müflen, und nur Depofitionen folder Schuld - Documente zuläffig fein 
follen, die über Forderungen an öffentlihe Caſſen oder öffentliche Spnftitute 
eriftiren und wegen welcher es Feiner befondern Auffiht zur Erhaltung ber 
Sicherheit derfelben bedarf. 

Den fänmtlihen Ausloofungs= Behörden fol es demnach zur Pflicht gemacht 
fein, biefür Sorge zu tragen; den Diſtricts-Behörden aber wird hiedurch aufgegeben, 
bie unbedingte Annahme eines Stellvertreters zu verweigern, wenn nicht folde Docu- 
mente vorliegen, Wonach ꝛc. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 17ten April 1832, 


Friederich Franz. 
1935. Erbebung der Prämien vor Ablauf der Dienftzeit 
entlaffeuer Stellvertreter. 21. Juni 1832. 


Befanntmahung für entlaffene Stellvertreter und ihre Behörden. 


Zur Borbeugung vergeblicher Schritte und Bemühungen von Seiten ober zu 
Gunſten folder Stellvertreter, Die vor Ablauf ihrer gefeglihen Dienftzeit entlaffen 
werden mußten, wird hiedurch befannt gemacht, daß alle benfelben noch gebührente 
Prämiengelder nur bei denjenigen Truppentheilen, zu wklchen fie gehörten, ausgezahlt 
werden können, und daß daher Anträge zu beren Erhebung allemal an die Herren 
Befehlshaber Diefer letzteren zu richten find. 

Schwerin, den 2iften Junius 1832, 

Großherzogl. Mecklenburg-Schwerinſches Militair- Collegium. 


1936. Zahl der Looſungsnummern für Nachloofende. 
29. Aug. 1832. 
Publicandam 
ber Schwerinfhen Militair-Diſtricts-Behörde. 
Dann bei vorfommenben Nachloofungen ber Sphus 16 ber Anlage DEE zum 
revidirten Recrutirungs-Geſetze von einigen löblichen Auslooſungs-Bezirks-Behörden 
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bes Schwerinfihen Haupi-Diftriets dahin interprelirt ift: als ob bie Zahl ber bem 
Nachlooſenden vorzulegenden LXoojungs- Nummern um eine Nummer deßhalb zu ver» 
mehren ei, weil durd ihn aud die Zahl der Koofungspflichtigen bes betreffenden 
Jahrganges um einen Mann fi) vermehre, fo findet die unterzeichnete Behörde, zur 
Bezweckung eines gleichmäßigen Berfahrens, fih veranlaßt, Darauf aufmerkſam zu 
machen: daß durch den dritten Abfag biefes Sphi eine ſolche Interpretation wiber- 
legt iſt. Prigier, ben 29ften Auguft 1832. 
Schwerinſche Militair-Diftriets» Behörde, 


1937. Beräudernung der Loofungs:- Bezirke der Aemter Bukow 
und Nedentin. 24. Febr. 1833. 


In Folge Allerhöchſter Beftimmung jind bie Dorffchaften Bantow, Nantrow 
und Pepelom feit Johannis d. J. dem Redentiner Domanial- Amts-PVerbande ab⸗ 
genommen und dem Domanial-Amte Budow zugelegt worden, wodurch — nah ben 
bis jegt bei Repartition der Recrutirungs⸗Contingente normirenden Bolfs-Zählunge- 
Liften Die Zahl der männliben Bevölkerung bes Domnnial-Amtes Budom um 191 
fi vermehrt und Die des Domanial-Amtes Redentin um eben fo viel fih vermindert. 
Es wird daher nah einem ber Schwerinſchen Milttair- Tiftriets - Behörde geworbenen 
Allerhöchſten Regierungs- Mandate d. d. 12ten September v. 9. Dies veränderte 
Verhältniß bei Anfertigung ber Repartitions- Tabellen für die NReerutirung berüd- 
fichtigt werben, in ber Art, bag nunmehr für das Domanial- Amt Buckow eine 
männliche Bevölferungszahl von 1856 und für Bas Domanial- Yınt NRebentin eine 
Zahl der männlichen Bevölkerung von 1183 zur Norm bienet. 

Pribier, den 24ſten Februar 1833. 

Schwerinſche Militair⸗-Diſtricts⸗Behörde. 


1938. Veränderung der Looſungs⸗Bezirke der Aemter Poel und 
Nedentin. 11. März 1834. 


In Folge Allerhöchſter Beſtimmung ſind bie Dorfſchaften Seedorf und Neuhof, 
Brandenhuſen, Wangern und Weitendorf nunmehro dem Redentiner Domanial⸗Amts⸗ 
Verbande abgenommen und dem Domanial-Amte Poel zugelegt worden, wodurch — 
nach den bis jetzt bei ber Repartition der Recrutirungs » Eontingente normirenden 
Bolks- Zählungs- Kiften — bie Zahl der männliden Bevölferung des Domanial- 
Amtes Poel um 196 fi) vermehrt und bie bes Domanial-Amtes Rebentin um eben 
fo viel fi vermindert. Es ift daher nach einem der Schwerinſchen Militair-Diftricts- 
Behörde gewordenen Allerhöchſten Mandate d. d. Iften März d. 5. bies veränderte 
Berbältniß bei Anfertigung der Repartitiond - Tabellen berüdfihtiget in ber Art, daß 
bei Berechnung ber Recruten⸗Contingente nunmehro für Das Domanial- Amt Poel 
eine männliche Benölferungs= Zahl von 680 und für das Domanial- Amt NRebentin 
eine Zahl der männlihen Bevölkerung von 987 zur Norm bient. 

Prigier, den 11ten März; 1834, 

Schwerinfhe Militeir - Diftrictd - Behörde. 


41939. Zeit der anzuzeigenden Abgänge von der MNeferve. 
23. Aug. 1834. 


. Wir Friederich Franz, 20. Befehlen, mit Bezug auf linfere unterm 16ten 
April 1832 gemeinfündig gemachte Verordnung wegen bes jebesmaligen Recruten= 
Bedarfs und der Erſatz-Mannſchaft für bie Reſerve, allen betreffenden Behörben 
biemit: bie Anzeige der Abgänge von der Referve an beren Chef, den Obriftlieutenant 
von Baftian zu Bützow, fpäteftens bis zu Ende Novembers jeden Jahres einzufenden. 

An dem gefgiehet Unfer gnädigfter Wille und Meinung. Gegeben ır. 
Schwerin, den 23ften Auguft 1834, 
Friederich Franz. 
Verordnung 


wegen früherer Einreichung der 
Recrutirungs⸗Liſten. 
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41948. Bereinigung der Hemter Nedentin und Wellenburg zu 
Einem Auslvofungs: Bezirke. 4. Febr. 1835. 


Nach Allerhöchfter Befimmung find bie bisher feparirt abminiftrirten zwei 
Ausloofungs-Bezirfe der beiden Domanial-Aemter Mecklenburg und Rebentin nunmehro 
zu einem ungetrennten einzelnen Auslooſungs-Bezirk vereiniget und fol Dies 
veränderte Berhältnig ſchon bei der nächſtbevorſtehenden biesjährigen Recrutirung zur 
"Anwendung fommen. 

Die unterzeichnete Behörde bringt dies zur Kenntniß aller Betheiligten und madt 
bemerklih, daß in Zufunft für diefen vereinten Unsloofungs- Bezirk, bei Berechnung 
bes NRecruten = Contingentes, bie mÄännlihe Bevbllerungs-Zahl beider Domanial- 
Aenter zu einer Gefammtfumme von 1982 männlicher Seelen vereinigt zur Normal 
zahl dienet. 

Prigier, den Aten Februar. 1835. - 
Schwerinſche Militair -Difriets ⸗Behörde. 


1941. Bericht über den außerordentlichen Abgang von der 
Neſerve. 16. Zuli 1835. 


Srieberih Franz, x. Da wir von Unferm Militair» Collegio vernehmen, 
baß die in Iinfern Publicandis vom i6ten April 1832 und 23ſten Auguft 1531 
vorgefchriebenen, alljährlih bis zu Ende des Monats November an ben Commandeur 
der Infanterie-Reſerve — jetzt Unſern Obriftlieutenant von Baftian zu Bützow — 
einzufendenden Berichte ber Ortsbehörden fiber ben außerorbentlihen Abgang unter 
den bloß behandſchlagten, zur Referve auggeloofeten Militairpflichtigen bisher nur 
fehr fparfam eingegangen find, fo erinnern Wir alle Ortsobrigfeiten in ben Städten 
und auf dem Lande hiedurdh ernſtlich, Diefe Vorſchriften, welche chen fo fehr das 
Sintereffe der Loofungspflidtigen und der Ausgeloofeten, als tie Ordnung im Dienſt 
bezweren, fortan genauer’ zu befolgen. Wonach dieſelben ſich zu richten. 


Grgeben ꝛc. Schwerin, am 16ten Julius 1835, 
Friederich Iran; 


1942. Bon Berbredern und Kranken unter den Loufungs: 
pflichtigen. 15. Dec. 1835. 


Aus Beranlaffung mehrfacher Beſchwerden Unjerer Militairbebörben, bag zu 
den, wegen Completirung des geſetzlich beftimmten Necrutirungsbedarfs jährlich ftatt- 
findenden Ausloofungen auch folde Individuen herangezogen werben, welche ſich einre 
entehrenden Verbrechens ſchuldig gemacht, oder als temporair Kranke bei demnächſtiger 
Geſtellung zum Dienft völig unbrauchbar ausmweifen, finden Wir uns bewogen, hie 
durch zu beftlimmen, daß 

1) in den nad dem 8. 1 der Anlage 1. des revidirten Neerntirungsgefeges anzu 
fertigenden Looſungs-Liſten bei jedem Roojungspflichtigen auch die etwa von ihm 
begangenen Criminalverbrechen und dafür erlittenen Strafen bemerkt werten 
follen und 

2) für jeden nicht perſönlich geftelltlen temporair Kranken zur Zeit ber Ablieferung 
wenigftene ein förmliches Erachten bes compelirenden Kreisphyſicus über bie 
Befchnffenheit des temporairen Uebels und feine Fähigkeit zum Militairbienft 
überhaupt beizubringen ift. 

Sämmtlihe Drtsobrigfeiten und Ausloofungsbehörben Unſers Großherzogthume 
haben fih nad biefer Unferer Beftimmung auf Das genauefte zu achten. 

An dem gefchieht Unfer gnädigfter Wille und Meinung. | 

Gegeben Dur Unfere Regierung. Schwerin, am 15ten December 1835. 


Friederich Franz. 
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1948. Von den obrigteitlicden Zeugniffen Tür gemeldete Stell: 
vertreter. 30. Jan. 1836. 


Die unterzeichnete Militair-Diftriets-Bebörbe hat bei den jährlihen Aushebungen 
zum Militair- Dienft in Abſicht auf die Stellvertretung — beren Erleichterung, 
fo weit das Geſeg felbige geftattet, fie fib zur Pflicht rechnet — Die unangenehme 
Erfahrung machen müſſen, daß, zum Aufenthalt ihres Geſchäfts und zur großen 
Erfchwerung ber zu vertretenden Perfonen ſowohl, als wie der ih zu Stellvertretern 
anmeldenben Individuen, die von ben legtern beizubringenden obrigfeitlichen Zengniſſe 
ihres Wohlverhaltens, ihrer Unbeſchöltenheit und daß fie noch unver- 
heirathet, oft ſehr ſchwankend und unbeſtimmt, mithin unzulänglich gefaßt ſind. 
Sie erlaubt ſich daher auf dem Grunde bes revidirten Recrutirungs⸗Geſetzes vom 
22ften Februor 1830 $. 15 die löblihen Orts⸗Behörden dringend zu erfuchen, dieſem 
Vebelftande durch fofortige Ertheilung beftimmter, allenfalls auf vorgängige Abhörung 
Be Perfonen begründeter, Attefte abzubelfen. 

Jeſſenitz, den 30ſten Januar 1836, 

Schwerinſche Militair » Diftriets - Behörde, 


1944. Verbot der Ablieferung Der Ausgelvofeten durch inter: 
offtcianten. 15. Zul. 1836. 


Friederich Franz, c. Wir haben mißfälligft vernommen, daß bie im $. 20 
Anlage III. bes revibirten Recrutirungs⸗ wieder enthaltene, wörtlich fo lautende 
Vorſchrift: 

Die Ablieferung des Bezirks⸗ Contingents am Diſtricts - Orte zu beſchaffen, 

committirt die Auslooſungs⸗-Behörde allemal einen wohl inſtruirten, mit den 

Borkommenheiten bei ber ftattgehabten Ausloofung befannten Mann ıc. 
von mehreren Ausloofungg= Behörden auf eine oft nur fehr ungenügende Weife 
befolgt, und befonders feit einiger Zeit von den Domanial= Aemtern, mit wenigen 
Ausnahmen, die Mannfchaft nur durch die Amts-Landreiter präfentirt "wird, melde 
in ungewöhnlichen Fällen nicht immer die nöthige Aufklärung zu geben vermögen. 
Da nun durch dieſes ungefeglihe Berfahren bin und wieder wirkliche Webelftände 
berbeigeführt worden find, und es überdies der Stellung und Würde einer unter 
Unferer Auctorität fungirenden Behörde nicht angemeffen ift, nur mit zum Theil uns 
wifjenden Unterofficianten -verhandeln zu müſſen; fo mird Die Befolgung der voran= 
geführten gefeglichen Vorſchrift hiedurch, bei Strafe ernftlichen Einfehens in Erinnerung 
gebracht. 

Gegeben durch Uinfere Regierung, Schwerin, am 15ten Julius 1836, 


Srieberid Fran; 


1945. Nachweifung der Unbefcholtenheit fchon gedient habender 
Stellvertreter. 16. Febr. 1837. 


Paul Friederich, ꝛc. Wir haben ben $. 15 bes von Unfers in Gott 
rubenden Heren Oroßvaters, Großherzogs Sriederih Franz von Medlenburg Onaden 
erlaffenen revidirten Recrutirungs— Reglements vom 22ften Sebruar 1830, wonach 
Diejenigen Stellvertreter, melde fih bereits im activen Militair befanden, gehalten 
find, ihre Unbeſcholtenheit genügend nachzuweiſen, nad gepflogener reiflicher Berathung 
mit Unfern getreuen Stänten, hinter den Worten: 

„fo wie, wenn bie Verabſchiedung bereits vor längerer Zeit erfolgt ift®, 
durch ben Zuſatz: 

„oder der Verabſchiedete zu Friedenszeiten längere Zeit auf Urlaub war“ 
näher beſtimmt, und machen alle mit der Aushebung zu Militairdienſten in Unſern 
Landen beauftragte Behörden mit dieſer Unſerer Declaration zur genaueſten Befol⸗ 
gung hiedurch bekannt. 

Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 16ten Februar 1837. 


Paul Friederich. 
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1049. Bereinigung der Aenter Nebentin und Meklenburg 3% 
Einem Ausloofungs:-Bezirfe. 4. Febr. 1835. 

Nah Allerhöchfter Beſtimmung find die bisher feparirt abminiftrirten zwei 
Ausloofungs-Bezirke der beiden Domanial-Aemter Medlenburg und Rebentin nunmehro 
zu einem ungetrennten einzelnen Auslooſungs-Bezirk vereiniget und fol Dies 
veränderte Verhältniß ſchon bei ber nächſtbevorſtehenden diesjährigen Necrutirung zur 
Anwendung fommen. 

Die unterzeichnete Behörde bringt dies zur Kenntniß aller Betheiligten und macht 
bemerklih, daß in Zufunft für diefen vereinten Ausloofunge- Bezirk, bei Berednung 
bes Necruten = Contingentes, die männlihe Bevölferungs- Zahl beider Domanial- 
Aemter zu einer Gefammtfumme von 1982 männlicher Seelen vereinigt zur Normal 
zahl Dienet. 

Pribier, ben Aten Februar. 1835. - 
Schwerinſche Militair-Diſtricts⸗-Behörde. 


1941. Bericht über den außerordentlichen Abgang von der 
Neſerve. 16. Juli 1835. 


Friederich Franz, x. Da wir von Unſerm Militair- Collegio vernebmen, 
baß die in Unſern Publicandis vom 16ten April 1832 und 23ften Auguft 1834 
vorgefchriebenen, alljährlih bis zu Ende bes Monats November an ben Commandeur 
der Infanterie-Reſerve — jeht Unfern Obriftlientenant von Baflian zu Bützow — 
einzufendenden Berichte der Ortsbehörden tiber den außerorbentlihen Abgang unter 
den bloß behandſchlagten, zur Referve ausgelooſeten Militairpflichtigen bisher nur 
ſehr fparfam eingegangen find, fo erinnern Wir alle DOrtsobrigfeiten in den Städten 
und auf dem Lande hieburd ernftlih, dieſe Vorſchriften, welche eben fo fehr Das 
Intereffe der Loofungspflihtigen und der Ausgeloofeten, als die Ordnung im Dienft 
bezweden, fortan genauer zu befolgen. Wonach dieſelben ſich zu richten, 


Grgeben ꝛc. Schwerin, am 16ten Julius 1835. 
Sriedberih Iran; 


1942. Bon Verbrechern und SKranfen unter den Lonfungs: 
pflichtigen. 15. Dec. 1835. 


Aus Deranlaffung mehrfacher Beſchwerden Unjerer Militairbehörben, daß zu 
den, wegen Completirung bes gefeglih beftimmten Recrutirungsbedarfs jährlich flatt- 
findenden Ausloofungen auch folde Individuen herangezogen werben, welche fih eines 
entehrenden Verbrechens ſchuldig gemacht, oder als temporair Kranke bei Demnächftiger 
Geſtellung zum Dienft völig unbrauchbar ausmeifen, finden Wir uns bewogen, hie» 
durch zu beflimmen, daß 

1) in den nad dem $. 1 der Anlage 1. bes renitirten Necrutirungsgefeges anzu= 
fertigenden Looſungs-Liſten bet jedem Loofungepflichtigen aud die etwa von ihm 
begangenen Criminalverbrechen und dafür erlittenen Strafen bemerkt werden 
follen und 

2) für jeden nicht perſönlich geftellten temporair Kranken zur Zeit ber Ablieferung 
wenigftens ein förmliches Erachten bes competirenden Kreisphyficus über bie 
Belihaffenheit des temporairen Uebels und feine Fähigkeit zum Militairdienſt 
überhaupt beizubringen: ift. 

Sämmtlihe Ortsobrigfeiten und Ausloofungskehörben Unſers Großherzogthums 
haben fih nad biefer Unferer Beftimmung auf Das genauefte zu achten. 

An dem gefchieht Unfer gnädigſter Wille und Meinung. | 

Gegeben Dur Unfere Regierung. Schwerin, am 1äten December 1835. 


Griederih Franz. 








S 
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1948. Von ben obrigkeitlichen Zeugniffen Tür gemeldete Stell: 
vertreter. 30. Ian. 1836. 


Die unterzeichnete Militair⸗Diſtricts-Behörde hat bei den jährlihen Aushebungen 
zum Militeir-Dienft in Abſicht auf Die Stellvertretung — beren Erleichterung, 
fo weit das Gefeh felhige geftattet, fie fi zur Pflicht rechnet — bie unangenchme 
Erfahrung machen müſſen, bag, zum Aufenthalt ihres Gejhäfls und zur großen 
Erfchwerung ber zu vertretenden Perfonen ſowohl, als wie ber ſich zu Stellvertretern 
anmeldenden Sndivibuen, bie von ben lehtern beizubringenden obrigfeitlihen Zeugniffe 
ihres Wohlverhaltens, ihrer Unbeſchöltenheit und daß fie noch unver 
beirathet, oft ſehr ſchwankend und unbeftimmt, mithin unzulänglih gefaßt find. 
Sie erlaubt fi) Daher auf dem Grunde bes renidirten Recrutirungs- Öefehrs vom 
22ften Februor 1830 $. 15 die löblihen Orts⸗Behörden Dringend zu erfuchen, Diefem 
ebelftande durch fofortige Ertheilung beftimmter, allenfalls auf vorgängige Abhörung 
zuverläffiger Perfonen begründeter, Attefte abzuhelfen. 

. Seffenis, den 30ſten Januar 1836. 
Schwerinſche Militair - Diftrictd « Behörde, 


1944. Verbot der Ablieferung Der Ausgelvofeten durch inter: 
officianten. 15. Zul. 1836. 


Triederih Franz, . Wir haben mißfälligft vernommen, daß bie im $. 20 
Anlage III. des revidirten Recrutirungs-Geſetzes enthaltene, wörtlich fo Iautende 
Vorſchrift: | 

Die Ablieferung bes Bezirke» Contingents am Diftrietd-Drte zu befchaffen, 

committirt die Ausloofungs = Behörde allemal einen wohl inftruirten, mit ben 

Vorkommenheiten bei der flattgehabten Ausloofung befannten Mann ıc. 
von mehreren Ausloofungg= Behörden auf eine oft nur fehr ungenügende Weife 
befolgt, und befonders feit einiger Zeit von den Domanial- Aemtern, mit wenigen 
Ausnahmen, die Mannfchaft nur durch die Amts-Landreiter präfentirt wird, welche 
in ungewöhnlichen Fällen nicht immer die nöthige Aufllärung zu geben vermögen. 
Da nun dur dieſes ungefeglihe Berfahren bin und wieder wirkliche Uebelſtände 
berbeigeführt morden find, und es überbied ber Stellung und Würde einer unter 
Unferer Auctorität fungirenden Behörde nicht angemeffen ift, nur mit zum Theil uns 
wiſſenden Unterofficianten -verhandeln zu müffen; fo wird bie Befolgung der voran 
geführten gefeglichen Vorſchrift bieburch, bei Strafe ernftlichen Einfehens in Erinnerung 
gebracht. 

Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 15ten Julius 1836. 


Friederich Franz. 


1945. Nachweiſung der Unbeſcholtenheit ſchon gedient habender 
Stellvertreter. 16. Febr. 1837. 


Paul Friederich, ꝛc. Wir haben ben $ 15 bes von Unſers in Gott 
rubenden Herrn Großsaters, Großherzogs Friederich Franz von Medlenburg Onaten 
erlaffenen revidirten Recrutirungs-Reglements vom 22ften Februar 1830, wonach 
Diejenigen Stellvertreter, melde fi) bereits im activen Militair befanden, gehalten 
find, ihre Unbefcholtenheit genügend nachzuweiſen, nach gepflogener reiflicher Berathung 
mit Unfern getreuen Ständen, hinter den Worten: Ä 

„fo mie, wenn bie Verabſchiedung bereitd vor längerer Zeit erfolgt ift®, - 
dburd den Zufaß: 
| „oder ber Verabfihiedete zu Triedengzeiten längere Zeit auf Urlaub war“ 
näher beftimmt, und machen alle mit der Aushebung zu Militairbienften in Unfern 
Landen beauftragte Behörten mit Diefer Unferer Deelaration zur genauelten Befol⸗ 
gung hiedurch bekannt. 

Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 16ten Februar 1837. 


Paul Friederich. 
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2946. Beſſere Beobachtung des Militairmaßes. 16. März 1837. 


Die unterzeichnete Behörde hat vielfältig die Bemerkung machen müſſen, daß in 
ben Ablieferungs⸗Liſten manche Individuen, Die untermaaßig find, manchmal ſelbſt 
das alte Normal⸗Maaß von fünf Fuß nicht halten, als mitgelooſet habend und von 
normaler Größe ſich aufgeführt finden. Dadurch find, namentlich bei der Aushebung 
im letztverwichenen Jahre, durch hinterher erhobene und begründet befundene Recla⸗ 
mation ber Militairbehörde, unternormalmanßige Recruten abgeliefert erhalten zu 
haben, zur Täuſchung ber berrits als freigeloofet entlaſſenen Mannfchaft des Aus» 
loofungs= Bezirks, unangenehme Berwidtlungen und Weiterungen entſtanden. Die 
unterzeichnete Behörde erwartet daher dringend bie richtige Meffung und Aufführung 
bes richtigen Maaßes in ben Wblieferungs = LKiften, mit forgfältiger Anwendung ber 
6$. 14 und 15 ber Anlage III. zum revidirten Recrutirungs » Gefege vom 22ften 
Sebruar 1830. 

Seffenig, den 16ten März 1837, 

Schwerinſche Milttair » Diftriets = Bebörbe. 


1947. Berbot der Annahme von früheren Stockhaus⸗ und 
Zucdtbaus : Sträaflingen. 25. Mär; 1837. 


Paul Friederich, 2. Wir verordnen hiedurch, mit Zuftimmung unferer ge- 
treuen Stände, daß, wenngleich es binfichtlih der Angabe ter Lriminal= Verbreden 
und dafür erlittenen Strafen in ben Ausloofungs-Kiften bei Unferer Berorbnung vom 
15ten December 1835 und deren Beftimmung sub 1. J. das Bernden behält; 
Doc nunmehr diejenigen Xoofungspflichtigen, welche wegen der von ihnen begangenen 
ſchweren Verbrechen mit Zucht⸗ oder Stodhaueftrafe belegt worden und ſolche Strafe 
erlitten haben, fortan nicht ind Militair eingeftellt werden follen, 

Wonach man fih zu richten. Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 
25ften März; 1837, ; 

Paul Srieberid, 


1948. DEERnDETaNG der Volkszahl beider Militairbiftriete. 
27. Sept. 1837. 


Paul Friederich, ꝛc. Die Zahl ber männlichen Bevölkerung Medlenburgs, 
bie nach den Bolfszählungs-Liften von 1819 
für den Schwerinfden ——— ..110O, Seel 
⸗2BGBüſtrowſchen - . 81,500 aaa 
betrug, ift durch die Verlegung gerfibiehener Dorficaften vom Amte Schwaan nad 
bem Amte Doberan dahin verändert worden, daß jetzt: 
dem Schwerinfhen Militair= en 0. 111,086 Seel 
- Güfronfhen - . 80 at N 
nah Maaßgabe der genannten Zahlungeliſten von 1819, zukommen. Wenn nun 
ſowohl die beiden Militair-Diſtrictsbehörden, fo wie auch bie Beamten zu Schaan 
und Doberan angemiefen worden find, Diefe Veränderung Künftig bei der Repartition 
ber Recruten vom Jahre 1838 inelusive an zu berüdfichtigen, fo wird ſolches hie- 
mit zur Kenntniß aller Betheiligten gebracht. Wonach man fih zu richten. 
Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin, am 27ften September 1837. 


Paul Friederich. 


41949. Stelle für Einfendungen an die Schwerinfche Diftrictd: 
Behörde. 6. Dec. 1838. 


Es wird hiedurd zur üffentlihen Kenntniß aller Sintereffirenden gebracht, daß 
ber Diſtricto-⸗Actuar Siggelkow jetzt feinen Wohnſitz in Schwerin bat, und find daher 
alle an bie Schwerinſche Militair⸗Diſtricts⸗Behörde gerichteten Eingaben und Vorträge 
unter ber Addreſſe deſſelben hieher nah Schwerin einzufenben. 

Schwerin, am 6ten December 1838, 

Aus Großherzogl. Medienburgifcher Landes⸗Regierung. 
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1050. Loofnugsort für adboptirte und Beinen Bormund habende 
Zuofungspflichtige. 25. März 1839. 


Paul Frieberid, ze. Wir haben vernommen, daß es über bie Fragen: wohin 
1) elternlofe Militairpflichtige, für welche kein Vormund beftellt worden, und 
2) aboptirte Söhne zur Auslooſung zu weifen find? 
in dem Heerutirungs » Reglement noch an einer beftimmten Dispofition fehle und 
finden Uns baher gnäbigft bewogen, nach eingeforbertem ratbfamen Bebenfen Unferer 
getreuen, auf dem legten allgemeinen Landtage verfammelt gewefenen Stände, 
ad 1) zum $. A5 bes gebadhten Recrutirungs- Reglemente sub e. ergänzend zu 
beftimmen, 
dag, wenn bie Beitellung eines Vormundes gänzlich unterlafen fein follte, 
der Loofungspflichtige dahin gehört, wo das competente obervormund- 
ſchaftliche Gericht iſt, 
und ad 2) folgende authentiſche Interpretation zu ertheilen, 
daß Adoptionen ehelicher oder unehelicher Looſungopflichtigen auf die 
Angehörigkeit derſelben zum Looſungsorte keinen Einfluß haben ſollen, 
ſondern ſelbige nach den Beſtimmungen des $. 45 des Recrutirungs⸗Regle⸗ 
ments zu beurtheilen iſt. 
Die reſp. Behörden haben ſich hiernach genau zu achten. An dem geſchieht 
Unſer gnädigſter Wille und Meinung. 
Gegeben durch Unſere Regierung, Schwerin, am 25ſten März 1839. r 


Paul Friederid. 


1951. Abändernde Beitimmungen über bie Hecrutirung bed 
Bundes:Conutingentd. 18. Jan. 1842. 


Paul Sriederid, ꝛc. In Folge der neueren Bundestagsbeſchlüſſe über bie 
Kriegsverfaſſung des deutſchen Bunbesheeres wird bie Abänderung bes beftehenden 
Reerutirungs-Gefeßes vom 22ften Februar 1830 in einigen Puncten erforderlich. 
Im Einverftändniffe mit Unſers Vettere, des Großherzogs von Medlenburg- Strelig 
Königlichen Hoheit und Liebden und nad zuboriger verfaffungsmäßiger Berathung 
mit Unfern getreuen Ständen, verorbiien Wir demnach Nachftebendes: 

1) Die Referve-Dienftzeit der Soldaten wirb wieberum, wie früber, auf zwei 
Jahre feftgefeht, und ergreift bie Berlängerung bes Referve- Dienftes auf 
ein Jahr aud bie ſchon jeht im Dienfte ftehenden Soldaten und Referviften. 

2) Das volle Biertel der Stärfe bes achiven Bundes - Contingents, nämlich 
bie volle vierte älteſte Dienſtelaſſe deſſelben, tritt jährlich zur Reſerve über, 
und wird biemit im Frühjahr d. J. 1842 ſchon begonnen. 

3) Nicht bloß das volle Viertel bes artiven Contingents, fonbern auch Die zum 
Erfah des außerorbentlihen Abganges, nad einer Durkfähnittsberchhnung, 
nöthige Recrutenzahl iſt jährlich gleich im Voraus auszuheben, und letztere 
dann als jüngfte Dienftclaffe in das active Contingent jährlich einzuftellen; 
wogegen bie bisherige Ausloofung für die Referve ganz wegfällt. 

4) Kür die Nidht-Combattanten, deren Zahl für Contingent und Referve zu- 
jammen auf 388 Mann berechnet worden, und welde auch zu einer ſechs⸗ 
jährigen Dienftzeit zu verpflichten find, iſt jährlih ein Sechstel auszubeben, 
im Srieden aber zu beurlauben. 

Das Sechstel iſt jährlich befonders auf bie Ausloofungsbezirfe zu 
verteilen, bie Ausloofung ber Combattanten und Nicht-Combattanten ge- 
fhieht aber nicht getrennt, fondern gemeinſchaftlich. 

Bei ber Ablieferung find die Combattanten zuerft auszuwählen, und 
dann aus ber wegen Fehler zurüdgewiefenen Mannſchaft, und zwar von 
ber niebrigften Nummer an, bie nach subadjunctum C. No. 2 zur 
Anlage J. des revibirten Recrutirungs » Gefeges vom 22ften Februar 1830 
noch brauchbaren Nicht Combattanten zu nehmen. 
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Mit der Auslooſung dieſes ein Sechstels ber Richt⸗Combattanten 
wird ebenfalls im Frübjahr d. J. der Anfang gemacht. 
Hiernach haben ſich die betreffenden Behörden und Alle, die es ſonſt augehet, 
auf das Genaueſte zu richten. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 18ten Januar 1842, 
. Paulfgriederid. 
Berordnung 
wegen Abänderung bes Necrutirungd:Gefches 
vom ?%ften Februar 1830, 
1952. Maßregeln gegen die Erceflie der Luofungspflichtigen. 
2. April 1842. 


Friedrich Franz, ꝛc. Schon mehrfah iſt Darüber Beſchwerbe geführt worben, 
bag von den zur jährlichen Recruten-Ausloojung ſich geftellenden Mannfchaften ſowohl 
auf den Landftraßen, als auch in ben anf ben Wege zum Looſungsorte belegenen 
Ortſchaften nicht felten bie allergröbften Exceſſe an Perfonen und Saden verübt 
worden find. 

Wir finden Uns daher veranlaft, fämmtlichen Orte -Obrigkeiten, jo wie aud 
ben bei der Ausloofung thätigen Behörden Dringend zur Pflicht zu maden, anf 
Abſtellung foldes ftrafbaren Unfugs nah allen Sträften binzuwirkfen, — und haben 
den Chef ber Gendarmerie befehliget, ihnen babei fo weit irgend thunlich zu aſſiſtiren. 
Inſonderheit werden bie Hreimatd8- Behörden ber Looſungspflichtigen aufgeforbert, 
bie Iehtern bei ihrer Entlaffung zum Looſungsorte vor derartigen Exceſſen eindringlid 
zu warnen. Die Domanial» und ritterfchaftlihen Beamten aber haben Dafür Sorge 
zu tragen, daß die Looſungspflichtigen, namentlih wenn ſich diefelben druppmweife fort- 
- bewegen, durch fihere Begleiter beauflichtiget werden. 

Bei vorfommenden berartigen Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicher⸗ 
heit ſind die Thäter ſofort von der Obrigkeit des Orts oder Bezirks, wo der Unfug 
verübt worden, zur Haft zu ziehen und in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze ent- 
weder alsbald polizeilich zu beftrafen, ober nach Befinden den Orts = Gerichten zur 
Einleitung förmlicher Unterfuhung zu überweifen. 

Hiernach haben fi alle betreffenden Behörden auf das Senauefte zu richten. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 2ten April 1842. 


Friedrich Franz. 


2953. Bon dem Anslooſungs⸗Beziek der Vogtei ——— 
29. Nov. 1842. 


Wenn in Folge allerhöchfter Beftimmung der bisher von dem Domanial > Amte 
Grevismühlen feparirt abminiftrirte Ausloojungs - Bezirf der Vogtei Rüting nunmehr 
dem Ausloofungs-Bezirfe des ritterjhaftlihen Amtes Grevisinühlen beigelegt worden 
it und Dies veränderfe Verhältniß ſchon bei der nächſten Militair = Recrutirung im 
Jahre 1843 zur Anwendung fommen fol: fo bringt die unterzeichnete Behörde ſolches 
bierdburdy zur Kenntniß aller Betheiligten und madt dabei bemerllich, daß Fünftig bei 
Berechnung des Rerruten-Contingentes für das ritterjchaftlihe Ant Grevismühlen bie 
bisherige Zahl der männlichen Bevölkerung im Bezirf von . . . 6432 Seelen 
mit Hinzurechnung ber münnlichen —— im ——— Bu . 
ber Vogtei Rüling von . . . . 409 Seelen 
alſo die Gefammt- Summe von .. .. 684 männ⸗- 
licher Seelen normiren wird. 

Schwerin am 29ſten November 1842. 

Schwerinſche Militair - Diftricte - Behörbe. 


1054. Begnadigung und Eutfreiung der bis 1842 nicht gelooſet 
babenden Matrofen. 20. Mai 1843. 


Sriedbrih Franz, x. Wir wollen es hierdurch genehmigen, daß alle bie- 
jenigen Matrofen, welde ſich der Erfüllung ihrer Militairpflicht bis zum Sabre 1842, 
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einfchließlich entzogen haben, nicht nur wegen ber deshalb verwirkien Strafen begna- 
Diget, fondern auch von ber Erfüllung ihrer Militairpflicht ſelbſt entfreiet fein follen, 
wenn fie genügend nachweifen werden, daß fie während dreier Jahre auf einheimijchen 
oder fremden Schiffen Seereifen im Matrofendienfte gemadt haben. 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am 20ften Mai 1843. 


Friedrich Franz. 


1955. Abändernde Beflimmungen wegen des Bundescontingents 
und wegen der Matrofen. 7. Tan, 1845. 


Sriebrih Franz, ıc. Meuere Bundestagsbeſchlüſſe haben eine veränderte Or- 
ganifation und Ausbildung Unſers Bundes - Gontingents unvermeidlich gemacht, und 
bie immer bringender bervorgetretene NRüdjicht auf ben Flor der Medlenburgijchen 
Schifffahrt hat eine Erleichterung der Militairpfliht ber Matrofen ale zweckmäßig 
und wünſchenswerth erfheinen laſſen. Daburd iſt die Abänderung einzelner Punfte 
des revidirten Recrutirungs-Geſetzes vom 22ften Februar 1830 und Unferer Ver- 
ordnung vom 18ten Januar 1842 nothwendig geworden, und verorbnen Wir, nad) 
verfaffungsmäßiger Berathung mit Unfern getreuen Ständen, demnach hiemit Folgendes. 

I. Allgemeine Beftimmungen. 

1) Die bisherige vierjäbrige active und zweijährige NReferve-Dienftzeit der Soldaten 
wird in eine fechejährige active Dienftzeit umgewandelt. 

2) Die Einübungszeit ber Recruten wirb um vier Monate verlängert, beträgt alſo 
Fünftig ſechs Monate. 

3) Die jährliche Erercierzeit wird vom Monat Junius auf den Monat September 
verlegt. 

4) Die bisherige Neferve wird als folche aufgehoben. 

5) Zum eigentlihen activen Militairdienft merben ſtatt bisher 930 Mann 
fünftig nur 880 Mann, nämlid: 

a. zum ordentlichen Diet . A ; i 792 Mann, 
b. zum Erfaß bes aufßerorbentlihen Mbgange . : 68 — 
c. zum Erſatz für Die, nach den weiter unten folgenden 
Beitimmungen, in Friedenszeiten nicht an dag active 
Militair abzuliefernden, vom Loos getroffenen Ma—⸗ 
trofen Cef. II. 3.) : ö ß — 20 — 
Summa 880 Mann, 
ausgelooſet. | 

6) Zum Kriegserfag werden fortan jährlid 70 Mann ausgeloofet, welche zwar 
an die Militairdiftriets-Behörbden, aber nicht an das Militair abzuliefern, unter 
bem Namen „Kriegs-Erſatz“ in den Liften aufzuführen, nur auf den Fall 
eines Kriegs zum Dienft zu verpflichten und nad) der Ablieferung gleich wieber 
zu entlaffen find. 

Diefe zum Striegserfaße gehörende Mannfhaft tritt fonft im Weſentlichen in 
bas Verhältniß ber bisherigen Neferve ($. 54. 57. und 62, des Recrutirunge= 
Geſetzes de 1830 und $. 19. $. 24. Abfah 2, $. 25. und $. 34. ber An- 
lage LII. deſſelben). 

7) Der Kriegserſatz iſt jährlich beſonders auf die Auslooſungobezirke zu vertheilen. 
Im Uebrigen normirt die allgemeine Auslooſung auch für die zum Kriegserſatz 
zu ſtellende Mannſchaft in der Art, daß die nächſten Nummern nach denjenigen, 
welche zum ſofortigen Eintritt in den Militairdienſt berufen, zur Einſtellung in 
den Striegserfag verpflichtet find, 

8) Die Nihteombattanten, wegen deren Auslooſung fonft Feine Veränderung ein- 
tritt, fteben, im Sal fie bei der Ablieferung aus den Nummern genommen 
werben müſſen, welche auf Die zum activen Militair eingetretenen folgen, bem 
Kriegserfab nad, fo daß erft das Bebürfnig für Iehteren und Dann das an 
Nichteombattanten daraus zu entnehmen ift. 
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II. Befimmungen hinfihtlih der Matrofen. 


I) Diejenigen Matrofen, welche im Zi1ften Lebensjahre wenigſtens Drei Jahre auf 
Medlenburgifhen Schiffen zur See gefahren haben und zur Zeit ber Augloo- 
fung noch Seefahrer find, werden von aller Militairpflicht entfreit. 


Es find jedod 

2) biejelben nach wie vor in die Ausloofunggliften aufzunehmen, und ift durch einen 
von ber Ausloofungsbehörbe zu beftellenden Bevollmächtigten für jeden Matrofen 
zu loofen, fo wie ihu Die Reihe trifft. 


3) Zum Erfah des durch dieſe Entfreiung eniftehenden Ausfalls in ber, burd hie 
Ausloofung zum activen Militairdienft pflichtig werdenden, Mannſchaft werden 
fortan jährlih im Ganzen zwanzig Mann mehr ausgeloofet (ef. I. 5. c.). 


4) Diejenigen Matrofen, welche nach vorftehenben Beflimmungen vom Militairbienf 
entfreit find, werben, wenn fie das 2008 zum activen Dienft getroffen hat, als 
Durch die im Ganzen mehr ausgeloofeten zwanzig Mann geftellt angeſehen; bie 
Ausloofungsbehörden haben fie nit an die Diftrietsbehörbden abzuliefern, fondern 
ed wird angenommen, als wenn fie eingeftellt wären. 


Die Documente über das Vorhandenſein der Erforberniffe, welche bie Ent- 
freiung der looſungspflichtigen Matrofen vom WMilitairdienft bedingen, find von 
ben Ausloofungsbehörden mit den Liſten an bie Diſtrictsbehörden einzufenden, 
bamit Iegtere das Genügende berfelben prüfen können, und fo eine volfländige 
Garantie dafür gewährt wird, daß nur Diejenigen Matrofen, welchen nad ber 
Beſtimmung sub 1. dieſe Entfreiung zu Theil werden fol, und Feine anderen 
von ber Militairpfliht entbunden werben. 


5) Diefe rl Begünftigung der Matrofen findet nur für den Friedene⸗ 
ftand Gtatt. 
Alle entgegenftehenden Beflimmungen bes revidirten Recrutirungs-Geſetzes vom 
22. Gebruar 1830 und ber Verordnung vom 18, Januar 1842 werden hierdurd 
aufgehoben. 
Gegenmärtige Berorbnung tritt mit ber nächlten Recrutirung in Anwendung, 
und haben alle betreffenden Behörden und fonft Sedermann, ben es angeht, ih 
darnad zu richten. 


Gegeben, — Unſere Regierung, Schwerin, am 7. Januar 1845. 


Friedrich Franz. 


Verordnung 
die Abänderung einzelner Beftimmungen des 
Recrutirungs:Gefepes vom 22. Februar 1830 
und der Verordnung vom 18. Sanuar 1842 
betreffend. 


1956. Bon den Berichten über Todesfälle unter ben Benr 
laubten. 24. Jun. 1845. 


Friedrich Franz, ꝛc. Nachdem die eigentlihe Reſerve des Militairs jeht 
aufgehoben ift, werben die durd die Verorbnungen vom 16ten April 1832, 23ften 
Auguft 1834 und 16ten Julius 1835, rückſichtlich der Berichte über außerorbentlichen 
Abgang in ber Referve, getroffenen Beltimmungen hierdurch dahin abgeändert: 

daß jede Orts⸗Obrigkeit das in ihrem Bezirk erfolgende Ableben eines beur- 
laubten Militairs fofort und mit Einfendung bes Urlaubspaffes des Ver⸗ 
forbenen dem Commando des Corps, zu welchem ber Berftorbene. gehörte, 
unter der portofreien Rubrik „Militaria anzuzeigen verpflichtet fein fol. 


Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 2iften Junius 1845, 
Friedrich franz. 
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B. a über die Berhältniffe der 
ilitairperſonen. 


1957. Beſtimmung der militairiſchen Wach⸗ und Transportkoſten. 
21. Febr. 1804. 


Friederich Franz 1c. Unſern ꝛc. Wir communiciren euch Unſere, unterm 
heutigen Dato an Unſere Regiments⸗-Chefs erlaſſene Verordnung, im Betreff ber 
militairiſchen Wach-⸗ und Transportkoſten, hieneben abſchriftlich zur Nachachtung in 
vorkommenden Fällen, und verbleiben 20. Gegeben x. Schwerin, ben 21. Febr. 1804 


Srieberih Franz. 
An die brei Landesgerichte separatim. 


Sriederih Franz ıc. Unfern ꝛc. Die militairifchen Wach⸗ und Transport- 
Toften werben hiemit bergeftalt feftgefeßt: Daß, ohne auf die Stärke einer Garnifon 
zu feben, ſolche im Requifitionsfalle, es gefchehe von einem Gerichte, oder von mem 
ed fonft fei, in ber Garnifon oder an einem anderen Drte, für ben Unterofficier täglich 
24 gl. und für den Gemeinen 12 ßl., — bei Transporten aber täglih 32 EI. für 
erfteren, und 16 fl. für letzteren, — wenn jebod ber Arreflat das Commando 
defraiiret, leßtere Dann nur fo viel, ale in ber Garnifon, betragen ſollen. Wornach sr. 
und Wir x. Schwerin, den 21, Febr. 1804, 

An: 


1) ben GeneralzBieutenant von Prefientin zu Roſtock. 
2) den General: Major von Dobe zu Güſtrow. 
3) den Oberften von Creusburg hiefelbft. 


41958. Sinterimsfervicereglement für die Altftadt Schwerin. 
9 März 1805. 


Wir Friederich Franz ꝛc. Fügen hiemit zu willen: bag Wir, nachdem wegen bes 
Service für bie Garniſon Unferer Altftadt Schwerin, feit ber, von Unfers in Gott 
rubenben Herrn Großvaters, Herrn Chriftian Ludewigs, Herzogs zu Medlenburg 
Gnaben, unterm Datum Schwerin ben 20. Mai 1748, deshalb erlafienen Interime» 
Verordnung, mehrere Mifverftändniffe und Ungewißheiten entftanden, ſolche, nad ein- 
gezogenem Bericht Unferer Kriegs-Commiſſion burch gegenwärtige Unfre Erneuerung 
wegen vorgebachter Interims⸗Verordnung abzuthun entſchloſſen find. Setzen, ordnen 
und wollen demnach: daß, nad ben inmittelft veränderten Zeiten und Umſtänden bis 
zu weiterer Unferer Regulirung ober General-Berorbnung, 


I. Geſammte Unfre, auf die Altftabt zur Garnifon angewiefenen Zruppen, 
beren Dfficierd und Gemeine von ihren Wirthen, auffer freien Quartieren fonft nichts 
zu genießen haben follen. 


Il. Iſt diefer Artikel von freien Quartiren folchergeftalt zu verftehen: daß 

a) Die Ober⸗Officiers nichts, ala Obdach und LKagerftatt oder Betten. 

b) Die Unterofficiers oder Gemeinen aber, Obdach, Betten, Feuer und 
Licht, nämlich beide letztern Stüde in ter Wirthejtube fo. gut als er es 
bat, jedoch fo, daß ber Wirth dadurch felbft nicht beſchweret und an 
feiner Handthicrung gehindert werde, haben follen. 


111. Daferne aber ein Dfficier oder Gemeiner mit feinem Wirth, als welchem 
jeberzeit Die Wahl zuftehef, des Quartier und Bettes halber, auf ein Gewiffes an 
Geld fi vergleichen wollte, fo können Wir foldhes wohl gefhehen laſſen, und haben 
deshalb hier folgende Provifional= Service» Tabelle anfügen laſſen, nad welcher in 
Unfrer Altftadt Schwerin auf vorbefagte Bälle die Quartiere vergütet werben, und 
momit fomohl Officiers ald Gemeine friedlich fich zu befcheiben haben follen. 


J 
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Proviſivnal⸗Service⸗Tabelle für die in der Altſtadt Schwerin bequartierte 
Infanterie und Artillerie. 


(Chargen) Monatlich N3wdr. Rtklr. Si. 
Commandant * ⸗ ⸗ = = ⸗ = — 10 — 
Oberſter = = = = = - = = = — 8 — 
Oberſtlieutenat = ⸗ ⸗ —— — 6 — 
Major = - 2 - ⸗ a — 5 — 
Capitaine und Staabe- Cabitaine ⸗ Er 4 
EN Lieutenant, auch Atjutant = - ⸗ ⸗ — 2 24 
Regiments⸗Quartiermeiſter ⸗ - . s z P — 5— 
Auditeur 
Regimentofeldſcheerer - z E — — 2 24 
Regiments⸗Prediger 2 
Regiments⸗Secretair Zu: ö z = — 
Feldwebel— ⸗ - . - “ — 1 24 
Unterofficier ohne unterſchieb der Charge 2 | 
Eorporal 
Gompagniefelbfiherrer wenn fie beweibt ſind — 1 16 
Regiments-Tambonr 

— — — — — unbewmeßte = = —_ 1 8 
Hautbviften, bemweibte ⸗ ⸗ =. “ 5 - — 1 24 
— — unbeweibte— = ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ — 1 16 
Grenadiers 
— beweibte ⸗ = - - — — 40 
Pfeifer 
— ————— = = - . e ⸗ — — 9 
Profoß ⸗ = ⸗ ⸗ ⸗ . - — ı 8 
. » wa ee 


Conſtabler, bemeibt oder unbetoribt 

IV. Die Officiere, welche ihre Quartiere ım ——— — ſen, haben deshalb, 
wenn ſie einen oder mehrere Monate abweſend ſind, keine Bezahlung von den Wirthen 
zu fordern. 

V. Sollen bei jeder Compagnie überhaupt nicht mehr, als 10 beweibte, an 
Unterofficiere, Spielleuten und Gemeinen Quartier ın natura oder den dafür an- 
gefehten Service, alle übrige aber, ale unbemweibte, Service zu genieffen haben. 

VI. Ein Oberofficier, der zugleich eine Staabsbedienung hat, fol nicht Das 
Doppelte, ſondern das einfahe an Quartier oder Service, nad ber erften Charge 
zu fordern haben. 

VI. Damit nun biefes Unfer Reglement ſowohl Unfrer Garnifon, als Den 
Bequartirten Unfrer Altſtadt Schwerin, zu ihrer gebührenden Nachachtung, befannt 
werden möge; follen die Officiers joldhes den Kompagnien monatlich, fo mie Bürger- 
meifter und Rath hiefeldft, der Bürgerfhaft, bie Wir anderes verorbnet haben werten, 
vorleſen laſſen. 

Wir gebieten und befehlen demnach Unſern hieſigen Commandanten und ſämmt— 
lichen Militair, als Bürgermeiſtern und Rath, auch geſammter Bürgerſchaft Unſrer 
Altſtadt Schwerin hiemit gnädigſt und ernſtlich: nach dieſer Unſrer wörtlich erneuerten 
Interims⸗Verordnung und ber darin enthaltenen Proviſional-Service-Tabelle ſolcher— 
geftalt auf Das genauefte fih zu achten, Daß baryad mit Dem 1. April diefes Jahres 
inclusive der Anfang ber hierin vorgefihriebenen Service-Zahlung gemacht werte. 

Urkundlich haben Wir dieſes Unſer erneuertes Interims-Service-Neglement nit 
allein beiden Iheilen gehörig publiciren, fondern auch Durch bie biefigen Anzeigen 
gemeinfündig machen laffen, nachdem foldes son Uns eigenhändig unterfchrieben, und 
mit aufgetrudten Unferm Herzoglichen Inſiegel beftärfet worden. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 9. März 1805. 

Srieberidh Franz. 
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41059. Healfervicebeitrag der Erimirten der Neuſtadt Schwerin. 
26. Sept 1805. 


Friederich Franz sc. Da Wir beſchloſſen haben, ben Real⸗Service⸗Beitrag 
ber mit eigenthümlichen Häuſern angefeflenen Erimirten in biefiger Neuftadt mit bem 
in hiefiger Altſtadt gleich. zu machen, und darnach folder Beitrag auf der Neuftabt 
für das jetzt laufende Jahr, vom 1ften October an, unter Vorbehalt un nähe⸗ 
ren Liquidation, eben ſo wie in ber Altſtadt, zu ‚monatlich 

vier und zwanzig Schilling. für:ein volles, 
zwölf Schilling fir ein halbes und 
ſechs Schilling für ein viertel Haus 
biedurch beſtimmt fein fol; fo wird ſolches hiedurch öffentlich bekannt gemaqht. 
Gegeben, ꝛc. Schwerin ben 26ften September 1805. 


Srieberid Franz. 


1960. — der falſchen und unrichtigen Angaben der 
| equartierten. 19ten Mai 1807. 

. Sämmtligen hiefigen Stadbt-Einwohnern merden hiedurch alle Fälſchungen bei 
ben Einquartierungen und bejonders alle unrichtige Angaben bei ber Bifitation ber 
Quartiere, bei einer unabbittlihen Strafe von Fünf Rihlr. NZwdr. für jeden Con⸗ 
traventionsfall, Re: Grgeben Schwerin, den 19ten Mai 1807, 

Medienb. Schwerinfche Regierung. 


1961. Areies Quartier der auf dem Marfch BERNDIUBEN Truppen 
in den Städten. 20. Dec. 1808. 


Srieberi Franz m. Darjegt bie Fälle, bejonbers auch bei Heinern Com— 
manbos Unſerer Truppen öfter vorkommen, daß es an'ben für ſolche erforderlichen 
Quartieren auf “ihren Märſchen fehlt, fo werben gefammte Magiftrate in Unfern 
Städten hiedurch befehliget, allem Unfern auf bem Marſch begriffenen ober fonft 
commandirten Mikitair in den Stätten, wo fie-in Gemäßheit ber Marſchroute ihr 
Nachtquartier zu nehmen haben, und fi dazu Dur eine Ordre des baffelbe detachirt 
babenden Chefs Iegitimiren, freies Quartier, worunter nämlich Obdach, Lagerftätte, 
Feuer und Licht allein zu verftehen ift, zu reihen. Wornach 30. Gegeben ıc. 

Schwerin ben 29ften Devember 1808; — 

Frieverich Franz. 


ia Sanztetfenbet der Spiclleute beim weilitair. 
27. März 21809. 


Friederich Franz sc. Unſern sc. Auf eure Anfrage vom: 11ten d. M. 
geben Wir euch hieburch zum Beſcheide: daß die Hautboiſten und Spielleute, resp. 
ben Unterofficierd und Gemeinen gleich zu achten find, folglich aud) ihnen die Canzlei- 
freipeit zuſteht. Wornach ꝛc. und Wir ꝛc. Gegeben ꝛc. Säwerin ben 17ten 


März 1809. 
Sriederih Franz 
Un daB Hof: und Land⸗Gericht zu Güftrom. 


1963. Verbot der Privatrequifitionen von Lebensmitteln und- 
Fourage durch die Eomminen, 14. Sept. 1840. 


Srieberih Franz sc. Da bei der jehigen Bequartirung mehrerer Städte 
und Ortfchaften durch Kaiſerl. Sranzöfifche Truppen Die Privatrequifi tionen an Lebens⸗ 
mitteln und rauber und glatter Fourage unvermeidlih zit Unordnungen und Beein- 
trächtigungen führen, fo werden ſolche Kequifitisnen jeder Commüne hiedurch ernftlich 
unterfagt. Es ift deshalb ſchon Vorkehr von ber allgemeinen Landes-Eredit-Kommif- 
fion getroffen, an melde fid) jede Behörbe zu wenden hat, Gegeben ı. Schwerin, 


den 14. Sept. 1810, 
Friederich Franz. 
Meckl. Geſeßzſammlung II. 42 
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1964. Bllgewrine Service: Iabele. 31. Det. 1840. 


Mir Friederih Franz ꝛt. Fügen biemit öffentlich zu miflen: Nachdem die 
bigber. beſſandene Verſchiedenhrit der Service» Beftimmung in Unferen Land - Stätten 
Für Unſer daſelbſt Garniſon haltendes Militair zu mancherlei Mißverſtändniſſen, Un- 
regelmäßigfaten und Beihwerben Beranlaffung gegeben, daß Wir, zur Abbelfung 
biefer Nachtheile, auf Die Einführung: eines gleichförmigen Servick, welcher Ben gegen- 
wärtigen Miethepreifen der Wohnungen in: Unfern Städten, nad einem durchſtehenden 
Berhältniffe, angemeffen ‘wäre, Laudesherrlich Bedacht genommen und ben, Darüber 
von Unferm Militair » Collegie :auf Unſern Befehl abgefaßten. und Uns vorgelegten 
allgemeinen Servire-Tarif für jeden Grab.tes.in Unſern Dienften firhenden Militairg, 
wie felbiger im der. deigefügten Tabelle werzeichnet iſt, genehmiget und beſtätiget baten. 

Seen, ordnen und wollen dieſemnach: daß geſammtes Unſer, zur! Garniſon in 
einer Unſerer Landſtädte ſich aufhaltendes Militair, ſowohl Officiere und Gemeine, 
als andere dahin zu rechuende, in ber oberwähnten Tarif-Jabelle benannte Parjonen, 
während ihres Garniſons⸗ Aufenthalts bajelbft,. Dit, in older Tabelle beſtimmten 
Service-Quoten, ein mehreres aber nicht, auf gehörige Art empfangen und zu genießen 
daäben follens fo wie auch mit ber Auszahlung der hierin feſtgeſetzten Service mit 

bemorften Januar 1811 incl. ber Anfang gemacht werden fol, 


“— Bir gebieten und befehlen hinfolglich Unſern reſpectiven Commandanten und 
ſämmtlichen Mülitair ſowohl, als Bürgermeiftern und Kath, auch gemeiner Bürger: 
ſchaft Unſerer Landſtädte hledurch gnädigſt ernſtlich: Nach dieſer Unſerer allgemeinen 
Service⸗Ordnung and ber &nhei Big oieaen Tarife: Tabrit rs allenthalben auf das 
genaueſte zu achten... . : 

Des zur Urkund haben Wir ſothaue Unfere Patent - ‚Veroebwung mit Unferm 
Handzeichen, und Herzoglichen Inſſeget bekräftiget, auch. ben. competirenden Militair- 
‚Behörden, fo. ‚pie den Magiftraten Unferer Städte, : „zum Zweck der gehörigen: ‚Sröff- 
nung.an ihre Untergebenen, im Ahdrude mitzutpeilen, weniger wicht ben hieſigen öffent- 
on . sragarüden befohlen. Gegeben ꝛc. Schwerin den stßen Dre IS. 


Friederich Srand 


| Tabelle. 
zur Befimmung eineg gleichförmigen Service für dag. benediie Anktair 
in allen Garniſonen. 
Chargen: — on 
Commandauten. ..:7 " a ee 
Diefe erhalten, in foferne fe von ber‘ Stadt’ feine Wohnung in natara haben, 
den für ben Officier- wen fe bekleiden, beſtimmten Sevvire. 
Menattich Namdr: Srhir. St. 
Senerl + 2 12 24 
Oberſter 
Oberſtlieutenant 
Major ⸗ 
Kriegsrath 
Kriegs⸗Commiſſair 
Capttain — a ESS 
Ober⸗Audikeur — zer 
Regiments» Adjutant -# | 
Regiments - - Quartiermeifter, ⸗ Pe e na en ie 
Adjutant bei ber Grenabier- Garde —— 
Staabs⸗-Capitain — — a ak 
Premier Lieutenant 6 e 
Second Lieutenant ET — 
Auditeur — 3 
Bataillons⸗Adjutant 


a ee 
. — 2138 — 
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Chargen · — = Monotiid Röwdr. Rthlr. Bi. 
Kegimments-Epirurgus - ER a Ä BE 
Regiments - Prediger 


* 
2 ⸗ ⸗2 = ⸗ — i 3 — 


Secretair beim ie t | EN 
Regimpntsr Geeretajr... — J en 2. 24 
Eous⸗Adjutant —— 
Canzelliſt beim Militair⸗ Goffegig, ee... — 
Bataidons - Chirurgus 
Feldwebel ⸗ = ⸗ ⸗ = ⸗2 ⸗ — 1 40 
Regiments⸗Tambour e R — 
Regiments⸗ Büchſenſchäfter in EN Br 1 21 
Hautboiften, - un eweibte en — 1 16 
Unterofficiers ohne Unterichied der Chargen beweibte — 1 16 
Compagnie⸗-⸗Chirurgus F 
sl, Tambour unbeneibte we ee 
Een ET | 
Tombekr beweibte — ‚40 


Pfeiffer”. unbemeibte ı. > re —. re ‚BE > — =. — — 32 


. 1965.  Berbats.nmm. dm Soldaien Fonage L, kauſen. 
Ye, a I. A. Mai— ISII. . 


Frie derich granz ꝛc. = Vermeidung aller —— verdieten Wir hie⸗ 
mit allen und jeden Unferer Unterthänen, von linfern oder freniden Militair⸗Perſonen 
irgend glatte vder rauhe Fonrage zu kaufen, bei Vermeidung ber Confiscation, und 
ber Strafe des doppelten Werthes. Hin befehlen a IDEE, hierüber nach⸗ 
drücklichſt zu halten, bei eigener Werantwarflichkeit. 

„Gegeben ie. Schwerin, ben Fiften Mat 1811. 


Sriederig. rad 


1900. reed Quartier der zur Bebrdtung, * MPoſten m. 
Soldaten. 15. Jul. — 


le gran; x. Bir Befehlen ah _ mit Entbietung- Unfeys 
gnäblgften Grußes, allen Obrigkeiten in. Unſern Landen, ben gar Bedetkung ‚ber mit 
Selb beladenen : Poftwagen sonumanbirien Soldaten an den DR wo fie über⸗ 
nadıten; frei Quartier zu geben. 

— ꝛc. En x. Sqhwrein, den. töten gulins 1811. 


Fried'erich Frauz. 


1967. Freiheit. ‚der von: Erximirten bewohnten Sänfer. in Echwerin 
von Naturalhequartierung. 48. Zul. 1814. 


— Franz ıc. Wir haben auf eingegangene Borfteluing bes -Magi- 
ſtrats hieſelbſt für billig erachtet, verfügen biedurd, und laſſen es zu jedermanns 
Wiffenfhaft fommen, Daß nur diejentgen-Häufer, welche wirflid son Erimirten bewohnt 
werben, von ber Natural» Bequartierung, mit dem einländifhen Militair frei fein 
fönnen, nicht aber. Diejenigen, melde zwar Erimirten eigentpümlich ebören, aber nicht 
von Erimidfer bewohnt' werben. ° Bigeben k. Schtwoerii den ibn vn Julius 1811. 


Friederich Franz. 


1008, Vetletung — Offieierſtellen ohne Rückſicht auf Geburt. 
23. April 1813. 


Um allen RER, unſerer getreuen Unterthanen, melde, ſich unter Unfer Mili⸗ 
tair bereits freiwillig geſtellt haben, oder Dierfich dieſem Stande in jetziger Zeit über- 
haupt widmen werden, einen aufrichtigen Beweis zu geben, wie Wir ihre Vaterlandsr 
lebe und ihren Dienſt [hägen, machen Wir hierdurth Lie weitere öffentlühe Erklärung: 
daß jeder. bei Unſerm Militair, ohne Unterſchied des Standes: und ber Geburt, zu 


Ba 
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Offieierſtellen ſoll gelangen können, in ſoferne er ſich nicht nur durch Auszeichnung 
im Dienſt, ſondern auch durch die nöthigen Kenntniſſe und gutes Betragen einer 
ſolchen Beförderung würdig beweiſen werde. Zu dem Ende haben Wir beſchloſſen, 
auch die Officierſtellen bei Unſerer Infanterie nur nach dem Borſchlage des General⸗ 
Majors von Fallois zu beſetzen, ber von Uns ausbrüdlih angewieſen iſt, bei vor⸗ 
kommenden Erledigungen von Officierſtellen Uns dazu Subjecte aus dem Regiment 
namhaft zu machen, melde vorzüglih brauchbar find und eine ſolche Auszeichnung 
befonders verdienen. 
Ludwigsluft, den 23ften April 1813. 


Friederich Franz. 


1069. Verbot der Werbungen für fremdes Militair. 
8. Jun. 1813. 


Friederih Kranz ꝛc. Da Wir in fihre Erfahrung gebracht haben, daß bei 
bem jegigen Aufenthalt fremden Militairs in Unfern Landen Werbungen verfuht und 
betrieben werden, fo befehlen Wir, rejp. mit Entbietung Unſers gnädigften Grußes, 
allen Civil» Behörden, fo wie auch den vorhandenen Militair- Kommandanten in den 
Städten und auf dem Lande, barauf zu vigiliren, und folche fremde Werbungen 
keinesweges zuzmlallen, fonbern ben etwanigen Werbe⸗Deßots anzudeuten, baß fie nicht 
geduldet, bie Angeworbenen aber ihnen zum Bebarf Unſeres eigenen Militaird abge- 
nommen werben würden, und folche Vorgänge Uns. angezeigt werben müßten, es wäre 
denn, baß von Uns oder Unfrer, nachgeordneten Landes⸗Regierung beſondere Erlaubniß 
zur Werbung eingebolet und ertheilet worden. Wornach ein. nn ih zu richten. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 5ten Junius 1813, 


Friederich Franz. 


1970. Verbot, Vieh und Fourage von Soidaten zu kaufen. 
7. Zul. 1813. 


Srieberih Franz ꝛc. Wir finden Uns, bemanbten einberichteten Umſtänden nach, 
Landesherrlich bewogen, die, bereits unterm 1öten Derember 1806 von Unfrer Re- 
sierung in den öffentlichen Anzeigen publicirte "Verfügung, wonach allen Landes - Ein- 
wohnern der Ankauf von Fourage und Vieh von fremden Militair und deſſen Angehörigen 
bei ſchwerer⸗ Strafe unterfagt worden ift, gegenwärtig bahin zu ernenern und zu 
härfen, daß Unfere Unterthanen und Landes Einwohner von keinerlei Militair und 
deffen Angehörigen, fie ſtehen unter welcher Macht fie wollen, Fourage oder Vieh an- 
faufen, wibrigenfald aber zur Strafe mit ber Confiscation bes Gefauften oder mit 
ber Bezahlung des Dafür erlegten Saufgeldes, zum Beſten ber Armen = Anftalt ihres 
Wohnorts, auch nad Befinden mit noch fhärferer Strafe, belegt werben jollen. 

Mona ein jeder ſich zu achten; befonders aber bie obrigkeitlichen Behörden und 
die Vorfteher ber Armen-Ünftalten ih genau zu richten haben, weshalb fothane Unfre 
Verordnung in bem vfficielen Wochenblatt abgebrudt werben fol. 

Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 7ten Zulius 1813, 


Friederich Iran; 


1071. Mecklenburgiſche Militair » VBerdienft: Medaille. 
23. Zul. 1814. 


Se. Herzogliche Durchlaucht haben Sich gnädigft bewogen befunden, zur rühm- 

lichen Anerfennung ber muthvollen Thaten und des audgezeichneten Benehmens Ihrer 
- Truppen in bem ewig benfwürdigen Kriege ‚gegen fremde Unterjochung, mit Rüdficht 
auf diefen Zeitpunft, als eigned Merkmal vaterländifcper Belohnung, eine Müitair- 
Berbienft-Medaille zu errichten, welche an einem Bande von den Herzoglichen Haus- 
farben, hellblau mit einer fhmalen gelben und rothen Einfaffung, im Knopfloch getra= 
gen wird, und in zwei Glaffen, der goldenen und filbernen Medaille, eingetheilet it. 
Auf der "Vorberfeite berfelben befindet ſich ein aufgerichtetes antikes SD mit 
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einem Xorbeerzweig umfehlungen, ‚und habei die Jahr⸗-Zahl 1813. Auf ber Nüdfeite 
it die Inſchrift: „Miedlenburgs- Streitern“ mit bem Namens - Zuge des Durchlauch⸗ 
tigſten Stifters. 

Dieſe Militair-Berdienft - Mebaille it im Laufe bes nun ſo glücklich beendigten 
Feldzuges nachſtehenden braven Mecklenburgern ertheilet worden: | 


Vom Generalftaab 


dem General-Kieufenant, Erbprinzen von Medienburg - Schwerin. 
dem General: Major, Prinzen Adolph von Medlenburg - Schwerin. 
bem Adjutanten, Major Adolph Grafen von Baſſewitz. 


Bom. Orenabier- -Öarbe- Bataillon: 


dem Oberſten von. Both, bem Gorporal Müller, 
— Sapitain von Pogwiſch, — Örenadier Krummel, - 
— —— von Bilgue, — —— Lanke, 
— —— Tarnow. — — — Vuffpaff, 
—- Adiutanten, Lientenant von Klein. — ——Wetlzien, 
— Lieutenant von Bülow, — — Harder, 
— —— von Bo, — —— Goeſt—,— 
— —— von Arnim, — Bo dem Aften, 
— —— son RKavren dem ?ten, — —— Die, 
— Tambour⸗Major Koch, — ——  Ghieder, 
— Feldwebel Alpeins, — —— Recbberg, 
— —— Quistorp, — —— Lüth dem 1ften, 
— ——  Dormeer, — —— Kummerow, 
— Sergeanten Klee, — — — Hübner, 
— —— Piöt, — — — Sdcdchottmeyer, 
— ——  GShüffler, — — Jenzen, 
— —Z3imnmermann dem ſſten, — —— Stade, 
— —— GEenenz, — — Bulff, 
— —— Winterfeld, — ——Luchtmann, —1— 
— Fourier Meyer, — —— Tewes, 
— —— Meves, — — Behr, 
— Corporal Bärbalck, — —— Duiger,— 
— u... Harnay, — — — Müller, 
— —— Stammann, — —— Hoppenzgeimer, 
— —— Ahme, — Tambour Brunſt. 
Vom Infanterie-Regiment: 


dem Lieutenant von Flotow dem ſſten, 
dem Mousquetier Müller, 
dem Monsquetier Steinhauſen. 
Dom Fuß-Jäger-Regiment: 
dem Oberſten, Grafen von der OftenSaten, dem Lieutenant Burmeiſter, 
— Maler von Müller, 
Hauptmann von. Stein, 
—— von Pleſſen, 
— — von Bälom, 
Lieutenant von Schaf, 
Lientenant Abdjutanten von Bülom, 


—— ietz, 
— vo Widede dem 2ten, 
Drösanam ⸗Ober⸗Jäger Eckermann, 

—— —— v. Bülow. 
Feldwebel Paſſow, 


—— Zeller. 


an: 


III TI IT 


——. von der Lühe, Ober⸗Jäger Wüfteney, 
—— Kreichelt, ——Regenſtein, 
—— von Bud, —,.  Daries,. 
—_—— Nahmacher, —— Wenrdt, 
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bem Dber-Züger Hahne, dem Jäger Tarnow jmior, 

— — Gerdes, — Francke, 

— —— Micdhaelſſen, — —— Meyer, 

— —— Hammmerle, — — — Freienhagen, 

— — Ken, — —— Bull, + 

— —— von Suckow, — —— Dohſe, 

— ——  GSchmarfom, — ——Drohm, 

— — Simonis, — Ser "Kröger, - 

— Jäuäger Jappe, — mn heuer" 

Bom Gäger- Nesiment ju Pferde: 

dem Oberften von Müller, | en Dber-Häger Behrmann, 

— Major, Grafen von Molike,. Jäger Kölpin, 

— Major, Prinzen Guſtav von Medlen — — Beoldt, 

burg⸗Schwerin, — —— Burwitz, 

— Rittmeiſter, Baron von Forſtner, — —— Rorin, 

— — — von Rankom, — — — Rebbelin, 

— —— von Willich, — —— Heector jun., 

— Lieutenant von Both, —. —— K.rambeer, 

— — — Ladiges, — —— Duvbel ſenior, 

— —— von Blücher, — — — WVoß, 

— —— von Behr, — —— RW 

— — — von Lütow, Adjutant, — —— Benutin, 

— —— Rebel, — — — Pabenius, 

— Dber-Jäger Hartwich, — — — Kuh 

— Braun,. — —— Hader 

— — — Dencer, — 
Schwerin, den 23ſen Julius 1814. — 


1972: Diilitair: Benfions » Negulativ. 1. wer 1814. 


Auf Herzogl. hohen Negiminal- Befehl vom 18ten v. M. wird nachſtehendes 
von Sr. regierenden Herzogl. Durchl. unter gleichem Dato landeéherrlich gnädigſt 
beſtätigte Militair-Penſtons-Regulativ hiedurch öffentlich belanat gemacht. 

Schwerin, den —— Auguſt 1814. 
Herzoglich Medclenburgſches Milheke & Collegium. 
. Entwurf Be 
zu einem _ 
Penfione- Regürlativ 
für 
alle bienftunfähig werbenbe Militair- Perſonen. 


Se, Herzogliche Durchlaucht haben in dem 5ten und bten Artikel HöchſtIhres 

militairiſchen Dee “Buchs gnädigſt zu verheißen geruhet: 
dag Militair⸗Perſonen, welche viele Fahre..geblent. haben oder im: Dieuſt zu 
Militair⸗-Dienſten unfähig geworben find, eine verhältnißmäßige Praſtön oder 
eine Ginil- Beförderung erhalten und für bie Witwen und Kinberider im 
Felde uns Leben gekommenen Männer ‚geforgt werben Tolle, 

Es Hiegt in der Natur der Sache, daß eine wohlwollende landesherrliche Höchite 
Beftimmung aller Penſionen für Militair- Perfonen die Liebe zum Dienſt vergrößert 
und bie Treue eines’ Jeden unbezweifelter made, indem hiedurch jeder durch vicl- 
jährige Dienftzeit, Alter, Geiſtes⸗Schwäche, erhaltene ſchwere Bleſſuren im Kriege ober 
durch Strapazen in den Feldzügen untauglich gewordene Dfficier, Offictant, Unter- 
offlcier und Soldat bie DVergemwifferung bat, in feinem Alter ober bei der Unmög⸗ 
fichfeit, fih ernähren zu Fünnen, nicht barben, die Jahre ſeiner Jugend, welche er 
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bem 'Tienfte Des Staats mit Umfopferung: feiner Geſaudheit widmete, — RER 
un ih nicht dem Elende Preis geben zu Dürfen. 

Se. Herzogl. Durchlaucht beſtimmenn dennach gnädigſt: daß Dffciers und wer 
birken gleich, Unterofſtriers und. Soldaten Das Penfions- Recht genießen follen: : 

A. wenn Re eine beftimmte Anzahl. Jahre gedient und ein fo bohes Alter —— 
haben, daß Ihre Geiſtes- und. Körper-Kräfte ſchwinden; 

B. wenn ſie durch ſihwere Bleſſuren oder durch andere unglückliche Barton 
heiten im Feld aDienſt ihre Geſundheit verloren und zum ı faneren — 
diernſt unbrauchbar geworden ſind; 

. wenn durch Strapagen:im Dienſt ihre Geſandheit ſo gelten dat, ba, * 

dem Militair «Dienft weiter nicht vorſtehen können. 
Solchemuach erhält: 

‚ 4) Derjenige, welcher über. 40 Sabre uaunterbrochen treu — hat * | 
wegen Geiſtesſchwäche ober Kränklichkeit nicht mehr dienen .n feine volle Erhebung 
als. Deafion, 

2) Derjeiige, weicher über 35 Jahre — zur höchſten Zufeiebenpeis 
getüent dat und bienflunfähig wird, genichet Yıtel feiner" Erhebung als Penſion. 

3) Derjenige, welcher 30 Jahre ununterbrochen zur höchſten Zufriedenheit ge> 
Dichet bat :und nicht mehr DEREN Tann, geniepet Yatel. jener biedaherigen Gage als 
Penſion. 

.. 4) Derjenige, welcher ibn 25. Jahre —— gedient hat und ertvrishich 
ohne ſein Berjchulden zum Mültalr - Dieaft ——— wird, a iX Hälfte ſeiner 
Sage als Penfion. 

- 5) Derjenige, welcher 15 bis 25 Fahre. gibienet ‚bat, und ertoeiölich ohne fein 

Beh zum. Militair-Dienſt unfähig wird, genießt Ystel feiner Gage als Penfton. 

.6) Derjenige, welder. 10. Jahre ud Darüber. gedienet bat und erweislich ohne 
ſein Verſchulden um RES RZENN! untauglich . —8* genießt :Yatel feiner Gage 
als Penſion. 

Anmerkung 1). Den Deſerteurs: wird ihre vorherige Dienſtzeit nicht errcuen 

ſondern nur von da an, da ſie wieder eingetreten ſind. 

: Annierinng 2) Jedt Campagne wird bis inel. der Sten als eine Zjühkige, 

allen übrigen Campngnen aber.merben. als. eine Ziährige Dienftzeit ‚gerechnet. 

Anmerkung 3) Den Beweis von ben in Nr, 4, 5 und 6 .begriffenen Perfonen, 

"and. daß ſolche mwirftih ‚außer Stande fhid, weiter: im. Militair zu dienen, 
mit beflimmter Angabe der Urſachen, geben für einen. Officier und Dfficianten 
ber Chef und das ganze Corps ber Dffieiere, für einen Unterofficier und 

Soldaten : aber ber: Bataillono ⸗ Chef unb bie Compagnie, und muß in dem 
 Zeugaiß auch der Demeis begriffen fein, daß. das Individuum nicht aug- 
„ſchweifend gelebt: und feine Dienftunfähigfeit ſich nicht. ſelbſt zuzuſchreiben habe. 

Aumerkung 4): In Denjenigen Fällen, wo bie Diemftunfähigkeit überhanpt noch 

. zweifelhaft fiheinet; ober in der Art, daß bad geſammte Dfficier» Corps in 
feinen auszuftellenden Zeugniß fi zu einem. gemselnfamen Reſultat Dabei 

- ihr vereinbaren würde, fann bie — ic nur Sr. Herzogl. 

Durchlaucht anheim verſtellet bleiben. | 
Dagegen 

75 behalten alle Officiers, Unterofficiers und: Soldaten, ohne Auonahme ind 
Riüd fecht. ihrer Dienſtzeit, welde durch ſchwere Bleſſuren oder durch andere Unglücks⸗ 
falle im Feld⸗Dienſt zum fernerrn' Militair⸗Dienſt unbrauchbar werden, fo lange ihre 
voſle Gage, als Erflere nach ihren Fähigkeiten und nach ihrem Mange nicht in einen 
Civil-Dienſt befördert und Letztere unter den Invaliden augeſtellt ſind 

Anmerkung. Feldwebel und andere im Schreiben und Rechnen erfahrene Unter- 
offleiers ſollen ebenwohf zu folgen Civil-Bedienungen befördert werben, welche 
ihren fonftigen Fähigkeiten angemeſſen find. 

+ 8) Adiutanten, Premier- und .Sreönd -Lientenauts, welche durch Berflämmelung 
ihrer Glieder auch zu. Civif-Bebiemungen unfähig fein mögten, follen nach— Verhältniß 
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ihrer Umſtände und ber erlitienen Verſtümmelung mit Us, Us, 9a und es, folglich 
mit der doppelten Gage verbeffert werben. 

9) Bleſſirte Unterofficierd und Genteine, welde durch Berluft ihrer Hände oder 
Arme oder wegen fonftiger Verſtümmelungen nicht arbeiten, folglich nichte verdienen 
fünnen, follen nah Verhältniß ihrer Unfähigkeit entweder Ya oder bie Hälfte ihrer 
Sage noch mehr gezahlt erhalten, und ihnen. auh in dem Orte ihres Aufenthalts 
4000 Soden Torf oder 2 Zuder Holz jährlich bewilliget werben. 

10) Da es jedoch möglich iſt, daß einige von ben in Feldzügen gewefenen 
Officiers, Unterofficiers und Soldaten nachher erft bie Folgen ber Anftrengungen und 
Strapazen an ihrem Körper empfinden und zum ferneren Militair -Dienft untauglidy 
werden mögten; fo wollen Se. Herzogl. Durdl., daß Perfonen dieſer Ark .auf ‚ger 
wilfenhaftes Zeugniß bes Chefs ber Truppen und bes Officier-Corps — daß nänı- 
lich der ſchwächliche Gefundheits- Zuftand nicht die Folge ausſchweifender Lebensart, 
fondern ber vielen Märfche, bes Bivouaquirens und ber gehabten öfteren Feldpoſten 
bei naffer, Falter und rauber Witterung fei — nad Verſchiedenheit ber Umſtände, 
reap. nach No. 3 unb A, fo lange. penfionirt werben follen, bis fie, wie No. 7 
beftimmt ift, befördert werden können, in fo ferne jedoch ihre. Dienſtjahre ihnen nicht 
eine höhere Claſſe anweifen. 

Sollte es fi aber ergeben, daß ber ſchwächliche Geſundheits⸗Zuſtand eines folden 
Officiers, Unterofficiers und Soldaten nur temporair gewefen, und er bald nachher 
wieder zu feiner völligen Geſundheit gelangen würde; fo ceſſiret Die Penſions⸗Wohl⸗ 
that von felbft, und fteht e3 den Linterofficiers und Soldaten fobann frei, wieder m 
ihre Capitulationen einzutreten, den Officiers aber foll bei einer ſolchen Ungewißheit 
ein volles Jahr ihre Anciennetät referviret bleiben. 

11) Den Wittwen ber. gegen den Feind oder bei fonftigen militairifchen Opera⸗ 
tionen im Felde ums Leben gelommenen Unterofficiers, Regiments⸗ und Bataillons— 
Tambours, Spielleute, Hautboiften, Feldſcherrs und Soldaten fol, fo lange fie un- 
verheirathet bleiben, von den Löhnungen, welche ihre resp. Männer gehabt haben 

4) ?/a, aud, nach Bewandniß der Umſtände, Ya nusgezahlet, und follen ihnen 
daneben, 

b) wenn fie 2 Eleine Kinber haben, jährlich 2000 Soben Torf, wenn fie aber 

.c) 3 und 4 unverforgte Kinder bei ſich haben, jährlich A000 Soden Torf ver⸗ 
abreicht werden. 

d) Alle Officier⸗ und Dfficianten - Witwen, welche in bem Wittwen⸗Jnſtitut 
claſſificiret ſtehen, erhalten hiernach unbedingt Die feftgefegte Wittwen⸗Penſion 
in ſofern deren Männer dem Juſtitute beigetreten ſind. 

Die Wittwen der dem Snftitute” nicht beigetretenen Männer —. beren nur 
noch. wenige fein Tünnen — haben auf eine Wittwen-Penfion zwar fein 
Recht; da fie aber dennoch fpäterbin auf höchſten Conſens fi) verbeirathet 
haben mögten: fo wollen Se. Herzogl. Durchlaucht aus vorbringender Gnade 
und in Rüdfiht der hieran unfchuldigen Wittwen, auch tiefen nad Ber» 
bältnig ihrer Umſtände eine proportionirliche Penſton verfihern. 

12) Dahingegen haben Unterofficiers- und Soldaten-Wittwen, bie jung find 
und Feine Kinder haben, folglih dienen können, Teinen Anſpruch auf Unterſtützung 
zu maden. 

13) Soldaten⸗Kinder, welche ihre Mütter verlieren, müffen in ben ‚Städten ober 
Aemtern, worin fih die Mütter aufpielten, nach einer möglichſt billigen Behandlung 
untergebradht und für fie bas Accorbirte bis zu ihrer Confirmation gezahlet werten. 

14) Alle in Nr. 7. 8. 9, 10 und 11. a. b. c. begriffene Perfonen können 
zu feinen perſönlichen öffentlihen Angaben angehalten werden. 


1973. Suspeufion der Militair⸗Fuhr⸗Ordnung von 1812. 
16. Sept. 1814. _ 


Friederich Franz ıc Wir finden Uns nah glüdlich beendigtem Kriege gnä⸗ 
digſt bewogen, Unſer Militair - Zubhr- Negulativ. mit bem Amte ber Kreis⸗Fuhr⸗ 
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Berechner bis anf die Fuhrkreiſe, welche nach dem Ermeſſen Unfrer allgemeinen Landes⸗ 
Credit⸗Commiſſion für den Trausport ber in ihr Vaterland zurückkehrenden Gefan- 
genen und ber Saiferl, Ruſſiſchen Truppen, fo lange bie Beirkung von Holftein 
dauert, zu forgen haben — hierdurch zu: fuspendiren. 

In Abſicht bes Transports Unſers einbeimifchen Militairs beſtimmen Wir, niit 
Bezug auf das Notificatorium vom 5ten November 1808 in ben hiefigen Anzeigen 
folgendes: 

Die Commandanten in Unfern Städten Schwerin, Roftod, Güftrow und Wismar, 
fo wie die Regiments- und Bataillons = Chefs Unſrer Iruppen, follen zur Fortbrine 
gung Unfers Militairs auf Märfchen oder in fonftigen Fällen, wo Der eigentliche 
Militair-Dienft es erfordert, die Anſchaffung der dazu nöthigen Ertras Dienft- Fuhren 
von Unſern refp. Beamten zu verlangen befugt und dazu hiedurch angemiefen fein, 
jebod nur in. den dringenden Fällen, wo Zeit und Umſtände bie Nachſuchung ber 
Fuhrbefehle bei Uns unmittelbar nicht geftatten follten. 

Allemal bleiben aber bie Requirenten verbunden, behufige Ratificatoria bei 
Uns ohne Anftand zu bemirfen, und demnächſt an bie Behörden nachzuliefern; wobei 
fie auch überdem dafür, bag -folhe Fuhren allein zum nothwenbigen Bedarf des 
Nilitair⸗ Dienſtes gebraucht werben, verantwortlich bleiben. 

Sämmtlide Unſere Militair- Chefs, Beamten und übrigen Behörden haben ſich 
nach dieſer Unſrer Vorſchrift aufs genaueſte zu achten. Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 
16ten September 1814. F 
Friedericqh Sranı 


1074. Bekanntmachung der Beitrafung von Soldaten au ihrem 
Geburtöorte. 19. Sept. 1S14. 


Friederich Franz ꝛc. Hieburch befehlen Wir, reſp. mit Entbietung Unfers 
gnädigſten Ce allen Orts⸗Obrigkeiten in Unſern Landen: 

in den Fällen, wo ein Inlaͤnder unter Unſerm Militair wegen Diebſtahls 
ober fonfliger Berbrechen mit Ehrloderflärung und Fortjagen vom Regiment 
beftraft werben follte, die Art des Berbrechens und bie darauf erfannte Strafe 
an dem Geburtsorte des verurtheilten Verbrechers befannt zu machen, wenn 
der Militagir⸗ Chef darum erſuchen wird. 

Wonach ſich ein jeder. zu richten. Gegeben. Schwerin ben 19. Sant 1814. 

Sriederih Franz 


1975. ——— der Atteſte für die invaliden Jäger. 
22. Oct. 1814. 


Friederich Franz g. Wir a allen Orts-Obrigfeiten in Unfern Landen, 
refpective mit Entbietung Unferes gnädigften Grußes, die von ihnen über Das Keben, 
den Aufenthalt 2c. der Invaliden beider aufgelöfeten freiwilligen Jäger-Regimenter 
auszuftellenben Befcheinigungen - unentgeltlich und Foftenfrei zu ertheilen. Wonach fie 
fi zu richten. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 22ften October 1814, 


Friederich Franz. 


1976, Verbot, Waffen, Pferde und Montirungsſtücke von 
| Soldaten zu kaufen. 12. Zul. 1825. | 


Fried — Franz ꝛc. Wir finden Uns bewogen hiedurch zu verordnen: beß 
Niemanden Unſrer Lundes- Einwohner geſtattet fein ſoll, von irgend einer Militair- 
Perſon Waffen, Pferde, Montirungs- und Armatur-Stüde zu Taufen und mit ſolchen 
Sachen, es fer unter welchem Vorwand es wolle, Handlung zu treiben; wie Denn 
jeber folcher Handel im Entdeckungs⸗Fall mit dem Berluft der gefauften Sachen und, 
nad Befinden, anberweitiger Strafe hiedurch ohne alle Ausnahme verbußet werben 
fol. Un dem geschiehet Unſer guädigfter Wille und Meinung. Gegeben ac. Schwerin, 
den 12ten Julius 1815. | 

Friederich Iran. 
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1077. Todeserklärung im den. Krieg gezogener Soldaten, Zwecks 
Wiederverbeirathung ihrer Ehefrauen. :232. Zul. 1815. 


Friederich Franz ı. Zügen, refp. mit‘ Entbietung “Unfers gunſtgnädigen, 
auch gnädigſten Grußes, Unfern Landes-Gerichten, Haupt: und Amtlenten, Benen von 
ber Ritterſchaft, Bürgermeiftern, Gerichten und RKaͤthen in Hnfern Stäbten,- auch ins⸗ 
gemein allen Unterthanen und Landes-Einwohnern hiedurch' zu wiſſen: daß Wir, zur 
Hebung der über Die Berechtigung ber zurückgebliebenen Ehefrauen Unſers in ben 
Krieg gezogenen und baraus bisher nicht zurädgefchrten: Mifttairs iind der bazu ge- 
hörenden Perſonen, zur’ Wiederverheirathung entſtaubenen Zweifel und Srrungen, 
dieſerhalb nachfolgende Beſtimmungen Landesherrlich refolviret haben :’- 

1. Wenn Mikttalrperfonen, Kriegsbeamte, Knechte, überhaupt Perſonen bir dem 
Lager und der Armee folgen müſſen, nach einer Schlacht, einem Gefecht, Schar— 
mützel oder Rückzuge, insbeſondere auch nah dem Rückzuge der franzoͤſiſchen Heere 
im Jabr 1813, aus Rußland, imgleiken nah einem ausgeführten‘ oder fehlgeſchla— 
genen Sturm ahf-eine Beftung, Shane, Batterie, Lager: ober fonftigen Pat vermißt 
werden, und nicht Innerhalb einem Jahre nad gefhloffenem Frieden und nd 
Zurüdgabe ber Orfangehen son ihrem Leben und Aufenthäalt anhero Nachticht gege⸗ 
ben haben, ſo tritt die Vermuthung — ———— Toben, nad) fruchtlos geſchehener 
offenllicher Borkadung, eins © 
2. Schanz⸗ und "ändere Arbeiter, auch das Geſinde Unſerer Militairs, und 
überhaupt alle andere Perſonen, die zur Zeit des Sturms oder der Artion gegen- 
wärtig find, follen nad) demſelbei Grundfatz behandelt werben. 

1 9 Mithie fell. ber zurüdgeblisbenen Fhefran und den Verwandten des Ber- 
mißten in den vorgedachten Fällen nachgelaſſen werden, auf die Todeserklärung anzutragen, 
ohne den wegen ber Verſchollenen fonft geſetzlich vorgeſchriebenen Zeitraum abzuwarten. 

4. Die Tobrsehtlärung ſelbſt muß nach den beſtehenden gefetlichen Vorſchriften 
une werben; doc iſt ein Auf drei Monake hinausgefegter Terwin Babe hinreichend. 

5, Mas den Nadlaf' folder Militair - Perfonen, alg der erfte und’ zweite Art. 
a und deſſen Vererbung anbetrifft, ſo ſoll deshalb ebenfalls nãchſtens weitere 
Unſere Verordnung erfolgen. 

Wir‘ gebieten und befehlen demnach m. Landes⸗ und ändiren. 
Unfers Großherzogthums, über Diefe Unfere onftitution von jest an’ pünctlich zu 
halten, und darnach zw verfahren. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſtegel. 

Gegeben ic. Schwerin, der 22, Julii 1815. ' 

— Bo} BEER Franz. 

Landesberrlich— Gonflitution > 
wegen der Wigderverbeirathung der zu: 
rütgeblichenen Chefrauen der in den 

Krilg‘ gezogenen Milit air⸗ Perſonen. a 
1978. Competenz zu Edietalladun gen in den arieg gezogener 
Soldaten. 2: Febr. A816. 


Friederich Franz ꝛrc. Unſern⸗ꝛc.! \ Wir geben euch, auf eure Anfrage von 
Sen d. M., im Betreff ber Competenz bes Gerichtsftandes bei ber für vermißte 
Militair⸗Perſonen, nach der Conſtitullon vom 22ften Julil 1815, sum Zwed ihrer 
Todes - Erflärung: uöthhgen Öffentlichen Borladung, ° bei Inrädgabe bes Original: 
Anſchluſſes, bietuch zum Beſcheide: wie Unſre Abſicht allerdings dahin gehet, daß bie, 
Behuf der zu verſtattenden auderweitigen ehelichen Einlaſſungen, nad dem; 8. 4. der 
Fomition erforderliche Todes⸗ Grklärung allemal bei. Unſern Landesgerichten nach · 
beſuch werden · ſoll, weshalh auch Unſere Reſcripte vom 6ten Septbr. v. J. ertaſſen worden. 

Wornach ꝛc. Und Wir nerbl; sc. Gftgeben 1. Schwerin, den 12ten⸗Febraar 1816. 
An. das Höfe und Landgericht zu Güſtrow. rn. 

2999. Juramehtuim ignorantiae-- der —— in dem: Krieg 
gezogener Soldaten. 21. Febr. I816. I 


Friederich Franz 2. Unſern ct Wir laffen euch, auf eure Anfrage von 
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10ten d. Mi, Im Betreff der Wieberberhrirathung zurlidgebliebener: Ehefrauen ber - im 
den Krieg gegangenen und vermißten Milttair»Perfonen, hiemit unverhalten fein; 
baß ihr von ben hinterbliebenen Ehefrauen Fein juramentum ignorantiae zu 
fordern habt. Wornach ıc. Grgeben x. Schwerin, ben 2iften Sebruar 1816. 


An bie Juſtiz-Canzlei zu Roftod. 


1980. Bom Quppliciren der Beurlnubten beim Cabinet. 
21. Jun. 1816. 


Da Wir feit einiger Zeit mit Blttfhriften von beurlaubten Sofbalen, ober von 
andern incompetenten Behörden für felbige, behelliget werben; fo wird hiedurch be— 
kannt gemacht: daß nur allein durch die oberſten reſpectiven Militair-Chefs deren 
Geſuche an Uns gelangen können, und alle weitet von ihnen unmittelbar an Uns 
eingehenden Bittſchriſten: werben unbendfet gelhfen und all acta gelegt werben. 
Doßeran, den 2iften, Junii 1816. ee 


It $riederid Franz. 
dh, 


— ee 
2981. Anzeige nom. Zphe öſtreichſcher — und deren 
 ÜUngebösigen. . 17. Jan. 1817. 

Friederich Franz ꝛc. Auf den bei. Unfrer Regierung eingegangenen Antrag 
des Kaiferl. Oeſterreichſchen ‚Minifter-Refidenten von Höfer zu Damburg, Befehlen 
Wir allen obrigfeitlichen Behörden in Unfern. Lauden hieburd gnädigſt: bei etwa vor⸗ 
kommenden Sterbefällen beurlaubter Kaiſerl. Königl. Oeſterreichſcher“ Generale und 
Offciere, flie.mögen noch im Dienſt geſtanden haben, oder auch, nur mit Belbdehal— 
fung ihres militairiſchen GCharacters, ausgetreten. fein, imgleichen ber öſterreichſcheu 
Militair-Wittwen. und. Waifen, von ſolchen Vorgängen allemal fofortige, Anzeige bet 
Unfrer Regierung zu machen. Wornad ein jeder ſich zu richten. Gegeben ac. '" 

Schwerin, ben 17ten.Sanyar 1817, . De el 
he rt sr cc Brvederih Franz ...: 

9 0) u ea, > ln kn I er FR 2 —— a 7 

1982. Abgabeufreiheit der auf dem Feldetat ſtehenden Soldaten. 
4 - 14. Apr. 1817. j —— 

Friederich Franz ꝛc. Wir —— gnäßigft beſchloſſen, Unfer. regulaires 
Mikteir,, wenn baffelbe auf dem Selb ‚Etat ſteht, von dem Tage, feines Ausmarſches 
an bis zum Inge feines Einmarſches, von allen in Liefer Zeit, vorfallenden auffer- 
orbentlichen Landes- Steuern, ſowohl für bie Bergangenpeit, auf welche daſſelbe Damit 
noch in Rückſtand it, als für Die Zufunft zu ‚enffreich; jcdoch beftimmen Wir aus- 
drücklich, daß es babei auf bie Zeit ber Erhebung. aus Unfern Ebicten nicht anfom- 
men, fondern Unfer Militair nur von der auf die Monate feiner Abweſenheit zu be- 
rechnenten Contribution frei ſein ſoll, das Edict möge bei feiner Abweſenheit oder 
bei feiner Anmefenheit in Unfern Landen erhoben werben. a ae 

Wie nun alle Sn Behörden hiedurch refp. unter Entbietung Unſers 
gnädigſten Örußrs, vefehligt werben, nach vorſtehenber Unſrer Willensmelnung ſich zu 
richten; ſo haben Bir auch felbige durch ben Druck öffentlich bekannt zu machen 
bsfohlen. Gegeben ac. . Schwerin, den liten April 1817. .: .. | 


ee ee — Friedetich'Franz. VJ 
19883.:ı Verbot, nach Garniſonusplätzen aus audern Garniſonen 
Exeentaufen: zu legen. 19. Sept. I8. 
Der Commandantur in — wird hiemit die Ordre erheilt: daß für die Zukunſt 
in Oertern, wo ſich Garniſonen Befinden, fein Eretutant ans einer auswärtigen Gar— 
niſon eingelegt werben ſoll, indem dadurch nut Entbehrungen im Dienſte, Unord⸗ 
nungen in Hinſicht der nicht unter gehöriger Auſſicht ſtehenden auswärtigen Execu⸗ 


er 
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tanten, und ein größerer ie de veranlaßt. werben. Lubwigsluft: den 19ten 
—— 1817. 


Friederich Franz. m 000 
An — 
die Commandantur zu Schwerin. 
— — —— oe separatim. 
== — — — Güſtrow. — IJ 


Friederich Franz ꝛc. Unſern ꝛc. Wir geben euch aus Dem abſchriftlichen 
Anſchluſſe zu eurer Nachricht und Nachachtung zu erfehen, was Wir wegen der Eye- 
cutions-Einlegung unmittelbar an bie Commanbanturen erlaffen haben und verbleiben x. 

Gegeben ıc. Schiverin, den 30ſten September. 1817. | 


Ad Mandatum Serenissimi propriunn. 


Drogperzeatihe Nedienbarsiige zur ‚Regierung verordnete Präfibent, 
. Öshrime= und Räthe. 
An bie Lanbesgerichte. 


1984. Abgabenfreiheit der penfionirten Invaliden. 
. Dec. 1817. 


Friederich Stanz sc. Unfern gnäbigflen Gruß zuvor. Edler, Belter, Ehru- 
vefter, liebe Betreue! Wir geben euch auf eure Anfrage vom 25ſten v. M., um 
Erläuterung des in Nro. 14. des Penſions-Regulativo vom 18. Julii 1814, ben 
zum Feld-Dienft unbrauchbar gewordenen Militair-Perfonen verficherten Freiheit von 
Öffentlichen Abgaben, hiedurch zum Befheide: bag bie ben penſionirten invaliben 
Militairs zugeficherte Befreiung von allen perſönlichen öffentlichen Abgaben allemal 
fortdauern foll, fo lange der Mann bie Militair⸗ Penſion bezieht, wenn er auch ein 
Geſchäft oder Gewerbe daneben treibt. 

Diefe Befreiung von perfünliden Abgaben kann aber 

1) nicht auf die Steuern von Pachtungen, vom Gewerbe, es ſei Kaufmannſchaft 

oder Handwerk und von Renten oder Zinſen, ausgedehnt werden. 
Dauert aber auch 
2) fort, wenn der Penſionirte mit Beibehaltung ſeiner Penſion in einen Givil- 
Dienft des Staats tritt, wo fie jedoch ſich nicht auf fein Dienſt⸗ = Einfommen 
von bem Civil⸗Dienſte erftredt, und fol 
3) auch auf vorgehende, feit dem Jahre 1814, eingetretene Contributiong- Fälle 
bergeftalt anmwendlih werden, daß bie barnach zu wenig erhobene Steuer 
nachgefordert und die zu viel bezahlte zurück gegeben werden muß. 
Wornach ihr euch zu richten und Wir verbleiben euch mit Gnaden gewogen. 
Gegeben x. Schwerin, ben 27ſten December 1817. 


Friederich Srany 
An die Allgemeine Landes : Recepturs Gommilfion. 


1985. Contributionsfreiheit der als Knechte dienenden 
Beurlaubten. 31. Oct. 1818. 


Fried erich Franz ꝛc. Wir finden Uns gnädigſt bewogen, diedurch zu ver⸗ 
ordnen, daß alle Beurlaubte und einſtweilen als Knechte dienende von Unſerm Mili- 
tair, nicht nur, ſo wie bisher ſchon geſchehen, in Unſern Domainen; ſondern auch von 
jetzt an in allen ritterſchaftlichen und fläbtifchen Gütern von ber ordinairen Con— 
tribution befreiet fein folen. Alle Obrigfeiten und Behörben en fih biernady 
aufs genauefte zu achten. | 

Örgeben v. Schwerin, den 31, October 1818, 


Srieberih Franz 
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1086. Rotificatorium wegen bes preupifchen eifersten une 
8. Det. 1819. 


Folgende Bekanntmachung iſt von ber Königl. Preußiſchen Geſandſchaft lie 
theilt worden, und wird von Großherzoglicher ‚Regierung hiermit zur öffentlichen 
Kenntnig. gebracht, 

Belanntmahnng. 


Auf allerhöchſten Befehl Sr. Majeſtät, des Könige, find für ſämmtliche Inha⸗ 
ber bed eifernen Kreuzes am ſchwarzen Bande, und zwar 
für die Officiere Ordens - - Patente, für Die Unterofficiere und Gemeinen 
Belt - Zeugniffe 
auögefertigt, die erflern. von ©r. Majefät, bie Ietern von der General-Orbenes 
Commiffion vollzogen und 
a) beit Inhabern, welche bas eiferne. Arenz in din Iruppentheil erworben 
baben, durch den Commandeur deſſelben, 
b) den Inhabern, welche zur Zeit der Ermwerbung bes Kreuzes zu ben. nicht 
regimentirten "Dfflcieren gehörten ben Generalen, Brigabe- Eommandeuren, 
Officieren des General-Staabes, ber Abjutantur u. ſ. w.) durch bie General. 
Orcdens⸗Commiſſion, 
—* der Aufenthalt berfelben befannt geisefen iſt ausgehändigt worden. a 
en’ Sällen, wo die Aushändigung ber Eerlifiiate an Inhaber bes eifernen 
Kreuzes wegen Unbekannlfchaft ihres Aufenthalte noch nicht erfolgt if, haben 
ſich die unter a. begriffenen an das betreffende Regiment oder Bataillon, Die. zu 
b. erwähnten an die General· Ordens· Commiſſlon zu wenden, worauf: Die Zu⸗ 
fertigung des Patents 'oder Befig > Zeugniffes bewirkt werben wird, - 

—* iſt jedet in den Stand geſetzt, fih-über den "rechtmäßigen Beſitz 
bes eiſernen Kreuzes auszuweiſen, und nach ber allerhöchſten Cabinets ⸗Ordre 
vom 7ten Auguft db. J. find bie Beſitzer deſſelben, melde ſich nicht mehr im 

activen Militdirdienft befinden; gehalten, ihre Eegitimativne⸗ Atteſte den ihnen vor⸗ 
geſetzten Behörden, ſobaid es verlangt wird, vorzulegen. 
Drurch dieſe Maaßregel wird das Anlegen ber Deroralion von unberechtigten 
Perſonen leicht entdeckt, und durch Beſtrafung ſolcher geſetwidrigen ll 
gen fünftiger Mißbrauch verhütet werden. 

Sollten dergleihen Attefte durch Zufall verloren geben, fo ift bie Ausferti⸗ 
tigung neuer Zeugniſſe von ben betreffenden Befigern bei der GeneraleOrdens⸗ 
Commiſſion nachzuſuchen. | 

Berlin, ben 2iften Auguft 1819, 
Königl. Preußiſche General⸗ Ordens⸗ Commiſſion. 


Schwerin, ben Bten October 1819, u 


1987, Caſſen zum Erfag für die Militair⸗Fuhren. 
19. Nov. 1821. ,; 


Er. Königl. Hoheit, ber Großherzog ‚haben, um. eine zwedmäßige Gleichſtellung 
der Laft der Militairfuhren für die Amtscaſſen und die Militaircafie zu bewirken, 
fo mie zur Entfernung aller Weiterungen und Einführung einer gegaueren Controle, 
allergnädigft beftimmt: daß Fünftig Die Fuhren, welche den Milttaire, und befonbers 
ben DOfficieren, bei ihren Dienftaufträgen, Transporten und Umzügen zufommen, auch 
aus der Militaircafje beftritten und Bei berfelben berechnet werben, dagegen: aber alle 
Militairfuhren, bie fonft auf Requifition im Dienft und namentlid von den Comman- 
banten, nad ber Bffentlih bekannt "gemachten Autorifation, anzuſchaffen find, ben 
Aemtern und beren Fuhrcaſſen, ohne Erfat aue ber Militaircaffe, zur Laſt blei⸗ 
ben ſollen. 
Wenn nun vorſtehende allerhöchße Vefimmung bereits wit dem, von. ‚Iohannig 
1821 an, laufenden Etatjahre in Wirkſamkeit treten fol; fo wirb ſolche auch ger 





- 
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fammten . Großperzoglichern Aemtern, um ſich danach zu vichten, Piemitelit brfannt 
gemacht. Schwerin, den 19ten November 1821.. 
| Zum Großherzog Mecklenb. Kammer-Collegio Allerhöchſt⸗ 
verordnete Direstor, Vice⸗Director und Räthe. 


1088. Ziquidation der Aemter für gelieferte Militairfubren. 
, 16. Jan. 1822. 


Sämmtliche Beamte haben bie Fordericagen für EMilitaixfuhren, wofür ie Ges 
mäßheit der Verordnung vom 19ten November v. J. Vengütung aus der Militair⸗ 
Caſſe zu erwarten iſt, alljährlich unmittelbat beim Militair⸗Collegio zu liquidiren, 
dergleichen Liquidationen aber durch Lie betreffenden allerhöchſten Berorbaungen oder 
bie Reguifitionen der Commandanten sc. vollſtändig au ea 

ER, ben 16ten Sanuar 1822. 

| . Zum Grohherzogl. Medienb. Bommer-Esiigin Allerhöchſt⸗ 
verordnuelo ‚Käthe, Er i Li 


| . 1989. Jüngſtes Verbot fremder Werbungen und Foigen des 
Eintritts in frem des Militair. 21 Febr. 18228 


Friederich Franz, ı. Da Ins befannt geworben, daß gegen alle Ordnung 
bin und ;wieber in Unſern Landen zu. fremdem Militair unter der Hand eworben, 
und. von Fremden Gtellpertreter geſucht werdenz ‚jo. beſehlen, Wir hirmit allen Be- 
- hörten amd - Obrigfeiten, hierauf ein, wachſames Auge. zu heben, 'ynb ſolche Vers 
führung nicht nur bei Denen, welche ihre Militairpflicht. ‚gegen. in vVaterland noch 
nicht erfüllt haben, an ben. Berführern und ben- -Berführten ahn en, fondern, einem 
ıelgen Menſchenhandel überhaupt, wo fie. deſſen gewahr, merken ‚gu feyern, 

Auch erklären Wir. biemit,, bag Wir- alle, melde, als tellvertreter in 
freude Militairbienfte treten, wenn fie auch ‚2 „erfüllten Miltaixpflicht nicht als 
Hebertroter hieſiger Militairgeſetze anzuſehen find, od ſo angeishen haben, wollen, ale 
hätten fir: auf ale Rente. als eingeburne Medienburger Verzicht geleiſet und wären 
völlig ausgewandert, fo daß fie bie geſetzlichen Anſprüche auf Unterftügung und Unter= 
halt.:an ihrem: Geburto⸗ ober vgrigen Aufeuthalte „Orte - —— ‚und lein Recht 
haben·: ſollen, jhre Wiederaufnahme zu verkangen, Eee ji 

Schwerin, ben Ziften Februar 1822.. 00 en 
a ee Sn Srifderich Frani. — — 


— Militair⸗Fuhr⸗Ordnung nebſt Karif. 4. uni: 1823. 


Sriedberih Franz, ꝛc. Wir haben Uns bewogen, gefunden, auf Beobachtung 
gleicher Grundſätze, das hierunter abgebruckte Regulativmit den Tarif, wegen Requi- 
fition der Militair- Inhren, allgemein vorzuſchreiben, An der Maaße, daß felbige vom 
iften Julii d. J. an in Kraft treten und zur Ausführung kommen ſollen. 

Befehlen demnach Unſern Militair- Chefs, auch fämmtlihen Obrigfeiten und 
Behörden in Unfern Landen hiedurch Kadſgiteraniig/ fi: nach· Dieſen Beſtimmungen 
> genauefte zu achten. 

an xc. m. 14ten Iunii 1823. , :,7.. u 
5 i Frieberitich ran ee 
Pablicandum- | 1 —— 
wegen eines Stegulativs. Für die Reauifie - . 7. 4 
‚ tionen der Militair⸗Fuhreyn yıd eines F EHER 

 Zazife zu ſoichem 3wecke. 


Regula Hi v 
— die Veguiſ tion der De und deren Liquidation bei‘ der 
oßh. Militair-Eafie. 
1. Alle — zum Ted Transport von — Nilitaire Penfonen 
oder Großherzogl. Dienft- Effecten werben in ee wie hiaber,..von Ten 
Großherzogl. Aemtern geftellt, und: zwar... .; 
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‘ z:a)-in den Garutjons - Städten eusſchliegnch auf unmittelbare Regiiifition ber 
Commanbanten, ' 
. I). anf den- intermebiäten ablöſungs EStatlonen aber auch if Vorzeigung einer 
won beſagten Eommandanten ausgeſtellten Märſchroute.“ 

2. Dieſe von dem Reqguixirten, oder auf, deſſen Ordre, dienſtlich zu unters 
ſchreibende und zu beſiegelnde Reguifi tion’ und Marfchroute müſſen enthalten: 

a) den! Namen und- die Charge ber comminbirten Militair⸗ Perſonen obef die 
Bezeichnung der zu transporkireiiben Dienft Feffeeten; 

3b) den:Drt ihrer Beftimmung, — 

2:0) die: Reiſtroute für den Hin- und Zurückweg, — 

d) tie Zahl der auf heiben, porzufpanneuben ‚Dferbe 

e) Jede Militair⸗Perſon, welther burch cine ſolche Marſchroute Mitktait-Zubren 
— n zarrkannt Find, müß aber bie Verabreichung derſelben dem Anite, don welchem. 

"fe beſchafft worben ift, “jedesmal fofort beſcheinigen. ü 
— 2 | Die. Märfihronten gelten für die ‚Pin= und „Surätfeeife und Seren, hin⸗ 
mi der Fuhren, keines andern Bias. T '- 

A, Die Commandanten können eine Fuhr⸗Requiſitlon nicht anders ausſtellen, 
als gegen. eine ſchriftlich An. fie gerichtete Requiſttion des anweſenden Truppen⸗-Chefs, 
In: welcher, außer ben $: 2. Lit. a. h.e. und d. Bergejpenesnden. Angaben, aud 
das Die aſt⸗Geſchtift bes: Commatidieten bezeichnet ſein muß. 

5. Nur etatmäßig bewilligte Führen TFenneh' bei-bem benannte requiriret 
werben, und ‚gilt hiebei die den Militair⸗ Behörden ‚erihrilte allerhijchſte Vorſchrift als 
En orm. 

Am Sthluſſe jedes Etat-Jahres, und zwut unterni "Iftehh Julii, fenben die 
— daB. Bergeichniß ſäwmtlicher im Läufe “der! letzten pe! Sonate von 
ihnen ausgeſtellten Fuhr⸗Requifitiouen, mit nhmenttiäger Anftihrung ber trausporkirten 
Prrfonen und Effecten, der :Horge riebenen Heiferoute- und der: Vferde zahl, an das 
Großherzogl. Milttair⸗Collegium ein, und ſchließen dieſe ! Berzeigniſſe alle waͤhrenb 
der gedachten Zeit ber ihnen eingegangenen Requiſitlonen der Suppen. Chefs ‚origtt 
naliter als Beläge an. 

7. Die ftellenden und ablöſenden Aemtter fiberfenden : gleichfalls Dei a 
Collegio alljährlich bie unterm: Iften. Joliß abzuſchließende Berechnung über bie im 
Laufe der letzten 12 -Mongteimon- zihuen -geftellten. Militair⸗Fuhrer, mit namentlicher 
Anführung des Datums, Per-Requifitionen oder Marſchrouten, wie auch des unter- 
ſchriebenen Ausſtellers, und ſchließen —— ——— die Quiftungen BER Gommay- 
dirten con. 

8 Ale Suhren zum dlenſtlichen Transport von ndisiduehler — 
Militair-Perſonen werden zur Friedenszeit' und dh Großherzogl. Militair-Caſſe 
vergütet, alle Aubren zug Dienft ‚bei, marſchixenden Truppen, Detaſchements . pber 
Commando’s, wie auch: zauım Transport. vor Woͤßherzogl eng Cfrsien,„.alg Waffen, 
Munition oder andere ordnungsmäßig zu — Lieferung. Gegenfhände, hin» 
gegen ans den’ Fuhr⸗Caſſen der Aemter berichtigk. 

. 9.. Die Fuhren ſind nach Meilen zu berechnen; und: bie‘ jagt Taxe ber 
Cytrapoſt, mie: ges der Erpebitiönd-, ber — und. er dabei ‚nicht 
zn —— 


— er AN . sk, 
.. 


Tari — REF 
— om ‚für pie, a8 requirixenden MilitairxeFuhren. -... 
Es 2 in 1 Einlands zur Friedenszeit lo Maximum vequiffrt werben fönnen: 


ae ra ae BEN zu Commando-Raifan 


a) für einen n Gtaabs-Officier und feine Begleitung “ 1 Wagen mit \ Vjerden, 
wenn ſie Feine: Fourage⸗Gelber erhalten. | h 
b) für einen Capitain von ber Snfanterle = = — 4 Wagen mit 2 Dferben, 
c) für alle andere Officiere von der Safanterfe und 
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dieſen gleich graduirten Staabs⸗Officianten 1Wagen mit 2 Pferben, 
bei Berfegungen in eine andere Garniſon aber bie freie Poſt. 
Anmerkung Kommandirte Feldwebel, Unterofficiere, Spielleute und Soldaten, wie 
auch Arreftanten, wenn fie gefund find, erhalten Feine OR 


2. bei marſchirenden Truppen 


a) für ein Pieutenants- Commando = =» - = - 1 Bogen wit 2 Pferden 
Mb für ein — Commando oder eine Com⸗ 


pagnie = = = m > 5 = u. € 1 Wagen mit 4 Pferden 
e) für ein volles Bataillon - . = = 0. - = - 4 Wagen mit A Pferden 


3. zum Transport von Großherzoglichen Dienſt⸗-Effecten 


wenn ſie mit der Poſt nicht verſandt werden ie für 6 Centner und 

darunler = - = 0. 2 0" — ‚2 ,., 1. Wagen mit 2 Pferden 

für 7 bis 12 Geniner = - =. at): Wagen mit A Pferben 

Anmerkung. Großherzogl. Dienft- Effecten Aid Waffen, Munition und andere vrd⸗ 

nungemäßig zu verfendende Lieferunge-Gegenflänbe für Die Truppen. 

Für .Teinen Dfficir, ‚er fer, wer er wolle,. wenn er "Tournge- Gelber 

bezieht, wird. em Wagen. gut gethanz ausgenommen, wenn ber 

Dfficier nur auf zwei Pferde Sourage —— u zu der Reife 
iudividualiter commandirt wirb. 


1001. MHealfervice: Beitrag in Schwerin. 8, Fan! 1824. 


. Friederich Franz 2, Nachdem Uns über ‚ben Betrag. ber vorigjäßrigen 
Service,» Zahlungen im Unferer ‚biefigen Refidenz fo wie über bie ‚Erforberniffe der 
Service⸗Caſſe für biefelbe in bem laufenden Jahre, von der Brhörke, geziemend Vor⸗ 
trag gemacht worben,. haben Wir vorläufig, und mit Vorbehalt demnächſiiger näherer 
et ben Real⸗Service⸗Beitrag für- alle, mit eigenthümlichen Häuſern in Une 
1 Alte und Neuſtadt Hiefelbft angrfeffenen Ginmohner- e das Be Jahr 
dc monallich 
0.698 einem vollen Haufe zu 32 Pl. 

von einem Htel Haufe zu 24: ßl. 

rn vor.zinem Balden Daufe zu 16 SH. und. PR SE 

3 von einen muy, m —— u: 
ejefiht und befimmt: '° 

Wornach ꝛc. Gegeben g. Schwerin, ben Bten Sannar 1824. 


"Sriederid, Gran: . 


1002. —— — Strafen nach dem Militair- Gefegbus 
oder nach dem. bürger!. Criminalrecht. 25. Jun. 1824. 


Frieberich Franz ꝛc. Da bei verſchiedenen Gerichten Zweifel darüber ent⸗ 
ſtanden ſind: ob bei Militair⸗Perſonen ĩ in Criminalibus bie zuerkannt werbenden 
‚Strafen, nach dem Mein neh, ober nad, dem bürgerJirhen. Sriminatzechte beſtimmt 
werben müffen, wenn eine Civil-Behörde die Urthel verfaßt hat, jo exrflüren und ver⸗ 
ordnen Wir, mit Beibehaltung des Sphi 198 Unfers Militairgefehbuhes vom Jahre 
1810, biemit: 

daß ba, mwo.ber: Inculpat noch wirklich Solbat it, und das Verbrechen, 
- während er, Soldat war, "begangen ‚hat, nur. Das militairiſche Gericht bie 
Urthel publiciret und vollftredet, die Strafe allemal nach dem Militair- 
Geſetzbuche zu beſtimmen 'iſt, in allen ey Fällen aber 2a dem bürger- 
lichen Criminal⸗ Rechte. 
Wornach ein 3er ſich zu richten begeben ic. Sonenn den ' 2öflen Junii 
Ba 


Srieberig Eranı. 
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903. WBetichtöbarkeit bürgerlicher Gerichte Aber Bentlaubte. 
6. Apr. 1826. 

Srieberih Franz sc Wir finden, auf geziemende Vorſtellung Unſerer ge= 
ireuen Stände, nach reiflicher Erwägung der von denfelben angeführten Gründe, Uns 
in Gnaden bewogen, im Betreff ber Civil- und Criminal- Gerichtsbarkeit, denen bie 
etotmäßigen Beurlaubten son Unferm Militeite während Ihrer Urlaubszeit unterworfen 
find, die Vorſchriften bes Sphi 24. Num. 6, Unſers Mecrutirungs- rOlFRIENIG vom 
15. December 1820 Eraft dieſes dahin näher. zn. beſtimmen: 

a) daß bie in gedachtem Paragraph ben. bürgerliden Obrigkeiten übertragene 
Strafbefugnig über bie elatmäßigen Benrlaubten Unſers astiven Militairs von acht 
Tagen auf ‚vierzehn Tage bürgerliches Gefängniß erweitert fein foll; und - 

b) bag ſämmtliche Beurlaubte Referve- Soldaten: ganz unter die bürgerliche Ge⸗ 
richtsbarkeit zurüdtreten follen, mit alleiniger Ausnahme ber beiden Milttair-Berbreigen 
ber Defertion und Snfubordination; unter welchem letzteren Verbrechen jedoch 
nn bie Nichtbefolgung Des Befehls ber Geſtellung zur Fahne zu verftehen ift. 

Wornach Die refpectiven Behörden fih zu richten; und haben Wir folcerhalb 
diefe Unſre Declaration durch den Abdruck gemeinfündig zu machen befohlen. 

Datum a Kap Veſtung Schwerin, den bten April 1826, 


a ; Friederich Franz. 


1994. Convention mit Strelitz wegen Niederlaſſung ber Neſerve⸗ 
Soldaten. 25. Nop. 1826. 


| Friederich Franz ı, Da Wir mit bes Sroßperangs von Strelitz Röniglige 
zone darüber eine Vereinbarung getroffen baden: .. . 
| daß bie beiberfeitigen Referve - Soldaten ſich in dem einen ober bem andern 
Lande nad) eigener: Wahl etabliren können, bei fortbeſtehender Verpflichtung 
für den Fall des Krieges, und obae daß der Wohnort deu Reſerve⸗Soldaten 
alsdann die etwanige Sorge für -bie — ——— Bomilie : 908. fich abwei⸗ 
fen darß, 
fo machen Wir .folches hiemit allen betreffenden: Obrigkeiten und Dehbrden mit bem 
gnädigften Befehle Fund, fih in. vorkommenden. Bälen. nach dieſer rteinbarung ihres 
Theils aufs genaueſte zu achteny. 
Gegeben m. Schwerin, ben 25. November, 1826. 


Griederih Franz. 


1995. Bon Senden um Penſion oder deren Erböbung. 
© März 1829. 


en, 
für verabf&hiebete Unterofficiere unb Soldaten, 


Da nach den beſtehenden allerhöchſten, Vorſchriflen und Geſetzen über die 

Penſionirung vormaliger Militairperſonen 

weder: Verabſchiedete ohne Penſion hernach Unterfiügung aus der Großherzogl. 

Militair⸗Caſſe erhalten, noch Verabſchiedete mit ki a fpätere -Zufchüffe ans 

berfelben belommen können, 
ſo werden die zahlreichen Individuen dieſer, in das bürgerliche Leben: —— 
Claſſen, zur Vorbeugung zweckloſer Geſuche und vergeblicher Reifen, hiedurch mohl- 
meinend benachrichtigt, daß alle, bei dem unkerzeichneten Collegium auf Bewilligung 
folder Gelder antragende, Bittſchriften nur in dem alleinigen Falle angenommen und 
dienſtlich vertreten werden lönnen, 

wenn beizulegende obrigkeitliche Zeugniſſe unzweideutig erweiſen follten, dem 

bedürftigen Bittfteller fei, unter dem Vorwande feiner. Ne weger 

Medi. Geſetzſammlung. 11. 
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vormaliger · Wilktairbienfte, bie-gefelitihe "Huterfiällfung von Sriden ſeiner Gnm- 
müne verſagt und vorenthalten worden. 
N ben 10ten Mär; 1829, 


Großherzogl. Mecklenburgſches Militeir- Couegiam. 


1006. Abgabenfreiheit der verheiratbeten im activen Dienft ver⸗ 
Ä bleibenden Soldaten. 38 April 2831. 


Srieberih Sranz ıc. Da Wir zu verfügen Uns beivogen ‚gefunden haben, 
daß biejenigen .verheirasheten Militnirs, welche jeht zur Reſerve hätten übergehen 
Fonnen, aber wegen: Mobklnadarng Unfers Contingents noch im activen Ditnft ver⸗ 
bleiben, für fa lange, als fie artiv fortdienen müflen, son Abgaben befreiet fein fellen, 
jo wird ſolches allen Behörden: zu ihrer Nachricht und eb ana — ange⸗ 
Vögel und bifannt: gemant..:: - 

Gegeben de. Schwerin, ben 18ten April 1831. 

Ad Mandatum Serenissimi proprium. 


Großherzogl. Medlenburgſche zur Regierung verordnete 
Präſident, Geheime⸗ und Räthe. 


1097. Erhöhung des Neal⸗Services in Schwerin. 
4. Aug. 1831. 


Srieberih Franz ꝛc. Wir bringen bieburd zur Kenntniß der Einwohner 
hieſiger Reſidenz, daß Wir, bei dem ungewöhnlich großen, durch die Zeitumſtände 
herbeigeführten und durch die Vorlegung der Rechnungen erwieſenen, Bedürfniſſe ber 
hieſigen Service⸗Caſſe Uns genöthigt ſehen, ben Real-Service-Beitrag für alle mit 
zigenthümlichen Hänfern ih Unfrer Alt⸗, Neur. und Borſtadt hieſelbſt angeſeſſenen 
Einwohner kraft dieſes vom Monat Julins d. J. inelusive an, bis auf Weiteres, 
von einem vollen Haufe monatlich zu .. Einem Rthlr. 


’ \ 


—— von⸗ dreiviertel Haus monatlich zu..36igl. 
von einem halben Haufe monatlich zu... 24 ft. 
von einem viertek Daufe monatlich zu... i. - 12: Bl. 


jedoch mit Vorbehalt näherer Linmidation,- zu — | 
Wonach biefelben fih zu achten. Gegeben zc, eh, ben 4 Mugerft 1831. 


grieberich Franz. 


1098.  Hangelaffe der Kriegsräthe. . Mai 1832. 


Se. Königl. ‘Hoheit der Großherzog. Fri bie — aus ber’ bten in Die 
Tte Slaffe ber Rang-Ordnung allergnädigſt zu verfeßen gerubet. 


Schwerin, den Palin Mai 1832. 


1999. Schema der jährlichen Service: Rechnungen. 
©. Jun. 1834. 


Die Magifrate in. — Laud= und Seeſtädten werden hiedurch angewieſen, 
eine Ueberſicht des son Johannis v. J. bis dahin d. J. erhobenen und ausgegebe⸗ 
nen Services nach dem anliegenden Schema, in fo weit daſſelbe für die Ausgabe 
nad ‚dem Dort in biefem Zeitraum vorhanden geweſenen Militair anwendlich iſt, bin⸗ 
nen Sechs Wochen, künftig aber alliährlich eine gleiche Ran vor Ablauf von 
Sechs Wochen nah Johannis zur Regierung eingpreipen, 

Schwerin, des 1Oten Zunius: 1834, 


| Aus Großherzoglicher Landes⸗ — 
Circular⸗Verordnung 
an. efammte: Staͤdtmagit vate. j 
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‚bei Recrutirung .....0.%. ie — — 


An die Garniſon 1833 Ausgabe 1834 


nad) den — Mafenr Izumas. Auguft. Septbr. October. | Rovbr. JDecdr. ISanuar.|Feorwor.f Matz. | Apeir | Mat. | Sun. 
a 


———— —— 


Officidre nach Hangords 
EN und Namen. 





Oberſt 
Maior N.. — .. — —8 — Cams (rl) (ee — — | bunt m) | — ur) — — — names — — — — — 


um u — un | — un | ul — | u — | — 
Sell Wiens —— — | le en F — 
Zahl der Unterofficiere à N. PBI—VAINA—A——A—AIA——AA—I--A——-— =: 
Zahl ter Spielleute aM. - = eat —— 
Zahl der Gemeinin aM. - = | — 
An Garniſon⸗ ober Iuva⸗ 
ldinEommandes. 
Dffictere 8: 1. | J mE Be 
Zahl der Unterofficere amd BI — 1-1 — | —1 1 —1 — — — | -1 —|-1-1-1—- —1—'-1— 1-1 —1-1 — |— 
Zahl ber Gemeinn AM. - - I — ee ee | 
Einquartir —R | 
für Commandos. 
Gendarmerie. 
1 Brigadier..........I- — 41— 
3 Gendarmen a Mann "«P BI —-——-1-1—-1-1- 1-1 —1-1-—1-1 — 1-1 - 1-1 1-1 —- 1-1 — 

Spuftige Koftek. ' 
Heigung ber Milifair-Waden . . 
121) Er I RE FERR N SER RERREN 
Schreibmaterialien .. ... 
Hospitalkoſten......... Mn Ye Kaas Bess! Bass) Brand Dan eat) Bas 
Hebungs⸗, Berechnungs⸗Koſten und I_ 
er | | 


% 
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'Abſchluß. 
Einnahmee....... J6 2 
— d4 + . . 0 0 0 0 0 0 & - + s — — — 


4 — — — — — — — — — ⸗ 


= — Er —F — Vorrath 
oder Barfäuf . — 
Nachmeiſung ber: Verwenduug tes Vorraths oder der Deckung des Borfäuffee: 


2000. Pen Beſtimmung des Gerichtsſtandes der Invaliden. 
17. Jul. 1835. 
Frieterich Franz ꝛc. Zur genauen Beſtimmung bes Berihteftanbee Ber 
Invaliden Yerorbnen Wir biemitz 

1) daß dieſelben lin allen hürgerlichen Rechtsverhältniſſen den Stadigerichten 
ihre reſpectiven Garniſonsorte unbedingt auch dann unterworfen ſein jollen, 
werin ein Milftairgericht bafelbft vorhanden iſt. Was dagegen _ 

2) die Straffaipen anbelangt, fo fol die Suftruction derſelben bis zum Gr- 
kenntniſſe ebenfalls vor ben Stabigerichten gefchehen, von welchen jedoch bept- 
nächſt die Aecten_an ben «Chef der Garniſon- und Invaliden-Commandos ein⸗ 
zufenden find.! UWeberfehrpitet nun bie zu erfennente' Strafe bie Strafbefugniß 
des. Chefs Der: nur acbablan Commanbdos, fo find von Seiten bes Militair⸗ 
gerichts — die Arten mit gutachtlichem Berichte, worin bie etwa in 
Betracht kommenden dienſtlichen Momente fammt den militairrechtlichen Mil⸗ 
derungs⸗ und Schärfungsgründen gehörig hervorzuſtellen find, bei Unſerer 
Juſtig Canzlei. hieſelbſt einzuſenden, welche ſodann das Straferkenntniß zu er⸗ 
laſſen, deſſen Vollziehung aber von dem Invaliden-Chef, nah Beſchaffenheit 
der Umſtände, entweder Pur militairijge Strafimittel oder mitte Requifi- 
tion des competirenden Stadtgerichts zu bewirken hat. 

Nur an benjenigen Drten, wo ein Commanbant ober ein mit den Kunc- 
toren beffelben temporär beauftragter Officer vorfanben if, follen bie Un— 
terfuhung und rein militairifche Beftrafung folder Verbrechen, welche von 
Invaliden im "Oarnifondfenfte begangen werten, oder mit demſelben entſchieben 
connectiren, dir ausſchließlichen Competenz des Commandanten vorbehalten 
bleiben, und r von ben. in Darin nur auf. Requiſition bes letzteren 
zu perlahren. i 

Wir Befehlen den betreffenden Gerichten und Militair= Chefs, fih nach gegen⸗ 

wüärtiger Unjerer Verordnung fortan pünctlihft zu richten. An dem geſchieht Unſer 
guädigfter Wille und Meinung. 

Gegeben burch Unſere Regierumg. Schwerin, am 1Tten Julius 1835. 

Kriederi Franz. 


2001. Von den Meberfichten über die ſtädtiſchen Service: 
Zahlungen. 2. April 1838, 


Paul Friederich ıc Wegen ber von fänmtlihen Magiftraten In Unfern 
Städten zufolge ber Verordnung vom 10ten Junius 1834: einzurelhenben Ueber⸗ 
ſichten von ben Rädtifchen Service- Zahlungen für Unfer Militair beftimmen Wir. hiemit; 

1) daß dieſe Ueberſichten von jezt an nad — zunächſt vom Jahre 

1837 formirt, 
2) alljährlich vor Oſtern, für das Jahr 1837 "aber binnen ſechs Wochen, an 
Unſere Regierung eingeſandt, und 
3) nach dem nebenſtehenden Schema eingerichtet werben ſollen. 
Dage 
4) bedarf es Anfführung der Service-Einnahme nicht weiter. 
Beben, Schwerin, den 2ten April 1838, 
Ad Mandatum Serenissimi proprium. 
Großherzoglich Mecklenbargiſche zur Aging berorbnete 
Ä Präfident, Grheime⸗ unb Räthe. 
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ee Summe 
A usga b SEE I monatlich | jährlich jeder 
an Service im Jahre 1837, Abtheilung 


IEAF IK EM IR: 





A A - Bataillon: 
— —— Sber N. IN. ee ll dee 
re > — 1-1 -—.\-1 . 
m 


Zahl ber Unteroficiere a Mann. Pd — ß = 
Zahl der Spielleute à Mann — - — 21— 
Zahl der Gemeinen à Mann — —⸗ 


I’ | | 
d 


mwandos: 
Dfficiere. ꝛc. 
Zahl der hicueroffetere a Mann — $- BI -— 
Zahl ber Grmeinen a Mani, — — 1—- 


12. An Sarnifon- ober Invaliden: Com⸗ 


[| - 
E 
: 


13. RER für Commandos: 
beider Rerufirung 0 0000 dm 
beim Randlge . oo 00...) 


TA. Genbarmerie: V 
1 Brigdier . . ME EL En 
4 Gendarmen & "Dann , Pd — BI — 


5. Sonftige Koften: — 

Heizung ber — de er 
Licht — ee ee a 
* Sähreikmaterial .. ..1 
Hospitalkoſton . , a 
Hebüungd- und Berchningtfn R — 


1435141 


..r. 


Ze Total · Summe 


2002. Verbot direeter Befehle an zu verſorgende uoch nicht 
entlaffene Militairs. 24. April 1839. 


Da.nadh.-ben. beſtehenden dienſtlichen Vorſchriften kein Militair. directe Befehle 
von anderen Behörden annehmen arf, ſo beſtimmen Wir — daß bei Verſor— 
gung von Militair-Perſonen, nach treu geleifteten längeren Dienftjahren, im Civil, 
vor Erlaffung der nöthigen directen Befehle wegen einftweiliger Geſtellung, Kntritt 
bes Dienftes, Befoltung ze. ⁊c. Die vorgeſetzte vberſte Militair⸗Behörde von ber Ber- 
leidung und möglihft von Lem ‚Seilpunete ber nöthigen Gntlafung m Kenntniß ge⸗ 
ſezt werbe 

Schwerin den 24. April 1839. = ES 


Paul Friederich. 
An das Sammer: und Forſt;, Gollegium hierſelbſt. 


2003. Stiftung eines Militair⸗Dienſt-⸗Kreuzes. 30. Aprit 1841. 


Wir Paul Friederich ac. Thum hiemit Fund, dag Wir in ber Abſicht, Tün- 
gere Dienftleiftungen bei Unſerm Militair auch burg ein üußeres Abfeichen zu ehrem, 
die Stiftung eines Militair⸗Oienſtkrenzes beſchloſſen hoben, für beffen Einrichtung und 
Berleibung folgende Beſtimmungen zur Anwendung kommen follen: 
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— 1. Das Militain⸗-Dienſtirenz beflchel: ee 
a. für Officiere und Beamte biefes Ranges, aus einem goldenen Kreuze, auf 
befien Schild Unſer Namenszug' auf einer, und Die Zahl: der Dienftiahre, nad) 
‚den im $.3, näher gegebenen Beftiminungen, auf ber andern Seite befindlich; 
ib. für Militaire, vom Grade eines Feldwebels abwärts, hat das Srenpireng 
vier Bu, und zwar 
dt Claſſe — ein Kreuz von Kupfer, 
Zie Elaſſe — rin Ktreuz von Kupfer mit einem’ ſilbernen Saine, 
2te Claſſe — ein Kreuz von Silber, 
Affe Elaſſe — ein Mrenz von Silber mit einem goldenen Schilde. 
Auf einer Seite' des Schildes befindet ſich Unſer Ramenszug, auf 
ber andern find bie Dienftjahre, nach den im 8. 3. gegebenen Br 
fimmungen, bemerlt. 


76% Das Militair⸗Dienſtkreuz wird an einem carmoiſinrothſeidenen mit einer 
blan und gelben Einfaſſung verſehenen Bande auf der linken Bruſt — jedoch niemals 
das Band allein ohne das Kreuz — getragen. 

F. 3. Offieiere und Militair⸗Beamte dieſes Grabes erhalten nach 25jährigei 
activer Dienſtzeit das Militair⸗Dienſtkreuz, und ‚wird nach jeden weiteren 5 äctiven 
Dienftjadren die Zahl auf dem Schilde verändert. 

„Nilitairs, vom Feldwebel abwärts, bekommen ea 10jähriger activer Dienſt⸗ 
zeit Rei der Fohne Kr SIR 
22 dad Dienſtkreuz — Ater Claſſe, ° " 
"nad 15 Jahren — Z3ter Cläſſe, 

.. nach 20 Jahren — 2ter Claſſe, ee 5 

nah 25 Jabren — ae Elafle, 
und dann nach jeden meiteren 9 getiven Dienſtjahren bie veränderte Zap i in Reit 
Stile des Kreuzes. . 

$: 4. Außer den ſtreitenden Militairs haben durch” alle, ‚achloru Militairbeamte 
und bie Gendarmen Anſprüche auf das Militair-Dienſtkrez. 

F. 5. Nur Militairperſonen, welche noch im activen Vlenſte befiziblich And, 
fönnen das Dienftfreuz erhalten; nad ihrem Auotritte aus dem Dienſte hürfen ſle 
daſſelbe jedoch forttragen. | 

§. 6. Die in einer militairiſchen Unterrichts⸗ Anfialt, hof Lem' pirklichet Ein- 
trift in ben Militairbienft, zugebrachte ‚Zeit wird. nicht ale Djenſtzeit gerechnet. 

5. 7. Die Begehung eines, nad. den Grundſätzen dei Militair⸗ Geſetzbuches 
entehrenden Verbrechens zieht den Verluſt Des Dienſtkreuzes, ſowohl' "während ‚dee 
Dienſtes, ald auch nach dem Austritt, nad fi, und it Die Decoratign fodann’ : _ 
vor Vollziehung der Strafe — an das Militafr- Collegium einzufenden. | 

$. 8. Nach dem Tobe eines. Inhabers des Militair⸗Dienſtkreuzes wird daſſelbe 
an das Militair⸗ Collegium zurückgefandt. 

Zur Aueführung‘ dieſer Beſtimmungen ſind die erforderlichen Anordnungen bereits 
getroffen, und haben Wir das gegenwärtige Statut durch das officieſle Wochenblatt 
gemeinkündig zu machen befohlen. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 

Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 30ften April 1841. 


Paul Friederid, 
Statut 
über bie Strkung eines an: Dienſtkreuzes. 


2004 Stiſtung einer Kriegs: Draßssinge. 26. Arei 154. 
Bir dank Sriederiih. ıcı Thun hiemit kund, dag. Wir, nad tem Vorbilde 
anderer: brutfcher. Staaten; bie während: der. denknürdigen Jahre. 1808 bis. 1815 
dem Baterkande im Felde geleiſteten Kriegedienſte dutch ein äußeres Abzeichen gechrt 
ſehen wollen und zu ſolchem Zwecke cine Kriegs-Denkmünze geſtiftet haben, Wir 





laffen die in Bezug auf beren Einrichtung und Verleihung zur Aumenbung Tommenben 
Beflimmungen bier folgen: ' 
$. 1. Die Kriegs⸗Denkmünze beficht in einer runden Medaille von. Geſchütz- 
metall mit Unferm Namenszuge und ber Sahreszapl 1841. auf einer, unb ber In- 
fehrift: „Bür treuen Dienft im Kriege" auf ber andern Seite, — ‚Sehe Diebaille 
wird mit dem Namen bes Inhabers am Rande verfjehen. 
$. 2. Die Kriegs» Denfmünze wird an einem gelbfeibenen Bande mit rother 
unb blauer. Kinfaffung auf ber linken Bruft — jedoch niemals das Band ohne bie 
Medaille — getragen. la Seh — 
$. 3. Anſpruch bat, Jeder. an. bie Kriegs-Denkmünze, der in; Mecklenburg- 
Schwerinſchen Militair-Dienften. —. von-18®/ıa im Nheinbunds-Contingent, oder von 
181%/ı5 in ber ins Feld gerückt geweſenen Brigade‘ — einen Feldzug als flreitender 
ober nicht ftreitender Militair tadellos mitgemacht, und .fpäterhin nicht ſolche Hand- 
lungen begangen hat, melde nah ben Grundſätzen des Militair-Geſetzbuches ent- 
ehrend find. | 
F. 4. Die Anmeldungen zur Erlangung der Kriegs-⸗Denkmünze ‚gefdchen ſchrift⸗ 
lich bei der in Schwerin niedergeſetzten Commiſſion zur Prüfung der Anſprüche 
auf bie Medlenburg-Schwerinſche Kriegsbenfmünze, und zwar . 
a. für die noch im Dienft befindlihen Militairs, durch ihre vorgtſetzten Milttair- 
Behörden; — en 

b. alle übrigen Berechtigte haben ihre Anmeldungen einzeln. zu maden, unb 
müſſen den Anmeldungen ber in den Graben vom Felbwebel abwärts ge- 
dient habenden, die Abſchieds⸗-Documente, Führungs-Atteſte ihrer Obrig- 
keiten und fonftige Nachweifungen angefchloffen fein. _ n 

Eine Frit von 3 Monaten ift zur Anmeldung beſtimmt und gebt die be- 
treffende Correſpondenz poftfrei, u — 

Wer die eingereichten Documente und Atteſte brevi manu zurüd, ober wer 
feine Kriegs-Denfmünze zugefanbt erhält, Tann annehmen, daß fein Anſpruch nicht 
begründet befunden worben, und bedarf es dann Feiner weiteren Anfragen.  . 

$. 5. Nachdem bie Anfprüche genau geprüft, werden bie Verzeichniſſe Uns zur 
Beftätigung und zur Entſcheidung zweifelhafter Säle vorgelegt. 
| $. 6. Jeder Inhaber erhält mit der Kriegs» Denkmünze eine von Uns Aller- 
höchſt Selbſt vollgogene Urkunde eingehändiget. | | | 

$. 7. Die Erleidung einer, nad den Grundſätzen bes Militalr - Gefehbudes 
entehrenden Strafe zieht den Verluſt der Kriegs-Denkmünze nad fi, und ift — vor 
Vollziehung der Strafe — die Mebaille nebft Urkunde an das Militair - Collegium 
ie: | | 


4 


Nah dem Tode des Inhabers verbleibt Die Kriegs⸗Denkmünze nebft 
Urfunde den Erben. | | 
und haben das gegenwärtige Statut durch das officielle Wochenblatt zur öffentlichen 
Kenntnig zu bringen befohlen, damit biejenigen, welche auf bie Striegs - Denfmünze 
Anſprüche zu haben vermeinen, zur Erlangung berfelben in Gemäßheit ber Beſtim⸗ 
mung im $. A. verfahren mögen. 

Urfundlih unter Unferm Handzeichen und nfiegel 

Gegeben, durch Unfere Regierung, Schwerin am Z0ften April 1841. 

Paul Friederich. 

Statut | 
über die Stiftung einer Kriegs⸗Denkmünze. 27 
2005. Bon den Givilgerichten zn erfennende Strafen gegen im 

activen Militair ſtehende Beurlanbte. 9. Dec. 1841. 


Paul Sriederih x. Aus Beranlaflung vorgelommener unrihligen Anwen⸗ 
bung bes Sphi 33, ber Anlage BER. zum revibirten Recrutirunge⸗Geſetze vom 22fen 
Bebruar 1830 von ben Eivil- Gerichten. werben ſolche auf Die gefehliche Beſtimmung, 
nah welder, —— 
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auch wegen firafbarer Exceſſe ober Berbrechen, gegen bie im activen Militair- 
Dienfte ſtehenden Beurlaubten unter keinen Umſtänden eine andere körper⸗ 
liche Beſtrafung, als durch bürgerliches Gefängniß und zwar zum höchſten 
bis ‚gun vierzehntägigen Dauer verhängt werben darf, 
jur genauen Nachachtung und bei Vermeidung ernſtlicher Rüge im Fall bes. Entgegen- 
banbelns, hierdurch hingewieſen. 
Gegeben, — Unſere Regierung, Schwerin am 9ten December 1841, 


Paul Friederich. 


2006. Statuten Der zu errichtenuden Wenitair⸗ Bildungban ſtate. — 
9. Mai 1842. 


Um denjenigen jungen Leuten, weldhe ſich dem Militair⸗Fache wibmen umb bem- 
naͤchſt zu Offieieren Beförbert werden wollen, Gelegenheit zu geben; ſich Für biefen 
Stand gehörig atisbilden und bie nöthigen Kenntniffe und Fähigkeiten erwerben zu 
Tönnen, haben Seine Königliche Hoheit der Großherzog die Errichfung einer Militair⸗ 
Bildungsanftalt hieſelbſt — beren Ihätigfeit mit dem 1. Julius d. J. beginnen und 
deren Einrichtung der nachfolgende Auszug aus den au im en dar⸗ 
thun wird, — allerhöchſt zu befehlen geruhet. 


Schwerin am Iten Mai 1842, 
Großherzogliches Seprimse Minifterlum. 


Statuten 
für 
bie Großherzogliche Militnir-Bilbungsanfalt.. 
$. 1. Die Zahl der Eabets wird auf 18 feitgefeht, Davon er 
6 Penſionairs für volle Penfion, 
6 Penfionairs für ermäßigte Penfton, 
6 Frei⸗Cadets. 
$. 2. Die volle Penfion beträgt jährlich: 
300 Rthlr. NZwbr,. 
die ermäßigte Venſion: | I ee 
200 Rthlr. NImbr,, 
Die Frei» Cadet. merden Auf Großherzogliche Keen in — Infitute gebiet. 

8. 4. Die Penſionen müſen in heltjahrigen Raten ——— und 
zwar am iften Julius und Iften Januar jedes Jahre, gegen Quittung, an bie Die 
rectign bed Inſtituts gezahlt werden; erfolgt Diefelbe nicht regelmäßig, fo muß der- 
Denfionair feinen Angehörigen zurüdfgegeben werden. Sämmtlihe Cadets, fomohl 
Penfionairs als Frei⸗Cadets, werben jedod in bem. Inflitute nad gleichen Grund» 
fägen behandelt und haben gleiche Anſprüche auf Beförderung. _ 

5 Die Bebingungen für die Nufnahme find folgende: Der Aufzunehmende 
muß bei feinem Eintritte in ‚die Anſtalt volle 15 Jahre alt und. confirmirt fein, ober 
doch in dem Eintritis « Jahre, alſo bis ultimo December, das 15te Jahr zurüd- 
gelegt haben; darf aber auch nicht über 17 Jahre alt fein, welches er durch einen 
Taufſchein zu beurkunden hat. 

$. 6. Derſelbe muß nicht allein völlig gefunb und frei. son organiſchen Fehlern 
fein, fondern überhaupt ein wohlgebilbetes, Fräftiges, feinem Alter völlig zniſprechen- 
des Aeußere haben. 

Es wird. daher vor ber Annahme bes. Bewerbers eine ärztliche Unterfuchung 
durch den Militairarzt des Inſtituts ftattfinden, aber auch ein ärztliches Atteſt von 
bem Hausarzte ber Eltern oder bes Bormunbes über ben frühern Gefunbpeitszuftand 
bes Anzuftellenden beizubringen fein. 

$. 7. Die Bewerber müſſen fich bei der dazu beftellten Commiſſion einer Prü- 
fung unterwerfen, wobei nachſtehende Forderungen an fie gemacht werben: 
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A. Deutfche Sprache. 
a. Eine deutliche; "geläufige Hand ſchrift aut beutfgen und lateiniſchen Lettern 
nach dem Dictiren; 
b. Abfaffung eines deutfchen Aufſatzes — eine‘ 2 enrriculom vitae — 
ohne bedeutende Fehler; — 
e. sage Kenntniffe ber deutſchen Grammatik. 
B. "Mathematik, "" 
Tertigfeit und Sicherheit in ten 4 en und ber . mit be⸗ 
nanntey: und unheanmuien. Aablem =... - » — 
€. Reihe 


Die allgemeinften und nothwendigſten Begriffe. der mathematiſchen Grograpbir. 
Allgemeine Kenntnig der Erdoberfläche nad ihrer Haupt-Eintheilung, ſowohl in Räds 
ficht ber. Länbermaffen, als auch ber Inſeln und Meere. — Kenntniß ber Länder 
Europa's in Bezug auf ihre gegenfeiligen. Begrenzungen, ihre größeren Städte, 
— und De , 

D.. Geſchichte. | 

Allgemeine Kenntniffe der Dauptperiober der Dim vnten an die Biv- 

graphie ca merfwürbigften Menſchen aller Zeiten. 
E. Franzöſiſche Sprache. 
Einige Geläufigkeit im Leſen, im Dechniren und Conjugiren. 


F. Zeichnen. 
Einige Bang im Greipanbzeiignien beliebiger u 
; ı (iu :. : a Sr — 


Ueberhaupt ade müffen in dem Aufnahme-Eramen riätigee Denf- — Feſſuuge · 
vermögen und allgemeine Geiſtes- und Berftantesträfte dargelegt werten; benn dieſe 
vorzüglich, aber nicht ein todtes Wiffen allein und auswendig gelerute Kenttniffe, find 
zum Militairftande unentbehrlich. 

Ss. 8. Es können endlich auch nur folde junge Leute in das 35 aufge⸗ 
nommen werben, welche überhaupt eine gute Erziehung genoſſen haben’ und ſowohl m 
fittlicher, als wiſſenſchaftlicher Hinſicht nicht vrrwahrloſt erſcheinen. Balls ih nad 
dem Eintritte in das Inſtitut bei einem oder’ Tem Andern Spuren einer weſentlich 
vernadhläffigten Erziehung ſichtlich Hervorftellen follten, fo muß derſelbe aus dem In⸗ 
flitnte eritlaffelt werben. Daſſelbe geſchieht auch bei denen, beren entſchiedene Un⸗ 
fähigkeit es ihnen unmöglich macht, dem Zone der Mititair-Bifdungsanfthlt in wiſſen- 
ſchaftlicher und practiſcher Hinſicht zu entfpreäsen, welches "steh beſonders bei den Era- 
men zum’ Uebergange in’ bie höheren’ Claſſen hervorſtellen wird. ° 

Eine ſolche Entlaffung fann' Indefien nur dur das Urtheil vun "menigftens 
zwei Drittheilen ber Lehrer anb mit Genehmigung Seiner Konigiichen Ooheit des 
— geſchehen. 

Ferner müſſen von ben Unzirftelenden nachgewieſen werben: : 
a. von’ den Frei Cadets "- ö 
bie Mittel zur: Anſchaffung der Officier -Egnipage, — 
b. von den Penſionairs 
die Mittel zur Anfchaffuirg ber Dffieler-Eqmipage und bie Diet jur eigenen Vellei 
dung und Erhaltung während ihrer Dienſtzeit in ber Brigade bis sum Avancement 
zum Officier. 

8. 10. . Shmmtlide Cadets müffen bei ihrem Eintritte in das Inſtitut verſchen 

fein mit: 
a 11, 49 Hemben, ; wi ae ne Yanz W = 
12 Zafgentügern, = "7 
| 12 Paar Strimpfen,“ " ar 
ar Paar Stiefel, © tr 
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und biefe ‚während ihres in ber Anftalt auch vollzählich ann, mit 
1 Reißzeuge, 
welches letztere fie aber, follten fie Feines beſitzen, — gegen den Etaishreis — in.bem 
Inſtitute empfangen können. 
$. 1 Die Frei-Cadets müſſen ſich verpflichten, 6 Jahre als Officiere im 
Corps zu dienen; nur der allerhöchſten Gnade kann es vorbehalten. fein, unter drin⸗ 
genden Verhältniſſen eine Ausnahme hievon zu gewähren. 
$. 12. Die Anmeldungen, und Geſuche um Aufnahme junger Leute, in dag 
Militair⸗Inſtitut gehen an das Brigade» Commando. Dieſen — | 
müffen angeſchloſſen fein: 5 
a. der Taufſchein des Anzuftellenden; 
b. ein Atteft des Hausarztes über ben frühern Geſundheitszuſiand; 
6. Die Zeugniſſe ber Lehrer über. ben. Fleiß und das ſittliche Betragen des 
Bewerbers; 
d. eine Berfehreibung ober VBerfiherung der Eltern ober Vormünder über die 
Mittel: zar ‚Dffieier-Equipage - und bei den. Penfionairo. auch über die Mittel 
zur eignen Bekleidung; und le währen: en me in. ber Brigade bis 
zum Dffieler - Neanemenk 
$. 15. Der Eintritt in bie Anſtalt deſchiehn — dem Ibien pm 28ften 
Junius. 
8. 16. Die Vorprüfung der Auzufellegben Kpbeia wird in ber Regel im Mo- 
nate März iebas Jahrs fottpaben. und den Bewerbern Die Zeit, zu wehher fie fi 
dazu in Schwerin, einfinden - mülee, 4 en vorher durch au Beigabe-Gommando 
angezrigt werden... --- 
Sf die Aufnahme in das Inſtitut lerhöcht genehmigt, — PO ber Gintretenbe 
das der Anlage angebogene Verpflichtungs⸗Atteſt der Direction einzureichen. 
17. u Mer, Lehrturſus im der Militair⸗ Bildyngsanftalt dauert drei Jahre — 
—53 der Cadet in der Anfalt verbleiten muß — und if in brai Glafien 
eingetheilt. 
$. 18. Der, uUnterrichtaCurfus jeder Claſſe iR auf. 1 Jahr feftgefeht, und zwar 
vom — Julius bis zum 30ſten Junius; in den Monaten N unb —— finden 
—— bie practiſchen Usbungen: ftatt. 
Dam Aſten bis 21fen Zuning find Ferien. ; 
$, 19. Dee Sabsk begiant ben Unterrichts» Eurfus in ber Bien Claſſe. 
$. 20. Das Aufrücken in die. höheren Claſſen geſchieht nad voraufgegangener 
m und bereiefener ‚gater Aufführung. 

Bei dem Eintritte in bie ſſte Claſſe erhalten bie Cadets die Unter⸗ 
oſich und werden ee — — hie ende, n ihnen 
Den lite euorunn: F 
a Tr ee 

& 33, Es muß ale Srunbfoß, feftgebalten —— ee Die Tadets und * 
lendetem dreijährigen Lehrcurſus bie Anſtalt verlaſſen. 
$. 24. Die Cadets ‚werben vor ihrem Eintritte in bie Ifte Claſſe zu den ver⸗ 
ſchiedenen Waffengattungen, ia möglichſter Berüchſichtigung ihrer Eigentpimligteiten 
unb = ir abeiheilt; jedoch darf hiebei bie Zahl von 
13 Inſanteriſten, 
3 Cavalleriſten und 
2. Artilleriſten 
unter den 18 Zeslingen ber Anſtalt in deu Regel, nicht überfchrjtten werben. 
$. 25. Der Unterricht ber Anftalt begreift folgende Gegenſtände: 
1) Vollſtändiger Curſus ber veuitipen Sprade; 
2) Militeir» Geſchäftsſtylz 
3) Alie, mitilere und. nene Geſchichte, mit beſonderor Rüccht auf bie nn 
und vaterländifhe Geſchichte; 
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4) Geographie; 
5) — = 
6) Mathematik: IE ee en 
a. Arithmetik; ara 
b. Geometrie; . = = | 
e. Stereomietrie; ' - u 2 
d. Trigonometrie; Me 
:  e. für die-Artilleriften die Theorie ber traten winlen 

7) Militairiſche Dienſt-Vorſchriften; 

8) Waffenlehre; 

9) Elementar⸗ und angewandte Taktik; 

10) Feldfottification; 
11) Topographiſches und Priest ia ins mit und ohne 
Inſtrumente; 
12) Franzöſiſche Sprache; Rn > se ee 
13) Militeir-Gymnafif, Exrercieren mit dem Gewehr und beim Weſchũt, Seiten 
ſchießen, Fechten, ‚Reiten, Voltigiren, Schwimmen, Tanzen: 
Für Diejenigen Cadets, welche Muſik auf eigene Koflen — wollen, 
ſoll Sorge getragen werden. 
14) Calligraphiſche Uebungen; | 
15) Artillerie für Diejenigen Cadets, welche nn für bie Artilere, und. 
-16) Pferde⸗Kenntniß für Diejenigen, welcheſich für bie Savelerie beſtimmt haben. 
Säimmtliche Wiſſenſchaften find fir bie verſchiedenen Elaſſen angemeſſen vertheilt. 

8. 26. Weunn die Cadet⸗Unteroffieiere Sen Lehr⸗Curſus der erſten Ciaſſe: bren⸗ 
det haben, ſo wird das Officier-Examen und zwar nach den darüber feſtgeſetzten 
Vorſchriften in Grundlage des een nen) son ber Srameatlongs Kommaien mit 
denfelben abgehalten. 

Sind tie Cadeis in diefem Eramen;: unter ken Rnttfindenben beiben Kathegorien 
ohne oder mit: Bedingungen, als beſtanden erkllirt, ſo erhalten ſie das Zrugniß ber 
Reife zum Officier, es wird ihnen das Seldwebel = Portepee verliehen und ſi ie werden 
den verſchiedenen "Truppentpeiln ber Brigake zur Dieufleiſtimg ainsereihet. 

$. 35, Siuntliäe Gabets, ſowohl Penſlonairs, aß: ‚Brei Gadeis, erhatien 
während fie in ber Militair-Bildungsanftalt ſich befinden völlig freie Bekleibung, Be⸗ 
waffnung und Verpflegung nad ben Vorſchriften und Etats des Inſtituto, nassen? 
2, bie efatmäßige Untformirung und- Bewaffnung; 

b. Ph freie Berpflegung, beſtehend in 2 Frühſtüchen, Mittag und Atmb- 

eſſen und 
- e. monatlich 1 Nthle. 24 gt. Taſchengeld, wofür: Die Särib- und Zeichnen⸗ 
Materialien gehalten werden müſſen. 

$. 36. Die nöthigſten Lehr- und Handbücher werben ben Cadets während 
des Aufenthalts in der Anſtalt zum Gebrauche übertoiefen, müſſen indeſſen beim Ab- 
gange aus der Anftalt zurüdgeliefert, ‚oder; wenn fie burch Bahrläffigfeit unbrauchbar 
geworden fein follten, erfegt werden: - Die übrigen zum Unterricht und zum Nach⸗ 
fubium etwa noch nöthigen Bücher müſſen ſich die Cadets ſelbſt —* es ſoll 
ihnen vor ihrem Eintritt darüber ein Verzeichniß gegeben werden, und wird die 
Schuldirection für die Anſchaffung ———— gegen Erſtattung eines ermäßigten Laden⸗ 
preifes, forgen. 

$. 37. Die Reinigung ber Kleider, Stiefeln ꝛe. geſchieht unentgeltlich durch Die 
Aufwärter der Anftalt; ebenfo wird Die- Reinigung ‚Sıltandyaltung J Wäre 
durch bie ——— der en deforgt; 25 

$. 39. Die, Geſundheitspfleg⸗ ber Enders iſt linem Militeirargte en. 
welcher bafür ‘von ber Anſtali honorirt wird, - Die ——— wird ‚unentgeltlich 
verabreicht, 
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$. 40. Erkrankt ein Eabat, ſo wird ‚berfelbe mach, Befchaffenpeit ber Krankheit 
und dem Ermeflen bes Arztes, entwebee in das. in ber Aufult: befindliche Kranken⸗ 
jimmer gebracht unb daſelbſt werpflegt, oder in das Militär Hospital — wo für 
er Aufnahme — Cadets angemehene ———— beſtehen — aufgenommen, 


8. 19: Der in ber Anſtali —— Auffihts- Dffeier,. ber. nicht "allein bie 
fpecielle Beauffichtigung ber Innern Dienft- und Lebeng⸗Ordnunug, ſondern er wird 
auch beſonders durch zeitgemäße. Regeln und Emmahnungre- anf: gehie, äußern Anftand, 
en Zast u Ehrgefühl des "Enbets. Halten — einwirken, ' 
TEN Fe Mer iR 
des — von DR Tadete bei ihrem Eintritte in bie Menttate Vildunge- 
anſtalt — dem Director einzurei chenden Berpfligfunge- -Atteftes. 


Nachdem mir N. N. (Bor- und Zunamen) gekürtig. aus N. N, (Geburtsort 
— Amt), Sohn bes. Luesfturbenen).N. N, (Name und Character) und deſſen (ver- 
ftorbenen) Ehegattin (Namen), geborne (Name), auf meine und meiner Eltern (Baters 
oder Mutter, Bormunbes) Bitte. die Aufnahme als ˖¶ Frei⸗Cadet) “Cadet. mit voller 
(ermäßigter) Peulion in. bie- Gro herzogliche Militair - Bildungsanflalt allerhöchſt 
gnädigſt bewilligt worden ift, fo erfläre ich hieburch, unter Mitwirlung meiner Eltern 
(Vaters, Mutter oder Vormundes), L" ih mich zu allem bemjenigen verpflichte, 
was bie Statuten bey. Ben Be und uamentlic bie 
$$, beflimmen, 

Ort, am) Ä 
“ Ss) | 5 N.N. 

2 (Bor- und. Zunawen.) 
.. Wir, bie Eltern (Vater, Mutter ober Bormunb), des vorgenannten Cabets, 
erHären biemit: bag bas von bemfelben abgegebene. Verſprechen mit, Unferm Vorwiſſen 
und Unferer Zuſtimmung gegeben worden iſi. 

Zugleich verpflichten wir uns auch zu allem bewienigen, was bie vorerwähnten 
Statuten ber ee bie.$$. ee vorſchreiben, 
| (Naitıen ber beiben Eltern, Vaters, 

Mutter ober Vormundes.) 


2007. meres Neglement der. Militeisbildungsanftalt. 
27 23. Januar 1849. : - - 


‘ 


: Da Seine abnigiiche Hoheit der Großherzog einer Umärbeitung bes am 9. Mai 
1882 publicirten Reglements für die Militair-Vildungs-Anfalt hieſelbſt bie Allerhöchſte 
Genehmigung ertheilt haben, ſo wird ein Auszug aus dieſem neuen Reglement im 
Nachſtehenden zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
— am 23. Januar 1845. 
Großherzogliches Geheimes Miniſterium. 


| Auszug. | 
: aus dem nen entworfenen Reglement ‚für bie Militair⸗Vildungs⸗Anſtalt. 
$. 1. Reſtimmung ber Miltlair-Bildungs-Anfall. 

Sm ber Militair - Bildungg-Anftalt ſollen bie für ben Dfficierftand beſtimmten 
jungen Leute theoretifh und practifch fo ausgebilbet werben, daß fle ale PN 
Fahnriche in die Truppentheile der Brigade eintreten können. u 

3 Zahl ber Gabrits, 

Die Zahl der Eabells, welche in ber. Anſtalt ſein dürfen, iſt auf höchſtens 
18 feſtgeſtellt. In Zeiten jcboch, wo ein verminderter Abgang von Officieren in ber 
Brigade eine Anhänfung von Officieren aus Folge Haben. müßte, für melde, Feine 
etatmäßige Stellen vorhanden find, Tann eine verhältnigmäßige Befhränfung ber 
Zahl ber Zöglinge erfolgen. w 
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SA Bonds ber Anfall u ee. 

Die Zonbe zur Unterhaltung: ber Auftakt: werden — ee 

1) aus den Penfionen,' welche für Me Cadetie gu en —* 

2) aus ten Zuſchüſfen aus der Miitair⸗Caſſe. 

Die Penfion beträgt jährlich: u . 

bei voller Zhang. 0 7 300 Rthir. RgZwor. 

bei ermäßigter Zahlung‘. Te u Ei | BE Eee 

‘für Brennen werben —— erlegt En 20 — — 
Evergl. 8 23) - J 

Die ermäßigte Penſion, fo wie eine ‚Srehgelle ta nur ausnapmeneie bewiligt 
und verliehen werben: - . ER 

S. 14. Eintheilumg | bes LehrCurfua. 

Der ganze Lehr· Curſus iſt auf 3 Sabre feſtheſtelit, zerfällt in 3 ‚Stoffen und 
jete Claſſe wieberum In 2 Semefter. 

Zu Dftern, "während ber ‚ Hunbstage und’ Beihnedhten Anden affgemeine 
Beurladubungen Statt. ° 
': Der Cabrit beginnt ben Unterrichts-Curſug in ber 3. Elaſſe und bleibt‘ in jeber 
Claffe ein Jahr. Das Aufrüden in bie: höheren. Elaſſen geſchieht nad voraufpegan- 
gener gut beitanbener Prüfang und Bewiefener tabeloſer Führung. Wenn ein Cadett 
ih durch beſonders guke Fortfchritte und Führung auszeichnet, fo kann er ſchon nach 
Verlauf eines balben Jahres in eine Höhere Claſſe verfetzt werben. 

Beim Eintritt in die 2. Claſſe erhalten die Cadetts das Gefreiten⸗ beim Eintritt 
in bie 1. Claſſe das Unterofficier-Abzeichen. 

Grundfag bltibt, Daß die Cadetts nah‘ vollendetem Zjährigen Lehr-Curfus bie 
Anſtalt verlafſen müſſen. Gergl. $. 23.) 

Eadetts, welche Mangel an Heiß und guler Auffährung zeigen und geiſtig und 
körperlich untüchtig befünden werden, haben Ju” jeder Zeit bie Entlaſſung zu ‚gewärtigen 
(vergl. $. 22.), Insbeſondere fol aber das erfte Jabr ihres Aufenihaltes im Inſti⸗ 
tute als Probejahr aingeſehen und, ünch deſſen Verlauf, wo es nbthig wegen ber 
Entlaſſung Vortrag demacht werben. "' — 

$..15.. Ueberſicht der ünterrichts— ⸗Gegenſtände. 

Der Unterrie t in der Anſtalt umfaßt hauptſächlich folgende Gegenſtände: 

1) Deutſche prache. — Oxrammatikaliſcher Unterricht in Verbindung mit 
Declinallsns⸗und Fitteepritatlönselfehihigen ; an hierdurch däs Veiſtändniß des 
Geleſenen zu fördern; ſpäter Meboritz zaletzt Geſchichte der deutſchen National- 
Literatur, Uebungen im Militair-Geſchäftaſtyſ. In allen 3 Claſſen hat der 
Unterricht im Deutſchen vorherrſchend practtiſche Richtung und ſtreht, durch unnuss 
geſetzte Uchung im Abfaſſen ſchriftlicher Apfjäge und im freien Vortrage Ge— 
wandheit im Gebrauch ber Mutterſprache beranzubilben und Die geiſtige Selbſt⸗ 
thätigkeit zu fördern. 

2) Franzöſiſche Sprache. — Unberricht ‚bi zum ferfigen und richtigen Leſen 
und Schreiben, Berftehen und Ueberfehen, eines franzöfiihen Schriftitellers in's 
Deutjhe und umgefehrt, ohne Hülfe des Wörterbuchs, bis zur Fädhigkeit, 
tinen leichten kurzen Aufſatz in jener Spracht, ohne arese Verſtöße gegen bie 
Grammatif, fertigen nad endlich ſprechen zu fünnen, „.- 

‚2 Engliſche Sprade. — Fertiges und richtiges Leſen und Schreiben, Verſtehen 

und Ueberſetzen eines ne Schriftſtellers in's Deutſche und umgekehrt, ohne 

Sülfe des Wörkerbuches. 

4) Lateiniſche Spraͤche. — "Hier erſtrecken ſich die Uebungen eigentlich nur ſo 
weit, als erforderlich iſt, um einen nicht zu ER ln sinne und an« 

 gemelf en in's Deutſche zu uiberſeden. 

5) Weſchichte:! —— 

a. allgemelne Kirk und Sthafen- ‚Seth a az 

=B Gatzrländifge Sefhihte, 0 Be 

e. Kriegsgeſchichte. Ray 











6) 


I» 
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Geographie: 

a.. bie Elemente ber. mathematiſchen und phyſiſchen Geographie, bie — 
Geographie und bie ſpeciellere ber: eunoptiiſchen und 59 ber deutſchen 
Staaten mehrſtatiſtiſch ne a 


: b. Militair⸗Geographie. 
7) Mathematik: . 


8, 
) 


10) 
11) 


12) 
13) 


14 


mt 


15) 


a. Allg — 

b. Geometrie, Fu u — 

e. Stereometrie, | ee 
d. Trigonometrie, ö ——— 
e. Theorie der krummen Linien. 


Hienſtkenniniſſe, nach den beſtehenden Borfgriften un Reglemente. 
Waffenlehre. — Allgemeine Kenntniſſe von. allen Feuer- und. Handwaffen, 
deren Gebrauch und Wirkung, mit beſondrer —— auf das. kleine Feuer⸗Gewehr. 
Elementar=- und angewanbte Taktik. — Baupſochlich die Lehre von der 
Bewegung und dem Gebraude der Truppen, "wobei eine möglichſt Hare Vor- 
ftellung von dem Zuſammenwirken aller. Waffengattungen . im Felde zu geben. iſt. 
Kortification. — Allgemeiner Umriß der permanenten Fortiſtcation, ſpecieller 
die Feldfortification, die Brücken- und IE u. Mit der Taktik und For⸗ 
tificatiga wird aeedunpenn? bie | 

Terrainlehre, 

Beinen. — Unterricht im Situationd- un Sinear-Beichnen. und im Yafiragen 
von Fortificationg-Niffen. Aufnehmen mit-und ohne Juſtrumente. 
Calligraphie. — Deutlige, gut in's ainge fallende und möslichß für alle 
Cadetts gleiche Handſchrift. 

Artilleriewiſſenſchaft. — Anfertigung, Prüfung und Thegrie Be. Shieß- 
pulvers; Conftruction und. Anfertigung ber Geſchütze und der Dazu erforberlichen 
Munition; Prüfung und Uebernahme des Materiald zur Munition; Laſten- 
bewegung und Mafchine hiezu; Lehre. vom practiſchen Schießen und Werfen; 


‚bie Ausrüſtung der A beren Gera bei Belagerungen und im freiry 


16). 
17) 


Als 
1) 


. Selbe. 


Hferbe-Renntniß. 

Militair-Oymnaftif. — Fecten, — Bajoneitiren, — mit bei 
Gewehr und Geſchütz, Scheibenfchießen, Reiten, Zangen sc. Für Diejenigen 
Cadetts, die Mufit auf -eigene Koften fernen wollen, werben geeignete Einrichtungen 
getroffen werben. (Bergl. $: 26.) . 


-$. 16. Aufnahme der Cadetts in die Aufalt. 


Die Aufnahme neu - eintretenter Cadetts findet jährlich zu Johannis Statt. 
Brundfeg ſteht fe, Da uie 2 Brüber gleichzeitig: Eleven ber Anſtalt fein bärfen: 
Die Bedingungen find folgende: | 

Der Aufzunehmenbe muß, vor bem 1. Juli dee Einteittajahres, fein’ 15. Lebens» 
jahr vollendet, darf aber das 17, zu jenem Zeitpunfte nicht überſchritten baten, 


. md. muß tonfiemirt fein. 


2) 


Deſſen Törperliche Züchtigfeit für — füftigen Beruf, inobeſondere ſcharfes Geſicht 
und Gehör, muß durch ärztliches Zeugniß beſcheiniget werden, derſelbe aber 
überhaupt ein wohlgebildetrs kräftiges, feinem Alter völlg entſprechendes Aeußere 
haben. 


Auch iſt ein Impfungsoſchein einzureichen, fo wie anzuzeigen, ob ber Aopirant 


die gewoͤhnlichen Santlranfheiten, als Maſern, Sqharlachfrieſeln ꝛt und ſonſt 


3) 


bedeutende Krankheiten gehabt habe. 
Meber fein ſittliches Wohlverhalten hak ber aufzunehmende Zeugniſſe, wißhe 


wenigſtens einen Zeitraum son 2 Jahren umfaſſen, von feinen bisherigen 
Lehrern beizubringen. 


688 Militairſachen. 


4) Es muß 
8% für einen Penfiongir nachgewieſen merken, daß denſelbe, mean en aus ber 
N . Anftalt entlaflen und bei einem Truppentheile angsfteßt. wird, dort jo lange 
anftändig unterhalten werden Tann, bie;er zum, Officer ‚onaneirt; und 
b. für Penfionair und Srei-Cabett, daß bie Mittel zur Auſchaffung ber Dffitiers- 
Equipage audreihend und ficher vorhanden find. 
5) Endlich hat der Aufzunehmende vor einer dazu beſtellten Conmiſſion beſtimmte 
und im 6. 19. näher angegebene Vorkenntniſſe genügend zu —— 


$. 17. Geſuche um Aufnahme. 

Eltern ober Vormünder, melde wünſchen, daß ihre Kiuder und Mündel in bie 
Militair - Bildungs - Anftalt aufgenommen werden, haben ihre desfalſigen Geſuche 
„an das Commando der Großherzoglichen Brigade zu Schwerin“ zu 
richten. - 'Diefe Geſuche müffen in den Monaten November und December desfenigen 
Jahres eingeſandt werden, welches dem, in welchem die Aufnahme gewünſcht wird, 
voraufgeht, und in Gemäßpeit bes 8. 16. folgende Anfchliffe haben: 

a. den Tauffheinz; 

b. den Impfungséſchein und Die Anzeige in Betreff der Daut- und anderen 
Krankheiten, fo tie ein ärztliches Zeugniß über ben körperlichen Zuſtand bes 
Aufzunehmenden überhaupt; 

e. bie Zeugniſſe über fittliches Wohlverhalten während der Iehten 2 Jahre; 

d. die Erklärung ber Eltern oder Vormünder in Betreff ber Hoften, und ' 

e, für Srei-Gadetts eine, nur im Fall der Yufnapme güttige Verpflichtung auf 

Gjährige Ofſtcier⸗Dienſtzeit im ber Brigade. 

Wird für den Aufzunehmenden der bereinftige Eintritt in bie Envallerie und 
Artillerie vorzugsmweife gemwünfcht, fo ift Dies anzuführen, 

Glauben bie Nachſuchenden befondere Gründe für bie Gewährung ermäßigter 
Penfionen ober einer öreiftelle geltend machen zu können, fo Rind dieſe auseinander 
zu ſetzen. 

AR: nad dem 1. Januar wird auf die eingegangenen Geſuche durch 
das Brigabe-Commanbo eine Entſcheidung erfolgen. Gewährt dieſes vorläufig bie 
Zulaſſung, ſo wird zugleich ein Tag beſtimmt, an welchem ſich die Aſpiranten bei 
dem „Brigade-Commando zu Schwerin“ zu melden haben, um eine Ärztliche 
— und eine ‚Prüfung in ihren Vorkenntiniſſen zu beſtehen. 


$, 18. Aerztliche Unterſuchung. 

Die ärztliche Unterfuchung geſchieht dur ben Arzt der Anftalt und in ©egen- 
wart des Aufſichts⸗Officiers. Sie muß ſtrenge fein, ba die Erfüllung ber militairifchen 
Pflichten fehr weſentlich mit auf Förperlicher Befähigung beruhet. Das bereits bei 
dem Geſuch am Aufnahme .eingefandte ärztliche Zeugniß wird dem Arzt der Anſtalt 
wicht mitgetheilt. Erheben ſich Zweifel .über die körperliche Dienſttauglichkeit Des 
Aufzunehmenden, ſo iſt dieſes ſofort an das Brigade⸗Commando zu berichten, welches 
Dann eine Superrevifion und ein definitives kai durch den Brigabe- Arzt ver- 
anlaffen. wird, 

Ireten ſolche Bedenken nicht ein, ſo wu zur ind Prüfung: gefchritten. 


.19. Prüfaung vor der Aufnahme. 

Die Prüfung * in Gegenwart, bes Directors, bes ſtellvertreleuden und 
bes Auffihts-Dfficiers Statt, und geſchieht durch die Lehrer der betreffenden Fächer 
ſchriftlich und mündlich. 

Sie muß dae Vorhandenſein natürlicher Anlagen und den Beſis folgender Vor⸗ 
kenntniſſe entſchieden darthun. 
1) Deutſche Sprache. Kemtnig ber Grammatik und „bie Brfählgung, über ein 
leichteres Ihema einen Auffak in einem etwas geläufgen en und fiel von 
bedeutenden Fehlern zu entwerfen, ’ | 
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2) Franzöſiſche Sprade. Geläufig leſen, becliniren, conjugiren regelmäßiger 
und unregelmäßiger Zeitwörter, einen Borrath von Wörtern, um aus bem Fran- 
zöfifchen in's Deutsche und auch leichte Sätze umgekehrt überſetzen zu können. 

3) Lateiniſche Sprache. Ueberſetzen eines leichten lateiniſchen Hiſtorikers und 
dazu ausreichende Bekanntſchaft mit der Formlehre und den Regeln der Syntax. 

4) Geſchichte. Kenntniß des ——— aus der griechiſchen, römiſchen und 
deutſchen Geſchichte. 

5) Geographie. Keminiß ber phyſiſchen und politiſchen Eintheilung der Erd⸗ 
oberfläche, ſpecieller der Oro⸗, Hydro⸗ und Topographie von Europa. 

6) Mathematil. _ 

a. Arithmetik, und zwar bie Zahlenlehre, die vier Rechnungs - Operationen 

mit ganzen und gebrodyenen Zahlen. Lehre vom Verhältnig und der Proportion. 

b. Geometrie. Örunbbegriffe berfelben und bie Lehre vom Dreicd. 

7) Angemeffene Fertigkeit im Schönſchreiben. 

8) Einige Uebungen im freien Handzeichnen. 

Es muß als höchſt wünſchens werth "hervorgehoben werden, bvaß der Aufzunehmende 
bis zum Uebertritt in die Militair-Bildungs-Anſtalt ein Gymnaſium des Inlandes 
beſucht habe, und ſoll für ben Fall, daß für ibn ein Schul-Zeugnig dahin beigebracht 
wird, er babe 1 Jahr lang als Schüler der 3. Claſſe eines ſolchen Gymnaflums den 
Anforderungen biefer Lehrſtufe genüget, Teine weitere Vorprüfung mit ihm ftattfinden. 
Ueber das Ergebniß ber Prüfung wirb an dag Brigade-Eommando berichtet. 


» 6 20, Entfheibung über die Aufnahme. 

Die befinitive allerhöchſte Entfcheidung über bie Aufnahme gelangt. — das 
Brigade-Commando wiederum an bie Angehörigen ber Aufzunehmenden, und an ben 
Director der Militair-Bildungs-Anftalt. 

Zehterer benachrichtigt dann erftere von den näheren Beflimmungen, melde bie 
Aufnahme betreffen. Den ‚Angehörigen ber Nichtaufzunehmenden giebt ebenfalls das 
Brigade-Sommando weitere -Nachricht, mit Anführung des Grundes, warum bie 

Aufnahme nicht gefchehen könne. 


$. 21. Fernere Berhältniffe in der Anſtalt. 


Die den Cadetts durch bie Militair-Bildungs⸗-Anſtalt gegebene Gelegenheit, ſich 
für den Officierſtand auszubilden, giebt noch kein unbedingtes Recht auf Anſtellung 
in der Brigade. Dieſe wird demnächſt nur dann erſt erfolgen, wenn die Cadetts ſich 
durch ein völlig untadelhaftes Betragen, durch Fleiß und genügende geiſtige und 
körperliche Befähigung derſelben würdig machen. 


$. 22. Entlaſſung aus ber Anfalt. 

Die Entlaffung aus ber Anfalt Tann entweder auf Anſuchen ber Eltern oder 
Vormünder eines Cadetts, ober dadurch geſchehen, bag derſeibe ſich für feinen bem-= 
nächſtigen Beruf geiftig oder Fürperli unfähig ober nicht würdig zeigt. Für beibe 
Säle wirb die allerhöchſte Entſcheidung auf bienftlihem Wege einzuholen fein. 


5.23. Regelmäßiger Austritt aus der Anftalt und Eintritt in bie Brigabe. 
Nah einjährigem Lehr-Curſus in der 1. Claſſe wirb von ben Eabetts vor 
einer dazu. beftellten Eraminations-Commifjion das Dfficier-Eramen zu maden fein. 
Diefes Tann ohne und mit Bedingungen gemacht werben. Ueber bie Refultate ber 
Prüfung hat die Eraminations-Commiffton — beren Präfes ber Director der Anftalt 
it — Bericht an das Brigabe-Commando zu erflatten, welches dann wieder bie 
allerhöchfte Entſcheidung einholt und weiter giebt. Die im Eramen beftandenen Cadetts 
erhalten das Zeugniß ber Reife zum Officier und werden ben verfchiebenen Truppen- 
theilen der Brigade als Portepee-Fähnriche zur Dienflleiftung zugetheilt. Hiebei ift 
zu beachten, daß alle 3 Waffen gleichmäßig zu berüdfichtigen, unb von 18 Cadetts 
13 der Infanterie, 3 ber Cavallerie und 2 ber Artillerie möglichſt Brasil find, 


Medi. Geſetzſammlung I. 
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Die im Eramen nicht beftandenen Cadetts werben zwar — aus ber Anſtalt 
entlaffen, es foll ihnen aber geftattet fein, ben Lehr⸗Curſus der 1. Claſſe als Ueber⸗ 
zählige noch einmal wieder durchzumachen. 

Während diefes Zeitraums haben fie, gleichviel ob Penſionairs oder Frei⸗Cadetts, 
für ihr Quartier und ihre Bekleidung ſelbſt zu ſorgen. Für den ihnen werdenden 
Unterricht und für Beköſtigung in der Anſtalt zahlen ſie eine jährliche Penſion von 
150 Rthlrn. NZwbr. und bleiben unter Aufſicht und Leitung ber Direction. 

Nach beendetem abermaligen Eurfus in der 1. Elaffe müflen fie ein unbedingtes 
Eramen mahen oder gänzlich entlaſſen werden. Die mit ihnen examinirten Cadetts 
der Anſtalt, die ebenfalls ein unbedingtes Examen machen und in jeder Beziehung 
gleich tüchtig befunden werben, geben ihnen in der Anciennetät vor. 

Wenn der Cadett ver 1. Claſſe durch längeres Krankſein verhindert worden ift, 
in feiner Ausbildung genügend fortzufchreiten, jo Tann ihm ausnahmsweiſe verftattet 
werden, noch Ya Jahr in der Anftalt zu bleiben, um fi zu ber alsdann nachzu⸗ 
bolenden Schlußprüfung gebörig vorbereiten zu Fünnen. Cs ift für ihn in biefem 
Falle aber, als für einen Ueberzähligen, eine balbjährige Penfion von 100 Rihirn. 
NZwor. zu entrihten, felbft wenn er auch bis dahin eine Freiftelle gehabt haben 
follte, Die Dienftleiftung der Cadetts bei den Truppen wirb auf mindeftens 6 Monate 
feſtgeſezt. Während diefer Zeit müflen die Penflonairs für ihre Bekleidung, Berpfle- 
gung und Quartierung felbft forgen. Die Frei⸗Cadetts erhalten außer Bekleidung und 
Quartier auch Brod und Gage. Nach Beendigung dieſer ſechsmanatlichen Dienſtzeit 
werben fie in gleicher Weiſe, wie bisher üblich, zu Officieren in Vorſchlag gebracht. 

Die Anciennetät der Cadetts wird nach den Nummern ber im Officier⸗Examen 
erhaltenen Zeugniſſe der Reife beſtimmt. 


$. 25. Einzahlung ber Penfionen. 

Die Penſion, melde für einen Cadett entrichtet werben muß, ift in halbjährigen 
Raten praenumerando, und zwar am 1. Juli und 1. Januar jeden Jahres 
portofrei und gegen Quittung „dn die Direction der Großherzogliden 
Militair-Bildungs-Anftalt zu Schwerin“ einzufhiden. Nicht: regelmäßige 
Einzahlung der Penfion 'hat Die Entlaffung des betreffenden Cadetts zur Folge. 

Für den befonderen Sal, Laß ein Kadett innerhalb des erften Quartals eines 
halben Jahres mit Tode abgehen oder wegen fonftiger unverfchuldeter Urfade 
die Anftalt verlaffen follte, wird ein Quartale» Betrag der Penfien zurüdgezahlt. 
Für jeden andern vorlommenden Fall des Ausſcheidens aus ber Anftalt findet Feine 
Zurüderftattung der entrichteten Penfion Statt. 


$. 26. Keiftungen für die Cadetts aus den Fonds der Anſtalt. 
Sür die bezahlte Penfion oder in Folge erhaltener Freiſtelle wird den Cadetts 
aus den Fonds der Anſtalt gewährt: 
Wohnung mit „Mobiliar, Heizung und Erleudtung, Aufmartung. 
Berpflegung. Freie Mebicin und fonftige Krankenpflege, wobei noch bemerft wird, 
Daß Leichtkranke in einem befonderen Kranfenzimmer der Anftalt verbleiben, 
Scmerfranfe aber in's Garnifon- Hospital, woſelbſt angemeffene Einrihtungen 
-biefür beſtehen, geſchaft werben. 
Kleidung, inclusive Armatur, Leberzeug, Munition ꝛc. 
Reinigung ter Wäſche. 
Unterridt in ben vorſchriftsmäßigen Unterrichtsfächern 
Stleinmontirungsgeld zum Betrage von 1 Rthlr. 16 GI. monatlid, und 
Taſchengeld zum Betrage von 12 Ahle. NZwbr. monatlich, für welches letztere Die 
Gabetts fih jedoch Schreib- und Zeichenmaterinl, Seife, Zahnpulver und 
ähnliche Heine nothwendige Artikel anfhaffen müſſen; aud das Haarſchneiden, 
Porto zc. zu bezahlen haben. 
Jeder Cadett ohne Ausnahme hat bei feiner Aufnahme in gutem Zuſtande 
mitzubringen: 
12 leinene Hemden, 
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12 leinene Schnupftücer, 
12 Paar Strümpfe oder Soden, 
2 Paar feinere ſchwarze Strümpfe zum Sang-Unterriit 
6 Paar Unterbofen für den Fall, daß ber Aufzunehmende folde: zu ne 
"gewohnt ift, 

3 Paar mweißleinene Sommerhofen, 

1 Paar Babehofen, 

1 Paar mit Leder beſetzte Reithoſen Gebod nur erſt beim Eintritt in bie 

1. Claſſe), 

3 Paar lederne Handſchuhe, 

3 Paar Stiefeln, 

1 Paar Tanzſchuhe, 

1 Paar Dausichuhe, 

3 ſchwarze Militair-Halsbinden. en 

Sämmtlihe Stüde find mit ben Anfangsbuchftaben bed Bor- und Zunamens 

des Cadetts und ber laufenden Nummer gehörig zu bezeichnen. 

\ Abgänge von Hemden, Schnupftüchern, Strümpfen, Unter⸗, Sommer: und 
Badehoſen ſind ſofort wieder aus eigenen Mitteln zu ergänzen. Zur Wieberanſchaffung 
vertragener Stiefeln, Schuhe, Handſchuhe und Halsbinden und zur Reparatur dieſer 
Stücke wird das Kleinmontirungsgeld der Cadetts verwandt. Wo es nicht reichen 
ſollte, iſt der Mehrertrag ebenfalls aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. 

Ferner hat der Cadett ſelbſt anzuſchaffen und zu erhalten: 

einen Turn⸗Anzug, 

ein Reißzeug, 

ein Croquirbrett, 

die nöthigen Schule und Handbücher. 

Mufif-Unterriht wird nidt auf Koften der Anftalt ertheilt. (Vgl. S. 15.) 
Theils um größere Gleihmäßigfeit zu erzielen, theils aber auch aus Deconomie, 
können ſolche der verzeichneten Sachen, die der eintretende Cadett nit ſchon bat, und 
bie als braudbar und gut befunden find, durch Die Direction ber Anftalt angefchafft 
und bie Berechnung darüber —2 den Angehörigen der Cadetts zur Zahlung 
übergeben werden 


2008. Bon den — 100 Penſionsſtellen für ehemalige 
freiwillige Jäger. 24. Jul. 1845. 

Nach nunmehr erfolgter Allergnädigſter Genehmigung Sr. Königl. Hoheit des 
Allerdurchlauchtigſten Großherzogs von Medienburg-Schwerin werden bie nachfolgenden 
auf dem legten allemeinen Landtage in Bezug auf Die Penfionirung ehemaliger freie 
williger Jäger gefaßten Beſtimmungen biermittellt zur öffentlihen Kenntniß gebracht. 

1) Es find Hundert Penfionsftelen errichtet worden zu Zwölf Reichsthaler NZudr. 
per Jahr, welche Summe gleich den bisherigen Penflonen, in vierteljährlichen 

Raten praenuinnerando aus ber allgemeinen Recepturcafje gezahlt werten ſoll. 

2) Ertheilt, werben bie Penfionen folden, mit einem ehrenvollen Abſchiede verfehenen, 
ehemaligen mecklenburg⸗ſchwerinſchen freiwilligen Jägern, welche ‚bisher ber erften 
ober zmeiten Penfiong- ⸗Claſſe nicht zugetheilt geweſen und bie, ohne gerade 
hülfebebürftig im gejeglihen Sinne zu fein und ohne Berforgung erhalten zu 
haben, in ärmlichen Verhältniſſen fih befinden. 

Das wirkliche Vorhandenſein eines berartigen Zuſtandes if von dem 
Supplicanten durch Die Production eines besfalfigen Atteſtes feiner competirenden 
Obrigkeit zu dociren, welches gleichzeitig auch über bie ſonſtige Führung deſſelben 
au dem Zweck ſich zu verbreiten hat, um ermeſſen zu können, ob bie Penfion 
bem Supplicanten felbjt oder aber ber Obrigkeit zur zwedmäßigen Verwendung 
für benfelben oder feine Familie auszuzahlen fei. 

Sollte erft im Laufe der Zeit zu dieſer zweiten Alternative Deranlaflung 
ſich darbieten, fo ift es Der competirenden Obrigkeit unbenommen, ben Antrag 
zu jtellen, daß die Zahlung an fie geleiftet werde. - 
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3) Die Anmeldungen geſchehen fihriftlich bei dem — Engern Ausſchuß 
von Ritter- und Landſchaft. 

4) Eine Präcluſion findet nicht Statt, und es werden auch diejenigen zur Penſion 
zugelaſſen, welche erſt im — Verlaufe der Zeit in ärmliche Verhältniſſe 
gerathen möchten. 

5) Wegen der Faſſung der See ber obrigfeitlihen Beſcheinigung ber 
Unterſchrift derfelben und deren Einfendung, fo wie ber Zufenbung bes Geldes 
fommen bie bieferhalb rüdfihtlih Der bisherigen Penfionen beftehenden Be— 
fimmungen zur Anwendung. 

6) Sollte der Inhaber einer Penfionsftelle inzwifchen verforgt ober fonft anber- 
weitig feinen ärmlichen Verhältniffen enthoben werben, fo hört Die Penfion auf. 

Indem wir inſonderheit noch auf Die Vorſchrift sub Nr. 2, verweilen, wonach 
es an der Beibringung eines ehrenvollen Abſchiedes und des dort näher beregten 
obrigfeitlichen Atteftes nicht ermangeln darf, bemerken wir ſchließlich; bag mit ber 
wirklichen Bertheilung ber Penfionen vor Ablauf von 6 Wochen au wirb ver⸗ 
fahren werben. 


Roftod am 24. Julius 1845. 


Landräthe und Deputirte von Ritter und Landſchaft der 
Herzogthümer Mecklenburg zum Engern Ausſchuß. 


2000. Von den Seimathsverhältniſſen früherer Militairperſonen. 
2. Februar 1846. 


Friedrich Franz ꝛc. Da bie Beſtimmung in $. 9. Unſerer Patent⸗Verordnung 
vom 21. Julius 1821: 
Miltair-Perfonen, wenn fie aus dem Militair treten, ober während ihrer 
Dienftzeit außer dem Dienfle invalibe werden, gehören dem Orte an, woher fie 
geftelt worden find, 
ih als mit ben beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über Angehörigkeit an einem 
Orte in Bezug auf Armenverforgung - und über Angehörigkeit der Militairpflichtigen 
zum Looſungs-Orte nicht vereinbarlih ausgemwiefen hat, fo verorbnen Bir, nad 
bausvertragsmäßiger Communication mit des Großherzogs von Medlenburg-Streli 
Königlichen Hoheit und nad verfaflungsmäßiger Beratung mit Unfern getreuen 
Ständen, Biermit; 
Der $. 9. der Patent-Berordnung vom 21. Zulius 1821 ift aufgehoben. 
An deſſen Stelle tritt nachfolgende Beſtimmung: 
Der Eintritt in den Militairdienft, mag berfelbe in Folge gefegliher Ver⸗ 
pflihtung oder freiwillig Statt finden, führt an fih eben fo wenig, ala bie 
Dauer dieſes Dienfted irgend eine Veränderung in ben Angehörigkeits⸗Ver⸗ 
bältniffen bes Eintretenden herbei, den MilitairsPerfonen verbleibt vielmehr 
für die ganze Dauer ihres Militairdienftes ihre Heimath an demjenigen 
Drte, dem fie zur Zeit ihres Eintritt angehörten, wenn nicht inzwifchen 
“ entweber fie ſelbſt durch ausdrückliche Zuſicherung Der competenten Behörde 
für ſich an einem andern Orte Heimathsrechte gewonnen haben ſollten, oder 
eine etwanige Veränderung der Heimaths⸗ Verhältniſſe ihrer Eltern nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze auch für fie eine ſolche Veränderung zur Folge gehabt bat. 
Gegeben durch Unfere Regierung, Schwerin am 2. Sebruar 1846, 


Friedrich dranz. 


2010. Roftentzeibeit obrigfeitlicher Beicheinigungen für — 
bedürftige vormalige freiwillige Jäger. 12. Febr 


Friedrich Franz ꝛc. Wir eröffnen hierdurch allen Orte -Obrigfeiten in 
Unfern Landen, daß Wir Die Verorbnung vom 22, October 1814, zufolge welder 
alle den invalide gewordenen, vormaligen freiwilligen Sägern über ihr Leben, ihren 
Aufenthalt ze. auszuftellenden obrigkeitlichen Befcheinigungen benfelben Foftenfrei zu 
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ertheilen find, auf alle jetzt hülfsbebürftigen vormaligen freiwilligen Jäger kraft dieſes 
ausgedehnt haben wollen. 
Gegeben, durch Unſere Regierung, Schwerin am 12. Februar 1846. 


Friedrich Franz. — 


2011. Poſtfreiheit ſolcher Beſcheinigungen. 25. Febr. 1846. 


Die ben obrigkeitlichen Beſcheinigungen Über Das Leben und ben’ Aufenthalt 
invalide gewordener vormaliger freiwilligen Jäger früher ſchon bewilligte Poftfreiheit 
ift jetzt auf alle hülfsbebürftigen ehemaligen freiwilligen Jüger ausgedehnt worden. 

Gedachte Bejheinigungen find daher bei ihrer Abfendung an die Allgemeine 
Landes-Rereptur-Cajfe, wenn fie mit der Bemerkung: „Freiwillige Jägers 
Invaliden-Sache“ verfehen worden, poftfrei auf ben Großherzoglichen Poſten 
zu befördern. Schwerin am 25. Februar 1846. 


Großherzoglich Mecklenburgiſche Kammer. 


2012. Bon * Forſtfrevelſachen der Invaliden. 6. Juni 1846. 


Friedrich Franz ze. Da die in mehreren Städten garniſonirenden Invaliden 
zu ben dienſtthuenden Soldaten gerechnet werben und daher nad $. 18. der Ver— 
orbnung yom 1. März 1842, betreffend die Forſtfrevel, von ber allgemeinen Zuflän- 
Digleit der Forftgerichte gegen Forſtfrevler ausgenommen find, es aber aus mehrfachen 
Gründen angemeffen erfcheint, daß Die ben ftadtgerichtlichen Jurisdictionen im Allge- 
meinen bereits unterworfenen Inaliden in Forſtfrevelſachen ben orbentlihen Korfigerichten 
nicht entzogen werden; jo verordnen Bir, auch zur Beſeitigung entflandener Zweifel, 
hierdurch: daß die Invaliden in Forftfrevelfachen ben Beſtimmungen des Forſtfrevel⸗ 
geſetzes vom 1. März 1842 unterworfen. fein ſollen, jedoch in Rückſicht auf ihre 
Qualität als dienſtthuende Soldaten mit nachfolgenden Modificationen: 

1) daß benjenigen SInvaliden, melde Familie haben, fomohl wegen ber Gelbftrafen, 
als wegen ber Strafvollitredungs - Koften Fein Abzug von ber Löhnung gemacht 

werden darf, und 

2) daß von jeder gegen einen Invaliden wegen Borftfrevel erfannten Strafverfügung 
bem Snvaliden- Commando Anzeige zu maden if. Wenn aber das Erkenntniß 
auf Zuchthausftrafe lautet, jo hat das zu erkennende Forftgericht zugleich eine 
beglaubigte Abſchrift bes Erfenntniffes mit einzufenden, und zwar vor Boll- 
ziehung der Strafe, damit das Invaliden-Commando die vorherige Entlafung 
bes verurtheilten Invaliden aus dem Militairdienfte veranlafien Tann; 
Gegeben, u. Unjere Regierung, Schwerin am 6. Junius 1846. 


Sriebrid Franz. 


C. Bon Deferteuren, Refractairen und Beurlaubten, 
2013. Borfchriften wegen der auszuſtellenden Urlaubspäffe. ’ 
28. Quli 2804 


Sriederih Franz ꝛc. Unfern sc. Wegen noch immerhin vorfommender Bes 
ſchwerden über Herumftreifen beurlaubter Soldaten außerhalb der ihnen angewiefenen 
Derter, wovon die Veranlafjung größtentheils Darin gefegt wird, daß die Urlaubs- 
päfle nicht beflimmt genug lauteten, finden Wir Uns bewogen, Unfere Potent-Brrord- 
nungen vom 12. April 1768 und 30. December 1776 hiedurch nicht nur ihrem 
ganzen Inhalte nah zu erneuern, fondern auch noch dahin zu erweitern: daß ges 
jammte Chefs Unjerer Truppen hiedurch befehliget, und dafür verantwortlich gemacht 
werden, Teinen Soldaten auf ein ungewiſſes und unſicheres Gewerbe namentlich auf 
unkunſtmäßiges Muſikmachen ober Bierfiedeln, Keſſelfliden, bleiern Löffelngießen, 
Bürſtenbinden, Ratzenfangen und dergleichen zu beurſauben, in jedem Paſſe nur einzig 
und allein ten Beurlaubungs-Ort genau und beutlich auszubruden, ns ſich bee 
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Beiſatzes: im Medlenburgifben, ober in Medlienburgifhen Landen, gänzlich 
zu enthalten, und nur blos bei- Beurlaubungen ins Ausland, das Land in dem Paſſe 
mit auszudruden, wohin der Soldat beurlaubt if. 

Wir befehlen euch demnach biemit gnädigft, (den ſämmtlichen Compagnie— 
Chefs eures unterhabenden Regiments hiernach auf das gemeffenfte 
zu inftruiren, ad 3 et 5: euch hiernach auf das genauefte zu adten.) An dem zc. 
Und Wir verbleiben ꝛc. Schwerin ben 28. Julii 1804. 

Friederich Franz. 


An 
den Generälstieutenant von Preſſentin zu Roſtock. 
>?) den Generalmajor von Sreuzburg biefelbft. 
3) — Oberften von Moltcke hieſelbſt. 
4) — Generalmajor von Dobe zu Güſtrow. 
5) — Generalmajor von Reftorff zu Dömig. 


2014. Generalyardon für die Deferteurd. 28. Dec. 1809. 


Sriederih Franz ꝛc. Zügen biemit öffentlih zu vernehmen: dag Wir Uns 
gnäbigft bewogen gefunden haben, ben Deferteurs unter Unfern Truppen einen all 
gemeinen Parbon in der Maaße angedeiben zu laffen, daß bie Ausgetretenen, welde 
ſich fonft Feines Verbrechens fchuldig gemacht haben, wenn fie fi) binnen zwei Monaten 
bei ihrem Bataillon und ihrer Compagnie freiwillig wieder einfinden, ihres Vergebene 
halber Feine Beftrafung zu beforgen und bamit gänzlid verſchont werden follen, 
widrigenfalls aber, menn fie fih binnen folder Zeit nicht geftellen, und ſich binfüro 
in Unfern Landen betreten lafien, in Gemäßheit der beitehenden Striegs-Artifel, als 
muthwillige Deſerteurs mit der geſetzlichen Strafe belegt, auch ihr etwaniges Ver⸗ 
mögen in Unſern Landen confiscirt werben ſoll. 

Urkundlich haben Wir dieſen Unſern General⸗-Pardon nicht nur ben hieſigen 
Anzeigen einrüden laſſen, ſondern auch deſſen öffentliche Publication und Affixion 
verordnet. Gegeben sc. Schwerin ben 28. December 1809. 

| Friederich Franz. 


2015. Gouvention mit Dänemark wegen der Deferteure. 
20. Apr. ISIO. 


Sriederih Franz ꝛc. Wann Wir mit ber Krone Dänemark, wegen gegen- 
feitiger Auslieferung der Deferteure und ausgetretenen militairpflichtigen Mannfchaft 
ans den Königlih Dänifhen Staaten und Unſern Landen, nachfolgende Vereinbarung 
getroffen und abgefchloffen haben: 

Wir Friederih Franz ıc. Thun biemit kund: Demnach mit bes Durdlaud= 
tigften Großmädtigften Königs und Herrn, Herrn Friederich des Sechſten, Königs 
zu Dänemark, Normegen ıc. 30. Majeftät Wir, wegen gegenfeitiger Auslieferung der 
Deferteure und ausgetretenen militairpflicptigen Mannſchaft, eine freundnachbarliche 
Verabredung getroffen haben und über folgende Puncte übereingefommen find: 

1) Me, nit nur in Unfern wirfliden Militair-Dienften ftehenden Unterofficiere, 
Spielleute und Gemeine, wenn fie von ihren Negimentern ober Corps befertiren, 
fondern aud alle Die zur militairpflichtigen Mannfchaft gehörigen Neferven, welche 
aus Unfern Herzog», Fürſtenthümern und Landen, um fi biefer Dienftpfliht zu 
entziehen, entweichen, ohne Rüdfiht, ob dieſelben vor ihrer Entweichung ſchon zum 
Dienft ausgefchrieben worben oder nicht, follen, wenn fie in den unter Ihro Königl. Majeſtät 
zu Dänemark, Norwegen x. Bothmäßigfeit ftehenden Reiche, Landen oder Orten bes 
troffen werden, fogleih nad Deshalb erfolgter Reguifition ober Anzeige daſelbſt an- 
gehalten und ausgeliefert werben; und auf gleiche Weiſe follen alle ans vorgedachter 
Ihro Königl. Majeftät Königreichen, Derzogthümern, Landen und Gebieten austretenden 
Deferteurs, Eonferibirte oder Militair⸗Reſerven, wenn ſolche innerhalb Unjerer Herzog⸗ 
thiimer und Lande betroffen worden, ebenfalld angehalten und ausgeliefert werben. 

2) Diefe Auslieferung fol an dem dazu am bequemften belegenen Grenzorte, 
nach jebesmaliger näheren Berabrebung zwifchen ben competirenden Militair- ober 














Bon Deferteuren, Refractairen und DBeurlaubten. 695 


Civil⸗Behörden und gegen Erftattung ber auf bie Anbaltung, Den Transport und bie 
Verpflegung ‚ver Ausgelieferten verwandten billigen Koſten geſchehen. 

3) Die von ben Deferteuren mit ſich geführten Montirungsftüde, Armatur — 
Pferde, welche bei denſelben bei ihrer Anhaltung gefunden werden, ſollen ohne einige 
Bezahlung oder Erſtattung dafür, mit zurüchgeliefert werden. 

4) Dieſe verabredete Auslieferung ſoll bereits in Abſicht aller, ſeit dem 30. No- 
vember des Jahres 1807 aus Unſern Landen in die Königlich Daniſchen Staaten 
oder aus dieſen in jene ausgetretenen Deſerteure und Militair-Reſerven, welche nach 
deren näheren Angabe und Requiſition zu betreffen fein mögten, ins Werk geſetzt 
werden, und dieſe ganze Uebereinkunft auf dieſelben ihre volle Anwendung finden. 

5) Die beiderſeitigen competirenden Militair- und Civilbehörden ſollen ernſtlich 
dahin angewieſen werden, daß ſie ſich nach Möglichkeit zu bemühen haben, die aus 
ben reſp. jenſeitigen Landen entwichenen Deſerteure oder Militairpflichtigen zu ent» 
decken und aufzufinden, und daß ſie auf erlaſſene Requiſitionen bie wirkſamſten Maß⸗ 
regeln zur Anhaltung derſelben zu ergreifen haben. 

6) Diefe Vereinbarung wegen Auslieferung ber Deferteure und ausgetretenen 
Militairpflichtigen fol während 10 Jahre, vom 1. Januar 1810 an gerechnet, in 
Kraft befteben, und wird nad Ablauf Liefes Zeitraums, wenn beibe Theile Dann 
darin einverflanden find, zu erneuern fein. — F 


So haben wir über dieſe getroffene Vereinbarung, die von Uns in allen Stücken 
getreulich ſoll erfüllt werden, die gegenwärtige Declaration Unſerer Seits ausftellen 
wollen, welche gegen eine von Ihro Königl. Majeſtät zu Dänemark, Norwegen ꝛc. 
qusgeſtellte Acte von gleichförmigem Inhalte wird ausgewechſelt werden. 

Urkundlich unter Unſerm Herzoglichen Handzeichen und beigedrucktem Inſtegel. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, den 27. Februar 1810. 


Sriederih Franz. 

ſo wird foldes biemit Dur den Drud in ben öffentlichen Anzeigen zur allgemeinen 
Kenntnig und WViffenfchaft mit dem Anfügen gebradt, daß darnach ein jeder in vor- 
fommenden Fällen ſich zu achten. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 10, April 1810. 


Friederich Franz. 


2016. Hemmung der Austretung und Auhaltung der Deſertente 
28. Februar ISII. 


Wir Friederich Franz 2c. Fügen, refpective mit Entbietung Unfers gnädigften 
Grußes, allen und jeden Unferer Unterthanen hiemit zu wiffen: Daß Wir zur Hemmung 
der bei Unfern Truppen jeit einiger Zeit eingeriffenen Defertion, nad eingezogenem 
Erachten Unferer getreuen Ritter- und Landſchaft, folgendes beflimmt und verordnet haben: 

1. Allen und jeden Unferer Haupts und Amtleute, denen won der Nitterfchaft, 
Bürgermeiftern, Richtern und Räthen in Unfern Städten, insgemein aud allen Befehle- 
babern und DObrigfeiten, fo mie ben ihnen untergebenen. Pächtern, Schreibern, Schulen, 
Zöllnern, Krügern und Herbergierern fol die Verpflichtung obliegen, jeden Soldaten 
außer feiner Garniſon nad feinem Paß zu fragen, und ihn, im fall er feinen pro= 
Duciren könnte, zu arretiren, oder mwenigftens, falls fie, eintretender Umftände halber, 
felbit Dazu nicht im Stande wären, Die nöthige Anzeige zu feiner Arretirung' bei der 
nächften Orts-Obrigfeit zu maden; bei Vermeidung einer angemeffenen Geld⸗ oter 
Leibesſtrafe. 

2. Jeder Einwohner Unſerer Lande, ohne Unterſchied des Standes, iſt ver— 
pflichtet, einen jeden von ihm außerhalb ben Garniſons⸗Orten geſehenen verdächtigen 
Soldaten Unſers Militairs der nächſten obrigkeitlichen Behörde anzuzeigen; derſelben 
auch, bei Vermeidung einer angemeſſenen Geld- ober Leibes⸗Strafe, ben ihm bekannt 
gewordenen heimlichen Aufenthalts-Drt eines Soldaten unverzüglich befannt zu machen. 

3. Alle und jede Obrigfeiten, höhere und niebere, in beren eventualen und 
temporaiten Crmangelung aber die Pächter, Wirthiepaftsfchreiber und Schulzen auf 
dem Lande follen auf eine foldye Anzeige, wie im obigen sub 1. und 2. angeführt worben, 
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die Arretirung ber verdächtigen Militair⸗Perſonen ſogleich beſchaffen und bie Arreſtaten 
an die nächſte Garniſon in Unſern Städten abliefern laſſen. 

4. Insbeſondere ſollen alle Diſtricts-Huſaren zur genaueſten. Wachſamkeit auf 
die Deſerteurs von Unſerm Militair, und zu deren ſofortiger Anhaltung und Ablieferung, 
von ihren vorgeſetzten Behörden mit inſtruirt werden. 

. Ein jeder, ber einen Deſerteur, oder ausgetretenen Conſcribirten anhält 
und der nächſten Obrigkeit abliefert, ober deſſen Arretirung durch Anzeige bei der⸗ 
ſelben bewirkt, ſoll dafür eine aus Unſerer Invaliden-Caſſe ihm auf gebührende Be- 
fheinigung fofort auszuzahlende Prämie von LO Rthlr. erhalten. 


6. Jeder ausgetretene Eonferibirte in Unfern Landen, fo wie ber würfliche 
Deferteur, weldher nach voraufgegangener Edictal-Labung binnen Einem Jahre fi 
nicht wieder bei feiner Behörde geftellet, foll nicht nur fein gegenwärtiges und zu- 
fünftiges Vermögen verlieren, fondern aud außerdem im Betretungsfalle mit ſechs⸗ 
monatlicher Veſtungsſtrafe belegt und nichts deſtoweniger angehalten werden, ſeine 
ſechsjährige Dienſtzeit zu vollenden. 

7. Unſere Militair⸗Invaliden⸗Caſſe fol alle Rechte Des Auogetretenen erwerben, 
und bie Eitern oder Berwandten deſſelben follen, in Rückſicht feiner, zu keinerlei 
Difpofition, unter Lebenbigen ober auf ben Todesfall, bererhtigt fein. 

8 Die Knechte auf dem Lande und in den Städten, fo wie alle andere, im 
Conſcriptions⸗Alter befindliche Perfonen aus ber dienenden Claffe, bürfen nicht ohne 
Paß über die Landes⸗Grenze gehen; und fol biefemnad ein jeder berfelben, welcher 
ohne dieſen Paß zu Fuß oder zu Pferde oder mit Fuhrwerk betroffen wirb, als 
Entweichender behandelt werden, 

9, Eine jede Brodherrfchaft ift verpflichtet, nicht nur in Dem Kündigungs⸗Schein 
ihrer männlihen Dienfiboten unter 26 Jahren ftets das Alter derſelben zu bemerken, 
‚ fondern aud) von ihrem bevorflebenden Abgang jedesmal die Anzeige bei ber Drts- 

obrigfeit zu machen. Eben fo iſt bie neue Brodherrſchaft folder Dienftboten ver» 
bunten, der Obrigkeit des Geburts- oder Wohnorts des angenommenen Dienftboten, ſowobl 
bei der Annahme, als bei dem Zuzuge bie Anzeige zu machen, baß ber Ange: 
nommene oder Zugezogene noch conferiptionsfähig iſt. 

10. So wie nun gegen alle und jede Unferer Unterthanen, welche bie, ihnen 
— zur Vermeidung ber rejpectiven Defertionen und Austretungen — nach vorftehenden 
Beſtimmungen auferlegten Pflichten vernachläſſigen und deſſen überwieſen werden 
mögten, in jedem Contraventions-Fall eine, von Polizei wegen durch ihre Civil-Obrigkeit 
beizutreibende Geldftrafe von 10 Rthlr. NImwbr. rar biefes von Uns feitgefegt 
wird; fo haben 

11, Alle obrigfeitlihe Behörden für jede ertviefene Vernachläſſigung ihrer ihnen 
bierunter ganz bejonders empfohlenen Pflibten, vor allen Dingen aber, wenn fir 
ſelbſt ſich beigehen laſſen follten, einem Deferteur eine ruhige Zuflucht zu‘ verflatten, 
zu gewärtigen, daß, auf bie erfte glaubhafte Anzeige davon bei Unferm Regierungs- 
Collegio, als der ober spolizeilihen Behörde, und von derſelben verfügte ſummariſche 
Unterſuchung, ſie nach Beſinden in eine namhafte Geldbuße verurheilt, oder Fiscalis 
zur Wahrnehmung ſeines Amtes wider ſie wird excitirt werden. 

Indeſſen wollen Wir Uns zu denſelben, ſo wie zu einem jeden Unſerer getreuen 
Unterthanen deſſen verſehen, daß alle ſich von ſelbſt werden angelegen ſein laſſen, 
Unſern auch hierin zum gemeinſamen Nutzen abzwedenden Willen, ein jeder an feinem 
Theile, auf das genauefte zu vollbringen. 

Um nun biefe Unfere Patent- Berordnung nit nur zu jedermanns Wiffenfchaft 
zu bringen, ſondern auch deren beſtändige Erinnerung zu beförbern, haben Wir ſelbige 
gewöhnlicher Orten zu affigiren und nach Empfang derſelben zu publiciren, auch in 
die öffentlichen Anzeigen einzurücken, minder nicht jährlich zweimal von allen Kanzeln 
verleſen zu laſſen befohlen. Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 


Gegeben 0. Schwerin, ben 28. Februar 1811. 
Srieberid Sran;. 


J 
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2017. Meldung uud Legitimation der Beurlaubten bei den 
.Drtsobrigfeiten. 24. Inni ISII. 

- Da Wir verfügt haben, daß jeber bei Unſerm Militair Beurlaubter gehalten 
fein ſolle, fh ‚unter, Borzeigung des ihm ertheilten Urlaubspaffes bei feiner vor- 
gefegten Orts-Obrigfeit, oder ba, wo er Arbeit fucht, ober fie ihm zu Theil wird, 
zu melden; fo haben Wir durch dieſe öffentliche Bekanntmachung alle Ortsobrigfeiten 
bavon in: Kenntniß fehen und fie zugleich anweiſen wollen, fi in vorkommenden 
Fällen hiernach zu achten und barauf zu halten, daß die beurlaubten Militairs fid 
als ſolche bei Ihnen gehörig legitimiren. 

Ludwigsluſt, ben 24. Junius 1811. 
Friederich Franz. 


3018. Convention mit Medlenburg-&trelig wegen ber Deferteute. 
19. Juli IS. 

Die bereits im Jahre 1785 mit bes Herzogs zu Medienburg-Strelik Durchlaucht 
getroffene wechfelfeitige Vereinbarung, wornach alle Deferteurs ber beiberfeitigen Herzog⸗ 
lichen Truppen ausgeliefert werben follen, wird hiedurch zur Nachricht für gefammte 
Militair- Chefs öffentlich bekannt gemacht, und es fol mit folder Auslieferung, in 
ber Maaße gehalten werben, daß bie zur Einholung ber Deferteurs abzufendenden 
Commando's fih bei ben Landes- Regierungen zu melden, und bie erforberlichen 
Befehle, wegen foicher Auslieferung, an bie obrigfeitlihen Behörden in Empfang zu 
nehmen haben. Schwerin, den 19. Julius 1811. . | 

Aus Herzogl. Regierung. 


2019. Beftrafung audgetretener Conferibirter. 2. Ang. ASIR. 

Friederich Franz ꝛe. Der 8. 6. Unferer Patent-Berorbnung vom 28. Fe⸗ 

bruar d. J. wegen Hemmung ber Austretung und Anbaltung ber Deferteurs von 

Unferm Militair, wird hiedurch dahin näher beflimmt, daß die darin $. 6. in Hinſicht 

ber Defertion verordnete Strafe nur auf ausgetretene Conſcribirte, welche noch nit 

als Soldaten verpflichtet worden, anwendlich fein fol, nicht aber auf würflide 

Deferteurs, welche nad ben Kriegs⸗Artikeln zu beftrafen find. | 
Urfundlih unter Unferm Handzeihen und Inſiegel, haben Wir foldhes durch Die 

biefigen Anzeigen befannt zu machen befohlen. Gegeben sc. Schwerin, ben 2. Aug. 1811. 

Friederich Franz. 


2020. Convention mit Schweden wegen Pommern. 
27. Det. ISER. 

Dir Friederich Franz ıc. Thun biemit Fund: bag Wir mit bes Durchl. 
Großmächtigſten Königs und Herrn, Herr Carl bes Dreizehnten von Schweden Ma- 
jeftät wegen gegenfeitiger Auslieferung der Deferteurs und ausgetretenen militair- 
pflichtigen Mannſchaft eine freundnadhbarlihe Verabredung getroffen haben, und über 
folgende Punfte übereingelommen ſind. | . 

1. Alle nicht nur in Unfern wirklichen Militatr-Dienften ftehenden Unter-Dfficiere, 
Spielleute und Gemeine, wenn fie von ihren Negimentern oder Corps befertiren, 
fondern aud alle die zur miltairpflichtigen Mannſchaft gehörigen Reſerven, welche aus 
Unjern Heygog-, Bürftentpümern und Landen, um fih biefer Dienfipflicht zu entziehen, 
entweichen, ohne Rückſicht ob biefelben vor ihrer Entweihung fhon zum Dienfle aus⸗ 
geſchtieben worden oder nicht, follen, wenn fie in Ihro Königl. Majeftät von Schweben 
deutſchen Landen betroffen werben, 'fogleih nach beshalb erfolgter Nequifition ober 
Anzeige bafelbft angehalten und ausgeliefert werben, und auf gleiche Weiſe follen alle 
aus den Königl. Schwediſch-Pommerſchen Landen austretenden Deferteurs, Eonferibirte 
. oder Militair-Referven, wenn ſolche innerhalb Unfrer Derzogthümer, und Lande be— 
troffen_werden, ebenfalls angehalten und ausgeliefert werden. 

2. Dieſe Auslieferung fol an dem bazu am bequemften belegenen Grenz-Drte, 
nach. jebesmaliger näheren Berabrebung zwifchen ben competirenden Militair- ober 


- 
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Civil-Behörden und gegen Erſtattung ber auf die Anhaltung, ben — und die 
Verpflegung der Ausgelieferten verwandten billigen Koſten, geſchehen. 

Die von den Deſerteuren mit ſich geführten Montirungs-Stücke, Armatur 
oder Pferde, welche bei denſelben bei ihrer Anhaltung gefunden werden, ſollen ohne 
einige Bezahlung oder Erſtattung dafür mit zurückgeliefert werden. 

4. Die beiderſeitigen competirenden Militair- und Civil-⸗Behörden ſollen dahin 
angewieſen werden, daß ſie ſich nach Möglichkeit zu bemühen haben, die aus den 
reſpect. jenſeitigen Landen entwichenen Deſerteure oder Militairpflichtigen zu entdecken 
und aufzufinden, und daß fie auf erlaſſene Requiſitionen Die wirkſamſten Maßregeln 


‚zur Anhaltung derfelben zu ergreifen haben. 


5. Diefe Vereinbarung wegen Auslieferung ber Deferteure und auögetretenen 
Militairpflichtigen foll während 10 Sabre, vom 1. Januar 1811 an gerechnet, in 
Kraft beitehen, und wird nah Ablauf dieſes Zeitraums, wenn beide Theile dann 
barin einverflanden find, zu erneuern fein. 

Ueber dieſe getroffene Vereinbarung, bie von Uns in allen Stüden getreulich 
ſoll erfüllet werden, haben Wir die gegenwärtige Declaration Unſerer Seits ausſtellen 
wollen, welche gegen eine von Ihro Königl. Majeſtät von. Schweden ausgeftellte Acte 
von gleichförmigem Inhalte wird ausgewechſelt werden. Urkundlich unter Unſerm 
Herzogl. Handzeichen und beigedrudten Infiegel. Gegeben sc. Schwerin, ben 17. Oct. 1811. 

Friederich Franz. 
Convention 


— wechſelſeitiger Auslieferung der Deſerteure 

nd ausgetretener militairpflichtigen Mannſchaft 

aus den Königl. Schwediſch⸗Pommerſchen und den 
Herzogl. Meckl.⸗Schwerinſchen Landen. 


‚2021. Cinfdhärfung der Verordnung vom 28. — ISII. 
II. Schr. 1812. 
Friederich Franz ꝛc. Da Wir es in den gegenwärtigen Umſtänden noth⸗ 
wendig finden, die genaueſte Beobachtung Unſerer Patent⸗Verordnung vom 28. Febr. 


1811, wegen Hemmung der Austretung und inſonderheit wegen Anhaltung der De= 


ferteur8 von Unferm Miltteir, allen Behörden in Unfern Landen und Deren Unter⸗ 
georbneten wiederholt einfhärfen zu laflen, indem fie’ bei jedem Fall, wo fie fib 
nachläſſig finden laſſen, mit der in fothaner Verordnung angedrohten Strafe unabbittlid, 
belegt werben follfn, fo haben Wir folhe Patent-Berorbnung nochmals wörtlid wie 
folget: *) 


— in ben biefigen öffentlichen Anzeigen abzubruden befohlen. Wornach ꝛc. Gegeben ıc. 


Schwerin den 11. Februar 1812. 
Ad Mandatum Serenissimi proprium.- 
Herzogl. Medl, zur Regierung verorbnete 
Hräfident, Geheime» und Räthe. 


2022. Prämie für Entdedung verbeimlichter Conſeriptions⸗ 
pflichtiger. RE. Aug. 1813. 

Sriederih Franz ꝛc. Wir finden Uns, zur Berhütung der Verheimlichung 
der Conſeriptionspflichtigen, gnädigſt bewogen, eine Prämie von 10 Rthlr. N /stel. 
für die Entdedung eines fih verheimlicht habenden Conferiptionspflichtigen in ber 
Maaße zu bewiligen, daß folhe Zehn Rthlr. ſofort nach beigebrachter, hinlänglider 
Beicheinigung Der competirenden Obrigfeit über die würklich gefchehene Ablieferung 
eines folden verheimlicht oder ausgetreten gewefenen Conjcriptionspflichtigen, aus ber 
bazu angewiefenen Invaliden⸗Caſſe gezahlet werden follen. Wornach ꝛc. Gegeben ıc. 
Schwerin, den 11. Auguſt 1812. 

Srieberih Franz. 


— — — m 


) Siehe oben Nr. 2016. 


% 
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2923. Convention mit Preußen wegen der Deferteure. 
Ki. Aug. 1813, 

»  Sriedberih Franz ⁊xc. Nachdem Wir mit Gr. ‚Königlichen Majeftät von 
Preußen darüber übereingefommen find, daß mechfelfeitig in Unfern und den Stönigl. 
Dreußifchen Landen nur diejenigen Einwohner beiderlei Staaten zur Landwehr oder - 
zum Landſturm verpflichtet fein follen, weiche dem Lande entweder durch ihre Geburt, 
oder durch frühere Niederlaffung oder Anfiebelung, ober endlich Durch früheren Eintritt 
in die Dienftle bes Herrn und Landes angehören, ſolchemnach alfo ale Medlenburger 
und Preußen, jene im Preußifchen, und dieſe im Medlenburgfchen, welche nicht etwa 
freiwillig zur Landwehr oder dem Landſturm übergehen, von ber Verpflichtung zu 
felbigen entbunden fein ſollen: So ift zugleich mwechjelfeitig vereinbaret worden, daß 

1) die zum regulairen Milttair gehörigen Subjecte, 

2) bie Landwehr- oder Lanbflurmmänner, melde. defertiren, und zwar nit blos 
bie wirklichen Deferteurs, fondern auch Diejenigen, welche ſich der Einftellung in 
bie ſtehende Armee, und in die Landwehr, oder in Unfern Landen in bie erfte 
Claſſe des Landſturms, meigern, auf Verlangen fofort gegenfeitig ausgeliefert 
werben follen. : 

Wir haben zur allgemeinen Kundwerdung biefer getroffenen Vereinbarung felbige 
in ben üffentlichen Blättern abzubruden befohlen. Wonach ein jeder fich zu achten. 

Urfundlih unter Unferm Handzeichen und Inſiegel. Gegeben rc. Schwerin, den 


11. —— 13. 
Friederich Franz. 


2024. Einſchärfung der Verordnungen gegen die Defertion. 
25. Dct. 1813. 

Sriederih Franz ıc. Wir werben durch die feit einiger Beit häufiger ein- 
getretenen Defertionen bei Unferm Militair gemüßiget, die von Uns refpective unterm 
28. Sebruar 1811 und 11. Februar 1812 erlaffenen Verordnungen, wegen Hemmung 
ber Austretung und Anhaltung der Deferteurs von Unfern Truppen biedurd aufs 
neue in Erinnerung zw bringen, befehlen demnach allen Behörden, ſowohl in Unfern 
Städten ald auf, dem Lande, hiedurch wiederholt gnädigſt ernftlih: ben Vorfchriften 
gebadhter Verordnungen, bei Vermeidung unfehlbarer eigener Berantwortlichfeit, im 
Gall einer fie deshalb treffenden Verſchuldung, aufs genaueſte nachzukommen. 

Und da Wir auch vernehmen, daß folde Defertion Unfrer Truppen befonders 
burd die Forthelfung Lerfelben mittelft Umtaufchung ihrer Montirungsjtüde gegen 
Givilfleidung, fo wie durch Berheimlihung und Ankauf ihrer Armaturen, von Unfern 
Landes-Einwohnern begünftigt und vermehrt wird, fo wirb ein Jeder hiedurch ernſtlich 
gewarnet, dergleichen fih nicht zu Schulden kommen zu laffen, indem biefe Hülfs— 
leiftungen, als grobe Vergehungen gegen bie SS. 2 und 10 Unferer erwähnten Patent- 
Verordnung vom 28. Februar 1811 ferenge und unabbittlich beftraft werden follen. 
Wonach sc. Gegeben 30. Roftod, den 15. October 1813. 

Friederich Franz. 


2025. Generalpardon für Deſerteure und Ausgetretene. 
31. März 1815. 

Srieberih Franz ıe. Da Wir allen, welche bieher aus irgend einer irrigen 
Borftellung fih haben verleiten laſſen, ſich ihrer Pflicht gegen das Vaterland zu ent- 
ziehen und Unfre Fahnen, fowohl bei dem Landſturm erfter Elaffe und den daraus 
formirten activen Bataillons, als bei Unferm regulairen Militair, zu verlaffen, Ge: 
legenheit geben wollen ihren Fehler wieder gut zu machen, ihre Ehre wieder her- 
zuftellen und fidh mit dem Baterlande wieder auszufühnen, ſo erflären Bir hiemit 
und kraft dieſes, baß ihnen allen verziehen und alle Strafe erlaffen fein fol, wenn 
fie fi jegt vor dem nächſten Pfingft-Fefte, alfo bis zum 13. Mat d. J., wieder ans 
finden und ftellen, und zwar bie vom Landflurm bei ihren Diftricts-Obrrften, bie 
vom a Militatr aber bei bem den Depot zu Pardim commanbirenben Major 
von Bülow 
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Wer ſich nun aber binnen beſagter Friſt nicht geſtellt, und ſich dadurch Unſerer 
Gnade unwürdig macht, ſoll, wenn er nachher ergriffen wird, doppelt beſtraft werden. 
Gegeben sr. Schwerin, ben 31. März 1815. | 

Friederich Franz 


2026. Gonvention mit Sanuover wegen der Deferteure. 
1. Mai 1815. 

Sriedberih Franz ꝛc. Wann Wir mit dem Königl. Hannoverfihen Minifterio, 
nad) deßhalb gepflogener Verhandlung, nunmehr eine gegenfeitige Vereinbarung dahin 
getroffen haben: daß alle Deferteurs, fomohl von den Könige. Hannoverſchen als 
Unfern Truppen, imgleichen alle, lanbwehrpflihtige Unterthanen aus beiderfeitigen 
Staaten und Landen, wenn fie in dem einen ober dem andern Lande eine fürzere 
Zeit als 3 Jahre fih aufgehalten haben, und nicht domiciliret find, jetzt und Fünftig 
fofort an bie Obrigkeit ihrer Heimath gegenfeitig ausgeliefert werben follen: fo 
machen Wir foldhes hiedurch zu jedermanns Wiſſenſchaft öffentlich kund, und —8 
demnach allen Orts⸗ und Polizei-Obrigkeiten und Behörden gnädigft und ernſtlich: 
nad dem Snhalte worftehender Vereinbarung gegen alle und jede Deferteurd unb 
Landmwehrpflichtige aus dem Königl. Hannoverſchen Militair und Landen auf gezie- 
menden Antrag ber competirenden bortigen Bebörben mit . ber Auslieferung zu ver⸗ 
fahren. An dem geſchiehet Unſer gnädigſter Wille und ——— Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 1. Mai 1815 

Friederich Franz. 


2027. Convention mit Lübeck wegen der Deſerteure. 6. Mai 1815. 
Sriederih Franz ıc Nahdem Wir mit Bürgermeifter und Rath ber freien 
Hanfeftabt Lübeck eine gegenfeitige Vereinbarung dahin getroffen haben: 
daß alle Landwehr- ‚und Militairpflichtige bortiger Stadt und ihres Gebiets, 
wenn felbige in Unfere Lande austreten follten, auf gehörige befcheinigte Anzeige 
des befagten Magiftrats fofort angehalten und an befien Bevollmächtigte aus- 
geliefert werben follen, wogegen das Reciprocum in bortiger Stadt und Deren 
Gebiet, foviel die aus Unfern Landen etwa dahin austretenden Landwehr⸗ und 
Militairpflichtigen betrifft, alldort ebenfalls allemege genau beobachtet werden wird; 
fo thun Wir folches allen und jeden Livil- und Militair-Behörben Unferer Herzogs 
thümer und Lande, insbefondere dn den Grenzen bes Gebiets der freien Hanſeſtadt 
Lübed, hiemit Fund, und befehlen benfelben, refp. unter Entbietung Unfers gnädigften 
Grußes, zugleich gemeffenft: in Solge folder Bereinbarung ſowohl mit der Auslieferung, 
als auch mit der Reclamirung der, wechfelfeitig ausgetretenen Landwehr⸗ und Militeir- 
pflichtigen allenthalben genau und pflihtmäßig zu verfahren. An dem geſchiehet 
Unfer gnäbigfter Wille und Meinung. Gegeben sc, Schwerin, den 6. Mat 1815. 
Sritderih Franz. 


2028. Convention mit Samburg wegen der Defertenre. 
24. Mai 1815. 
Sriederih Franz ı. Wann Wir au) mit Bürgermeifter und Rath ber freien 
Hanfe-Stabt Hamburg nunmehr eine wechfelfeitige Vereinbarung dahin getroffen haben: 
dag nicht nur alle Landwehr⸗ und Militairpflichtige dortiger Stabt und ihres 
Gebiets, welche nicht in. Unfern Landen dpmiciliret find, oder ſich nicht erweislich 
brei Jahre hiejelbft aufgehalten haben, wenn fit nidt gehörig nachweiſen Tönnen, 
ihrer Landwehrpflicht bereits geniget zu haben, ober Davon Dispenfirt zu fein, 
in ihre Heimath zurüdgemwiefen, und diejenigen darunter, welde als der Flucht 
verbächtig angegeben werben, verhaftet und an bie nächſte Behörde ihres 
Landes verabfolget werben; 
fondern auch 
fein aus bem Militairdienfte ber Stadt Hamburg Defertirter in Unfere Militair- 
Dienfte aufgenommen, vielmehr jeber Deferteur auf gefchehene Neclamation, 
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fofern er nicht bereits zum Rriegebienft einer nn Macht engagirt ift, jederzeit 
ausgeliefert werben ſoll: 

MWogegen das genauefte Reciprocum in ber Stadt Hamburg und deren 
Gebiet, fo viel bie, aus Unferu Landen etwa dahin austretenben Landwehr⸗ und 
Militairpflichtigen, nicht minder Die Deſerteurs betrifft, alldort ebenfalls ſtets 
ſtrenge beobachtet werden wird — 


fo fügen Wir ſolches allen und jeden Militair⸗ und Eivil-Bebhörben Unſerer Herzog⸗, 


5 


Fürftenthlimer und Lande, insbeſondere an ben Grenzen bes Gebiets der freien 
Hanfeftadt Hamburg, biemit zu willen, und befehlen benfelben, rejp. unter Entbietung 
Unfers gnädigſten Grußes, zugleid gnädigſt ernſtlich: In Gemäßheit vorſtehender 
Vereinbarung mit ber Auslieferung, wie mit ber Reclamirung ber wechſelſeitig aus- 
getretenen Landwehr⸗ und Militairpflichtigen, imgleichen ber Deferteurs, allenthalben 
genau und pflihtmäßig zu verfahren. An bem ıc. Örgeben sc. Schwerin, ben 
24. Mai 1815. 
- Sriederih Franz. 


2029. Stelle für Ablieferung von Deferteuren. 17. Juni 1815. 
Grieberih Franz x. Um allen bisher vorgefallenen Irrungen bei Ablieferung 


der Ausgetretenen und Dejerteurs vom regulairen Militair, von ber Landwehr und 


vom Landflurm, welche nad Unferen früheren Berorbnungen von ben Öbrigfeiten 
aufgefucht, ergriffen und abgeliefert werben follen, ein Enbe zu maden, wollen und 
verorbnen Wir hiemit gnädigft: daß von nun an jede Obrigkeit die Ergriffenen und 
Abzuliefernden, nad vorher über foldhe gehaltenem fummarifhen Verhör und mit 
beifen Einfendung, allemal an den Bice-Streispolizeimeilter ihres Diftricts abzuliefern 
bat, welcher hiedurch angemiefen fein fol, demnächſt fie durch die Gendarmerie von 
Brigade zu Brigade an Unfer Infanterie-Depot nad Parchim oder nad feinem 
fonftigen Standort, der bei feiner jedesmaligen Veränderung, öffentlich) befannt gemacht 
werden foll, binführen und abliefern zu laffen, wo das Vergehen näher unterfucht 
und nach Befinden weiter verfügt werden fol. 
Gegeben 31. Schwerin, ben 17. Junius 1815. 
Friederich Franz. 


2030. Stelle für auswärtige NHeclamationen wegen der Deferteure. 
26. Juli 1815. 

Sriederih Franz ꝛc. Um bas Geſchäft ‚der Auslieferung mechfelfeitig aus 
biefigen und ben. benachbarten Landen ausgetretener Landwehr oder Militairpflichtigen 
in gehörige Ordnung zu bringen, und dur prompte Hülfeleiftung und Auslieferung 
von hiefiger Seite, auch ein gleiches von den Nachbarn mit Recht erwarten zu können, 
verordnen und wollen Wir hiemit: daß alle von Auswärts Fommenben Reslamationen 
Unfern nadgenannten ſechs Viee- Kreis-Polizeimeiftern, als:. - 

1) dem Amtshauptmann Klog zu Hirfchburg, für den Roſtockſchen Diftrictz 

2) dem Droften von Suckow zu Warin, für den Wismarfchen Diftrict; 

3) dem Amtshauptinann Radel zu Boizenburg, für den Schwerinfihen Diftrict; 

4) dem Amtshauptmann Klotz zu Lübz, für den Parchimſchen Diſtrict; 

5) dem Amtmann Störzel zu Dargun, für den Güſtrowſchen Diſtrict, und 
.6) dem Landdroſten von Lehſten biefelbft oder deſſen Subflituten, Amtsyermalter 

Möller, ale Beamten zu Wredenhagen, für ben Warenſchen Diſtrict, 
einem jedem die aus ſeinem Diſtricte zugehen ſollen. 

Dieſer hat alsbann unverzüglich, wenn er keine Bedenklichkeit dabei findet, Die 
Aufgreifung ber Reclamirten durch die zu feiner Dispofition ſtehenden Gend'armen 
bet der Orts⸗Obrigkeit zu beſorgen, und nachdem biefe Obrigfeiten ein Furzes Verhör 
mit dem Arretirten angeftellt haben werben, ihn nach Befinden entweder fofort ab⸗ 
zuliefern, oder, wenn beſondere Bebenklichfeiten Dagegen eintreten follten, davon un⸗ 
verzüglih an Unfere Regierung, zu berichten und bie Orts⸗Obrigkeit bis zu eingegan- 
gener Refolutign für die Nichtentweichung bes Reclamirten verantwortlich zu machen. 
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Diefes wird biemit als Unfer allerhöchſter gnäbigfter Wille allen Obrigleiten in 
Unfern Landen zu ihrer Nachachtung und jedermann zur Nachricht befannt gemacht. 
Gegeben ꝛc. Schwerin, ben 26. Julius 1815. 


Friederich Franz. 


2031. Directe Ablieferung der Deferteure an ibre Corps. 
212. März 1S16. 


Auf Sr. Königl. Hoheit, des allerdurdlaudhtigften Großherzogs, ſpeciellen Befehl 
mache ich hiedurch für ſämmtliche reſp. Landes-Behörden gemeinkündig: 
daß zwar die Refractairs nach wie vor an den Infanterie-Depot, welcher ſich 
jetzt wieder in Parchim befindet, abgeliefert, dahingegen aber alle Deſerteurs 
nicht weiter an den Depot, ſondern directe an das one: zu weldem fie ge- 
hören, abgegeben werben follen. - 
Pardim, den 12. März 1816. 


von Bülow, 
Major und Ghef des Großherzoglicheu Infanterie⸗ 
Depots, wie auch Sommandant bhiefelbft. 


2032. Berbot der Aufnahme von Perſonen ohne Militairfreifchein. 
3. Mai 1816. 

Friederich Franz ꝛc. Da ſich jetzt, bei ruhiger gewordenen Zeiten, viele 
Unſerer eingebornen Unterthanen in. Unſere Lande ſchleichen, die früher ſich der Pflich— 
tigkeit zu Unſerm Militair-Dienſt entzogen haben; ſolche Eingeſchlichene aber, wenn 
fie erſt einmal verheirathet; oder Meiſter in einem Handwerks-Amt geworden find, 
der Aufmerffamkeit der Obrigfeiten ſich entzichen, wenn von Aufzeichnung der Militairs 

pflihtigen Mannſchaft bie Frage ift: fo verordnen Wir hiemittelfl: daß Fein junger 

Mann, der nicht vor dem Jahre 1790 geboren, oder durch das Rerrutirungs-Reglement 
som 20. December 1810 erimirt iſt, und aljo wegen feines: Alters oder fonften zu 
der Recrutirung im Jahre 1810, zu melder nur bie vom Jahr 1791 und 1790 
gufgefordert wurden, nicht mehr berufen war, von irgend einer Obrigkeit in Unjern 
Landen zum Bürger oder Einwohner aufgenommen, und bei feinem Handwerks⸗Amte 
als Gefelle, oder gar als Meifter angenommen werben fol, wenn er nicht gehörig 
beſcheinigt bat, daß er fi freigeloofet, oder auf fonftige Art feiner Militairpflichtigfeit 
genüget bat. Vielmehr foll ein jedes Handwerks-Amt, dem ein folder vorkömmt, 
ihn fofort ber Orts-⸗Obrigkeit anzeigen und jede Orts-Obrigfeit, welder ein folder 
vorkömmt, hat ihn fofort, jedoch mit Beachtung deffen, was der $. 8. Unſers pro= 
viforifhen Regulativs vom 19. Decbr. 1808 geftattet und verordnet, und der nach— 
berigen Vorſchriften des Recrutirungs-Reglemente vom 20. Debr. 1810, ju verbaften 
und conftitutionsmäßig mit ihm zu verfabren. Und haben ſowohl gefammte Orte⸗ 
Obrigkeiten, als alle Handwerks⸗Aemter in Unſern Landen es hieran, bei Vermeidung 
einer Pin von Zwanzig Rthlr. Nzwdr. und, nach Befinden, noch härterer Strafe 
feineswegs ermangeln zu laſſen. Gegeben zc. Schwerin, den 3. Mai 1816. 


Sriederihb Franz. 


2033. Einſchärfung ber Berordunng vom 28. Februar 1s11 
wider die Defertion. 12. Nov. 1816. 


Srieberih Franz 1. Wir fehen Uns gemüffiget, Unfere Patent-Berorbnung 
vom 28. Febr. 1811, wegen Hemmung der Austretung und Anhaltung ber Deferteure 
von Unferm Militair: 

(Diefe Verordnung ift oben unter Nr. 2016 bereits abgebrudt.) 
durch das offlcielle Blatt und durch bie hiefigen Anzeigen, nochmals, mit Bezug auf 
Unfere Verordnungen vom 11. Februar 1812 und vom 15. October 1813, in Er- 
innerung zu bringen, unb befehlen allen Behörden in Unjern Landen: hiemit gnäbigft- 
ernflih: die Vorſchriften berfelben, bei unabbittliger Bermeidung ber ‘darin an⸗ 
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gebroheten Strafe, auf das Genauefte zu beobachten. Wornach sc. Gegeben ır. 
Schwerin, ben 12. Nov. 1816. ’ 


Sriederib Franz. 


2034. Grläuterung des Verbots der VBerheimlichung von. Aus: 
| getretenen. 18. Apr. 1817. | 


Sriederih Franz 2c. Wann Uns bemerklich geworben ilt, daß Unſere Patent: 


Verordnungen refps vom 8. Oct. 1810, 28. Febr. 1811 und 11. Febr. 1812, 


die Anhaltung oder Verheimlichung ber Deferteurs von Unjerm Militair betreffend, 
bin und wieder ’fo verftanden und ausgelegt werben, als ob Verwandte oder fonft 
ein jeder, der nur nit Brod- und Dienſtherr ift, die ausgetretenen Militair- 
Perfonen oder Militairpflihtigen ungeftraft verheimlichen dürfte; So geben 
Wir biemit öffentlih zu vernehmen: daß ein jeder Einwohner in Unfern Landen, 
fein Berhältnig zu dem Auggetretenen, oder ſich verbergenden Soldaten, Landwehrmann, 
oder Milttairpflichtigen möge fein, welches es wolle, verpflichtet ift und fein foll, fo 
bald er den, bei ihm fih aufhaltenden in dieſer Rückſicht verdächtig Hält, oder 
halten muß, denfelben, wie in jenen Patent-Verordnungen vorgeſchrieben ift, bei ber 
Behörde anzuzeigen, | 

Mer ſolchemnach überführt werben wird, baß er wiſſendlich dieſes unterlaffen, 
der bat ernftliche Beftrafung zu gewärtigen. Wornach ꝛc. Grgeben ꝛc. Schwerin, 


den 18. April 1817. . | 
| Srieberid Franz. 


2035. AArretirung der außerhalb ber Garnifon mit Gewehr 
betroffenen Soldaten. 17. Nov. 1817. 


Friederich Franz ꝛc. Hiedurch befehlen Wir allen Obrigfeiten und Behörben in 


Unfern Landen, rejp. mit Entbietung Unfers gnädigften Grußes: jeden Soldaten, ber 
fih außerhalb feiner Garnifon‘ mit einem Gewehre fehen läßet, wenn felbiger nicht 
durch Vorzeigung einer von dem Commandanten feiner Garniſon ertheilten Marfch- 
‚Route oder Drdre zur Genüge als Gommandirter ſich Iegitimiren Tann, fofort arretiren 
zu laffen, und an bie nächſte Garniſon zum weitern Transport abzulicfern. 

Unfern Genéd'armen ift cin Gleihes in vorkommenden Fällen aufgegeben. 


Dabei fügen Wir zugleih üffentlich biedurd zu willen, Daß die in Gemäßheit | 


Unfers Militair- Gejegbuches von den Deferteurs verwürfte Beftungs- Strafe, wenn 
felbige die ihnen anvertrauete Armatur befonders aber das Schießgewehr mitgenommen 
haben, wenigftend noch ein big zwei Jahre, nemlih um eine folde Strafzeit ver- 
längert fein foll, ale im Artikel 62. Unfers Militair-Geſetzbuchs ſchon auf den bloßen 
Verkauf der Waffen- und Montirungs-Stüde gefeget if. Wornach sc. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, den 17. November 1817, 


Sriederih Franz. 


2036. ‚Convention mit Preußen wegen der Deferteure. 
Ä 4. Juni 1818. 

—Friederich Franz ꝛc. Nachdem, zmwifchen dem  Königlih Preußifhen und 
Unferm Minifterio, mit Unferer Allerhöchſten Genehmigung eine Cartel-Convention, fo 
wie fie bierunter abgedrudt iſt, geſchloſſen worden, auch Königlih Preußiſcher Seits 
" die Stadt Lenzen zum Ublieferuugsort beftimmt ift, biefjeits aber Lübz, woſelbſt dem 
Bire-Rreis-Polizeimeifter, Amtshauptmann Klotz, bie Beforgung diefes Geſchäfts ber 
Entgegennahme und weiteren Ablieferung ber Ausgelieferten aufgetragen iſt; So be— 
fehlen Wir, refp. mit Entbietung Unfers gnäbigften Grußes, allen Orts⸗ und Polizei- 
Dbrigfeiten und Behörden hiedurch gnädigft und ernſtlich, ſich nach bem Inhalte ge= 
dachter Convention aufs genauefte zu achten. Un dem gefchiehet ꝛc. Gegeben ꝛc. 
Schwerin, ben 1. Junii 1818, 


Sriederih Tran; 


- 
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Zwiſchen der Königlich Preußifchen Regierung einer Seite und ber Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung anderer Seits, iſt nachſtehende Cartel-Eonvention 
verabredet und gejchloffen worden, 

Art. 1. Ale von ben Truppen ter beiden hohen contrahirenden Theile un⸗ 
mittelbar ober mittelbar in bes Undern Lande oder zu deſſen Truppen, wenn biefe 
auch außerhalb ihres Vaterlandes fi befinden folten, deſertirten Militair-Perfonen, 
follen gegenfeitig ausgeliefert werben. 

Art. 2. Als Deferteurs werben, ohne Unterfchieb bes Grades oder ber Waffe, 
ale biejenigen angeſehen, welche zu irgend einer Abtheilung bes febenden Deeres ober 
ber bewaffneten Landmacht, nad) den gefeglichen Beftimmungen eines eben der beiben 
Staaten, gehören und berfelben mit Eid und Pflicht verwandt find, mit Inbegriff ber 
bei ber Artillerie oder fonfligen Fuhrweſen angeftelten Knechte. 

Art. 3. Sollte ber- Fall vorlommen, daß ein Deferteur ber contrahirenden 
Mächte früher ſchon von einer andern Macht defertirt wäre, fo wird dennoch, felbft 
wenn mit ber Letzteren ebenfalld Auslieferungs - Verträge beftänden, die Auslieferung 
flets an diejenige der contrahirenden Mächte erfolgen, beren Dienft er zuletzt verlafen 
bat. Wenn ferner ein Soldat von ben Truppen einer der pariscirenden Mächte zu 
‚ denen eines britten und von biefen wiederum in bie Lande des andern paciscirenden 

Souveraind, ober fonft zu befien Truppen befertirt; fo kommt es darauf an: ob 

legterer Souverain mit jenem Dritten ein Cartel bat. Iſt diefes der Falle, fo wird 
der Deferteur dahin abgeliefert, woher er zuletzt entwichen iſt; im entgegengefeßten 
Falle aber wird er dem paciscirenden an befien Dienfte er zuerſt verlafien 
bat, ausgeliefert. 

Art. & Nur folgende Fälle werben ale Gründe, bie Auslieferung eines Tefer- 
teurs zu verweigern anerkannt: 

a) wenn ber Deferteur aus den Staaten des jenſeitigen Souverains, ſo wie ſie 
durch die neueſten Verträge begrenzt ſind, gebürtig iſt und alſo vermittelſt der 
Deſertion nur in feine Heimath zurüdfehrt. 

b) Wenn ein Deferteur in dem Staate, in welchen er entmwichen ift, ein Verbrechen 
begangen hat, deſſen Beftrafung vor feiner Auslieferung, die Landes⸗Geſetze er- 

* fördern. Wenn nad überflandener Strafe der Dejertenr ausgeliefert wird, 
follen die denſelben ‚betreffenden Unterſuchungs⸗Acten entweder in Original ober 

Auszugsweiſe und in beglaubigten Abfchriften übergeben werben, bamit ermefien 

werben Tann, ob ein dergleichen Deſerteur ms zum Militair-Dienft geeignet: ift 

oder nicht. 

Schulden oder andere von einem Deferteur eingegangene Verbindlichkeiten geben 
bagegen dem Staat, in welchem er ſich aufhält, Fein Recht, deſſen Auslieferung zu verfagen. 

Art, 5. Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erftredt fih auch auf Die Pferde, 
Sattel und Reitzeug, Armatur und Migntirungs-Stüde, welde von den Deferteurs 
etwa mitgenommen worden find, und tritt auch dann ein, wenn ber Defertenr, felbft, 
nad den Beſtimmungen des vorhergehenden Artifels, nicht ausgeliefert wird. 

Art. 6. Um durd die möglichfte Regelmäßigfeit Die Auslieferung zu befchleunigen, 
werben beide contrahirende Theile wegen beflimmter an ihren Grenzen belegenen gegen- 
feitigen Ablieferungs= Derter (wozu folde Städte gewählt werben follen, in welden 
ſich Garniſon befindet) übereinfommen, an welde eine gegenfeitig befannt zu machende 
Behörde mit der Empfangsnahme der Deferteurs und fofortigen Bezahlung aller in 
den nachfolgenden Artifeln 11. und 13. flipulirten Koften beauftragt fein wird. 

Art. 7. Die Auslieferung gefhieht in der Regel freiwillig und ohne erft eine 
Requifition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Eivil- Behörde einen 
gegenfeitigen Deferteur entdedt, wird berfelbe nebſt den etwa bei ſich habenden Effecten, 
Pferden Waffen ꝛc. ſofort, unter Beifügung eines aufzunehmenden Protocolls, an 
die jenſeitige Bebörde im aächſten Ablieferungs⸗Orte gegen Beſcheinigung übergeben. 

Art. 8. Sollte aber ein Deſerteur der Aufmerkſamkeit der Behörden desjenigen 
Staats, in welchen er übergetreten ift, entgangen fein, fo wird deſſen Auslieferung 
fogleih auf die erfte desfallſige Requifition erfolgen, felbft dann, wenn er Gelegenheit 
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gefunden hätte, in bem Militair-Dienfte des gebachten Staats angeftellt zu werben. 
Nur wenn über bie Nichtigkeit weſentlicher, in ber Requifition angegebener That- 
ſachen, welche die Auslieferung überhaupt bedingen, ſolche Zweifel obwalten, daß zuvor 
eine nähere Aufklärung derſelben zwiſchen der requirirenden und requirirten Behörde 


nöthig wird, iſt der Auslieferung Anſtand zu geben. 


Art. 9. Die im vorftebenden Artikel erwähnten Requifttionen ergehen von 
Seiten ber betreffenden Preußiſchen Militair- oder Civil-Behörben unmittelbar an bie 
nächſte Provinzial-Regierung oder an das General⸗Commando der Preußifchen Provinz, 
wohin der Deferteur fi begeben hat. 

Bon den Militair» Behörden werben diejenigen Deferteurs, melde etwa zum 
Dienfb angenommen werben follten; von ben Eisil-Behörben aber Diejenigen, bei denen 
dieſes der Hall nicht iſt, ausgeliefert. 

Art, 10. Sollten zwifchen Sr. Majeftät dem König von Preußen und anbern 
deutſchen Bundes-Stanten, welche durch bie Großherzogl. Medlenburg- Schwerinfchen 
Staaten von dem Preußifcen Gebiete getrennt find, Bartels Conventionen beftehen 
oder noch gejchloffen werden, in deren Folge Auslieferungsfälle Preußiſcher Deferteurs 
vorfommen; fo find Die Großherzoglih Medlenburg-Schwerinſchen Behörden verpflichtet, 
wenn bie Preußifchen Deferteurs auf dem graden Wege dur bie Großherzoglichen 
Lande zu transportiren find, bergleihen Deferteurs von ſolchen hinterliegenden dritten 
Staaten anzunehmen und ben weiteren Transport, nad den in Gemäßheit, bes Ar- 
ticuli 6. zu beftimmenden Preußifhen Ablieferungs-⸗Oertern in eben ber Art zu ver- 
anftalten, als ob foldhe Dejerteurs innerhalb ber Großherzoglich Medienburg-Schwerin- 
jhen Staaten ſelbſt zuerft ergriffen worden wären. 

Eine gleiche Verpflichtung findet auf Seiten ber Königlich Preußifchen Behörden 
Statt, wenn in ähnlichen Fällen auf dem Grunde, zwiſchen der Großherzoglih Med- 
lenburg Schwerinſchen Regierung und anderen. deutihen Bundes-Staaten beſtehender 
Gartel-Conventionen, Oroßherzoglih Medlenburg-Schwerinfche Deferteurs das Königl. 
Preußifhe Gebiet paffiren müſſen, um ihre Auslieferung zu bewirfen, 

Art. 11. An Unterhaltungs=-Stoften werben ber ausliefernden Macht für jeden 
Deferteur, vom Tage feiner Berhaftung an, bie zum Tage der Auslieferung ein- 
fchlieglich, für den Tag drei Groſchen Preußiſch Courant, für ein Pferd aber täglich 
ſechs Pfund Hafer, acht Pfund Heu und drei Pfund Stroh Berliner Gewicht, ben 
Centner zu einhundert und zehn Pfund, gut gethan. Die Berechnung der Zutter- 


Koften geſchiehet nad den Markt-Preifen des Orts oder der nächſten Stadt, wo bie. 


Arretirung geſchehen ift,, und die Bezahlung erfolgt, ohne bie geringfte Schwierigkeit, 
gleich bei der Auslieferung. | 

Art. 12. Außer biefen Koſten und der im nachfolgenden Artikel 13. bemerkten 
Belohnung, kann ein Mehreres unter irgend einem Vorwand, wenn auch gleich der 
auszuliefernde Mann unter den Truppen des Souverains, der ihn auszuliefern hat, 
angeworben fein follte, etwa wegen bes Handgeldes, genoffener Löhnung, Bewachung 
und Fortſchaffung, oder wie es ſonſt Namen haben möchte, nicht gefordert werden. 

Art. 13. Dem Unterthan, welcher einen Deſerteur entdeckt und zur Haft bringen 
läßt oder ſelber verhaftet, ſoll, ſobald die Auslieferung wirklich geſchieht, eine Gra— 
tification von fünf Reichsthaler Preußiſch Courant für einen Mann ohne Pferd, und 
von zehn Thaler Preußiſch Courant für einen Mann mit dem Pferde gereicht, von 
dem ausliefernden Theile vorgeſchoſſen und ſofort bei der Auslieferung wieder erſtattet 
werden. 

In Rückſicht anderer ausgetretenen Militair-Pflichtigen, Die nicht nad Articu- 
lam 2. in die Claſſe der eigentlichen Deſerteurs gehören, fällt dieſes Gartel-Geld weg. 

Art, 14. Ueber den Empfang ber, Art. 11 und 13 gedachten Koften- und 
Gratifications -Erftattung, bot die außliefernde Behörde zu quitirenz; bes etwa nicht 
fofort auszumittelnden Betrages ber zu erflattenben Unfoften halber ift aber bie Aus- 
lieferung des Deferteurs, wenn bemfelben fonft fein Bedenken entgegenſtehet, nicht 
aufzuhalten. 


Medi. Sefegfammiung. 11. | 45 
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Art, 15. Allen Behörben, befonders ben Orenz⸗Behörden, wird es finenge zur 
Pflicht gemacht werben, auf die jenfeitigen Deferteurs ein wachſames Auge zu haben 
und daher einen eben, aus befien Ausfagen, Kleidung, Waffen oder andern Anzeichen 
fich ergiebt, daß er ein Deferteur fey, fogleich, ohne erſt Deshalb eine Reguifition ab- 
zumwarten, unter Aufficht zu fielen oder, nach Umftänden, zu verhaften. 

Art. 16. Alle, nach ber Berfafiung der beiderfeitigen Staaten Reſerven⸗ oder 
Landwehr- und Überhaupt militairpflichtige Unterthanen, melde ſich in die Lande des 
andern Souverains oder zu deſſen Truppen begeben, ſind auf vorgängige Reklamation, 
der Auslieferung unterworfen, und es ſoll mit dieſer Auslieferung im übrigen, ſowohl in 
Hinſicht der dabei zu beobachtenden Form, als auch wegen der zu erſtattenden Ver— 
pflegungs-Stoften eben fo gehalten werben, wie es wegen ber Auslieferung der Militair- 
Defertsurs in biefer Convention beftimmt if. Bei allen ſolchen Auslieferungen aber, 
welche von der Obrigkeit auf jenfeitige Requifition bewirkt werden, wird ein Gartel- 
Geld nicht entrichtet. 

Art. 17, Diejenigen Individuen, melde nad den Geſetzen eines jeben ber 
pacischrenden Staaten im militairpflihtigen Alter find und bei Ueberfchreitung ber 
gegenfeitigen Grenzen, obne hinreichende Legitimation vorzeigen zu können, ben Ver- 
dacht auf fich ziehen, daß fie ſich der Militair- Pflicht gegen ihren Staat entziehen 
wollen, ſollen ſofort zurückgewieſen und dergleichen Perſonen weder Aufenthalt noch 
Zuflucht in dem jenſeitigen Staate geſtattet werden. 

Art. 18. Den beiderſeitigen Behörden und Unterthanen wird ftrenge unterfagt 
werben, Deferteurs ober folge Militairpflichtige, bie ihre desfallfige Befreiung nicht 
binlänglich darthun Fünnen, zu Kriegs-Dienften anzunehmen, deren Aufenthalt zu ver: 
heimlichen, oder dieſelben, um fie etwanigen Reklamationen zu entziehen, in entfernte 
Gegenden zu befördern. Ä 

Auch fol es nicht geftattet werden, daß von irgend einer fremden Macht ber- 
gleichen Individuen innerhalb der Staaten der hohen Souverains angemorben werben. 

Art. 19. Wer fih ber miffentlihen Verhehlung eines Deferteurs ober Militair- 
pflichtigen und ber Befürberung ber Flucht deſſelben fchuldig macht, wird mit einer 
nachdrücklichen Geld- und Gefängnißftrafe belegt. 

Art. 20, Gleichmäßig wird es den Unterthanen beider contrahirenden Mächte 
unterſagt werden, vor einem jenſeitigen Deſerteur Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur- 
und Montirungs-Stüde zu kaufen, oder ſonſten an ſich zu bringen. Der Uebertreter 
diefes Verbots wird nicht allein zur Herauegabe bergleihen an ſich gebrachten Ge— 
genftände, ohne den mindeſten Erfag, und zur Erftattung des Werths angehalten, 
werden, fondern auch überbem mit willkührlicher Geld- und Gefängnißftrafe belrgt 
werden, wenn bemiejen wird, daß er wifjentlih von einem — etwas gekauft 
oder an ſich gebracht hat. 

Art. 21. Indem auf diefe Art eine regelmäßige Auslieferung ber gegenjeitigen 
Deferteurs und Militairpflichtigen eingeleitet it, wird jede eigenmädtige Verfolgung 
eines Deſerteurs auf jenfeitigem Gebiete, als eine Verlegung bes Letzteren fireng un 
terfagt und fourgfältig vermieden werben. Wer ſich biefes Vergehens ſchulbig macht, 
wird, wenn er dabei betroffen wird, fogleich verhaftet und zur gefeglichen Beſtrafung 
an feine Regierung abgeliefert werben. 

Art. 22. Als eine Gebiets» Verlegung iſt jedoch nicht anzufehen, wenn von 
einem Commando, welches einen oder mehrere Deſerteurs bie an bie Grenze verfolgt, 
ein Commandirter in bas jenfeitige Gebiet geſandt wird, um ber nächſten Orte— 
Obrigkeit die Defertion zu melden, 

Diefe Obrigkeit muß vielmehr, wenn ber Deferteur fi in ihrem Bereiche be— 
fiudet, denſelben ſofort verhaften, und wird in dieſem Falle, wie überhaupt jedesmal, 
wenn ein Deſerteur von ber Obrigkeit verhaftet wird, kein Cartel⸗Geld bezahlt. Der 
Commandirte darf ſich aber keineswegs an den Deferteur vergreifen, wibrigenfalls er 
nad Artikel 21. zu behandeln ift. 

Art. 23. Jede gewaltfame oder heimliche Anmwerbung im jenfeitigen Territorio, 
Verführung jenfeitiger Soldaten zur Defertion, oder anderer Unterthanen zum Yus- 
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treten mit Berlehung ihrer Militairpflicht iſt ſtrenge unterſagt. Wer eines ſolchen 
Beginnens wegen in dem Staate, wo er ſich deſſen ſchuldig gemacht, ergriffen wird, 
iſt der geſetzlichen Beſtrafung deſſelben unterworfen. Wer ſich aber dieſer Beftrafung 
durch Die Flucht entzieht, oder von feinem Baterlande aus, auf obige Art auf jen- 


feitige Unterthanen zu wirken ſucht, wird auf desfallfige Requifition in feinem -Bater- , 


lande zur Unterfuhung und nachdrücklichen Strafe gezogen werben. 


Art, 24. indem die gegenwärtige Cartel-Convention in die Stelle der zwiſchen 


ben beiderfeitigen Minifterien, refp. unter dem 3. und 11. Auguft 1813, getroffenen 
Bereinigung wegen Auslieferung ber Deferteurs und militairpflichtigen Unterthanen tritt, 
find nur Diejenigen Deferteurs der Reclamation und Auslieferung nicht unterworfen, 
welche bereits vor dem Zeitpunfte der letztgedachten Bereinigung von den Truppen eines 
der hohen contrahirenden Theile entwichen find und bei dem andern Souverain Dienfte 
genommen haben, oder fonft in deſſen Landen fi aufhalten. Desgleichen follen folde 
militairpflidhtige Unterthanen, welche zwar erft nady dem vorftehend erwähnten Zeitpunfte 
ausgetreten find, jedoch nachmweifen können, daß fie vor Publifation der gegenwärtigen 


Convention bereits drei Jahre hindurch in dem gegenjeitigen Gebiete anfäßig geweſen 


find, von der Reclamation ausgenommen feyn. 


Art. 25. Den Landeskindern beiber Theile, melde zur Zeit der Publikation 
wirflih in dem Militair-Dienft des andern Souverains fid) befinden, fol Die Wahl 
freifteben, entweder in ihren Geburtsort zurüdzufehren oder in ben Dienften, in welchen 
fie fich befinden, zu bleiben. Doch müflen fie ſich längſtens Binnen reinem Jahre nad) 
Publikation gegenwärtiger Convention deshalb beftimmt erflären, und es foll Denjenigen, 
welche in ihre Heimath zurüdkehren wollen, der Abſchied unmeigerlicy ertheilt werden. 

Bei freimilligen Sapitulanten treten dieſe Beſtimmungen erſt nach Ablauf der 
Capitulation ein. 


Art. 26. Gegenwärtige Convention wird von den beiderſeitigen Regierungen zu 
gleicher Zeit zur genaueſten Befolgung publicirt werden, und iſt gültig und geſchloſſen 


auf Sechs Jahre, mit ſtillſchweigender Verlängerung bis zu erfolgender Aufkündigung, 


welche dann jederzeit jedem der hohen contrahirenden Theile ein Fahr voraus frei ſteht. 


Sollten jedoch auf dem Bundestage allgemeine Bejchlüffe gefaßt werden, welche 
‚mit einzelnen Beflimmungen der vorftehenden Convention unvereinbar find, fo wirt 
das bundesmäßige Verfahren an die Stelle der Letztern treten. 

So geſchehen und unterzeichnet. Schwerin, den 25. März 1818, 


Großherzogl. Medienburg-Schwerinfches Geheimes Minifterium. 


Sartel:&onvention , 
wegen wechfelleitiger Auslieferung beiertirter 
Militair-Perfonen, zwifchen den Koͤnigl. Preu⸗ 
Sifchen und den Großherzoglid Mecklenburg: 
— Landen. 


2037. Ausdehnung der —— Verordnung auf das vor: | 


malige Schwedifh:Bommern. 18. Sept. 1818. 


Sriederih Franz ꝛzc. Wann Wir auf geziemende Vorſteliung und da die 
vormalige Königl. Schwediſche angränzende Provinz Pommern mit dem Königreiche 
Preußen jetzt vereinigt iſt, die von Uns ſolcher Provinz halber unterm 17. October 
1811, wegen wechſelſeitiger Auslieferung der Deſerteurs abgeſchloſſene Convention 
nunmehr aufgehoben haben, indem die, mit bes Königs von Preußen Majeſtät von 
Uns über gefammte Königl. Preußifhe Lande unterm 25. März d. 3. abgeſchloſſene, 
und im Drud befannt gemachte Cartel-Convention auch auf bas vormalige Schwedifch- 
Pommern ausgedehnt und künftig angewendet werden fol: Sp haben Wir Diefe Un- 
fere Willensmeinung zu Jedermanns Nachricht und Nachachtung durch ben Drud 
— bekannt zu machen befohlen. Gegeben sc. Schwerin, den 18. Sept. ie: 


Friederich Franz 
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2038. Serabfegung der Prämie für ergriffene Deferteurs und 
| Confcriptionspflichtige. 18. Sept. ISIS. 
Sriederih Franz ıc. Wann die. bisher zu zehn Reichsthaler Natel be- 
ftimmte Prämie für jeden durch Unfere Gensb’armen ergriffenen Deferteur und Con- 
feriptionspflichtigen, Unferer Invaliden-Caffe fehr zur Laſt fallen, biefe aber zu ganz 
andern Zweden beflimmt ift, denen fie ohnehin nicht hinlänglich genügen kann; fo 
baben Bir auf .unterthänigfte Bitte Unferer getreuen Landſtände beſchloſſen, daß ge— 
dachte Prämie vom 1. Januar 1818 an, auf bie Hälfte, mithin auf fünf Rthlr. Natel 
für den Dann, herunter gefegt fein fol, und erwarten, bag biefe Prämie zur Ermun- 
terung für bie, welche in Ergreifung folder Perfonen ohnehin ibre Pflicht thun, ge⸗ 
nügen werde. Wornach ıc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 18. Septbr. 1818. 
Friederich Franz. 


2039. Stelle für Ablieferung von Deſerteuren nach und von 
. Pommern. 13. Januar. ISIO. 

Srieberih Franz ıc. Sn Berfolg Unfers Publicati vom 18. Sept. v. 9. 
wegen. Cartelmäßiger Auslieferung ber mechjelfeitigen. Deferteurs in Rüdficht der 
Königl. Preußiſch-Pommerſchen Provinz, machen Bir .Unfern resp. Militair-, Amts» 
und Polizei» Behörden hiemittelft gemeinfündig: daß zur Entgegennahme aller, aus 
Pommern abzuliefernden biesfeitigen Deferteurs bloß der Flecken Dargun beftimmt if, 
wo Unſer Vice-Streis-Polizeimeifter, Amtmann Reimfaften, das weitere beforgen wird, 
fo wie dagegen alle, von hier augzuliefernden Königl. Preußiſch-Pommerſchen Defer- 
teurs allein nad Demmin abgeliefert werden follen. 

Daneben werben alle Ortsbehörden hiedurch befehliget: Die zu machenden Rerla- 
mationen biegfeitiger Deferteurs aus Pommern, allemal gebachtem Unferm Amtmann 


- Reimfaften auzuzeigen, und feiner Ausführung zu überlaffen, 


Wornach sc. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 13. Januar 1819, 
Friederich Franz. 


* 


2040. Beſtimmungen wegen der Prämien für ——— Deſerteure 
und Nefractaire. 13. Juli 1820. 


Friederich Franz ꝛc. Wir finden Uns auf den Antrag Unſrer getreuen 


Ritter» und Landſchaft bewogen, Die bisherige Prämie von 5 Rthlr. NZwör. für 


jeden durch Unſere Gendarmen ergriffenen Deferteur und ausgetretene militairpflitige 
Perfon in den Fällen, wo ber Ergriffene und fchuldig Befundene nit fo viel im 
Vermögen hätte, daß er ſelbſt 5 Rthlr. bezahlen könnte, und bie Zahlung alfo der 
Invaliden⸗-Caſſe zur Laft fallen würde, vom 1. d. M. an auf zwei Rthlr. NImdr. 
abzumindern, und beftimmen dabei annody folgendes: 

1) daß eine folde Prämie überall nur dann zu zahlen iſt, wenn ſich bei angeſtellter 
obrigkeitlicher Unterſuchung ergeben hat, daß der Ergriffene ein Deſerteur oder 
Ausgetretener der gedachten Art iſt; 

2) daß die Prämie der Invaliden⸗Caſſe immer nur in ſo ferne zur Laſt fallen ſoll, 
als es dem Ergriffenen an eigenem Sermepen fehlt, woraus Diefelbe genommen 
werben kann; baber 

3) bie Behörde, an welche die Ablieferung bes Ergriffenen gefchieht 
a) wenn berjelbe baares Gelb bei fi hat, bavon fofort den Betrag ber Prämie 

zu entnehmen und zu berichtigen, 

b) wenn berfelbe zwar Fein Geld, aber Effecten von einem genügenden Werthe 
bei ſich führt, davon einen angemeffenen Theil ad depositum zu. nehmen, 
und wenn bie Einlöfung nicht binnen einer zu beilimmenden Zeit von vier 
Wochen gefchieht, zum Zwede der Eritattung der Prämie zu veräußern, 

ec) fonft aber, wenn fi die völlige Armuth des Ergriffenen nicht ſchon ergeben 
follte, der ordentlihen Obrigkeit deffelben bavon Anzeige zu machen hat, damit 
dieſe aus deſſen Dermögen bie Prämie britreibe, 
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Alle Obrigkeiten und Behörden in Unſern Landen haben “ biernad aufs ge: 
nauefte zu achten. Gegeben sc. Schwerin, ben 13. Sulii 1820, , 
Sriederib Franz. 


2041. Ablieferungsorte für preußifche Deferteure. I1. März 1822. 


Friederich Franz ac. Hiedurd werden die Fompetirenden Obrigfeiten angewiefen, 
die aufgegriffenen preußijchen Deferteurs und Militairpflichtigen Fünftig nicht an den 
Geheimen Amtsrath Klo zu Lübz, fondern an den Ober» Amtmann Störzel nad 
Grabow, die für die Provinz Pommern zur Ablieferung nad Demmin beftimmten 
aber, über Dargun an den Amtmann Reimfaften dafelbft, zur weiteren Beförberung 
abliefern zu laſſen, und werden gefammte Orts-Behörden zur Beobachtung einer 
befferen Ordnung ale bisher von ihnen beobachtet, bei Vermeidung fonftiger Berant- 
wortung hiedurch ausdrüdlich erinnert. Wornach ꝛc. 

Gegeben ıc. Schwerin, den 11. März 1822, 


Friederich Franz. 


2042. Gondention mit Meklenburg⸗Strelitz wegen der ——— 
25. Mai 1822. 


Friederich — sc. Wir machen hiedurch öffentlich Fund, daß, der 
zwiſchen Und und des Großherzogs von Mecklenburg-Strelitz, Königl. Hoheit und 
Liebden, getroffenen Vereinbarung über das zu beobachtende Reciprocum, alle 
Obrigkeiten und Behörden in den geſammten hieſigen Großherzoglichen Landen ver⸗ 
pflichtet ſeyn ſollen, in Gemãßheit bes $. 18. bes Recrutirungs - Reglemente vom 
15. December 1820, alle in hieſigen Landen entdedt werbende, in ben Großherzogl. 
Medlenburg-Streligfhen Landen militairpflichtige Perfonen fofort der Drts-Obrigfeit, 
unter welche fie gehören, zu denunciiren. 

Sämmtliche biefige Behörden werden zur genaueften Beobachtung biefer Vorſchrift 
hiedurch erinnert, indem fie von den Oroßherzogl. Mecklenburg-Strelitziſchen eiu 
Gleiches zu gewärtigen haben, Gegeben ıc. Schwerin, den 25. Mai 1822. 

Friederich Franz. | 
Publicandum 
wegen der zwiſchen den biesfeitigen und ben Groß: 
berzoglich Strelisifchen Landen getroffenen Verein 


barung wegen wechſelſeitiger Denunciationen ver 
ausgetretenen Militairpflichtigen. 


2043. Gouvention mit Dänemark. wegen der Deferteure. 
19. Nov. 1822. 


Sriederih Franz 2. Nachdem Wir mit bes Königs von Dänemark Majeftät 
bie bieneben abgedrudte wechjelfeitige Convention, wegen Auslieferung ber Deferteure 
und ber ausgetretenen Militairpflichtigen, burch gemeinſame Bevollmächtigte haben 
abſchließen laſſen, befehlen Wir allen Obrigkeiten und Behörden in Unſern Landen, 
insbeſondere aber Unſern Vice⸗Kreis⸗ Polizeimeiftern und Unfern länge der Grenze 
angeftelten Beamten, hiedurch gnäbdigft, fi in vorkommenden Fällen nach folder 
Sartel-Convention auf bas genauefte zu richten. Gegeben ꝛc. Schwerin, den 19. Nov. 1822, 


Srieberid Franz. 
Convention 
N Sr. Königl. Majeſtät zu Dänemart 2. | i N 
und Sr, Königt. Hoheit dem Großherzoge zu Med: 
lenburg = Schwerin wegen gegenfeitiger Auslieferung 
ber Deferteure und der auögetretenen | 
Militairpflichtigen. 

6, 1. Alle von ber Armee Sr. Majeſtät des Königs von Dänemarf und den 
Truppen Sr. Königlihen Hoheit des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin un- 
mittelbar oder mittelbar in bes andern Lande oder zu deſſen Truppen, wenn biefe 
auch aufferhalb ihres Baterlandes fich befinden follten, befertirte oder künftig befertirende 
Militair- Perfonen follen gegenfeitig ansgeliefert werben. 
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-$ 2, Als Defertenre werben, ohne Unterſchied bes Grabes oder ber Waffe, 
alle Diejenigen angefeben, welche zu irgend einer Abtheilung des ftebenden Heeres ober 
der bewaffneten Landesmacht nad den gefeglihen Beftimmungen eines jeden ber beiden 
Staaten gehörten, und bemfelben mit Eid und Pflicht verwandt find, mit Inbegriff 
der bei der Artillerie ober fonftigem Fuhrweſen angeftellten Knechte. 

G. 3. Sollte der Fall vorfommen, Daß ein Deferteur der onrahikenben Theile 
früber fhon aus einem andern Staate befertirt wäre, fo wird dennoch, felbft wenn 
mit bem legteren Auslieferungs- Verträge beitänden, bie Auslieferung ſtets an denjenigen der 
. eontrahirenden Theile erfolgen, deſſen Dienfte er zuletzt verlaffen hat. Wenn ferner 
ein Soldat von den Truppen eines der paciscirenden Staaten zu denen eines britten 
und von dieſen wiederum in Die Lande des andern Paciscirenden Staates ober fonft 
zu deſſen Truppen deſertirt, ſo kommt es Darauf an: ob letzterer Staat mit jenem 
dritten ein Cartel hat. Iſt Diefes ter Hall, fo wird der Deferteur dahin abgeliefert, 
woher er zulegt entwichen, im entgegengefegten Galle aber wird er dem paciscirenden 
Staate, deſſen Dienfte er zulegt verlaffen hat, ausgeliefert. 

$. 4. Nur folgende Fälle werden als Gründe, Die anelceun eines De- 
ferteurs zu verweigern, anerkannt: 

a) wenn der Dejerteur aus den Staaten Sr. Majeftät bes Königs von Dänemark 
oder aus den Landen Sr. Königl. Hoheit des Grußherzugs von Medlenburg- 
Schwerin gebürtig ift, und aljo vermittelſt der Deſertion nur in ſeine Heimath 
aurüdfehrt; 

b) wenn ein Deferteur in bem Staate, in welden er entwichen ift, ein Verbrechen 
begangen hat, deſſen Beltrafung vor feiner Auslieferung Die Landesgeſetze erfordern. 
Wenn nah überftandener Strafe ber Deferteur ausgeliefert wird, follen Die den— 
jelben betreffenden Unterfuhungs-Acten entweder im Driginal oder auszugsweiſe 
und in beglaubigten Abfchriften übergeben werden, bamit ermeflen werden ann, 
ob ein dergleichen. Deferteur noch zum Militairdienft geeignet ſei oder nicht; 

ec) wenn ber Deſerteur ſich vor dem 1. Januar 1820 in dem Staate, in welchen 
er entwichen ift, durch Grundbeſitz anſäſſig gemacht hat. 

/ Schulden oder andere von einem Deferteur eingegangene Berbindlichfeiten 
geben dagegen dem Staate, in welchem er ſich aufhält, keine Rechte, dieſe Aus— 
lieferung zu verſagen. 

F. 5. Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erſtreckt ſich auch auf die Pferde, 
Sattel und Reitzeug, Armatur und Montirungsſtücke, welche von den Deſerteurs etwa 
mitgenommen worden ſind, und tritt auch dann ein, wenn der Deſerteur ſelbſt, nach 
den Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels, nicht ausgeliefert wird. 

$. 6. Die Auslieferung geſchieht in ber Regel freiwillig und ohne erſt cine 
Requifition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Civil-Behörde einen jen- 
feitigen Deferteur entdedt, wird AR bie Auslieferung befjelben, fo wie ber etwa 
bei ihm vorgefundenen Gffecten, Pferde, Waffen ꝛc. veranlaßt. 

$. 7. Sollte aber ein: Deferteur der Aufmerfjamfeit der Behörden Desjenigen 
Staates, in melden er übergetreten ift, entgangen fein, fo wirb deffen Auslieferung 
fogleih auf die erfte desfallfige Requifition erfolgen, felbft Dann, wenn er, Gelegenheit 
gefunden hätte, in dem Militairdienſte des gedachten Staates angeftellt zu merben. 
Nur wenn über die Richtigkeit wefentliher, in Der Requifition angegebener Thatſachen, 
welche die Auslieferung überhaupt bedingen, ſolche Zweifel obmalten, daß zuvor eine 
nähere Aufklärung bderfelben zwifchen ber requirirenden und requirirten Behörde nöthig 
wird, ift der Auslieferung Anftand zu geben. 

$. 8. Ein Deferteur ober Milttairpflichtiger, deſſen Auslieferung befchafft wird, 
fol an ber Grenze des reſpective däniſchen und Großherzogl. Mecklenburg- Ehwerin- 
ihen Gebietes ausgeliefert werden, und bie competente Behörde foll den Deiertrur 
von da abholen laifen. | 

Die einzuliefernden däniſchen Deferteure und Militairpflichtigen werben zu dieſem 
Zwede nad Ratzeburg an die dortige Militairbehörde, und die Oroßherzogl. Med- 
jenburg- Schwerinfchen Deferteure und Militairpflichtigen nach Boizenburg abgeliefert, 
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wo ber bort refldirende Bice-Sreis-Polizeimeifter fie entgegen nehmen wird, der zugleich 
auch das Gefhäft ber Auslieferung von Großherzogl. Medienburg- Schwerinfcher 
Seite an bie Königl. däniſche Behörde betreibt, 

Die mit ben Requifitionen dieſer Art bänijcher Seits beauftragten Behörden 
find, in fo weit es bie Requiſition von eigentlichen Deferteuren betrifft, bie ‚bei- 
fommenden Regimenter und Korps, in Anfehung der Auslieferung von Landmilitair- 
Reſerven aber, die Land» und Seefriegs-Kommiffaire im Königreihe Dänemark und 
die Landkriegs⸗Kommiſſaire in den Derzogthümern Schleswig, Holftein und Lauenburg, 
an melde fih die Obrigfeiten in Fällen, mo ausgetretene Zandmilitatrpflichtige zu 
reclamiren find, deshalb zu menden haben. | 

Don Mecklenburg⸗Schwerinſcher Seite ift bagegen der BVice-Sreis-Polizeimeifter 
zu. Boizenburg als der einzige legitimirte Requirent, wenn Auslieferungen von dort 
nachzuſuchen fein möchten, zu betrachten. 

Die Requifition zur Auslieferung fowohl ber däniſchen Deferteure, als ber ent- 
wichenen Militairpflichtigen, ift von den betreffenden Milttair- oder Civil-Behörden 
unmittelbar an Die Großberzogl. Medienburg-Schwerinfche Regierung zu richten. 

Die Requifition wegen Auslieferung der etwa in Königl. däniſchen Dienften be- 
findlihen Medlenburg - Schwerinfben Deferteure werben bei dem General- Commando 
ber Provinz, wo der Deferteur ſich befindet, angebracht, in allen übrigen Fällen aber 
an bie betreffenden Königl. bänifchen höchſten Givil-Dbrigfeiten gerichtet. Diefe find: 
der Polizei-Director in Kopenhagen, und im Königreiche Dänemark aufferhalb Kopen- 
bagen: bie Amtmänner, im Herzogthum Schleswig: das Schleswigſche Obergericht 
zu Schleewig, im Herzogthum Holftein: das Holfteinifch - Lauenburgiihe Obergericht 
zu Glüdftadt, für die Statt Altona jedoch: der dortige Ober-Präſident, und fiir das 
Herzogtum Lauenburg: Die Lauenburgiſche Regierung, zu Ratzeburg. 

$. 9. An Unterhaltungsfoften wirb für jeden auszuliefernden Deferteur von 
bem Tage ber Berhaftung bis zum Zage feiner Auslieferung einfchließlich, bänt- 
(her Seits für den Tag 16 Reichsbankſchillinge Silbermünze oder 5 lübſche Schillinge, 
für ein Cüraffier-Pferd 7/16 Scheffel Hafer, I Pfund Heu und 6 Pfund Stroh, für 
- ein Zancier-, Dragoner= und Hufaren-Pferdb aber täglib 7/10 Scheffel Hafer, 7 Pfund 
Heu und 6 Pfund Stroh, däniſch Maaß und Gewicht und Mecklenburg-Schwerinſcher 
Seits für ben Deferteur täglich 5 Schillinge Lübifh, für ein Pferd aber täglich 
10 Pfund Hafer, 8 Pfund Heu und 6 Pfund Stroh, gut gethan. 

Die ‚Berechnung der Zutterfoften geſchieht nach dem Marktpreife des Orts oder 
ter nächſten Stadt, ‘wo die Arretirung vorgenommen ift, und die Bezahlung erfolgt 
ohne die geringfte Schwierigkeit gleich bei der Auslieferung. Ä 

Wenn auf die auszuliefernden Deferteure nad ihrer zum Zweck ber Auslieferung 
erfolgten Verhaftung, wegen Krankheit, höhere DVerpflegungsfoften haben verwandt 
werden müflen, jo werben dieſe ebenfalls fofort bei der Auslieferung, jedoch auf ben 
Grund einer mitzutheilenden befonberen Berechnung, erftattet. | 

$. 10. Auſſer diefen Koften und ber im nachftebenden S. 11. bemerften Be- 

hnungen Fann ein mehreres unter irgend einem Bormande, wenn aud gleich ber 
einzulieferäte Mann unter den Truppen des Staates, der ihn auszuliefern hat, an« 
geworben fein follte, etwa wegen Des Handgeldes, genofjener Löhnung, Bewachung 
oder Sortihaffung, ober wie es fonft Namen haben möchte, nicht gefordert werden. 
$. 11. Dem Unterthan, welder einen Deferteur entdedt und zur Haft bringen 
läßt oder felber verhaftet, fol eine Gratification von 6 Rthlr. 4 Marf in Silber- 
münze oder, fomweit es das Herzogthum Lauenburg betrifft, von 4 Rthlr. 8 ßl. grob 
Kourant (Mecklenburg-Sckwerinſcher Seits gleichfalls von A Rthlr. 8 Fl, Medien- 
burger Valeur) für einen Mann ohne Pferd, und von 13 Rthlr. 2 Mark in ESilber- 
münze, ober, in ſoweit es das Hetzogthum Lauenburg betrifft, von 8 Rthlr 16 Bl. 
grob Courant (Medienburg- Schwerinfher Seits gleihfalls von 8 Rthlr. 16 ßl. 
Medlenburger Baleur) für einen Mann mit dem Pferde, verabreicht, von dem aug- 
lkefernden Theile vorgeſchoſſen und fofort bei der Ablieferung wieder erftattet werben. 
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In Rückſicht anderer ausgetretener Militairpflichtigen, bie nicht nach $. 2. in die 
Claſſe der eigentlichen Deſerteure gehören, fällt dieſes Cartelgeld weg. 
§. 1 Ueber den Empfang ber $. 9. und $. 11. gedachten Koſten⸗ und 


Gratifications-Erftattung bat die ausliefernde Behörde zu quittiren. 


Des etwa nicht fofort auszumittelnden Betrages ber zu erftattenden Unfoften 
balber ift aber die Auslieferung bes Deferteurs, wenn berjelben fonft Fein Bedenken 
entgegen ſteht, nicht aufzuhalten. _ 

$. 13. Alen Behörden, befonders den Grenzbehörden, wird es zur unverbrüch⸗ 
lichen Pflicht gemacht, auf die jenſeitigen Deſerteurs ein wachſames Auge zu haben 
und daher einen jeden, aus deſſen Ausſagen, Kleidung, Waffen oder anderen Anzeichen 
ſich ergiebt, daß er ein ſolcher Deſerteur ſey, ſogleich, ohne erſt eine Requiſition des⸗ 
halb abzuwarten, unter Aufſicht zu ſtellen, oder nach Umſtänden zu verhaften. 

$. 14. Alle, die nad) der Verfaſſung der beiderſeitigen Staaten Reſerve⸗ ober 
Landwehr- und überhaupt Militairpflichtig find, und melde fi von Zeit ber Yubli- 
fation dieſer Convention an, in bie Lande Sr. Majeftät des Könige von Dänemark 
und Gr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin ober zu 
ben Truppen eines ber paciscirenden Staaten begeben, find auf vorgängige Reflama- 
tion der Auslieferung ebenfalls unterworfen, und es fol mit Diefer Auslieferung im 


. übrigen, fowobl in Hinfiht ber dabei zu beacdhtenden Form, als auch wegen der zu 


‘ 


erftattenden Berpflegungsfoften eben fo gehalten werden, wie ed wegen Auslieferung 
militairifcher Deferteurs in biefer Convention beftimmt ift. 
Bei allen ſolchen Auslieferungen aber, welde von ber Obrigkeit auf jenfeitige 

Requiſition bewirkt werden, wird ein Cartelgeld nicht entrichtet. 

$. 15. Den beiderfeitigen Behörben unb Unterthanen ift es ftrenge unterfagt, 
Deferteure oder ſolche Milttairpflichtige, bie ihre desfallfige Befreiung nicht hinlänglich 
nachweiſen können, zu Striege- oder andern. Dienften anzunehmen, beren Aufenthalt 
zu verbeimlichen, ober biefelben, um fie etwanigen Reklamationen zu entziehen, in ent⸗ 
ferntere Gegenden zu befördern. Auch wird es nicht geftattet werben, daß von irgend 
einer fremden Macht dergleichen Individuen innerhalb ber Staaten der Tontrahirenden 
Theile angeworben werben, 

Auch foll die Niederlaffung Königlich Däniſcher Unterthanen im Großberzogl. 
Medlenburg-Schwerinfchen Gebiete und Oroßherzogl. Medlenburg - Schwerinfher Un⸗ 


- terthbanen in den Königlich Däniſchen Staaten nur dann geftattet werden, wenn jel- 


bige nachgewieſen haben, daß fie entweder überall nicht militairpflichtig find,. oder bag 
fie ihrer Militairpflicht ‚in ihrem Baterlande genügt haben. 

$. 16. Wer fih ber wiffentlihen Verhehlung eines Deferteurs‘ oder Militair- 
pflichtigen und ber Beförderung ber Flucht deſſelben ſchuldig macht, wird [mit einer 
nachdrüdlihen Geld⸗ oder Gefängnißftrafe belegt, 

$. 17. Gleichmäßig ift es den Unterthanen beider Eontrahirenden Staaten unter- 
fagt, von einem jenfeitigen Deferteur, Pferde, Sattel und Reitzeug, Armatur und 
Montirungsftüde zu kaufen oder fonft an fi zu bringen. 

Der Uebertreter biefes Verbots wird nicht allein zur Herausgabe dergleichen an 
ih gebrachter Gegenſtände oder zur Erftattung bes Werthes ohne ben mindeften Erſatz 
angehalten, fondern überdies, wenn er wiffentlih von einem Deferteur gekauft oder 
an ſich gebracht hat, mit Geld- oder GBefängnißftrafe belegt. 

$. 18. Jede gewaltfame ober heimlihe Anwerbung im jenfeitigen Zerritorio, 
Verführung jenfeitiger Soldaten zur Defertion, oder anderer ‘Unterthanen zum Aus- 
treten, mit Berlegung ihrer Militairpflidt, ift ftrenge unterfagt. — Derjenige, welcher 
ſich einer foldyen Uebertretung ſchuldig wacht, fol nach den in ben rejpectiven Staaten 
beſtehenden Verordnungen beftraft werden. Wer fih aber biefer Beftrafung burd bie 
Flucht entzieht, oder von feinem Vaterlande aug auf obige Art auf jenfeitige Unter: 
thanen zu wirken ſucht, wird auf Desfalfige Reguifition in feinem Baterlande zur Un⸗ 
ſuchung und Beſtrafung gezogen werden. 

F. 19. Diejenigen Deſerteure oder ausgetretenen Militairpflichtigen, welche 
innerhalb zweier Monate, von ber Publifation dieſer Convention an gerechnet, in ben 


L 
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Staat, aus welchem fie entwichen find, wieber zurüdtehren, werben ihrer Entweicdhung 
wegen nicht beftraft. 
$. 20. Den Laubesfindern beider Theile, welche zur Zeit ber Publikation 

wirflih in dem Militairbienfte bes andern Staats ſich befinden, fol die Wahl frei 
ftehen, entweder in ihren Geburtsort zurüdzufehren, ober in ben Dienften, in welchen 

fie ſich befinden, zu bleiben. Doch müſſen fie fich Tängftens binnen einem Jahre nad 
Publikation gegenwärtiger Convention deshalb beitimmt erflären, und es fol denjenigen, 

welde in ihre Heimath zurüdfehren wollen, der Abſchied unweigerlich ertheilt werden. ' 
Bei freiwilligen Kapitulanten, die ſich nicht zur Auslieferung qualificiren, treten biefe 
Bellimmungen erft nad Ablauf der Kapitulation ein. 


2044. Beachtung und Beitrafung der fich der Loofuug entziehenden 
Perſonen. 25. Apr. 1823. | 


Srieberih Franz ıc. Da es zu Unferer Kenntniß gefommen ift, daß, in 
Anfehung bes Verfahrens mit denjenigen, melde fi) der Genügung ihrer Militair- 
pflicht entzogen haben, verſchiedene Zweifel obwalten; fo finden Wir, nad erforderten 
rathfamen Bedenken Unferer getreuen Stände, es nöthig, nad dem Sinne und zur 
richtigen Anwendung Unferer Refrutirungs-Berorbnung de 15. Dechr. 1820, darüber, 
unter Aufhebung etwa entgegenftehender früherer ‚Beitimmungen, Nachſtehendes in Er- 
innerung zu bringen und zu verorbnen: " 

1) Die Ortsbehörden werben vornämlich verpflidhtet, aufs forgfältigfte bemüht zu 
feyn, den Aufenthalt der Perfonen, bie fi) der Militair-Roofung entzogen haben, 
zu entdeden, und haben Diefelben ſich hiebei im Uebrigen nach Unferer Patents 
Berorbnung vom 28. Februar 1811, wegen Hemmung ber Austretung und An- 
baltung ber Deferteurs von Unferm Militeir, zu richten. Jedoch ift ber Sphus 9 
derfelben burd Die Freiſcheine außer Anwendung gefeßt, welche nad Unferer 
Nekrutirungs - Berordnung vom 15. Dechr. 1820 von ben Diſtricts⸗Behörden 
ertheilt werben. | \ 

Die Brotherren müflen fih bagegen bei Annahme männlicher Dienftboten 
bavon überzeugen, ob fie ihrer Militairpfliht genüget, ober das militairpflichtige 
Alter noch nicht erreicht haben, zu welchem Ende fie verpflichtet find, ſich Die 
Frei⸗ und Geburtsfcheine vorlegen zu laffen. | 

2) Jede Ausloofungs-Behörbe hat jährlich, binnen Drei Wochen nach befchaffter 
Ablieferung der vom Looſe Getroffenen, ein Verzeihnig von allen Militair- 
pflichtigen ihres Bezirks, bie fich nicht zum Xoofen geftellet, an bie Fompetirende 
Diſtrikts-Behörde einzufenden; Dabei aber Die bereits eingezugenen Refraktairs 
bemerflich zu maden. . 

Die Berzeichniffe müſſen ebenfo eingerichtet feyn, als die Anlage III. Un- 
ferer Verordnung vom 15. Dechr. 1820 vorfchreibt, und fie find, für Die Drei 

verfloffenen Auslooſungs⸗Jahre, nod wegen berjenigen, bie in ben Jahren vom 

1. Auguft 1798 bie 1. Auguft 1803 exclusive geboren find, binnen vier \ 

Wochen, nad Publifation diefer Verordnung, der Diſtrikts⸗Behbrde einzufenden. 

3) Die Tifrifts- Behörden Haben auf Eingang diefer Berzeichniffe zu wachen, und 
wenn ſolche volftändig und in genügender Form bei ihnen eingegangen find, die⸗ 
jelben mit barftellenden Ueberfihten Unſerer Regierung vorzulegen. 

Bon“ diefer werben fie ſodann den Bice-Kreis-Polizeimeiftern mitgeteilt 
werben, melde threrfeits Die Gendarmen, wegen Auffuhung unb Ergreifung der 
zur Militeirloofung pflichtig geweſenen, aber nicht erſchienenen Perfonen zu in- | 
firuiren haben; wofür bie Gendarmen, für jedes von ihnen angehaltene Indi- | 
viduum folder Art, bie ihnen durch Unfere Verordnung de 13, Zulii 1820 
zugeficherte Prämie zu erwarten haben. 

4) Gefammte Behörden Unferer Lande werden angewiefen, bie an fie ergebenden 
Rellomationen auswärtiger Behörden an bie Fompetirenden BVice-Streis-Polizei- 
meifter einzufenden, bie Dabei Die beitehenten Sartel-Stonventionen zu beachten haben. 





\\ 


714 Militairfachen. 


Ebenſo follen auch bie Vice-Sreis-Polizeimeifter, jeder für feinen Polizei⸗ 

Diftrilt, die Reklamationen der aus Unfern Landen audgetretenen Militairpflich- 

tigen, ausjchlieglih, bei ben auswärtigen Behörben beſorgen; jeboch bleibt es, 

in Anfehung ber Ablieferungs-Orte, bei den Beflimmungen Unferer Verordnung 

de 11. Mär; 1822. 

9) Wenn jemand, der fi bem Looſen entzog, entdeckt wirb, fo ift er, unter ge- 
höriger Aufficht, an die Orts⸗Behörde, in deren Xiften er eingetragen tft, und 
auf Koften berfelden, bie fie jeboch, wenn es möglich wird, aus feinem Ver⸗ 
mögen wieder wahrnehmen Tann, abzuliefern. 

Die Orts⸗Behörde, und zwar namentlich Unſere Amts⸗ und die ritterſchaftlichen 
Patrimonial- Gerichte, in den Städten aber bie Magiſträte, haben die ſolchergeſtalt 
ihnen Abgelieferten zu verhören, und bie „aufgenommenen Protokolle an die Aus⸗ 
looſungs⸗Behörden einzuſenden, damit biefe ‘bie Beſtimmung treffen, ob ber zur Un- 
terfuhung gezogene Refraktair zur Nachlooſung zu laſſen oder nicht. 

Wer fi bei diefer Nachlooſung nicht freiloofet, if an Unfern Brigabe-Epef, 
Generalmajor von Both, abzuliefern. 

Der Ausloofungs- Behörde liegt es fodann ob, bie bei ihr und bei ber Orts— 
Bebörde abgehaltenen Protokolle ber Diftriftg- Behörde einzureichen, um bie Entlafjung 
ber ſtatt des Refraktairs — Perſon und eventualiter ben Freiſchein zu 
erwirfen. ‘ 

Sollte der Auggetretene aber * Militairdienſt unbrauchbar gefunden werden, 
ſo iſt ſolcher mit den Alten, der Orts⸗Behörde wieder zuzufenden; welde nun, nachdem 
fie die Unterſuchung in ben etwa nötigen Punkten vervollftändiget, acta an bie ihr 
vorgefeßte Unſere Juſtizkanzellei, in Roſtock an das dortige Sbergericht ad infor- 
mandum einſendet. 

Von dieſen Spruchbehörden ſoll ſodann zwar auf bie, in Unſerer Rekruti— 
rungs⸗Verordnung vorgeſchriebene Ziährige Zuchthauoſtrafe erkannt, jedoch ſolche, 
wegen eintretender Milderungsgründe, bis zu einer 14tägigen Gefänguißfirafe cum 
carena alternis. diebus abgemindert werben können. 

Gegen ein ſolches Erkenntniß iſt Diefenige Bertheidigung zuläffig, melde Unfere 
Verordnung vom 16. April 1821 in ähnlichen Fällen geſtattet, und iſt dabei, wie 
dorten vorgeſchrieben iſt, zu verfahren. 

Urkundlich sc. Gegeben ꝛ⁊c. Schwerin, ben 25. April 1823. 


Friederich Franz. 


2045. Gehörige unentgeltliche Viſirung der Urlaubspäſſe 
12. März 1825. 

Friederich Franz 2. Nachdem Wir die veränderte Einrichtung ber bisherigen 
militatrifchen Urlaubs⸗ Päſſe Henehmiget haben, befehlen Wir ſämmtlichen Civil⸗Obrig— 
keiten und Behörden in Unſern Landen hiedurch gnädigſt: auch dieſe neuen Urlaubs⸗ 
Päſſe der etatmäßigen Beurlaubten, gleich den Reiſe-Päſſen und Wanderbüchern der 
Handwerko-Geſellen, gehörig, jedoch unentgeltlich, zu viſiren, und bie etatmäßigen Be- 
urlaubten auch zugleich zur vorgeſchriebenen Producirung dieſer Urlaubs- Päſſe amu- 
haltei. Wornach ꝛc. Gegeben 20. Schwerin, ben 12. März 1825. 

Srieberihb Franz. i 
2046. Cartelconvention zwifchen deu deutfchen Bundesftanten. 
13. März 1831. 

Friederich Franz ıc. Da zmifchen den fonverainen Fürften und freien Städten 
bes deutſchen Bundes eine allgemeine Cartel-Convention vereinbart worden, und durch 
einftimmigen Beſchluß, während ber vierten bießjährigen Sikung ber Bundes-Brr- 
fammlung zu Frankfurt am Main unterm 10. Februar in der Faſſung, wie dieſelbe 
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ſich biernnter abgebrudt findet, zu einem alle Bundesflaaten verbindenden Bundes⸗ 
Geſetz erhoben iſt, ſo bringen Wir ſolches hiedurch zur Wiſſenſchaft Unſrer getreuen 
Unterthanen, und befehlen ſämmtlichen Orts⸗Obrigkeiten und Policei-Behörden reſp. 
‚unter Entbietung Unſers gnädigſten Grußes, gegen alle Deſerteure, welche aus irgend 
einem der Staaten des deutſchen Bundes in Unſre Lande austreten möchten, fortan 
mit der Auslieferung und ſonſtigen Behandlung genau nach dem Inhalte diefer all⸗ 
gemeinen Cartel-Convention zu verfahren. 

Urkundlid haben Wir dieſe Berorbaung unter Unſrer Behandzeichnung durch 
das officielle Wochenblatt bekannt zu machen befohlen. 

Gegeben 2c. Schwerin, ben 13. März 1831. 

Sriederih Franz 3 
Berorbnung 

zur Publication ber zwiſchen ben Staaten bes deut⸗ 


Shen Bundes abgeichloffenen allgemeinen Cartel: 
&onvention. 


Allgemeine Cartel-Eonvention zwifchen den Staaten des beutfchen Bundes. 


Die_fouverainen Fürſten unb freien Städte Deutſchlande haben in Folge bes 
Artikels XXIV. der in der Plenar-Berfammlung vom 9. April 1821. feftgeftellten 
Grundzüge der Kriegs-Verfaſſung bes deutſchen Bundes eine allgemeine Cartel-Eon- 
vention abgefhloflen, deren Beftimmungen in folgenden Artikeln enthalten find: 

Art. 1. Alle von den Truppen eined beutfchen Bundesftantes, ohne Unterfchied, 
ob felbige zu Provinzen gehören, welche im Bunbesgebiete liegen ober nicht, unmittel- 
bar oder mittelbar in die ſämmtlichen Lande eines Bunbesgliedes, oder zu deſſen 
Truppen, wenn dieſe auch außerhalb ihres Baterlandes ſich befinden, befertirende Mi- 
litairperfonen werden fofort und ohne befondere Reclamation an den Staat ausge— 
liefert, bem felbige entwichen find. Gleihmäßig werben auch alle Deferteure, melde 
in nicht zum Bundesgebiet gehörige Provinzen der Bunbesftaaten entweichen, an ben 
Staat ausgeliefert, dem felbige entwichen find. 

Art. 2. Ale Deferteur wird derjenige ohne Unterfchieb der Waffe angefehen, 
welcher, indem er zu irgend einer Abtheilung bes ſtehenden Heeres oder ber bewaffneten 
mit demſelben in gleihem Verhältniſſe ftehenden Landesmacht, nach ben gefehlichen 
Beſtimmungen jedes Bundesftaates, gehört, und durch feinen Eid zur Fahne verpflichtet 
ift, ohne Paß, Ordre oder fonftige Legitimation fih in das Gebiet eines andern 
Staates oder zu deſſen Truppen begiebt. 

Dfficiere niedern ober höhern Grades, wenn fi bei foldhen ein Defertiongfall 
ereignen jölte, find nur auf ergangene Requifition auszuliefern. 


Art. 3. Sollte ein Deferteur ſchon von einem andern Bundesftaate entwichen 
ſein, ſo wird er an ——— Bundesſtaat ausgeliefert, in deſſen Dienſte er zuletzt 
geſtanden. 

Wenn ein Deſerteur von einem Bundesſtaate zu einem fremden Staate, und von 
dieſem zu den Truppen eines andern Bundesſtaates entweicht, ſo wird er an den 
erſten Bunbeeitaat ausgeliefert, falls zwiſchen dem letztern und dem fremben Staate 
Fein Cartell befteht. 

Art, 4, - Nur folgende Fälle können bie Verweigerung oder Verzögerung ber 
Auslieferung eines Deferteurd begründen: 

a) wenn ber Deferteur zu dem Staate, mohin er entweicht, durch Geburt oder 

 rechtlihe Erwerbung — abgejeben von bem anderswo übernommenen Militair- 
bienfte — im Unterthansverbande ſteht, alſo mittelft der Defertion in feine Hei- 
math zurückkehrt; 

b) wenn ber Deferteur in dem Staate, in welchen er entwichen iſt, ein Verbrechen 
begangen bat, in welchem alle bie Auslieferung erft nad erfolgter Beftrafung, 
fo weit es thunli iſt, unter Mittheilung des Strofurtheils, jedoch ohne Anſpruch 
auf Erftattung der Unterfuchungs- und Arrefts$toften, flattfinden fol. Schulden 





716 Militairſachen. 


oder andere eingegangene Verbindlichkeiten geben dem Staate, in welchem er 

ſich aufhält, kein Recht, die Auslieferung zu verweigern. 

‚Art. 5. Die Verbindlichkeit der Auslieferung erſtreckt ſich auch auf bie Pferde, 
Sättel, Reitzeug, Armatur und Montirungsftüde, melde ber Deferteur mitgenommen 
bat, felbft in dem Halle, wo ber Deferteur nach Artikel A nicht, ober ae fofort aus- 
geliefert wird. 


Art. 6. Die Auslieferung gefhieht un den nächſten Grenzort, wo ſich entweder 
eine Militairbehörde oder ein Gensd'armerie⸗Commando befindet. 


Wird ein Deſerteur von einem Bundesſtaate ausgeliefert, der nicht unmittelbar 
an den Bundesſtaat grenzt, welchem der Deſerteur angehört, ſo wird derſelbe an die 
Militairbehörde des dazwiſchen liegenden Bundesſtaats, unter Erſatz der nothwendigen 
Auslagen, übergeben, von derſelben übernommen, die Unterhaltungskoſten deſſelben 
während des Transports beſtritten, und mit Beobachtung der ſonſtigen Beſtimmungen, 
dem Staate, dem er angehört, abgeliefert. 


Art. 7. Sollte ein Deſerteur der Aufmerkſamkeit der Behörden entgangen ſein, 
fo erfolgt die Auslieferung auf-bie erſte deßfällige Requiſition, auch wenn er in bie 
Militairdienfte des Staats, in den er entwichen, getreten ift, oder ſich daſelbſt anſäßig 
gemacht hat. 


Die Requiſitionen ergehen an bie oberſte Civil⸗ ober Militair-Behörbe ber Provinz, 
wodhin der Deferteur ſich begeben hat. - 


Art. 8. Die Unterhaltungskoften der Deferteure und ber mitgenommenen Pferbe 
werben bem ausliefernden Staate, von bem Tage ber Verhaftung an bis einfchliehlid 
den der Ablieferung, in dem Augenblid erflattet, wo der Deferteur abgeliefert wird. 


Defertenre und mitgenommene Pferbe, welche dem Bundesſtaate, dem fle ange- 
hören, zugeführt werden, werden auf dem Wege dahin in jebem Bunbesftaate wie 
einheimifche, auf dem Marſche begriffene Mannfchaften und Pferde verpflegt, und es 
wird für dieſe Berpflegung jebem Staate die nämlihe Vergütung geleiftet, welde 
dort für bie Derpflegung ber eigenen, auf bem Marfihe begriffenen Mannſchaften und 
Pferde voigeſchrieben iſt. Der Betrag dieſer zu vergütenden Auslagen iſt überall 
durch eine amtliche Beſcheinigung auszuweifen. 


In den Fällen, worin der Deſerteur durch verſchiedene Gebiete fortzuſchaffen iſt, 
muß von der ausliefernden Behörde jederzeit ein Transportzettel mitgegeben werden. 


Diejenigen Staaten, durch welche ber Deſerteur durchgeführt wird, haben bie erwach⸗ 





ſenen Unterhaltungskoſten vorſchußweiſe zu bezahlen, welche auf dem Transportzettel 
quittirt und ſo dem nächſtvorliegenden Staate in Zurechnung gebracht werden, welcher 
hierauf bei der Auslieferung den vollen Erſatz erhält. 

Art. 9. Unterthanen, welche Deſerteure und mitgenommene Pferde einliefern, 
erhalten folgende Prämie: 

Für einen Deſerteur ohne Pferd 8 Gulden Eonventiong-Münze. 

Für einen Deferteur mit Pferd ’ . 1 — — 

Für jedes Pferd ohne Mann . 8 — —_ 

Dbrigfeiten, welche einen Deferteur einliefern, erhalten Teine Hrämie, 

Art. 10. Außer ben Unterbaltungsfoften und ber Prämie darf nichts weiter, 
unter keinerlei Vorwand, er betreffe Löhnung, Handgeld, Bewachungs⸗ oder Fort⸗ 
Ihaffungs-Ktoften, gefordert werben, 

Art. 11. Allen Behörden wirb es zur firengen Pflicht gemacht, auf Deferteurc 
zu wachen. 
| Art. 12. Ale nad) ber Berfaflung ber Bunbesftaaten referve-, landwehr⸗ und 
überhaupt militairpflichtigen Unterthbanen, fie mögen vereibet fein oder nit, welde 
ohne obrigfeitlihe Erlaubniß in die Länder ober zu ben Truppen eines andern Bundes - 
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gliebes, fie mögen zum Bundesgebiete gehören ober nicht, übertreten, find der Aus- 
lieferung unterworfen, jedoch nur auf befondere Requifition ber competenten Behörde. 


Mit den Unterhaltungsfoften ift es wie kei ben Deferteuren von ben Truppen 
felöit zu halten. Eine Prämie wird aber nicht gezahlt. 


Art. 13. Allen Behörden und Unterthanen ift fireng zu unterfagen, Deferteure 
ober Militairpflichtige, welche ihre Militairbefreiung nicht hinlänglich nachweiſen können, 
zu Kriegsdienſten aufzunehmen, deren Aufenthalt zu verbeimlichen, oder Diefelben, um 
fie etwaigen Reclamationen zu entziehen, in entferntere Gegenden zu befördern. 


Auch ift nicht zu geftatten, daß eine fremde Macht dergleichen Individuen innerhalb | 


ber Staaten des deutſchen Bundes anmwerben laſſe. 


Art, 14. Wer fi der wiffentlichen Verhehlung eines Deferteurs oder Militair- 
pflichtigen eines andern Bundesſtaates, oder ber Beförderung ber Flucht deſſelben ſchuldig 
madt, wird nach Landesgeſetzen des Hehlers fo beflraft, ald wenn bie befertirenden 


oder austretenben Individuen dem Staate felbft angehörten ‚ in weldem ber Hehler 


wohnt. 
Art. 15. Wer Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur⸗ und Montirungsftüde, 


welche ein Deferteur aus einem andern Bundesſtaate bei feiner Entweihung mitge- 


nommen bat, an fi bringt, hat felbige ohne Erfah zurüdzugeben, und wird, wenn 
er wußte, daß fie von einem Deferteur berrührten, eben fo beftraft, als wenn jene 
Gegenftände dem eigenen Staat entwanbt wären. 


Art. 16. Eigenmächtige Berfolgung eines Deferteurs ober austretenden Militairs 
pflichtigen über bie Grenze ift zu unterfagen. Wer fi folde erlaubt, wirb verhaftet 
und zur gefeßlichen Beitrafung an feine Regierung abgeliefert. Als eigenmädhtige 
Berfolgung ift aber nicht anzujehen, wenn ein Commanbirter in bas jenfeitige Gebiet 
abgefandt wird, um der Ortsobrigkeit bie Defertion zu melden. Der Gommandirte 


darf fi aber an bem Deferteur nicht vergreifen, wibrigenfalls er, wie vorermähnt, 


zu betrafen ift. 

Art. 17. Jede gewaltfame ober heimliche Anwerbung in anderem Territorium, 
Berführung zur Defertion oder zum Austreten von Militairpflichtigen ift in dem 
Staate, mo folde gefchiebt, nach ben Oeſetzen deffelben zu beftrafen., Wer fidh der 
Beitrafung durch bie Flucht entzieht, oder von feiner Deimath aus auf obige Art auf 
jenfeitige Untertfanen zu wirken fucht, wird, auf besfällige Requifition, in feinem 
Lande zur Unterfuhung und gejehlihen Strafe gezogen. 


Art. 18. Allen vor Abſchluß biefer allgemeinen Cartell- Convention befertirten 
ober ausgetretenen, in ben Artikeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten, Individuen wirb 
eine Amneflie dahin zugeflanden, dag fie für ihre Perfon, entweder unter nicht zu 
verfagender Entlaffung aus fremden Militairdienften, oder nnter der Freiheit, barin 
zu verbleiben, wenn fie ihren Wunſch be&halb binnen der Frift eines Jahres erklären, 
frei und unangeforhten, jetzt oder Fünftig, ihre Deimath wieder befuchen bürfen. 
Denn fie in ihre Heimath zurüdfehren, treten fie jedoch in biejenige Verbindlichkeit 
zum Militairdienſt ein, welde daſelbſt noch gejeglih für fie fortbefteht. Auch ge- 
langen fie wieder zur freien unb unbejchränften Berfügung über ihr dort befindliches, 
jegiges ober zufünftiges Vermögen, in fofern daſſelbe nicht burch Geſez und Ausſpruch 
ber competenten Behörde bereits ber Gonfiscation anheim gefallen if. 


Art. 19. Die Bunbesglieder machen ſich verbindlich, Feine beſonderen Cartelle 
unter, ſich beſtehen zu laſſen, oder von nun an einzugehen, deren Beſtimmungen mit 
den Grundſãtzen dieſes allgemeinen Cartels in Widerſpruch ſtehen. 


Art. 20. Vorſtehende Cartell⸗Convention tritt vom heutigen Tage an in volle 
Wirkſamkeit. 


Frankfurt am Main, den 10. Februar 1831. 


+‘ 
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2047. Zuſatzartikel zu ber vorſtehenden Gonvention. 
7. Zulins 1832. 

Friederich Gans ꝛc. Bir bringen den bhierunter abgedrudten, von Seiten 
ber deutſchen Bundes-Verſammlung zu Aranffurt a, M, in deren 17. Sitzung vom 
17. Mai d. J. gefaßten Beſchluß wegen mehrerer,. bei der allgemeinen Cartel-Con- 
vention zwifchen den Staaten des deutſchen Bundes vom 10, Februar 1831 entftandenre 
Zweifel, und wegen Verlängerung des im 18. Artikel diefer Convention feſtgeſetzten 
Amneftie-Terming, hiedurch zur Kenntniß Unferer Unterthanen, und befehlen allen 
Behörden, welche es angeht, ſich vorkommenden un darnach zu richten, 

Urkundlih sc. Gegeben ıc. Schwerin, den 7. Zulius 1832, 

Srieberid Sranı. 


Beſchluß. 

1) Nach ben Beſtimmungen des Artikels 9 ber Cartell⸗Convention vom 10. Febr. 
1831 können Gendarmen, Polizei-Diener, Militair- ober Sicherheits-Wachen, und 
überhaupt alle obrigfeitlihen Perfonen und Diener, fofern in ihrer Dienftobliegenheit 
die Wachſamkeit auf alle verdächtigen Inbividuen liegt, Feine Prämie anfpreden, 
wenn fie Deferteure, oder von dieſen mitgenommene Pferde einliefern. 

2) Allen vor Abfchlug der allgemeinen Gartell-Convention defertirten oder aus⸗ 
getretenen, in ben Artikeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten Individuen, fie mögen zu - 
den Truppen oder in die Lande eines Bundes-Gliedes übergetreten, ober daſelbſt ber 
ihnen obliegenden militairifchen Dienftverbindlichkeit ausgewichen fein, kommt bie im 
18. Artikel zugeſicherte Amneftie zu. 

3) Die am 10. Febr. d. J. abgelaufene einjährige Frift, binnen welcher fih 
biejenigen, denen die Amneflie zugeftanden wird, in Gemãßheit des Artikels 18 der 
Cartell⸗Convention zur erklären haben, iſt durch ben in der 11. dießjährigen Sitzung 
gefaßten Beſchluß vom 5. April d. I. an gerechnet auf weitere 6 Monate — ſonach 
bis zum 5, October 1832 — verlängeft worden. In Abſicht auf Defertenre, bie 
fih in ben überfeeijchen Befigungen einer europäifhen Macht befinden, welche zugleich 
Bunbes-Regierung ift, wird Die angemeffene Verlängerung bes Amneſtie-Termins dem 
billigen Ermeſſen der Regierungen überlaſſen. 

4) Den in die Militairdienſte eines anderen Bundes⸗ Gliedes übergetretenen Sin» 
dividuen fleht frei, in denſelben zur Ausbienung ihrer eingegangenen Capitulation zu 
verbleiben, ober aus denfelben zu treten, in welchem legteren Falle ihnen bie Entlaffung 
nicht verweigert werden barf. 

Die Regierungen werben ben Militair-Behörben auftragen, ihre Untergebenen mit 
dem Art. 18 der Gartell-Convention und beffen Erweiterung bekannt zu machen, und 
Diejenigen Perfonen, welche die Wohlthat ber Amneſtie anfprechen wollen, haben binnen 
ber noch bis 5. Octbr. 1832 verlängerten Srift ihrer vorgefegten Militair-Behörbe 
ihre Erflärung zu Protofoll abzugeben, wibrigenfalls ihnen vor Ablauf der freimillig 
übernommenen Dienftzeit die Entlaffung verfagt werden Tann. Von biefer frei zu 
Protocol gegebenen Erklärung ift Die Mittheilung an die Heimaths⸗Bebörde zu machen. 

5)- Bei den Sindividuen, Die in das Gebiet einer nicht zum Bunde gehörigen 
Macht befertirt find, und fih von da in Bundesgebiet begeben haben, von welchem fie 


. zurüdfehren wollen, wird es ber Beurtbeilung ber betreffenden Regierung überlaflen, 


in wiefern ſie nach den hiebei obmwaltenden Berhältniffen bie Wopithat der Amneſtie 
nad Art. 18 auf biefelben anwendbar erachtet, 

6) Die in dem Art. 18 zugeficherte Amneftie, beren Frift durch ben Bundes- 
Beihlug vom 5. April d. J. bie ‚zum 5. Octbr. 1832 verlängert worben ift, fteht 
ben betreffenden Individuen auch in Dem Falle zu, wenn fie in folde Staaten ber 
Bundes⸗Glieder entwichen ſind, mit welchen ſchon früher BEIOEDENE, Cartelle beſtanden 
haben. 

7) ©egenwärtiger Beſchluß fol öffentlich bekannt gemadht, auch in den Bundes⸗ 
Staaten in den Amtsblättern und Geſetzſammlungen aufgenommen werben, 
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2048. Bon ben Prämien für die Ergreifung von Deferteuren und 
Nefractairen. 12. Apr. 1838. 

Wir Paul Friederich 2c. Finden Uns, in Beranlaffung vorgefommener Zweifel 
über die Gültigfeit ber Verordnungen, welde für die Ergreifung von Deferteuren und 
Refractairen Prämien zufihern, bewogen, hiedurch zur Nachricht und Nachachtung 
befannt zu maden: daß nur die von Unſers in Gott rubenden Herrn Großvaters 
Großherzogs Friederich Franz Königl. Hoheit und Gnaden unterm 13. Julius 1810*)” 
erlaffene. Beflimmung Tünftig zur Anwendung kommen kann, alle übrigen besfallfigen 
Verordnungen mithin ausbrüdlich hieburd aufgehoben fein Tolen, Wornach 1. Ge= 
geben 2 ic. Schwerin, am 12. April 1838. 

Paul DERSVELIG. 


) Es ift hier aller Wahrfcheintichkeit nach bie oben ‚pag- 708. unter Rummer 2030 fid 
befindenbe Berorbnung vom 13. Julius 1820 über diefen Gegenftand gemeint. 
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Alphabetifche Folge der einzelnen Materien, 


welche in den erften beiden Bänden diefer Sammlung vorkommen. 


(Da diefer Geſetzſammlung nad) ihrer Vollendung vollftändige Sach⸗ und Annalregiſter 
beigegeben werden, ſo iſt das gegenwärtige kleine Regifter über die einzelnen, in den jegt fer: 
tigen beiden erften Bänden vorkommenden Materien nur als ein interimiftifches anzufehen. 
Daffelbe wird jedoch nicht bloß zur Auffindung der einzeinen Materien, fondern auch zu ber 
der einzelnen Geſetze volllommen ausreichen, da innerhalb ber einzelnen Materien bie eins 
zeinen Gefege durchaus chronologifch geordnet und mithin ohne alle Schwierigkeit aufzufinden 
find, auch überdies allenthalben, wo es zur leichteren Drientirung notbwendig erfchien, der 
Inhalt der einzelnen Gefege felbft in diefem Regiſter ſich angegeben findet.) 


Abſchoß. 
Actenverfhidung . 
Adminiſtrativſachen ſ. Juflizſachen. 
Advocaten . 
Amtlihe und amtagerichtliche Sehen, deren. Grenze 

ſ. auch Juſtizſachen. 
Amtsbauweſen 
Amtsrechnungsweſen . 
Amtsſporteln, außergerichtliche 
Anaſtaſiſches GOeſetz, Aufhebung und Einrede aus demſelben 
Anleihen auf die für die Wollmärkte gelagerte Wolle . 
Anmweifungen und Arrefte auf Stipendien . — 
Armenrechtsorduung. > : — 
Arreſte ſ. Anweiſungen. 
Auctionen. 
Ausland ſ. Beſtrafung. 
Ausſpielungen 


Beſtrafung im Auslande ——— N ; 
Beurlaubte . — 
Beweis im Civilproceß 
Briefſportotaxe, Beflimmungen au Berflen : i A 
Bübner in den Domainen : : i 


Cameralſachen 


o 
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Ceſſionen, Gultigkeit derſeiben aeg | bie Anfprüde hypethelari 
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Civilproceß. 


Beſtimmungen wegen des Verfahrens in demfelben 


ſ. au Zuftigfachen. 
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Civilrecht. 
ſ. auch Juſtizſachen. 
Collateralſteuer ſ. Erbſteuer. 
Competenz f. Forum. 
Concursrecht und Concursproceß 
Priorität der Forderungen . 
BVerfauf der Concursgüter. 
Concurgfoflen . 
ſ. auch Snbulte. 


Contribution ſ. Steuern. 


Couriere 
Creditweſen des regierenben Haͤuſes, desſin ar vau- und 
Grundgeſetz 


Criminalrecht und Criminalproceß 
Criminalgerichte, Verhältniſſe der einzelnen und zu 


einander . . . . 
Griminalgerihtösrbnung : : 
Criminalproceffualifche Beſtimmungen 
Criminalpolizeiliche Beſtimmungen 


Criminalgerichtspflege, Conventionen mit auswärtigen 
Staaten wegen derſelben 

ſ. auch Beſtrafung, Diebſtahlsgeſetz, Forum, Gerichts= 
folten, Rechtsmittel, en. 
Curatelſachen 


Depoſitenweſen 
Deferteure . i ; — 
Diebſtahlsgeſetz 
Domanialfaden . ; 
Domanialbeamten, deren Berhältniffe 


Domansaleingefeffene . : : 

Domanialpädhter 

Domainen, deren Umfang, "Veräußerung und Ber- 
pfändung . 


f. auch Amt, Büdner, Grebitwefen, Einlieger, Grbpädter, 
Freizügigkeit, Sremde, Hauswirthe, Hufenftand, Incame⸗ 
rirte Güter, Sammeringenieure, Landgeſtüt, Landwirth⸗ 
ſchaftliche Beſtimmungen, Pferdezucht, Polizeiliche Be⸗ 
ſtimmungen, Rechnungsweſen, Reluitionscaſſe, Salz» 
zwang. — 


Edeliche Gütergemeinſchaft, Aufhebung an — der a" 


Einlieger in den Domainen . . 

Erbpächter in den Domainn .  . i j ' R 
ſ. auch BR ea: 

Erbſchaftsſachen . j ; i i : 

Erbfteuer $ n ; ; A Be 
— Roſtodſche 

Eſtafetten . % ; 

Execution . : ee ; 2 } 

Erpropriationdgefehe be. 26 : ä ; : 

Extrapoſte. — 
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Fideicommiſſe 
Forderungen, heffen- caſſelſche an Medlenburger, Ubergang der⸗ 
ſelben auf den Kaiſer der Franzoſen 
Forſtſachen . 
| Forſiofficianten, Verhãltniſſe derſelben 


Forſtſachen, Fan zur Gefhäftsordnung in in‘ 


denjelben 


Forſtnebenproducte, zu verfaufende und unentgeti 
abzugebende . . 


Forsten, Erhaltung und > Bermeprung beiſehen 


Forſtfrevel | 


Forſtfrevelgeſetz. 
Forſtbauweſen —— 
ſ. auch Holz, Torf. 
Forum in Civilſachen A ; 
in Criminalſachen 
Freizügigkeit in den Domainen 
Fremde, Aufnahme derſelben in den Domainen 


Gebühren ſ. Amtefporteln. 
Geldportotare 
Gerichtsgebühren in Civilfachen 

Gerichts⸗ und Unterfuchungsfoften in Griminalfachen 

f. auch anne Concurs. 

Gerichtsordnungen . s 
Gerichtsſtand f. Forum. 
©efinderedht . N ; 
Grundſtücke, ſiädtiſche zu Schwan, deren Theilbarfeit 2 ; 
Gütergemeinſchaft ſ. Eheliche. 
Hauspertinenzen 
Hauswirthe in den Tomainen . 
Heſſen⸗Caſſel |. Forderungen. 
Holz, aus den Forſten zu verkaufendes und ——— ab⸗ 


zugebendes. 
Holz, Controle des Berehr mit it Demfelben , 
Holzfällungen | . i 
Holzpreiie . ; i B ; . 
Hufenftand ber Domainen i ; 


Oypothefenwefen, allgemeine Scfimmungen ; 
ſtädtiſches 
ni R ’ . R 


der Erbzinsleute und Biber . en 


in ben Domainen . 
in den ſtädtiſchen Kämmereis unb Defonomiegütern 
in den ritterfchaftlichen Beſitzungen 
in den Befigungen der Lanbesflöfter . 
ſ. auch Ceſſionen. 


Ja agbfachen . ; j 
Jagbfrevelgefeh i ; ; . 
Impfe . Fe 


Impoſte auf Branntwein 
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Sincamerirte Guter j : ; ’ ; 
Indulte, allgemeine . 5 : . . 
Snjurienklagen, wann fie unftatthaft j i 
. Snterimsordnung, — ee in den Wisnarſgen Ge- 
richten + ; 
Juſtizſachen . 
Juſtiz⸗ und Adminiſtrativſachen, ünterſchied berfelben 
f. auch Amtlihe und amtögerichtlihe Sachen, Juſtizſachen 
2 f. auch Actenverſchickung, Advocaten, Anaftafiihes Gefeg, 
Anleihen, Anweifungen, Armenrehtsordnung, Auctionen, 
Ausfpielungen, Beftrafung, Beweis, Civilrecht, Eivilproceß, 
Concurs, Ereditwefen, Criminalredbt, Guratelfachen, Des 
pofitenwefen, Diebftahlagefeh, Eheliche Gütergemeinſchaft, 
Erbſchaftsſachen, Erecution, Erpropriationsgefek, Fidei- 
commifle, Forderungen, Forum, G©erichtögebühren, Ge- 
richtsordnungen, Geſinderecht, Grundflüde, Hauspertinen= 
zen, Hypothekenweſen, Injurienklage, Interimsordnung, 
Kriegsſchäden, Leibeigenſchaft, Lotterielooſe, Mora, No—⸗ 
tarien, Oberappellationsgerichtoordnung, Patrimonialge- 
richtsordnung, Procuratoren, Rechtsmittel, Retractsredt, 
Reluitionscaffenpapiere, Richter, trafen, Trinitatiszah- 
lungstermine, Vormundſchaftsſachen, Wismar, Zinsthaler. 


Kalenderſtempel. 


Stammeringenieure . . — 
Kammerſachen 
Kartenſtempel 
Kriegsrecht, neues. 


Kriegeſchäden, Vachtremiſſion wegen berſelben 
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Land geſtüt ie i ; 
Sanbwirthfcaftliche Beſtimmungen für die Domainen N R 
Leibeigenfchaft, Aufhebung berjelben ; 
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——— 
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Militairfachen A : 5 ’ i . 
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derſelben 


ſ. auch Beurlaubte, Deſerteure, Kriegerciht, Kriegsſchäden, 
Recrutirungsſachen, Refractaire, Service. 
Mora, Eintritt derſelben bei beſtimmter Erfüllungszeit . 


Neotarin . z 


Oberappellationgerichtserdaung von 1818 
von 1840 


Winter ſ. Domanialpächter. 
Packetportotaxe 
Papierftempelfteuer . j ; i . ; . 
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Paſſagiergeld — u 8 0. . ı Band I, pag. 647 


Patrimonialgerihtsorbnung — 1, — 243, 
Pferdezucht in den Domainen . ; ; ; I — 207. 
Polizeilihe Beftimmungen für bie Domainen : ; i — J — 215. 
Poftfachen . : ; F — 1, — 591. 
Poſtofficianten, Berbältniffe derſelben — IL, — 591. 
Beilimmungen zur Saar uns im voſmeſer — . l, — 594. 
-Doftdefraudationen . ; N — L— 92. 
Poſtverlag — L, — 629. 
Poſttaxe. — J, — 631. 
NPoſtfreiheiten . — I, — 689. 
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ſ. u Briefportotare, Couriere, Eftafetten, Extrapoſten, 
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— in den Domafnen ; z I, — 19. 
Service ; ä 5 — Il, — 655. 
Spiel f. Ausfpielungen ; 
Steuerſachen — 1, — 335. 
Ordentliche ftäbtifche Steuer — 1, — 335. 
Steuer- und Zollfreiheiten — I, — 389, 
Ordentlihe Steuer ber Ritterfchaft — I, — 39, 
Drdentlihe Steuer des Domaniums — IL — 405. 
Steuerverhältniffe der Stadt Roftod — I, — 224. 
Außerordentliche Contribution — I, — 42. 
Steuerverhältniffe zu Preußen und zum Beutfäen 
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Steuerverhältniffe e zum Holſteinſchen Zollverband F — 1, — 567. 
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Verbrechen und Vergehen . Band Il, pag.515. 
ſ. auch Beſtrafung. 


Vormundſchaftsſacheeee. — H, — 144. 
Wismar, Ungültigfeit der von 1648 bie 1803 ergangenen 
mecklenburgiſchen Geſetze für dasſelbe — 1, — 7 
ſ. auch Interimsordnung. ” i 
Wollmärkte f. Anleihen. 
Zeitungedebit ber Poſtämter. F — 1, — 685. 
Zinethaler, fechster : : j ‚ — I, — ı. 
Zolfaden . ; ar de ; — 41, —' 569. 
Zollſätze. — l, — 572. 
Zollfreiheiten — l, — 572 
Zolftraßen — 1, — 579. 


f. auch Impoſte, Steuer- und Bollfreiheiten. 
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